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Die Bedeutung der Landwirtichaft liegt aber aud) darin, daß fie eine jo große Zahl von 
Menſchen direkt bejchäftigt und ernährt. Auf niedrigen Kulturjtufen, auf welchen Handel 
und Gewerbe noch wenig entwidelt jind, widmet ſich der bei weitem größte Teil der ge- 
jamten Bevölkerung dem Landbau; mit fteigender Kultur pflegt die landwirtichaftliche Be- 
völferung relativ inımer mehr abzunehmen, twenngleich ihre abjolute Höhe unter normalen 
Berhältnifjen wächſt. Es hängt dies unter anderem damit zufammen, daß bei fteigender Kultur 
der Bedarf eines Volkes an den Erzeugnijjen anderer Gewerbe ftärfer zunimmt als der Be- 
darf an landwirtſchaftlichen Produkten; ferner damit, daß in der Landwirtichaft jelbit die 
menichliche Arbeit vielfach durd) die Arbeit von Tieren oder Majchinen erjegt wird. Aber 
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auc bei dem heutigen Stande der Entwidlung bejchäftigt der Landbau überall mehr Men- 
ſchen wie jedes andere Gewerbe. 


Nach der am 5. Juni 1882 veranftalteten Berufsftatiftit') kamen von der gelamten Be: 
völterung des deutſchen Reichs auf: 


A. Land- umd Forſtwirtſchaft, Tierzucht und Fifcherei . . . 19225455 Perſonen. 
B. Induſtrie, einichlieglich Bergbau und Bauweien. . -» . 16058080 5 


C. Handel und Verkehr, einſchl. Gaft: und Scankwirtihaft. 4531 080 2 
Summe A-ÜC 39814615 Berionen. 
D. Häusliche Dienitleiftung und Lohnarbeit wecjelnder Art 938 294 Pr 
E. Militär, Militär und Fivilverwaltung u. f.w. . . . . 2222982 2 
F. Ohne Beruf, in der Berufsvorbereitung Begriffene, An— 
rn Bet JE 


ftaltsinfaffen u. ſ. m. 5 >. 
Summe A-—F 45222113 Berjonen, 

Unter Nichtberüdfichtigung der Gruppen D—F, bei deren Angehörigen der Beruf entweder nicht 

genau feitgeitellt oder ein Öffentlicher oder ein vorübergehender (bei den gemeinen Soldaten) ift, 

beträgt die der Land» und Foritwirtichaft, der Tierzudt und Fiſcherei obliegende Bevölkerung 

nahezu die Hälfte der Geſamtbevölkerung bes deutichen Neiches (genau 48,28”), während 51,72% 

auf alle übrigen Gewerbe und den Handel fallen. 

In Frankreich fielen nah der Zählung des Jahres 1881 von 37405290 Bewohnern 

18 249 209 auf die Landwirtihaft; in England und Wales famen in dem nämlichen Jahre 

nur 1883184 befhäftigte Perfonen auf die Landwirtſchaft, dagegen 6 373 367 auf Gewerbe und 

Induſtrie und 980128 auf den ——— In Italien betrug 1871 die Zahl der in der Land— 

und Forfiwirtichaft jelbitthätigen Perſonen 8 738 565, dagegen die Zahl der in Induſtrie, Handel 

und Verkehr beichäftigten Berfonen nur 3757141. In den Wereinigten Staaten Mordame— 

rika's entficlen nad der Aufnahme des Jahres 1880 von je 100 erwerbsthätigen Perjonen 44,1 

auf die Kandwirtichaft ?). 

$ 2. Die Thatjache, daß auf höheren Kulturſtufen die ftädtiiche und indujtrielle Bevölfe- 
rung ſtärker zunimmt als die landwirtichaftliche, wird bejonder® durch die Eigentüm— 
lichfeit des landwirtichaftlichen Gerwerbes bedingt, daß dasjelbe feiner beliebigen Ausdeh— 
nung fähig ift. Die Landwirtihaft fann ſich auf einem bejtimmten Gebiete nur jo weit er: 
jtreden, al& fulturfähiger Boden zur Verfügung fteht. Während bei den meiften übrigen Ge- 
werben der Umfang der Produktion fich nach dem Umfang der Nachfrage richtet, wird bei 
der Landwirtichaft der Umfang der Produftion bejtimmt und begrenzt durch die Ausdeh- 
nung und Fruchtbarkeit des fultivierbaren Bodens. Iſt in einem Lande die ganze kultur: 
fähige Fläche in Anbau genommen, jo wird eine Steigerung der Produktion bloß dadurd) 
möglich, daß man durch intenfivere Kultur den Ertrag jeder einzelnen Bodenparzelle zu ver- 
größern jucht, was jedoch nur in gemifien, ziemlich engen Grenzen möglich) und auch nur 
ganz allmählich erreichbar ift. Diefe Thatjache hat für das ganze wirtjchaftliche Leben des 
Volkes eine weittragende Bedeutung. 


Die Landwirtichaft erzeugt die wichtigften Lebensbebürfniffe, namentlich faſt fämtlihe Nah: 
rungsmittel für die Menſchen. Jede Vermehrung der Bevölkerung ift daher an die Bedingung 
geknüpft, daß ſeitens der Yandwirtichaft eine entiprechende Erhöhung der Produktion erfolgt oder 
vielmehr bereits erfolgt ift. Denn jobald die Bevölkerung fich vermehrt hat, müffen die für die: 
jelbe notwendigen Nahrungsmittel auch bereits vorhanden fein, da landwirtichaftliche Produkte 
ihrer Natur nach fich nicht plöglich oder in kurzer Friſt herſtellen laſſen. 

Der gleiche Umftand wirkt auch wejentlich beitimmend auf die Preiſe der landwirticaftlichen 
Produkte ein, namentlich joweit diejelben aus Nahrungsmitteln für Menichen oder Tiere beitehen. 
Die Nachfrage nad) dieſen ift durch den Umfang der Bevölkerung beitimmt gegeben, Mag der 
einzelne Menſch auch feine Konjumtion an Nahrungsmitteln zeitweilig etwas ausdehnen oder ein- 
ſchränken, jo erhält fi) doch im großen und ganzen bei gleicher Bevölferung in demielben Lande 
aud der Konfum an Nahrungsmitteln auf der gleihen Höhe. Bleibt num in einem einzelnen 
Jahre oder gar in mehreren auf einander folgenden Jahren aus Veranlaſſung ichlechter Ernten 
die landwirtichaftliche Produktion hinter der früheren durchſchnittlichen Produktion zurüd, jo muß 
der Preis der Nahrungsmittel ungewöhnlich ftarf fteigen, während beionders reihe Ernten ein 


1) Statift. Jahrbuch für das deutſche Reich. | wirtichaftliche Zuftände in England. ©. 8. f. 
V. Jahrg. 1884. S. 10. ©. 170. Th. Eheberg, Agrariſche Zu— 

2) F. Fehr. von Rei penjt ein, Die Yand- | ftände in Ftalien. ©. 8. f. ©. 29. ©. 121. 9. 
wirtichaft und ihre Lage in Franfreih. S.8.f. Sering, Die landwirtichaftliche Konkurrenz 
S. 10. ©.16. EN 1 Agrariiche und land- Nordamerikas 2c. 1887. S. 176. 
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eben ſolches Sinken der Nahrungsmittelpreife bedingen, Bei entwidelten Verkehrsverhältniſſen 
fann ja durch die überflüffige Produktion des einen Landes die mangelhafte Produktion eines 
anderen Landes ausgeglichen werden. Hierdurch wird aber die Gültigkeit des allgemeinen Ge— 
feßes nicht beeinträchtigt, dab der Nücdgang oder die Vermehrung der Bevölkerung direkt ab: 
bängig find von dem Umfang der landwirtichaftlihen Produktion und daß deshalb die Preiſe 
der landwirtichaftlihen Erzeugnifie in viel ftärkerem Grade fteigen oder fallen, als die jeweilig 
produzierte Menge derielben zus oder abgenommen hat. Diejed Gefeg ift von großer Bedeutung 
ſowohl für die Organifation des Iandwirtichaftlicen Betriebes wie namentlich für die Stellung, 
welde Staat und Geſellſchaft der Landwirtichaft gegenüber einzunehmen haben. 

Auf niederen Kulturftufen und bei dünner Bevölkerung pflegt immer nur ein Teil des 
kulturfähigen Bodens eines Landes für die landwirtichaftlihe Produktion nugbar gemacht 
zu werden. Je mehr die Bevölkerung wächſt und demgemäß der Bedarf und die Nachfrage 
nad Nahrungsmitteln und fonftigen unentbehrlichen Erzeugniffen der Landwirtichaft zuneh: 
men, dejto mehr erweiſt jich die Heranziehung bisher unfultivierten Bodens zur landwirt— 
ſchaftlichen Produltion ald notwendig und zugleich lohnend. Dabei entipricht es der Natur 
der Berbältnifje, daß zunächſt die ertragreicheren Ländereien, jpäter die weniger ertragreichen 
der Kultur unterworfen werden. Der Menſch kann jich ja wohl einmal in der Beurteilung 
der vorausfichtlichen Ertragsfähigkeit eines Stüd Landes irren; gewöhnlich aber befißt der 
Aderbauer hierüber ein annähernd ficheres Urteil und gibt demzufolge bei der Urbarmachung 
von Neuland ftet3 dem ertragreicheren Lande den Vorzug vor dem weniger ertragreichen. 

Die bier a mr Behauptung fcheint jo einleuchtend, daß fie eines ausführlichen Beweiſes 
nicht bedarf, Dennoch wird dieſelbe von Vielen beftritten; ihr bedeutenditer Gegner war der 

im Jahr 1879 verftorbene amerikanische Nationalöfonom Carey, welcher aud in Deutichland 

eine große Zahl von Anhängern fand. Carey hat den Verfuc gemacht, den ausführlichen hiſto— 

riihen Beweis zu liefern, daß die Menſchen bei der Eroberung eines Landes für die landwirt— 
ſchaftliche Kultur nicht den ertragreidhiten, jondern den weniger ertragreichen Boden zuerit in 

Angriff nehmen. Seine Abſicht war, hiedurd die von Ricardo aufgeitellte Theorie über die 

Grundrente *) zu widerlegen. Die Carey'ſche Beweisführung ift aber als mißlungen zu betrachten. 

Garen faßt den Begriff „fruchtbar“ in naturwiflenichaftlibem Sinne auf, während es bei der 

Grundrente auf die wirtihaftlice Fruchtbarkeit (Produktivität) ankommt. Es fann ein Boden 

ehr fruchtbar, d. h. nach feiner phyſikaliſchen und chemifchen Beichaffenbeit zu einer reichlichen 

Hanzenprobuftion fehr geeignet fein, alfo einen hohen Nohertrag gewähren, trogdem aber einen 
eringeren reinen Ertrag abwerfen, d. h. die verwendeten Arbeitsleiitungen und Stapitalien ſchlechter 

Bezahit machen als ein anderer Boden, welcher feiner Zufammeniegung nach weniger fruchtbar 

ift, d. b. geringere Mengen oder Werte an landwirtichaftlihen Produkten erzeugt. Die Urfache 

diejer für den erften Anblick auffallenden Erjcheinung liegt zumeift darin, daß gerade die ihrer 

Zufammenfegung nach fruchtbarſten Böden häufig der Urbarmachung die größten Schwierigteiten 

entgegeniegen. Sie pflegen in Niederungen oder Thälern zu liegen und an Verſumpfung zu 

leiden. Die Fortihaffung und dauernde Fernhaltung des Waflers erfordert dann einen jo großen 

Anfivand, dab es vorteilhafter ift, Grundſtücke von geringerer natürlicher Fruchtbarkeit, welche 

aber zugleich der Urbarmachung geringere Schwierigkeiten bereiten, zunächit in Anbau zu nehmen, 

Je mehr die Bevölkerung und damit die Nachfrage nad landwirtichaftlichen Produkten 
wachien, dejto notwendiger und vorteilhafter wird es, auch die von Natur wenig fruchtbaren 
Grundftüde der Kultur dienftbar zu machen. Es gibt faum ein Stüd Land, welches jo un: 
fruchtbar wäre, daß es nicht in irgend einer Weije landwirtſchaftlich benugt werden könnte; 
es jei denn, daß außergewöhnliche klimatiſche Berhältniffe die Produktion von Pflanzen über: 
haupt unmöglich machten. In der preußiichen Monarchie nach dem Gebietsumfang vor dem 
Jahre 1866 betrug der Umfang des Unlandes, d.h. derjenigen Ländereien, welche gänz— 
lid) ertragslos waren, nur 0,2% der Gejamtfläche *). 


Iſt einmal in einem Lande fämtliher fulturfähiger Boden zur landwirtichaftlichen Benugun 
herangezogen, jo kann eine Steigerung der Geſamt-Produktion nur in der ge erfolgen, da 
man die einzelnen Flächen ertragsfähiger zu machen jucht, und zwar ſowohl direkt durch Er- 
zeugung von mehr oder wertvolleren prlanzlihen Produkten als auch indirekt durch eine zweck— 
mäßigere Verwertung eines Teiles diefer Produkte vermittelit Verfütterung derjelben an die land» 


3) ©. darüber die nähere Erörterung im Hdb. \nach dem Gebietsumfang vor 1866. Band IV, 
Band I Abh. XI ©. 664 ff. insbeſ. ©. 688. ©. 119, 

4) U. Meitzen, Der Boden und die landwirth- | Nähere Angaben über die Arten der land» 
ſchaftlichen Verhältniſſe des preußischen Staates | wirtichaftlichen Bodenbenugung folgen jpäter. 
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wirtſchaftlichen Nutztiere oder vermittelſt ihrer Verwandlung in techniſche Fabrikate (Spiritus, 
Stärke, Zucker 2c.). Dies ift die Aufgabe der landwirtſchaftlichen Produktion in allen den: 
jenigen Kändern, welche feine bedeutenden Flächen unfultivierten Bodens mehr zur Dispofition 
haben. &3 unterliegt auch feinem Zweifel, daß jelbft dort, wo die Landwirtſchaft am weiteiten 
fortgeichritten ift, durch vermehrte Anwendung von geiftiger und körperlicher Arbeit ſowie von 
Stapital eine, die jeßige bei weitem überfteigende Sefanıt- Produktion erzielt werden kann. 


$ 3. Zur Landwirtihaft im weiteren Sinne gehört die ganze, auf Erzeugung pflanz- 
licher und tieriicher Produkte gerichtete Thätigkeit des Menſchen; vor allem aljo Acker-, 
Garten: Wiejen- und Weidebau, ſowie die Viehzucht, wobei unter legterer, dent ge- 
wöhnlichen Sprachgebraucd; zufolge, die Zucht und Pflege der landwirtichaftlichen Nuptiere, 
aljo namentlich von Pferden, Rindvieh, Schafen, Schweinen, Ziegen und Geflügel zu ver: 
ftehen iſt. Im weiteren Sinne gehört aber zur Landwirtichaft noch die Holzzucht, aljo 
der Waldbau oder die Forftwirtjchaft; es gibt ja auch, mit Ausnahme etwa der ganz 
kleinen Güter, faum einen landwirtichaftlichen Betrieb, der ſich nicht in irgend welchen Um: 
fang mit der Holzzucht beichäftigte. Indeſſen wird die Forjtwirtichaft auf dem größten Teil 
des ihr getwidmeten Areals abgejondert und ohne direkten Zuſammenhang mit Aderbau und 
Viehzucht betrieben, jo daß man fie als einen bejonderen Zweig der Produktion betrachten 
und behandeln kann. Zu der Landwirtichaft im engeren Sinn gehört daher die Forft: 
wirtichaft nicht. Ebenjo wenig ift zu jener zu rechnen die Fiſchzucht, wenngleich diejelbe 
häufig in Verbindung mit der Yandwirtichaft betrieben wird °). 

Auch der Garten ban, einſchließlich Obſt- und Weinbau, gehören im weiteren Sinne 
zur Landwirtſchaft. Beide beichäftigen fidy mit der Kultur des Bodens zum Zwecke der 
Pflanzen-Erzeugung. Wenngleidy der Gartenbau vorzugsweiſe mit der Produktion von Ge: 
müſe, Obſt, Bierpflanzen zc., die Landwirtichaft vorzugsweije mit der Produktion von 
Mehlfrüchten und Futtergewächien fich abgibt, jo iſt dies doch fein durchgreifender Unter: 
ichied, da auch die Landwirtichaft den Obſt- und Gemüjebau nicht entbehren kann und das 
ganze Gebiet des Handelsgewächsbaues beiden gemeinschaftlich ift. Auch in der Art des Be- 
triebes läßt fi) kaum eine feite Grenze zwiſchen Landwirtichaft und Gartenbau finden. Bei 
fruchtbarem Boden und jehr parzelliertem Grundbefiß, wie z.B. in Belgien, in vielen Teilen 
der Nheinlande, fait überall in der Nähe großer Städte gehen Landwirtichaft und Garten: 
bau in jeder Beziehung jo vollftändig in einander über, daß eine Unterjcheidung zwiſchen 
ihnen nicht gemacht werden kann. Je Heiner die zu einer einzelnen Wirtichaft gehörige Fläche 
ift, dejto mehr wird die Organifation des ganzen Betriebes fi) dem Gartenbau nähern. 
Vom privat: wie vom volfswirtichaftlichen Standpunkte aus findet daher auf den Garten: 
bau im großen und ganzen dasjenige Anwendung, was von den Kleinen und kleinſten fand: 
wirtichaftlichen Betrieben gilt ($ 31). Inſofern bejteht allerdings ein wejentlicher Unterfchied 
zwifchen Landwirtichaft und Gartenbau, als bei erjterer die Bodennußung, verſchwindende 
Ausnahmen abgerechnet, ftets in Verbindung mit der Viehhaltung auftritt, während bei dem 
Gartenbau die Viehaltung entweder ganz fortfällt oder doc) von nebenjählicher Bedeutung tft. 

8 4. Gewöhnlid jagt man, daß die Landwirtichaft ſich einteilt in die beiden Hauptzweige: 
Aderbau und Viehzucht. Hiergegen läßt ſich auch nichts einwenden, wenn man nur 
dabei fefthält, daß in diefem Falle das Wort Aderbau als gleichbedeutend mit Landbau 
gebraucht wird umd nicht nur die Kultur des eigentlichen Uders, jondern auc den Wiejen- 
und Weidenbau umfaßt. 

Der Randbau bildet überall, wo überhaupt eine regelmäßige Bearbeitung und Be: 
nugung des Bodens ftattfindet, das Fundament der ganzen landwirtichaftlichen Produktion; 
dies felbjt dort, wo das Endziel der Produktion vorzugsmweije auf tieriſche Erzeugnifie ge- 
richtet ift. Denn unjere landwirtichaftlichen Haustiere find bezüglich ihrer Ernährung auf 
die vorausgegangene Pilanzenproduftion angewiejen; die Art und Ausdehnung der Vieh: 


5) Forftwirtihaft und Filchzucht werden in dieſem Handbucd Daher auch bejonders behandelt. 
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haltung beſtimmt fich daher nach der Befähigung des vorhandenen Bodens für die Produftion 
der zur Ernährung der Tiere geeigneten Gewächſe. Dieje Befähigung ift aber der Haupt- 
lache nad) ein für alle Mal gegeben durch die Aufanımenjegung des Bodens, durch die Lage 
der Grundjtüde und durch die klimatiſchen Berhältniffe: Faktoren, welche der menschlichen 
Einwirkung fo gut wie gänzlich entzogen find. Unter den verfchiedenen Arten der landwirt— 
Ihaftlichen Bodennugung nimmt der Aderbau die wichtigfte Stelle ein und zwar aus folgen: 
den Gründen. Der Acker geitattet die mannigfaltigite Produktion; auf ihm werden nicht nur 
Getreide und andere Meblfrüchte, jondern ebenjo Futterjtoffe für die Haustiere wie Handels- 
gewächie aller Art erzeugt, während Wiejen und Weiden lediglich zur Produktion von Futter: 
gewächien dienen. Ohne Wiejen und Weiden fann die Yandiwirtichaft nötigenfalld bejtehen, 
ohne Aderland aber nicht. Der Aderbau erfordert ebenio die meifte Anwendung von Arbeit 
und Kapital, wie er diejelbe auch durch feine Produkte entiprechend bezahlt macht. Die Kultur 
der Wiejen und Weiden beanjprucht dagegen wenig Kapital und Arbeit; dieje laſſen fich 
aber auch auf Wiejen und Weiden nur ausnahmsweiſe in größerem Umfang nugbringend 
verwenden. Der Aderbau liefert bei gleichen klimatiſchen und Bodenverhältniffen einen viel 
größeren Rohertrag als Wiejen und Weiden, d.h. die gelamte Produktion ift auf der gleichen 
Fläche eine erheblich umfangreichere. Es hängt dies damit zulammen, daß beim Aderbau 
der Boden regelmäßig bearbeitet und gedüngt wird und daß jo viele verichiedenartige Ge— 
wächje, welche auch die einzelnen Nährftoffe dem Boden in verichiedener Menge entziehen, 
auf dem Ader zum Anbau gelangen. Infolge beider Umftände werden beim Aderbau die 
produftiven Kräfte des Bodens in weit volljtändigerer und umfajjenderer Weije ausgenußt 
als beim Wiejen- und Weidenbau. Die erörterten Vorzüge des Aderbaues bedingen es, daß 
unter normalen Berhältniffen bei zunehmender Bevölkerung und zunehmendem Kapitalreichtum 
das Aderland fich auf Koften der Wiejen und Weiden ausdehnt; dadurch wird es möglich, 
für die größere Menichenzahl die nötigen Subfiftenzmittel zu erzeugen und lohmende Arbeit 
zu ſchaffen, ſowie für die vorhandenen Kapitalien eine vorteilhafte Verwendung zu finden. 

z 5. Meben dem Aderland werden allerdings Wiejen und Weiden immer ihre be- 
rechtigte Stelle behalten. Für die Wiejen findet jich diejelbe in denjenigen Thälern und Niede- 
rungen, welche einer zeitweifen Ueberſchwemmung durch Waſſer ausgeſetzt find oder einen 
jehr hohen Grundwaſſerſtand befigen, in denen daher der Aderbau entweder unmöglich oder 
doch im feinen Reſultaten jehr gefährdet iſt. Wiejen bedürfen überdies viel Feuchtigkeit und 
das Waſſer bildet für diejelben zugleich das beſte Düngungsmittel. 

Zur Weidenugung find ihrer Natur nach ſolche Flächen bejtimmt, welche wegen ungünftiger 
Beichaffenheit des Klimas oder wegen ihrer ſtark abhängigen Lage oder wegen flacher und 
jteiniger Ackerkrume oder endlich wegen zu weiter Entfernung von menjchlichen Wohnfigen 
zum WUderbau fich nicht eignen. 

Auch bei höchſter Kulturentwidlung gibt es in allen Ländern umfangreiche Flächen, deren 
Beichaffenheit ganz entichieden auf ihre Benugung als Wiejen oder Weiden hinweift. Letztere 
beiden Kulturarten haben auch den unverfennbaren Vorzug, daß fie jelbft bei geringer Auf- 
wendung von Kapital und Arbeit nod) einen entjprechenden Ertrag abwerfen: ein Umjtand, 
weicher bei vorhandenem Mangel an menschlichen Arbeitskräften oder bei hohem Preis der 
menjchlichen Arbeit jehr in’3 Gewicht fällt. 

Wiejen und Weiden haben das Gemeinjame, daß fie zur Erzeugung von Gräfern und 
fonftigen Futterpflanzen dauernd benußt werden, eine eigentliche Bearbeitung des Bodens 
bei ihnen auch nicht ftattfindet. Man faht fie unter der Bezeichnung „natürliche“ 
oder „tändige Futterflächen“ zujammen. Der Unterjchied zwiſchen beiden liegt darin, 
daß der Ertrag der Wiejen abgemäht und zu Heu verarbeitet, während der Ertrag der Weiden 
von den Tieren direft abgefreſſen wird; ferner findet bei den Weiden ein teilmeifer Erſatz 
der dem Boden infolge der Pilanzenproduftion entzogenen Nährjtoffe durch die Erkremente 
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ftatt, welche die Weidetiere auf die Weidefläche jelbft fallen lafjen. Die Düngung der Wiejen 
erfolgt gewöhnlich durch Wajler, welches auf diejelben von jelbft ftrömt oder fünftlich darauf 
geleitet wird. Die Aberntung und Einbringung des Heus ſowie die Regulierung des Waffer: 
zufluffes und -Abfluſſes beanjpruchen für den Wiejenban gewiſſe Aufwendungen von Arbeit 
und Kapital, welche bei der Weidenugung in Wegfall fommen. 

Bezüglich der Berwendung ihrer Erzeugnifje unterjcheiden ſich Wieſen und Weiden dadurd, 
da jene Winter-, diefe Sommerfutter für die Tiere produzieren; wenigftens ift dies 
die Regel, wobei die Möglichkeit, aud) das Gras der Wieſen im Sommer frisch zu verfüttern, 
nicht ausgeſchloſſen bleibt. 

Je mehr die Kultur steigt, defto mehr wird mit Recht der Miefen: und Weidebau auf diejenigen 
Flächen zurüdgedrängt, welche ſich ausſchließlich oder doc; vorzugsweiſe hiezu eignen. Bezüglich 
der Wieſen ift der Umfang diefer Flächen in den meiſten Gegenden mur gering, da bloß ſolche 
Ländereien zwedmähig als Wieſe bemubt werden können, welche auf natürliche Weite durch Waſſer 
regelmäßig gedüngt werden oder auf denen die Bewäflerung in fünftliher Weife ohne zu großen 
Aufwand ficd) bewerfitelligen läßt. Da nun auf der anderen Seite eine gewiſſe Ausdehnung des 
Wiefenarcals ‚neben dem Aderlande zur Sicherung der Futterproduftion dringend wünſchenswert 
ift, fo legt mit Recht der vraftiihe Yandwirt befonderes Gewicht daranf, day ein Gut auch die 
erforderliche Menge von Wieſen befige. Hieraus darf aber nicht der Schluß gezogen werben, als 
ob Wieſen an und für fich produftiver und deshalb wertvoller feien als das Aderland; es liegt 
dies vielmehr lediglich daran, dab Wieſen beftinmte Zwecke in der Zandwirtichaft beſſer erfüllen 
als das Aderland jolches vermag und dab das zur Wiefennugung bejonders geeignete Areal ge: 
wöhnlich nur in beſchränktem Ilmfange vorhanden ift. 
$ 6. Allgemein giltige Zahlen über das Verhältnis, in welchem die verjchiedenen Arten 

der landwirtihaftlihen Bodenbenugung (Kulturarten) bezüglich der von ihnen 
einzunehmenden Fläche zweckmäßiger Weije zu einander jtehen müſſen, laſſen fich nicht auf: 
ftellen. Es richtet fich dies nach vielen und jehr mannigjaltigen Umständen : Bodenbeichaffen- 
heit, Klima, Stärfe der Bevölkerung, Preis der menjchlichen Arbeit, Kapitalreichtum zc. 
Se nach der Verichiedenheit dieſer Faktoren wird auch die Verteilung des Bodens auf die 
einzelnen Hulturarten eine abweichende jein müſſen. Ein Zeichen ungejunder wirtichaftlicher 
Zuftände und gewöhnlich die Folge einer ungünstigen Verteilung des Grundbefiges iſt es aller: 
dings, wenn troß jteigender Sejamtbevölferung und troß zunehmenden Kapitalreihtums das 
Aderareal zu Gunjten des Wieſen- und Weidelandes abnimmt. 

Am deutichen Reich, welches als Ganzes betrachtet, eine jehr gejunde Miſchung von Heinem, 
mittlerem und großem Grundbejit aufweift, umfaſſen nad der Aufnahme des Jahres 1893 
von der Gejamtflähe: das Aderland 47,68 %,; das Gartenland 0,87 °/,; die Wiejen 10,95 % ; 
die Weiden und Hutungen 5,31%; die Weinberge 0,25 %; die Forjten und Holzungen 
25,82 °/,; die weder land» noch forjtwirtichaftlich benutte Fläche 9,12%. Sceidet man die 
legte Pofition aus, jo nehmen von der fand» oder forjtwirtichaftlich benugten Fläche das 
Aderland etwas über die Hälfte, das Forjtland etwas über ein Viertel, die Wiejen unge: 
fähr ein '/s, die Weiden und Hutungen ungefähr "Is in Anſpruch. Bon der landwirtichaft- 
lich benugten Fläche allein fommen auf das Aderland 73,29%, auf Wiejen 16,82 %,, auf 
Weiden und Hutungen 8,17 %,, auf Gartenland und Weinberge 1,72 %,°%. Aus diefen Zahlen 
ift die vorwiegende Bedeutung des Aderlandes vor den übrigen Arten der Bodenbenugung 
Har erfichtlih. In Ländern, in welchen das Aderland eine erheblich geringere Quote des 
Geſamtareals ausmacht, liegt dies entweder an der geringen Dichtigkeit der Bevölkerung und 
der geringen Entwidlung der landwirtichaftlihen Produktion überhaupt oder an einer ver: 
kehrten, der Latifundienbildung zuneigenden Verteilung des Grundbeſitzes. Zuweilen, wiewohl 
in jeltenen Fällen, trägt auch der ungewöhnliche Reichtum eines Yandes an Gebirgen, welche 
den Aderbau erichweren oder unmöglich; machen, hieran Schuld. 


6) Anbau-, Forft- und Ernteftatiftif für das Jahr 1893. 1894. ©. IV, 169 u. 171. 
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Das Deutiche ftatiftiiche Amt hat über die Bodenbenupung in verichiedenen Ländern folgende 
Zufammenftellung gemacht’). Es betrug in Prozenten der Geſamtfläche die Fläche: 


in Erhebungs- des Acker- der Wieſen des Holz: ber Wein: 


jahr laudes und Weiden landes berge 
Deutichland 1878 47,8% 19,5 °/o 25,7% 0,25 °% 
Oeſterreich 1877 33,8, 26,3 „ 30,5 „ 06 „ 
Ungarn 1877 414, — 27,0, 13 „ 
Italien 1870 —74 37,0 „ — — 6,3 „ 
Frankreich 1873 49,7, 13,9, 158 „ 49 „ 
Großbritannien und Irland 1878 298 „ 30,9 „*) 32. _ 
Rußland 1875 21,6, 125 „ 40,2, _ 
Berein. Staaten v. Nordamerifa 1878 62, 2 26, — — 


Auffallend ſind bei dieſen Zahlen vor allem die für Großbritannien und Irland. Troß 
der dort vorhandenen hohen Entwidlung der mirtichaftlichen Kultur im allgemeinen hat das 
Aderland eine geringere Ausdehnung als Wiejen und Weiden. Die Urjache hievon ift in 
dem vorherrichenden Großgrundbejig und in der geringen Ausdehnung des mittleren und 
Heinen landwirtichaftlichen Grundbeſitzes, ſowie in der geringen Zahl von ländlichen Arbeitern 
zu juchen. Die gejamte landwirtichaftliche Produktion leidet darunter erheblich. Denn bei 
gleicher Bodenqualität und unter jonjt gleichen Verhältniffen produziert eine dem Aderbau 
gewidmete Fläche jehr viel größere Werte, als diejelbe zu Wiefen- oder Weidenugung ver: 
wendete Fläche. 

$ 7. Die auf dem Ader gebauten Gewächſe lafjen fich im folgende Gruppen einteilen: 
1) Mehlfrüchte (Getreide: und Hülfenfrüchte). Hiezu gehören die 4 Hauptgetreidearten: 
Weizen, Roggen, Gerjte, Hafer; ferner: Buchweizen, Mais, Hirfe, Erbjen, Bohnen, Widen, 
Linſen. 2) Wurzelgewäcje, deren vornehmfte Repräjentanten die Kartoffeln, Futter: 
runfeln, Zuderrüben, Kohlrüben, Möhren und weiße Rüben bilden. 3) Futterpflanzen, 
wie namentlich die verjchiedenen Kleearten, Luzerne, Eiparjette, Lupine, Aderipörgel, Sera- 
della und einzelne auf dem Ader kultivierte Gräfer. 4) Handelsgewächſe, unter welcher 
Benennung eine große Anzahl jehr verjchiedenartiger und der mannigfaltigften Verwendung 
unterliegender Bilanzen zujammengefaßt wird. Ihre wejentliche gemeinfame Eigentümlichkeit 
ift, daß fie in der Landwirtichaft jelbit gewöhnlich feine direkte Verwendung finden oder finden 
fönnen und deshalb lediglich zum Verkauf bejtimmt find. Es gehören hiezu die Delgewächie 
(Raps, Rübjen, Leindotter, Mohn 2c.), die Sejpinnjtpflanzen (Flache, Hanf), die Gewürz: 
pflanzen (Hopfen, Tabak :c.), die Farbepflanzen und einige andere Gewächſe. 

Die Mehlfrüchte bilden das wichtigſte Produkt des Aderbaues, was ſich aud in dem Um— 
fang bes ihnen gewibmeten Areals ausſpricht“). Sie liefern in ihren Körnern ſowohl das wich: 
tigfte Nahrungsmittel für den Menſchen als auc ein befonderes wirkſames Fütterungsmaterial 
für die landwirticaftlihen Haustiere. Das Stroh des Getreides und der Hülienfrüchte kann eben: 
falls zur Fütterung der Tiere verwendet werben, während es außerdem eine fait unentbehrliche 
Grundlage für die jo wichtige Stalldünger- Produktion bildet. 

Bei den Mehlfrüchten kann man unterſcheiden zwifchen Getreide: und Hüljfenfrüchten. MWirt: 
ſchaftlich haben dabei die Getreidearten eine entichteden größere Bedeutung als die Hülfenfrüchte. 
Erftere machen im allgemeinen geringere Anſprüche an Boden und Klima und geben deshalb einen 
fiherern Ertrag. Ferner eignen fich die Getreideförner weit beifer zur Mehl: und Brotbereitung 
wie die Störner der Hülfenfrüchte. 

Die Wurzelgewächſe dienen vorzugsweife zur Fütterung der landwirtichaftlichen Haus: 
tiere; fo namentlich die Futterrumfelrübe, die Kohlrübe, die Möhre und die weiße Nübe. Als 
menſchliche Nahrungsmittel haben die genannten Planzen nur untergeordnete Bedeutung. Da: 


gegen wird die Startoffel, abgeiehen von ihrer Verwendung zur Spiritus: und Stärkefabrifation, 
vorzugeweiſ⸗e “. menschliches Nahrungsmittel bemugt. Als ſolches befigt fie aber ſtets nur einen 


T) Die — im deutſchen Reich 8) Ausſchliehlich Haiden und Bergland. 
nach den Aufnahmen des Jahres 1878. 1880. 9) Siehe hierüber für Deutſchland die folgende 
©. 5. Nachweiſung S. 8. 
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fehr —— Wert; ihr geringer Gehalt an Eiweißſtoffen macht ſie zu einem für den Menſchen 
unzweckmäßigen Nahrungsmittel, falls nicht das mangelnde Eiweiß durch anderweitige Nahrung, 
namentlich durch tieriſche Produlte wie Fleiſch, Milch, Eier, dem Körper zugeführt wird. Die 
Zuckerrübe, eine Varietät der Futterrunkelrübe, dient bekanntlich zur Herſtellung des Zuckers, ob— 
wohl ihre Verfütterung an Tiere keineswegs ausgeſchloſſen iſt, hier und da auch ſtattfindet. Ihrer 
Verwendung nach gehört die Zuckerrübe mehr unter die Gruppe der Handelspflanzen als unter 
die Gruppe der Wurzelgewächſe. 

Die Futterpflanzen liefern, wie ihr Name beſagt, Futter für die landwirtſchaftlichen 
Haustiere und zwar jomwohl für die Sommerfütterung, indem fie grün gefüttert oder abgemweibet 
werben, als aud) für die Winterfütterung im Form von Heu, Die wichtigite Futterpflanze ift 
ber rote Klee, wenigitens fofern es fih um Grünfütterung oder Heugewinnung handelt; wenn 
ber Landwirt von Klee ſchlechthin fpricht, verfteht er darunter ftet3 den Rotklee. Für Weidenugung 
eignet fich der Weißklee befier, weil er ausdauernd ijt. Andere ausdauernde Futterpflanzen find 
die Quzerne und Eiparjette, welche aber beide an Boden und Klima höhere Anſprüche machen als 
ber Rotklee. Spörgel und Seradella nehmen zwar ebenjo wie die Zupine noch mit jehr magerem 
Boden vorlieb, gewähren aber geringe Erträge; Lupinen find in größeren Mengen nur zur Fütte— 
rung von Schafen verwendbar. 

Die Handelsgewächſe haben faft jämtlic die gemeinfame Eigentümlichkeit, daß fie viel 
Dünger, guten Boden und einen großen Aufwand von Arbeitäfräften bedingen, daß fie auch größere 
Aniprühe an das Klima machen als die drei vorher genannten Gruppen von Pflanzen. Infolge: 
befien wird ihr Anbau vorzugsweiſe in Gegenden betrieben, welche durch guten Boden und mildes 
Klima fi auszeichnen, in denen eine dichte Bevölkerung fi findet und wo ſchon jeit längeren 
Jahren beiondere Sorgfalt auf die Bearbeitung und Düngung des Bodens verwendet worden 
ift. Für Gegenden mit vorherrichend kleinem und mittleren Grundbefig eignet fi der Handels: 
gewäcsbau befier als für folche mit vorherrichend großem Grundbefig; denn auf Eleinen Gütern 
fann viel leichter die nötige Menge von Arbeitskräften zur ſtultur der Handelsgewächſe beicafft, 
auch die erforberlihe Sorgfalt auf diefelben verwendet werden, als auf großen Gütern, — Das 
vom Handelsgewächsbau hier Gefagte gilt im wejentlichen auch vom Gemüſe-, Obft: und Wein: 
bau, überhaupt vom ganzen Gartenbau. 

In Deutihland wird der Handelögewähsbau befonders im Rheinthal und deſſen Seitenthälern 
betrieben; ferner in einzelnen Teilen des mittleren Deutichlands wie in Thüringen, in der Pro- 
de Sadjien, im Herzogtum Braunſchweig u. |. m. 

ie im Jahre 1893 angejtellten Erhebungen über die Bodenbenugung im Deutihen Reiche 
haben bezüglich Verwendung des Aderlandes folgende Nefultate ergeben '’): Es nahmen 
von ber Geſamtfläche des Acker- und Gartenlandes in Prozenten ein: 1) Getreidearten 
und Hülſenfrüchte 60,9%; 2) Hackfrüchte (Wurzelgewähie) und Gemüfe, fomeit 
diefelben feldmäßig gebaut wurden, 16,15%; 3) Hanbelsgewädje, ſoweit fie feldmäßig 
gebaut wurden, 0,89%; 4) Futterpflanzen 14,21" (einichlieglih 4,61", Ackerweide); 
5) Brade 5,91%; 6) Haus: und Obftgärten 1,80%. 

Die wichtigfte Frucht für Deutichland ift der Roggen, deffen Anbau allein 22,93% ber 
autom in Anſpruch nimmt; demnädft kommt der Hafer mit 14,88% der Aderfläche. Unter 
den Wurzelgewächfen überwiegt die Kartoffel mit 11,57% der Aderflähe; unter den Futterpflanzen 
fteht der Stlee obenan mit 6,65°%0 der Aderflähe. Die vier Gewächſe: Noggen, Hafer, Startoffeln 
und Klee nehmen aljo zufammen etwas über 55% der ganzen Ackerfläche ein. 


Nicht ohne Bedeutung ift die Ermittlung darüber, welcher Teil der landwirtjchaftlich be: 
nutzten Fläche zur Erzeugung von Futter mitteln für die Haustiere und welcher 
Teil zur Produktion anderer Bedürfnifje, namentlih menjhliher Nahrungsmittel 
verwendet wird; es gibt dieje FFeititellung einen gewiſſen Maßſtab für die Beurteilung des 
Verhältniffes der beiden Hauptziweige der Landwirtichaft, Aderbau und Viehzucht. 


Der Erzeugung tierifher Futtermittel ausfchließlid gewidmet find Wiefen und Weiden. Won 
den auf dem Ader erzeugten Pflanzen werden an die Tiere verfüttert oder zur Streu verwendet: 
die Futterpflanzen, ein erheblicher Teil der Wurzelgewädie, das Stroh von Getreide und Hüljen- 
früchten und ein Teil der Getreideförner. Nimmt man an, dab, auf die Fläche berechnet, ber 
nicht zur Verfütterung gelangende Teil der Wurzelgewäcje mit den verfütterten Produkten des 
Getreide: und Hülfenfructbaus ſich auögleicht ''), To find zur Erzeugung von tieriſchen Futter: 
mitteln im ganzen beitimmt: das Wiejen- und Weideland jowie das für — —— und 
Futterpflanzen dienende Ackerareal. Nach den amtlichen Erhebungen für das Deutſche Reich nehmen 
nun in Prozenten von den geſamten landwirtſchaftlich benutzten Fläche in Anſpruch: Wieſen 16,829; 
Weiden 8,17%; Hadfrücte (Wurzelgewächſe) 12,05% und Futterpflanzen (einichließlich Ackerweide) 
10,61%, Zufammen macht dies 47,65% oder faft die Hälfte der landwirtichaftlid; benugten Fläche 


10) 4. a. O. ©. IV. 173 ff. die Tiere verfüttert wird, ala von den Produkten 

11) Thatſächlich ftimmt diefe Annahme aller» des Wurzelgewächsbaues nicht zur Verfütterung 
dings nicht ganz, da von den Produkten des Ge- | gelangt. Bon Sommergetreide und Hüljenfrüchten 
treide- und Sürfenfruchtbaues jedenfalld mehr an wird etwa die Hälfte verfüttert. 
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aus, während von leßterer 46,120 auf Getreide, Hülfen: und Handelsgewächle fallen. Man kann 
alio annehmen, daß in Deutſchland ungefähr die Hälfte des in landwirtſchaftlicher Kultur ftehenden 
Areals die Erzeugung von Futtermitteln für die Tiere gewidmet ift. 


$ 8. Schon aus dem Schluß des $ 7 geht hervor, welche hervorragende Stellung inner: 
halb der landmwirtichaftlichen Produktion die Biehhaltung einnimnt. Man untericheidet 
in der Landwirtichaft zwiichen Zugvieh und Nutzvieh; zu erjterem gehören vorzugs- 
weile Pferde und Ochſen (verjchnittenes männliches Nindvieh), wiewohl auch Bullen (un: 
verichnittenes männliches Nindvieh), Kühe und Ejel zum Ziehen benugt werden. Zum Nutz— 
vieh zählen diejenigen landwirtichaftlichen Haustiere, welche zur Erzeugung von Nachkommen 
oder zur Erzeugung anderer Produkte dauernd, d. h. jo lange bemußt werden, ala man jie 
zu diefer Erzeugung für geeignet hält. Zum Nutzvieh find alfo zu rechnen alle männlichen 
und weiblichen Zuchttiere (Hengjte, Stuten, Bullen, Kühe, Böde, Mutterjchafe, Eber, Säue), 
jomeit fie dem Zwed der Erzeugung von Nachlommen dienen; dann alle zur ferneren Auf: 
zucht beftimmten jungen Tiere; weiter alle Haustiere, deren Zweck es ift, Fleiſch, Milch, 
Wolle, Leder, Eier, Federn zu produzieren (Majttiere, Milchkühe, Ziegen, Schafe, Schweine, 
Geflügel). Oft liefern diejelben Individuen verjchiedene Brodufte; jo die Kühe: Milch und 
Fleisch reip. Fett, die Schafe: Wolle und Fleifch, das Geflügel : Fleiſch, Eier und Federn. 
Alle landwirtichaftlichen Haustiere erzeugen außerdem Dünger. 


Die wichtigſten Kategorien des Nutzviehs find das Rind vieh und die Schafe, mwobei das 
erftere wieder an Bedeutung die leßteren übertrifft. Das Rindvieh geitattet die vielfeitigite 
Benugung; es liefert Zugkraft, Fleiſch, Fett, Milch, Butter, Käſe, und von allen Haustierarten 
den wertvolliten Dünger. Es ift fehr wohl denkbar, dab eine einzelne Landwirticaft mit Rind» 
vieh als alleinigem Zug- und Nusvieh auskommt, da dasjelbe alle weientlichen Anſprüche, welche 
man an die landwirtichaftliche Tierhaltung ftellt, gleichzeitig erfüllt; umgefehrt kann Rindvieh— 
haltung in einem fandwirtihaftlicen Betrieb nur ſchwer gänzlich entbehrt werden. Außerdem 
hat das Rindvieh den Vorzug, dab es in Nücdficht auf das Klima fehr abgehärtet und bezüglich 
der Qualität des ihm zu reichenden Futters wenig anipruchsvoll ift; von Krankheiten wird es nicht 
fo leicht befallen ald Pferde, Schafe und Schweine. Am allgemeinen liebt allerdings das Nindvich 
ein mehr feuchtes Klima; es gedeiht aber auch in trodenen Gegenden, wenngleich dort feine Pro— 
buftionen geringere find. 

Die Hauptprodufte der Schafe find Fleiſch refp. Talg und Wolle. Wo es an Rindvieh mangelt, 
werden Schafe außerdem zur Milcerzeugung und die Milch weiter zur Käfefabritation benußt; 
auch in Deutichland geihah dies zu Anfang diefes Jahrhunderts noch in den meiften Schafherden. 
Es hat fich aber herausgeftellt, daß durch das Melten der Schafe die Fleiſch- und Wollproduftion der- 
jelben in höherem Grade leidet, als dies durch den Wert des Milchertrages gerechtfertigt wird. 

Scafe lieben ein mehr trodenes Klima und trodenes Futter. Gegen Waffermangel find fie 
jehr unempfindlich. Auch auf kurzen und mageren Weiden, auf denen das Nindvieh verfümmern 
würde, können fie fich noch genügend ernähren. Ihre VBerbauungsfähigkeit für harte, voluminöfe 
Futterftoffe ift ungewöhnlich ſtark; man kann ihnen deshalb in viel größerem Umfange wie dem 
Rindvieh Getreideitroh ala Futter darreihen. Schafe beanspruchen ferner zu ihrer Beauffichti- 
ung und Pflege weniger menjchliche Arbeitskräfte als das Nindvieh; leteres erfordert durch das 

telfen und die weitere Verarbeitung der Milch, ſowie durch die umftändlichere Zubereitung und 
Darreihung des Futters einen größeren Aufwand von Arbeit. Das eine Hauptproduft der Schafe, 
die Wolle, hat bei geringem Gewicht einen hohen Wert; fie läßt fich auch, ohne zu verderben, 
leiht und lange —— 

Hieraus ergiebt ſich, daß eine umfangreiche Schafhaltung beſonders angezeigt iſt in Gegenden 
mit dünner Bevölferung, in welchen es an Arbeitskräften mangelt, wo auch der Bedarf an Fleiſch, 
Milh, Butter 2c. ein verhältnismäßig geringer iſt; in Gegenden ferner, welche umfangreiche 
und trodene Weideflähen befigen oder welche von großen Marktplägen weit ab liegen. Mit einem 
Worte gejagt, die Schafhaltung eignet ſich vorzugsweiſe für Länder, welche in ihrer landwirt— 
ſchaftlichen und allgemeinen Kultur noch wenig entwidelt find. Dem entipricht es ganz, daß heute 
die Schafhaltung in Rußland, Indien, Südafrifa, Auftralien und Südamerika befonders ausge: 
dehnt betrieben wird. 

Hiermit joll keineswegs geſagt fein, daß bei vorgeichrittener landwirtichaftlicher Kultur das Schaf 
als Nutzvieh verſchwinden müſſe oder dürfe. Es wird vielmehr dasjelbe immer eine berechtigte 
Stelle in der Landwirtichaft behalten. Dies vor allem auf Gütern und in Gegenden mit vor: 

errihend magerem, jandigem oder fteinigem Boden, auf welcdem die Weiden mehr Schaf: als 
indviehfutter produzieren; auch auf Gütern mit bejjerem Boden wird zur zwedmähigen Aus: 

nusung der Stoppelweiden und namentlich der erzeugten Strohmaſſen die Schafhaltung in bes 

ihränfter Ausdehnung immer am Plage jein. j i 
Durch die rapide Ausdehnung der Schafhaltung in überjeeiihen Ländern find die Preiſe der 
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Wolle jehr geſunken“). Man kann annehmen, daß Wolle, welche in den Jahren 1880-50 mit 
durchichnittlich etwa 250— 800 M. pro Zentner gezahlt wurde, in den legten 20 Jahren nicht mehr 
wie durhicmittlich 150-200 M. gebracht hat. Gleichzeitig hat fich der Preis der übrigen tieri= 
ſchen Produkte, wie Fleiſch, Milch, Butter, — gehoben. Auf die Schafhaltung haben dieſe 
Umſtände in doppelter Hinſicht gewirkt. Sie haben einmal eine Beſchränkung derſelben in den 
Ländern mit vorgeſchrittener Kultur age gr für's andere hat man in den gleichen Ländern 
verfucht, die fleiſcharmen Merinoſchafe, welche aber die feinite Wolle produzieren, mehr durch fleiich- 
wichfigere engliihe Schafrafjen oder deren Streuzumgsprodufte mit Merino's zu erjegen, Dem— 
emäß unterjdeidet man zwiſchen Wollſchafen und Fleiſchſchafen und ipricht von Wollſchaf- und 
Fleiſchſchafzucht. Diele Ausdrüde find ja nicht vollitändig forrekt, da jedes Schaf gleichzeitig Wolle 
und Fleiſch produziert; es foll durch diefelben auch nur der Unterfchied in der zweifachen Rich 
tung der Schafhaltung angedeutet werden, ob nämlich bei derfelben das Hauptgewicht auf die Woll- 
erzeugung oder auf die Fleiſchproduktion gelegt wird. , 

Näcft dem Riudvieh und den Schafen bilden die Schweine die wichtigite Nugviehgattung. 
Letztere liefern von dem gleichen lebenden Gewicht mehr Fleifh und Fett wie bie anderen Nug- 
tiere, alſo verhältnismäßig am meiften Nahrungsitoffe für den Menſchen. Das Schwein ift ferner 
das ſchnellwüchſigſte unter allen Haustieren und dasjenige, weldes ſich am rafcheften vermehrt. 
Hieraus geht hervor, dab die Schweinehaltung das befte Mittel bietet, um den Bedarf ber Men: 
ihen an tieriihen Nahrungsmitteln fchnell zu befriedigen, Bezüglic der Fütterung ift das Schwein 
wenig wähleriich ; es frißt alle Abgänge der Küche, die beim Dreſchen jowie bei den landwirtichafte 
lichstedhiniichen Nebengewerben gewonnenen Abfälle wie 3. B. Spreu, linfrautfämereien, Molten, 
Buttermilh, Branntweinſchlempe, Nüditände der Nübenzuderfabritation 2c.; beim Weidegang 
ernährt es fid außer von Gräfern und fonftigen Futterpflanzen auch von Wurzeln, wild wach— 
ienden Pflanzen, den Früchten der Eichen, Buchen und jonftiger Waldbäume, von Maifäfern und 
anderen der Vegetation ihäbdlihen Tieren. Soweit Futtermittel zur Verfügung ftehen, welche, 
wie die Mehrzahl der hier genannten, für andere Haustiere von gar feiner oder geringer Be: 
deutung find, bietet die Schweinehaltung das wohlfeilfte und befte Mittel zur Fleiſch- und Fett— 
produftion. Dagegen lohnt es ſich nicht, an die Schweine in großer Menge ſolche Futtermittel 
zu verabreichen, welche ebenfo gut für eine oder Schafe verwendet werben könnten. Wollte 
man dies verfuchen, jo würde das Schweinefleiih zu hohe Produftionskoiten beanſpruchen. Da— 
mit ift zugleich die Grenze für die Schweinehaltung gegeben. Sie lohnt ſich immer nur jo weit, 
als die Schweine vorzugsweiſe von minderwertigen Futtermaterialien ernährt werden können. Der: 
artige Stoffe finden ſich in gewiſſem Umfang in jedem Iandwirtichaftlihen Betrieb: Abfälle der 
Küche, der Drefchtenne, der Butterfabrifation zc. Deshalb pflegt aud mit Recht in jeder Landwirt: 
ſchaft die Schweinehaltung vertreten zu fein, zumal die Produkte derfelben für den Konſum in ber 
eigenen Haushaltung von großer Bedeutung find. Ein ausgedehnter Betrieb derfelben rentiert ſich 
dagegen nur dort, wo technische Nebengewerbe oder Waldflähen große Menge von Futtermitteln 
liefern, welche auf feine zweckmäßigere Art als zur Ernährung der Schweine verwertet werben können. 

Eine gewiſſe Nehnlichkeit mit der Schweinehaltung hat die Geflügelhaltung. Auch das 
Futter des Geflügels befteht großenteils aus Abfällen der Haushaltung, der Dreſchtenne, ſowie 
aus Ungeziefern, Körnern 2c., welche ſich das Geflügel felbit von der Erbe auflieit. Die Pro- 
bufte der Geflügelhaltung find für feine Hauswirtichaft entbehrlich; fie deden einen nicht uner— 
heblichen Teil des menſchlichen Bedarfs an tieriichen Nahrungsmitteln. Die Geflügelhaltung ift 
aud im Eleinften Umfange noch durchführbar; wo das für fonftige Nußtiere erforderliche Futter 
fehlt, ift es immer noch möglich, einige Stüd Hühner oder anderen Geflügels von den Abfällen 
der Haushaltung zu ernähren. Der Erfolg ber Geflügelbaltung ift wie bei anderen Zweigen ber 
Nutzviehhaltung weientlih von der Sorgfalt abhängig, welche man der Pflege der einzelnen In— 
dividuen widmet. Da das Geflügel aber in der Negel frei umberläuft, fo iſt eine forgfältige Pflege 
in großen Wirtichaften fchwerer erreihbar als in kleineren; auch der Abjag der Produkte der Ge— 
flügelbaltung kann im Heinen verhältnismäßig leichter erzielt werben als im großen. An das Ge: 
flügel erhebliche Mengen von Futtermittel zu verabreichen, welche eine Verfaufsware bilden, z. B. 
gute Getreidekörner, ift nicht rätlich, weil man dann mit einer Geflügelhaltung, welche auf die 
vorzugsweile Verfütterung von minderwertigen Materialien gegründet ift, nicht konkurrieren könnte. 
— Infolge der geſchilderten Verhältniſſe iit die Geflügelhaltung am ausgedehnteften und ent: 
wideltiten in Ländern mit ſtark parzelliertem Grundbeſitz. In diefer Hinficht fteht Frankreich allen 
übrigen Großſtaaten voran; dort ift die Geflügelzucht hinfichtlid der Menge und Güte der Pro: 
dukte weiter wie irgendwo ſonſt vorgeichritten. 

Die Ziegenhaltung ift von geringerer Bedeutung wie die bereits erwähnten Arten der 
Nugviehhaltung. Die Ziege ift in ihrem Körperbau und ihrem Nahrungsbebürfnis nach am meiften 
mit dem Schaf verwandt. Jedoch liefert fie Feine Wolle, auch ift ihr Fleiih von geringem Wert; 
ba * iſt ſie weit milchergiebiger wie das Schaf und wird vorzugsweiſe zur Milchproduktion 

—J en, konkurriert betreffs der Nutzung alſo mehr mit dem Rindvieh wie mit dem Schaf. In 
ehr kleinen (Zwerg⸗)Wirtſchaften, deren Umfang und Futterprodultion nicht ausreicht, um eine 
12) Bgl. hierüber Meitzen, a. a. D. Bd. II. | erhebliche Reduftion der Wollpreije ftattgefunden. 

©. 513, Die rg hg Angaben reichen bis | ferner Mitjhfe-Collande, Der pral- 
zum Jahre 1866; jeitdem hat noch eine weitere | tiiche Merinozüchter. 1883. ©. 407 ff. 
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Kuh zu ernähren, hat bie Siege ihre naturgemäße Stelle, da fie der Quantität nach wenig Futter 
beaniprucht und die mannigfaltigiten Futtermittel auszunugen im Stande ift. Die Ziegenhaltung 
pflegt daher mit zunehmendem Sleingrundbefig zu wachlen; vielfach werden auch von den länd— 
lihen Gutstaglöhnern, welche befanntlich feinen eigenen Grundbefig haben, Ziegen gehalten. Je— 
doc erfcheint es als fein Zeichen einer gefunden Entwidlung, wenn Stleingrundbeiiger oder be: 
figlofe Arbeiter, welche früher eine Stuh ernährten, nunmehr auf die Ziegenbaltung ſich beichränten 
müffen, wie es bier und da leider der Fall iſt. 
ie Pferde zählen gewöhnlich nicht zu dem Nuke, fondern zu dem Sugvieh. Sofern indeſſen 
Pferde zur Zuct benutzt oder junge Pferde aufgezogen werden, gehören diejelben unzweifelhaft 
zum Nußvieh. Pferdezucht ala befonderen Zweig der Nugvichhaltung zu betreiben, lohnt fich nur, 
wenn man einen jehr wertvollen Stamm von Sutvfeben hat, deren Nachkommen hoch baaın 
werben, oder in Gegenden, in welden die Probufte der Nindviehhaltung fchwer Abfag finden. Wo 
Milch, Butter und ei einen hohen Preis haben, verwertet jih das dargereichte Futter beſſer 
beim Rindvieh als bei Zuchtpferden. Anders ftellt fi die Sache, wenn Pferdezucht im Kleinen 
und zwar derartig getrieben wird, daß man Feine befonderen Zuchtpferde au halten braucht. Dies 
ift 3.8. bei den meilten Pferdezüchtern in Deutjchland, Belgien und Frankreich der Fall. Der 
Staat hat wegen feines Bedarfs an Militärpferden ein großes Tntereffe an der Hebung der Pferde: 
— Er züchtet ſelbſt Pferde und überläßt ſeine eigenen Hengſte den Landwirten zur Benutzung 
Zuchtzwecke gegen eine ganz geringe Entſchädigung oder gar unentgeltlich. Der Landwirt 
braucht —— ich ſelbſt keine? uchthengfte anzuschaffen und zu unterhalten. Als weibliche Zucht: 
pferde (Mutterjtuten) benutzt der Landwirt gewöhnlidie Acker- oder Reitpferde, welche gegen Ende 
der Trädhtigfeitsperiode und am Anfange der Säugezeit einige Wochen zwar — nicht 
ebraucht werden können, in der übrigen Zeit des Jahres aber ihre gewöhnlichen Dienſte leiſten. 
adurch wird die Pferdezucht erheblich billiger; ſie kann aber in ſolcher Form immer nur im 
Heinen betrieben werben, weil ſonſt die Feld- umd übrigen Wirtſchaftsarbeiten zu ſehr geſtört würden 
und weil die gleichzeitige Verwendung von Stuten zur Zucht und zum Ziehen oder Reiten immer 
roße Aufmerkjamkeit auf das einzelne Individuum beansprucht. Deshalb ift mit Recht in Län— 
ern mit fortgeichrittener landwirtichaftlicher Kultur die Pferdezucht vorzugsweile in den Händen 
ber mittelgroßen, ber bäuerlichen Befiger, weil dieſe die nötige Sorafalt auf die u. tter⸗ 
ſtuten leichter verwenden und ihre wirtſchaftlichen Arbeiten mit Rückſicht auf dieſelben bequemer 
einrichten können, als dies den Großgrundbeſitzern möglich wird. 


8 9. Es würde den hier zu Gebot ftehenden Raum überichreiten, wollte man genaue An- 
gaben über die Biehbeftände im einzelnen Ländern machen. Es mögen daher folgende 
kurze Bemerkungen genügen. 

Seht man den gejamten Viehftand (Zug: und Nugvieh) — 100, jo kommen nad) leben: 
dem Gewicht berechnet, in den europäiichen Staaten (die Türkei, Serbien, Griechenland, 
Spanien, Portugal und Schweden ausgenommen) im Durchſchnitt auf die Pierde faft 25 °/o, 
auf Rindvieh 60%, auf Schafe faft 13%, auf Schweine 1“3, auf Ziegen 1% %. Dabei 
ift das lebende Gewicht durchjchnittlich angenommen bei dem Pferd zu 6 Bentner, bei dem 
Rindvieh zu 5"s Bir., bei dem Schaf zu 0,6 Btr., bei dem Schwein zu 0,3 Btr., bei der 
Biege zu 0,5 Bentner. Der abjoluten Zahl nach, auf Millionen abgerundet, wurden im 
Jahre 1878 in Europa [ebenfalld mit Ausnahme der genannten Staaten] gehalten: 31 Mill. 
Verde, Maultiere, Ejel und Mauleſel; 82 Mill. Rinder, Büffel und Renntiere ; 165 Mill. 
Schafe; 36 Mil. Schweine und 25 Mil. Ziegen !?). Aus diefen Zahlen geht die überwiegende 
Bedeutung des Rindviehs Har hervor; ebenjo daß die Schafe an Zahl und namentlich an 
lebendem Gewicht die Schweine und Biegen zufanmengenommen um das Mehrfache übertreffen. 

Die Pferdehaltung ift befonders ausgedehnt in Rußland, wo fie 42 %, des Gejamtgewichts 
der Tiere repräjentiert. Die Rindviehhaltung hat relativ ihre größte Verbreitung in der 
Schweiz, jowie in Baden, Württemberg und Bayern. An allen diejen Staaten macht fie mehr 
als 80 °/ des ganzen Viehjtandes ihrem Gewicht nach aus; in Rußland dagegen nur 43 %. 
Schafe werden in bejonders großer Menge in Großbritannien gehalten, während dort die 
Rindviehhaltung relativ geringer ift, wie in den übrigen europäischen Staaten mit Ausnahme 
von Rußland und Ungarn. Auch in diefer Beziehung nähert ſich Großbritannien ebenfo, 
wie ſolches früher bezüglich der Größe des Aderareals nachgewiejen wurde, den Ländern mit 








13) Vgl. hierüber Lambl, Depecoration in Europa. 1878. S. 29, 30, 40 u. 41. 
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geringer wirtichaftlicyer Entwidlung. Die Urſache der ungewöhnlich ftarten Schafhaltung 
dajelbft liegt ebenfalls in dem Vorwiegen des Grofgrundbefiges. 

Im deutichen Reich ergab die Viehzählung 1892 +) in 1000 Stüd (gegen 1883): Rind— 
vieh 17 555 (15 786), Pferde 3836 (3522), Schafe 13589 (19 189), Schweine 12 174 (9206), 
Biegen 3091 (2640). Es betrug der Verfaufswert in Mill. Mark 1892 (gegen 1883): Rind: 
vieh 3547 (3074), Pferde 1880 (1678), Schafe 217 (306), Schweine 684 (476), Ziegen 48 (39). 

8 10. Uderbau und VBichhaltung gehören in der Landwirtſchaft zufammen und er: 
gänzen einander. Der Ader liefert im Stroh das bejte Material für die Dungprobuftion 
und zugleich ein twohlfeiles Nahrungsmittel für die Tiere ; die Zutterfräuter und viele Wurzel: 
gewächſe bilden in den meiften Wirtichaften die Hauptgrundlage für die Ernährung des Viehs. 
Sie find um jo unentbehrlicher je geringer die Größe der natürlichen Futterflähen, der Wiejen 
und Weiden, tft. Bei wenig umfangreicher Biehhaltung fehlt die Möglichkeit, dem Futter: 
bau auf dem Ader die winjchenswerte Ausdehnung zu geben. Man muß dann auf dem 
Aderlande faſt lediglic; Körnerfrücdte und andere zum Berfauf bejtimmte Gewächſe anbauen, 
wodurd die Bodenkräfte einjeitig ausgenußt werden, auc die Verunfrautung des Bodens 
begünftigt wird. Erſt der Futterbau hat die Brache entbehrlid; oder doch deren Einſchränkung 
möglich gemacht. Das Zugvieh allein reicht niemals aus, um dem Futterbau auf dem Ader 
die wünjchenswerte Ausdehnung zu geben und ed wäre unzwedmäßig, mehr Zugtiere zu 
halten, al& dies durch den Umfang des AUderareald und durch die jonftigen wirtichaftlichen 
Berhältniffe durchaus geboten erjcheint. 

Andrerſeits liefert die Vichhaltung dem Ader den erforderlichen Stalldünger. Lebterer 
ift für die meiften Bodenarten zur Erhaltung einer guten phyſikaliſchen Beichaffenheit des 
Aders unentbehrlid) ; er kann in diefer Hinſicht wenigſtens durch fein anderes Material voll- 
jtändig erjegt werden. In Kulturländern, wo die Nachfrage nach tierischen Produkten groß 
und der Preis derjelben daher hoch it, pflegt der Stalldünger auch das wohlfeilite Dung- 
mittel zu fein. Hiermit ſoll allerdings die Nüglichkeit oder Notwendigkeit der Anwendung 
von jogenannten fünftlichen oder fäuflichen Dungftoffen neben dem Stalldünger nicht be: 
jtritten werden. 

Hat die Biehhaltung im Verhältnis zum Aderareal eine jehr Heine Ausdehnung, jo find 
die Folgen: ein übermäßiger Körnerbau, eine geringe Düngerproduftion und damit eine ſtarke 
Ausjaugung des Bodens; ferner eine mangelhafte Verwertung des Strohes. Bei ungewöhn: 
lih großem Umfang der Viehhaltung fehlt es vor allem an einer zwedmäßigen Verwertung 
der erzeugten Maſſen von Stalldünger; in diefem Fall pflegt auf die Düngerproduftion 
wenig Sorgfalt verwendet zu werden und ein großer Teil des erzeugten Stalldüngers geht 
ungenußt verloren oder wird jehr unvollkommen ausgenupt, wie es 3.8. in vielen Wirt: 
ichaften der norddeutſchen Niederungen der Fall ift. 

Der Umfang der Viehhaltung im Verhältnis zum Aderareal kann allerdings nicht überall 
der gleiche jein. Derjelbe wird um jo größer ſich geftalten müfjen, je mehr natürliche Futter: 
flächen vorhanden find ; je dünner ferner die Bevölferung ift, je mehr es aljo an Arbeits: 
fräften fehlt, den Ader regelmäßig mit verkäuflichen Produkten zu bebauen, weil deren Be- 
ftellung, Ernte und Zubereitung zum Verkauf im Durchſchnitt viel mehr Menjchen in An— 
ſpruch nimmt, als die Beitellung und Ernte der Futtergewächſe; endlich je höher der Preis 
und jeleichter der Abſatz tieriicher Erzeugniffe im Verhältnis zum Preis und Abſatz pflanz- 
licher Produfte fich gejtaltet. Selbftverftändlic; muß unter jonft ganz gleichen Umftänden 
die Viehhaltung um fo größer fein, je fruchtbarer der Ader ift, weil mit der Fruchtbarkeit 
des Ackers auch die Produktion von Futter auf der gleichen Fläche wädhit. 

Wie der zwedmäßigjte Umfang der Viehhaltung im einzelnen Fall feitzuftellen ift, kann 


14) Statiftifches Jahrbuch für das deutiche Reich 16. Jahrg. 1895. S. 20, 
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bier nicht näher erörtert werden '). Für die deutiche Landwirtichaft darf man annehmen, 
daß unter Verhältniffen, welche für die Viehhaltung weder bejonders günftig noch bejonders 
ungünftig fich geftalten, zwedmäßiger Weiſe auf 1,75 bis 2,25 Heltare Aderland ein Stüd 
Großvieh A 10 Zentner lebenden Gewichtes gehalten werden kann oder joll. Davon fallen 
etwa Ys—"s auf das Bugvieh, 4 —*s auf das Nutzvieh. 

Von Lambl ift der Verſuch gemacht worden, nachzuweiſen, daß in Europa der Umfang 
der Viehhaltung im Verhältnis zur Bevölkerungszahl abnimmt ’*), daß eine Depeloration, we: 
nigftens relativ, ftattfindet. An und für ſich wäre e3 ja nicht zu verwindern, wenn bei ftarf 
zunehmender Volkszahl die landwirtſchaftliche Produktion an pflanzlichen wie tieriſchen Erzeug- 
niffen mit derjelben nicht gleihen Schritt halten kann. Es liegt dies an dem bereitö erörterten 
Umftande, daß die landwirtichaftliche —— gebunden iſt an das vorhandene kulturfähige 
Areal und daß die Produktivität der einzelnen Grundſtücke beſtimmte Grenzen nicht überſchreiten 
fann. Thatſächlich find die dicht bevölkerten europäiichen Länder, namentlich rg aber aud) 
Deutihland und Frankreich, zu Ernährung ihrer Bevölkerung ſchon jegt auf die Einfuhr von 
menfchlichen Nahrungsmitteln aus fremden Ländern angewiejen. Trogdem kann der von Lambl 
verjuchte Nadıweis einer relativen Depekoration nicht ald gelungen gelten, wenigitens nicht in 
der anfgeftellten Allgemeinheit. In Frankreich, in geringerem Grade aud) in Stalien, hat aller: 
dings in dem Zeitraum zwiichen den beiden legten Aufnahmen eine erhebliche Abnahme des Vieh: 
ftandes ftattgefunden; in den meiften übrigen europäiihen Staaten war dies aber nicht der 
Fall '’). In der preußiichen Monardyie nad) dem ——— vor 1866 betrug: 

der geſamte Viehbeſtand die Zahl der alſo kamen auf ein 


auf Rindvieh reduziert Bevölkerung Stüd Nindvich 
1816 7 090 387 10 349 081 1,46 Menichen, 
1873 11 976 395 20 370 822 1,70 Menichen. 


Hiernach könnte es allerdings fcheinen, ala ob in Preußen der Biehitand im Verhältnis zur Be: 
pölferung abgenommen hätte; ber — nach beziffert ſich die Abnahme auf etwa 16%. Da: 
bei ift aber zu berüdjichtigen, daß infolge der veränderten und verbefferten Richtung der Vieh: 
haltung bei allen Haustiergattungen eine erhebliche Zunahme des Gewichtes und damit der Pro— 
duktionen der einzelnen Tiere ftattgefunden bat. Seit dem Jahre 1816 ift diefelbe im Durch— 
Schnitt jedenfalld auf mehr wie 16% zu veranichlagen. In dem Jahrzehnt, welches zwiichen den 
beiden vorlegten im Deutichen Neiche Hattgehabten icehzählungen liegt, zeigt fi) allerdings eine 
erheblichere Verringerung des Vichjtandes im Vergleich zur Bevölkerung und zu dem in Betracht 
fommenden Zeitraum. Rechnet man, wie die preußiiche amtliche Statiftif es thut, ein Stüd Rind— 
vieh — *is Pferd —=10 Schafe=4 Schweine = 12 Ziegen, jo betrug im Deutichen Reiche: 
der gelamte Viehbeitand die Zahl der aljo kamen auf ein 
auf Nindvieh reduziert Bevölkerung Stück Rindvieh 
1873 25 082 677 41 562 000 1,66 Menichen, 
1883 25 510 997 45 862 000 1,79 Menicen, 
1892 28 021 740 50 279 000 1,79 Menſchen. 

Danach trafen auf 100 Menichen im Jahre 1873=60,2 Stüd Nindvieh, im Jahre 1883 und 
ebenio im Jahre 1892—=55,8 Stüd Rindvieh; letzteres hat alſo von 1873—1892 im Verhältnis 
zur Bevölkerung um 4,4% abgenommen, Andererjeits aber hat gerade in dieſer 20jährigen Pe: 
riode das durchſchnittliche körperliche Gewicht der einzelnen Tiere eine erhebliche Zunahme er— 
fahren. Diefelbe läßt fich zwar nicht genau beftimmen, es iſt aber mit Sicherheit anzunehmen, 
daß dadurch jenes Defizit in der Stüdzahl vollitändig ausgeglichen wird. 
$ 11. Die Art und Richtung der Bodenproduftion in einem Lande wird wejentlich mit 

beftimmt durch die Entwidlung der Verkehrs: und Handelöverhältnijje. So lange 
dieſe noch gering ift, liegt die Notwendigkeit vor, die für die einheimijche Bevölkerung er: 
forderliche Menge der notwendigjten Lebensbedürfniſſe, namentlich die Nahrungsmittel, auch 
im Inlande jelbjt zu erzeugen. Anders geftaltet fich die Sache, wenn durch die Seeidhiff- 
fahrt oder durch gute Land-, Waſſer-, Eijfenbahn »- Straßen der Transport der Nahrungs: 
mittel von einem Lande zum anderen oder aus einem Landesteil in den anderen leicht und 
wohlfeil bewirkt werden fann. Dadurch wird da3 einzelne Land unabhängiger von der eigenen 
Bodenproduftion und freier in der Benußung des Bodenareals; man kann den Boden be- 


liebig mit jolhen Gewächſen bebauen, welche den höchften Ertrag verjprechen. Heutzutage 


15) Bgl. hierüber von der Bolg, Land: 17) Vgl. hierüber von der Golg, Die De- 

wirtbichaftliche Tarationslehre S. 161 und Derſ., pecorations » Theorie Journal für Landwirth— 
ndbuch der landwirthſchaftlichen Betriebslehre schaft pro 1879. Ferner: E. Haufer, Die Ent- 
. 216 ff. u. ©. 238 ff. ‚widelung der Viehzucht in Preußen von 1816 
16) Zambil, a. a. ©. Anm. 18, bis 1883, 1887, ©. 88 fi. 


14 XIV. v. d. Goltz, Landwirtichaft. I. Teil. 


produziert in den meiften europäiſchen Rulturftaaten die einheimische Landwirtichaft nicht jo 
viel Nahrungsjtoffe als die Bevölkerung verzehrt und bedarf; dafür haben Rußland, Ame- 
rita, Auftralien, Indien und andere Länder eine Ueberproduftion, welche nur durch den Abſatz 
nach ſtark bevölferten Ländern eine Verwendung findet. Der jegt jo entwidelte Weltverkehr mit 
landwirtichaftlichen Produkten fommt der Landwirtichaft aller mit diejem Verkehr in Bezug 
ftehenden Gegenden mehr oder weniger zu Gute. Denn dadurch iſt die Möglichkeit geboten, 
auf jedem Grundftüde dasjenige anzubauen, was nad) Maßgabe der Produktions: und Preis— 
verhältniffe am angemeſſenſten erjcheint. In Deutjchland z. B. würde der jo umfangreiche 
und lohnende Anbau von Tabak und von Zuderrüben nicht möglich fein, wenn die deutſche 
Bevölkerung nicht das Defizit an Nahrungsbedürfnifjen, welches die einheimijche Landwirt— 
ichaft zu erzeugen nicht im Stande ift, vom Auslande beziehen könnte. 


Die Konkurrenz, welche bünn bevölterte Länder durch ben Erport von Nahrungsmitteln dicht 
bevölterten Ländern mahen, die den nötigen Bedarf an Nahrungsmitteln jelbft nicht erzeugen, 
wirft auf beide Teile günftig. In letzteren wird ein zu ſtarkes Steigen der Preife der Nahrungs: 
mittel und damit der Arbeitslöhne verhindert, während den dünn bevölferten Diftriften die Mög: 
lichkeit geboten wird, den im Ueberfluß vorhandenen Boden zur Produktion von Nahrungsmitteln 
auch über den eigenen Bedarf hinaus nutzbar zu maden. Sie taujhen für die verfauften über: 
ſchüſſigen Nahrungsmittel gewerbliche Produkte ein und geben dadurch den dicht bevölferten Ge— 
genden die Gelegenheit, viele Menſchen mit induftrieller Thätigfeit nugbringend zu beſchäftigen. 


Die Bejorgnis der deutjchen Landwirte durch die ausländische Konkurrenz könnten die 
Preiſe der landwirtichaftlichen Produkte jo ſtark finfen, daß die Produktionskoſten nicht mehr 
genügend erjegt werben, ift weniger gerechtfertigt, als es vielleicht auf dem erjten Anblid 
jcheint. Dünn bevölferte Yänder, welche noch viel bisher unbenußten und von Natur frucht- 
baren Boden befißen, haben allerdings bei der landwirtichaftlichen Produktion den Borteil, 
daß der Tauſchwert und der Preis des Bodens jelbft ein niedriger ift, daß fie aljo auch 
bei einer geringeren Grundrente wirtſchaftlich noch ganz gut bejtehen können; ferner den 
weiteren Vorteil, daß der Boden zumächft auch ohne regelmäßige Düngung, vielleicht jelbit 
ohne jorgfältige Bearbeitung noch angemefjene Erträge hervorbringt. Auf der anderen Seite 
pflegen aber gerade in dünn bevölferten Gegenden die Urbeitslöhne jehr hoch zu jein; die 
für Betellung des Bodens, zur Aberntung und zur weiteren Zubereitung der Aderbauer- 
zeugniffe notwendigen Majchinen und Geräte haben einen hohen Preis; der Transport der 
Produkte bis zum nächſten Hafenplag oder zur nächſten Eijenbahnjtation oder Wafjeritraße 
und von dort weiter bis zu dem Konfumtionsorte ift jehr koftipielig. Manches verdirbt auf 
dem Transport, ein Teil des jchließlic an dem Konjumtionsort erzielten Preijes fließt den 
Bwifchenhändlern zu. Dies find Umſtände, welche ſämtlich der Landwirtſchaft der erportie- 
renden Gegenden ebenjo zum Nachteil gereichen, als fie für die Yandwirtichaft der impor- 
tierenden Gegenden von Gewinn find. Dazu kommt ferner, daß es wenig Böden gibt, deren 
Fruchtbarkeit ſich nicht Schnell erjchöpfte, wenn fie obne jorgfältige Bearbeitung umd regel: 
mäßige Düngung fortdauernd zur landwirtichaftlichen Produktion benußt werden. Schon 
jegt ijt der dDurchichnittliche Ertrag des Bodens an Getreide von der gleichen Fläche in Ame— 
rifa erheblich geringer als in den europäischen Kulturländern. Dabei wächſt die Bevölkerung 
in Ländern, welche noch viel unbebauten aber kulturfähigen Boden zur Dispofition haben, 
meift ungewöhnlich jchnell; namentlich, jobald diejelben durch jtarfen Erport von Boden- 
produften in lebhafte Beziehungen zu dicht bevölkerten Ländern getreten find. Amerika und 
Australien bieten hierfür den beiten Beweis. In demjelben Maße wie die Bevölkerung nimmt 
aber auch der Konjum am jelbjt erzeugten Bodenproduften zu und dieje werden damit dem 
Erport entzogen. 


Dicht bevölferte Länder werden zur Dedung ihres Bedarfes an Nahrungsmitteln ftets mehr 
oder weniger auf die Zufuhr aus dünner bevölkerten angewiejen fein. Trogdem muß es auch in 
jenen das Beitreben der Yandwirtichaft bleiben, den einheimischen Bedarf an landwirtichaftlichen 
Produkten, namentlid an Nahrungsmitteln, möglichſt volftändig durd) die eigene Produktion zu 
befriedigen. Denn die Abhängigkeit vom Auslande bezüglich der unentbehrlidhiten Lebensbedürf— 
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niffe bringt immer mancherlei Uebelftände mit fih. Durch Kriege oder andere unvorhergeſehene 
Ereigniſſe kann die eur derjelben zeitweife unterbrodien oder doch erheblich verkleinert und 
dadurch die größte Schädigung für die gejamte produktive Thätigkeit des Volkes herbeigeführt 
werben; fchon ein geringer thatjächliher Mangel an Nahrungsmitteln ift geeignet, das ganze 
wirtichaftliche und jociale Leben eines Volkes bis in feine Fundamente zu erichüttern. Das uns 
bedingte Vertrauen auf die Zufuhr von Nahrungsmitteln vom Ausland als auf eine unerichöpf: 
liche elle kann auch die mißliche Folge haben, daß man die eigentliche Bedeutung der Yanbd- 
wirtichaft ala der wichtigften probuftiven Thätigkeit vergißt und einen größeren Wert auf den 
Deit des Bodens als auf deflen produktive Benutzung legt. Die hauptfächlichite Beitimmung 
des rfähigen Landes bleibt immer, den Bedarf der einheimifchen Bevölkerung an Boden: 
produften zu befriedigen; hiernach muß fich die Bewirtichaftung des Bodens wie jeine Verteilung 
in erfter Linie regulieren. Für dicht bevölferte Länder ift es ſtets ein lInglüd, wenn ein erheb- 
liher Zeil der kulturfähigen Flächen lediglih um der Annehmlichkeit oder Bequemlichkeit ihrer 
Befiger willen zu —— oder überhaupt in anderer Weiſe benutzt wird, als es nach wirt— 
ſchaftlichen Rückſichten eigentlich geboten wäre. 


2. Die geſchichtliche Entwidlung der Landwirtſchaft. 


8. ©. Anton, Geſchichte der deutichen Landwirtbichaft, von den älteften Yeiten bis zu Ende 
des seen Jahrhunderts. 3 Teile. 1799—1802 (gebt bloß bis zum Jahr 1350). ehr. Ed. 
Langethal, Geſchichte der deutſchen Landwirthſchaft. 4 Bde. 1847—1856 (reicht bis zum Jahr 
1800). 6. Fraas, Geſchichte der Kandwirtichaft oder geihichtliche Heberficht der Fortichritte land— 
wirtihaftlicher Erfenntniffe in den legten 100 Jahren. 1852, (Bon 1750—1840.) Der ſ., Ge 
ſchichte der Landbau⸗ und Foritwilfenihaft. Seit dem 16, Jahrhundert bis zur Gegenwart. 1865, 
(Herausgegeben durch die hiſtoriſche Kommiſſion der Akademie der Biffenfchaften in München.) K. 
Th. von Jnama:Sternegg, Deutiche Wirthichaftsgefchichte bis zum Schluß der Ktarolinger: 
Beriode. 2 Bde. 1879. 1891. 8. Lamprecht, Deutiches Wirthichaftsleben im Mittelalter. 
3 Bde, 1885-86. J. O. Loudon, An Encyclopaedia of agriculture, 1825, In deuticher 
———— erſchienen u. d. Titel: London, Eine Encyklopädie der Landwirthſchaft. 2 Bände. 


$ 12. Der eigentlihe Landbau kommt erjt dann in Anwendung, wenn ein Volk bereits 
einen gewijjen Grad von Kultur erreicht hat. Yn wilden oder halbwildem Zuftande juchen 
die Menjchen ihre Bedürfniffe an Nahrung, Kleidung 2c. dadurch zu befriedigen, daß jie 
die ohne ihr Zuthun entjtandenen Naturprodukte einfach in Bejig nehmen und in möglichjt 
unverarbeitetem Zuftande zur Berwendung bringen. 

Einen großen Fortjchritt bedeutet e3, wenn einzelne Tiere gezähmt und berdenweije auf 
vorhandenen Grasflächen oder Waldweiden beiſammen gehalten werden. Das Pferd, Rind 
und Schaf waren diejenigen Tiere, welche nach der Ueberlieferung in den ältejten Zeiten 
ebenſo wie noch jegt die hauptjächlichjten Nußtiere bildeten. Un eine geregelte Vieh zu cht ift 
zunächft nicht zu denken, man läßt die Tiere auf den ausgedehnten Flächen frei umberlaufen 
und bemächtigt ſich ihrer oder ihrer Produkte nad) Bedürfnis; die Sorge um Fortpflanzung 
und Aufzucht erfordert jchon eine weitere Entwidlung. Diejelbe wird nach unferer Kenntnis 
von den nomadifierenden Volksſtämmen indejfen bis zu einem gewijjen Grade früher erreicht 
al3 eine entjprechende Fürjorge für den Anbau von Brotfrüchten. Rüdficht auf die Pflege der 
Weiden kennen die Nomaden allerdings kaum; wenn die an einem Orte vorhandenen Weide: 
flächen für den Viehbeſtand nicht mehr ausreichen, juchen fie andermwärts Weidepläge. Bei 
der jchnellen Vermehrung der Haustiere tritt diefer Zuftand Häufig ein und jo bleiben No— 
maden auf beftändigen Wanderungen begriffen, welche im Verlaufe der Völfergejchichte bald 
auf kleinere Diftrifte fich beichränfen, bald auch über ganze Länder jich ausdehnen. Die An: 
fänge des Aderbaus beichränten ſich dabei auf die Beitellung Kleiner Flächen Landes mit 
jolhen Gewächſen, von welchen eine jchnelle Ernte zu erwarten ift. Bei dem häufigen Wechjel 
der Weidepläße erweijt eine andere Art des Aderbaus ſich ald unmöglich. Die Arbeiten auf 
dem Acker bejtehen lediglicdy in Säen umd Ernten, eine eigentliche Kultur des Landes findet 
nur ausnahmsweiſe ftatt. Indeſſen macht ſich in dem wirtichaftlichen Leben der Nomaden 
ihon die Bedeutung des Kapitalbefiges geltend; dieſer wird repräjentiert durch den Vieh: 
beitand, dejjen Größe den Maßſtab für den Neichtum feines Befigers bildet. 


16 XIV. v. d. Golg, Landwirtichaft. I. Teil. 


8 13. Mit Aufnahme des geregelten Ackerbaus beginnt eine neue Epoche für das pri- 
vate und öffentliche Leben der Menjchen. Derjelbe bedingt die Gründung feſter Wohnfige, 
ein geordnete Zujammenleben und damit die Anfänge der Gründung von gejchloffenen Ge— 
meinden. Mit dem Aderbau ift zugleich die Möglichkeit und Notwendigkeit gegeben, Geräte 
für die Bearbeitung des Feldes und für jonftige landwirtjchaftliche Arbeiten herzuftellen und 
zur nüßlichen Verwendung zu bringen und damit ift auch die Grundlage für eine ausge- 
dehntere gewerbliche Thätigfeit gejchaffen. Bei dem Nomadenleben kann der Gewerbsfleiß 
ſich weniger entwideln, weil die Menjchen auf ihren fortwährenden Wanderungen die tote 
Habe auf das möglichjt geringste Maß befchränfen müfjen und weil jede feinere Gewerbs— 
thätigkeit feite Wohnfige und Werkſtätten zur Vorausſetzung hat. 

Hinfichtlic) Beftellung und Benugung des Bodens fann der Uebergang von der Nomaden: 
wirtichaft zum Uderbaubetriebe nur ein allmählicher jein. Auch bei legterem bleibt zunächit 
der Schwerpunkt in der Biehaltung. Die Viehherden werden auf den vorhandenen natür- 
lihen Grasflächen geweidet; bloß ein verhältnismäßig kleiner Teil des Gejamtareals findet 
ald Aderland Verwendung. Da die Bearbeitung desjelben nur mangelhaft jein kann und 
der produzierte Dünger lediglich der Weide zu Gute fommt oder an den Sammelpläßen der 
Tiere ungenußt liegen bleibt, jo muß die Fruchtbarkeit des zuerjt in Anbau genommenen 
Landes bald abnehmen; es tritt die Notwendigkeit hervor, einen Teil des bisherigen Weide: 
landes urbar zu machen und das frühere Aderland dem natürlichen Graswuchs zu über: 
lafjen, wodurch diejes von jelbft wieder zur Weide wird. So bildet fidy die wilde Feld- 
grasmwirtidhaft aus, deren charakteriftiiches Merkmal darin bejteht, daß der größte Teil 
des Areal! dem natürlichen Graswuchs anheim gegeben und als Weide benußt wird; nur 
ein Heiner Zeil dient zum Aderbau und zwar jo lange, als legterer noch genügende Er- 
träge gewährt. Alsdann tritt ein Teil des früheren Weidelandes in die Stelle des der: 
landes ein und das bisherige Uderland in die Stelle des Weidelandes zurüd. Es ift nicht 
unwahrſcheinlich, daß dies die Wirtichaftsweije der alten Germanen zu Tacitus Zeiten war !®). 
In manchen Teilen Deutichlands und Dejterreichd (jo in Steiermark, Kärnthen, Oberſchwa— 
ben, auf dem Schwarzwald zc.) befteht noch jeßt eine ähnliche Art der Feldgraswirt— 
ichaft, wenn auch in geregelterer Gejtalt. Bei ihr liegt der Schwerpunft der Wirtjchaft immer 
in der Viehhaltung und dieje jelbjt wird mehr ertenfiv als intenfiv betrieben; der Aderbau 
bleibt auf das notdürftigfte Maß bejchränft. Die ganze landwirtichaftliche Produktion ift 
daher gering und reicht nur für eine dünne Bevölferung aus. 

In demjelben Mafe ald die Bevölkerung und jomit der Bedarf an Nahrungsmitteln wächſt, 
tritt num die Notwendigkeit hervor, den Ackerbau produftiver zu machen. Es geichieht 
dies teild durch die Ausdehnung des Aderareald auf Koſten des Weidelandes, teild durch 
eine befjere Bearbeitung und Beftellung des Bodens. Beide Umftände führen von jelbft dazu, 
daß man einen Teil des Areals ftändig zum Aderbau benugt und mit den erforderlich jchei- 
nenden Feldfrüchten in regelmäßiger Aufeinanderfolge bejät. 

Die wichtigjten Kulturpflanzen waren in alter wie in neuer Zeit die Mehlfrüchte, nament: 
lich die Getreidearten; fie kamen bei den Anfängen des Aderbaus faft ausschließlich in Be- 
tracht. Je nach den klimatiſchen und Bodenverhältniffen ſowie den vorhandenen Kenntnifjen 
und Bedürfniffen baute man die einzelnen Getreidearten in einer bejtimmten Reihenfolge 
hintereinander; war die ganze Folge erihöpft, jo ließ man den Ader ein Jahr unbenugt 
liegen, um ihn gründlich bearbeiten und düngen zu können. Died war die Bradhaltung. 
Man teilte nun dad Aderland in jo viel Teile, als man Früchte hintereinander, einſchließ— 
and der Brade, baute; jeder Teil oder jedes Feld wurde jedes Jahr in anderer Weife be- 


18) Bgl. gierüber: DEE Agrarhiſtoriſche ang Standpunkte. 8. Aufl. 1878. Bb. 1, 
Abhandlungen. Bd. 1. 125 fi. Ferner: S. 205 ff. Ausführlicher wird über die Wirt. 
Roſcher, Anjichten 3 —— — aus dem ſchaftsſyſteme in Abſchn. III, 2 gehandelt werden. 
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mußt, bis die Neihe der Früchte erfchöpft war und man wieder von neuem bei dem erjten 
Felde begann. Wo man das Syſtem der Feldgraswirtichaft beibehielt, überließ man den 
Ader nah Entnahme einiger Körnerernten für eine kürzere oder längere Reihe von Jahren 
dem Graswuchs und benußte das Land als Weide; nach dem legten Weidejahr folgte dann 
erſt die Brache. 

Unter den Völkern des Altertums waren die Römer“) am weiteiten in der Landwirt: 
haft vorgejcjritten. Aber auch bei ihnen überwog der Getreidebau den Anbau anderer 
Früchte bei weiten. In fruchtbaren Gegenden wurde das Land alle Jahre mit Getreide be- 
ſtellt, vorzugsweiſe mit Weizen und Dinkel, aber auch mit Gerfte und Hirfe; ferner kannte 
man die Hülfenfrüchte (Bohnen, Widen, Lupinen, Linjen 2c.), ebenjo einzelne Wurzel- 
und Handeldgewächje, welche dann im Wechjel mit Getreide angebaut wurden. Bei weniger 
fruchtbarem Boden hielt man Brache, entweder jedes zweite oder jedes dritte Jahr, wo— 
raus dann eine weis reſp. Dreifelderwirtichaft hervorging. Sowohl auf den Uderbau wie 
auf die VBiehhaltung verwendeten die Römer große Sorgfalt ; nad) den uns noch erhaltenen 
Bühern römischer Schriftjteller (Cato, Varro, Columella u. U.) zu fchließen, ftand die 
römische Landwirtichaft zur Zeit ihrer Blüte auf einer ſolchen Stufe, wie fie von den mo- 
dernen Kulturvölkern erft in dem laufenden Jahrhundert erreicht worden ift. Später ging die 
römische Landwirtichaft zurüd, teils infolge des allgemeinen Sittenverfalles, teils infolge 
der Latifundienbildung. Die Zahl der freien Grundbefiger nahm immer mehr ab, das Grund— 
eigentum fammelte ſich in den Händen weniger reichen Leute, welche ihr Land durch Skla— 
ven bewirtichaften und aus Mangel an Arbeitskräften jowie zur Befriedigung perjönlicher 
Liebhabereien das Aderland vielfach in Parke umwandeln Tiefen. 


Wie auf anderen Gebieten menschlichen Wiffens und Könnens, fo waren auch in der Landwirt— 
Idaft die Römer die Lehrmeifter der unkultivierten Völker, mit welchen fie in Berührung kamen, 
Die galliſchen und germaniihen Stämme eigneten fi in ihrem landwirticaftlichen Be— 
triebe vieles von dem an, was fie bei den Nömern kennen gelernt hatten. Die meiſten Kultur: 
gewächje, welche wir heute bei uns bauen, find erit durch die Nömer bei ung eingeführt worden, 
ebenjo auch eine geregelte Aufeinanderfolge der Früchte auf dem Aderland. Als währſcheinlich 
it anzunehmen, daß die jpäter in Mitteleuropa jo weit verbreitete Dreifeldberwirtidhaft”) 
infolge der Belanntichaft mit dem Aderbau der Nömer zur Geltung gelangte. Wann dies bei 
und in Deutichland geichah, iit nicht mit Sicherheit zu ermitteln"). Jedenfalls war die Drei- 
felderwirtichaft zu Karl des Großen Zeit ſchon vielfach bekannt und geübt und hat von da ab 
durch ein ganzes Jahrtanfend nicht nur der deutfchen, ſondern der ganzen mitteleuropätichen Land: 
wirtſchaft hauptfählich das Gepräge gegeben. In rauhen Gebirgsgegenden, wo ein ausgedehnter 
Getreidebau nicht lohnend erichien, ferner in Niederungen, in welden die Natur der Verhältniffe 
auf vorherrihenden Grasbau hinwies, behielt man allerdings die a Zange  anh bei; dieſelbe 
bat fich dort, wenngleich in verbeijerter Form, bis auf den heutigen Tag erhalten. 


$14. Bon den Zeiten Karls des Großen bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts zeigt die 
Entwicklung der Landwirtichaft in Deutichland und ebenfo im übrigen Mitteleuropa 
einen jehr einförmigen Gang. Die von den römischen Kolonieen ausgehenden Berbefjerungen 
dehnten fich allmählich auch über die entfernter liegenden Diftrifte bis zu denjenigen Gren— 
zen aus, welche durch das Dreifelderjyitem, jowie andere herkömmliche oder gejegliche In— 
ftitutionen unüberſteiglich gezogen waren. 

Seitdem gejtatteten bis nahe an unjer Jahrhundert heran weder die Verteilung des 


19) Vgl. über die römiſche Landwirthſchaft: 21) Hanſſen fagt darüber: „Wahrſcheinlich 
Magerftädt, Bilder aus der römischen Land- haben ſchon in den erften Jahrhunderten nad) 
wirthſchaft. 6 Bde. 1858— 1863. Eprifti Geburt die angefiedelten römischen Legio— 

20) Bei der Dreifelderwirtichaft ift, wie in | märe und Provinzialen in den ebenen und frucht- 
Abſchnitt III mäher dargelegt werden joll, das | barern Gegenden des ſüdweſtlichen Deutichlands 
Aderland in drei Teile geteilt, von denen ab» den Anfang mit der Dreifelderwirtichaft wohl 
wechſelnd der eine mit Wintergetreide, der zweite zunächſt nach dem Borgange des galliihen Feld— 
mit Sommergetreide bejtellt und der dritte als | betriebes gemacht." Agrarhiftoriiche Abhandlungen 
Brachfeld behandelt wird. ‚8b. I, ©. 153, 
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Grundbeſitzes no die perjönlihen Berhältnijje der Landbewohner er 
bebliche Fortichritte in dem landwirtichaftlichen Betriebe. 

Inden älteften Zeiten, von welchen wir fichere Kunde haben, jowie im Anfange des 
Mittelalters, waren alle freien Germanen auch Grundeigentümer und jorgten als ſolche 
lediglich für den Bedarf ihrer Familien an landwirtichaftlichen Erzeugniffen. In der Regel 
befand fich die zu einem Dorfe gehörige Feldmark ganz oder teilweile im gemeinjchaftlichen 
Befig und in gemeinjichaftlicher Nutzung aller Eingeſeſſenen. Dies änderte fid) jeit dem Be- 
ginn des 9. Kahrhundert3 unter dem Einfluffe des drüdender twerdenden Heerbannes und 
zwar nicht zum Bejjeren. Wegen des entfernten Kriegsdienſtes, dejjen Kojten er jelbjt zu 
tragen hatte, mußte der Heine Grumdbejiger die Bebauung ſeines Aders vernachläffigen. 
Um diejer Verpflichtung zu entgehen, begaben ſich nad und nach die meiften weniger be- 
güterten Freien in ein perjönliches Abhängigkeitsverhältnis zu den weltlichen oder geiftlichen 
Großen, welche dafür die nötigen Mannjchaften ftellten, fich aber gleichzeitig erhebliche per: 
ſönliche und fachliche Leiftungen ausbedangen. Im Laufe des Mittelalters verlor der 
größere Teil des Bauernjtandes feine perjönliche und wirtichaftliche Selbjtändigfeit; hier: 
durch wurde die fortjchreitende Entwidelung des Aderbau: und Viehzuchtbetriebs jehr ge: 
hemmt und erjchwert, and) in jolchen Gegenden, in denen dad Maß der Unfreiheit der nie: 
deren ländlichen Bevölkerung ein verhältnismäßig geringes war. Vielfach wurde der frühere 
freie Grundeigentümer zum Leibeigenen, der mit allem, was er bejaß, jeinem Herrn ge— 
hörte. Wo dieLeibeigenjchaft in ihrer ftrengen Form nicht Fuß faflen konnte, bildeten 
ih UntertHänigfeits- oder Hörigkeitsverhältniſſe, welde die mannigfaltigjten 
Formen annahmen, Jm günftigften Falle hatte der Bauer feinen Hof in erblichem umd eigen- 
tümlichen Belig, in anderen Fällen befand er ſich zwar in erblichem, aber nicht in eigen- 
tümlichen Befiß; jehr häufig fonnte er jeder Zeit von jeinem Hofe entfernt werden. Wie 
aber auch die Befigverhältnifje fein mochten, jo war der Bauer ftet3 zu einer Menge von 
Abgaben und perjönlichen Dienften jeinem Herrn gegenüber verpflichtet. Die Höhe derjelben 
war jelten fejt beſtimmt, jondern beruhte auf Herfommen, welches durch friedliche Ueberein— 
funft oder als das Rejultat von langen Streitigkeiten zwiichen den Herrichenden und Die- 
nenden fich gebildet hatte. Es lagin der Natur der Sache, daß bei dem Mangel fefter, ge- 
jeglich erzwingbarer Bejtimmungen über das Verhältnis zwischen Gutsherren und Bauern 
die erfteren die Neigung hatten, die Abhängigkeit und das Maß der Leiftungen der letzteren 
fortdauernd zu fteigern und daß die Bauern diefem Beftreben fich nad) Kräften widerjegten. 
Wiederholte Aufftände, namentlich aber der große Bauernfrieg zu Anfang des 16. Jahr: 
bundert3, führten lediglich dazu, die wirtichaftliche Lage der Bauern noch ungünftiger zu 
geitalten ®*). 

Bejonders verhängnisvoll wirkte auf die Entwidelung der deutſchen Landwirtichaft und 
namentlich des Bauernftandes der dreißigjährigeKrieg. Faft ganz Deutichland wurde 
bon demjelben heimgejucht, viele Gegenden dienten jogar Jahre lang hintereinander als 
Kriegsichauplag; die Produkte der Landwirtichaft waren es vorzugsweiſe, welche Freund 
und Feind fich aneigneten, weil fie derjelben zum notwendigjten Unterhalt bedurften; not— 
gedrungen oder abfichtlich wurden die auf den Feldern ftehenden Saaten verwüſtet und da- 
mit der Ertrag des ganzen Jahres vernichtet; der Bauer mußte es bei den fortwährenden 
Heimfuchungen durch die Heere für nußlos halten, jein Feld überhaupt zu bejtellen und wo 
ihm Geräte und Tiere geraubt waren, fehlte ihm jogar die Möglichkeit, die Bearbeitung 
auszuführen. Biele Dörfer und Feldmarten wurden vermwüjtet, die Bevölkerung derjelben 


22) Die nachfolgende Abhandlung von Meitzen fich entwidelt hat und wie außerdem die mannig- 
(XV) erörtert ausführlicher, in welcher Weife , faltigften Beſchränkungen in der Benntzung des 
allmählich das Abhängigkeitsverhältnis der niedern , Grund und Bodens entjtanden find. Vgl. auch 
landwirtichaftlichen Bevölterung von der höheren | die dort angegebene Litteratur. 
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vernichtet oder doch jehr reduziert; die produftiven Kräfte der Uebrigbleibenden waren durch 
die langjährigen Leiden und Entbehrungen erheblich geſchwächt; e& bedurfte langer Zeit, be- 
vor nur der frühere Zuftand wieder hergejtellt werden konnte. 

Auch die Großgrundbefiger hatten durch den Dreißigjährigen Krieg fehr gelitten; aber nad 
Beendigung desjelben war es ihnen leichter, jich wieder wirtjchaftlich emporzuarbeiten ; denn fie 
geboten über größere materielle Mittel und bejaßen in den ihnen untergebenen Bauern Ar- 
beitskräfte, welche trog ihrer vielleicht mangelhaften Anzahl und Bejchaffenheit doch in beſtimm— 
tem Umfang einen ficheren und fletigen Betrieb der Yandwirtichaft gejtatteten. Aber da der unter: 
thänige Bauer verpflichtet war, mit feinen eigenen Zugtieren und Geräten und unter Zu— 
bilfenahme feines Gefindes und feiner Angehörigen auch die wirtichaftlichen Arbeiten auf 
dem Gute jeines Herren zu verrichten, jo konnte der Betrieb auch der größeren Gutswirt- 
ihaft gleichwohl eine gewifje untergeordnete Stufe nicht überjchreiten. Eine gute Bearbei- 
tung des Bodens war nicht möglich, weil die Bauern jchlechte Aderwerkzeuge und jchlecht 
gefütterte Zugtiere hatten. Die herfümmlichen Arbeitsleiftungen (Frohnden) der Bauern knüpf— 
ten fich an die fast allgemein übliche Dreifelderwirtichaft und jchon diefer Umftand machte 
e3 dem Großgrundbejiger jo gut wie unmöglich, ein befjeres Wirtſchaftsſyſtem einzuführen. 
Die Dreifelderwirtichaft jchloß den Futterbau anf dem Ader aus und damit war die Un— 
möglichkeit gegeben, eine reichliche Ernährung der Zug: und Nußtiere zu bewirken. Auch 
der Bauer jelbjt war bezüglich Bewirtichaftung des eigenen Grund und Bodens jehr be- 
ſchränkt. Die Stoppeln der Getreidefelder jowie die Brache dienten ald Weide für das Vieh 
aller zu einer Gemeinde gehörenden Bauern; zu dem gleichen Zwed wurde die Gemeinde- 
weide benußt. Häufig Hatte der Gutsherr auch Weiderechte auf dem Grund und Boden der 
Bauern oder die legteren beſaßen Weiderechte auf den dem Gutsherrn gehörigen Flächen. 
Es herrichte faft allgemein der Flurzwang; es war aljo jeder genötigt, jedes Feld in 
der einmal durch das Herkommen vorgejchriebenen Form zu benugen reſp. auch von ande- 
ren benugen zu laſſen. Infolge der mannigfachen und oft jehr verwidelten gegenjeitigen Ab- 
bängigteitöverhältniffe waren weder der Bauer noch der Großgrundbefiger imjtande, weſent— 
liche Veränderungen und Verbeſſerungen im Wirtjchaftsbetriebe vorzunehmen. Solches zeigte 
fih nur in den wenigen Dertlichkeiten als möglich, two infolge bejonders günstiger VBerhält- 
nifje die Landbautreibende Bevölkerung eine größere perjönliche und wirtjchaftliche Freiheit 
genog und wo im Zuſammenhang damit eine intenfivere, oft gartenmäßige Benußung des 
Bodens fich entwidelt hatte. In der Rheinthalebene, in der Imgegend von Augsburg, Nürn- 
berg, Frankfurt a. Main, Erfurt und andern Städten hatte man ſich Schon im Mittelalter 
von der Dreifelderwirtichaft emanzipiert und baute auf dem Ader außer Getreide und Hülfen- 
früchten aud) viele Wurzel» und Handelsgewächſe wie Rüben, Delpflanzen, Farbekräuter, 
Hopfen, Tabak ꝛc. 

Im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts gelang es vielfach den Grundherrn, das 
bisher von den Bauern bejefjene Land für ihre eigene Benutzung einzuziehen und dadurch 
ihr Hofesland zu vergrößern. Das Legen der Bauern konnte überall mit Erfolg ange- 
wendet werben, wo die Eigentumsverhältnifje bezüglich ded Grund und Bodens unklare 
waren und wo die Landesfürjten nicht mit Energie gegen dies Verfahren einjchritten. Auf 
dieje Weije ift 3. B. der Bauernjtand in Medlenburg und in Schwediich- Vorpommern fajt ganz 
vernichtet, in anderen deutjchen Ländern wenigftens jehr reduziert worden, Der Einficht und 
Energie hervorragender Fürjten, namentlich der preußiichen Könige Friedrich Wilhelms I. 
und Friedrichs des Großen, ift es zu verdanfen, daß im norböftlichen Deutjchland, wo von 
Anbeginn an die Grundherren bejonders mächtig, die übrigen Landbewohner beſonders ge- 
drüdt waren, überhaupt ein leiftungsfähiger, auch an Zahl nicht unbedeutender Bauernftand 
fih erhalten hat. 

Dabei wendete fi) die Sorge der jtaatlihen Organe ſeit der Zeit des aufgeflärten Abjo- 
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lutismus nicht allein der Erhaltung des Bauernſtandes und der möglichſten Verbeſſerung 
ſeiner wirtſchaftlichen und ſocialen Lage zu, ſondern dieſelbe erſtreckte ſich auf die Hebung der 
landwirtſchaftlichen Produktion und des Wohlſtandes der ländlichen Bevölkerung überhaupt. 
Eine große Reihe von einzelnen, die Förderung der Landeskultur bezweckenden Maßregeln 
wurde ergriffen, deren Folgen, wenn auch erſt nach Jahrzehnten, von dem tiefgreifendſten 
und ſegensreichſten Einfluß auf die Entwicklung der Landwirtſchaft ſich erwieſen. Unter den— 
ſelben find namentlich Hervorzuheben: die Einführung oder allgemeinere Verbreitung des Klee— 
baus und des Kartoffelbaus, die Einführung ſpaniſcher Schafe, die Urbarmachung von aus— 
gedehnten Sümpfen und Brüchen jowie die Bejiedelung der dadurd; gewonnenen großen Flä— 
chen fruchtbaren Bodens mit freien Heinen Grumdbefigern, die Errichtung ländlicher Kredit: 
inftitute, die Gründung landwirtichaftlicher Bereinezc. *°). Bon durchichlagendem Erfolg konnten 
diefe und ähnliche Maßregeln freilich erjt begleitet jein, nachdem durch die Geſetzgebung 
für die landwirtichaftlie Produktion und die ländliche Bevölkerung eine freie Bewegung er- 
möglicht war. 

8 15. Mit Ende des vorigen und Anfang diejes Jahrhunderts begann eine neue Epoche 
für die Landwirtichaft. Bei den einfichtigeren StaatSmännern und Bolfswirten hatte ſich die 
Ueberzeugung Bahn gebrochen, daß die landwirtichaftliche Produktion bei weiten nicht die 
Höhe erreichte, welche bei verftändiger und ausgiebiger Benußung der Bodenkräfte zu erlangen 
möglih war. Man erkannte mit Recht, daß das Haupthindernis weniger in mangelnden Ber- 
jtändnis oder in mangelndem gutem Willen der ländlichen Bevölkerung als in den bejtehen- 
den gejeglichen VBerhältniffen beruhte. So lange die große Maffe der ländlichen Bevölferung 
fi) in perfönlicher Abhängigkeit befand und die großen Grundbefiger jelbft bezüglich Bewirt- 
ichaftung ihrer Güter auf die Frohndienſte unfreier Leute angewieſen waren; jo lange ferner 
der Flurzwang bejtand und für den größten Teil des mittleren Europas die Dreifelderwirt- 
ichaft zu einer Notwendigkeit machte; jo lange weiter faft allgemein Weiderechte auf frem- 
dem Grund und Boden eriftierten und eine zwedmäßige Bewirtichaftung der Güter ſeitens 
ihrer Befiger verhinderten; jo lange endlich die Mehrzahl der Bauern ihre Güter nicht als 
unbejchränfte Eigentümer inne hatten und überdies durch eine Menge von Naturaldienjten 
und Abgaben in der freien Entfaltung ihrer wirtichaftlichen Kräfte fich gehemmt jahen: jo 
lange diefe und andere Uebelſtände vorhanden waren, konnte an die notwendige radikale Um— 
gejtaltung des Iandwirtichaftlichen Betriebes nicht gedacht werden. Die auf Hebung der Yand- 
wirtichaft gerichteten Beftrebungen einzelner Männer, befonders einzelner deutjcher Fürjten, 
wie namentlich Friedrich Wilhelms J., Friedrich des Großen, der Kaiſerin Maria Therefia und 
de3 Kaiſers Joſeph hatten zunächſt einen verhältnismäßig geringen Erfolg, weil diejelben die per- 
fönliche Lage der Landbewohner und die für die freie Bodenbenügung vorhandenen Schranfen 
faktifch ziemlich unberührt liegen. Deshalb drang aud) der Vorläufer der deutſchen Reformatoren 
auf landwirtichaftlichem Gebiet, Joh. Chriſt. Schubart, der wegen jeiner bejonderen Ver— 
dienste um den Kleebau von dem Kaifer Joſeph II. unter dem Namen eines Edlen von dem Klee— 
felde **) in den Adelftand erhoben wurde, vor allen Dingen darauf, daß zunächjt der Flurzwang, 
die Weiderechte auf fremdem Grund und Boden und die Frohndienfte ſowie die perfönliche Ab- 
hängigkeit der niederen Ländlichen Bevölkerung überhaupt befeitigt werden müßten, um wenigitens 
die Möglichkeit zu einem befjeren landwirtichaftlichen Betriebe zu ichaffen. In Frankreich geſchah 
dies zuerjt und zwar in jehr ftürmijcher und radikaler Weiſe in der Nacht des 4. Auguſt 1789, 
Unter dem Einfluß der franzöfiichen Revolution und der daran fid) knüpfenden Umgeftaltung 
der europäiſchen Verhältniſſe folgte man diefem Beijpiele allmählich auch in anderen Ländern *°). 


23) Stadelmann, Friedrich Wilhelm I. in| 24) Schubart war geboren zu Zeig im Jahre 
jeiner —— für die Landeskultur Preußens. 1734 und ſtarb auf ſeinem Gute Würchwitz in 
1878. erſelbe, Friedrich der Große in ſeiner Sachſen im Jahre 1787. 

Thätigkeit fiir den Landbau Preußens. 1876. | 25) Die einzelnen geſetzlichen Maßregeln, durch 
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Durch Beſomenheit und zielbewußte Konfequenz zeichnete ſich namentlich die preußiſche 
Agrargeieggebung aus, welche nadı ihren —— Urhebern gewöhnlich die Stein— 
Hardenbergijche genannt wird, Die Namen der Geſetze ſprechen aus, was im Laufe we— 
niger Jahre geſchah. Es folgten bald nad) einander: das Edikt vom 9. Oktober 1807 betreffend 
den erleichterten Belig und freien Gebraud) des Grumdeigentums ſowie die periönlichen Verhält- 
niffe der Landbewohner; die Gefinde-Ordnnung vom 8. November 1810; das Edikt zur Befördes 
rung der Landeskultur vom 14. September 1811; das Edikt betreffend die Regulierung der guts— 
errlicyen und bäuerlichen Verhältnifie, ebenfalls vom 14. September 1811; die Verordnung wegen 
blöfung der Dienfte, Geld- und Naturalleiftungen von Grundſtücken, welde eigentümlic, zu Erb: 
zins oder Erbpacht befeffen werden, vom 7. Juni 1821; endlich die Ge meinheit3: Teilungs-Ordnung 
gerstei vom 7. Juni 1821. Aehnliche Geſetze —— früher oder Bun auch für die übrigen 
eutihen Länder und Deiterreidh; ein Teil des weitlichen und ſüdweſtlichen Deutſchlands 
war, unter dem Einfluß franzöfiicher Herrichaft, in diefer Hinficht Preußen fogar vorausgeeilt. 
Was noch an geieglihen Hinderniffen bezüglich der freien Bewirtihaftung des Bodens zurück— 
geblieben war, wurde mit geringen Ausnahmen durd die Bewegung des Jahres 1848 beſeitigt. 

Diefe Geſetzgebung hatte zur Folge, daß die perlönliche Unfreiheit der ländlichen Bevölkerung 
aufgehoben und die unbeſchränkte Benugung des Bodens feitens der jeweiligen Beſitzer ermöglicht 
wurde; ferner wurden die Frohndienfte bejeitigt und die Ablöfung anderer Naturalleiftungen an— 
gebahnt; endlich wurde einerjeits die Teilung bisher gemeinschaftlich benugter Bodenflächen unter 
die berechtigten Interefienten, andererjeits die Jufammenlegung der bisher zeritreut gelegenen Grumb- 
ftüde jedes einzelnen Befigers in eine oder einige wenige a Bach ende, größere Flächen ge: 
jeglich zugelaffen. Damit waren die weientlihen Vorbedingungen gegeben, um alle in der länd- 
lihen Bevölkerung vorhandenen wirtichaftlihen Kräfte zur freien —— zu bringen und dem 
landwirtſchaftlichen Betrieb ſelbſt diejenige Umgeſtaltung zu verleihen, welche behufs einer mög— 
lichſt reichlichen Erzeugung pflanzlicher und tieriſcher Produkte unumgänglich notwendig erſchien. 


$ 16. Gleichzeitig mit der großartigen geſetzgeberiſchen Reform traten aber auch diejenigen 
Männer auf, welche wiſſenſchaftlich und praftiich die Wege zu einem erfolgreicheren Betriebe 
der Zandwirtichaft zeigten. Jm Jahre 1774 hatte der Engländer Brieftley und 1775 
unabhängig von ihm der Schwede Scheele den Sauerftoff entvedt und damit den 
Grund zu den großartigen Fortichritten gelegt, welche die Chemie in dem lebten Jahr— 
hundert gemacht hat und welche eine richtige Erkenntnis der Bedingungen des pflanzlichen 
und tierischen Lebens erjt ermöglichten. Faft um die gleiche Zeit (1776) erijhien Adam 
Smith’3 Werf über den Nationalreichtum, welches die das wirtichaftliche Leben des Volkes 
beherrichenden Gejege in einer bisher unbetannten Klarheit, Gründlichkeit und Vollftändig- 
feit erörterte. Damit war jowohl die naturwifjenschaftliche wie die nationalöfonomische Grund- 
lage für die Umgeftaltung des landwirtichaftlichen Betriebes dargeboten. In England hatte 
bereit3 in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine Reihe hervorragender Männer 
dem Gedeihen der Yandwirtichaft befondere Sorgfalt zugewendet; unter denjelben ift nament- 
ld Arthur Young md Sir John Sinclair zu nennen. Ihnen und den für den 
wirtichaftlichen Aufſchwung überhaupt jo günjtigen Verhältniffen Großbritanniens ift es zu— 
zufchreiben, daß legteres Land zu Ende des vorigen Jahrhunderts bezüglich des techniſchen 
Betriebes von Aderbau umd Viehzucht alle übrigen Länder weit überflügelt hatte und zur 
Lehrmeifterin für diefelben wurde. Insbeſondere hat der große Reformator der deutichen 
Sandwirtichaft und der Begründer der Kandwirtichaftswiffenichaft, Albrecht Thaer, die 
Anregung zu feiner umfaffenden Wirkſamkeit und teilweije das Vorbild für diejelbe von Eng- 
land und engliſchen Schriftjtellern empfangen. 
N, Thaer, geb. im Celle im Jahre 1752, widmete fich dem Studium der Medizin, ließ fich 
in feiner Vaterſtadt als Arzt nieder, wo er 1780 zum churfürſtlich hannoverichen Hofmedikus, 1796 
zum großbrittaniichen Leibmebifus ernannt wurde, 1785 kaufte er fich ein Eleines Gut vor der 


Stadt und beichäftigie fih mit der Landwirtihaft. Hierdurch wurde er auf das Studium eng— 

liſcher landwirtſchaftlicher Schriftfteller, namentlich A. Young's, geführt. Als Refultat diefer Stu— 
welche die perjönliche Unfreiheit der niederen länd= | Die Bauern-Befreiung und der Urjprung der Land⸗ 
lihen Bevölkerung, ſowie die Beichränfungen | arbeiter in den älteren Teilen Preußens. 2 Bde, 
bezüglich Benugung des Grund und Bodens be- 1887, auch C. J.Fuch s, Der Untergang des Bauern: 
feitigt wurden, erörtert eingehend die nadyfol- | ftandes und das Auffommen der Gutsherrſchaften. 
gende ——— von Meitzen, Ueber die 1888. Ueber Bayern vgl. S. Hausmann, Die 
preußiſche Agrargejeggebung vgl. &. Fr. Knapp, | Grundentlaftung in Bayern. 1892. 
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dien veröffentlichte Thaer 1798—1804 das aus 3 Bänden beftehende Werk „Einleitung zur Kennt: 
nis der englifchen Landwirtichaft 2c.*, welches feinen Nuf über ganz Deutichland und über defien 
Grenzen hinaus verbreitete. Es famen von allen Seiten ftrebfame Landwirte zu ihm, um von 
ihm zu lernen. Thaer fand fich betwogen, ein landbwirtfchaftliches Inſtitut in Gelle einzurichten 
(1802), Auf Beranlaffung Friedrih Wilhelms II. und feines Minifters Hardenberg fiedelte Thaer 
1804 nad) Preußen über, wo er in Möglin 1806 die erfte lanbwirtichaftliche Akabentie errichtete 
und berjelben bis zu feinem im Jahre 1928 erfolgten Tode vorftand. Das wichtigſte litterariiche 
Wert Thaer’s ift: „Srundfäße der rationellen LZandwirtihaft“, welches 1810—12 in 
4 Bänden erichien. Dasielbe hat 7 reditmäßige Ausgaben (die legte 1880) im deuticher Sprade 
erlebt und ift außerdem in mehrere fremde Sprachen überfegt worden. Durch diefes Bud) ift Thaer 
der Begründer der Landwirtichaftslehre als Wiffenichaft geworden. Thaer’s bahnbrechende Wirt: 
ſamkeit erftredte fi auf alle Zweige der landwirtichaftlichen Theorie und Praxis; in der von ihm 
geleiteten Mögliner Gutswirtichaft beiwies er außerdem, daß er es wohl veritand, feine Lehren 
auc; im Leben mit Erfolg zu verwerten. 

Sn der gleihen Nihtung wie Thaer wirkte zur Hebung ber Landwirtichaft eine Neihe von 
anderen Männern, welche aber jämtlich die Anregung mehr oder weniger von Thaer empfangen 
hatten. Hierzu gehören namentlich Joh. Nepomul Schmerz (1759—1844), der Gründer der 
Akademie Hohenheim; Joh. Burger (1773—1842), welcher in Defterreich die Thaer'ſchen Grund- 
ſätze theoretiich lehrte und praftiich ausübte; oh. Gottlieb Koppe (1782—1863), der es wie 
fein Anderer veritand, die großen Errungenichaften der Landwirtichaftslehre für die Praris nutz— 
bar und zugleich in populärer jchriftliher Darftellung größeren Streifen zugänglich zu machen; fein 
Werk „Unterricht im Aderbau und in der Viehzucht” hat 11 Auflagen erlebt umd fteht in feiner 
Art noch heute unübertroffen da. Ferner find zu nennen: ob. Heinr. von Thünen (1783 bis 
1850), deſſen „Iſolierter Staat“ von den Vertretern der Yandwirtichaftslehre wie der National: 
öfonomik übereinftimmend als ein Mufter erafter wiſſenſchaftlicher Unterfuhung anerkannt wird; 
Albreht Block (1774—1847), welcher aus dem reihen Schaß feiner praftijchen Erfahrungen heraus 
das umfafjende Werk: „Mitteilungen landwirtichaftliher Erfahrungen, Anfihten und Grundſätze“ 
ichrieb und dadurch für die wichtigen Gebiete der Betrieb3= und Tarationslehre fefte Grundlagen jchuf. 
Durd die Beftrebungen diefer und anderer Männer wurde der landwirtichaftliche Betrieb 

im Laufe der Jahre gänzlich umgeftaltet. Die reine Dreifelderwirtichaft wurde abgejchafft; 
fie machte einer verbefferten Dreifelderwirtichaft mit angebauter Brache oder der Fruchtwechſel— 
wirtihaft Plag. Während in Deutjchland früher die Brache durchjchnittlich den dritten Teil 
des Ackers in Anjpruch nahm, mithin der dritte Teil des Aderareald unbenugt dalag, um— 
faßte im Jahre 1893 die Brache bloß noch 5,91 %0 der gefamten Ader- und Gartenfläche. Beffere 
Aderwerkzeuge wurden fonftruiert oder aus den in der landwirtichaftlichen Praris weiter 
vorgeichrittenen Ländern, Belgien und England, eingeführt und dadurch eine gründlichere 
Bearbeitung des Bodens ermöglicht. Eine rationellere Behandlung und Verwendung des 
Stalldüngers trat ein und damit zugleich eine erhöhte Sorge für den Wiedererjaß der dem 
Boden durch die Pflanzenkultur entzogenen Pflanzennährftoffe. Für die Züchtung, Ernährung 
und Pflege der landwirtichaftlichen Haustiere wurden ganz neue, vollflommenere Grundſätze 
aufgeftellt, befjere VBiehrafjen eingeführt, die vorhandenen veredelt. Während es früher in den 
meisten Wirtjchaften Sitte war, die Nußtiere während des Winters nur fümmerlich mit Stroh 
und vielleicht ettvas Wiejenheu zu ernähren, geftattete der num durch Beſchränkung der Brache 
ermöglichte umfafjende Anbau von Klee, Hadfrüchten zc. während des ganzen Jahres 
eine gleihmäßige, für eine reichliche Produktion tierischer Erzeugnifje genügende Fütterung. 
Beionders wichtig für die Rentabilität der landwirtichaftlichen Viehhaltung war die bereits 
im vorigen Jahrhundert begonnene, aber erjt in dem laufenden Jahrhundert in großem Maß- 
jtab betriebene Einführung, Vermehrung und Veredelung jpaniicher Schafe. Auch auf diefem 
Gebiet hat ſich Thaer größere Verdienfte wie irgend ein anderer erworben: Deutichlands 
Molle war bald die befte auf dem Weltmarkt und erzielte die höchſten Preije. Während früher 
die Landwirtichaft gewiſſermaßen handwerksmäßig betrieben wurde, ohne daß die Yandwirte 
fih über die Gründe ihrer eiuzelnen Operationen Rechenschaft gegeben hätten oder hätten 
geben können, wurde fie nun eine Kunst, welche man nach wiſſenſchaftlich fejtgeitellten Regeln 
auszuüben trachtete. Dadurch wurden einerjeits allerdings an die VBorbildung und praktiſche 
Tüchtigkeit der einzelnen Landwirte viel größere Anforderungen als bisher gejtellt ; anderer: 


ſeits wurde aber aud) der ganze Stand der Landwirte fittlih und geijtig bedeutend gehoben. 
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Keine Klaſſe der Bevölkerung hat im Laufe diefes Jahrhunderts jo große Fortichritte ge- 
macht als die der jelbjtändigen Landwirte. Wenn Deutjchland die Folgen der langen Kriegszeit 
zu Ende des vorigen und Anfang diejes Jahrhunderts ſowie die der napoleonischen Aus: 
jaugung fo schnell überwunden und wenn die deutiche Landwirtichaft troß der jo ungewöhnlich 
niedrigen Getreidepreife während der Jahre 1820— 1840 fich fortdauernd gehoben hat, fo 
ift dies hauptjächlich den agrarpolitiichen Reformen und der von Thaer und jeinen Schülern 
veranlaßten Umgeftaltung des landwirtichaftlichen Betriebs zu danfen. 

In den übrigen europäiichen Kulturländern, namentlih in England und in Frankreich, 
Ichritt die Landwirtichaft in gleicher Weije, wie in Deutichland vorwärts; diefe hatten dabei 
viel weniger Schwierigkeiten zu überwinden, weil fie weit weniger durch den Krieg gelitten 
hatten und an und für ſich reicher an Kapital waren. Die Anregung, welche Thaer zur 
Reformation des landwirtichaftlichen Betriebes gegeben, übte auf die Landwirtichaft aller 
civilifierten Völker einen mächtigen Einfluß aus und von Thaers Zeit ab jteht Deutichland 
an der Spite landwirtichaftlich-wifjenichaftlicher Forſchung. 

$ 17. In der erjten Hälfte diejes Jahrhunderts verlief der Fortichritt der Landwirtichaft 
auf der einmal gegebenen Grundlage ruhig und gleihmäßig. Dieje wurde anders, ald Juſtus 
Liebig (1803—1873) feine chemischen Forichungen dem Gebiete der Landwirtichaft zuzu— 
wenden begann. Im Jahre 1840 erſchien jein epochemachendes Wert „Die Chemie in ihrer 
Anwendung auf Agrikultur und Phyſiologie“. In diefem Buche trug er eine Lehre über die 
Ernährung der Pflanzen vor, welche zwar für die Chemiker von Fach nicht gänzlich 
neu war, welche aber vor ihm noc Niemand mit jolder Klarheit und mit jo überzeugender 
Beweistraft bezüglich ihrer Bedeutung für den landwirtichaftlichen Betrieb entwidelt hatte; 
welche auch im Gegenjag zu dem jtand, was Thaer und jeine Schule über die Pflanzenernährung 
gelehrt Hatten. Letztere glaubten, daß die Pflanzen aus dem Boden lediglich die organifche 
Subjtanz, den Humus, ald Nahrung in ſich aufnähmen, während Liebig von der Behauptung 
ausgieng: „die Nahrungsmittel aller grünen Gewächſe find unorganifche oder Mineralfub- 
ſtanzen“. Da nun die Landwirte bei der üblichen Art des Betriebes dem Boden durch die 
Bilanzenkultur fortdauernd mehr Mineraljtoffe entzogen, als fie durch die Düngung mit Stall: 
mist demfelben wieder zurüdgewährten, jo folgerte Liebig aus jeiner Theorie, daß ein fort: 
gejegter Raubbau getrieben werde, welcher die produktive Kraft des Bodens immer mehr 
ſchwächen und fchließlich zu Verarmung des Volkes führen müſſe. Er ftellte deshalb die Forde— 
rung auf, man jolle dem Boden jämtliche, in den erzeugten Produkten enthaltenen Mineral: 
itoffe wieder einverleiben; er wies zu diefem Zweck namentlich auf die Verwendung der 
menschlichen Exkremente und der tierischen Knochen als Düngungsmittel hin, weil in diejen 
beiden Körpern hauptfächlich diejenigen mineralifchen Pflanzennährſtoffe aufgeipeichert feien, 
welche, obwohl urjprünglich aus dem Boden jtammend, doch demjelben durch die Düngung mit 
Stallmift nicht zurüdgegeben würden. 

Wenngleich die Liebig’sche Lehre in den erjten Jahren nach ihrem Betanntwerden von den 
Landwirten wenig beachtet und gewürdigt wurde, jo verurjachte fie doch mit Beginn der 
zweiten Hälfte diefes Jahrhunderts eine große Aufregung, zuerjt unter den Vertretern der 
Landwirtichaftsiehre und der landwirtichaftlichen Chemie, dann unter den praftiichen Land— 
wirten felbjt. Es entjtand ein langer und erbitterter Kampf, der bier im einzelnen nicht 
verfolgt werden kann; nur jei bemerkt, daß der eigentliche Streit fich weniger um die natur- 
wiſſenſchaftlichen Lehren Liebig's als um die teilweije allerdings jehr verkehrten Folgerungen 
drebte, welche Liebig aus feiner Theorie für die ihm gänzlich unbekannte landwirtichaftliche 
Praris zog. Das Rejultat war, daß die Liebig’iche Lehre, wenngleich mit mannigfachen Ab— 
änderungen, nad ihrem naturwiſſenſchaftlichen Inhalt als zutreffend anerkannt wurde 
md dag Männer der Wiſſenſchaft wie der Praris fich eifrig bemühten, deren richtige An— 
wendung in der Handhabung des landwirtichaftlichen Betriebes ausfindig zu machen, Dieje 
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Beitrebungen find auch keineswegs erfolglos geblieben. Menfchliche Ertremente, Knochenmehl, 
Guano, Phosphorite, Salpeter, Kaliſalze und viele andere Dungftoffe, welche man früher 
als ſolche gar nicht kannte, oder doch nur in fehr beſchränktem Umfang benugte, werden jetzt 
in allen europäifchen Kulturländern in Millionen von Zentnern jährlich) dem Boden einver: 
feibt. Dadurch ift gleichzeitig der Aderbau unabhängiger von der Stolldünger- Produktion 
und jomit von der Viehhaltung geworden, wenngleich die meiften Bodenarten ohne regel: 
mäßige Zufuhr gewiſſer Duantitäten von Stalldünger auf die Dauer in ihrer Fruchtbarkeit 
nicht erhalten werden fünnen. 

Ebenfo umgeftaltend wie auf den Aderbau wirkte Liebig auf die Viehzucht ein, indem er 
über die bei der Ernährung der landwirtjchaftlihen Haustiere wirkfjamen Natur: 
gejege ein ganz neues Licht verbreitete; e3 geſchah dies namentlich Durch fein Wert „Die Tier- 
chemie oder organifche Chemie in ihrer Anwendung auf Phyfiologie und Pathologie“ (1842), 
Liebig hat durch feinen Vorgang zwei ganz neue Zweige der Wifjenfchaft, die Agrikultur— 
hemie und Agrikulturphyſiologie, begründet, welche jeitdem von einer großen An— 
zahl von Männern ald Lebensberuf erwählt und welche von dem tiefgreifenditen Einfluf 
auf die Iandwirtjchaftliche Praris geweien find. Liebig gebührt der Ruhm, zuerft die natur: 
gejeglichen Grundlagen des Feldbaues und der Viehzucht wiſſenſchaftlich fejtgeftellt und von 
der Notwendigkeit ihrer Kenntnis das gebildete landwirtichaftliche Publikum überzeugt zu 
haben. Seine und jeiner geiftigen Nachfolger Lehren haben nicht nur die deutiche, jondern 
die Landwirtichaft aller Kulturvölker umgeftaltet; in Großbritannien wurden diejelben fogar 
viel jchneller und williger aufgenommen und angewendet, als in dem Lande ihres Urſprunges. 

8 18. Seitdem die Erkenntnis von der großen Bedeutung der Liebig’schen Lehren ſich all: 
gemeinere Verbreitung verichafft hatte, wendete die landwirtichaftlihde Theorie und 
Praris ihr Augenmerk faft ausfchließlih auf Löfung der Aufgabe, wie nun die neuen 
Forichungen der Naturwiſſenſchaft im einzelnen für die Steigerung der landwirtichaftlichen 
Produktion nugbar gemacht werden fünnten. Das erfreuliche Rejultat ift dann auch geweſen, 
daß nicht bloß die größeren Grundbefiger, jondern auch jehr viele Bauern ihren Ader heut: 
zutage viel befjer bearbeiten und Ddüngen jowie mit angemejjeneren Gewächjen bebauen ala 
noch vor 30 Jahren; daß fie ferner ihr Vieh nach rationelleren Grundjägen aufziehen, füttern 
und pflegen. Begünftigt wurde diefe Entwidlung durd den Aufihwung, welchen das land: 
wirtichaftliche Majchinenweien gleichzeitig genommen; dadurch wurde der Landwirt unab: 
hängiger von menjchlichen und tieriichen Arbeitskräften und erlangte die Verfügung über 
Inſtrumente, welche viel volltommener, als die früheren, den gefteigerten Anfprüchen des Ader: 
baues und der Biehhaltung genügten, 

Das Beitreben, die neueren Rejultate der Naturforjchung der landwirtichaftlihen Pro— 
duftion dienftbar zu machen, nahm indefjen während der lehten Jahrzehnte die Aufmerkſam— 
feit jowohl der Landwirtichaftslehrer wie der landwirtichaftlichen Praftifer jo volljtändig in 
Anſpruch, daß man darüber die Sorge für einerichtige Organijation des landmwirt: 
Ihaftlihen Betriebes im ganzen fajt vergaß. Unbewußt giengen viele jonft einfichts- 
volle Männer von der Anichauung aus, der Erfolg der Landwirtichaft hänge lediglich von 
einer zwedmäßigen Behandlung und Pflege des Bodens, jowie der darauf wachjenden Pflanzen 
und der Haustiere ab. Die nicht minder wichtigen Fragen bezüglich des Verhältniſſes zwiichen 
Uderbau und Biehhaltung, bezüglich der Fruchtfolge, der Beihaffung und Behandlung der 
erforderlichen menjchlichen Arbeitskräfte, der Menge des notwendigen Betriebsfapitals, der 
Höhe der zuläffigen Verjchuldung eines Gutes 2c. wurden als nebenſächliche behandelt. 
Man jchien zu vergefjen, daß die Landwirtichaft ein Gewerbebetrieb ijt, deſſen Erfolg keines: 
wegs ausſchließlich von der richtigen Anwendung beftimmter Naturgejege, jondern ebenjo 
jehr von der Kenntnis und Benubung wirtichaftlicher Gejege abhängt. Wenn und inwieweit 
heutzutage ein Notjtand unter den Landwirten ſich fühlbar macht, jo hängt derjelbe in erjter 


Der Boden. 8 19. 95 


Linie nicht damit zufammen, daß Aderbau und Viehzucht an und für fich mangelhaft be- 
trieben werden und deshalb zu geringe Roherträge abwerfen, jondern vorzugsweiſe damit, 
daß die Güter überjchuldet oder daß die Güter: und Bachtpreife zu einer ungerechtfertigten 
Höhe hinaufgeichranbt find, daß man mit zu geringem Kapital wirtichaftet, daß die Auswahl 
der fultivierten Gewächje und der gehaltenen Nuptiere den vorhandenen Preis, Abſatz- und 
Arbeiterverhältniffen nicht angepaßt ift und daß endlich viele Landwirte es verfäumen oder nicht 
verjtehen, ſich jährlicd; genaue Rechenſchaft über die erzielten Reinerträge und die Höhe der 
Berzinfung der angewandten Kapitalien zu geben. Auf diefem Gebiete ift die Entwidelung 
der Landiwirtichaft während der legten 25 Jahre wenig fortgejchritten. Es wird daher für 
die nächſte Zukunft die wichtigfte Aufgabe nicht bloß der deutichen, jondern der ganzen Land— 
wirtjchaft innerhalb des civilifierten Europas fein, für die Organijation und Leitung des 
landwirtichaftlichen Betriebes die richtigen wirtichaftlichen Geſetze ausfindig zu machen 
und in Anwendung zu bringen **), 


I. Die Erforderniffe der landwirtfchaftlihen Produftion. 
1. Der Boden. 


8 19. Zur landwirtichaftlichen Produktion find erforderlih: 1) Grund und Boden, 
2) menjhlidhe Arbeit, 3) Kapital. Der Boden ift das wichtigste und unentbehrlichite 
Produftionsmittel für die Landwirtichaft, welche von ihm ja auch den Namen herleitet; jein Vor— 
bandenfein bildet die Vorausſetzung für die Anwendung der beiden anderen Produftionsfaktoren. 

Die Broduftivität des Bodens refultiert zunächſt Schon aus jeiner räumlichen Aus: 
dehnung. Auf ihm werden Wohnungen für die Menichen, Stallungen für die Tiere, Gebäude 
zur Aufbewahrung von Geräten, Majchinen, von geernteten Produkten und von jonjtigen 
Borräten errichtet; er bietet den Pflanzen ihren fejten Standort, in welchem fie Wurzeln 
ſchlagen und von dem aus ihre Stengel, Blätter, Blüten und Früchte in die für das Wachstum 
nötige Verbindung mit der atmosphärischen Quft treten fünnen. In noch höherem Grade ift 
der Boden deshalb produktiv, weil er in Gemeinschaft mit der atmojphäriichen Luft den 
Pflanzen die zu ihrem Wachstum notwendige Nahrung gewährt und die für ihr Gedeihen 
erforderlichen phyfifaliichen Bedingungen zu erfüllen im Stande ift. 


Die Pflanzen fegen fi aus einigen wenigen Grundftoffen (Elementen) zufammen, welche 
für alle Gewächſe die gleihen find, nämlich aus: Saueritoff, Waſſerſtoff, —— Stickſtoff, 
Kalium (in ge mit Sanerftoff Kali —— Kalcium (in Verb. mit S.: Kalk), Mag: 
neſium (Magneſia), Eiſen, Schwefel (Schwefelſäure) und Phosphor (Phosphorſäure); außerdem 
finden ſich in den Pflanzen gewöhnlich noch Natrium (Natron), Silicium (Kieſelſäure), Lithium, 
Mangan, Chlor, in den Meerespflanzen auch Brom und Jod. Die zuerſt genannte Reihe von 
Stoffen iſt für die Ernährung aller Pflanzen abſolut notwendig; über die Bedeutung der zweiten 
Reihe von Stoffen iſt die Wiſſenſchaft noch nicht ganz im klaren. 

Trocknet man eine in voller Entwicklung ſtehende, aber noch grüne Pflanze an der Luft, ſo ver— 
liert fie . —“ ihres Gewichtes; ihr Gehalt an Waſſer (Waſſerſtoff und Sauerſtoff) verdunſtet 
und nur die Trodenfubftanz bleibt zurüd. Wird die Trodenjubitanz dem Feuer ausgeſetzt, 
fo verflüchtigt fih der größte Teil derjelben in die Luft und zwar hauptiählih in Form von 
Waflerdampf, Kohlenfäure (Saueritoff und Kohlenftoff) und Ammoniak (Waflerftoff und Stid- 
ſtoff); nur eine Meine Menge bleibt ald Aſche zurüd, Der gefamte Aſchengehalt grüner Ge— 
wähle madıt burchichnittlich nicht mehr wie 2—3%s und ſelbſt bei Iufttrodenen Pflanzen ober 
Planzenteilen wie Heu und Stroh nicht mehr wie durchſchnittlich 5—7%o des Gejamtgewichtes aus, 

Die bei dem Trodnen bezw. Verbrennen fich verflüchtigenden Beftandteile, welche die Haupt: 
maffe der ganzen Pflanze bilden, nennt man die verbrennliche oder organiihe Subftanz; 
der unverbrennliche Neft beißt die unverbrennlide, unorganifche, mineraliide 
oder Aihen:-Subftanz. Die organiihe Subjtanz beiteht aus den vier Grundftoffen: Sauer: 


26) Ausführlich Habe ich mich über dieje ein- | Am Schluß vorliegender Abhandlung werde ic) 
feitige Entwidlung der landwirtichaftlichen Theorie | die Urjachen und den Charakter des jegigen Not- 
und Praxis ausgeſprochen in meiner Schrift: | ftandes in der Landwirtichaft noch furz im Zu— 
„Die agrarifchen Aufgaben der Gegenwart.“ 1895. | jammenhang erörtern. 
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ftoff, Waſſerſtoff, Kohlenſtoff und Stiditoff; die unorganifhen aus den übrigen oben genannten 
Pflanzenbeitandteilen. 

Die Pflanze bezieht ihre Nahrung teil aus der Luft, teild auf dem Boden. Aus der 
Luft entnimmt fie nur organische Stoffe; vermittelit der auf der Oberfläche der grünen Stengel 
und Blätter befindlichen Spaltöffnungen atmet die Pflanze unter dem Einfluß des Sonnenlichtes 
Kohlenſäure und Ammoniak aus der atmofphäriihen Yuft ein, und giebt Saueritoff an diejelbe 
ab. Erjegt werden die beiden erftgenannten Stoffe der Luft wieder dur die Ausatmungspro- 
dukte der Menichen und Tiere, welche umgekehrt wie die Pflanzen Saueritoff ein: und Stohlen: 
fänre ausatmen, ſowie durch die Zeriegungsprodufte pflanzliher und tieriicher leberreite und Er: 
fremente. Aus dem Boden bezieht die Pflanze vermittelit ihrer Wurzeln ebenfalls einen Teil ihres 
Bedarfs an organischer Subitanz ; der Boden ift, namentlich in feinen obern Schichten, ſtark mit 
Luft durchſetzt und dieſe Yuft enthält in noch höherem Grade wie die atmofphäriiche Kohlenfäure 
und Ammoniak, welche den Pflanzen zur Nahrung dienen. Außerdem liefert der Boden ausſchließ— 
lidı den Pflanzen ihren Bedarf an mineraliiher Subftanz; legtere fan nur aus dem Boden ver: 
mittelft der Wurzeln in den übrigen Vflanzenkörver gelangen. Auch das nötige Waflerquantum 
wird den Pflanzen fait lediglich vom Boden geliefert. Für die unorganiiche Subitanz der Ge: 
wächle bildet alſo der Boden ausſchließlich, für die organiſche nen Ernie die Bezugsanelle, 

An organifher Nahrung fann die Pflanze niemals wirflihen Mangel leiden, da der Ge: 
halt der Luft und des Bodens an Stohlenfäure und Ammoniak ein unerfchöpflicer, durch natür: 
liche Vorgänge immer aufs neue ſich ergänzender ift. Dagenen find die für die Pflanzen erforder: 
lihen Mineralftoffe im Boden immer nur in bejtimmter Menge vertreten und fehren, einmal 
dem Boden durch die Prlanzenwurzeln entzogen, von felbit nicht mehr in denielben zurüd. Des: 
halb ift keineswegs die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß der Boden durd; fortgeiegte Bebauung mit 
Pflanzen, alſo durch fortgefegte Entziebung von mineraliihen Pflanzennährſtoffen, jchließlid fo 
arm an leßteren wird, daß er mit Vorteil überhaupt nicht mehr zu kultivieren ift, d. h. daß die 
aufgewendeten Broduftionskoften durch die Erträge fich nicht mehr genügend bezahlt machen. lieber 
den Eintritt diefer Möglichkeit in die Wirklichkeit liegen viele Erfahrungen vor. Die Berarmung 
des Bodens an mineraliicher Nahrung tritt nun am leichteften und jchnelliten bezüglich derjenigen 
Nähritoffe ein, für welche der Bedarf der Pflanzen im Verhältnis zu dem Gehalt des Bodens 
an ihnen ein großer iſt. Soldes trifit ganz beionders für die Bhosphorfänre zu; demnächſt fommt 
das Kali; erit in dritter Linie folgen Kalt und Magneſia; die nod übrigen mineraliſchen Pflanzen: 
nährſtoffe find fait immer in genügender Menge im Boden vorhanden. 

Bei dem gewöhnlichen Betrieb der Yandwirtichaft erfolgt nun der Erſatz der dem Boden ent— 
zogenen Pflanzennährftoffe hauptfächlic durd den Stalldünger. In demielben ift allerdings 
ein großer Teil der aus dem Boden gewonnenen Nineralitoffe enthalten, aber nicht jämtliche. Die 
Mineralitoffe aller verfauften Aderbauerzeugniffe fowie die Mineralitoffe, welche in den verkauften 
tieriihen Produkten fich befinden, foweit legtere den jelbit produzierten Futtermitteln ihren Ur: 
ſprung verdanken, gehen den Bodenflächen, welchen fie entitammen, unmiederbringlich verloren. 
Liebig ftellte die Forderung auf, für fie müfle durch Düngung ein vollftändiger Eriag geſchaffen 
werben. Bevor auf Erörterung der Frage eingegangen werden fann, in wie weit die Liebig’fche 
Behauptung qutrigt oder nicht, ift indeifen noch auf ein anderes, bisher nur oberflächlich berührtes 
Erfordernis der Pilanzenkultur hinzuweiſen. 

Wenn der Boden Prlanzen erzeugen, befonders wenn er fie reichlich erzeugen fol, muß er nicht 
bloß die erforderliche Pflanzennahrung, fondern er muB auch die für das Gedeihen der Gewächie 
nötige phyſikaliſche Beihhaffenheit d. b. den zwedmäßigen Grad von Feuchtigkeit, Wärme und 
Yoderfeit beiigen. Teilweije kann derielbe durch eine angemeffene Bearbeitung gewährt werben; 
für die meiſten Bodenarten reicht ſolche allein aber nicht aus. merjenige Beitandteil des Bodens, 
welcher am meilten auf eine zwedmähige phyſikaliſche Beſchaffenheit desielben hinwirkt, ift der 
Humus. Hierunter verfteht man die in jedem Boden in gewiſſer Menge befindlichen, in der Ber: 
wejung begriffenen Pflanzenreſte, welde in unvermiichtem Juftande eine locere, ſchwarzbraune Maſſe 
daritellen. Der Humus entiteht durch die im oder auf dem Boden zurücbleibenden Wurzeln, Stengel 
und Blätter von Bilanzen; aber auch der Stalldünger bildet Humus. Der Humus hat num Die 
Eigenſchaft, den ſchweren Boden loderer, wärmer, trodener, dagegen den leichten Boden bindender, 
fühler, feuchter zu machen. Allmählich zerjegt fich der Humus im Boden unter dem Einfluß der 
Luft und zwar um fo jchneller, je mehr der Boden bearbeitet wird. Seine ang te find 
vorzugsweile Kohlenſäure und Ammoniak, welche ihrerfeits teils Direkt zur Ernährung der Pflanzen 
beitragen, teils die letztere indirekt dadurch begünftigen, daß fie die Auflöfung der mineraliichen 
Pflanzennähritoffe im Boden beſchleunigen. Ein der regelmäßigen Bearbeitung und Aberntung 
unterliegender Boden pflegt an Humus fortwährend ärmer zu werben, falls nicht durch menſch— 
lies Zuthun ein Erfag geſchafft wird. Dies geſchieht nun durd die Düngung mit Stallmift. Le: 
terer gewährt dem Boden aljo nicht nur eine große Menge von Nährftoffen, Sondern auch einen 
Teil des unentbehrlihen Humus, Auch durh Gründüngung d.h. durch Unterpflügen von zu 
diefem Zwecke beionders angebauten Pflanzen in nocd grünem Zuftande wird eine Bereicherung 
des Bodens mit Humus herbeigeführt und es ift daher in der Öründüngung ein in neueſter Zeit 
viel benugtes Mittel gegeben, den Stallmift bezüglich feiner phyſikaliſchen Wirkung ganz oder teil: 
weile zu_erfegen. Es giebt allerdings Bodenfläcen, in welchen durch befondere Umſtände fo maſſen— 
hafte Pflanzenreite id) aufgehäuft haben, daß aud) bei langjähriger Bebauung feine Zufuhr von 
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Humus, alfo feine Düngung mit Stalmift oder Gründüngung nötig ift; hieher gehören alle Torf: 
böden, die ruifiihe Schwarzerde 2c. Aber dieje Flächen machen immerhin einen geringen Teil des 
geiamten Sulturbodens aus. 

Thaer und feine Schule glaubten, der Humus bilde die einzige Pflanzennahrung ; fie konnten 
zu diefem Glauben um jo eher kommen, als bejonders fruchtbarer Boden auch immer bejonders 
humusreich iſt, wie denn jelbit heutzutage noch der Humusgehalt eines Bodens mit Necht als ein 
wejentliches Kennzeichen für die Beurteilung feiner Fruchtbarkeit betrachtet wird. Liebig behauptete 
dagegen, daß der Humus direft als Pflanzennahrung gar nicht in Betracht komme; er glaubte 
anfangs jogar, dab der Humus für die Fruchtbarkeit des Bodens überhaupt ohne Bedeutung jei 
und daß es lediglich auf den nötigen Vorrat an mineraliihen Pllanzennährftoffen antomme. Nach 
diefer Richtung hin angeftellte Verſuche, welche für feine Theorie ein negatives Ergebnis lieferten, 
brachten ihn allerdings zu der Ertenntnis, daß der Humus durd feine Einwirkung auf die phyſi— 
falifche Beſchaffenheit des Bodens ſowie durch feinen indirekten Einfluß auf die Vermehrung der 
Nähritoffe im Boden doch eine weſentliche Bedentung befige. 


$ 20. Für die Landwirtichaft ift die Frage, in wie weit und in welder Weile ein Erjag 
der dem Boden durch die Kulturgewächſe entzogenen Nährjtoffe erfolgen müfje, von größter 
Wichtigkeit; an der dauernden Erhaltung der Fruchtbarkeit des Bodens haben nicht nur die 
Landwirte, jondern das ganze Volk ein hervorragendes Intereſſe. Ein befonderer Zweig der 
Landwirtſchaftslehre, die Xehre von der Statik des Landbaus, beſchäftigt fich lediglich 
mit diejer Frage. Die Statif des Landbaus läßt fich bezeichnen al3 die „Lehre von der Er- 
haltung des Gleichgewichts bezüglich der Einnahme und Ausgabe an den der Pflanzenproduftion 
dienenden Bodenkräften“, wobei unter leßteren ebenjo die phyfifaliichen wie die chemischen 
Kräfte verjtanden werden müjjen. Thaer und jeine Schule haben der Statik des Landbaus 
große Aufmerkiamkeit gewidmet; da fie aber von der irrigen Vorausſetzung ausgiengen, der 
Humus jei die für die Fruchtbarkeit des Bodens enticheidende Subftanz, konnten fie zu keinem 
richtigen Rejultate gelangen. Durch Liebig’3 Lehre wurden die bisherigen Reſultate der 
ſtatiſchen Wiſſenſchaft umgeftoßen und fegtere ruhte eine Zeit lang ganz. Erſt jpäter hat man 
angefangen, diejelbe auf neuen Grundlagen wieder aufzubauen ?”). Soweit unfere dermalige 
Erfenntnis reicht, läßt fi über den notwendigen Erjag der dem Boden durch die Pflanzen- 
fultur entzogenen Nährftoffe etwa folgendes jagen. 

Für die organischen Nährftoffe, Kohlenfäure und Ammoniak, bietet die atmojphärifche Luft 
den Pflanzen eine unerjchöpfliche Duelle; ein abjoluter Mangel an denjelben kann nie ein: 
treten. Dagegen hat es fich für nicht humusreiche Böden als ſehr vorteilhaft herausgeftellt, 
denjelben Kohlenjäure und namentlich Ammoniak (Stiditoff) durch die Düngung befonders 
zuzuführen, weil beide nicht nur ſelbſt Pflanzennährftoffe find, jondern auch auf die Lös— 
lichmachung der nıineralifchen Nährſtoffe jehr günftig einwirken. Es jebt dies allerdings inımer 
voraus, daß die letzteren, wenngleich noch ungelöft, im Boden überhaupt vorhanden find. 
Der Stalldünger jowohl wie der Humus bilden im Boden durch die Zerjegungsprodufte 
eine bejtändige Duelle für Kohlenjäure und Ammoniak. 


Für die dem Boden entzogenen mineralifhen Pflanzennährſtoffe findet ein natürlicher Erſatz nicht 
ftatt. Derfelbe muß vielmehr, foweit er überhaupt erforderlid) jcheint, durch Düngung erfolgen. 
Das wichtigſte Dungmittel ift der Stallmift, welder in jeder Wirtichaft ohnedem erzeugt wird. 
Derjelbe enthält ſämtliche Pflanzennährſtoffe; er bereichert den Boden ferner an dem für feine 
phyſikaliſche Beichaffenheit jo wichtigen Humus. In genügender Menge gegeben, würbe daher der 
Stallmift als alleiniges Dumgmittel ausreihen. In dem Stallmift giebt der Landwirt dem Acer 
indefien nicht alle Nährftoffe zurüc, welche er ihm entzogen hat; diejenigen Stoffe, welche in den 
verfauften Aderbauproduften ſowie in ben verkauften tieriichen Produkten vorhanden waren, fo: 
weit legtere dem auf dem Acer erzeugten Futter ihren Urfprung verdanken, befinden fid) nicht im 
Stalldünger. Dagegen enthält der Stallmift auch Pflanzennähritoffe, weldye nicht dem Ader ent: 
ftammen; es find dies diejenigen, welche durch die Verfütterung von Wieſenhen oder von ange: 
fauften Futtermitteln in den Stallmift gelangt find. Wieſen bedürfen gewöhnlic feines Düngers, 
da fie durch Bewäflerung den nötigen Erjag an Pflanzennährftoffen erhalten. Durch Verfütterung 
von Wiejenheun und durch Verwendung des dadurch entitandenen Düngers auf dem Ader werden 
27) Dredsler, Die Statif des Landbaues. | Conrad, Agrarftatiftiihe Unterfuchungen (Se- 

1869. Heiden, Lehrbuch der Diüngerlehre. 3 paratabdrud aus J. f. Nat. 17) 1872. Au, Lie: 
Bde. III. Bd.: Statit des Landbaues. 1872. | bigs Lehre von der Bodenerſchöpfung ꝛc. 1869, 
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letzterem alſo beftändig neue, nicht aus ihm ftammende Nährftoffe zugeführt. In ben meiften Wirt: 

Ichaften ift indeffen der Umfang der Wiefen und alio die Produktion an Wieſenheu nicht groß, 

um bem Ader vollitändigen Erjaß für die durch Verkauf von Produkten entzogenen Nährſtoffe zu 

gewähren; namentlich gilt dies in Bezug auf Phosphorfäure und Kali, bei faltarmen Bodenarten 
auc in Bezug auf Kalk. Für die übrigen mineraliſchen Pflanzennährſtoffe ftellt fih die Notwendig: 
feit einer außerordentlihen Zufuhr weit jeltener heraus. Es ift nämlich durchaus nicht erforder: 
lich, dem Acer jämtliche, ihm entzogene Mineralitoffe auch wieder zu gewähren; es würde bies 
fogar eine unwirtſchaftliche Verſchwendung fein. Jeder Boden enthält eine große Menge unzer— 
fegter mineraliicher Bflanzennährftoffe, welche im Laufe der Jahre zur Löfung gelangen; unteritügt 
und beſchleunigt wird biefer Vorgang durch angemefjfene Bearbeitung und Düngung. Der Vorrat 
an vielen animalifchen Nährſtoffen ift im Boden fo groß, dab er für undenkbare Zeiten ausreicht, 
zumal wenn ein teilmeiler Erjag regelmäßig durd) Düngung mit Stallmift erfolgt. Unter ſolchen 

Umständen würde es thöricht fein, diefe Nährftoffe durch Dungmittel zu erfegen, deren Beihaffung 

befoudere Koſten erheiiht. Das Geſagte gilt bei den meisten Bodenarten in Bezug auf Falk, Mag— 

nefia, Eifen, Schwefelfäure, fowie in Deus auf jämtliche, $ 19 in zweiter Reihe genannte Pflanzen: 
näbritoffe. Dagegen gilt es nicht von Kali, falls falireihe Pflanzen 3. B. Wurzelgewädhie u. a. in 
großer Menge gebaut und verfauft werden und der Boden nicht an und für ſich einen jehr großen 

Gehalt an Kali befist. Eine Zufuhr von Phosphorfäure neben der regelmäßigen Stalldüngung 

ift für alle Wirtichaften notwendig ober doc jehr wünfchenswert, weldye fortdauernd erhebliche 

Mengen von Körnerfrüchten, Handels- oder Wurzelgewächſen oder auch von tieriihen Produkten 

zum Berfauf bringen, ohne gleichzeitig eine das durchichnittliche Maß überfteigende Fläche von durch 

aller gebüngter Wiejen zu befigen. 

Glücklicher Weiſe gibt es eine große Zahl von Dungftoffen, welche einen Erſatz für die dem Boden 
entzogenen und dur den Stallmift micht wieder zurücgewährten mineraliihen Pflanzennähritoffe 
zu bieten geeignet find; es iſt nicht das geringfte Verdienit Liebig’s, auf Die Notwendigkeit der An: 
wendung derjelben nachdrücklich aufmerkſam gemacht und für manche Dungftoffe aleichzeitig bie 
zwecmäßigite Art ihrer Anwendung gelehrt zu haben. Die wichtigiten diefer Dungmittel, welche ge: 
wöhnlich unter der Bezeihnung „Lünftliche* oder „käufliche Dungmittel* zufammengefaßt 
werden, find eg die menschlichen Exkremente und die daraus hergeitellten Fabrikate; En 
das Knochenmehl, die verſchiedenen Guanoforten, die Phosphorite, die Thomasichlade, welde alle 
vier einen großen Gehalt an Bhosphorfäure befigen; weiter die Kaliſalze, welche in einer das Be— 
dürfnis weit überfteigenden Menge als Abraumfalz bei Steinfalzbergwerfen gewonnen werben; 
einem etwa auftretenden Mangel an Kalt im Boden ift leicht durh Düngung mit Mergel oder 
gebranntem Kalk abzuhelfen. Auch eine fünftliche Zufuhr von Stiditoff, obwohl derfelbe nicht zu 
den unverbrennlichen fondern zu den verbrennlihen Beſtandteilen gehört, hat fich zur Erzielung 
hoher Erträge als jehr wirkſam erwieſen; biejelbe erfolgt gewöhnlid in Form von Ehilejalpeter 
oder von Ammoniakſalzen. 

Nach diefer Erörterung ſcheint die Gefahr für eine dauernde Verarmung des Bodens 
an Pilanzennährjtoffen im allgemeinen nicht begründet. Dies jchließt jedoch, keineswegs aus, 
daß nicht doch im einzelnen Wirtichaften oder gar in ganzen Landftrichen eine jolche Ver— 
armung eintritt. Es wird dies dort geichehen, wo es den Landwirten an Einficht oder an 
Kapital fehlt, um dem Boden durch Düngung den notwendigen Erjag zu gewähren; oder wo 
fie aus furzfichtiger Selbſtſucht den urfprünglich jehr fruchtbaren Boden fortgejegt mit verkäuf— 
fihen Produkten bebauen, ohne auch nur die Kojten einer regelmäßigen Stalldüngung auf- 
zuwenden. Letzteres geichicht 3. B. häufig in Nordamerifa, wo fich die übeln Folgen jchon 
jet zeigen. Für die Landwirtichaft der europäiichen Kulturvölker läßt fi im allgemeinen 
wohl behaupten, daß heutzutage der Erſatz der dem Boden entzogenen Bflanzennährftoffe in 
viel vollftändigerer Weije jtattfindet, als dies jemals in früheren Beiten der Fall war, Dem: 
ungeachtet bleibt es jet und in aller Zukunft eine wichtige Aufgabe ſowohl für die einzelnen 
Wirtichaften als für die Landwirtichaft jedes Volkes im ganzen, immer wieder aufd neue 
zu prüfen, ob durch die übliche Art der Düngung die Erhaltung der Fruchtbarkeit des Bodens 
gefichert erjcheint oder nicht. Dabei ift zu beachten, da; es für Länder, deren Bevölkerung 
ſtark zunimmt, nicht nur darauf anfommt, den bisherigen Grad der Produktivität zu erhalten, 
jondern wejentlich auch darauf, dieſe fortdauernd zu steigern, was vermittelft zweckentſprechen— 
der Bearbeitung und Düngung des Bodens ſehr wohl erreicht werden fann. 

8 21. Die Hauptbeftandteile der Erdrinde und ſomit auch die ihres Verwitterungspro- 
duftes, des Bodens, find Thon, Sand und Kalk; als vierter Hauptbeftandteil treten bei 
manchen Böden der Humus, die zurüdgebliebenen Ueberrefte älterer Begetationen, noch hinzu. 


Für die Pflanzenernährung haben die drei erjtgenannten Beftandteile direft gar keine oder 
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doch nur eine untergeordnete Bedeutung ; dagegen find fie wichtig wegen ihrer phyſikaliſchen 
Eigenjchaften. Der Thon macht den Boden feucht, zäh, der Luft ſchwer zugänglich und jchwer 
zu bearbeiten; der Sand umgefehrt macht den Boden troden, loder, für Luft und Bear- 
beitungswerfzeuge leicht zugänglich ; der Kalt hält bezüglich feiner phyſikaliſchen Eigenjchaften 
ungefähr die Mitte zwiſchen Thon und Sand inne. Das Gemenge von Thon und Sand 
beißt Lehm, welcher je nad) dem Vorwalten de3 einen oder anderen Gemengteils mehr dem 
Thon oder dem Sand gleicht und danach jchiwerer, milder oder fandiger Lehm heißt. Die 
günstigen Eigenjchaften des Humus wurden bereit3 erwähnt. Wo der Humus die Hauptmafje 
des Bodens ausmacht, wie im Torfboden, hat er allerdings auch nachteilige Wirkungen. Ohne 
erhebliche Beimifchung von Sand oder Thon befigt er eine zu große Loderheit, Trodenheit 
und Mangel an mineralijchen Pflanzennährftoffen. Obwohl die beiden Bodenbejtandteile, welche 
die größte Verbreitung haben, nämlich Thon und Sand, an und für ſich feine Pflanzennähr- 
itoffe bilden, jo find fie doch für die Fruchtbarkeit des Bodens bezeichnend. Der Thon iſt 
das Verwitterungsprodukt von Gefteinen, welche neben der Thonerde erhebliche Mengen von 
Kali, Kalk und anderen Pflanzennährftoffen zu enthalten pflegen; der Sand dagegen das Ber: 
witterung3produft von Gejteinen, welche arm an beigemischten Pflanzennährjtoffen find. Dies 
ift der Grund, weshalb thonreiche Böden eine größere Fruchtbarkeit befigen als jandreiche. 

Se nad) dem Vorwiegen bes einen oder anderen Haupt: Bodengemengteiles untericheidet man: 
Thon-, Lehm-, Sands, Kalt: und Humusboden; zwiſchen dieien gibt es mannigfadhe, 
mit beſonderen Bezeichnungen verjehene Hebergangsitufen. Die größte geographiiche Verbreitung 
haben der Lehm: und der Sandboden. Am frucdtbariten unter allen Bodenarten find die ver: 
Ihiedenen Stufen des Lehmbodens (0—50% Thon und 80-50” Sand), weil diefer die ent: 
gegengejegten phyfifaliihen Eigenihaften des Sandes und Thones in erwünjchter Miſchung ver: 
einigt; man untericheidet jandigen (20—30% Thon und 80-70 Sand), milden (30 —4090 
Thon und 70- 60% Sand) und jchweren (40-50 % Thon und 6O-50°% Sand) Lehmboden ; 
der milde Lehm pflegt der fruchtbarjte unter allen Böden zu fein. Die Bodenarten, welche mehr 
Sand als der Lehmboden befigen, gehören zu den Sandböden; diejenigen, welche einen größeren 
Thongehalt wie der Lehmboden aufweilen, zu den Thonböden. Ein Boden mit mehr als 50° 
Kalk heißt Kalkboden, ein folder mit 20—50%o Kalk heit Mergelboden. 

Uebrigens hängt die Fruchtbarkeit außerdem fehr von dem Humusgehalt ab. Ein Boden, welcher 
weniger ala 2% Humus befigt, ift humusarım und kann nie bejonders fruchtbar ſ fein, die meiften, 
in guter Kultur ftehenden Böden haben 3—5” Humus; ein Humusgehalt von 5—10"o deutet 
ihon auf befonders große Fruchtbarkeit des Bodens. Ein nod größerer Humusgehalt findet 
ſich auf Yändereien, welche dauernd zum Aderbau benugt werden, nur ausnahmsweiſe; felbit die wegen 
ihrer Sruchtbarfeit berühmte ruffiihe Schwarzerde weit jelten mehr als 10% an Humus auf, 
Es hängt dies mit dem bereits beſprochenen Umſtande zufammen, daß der Humus im Boden 
einer ſchnellen Zerſetzung unterliegt und daß dieje um fo raſcher vor fich geht, je intenfiver der 
Boden bearbeitet und zur Pflanzenproduftion herangezogen wird. Es gibt allerdings auch Boden: 
arten, welche vorwiegend aus Humus beitehen; es find dies die Torf: und Moorböden, welche 


der Anhäufung verwejender organischer Gebilde ihren Urjprung verdanken. Man nennt Humus— 
boden einen jolden, der über 50% an Humus bejigt. 


Die eigentlihen Pilanzennährftoffe machen ihrer Maſſe nad) gewöhnlich nur einen ganz 
geringen Teil des Bodens aus. Dies gilt zunächſt von allen mineraliichen Nährjtoffen, mit 
Ausnahme des Kalkes, welcher aber auch nur in den Kalk: und Mergelböden einen erheblichen 
Beitandteil bildet; für den Gehalt eines Bodens an organischen Nährftoffen ift jein Humus— 
gehalt enticheidend. Daß der verhältnismäßig geringe Anteil, welchen die Pflanzennährftoffe 
an der gejamten Subjtanz; des Bodens haben, trogden für die Fruchtbarkeit des legteren in 
erjter Linie beſtimmend ift, geht aus der Erörterung des $ 20 hervor. 

$ 22. Die produktive Kraft des Bodens wird aljo zunächit bedingt durch ſeine Zuſammen— 
jegung, von welcher wieder feine chemiſchen und phyfitalifchen, die Pflanzenerzeugung beein: 
fluſſenden Eigenjchaften abhängen. Weiter aber kommt in Betracht die Flimatiihe Lage 
des Bodens. Yede Kulturpflanze erfordert zu ihrem Gedeihen eine gewiffe Menge von Wärme 
und verträgt bloß einen bejtimmten Grad von Kälte; auch ein zu großer Wärmegrad, be- 
jonders in Verbindung mit Mangel an Feuchtigkeit, wirkt auf die Pflanzen ſchädlich. Je 
näher dem Yequator deſto wärmer, je näher den Polen deſto fälter ift das Klima, d. h. deſto 
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größer oder geringer ift die mittlere Jahrestemperatur der Luft; von der Temperatur der 
Luft hängt dann die des Bodens ab. Allerdings wird die Temperatur nicht lediglich durch 
die nördliche und füdliche Lage einer Gegend beſtimmt; es wirfen hierauf auch ein: Die 
Nähe von großen Wafjerflächen, welche jowohl auf Wärme wie auf Kälte einen mäßigenden 
Einfluß ausüben ; Meeresftrömungen (Golfftront) ; die Nähe großer Wälder oder hoher Berge; 
die herrſchende Windrichtung; vor allem aber die Erhebung über dem Meeresipiegel. Bei 
gleicher Entfernung vom Aequator ift eine Gegend um jo fälter, je höher fie ſich über dem 
Meeresipiegel erhebt. Die Grenze des ewigen Schnees beginnt unter dem Aequator bei einer 
Höhe von 15000 Fuß, in den Schweizer Alpen bei 8400 Fuß und an den Küſten Norwegens 
fogar ſchon bei 2200 Fuß. Nach Alerander von Humboldt's Vorgang hat man meteorolo- 
giiche Karten angefertigt, auf welchen die Orte mit gleicher mittlerer Jahrestemperatur durch 
fortlaufende Linien mit einander verbunden find; man nennt diefe Linien Jjothermen; 
in ähnlicher Weiſe hat man auch Linien für die Orte mit gleicher Sommertemperatur, Iſo— 
theren, umd für die Orte mit gleicher Wintertemperatur, Jſochimenen, ermittelt. Die 
Richtung diefer Linien wird hauptjächlich allerdings durch den Breitegrad, d. h. durch die 
Entfernung vom Yequator, beftimmt; aber jie laufen keineswegs mit denjelben parallel, jon: 
dern bewegen fich in den mannigfachjten Kurven. 


Sicht man von den Veränderungen ab, welche durd eine hohe Erhebung über den Meeres: 
Ipiegel für einzelne Gegenden herbeigeführt werden, jo fann man in der nördlichen Erd— 
bälfte folgende Begetationdzomen untericheiden: 


Grade nörbl, Mittlere Jahres: Sharakteriftifche Gewächfe. 


Bezeichnung der Zonen. Breite, temperatur. 
1. Polarzone 72—90° — 877° C. Alpenkräuter, Moofe, Flediten. 
2, Arktiſche Zone 66 72° — 529 „ Alpenſträucher, Birke, Weide, allen: 
falle Sommergerite. 
3. Subarktifhe Zone 58—66° — 101 „ — — Birke, Weide, Sommer: 
getreide. 
4. Kältere gemäßigte Zone 45-—53° + 5,37 „  Laubhölzer, Wiejengräfer, Winter: 
getreide, Winterölfrüchte, 
5. Wärmere gemäß. Zone  34—45° +1355 „ Mais, Weinftod, Oelbaum, immer: 
grüne Yaubhölzer. 
6. Subtropiiche Zone 23—34° 20,98 „ Zuckerrohr, Baumwolle, Zitrone, 
Orange, Myrte, Yorbeer. 
7. Tropifche Zone 15—23° 425,32 „  sStaffee, Feige, Zuderrohr, Palme. 
8, Nequatoriale Zone von 15° 
nörbl. bis 15" jiidl. Breite 15— 0" 26,47 „ Palmen, Bananen. 


Dentſchland liegt zwiichen dem 46. und 55. Vreitegrad, gehört alfo zur fälteren gemäßigten 
Zone. In allen Teilen Deutichlands, welde eine geringe Erhebung über dem Meeresipiegel 
haben, gedeihen mit ziemlicher Sicherheit: Winterrübfen und Wintergetreide, außerdem: Sommer: 
getreide, roter Stlee, Kartoffeln, Runkelrüben, Flachs, Hanf, Tabak ꝛc. Dagegen gedeiht 
nicht mehr mit Sicherheit im nördlichen und befonders nordöftlichen Deutichland: der Weinſtock, 
Mais, Luzerne, Winterraps, welche Gewächſe in den Thälern des mittleren und jüdweftlichen 
Deutichlands noch mit Erfolg angebaut werden. Man kann annehmen, dab in Deutichland bei 
einer Erhebung von 2000 Fuß über dem Meer von den hauptiächlichiten Aderbaugewächien bloß 
noh Hafer, Kartoffeln und Buchweizen einen lohnenden Ertrag gewähren und der Boden bes: 
halb vorzugsweife für den Waldbau oder zur Weide fi eignet. 


2. Die menfdhlide Arbeit. 


$ 23. Die menfhlidhe Arbeit ift für die Iandwirtichaftliche Produktion unerläßlich. 
Allerdings erzeugt der Boden auch ohne menjchliches Zuthun gewifle Güter: wildwachjende 
Bäume und fonftige Pflanzen, Torf, Jagdwild, Fiſche ze. Uber jchon zur Belißergrei- 
fung diefer Güter bedarf es menjchlicher Arbeit. Die Bedeutung der lehteren wächſt mit dem 
Beginn des Aderbaued und mit der zunehmenden Ausdehnung des Aderlandes auf Koſten 
des Waldes, der Weiden und des Unlandes. Wie der Aderbau einerjeits mehr Menjchenkräfte 
erfordert, jo ermöglicht er andererjeit3 durch die gefteigerte Bodenproduftion die Ernährung 
und die fonjtige Unterhaltung einer größeren Anzahl von Menſchen. 


Unfreiheit der niebern landwirtichaftlichen Bevölkerung. $ 24. 31 


Auf niederen Kulturſtufen iſt der Anteil, welchen der Boden an dem Geſamtpro— 
dukt hat, ehr groß, der Anteil der Arbeit gering; mit fteigender Kultur nimmt verhält: 
nismäßig erfterer ebenjo ab, wie leßterer wächſt. Je höher die Preije der landwirtſchaft— 
lichen Produkte find, defto lohnender erweiſt fich die Verwendung menjchlicher Arbeitskraft 
auf die Erzeugung derjelben. Denn die Bedeutung der menjchlichen Arbeit bei der Landwirt: 
haft beruht nicht allein — bei entwideltem landwirtichaftlichem Betrieb nicht einmal haupt: 
ſächlich — in der Befigergreifung der Bodenerzeugnifje, jondern viel mehr in der Unterſtütz— 
ung und Steigerung der probuftiven Naturfräfte. Durch eine reihliche und zweckmäßige Ber- 
wendung menjchlicher Arbeitskraft kann die landwirtſchaftliche Produktion auf das Vielfache 
desjenigen Ertrages gebracht werden, welchen fie bei einer, nad) Menge oder Beichaffenheit 
mangelhaften Benugung der menjchlichen Arbeit abwirft. 

Die notwendigjten Iandwirtichaftlichen Verrichtungen find jehr einfach und Eunftlos; fie 
erfordern mehr phufiiche Kraft als Gejchidlichkeit. Daher erklärt es ſich auch, weshalb jelbjt bei 
Kulturvöltern häufig auf die geiftige Ausbildung der ländlichen Arbeiter wenig Gewicht gelegt 
wurde und weshalb letztere jo lange im Stande perjönlicher Unfreiheit gehalten werden fonnten. 

Wenn ein Bolt aus dem rohejten Zuftande fi) emporgejchtwungen hat und das Bedürfnis 
nach dem Beſitz und Genuß feinerer und edlerer Güter fich geltend macht, jo ergiebt fich 
die Uebertragung der ländlichen Arbeit an unfreie Berjonen mit gewiſſer Notwendig— 
feit. Damit ein verhältnismäßig geringer Bruchteil der Bevölkerung der Kunſt und Wifjen- 
ihaft, dem Staats: und Kriegsdienſt ungejtört fi) widmen und die Kulturmiffion für das 
ganze Volf und Land übernehmen konnte, mußte die Maſſe des Volfes den Boden zur Er: 
jeugung der erforderlichen Zebensbedürfnifje für alle bebauen. Ohne gewiljen Zwang war 
dies nicht durchzuführen ; denn die Mafje des Voltes war früher noch mehr als jetzt geneigt, 
geiftige Arbeit mit Nichtsthun zu verwecjeln und das Nichtäthun als ein erjtrebenswertes 
Privilegium zu betrachten. Bekannt find andrerjeit3 die wegwerfenden Urteile berühmter 
Griechen und Römer über jede gewerbliche Arbeit. 

An dem gleichen Maße aber, in welchem die Anfprüche an die Gejchidlichkeit und Zuver: 
läjfigfeit der Arbeiter wachjen, tritt auch die Notwendigkeit hervor, denjelben größere Freiheit 
zu gewähren, bezw. jieald ganz freie Leute hinzuftellen. Dementiprechend hat der Handwer— 
kerſtand gewöhnlich früher die perjönliche Freiheit erlangt als die Maſſe der ländlichen Arbeiter. 

$ 24. Bei den germanijhen Völkern wurde urjprünglic) der Aderbau meist von 
freien Leuten ausgeübt; die Arbeit der zu Sklaven gemachten Kriegsgefangenen fpielte nur 
eine untergeordnete Rolle. Died änderte ſich, ald die germanischen Völker jehhaft geworden 
waren und anfingen, ihr Staatswejen mehr auszubilden, der Kunſt, Wiſſenſchaft und der 
Gewerbthätigfeit größere Aufmerkjamfeit zuzumenden; damit war gleichzeitig eine fchärfere 
gejellichaftliche Gliederung und Abjonderung gegeben. Die an Reichtum und Intelligenz her— 
borragenden Stände waren der Adel und bie Geiftlichkeit, welche für den Scyuß gegen äußere 
Feinde, für die Staatöverwaltung , für die Pflege der geiftigen Güter des Volkes forgten. 
Unter ihren Schuß begaben ſich die Gerverbtreibenden und Bauern, ſei es freiwillig, fei es 
durch die Macht der Berhältnifje gezwungen. Aber während der Stand der Gewerbetreiben- 
den, welche in den Städten zufammenmwohnten, ſchon in der erften Hälfte des Mittelalters 
jeine perjönliche Unabhängigkeit erlangte, wurde die Abhängigkeit der niederen länd: 
lihen Bevölkerung fortdauernd eine größere. Was Adel und Geiftlichkeit durd die 
Freiwerdung der Bürger verloren zu haben glaubten, juchten fie durch die vermehrte Un: 
freiheit der Bauern wiederzugewinnen. Wenn nicht überall, jo verſchwand doch in dem größten 
Zeil Deutihlands der unabhängige Bauernftand. An die Stelle desjelben trat eine Klafje 
von Leuten, deren perjönliche Lage, bei aller Verjchiedenheit im einzelnen, durch den Mangel 
an freier Berfügung über die eigene Arbeitskraft und den mit Hilfe derjelben bebauten Boden 
ih charalteriſierte. Die Mehrzahl von ihnen befand fid) zwar im Befik oder gar im Eigen: 
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tum von Land ; fie war aber verpflichtet, nicht nur von dem Ertrage ihrer Wirtfchaft be: 
ftimmte Naturalabgaben an ihre Herren zu leiften, fondern aud) die auf den Gütern der 
legteren notwendigen wirtichaftlichen Arbeiten jämtlicd auszuführen. Diefer Zuftand konnte 
ohne erhebliche Schädigung der Produktion jo lange fortbeitehen, als die landwirtichaftlichen 
Arbeiten und die dazu erforderlichen Geräte jehr einfacher Natur waren und ala die von 
den Bauern geforderten Leiftungen ſich in mäßigen Grenzen hielten. Man würde irren, wollte 
man annehmen, das Verhältnis der Leibeigenſchaft oder Hörigkeit hätte überall und 
zu jeder Beit ungünftig auf die Entwidelung der Landwirtichaft und der ländlichen Bevöl- 
ferung gewirkt. Es lag darin auch ein wichtiges, erziehliches Moment ; bejonders gilt dies 
gegenüber der niederen ländlichen Bevölkerung jlavifcher Abftammung, welche in dem rechts 
der Elbe gelegenen Teile Deutjchlands die weit überwiegende war. Adel und Geiftlichkeit 
haben ſich unzweifelhaft ein Verdienſt dadurch erworben, daß fie den Bauern einen gere- 
gelten Betrieb der Landwirtichaft lehrten und fie dazu gewiffermaßen nötigten. Erjt als 
die Vertreter de3 großen Grundbefiges anfingen, die Abgaben und Dienjte der Bauern will- 
fürlich zu vermehren, machten die legteren ernftliche Verſuche, ihre Unfreiheit abzufchütteln. 
Sole jcheiterten in den Bauernkriegen zu Ende des 15. und Anfang des 16. Jahrhun— 
dert3 gänzlich und führte zumächft zu einer weiteren Belaftung der Bauern. Der dreißig: 
jährige Krieg wirkte im folgenden Jahrhundert noch verhängnisvoller auf die ganze länd- 
liche Bevölkerung und insbejondere den Bauernftand. Erjt die erftartende landesherrliche 
Gewalt nahm ſich in der zweiten Hälfte des 17. und im 18. Jahrhundert der bedrängten 
niederen ländlichen Bevölkerung an. Beſonders die brandenburgifchen Kurfürften und preu- 
Biichen Könige, jowie einige andere deutjche Landesfürften traten der Verwandlung der 
Bauern in befigloje LXeibeigene und der Vermehrung der bäuerlichen Laften mit Energie 
entgegen. Es lag dies im Intereſſe der ganzen Landwirtichaft. Denn abgeiehen davon, daß 
die Erhaltung eines zahlreichen und leiftungsfähigen Bauernftandes von größter Bedeutung 
für das wirtjchaftliche Gedeihen des Volkes war, bereiteten fich auch in dem landwirtichaft- 
lichen Betrieb jelbjt Veränderungen vor, deren Durhführung mit der bisherigen Unfreiheit 
der niederen ländlichen Bevölferung und mit den Frohndienſten nicht vereinbar erjchien (vgl. 
g 14-16). 

$ 25. Die Landwirtichaft ftellt Heutzutage an die Einficht, Sorgfalt und Geſchicklichkeit 
des einzelnen Arbeiters erheblidy größere Unfprüche als noch vor 100 Jahren. Es hängt 
dies zunächjt zufammen mit der mannigfaltigeren Benupung des Bodens, mit der Anwen: 
dung feinerer und fomplizierterer Geräte und Mafchinen, mit der befjeren Fütterung und 
Pflege der Tiere; ferner aber auch damit, daß die menschliche Arbeit jegt einen viel größeren 
Anteil am Gejamtproduft hat als früher und deshalb der Reinertrag einer Wirtichaft in 
viel höherem Grade von einer zwedmäßigen Verwendung der menschlichen Arbeit abhängt. 
Nur von denjenigen, welche nach freier Vereinbarung gegen angemefjenen Lohn beftimmte 
Berrichtungen übernommen haben, ijt dasjenige Maß von Jntelligenz und gutem Willen zu 
erwarten, welches unter den heutigen Berhältniffen bei den Arbeitern vorhanden fein muß, 
falls der Iandwirtichaftliche Betrieb einen dem gemachten Produftionsaufwand entjprechen- 
den Gewinn abwerfen joll. Der freie Arbeiter weiß, daß fein Lohn von feiner Leiftung 
abhängt und die mit Necht für diefelbe zu fordernde Entſchädigung darftellt; dadurd wird 
jein Selbft: und Pflichtgefühl geftärkt; er wird veranlaßt, jeine körperlichen und geiftigen 
Kräfte anzuftrengen, um ſich und den Seinigen ein möglichjt behagliches Dafein zu jchaffen. 
Der Arbeitgeber befindet fich jeinerjeit3 freien Arbeitern gegenüber in der günjtigen Lage, 
die ihm nicht genügenden Arbeiter entlaffen und die befonders tüchtigen Arbeiter ihren größe- 
ren oder bejjeren Leiftungen entjprechend auch höher lohnen zu fönnen. 

Die Aufhebung der Leibeigenſchaft oder der Gutsunterthänigkeit und der Frohndienſte hat 
überall, wo fie ftattfand, die Bildung einer neuen Klafje der Bevölterung nämlich des freien 
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(ändlihen Arbeiterftandes, im Gefolge gehabt. Ein eigentlicher ländlicher Arbeiter: 
ftand eriftierte vordem überhaupt nicht; die Arbeitskräfte bejtanden faft ausſchließlich aus 
den zu Dienjtleiftungen verpflichteten unterthänigen Bauern und deren Angehörigen. Der 
Fortfall der Zwangsdienſte nötigte einerjeit® die Gutsherrn, fich nach freien Lohnarbeitern 
umzujehen, während andererjeits ein Teil der bisher unterthänigen Bevölkerung behufs Er- 
werbung ihres Lebensunterhaltes gezwungen war, Zohnarbeit bei dem Gutsherrn zu juchen. 
Somit war dieNotwendigkeit und Möglichkeit zur Bildung eines freien ländlichen Arbeiter: 
ſtandes in gleicher Weife gegeben. Die Elemente desjelben jegten fich vorzugsweije zuſam— 
men aus den früher grundbefiglojen Leibeigenen und aus denjenigen Angehörigen der früher 
gutöunterthänigen Bauern, welche nad) Aufhebung der Frohndienſte auf dem bäuerlichen Hofe 
jelbft keine Beichäftigung mehr finden fonnten; ein verhältnismäßig Heiner Teil beftand aus 
den wenigen, ſchon vor Erlaß der neuen Gejeggebung hier und da vorhandenen freien Arbeitern. 

Im nachfolgenden joll der Verſuch gemacht werden, die gegenwärtige fociale und wirt- 
ſchaftliche Lage der ländlichen Arbeiter im deutjchen Reiche in der Kürze dar: 
zuftellen; es wird dies zugleich Gelegenheit geben, eine Reihe allgemeiner, die ländlichen Ar- 
beiterverhältnifje berührenden Fragen zur Erörterung zu bringen. 

$ 26. Die ländlichen Arbeiter **) beftehen teild aus Gejindeperjonen, teild aus Tage- 
löhnern Erftere haben fich zu beftimmten Dienftleiftungen verpflichtet und erhalten 
dafür, außer einem für feite Termine (Jahr, Monat, Woche) vereinbarten Geldlohn, volle 
Naturalpflegung jeitens ihrer Brotherrn. Die Verpflichtung des Gefindes zur Arbeit er- 
ftredt fich nicht auf bejtimmte Arbeitsjtunden am Tage, jondern dasjelbe muß jeder Zeit 
zur Difpofition ftehen, falld die Natur der übernommenen Obliegenheit dies erfordert. Ge- 
findeperjonen verwendet man daher vorzugsweiſe zu jolchen Verrichtungen, welche fi an 
beftimmte Tagesſtunden nicht binden lafjen und bei welchen es zweckmäßig erjcheint, daß 
fie fortdauernd von ebendenjelben Leuten ausgeführt werden. Namentlidy trifft dies bei 
allen Arbeiten zu, welche fich auf die Pflege der Tiere und auf den inneren Haushalt be: 
ziehen. Als Pferdeknechte, Viehfutterer, Schäfer und zur Bejorgung der Küche benutzt man 
gewöhnlich und mit Recht Gefindeperjonen oder Dienjtboten. Ihre DObliegenheiten erfordern 
es, daß fie Tag und Nacht auf dem Wirtichaftshofe oder in deffen Nähe fich aufhalten 
müſſen, da ihre Hilfe jeden Augenblid gebraucht werden kann. Hieraus folgt die Notwen: 
digkeit oder doch Zwedmäßigkeit, daß das Gefinde auf dem Hofe jelbjt wohnt und von dem 
Butsherrn volle Naturalverpflegung empfängt. Damit hängt gleichzeitig der Umftand zu: 
jammen, daß das Geſinde gewöhnlich umverheiratet ift. Die Hergabe von Wohnung und 
Raturalverpflegung an verheiratete Perjonen ift ebenjo jchwierig als foftipielig; von ver- 
heirateten Perjonen ift ed auch faum zu verlangen, daß fie jeder Beit zur Verfügung jtehen. 
Der Gefindedienft liegt zumeift in den Händen jüngerer Leute und ift gewöhnlich eine Durch: 
gangsstellung. Denn faſt alle ländlichen Arbeiter haben vor ihrer Verheiratung eine Zeit 
lang als Gefinde fungiert. 


Es gibt allerdings au verheiratete Geſindeperſonen, aber diefelben bilden die Minder— 
zahl. Berheiratete Dienftboten, welche im allgemeinen erfahrener, zuverläffiger zu fein und auf 
derjelben Stelle länger zu bleiben pflegen als unverheiratete, nimmt man zu folden Verrich— 
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tungen, deren ante Ausführung beſonders viel Sorgfalt und Sadıfenntnis erfordert oder beren 
mangelhafte Ausführung dem Yrbeitgeber erheblihen Schaden zufügen fann, Hierzu gehört na— 
mentlih die Fütterung und Pflege der Nutz- und Augtiere; bei jedem größeren Beitand von 
Schafen, Rindvieh oder Pferden pflegt man wenigften® einen verheirateten Dienftboten anzu— 
ftellen, welcher die Verantwortung für die gute Behandlung der Tiere zu übernehmen hat. Biel: 
fach verwendet man auch ala Pferde: oder Geſpannknechte verheiratete Verfonen, um das in den 
Zugpferden jtedende große Kapital möglichit zuverläffigen Händen anzuvertrauen. 


$ 27. Die Tagelöhner zerfallen in freie Arbeiter und in fontraftlih gebun- 
dene. Beide charakterifieren ſich dadurch, daß fie während bejtimmter Arbeitsjtunden täg- 
lich bei allen etwa vortommenden landwirtjchaftlichen Verrichtungen thätig fein müſſen und 
dafür einen Lohn empfangen, welcher entweder bloß in barem Gelde oder außerdem nod) 
in Naturalien befteht. Der Geldlohn wird immer für den einzelnen Arbeitstag berechnet, 
während der Naturallohn häufig für eine längere Arbeit3periode oder für die ganze Jahres— 
leiftung gewährt wird. 

Die freien Arbeiter find durch feinen beſtimmten Dienftvertrag gebunden ; fie erhalten 
von dem Arbeitgeber für jeden geleifteten Arbeitstag den verabredeten Lohn und beide Teile 
fünnen jeder Zeit das Wrbeitäverhältnis löjen. Die freien Arbeiter wohnen gewöhnlich in 
Dörfern, jei ed zur Miete, fei ed als Befiger eines eigenen Haufes oder Grunditüds. In 
erfterem Fall nennt man fie Einlieger, auch wohl Losleute, Freileute oder Freimohner; 
im zweiten heißen fie grundbejigende Tagelühner, Eigentätner, Häusler, Büdnerzc. 
Die Einlieger wohnen gewöhnlich bei Bauern zur Miete, welchen fie dann auch für 
eine beftimmmte, aber geringe Anzahl von Tagen zu Dienftleiftungen verpflichtet find; im 
übrigen verfügen fie frei über ihre Arbeitäfraft, welche fie dort verwerten, mo fie am meijten 
begehrt und am höchiten bezahlt wird. In Bezug auf ihren ganzen Lebensunterhalt find fie 
ausichlieglich auf den Ertrag ihrer Lohnarbeit angewiejen; fehlt leßtere, jo geraten fie jo: 
fort in Not und Elend. Diejer Fall tritt im Winter nicht felten ein, da der Bedarf an 
landwirtichaftlichen Arbeitern im Winter viel geringer ift al3 im Sommer. Je ungünjtiger 
das Klima, d. h. je länger der Winter umd je fürzer der Sommer, defto weniger vorteil: 
haft gejtaltet fich die wirtichaftlihe Lage des Einliegerd. Unter allen ländlichen Arbeitern 
befinden fich die Einlieger in der jchlimmften Lage; fie bilden das eigentlihe Proleta- 
riat auf dem Lande. 

Ungleich befjer find diegrundbejigenden Tagelühner daran. Sie haben eine fichere 
Heimat, einen fejten Wohnſitz; das Heine Grundeigentum gewährt ihnen außer der Woh— 
nung einen Teil ihres jonftigen unentbehrlichen Yebensunterhaltes, namentlidy Kartoffeln und 
Gemüſe. Meiftenteils haben fie auch eine Heine Viehhaltung: Geflügel, Schweine, eine Ziege 
oder gar eine Kuh. Die Produkte derjelben befriedigen einen Teil ihred Bedarfed an anti: 
maliſcher Nahrung oder liefern, zum Verkauf gebracht, einen erwünſchten Zuſchuß zu ihrer 
baren Einnahme aus dem Tagelohn. Die eigene Heine Wirtihaft wird von der Frau und 
den Kindern bejorgt, während der Mann auswärts auf Lohnarbeit geht. Hört legtere im 
Winter zeitweife auf, jo hat die Familie doc) einen Rüdhalt in dem Ertrage aus der eigenen 
Wirtſchaft; der Mann kann auch die von Lohnarbeit freien Tage benußen, um die ihm ge: 
börigen Geräte und Baulichkeiten auszubeffern und wieder in Stand zu jegen. Der grund: 
befigende Tagelöhner ift viel mehr zum Sparen geneigt wie der Einlieger und überhaupt 
wie alle anderen ländlichen Arbeiter. Jede gemachte Erjparnis kann er vorteilhaft in der 
eigenen Wirtjchaft verwerten: zur Anichaffung neuer Geräte, zur Verbefjerung ſeines Vieh— 
jtandes, zur Vergrößerung jeines Grundbefiges oder zur Erpachtung eines Stüdes Land. 
Es läßt fi auf Grund vielfeitiger Erfahrungen mit Beftimmtheit behaupten, daß im Durch— 
ſchnitt die grumdbefigenden Arbeiter die fleißigſte, jparfamfte, intelligentejte und wirtſchaft— 
lid am bejten fituierte Gruppe der ländlichen Arbeiter ausmachen ?*). 


29) Schon vor vielen Jahren hat der als Praktifer wie als Schriftfteller gleich ausgezeichnete 
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Die fontraftlid gebundenen Arbeiter führen in den verſchiedenen Gegenden ſehr 
abweichende Bezeichnungen: Gutstagelühner, Hoftagelühner, Dienftleute, Inſt— 
leute, Inften, Gärtner 2c. Diejelben jtehen in einem fejten, meist halbjährlich fündbaren Kon— 
traftöverhältnis zu dem Gutsherrn. Nach demfelben find fie verpflichtet, täglich auf herr- 
Ichaftliche Arbeit zu fommen, zu diefem Zweck auch noch einen zweiten Arbeiter (Schar: 
werfer oder Hofgänger genannt) zu ftellen und anf Verlangen die Ehefrau als dritte Ar: 
beitöfraft mitzubringen. Dafür empfängt der Gutstagelöhner einen bejtimmten baren Tagelohn, 
der für jede zur Arbeit gejtellte Berfon bejonders vereinbart ift, und außerdem gewiſſe Na- 
turalemolumente, namentlich Wohnung, Breunmaterial, Futter für eine Kuh, Land zum Anbau 
von Kartoffeln und Gemüje und endlich eine beftimmte Duote des erbrofchenen Getreides, den 
jogenannten Dreicherlohn. Gewöhnlich überfteigt der Wert der Naturalemolumente den Wert 
des Geldlohns jehr bedeutend. Erſtere pflegen zur Befriedigung des Bedürfniſſes an Nah 
rung, Wohnung und Beheizung auszureichen, während der bare Geldverdienit ſowie der Er: 
lös aus verkauften Erzengnifjen der eigenen Kleinen Wirtichaft vorzugsweiſe zur Beichaffung 
von Bekleidung, Kolonialwaren, Getränfen zc., dann aber aud zur Entlöhnung des Schar: 
werkers dienen, welch’ leßterer in der Regel eine von dem Gutstagelöhner eigens für den herr- 
ihaftlihen Dienft gemietete Perſon ift. 


Borteilhaft harakterifiert fih die wirtfhaftlidhe Lage der Gutstagelöhner durch 
ihre große Sicherheit. Wenn diejelben ihre Schuldigkeit thun, fo können fie in der Regel ihr 
Leben lang auf demjelben Gute bleiben und haben immer den nötigen Unterhalt, Plötzlich 
fönnen fie nie entlaffen werben; wird ihnen gekündigt, jo finden fie, falls fie noch vollfräftig 
find, leicht eine andere Stelle als Gutstagelöhner. Werben fie ganz oder teilweife arbeitsunfähig, 
jo haben fie ald Ortdarme ein Recht auf Unterftügung feitens des Gutsherrn. 

Diejen Lichtjeiten ftehen allerdings auch Schattenfeiten gegenüber. In ihrer wirtichaft: 
lihen Lage find die Gutstagelöhner ſehr abhängig von ihrem Arbeitgeber, Ihr Lohn beſteht zum 
größten Teil aus Naturalien und zwar aus joldyen, deren rg kontraltlich ſich gar nicht oder 
doc mur ganz unbeftinmt feititellen läßt; hierzu gehören 3. B8. Wohnung, Viehfutter, Kartoffel: 
land; audı von Brennmaterial, Getreide gilt, wenn jchon in geringerem Maße, das Gleiche. Ein 
Gutstagelöhner, welcher alö Deputat eine geräumige, geſunde Wohnung, nahrhaftes Viehfutter, 
fruchtbares Startofjelland 2c. empfängt, kann nad) feinen Anſprüchen ganz behaglich leben, während 
er bei Darreichung derielben Lieferungen in ſchlecher Qualität in fehr ungünjtiger Lage fich befindet. 

Ein anderer llebelftand liegt darin, daß bie Gutstagelöhner leicht indolent und unwirtichaftlich 
werben. Auf demfelben Gute haben alle Tagelöhner den gleidyen Kontrakt. Mögen fie faul oder 
fleißig fein, fie beziehen den nämlichen Lohn und die nämlichen Naturalien; dem Fleißigen fteht 
faum ein Mittel zu Gebote, jein Einfommen durch verftärkte Leiltungen an feinen Gutsheren zu 
erhöhen. Dadurch erichlaffen gerade die tüchtigiten Arbeiter leicht. Ferner hat der Gutstage— 
löhner feine Ausficht, durch eigene Anſtrengung fic jemals zu einer wejentlich befferen wirtichaft: 
lihen Lage emporzuarbeiten. Er bleibt lebenslang Gutstagelöhner; er kann höchitens feinen Wohn- 
fig und Arbeitgeber wechieln, aber dies fann ebenſo zu jeinem Nachteil wie zu feinem Borteil 
ausichlagen. In Gegenden, wo Gutstagelöhner vorherrichen, pflegt für den ländlichen Arbeiter 
felten Gelegenheit vorhanden zu fein, ſich vermittelit gemachter Eriparnifje ein eigenes Haus und 
ein Stück Yand käuflich zu erwerben. Deshalb fehlt dem Hutstagelöhner der Trieb zum Sparen; 
dies um jo mehr, als er weiß, dab, wenn er etwas geivart hat und ſpäter arbeitsunfähig wird, 
für den Gutsherrn die Verpflichtung fortfällt, ihn als Ortsarmen zu unterftügen. Endlich ift 
für den Gutstagelöhner die Gefahr keineswegs ausgeichloffen, dab ihm einmal die Stelle, worauf 
er fich befindet, gefündigt wird, und er fich anderwärts eine neue fuchen muß, was für ältere, 
nicht mehr vollträftige Perfonen immerhin mit Schwierigkeiten verbunden ift und oft zu einem 
jehr unbefriedigenden Ergebnis, zuweilen zu einem gänzlichen Miferfolg führt. Dem Gutstage: 
löhner pflegt daher das Heimatögefühl zu fehlen. 

Dem Arbeitgeber felbit erwächſt ja aus der Haltung von Gutstagelöhnern auf der einen 
Seite der unzweifelhafte Borteil, daß er jederzeit über eine beitimmte Zahl ihm meiit genau 
befannter Arbeiter verfügen kann. Auf der anderen Seite aber hat er den Nachteil, daß er 
aud den ganzen Winter hindurch, während welder Jahreszeit der Bedarf an Arbeitskräften ein 
geringer iſt, jämtliche Gutstagelöhner und deren Familien ernähren muß. Infolge deſſen hat er 
entweder im Sommer Mangel oder im Winter leberfluß an Arbeitskräften; es fei denn, daß 
es ihm möglich iſt. den Mehrbedarf im Sommer durch Heranziehung freier Tagelöhner zu beden 
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8 28. Wo der Großgrundbefig vorherricht, wo wenige und wenig ftark bevöfferte Dörfer 
vorhanden find, gejtaltet fich die Haltung von Gutstagelühnern zu einer Notwendig: 
feit. Der Großgrundbefiger fann unter jochen Umftänden fich auf feine andere Weife den 
unumgänglich notwendigen Bedarf an Arbeitskräften fihern, ald wenn er Tagelöbnerfamilien 
auf feinem eigenen Grund und Boden anfiedelt, diefelben zu fortdauernden Arbeitöleiftungen 
fontraftlich verpflichtet und ihnen die notwendigſten Lebensbedürfniſſe als Naturallohn ver: 
abreidht. Dementiprechend find die Gutstagelöhner bejonderd in den Gegenden mit vorherr- 
ſchendem Großgrumdbejig verbreitet. In den preußiichen Provinzen DOftpreußen, Weftpreußen, 
Poſen, Pommern, Brandenburg, ferner in Medlenburg bilden fie das Hauptfontingent der 
ländlichen Arbeiter; auch in einzelnen Teilen Hannovers, in Schledwig-Holftein und in Yauen: 
burg find fie zahlreich vorhanden. Dagegen treten fie in den Provinzen Schlefien und Sachſen 
jowie im Herzogtum Braunjchweig an Zahl und Bedeutung jchon fehr zurüd; im mittleren 
Deutichland jpielen fie nur eine untergeordnete Rolle, im jüdlichen Deutichland kommen fie 
bloß - vereinzelt vor. 

Umgekehrt finden fi die grundbejigenden Tagelühner vorzugsweije im mittle: 
ren und ſüdweſtlichen Deutichland. E3 hängt dies mit dem relativen Mangel an Großgrund: 
befig, mit der Häufigkeit der Dörfer und mit der gewohnheitämäßigen Parzellierung des 
Grund und Bodens zujammen. E3 gibt ganze Landftriche, z. B. in Thüringen, Rheinheſſen, 
der Rheinpfalz, Baden zc., wo von einem eigentlichen ländlichen Arbeiterjtand kaum die 
Nede fein kann, wo vielmehr faft jeder verheiratete ländliche Arbeiter zugleich Befiger oder 
doc) Pächter eines Heinen Grundftüds ift; hier kann eine feite Grenze zwijchen denjenigen 
Kleinftellenbefigern,, welche fich Lediglich von dem Ertrage ihres Beligtums ernähren und 
jolchen, welche außerdem ab und zu Zohnarbeit verrichten, gar nicht gezogen werben. 

Die freien Arbeiter ohneGrundbeſitz (Einlieger) finden fi in Deutjchland über- 
all ziemlich gleichmäßig zerftreut; jelten bilden fie aber die Hauptmaffe der Urbeiterbevöf- 
ferung, da ihre wirtichaftliche Lage meijt eine jo ungünftige it, daß es in ihrem Intereſſe 
liegt, möglichft bald im die Klaſſe der Gutstagelöhner oder Häusler zu gelangen. 

Geſindeperſonen gibt es der Natur der Sache nach aud überall in Deutichland ; am 
zahlreichiten find fie aber verhältnismäßig dort, two der bäuerliche Befik, namentlich der ge- 
ichlofjene, überwiegt. Der Bauer betrachtet das Gefinde vielfach noch als zu feinem Haufe 
gehörig, ißt mit ihm an einem Tiſch oder doch in einer Stube. Dasjelbe fteht viel mehr 
unter jeiner Aufficht als die freien Arbeiter. Der Bauer handelt daher ganz richtig, wenn 
er den Dienjtboten ald Arbeitskräften den Vorzug gibt vor freien Arbeitern. Damit hängt 
e3 zujammen, daß der bäuerliche Befiger häufig das Gefinde nicht nur für Haus- und Hof: 
arbeiten, jondern auch für die Feldarbeiten benußt; die für die Feldgejchäfte verwendeten 
Dienftboten nennt man aud) dag Feldgejinde zum Unterjchied von dem Hofgejinde, 
d. h. denjenigen Dienjtboten, welche für die VBerrichtung der Haus: und Hofarbeiten gehal- 
ten werden. Da der bäuerlice Grundbefig im mittleren und füdlichen Deutjchland meit 
zahlreicher ift, als im nördlichen und bejonders im nordöftlichen,, jo erklärt es fich, wes— 
halb das Gefinde dort einen größeren Prozentſatz der Urbeiterbevölferung ausmacht als hier. 

Indeſſen lafjen fich nicht in jedem einzelnen Falle die ländlichen Arbeiter ftreng in eine 
der vorftehend charakterifierten Gruppen einreihen; es gibt vielmehr auch Uebergangsſtufen. 
Hierzu gehören namentlich die jogen. Deputatiften. Es find dies verheiratete Arbeiter, 
welche meift Gefindedienfte verrichten, namentlich zur Wartung des Vieh verwendet werben, 
und dafür einen fejten Jahreslohn in Geld beziehen; fie werden aber nicht von dem Guts— 
herrn beköftigt, fondern erhalten ein Naturaldeputat, wodurch es ihnen ermöglicht wird, eine 
eigene Haushaltung zu führen und eine Familie zu ernähren, Sie fteyen aljo gewifjermaßen 
zwiſchen Gutstagelöhnern und Dienftboten. 

Eine feit einigen Jahrzehnten bejonders ſtark angewachjene Gruppe von ländlichen Ar— 
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beitern bilden die Wanderarbeiter, häufig auh Sahjengänger genannt. Es find 
dies Berjonen, welche im Sommer für kürzere oder längere Zeit ihre Heimat verlafien, um 
anderwärts landwirtichaftliche Lohnarbeit zu verrichten, nach deren Vollendung fie dann 
wieder nach Haufe zurüdtehren. Schon im vorigen Nahrhundert gab es joldye Wander: 
arbeiter, von denen Juſtus Möſer mehrfach berichtet. Ihre Zahl war aber ziemlich be- 
ſchränkt; fie gingen meift auch nur für die kurze Beit der Heu- und der Getreideernte nad 
auswärts. Infolge einerjeits der Verbefjerung der Verkehrsmittel, andrerjeits der unge: 
wöhnlich ftarten Vermehrung des Anbaues von Hadfrüchten, namentlich von Buderrüben, 
wuchs die Zahl der Wanderarbeiter jehr erheblih. Einzelne mitteldeutjche Diftrikte wie die 
Provinz Sachſen und die anliegenden Landesteile hatten wegen des ausgedehnten Zucker— 
rübenbaues auch einen bejonders jtarfen Bedarf an Arbeitskräften während des Sommers; 
nad ihnen ging deshalb auch vorzugsweije der Zug der Wanderarbeiter, die dann allge 
mein als Sachjengänger bezeichnet wurden. Sie kommen jet meift aus Schlefien, Weit: 
preußen und den polniichen Diftrikten Rußlands. Die Zahl der Verjonen, welche auf dieje 
Reife jährlih im Frühjahr ihre Heimat verlaffen und im Herbſt dorthin zurüdfehren, be: 
trägt mehrere Hunderttaujende; unter ihnen hat das weibliche Element bedeutend das Ueber— 
gewicht. Für jehr viele landwirtichaftliche Großbetriebe nicht nur des mittleren, ſondern 
auch des nördlichen, bejonderd des nordöftlichen Deutichlands bilden jet die Wanderarbeiter 
eine unentbehrliche Ergänzung der einheimiſchen Arbeitöträfte. — Bon wirtichaftlichem Ge— 
ſichtspunkt aus ift das Inſtitut der Wanderarbeiter günftig zu beurteilen. Es ermöglicht 
einen intenfiveren und erfolgreicheren Betrieb und verhilft den Wanderarbeitern felbit, die 
meift aus armen Gegenden ftammen und ſparſam find, zu größerer Wohlhabenheit. Ueber 
feine fittlichen Wirkungen gehen die Anfichten auseinander, find aber keineswegs lediglich 
ungünftig. Eine ungünftige Folge der Sachſengängerei ift aber jedenfall unbejtreitbar, näm- 
lich die, daß die Wanderarbeiter, welche vorwiegend polnischer Nationalität find, vielfach 
die einheimischen deutjchen Arbeiter verdrängen und zur Fortwanderung veranlafjen. Die 
Zunahme der polnischen und die Abnahme der deutichen Bevölkerung in einzelnen Oftprovinzen 
Preußens ift zweifellos zum großen Teil dem Wachstum der Sachjengängerei zuzufchreiben®®). 

$ 29. Die Feitjtellung des Einfommens der ländlihen Arbeiter unterliegt 
nicht unerheblichen Schwierigkeiten. Einfach ift diefelbe nur bei den freien Arbeitern ohne 
Grundbefig, welche das ganze Jahr gegen den ortsüblichen Tagelohn beichäftigt find und 
keinerlei Nebenverdienjt haben. Schwierig wird aber die Fejtftellung des Eintommens, falls 
ein Teil des Lohnes in Naturalien bejteht oder falls auch die Ehefrau und Kinder zeitweije 
Zohnarbeit verrichten oder falld dem Arbeiter aus der eigenen Heinen Wirtjchaft ein Teil 
feines Einkommens erwächſt oder endlich in dem Fall, daß der freie Arbeiter nicht das 
ganze Jahr hindurch Lohnbeichäftigung findet. Einer diefer Umftände wirft fajt bei jedem 
ländlichen Arbeiter mitbejtimmend auf die Höhe jeines Einkommens; die Feſtſtellung des 
legteren erfordert daher ebenjo große Sachkenntnis wie Unparteilichkeit. 


Die Angaben über die Lohn: und Cinkommensverhältniſſe der ländlichen Arbeiter, 
weldhe man hier und da findet, find ftets mit gewiſſer Vorficht aufzunehmen und auf bie Unter: 
lagen, auf welche diefelben fich ftügen, zu prüfen, Oft find fie unrichtig, weil ihre Urheber die 
Verhältniſſe nicht genügend kannten oder weil fie ein Intereffe daran hatten, die Lage der Ar: 
beiter günftiger oder ungünftiger darzuitellen, als fie wirklich ift. Gar nicht jelten find jene An— 

aben aber auch deshalb unrichtig, weil man bei ihnen eine verfehrte Veranichlagung der als 
Bohn gereichten Naturalemolumente zu Grunde legte oder weil man das Einkommen aus der 
eigenen Wirtihaft des Arbeiters außer Adıt lieh. An diefem Fehler leiden z. B. alle Angaben 
Lengerke's über das Jahreseinfommen einer Arbeiterfamilie in feinem jonft vortrefflichen Buche 
(1. Anm. 28). Auch die Reſultate der Steuereinihägung find durchaus nicht maßgebend. Wenn 
in ben öftlichen preußiſchen Provinzen die Gutstagelöhner vielfach mit einem re ar es ine 


30) Zuftus En —— REN. S. 109 u.118. K. Kärger, Die Sachjengängerei. 
8. Aufl. 1804. Bd. 88 if. 115 ff. Deri,.1890. von der Golk, Die ländliche Arbeiter- 
Dsnabrüdifche —2 3. A, 1819. Bd. 1.  Haffe und der preußifche Staat. 1893. 
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von unter 420 M. eingefhägt find, fo entipricht dies keineswegs den thatjächlichen Zuftänden. 
Die nachfolgenden Angaben über die Kohn und Eintommensverhältnifie der ländlichen Arbeiter 
ftügen fih auf die vom Kongreß deuticher Landwirte in den Jahren 1873 und 1874 veranitaltete 
(Enquete, deren Reſultate aus Gründen, die in dem betreffenden Werk jelbit näher erörtert find, 
im großen und ganzen als richtig angenommen werden bürfen. Seit jener Zeit iſt der Lohn der 
ländlichen Arbeiter im allgemeinen gar nicht oder doch nur wenig geiiegen, in manchen Gegenden 
fogar um eine Kleinigkeit geſunken, nur der bare Geldlohn des Geſindes hat feit jener Zeit im 
norbdöftliden und ftellenweife im mittleren Deutichland eine beträchtliche Erhöhung erfahren *'). 


$ 30. Im Durchſchnitt des deutſchen Reiches jtellt ſich nach der angeführten Duelle 
der landwirtichaftlihe Gejindelohn: 
für männliches Gefinde für weibliches Geſinde 
Geldlohn Wert der Koſt Zuſaumen Geldlohn Wert der Koſt Zuſammen 
M. M. M. M. M. M. 


Auf größeren Gütern 198,18 282,15 480,33 111,93 241,95 353,88 

„ MHeineren „ 178,92 267,54 446,46 100,74 228,42 329,16 

In einzelnen Zeilen des deutichen Reiches wie im Eljaß, der badifchen Rheinthalebene, 
in manden Diftriften Hannovers, Schleswig-Holfteins 2c. fteigt der bare Lohn für männ: 
liches Gefinde auf 300 M. und darüber, der Wert der Koft auf 3—400 M., der Gejant: 
lohn auf 6—700 M.; dagegen bewegt ſich im norböftlihen Deutichland der Gejamtlohn 
meist zwifchen 3—400 M. Wehnliche, wenn auch in abjoluter Höhe weniger große Unter: 
jchiede bejtehen Hinfichtlich der Lohnverhältniffe des weiblichen Gefindes. 

Nach derjelben Duelle beträgt der Tagelohn für ftändig beichäftigte Arbeiter im Durch: 
ichnitt von Sommer und Winter für männliche Arbeiter 1,44 M,, für weibliche 
0,73 M. und zwar im Durchſchnitt des ganzen deutjchen Reiches. In den einzelnen Teilen 
desjelben weicht der Lohn allerdings von diefen Sägen, ſowohl nad) oben wie nad) unten, 
öfters ſtark ab, wie nachjtehende, beifpieläweie gemachten Angaben darthun. 


Es beträgt nämlich der durchichnittlihe Tagelohn für Sommer und Winter: 
für — Arbeiter für — Arbeiter 


1) im Regierungsbezirk Oppeln 0,70 0,43 
2) „ “ Breslau 0,86 0,49 
8) „ — Gumbinnen 0,89 0,61 
4) „ . Liegnig 0,91 0,54 
D) " Poſen 0,96 0,50 
6) im Bezirf Ober⸗Elſaß 1,91 0,84 
T) „ Regierungsbezirt Arnsberg 1,90 1,13 
8) „ Bezirk Lothringen 1,85 0,75 
9) „ mürttembergiichen Nedarfreis 1,84 0,76 
10) „ Regierungsbezirf Stralfund 1,82 1,18 


Die 5 erftgenannten Bezirke find diejenigen, welche den niedrigften, die 5 fegtgenannten die⸗ 
jenigen, welche den höchſten Tagelohn im deutſchen Reiche aufwelſen *). 


$31. Der jährliche Lohnverdienſt eines freien Arbeiters würde bei 300 Arbeitstagen 
300 X 1,44 — 432 M, betragen. Dies ift jedoch nicht fein gefamtes Jahreseinfommen, 
namentlich nicht des verheirateten Arbeiterd. Viele Iandwirtjchaftliche Arbeiten werden im 
Atkord verrichtet und die angejtellten Ermittlungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß 





31) Die nachſtehend in Tert gegebenen Zahlen 
find entnommen teil® dem bereitö erwähnten En- 
quete-Werk, teild meinen in den Annalen des 
deutihen Reichs Jahrg. 1877 veröffentlichten Ab: 
handiungen: „Lohn für meibliche Sandarbeiter 
im landmwirthichaftlichen Gewerbe des deutſchen 
Reichs“ und „Die Gefindelöhne im landwirtichaft- 
lihen Gewerbe des deutichen Reichs“. U. a. O. 
©. 863 u. 897. Vgl. auch die Tabellen über das | 
Eintommen ländlicher Arbeiter im Hdb. 2. Aufl. | 
Band II. ©. 48 ff. . 

32) Die vom Berein für Socialpolitif im J. 


’ 


1898 veröffentlichten Erhebungen über die Lage 
der Landarbeiter (j. Anm, 28) bringen feine ge- 
nerellen Zufammenftellungen über die Lohnver- 
bältnifje, weshalb ich der obigen Darftellung die 


Ergebniſſe der Erhebungen von 1873 zu Grunde 


lege. Bielfache Bergleihungen, die von mir und 


anderen “ar find, haben zu dem Reſultat 


geführt, dab in der Zeit von 1873 bis 1898 die 
Löhne der Landarbeiter im allgemeinen nicht er- 
heblich geftiegen find, wenn auch in einzelnen 
Diftriften eine Erhöhung ftattgefunden hat, die 
aber in der Negel nur gering ift. 


Der landwirtichaftlihe Lohn im Noggenwert. $ 32, 89 


der tägliche Aftordverdienft im Durchſchnitt des deutfchen Reiches für den männlichen Ar: 
beiter 2,44 M. beträgt, aljo den durchjchnittlichen Sommer: und Wintertagelohn um 70% 
überjteigt. Bei verheirateten Arbeitern beifen Frauen und Kinder mit verdienen, ſei es durch 
zeitweilige Zagelohnarbeit, ſei e8 durch Bejtellung der eigenen Meinen Wirtichaft. Bei 
grumdbefigenden Arbeitern überjteigt öfters die Einnahme aus der eigenen Wirtjchaft den 
gejamten Tagelohnverdienft. 

Am füdlichen Deutichland befinden fich die freien Arbeiter in bejjerer Yage als im nörd- 
lihen. Dort ift die Zahl der grumdbefigenden Tagelöhner weit größer, der Arbeiter kann 
wegen bes beſſeren Klimas jein Land höher audnugen, z. B. dur Anbau von Tabak oder 
ſonſtigen Handelögewächien ; er findet endlich, gleichfall& wegen des befjeren Klimas, leichter 
das ganze Jahr hindurch ununterbrochenen Lohnverdienft. 

Die kontraktlich gebundenen Arbeiter (Gutstagelöhner) kommen nur für das nördliche 
Deutichland in Betracht. Ihr Jahreseinfommen jegt fich zufammen aus: 1) dem baren 
Lohn für Mann, Frau und Scharwerter; 2) dem Wert der erhaltenen Naturalemolumente 
(Wohnnung, Biehfutter, Dreicherlohn 2c.); 3) dem Gewinn, welchen fie aus der weiteren 
Benugung und Berarbeitung der empfangenen Naturalien ziehen, z. B. durch den Milch— 
ertrag der Kuh, Mäjten von Schweinen, Geflügelhaltung zc. Die Einnahme aus der leßt: 
genannten PBofition (3) beträgt durchſchnittlich jo viel, als die Unkoſten, welche dem Ar- 
beiter aus der ihm auferlegten Haltung eines Scharwerfers, der meift ein gemieteter Dienft- 
bote ift, jährlich erwachſen. 


Die angeftellte Enquete hat als Durchſchnitt von mehr als 1000 Einzelangaben zu folgenden 
Nefultaten bezüglich des Einkommens der verjchiedenen Klaffen der ländlichen Arbeiter geführt. 


Ordnungs: un: Durchſchnittliches Jahresein— 
nummer Bezeichnung der Arbeiter kommen einer Arbeiterfamilie 
I. Grumbdbefigende Arbeiter im füdlichen Deutichland 781,8 Mart 
II. Kontraltlich gebundene Arbeiter (Gutstagelöhner) im 
nördlichen Deutichland 664,2 „ 
IT. Grundbefigende Tagrlöhner im nördlichen Deutſchland 6279 „ 
IV. Freie Arbeiter ohne Grundbefig (Einlieger) im ſüd— 
lihen Deutihland 6il4 „ 
v Freie Arbeiter ohne Grundbeſitz im nördl. Deutſchland 5631 „ 


$ 32, Die vorhandenen großen Unterfchiede bezüglich des den ländlichen Arbeitern in den 
verichiedenen Teilen des deutichen Reiches gezahlten Lohnes und des Jahreseinkommens finden 
ja eine gewiffe Ausgleihung in den verjchiedenen Preifen der notwendigften Yebensb'e 
dürfniſſe, als deren wichtigfter Repräfentant in Deutjchland der Roggen angejehen wer: 
den muß. Im großen und ganzen entiprechen den höheren Löhnen auch höhere Roggenpreife‘; 
es gibt aber auch Bezirke, in welchen das Berhältnis zwiſchen Roggenpreis und Lohn ein 
für den Arbeiter bejonders günftiges, ſowie folche, in welchen es ein befonders ungünftiges ift. 

Der Preis für einen Bentner Roggen betrug während des der Enquete vorangegangenen 
Jahrzehnts (1863—1872) im Durchſchnitt des ganzen deutjchen Reiches ungefähr 8 M.; 
im füdweftlichen Deutichland ftellte derjelbe fich auf etwa IM., im nordöftlichen auf etwa 
TM. Der durchichnittliche Mannstagelohn repräfentierte daher einen Wert von 1,44X100:8 
— 18,0 Pfund Roggen *"). 


Abweichend von diefem Durchſchnitt repräfentierte, um nur einige Beifpiele herauszugreifen, der 
Mannstagelohn, auf die Örtlihen Roggenpreife berechnet: 


in ber preußifchen Provinz Sclefien 10,8 Pfund Noggen 
im bayriſchen Regierungsbezirk Unterfranken 145 „ re 

j = e Oberpfalz und Regensburg 14,9 „ pi 
in der preußifchen Provinz Pojen 150 „ A 
.. " „Sachſen 152 „ 

.. " „ Preußen 152 „ 


38) Thaerundandere landwirtichaftliheSchrift- | Schnittlichen Tagelohn für einen männlichen länd— 
fteller nehmen in der erften Hälfte dieſes Jahr- lichen Arbeiter 18—15 Bid. Roggen au; dal. 
hunderts ziemlich übereinftimmend als durch- von der Goltz, Landw. Betriebslehre. S. 272. 
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dagegen: 
im bayrifhen Bezirt Schwaben und Neuburg 23,0 Pfund Roggen 
„ Großherzogtum Oldenburg 28 „— z 
„ bayriihen Negierungsbezirt Oberbayern 23 „ = 
in ben Großherzogtümern Medleuburg 204 „ J 


$ 33. Zur richtigen Würdigung der land wirtſchaftlichen Arbeit und zum Ver— 
ftändnis der wirtichaftlichen und focialen Lage der ländlidhen Arbeiter müſſen nod 
folgende Punkte berüdfichtigt werben. 

Die landwirtihaftlihe Arbeit ift jehr mannigfaltig und wechſelnd; fie richtet fich 
nach der Jahreszeit. Eine ausgedehnte Arbeitsteilung ift bei ihr nicht möglich; felbft diejenigen 
wenigen Berjonen, welche das ganze Jahr hindurch die gleiche Thätigfeit ausüben, wie die 
zur Wartung der Tiere angeftellten Leute, haben jehr verjchiedenartige Verrichtungen zu 
vollziehen. Für den Arbeiter jelbjt hat dies die wohlthätige Folge, daß feine körperlichen 
und geiftigen Kräfte nicht einfeitig angeftrengt werden. Die landwirtichaftliche Arbeit ift im 
allgemeinen eine der Gejundheit förderliche, zumal fie meift im Freien ftattfindet. Während 
der langen Sommertage muß der ländliche Arbeiter allerdings oft ungewöhnlich viel leiften; 
dafür kann er im Winter um jo mehr der Ruhe pflegen. 

Im Sommer braudt der Landwirt viel mehr Arbeitskräfte ala im Winter; dies ift 
ein Uebelftand für beide Teile. Der Arbeitgeber hat im Sommer gewöhnlid Mangel an 
Arbeitöträften und viele ländliche Arbeiter find im Winter ohne Beichäftigung. Eiuiger— 
maßen, aber lange nicht vollftändig, ausgeglichen wird diejer Uebelftand dadurch, daß im 
Sommer die Frauen und Finder der Arbeiter jo viel ald möglich zur Lohnbeſchäftigung 
herangezogen werden, während diejelben im Winter meift zu Haufe bleiben. Wo diejer 
Ausgleich für den wechjelnden Bedarf nicht genügt, jucht man ſich durch Heranziehung von 
Wanderarbeitern zu helfen. 

Die Frauen»: und Hinderarbeit hat in der Landwirtichaft nicht die jchlimmen 
Folgen wie häufig in der Induſtrie. Zunächſt findet fie hauptjächlich im Sommer jtatt 
und dann auch für die meiften Beteiligten nur in beftimmten Zeiten, namentlich während 
der Ernte und bei gutem Wetter. Da die landwirtichaftlichen Verrihtungen jo mannig- 
faltiger Natur find, jo ift es wohl möglich, jeder Kraft die ihr entiprechende Thätigkeit 
zuzuweifen. Endlich muß berüdfichtigt werden, daß Frauen und Kinder faft lediglich im 
Freien bejchäftigt werden. Aus allen diefen Gründen fann die Frauen- und Kinderarbeit 
an und für fich nicht als jchädlich betrachtet werden. Sie wirkt fogar für beide Teile nützlich. 
Dem Arbeitgeber Leiftet fie im Sommer jehr wertvolle Hilfe; der Arbeiter kann dadurch 
jein Eintommen erheblich vermehren und feine Kinder werden frühzeitig an eine für ihre 
förperliche und geiftige Ausbildung fürderliche Thätigkeit gewöhnt. Allerdings find nad): 
teilige Folgen der Frauen» und Kinderarbeit nicht ausgeichloffen und finden ſich auch that: 
jächlich dort, wo eine mißbräuchliche Ausdehnung derjelben ftattfindet; jo z.B. wenn Mütter 
der Pflege ihrer Heinen Kinder oder der Bejorgung der eigenen Häuslichkeit entzogen, wenn 
Ehefrauen kurz vor oder nad) dem Wochenbett ftarf angejtrengt werden oder wenn man 
Kinder an dem Schulbeſuch hindert oder ihmen zu große körperliche Leiftungen zumutet. 
Aber alle dieje Webelftände laſſen fi) bei gutem Willen ohne erhebliche Schädigung des 
landwirtichaftlichen Betriebs wohl vermeiden. 

Auch für die Landwirtichaft hat der Erſatz der Menfchentraft durch die Maſchinen— 
arbeit in den legten Jahrzehnten jehr an Ausdehnung gewonnen (ſ. $40). Dem Arbeitgeber 
ift dadurch die Möglichkeit zu Teil geworden, viel intenfiver zu wirtichaften und namentlich die 
Bahl der Tagelöhner während des Sommers zu beſchränken. Die infolge deſſen eingetretene 
größerere Ausgleichung in dem Bedarf an menfchlichen Arbeitskräften während der einzelnen 
Jahreszeiten gibt der wirtichaftlichen Lage der Arbeiter jelbft eine größere Sicherheit. Jede 
landwirtichaftlihe Maſchine wird nur an beftimmten Tagen oder Tagesjtunden, höchſtens 


Die Ökonomische Lage der ländlichen Arbeiterflaffen. & 35. 41 


während einiger Wochen im Jahre benügt. Es fommt faum vor, daß ein einzelner Arbeiter 
längere Zeit fortdauernd an ein und derjelben Majchine beichäftigt ift und die nachteiligen 
Folgen, welche die Majchinenarbeit für manche industrielle Arbeiter wegen der einjeitigen 
Inanſpruchnahme der körperlichen und geiftigen menjchlichen Kräfte herbeiführt, fallen bei 
der Landwirtichaft fort. Dagegen läßt ſich mit Hecht behaupten, daß die ländlichen Arbeiter 
durch die ausgebehntere Anwendung von Maſchinen gewandter, anftelliger, intelligenter und 
damit leistungsfähiger geworden jind. 

$ 34. Bei weitem die größere Mehrzahl aller ländlichen Arbeiter bezieht einen erheblichen 
Teil der notwendigen Lebensbedürfnifje entweder als Naturallohn oder produziert diejelben 
in der eigenen Wirtichaft; jo die Gefindeperjonen, die Gutstaglöhner, die grumdbefigenden 
Arbeiter. Bloß die Einlieger find lediglich auf Geldlohn angewiejen, fall fie nicht, wie 
häufig geichieht, ein Stüd Garten» oder Kartoffelland gepachtet haben oder ein Stüd Vieh 
halten. Durch diejen Umstand find die meiften ländlichen Arbeiter bezüglich der wichtigften 
Lebensbedürfnifje jicher geftellt und von den ſchwankenden Marktpreijen unabhängig gemacht : 
ein Vorteil, welcher ungemein hoch zu veranjchlagen iſt. In gewiſſen Grenzen und unter 
bejtimmten Bedingungen erjcheint daher die Naturallöhnung für die landwirtichaftlichen Ur: 
beiter durchaus zwedmäßig und ihre hie und da erjtrebte Abjchaffung würde einen Rüd: 
ichritt bedeuten. Soll aber die teilweife Naturallühnung nüglich wirken jo muß fie 
folgenden Anforderungen genügen: 1) dürfen nur jolche Naturalien gegeben werden, welche 
der Arbeiter jelbft direkt verbrauchen oder in der eigenen Heinen Wirtjchaft zu weiterer Bro: 
duktion verwerten fann (Nahrungsmittel, Brennmaterial, Biehfutter 2c.). 2) Die gewährten 
Naturalien müfjen nad) Quantität und Qualität dem Bedürfnis der Arbeiter angemefjen 
jein; dasſelbe gilt bezüglich des Zeitpunktes der Lieferung. 3) Diejenigen notwendigen Lebens— 
bedürfnifje, welche die Arbeiter gar nicht oder nur mit ungewöhnlich großen Schwierigkeiten 
oder Koften fich käuflich erwerben können, müfjen ihnen von dem Arbeitgeber unbedingt ge: 
liefert werden; dahin gehören bei den Gutstagelöhnern gemöhnlid Wohnung, Brennmaterial, 
Kartoffelland, Brotgetreide, Viehfutter, ärztliche Behandlung, Arznei. 

Für die grundbefigenden Arbeiter, welchen der eigene Beſitz und deſſen Produkte die not- 
wendigjten Lebensbedürfniſſe liefern, hat die Naturallöhnung nur eine untergeordnete, häufig 
gar feine Bedeutung. 

$ 35. Wirtſchaftlich und fittlich ftehen unter den verjchiedenen ländlichen Arbeitern ohne 
Zweifel die grundbejigenden am beiten. Sind fie einigermaßen fleißig und jparjam, 
jo haben fie ein genügendes Ausfommen, vermögen auch mit der Zeit zu einem gewiſſen Wohl- 
jtand ſich emporzuſchwingen. Allerdings hängt bei ihnen mehr wie bei den übrigen Klaſſen 
der ländlichen Arbeiter das wirtichaftliche Gedeihen von der eigenen Tüchtigfeit ab, weil fie 
ſich die Arbeitsftätte beliebig auswählen können und weil ein jehr wejentlicher Teil ihres 
gejamten Einfommens durch den Erfolg bedingt ift, mit welchem fie ihren Grundbefit be- 
wirtichaften. Die norddeutjchen Arbeiter ftehen in diefer Beziehung hinter den jüddeutjchen 
im allgemeinen zurüd ; jene find häufig indofent, fie verjchmähen es, ohne dringende Not Lohn: 
verdient aufzujuchen und verfahren bei Bewirtichaftung des eigenen Grund und Bodens 
ungejchidt und jorglos. Hierin liegt mit eine Urfache, weshalb bei den norddeutichen Groß: 
grundbefigern häufig eine Abneigung gegen die Anjiedelung von Eigentäthnern beſteht. 

Die ökonomische Lageder Gutstagelöhner iſt meift dort eine befriedigende, wo ihnen 
die zuftehenden Naturalemolumente rechtzeitig und in guter Beichaffenheit verabfolgt werden. 
Allerdings gibt e3 auch noch Gegenden, in welchen das Naturaldeputat an und für fich ein 
jo geringes ift, daß die Lebensbedürfniffe einer Familie nur ſehr kärglich befriedigt werden 
können. Ybgejehen von dem Gefinde findet ſich feine Klafje von ländlichen Arbeitern, welche 
jo abhängig von dem Arbeitgeber ift, ald die Gutstagelöhner. Daher kommt es, daß die Ur— 
teile über die Stellung der legteren jo verjchieden lauten und daß die Gutstagelöhner jelbjt 
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fi oft ganz behaglich fühlen, oft jehr unzufrieden find. Man fann mit Recht behaupten, 
daß auf Gütern, welche lange Jahre in den Händen derjelben Befiger oder auch derfelben 
Familie fich befinden, durcchichnittlich die Lage der Gutstagelöhner eine befjere ift und diefe 
jelbft zufriedener find ald auf Gütern, welche häufig den Befiger gewechjelt haben, 

Die Abhängigkeit, in welcher die Gutötagelöhner von dem Arbeitgeber ftehen, macht es 
erflärlich, weshalb Vorſchläge zur Hebung des ländlichen Arbeiterftandes vorzugsweiſe mit 
den Gutstagelöhnern fich beichäftigen, weshalb auch von vielen Seiten die Abjchaffung der 
Gutstagelöhner und deren Erjat durch freie Arbeiter gefordert wird. Lebteres ift aber weder 
durchführbar noch wünjchenswert. Im Gegenteil gilt es heutzutage, ſolche Verhältniſſe zu 
fonjervieren, durch welche Arbeiter und Arbeitgeber darauf angewiejen find, in dauernden 
perſönlichen Verkehr mit einander zu treten. Bei der bejtehenden Freizügigkeit, der Leichtigkeit 
der Auswanderung und bei den gefteigerten Anforderungen, welche an die Geſchicklichkeit und 
Zuverläffigkeit der Arbeiter gemacht werden müſſen, ift ja auch der Arbeitgeber in hohem 
Grade abhängig von dem Gutötagelöhner ; es liegt in feinem eigenen Intereſſe, fich einen 
Stamm tüchtiger, zufriedener Arbeiter heranzuziehen und dauernd zu fichern und die eigene 
Klugheit gebietet e3 ihm, für das mwirtichaftliche Wohl und die behagliche Eriftenz feiner 
Gutseingeſeſſenen nach Möglichkeit zu forgen. 

Eine Bejeitigung der Gutstagelöhner würde daher ein großer fehler fein; wohl aber find 
einige Reformen bezüglich derfelben dringend wünſchenswert. Zunächſt ift e8 wichtig, daß 
der Arbeitgeber nicht mehr Gutstagelöhner halte, als er aud) während des Winters mit Nutzen 
beichäftigen kann; andernfalld werden ihm diejelben zu teuer und die Arbeiter gewöhnen 
ſich an eine läffige Erfüllung ihrer Obliegenheiten. Bor allem aber muß den Gut3tagelöhnern 
die Aussicht geboten werden, dur Fleiß und Wirtichaftlichkeit mit der Zeit zu einer un— 
abbängigeren und geficherteren Stellung zu gelangen. Dies ift nur dadurch zu erreichen, daß 
ihnen die Möglichkeit eröffnet wird, mit Hilfe der gemachten Eriparnifje einmal ein Feines 
Srundftüd kaufen zu fönnen und damit in die Reihe der grundbefigenden Tagelühner ein- 
zutreten. Dadurch wäre beiden Teilen geholfen. Der Arbeitgeber brauchte nicht mehr Guts— 
tagelöhner zu halten, ald er das ganze Fahr hindurch bejchäftigen kann, da er den Mehrbedarf 
im Sommer dur die Hilfeleiftung der grundbejigenden Arbeiter zu befriedigen im Stande 
ift. Der Gutstagelöhner hätte durch die Ausficht, einmal Grundbefiger zu werden, den ſtärkſten 
Antrieb, fleißig, jparfam und wirtichaftlich zu fein, weil er nur dann die materiellen Mittel 
zur Erreihung des vorgeftedten Zieles fich zu erwerben vermag. Die Schaffung eines zahl: 
reihen grundbefigenden Arbeiterftandes ift nicht jo jchwierig, als es Vielen jcheint. E& muß 
nur erſt bei den beteiligten Großgrundbefigern, den Gemeinde: und Staatsbehörden die Leber: 
zeugung fi) Bahn gebrochen haben, daß dieje Inſtitution im Intereſſe aller Einzelnen wie 
der Gejamtheit liegt ; bis jet ift leider vielfach noch das Gegenteil der Fall. Die ftarke 
Fortwanderung gerade von Perſonen aus der Klaſſe der Gutstagelöhner hat nicht zum ge- 
ringjten Teil ihre Urſache darin, daß dieſen Leuten die Ausficht fehlt, durch Erwerb von 
Grundbefig eine fefte fichere Heimat zu erlangen und wirtjchaftlich zu einer gewiſſen Selbſt— 
ftändigkeit zu fommen, Auch ihre jociale Lage ift infofern eine ungünftige und für ihre Em- 
pfindung drüdende, als fie fi außer Zufammenhang mit einer Landgemeinde befinden und 
neben ſich nur den, durch eine breite Kluft von ihnen gejchiedenen, Gutsherren haben. Die 
Verichmelzung der Gutsbezirke mit den benachbarten bäuerlichen Gemeinden zu einer Land— 
gemeinde würde zu einer wejentlichen Verbefjerung der Arbeiterverhältnifje, zum Nutzen 
jowohl der Arbeiter wie der Arbeitgeber führen: fie ift fogar das notwendige Erfordernis 
zu einer heilfamen Umgeftaltung der jegigen, auf die Dauer unhaltbaren Zuftände im nord» 
öftlichen Deutichland. 

Die Einlieger bilden eine Hlafje der ländlichen Arbeiter, deren allmähliche Bejeitigung 
dringend zu wünſchen ift. Sie haben feinen feften Wohnfig und find lediglich auf den Kohn: 
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verdient hingewieien, welcher für viele von ihmen im Winter zeitweile ganz fehlt. Würde 
den Einliegern allerwärts die Möglichkeit gewährt, ohne Aufgabe ihres Berufs ald Arbeiter 
einen Heinen Grundbefig zu kaufen oder zu pachten, jo wäre damit ein großer Uebelſtand 
in unſern ländlichen Arbeiterverhältniffen befeitigt. 

$ 36. Die ländlichen Arbeiter repräfentieren zuſammen mit ihren Angehörigen eine Volks— 
Hafje, welche in Deutichland viele Millionen von Menſchen ausmacht, deren Wohlergehen 
daher für die gedeihliche Entwidelung unjerer gefamten jocialen und wirtjchaftlichen Ber- 
hältnifje von größter Bedeutung ift. Wenn diefelben in einer Lage fich befinden, die mit den 
berechtigten Anjprüchen der Gegenwart nicht in Uebereinjtimmung fteht, und wenn fie in- 
folge defjen unzufrieden find, jo leiden hierumter nicht nur fie jelbft, jondern in faft gleichen 
Grade auch die ländlichen Arbeitgeber und damit die ganze Landwirtichaft; die ruhige und 
geſunde Fortentwidelung der legteren bildet aber die notwendige Vorausſetzung für das Ge— 
deihen aller übrigen Zweige des wirtichaftlichen Lebens. Daher beansprucht die ländliche 
Arbeiterfrage mit vollem Recht und in hohem Grade die Aufmerkjamkeit und Sorgfalt 
aller derjenigen, welche bei der fich gegenwärtig vollziehenden Reform der jocialen und wirt: 
ſchaftlichen Zuftände mitzuarbeiten einen Beruf zu befigen glauben. 


An der voraufgegangenen Darftellung wurde bereits auf einige Punkte, welche für die nächite 
Zukunft befondere Beachtung verdienen, in ber Kürze hingewieſen. Es zeigte fich dabei, dab bie . 
Möglichkeit und Notwendigkeit einer reformatoriihen Thätigkeit auf dem Gebiete der ländlichen 
Arbeiterfrage befonders im nördlichen und namentlich im nordöftliben Deutſchland vor: 
liegt, d. h. in denjenigen Gegenden, in welchen der Großgrundbefig ftarf vertreten ift und die Guts— 
tagelöhner den hervorragendſten Teil der ländlichen Arbeiterbevölferung überhaupt ausmachen. 
Wegen ihrer geringen Bildung, ihrer örtlichen Zerſtreuung und ihrer wirtichaftlichen Abhängig: 
feit von ihren Brotherren find diejelben nicht im Stande, aus eigener Jnitiative und Kraft die— 
jenigen Mittel zu ergreifen, welche erforderlich ericheinen, um die vorhandenen Mängel zu bejeitigen 
und das Aufkommen größerer lebelftände für die Zukunft zu verhüten. Im mittleren und füd- 
lihen Deutichland, wo die meiſten ländlichen Arbeiter gleichzeitig Befiger oder dod Pächter von 
Grundftüden find, wo deshalb feine feſte Grenze zwiſchen ländlichen Arbeitern und ländlichen Grund: 
befigern, auch nicht einmal eine ſolche zwiichen landiwirtichaftlihen und induftriellen Arbeitern eri- 
ftiert, iſt es in viel geringerem Grade notwendig oder möglich, beiondere Maßregeln zur Hebung 
des ländlichen Urbeiterftandes zu ergreifen. Die Intereffen des legteren fallen hier fait zufammen 
mit den Intereffen teild der Kleinbauern teils der industriellen Arbeiterbevölferung. Deshalb be- 
ziehen aus natürlichen Gründen die meiften Borfchläge und praktiichen Verfuche, welche eine Befferung 
der Zage der ländlichen Arbeiter Fr Ziele haben, ſich vorzugsweiſe auf das nördliche Deutichland, 
Auch die nachfolgende gedrängte Ueberſicht über die für das fortichreitende Gedeihen der ländlichen 
Arbeiterbevölterung erforderlich jcheinenden Mafregeln hat zunächſt und hauptſächlich die im nörd- 
lihen Deutſchland vorliegenden Berhältniffe im Auge *). 

Die Sorge für die Hebung der geiftigen und fittlihen Bildung der ländlichen Ar: 
beiter muß mit der Sorge für die Verbefferung ihrer wirtſchaftlichen Lage Hand in Hand 
gehen. Denn die legtere iſt oft bloß deshalb ungünftig, weil es den Arbeitern an der nötigen Einficht 
und Umſicht, an Energie, Selbftverleugnung, hausbälteriihem Sinn und an dem Beritändnis für 
die edeln Freuden des Familienlebens fehlt; andererfeits können ſich dieſe intellektuellen und mo« 
raliichen Eigenihaften häufig aus dem Grunde nicht genügend entwideln, weil die Sorge um das 
tägliche Brot die Zeit und Kraft der Arbeiter vollftändig in Anspruch nimmt, oder weil die materiellen 
Vorausfegungen zu einer befriedigenden Eriitenz überhaupt nur ſehr mangelhaft vorhanden find. 

Unter den Mitteln, melde pr Förderung der geiftigen und fittlichen Bildung dienen können, 
find naturgemäß diejenigen, welche auf die Juge A: Anwendung finden, die wirkſamſten und wich— 
figiten. Durch Errichtung der erforderlichen Anzahl von &E lementarihulen im nicht zu großer 
Örtliher Entfernung von einander und durch ftrenge Aufjicht über den regelmäßigen Schulbefud) 
ift Dafür Sorge zu tragen, daß jedes Kind die vorgeichriebene Schulbildung auch wirklich empfängt ; 
34) Aus der Litteratur über die ländliche Ur- | Jahrg. 1876, ©. 183 fi.). von der Goltz, 

beiterfrage find neben den in Anmerkung 28 ci» Beitrag zur Entwidelung ländlicher Arbeiterver- 
tierten Schriften noch folgende hervorzuheben : | hältnifje 2c. 1864. Derſ., Die Verhandlungen 
Shmoller, Die ländliche Arbeiterfrage mit | der Berliner Konferenz ländlicher Arbeitgeber. 
befonderer Rüdfiht auf die norddeutihen Ber- | 1872. Settegajft, Die Landwirthichaft und 
hältnifje in B- f. St.®. 22 (1866) ©. 171 ff. ihr Betrieb. 3. Bd. 1879, S. 1—179. Schön— 
Schönberg, Zur landiv. Urbeiterfrage (eben- | berg, „Landwirthichaftliche Arbeiterfrage” in 
dai. Bd. 31, Jahrg. 1875, ©. 449 ff). Lad Meyers Konverjations-Lerifon 3. Aufl. Bd. 18. 
peyres, Zur wirthichaftlichen Lage der ländlichen ; Jahresiupplement 1880—81. Leo, Die Arbei- 
Ürbeiter im Deutihen Reich (ebendaj. Bd. 32, terfrage in der Landwirtichaft. 1879. 
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eine Verwendung der Kinder zu ländlichen Arbeiten während der Schulftumden darf nicht geftattet 
werden. Bor alleın ift die nody in großer Ausdehnung vorfommende Benugung von Kindern zum 
Hüten bes Viehs während der Schulzeit zu befeitigen. Die Einrichtung von Kleinkinderſchulen 
hat fich beſonders dort wohlthätig erwielen, wo die Mütter regelmäßig im Sommer auf Lohn: 
arbeit zu gehen pflegen. Fortbildungsihulen für die erwachſene Jugend find ebenfalls jehr 
wünſchenswert, ihre Einrichtung ift aber an den meiften Orten mit nicht unerheblichen und oft 
zunächſt unüberwindlichen Schwierigkeiten verknüpft. Für die geiftige Fortbildung ſowohl der nicht 
mehr ichulpflichtigen Jugend wie der Erwachſenen bieten Volfsbibliothefen ein ebenio ein: 
faches wie wirkſames Mittel dar. Um den Arbeitern die Möglichkeit zu gewähren, fich körperlich 
zu erholen und ihren geiltigen Bebürfniffen Rechnung zu tragen, darf man fie an Sonn= und 
Feiertagen nicht zur Zohnarbeit (außer in Notfällen) heranziehen, muß ihnen auc in ber Woche 
Zeit laſſen, die nötigen Gejchäfte für die eigene Wirtichaft zu beforgen. Die oft ungebührlich lange 
Arbeitsdauer während der Sommertage ift auf ein angemeflenes Maß (höchitens zwölf wirkliche 
Arbeitsftunden) zu befchränten. Bei der Beihäftigung von Kindern und Frauen ift auf 
deren phyſiſche Kräfte und körperliche Zuftände fowie auf die individuellen häuslichen Verhältniſſe 
Rückſicht zunehmen, damit körperlices Wahstum und Gejundheit nicht dauernden Schaden leiden 
und damit die Mütter in der Erziehung der Kinder ſowie in der Beſorgung des Haushaltes nicht 
gehindert werben. 

Soweit der Lohn der Arbeiter in Naturalien beiteht, follen diefe in ausreihender Menge und 
Beichaffenheit geliefert werden, wie dies jhon S. 41 näder erörtert wurde. Am wichtigiten unter 
den Naturallieferungen ift die Wohnung; ift diefe nicht hinreichend troden, warm und geräumig, 
jo leidet hierunter nicht bloß die Gefundheit der Arbeiter und ihrer Angehörigen, fondern ebenſo 
ſehr das ganze geiftige und ſittliche Leben der Familie. Ein irgend behagliches und zufrieden— 
ftellendes Dajein ift ohne eine angemeflene Wohnung undenkbar. Behufs wirtichaftlicher Benugung 
und Verwertung ihres Lohnes und fonftigen Einfommens foll der Arbeitgeber feinen Arbeitern 
mit Rat und That an die Hand gehen. Er foll denfelben Anleitung neben, wie fie die eigene Feine 
Wirtihaft mit dem größtmöglichen Erfolge betreiben können, ihnen bei dem Verkauf der für den 
eigenen Bedarf entbehrlihen Produkte hilfreich zur Seite ftehen und ihnen den Bezug der einzu: 
faufenden Bebürfniffe in guter Beichaffenheit und zu wohlfeilen Preifen ermöglichen; letzteres ge: 
ichieht dur Bildung von Konfumvereinen. Durch eine angemefiene Ausdehnung der Ak— 
kordlöhnung hat es der Arbeitgeber in der Hand, das Einfommen der Arbeiter erheblich zu 
erhöhen, ohne felbft dabei materielle Opfer zu bringen. In manchen Gutswirtichaften iſt es auch 
ihon mit Erfolg verfucht worden, den Arbeitern einen Anteil an den Neinertrage der ganzen 
Unternehmung zu gewähren (Anteilslöhnung, Geminnbeteiligung) *). i 5 

Der Trieb zum Sparen ift dadurd zu erweden und zu ermuntern, daß man den Arbeitern die 
Benugung ber öffentlichen Sparkaſſen möglichft erleichtert, auf ——— Gütern auch dadurch, 
daß man beſondere Gutsſparkaſſen einrichtet und deren Benutzung obligatoriſch macht, unter gleich— 
zeitiger Gewährung beſtimmter Vorteile, welche ſich an die gemachten Einlagen früpfen. Ebenſo 
muß man bie Arbeiter dahin zu bringen fucen, daß fie ihre fahrende Habe gegen Feuerichaben 
und außerdem ihre Kühe gegen die aus jonftigen Unglüdsfällen erwachſenden Verlufte verſichern 
(Feuer: und Viehverfiherung). Die Krantenverfiherung ift weniger bei den Gutstagelöhnern 
als bei den freien Arbeitern wichtig, obwohl fie auch bei erfterem nicht als ausgeichloffen betrachtet 
werden darf. Einegrößere Bedeutung als die Krankenverficherung befigen die Unfallverjiherung 
ſowie die Sorge für die Invaliden und für die Hinterbliebenen der Arbeiter (1. $ 37). 

Das befte und ficherfte Mittel, die ländlichen Arbeiter fleißig, ſparſam, häuslich, ſtrebſam und 
zufrieden zu machen, befteht darin, daß man ihnen die Möglichkeit eröffnet, mit Hilfe ihrer Er— 
Iparniffe einmal Grundbeſitzer zu werden (S.41 u. 42). Hierin liegt bie — aber auch 
zugleich ſchwierigſte Aufgabe auf dem Gebiete der ländlichen Arbeiterfrage für alle Gegenden, wo 
der Großgrundbeſitz und damit die Gutstagelöhner und die beſitzloſen Einlieger zahlreich vertreten 
ſind. Der Arbeiter, welchem ein Haus und ein Stück Land als Eigentum gehört, pflegt nicht nur 
alle übrigen Tagelöhner an peiftiger und fittliher Bildung fowie an Wirtichaftlichkeit zu übertreffen, 
fondern and) für die trügeriichen Verlodungen der Socialdemofratie unzugänglic zu fein. Eine 
befriedigende Wirkung der Anſäſſigmachung grundbefigender ländlicher Arbeiter ift aber nur unter 
zwei Bedingungen zu erwarten. Die Arbeiter dürfen den Grundbefig nicht als Gejchent erhalten, 
fondern müſſen denjelben mit Hilfe ibrer Erſparniſſe ſelbſt erwerben; dabei bleibt indeſſen nicht 
ausgeichlofien, daß man die Arbeiter durch Gewährung billiger Darlehen oder dadurch unterftügt, 
daß man ihnen die Grundftüde erbpachtweiſe überläßt, wobei fie nur eine beftimmte Anzahlung 
zu leiiten haben. Für's zweite darf die Anfiedelung von Arbeitern nicht in ifolierten Arbeiter: 
folonien, fondern fie muß im Anichluß an Dörfer und an bäuerliche Gemeinden ftattfinden, Eine 
ifolierte Kolonie von Arbeitern ift moraliſch und wirtichaftlich zu ſchwach, um ben Anforderungen 
vn ein gefundes Gemeindeleben zu genügen. . 

Die für die Hebung des ländlihen Arbeiterftandes umd für ne nd nd eines 
friedlihen Verhältniffes zwifhen Arbeitern und Arbeitgebern erforberlihen Maß— 


85) Ealberla, Die Löhnung nad der Ar» |2 Bde. 1878. Bb.1S.227—29, Bd. II ©. 1—75 
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regeln find befonders bündig, klar und vollftändig zufammengefaßt worden in den Beihlüffen 
der vom 29, April bis 1. Mai 1872 zu Berlin itattgehabten Konferenz ländlider Ar: 
beitgeber. Diefelben verdienen um jo größere Beadıtung, als von den 2ı Teilnehmern der 
Konferenz fait zwei Drittel aus Gutsbefigern und zwar meiſt Großgrundbefigern beftand, welche 
mit dem Intereſſe für das Wohl der Arbeiter zugleich ein Verſtändnis für die berechtigten Be— 
dürfniffe und Anjiprüche der ländlichen Arbeitgeber in jich vereinigten. Mit Nücficht hierauf und 
mit Rüdfiht auf den Umſtand, daß die genannten Beichlüffe zur Ergänzung und näheren Begrüns 
dung der joeben kurz angedeuteten Vorschläge für die Hebung des ländlichen Ylrbeiterftandes dienen, 
find dieſelben im nachfolgenden ihrem Wortlaute nad), unter Weglaffung einiger weniger wejent- 
lihen Säge, aufgenommen worden ®®), 

1. Obwohl die Verfammlung anerkennt, daß rechte Mütter die beiten Erzieherinnen ihrer Kinder 
find, jo hält fie doch dafür, dab unter den jegigen VBerhältnijien Kleinkinderſchulen eines der wid 
tigiten Mittel bilden, um eine gedeihliche Erziehung der ländlichen Jugend herbeizuführen. 

2, Wo die Errihtung von Kleinkinderfchulen augenblidlih unausführbar ericheint, ift die Grün: 
dung von Pflegeanitalten für Kinder bis zum dritten Jahre zu eritreben. 

3. Die in vielen Gegenden vorfommenden allzuweiten Schulwege für die Kinder der Arbeiter 
übers Feld nad) anderen Ortihaften find im Intereſſe eines regelmäßigen Schulbejuches, der Ge— 
fundheit der Schulkinder und der materiellen Zage und der Zufriedenheit der Arbeiter durch Anlage 
neuer Schulen möglichit zu vermeiden. 

4. (Handelt in dem eriten Abfag über die befjere Bejoldung der Elementarlehrer.) Es ift darauf 
Rüdfiht zu nehmen, daß die Frau des — oder eine andere geeignete Perſönlichkeit gegen 
angemefjene Entihädigung der weiblichen Jugend Unterricht in weiblihen Handarbeiten erteilt. 

Es eriheint geboten, Fortbildungsihulen für die Jünglinge vom 14. bis mindeftens zum 16. 
Lebensjahre geleglich mit obligatoriihem Charakter einzurichten. j 

6. Um auf ein bejjeres Familienleben bei den ländlichen Arbeitern hinzuwirken, wird folgendes 
als notwendig erachtet: 

a. Der Arbeitgeber muß durch ein mufterhaftes Familienleben und durch ein fittliches, tadel- 
lojes Verhalten jeinen Arbeitern mit gutem Beijpiel vorangehen, aud) feine Beamten hierzu anhalten, 

b. Jede Sonntagsarbeit außer dem Haufe ift bis nad) beendetem öffentlichen Gottesdienite in 
ben betreffenden Gemeinden zu verbieten. 

‚*. Den Arbeitern muß die nötige Zeit gegeben werben, an den Wochentagen ihre eigenen land» 
wirtichaftlichen Arbeiten zu verrichten. 

d. Es ift dahin zu ftreben, daß die Ehefrauen der Arbeiter mehr als bisher dem häuslichen 
Herde erhalten werden. 

7. Der Arbeitgeber wird es als feinen Beruf anerkennen müffen, auf das Gefinde erziehend und 
hebend einzuwirfen. Das wird aber niemals möglich fein, wenn er demfelben nicht perjönliche Teil: 
nahme zuwendet und dadurch beweiit, daß das Wohl und Wehe jedes Einzelnen ihm am Herzen liegt. 

8. Bon Seiten der Geiftlihen, Patrone und Gemeindefirchenräte werden, wo es nicht bereits ge- 
ihehen, fatechetiiche Gottesdienite für die fonfirmierte Jugend einzurichten oder ähnliche Einrich— 
tungen für diejelbe zu treffen fein, damit dieje in ihrer religiöien Bildung gefördert und in den 
für ihre — wichtigſten Lebensjahren mit den Geiſtlichen in geordneter Verbindung erhalten 
werden. Ferner iſt die Mitwirkung der Geiſtlichen, Patrone und Gemeindekirchenräte zu wünſchen, 
damit überall durch Einrichtung guter Volksbibliotheken die Bildung der ländlichen Bevölkerung ge: 
hoben und ihr einezwedmäßigere Benugung von FFeierabenden und Sonntagabenden ermöglicht werde. 

9. Es muß als Pflicht der Arbeitgeber betrachtet werden, daß fie den Kirdyenbefuch feitens der 
Arbeiter in jeder Beziehnng zu erleichtern und zu fördern fuchen. 

10, Die Verfammlung iſt der Ueberzeugung, daß die gegenwärtigen Wohnungsverhältniffe der 
ländlichen Arbeiter, obwohl in manden Gegenden ein Fortichritt zum Beſſern nicht zu verfennen 
ift, doc im allgemeinen den Anſprüchen der Humanität und den Verpflichtungen, welche die Ar— 
beitgeber zu tragen haben, nod keineswegs entſprechen. 

11. Eine angemefjene Abkürzung der vieler Orten üblichen Arbeitszeiten ländlicher Tagelöhner 
ift für deren materielle, geiftige und fittliche Hebung eine Notwendigkeit. Diefelbe liegt zugleich 
im Intereſſe der Arbeitgeber wie der nationalen Produktion überhaupt. — Geſetzliche Beſtim— 
mungen über die Länge der Arbeitszeiten — Normalarbeitstag in diefem Sinne — müßten nad) 
der Natur des Landbaues von gejeglichen Beſtimmungen für induftrielle Arbeitszweige fich weient: 
lih unterſcheiden, namentlich ſich der Landesüblichkeit in den verichiedenen Gegenden möglichſt an: 
ſchließen und für verfchiebene Jahreszeiten verichieden fein, kürzer im Winter, länger im Sommer, 

12, Die Heranziehung der Kinder zu ländlichen Arbeiten darf nicht jo weit ausgedehnt werben, 
daß ein —— Eyulbefuch dadurch verhindert wird. 

13. Die Tantiemelöhnung wird ein Sporn jein zu größerer Pflichttreue des Arbeiterd, Die 
vorfichtige Befolgung dieſes Lohnſyſtems fichert dem Arbeiter einen mit der jteigenden Produk— 
tioität der nationalen Arbeit mitfteigenden Kohn. — Während eine direkte Yohnzulage augenblid: 
li vielen Arbeitgebern faft unerihwinglicd wird, ift Dies bei der Tantidmelöhnung nicht der Fall; 
denn bie Ausgabe für ben Tantieme-Anteil der Arbeiter fteigt nur mit dem jteigenden Gutsertrage. 
Der immer entichiedender auftretenden Forderung der Socialiften, daß der „volle Arbeitsertrag” 


36) Bgl.meinme bereits citierte Schrift „Die Berliner Konferenz ländlicher Arbeitgeber“, S. 88 —88. 
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dem Arbeiter gebühre, widerjteht man am ficherften, wenn man durd Einführung der Tantieme: 
löhnung unter Zugrundelegung guter Nedinungsführung die Arbeiter an das Intereſſe der Ar: 
beitgeber feſſelt. — Der feite Lohn muß fo bemejjen werden, daß er für den notwendigen Lebens— 
unterhalt der Arbeiterfamilie mindeitens ausreicht und von dem in der Gegend üblichen fich nicht 
entfernt, fo daß der Tantiemeanteil von den Arbeitern geivart werben kann. Dadurd wird es 
möglich, daß der Arbeiter die Mittel zur Erwerbung von Grundeigentum gewinnt. 

14. Obwohl die allgemeine Einführung der Altordarbeit ald Grundlage der nationalen Pro— 
duftion eine durchichnittliche Verbeſſerung des Einkommens der Arbeiter nicht notwendig zur Folge 
hat, io hat die Atkordarbeit dennoch den beionderen Vorzug, dab der fleißigere und geſchicktere 
Arbeiter einen erhöhten Lohn für vermehrte Arbeitsleiftung gewinnt, 

15. Daß die Löhnung teils aus barem Gelde, teils aus Naturalien beftehe, iſt für alle länd— 
lihen Arbeiter wünſchenswert. 

16. Die Berfammlung fpricht ihre Ueberzeugung dahin aus, daß zur Hebung der wirtichaftlichen 
Zage der ländlichen Arbeiter noch folgendes als bejonders wünſchenswert ericheine: 

a. die Bildung von Konjumvereinen, um den Bezug derjenigen notwendigen Lebensbedürfniſſe, 
welche die Arbeiter nicht jelbjt erzeugen oder von bem Arbeitgeber faufen können, leichter und wohl: 
feiler zu maden; 

b, die Einriditung von auf Gegenfeitigfeit beruhenden Verficherungsvereinen gegen iehiterben ; 

e. der Beitritt der Arbeiter zu einer der bereitö beitehenden Verficherungsgeiellichaften gegen 
Feuerſchaden; 

d. die Gründung von Kranken-, Sterbe- und Altersverſorgungskaſſen; 

e, die Gründung von Sparkaſſen. 

17. (Spricht die Notwendigkeit aus, daß die Landgeiftlichen mehr wie bisher den ländlichen Ar: 
beitern mit treuer Seeljorge und mit praftiicheın Beirat aud) in Bezug auf die realen Verhältniſſe 
des Lebens zur Seite ftehen müſſen.) 

18, (Enthält eine Befürwortung der vom Kongreß deuticher Landwirte damals unternommenen 
Enquete über die Lage der ländlichen Arbeiter.) 

19, Die — beſchließt, an das kgl. preußiſche und die beiden großherzoglich mecklen— 
burgiſchen Miniſterien die Bitte zu richten, dieſelben mögen die geeigneten Schritte thun, welche 
den ländlichen Arbeitern die Erwerbung eines kleinen Grundeigentums ermöglichen und thunlichſt 
erleichtern. Zu den Motiven zu dieſem Beſchluß heißt es u. a.: „Der immer lauter werdenden 
focialiftifchen Forderung nach einem SKollektiveigentum an Grund und Boden widerfteht man am 
ſicherſten durch die Vermehrung der Zahl grundbefigender ländlicher Arbeiter und fonjtiger Feiner 
ländliher Grundbeſitzer.“ 

20, (Enthält den Beichluß, an den Neichsfanzler die Bitte um Errichtung eines Arbeit3amts 
mit den erforderlichen Interämtern für das deutiche Reich gelangen zu laffen.ı 

Obige Süße verdienen nodı heute fait die gleiche Beachtung wie in der Zeit, da fie aufgeftellt 
wurden; denn zur Erfüllung der darin ausgeiprocdenen Wüniche und Forderungen, die ſämtlich 
als durchaus berechtigt anzuerkennen find, ift bis jegt noch jehr wenig geichehen. 


5 37. Als ein wejentlicher Fortihritt auf dem Wege zu einer befriedigenden Geftaltung 
der ländlichen Arbeiterverhältniffe muß das deutſche Reichsgeſetz vom 5. Mai 1886 
betreffend die Unfall: und Krantenverjiherung der in land» und forftwirtichaft- 
lihen Betrieben beichäftigten Perionen angejehen werden. Nach $ 1 desjelben müfjen alle 
in jenen Betrieben bejchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamte, leßtere jojern ihr Jahresar- 
beitöverdienjt an Lohn oder Gehalt 2000 Mark nicht überjteigt, gegen die Folgen der bei 
dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle verfichert werden. Die jährliche den von Unfall 
betroffenen Perſonen zu zahlende Nente beträgt bei völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer 
derjelben 66% % des Arbeitsverdienjtes; bei teilweijer Erwerbsunfähigkeit wird die Rente 
nad) dem Maße der verbliebenen Ermwerbsfähigfeit in jedem einzelnen Falle bemefjen ($ 6 
des Geſ.). Träger der Verfiherung find die Betriebsunternehmer, welche zu örtlich abge: 
zweigten Berufsgenofjenichaften zufammentreten, die dann durch jährliche Umlagen auf ihre 
Mitglieder die Mittel zur Dedung der Entihädigungsbeträge aufzubringen haben ($ 13 ff.). 
Bei der Abgrenzung der Berufsgenofjenichaften, deren Organifation und Verwaltung ift den 
Gejeßgebungen der einzelnen deutjchen Yandesregierungen ein großer Spielraum gelafjen. 
(8 110 ff)). 


37) Die von den einzelnen deutichen Landes- ßiſche Monarchie hierüber ergangenen Vorſchriften 
regierungen diejerhalb erlaffenen Beitimmungen nebſt Erläuterungen fiehe bei E. von Wödtke, 
finden fich bei Juſt, Die Unfallverfiherung der Untallverfiherung der in land» und forftwirtichaft- 
ın land» und forjtwirtichaftlichen Betrieben be- lichen Betrieben beichäftigten Berjonen in Preußen. 
ihäftigien Perjonen ꝛc. 1888. Die für die preu- 1888. 
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Die 88 133 ff. des Geſetzes vom 5. Mai 1886 beichäftigen fidh mit der Krankenver— 
jiherung der land» und forftwirtichaftlichen Arbeiter und weijen den Landesgejeßgebungen 
die Befugniſſe zu, diefe Arbeiter dem bereit? am 15. Juni 1883 erlafjenen Krankenkaſſen— 
geieg, welcher nur auf gewerbliche Arbeiter Anwendung fand, gleichfalld zu unterwerfen. 
Dabei ninımt das Geſetz auf die in der Landwirtſchaft noch vielfach und in ausgedehnter 
Weiſe ftattfindende Naturallöhnung der Arbeiter Rüdficht und bejtimmt, daß, wenn die Natu: 
rallöhnung auch während der Krankheitsdauer fortgeleiftet wird, jomohl eine Ermäßigung 
des Verficherungsbeitrages jtattfinden wie auch das Krankengeld in Wegfall kommen joll 
($137). Die meiften deutichen Staaten haben von der ihnen beigelegten Befugnis, das Kranken— 
laſſengeſetz auch auf land: und forjtwirtichaftliche Arbeiter anzuwenden, Gebraud, gemacht 
(vgl. hierüber das Anm. 37 angeführte Buch von Juſt). 

Das Gejeg vom 22, Juni 1889 betreffend die Invaliditäts- und Altersver— 
jiherung gemwährleijtet allen Arbeitern, aljo auch den landwirtichaftlihen im alle, 
da fie das 70. Lebensjahr vollendet haben oder vorher erwerbsunfähig werden, eine nad) 
Mafgabe des durchichnittlichen Jahresverdienjtes bemeſſene Rente ($9). Die Verficherungs- 
beiträge werden vom Reid), von den Arbeitgebern und von den Berficherten gemeinjchaftlich 
aufgebracht (8 19). Das Geſetz trat in feinem vollen Umfange am 1. Januar 1891 in Kraft 
(Kaiſerl B. vom 25. Nov. 1890). Näheres über diefe Verficherung im Hdb. Band II Abh. XXII. 

Die Wirkung jowohl der Kranten- wie der Unfallverfiherung auf die ländlichen Arbeiter: 
verhältnifje wird ziemlich allgemein als eine günftige angejehen, während die Anfichten über 
die Zweckmäßigkeit der Alters: und Invalidenverficherung noch jehr geteilt find. Bor allem 
wird über die großen mit der Marfenklebung verbundenen Schwierigkeiten und Beitverlufte ge: 
Hagt, die allerdings bei der Landwirtichaft fich viel ftärfer als in der Induſtrie fühlbar 
machen. Dagegen ift hervorzubeben, daß die wirtichaftlichen und jocialen Wirkungen der Alters: 
und Invaliden-Verficherung ſich naturgemäß erft nach einer längeren Reihe von Jahren 
zeigen können, über fie daher auch in der Gegenwart noch nicht geurteilt werden kann ®*). 
— Die finanziellen Opfer, welche jene drei Verſicherungen den Arbeitgebern auferlegen, jind 
jehr erheblich; im Durchſchnitt erreichen fie zufammen mindejtens den Betrag der preußijchen 
Örundjteuer ). 

$ 38. Bu den für den landwirtichaftlichen Betrieb nötigen Arbeitskräften zählen im weiteren 
Sinne aud die landwirtjihaftlihden Beamten d.h. diejenigen Berjonen, welche von 
dem Unternehmer mit der Beauffichtigung oder Leitung der ganzen Wirtjchaft oder einzelner 
Zeile derjelben betraut find. Vielfach werden zu diefen Funktionen ehemalige Arbeiter be- 
nugt, welche fich durch bejondere Tüchtigkeit vor ihren Genoſſen hervorgethan haben; die Namen, 
mit welchen dieje Berjonen bezeichnet werden, find in den einzelnen Gegenden jehr verjchieden, 
richten ſich auch Häufig mach der Art der Thätigfeit derjelben; beiſpielsweiſe mögen folgende 
genannt werden: Oberknecht, Oberjchaffner, Vogt, Kämmerer, Meier, Baumeijter 2c. Ihre 
wirtichaftliche und jociale Yage entjpricht im allgemeinen der des verheirateten Gefindes oder 
der Deputatiften; fie erhalten einen fejten baren Kohn und gewifje Naturalemolumente, die 
aber beide mehr oder minder erheblich höher find, als die betreffenden Bezüge der Depu— 
tatijten. Früher bedienten fich die meiften landwirtichaftlichen Unternehmer ausſchließlich 
jolher aus dem Arbeiterftande hervorgegangener Perſonen zur Hilfe bei Beauffichtigung und 
Leitung der Wirtjchaft. Auch heutzutage kommt dies im Deutjchland noch öfters vor, be: 
ſonders auf mittelgroßen Gütern; in den ruffiichen Dftfeeprovinzen bildet es felbjt auf den 
großen Gütern noch immer die Regel. 

Die Bahl der eigentlichen Iandwirtichaftlichen Beamten war bis zu Anfang dieſes Jahr— 


38) Bericht: über die Berhandlungen der 22. 39) vonder Golg, Die agrariichen Auf- 
Berfammluna des Deutichen Landwirtichaftsrates gaben der Gegenwart. S. 80. In fehr intenfiv 
vom 5.—8. März 1804. ©. 343 ff. betriebenen Wirtichaften ift der Betrag noch höher. 


48 XIV. v.d. Golg, Landwirtſchaft. I. Teil. 


hundert3 eine jehr geringe ; fie fanden ſich bloß auf ausgedehnten Befigungen oder auf jolchen 
Gütern, deren Eigentümer nicht auf denjelben wohnten. Erſt ald man anfing, nach beftimmten 
rationellen Grundſätzen zu wirtjchaften, und als der Wirtjchaftsbetrieb durch die beſſere Be- 
arbeitung und Düngung des Aders, durch eine zweckmäßigere Pflege und Fütterung der 
Tiere und durch vermehrte Anwendung von Maſchinen fomplizierter und ſchwieriger wurde, 
trat/an die Großgrundbefiger allgemeiner die Notwendigkeit heran, fich zur Dilfeleiftung bei 
Führung der Wirtichaft gebildeter, nicht au& den Arbeitern hervorgegangener PBerjonen zu 
bedienen. Das Bedürfnis nad) joldhen wuchs und wächſt noch immer in dem gleichen Maße, 
als der Fortichritt des landwirtichaftlichen Betriebes die Anwendung erhöhter Jntelligenz 
für feine Beauffihtigung und Leitung nötig macht. 

Die landwirtichaftlihen Beamten zerfallen in zwei Hauptgruppen: 1) in folde, welde 
unter der Oberleitung des Unternehmers ihre Funktionen auszuüben haben (llnterbeamte); 2) in 
ſolche, welche im Auftrag des Unternehmers einen landwirtihaftlichen Betrieb ſelbſtändig leiten 
(Oberbeamte). Erftere heißen gewöhnlich Infpeftoren oder Verwalter, legtere Ober: nipektoren 
oder Ober:Verwalter, auf fehr großen Gütern auch Adminiitratoren oder Wirtihafts- Direktoren. 

Bei weitem die größere Mehrzahl der landwirtichaftlichen Beamten find Unterbeamte, Sie 
befinden fich in jüngeren Jahren und betrachten ihre Stellung nur ala Durdigangspoften; ihr Ziel 
ift, jpäter ein Gut zu faufen oder zu padıten oder auch, wiewohl feltener, Oberbeamte zu werden. 
Sie find nur ausnahmsweiſe verheiratet; ihr Gehalt würde auch nicht ausreichen, eine Familie 
E ernähren, Die Elemente, aus denen ſich die Klaſſe der landwirtſchaftlichen Beamten zujammen: 
egt, find jehr mannigfaltig. Früher war es vielfad, Sitte und er Teil befteht diefelbe noch 
immer, dab Söhne aus angejehenen Familien, welche wegen mangelhafter Begabung, wegen Träg— 
heit oder wegen unpalienden Lebenswandels fich zu feinem anderen Beruf zu eignen jchtenen oder 
darin bereit3 Schiffbruch gelitten hatten, für die Yandwirtichaft beftimmt wurden und nad durch— 
gemachter Lehrzeit in die Klaſſe der landwirtichaftlihen Beamten eintraten. Daneben giebt es eine 
zweite Kategorie landwirtichaftliher Beamten, welche von Haufe aus ftrebjam, aber mit mangel- 
hafter Schulbildung ansgerüftet, aus einer untergeordneten Geſellſchaftsklaſſe fich zu ihrer der: 
maligen Stellung emporgearbeitet haben. Won vielen Gutsbefigern werden ſolche Perſonen mit 
bejonderer Vorliebe ald Beamte angeitellt, weil fie den kleinen praftiihen Dienit gewöhnlid am 
beiten verftehen, vor feiner Arbeit zurüdichreden und überhaupt die geringiten Uniprüche machen. 
Endlich findet fich noch eine dritte tategorie landwirtichaftlidher Beamten, welche aus den höheren 
Geſellſchaftsklaſſen hervorgegangen und mit gründlicer Bildung ausgerüftet, nach vollendeter Lehr— 
und Studienzeit eine Stelle ala Beamte annehmen, in der ficheren Erwartung, fpäter als jelbit- 
ftändige landwirtichaftliche Internehmer auftreten zu können. Es muß als ein großer Fortichritt 
bezeichnet werden, daß heutzutage eine erhebliche Quote auch der wohlhabenden jungen Yeute, welche 
bie Lanbwirtichaft ala Yebensberuf ergriffen haben, es für nötig erachtet, eine Zeit lang die Stel: 
lung als Beamter zu befleiden. Dadurch wird nicht nur der ganze Staud der landwirtichaftlichen 
Beamten jehr gehoben, fondern es gewinnt auch die Leiitungsfühigfeit der jelbitändigen Landwirte. 
Diejenigen landwirtichaftlicen Unternehmer, welche früher einmal als Beamte fungiert haben, ver: 
jtehen ihren Beruf durchſchnittlich beſſer al& ſolche, welche diefe Schule haben entbehren müſſen. 

Unter den landwirtichaftlihen Beamten ſelbſt herricht bis jet nur ein geringer äußerer wie 
innerer Zuſammenhang; ebenfo fehlt es an feiten, allgemein als giltig anerfannten Grundſätzen 
bezüglich der Ausbildung, Beihäftigung und perjönlichen reg berielben. Dieſe unleug- 
baren llebelftände haben verſchiedene Urſachen. Der landwirtichaftliche Beamtenſtand als befondere 
Geſellſchaftsklaſſe it erit ein Produkt der Neuzeit; die Elemente, aus denen fich derſelbe zuſammen— 
jegt, find fehr verichieden; die einzelnen landwirticdaftlihen Beamten leben meiſt ifoliert, der Ber: 
fehr mit den Berufsgenofien iſt ein dürftiger und ein engeres Zuſammenſchließen um jo weniger 
möglich, als die meiſten höchitens einige Jahre auf derielben Stelle bleiben. Hiedburd wird Die 
Entwidlung eines Korporationsgeiites jehr erſchwert und verlangjamt. Die Bildung eines ſolchen 
ift aber dringend wünfchenswert. Nur vermittelft deſſen wird es möglich, die den Stand der landwirt— 
ichaftlihen Beamten jhädigenden Elemente auszuicheiden oder doch deren nadhteiligen Einfluß in bejei: 
tigen, dagegen berechtigten Anfprüchen und Bedürfniffen der tüchtigen Beamten Geltung zu verichaffen. 

In den legten Jahrzehnten find in der gedadıten Richtung manche Verſuche gemacht worden, 
weld;e auch einen erfreulihen, wenngleich der Natur der Sache nad langjamen Erfolg gehabt 
haben. In Deutichland beitehen verjhiedene Vereine von Zandwirtichaftsbeamten, zu 
deren Mitgliedern ebenfo wohl landwirtichaftlide Unternehmer wie Beamte gehören. Der Zwed 
derjelben ift: den Beamten geeignete Stellen, den Unternehmern geeignete Beamte zu verſchaffen, 
ftellenlofe Beamte zeitweife zu unterftügen, für bienftunfähig gewordene Beamte bezw. für die 
Hinterbliebenen von Beamten zu forgen 21. Die Erfüllung dieſer Aufgaben bedingt es, daß eine 
gewiſſe Kontrolle über die Beamten geübt wird und zwar nicht nur von den Prinzipalen, fondern 
auch von den eigenen Berufsgenoſſen jelbit. 

Von den älteren Vereinen diefer Art find die bedeutendften der Schleſiſche Verein zur 
Unterftügung von Landwirtſchafts-Beamten in Breslau und ber unter dem 
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Proteltorat des deutihen Kaifers ftehende „Berliner Berein deutſcher Landwirt: 
ihaftsbeamten“. Griterer wurde im Jahre 1861 gegründet; er zählte Ende 1893 im ganzen 
222 Ehrenmitglieder und 619 wirkliche oder außerordentliche Mitglieder; fein Vermögen betrug 
damals 754601,09 Mark, Der lettere wurde im Jahre 1865 gegründet ; zu Ende des Jahres 
1894 belief ſich die Zahl feiner wirklihen Mitglieder auf 846, feiner Ehrenmitglieder auf 170 
und die Summe feines Vermögens auf 232111,04 Marl, — Im Jahre 1891 hat ſich ein neuer 
Berein von Landwirtichaftsbeamten gebildet, der infofern auf einer anderen Grundlage wie die 
älteren ruht, als er lediglih aus der Selbithilfe ber Beamten hervorgegangen ift. Er nennt ſich 
Deutiher Anipeltorenverein, bat in Berlin feinen Sig und in der Deutfchen Inſpek— 
toren= Zeitung jein befonderes Organ. Seine erften Sagungen find vom 5. Juni 1892, die revi- 
dierten vom 24. März 1895, Soweit fchon jegt ein Urteil möglich ift, läßt fi annehmen, daß 
diefer Verein eine nügliche Wirkſamkeit entfaltet *). 


3, Das Kapital*), 


$ 39. Kapital nennen wir jeden zur weiteren Produktion aufbewahrten Vorrat von 
Gütern. Zum landwirtichaftlichen Kapital gehören unbejtritten Zug: und Nutzvieh, Majchinen, 
Geräte und Werkzeuge, Futtervorräte, Geld zum Betriebe der Wirtichaft 2c. Dieje Dinge 
find zur landwirtichaftlichen Produktion durchaus notwendig und zwar in einem um jo höheren 
Grade, je mehr die fteigende Bevölkerung und der jteigende allgemeine Wohlſtand eine ver- 
mehrte Erzeugung der notwendigjten menschlichen Yebensbedürfnifje erforderlich und zugleich 
rentabel macht. Auf höheren Kulturftufen hat daher auch in der Landwirtichaft das Kapital 
eine viel größere Bedeutung und im Verhältnis zum Grund und Boden einen höheren Ge: 
ſamtwert als auf niederen Kulturſtufen. 

Der Grund und Boden ſelbſt iſt nicht zum Kapital zu rechnen; derſelbe ſtellt vielmehr 
eine beſondere produktive Kraft dar, welche ſich aus ganz anderen Quellen nährt und ganz 
anders wirkt wie die produktive Kraft des Kapitals. Allerdings gehört zur Erwerbung von 
Grund und Boden in jedem Lande, in welchem derſelbe bereits ſämtlich in das Eigentum 
irgend Jemandes übergegangen iſt, mehr oder weniger Kapital. Auch wird bei der land— 
wirtſchaftlichen Produltion in Form von Saatgut, Dünger, Ent- und Bewäſſerungsanlagen 
oder ſonſtigen Meliorationen Kapital dem Boden einverleibt und letzteres bildet dann einen 
integrierenden Beſtandteil des Bodens ſelbſt. In wie weit die Fruchtbarkeit des Bodens 
durch die urſprüngliche produktive Kraft desſelben oder durch das hineingeſteckte Kapital be— 
dingt iſt, kann man gar nicht mehr feſtſtellen. Will man den Boden mit dem Ausdruck „Grund— 
fapital“ belegen, jo muß man dabei feſthalten, daß bier das Wort „Kapital“ eine etwas 
andere Bedeutung hat als diejenige, welche man gewöhnlich damit verbindet. Kapital be: 
zeichnet alddann den Vorrat von produftiven Kräften, welcher im Boden fich vorfindet. Diefer 
unterjcheidet fi von dem Kapital im engeren und eigentlichen Sinne des Wortes wejentlich 
dadurch, daß er immer nur einer allmählichen und teilweijen Ausnugung unterliegt und 
niemals vollftändig verbraucht werden kann; die produktive Kraft des Bodens ift, wenn aud) 
der Veränderung unterliegend, jo doch ungzerftörbar. 

Die dem Boden einverleibten Kapitalien Lafjen fich von demſelben nicht mehr trennen, weder 
thatfächlich noch ihrer Wirkung nad. Man kann beiſpielsweiſe den in den Boden gebrachten 
Dünger oder Samen weder materiell von demjelben wieder loslöfen noch fann man be 
ſtimmen, welcher Zeil des Ertrages dem Dünger oder dem Saatgut zuzufchreiben ift. Des- 
halb jcheint es am richtigiten, alle auf den Boden gemachten Kapitalsaufwendungen, jobald 
diejelben geichehen find, nicht mehr ald Kapital, jondern ald integrierende Beſtandteile des 
Bodens ſelbſt zu betrachten **), 


40) No. 21 d. Deutſchen Inipectoren- Ztg.f.1895. | Kapital gerechnet. So auch von Roſſcher, ber 
41) Ueber die vollswirtichaftliche aber gleichzeitig zugibt, dab die Meliorationen 
des Kapitals im Allgemeinen vgl. Hdb. Bd. I. | fid oft dermaßen mit dem Boden vermilchen, 
Abt. V. 88 14 fi. daß fie felbftändig faum mehr von demielben zu 
42) In ber Nationalöfonomie werden aller: | untericheiden find. S. 1. 14. Aufl. (S. 87); ol. 
dings die Bodenmeliorationen gewöhnlich zum |aud Hdb. Band I, Abb. V. $ 15 und Abh. XI. 
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Bum landwirtihaftliden Kapital find aljo nur diejenigen Betriebserfordernifie 
zu rechnen, welche nicht mit dem Boden untrennbar verbunden find. Nach diejer Auffafjung 
fann ein Zweifel darüber, was zum landwirtichaftlichen Kapital gehört, nur noch bezüglich 
der Gebäude obwalten. Im ftrengen Sinne des Wortes find diejelben allerdings dem 
Kapital und nicht dem Grund und Boden zuzuzählen, da in ihnen ein angefammelter Vorrat 
von wirtichaftlihen Gütern verkörpert ift, welcher auch feine ungerjtörbare produktive Kraft 
befitt, welcher vielmehr einer allmählichen Abnugung bis zur völligen Berftörung jeiner pro- 
duktiven Eigenjchaft unterliegt. Auf der anderen Seite find die Gebäude gewiſſermaßen un: 
trennbar mit dem Boden verbunden, ebenjo wie legterer werden fie zu den Jmmobilien 
gerechnet und als ſolche hypothekariſch belieben; bei Verkauf oder Verpachtung eines Land- 
gutes werden die Gebäude ſtets mitverfauft oder mitverpachtet, während das mobile Kapital 
gewöhnlich nur teilweije mitverfauft, in der Regel gar nicht mitverpachtet wird. Wenn man 
den Geldwert eines Landgutes in bejtinimten Zahlen ausdrüdt, verfteht man darunter dejjen 
Wert einjchlieglich der notwendigen Wirtichaftsgebäude, deren Exiſtenz jtillichweigend vor- 
audgejegt wird. Aus allem diefem ergibt ſich, daß die Gebäude, obwohl fie theoretijch be: 
trachtet zum Kapital gehören, doc) jehr viele Aehnlichkeit mit dem Boden haben; es ijt aus 
biejen und aus anderen Gründen daher wohl gerechtfertigt, wenn man für gemifje Feititel- 
lungen, namentlich bezüglich des Ertrages der landwirtichaftlihen Produktion, den Boden 
und die darauf befindlichen Gebäude als ein gemeinjchaftliches Ganzes betrachtet. 

Das auf die Errihtung von Gebäuden zu verwendende Kapital ift im Verhältnis zu dem 
Wert des Grund und Bodens jehr verichieden. Ein erhebliher Umfang desjelben mwird be- 
dingt namentlich durch ungünftige klimatiſche Verhältniſſe, welche einen jorgfältigen Schuß 
der Menjchen und Tiere gegen die Winterfälte und Stürme notwendig machen ; die Benugung 
de? Bodens zum Ackerbau erfordert mehr Gebäude als die Benußung zur Wieje oder Weide. 
BWirtichaften, deren menschliche Arbeitskräfte teilweije oder vorzugsmeije aus Gutstagelöhnern 
bejtehen, haben behufs Beſchaffung der erforderlichen Arbeiterwohnungen ein größeres Ge- 
bäudefapital nötig als ſolche Wirtichaften, welche lediglich oder vorzugsweife freie Tagelöhner 
bejchäftigen. Bon dem Wert ded Grund und Bodens, fowie der Gebäude zufammenge: 
nommen, macht in der deutjchen Yandwirtichaft dad Gebäudekapital allein im Durd)- 
ichnitt "/«—"/s, unter ungünftigen VBerhältniffen jogar bis */s aus. An Neparaturkoften find 
durchichnittlich bei maffiven Gebäuden "«—'/z %s, bei nicht maffiven I—1Y/2 °/, des Neubau: 
wertes jährlidy zu rechnen; die jährlichen Amortijationskoften belaufen fich bei majjiven Ge: 
bäuden im Durchſchnitt auf /,—?/s °/, des Neubauwertes, bei nicht majfiven auf L—1”/s u #°), 

Man teilt das landwirtichaftliche Kapital in ftehendes und umlaufendes; erjteres 
nennt man auch Unlage:, legteres Betrieb3fapital*) Bu dem Anlagefapital 
gehören, außer den bereits bejprochenen Gebäuden: 1) die Majchinen und Geräte oder das 
tote Inventar, 2) das Zug: und Nutzvieh oder das lebende Inventar. Das Betriebs: 
fapital beiteht aus den zur laufenden Wirtichaftsführung notwendigen Vorräten an Brot: 
getreide, Futtermitteln, Brennmaterial, barem Geld zc. Manche rechnen aud das Maftvieh 
zum Betriebsfapital, wofür ſich ja einzelne Gründe anführen lafjen ; indefjen fcheint es richtiger 
zu jein, das Maftvieh ebenjo wie das jonftige Nutzvieh dem Anlagefapital zuzuzählen. 

$ 40. Während man früher in der Landwirtichaft nur jehr weniger und einfacher Werk: 
zeuge ſich bediente, hat man feit dem Beginn diejes Jahrhunderts in immer fteigendem Maße 
jeine Aufmerkjamfeit der Erfindung und Anwendung neuer und volltommenerer Geräte 
und Maſchinen zugemwendet. Es wurde dies nötig und lohnend zugleich infolge der auf 


43) C. von Seelhorft, Die Belaftung der jämtliche für ben landwirtichaftlichen Betrieb not« 
Grundrente durch dad Gebäudelapital. 1892, wendigen Kapitalien umfaßt und dann der obigen 

44) Dad Wort „Betriebstapital” wird auch Einteilung gemäß in ftehendes und umlaufendes 
häufig in dem weiteren Sinne gebraucht, daß es Berriebsfapital zerfällt. 


Das tote Inventar (Maſchinen und Geräte). $ 40, s1 


dem Gebiete des Aderbaus, der BViehhaltung und der techniichen Nebengewerbe gemachten 
Fortichritte, 

Die Zwecke, welche man durch Mafchinen oder Werkzeuge erreichen will, find jehr manig- 
faltige: Erjparung von menschlicher oder auch tieriicher Arbeitskraft; ferner jchnellere oder 
volllommenere oder wohlfeilere Ausführung der Arbeit. Mit einzelnen Majchinen wird 
bloß einer oder zwei diefer Zwecke erlangt, während diejelben in Bezug auf die übrigen 
Zwede hinter der Handarbeit oder hinter jonjt weniger volltommenen Majchinen zurüditehen. 
So arbeitet z. B. die Drilljäemajchine zwar vollfommener, aber teuerer und langſamer als 
die Breitjäemaichine; der Plug gewährt nicht jo gute, aber weit weniger koſtſpielige Leiftungen 
wie der Spaten ꝛc. Diejenigen Majchinen find bejonders zwedmäßig, welche alle Vorzüge, 
die mit der Anwendung von volltommeneren Werkzeugen überhaupt verbunden jein können, 
in fih vereinigen. Hierzu gehört 3.8. die Dreſchmaſchine gegenüber dem Drejchflegel; bei 
jener jpart man an Menjchenträften überhaupt und das Dreichen wird jchneller, vollfom: 
mener und wohlfeiler ausgeführt. Die aus der Arbeit von Majchinen erwachſenden Kojten 
hängen allerdings jehr von der Häufigkeit ihrer Verwendung ab. Je öfter letztere im Laufe 
eines Jahres jtattfindet, dejto wohlfeiler wird die Majchinenarbeit. Denn die für das Ma: 
ihinenfapital aufzubringenden Zinſen bleiben gleidy body, mag die Majchine einen Tag 
oder hundert Tage während des Yahres in Thätigkeit fich befinden. Auch die Abnutzung 
einer Maſchine Hält nicht gleichen Schritt mit der Häufigkeit ihres Gebrauches, da auch un- 
thätig ftehende Geräte dur den Einfluß der Luft, Feuchtigkeit 2c. einer allmählichen Ab- 
nugung unterliegen. Ein Pflug, welcher an 30 Tagen im Jahre zur Anwendung kommt, 
hält nicht doppelt jo lange vor als ein Pflug, welcher an 60 Tagen im Jahre gebraucht wird. 
Aus den erwähnten Gründen fünnen Kleine Gutsbeſitzer viele Majchinen zwedmäßiger Weiſe 
nicht benugen, deren Verwendung für den großen Gutsbefiger jehr gewinnbringend ift; für 
jene liegt hierin ein unleugbarer Nachteil, welcher zwar durch genojjenjchaftliche oder leih— 
weile Benußung von Maichinen einigermafjen ausgeglichen, niemals aber volljtändig be- 
feitigt werden kann. 

Da der Bedarf der Landwirtichaft an Arbeitskraft im Sommer bedeutend ausgedehnter 
als im Winter ift, jo haben für den Landwirt diejenigen Majchinen den größten Wert, 
welche ihm während des Sommers menjchliche Arbeitöfräfte erjparen. Die Anwendung 
jolher Diajchinen liegt zugleich) im bejonderen Intereſſe der Arbeiter, da jedes Mittel, 
welches einem Ausgleich bezüglich des Bedarfs an Arbeitäfräften während der verjchiedenen 
Jahreszeiten näher führt, auch eine größerere Stetigfeit in dem Einkommen des Arbeiters 
bedingt. Die meiften menjchlichen Arbeitskräfte erfordert die Landwirtichaft zur Bearbei- 
tung der in Reihen gebauten Gewächſe jowie für die Ernte, Majchinen, welche dieſe Ver: 
richtungen erleichtern oder bejchleunigen, find daher diejenigen landwirtichaftlichen Geräte, 
welche in wirtichaftliher wie in jocialer Beziehung die günftigfte Wirkung ausüben. 

Der Umfang des in der Landwirtichaft erforderlichen Gerätekapitals hängt hauptſäch— 
lich von der Ausdehnung des Aderareald ab; denn der bei weitem größte und koftipieligite 
Teil der landwirtſchaftlichen Geräte dient zur Bearbeitung des Aders, zum Säen, Pflan— 
zen, Ernten der Kulturgewächſe, zur weiteren Verarbeitung und Fortihaffung der erzielten 
Aderbau-Brodufte. Deshalb ift es ganz gerechtfertigt, den Bedarf an Gerätelapital nad) 
dem Aderareal zu bemejjen. Man kann annehmen, daß in der deutichen Landwirtſchaft im 
Durhichnitt pro Hektar Aderland ein Gerätelapital von 75—90 Mark notwendig ift; bei 
ertenfiverem Betrieb des Aderbaus vermindert ich dasjelbe auf 60—65 Mar, bei jehr 
intenfivem erhöht es fih auf 100-115 Marf pro Hektar. Dieſe Zahlen haben indefjen 
immer nur eine relative Gültigfeit, da die verjchiedenften, zum Teil entgegengeiegten Ver— 
hältnifje eine Vergrößerung oder Verkleinerung des Gerätefapitals bedingen können. Se 
dünner die Bevölkerung ift, je weniger Menjchenhände aljo zur Verfügung ftehen; je höher 
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ferner die Arbeitslöhne und je ausgedehnter die einzelnen Gutskomplexe find; je ungünftiger 
endlich das Klima, d.h. je fürzer die Zeit für die Feldarbeit bemeſſen ijt; deſto mehr Ge— 
räte und Mafchinen werden erfordert. In der gleichen Richtung wirkt ein jehr intenfiver 
Betrieb des Aderbaus, d. h. eine umfafjende Kultur ſolcher Gewächſe, welche eine ftarfe 
Düngung, fowie eine häufige und tiefe Bearbeitung des Bodens notwendig machen, wäh— 
rend bei ertenfivem Betrieb, namentlich bei zeitweifer Niederlegung des Aders zur Weide, 
eine erhebliche Erjparnis an Majchinentapital eintreten kann. Zuweilen verhindert auch der 
Mangel an Kapital die Anjchaffung der fonjt wünjchenswerten Geräte. Letzteres ift z. B. 
in Rußland der Fall, wo die dünne Bevölkerung und die große Ausdehnung der Guts- 
komplexe eigentlich eine umfafjende Anwendung von landwirtichaftlichen Majchinen nötig 
macht; in Nordamerifa dagegen, wo die gleichen Umftände vorhanden find, außerdem aber 
großer Kapitalbefig vorhanden ift, verfügt die Landwirtichaft zu ihrem Vorteil über ein 
jehr ausgedehntes Majchinenkapital. 


Bei der Induftrie übt die Anwendung von Maſchinen zumeilen eine ungünftige Wirkung 
auf die Arbeiter dadurd aus, dab die körperliche und geiftige Kraft der legteren zu einfeitig 
ausgebildet und in Anjpruch genommen wird. Diefer Nachteil fallt bei der Sandwirtichaft fort. 
Denn fait ſämtliche Iandwirtichaftliche Geräte und Mafchinen werden bloß vorübergehend benust, 
je nachdem es der mit dem Wechſel der erg verbundene Wechiel der landwirtichaftlichen 
Verrihtungen mit fich bringt. Bei dem Aderbau löfen ſich Pflug, Egge, Walze, Säemaſchine, Had: 
majchine, Senje oder Mähmaſchine, Erntewagen und Dreihmajchine nadı einander ab. Der ein: 
zelne Arbeiter ift bei dem gleichen Werkzeug immer nur Tage, höchſtens Wochen lang hinterein- 
ander beſchäftigt; auch finden die meiften Arbeiten im Freien ftatt. Es kann daher in der Land— 
wirtſchaft von einer ungünftigen Wirkung der Maſchinen auf das leibliche oder geiftige Wohl- 
befinden der Arbeiter nicht die Nede fein (1. $ 38). 


$ 41. Wie man Maſchinen und Geräte ald das tote Inventar bezeichnet, jo begreift 
man dad Zug- und Nutzvieh unter dem Ausdrud „lebendes Inventar“. 

Zum Ziehen benupt man vorzugsweile Pferde und Ochſen (verjchnittenes männliches 
Rindvieh); in einzelnen Gegenden werben auch Kühe im umfafjendem Maße hiezu ver- 
wendet; weit feltener ift der Gebrauch von Bullen, Ejeln und Hunden. Bullen laſſen ſich 
ſchwer regieren und werden leicht bösartig; Ejel und Hunde leiften wegen ihrer geringen 
Körperkraft nur wenig. 

Die Pferde zeichnen fi vor den Dchjen durch größere Schnelligkeit, Gejchidlichkeit 
und durch feftere, außerdem duch Eijenbejchlag leicht zu verjtärfende, Hufe aus, infolge 
deſſen fie auf fteinigen oder glatten Wegen beſſer benugt werden können; andrerſeits find 
aber die Pferde koftipieliger. Diejelben erfordern teures Futter, da fie) ohne erhebliche 
Körnerrationen nicht viel leiften; fie find leichter Pranfheiten unterworfen und wenn fie 
die Brauchbarkfeit zum Biehen eingebüßt haben ift ihr Wert verichwindend gering; wegen 
ihrer größeren Lebhaftigkeit zerreißen oder zerbrechen fie mehr Zuggeichirre und Geräte. 
Im Durchſchnitt bleibt ein Aderpferd nicht länger als 8—10 Jahre leiftungsfähig d. h. 
jeine jährliche Abnugung beziffert fi auf 10—12°/o feines urfprünglichen Wertes. 

Der Ochſe kann bei gleichem körperlichem Gewicht wie das Pferd ebenjo jchwere Laſten 
fortbewegen als das leßtere; er thut es aber langjamer. Mit Raub: oder Grünfutter oder 
Wurzelwerk fann er vollftändig und gut ernährt werden. Eine Abnugung findet bei richtiger 
Berwendung des Ochjen gar nicht ftatt. Stellt man einen Ochjen im Alter von 3 Jahren 
als Bugtier ein und benußt ihn 4—5 Jahre als folches, jo nimmt er an körperlichem Ge- 
wicht noch zu und bat ala 7—Bjähriged Tier mindeſtens den gleichen Wert wie als brei- 
jähriges. Läßt man den Zugochjen zeitweile z. B. im Winter unbenußt ftehen, fo fann man 
ihn ohne Schaden knapp füttern; füttert man ihn gut, jo macht fich der Aufwand hierfür 
durch den vermehrten Fleifch- und Fettanſatz bezahlt. Ein Pferd leidet dagegen durch längeres 
Stehenbleiben im Stall an feiner Gejundheit oder Leiftungsfähigkeit Schaden. 

Ochſen eignen ſich am beften zum jchrweren, langjamen Zug; namentlich zum Pflügen, 
ferner zu Fuhren auf kurze Entfernungen 3. B. zu jolchen auf dem Wirtjchaftshofe, auch 
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zu Dünger, Grünfutter-, Erntefuhren, falls die Entfernung der Felder oder Wiejen vom 
Wirtſchaftshofe nicht jehr bedeutend ift. Da der Bedarf der Landwirtihaft an Zugvieh im 
Sommer viel größer iſt als im Winter und da die Koſten der Fütterung der Ochien, wenn 
diefelben unbenußt im Stalle ftehen, nahezu durch den Wert der Düngerproduftion gedeckt 
werben, jo bildet die Haltung von Zugochien ein vorzügliches Mittel, um dem Landwirt 
jeder Seit die erforderlichen tierischen Arbeitskräfte ohne zu großen Aufwand zu fichern. 

Je größer die einzelnen Gutskomplexe find, je weiter die Entfernung der Felder vom 
Rirtichaftshof und des Wirtichaftshofes vom nächiten Marktort ift, je mehr die Kürze des 
Sommers eine Bejchleunigung der eldarbeiten nötig macht; defto mehr ift der Landwirt 
auf Pferdehaltung angewieſen; daneben einen Teil des Geſpannviehs aus Ochſen bejtehen 
zu laffen, wird aber immer rätlich fein. Werden Ochſen lediglich zu den für fie pafjenden 
Arbeiten verwendet, jo jtellt fich die Leiftungsfähigkeit von 4 Ochſen gleich der von 3 Pferben; 
werden fie aber zu allen Arbeiten verwendet, jo kommen 3 Ochjen auf 2 Pferde. Die Koften 
eined Pferdearbeitstages laſſen fich in Deutfchland im Durchſchnitt auf 2—2,50 Marf, die 
eined Ochjenarbeitätages auf 1,40—1,60 Mark veranjchlagen. Dabei find mittelftarke Tiere 
angenommen und der Wert des produzierten Düngers ift von den Bruttofoften in Abzug gebracht. 

Die Leiftungen der Kühe ald Zugvieh find ähnlich wie die der Dchjen, nur quantitativ 
geringer. Wird eine Kuh täglich ebenſo wie ein Zugochſe benugt, fo finkt ihre Milchergiebig- 
feit auf ein verjchwindend geringes Maß; wird fie dagegen täglich) bloß ein paar Stunden 
oder wöchentlich ein paar Tage und dann in fchonender Weife zum Ziehen verwendet, jo 
leidet ihre Milchergiebigkeit zwar etwas, aber nicht jehr ftarf *). Daher eignen fich Kühe 
ald Zugvieh für ſolche Wirtſchaften, deren Areal jo wenig umfangreich ift, daß fie nicht 
einmal den Sommer hindurch ftändig eine tierifche Zugkraft beichäftigen können. 

Die Gejamtmenge der zu haltenden Zugtiere beftimmt ſich in der Landwirtichaft zunächft 
nach dem Aderareal,. Reichen die Zugtiere für den Aderban aus, jo genügen fie unter allen 
nicht außergewöhnlichen Verhältniſſen auch für dem jonftigen Wirtichaftsbetrieb. Der Ader 
erfordert um jo mehr tierische Arbeitskräfte, je ungünftiger die klimatiſchen Berhältnifie 
d. bh. je kürzer die Zeit für die Feldarbeit, je jchtwerer der Boden und je größer die Ent: 
fernung der Grundſtücke vom Wirtichaftshof und des legteren vom Marktorte it. Alle 
diefe Umftände find dem Einfluß des einzelnen Landwirts jo gut wie ganz entzogen, er 
muß ſich denjelben anbequemen. Dagegen hat der Landwirt einen Einfluß auf den Bedarf 
an Zugtieren dur die Wahl der Fruchtfolge. Je mehr die feiner Einwirkung entrüdten 
Berhältniffe ihn zu einer umfangreichen Zugviehhaltung nötigen, defto mehr muß er durd) 
Beitellung des Aders mit folchen Gewäcjen, welche wenig Bugviehleijtungen erfordern, 
an legteren zu fparen juchen. Es geſchieht dies namentlich durch zeitweife Niederlegung des 
Aders zur Weide. 

In der deutichen Landwirtichaft kann man im Durchſchnitt auf 8—10 Heltare Aderland 
ein Zugpferd rechnen; bei leichtem Boden, jehr ertenfivem Betrieb oder bei bejonders gün- 
ftiger Mimatifcher Lage genügt ein Pferd noch für 12—15 ha, während in den umgekehrten 
Fällen jchon für 6—7 ha ein Pferd nötig fein kann. 

8 42, Ueber die verfchiedenen Arten der Nutzviehhaltung und deren Bedeutung für 
die Landwirtichaft wurde bereit3 in dem erſten Mbjchnitt ($ 8—10) gehandelt. 

Das Nutzvieh unterjcheidet fi von dem übrigen ftehenden Kapital dadurch, daß es direkt 
produktiv ift, während ſowohl das tote Inventar wie das Zugvieh zwar für die Produktion 
abjolut unentbehrlih find, aber doc; nicht unmittelbar neue Werte erzeugen; eine Aus- 
nahme hiervon macht bloß der von den Zugtieren erzeugte Dünger. Eine, das erforderliche 
Maß überfteigende Menge von totem Inventar oder von Zugvieh jtellt deshalb ein un— 


45) 0.8. Golz, Handbuch der landwirtichaftlichen Betriebslehre. S. 234 ff. 
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probuftives Kapital dar, deſſen Zinſen nuglos verloren gehen; außerdem erfordert dasſelbe 
laufende Unterhaltungstoften, welche, namentlich bei dem Zugvieh, nicht unerheblich find. 

Das Nutzvieh dagegen ift direkt produktiv; e3 erzeugt, von dem Dünger abgejehen, Fleisch, 
Milch, Wolle ꝛc. Je mehr Nutzvieh bei ſonſt gleicher Pflege und Fütterung man hält, einen 
dejto höheren Ertrag erzielt man aus demjelben. Es fragt fich hierbei nur, ob durch Die 
Erzeugnifje der Nupviehhaltung auch die aus derjelben erwachjenden Koften, namentlich das 
dargereichte Futter, genügend bezahlt wird; dies hängt aber wiederum einerjeit3 von ber 
Art und dem Werte der Futtermittel, andrerjeit3 von dem Preiſe der tierischen Produkte ab. 

Es gibt eine Reihe von Bodenerzeugnifien, welche in der Regel nur als Futter oder 
Einftreu für das Nutzvieh verwendet werden können, joweit fie nicht zur Dedung des ent: 
jprechenden Bedarfs für die Zugtiere dienen. Hierzu gehören namentlich die auf den ftän: 
digen Futterflächen (Wiejen und Weiden) gewwachienen Pflanzen, die auf dem Ader etwa 
gebauten Futterfräuter, dad Stroh der Körnerfrüchte des Aderlandes. Je mafjenhafter 
dieſe Bodenerzeugniffe zur Verfügung jtehen, dejto umfangreicher fann und muß auch die 
Nugviehhaltung fein. Wiejen und Weiden erzeugen ausſchließlich Futterpflanzen, ihr Ertrag 
kann lediglich zur Fütterung der Tiere verwendet werden. Hieraus folgt, daß je ausge— 
behnter die Wiefen: und Weidefläche im Vergleich zum Gejamtareal fich darftellt, defto um— 
fangreicher muß auch die Nußviehhaltung ſich gejtalten. Demgemäß findet man bejonders 
in den Flußniederungen, wo durch die tiefe Lage der Grundſtücke die Produktivität der 
Wiefen und Weiden ebenjo erhöht wie die des Aderlandes verringert wird, eine ausge— 
dehnte Viehhaltung (3. B. in Holland, in den Marjchen der deutichen Dft: und Nordiee- 
füften). Aehnlich verhält es fi in den Alpen, wo die hohe oder fteile Lage oder die fteinige 
Beichaffenheit der Grundftüde den Aderbau vielfad unmöglich machen und außer dem 
Waldbau ‚nur die Weidenugung zulafien. 

Die Ausdehnung des Futterbaus auf dem Ader hängt allerdings von dem Belieben des 
Landwirt3 ab; durch denjelben ift die Möglichkeit geboten, den relativen Ueberfluß oder 
Mangel an jtändigen AFutterflächen einigermaßen auszugleichen. Ye umfangreicher die letz— 
teren find, defto mehr wird man den Futterbau auf dem Ader reduzieren und umgefehrt, 
um nicht die Nupviehhaltung übermäßig ausdehnen oder einjchränfen zu müſſen. Fit die 
Nupviehhaltung im Vergleich zur Aderfläche ſehr groß, jo findet der produzierte Stall- 
dünger feine entiprechende Verwendung; ift fie jehr Hein, jo fehlt es an dem erforderlichen 
animalifchen Dünger. 

Auch nod ein anderer Umftand macht es wiünjchenswert, daß der Umfang der Nuß- 
viehhaltung in einem gemwifjen Verhältnis zur Ausdehnung des Aderareald und namentlich 
zu den auf dem Ader angebauten, direkt verfäuflichen Produkten ſich befinde. Durch die 
Schwankungen der Witterung und durch jonftige Verhältniſſe veranlaßt, ift das eine Jahr 
bejonders günftig für Erzeugung von AFutterpflanzen, das andere bejonders günftig für 
Erzeugung von Körnerfrüchten oder von jonftigen direkt verkäuflichen Gewächſen. Ferner 
jtehen in einem Jahre oder in einer fortlaufenden Reihe von Jahren die Preije des Ge: 
treides, in andern Jahren wieder die Preife der tierijchen Produkte bejonders hoch oder 
niedrig. Diejenigen Landwirte, welche die Nußviehhaltung ungewöhnlich ftark ausdehnen 
oder einſchränken, jeßen fich infolge deffen großen Schwankungen in ihren Roh: wie Rein- 
erträgen aus, was möglichjt zu vermeiden, eine Hauptaufgabe der landwirtichaftlichen Be— 
triebsleitung fein muß. 

$ 43. Das Betrieböfapital im engeren Sinne oder dad umlaufende Ka— 
pital jegt fi zulammen aus den für die Wirtichaftsführung notwendigen VBorräten an barem 
Geld, Futtermitteln, Brotgetreide und an jonjtigen für den eigenen Betrieb erforderlichen 
Konjumtionsgegenftänden. Das Betriebstapital ändert fich fortwährend in Form und Menge 
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je nad) den augenblidlihen Bedürfniffen; daher ift dasjelbe ſowohl nach feinen einzelnen 
Beitandteilen wie nad) feinem Geſamtumfang direkt jchwer feftzuftellen. 

Für eine erfolgreiche Wirtihaftsführung ift e8 ganz bejonders wichtig, daß genügendes 
Betriebskapital vorhanden jei. Denn dasjelbe dient nicht allein dazu, um den gewöhn— 
lichen Gang des Betriebes ficher zu jtellen, jondern muß auch in ungewöhnlichen Fällen helfend 
eintreten. Sehr oft erweift es fich als nötig, außerordentlicher Weiſe Futter- oder Dung- 
mittel oder Saatgut anzufaufen oder auch zur Beichleunigung der Ernte ganz beiondere Aus— 
gaben für Gewinnung von Arbeitskräften zu machen: fehlt e8 dann an Betriebäfapital, fo 
fann nicht nur der Ertrag der Wirtichaft für das laufende Jahr erheblich verringert, jon- 
dern auch der ganze Betrieb für mehrere Jahre in Unordnung gebracht werden. Neben ber zu 
großen Berichuldung des Bodens gibt e& heutzutage in der Landwirtichaft, befonders in der 
deutfchen, feinen größeren Uebeljtand al3 den Mangel an dem erforderlichen Betriebsfapital. 

Am beiten berechnet man die Höhe des notwendigen Betriebsfapitals nad} dem 
Wert oder dem Ertrag des Grund und Bodens und der Höhe der übrigen in der Wirtichaft 
befindlichen Rapitalien. Beide zujammen geben einen genügenden Anhalt. Denn je größer 
der Ertrag und damit der Wert des Bodens ift, defto höher find auch im allgemeinen die 
Aufwendungen, welche zur Erzielung diejed Ertrages gemacht werden müfjen. Ferner läßt 
fi ein direktes Verhältnis zwiſchen dem Anlagefapital und dem Betriebskapital nachweifen. 
Letzteres dient ja großenteild zur Inftandhaltung des erjteren. Je mehr und je wertvolleres 
Zug: und Nugvieh vorhanden, dejto mehr Betrieböfapital wird für Futtermittel, für Lohn 
und Beköftigung der Gefindeperjonen, für Ergänzung der Viehbeftände erfordert; ebenjo je 
umfangreicher und koftbarer das tote Inventar, deito größere Summen nimmt die Inſtand— 
haltung desjelben in Anſpruch. Jede Ausdehnung oder Beichränfung des Anlagefapitals be- 
dingt gleichzeitig eine Ausdehnung oder Beichränfung des Betriebstapitald. Hieraus geht 
hervor, daß man durch die Organijation der Wirtichaft es bis zu einem gewiſſen Grade in 
der Hand hat, den notwendigen Bedarf an Betrieböfapital zu reduzieren. Indeſſen würde 
e3 jehr nachteilig jein, wegen mangelnden Betriebskapitals eine den übrigen Berhältniffen 
nicht entiprechende DOrganijation der Wirtſchaft zu wählen. 

Ein den regelmäßigen Bedarf überfteigendes Betriebstapital bringt feinen nennenswerten 
Nachteil. Denn der vorhandene Leberfluß wird fajt ftet3 in baremı Gelbe beftehen und diejes 
fann jeder Landwirt Leicht bei einer Sparkaſſe oder Bank, unter Ausbedingung jederzeitiger 
Zurüdnahme oder ganz kurzer Kündigungsfriſt, zinsbar anlegen. 

Für deutiche Verhältniſſe kann man annehmen, daß ein Betriebsfapital, welches 50% oder 
die Hälfte des Wertes des toten und lebenden Inventars, aljo des Unlagefapitals (aus: 
ichlieglich der Gebäude) ausmacht, ein jehr reichliches ift. Hat eine Wirtichaft große, das 
ganze Jahr hindurch regelmäßig fortlaufende Einnahmen z.B. aus dem Verkauf von Milch, 
Butter 2c., weldye zur Dedung der Ausgaben verwendet werden fünnen, jo ijt ein Betriebs: 
fapital in der Höhe von 30"/o des Anlagefapitald jchon genügend; als Durchſchnittsbedarf 
an Betriebötapital darf man 40° des Anlagefapitald betrachten. 

Das zur Beihaffung des toten und lebenden Inventars notwendige Kapital läßt ſich am 
beiten in Prozenten des Wertes von Grund und Boden einjchließlich der Gebäude feſtſtellen. 
Man kann annehmen, daß der Wert des toten und lebenden Inventars je nad) der grüße: 
ren Ertenfivität oder Intenſivität des Betriebes 15—25 "/s ded Grundfapitald ausmacht. 
Da nun das Betrieböfapital */s oder 40% vom Werte des toten und lebenden Inventars 
beträgt, fo jtellt ſich das Betriebskapital auf 6—10 ’/o des Grundfapitals. Betriebsfapital und 
Anlagetapital zuſammen repräjentieren 21— 35% des Grundkapitals (einjchlieglich der&ebäude), 

Da über die Wertsermittlung des Grund und Bodens jpäter gehandelt wird, jo jei hier 
nur bemerkt, daß diejelbe durch FFejtitellung und demnächſtige Kapitalifierung des Rein- 
ertraged von Grund und Boden oder der Bodenrente zu erfolgen hat. In Deutichland be- 
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trägt durchichnittlich der Reinertrag von Grund und Boden oder die Landrente 3— 4° 
des Rapitalwertes; die Yandrente ift demnach mit 33,33 —25 zu multiplizieren, um den 
Kapitalwert feitzuftellen. Bei Pachtgütern fann man im allgemeinen annehmen, daß der 
jährliche Pachtzins den Betrag der Landrente ausdrüdt; vorausgejegt, daß der Pächter alle 
auf dem Grund und Boden ruhenden öffentlichen Laſten trägt. Macht die Landrente 4°, 
das Anlage: und Betriebskapital dagegen 21—35% des Grundfapitald aus, jo muß das 
Anlage: und Betriebstapital zufammen 5'4— 8" oder im Durchſchnitt 7 Mal jo groß jein 
wie die Landrente oder wie der Pachtzind. 
Bei einem Gute, deffen Grund und Boden nebit vollftändigen Gebäuden 300 000 M. wert ift, 
würde alfo betragen müjfen: 
Anlagelapital Betriebstapital Summa 
abfolut in Proz. d. abſolut in Proz. d. abiolut in Proz. d. 
M. Grundkapit. M. Grundkapit. M. Grundlapit. 
1) bei extenſivem Betrieb . 45000 15% 18 000 6% 63000 21% 
2) bei mittelmäßig ertenfivem 
reip. intenfivem Betrieb . 60000 20°/o 24 000 8% 84000 28% 
3) bei intenfivem Betrieb . 75000 25° 30 000 10% 105 000 35° 
Nechnet man Anlage:, Betriebs: und Grundlapital zufammen, fo beträgt der Geſamtwert 
363 000 reip. 384 000 reip. 405 000 M. Bon bem Gefamtwert fallen auf: * 
nlage un 


Grundkapital Anlagekapital Betriebskapital Betriebstapital 
1) bei extenſivem Betrieb . 82,64’ 12,39°/% 4,97°lo 17,36°/s 
2) bei mittelmäßig extenſivem 
reſp. intenſivent Betrieb 78,13% 15,62°/o 6,25% 21,87% 
8) bei intenfivem Betrieb } 74, 07%; 18,52°/0 741% 25,93% 


Von bem Wert bes toten und lebenden Inventars en im Durhfchnitt auf das tote 
27— "a, auf das lebende ®r— ls, 


II. Die Drganifation der landwirtfhaftlihen Produftion. 
Betriebsorganifation, Wirtfhaftsfyftem.) 


1. Die für die Betriebsorganifation mafgebenden Derhältniffe 


$ 44. Bei der landwirtichaftlichen Produktion müſſen wie bei jeder anderen Produktion 
die einzelnen dabei beteiligten Faktoren gegenjeitig zu einander paſſen und einer den andern 
unterftügen. Sie müſſen zujammen ein einheitliches Ganzes bilden, deſſen verjchiedene Teile 
ebenjo mie bei einer gut fonftruierten Machine jo zuſammenwirken, daß jede vorhandene 
Kraft richtig verwendet wird und feine ungenüßt verloren geht. Da nun die äußeren Ver: 
hältniffe, unter welchen die Landwirtichaft betrieben wird, ungemein mannigfaltig find, jo 
muß auch die Organifation des gelamten Betriebes ſehr verjchieden fich geftalten. Kein ein- 
zelner Tandwirtichaftlicher Betrieb ijt genau ebenſo organifiert wie der andere. Indeſſen 
zeigen, troß mancher Abweichungen in weniger wichtigen Dingen, viele Wirtichaften jo große 
Uehnlichkeiten in ihrer Geſamt-Organiſation, daß man fie füglicd in eine gemeinfchaftliche 
Gruppe zufammenfallen kann. Dabei find die vorhandenen Aehnlichkeiten in der Regel nicht 
zufällig entftanden oder willfürlich gewählt, jondern mit einer gewiſſen Notwendigkeit aus 
den thatſächlichen Verhältniffen entiprungen. Die beteiligten Landwirte haben fich bewußt 
oder unbewußt von gleichen Grundſätzen bei Organifation ihrer Betriebe leiten lafjen. Dieſe 
Grundjäge fann man das „Wirtſchaftsſyſtem“ nennen; gewöhnlich wird leßterer Aus— 
drud allerdings für die nach beftimmten Grundjäßen bereit3 vollendete Organifation der 
Wirtichaft gebraucht. 

Das Wirtſchaftsſyſtem muß den vorhandenen thatjächlichen Verhältniffen entjprechend ge: 
wählt werden, e& muß fich aljo nad) Boden, Arbeitskräften, Abjaggelegenheit, Kapitalvor- 
rat 2c. richten. Jedoch üben diefe verichiedenen Umftände keineswegs eine gleich große Wir- 
fung auf die Wirtichaftsorganijation aus; die Wirkung ift vielmehr um fo ftärfer, einen je 
geringeren Einfluß der produzierende Landwirt jelbjt auf jeden einzelnen die Wirtſchafts— 
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organifation beftimmenden Umſtand geltend machen kann. Letzteres trifft vor allem für Bo— 
den und Klima zu, an deren einmal gegebener Zufammenjegung und Beichaffenheit der 
Mensch gar nicht oder doch nur wenig und dies erjt im Laufe langer Jahre zu ändern 
vermag. Deshalb find Boden und Klima in erfter Linie maßgebend für die Organijation 
der landwirtichaftlichen Produktion. Demnächſt fommen in Betracht die vorhandenen Ar: 
beitsfräfte und dieAbjagverhältnijje. In beiden Punkten ift der Landwirt ja auch 
an gewiffe gegebene Schranken gebunden, aber diefelben laſſen doch feinem eigenen Belieben 
immerhin einen großen Spielraum und verändern fich zumeilen in kurzer Frift. Noch freier kann 
der Landwirt ſich bewegen bezüglich) des notwendigen beweglihen Kapitals; jofern 
fein Vermögen oder Kredit zureihen, kann er nad) Belieben an totem und lebendem In— 
ventar ſowie an umlaufenden Betriebsmitteln gerade dasjenige anjchaffen, was ihm für eine 
bejtimmte Wirtichaftsorganifation am geeignetften ericheint. 

Einen eigentümlichen Einfluß auf die Wahl des Wirtichaftsiyftems übt noch der Umfang 
der Wirtſchaft im ganzen aus, da für Heine Betriebe andere Rüdfichten maßgebend 
find als für große. 

Bevor auf die einzelnen, hier kurz aufgezählten Faktoren näher eingegangen wird, muß 
noch einer, in Wort und Schrift jo häufig gebrauchten Unterjcheidung der Wirtſchaftsweiſe 
gedacht werden: nämlich derjenigen, welche man mit den Ausdrüden „extenſiv“ und 
„intenfiv“ bezeichnet. Diefelben beziehen fich nicht auf den äußeren Umfang des bewirt: 
ichafteten Areals, jondern auf die Art des Wirtichaftsbetriebes jelbit. Intenſiv nennt man 
leßteren, wenn das Betriebäfapital (jtehendes und umlaufendes zufammen) im Verhältnis 
jei e8 zum Flächenumfang, jei es zum Werte des Grundkapitales ein hohes, ertenfiv da- 
gegen, wenn es ein niedriges ift. Eine beftimmte Grenze, bei welcher die Ertenfivität oder 
Sntenfivität des Betriebes beginnt, läßt fich nicht feftitellen; es find dies vielmehr relative 
Begriffe. Gewiſſe Wirtichaftsigfteme find an und für fich intenfiver als andere; jo ift die 
Fruchtwechſelwirtſchaft intenfiver als die Dreifelder- und Koppelwirtichaft. Aber auch bei 
dem gleichen Wirtſchaftsſyſtem ift eine intenfivere oder ertenfivere Form möglich. Wer z. B. 
bei der Koppelwirtichaft von 10 Aderjchlägen 4 als Weide benußt, wirtjchaftet ertenfiver als 
derjenige, welcher bloß 2 Weideichläge hat. Geringe Fruchtbarkeit des Bodens, Kapital- 
armut, niedrige Preiſe der landwirtichaftlichen Produkte, dünne Bevölterung oder hohe Ar: 
beit3löhne bedingen eine mehr ertenfive Bewirtſchaftung. Im nördlichen Deutichland herricht 
demgemäß ein ertenfiverer Betrieb, ald im mittleren und füdlichen. 

Durch die Beichaffenheit des Bodens und Klimas wird die Art des MWirtichaftsbe- 
triebes mehr wie durch alles andere bedingt. Denn von diejen beiden Faktoren hängt es 
vorzugsweije ab, welche Gewächſe man mit Erfolg anbauen kann und damit ift gleichzeitig 
die Art und der Umfang der Viehhaltung im großen und ganzen gegeben. 

Je mehr Boden und Klima die Produktion begünstigen, deſto ftärfer fann man den erſte— 
ren für den Anbau von Gewächſen in Anſpruch nehmen, defto umfangreicher darf die Vieh: 
haltung jein, dejto mehr pflanzliche und tierische Erzeugnifje wird der Yandwirt gewinnen. 
Die ftarfe Biehhaltung und gute Fütterung der Tiere bedingen hinwiederum eine reichliche 
Düngererzeugung, in welcher das ficherfte Mittel zur dauernden Erhaltung der Fruchtbar: 
feit des Bodens Liegt. Ye mehr der Boden in Anfpruch genommen und je ausgedehnter 
die Biehhaltung wird, dejto mehr wächſt auch der Bedarf an Betriebäfapital; deshalb ift 
unter ſonſt gleichen Verhältniffen bei günftiger Beichaffenheit des Bodens und des Klimas 
ein intenfiverer Betrieb angezeigt, als bei ungünftiger Beichaffenheit. 

Sind Boden und Klima der Pflanzenproduktion nicht fehr förderlich, jo ericheint es geboten 
die Zahl der anzubauenden Gewächſe auf die wenigen einzufchränten, welche noch ein einiger: 
maßen fiheres Gebeihen veriprechen; es ift ferner nötig, die vorhandenen Arbeitskräfte und Dung— 


vorräte für die Beftellung eines verhältnismäßig nur Heinen Teils des Ackerareals ausschließlich 
nugbar zu machen und demzufolge einen anderen Teil zum Grasban zu verwenden, welcher feinen 
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nennenswerten Aufwand für Beftellung erfordert und welcher gleichzeitig den Boden für ben 
fünftigen Getreibebau zwedmäßig vorbereitet; es ift endlich nötig, mit einem geringen Viehitand 
fih zu begnügen, weil das zur reichlichen Ernährung eines ausgedehnten Viehftandes notwendige 
Futter weder der Quantität noch der Qualität nach fich finden würde, Geringer Boden und na- 
mentlich eine ungünftige Beichaffenheit des Klimas erfordern audı ein zeitweile® Brachlegen des 
Aders. Je ſchlechter der Boden iſt, deito leichter nimmt das Unkraut überhand ; je ungünftiger 
das Klima, db. h. je kürzer der Sommer und je länger der Winter, befto weniger Zeit ift vor: 
handen, den Ader ordentlich zu bearbeiten. Wollte man geringen Boden, namentlich bei ungün— 
ftigem Klima, jedes Jahr mit Früchten beftellen oder aud) zum Grasbau benugen, jo würde für 
eine gründliche Bearbeitung wenig Zeit übrig bleiben, Deshalb ift es erforderlich, ſolches Land 
nad) einer gewiffen Reihe von Jahren einen ganzen Sommer hindurch unbenugt zu laffen und 
während besfelben durch wiederholte Bearbeitung in einen für das Pflanzenwahstum günftigen 
Zuitand zu verfegen. 

Bei geringen Boden und ungünftigem Klima ijt die Verwendung eines großen Betrieböfapitals 
unzwedmäßig d. h. es ift eine ertenfive Wirtſchaftsweiſe angezeigt. Durch Verwendung eines erhebs 
lihen Kapitals würde ja auch in diejen Fällen der Rohertrag fteigen, aber die Steigerung des Roh— 
ertrages würde nicht in angemefjenem Verhältnis zu den geiteigerten Wirtichaftäkoften fich befinden. 
$ 45. Bei der Wahl des Betriebsjyftems kommen ferner die Abſatz- und Preisver— 

hältniſſe in Betracht. Wo alle landwirtichaftlichen Brodufte, deren Erzeugung nad) Maß— 
gabe de3 vorhandenen Bodens und Klimas überhaupt möglich ift, jeder Zeit für einen den 
Produktionskoſten entiprechenden Preis Abjag finden, fünnen die Bodenkräfte weit mannig- 
faltiger und vollftändiger durch den Anbau der verjchiedenartigiten Kulturgewächſe ausge: 
nugt und kann die Viehhaltung viel gewinnbringender betrieben werden als dort, wo nur 
für einen bejchränften Kreis landwirtſchaftlicher Erzeugnifje ein ficherer und lohnender Ab- 
ja vorhanden ift. Die Gunft oder Ungunſt der Abjaggelegenheiten hängt wiederum ab von 
der Dichtigfeit und Wohlhabenheit der ummohnenden Bevölterung einerjeit3 und von den 
vorhandenen Verkehrsmitteln andererjeitd. Je dichter und wohlhabender die Bevölkerung, 
deſto leichter ift der Abſatz und defto höher find die Preije für die verjchiedenen landwirt— 
ichaftlichen Erzeugnifie, dejto freier ift auch der Landwirt in der Wahl ſeines Wirtſchafts— 
ſyſtems; denn e3 gibt eine große Reihe von landwirtichaftlichen Produkten, welche wegen 
ihrer geringen Haltbarkeit oder wegen ihres, im Verhältnis zu ihrem Umfang oder zu ihrem 
Gewicht geringen Wertes, einen weiten und fojtipieligen Transport nicht vertragen. Hiezu 
gehört z. B. friiche Milch, friſches Obft und Gemüſe; tierifche Produkte find im allgemeinen 
weniger transportfähig und haltbar wie pflanzliche, namentlich lebende oder geichlachtete 
Tiere weniger al3 Getreide. Am transportabelften und haltbarſten ift unter den hauptſäch— 
lichften tieriichen Produkten die Wolle. 

Durd gute Verkehrsmittel wird der Landwirt bei feiner Produktion unabhängig von 
den in feiner Nähe vorhandenen Abfaggelegenheiten. In der That hat ſich die Betriebsweiſe vieler 
Güter und ganzer Länder durch die in den legten Jahrzehnten ftattgehabte Verbefferung der 
Kommumnilationsmittel umgeftaltet. Deutichland produziert z. B. im Verhältnis gegen früher jest 
weniger Wolle und Getreide, dagegen mehr Wurzelfrücte, Handelsgewächſe, Mil, Butter und 
Fleiich, weil fein Bedarf an letzteren Erzeugniffen wegen deren geringer Haltbarkeit oder Trans: 
portfähigfeit durch andere Länder, welde unter günftigeren Produktionsbedingungen fich befinden, 
nicht fo leicht befriedigt werden fann als fein Bedarf an erftgenannten Erzeugnifien. Hieraus 
geht hervor, welchen gewaltigen Einfluß die Entwidlung der Verfehrsmittel auf die landwirt— 
ichaftliche Betriebsweiſe hat und haben muß. Se koitipieliger die landwirtichaftliche Produktion 
in einem beftimmten Lande im Verhältnis zu andern Ländern fich geftaltet, defto mehr muß die— 
jelbe bei ausgebildeten Verkehrsmitteln auf foldhe Gegenftände fid werfen, deren Zufuhr vom 
Auslande her mit befonders großen Schwierigkeiten und Unkoſten verknüpft iſt. 
$ 46. Die Arbeiterverhältmijje wirken ebenfalld auf die landwirtichaftlichen Be: 

triebsweife ein. Ye mehr Arbeitskräfte zur Verfügung ftehen und je wohlfeiler dieje find, 
deſto mehr empfiehlt es fi, das Aderland mit Gewächſen zu bebauen, deren Beftellung und 
Pflege viel menjchliche Arbeitskräfte in Anſpruch nehmen und diejelben durch höhere Erträge 
bezahlt machen; ebenjo umgekehrt, wenn wenig Arbeitöfräfte vorhanden find oder dieje einen 
hohen Preis haben. Bon allen landwirtichaftlichen Bodenbenugungsarten erfordert die Weide 
am wenigiten menschliche Arbeitäkräfte, weshalb bei dünner Bevölkerung oder hohen Löhnen 


eine Einſchränkung des Aderbaus und Ausdehnung der Weidefläche oder doch eine regelmäßig 
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wiederkehrende Niederlegung des Aders zur Weide geboten ericheint. Von den Feldfrüchten 
jelbft bedarf, abgejehen von den eigentlichen Futterpflanzen, das Getreide den geringften 
Aufwand an menſchlicher Arbeitskraft; jehr viel größer ift diefer bei den Wurzelgewächien 
und noch größer bei vielen Handelsfrüchten wie Tabak, Hopfen 2c. Aus diejen Gründen pflegt 
bei jehr dünner Bevölterung die Weide alle übrigen Arten der landwirtichaftlichen Boden: 
benußgung zu überwiegen ; bei jteigender Bevölkerung dehnt ſich das Aderland aus und wird 
ebenfalls teild vorübergehend zur Weide teild zur Getreideproduftion verwendet; ein aus: 
gedehnter Anbau von Wurzel: und Handeldgewächien findet erjt ftatt bei ziemlich dichter Be: 
völferung. In Rufland und Nordamerika ift verhältnismäßig das Weideland und auf dem 
Uder der Getreidebau weit umfangreicher als im mittleren Europa; der dünner bevölferte 
Norden Deutichlands hat weniger Hackfrucht- und Handelsgewächsbau, dagegen mehr Ader-: 
weide, als der dichter bevölterte Süden Deutſchlands. So nehmen nad) den Erhebungen 
des Jahres 1893 von der Gejamtfläche des Ader: und Gartenlandes nach Prozenten in Anſpruch““): 
Halfrühte u. Gemüſe Handelsgewächſe Ackerweide 


1) Scleswig-Holftein 4,37 0,99 32,64 
2) Provinz Ditpreußen 9,49 0,82 7,84 
3) Großherzogtum Heflen 27,98 0,67 0,31 
4) Großherzogtum Baden 21,18 2,58 0,71 


Dünne Bevölferung und hohe Urbeitslöhne bedingen fich unter ſonſt gleichen Verhältniffen 
gegenjeitig. Jedoch kommen für die landwirtichaftliche Produktion nicht die abjolute Bevöl- 
ferung, jondern nur die der landwirtſchaftlichen Produktion zur Verfügung ftehenden menſch— 
lichen Arbeitskräfte in Betradht. England hat z. B. eine abjolut ftarfe Bevölkerung, dagegen 
relativ wenige Iandwirtjchaftliche Arbeitskräfte. Daher kommt es zum Teil, daß in Eng: 
land die Weidenugung des Bodens jo ausgedehnt und der Anbau von Handelsfrüchten jo 
wenig entwidelt ift. 

8 47. Der Borrat an mobilem Kapital bedingt weit weniger die Art des land- 
wirtichaftlichen Betriebes als die bisher beiprochenen Verhältniffe. In einzelnen Fällen ift 
allerdings die Höhe des Kapitalbefiges enticheidend für die Wahl des Wirtſchaftsſyſtems; 
der fapitalarme Landwirt fieht ſich in die Notwendigkeit verjegt, ertenfiv zu wirtſchaften, 
jelbft wenn die jonjtigen Umftände ein intenfives Betriebsjyftem bedingen würden. Aber der: 
artig organifierte Wirtichaften fünnen auf die Dauer die Konkurrenz mit anderen nicht aus: 
halten. Entweder jehen ſich die betreffenden Unternehmer in die Notwendigkeit verjegt, ihren 
Betrieb aufzugeben und anderen wohlhabenderen Unternehmern Plat zu machen und biejer 
Fall tritt gewöhnlich ein; oder fie erwerben, durch ihr Gefchid und Glück begünftigt, in den 
erften Jahren ihres Unternehmens jo viel Kapital, daß fie zu einer intenfiveren Betriebs: 
weije übergehen können. 

Einen gewifjen Spielraum hinfichtlicy der Höhe des in dem Betrieb anzulegenden Kapi— 
tals hat der Landwirt allerdings; er darf etwas mehr oder etwas weniger intenfiv wirt: 
ſchaften, ohne daß man die eine oder andere Betriebsweije als geradezu fehlerhaft oder um: 
zwedmäßig bezeichnen könnte. Aber diefer Spielraum ift immerhin gering. Bon zwei unter 
gleichen Berhältniffen wirtichaftenden Gutöbefigern fann der eine etwas weniger wertvolles 
toted und lebende Inventar wie der andere haben und trogdem ganz gute Rejultate er: 
zielen; wenn aber jener um des mangelhaften Kapital® willen ſich nicht die für die Bo- 
denbeftellung und Ausnutzung der Bodenprodufte eigentlich notwendigen Geräte ſowie Zug: 
und Nutztiere anjchafft oder wenn er die winjchenswerte Menge von Dung- und Futter: 
mitteln zu kaufen unterläßt oder wenn er einen unverhältnismäßig großen Teil des Aderareals 
zur Weidenugung beftimmt, dann fann fein wirtichaftlicher Erfolg im Vergleich zu fapital- 
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reicheren Berufsgenoffen auch nur ein geringer und auf die Dauer ungenügender fein. Der 
Rapitalvorrat jollte deshalb auf die Iandwirtjchaftliche Betriebsweije immer nur einen uns 
tergeordnneten Einfluß ausüben: fobald der Mangel an Kapital enticheidend auf die Wahl 
des Wirtichaftsjgftems wirft, tritt eine Schädigung der landwirtichaftlichen Produktion 
überhaupt ein. 

$ 48. Eine eigentümliche Wirkung auf die Organijation des Betriebes hat der Umfang 
der Gutswirtſchaft. Es joll hier nicht darauf eingegangen werden, welde Bedeutung 
die Art der Verteilung des Grundbeſitzes für die wirtichaftliche, jociale und politiiche Ent: 
widlung eines Volkes hat, da dieje wichtige Frage an einer andern Stelle zur Erörterung 
gelangt. Hier ift lediglich zu unterjuchen, in wie weit große Güter eine andere Bewirtichaf: 
tungsweife verlangen als Heine Güter und in wie weit für beftimmte Arten der landwirt: 
ichaftlihen Produftion ein großer oder geringer Umfang der bewirtichafteten Fläche bejon- 
dere Vorteile gewährt. . 


Gewöhnlich teilt man den Grundbeſitz je nach feinem Umfang in großen, mittleren und 
fleinen. Dieſe Ausdrücke find ja relativ und werben in verichiedenen Gegenden auch in ver: 
ſchiedenem Sinne gebraudt. Je ungünftiger die Verbältniffe für die landwirtſchaftliche Produk— 
tion liegen, ein deito größeres Areal pflegt man zu beanfpruchen, bevor man ein Gut ein großes 
nennt und umgekehrt. Im fübmweitlihen Deutihland gehören Güter von 150 Heltaren nutbarer 
Fläche ihon zu den großen, im norböftlihen Deutichland zählen fie zu ben mittleren. Früher 
beitanden zwiichen den Vertretern des aroßen, mittleren und kleinen Grundbefiges ganz beftimmte 
Grenzen, welche in der focialen Stellung und in den geſetzlichen Einrichtungen einen Mar er: 
fennbaren Ausdrud fanden. Jetzt find diefe Grenzen aufgehoben oder doch jehr verwiſcht. Will 
man eine Untericheidung zwiſchen den einzelnen Grundbeſitzungen hinfichtlich ihres IImfanges machen, 
fo können die Merkmale für biefelbe nur aus der Art des Betriebes entlehnt werben. 
Der am meiiten charakteriftifche Unterichied ift die abweichende Stellung, welche der Befiger ber 
Gutswirtichaft zu der Iegteren jelbit einnimmt, womit zugleich feine ganze wirtichaftliche und 
fociale Lage zufammenhängt. Die Aufgabe des Großgrundbefigers beichränft fich bezüglich feiner 
MWirtichaft darauf, daß er biefelbe leitet, wozu er häufig noch Beamte ala Mittelsperfonen be— 
darf; der Beſitzer eines mittleren Gutes leitet zwar auch deſſen Betrieb, aber er legt, wenn Zeit 
und Umftände es neftatten oder erfordern, aud) felbft Hand an bei Ausübung der einfachen land: 
wirtichaftlihen Verrichtungen, welche im übrigen durch bezahlte Arbeiter ausgeführt werden; ber 
Kleingrundbefiger verrichtet die in feinem Betrieb vorkommenden Arbeiten jelbit und mit Hilfe 
feiner Familie; etwa überichüffige Zeit verwendet er und feine Familie zur Verrichtung von Lohn: 
arbeiten für Andere oder zu hausinduftrieller Thätigkeit. Wenn im nachfolgenden von großem, 
mittlerem und Meinem Grundbefig die Rede ift, jo wird dies ftets in dem oben bezeichneten Sinne 
fein; man hat dabei aber feitzubalten, daß in der Wirklichkeit zwiichen diefen verschiedenen Gruppen 
des Grundbeiiges mande llebergänge vorhanden find und baß in einzelnen Fällen nicht mit 
Sicherheit geiagt werden kann, zu welder Gruppe ein beftimmtes Gut gehört. Unter bem mitt: 
leren Grundbefig ift im großen und ganzen der bäuerliche zu verftehen. 


Der Grofgrundbejig ift auf die Erzeugung ſolcher landwirtichaftlichen Produkte an: 
gewiejen, welche in großer Menge jeder Zeit Abjag finden oder in der eigenen Wirtichaft 
zweckmäßig verwendet werden können. Dies trifft zu für Mehlfrüchte, Futtergewächie und 
diejenigen Handelspflanzen, deren Berfauf im großen jeder Zeit möglich ift; ferner gewöhn— 
lich für Nindvieh, Schafe, Schweine, für Wolle, Butter und Käſe. Wo die Verhältniſſe da- 
für günftig find, fann der Großgrundbefiger techniiche Nebengewerbe treiben und darauf 
hin erforderlichen Falles dem Aderbau oder der Viehhaltung eine bejondere Richtung geben. 
Er kann vorhandenen Lehm zu Liegeleiproduften verarbeiten, Kartoffeln zur Darjtellung 
von Spiritus oder Stärke anbauen oder Zuderrüben zur Erzeugung von Buder; er kann 
Maſtvieh halten, um die aus den technijchen Nebengewerben erzielten Rückſtände als Futter 
zu verwerten. 

Der Großgrundbefig ift bei der Organifation des Betriebes auf möglichfte Erfparung an 
menfchlicher Arbeitskraft hingerwiejen. Wo Großgrundbefig vorherricht, ift die Bevölkerung 
dünn, die Arbeiter find daher relativ fpärlich und teuer; eine Ausnahme hiervon tritt nur 
in dem feltenen Falle ein, daß ein großes Gut inmitten zahlreicher Heiner Güter ſich be- 
findet. Aus diefem Grunde und wegen der Ausdehnung der zu beftellenden Bodenflächen 
ift der Großgrundbefig auf umfafjende Anwendung ſolcher Majchinen angewieſen, welche 


DBetriebsorganijation: Groß-, Ktlein-, Mittelbetrieb. S 48. 61 


menschliche Arbeitskraft erfparen. Umgekehrt muß er von ſolchen Tandwirtichaftlichen Pro— 
duftionen Ubftand nehmen oder darf ſolche doch nur in geringem Umfang betreiben, welche 
unbedingt die Aufwendung vieler menschlicher Arbeitöträfte in Anſpruch nehmen; hierzu 
gehört 3. B. die Erzeugung oder der Verlauf von Gemüſe, Obft, Geflügel, ſowie der meijten 
Handelsgewächſe. Der Großgrundbefiger hat um jo mehr auf möglichjte Erjparung an Ar- 
beitsfräften jein Augenmerk zu richten, ala er die Menge und Beichaffenheit der Yeijtungen 
jeiner Arbeiter niemals genau kontrollieren kann. Es ift daher natürlich, daß der von dem 
Großgrundbefiger angejtellte Zohmarbeiter nicht jo viel und jo gutes leijtet, als derjenige 
Arbeiter, welcher lediglich in eigenem Anterefje den ihm perjünlich gehörenden Grund und 
Boden bewirtichaftet. Man darf annehmen, daß je umfangreicher ein Gutskomplex tft, dejto 
größere Verlufte durch die Trägheit oder die Nachläffigkeit der Arbeiter oder auc) der Beam- 
ten dem Befiger erwachſen. Deshalb ift der Großgrundbefiger darauf angemwiejen, bei der Or- 
ganifation feiner Wirtfchaft auf möglichjte Einfachheit und auf Erjparung an menjdlichen 
Arbeitskräften Bedacht zu nehmen, wobei natürlich die jonjtigen Rüdfichten, welche für die 
Einrichtung des Betrieb maßgebend jein müfjen, nicht vernadhläffigt werden dürfen. 

Der Kleingrundbejiger übt allein, nur mit Hilfe jeiner Familie, die Funktionen des 
Wirtichaftsdirigenten, Wirtichaftsbeamten und Arbeiter aus; das Einfommen, welches ſich 
beim Großgrundbefig unter diefe drei Gruppen verteilt, fließt ihm ausſchließlich zu ; jchon hierin 
liegt ein großer Vorteil. Ferner hat der leingrundbefiger feinen ganzen Betrieb bejtändig 
unter Augen; er kann jeder Zeit jelbjt jehen, wo und welche Arbeit nötig ift und er führt 
diefe jofort nach bejtem Wiffen und Können aus; durch Trägheit oder Nachläffigkeit anderer 
erleidet er feinen Berluft. Frau und Kinder leiften ihm in feiner Wirtichaft eine wertvolle 
Unterftügung, ohne daß ihm daraus bejondere Opfer zu erwachjen brauchen. Auf Yohnarbeit 
können diejelben gewöhnlich doch nicht gehen, weil die rau zur Bejorgung des Hausweſens 
nötig ijt und weil die Kinder noch zu Hein für jtändige Lohnarbeit find oder die Schule 
bejuchen müſſen. Beiden bleibt aber genug freie Zeit, um, namentlic) im Sommer, einen er: 
heblichen Teil de3 Tages auf dem eigenen Grund und Boden fich nüßlich zu machen. 

Bei gewifjen landwirtichaftlichen Betriebszmweigen hängt der Erfolg vorzugsweiſe von dem 
Fleiß und der Sorgfalt ab, die auf die Erzeugung oder die Berwertung des einzelnen Ge- 
genjtandes verwendet werden, Dies gilt 5. B. von dem Anbau des Gemüjes, des Objtes, 
vieler Handelsgewächſe, von der Geflügelzucht 2. Der Kleingrumdbefiger ift wohl im 
ftande, jeder Pflanze und jedem Stüd Geflügel die erforderliche Pflege angedeihen zu laſſen; 
er kann ferner die erzeugten Produkte in kleinen Duantitäten zu den üblichen Preifen jeder 
Beit abjegen, ohne dabei auf die Beihilfe fremder bezahlter Leute, deren Redlichkeit in dieſem 
Fall bejonders jchwer zu kontrollieren ift, angewiejen zu fein. Der Kleingrundbeſitzer ver: 
mag häufig die Iufrativjte Art der Rindviehnugung, nämlich die Erzeugung und den Verfauf 
friiher Milch, unter Verhältniffen zu treiben, unter denen dies dem Großgrundbefiger um- 
möglich ift, weil legterer für die großen von ihm erzeugten Mafjen von Milch feinen Abjat 
findet, während Heinere Mengen jehr wohl zu verwerten find. Endlich fei nod) darauf Hin- 
gewiejen, daß der Hleingrundbefiger auf die Sammlung und Verwertung der in der Wirt: 
ihaft erzeugten Abfälle weit mehr Zeit und Aufmerkſamkeit verwenden kann, al3 der Groß: 
grumdbefiger ; es gilt dies von den Abfällen der Küche und der Scheunen jowie von den Ma- 
terialien zur Dünger: und Kompojtfabrikation, welche fich auf dem Hofe, auf den Straßen, 
in Gräben zc. finden. 

Der mittlere oder bäuerliche Betrieb nähert ſich bezüglich feiner Organifation und 
feiner Rentabilität entweder mehr dem Groß- oder mehr dem Kleinbetrieb; je ausgedehnter 
er ift, deſto mehr gilt das oben von dem Großbetrieb Bemerfte und umgekehrt. 


Eine Abwägung der rein wirtihaftlichen Vorteile und Nachteile, welche einerjeits der Groß: 
grundbefig andererjeits der bäuerliche und der Kleine Grundbefig aufzuweiſen haben, würde an und für 
fi) wohl nicht zu Ungunften der beiden legteren ausjchlagen. Wenn trogdem eine gewiſſe Gefahr 
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ber Verdrängung biefer burd; den Großgrundbefig nicht weggeleugnet werben fann, fo liegt 
dies zunächſt und hauptjählicd an dem Uebergewicht, welches der Großgrundbejiger infolge jeiner 
öheren geiltigen Bildung und vermöge des ihm zu Gebote ftehenden umfangreicheren Kredits hat. 
In der Hebung der geiftigen und jittlihen Bildung fowie der Kreditfähigkeit der bäuerlichen und 
kleinen Grundbefiger liegen daher bejonders wichtige Mittel, um legteren die wirtihaftlihe Kon— 
furrenz mit dem Sroßgrundbeliger dauernd zu ermöglichen: außerdem ift auf die Bildung folder 
Genoſſenſchaften hinzumirken, welche den Heinen und mittleren Grundbeſitzern ähnliche wirtichaftliche 
Vorteile verichaffen, wie fie der Großgrundbefiger vermöge des umfangreicheren Betriebes genießt. 
Ein zweiter, gewöhnlich überſehener Grund für die hier und da ftattfindende Verdrängung des 
Heinen und bäuerlichen Grundbefiges durch den Großgrundbefig beruht auf dem Umſtande, daß 
es wirtichaftlich viel leichter und lukrativer ift, aus mehreren Kleinen Befigungen eine einzige große 
zu machen oder eine Anzahl benachbarter Heiner Güter mit einem großen bereits bejtehenden zu 
vereinigen, ald aus einem großen Gute mehrere Feine Güter zu bilden. Denn in legterem Falle 
liegt die Notwendigkeit vor, für jedes kleinere abzutrennende Gut befondere Wohn: und Wirtichafts: 
gebäude zu errichten, was mit großen Koſten verfnüpft ift, während im eriteren Falle die auf den 
ugelfauften kleineren Gütern etwa vorhandenen Gebäude, joweit fie überhaupt noch benugungsfähig 
ſich zeigen, jehr wohl auch für den gemeinjamen Großbetrieb irgend welde Verwendung finden können. 
Selbitveritändlich gilt das, was hier über den Einfluß des Umfangs des Betriebs auf defjen 
DOrganifation gelagt wurde, nur für den Umfang der einzelnen, in ſich abgeichloffenen jelbftändigen 
MWirtichaften, nicht von dem Umfang bes einer einzelnen Perſon gehörenden Landbeſitzes. Es ift 
wohl möglich und kommt öfters vor, daß Großgrundbefiger ihre ausgedehnten, vielleicht auch jehr 
zerftreut liegenden Ländereien in vielen einzelnen mittleren oder feinen Komplexen verpadhten, jo 
daß troß Vorwiegen des Großbefiges doch der mittlere oder fleine Betrieb vorwaltet. So wird 
in England, wo das Pachtſyſtem eine fo große Ausdehnung hat beinahe "4 des Landes in Gütern 
von 50—500 Acres bemirtichaftet, obwohl mehr wie die Hälfte des Yandes fich im Eigentum von 
nur zufammen 3000 Eigentümern befindet; der eigentliche Stleinbetrieb ift in England allerdings 
nur ganz gering vertreten *'). 
$ 49. Die Umstände, welche auf die Organijation des landwirtichaftlichen Betriebes, aljo 
auf die Wahl des Wirtſchaftsſyſtems, einen Einfluß üben fünnen und müſſen, find, 
wie aus obigem hervorgeht, jehr mannigfaltiger Natur. Im wirklichen Leben fommen die: 
jelben in der verjchiedenften Zufammenftellung vor. Der gleiche Umstand hat deshalb nicht 
in allen Fällen aud die gleiche Wirkung auf die Organiſation der landwirtichaftlichen Pro: 
duktion. Ein fruchtbarer Boden z.B. weit an und für fich auf eine intenfive Betriebsweiſe, 
namentlich auf eine ausgedehnte Benugung des Aders zur Kultur ftark angreifender Gewächſe 
(Handelöpflanzen, Hackfrüchte) hin; befindet fic diefer Boden aber in einer Gegend mit jchledh: 
ten Verkehrs- und Abjapverhältniffen oder mit jehr dünner Bevölkerung, jo ift umgekehrt 
eine ertenfive Betriebsweije mit umfafjender Weideniederlegung des Ackers da3 allein Richtige. 
Ebenjo empfiehlt fi) bei magerem Sandboden an und für fich ein ertenfiver Betrieb; Liegt 
diejer Boden aber in der Nähe einer großen Stadt, wo Dünger und Arbeitskräfte leicht zu 
haben jowie alle landwirtjchaftlichen Produkte hoch zu verwerten find, jo kann auf demjelben 
gerade eine intenfive Wirtſchaftsweiſe (Gemüſe- Objtbau 2c.) ſich als bejonders lohnend her- 
ausftellen. Die Möglichkeit oder Unmöglichkeit, jeder Zeit die gewünjchte Zahl von Arbeitern 
zu befommen, ferner die Art der Verteilung des Grundbefiges und andere einzelnen Lim: 
jtände fallen für manche Gegenden jo ſtark ins Gewicht, daß fie vorzugsweiſe oder ausſchließ— 
lich die Art des Betriebes beftimmen. Belgien und England find beide wirtichaftlich hoch 
entwidelte Länder, deren klimatiſche Beihaffenheit und Bodenverhältniffe auch nicht jo ftarf 
von einander differieren, daß dadurch eine verjchiedene Art des landwirtichaftlichen Betrie- 
be3 bedingt wäre. Troßdem zeigt derjelbe in beiden Ländern ein ganz abweichendes Ge— 
präge. In Belgien herrſcht eine ungemein intenfive, dem Gartenbau ähnlihe Wirtjchafts: 
weile; in England ift der unter dem Pflug befindliche Teil des Kulturlandes überhaupt 
jchon jehr gering und das Aderland wird in noch weit höherem Grade, ald es jelbjt in 
Deutichland der Fall, vorzugsweile nur zum Anbau von Getreide und Futterpflanzen (ein: 
ichließlich der zur Verfütterung beſtimmten Wurzelgemwächje) benutzt. Die Urjadhender voll 
ftändig von einander abweichenden Wirtjchaftsweijen beider Länder liegen darin, daß Bel: 
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gien eine dichte Ländliche Bevölkerung und ſtark parzellierten Grundbefig hat, während in 
England umgekehrt die ländliche Bevölkerung relativ dünn ift und Heine Wirtichaften in ver: 
ſchwindend geringer Zahl vorkommen. 


Aus den angeführten Gründen ergibt fich die Unmöglichkeit, für die Angemefjenheit oder 


Unangemefjenheit der verjchiedenen Wirtſchaftsſyſteme ganz beſtimmte, in Zahlen zu firierende 
Mertmale aufzuftellen; ed muß vielmehr dem einzelnen landwirtichaftlichen Unternehmer 
überlafjen bleiben, unter jorgfältiger Berüdfichtigung aller auf die Wirtichaftsorganifation 
einflußreichen Umftände ſich diejenige Betriebsweije auszuwählen, welche für feine Verhält: 
niſſe die pafjendite ift. 


% 9. von Thünen**) bat in feinem tfolierten Staat den Berfuch gemacht, auf Grund 
jehr genauer Berechnungen > ne welden Einfluß die Entfernung vom Marftorte, die Ge: 
treidepreife, der Reichtum des Bodens und die Abgaben auf die Art der landwirtſchaftlichen Pro— 
duftion und ſomit auf die Wahl des Wirtſchaftsſyſtems ausüben oder doch bei Anwendung richtiger 
Grundfäge ausüben follten. Wie jhon in Abhandlung X dieſes Handbuchs ($ 10. ©. 557) ein- 
gehend dargelegt ift, fommt Thünen dabei zu dem Nejultat, daß in einem ifolierten Gebiete, in 
dejien Mitte als einziger großer Konfumtionsplag ſich eine Stadt befindet, die verichiedenen Wirt: 
ihaftsiniteme ala foncentrijche Kreiſe um diefe Stadt fich gruppieren müſſen. Den innerften, 
alſo der Stadt zumächft gelegenen Kreis nimmt die freie Wirtihaft mit Garten: und Gemüfebau, 
Milhproduftion ꝛc. ein, den zweiten die Forſtwirtſchaft, den dritten die Fruchtwechſelwirtſchaft, den 
vierten die Koppelwirtſchaft, den fünften die Dreifelderwirtichaft, den jechiten endlich die Viehzucht. 

Die Thünen’shen Unterfuhungen find ein Mufter von Gründlichkeit und Genauigfeit; 
fie enthalten ferner eine Menge wichtiger und jcharffinniger Beobachtungen und Bemerkungen über 
die Bedingungen, von welchen der Reinertrag der verichiedenen landwirtſchaftlichen Produktions 
zweige abhän tz fie zeigen enblih mit mathematifcher Beweiskraft, wie bei Zunahme der Ent: 
fernung des Probuftionsgebietes vom Abjagorte ober bei Erniedrigung der reife der landwirt: 
ihaftlihen Erzeugniffe oder bei Abnahme der Fruchtbarkeit des Bodens aud) eine allmähliche Ver- 
ringerung bes Neinertrages ftattfindet und wie für jede Art der landwirtichaftlicen Produktion 
ihließlich eine Grenze fich findet, über welche hinaus diejelbe überhaupt nicht mehr lohnend ift. 
Diefe Grenze gejtaltet ſich für die einzelnen Produkte (Getreide, Mil, Butter, Holz 2c.) verſchieden; 
fie fann beftehen in einem Marimum der Entfernung des Produftionsgebietes vom Abjagorte oder 
in einem Minimum der Probuftenpreife oder in einem Minimum der Produktionskraft, aljo des 
Rohertrages des Bodens. In den hier aufgeführten Punkten liegen die großen Vorzüge ber 
Thünen’shen Unterjuhungen; das Studium derjelben führt in das innerite Weien der landwirt— 
ihaftlichen a. fo tief, wie kaum ein anderes landbwirtichaftliches oder nationalökonomiſches 
Werk ein. Was ihr poſitives Rejultat Hinfichtlich des gegenfeitigen Berhältniffes ſowie 
der Rentabilität der einzelnen Wirtfchaftsigfteme betrifft, jo können die Thünen'ſchen Unterſuch— 
ungen nach gewiſſen Richtungen hin auch eine allgemeine Gültigkeit beanſpruchen. Unter 
den günftigiten Bedingungen für_die Produktion und den Abjag der landwirtſchaftlichen Erzeugniffe 
ift die freie Wirtichaft an der Stelle; unter weniger vorteilhaften, aber auch noch günftigen, folgt 
die Fruchtwechlelwirtihaft; dann kommt die Körner: (Dreifelder:) oder auch die Feldgras⸗Koppel«) 
Wirtſchaft; unter jehr ungünftigen Verhältniffen ift der Aderbau überhaupt nicht mehr lufrativ, 
an jeine Stelle tritt die Benugung des Bodens ald Wiefe oder Weide und damit die ausſchließ— 
liche Biehhaltung. Es würde le verkehrt fein, wollte man die Rejultate der Thünen’ichen 
Unterſuchungen direkt auf die Wahl des Wirtſchaftsſyſtems anwenden; dies hätte ſchon zu Thünen’s 
Lebzeiten zu unhaltbaren Folgerungen geführt und würde jest, nachdem die landwirtichaftlichen 
Broduftionsverhältniffe ſich fo jehr verändert haben, ſolches in noch höherem Grade thun. In 
der cit. Abh. X wurde bereits darauf hingewiejen, daß in Folge der Verbeſſerung der Verkehrs: 
mittel und der Verringerung der Transportkoften die örtliche Entfernung des Produktionsgebietes 
vom Abjagorte bei weitem nicht mehr die große Bedeutung wie zu Thünen’s Zeiten befigt, welcher 
bei jeinen Berechnungen immer den Transport auf dem Landweg und durch Zugtiere vorausfegt. 
Aus der BVerichiedenheit der Transportkoften entnimmt aber Thünen das hauptiählichite Motiv 
für die verſchiedene Stellung, welche er den einzelnen Wirtichaftsiyitemen innerhalb des ifolierten 
Staates einräumt. Bei Beſtimmung des Einfluffes der Transportkoften und des Einfluffes der 
Breife der landwirtichaftlihen Produkte operiert Thünen mit feiten Größen und fteht jomit auf 
fiherem Boden, während er bei feinen Annahmen bezüglich der Produktionskraft (Reichtum) des 
Bodens und bezüglid der Rentabilität der Viehhaltung von Grundlagen ausgeht, deren Richtige 
feit ſchon für feine Zeit jehr in Frage geftellt werden muß und welde für den jegigen Stand ber 
landwirtichaftlihen und der allgemeinen wirtihaftlihen Entwidelung vollftändig unhaltbar find. 

Es kann hier nicht die Aufgabe fein, an dem vortrefflichen Werte Thünen’s, deffen dauernder Wert 
über jeden Zweifel erhaben ift, eine eingehende Kritik zu üben; aber gerade bei der Wichtigkeit, 
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welche den Thünen’shen Unterfuchungen mit Necht noch heute beigelegt wird, erſcheint es nötig, 
auf dBiewejentlihften Punkte in denjelben aufmerkſam zu machen, welche nach dem heutigen 
Stande unſerer wiſſenſchaftlichen Erkenntnis und unjerer wirtfchaftlihen Entwidlung nicht 
mehr als zutreffend angejehen werben können. 

Am auffälligiten iſt auf den erften Anblid die Stellung, welche Thünen der Forſtwirtſchaft 
anweiſt, nämlich gleich hinter der freien Wirtichaft, alfo faft in unmittelbarer Nähe der Central» 
ftadbt. Thünen geht dabei von der Vorausfegung aus, daß die Produkte der Foritwirtichaft das 
allein zur Dispofition ftehende Heizungsmaterial find und daß diejelben bloß auf dem Landwege 
herbeigeichafft werben können; dabei nimmt er für alle Teile des ifolierten Staates eine gleiche 
‚sruchtbarkeit des Bodens an. Nun befigt aber thatfächlich jedes Land große Flächen, welche ihrer 
tlimatiſchen Lage oder Bodenbeichaffenheit nach ſich ausjchließlich oder doc vorzugsweiſe für den 
Waldbau eignen und hierzu rationeller Weife benugt werden müſſen. Dieſe Flächen reichen in der 
Negel für die Dedung des Bedarfs an Forftproduften aus, zumal der Bedarf an Brennmaterial 
dort, wo das Holz teuer ift, jegt überall dur Kohlen oder Torf befriedigt wird. Für den Be: 
trieb oder Nichtbetrieb der Foritwirtichaft ift in erfter Linie die Beichaffenheit des Bodens ent: 
icheidend, dann allerdings auch die Bevölkerungs-, Abſatz- und Verkehröverhältnifie. Aber gerade 
bei dünner Bevölkerung, wo die Benügung des Bodens zum Ackerbau ſchwierig und Eoftipielig ift und 
die Produkte von Aderbau und Viehzucht einen niedrigen Preis haben, wirft auch auf beſſeren Boden 
arten die Forftwirtichaft unter allen Benugungsweiien des Kulturlandes häufig die höchite Nente ab. 

Den Einfluß der durch Lage und Zufammenjegung bedingten natürlihen Broduftions: 
Eraft des Bodens hat Thünen überhaupt nur wenig berüdfichtigt, wohl weil derfelbe ſchwer 
in pofitiven Zahlen ſich darftellen läßt, und doch ift derjelbe für die Wahl des Wirtſchaftsſyſtems 
oft von ausichlaggebender Bedeutung. So wird 3.8. die Enticheidung darüber, ob die Körner: 
wirtihaft (Dreifelderwirtihaft) oder die Feldgraswirtichaft (Stoppelwirtichaft) lukrativer ift, in 
vielen Fällen durd die Qualität des Bodens ganz unzweifelhaft gegeben. Aehnlich jtellt ſich die 
Sadıe, wenn die Wahl zwiihen Fruchtwechſel- und Feldgraswirtihaft vorliegt. 

Dad Verhältnis zwiſchen Dreifelder und Koöppelwirtſchaft beurteilt Thünen 
meines Erachtens nicht richtig; die erfte gehört in den 4., die legtere in den 5. Kreis, während 
Thünen ihnen die umgefehrte Stellung anweiſt. Die Koppelwirtichaft beanjprucht weniger Arbeits: 
fraft und Stapital, fie ift ein extenfiveres Syſtem wie bie Dreifelderwirtfchaft; fie ftellt den Ueber: 

ang von der Körnerwirtichaft zur reinen Viehwirtfchaft dar, und muß deshalb in dem ifolierten 
Staat die vorlegte Stelle einnehmen. 

Wenn Thünen für die Koppelwirtichaft einen näheren Plag am Centrum, aljo eine günftigere 
Stelle, beanfprucht wie für die Dreifelderwirtihaft, jo hängt dies noch mit einer anderen, nach 
unferer jegigen Erkenntnis, irrtümlichen Auffaffung zufammen, welche auch für jonftige Nejultate der 
Thünen’schen Unterfuhungen von Einfluß geweien ift. Thünen hat die große Bedeutung ber für bie 
Landwirtichaft jo überaus wichtigen Wechſelbeziehungen jowohl zwifchen der Broduftion pflanzlicher 
und ber Produktion tierifcher Ergebnifje wie zwifchen dem Futterbau und dem Getreidebau nicht 
genügend gewürdigt, ja fait ganz außer Acht gelaſſen Es lag dies in der von ihm angewenbeten, 
zur Stlarfiellung gewiller Wahrheiten aud) richtigen Methode, nad) welcher er die Wirkung jedes 
einzelnen auf den Neinertrag einflußreihen Umſtandes ifoliert von allen anderen Umſtänden 
zu ermitteln verfucht. Die hierbei erzielten Refultate geftatten aber keineswegs eine jo unmittel« 
bare Anwendung auf die Organifation und Nentabilität des ganzen Betriebes, wie Thünen und 
Andere fie machen zu dürfen glaubten. Zum Beweis mögen folgende Beifpiele dienen: Bei der 
Tichlägigen Koppelwirtihaft mit der Fruchtfolge: 1. Brache, 2, Noggen, 3. Gerfte, 4. Hafer, 
5—7. Weide berechnet Thünen (a. a. O. S. 108) den geſamten Nobertrag für die drei Getreide: 
ſchläge auf 2986,4 Thaler, . die drei Weideichläge nur auf 328,2 Thaler. An Produktions: 
foften nimmt er für die drei Getreideichläge 1182,8 Thlr., für die drei Weideichläge 21,3 Thlr, 
an und außerdem für die ganze Fruchtfolge noch 882 Thlr. allgemeine Kulturkoſten. Rechnet man 
von den allgemeinen Koſten auch nur 182 Thlr. auf die drei Weidefchläge und 700 Thlr. auf die 
drei Getreideſchläge, jo ergibt fich für die erfteren ein Stoftenaufwand von zuſammen 203,3 Thlr., 
für Die leßteren ein joldher von 1882,8 Thlr. Der Reinertrag der Getreideijläge beläuft fich als» 
dann auf 2986,4--1882,8 = 1103,6 Thlr., derjenige der Weideichläge auf 328,2— 203,3 = 124,9 Thlr. 
Dies ift ein unhaltbares Nejultat, wenn man nicht den Ertrag der Vichhaltung als ganz mini— 
mal annehmen will, Nach unjeren jegigen Verhältniffen müßten die Weideſchläge zum mindeſten 
die nr von dem NReinertrage der Getreidefchläge bringen. Selbit wenn man die gefamten Stoften 
der Brachhaltung, welche Thünen nad Abzug des Weidewerts der Brache auf 252,7 Thlr. ver: 
anſchlagt, noch den Getreideichlägen ausſchließlich aufbürden wollte, würde der Neinertrag der 
legteren fih als unnatürlic hoc negen den Neinertrag der Weideichläge herausitellen. Die drei 
Getreideihläge würden dann zufammen 850,9 Thlr., die drei Weideſchläge bloß 124,9 Thlr. an 
Reinertrag oder Landrente bringen. An einer anderen Stelle (a. a. O. ©. 239 u. 240) veranschlagt 
Thünen den Reinertrag einer Kuh bei einer Entfernung des Produftionsortes von der Stabt 

von 5 Meilen auf 2,58 Thlr. von 30 Meilen auf 5,84 Thlr. 
" y, ” 
m 2 nr ” 4, " ” 50 "” " 4,85 ” 
Danadı würde aljo die Rentabilität der Kuhhaltung mit zunehmender Entfernung von der Stadt 
bis zu der Entfernung von 30 Meilen abfolut fteigen und jelbft bei 5Omeiliger Entfernung würde 
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eine Kuh noch fait den doppelten Reinertrag wie bei 5meiliger Entfernung bringen. Die Unhalt- 
barkeit eines jolhen Refultates liegt auf der Hand, Thünen fonnte zu demfelben nur dadurch 
gelangen, daß er die Wechfelbeziehungen zwiſchen Viehhaltung und Aderbau fo gut wie ganz igno— 
rierte, Beitehen beide nebeneinander, jo wächſt einerjeitö die Produftionskraft des Aders auch hin 
fihtlih der Getreideerzeugung, während andererfeits die Rentabilität der Biehhaltung infolge der 
Möglichkeit einer zwedmähigen Verwertung und volllommenen Ausnugung des Düngers ſowie 
infolge anderer Umſtände gleichfalls Relgt- 

Bezüglich der Ausjaugung dei Bodens dburd die Pflanzenkultur und bezüglich des 
Wiedererjages der entjogenen Pilanzennäbrjtoffe durch ben Dünger huldigte Thünen An— 
ihauungen, welche ziwar dem damaligen Stanbpunfte der Wiſſenſchaft entipradhen, aber nad) unjerer 
heutigen Erkenntnis unhaltbar find. Diefe Anſchauungen haben auch auf feine Beurteilung der 
Wirtſchaftsſyſteme einen Einfluß ausgeübt. Diefelben bedingen, in Verbindung allerdings mit ber 
Verkennung der innigen Wedhielbesiehungen zwiſchen Aderbau und Viehhaltung, z. B. den merf- 
würdigen, aber ſchwerlich gerechtfertigten Ausdrud Thünen’s, daß unter den für den tfolierten Staat 
angenommenen Vorausjegungen „eine, feine reine Brache haltende, fi) über die ganze Gutsfläche 
ausdehnende Fruchtwechſelwirtſchaft in dem ifolierten Staat feine Stelle findet” (a.a. DO. S. 221). 

Dieje kurzen Andeutungen werden genügen, um barzuthun, daß die Refultate der Thünen'ſchen 
Unterfuchung zwar eine gewifie allgemeine Richtigkeit befigen, daß fie aber unter den heutigen Ver: 
bältniffen feine direfte Anwendung auf die Art und Organifation der landwirticaftlichen Pro: 
duftion im Speziellen Falle zulafien. Thünen geht in verihiebenen wichtigen Bunkten von natur: 
wiſſenſchaftlichen oder wirtſchaftlichen Vorausſetzungen aus, welde entweder überhaupt unhaltbar 
find oder welche doch für die Gegenwart nicht mehr zutreffen. Das bleibende Verdienit Thünen’s 
berubt nicht darin, daß er für die einzelnen Wirtſchaftsſyſteme die richtige Stelle ausfindig ge- 
macht bat, was immerhin nur mit mancherlei Einfchränfungen zugegeben werben kann, jondern 
vielmehr in den vielen anderen, bereit3 am Eingang dieſer Beiprehung geltend gemachten großen 
Vorzügen feines Wertes. 


2. Dielandwirtfhaftliden Betriebsſyſteme). 


$ 50. Zur erfolgreichen Führung eines landwirtichaftlichen Betriebes bedarf derjelbe eine 
jolhe Organifation, innerhalb welcher jämtliche bei der Produktion beteiligten Faktoren zu 
einander pafjen und fich gegenjeitig ergänzen. Bor allem müfjen die beiden Hauptzweige 
der Landwirtſchaft, Aderbau und Viehhaltung in einem entjprechenden Verhältnis zu ein- 
ander ftehen. Der Ader muß, im Berein mit Wiejen und Weiden, den Zug: und Nuptieren 
die erforderliche Menge von Einftreu und Futter liefern. Die Zug: und Nuptiere müſſen das 
vorhandene Futter angemefjen verwerten und den für die bauernde Fruchtbarkeit des Ackers nö- 
figen Dünger erzeugen; wobei allerdings nicht ausgefchloffen ijt, daß man nebenher den 
regelmäßigen Ankauf von Futter: oder Dungmitteln in Ausficht nimmt. 

Da durd die Beichaffenheit des Bodens und Klimas, welche der Hauptjache nach unver- 
änderlich ift, für die Auswahl der anzubauenden Gewächſe feſte Grenzen gegeben find, fo wird 
man bei der Organijation des Betriebes zunächſt die Art des Ackerbaubetriebs, we 
nigftend im allgemeinen, fejtjtellen müflen; danach muß fich dann die Viehhaltung richten. 
Ueberall, wo der Landbau überhaupt noch zuläſſig ift, fann man jede Art von Viehhaltung 
treiben, falls der Boden das erforderliche Futter zu erzeugen im ftande ift; man kann aber 
nicht überall das für jede Art der Viehhaltung notwendige Futter produzieren. Man muß 
deshalb für die Organijation jelbjt jolcher Wirtichaften, deren Geldertrag vorausfichtlich zum 
größeren Teile aus dem Verkauf von tierischen Produkten fließen wird, zunächft fich fragen, 
in welcher Weije die Urt des Aderbaubetriebes einzurichten ift. Das charakteriftiiche Merk: 
mal des letzteren liegt in der Fruchtfolge, durch welche die Einteilung des Aderlandes 
in einzelne Felder und die Art der Benugung jedes Feldes beftimmt wird. Durch die Frucht: 
folge ift die übrige Organijation des Betriebes, wenn auch nicht im einzelnen jo doch in 
ihren Grundlagen jchon gegeben. Denn von ihr hängt der Bedarf an menſchlichen und tie 
riichen Arbeitskräften, das anzujchaffende tote Anventar ſowie die Art und der Umfang der 
Nutzviehhaltung mehr wie von allem anderen ab. Es iſt deshalb fein Zufall, jondern in 
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dem Weſen der Sache begründet, wenn die verſchiedenen Wirtſchaftsſyſteme ihren Na— 
men nach der gewählten Fruchtfolge oder nach der Art des Ackerbaubetriebes überhaupt führen. 
Die Ausdrücke „Dreifelderwirtichaft“, „Koppelwirtſchaft“, „Fruchtwechſelwirtſchaft“ beziehen 
ſich ihrem Wortlaute nach lediglich auf die Benutzung des Ackerlandes, während ſie in der 
That beſtimmte Arten der Betriebsorganiſation im ganzen bezeichnen. Dieſer Umſtand ver— 
leitet manche zu der irrigen Anſicht, als ob es bei der Einrichtung einer Wirtſchaft ausſchließ— 
lich auf die Fruchtfolge ankomme und als ob die Wahl einer dem Boden und dem Klima 
entſprechenden Fruchtfolge ſchon an und für ſich die Garantie für eine zweckmäßige Organi- 
jation des Betriebes biete. Hierin liegt eine Ueberichägung der Bedeutung des Aderbaus im 
allgemeinen und der Fruchtfolge insbejondere. Denn bei gleichem Boden und Klima kann 
man verjchiedene Fruchtfolgen wählen, welche an und für fich gleiche Zweckmäßigkeit beſitzen, 
falls fie den übrigen maßgebenden VBerhältniffen z. B. bezüglich der vorhandenen menichlichen 
Arbeitskräfte, des Preijes und Abſatzes der erzeugten Produkte, entiprechen. Ferner ift es 
wohl möglich, daß zwei Wirtichaften bei gleicher Fruchtfolge doch in anderen Einrichtungen 
wejentlich von einander abweichen. Die eine Wirtjchaft verwendet den größten Teil der er- 
zeugten Körnerfrüchte zur Verfütterung an Nubtiere, die andere verkauft denjelben; die eine 
Wirtichaft verkauft die produzierte Milch in friichem Zujtande, die andere verarbeitet dieſelbe 
zu Butter oder Käſe; die eine Wirtjchaft legt bei der Rindviehhaltung den Schwerpunft in die 
Aungviehzucht oder Mäftung, die andere in den Verkauf von Mil, Butter oder Käſe ꝛc. Wäh— 
rend deshalb einerjeit3 die Fruchtfolge am meiften die ganze Organijation des Betriebes be- 
ftimmt und bedingt, jo ift fie doch andererjeits feinesivegs hierfür von ausjchlieglih maßge— 
bender Bedeutung. Beide Thatjachen dürfen nicht außer Auge gelaffen werden, wenn man 
ein ficheres Urteil über das Wejen der verjchiedenen Betriebsiyfteme gewinnen will. 

Da die Körnerfrüchte und Futterpflanzen die beiden wichtigjten Gruppen von Gewächſen 
bilden, welche auch den bei weitem größten Teil des landwirtichaftlich benutzten Areals in 
Anſpruch nehmen, jo ift es natürlich, daß für die meiften Betriebsſyſteme das charafteri- 
ftiiche Merkmal in dem Umfang und der Art ihres Körnerbaued oder ihres Futterbaues 
liegt. Es gibt Wirtjchaftsiyfteme, bei welchen der Acker ausichließlid oder faft ausſchließ— 
lid) zur Körnerproduktion benugt wird; man nennt diefelben deshalb auh Körnermwirt- 
haften und ihr wichtigſter Repräſentant ift die Dreifeldermwirtihaft. Daneben 
finden ſich Wirtichaften, welche zwar auch den Körnerbau begünftigen, aber das Land nad 
Entnahme einer Reihe von Körnerernten mehrere Jahre hintereinander zum Anbau von 
Klee und Gräjern oder zur Weide benugen; es find dies die Feldgras- oder Koppel— 
wirtjichaften. Der regelmäßige Wechjel zwiichen Körnerfrüchten und anderen Gewächien, 
namentlich Futterpflanzen, ift das leitende Prinzip der Frucht wechſelwirtſchaft. Bei 
der Weidewirtjchaft tritt der Körnerbau ganz in den Hintergrund; die nugbare Boden- 
fläche wird vielmehr in möglichjt ausgedehntem Umfange zur Weide niedergelegt und für 
den Aderbau bleibt nur joviel übrig, als infolge der jonftigen Bedürfniffe der Wirtſchaft 
die Erzeugung von gewiſſen Bodenproduften unumgänglich notwendig erſcheint. Wo aus 
vorhandenen technifchen Nebengewerben, wie Branntweinbrennerei oder Rübenzuderfabri- 
fation, ein Hauptertrag der Wirtichaft fließt, iſt es erforderlich, die Art des Aderbaube- 
triebes und beionders die Fruchtfolge diefen Nebengewerben anzupafjen; es find dies die 
Wirtjhaften mittehniihen Nebengewerben. Unter Umftänden fann es rätlich 
jein, von einer feſten Fruchtfolge überhaupt Abjtand zu nehmen und jedes Stüd Aderland 
in jedem Jahre jo zu beftellen, wie es die gerade vorhandenen Umjtände rätlich ericheinen 
lajjen; diejes Betriebsiyftem nennt man freie Wirtſchaft. 

Außer den genannten Betriebsarten gibt es noc einige andere, welche ganz beftimmten 
lofalen Zuftänden oder Gewohnheiten ihren Uriprung verdanken; hierzu gehört 3. B. Die 
Waldfeldwirtſchaft und die Brandwirticaft. 
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$ 51. Unter den Betriebsfyftemen mit vormwiegendem Körnerbau verdient vor allem die 
Dreifelderwirtihaft hervorgehoben zu werden. Diejelbe war jchon den alten 
Römern bekannt und ift wahrjcheinlih in den erjten Jahrhunderten nach Ehrifti Geburt 
durch römische Koloniften nach Frankreich und dann nach dem jüdmwejtlichen Deutichland 
übertragen worden. Zu Karl’3 d. Gr. Zeit war fie jchon eine jehr verbreitete Wirtichafts- 
weife, welche von da ab über ein ganzes Jahrtauſend hindurch der Yandwirtichaft in dem 
größten Teile Europa's ihr charakteriftiiches Gepräge verliehen (vgl. ©. 15 ff.) hat. Die Drei- 
felderwirtichaft beftand darin, daß das Aderland in drei Felder geteilt war, von denen in 
jährlichem Wechjel eins brad) lag, eins mit Wintergetreide und eins mit Sommergetreide 
bejtellt wurde. Das Brachfeld wurde bis Johanni beweidet, dann umgebrochen, gebüngt 
und zur Winterjaat vorbereitet. Ferner dienten ald Weide die Stoppeln des Winter: und 
Sommerfeldes, deren Umbruch erjt im kommenden Frühjahr erfolgte. Futterfräuter und 
Hadfrüchte wurden auf dem Ader nicht gebaut; den geringen Bedarf an Gemüje oder 
jonjtigen nicht zu den Körnerfrüchten gehörenden Gewächſen befriedigte man durch deren 
Anbau in Gärten oder auf anderen in der Nähe des Wirtichaftshofes gelegenen Flächen, welche 
in das Syitem der Dreifelderwirtjchaft nicht mit eingefchlofjen waren. In Gegenden, two 
die Landbau treibende Bevölferung in Dörfern zufammenmwohnte, war die ganze Feldmark 
in drei Teile geteilt, von denen abwechjelnd der eine als Brache, der andere zu Winter: 
getreide, der dritte zu Sommergetreide benüßt wurde; jeder Dorfeingejefjene hatte in jedem 
diejer drei Teile (Flur, Zelge) ein ihm gehörendes Stüd, jo daß immer alle Brachfelder 
ebenjo wie alle Winter: und alle Sommerfelder je eine zujanımenhängende Fläche bildeten. 
Dadurch war e3 auf der einen Seite möglich, daß der gejamte Viehſtand eines Dorfes 
von einem oder einigen wenigen Hirten gemeinjchaftlich auf den Brach- und Stoppelfluren 
geweidet werden fonnte; auf der anderen Seite wurde der einzelne Beſitzer gehindert, 
irgend eines jeiner Felder anders zu bemüßen, ald das Syſtem der Dreifelderwirtichaft es 
vorfchrieb; namentlich war eine Verwendung der Brache zum Anbau von Hadfrüchten oder 
jonftigen Gewächſen unzuläffig. Neben dem Aderland gab es bejondere jtändige Gras- 
weiden und Wiejen. Die Weide war gewöhnlich gemeinfames Befigtum aller Dorfgenofjen 
und wurde von deren Vieh gemeinfam ausgenugt. Die Wiejen befanden ſich zwar in 
Privateigentum, aber es pflegte bloß ein Schnitt von denjelben genommen zu werden. Da- 
für wurden fie im erjten Frühjahr und im Herbſt nad) der Heuernte beweidet und zwar 
ebenfalls von allem Dorfsvieh gemeinichaftlich. 


Die Dreifelderwirtihaft hatin früheren Zeiten gewiß ihre Berechtigung gehabt. 
Sie zwang die Landwirte zu einer geregelten Beitellung und Benugung des Ackers. Da ferner 
der Bedarf der ländlichen wie der übrigen Bevölkerung an pflanzlichen Produkten in viel aus— 
gebehnterem Grade als jet vorherrichend auf Körnerfrüchte fich richtete, jo war es natürlich, daß 
das Aderland dem Anbau derjelben gewidmet wurde, Eine ununterbrocdene Körnerprobuftion würde 
aber die Bodenkräfte Schnell erihöpft und den Ader übermäßig verunfrautet haben. Deshalb war 
es gewiffermaßen eine Notwendigkeit, jedes Feld im dritten Nabre brach liegen zu laſſen. Die 
Ernährung der Tiere war während des Sommers zwar oft jehr fürglich, aber fie war doc durch 
die vorhandenen Weiden auf dem Acer, auf den Wieſen und den jtändigen Weidefläcen bis zu 
einem gewiffen Umfang fihergeitellt. Für die Fütterung der Tiere im Winter war das Stroh und 
das Wiejenheu beitimmt. Erfteres gewährte allerdings nur eine jehr mangelhafte Nahrung, welde 
faum zur Erhaltung des Lebens ausreichte; von der Menge und Güte der vorhandenen Wiejen 
bing es daher ab, ob die Winterfütterung der Tiere eine einigermaßen ausreichende fein konnte 
oder nicht. Die regelmäßige Produktion an Stalldünger war durch die Verwendung des geernteten 
Strohs und Heus gefihert; die Menge und Güte des Düngers beftimmte ſich wieder vorzugs— 
weiſe durch die Quantität und Qualität des erzielten Heus. An Arbeitskräften beanfpruchte Die 
Dreifelderwirtichaft jehr wenig, da bei ihr feine Gewächſe vorfamen, welde ſonderlicher Pflege 
bedurften; ferner fand, wenigſtens bezüglich der tieriihen Arbeitskräfte, eine annähernd gleiche 
Verteilung der Arbeiten auf die ganze, für die Feldbeſtellung zur Verfügung ftehende Zeit des 
Jahres ftatt. Im Frühjahr erfolgte die Bearbeitung des Sommerfeldes, im Vorſommer die Be— 
arbeitung und Düngung der Brache, darauf das Einfahren des Heus und des Getreides, im Herbit 
endlich bie Beitellung der Winterfrüchte. So lange die Einficht in die Geſetze des pflanzlichen 
umd tierijchen Lebens gering, dabei die ländliche Bevölkerung geiftig wenig entwidelt und wenig 
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ahlreich war, auch wenige Bedürfniſſe hatte, fonnte die Dreifelberwirtichaft genügen ; fie empfahl 
—* ſogar durch die Einfachheit, Regelmäßigkeit und Stetigkeit, welche fie dem landwirtſchaftlichen 
Betrieb verlieh. Sobald aber die gejteigerte Einficht und die gefteigerten Bebürfniffe der länd— 
lien wie der übrigen Bevölkerung zu einer umfafjenderen und vieljeitigeren Ausnugung ber in 
der Landwirtſchaft wirkſamen produftiven Kräfte drängten, traten die Mängel der Dreifel— 
derwirtidaft hervor und verlangten Abhilfe. 

Bei der Dreifelderwirtidyaft fand eine einjeitige Inanipruchnahme und daher unvollftändige Aus- 
nugung der Bodenkräfte ftatt; e8 wurden lediglich Körnerfrücdte gebaut, welche den Boden be: 
züglich gewiſſer Pflangennähritoffe fehr ftark in Anſpruch nahmen, denfelben in eine phyſikaliſch 
ungünftige Beſchaffenheit verjegten und die Verunfrautung begünftigten. Die lang anhaltende Be: 
weidung der Brade und der Stoppelfelder wirkte auf die phyſikaliſche Beſchaffenheit des Bodens 
ebenfall® ungünftig ein und verlangiamte die Zerlegung der Pflanzennährſtoffe. gm Milderung 
des Einfluffes diefer Umſtände war es dann allerdings nötig, den Ader alle drei Jahre unbebaut 
liegen a lafien und ihn während des Bradjahres wenigitens einige Monate hindurch einer gründ- 
lichen Bearbeitung zu unterwerfen; dadurch blieb aber ein volles Dritteil des Aderlandes unge: 
nugt. Die Ernährung des Viehs war felten eine genügende; während des Sommers lieferten 
Brady: und Stoppelweiden immer nur ein mangelbaftes Futter, die Pflege der ftändigen Weiden 
wurde ſehr vernachläſſigt. Im Winter waren die Tiere auf das wenig nahrhafte Getreideitroh 
und auf das MWiejenheu angemwieien, dejien Menge und Güte aber häufig viel zu wünſchen übrig 
ließ. Nur wo im Verhältnis zum Aderland eine große Weiden: und Wieſenfläche von hoher natür— 
licher Fruchtbarkeit vorhanden war, fand eine reichliche Ernährung der Tiere ftatt. Der in der 
Negel knappen Fütterung entiprach die ipärliche Düngerproduftion, welche wiederum ungünftig auf 
die Fruchtbarkeit des Aders wirkte. Eine gleiche Verteilung der zur Verfügung ftehenden menich- 
lien Arbeitsträfte war bei der Dreifelderwirtichaft nicht möglich; für die Heu: und Getreide: 
ernte wurben verhältnismäßig viel Menſchen gebraucht, welche dann während des übrigen Jahres 
feine genügende Beihäftigung hatten. 


Wenn die Dreifelderwirtichaft jo lange ihre Herrichaft behauptete, jo lagen diejem Um— 
ftand verjchiedene Urjachen zu Grunde Zunächſt beſaß fie die bereitö gejchilderten rela- 
tiven Borzüge. So lange ferner die Bevölkerung dünn und geiftig wenig entwidelt, fo 
lange gleichzeitig die Preife der landwirtichaftlihen Produkte niedrig ftanden und die Ver: 
fehrsmittel mangelhaft waren, trat das Bedürfnis nach einer gefteigerten landwirtſchaft— 
lihen Produftion ebenjo wenig hervor, als die Verwendung größeren Betriebötapitals, 
welches zu einer bejjeren Art des Aderbaus und der Viehzucht notwendig gewejen wäre, 
fi) entiprechend bezahlt gemacht haben würde. Endlich war die ganze Gejeggebung und 
das gültige Gemwohnheitsrecht, joweit fie den landwirtichaftlichen Betrieb berührten, überall, 
wo die Dreifelderwirtichaft Herrichte, der legteren durchaus angepaßt. Dies galt z.B. be- 
züglih der gemeinjamen Weiderechte, bezüglich der Weiderechte auf fremdem Grund und 
Boden, bezüglich der zu leiftenden Frohndienfte, der zu liefernden Naturalabgaben 2c. Zur 
Bejeitigung der Dreifelderwirtichaft war eine gänzliche Umwandlung der Agrargejeggebung 
notwendig, wie fie in Deutjchland in den erften Jahrzehnten diejes Jahrhunderts erfolgte *). 
Mit der Aufhebung der Gemeinheiten, mit der Ablöjung der Hand- und Spanndienjte 
und der Naturalabgaben ſchwand auch allmählich die Dreifelderwirtichaft. In Deutjchland 
finden fi zwar, namentlich bei den bäuerlichen Befigern, noch jegt viele deutliche Spuren 
berjelben, aber in ihrer urfprünglichen Gejtalt kommt fie faum mehr vor, 

Un die Stelle der reinen Dreifelderwirtichaft trat zunächjt meift die verbejjerte 
Dreifelderwirtihaft. Man behielt die bisherige Einteilung und Beſtellung des Ackers 
im großen und ganzen bei, ließ aber das frühere Brachfeld nicht volljtändig ungenutzt 
liegen, jondern verwendete eine beftimmte Quote desjelben zur Bebauung mit Früchten, die 
nicht zu den Getreidearten gehörten, z.B. mit Klee, Wurzelgewächien ꝛc. Je nachdem man 
nun die biöherige Brache in zweis, drei-, vier- oder gar fünffacher Weiſe benupte, entjtanden 
die Sechs-⸗, Neun, Zwölf-⸗, Fünfzehn-Felderwirtichaften. Bei allen diefen war '/s des 
AUders mit Wintergetreide, Ys mit Sommergetreide bejtellt und das legte Drittel lag teils 
brach, teils trug es Klee, Kartoffeln, Rüben, Hüljenfrüchte ꝛc. Die folgende Darftellung 
wird dies veranjchaulichen. 


50) Bgl. hierüber die folgende Abhandlung (XV) von Meitzen. 


Die verbefferte Dreifelbermirtichaft. $ 51. 69 


Dreifelder: Verbefierte Dreifelderwirtihaft: 
wirtihaft: Sechs⸗F. W. Neun⸗F. W. Zwölf⸗F. W. Fünzehn⸗F. W. 
1. Brache 1. Brache 1. Brache 1. Brache 1. Brache 


2. Wintergetreide 2. Wintergetreide 2. Wintergetreide 
2 u was 10 & in. 3. Sommergetreide 
2, Wintergetreide. 3. Sommergetreide 3. Sommtergetreide 4. 8lee 


Klee 4. Klee 5. Wintergetreide 
5. Wintergetreide 5. Wintergetreide 6. Sommergetreide 
6. Sommergetreide 6. Sommergetreide 7. Wurzelgewächſe 

Wintergetreide 

4. Klee 7. Wurzelgewächſe 7. Wurzelgewächſe 

s . ; 9. Sommergetreibe 

8. Wintergetreide 8. Wintergetreide 10. Sülfenfrüchte 

3. Sommergetreide 5. Wintergetreide 9. Sommergetreide 9. Sommergetreide 1 D — 
10. Hülſenfrüchte 1% — wie e 

ww: 4 N 3. Flachs, Mohn ꝛc. 

6. Sommergetreibe ae Wintergetreibe in Wintergetreide 
12. Sommergetreide 15, Sommergetreide 


Dieje verbejjerte Dreifelderwirtichaft hat noch heute in Deutichland und anderwärts eine 
große Verbreitung; fie bildet den einfachften und Leichtejten Uebergang von dem alten Drei- 
felderſyſtem zu einer lohnenderen Betriebsweiſe. Ihre Vorzüge vor der reinen Dreifelder- 
wirtichaft beftehen in folgendem. 

Durch Beſchränkung der Brache und durch den Anbau anderer Gewächje neben den Halm- 
früchten nüßt fie die Bodenkräfte beſſer aus und erzielt eine erheblich höhere Gejamtpro- 
duftion; durch den Anbau von Klee, Wurzelgewächien 2c. wird die zur Ernährung des 
Viehs verwendbare Futtermaſſe bedeutend vermehrt; es kann mehr Vieh gehalten und diejes 
befjer genährt werden, die VBiehhaltung wird außerdem unabhängiger von der vorhandenen 
Flähe an Wiejen und Weiden, die Sommerjtallfütterung des Rindviehs wird ermöglicht; 
die jtärfere Fütterung bedingt eine reichlihere Düngerproduftion und legtere wirft wieder 
günftig auf die Erhaltung und Steigerung der Produktivität des Aderlandes. Der Anbau 
von Wurzelgewächſen und jonftigen Hadfrüchten bietet das Mittel, um eine gleihmäßigere 
Beihäftigung der menjchlihen Arbeitskräfte während des ganzen Sommers durchzuführen. 

Als Hauptmangel der verbeflerten Dreifelderwirtichaft muß der Umſtand bezeichnet werden, 
daß der Körnerbau immer noch zu jehr überwiegt und daß ſtets zwei Halmfrüchte hinter 
einander folgen, wodurd ſowohl die chemifchen wie die phyfifaliichen Eigenichaften des Bo- 
dens ungünftig beeinflußt werden. Ferner bleibt für den Futterbau zu wenig Land übrig, 
jo daß eine wirklich gemügende Futterproduftion und damit Viehhaltung und Dünger: 
erzeugung nur möglich ift, wenn neben dem Aderland ziemlich ausgedehnte jtändige Futter: 
Häcen vorhanden find. 

Die verbefjerte Dreifelderwirtichaft wird in Deutichland bald ebenjo verjchtwinden, wie 
es mit der reinen Dreifelderwirtichaft bereits geichehen ift; fie kann nur in jolchen Ländern 
noch allenfalls zwedmäßig fein, welche wegen Reichtum des Bodens und dünner Bevölke— 
rung auf ftarfe Produftion von Getreide zum Zweck des Exports angemwiejen find. 

Außer der Dreifelderwirtichaft gibt e8 noch andere Betriebsſyſteme, welche zu den 
Körnerwirtichaften gerechnet werden müjlen; es gehören hiezu alle diejenigen, welche 
mehr als die Hälfte des Aderareald mit Halmgetreide bejtellen. So finden fich hier und da, 
jelbft in Deutichland, Zwei-, Vier: oder Fünffeldermwirtichaften, bei denen der Ader jedes 
jweite, vierte oder fünfte Jahr brach liegt oder zur Beitellung einer Brachfrucht benußt wird 
und die übrigen Jahre dem Anbau von Halmfrüchten dient. Dieje Betriebsſyſteme tragen in 
noch höherem Grade wie die Dreifelderwirtichaft die der legteren anhaftenden Mängel an fi ®'). 

In vielen Ländern z. B. Nordamerika, Rußland, den Balkanſtaaten 2c. wird auch heute 


51) Ueber Die Zwei⸗ Vier⸗ und Fünffelder⸗ ganz vereinzelt — fein möchten, vgl. 
wirthichaften, weldye auch früher nur in wenigen gerifeh a. a. O. S. 175—1%. Ferner: J. 
Gegenden fich fanden und jept jedenfalls nur N. Schwerz, Der praktiiche Aderbau. 
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noch vielfah das Aderland ausschlieplich oder doc faſt ausſchließlich zur Getreidepro- 
duktion benußt; es gejchieht dies namentlich in Gegenden mit jehr fruchtbarem Boden und 
dünner Bevölkerung, in welchen für die übrigen Iandwirtichaftlichen Produkte, namentlic) 
die tierifchen, fein lohnender Abſatz fich findet, während das erzeugte Getreide mit ver- 
hältnismäßig geringem Aufwand nad entfernten Ländern transportiert und dort zum Ber: 
fauf gebracht werden kann. Diefer unausgeſetzte Körnerbau ohne jegliche oder doch höch- 
jtend mit ſehr ſpärlicher Düngung nimmt die produftiven Kräfte des Bodens im unge: 
wöhnlich ftartem Grade in Anspruch; auf längere Jahre halten nur wenige Bodenarten 
ein ſolches ausſaugendes Betriebsſyſtem aus. Selbſt die ruffiihe Schwarzerde, welche auf 
viele Fuß Tiefe ein gleihmäßiges Gemenge von fein verteiltem Thon, Kalt, Humus in 
Berbindung mit einem Ueberfluß von leicht Löslichen mineraliichen Pflanzennährſtoffen bildet, 
hat hier und da infolge des ununterbrochenen Getreidebaus an ihrer Fruchtbarkeit ſchon 
eingebüßt. Noch mehr zeigt fich in Nordamerika überall dort, wo man Jahre lang hinter 
einander den Boden nur mit Weizen beftellte, jchon jet eine erhebliche Abnahme der Ernte: 
mengen. Es wird dort im ftrengiten Sinne des Wortes ein Raubbau getrieben, dejjen üble 
Folgen vorläufig nur deshalb nicht unangenehm empfunden werden, weil der Rohertrag 
der Bodenproduftion noch immer den Bedarf der einheimischen Bevölferung an Nahrungs: 
mitteln weit überwiegt und weil noch große, bisher unfultivierte Landflächen von hober 
natürlicher Fruchtbarkeit dem unternehmungsluftigen Landwirt zur Verfügung ftehen. Je 
mehr die Bevölkerung in Nordamerika wächſt und die Menge des noch unfultivierten frucht- 
baren Bodens abnimmt, defto fchneller und jchtwerer werden die unvermeidlichen jchlimmen 
Folgen einer Wirtſchaftsweiſe ſich geltend machen, welche allen volkswirtichaftlichen wie 
naturgejeglichen Anforderungen an einen vernünftigen Betrieb mwiderjprechen ®*). 

$ 52. Die Feldgras- oder Koppelwirtſchaft, früher wohl Wecjel- oder 
Schlagwirtſchaft genannt, hat das Eigentümliche, daß fie das Aderland abwechjelnd 
eine Reihe von Jahren zum Anbau von Getreide oder auch anderen Früchten benußt und 
dann ebenjo eine Reihe von Jahren dem Graswuchs überläßt und ald Weide verwendet. 
In Dänemark, jtellenweife in England, ebenjo in den Marjchgegenden des nordweitlichen 
Deutichlands ift die Feldgraswirtichaft ſtets betrieben worden, jo weit wenigftens unſere 
hiftorischen Nachrichten reichen, Auch in den gebirgigen Teilen des ſüdlichen Deutichlands, 
3. B. im Schwarzwald, findet fie ſich jeit alten Zeiten: fie Heißt dort ſtellenweiſe auch 
Egartenwirtjihaft. Bon Holftein brachte im Jahre 1733 der Landdroft von der Lühe 
die Koppelwirtichaft nach Medlenburg, von wo fie fich zu Ende des vorigen und Anfang 
dieſes Jahrhunderts, wenngleich unter mannigfacd veränderter und verbefjerter Form, all: 
mählich über den größten Teil des nordöftlichen Deutſchlands verbreitete. 

Man kann eine wilde und eine geregelte Feldgrasmwirtichaft unterjcheiden. Erſtere 
bejtand darin, daß man das Land eine unbeftimmte Zeit zum Getreidebau benußte und 
dann ebenjo eine unbejtimmte Reihe von Fahren dem ohne menſchliches Zuthun aufkom— 
menden Graswuchs überließ und als Weide verwendete; bei der Egartenwirtichaft fand 
auch wohl eine Benußung des Graslandes ald Wieje ftatt d. h. das gewachſene Futter 
wurde abgemäht und zu Heu gemadt. Die Anficht Hanſſen's, welche übrigens ſchon zu 
Anfang dieſes Jahrhundert? von U. Thaer vertreten worden ift, daß dieſe wilde Feldgras- 
wirtichaft die urfprünglich in Deutichland herrichend geweſene Betriebsweiſe geweſen jei, 
welche erjt jpäter in den meisten Gegenden durch die Dreifeldermwirtichaft verdrängt worden, 
hat viel Wahrjcheinliches für ſich“). Bei der wilden Feldgrasmirtichaft richtete fich die 





52) Vgl. hierüber auch Sering, Die land: | Grundjäge der rationellen Landwirthichaft, Bd. I, 
wirtichaftliche Konkurrenz Nordamerikas. '8$ 323 - 858 und Hanſſen a aD. ©.125-151 
53) Ueber die Geſchichte und die verſchiedenen und ©. 216—- 387. Ferner: v.d. Goltz, Handbuch 
Formen der Koppelwirthichaft vgl. A. Thaer, der landwirthichaftlichen Betriebslehre. S. 330 ff. 


Die geregelte Feldgras: oder Koppelwirtſchaft. $ 52. 71 


Zahl der Fahre, während welcher das Land zum Getreidebau oder zur Graserzeugung be- 
mußt wurde, ſowohl nach dem fortdauernden Geeignetjein des Bodens für die Getreide: 
produktion wie nach dem Bedarf einerjeit3 an Getreide andrerjeit3 an Weidefläche. Wenn 
die Ernten auf dem Getreideland zu geringfügig ausfielen, überließ man es dem Gras— 
wuchs und nahm dafür einen Teil des bisherigen Ghraslandes, welches durch die Rück— 
jtände der Weidepflanzen und den Dünger der Weidetiere an Pflanzennährſtoffen unter: 
deilen reicher geworden war, wieder umter den Pflug und benußte dasjelbe eine Reihe von 
Jahren zur Körnerproduftion. 

Dieje wilde Feldgraswirtichaft, welche im vorigen Jahrhundert noch jehr Häufig war, 
kommt jegt nur noch vereinzelt in Deutjchland vor. Sie ift der geregelten Feldgraswirtichaft 
gewichen, bei welcher in feſt beftimmter Zeit und Reihenfolge das Land eine Anzahl von Jah: 
ren zum Anbau von Getreide oder auch von andern Gewächſen verwendet und dann ebenjo 
eine Anzahl von Fahren ald Weide benugt wird. Man überläßt aud) jet den Boden meift 
nicht mehr dem natürlichen Graswuchs, jondern jäet in die Getreidefrucht, welche der Weide: 
periode unmittelbar voraufgeht, Gräjer, Klee oder ſonſtige Futterpflanzen ein. 

Die geregelte Feldgraswirtichaft wurde, wie jchon bemerkt, von Holftein und Medlenburg 
aus in das übrige nördliche Deutichland eingeführt und erhielt auch von dort aus den Namen 
Koppelwirtidhaft. Dieje Bezeichnung ift heute noch die am meiften übliche, wiewohl fie 
das Weſen der Sache durhaus nicht trifft. In Holftein waren nämlich bei Einführung jener 
Wirtſchaftsweiſe und jind aucd in der Gegenwart noch die einzelnen Felder oder Schläge 
nit Gräben und Wällen umgeben, auf welchen legteren lebendige Heden fich befinden, deren 
Holz nach einer beftimmten Reihe von Jahren, gewöhnlich nad) der jedesmaligen Beendi- 
gung der Weideperiode, abgetrieben und als Brennmaterial verwendet wird. Die Hede nennt 
man nid: fie dient in Verbindung mit Wall und Graben dazu, die Weidetiere am Aus— 
brechen zu verhindern und ihnen ſowie auch dem Getreide Schub gegen die in Holjtein be— 
ſonders heftigen Winde zu gewähren. Jeder umfriedigte Schlag bildet num eine befondere 
Abteilung in der Fruchtfolge und heit Koppel; die Zahl der Koppeln entipricht aljo der 
Zahl der Schläge in der Fruchtfolge. 

In Holftein war früher die Einteilung des Aderlandes in 10 Schläge, von denen 5 als 
Weide, 4 zur Getreideproduftion benugt wurden und einer brach laq, die am meiften übliche. Die 
gmuctfolge geitaltete fi) dann in nachitehender Weife: 1) Brache, 2) Wintergetreide, 3-5) Sommer: 
getreide, 6—10) Weide; oder auch: 1) Dreeichhafer, 2) Bradıe, 3) Wintergetreide, 4) Sommer: 
getreide, 5) Winter: oder Sommergetreide, 6—10) Weide. Die jedesmalige Brache wurde mit Stall» 
dünger gebüngt; jonft fand feine Düngung ftatt. Der Schwerpunft bei diefer Wirtichaftsweife lag 
in der Rindviehhaltung, welche in Holftein fchon von alten Zeiten her geblüht hat. Die Hälfte 
des Aderlandes wurde dem Rindvieh zur Weide eingeräumt und außerdem an dasfelbe ein er: 
hebliher Zeil der erzeugten Körner verfüttert. Um den Futtervorrat für den Winter zu ber: 
mehren, benugte man fpäter das in die letzte Getreidefrucht eingefäte Stleegras für ein Jahr ala 
Mähellee zur Heugewinnung. Unter dem Einfluß der Thaer’ihen Lehren fing man an, die Zahl 
der hintereinander gebauten Getreidefrüchte au befchränfen, auch wohl eine Hülfenfrucht oder ein 
Handelsgewähs in die Fruchtfolge einzufchieben. In diefer Geitalt hat ſich die Koppelwirtſchaft 
auf der DOftfeite von Holftein noch bis auf den heutigen Tag erhalten. 

In Medlenburg legte man gleich bei Einführung der Koppelwirtichaft ein Br Gewicht 
auf die Hörnerproduftion, als dies in Holitein der Fall war; man verringerte deshalb die Zahl 
der Schläge, fo daß nicht jo viele Getreidearten hinter einander —— auch öfter Brache ein— 
trat, wodurch eine beſſere Bearbeitung des Ackers ermöglicht wurde. Wählte man eine größere 
Anzahl von Schlägen z. B. zehn oder mehr, jo hielt man innerhalb einer Notation —— rache. 
Die erſte hieß die grüne oder die Dreeſch-Brache, weil fie unmittelbar hinter dem legten 
Weideſchlag (Dreeſch) folgte: fie wurde gewöhnlich nicht gebüngt, weil man glaubte, der Ader habe 
durd die erben. ig re Weidejahre noch Kraft genug, um Getreide zu produzieren. Die zweite 
Brache folgte mitten zwiſchen den Getreidearten ; jie hieß die Schh warz- oder Miſt-Brache. 
Eigentümlich für die medlenburgiiche Koppelwirtihaft ift auch die Einteilung des Aderlandes in 
B nen: und Außen-—Schläge. Die Binnenſchläge, meiſt in der Nähe des Wirtſchaftshofes ge— 
legen, hatten eine andere Fruchtfolge (Rotation) als die Außenſchläge. Jene wurden beſſer gedüngt 
und bearbeitet und dienten außer zur Körnerprodultion noch zur Nindviehweide; bei den Außen: 
ihlägen fand eine feltenere und ſchwächere Düngung ftatt; auf ihnen war der Könerbau fehr be- 
ihränft, fie wurden meift zur Schafweide verwendet, 
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Aehnlich wie in Medlenburg erfolgte in dem übrigen nordöſthichen Deutſchland die 
Einführung und allmähliche Umgeftaltung der Stoppelwirtichaft. Sie bildet noch jegt dort die Grund: 
lage der meiften Betriebsſyſteme, wenn auch in mannigfaltiger Modifikation, Auf den befferen 
Bodenarten nimmt man von dem Ader zunächſt eine Neihe von verjchiebenen Früchten und zwar 
in ſolcher Folge, dab wo möglich nie 2 Getreidearten hintereinander fommen, und läßt dann das 
Land 1, 2 oder höchſtens 3 Jahre als Weide liegen. Auf den Schlechteren Bodenarten begnügt man 
fi damit, das Land 2--8 Jahre mit Getreide, vielleiht auch mit Lupinen oder Kartoffeln, zu 
beftellen und benußt es dann mindeitens ebenio lange zur Weide. Dabei hat man die Teilung 
des Mderlandes in eine Binnen: und Außen-Rotation vielfad) beibehalten oder neu eingeführt. 
Die Binnenſchläge haben den befferen Boden; fie werden vorzugsweiſe zum Anbau von Körner— 
früchten, Wurzelgewädien, Mähllee und auch wohl Handelögewächien verwendet, während Weide: 
nugung gar nicht oder doc nur in ehr mäßigem Umfange ftattfindet. Die Fruchtfolge der Binnen: 
ichläge untericheidet fi dann von ben Fruchtfolgen nadı dem Fruchtwechſelſyſtem nur jehr wenig. 
Die Fruchtfolge der Außenſchläge, welche den an Qualität geringeren Boden umfaflen, trägt da- 
gegen die charakteriftiihen Merkmale der Koppelwirtſchaft noch vollftändig an ſich, infofern eine 
mehrjährige Weidenugung mit dem mehrjährigen Anbau von anderen Gewächſen, namentlich Körner: 
früchten wechielt. Die Binnen-Rotation führt au wohl den Namen „Haupt-Rotation“, die Außen: 
Rotation aud) den Namen „Neben: oder Schäferei-Rotation“; letere Bezeichnung deshalb, weil 
die Weideichläge der Außen-Rotation als Schafweide dienen, während die etwa in der Binnen: 
Notation vorfommenden Weideichläge vorzugsweiie für die Ernährung des Rindviehs beftimmt find. 


Die Koppelwirtichaft gehört ihrem ganzen Weſen nach zu den ertenfiven Wirtſchaftsſyſte 
men; fie ijt ihrer urfprünglichen und eigentlichen Form nach jogar noch ertenfiver, als die 
Dreifelderwirtichaft. Weil fie den Ader längere Zeit zur Weide, aljo unbearbeitet, liegen 
läßt, und weil fie außerdem feine Früchte baut, deren Beftellung und Pflege großen Auf: 
wand verurfacht, braucht fie wenig menfchliche und tierijche Arbeitskräfte, wenig totes Inven— 
tar und deshalb überhaupt wenig Betriebsfapital. In dentjelben Maße, wie fie die Zahl 
der Weideichläge beſchränkt und ficy außerdem auf den Anbau von Wurzel» oder Handelsge— 
wächien einläßt, nimmt natürlich der Bedarf an Betriebsfapital zu; derjelbe wird aber, unter 
fonjt gleichen Verhältniſſen, ftets geringer fein als bei der Fruchtwechſelwirtſchaft. Durch die 
Koppelwirtichaft ift der Weidegang des Nutzrindviehs und ſelbſtverſtändlich aud) der Schafe 
während des Sommers bedingt; höchitens die Zugtiere, namentlid) die Zugpferde, werden 
auch während des Sommers im Stall gefüttert. Auf die Sommerjtallfütterung iſt die Kop— 
pelwirtſchaft nicht berechnet. Sie eignet ſich in gleicher Weije für Rindvieh- wie für Schaf: 
haltung; ob die eine oder die andere überwiegt, hängt von den Bodenverhältnifjen ab. Je 
magerer und trodener der Boden, deſto mehr ift die Schafhaltung, je fruchtbarer und feuchter 
der Boden, deſto mehr ijt die Nindviehhaltung am Platze. 

Für große Güter eignet fich die Koppelwirtichaft mehr wie für Heine; fie ift jehr einfad) 
und leicht überfichtlich und dies hat gerade für umfangreiche Gutskomplexe viele Vorzüge. 
Große Güter leiden weit häufiger Mangel an den erforderlichen Arbeitskräften als Fleine 
Güter, und müſſen deshalb Betriebsſyſteme anwenden, welche relativ wenig Arbeitskräfte 
bedürfen. Auf der anderen Seite eignen ſich wenig umfangreiche Güter nicht jo gut zur 
Koppelwirtichaft, weil feßtere immerhin eine nicht ganz geringe Anzahl von Schlägen für 
jede Feldrotation verlangt und bei Hleineren Wirtichaften die einzelnen Schläge dann jo win: 
zig ausfallen, daß eine Beweidung derjelben mit Vieh großen Schwierigkeiten unterliegt. Un: 
dererjeit3 ift die Sommerftallfütterung der Tiere für Heine Wirtichaften weit einfacher durch: 
zuführen wie fir große. 

Bei umfangreihen Gütern, bei mangelnden oder teuren Arbeitskräften, bei ungünjtigen 
klimatiſchen Verhältniſſen, welche eine möglichfte Sparjamteit in der Anwendung von Arbeits: 
fräften während des Sommers notwendig machen, bei wenig fruchtbarem Boden, der eine 
ihonende Benugung verlangt, bei geringem Kapitalreichtum, bei ausgedehnter Schafhaltung 
oder bei der Notwendigkeit des MWeideganges für das Rindvieh: unter allen dieſen Verhält: 
niffen wird die Koppelwirtichaft vor der Fruchtiwechjelwirtichaft den Vorzug verdienen. 

Dementiprehend finden wir die Koppel» oder Feldgraswirtſchaft als vorherrichende Be: 
triebsart auf den großen Gütern des nordöftlichen Deutſchlands von der Provinz Dftpreußen 
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bis nad Schleswig-Holftein, während dort auf den bäuerlichen Gütern vielfach die verbeſ— 
jerte Dreifelderwirtichaft üblich iſt. Ferner findet fich die Feldgraswirtichaft in den meiften 
Gebirgsgegenden des mittleren und namentlich des jüdlichen Deutichlands, weil wegen der 
Magerfeit des Bodens, der Ungunft des Klimas und der geringen Dichtigkeit der Bevöl— 
ferung fich eine regelmäßige Bearbeitung und Beftellung des Aders nicht als lohnend er: 
weist. Unter dem Einfluß des Fruchtwechſelſyſtems hat allerdings die Koppelwirtichaft wäh: 
rend ber letzten 50 Jahre mancherlei Umgeftaltungen erfahren ; auf den größeren Gütern des 
nördlichen und nordöftlichen Deutichlands, welche guten oder doc) mittelguten Boden befigen, 
findet fich jebt häufig ein Wirtſchaftsſyſtem, welches deutlich den Charakter einer Kombina- 
tion der Koppel: mit der Fruchtwechjel-Wirtichaft darjtellt. (Vgl. auch den Schluß von $ 53.) 

$ 53. Das Brinzip der Fruchtwechſelwirtſchaft befteht darin, daß das Acker— 
land in regelmäßigem Wechſel das eine Jahr mit einer Halmfrucht, das andere Jahr mit 
einer Blattfrucht beftellt wird, daß nur allenfall® am Ende der Rotation zwei Halm— 
früchte auf einander folgen, aber nie mehr wie die Hälfte des geſamten Aderareals Halm- 
früchte trägt. 

Der Urjprung der Fruchtiechjelwirtichaft ift nicht nachzumeifen ; daß ein Wechjel der Früchte 
zwedmäßig jei, war jchon den alten Römern befannt. Much in Deutichland fand in der 
Nähe großer Städte wie Nürnberg, Bamberg, Erfurt 2c., ebenjo jtellenmweije in dem Rhein: 
thal, jchon vor Jahrhunderten eine Art von Fruchtwechjel ftatt. Reichart bejchreibt in feinem 
Land: und Gartenichag **) einen 18feldrigen Fruchtwechſel, den er jelbjt auf feinem Gut in 
der Nähe von Erfurt geübt; er behauptet gleichzeitig, daß jeine Eltern fchon vor 80 Jahren 
eine 12feldrige Fruchtwechjelwirtichaft getrieben hätten und dabei wohlhabend geworden jeien. 

In Belgien war der Fruchtwechſel jchon während des ganzen vorigen Jahrhunderts 
und wahrjcheinlich viel früher befannt, obwohl hierüber die genauen Nachweile fehlen. Bon 
Belgien fam derjelbe im vorigen Jahrhundert nah England herüber und verbreitete ſich 
dort in den einzelnen Bezirken jehr jchnell, während man in dem größten Teil von Eng: 
land an den biäher geübten Syftemen der Körner: oder auch der Feldgrasmwirtichaft feſt— 
hielt. Bejonderd ausgedehnte Anwendung fand die Fruchtwechjelwirtichaft ſchon während der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in der Grafichaft Norfoll, wo man den Ader 
gewöhnlich in 6 oder in 4 Feldern beftellte; im leßteren Falle bediente man fich nachſtehen— 
der Fruchtfolge: 1) Wintergetreide; 2) Wurzelgetreide; 3) Sommergetreide; 4) Klee. Dies 
ift der jogenannte Norfolter Fruchtwechſel. 

Über bis zu Anfang diejes Jahrhunderts blieb die Fruchtwechjelmirtichaft auf einzelne 
Güter oder doch eng begrenzte Landſtriche beſchränkt. Erft nachdem Albrecht Thaer diejem 
Syſtem eine fichere praftifche und wifjenjchaftliche Begründung gegeben, fand dasfelbe nicht 
nur in Deutichland, jondern auch in den übrigen Hulturländern ausgedehnte Verbreitung. 
Deshalb wird Thaer nicht mit Unrecht als der Vater der Fruchtwechjelwirtichaft bezeichnet. 
Er wurde auf diefe Betriebsart nicht etwa, wie Manche annehmen, durch die Lektüre eng- 
liſcher Schriftfteller, jondern durch eigenes Nachdenken geführt *’). Später erſt lernte er die 
engliſche Fruchtwechjelwirtichaft, namentlich das Norfolfer Syftem, kennen und hat aus ihr 
manches fich zu eigen gemacht. 

Die Norfolker Fruchtfolge befigt in der That große Vorzüge, Sowohl hinfichtlich der Art 
wie hinfichtlih der Aufeinanderfolge der angebauten Gewächſe. Die wichtigiten Acderbauprodufte 


find darin vertreten: Getreide, Wurzelgewächſe und Klee; Hütfenfrüchte und Handelsgewächſe fehlen 
allerdings, aber dieſe find auch für viele Wirtichaften ganz entbehrlich, Die Aufeinanderfolge der 


54) Ehriftian Reichart's Land- und Gar- Fruchtwechiel vgl. außerdem: AU. Thaer, Ein- 
tenfchages 5. Teil. 1754, ©. 44 ff. leitung zur Kenntniß der engliihen Landwirt: 

55) Vgl. hierüber Thaer’3 eigene Angaben schaft 2c. (2. Aufl. 1801 Bd. 1, ©. 291 ff. und 
in feinen Grundfägen der rationellen Landwirt: S. 760 ff.), ferner; von der Golf, Hand— 
ſchaft. Band I., $366. Ueber den für die deutſche buch der Tandwirthichaftlichen Betriebslehre. ©. 
Landwirtichaft jo wichtig gewordenen Norfolter | 352 ff. 
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Früchte ift die denkbar günftigfte. Die beiden Getreidearten werden geſchieden durch Wurzelge- 
wächle, welche den durch den Getreidebau hart gewordenen und verunfrauteten Boden lodern und 
reinigen. Der Klee wird in das Sommergetreide gelät, wo er burchichnittlich weit ficherer gebeiht, 
als im Wintergetreide; für legteres felbit bildet der lee eine vorzüglihe Vorfrucht. Der Haupt: 
mangel des Norfolker Fruchtwechſels liegt darin, daß er bloß 4 Felder hat und infolgedeflen der 
Klee alle 4 Jahre auf dem — [de wiederkehrt. Erfahrungsmäßig vertragen aber nur ſehr 
wenige Bodenarten auf die Dauer eine fo häufige Wiederkehr des Klees. Dieſe Erfahrung konnte 
man natürlich erft im Laufe längerer Jahre machen. Ferner läßt der Norfolter Fruchtwechſel keinen 
Raum für den Anbau von Handeldgewächen und Hülfenfrüchten, welcher dod für mande Wirt: 
ſchaften dringend wünſchenswert ericheint. Endlich geitattet derielbe feine Brachhaltung und doch 
fann man in vielen Gegenden ohne Brache nicht ausfommen. Aus diefen Gründen hat der Nor: 
folfer Fruchtwechſel in feiner uriprünglichen Geitalt wenig Eingang aefunden ober iſt doch bald 
wieder bejeitigt worden; aber innerhalb der meiiten nach dem Früchtwechſelſyſtem eingerichteten 
ruchtfolgen findet man ihn wieder, eben weil eine zweckmäßigere Aufeinanderfolge der Früchte 
ch kaum denken läht. So 3.B.in dem Hohbenheimer Tfeldbrigen Fruchtwechſel, 
welchen Schwerz vor faſt 80 Jahren in Hohenheim einführte und weldyer dort wie anderwärts 
bis zur Gegenwart ſich mmunterbrochen bewährt bat: 1) Brache mit Grünmwiden reip. Futterroggen 
(gebüngt); 2) Raps; 3) Winterung; 4 Wurzelgewächſe (gebüngt); 5) Sommerung; 6) Klee; 
) Winterung. Die Felder 4—7 enthalten den Norfoller Fruchtwechſel. 

Die Fruchtwechſelwirtſchaft bezeichnet einen großen Fortſchritt in der Entwid: 
lung des landwirtichaftlichen Betriebes, namentlich gegenüber der Dreifelderwirtichaft fowie jeder 
anderen bisher geübten Art der Körnerwirtichaft. Ihre Vorzüge beruhen hauptſächlich in folgendem, 

1. Die ggg deren geitattet die — Beleitigung oder doc erhebliche Einſchränk⸗ 
ung der Brache. 2. Durdy den regelmäßigen Wechſel verichiedenartiger Früchte ermöglicht fie eine 
vo re und gleihmäßige Ausnutzung der Bodenkräfte in der Nderfrume wie im Untergrund. 
3, Der häufige Anbau von den Boden beichattenden Pflanzen, von welden einige während ber 
Begetationszeit noch befonbers bearbeitet werden, hält ben Boden loder, unkrautfrei und verlangs 
jamt die Verflüchtigung des Humus. 4. Da bei der Fruchtwechſelwirtſchaft eine reichlihere Aus— 
wahl unter den mannigfaltigen Sulturgewächlen zu Gebote fteht, fo kann man die Fruchtfolge den 
vorhandenen Verhältniſſen bezüglich des Bodens, Klima's, Abſatzes 2c. ſehr leicht anpaffen. 5. Aus 
dem gleihen Grunde ift es unschwer möglich, gerade joviel und ſolches Futter auf dem Aderlande 
gu erzeugen, als nach Maßgabe der vorhandenen ftändigen Futterflähen und mit Nüdficht auf 

ie Viehhaltung zweckmäßig ericheint; mit andern Worten läßt fich dies auch jo ausdrüden: die 
Em wird unabhängiger von den zur Wirtichaft gehörigen Wiejen und ftändigen Weiden, 
6. Die Fruchtwechſelwirtſchaft geitattet die Einführung der Sommerftallfütterung des Rindviehs 
und ebenio eine reichliche Produktion von Winterfutter. Durch beides wird die Menge des er: 
geuoten Stalldüngers erheblich vermehrt, welcher Umſtand wieder eine größere Fruchtbarkeit des 
ders hervorruft. 7. Durch den Anbau mannigfaltiger Gewächſe ift man in der Lage, eine an: 
nähernd gleiche Verteilung des Bedarfs an menſchlichen und tierischen Arbeitskräften auf den ganzen 
Sommer herbeizuführen. 

Indeſſen hat die Fruchtwechſelwirtſchaft audı gewifie Mängel oder, anders ausgebrüdt, fie iſt 
nur unter gewiſſen VBorausfegungen zweckmäßig. Sie beanfprucht viel Arbeit, viel totes und leben— 
des Inventar, alfo viel Betriebstapital. Sie gehört zu den intenfiven Betriebsarten und lohnt 
deshalb nur dort, wo die Dichtigfeit und Wohlhabenheit der Bevölkerung einen leichten Abſatz 
und hoben Preis der landwirtichaftlihen Produkte bedingen. Sie erfordert ferner einen guten oder 
mindeſtens mittelguten Boden und ein nicht zu ungünftiges Klima; auf geringem Boden und bei 
ſchlechtem Klima gedeihen überhaupt nur wenige Früchte, jo daß kaum eine gemügende Auswahl 
für eine zweckmäßige Fruchtfolge nach dem Fruchtwechſelſyſtem vorhanden ift. Unter den gleichen 
Verhältniffen bringen die Kulturpflanzen nur einen geringen Ertrag d. b. ihr Ertrag bietet feine 

enügende Entihädigung für den Aufwand großer Produktionskoſten; deshalb ift man genötigt, 
en Anbau auf ſolche Gewächſe zu beichränten, welche wenig Arbeit und fonftige Betriebstoften 
verurfachen. Bei geringem Boden oder ungünitigem Klima empfiehlt es fi ſowohl um der Koſten— 
eriparnis wie um Schonung der Bobenkräfte willen, den Ader Far zur Weide niederzulegen, 
was der Fruchtwechſelwirtſchaft widerfpricht. Endlich kann diefelbe nicht durchgeführt werden, falls 
man e3 aus gewichtigen Gründen für zwedmähig hält, die Nußtiere, mögen es nun Schafe oder 
Rindvieh fein, im Sommer auf der Weide zu ernähren. Bei einer Fruchtfolge nadı dem Frucht: 
wechſelſyſtem liefert der Acer überhaupt feine Weide, höchſtens eine geringe Stoppelweide. Weide: 
ang des Nutzviehs ift bei ihr alſo nur möglich, wenn neben der Hauptrotation fi noch Außen: 
elder befinden, welche nad) dem Syſtem der Feldgraswirtſchaft bebaut werden; oder wenn zu ber 
betreffenden Wirtihaft eine ausreichende Fläche ftändiger Weiden gehört. 

Hieraus ergibt fid Har, daß die Fruchtwechielwirtichaft Feineswegs, wie man früher wohl 
annahın, das für alle Verhältnifie beite Betriebsigitem ift. Sie empfiehlt fich vielmehr erft dann, 
wenn die Bodenkultur und die allgemeine wirtichaftliche Kultur bereits eine ziemliche Höhe erreicht 
haben; für alle Gegenden, mo Boden und Klima der landwirtichaftlihen Produktion ein für alle 
mal große Schwierigkeiten entgegenjeßen, wird die Feldgraswirtſchaft ſtets vor ber Fruchtwechſel⸗ 
wirtſchaft den Vorzug verdienen, j , 

Dem entjprehend hat die Fruchtwechielwirtichaft bei uns auch ihre hauptſächlichſte Ver— 
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breitung in den tiefer gelegenen Diftrikten des mittleren, weftlichen und ſüdlichen Deutichlands, 
während dort in den höher gelegenen bie Feldgraswirtichaft vorwaltet. Im nördlichen und namentlic) 
im norböftlichen Deutichland kommt die Fruchtwechfelwirtichaft nur in befonders bevorzugten Lagen 
vor; namentlich in der Nähe großer Städte, wo der Boden feit langer Zeit in guter Kultur iſt 
und die verichiedenartigften landwirtichaftlihen Produkte leicht und hoch verwertet werden können. 


Durch die Einführung der Fruchtwechjelwirtichaft ift in vielen Gegenden die früher vor: 
handene Dreifelder: oder auch Feldgraswirtichaft ganz bejeitigt worden; in eben jo vielen 
anderen Dijtriften ift zwar feine volljtändige Bejeitigung, wohl aber eine erhebliche Aende— 
rung und Werbefferung der genannten Betriebsſyſteme eingetreten. Diejer letztere Vorteil 
wiegt ebenjo jchwer wie der eritere. 

Schon die verbefjerte Dreifelderwirtichaft mit ganz oder teilweile angebauter Brache ift 
eine Annäherung an die ruchtwechielwirtichaft; fie fan gewiflermaßen als ein Mittelglied 
zwiſchen reiner Dreifelderwirtichaft und Sruchtwechjelwirtichaft angeiehen werden. Thatjäch: 
(ih jteht fejt, daß viele Landwirte, welche früher die Dreifelderwirtichaft trieben, nach dem 
Betanntwerden des Fruchtwechſelſyſtems zu einem verbeilerten Dreifelderipitem oder einem 
anderen Körnerbauſyſtem in der Abficht übergingen, fich dadurd die Vorteile der Frucht— 
wechjelwirtichaft möglichft zu Nuße zu machen. Dies geichah in folchen Fällen, wo die vor: 
handenen wirtichaftlichen Verhältniffe den jofortigen Eintritt in das vollftändige Frucht: 
wechſelſyſtem nicht zwedmäßig ericheinen ließen. Sehr häufig bildete die verbeflerte Drei: 
felderwirtichaft den Uebergang zu der Fruchtwechjelwirtichaft; fie thut dies aber heute noch. 
Namentlich bei bäuerlichen Befigungen, in welchen jegt die verbefjerte Dreifelderwirtichaft 
üblich ift, wird man ohne Zweifel bei fteigender Hultur des Bodens, fteigender Wohlhaben: 
beit und Bildung ſowie bei leichterem Abjag und höheren Preifen der landwirtichaftlichen 
Produkte mit der Zeit jich das Fruchtwechſelſyſtem aneignen ; es fei denn, daß es nad) Yage 
der Berhältniffe zwedmäßiger wäre, zur Feldgraswirtichaft überzugehen. 

Nicht minder ſtark, wenngleich in etwas veränderter Weife, hat fich der Einfluß des Frucht: 
wechjeligftems auf die Feldgras- oder KRoppelwirtichaft geltend gemacht. Während ehedem 
bei leßterer dem Acker Lediglich eine Reihe von Getreideernten abgenommen wurde, und 
derjelbe alsdann eine Reihe von Jahren zur Weide liegen blieb, hat man jpäter in der 
bewußten Abficht, von den Vorteilen des Fruchtwechſelſyſtems Gebrauch zu machen, zwiſchen 
die verichiedenen Halmfrüchte andere Gewächſe, befonders Had-, Hülfen-, auch wohl Delfrüchte, 
eingejchoben. Häufig erfuhr auch die Zahl der Weideichläge eine derartige Einſchränkung, 
daß man fie auf eine, höchſtens 2, innerhalb der ganzen FFruchtfolge reduzierte; namentlich 
geihah dies auf bejjeren Bodenarten. Dadurd find dann Fruchtfolgen entftanden, von welchen 
man ſchwer entjcheiden kann, ob fie dem Syitem der Koppelwirtichaft oder dem der Frucht: 
wechjelwirtichaft angehören. Solcher Fruchtfolgen gibt es auf den großen Gütern des nörd— 
fihen Deutichlands unzählige und zwar befonderd auf den Binnenfeldern, während dann 
häufig die Außenfelder Fruchtfolgen aufweilen, die durch die größere Zahl der Weideſchläge 
deutlich den Charakter der Koppelmwirtichaft an fich tragen. 

854. Die Weidemwirtihaft wurde früher nicht als ein bejonderes Betriebsſyſtem, 
jondern als eine Art von Feldgraswirtichaft, welche ſich nur in freieren Formen bewegte, 
betrachtet. Diejelbe hat jedoch jetzt, teils infolge des Auftommens der Fruchtwechielwirt: 
ſchaft, teils infolge der größeren Bedeutung, welche die Viehhaltung gewonnen, eine jo eigentüm: 
liche Geftalt erhalten, daß man jie füglich wohl als eine befondere Betriebsweife anjehen darf. 

Der Schwerpunkt der Weidewirtichaft liegt, wie jchon der Namen befagt, in der Weide- 
nugung. Der größte Teil des gefamten Areals wird als Weide verwendet; zuweilen find 
dies Flächen, welche ihrer Bejchaffenheit nach überhaupt nur zur Weide bezw. zur Wieſe 
ſich eignen; oft find es aber auch Flächen, welche ebenſo gut der Beftellung mit Adergewächien 
unterworfen werden könnten, Letzteres gejchieht nur deshalb nicht, weil man die Weidenugung 
für vorteilhafter hält. Die Weiden bleiben jtändig oder doch eine lange Reihe von Jahren 
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als jolche liegen; nur wenn der Graswuchs auf denjelben nicht mehr genügend erjcheint, 
bricht man fie um und verwandelt fie in Aderland, indem man gleichzeitig ein früheres Ader: 
jtüd zur Weide niederlegt. Der Gefamtumfang des Aderareals ift gering, die Viehhaltung 
dagegen im Verhältnis zu legterem groß. Infolge deſſen liegt die Möglichkeit vor, den Ader 
ſtark zu düngen und fortgejegt mit ſtark angreifenden, aber ertragreichen Früchten zu beftellen. 
Da das Heine Aderareal wenig Stroh und Winterfutter liefert, jo ift man bezüglich der 
winterlihen Ernährung der Tiere hauptfählih auf Wieſen oder auch auf zeitweijes Ab- 
mähen der Weideflächen angewiejen. Beide Umftände nötigen gleichzeitig dazu, die Biehhal- 
tung im Winter möglichft zu bejchränten und fie im Sommer möglichjt auszudehnen. Dies 
ift aber nur angängig, wenn man den Schwerpunft der Viehnutzung in die Mäſtung legt, 
was auch thatjächlich bei der Weidewirtichaft gewöhnlich geichieht. Im Frühjahr kauft man mage- 
res oder halbfettes Vieh, vorzugsmeije Rindvieh, aber auch Schafe an, und mäſtet die Tiere 
auf der Weide, um diejelben im Laufe des Sommers oder ſpäteſtens im Herbſt wieder zu 
verkaufen. Für den Winter hält man außer den notwendigen Bugtieren nur fo viel Vieh, 
als zur Dedung des Hausbedarfs an Fleiſch und Molkereiprodukten und zur Ausnugung des 
gewonnenen Heus, Strohs und der etwa erzeugten Wurzelgewächie durchaus nötig ift. 
Die Weidewirtichaft zeichnet fih vor allen anderen Betriebsiyftemen durch ihre große Ein- 
fachheit aus. Wegen des geringen Umfanges des Aderareals erfordert fie wenig menfchliche 
und tierijche Arbeitäfräfte, wenig Majchinen und Geräte, wenige Gebäude zur Unterbrin- 
gung von VBorräten und zur Aufftallung der Tiere; denn die Weidetiere bleiben Tag und 
Nacht im Freien. Aus dem gleichen Grunde ift die ganze Verwaltung und Beauflichtigung 
des Betriebes jehr einfach und mohlfeil. Die Hauptmaffe des erforderlichen Betriebskapitals 
ftedt in der für den Ankauf von Nutzvieh alljährlich notwendigen Summe; dieje kehrt aber 
nach jpäteftens einem halben Jahre mit reichlichen Zinjen in die Hände des Landwirts zurüd. 
Je mehr die geringe Dichtigkeit der Bevölkerung oder die Höhe der Arbeitslöhne oder 
die Mimatifchen Verhältniffe zur Erjparnis in der Aufwendung von Arbeitskräften auffor- 
dern, defto mehr ift die Weidewirtichaft angezeigt. Indeſſen kann diefelbe nur unter ganz 
beftimmten Vorausfegungen durchgeführt werden. Bor allem erfordert fie einen reichen, gras: 
wiüchfigen Boden und ein feuchtes, dem Graswuchs günftiges Klima. Geringer oder trode- 
ner Boden kann nicht dauernd Grad erzeugen, wenigſtens nicht für Majttiere ; jolcher Boden 
bringt jehr viel höhere Erträge, wenn er regelmäßig bearbeitet und mit verjchiedenen Ge— 
wächien bejtellt wird, wobei ein zeitweijes Liegenlaffen zur Weide, wie folches bei der Feld— 
grasmwirtichaft geichieht, nicht ausgeichlofjen bleibt. Die Weidewirtichaft erfordert ferner die 
Möglichkeit, mageres Bieh nach Bedarf zu angemefjenen Preifen und zu geeigneter Zeit 
faufen und die fettgemachten Tiere in gleicher Weife verkaufen zu können. Für große Befiger 
ift Teßtere Bedingung viel ſchwieriger zu erfüllen als für mittelgroße. Der Großgrundbefiger 
kann vermöge feiner fonjtigen Verpflichtungen und aus anderen Gründen nicht jo leicht auf 
den Märkten umberreifen, um ben für jein großes Ureal nötigen Bedarf an magerem Bieh 
einzufaufen ; ebenfo ift der Verkauf der fetten Tiere für ihn mit mehr Bejchwerden verfnüpft. 
Es kommt hinzu, daß der Einfauf reſp. Verkauf einer jehr bedeutenden Anzahl von Tieren 
überhaupt in vorteilhafter Weife mit einem Male häufig gar nicht bewerkitelligt werden kann. 
Hieraus erhellt, daß der Ausdehnung der Weidewirtichaft bejtimmte und zwar ziemlic) 
enge Grenzen geftedt find. Sie eignet ſich für die fruchtbaren Niederungsd: und Marſch— 
gegenden, two Boden und Klima in gleicher Weile den Graswuchs begünstigen und außer: 
dem die ftet3 in der Nähe befindlichen Waſſerſtraßen einen leichten und guten Abjat der 
fetten Tiere ficher ftellen. Demgemäß findet man in Deutichland die Weidewirtichaft haupt- 
fächlich in den Niederungen und Marjchen der Küftendiftrifte an der Nord- und Dftiee : in 
Ditfriesland, an der Wejtküfte Schleswig-Holfteins, in dem Mündungsgebiet der Weſer, Elbe, 
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Dder, der Weichjel und des Bregeld. Wo fie herricht, ift gleichzeitig der mittelgroße Grumd- 
beiig bei weitem überwiegend. 

Eine andere Urt der Weidewirtichaft ift diejenige, welche in den Alpengegenden der 
Schweiz, Bayerns, Dejterreich®, auch in denen der Balkanländer, der Byrenäen und der ſtan— 
dinavischen Halbinjel’*) getrieben wird. Hier findet fi in den engen Thälern überhaupt we— 
nig zum Aderbau geeignetes Land ; dagegen liefern die Bergabhänge verhältnismäßig viel 
Futter, welches zwar weniger zur Mäftung von Tieren, twohl aber zur Ernährung von Milch— 
vieh ſich eignet. Die Not der Umftände zwingt zur Weidewirtichaft und zur Ausnutzung der 
ftändigen Futterflähen durch Milchvieh. Dabei ift der Verkauf von friiher Milch, gewöhnlich 
auch die Produktion von Butter, ausgeſchloſſen, weil die frijche Milch nicht täglich von den 
hohen Bergen heruntergeichafft werden kann, ſich auch in den Thälern meift kein genügender 
Abjag dafür finden würde. Butterfabrifation ift jchon eher möglich: indeſſen erfordert die 
Herſtellung feiner Tafelbutter gewiſſe fomplizierte und fojtipielige Einrichtungen, welche man 
nicht Leicht auf den abgelegenen Sennereien der Alpen treffen wird. Außerdem hat die feine 
Tafelbutter immer nur eine zeitlich eng begrenzte Haltbarkeit, Deshalb ift es das einfachite 
und natürlichjte, daß man in den Weidewirtichaften der Alpen die gewonnene Milch auf Käſe 
verarbeitet, deſſen Herftellung verhältnismäßig wenig Vorrichtungen erfordert, dejjen Halt: 
barfeit über Monate, jelbjt Jahre ſich erjtredt, welcher leicht auf große Entfernungen zu 
transportieren ift und deshalb eine überall gejuchte Handelötware bildet. Demgemäß wird 
auch in den Alpenwirtichaften jeit Jahrhunderten vorzugsweije Käſefabrikation getrieben und 
haben die dortigen Bewohner hierin eine große Geſchicklichkeit erlangt. 

Die größte Schwierigkeit für die Weidewirtichaften in den Alpen liegt in der Verforgung 
der Kühe mit Winterfutter. An ein Berfaufen der Kühe im Herbft und Neuanlauf von Milch: 
vieh im künftigen Frühjahr ift nicht zu denken, da die Kühe im Herbſt jehr gering bezahlt 
würden und die nötige Menge von Milchvieh im Frühjahr jelbft für hohe Preife kaum zu 
haben wäre. Man muß deshalb verjuchen, teild von den vorhandenen Thalwiejen teils von 
den Alpen jo viel Heu zu gewinnen, daß dasjelbe wenigjtens zur noldürftigen Winterfütte: 
rung der Kühe ausreicht. 

Die holländijche Weidewirtichaft ſteht gewiſſermaßen zwijchen der in den norddeut— 
ſchen Marſchen und der in den Alpen üblichen. Auch in Holland tritt in den eigentlichen 
Meidediftriften der Umfang des Aderlandes gegen den Umfang der ftändigen Futterflächen 
erheblich zurüd; er ift oft ein verjchwindend geringer. Die Wiejen und Weiden haben fetten 
Marſchboden, das Klima und die tiefe Lage der Ländereien ijt dem Graswuchs bejonders 
günftig. Die Verhältniffe find aljo ähnlich wie in den norddeutichen Marjchen. Während aber 
bei den leßteren gewöhnlich der Schwerpunft in der Maſtung von Rindvieh Liegt, hält man 
in Holland wie in den Alpen vorzugsweije, Milchvieh und verarbeitet die Milch zu Butter oder 
Käje. Dieje Betriebsweiſe macht ed notwendig, daß man einen erheblichen Teil der Futter: 
flächen nicht abweiden läßt, jondern zur Heugewinnung behufs Erzielung des notwendigen 
Winterfutters für die Tiere benupt. 

Ganz anders geartet ift diejenige Weidewirtichaft, welche in wenig kultivierten Ländern mit 
jehr dünner Bevölferung z.B. vielfah in Rußland, Amerika, Auſtralien ſich findet. 
Hier ift ed der Mangel an Arbeitskräften oder an Abjagivegen, welcher es verbietet, den 
Aderbau über dasjenige Maß auszudehnen, welches zur Befriedigung der eigenen Bedürfnifje 
an Aderbauproduften fi als durchaus geboten erweift. Hier gewährt die Weidewirtichaft das 
einfachſte und ficherfte Mittel, von dem auf den ausgedehnten und unbebauten Flächen ge- 
wachſenen Graſe, ohne Aufwendung erheblichen Betriebsfapitals, noch einen Vorteil zu ziehen. 

56) M. Wildens, Die Alpenwirtihaft der Art. Alpenwirtihaft im H.W. I. U. v. Mias- 


Schweiz, des Ir ve und der weftöfterreichiichen fomwsti, Die jchweizertiche Allmend in ihrer 
Wpenländer. 1874; ferner: von der Golg, geſchichtlichen Entwidlung ac. 1879. 
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Die Weidewirtichaft iſt in dieſem Fall die VBorläuferin des Aderbaus, während die vorhin ge- 
ichilderten Arten derjelben auch neben dem intenfivften Aderbau erfolgreich bejtehen künnen *). 

$55. Die Wirtjhaften mit techniſchen Nebengewerben jtellen kein bejonderes 
Betriebsiyftem dar, aber das Borhandenjein eines technischen Nebengewerbes beeinflußt mehr 
oder weniger den fonjtigen landwirtichaftlichen Betrieb; zumeilen bis zu dem Grade, daß 
die Landwirtichaft mehr nad dem Nebengewerbe als letteres nad) der Landwirtichaft jich 
richtet. 

Zu den einfachjten Iandwirtichaftlichen Nebengewerben gehören: die Fabrikation von Zie- 
geln und Torf jowie die Kalkbrennerei. Wo die Materialien für dieſe Gewerbe auf 
dem Terrain einer Gutswirtichaft in genügender Güte und Dienge fich vorfinden und wo der 
Abjag für die zu erzeugenden Produkte gefichert ift, wird man die genannten Gewerbe meiſt 
mit Vorteil betreiben. Diejelben erfordern, falls man ihnen nicht eine große Ausdehnung 
verleiht, verhältnismäßig wenig Betrieböfapital, wenig techniiche VBorfenntnifje und üben auf 
die übrige Wirtſchaft nur einen jehr geringen Einfluß aus. Mit allen landwirtichaftlichen 
Betriebsiyitemen kann man fie in Verbindung bringen. 

Eine Wirtjchaft, welche einen als Brennmaterial verwertbaren Torf befigt, wird denfelben 
immer wenigftens zur Befriedigung des eigenen Bedarfs an Heizmaterial nutzen müſſen, ſelbſt 
wenn die Fabrikation von Brenntorf behufs Verkauf nicht zwedmäßig jein jollte. Das Vor- 
handenjein umfangreicher Torfflächen bietet oft die Möglichkeit, ein anderes technijches Neben- 
gewerbe, defjen Betrieb viel Brennmaterial erfordert, einrichten und mit Vorteil betreiben zu 
fünnen; dies trifft 3.8. oft für die Ziegelfabrifation, aber auch für andere techniiche Neben- 
gewerbe zu. 

Erft in den legten Jahrzehnten hat man angefangen, den viele Quadratmeilen, in ben ver: 
ſchiedenſten Teilen des deutichen Reiches vortommenden Torflagern eine größere, ihrer land: und 
forstwirtichaftlichen Bedeutung entiprechende Aufmerkjamfeit zu widmen. Mit Hilfe der Moor: 
dammfultur find bedeutende Flächen früher faft wertlofen Moores in Aderland umgewandelt 
worden. Aus den Mooren werben ferner große Mengen von Torfftreu gewonnen, welde als 
Einſtreu in Biehitällen wie als Desinfeltionsmittel in immer ausgedehnterer Weife vorteilhafte 
Anwendung findet. Auch zu Bauzweden, zur Deritellung von Werbandmaterial, von Pappe ꝛc. 
wird der Torf vielfach benugt. Es fann mit Sicherheit angenommen werden, daß die Ausbeutung 
ber Torfflächen und Zorflager zu landwirtichaftliden wie techniichen Zweden in Zukunft nod weit 
umfaffender jich geitalten wird, als fie jet ſchon iſt ®*). 

Unders verhält e3 fich mit denjenigen Nebengewerben, mitteljt deren Aderbauprodufte wei: 
ter verarbeitet werden. E3 find dies namentlich die Branntweinbrennerei, Bier: 
brauerei,Stärfefabrifation und Runfelrübenzuderfabrifation. Die Bedeu: 
tung diefer Gewerbe beruht zunächſt darauf, dag man mit Hilfe derjelben fich in der Lage 
befindet, voluminöje Erzeugnifie, deren Transport oder Verkauf jchwierig oder foftipielig ift, 
in ein fonzentrierteres Fabrikat zu verwandeln, dejjen Transport oder Verkauf mit größerer 
Leichtigkeit fich bewerkitelligen läßt. Zu diefen Erzeugnijjen gehörte früher in Deutichland 


57) Das hieralsWeidewirtſchaftbezeichnete 
Syſtem iſt dasſelbe, welches Thünen als Vieh— 
zuchtbetrieb charalteriſiert und an die äu— 
ßerſte Grenze des iſolierten Staates, nämlich in 
den ſechſten Kreis, verweiſt (j. ©. 63). Kamen 
für die Wahl des Wirtichaftsinftemes lediglich 
die Verlehrs-, Abſatz- und Arbeiterverhältniſſe 
in Betracht, jo würde die Thünen'ſche Anſchau— 
ung ja vielleicht allgemeine Gültigfeit beanipruchen 
fönnen; da aber der Einfluß von Boden und 
Klima auf das Wirtichaftsjyftem mindejtens ebenjo 
wichtig ift und da durch dieje beiden Faktoren, 
wie oben nachgewiejen, häufig die Weidewirtichaft 
mit gewiſſer Notwendigleit gefordert wird, jo 


twirtichaft nur mit großen Einschränkungen als 
zutreffend betrachtet werden. Thünen ſetzt aller: 
ding® für den ganzen Umfang des ijolierten 
Staates eine gleiche Produftionsfraft (Reichtum) 
des Bodens voraus; aber dieſe in der Wirklich— 
feit nicht zutreffende Vorausſetzung macht es nd» 
tig, bei der Prüfung der Thünen'ſchen Rejultate 
bezüglich ihrer Anwendung auf die landwirt- 
ichaftlicye Produktion jehr vorjichtig zu verfahren 
id. ©. 64 u. 65). 

58) Bgl. T. H. Rimpau, Die Bewirtichaf: 
tung des Rittergutes Cunrau ac. 1887. 9. Claiien, 
Torf-Gewinnung und Verwertung in von der 
SHolg, Handbuch der gelamten Landiwirtichaft, 


dürfen die Thünen’schen Schluhfolgerungen be- Bd. Ill, ©. 765 ff., 1890. E. von Seelhorſt, 


züglich des Viehzuchtbetriebes oder der Weide: | 


Ader- und Wiejenbau auf Moorboden. 1892. 
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vielfach das Getreide. Bevor jeder Zeit fahrbare Landſtraßen und bevor Eijenbahnen eriftierten, 
war der Abjah des Getreides für viele von großen Marktorten entfernt liegende Güter mit 
erheblichen Schwierigkeiten und Kojten verknüpft. Dies namentlich in dünn bevölferten Ge— 
genden mit vorherrichendem Großgrundbeſitz. Bei weitem die Mehrzahl der großen Güter 
Deutichlands betrieb früher Brauerei oder Brennerei und verarbeitete einen Teil des er: 
zeugten Getreides zu Bier oder Spiritus. Die Notwendigkeit zu einer jolhen Verarbeitung des 
Getreides ift jept in Deutichland fajt nirgends mehr vorhanden ; jeder Landwirt fann fein 
Getreide zu einem angemefjenen PBreije leicht direkt verfaufen. Andererſeits ift es jegt für 
einen jtädtiichen Unternehmer jehr Leicht, die für den Betrieb einer Brauerei oder Getreide- 
Brennerei notwendigen Körnerfrüchte anzufaufen und die betreffenden Gewerbe in der Stadt 
jelbjt einzurichten. Die Brauerei ift demzufolge auch fchon weit mehr ein ftädtifches wie ein 
ländfiches Gewerbe umd ein Gleiches gilt von der Getreide-Brennerei. In Ländern mit jchlech: 
ten Berfehrömitteln, wie 5. B. Rußland, werden beide Fabrifationszweige allerdings noch 
jegt im großer Ausdehnung ala landwirtichaftliche Nebengewerbe betrieben. 

Für die ſtark wafjerhaltigen und deshalb im Verhältnis zu ihrem Umfang und Gewicht 
wenig wertvollen Wurzelgewächie gilt indejjen nicht das Gleiche wie von dem Getreide, zu: 
mal diejelben dem Verderben durch Fäulnis und Froſt leicht ausgejegt find. Kartoffeln und 
Rüben können, falld nicht ausnahmsweiſe günftige Verfehröverhältnifje exiſtieren, immer nur 
auf geringe Entfernungen transportiert werden. Die Koſten des Transports mit Zugtieren 
würden jchon auf eine Entfernung von 15—20 Pilometer, bei den Kartoffeln mindeftens 
6—8%, bei Rüben mindeftend 12-15" ihres BVerlaufspreijes abjorbieren. Dazu kommt, 
da beide Gewächſe in jehr großen Mengen fich gewöhnlich gar nicht verkaufen laſſen. Will 
der Landwirt diejelben aus beftimmten Gründen in erheblicher Ausdehnung kultivieren, dann 
muß er fiezum Zwed der Verwertung vorher in eine fonzentriertere Form bringen. Für Güter 
mit vorherrichend leichtem Boden gibt es num keine lohnendere Kultur ala den Anbau von Kar— 
toffeln und große Befigungen mit jolhem Boden jind faft notwendig auf Verarbeitung der Kar— 
toffeln zu Spiritus oder Stärfe hingewiejen. Demgemäß findet man die Rartoffelbrennerei 
oder RKartoffelftärfefabritationin Deutichland bejonders dort, wo zugleich Sandboden 
und Großgrundbefig vorherricht, d.h. in den jandigen Teilen des nordöftlichen Deutſchlands. 

Die Zuderrübe ift im Verhältnis ihres Gewichts noch weniger wertvoll als die Kartoffel, 
verträgt deshalb nicht einmal einen jo weiten Transport wie jene. Auf der anderen Seite 
liegt aber für den Landwirt jeltener die Notwendigkeit vor, Zuderrüben zu bauen. Denn 
wo lestere gedeihen, kommen auch die meiften übrigen Kulturpflanzen fort, da die Zucker— 
rübe bezüglich der Qualität, der Bearbeitung und Düngung des Bodens au den anfpruche- 
vollften Gewächſen gehört. 

Der Zuderrübenbau erfordert einen reichen, tiefgründigen, jchon lange in guter Kultur 
befindlichen Boden. An das Klima jtellt er geringere Anforderungen; ein mildes Klima ift 
zwar günftig, indefien werden noch in den norböftlichen Teilen Deutſchlands, wie in den 
preußiichen Provinzen Bojen, Weit: und Oftpreußen Rüben erzielt, welche zur Verarbeitung 
auf Zuder ſich recht gut eignen. Un die menjchlichen Arbeitskräfte macht die Zuderrübentul- 
tur nur zu gemwifjen Zeiten große Uniprüche, nämlich in der erjten Zeit ihres Wachstums und 
während der Ernte. Wo man Zuderrübenbau treibt, verwendet man dabei häufig Wander: 
arbeiter, welche aus dicht bevölferten Dijtrikten zeitweife in die Zuderrübengegenden kom— 
men, um die nötigen Berrichtungen auszuführen. 

Die Rübenzuderfabrifation fan nur lohnend betrieben werben, wenn ein großes Quantum 
von Rüben zur Verfügung fteht; für eine Fabrik werden jährlich mindeitens 150 000 Ztr. Rüben 
erfordert. Wenn ein Hektar Aderland 500 Ztr. Rüben burdfchnittlich liefert, jo müffen zur Ver: 
jorgung einer eig jährlich 300 Hektar mit Rüben bebaut werden. Soll der Rübenbau das Land 
aber nicht zu ſtark ausjangen, jo daß ed bald für diefen Zweck untauglic wird und der Zuftand 


der Nübenmüdigfeit eintritt, dann dürfen auf derjelben Fläche die Nüben nicht öfter als in jedem 
dritten oder vierten Jahre twiederfehren. Zur Berjorgung einer Fabrik mit Rüben müfjen alfo 
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900-1200 Hektare Aderland zur Dispfition ftehen, welches durdiweg zum Rübenbau ſich eignet. 
Da dies nur bei jehr großen Gütern zutrifft, jo pflegen zur Gründung einer Nübenzucderfabrif 
eine Anzahl benachbarter Gutöbefiger fich zu vereinigen, von denen jeder die Verpflichtung über» 
nimmt, eine beitimmte Ackerfläche jährlid mit Rüben zu beftellen. Hieran beteiligen ſich auch häufig 
bäuerlihe Befiger. Sind die für einen erfolgreihen Bau der Zuderrüben und die Verarbeitung 
derjelben auf YZuder notwendigen Vorbedingungen: genügende Menge des geeigneten Bodens, hin: 
reichende Arbeitskräfte, gute Prlege der Rübenfelder, das für die Errichtung und ben Betrieb einer 
Zuderfabrit erforderliche Kapital und rationelle Leitung der legteren, fämtlich vorhanden, jo gibt 
e3 für den Landwirt kaum eine lohnendere Art der Bodenbenugung als den Anbau von Zuder- 
rüben. Daher ift es auch = erflärlich, weshalb die Zucerrübenkultur und die Einrichtung von 
Auderfabriten, befonders in Deutichland, während der legten Jahrzehnte fich einer noch immer 
wachſenden Ausdehnung erfreuen. 

Im Jahre 1747 Eonitatierte der deutſche Chemiker Marggraf (1709-1782) das Vorhanden⸗ 
jein von Zucker in den Nunfelrüben und empfahl den Anbau derjelben zum Zwed der Zuder: 
ewinnung. Sein Schüler Franz Karl Ahard (1753—1821) gründete im Jahre 1796 mit Unter- 
sung bes Königs Friedrich Wilhelm U. von Preußen die erfte Nuntelrübenzuderfabrit auf dem 
Gute Kunern bei Steinau in Niederfchlefien. Die von Napoleon I. verhängte Kontinentalfperre 
war der Entwidlung der Rübenzuderinduftrie wegen der herrichenden hoben Zuckerpreiſe befonbers 
günftig trog der anfangs jehr mangelhaften Methode der Darftellung des Zuders. Frankreich ge— 
wann infolge der durch die Negierung gewährten Vergünftigungen, wohl auch in Folge feines 
Ktapitalreihtums, bald einen großen Borfprung vor Veutichland. Es arbeiteten dort im Jahre 
1828 bereits 103 Zuderfabriten, während in Deutichland erit im vierten ge diejes Jahr: 
hunderts die Nübenzuderinduftrie eine weitere Verbreitung gewann. Jetzt hat Deutſchland bezüg- 
lid der Zuderfabrifation Frankreich bereits eingeholt oder vielmehr überflügelt. In dem Fabri— 
fationsjahr 188W90 wurden an Rübenzucker erzeugt: in Deutichland 1213 669 Tonnen, in Frankreich 
499935 T. in Defterreihelingarn 740 139 * in Dänemark 35000 T. Die mit Zuckerrüben be— 
ſtellte Ackerfläche betrug im Jahre 1893 im Deutſchen Reich 395 315,5 ha von denen 118966 ha 
auf die preuß. Brovinz Sachſen und 57 084,9 ha auf die preuß. Provinz Schlefien kommen. Die 
Zahl der Nübenzuderfabriten belief fih im Fabrifationsjahr 1892/93 für ganz Deutichland auf 401; 
davon fallen 130 auf die preuß. Provinz Sadjen (einichließlih der ſchwarzburgiſchen Unterherr— 
ſchaften) und 57 auf die Provinz Schleften®®), 


Ale tehnifhenNebengemwerbe, welche ſich mit der Verarbeitung von Aderbauer- 
zeugniffen befafjen, gewähren in ihren Rüdftänden dem Landwirt ein wertvolles Futter: 
material. Diejes ift gleichzeitig bei der Kartoffelbrennerei und der Rübenzuderfabrifation 
jo voluminds, daß ein Transport ausgeſchloſſen tft, daß es vielmehr an Ort und Stelle oder 
doc in nächjter Nähe verbraucht werden muß. Hierin liegt mit ein Grund, weshalb beide 
Gewerbe am beften in inniger Verbindung mit der Landwirtſchaft betrieben werden. Die 
Branntweinjchlenpe wie die Rübenpreßlinge eignen fich vorzugsmweile zur Ernährung von 
Majtvieh; fie können zwar aud an Milchvieh und Wollichafe gereicht werden, aber nur in 
geringen Mengen, weil jonjt die Gejundheit der Tiere und bei Kühen die Beichaffenheit der 
erzeugten Milch darunter leidet. Demgemäß wird ın Verbindung mit den genannten Neben- 
gewerben gewöhnlich Maftung betrieben. Der von den Tieren erzeugte Dünger ift jehr wert— 
voll und trägt zur Erhaltung rejp. Steigerung der Fruchtbarkeit des Aders viel bei. Wenn 
die technischen Nebengewerbe jo viel abwerfen, daß durch den Erlös aus den Fabrifaten die 
verwendeten Rohſtoffe genügend bezahlt und die jonftigen Betriebsfoften gededt werden, dem 
Landwirt aber die gewonnenen Futterrüditände und der aus legteren erzeugte Dünger ge- 
wiſſermaßen als Neinertrag verbleiben, jo liegt hierin jchon ein großer Gewinn. 

Wie diejenigen technijchen Nebengewerbe, welche die Verarbeitung von Aderbauerzeugnifjen 
zur Aufgabe haben, auf den landwirtichaftlichen Betrieb wirken, ift zum Zeil ſchon gejagt. 
Sie geftatten und erfordern eine ſtarke Biehhaltung und haben eine jtarfe Düngerproduftion 
zur Folge; mit leßterer ift dann die Möglichkeit gegeben, den Uder auch für den Anbau jol- 
cher Gewächſe, welche für den Betrieb der Nebengewerbe nicht erforderlich jind, in ausge— 


59) Ueber Zuderrübenbau und Buderfabrifa ;R. Bürftenbinder, Die Zuderrübe. 1882. 
tion vgl.: Fr. C. Ahard, Die europäiſche St obmann, Handbuch ber Zuderfabrifation. 
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ling, Der praftifhe Ribenbauer. 3. Aufl. 1877. | fabritation. 2. Aufl. 1887. Statift. Jahrbuch für 
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dehnter Weife in Anfpruch zu nehmen. Hieraus und aus anderen Umſtänden ergibt ſich ge 
wiffermaßen von jelbjt, daß man jowohl mit der Kartoffelbrennerei wie mit der Rübenzucker— 
fabrifation die Fruchtwechielwirtichaft verbindet. Wenn man etwa ein Drittel des Areals mit 
Kartoffeln oder Zuderrüben beftellt, jo wird man mindeſtens ein zweites Drittel mit Halm- 
früchten bebauen; denn diefe gedeihen in dem reich gedüngten, gut bearbeiteten und gerei- 
nigten Boden vortrefflich und außerdem bedarf man des Strohs zur Einftreu und zur Aus: 
gleihung des großen Waffergehaltes, welches die als Futter benugten Fabrikationsrückſtände 
befigen. Das legte Drittel dient dann zum Anbau von Futterkräutern, Hüljenfrüchten oder 
Handelögewächien. Daß bei der Aufeinanderfolge der Früchte die Grundjäge der Fruchtwech— 
jelwirtichaft möglichit beobachtet werden müfjen, verfteht ſich von jelbft. 

Molkerei und Mehlfabrifation (Müllerei) find faum als landwirtichaftliche Ne— 
bengewerbe zu betrachten. In gewiſſer Ausdehnung ift der Molfereibetrieb für jede Land— 
wirtichaft nötig, Ichon um den eigenen Bedarf an Butter oder Käſe zu erzeugen; aber aud) 
ein ausgedehnter Moltereibetrieb behufs Produktion verkäufliher Waren ſteht einerjeits in 
jo innigem Zufammenhang mit der Haus-, Vieh: und Aderwirtichaft und erfordert andrer- 
ſeits ſo wenig außergewöhnliche Einrichtungen, das man ihn füglich nicht als Nebenge- 
werbe bezeichnen kann °). 

Die Mehlfabrifation für die Erzeugung von Berfaufswaren wird jegt hauptjächlich in den 
Städten betrieben, weil dort die Gelegenheit zum Ankauf der erforderlichen Rohſtoffe und 
zum Berfauf der erzielten Brodufte Teichter ald auf dem Lande jelbjt zu bewerkjtelligen ift. 
Die auf dem Lande betriebene Müllerei bejchränft ſich meift auf die Herftellung von Mahl: 
produften für den eigenen Bedarf oder auf die jog. Lohnmüllerei d. h. die Verwandlung der 
Körner in Mehl zum Konjum für dritte Perjonen, welche dann für diefe Arbeit eine be- 
fimmte Vergütung in Geld oder in einem Naturalanteil der zur Mühle gelieferten Körner 
zu entrichten haben. Wo der eigene Bedarf an Mahlprodukten groß oder die Berhältnifje für 
die Lohnmüllerei günftig find, wo gleichzeitig Wind oder Waſſer zur Jnbetriebjegung einer 
Mühle vorhanden find, da kann es zwedmäßig fein, der Müllerei neben der Yandwirtichaft 
einen Bla einzuräumen. Legtere jelbjt wird dadurch faum berührt, außer daß gewiſſe Mahl: 
abgänge als Futtermittel für die Tiere gut zu verwerten find. 

$ 56. Unter freier Wirtjchaft verjteht man diejenige Betriebsweije, bei welcher man 
ſowohl beim Aderbau wie bei der Viehhaltung von der Beobachtung eines feft bejtimmten 
Syſtems überhaupt Abſtand nimmt, vielmehr beide in jedem Fahre jo einrichtet und hand: 
habt, wie es den gerade vorliegenden Verhältnijjen entiprechend erjcheint. Vor allen Dingen 
harakterifiert fich die freie Wirtichaft dadurch, daß man ſich an Feine Fruchtfolge bindet, 
jondern jedes Jahr auf jedem Felde dasjenige Gewächs baut, welches das befte Gedeihen 
und den höchſten Ertrag verjpridt. 

Eine gewifje Form von freier Wirtjchaft ift jedesmal nötig, wenn man zu einem ganz 
neuen Wirtſchaftsſyſtem z.B. von der Körnermwirtichaft zu der Fruchtwechſel- oder Koppelwirt- 
Ihaft übergehen will. Hier fann man nicht plößlich die neu ins Auge gefaßte Art der Acker— 
nugung und der Biehhaltung einführen. E3 würden dann häufig Gewächſe hinter einander 
fommen, welche gar nicht hinter einander pafjen, einzelne Felder würden zu ſtark, andere zu 
wenig in Anjpruch genommen; bei einer plöglichen Imgeftaltung des Viehzuchtbetriebes würde 
es leicht an dem geeigneten oder hinreichenden Futter oder an dem nötigen Stalldünger feh— 
len. In folchen Fällen muß man daher eine Reihe von Jahren hindurch mit einer gewiſſen 
Freiheit, namentlich bei dem Wderbaubetrieb, verfahren, es ift aber dann die freie Hand- 
habung desfelben lediglich eine für eine kurze Uebergangszeit beftehende Notwendigkeit und 
die betr. Wirtſchaft kann deshalb noch nicht als eine freie bezeichnet werden. — Im eigent: 
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fihen Sinne des Wortes zählen zu den freien Wirtichaften nur diejenigen, bei welchen man 
grundjäglich und fortdauernd von der Innehaltung eines beftimmten Wirtſchaftsſyſtems und 
namentlich einer fejten Fruchtfolge Abjtand nimmt. Man richtet fich vielmehr bei der Be- 
bauung des Ackers nad) den jeweiligen Berhältnifien der Witterung, der augenblidlichen Be— 
ichaffenheit des Bodens und namentlich nad) den gerade herrichenden oder zu erwartenden 
Preijen für die einzelnen Produkte. Auch die VBiehhaltung wird dadurch einigermaßen beein- 
flußt, da diejelbe mehr oder weniger von der Art und Menge des auf dem Ader erzeugten 
Futterd abhängt. Indeſſen muß man auch bei der freien Wirtichaft Hinfichtlich der Biehhal- 
tung eine gewiſſe Gleichförmigfeit beobachten, da es nicht möglich oder wenigftens jehr un— 
vorteilhaft ift, mit dem Beftande an Nußvieh oft oder ſtark zu wechjeln; jolches läßt fich nur 
bei dem Majtviehbetrieb ohne Schaden durchführen. 


Bei der freien Wirtſchaft laſſen ſich allerdings die höch ſten Erträge erzielen; man 
fann durch fie die Ausfälle vermeiden oder doch verringern, welche bei Innehaltung einer feiten 
Fruchtfolge ftet3 eintreten, wenn einmal ein Feld zu dem für dasſelbe beftimmten Gewächs ſich 
nicht eignet, oder wenn ein Saatfeld durch die Witterung, Inſektenfraß 2c. geihädigt ift ; man fann 
dabei ferner die wecjelnden Konjunkturen des Marktes fich zu Nugen machen. Dies läßt ſich aber 
nur unter beftimmten Verhältniſſen durchführen. Es gehört zu einem vorteilhaften 
Betrieb ber freien Wirtſchaft fehr viel Umficht des landwirtſchaftlichen Unternehmers. Lesterer muß 
jedes jeiner Felder genau kennen und die Preisbewegung der landwirtichaftlihen Produkte richtig 
u beurteilen im Stande fein. Er muß ferner einen ficheren Elaren lleberblid über feine ganze 
Wirkichaft — und über alle Solgen feiner einzelnen Maßnahmen im voraus genau orientiert 
fein; andernfalls gerät fein Betrieb in Unordnung und die verichiebenen Teile desjelben paſſen 
nicht mehr zu einander. Zur freien Wirtfchaft gehören weiter jehr günstige Himatiiche und Boden- 
verhältnifje; es müflen fehr viele Rulturgetwäche vorhanden fein, unter welchen dem Unternehmer 
für jedes Feld die Wahl offen fteht und auf deren ficheres Gedeihen er rechnen kann, weil er nur 
in biefem Falle die Vorteile, welche die freie Wirtihaft unter Umftänden gewährt, ſich anzueignen 
in der Lage ift. Endlich erfordert die freie Wirtfchaft ein ungewöhnlich großes Betriebsfapital; 
dasielbe muß jo hoch fein, dab der Unternehmer ungehindert jeden Augenblid die zwedmäßigite 
Maßregel ergreifen 3.8. in beliebiger Menge Futter oder Fünftliche Dungmittel oder Saatgut an 
faufen ober ich totes und lebendes Inventar ſowie Arbeitskräfte beſchaffen kann. 

Alle diefe Borausfegungen treffen gewöhnlich nur bei Eleinen oder mittelgroßen Wirt— 
haften, welche fi außerdem einer intelligenten ger, fowie eines guten Bodens und Klimas 
erfreuen, zu. Für große Wirtfchaften ift es faum möglich, einen klaren Ueberblick zu bebalten 
und benjelben einen geregelten Gang zu fidhern, wenn man ſich nicht an ein feites Betriebsſyſtem 
bindet ; e8 wird dies um jo fchwieriger, mit je mehr Beamten und Arbeitern der Wirtichaftsdirigent zu 
thun hat, je weniger er alfo die Ausführung der getroffenen Anordnungen perfönlich überwachen fann. 


8 57, Von manden wird auch die Brandmwirtichaft als ein bejonderes Wirtjchafts- 
foften bezeichnet. Streng genommen ift fie dies aber nicht, jondern nur eine eigentümliche 
wirtschaftliche Maßregel, welche bei jehr verjchiedenen Arten des Betriebes zur Anwendung 
fommt, Diejelbe befteht darin, daß man die obere Narbe des Bodens mit dem Pflug ab- 
jchält oder mit der Handhade loshaut, auf Heine Haufen bringt und dieje dann einem mehr 
oder minder vollftändigen VBerbrennungsprozeß unterwirft. Handelt es ſich Dabei um Moor- 
oder Torfboden, jo liefert diejer jelbjt das Material, um den Brennprozeß durchzuführen; 
bei allen andern Bodenarten muß dagegen Reifig oder jonjtiges Holz ald Brennmaterial 
zu Hilfe genommen werden. In diefem Iegteren Fall legt man die fajchinenartig geformten 
Holzbündel reihenweije auf den Boden, dedt die abgejchälten Erdreifen darüber und zündet 
dann das Holz an; die in der Erde befindlichen organiſchen Beftandteile verbrennen, die 
umfangreichere unorganifche Maſſe bleibt unverbrannt zurüd und wird mit der erzeugten 
Holzajche gleihmäßig über das ganze Feld verteilt. Bei dem Moorbrennen zündet man bie 
abgeichälten und auf Heine Haufen gebrachten Erdjtreifen direft an; da diejelben hauptjäch- 
lih aus organischer Subftanz bejtehen, jo verbrennen fie ihrer größeren Menge nad. Nur 
ein Heiner Teil bleibt als Aſche zurüd, welche dann ebenfall® möglichjt gleichmäßig über die 
geſamte Fläche ausgeftreut wird. 


Durch das Brennen bewirkt man eine fchnelle und —— vollſtändige Vertilgung der in der 
oberen Bodenſchicht vorhandenen Samen- und Wurzelunkräuter, ebenſo der Inſelten oder ſonſtigen 
ſchädlichen Tiere; man entledigt ſich dadurch ferner der etwa zu Tage gekommenen und der ferneren 
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Kultur hinderlichen Nefte eines früheren Holzbeftandes; durch den Brennprozeß felbft werben in 
der demielben unterwworfenen Erde eine Reihe mineraliiher Pilanzennährftoffe fchneller, als es 
ohnedem geſchehen wäre, löslidy und für die nadıfolgenden Feldgewächſe jofort aufnehmbar ge— 
madıt. — liegen unzweifelhafte Vorteile des Brennverfahrens. Andrerſeits iſt dasſelbe aber 
ſehr umſtändlich; es erfordert viel Arbeit und verurſacht bei allen Bodenarten, welche nicht zu dem 
Moorboden gehören, einen erheblichen Aufwand an Brennmaterial. Bei den gleichen Bodenarten 
hat es außerdem den viel größeren Nachteil, dab die organiiche Subftanz des Bodens, nämlich 
der Humus, zerftört oder dody an Menge bedeutend verringert wird. Der Humus ift aber für die 
Produktivität des Bodens von jo großer Wichtigkeit, daß eine Verminderung desfelben auf die 
Dauer immer jehr ungünftig wirken muß; nur bei den eigentlichen Humusböden, welche ihrer Haupt- 
mafle nach aus Humus beftehen, erjcheint die durd das Brennen bewirkte teilweife Zeritörung 
des Humus weniger bedenklich. 

Für den Augenblick wirkt zwar das Brennen günftig, es ſchwächt aber die gejamte produktive 
Straft des Bodens. Wird es regelmäßig in beftimmten Zwifchenräumen auf derfelben Fläche wieder: 
holt, fo bedeutet es eine foftematiiche Beraubung des Bodens an Pflanzen erzeugenden Sträften ; 
die Brandiwirtichaft ift eine Naubwirtihaft. Das Brennen des Bodens kann höchſtens als ein: 
malige oder nad) langen Zwiſchenräumen wiederkehrende Maßregel gerechtfertigt werben, wenn 
man es nämlich mit einem an Unkräutern, Wurzeln und jonftigen Sulturbinderniffen fo reich bes 
dachten Boden zu thun hat, daß eine derartige radikale Behandlung wie das Brennen troß ihrer 
fonjtigen Nachteile immer noch als das Beſte erachtet werden muß; bei der Urbarmadhung von 
ehemaligem Wald:, Weide» oder Bruchland trifft dies ja öfters zu. 


In Deutſchland findet ji die Brandwirtihaft noh in drei Formen; zumächit 
in Verbindung mit der Feldgraswirtſchaft. Im Schwarzwald, auch in anderen 
Gebirgsgegenden, ijt es häufig Sitte, diejenigen Felder, welche eine Reihe von Jahren als 
Weide benugt worden find und num wieder dem Uderbau übergeben werden follen, vorher 
in der oben bejchriebenen Weile zu brennen. Man vernichtet damit allerdings das Unkraut 
und gewinnt durch die Ajche fir die nächſten Ernten einen Vorrat leicht Löslicher Pflan— 
zennährjtoffe; man beraubt aber gleichzeitig den Boden des größten Teiles feines Humus— 
gehaltes, welcher doc) für den mageren Gebirgsboden von jo großer Wichtigkeit ift. Dieſe 
Art der Brandwirtichaft muß als abjolut verwerflich bezeichnet werden. 

Die zweite Form tritt in Verbindung mit einem eigentümlichen, bisher noch nicht 
genannten Wirtihaftsiyften, nämlich mit der Waldfeldwirtjchaft, auf. Diejelbe führt 
örtlich jehr verjchiedene Namen: Hadwald:, Haubergs:,Röderwald:Wirtichaft zc.*). 
Sie befteht darin, daß man das Land 10, 15, 20, auch bis 30 Jahre zum Niederwald- 
betrieb benußt, nach Abhauen des Holzes den Boden brennt, alsdann auf demjelben ein 
paar Jahre Getreide baut und darauf entweder jofort oder nad) einigen der Weidenupung 
gewidmeten Fahren wieder den Waldbau folgen läßt. Dieje Wirtichaftsweije findet man z.B. 
in Gebirgägegenden, wo wegen der Engigfeit der Thäler und Steilheit der Berge wenig 
Land vorhanden ift, welches zum dauernden Aderban ſich eignet; jo 3.8. im Siegener Land 
im Odenwald ꝛc. Hier bietet die Waldfeldwirtichaft ein Mittel, um das jeiner Natur 
nach zur Holzzucht beftimmte Land wenigjtens ab und zu für den Getreidebau verwenden 
und dadurd die Produktion an Körnern und Stroh etwas vermehren zu fünnen. Gegen 
dieje Betriebsweiſe waltet unter ſolchen Umſtänden fein Bedenken ob. Das Brennen des 
Bodens ijt damit nicht unerläßlich verbunden, wird aber meift geitbt, um jich ſchnell, gründ- 
fih und auf wenig koftjpielige Weije der vom Waldbau zurüdgebliebenen Wurzeln, Ge- 
ftrüppe 2c. zu entledigen. Es fann dies auch ganz zwedmäßig jein, jofern nämlich der vor: 
angegangene Waldbetrieb dem Boden jo viel Humus Hinterlafjen hat, daß eine geringe Ber: 
minderung desjelben, wie fie bei vorfichtiger Unwendung des Brennprozefjes jtattfindet, Feine 
erheblichen Nachteile befürchten läßt. 

Die dritte Form der Brandkultur ift vie Moorbrandmwirtjchaft. Diejelbe wird be: 
ſonders im nordweftlichen Deutjchland auf den dortigen ausgedehnten Moorflächen betrie- 
ben. Sie erzeugt den jog. Moor- oder Höherauch, welcher bei bejtimmten Windrichtungen 
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fich viele Meilen weit in das Land hinein verbreitet und auf die ganze Pflanzen- und Tier- 
welt einen schädlichen Einfluß ausübt. Handelt es ſich um die erfte Urbarmachung einer Moor- 
fläche, jo ift das Brennen derjelben nicht unter allen Umftänden zu verwerfen, da hierdurch 
die Berftörung der für den Feldbau Hinderlichen Ueberrejte der früheren Vegetation am 
ſchnellſten und gründlichiten herbeigeführt, auch eine gewiſſe Menge mineralifcher Pflanzen- 
nährjtoffe löslich und für die anzubauenden Feldgewächſe disponibel gemacht wird. Da- 
gegen ijt ein in fürzeren Zwijchenräumen wiederholtes Brennen, wie es in den Moorbdiftrikten 
geübt wird, durchaus zu verwerfen: es liegt darin ein Raubſyſtem, defjen fortgejeßte An- 
wendung den Boden mit der Zeit immer weniger geeignet für den Anbau von Feldfrüchten macht. 


Die Nachteile der fortgefegten Brandkultur auf Moorboden find von den Sadjverftändigen all— 
gemein anerkannt. Andere und beffere Methoden der Behandlung des Moorbodens behufs deſſen 
Kultivierung find auch ſchon vielfach in Anwendung gebracht. Inter denielben ift namentlich die 
bolländifde Fehnkultur und bie Nimpau’ihe Dammktultur hervorzuheben. 
Obwohl beide im einzelnen verſchieden von einander find, fo kommen fie noch darin überein, da 
auf das Moor eine mehrere Zoll hohe Schicht von Sand, Lehm oder anderer aus Mineralien 
beftehender Erde aufgebracht und dadurd) eine für den Anbau von Ackerbaugewächſen ſehr günftige 
ag des Bodens herbeigeführt wird. Durd) die Bemühungen des Minijters Frieden: 
thal ift im Jahr 1876 eine Central: Moor:Stommiffion ins Leben getreten, welche es ſich zur Auf: 
gabe geftellt hat, die für befjere Kultivierung und Benugung der Moore geeigneten Maßregeln 
zu machen und für deren Anwendung wirkſam zu fein. In Verbindung mit derjelben 
wurde 1877 eine Moorverſuchsſtation in Bremen eingerichtet, welche durch wiſſenſchaftliche wie 
praktiſche Verſuche die Arbeiten der Gentral-Dioor-Kommiffion unterftügen ſoll ®*), 

Endlich find noch zwei wirtichaftliche Maßregeln zu erwähnen, welche gerade in den legten 
Sahren öfters zur Anwendung gefommen und wegen ihres mehr oder minder ftarken Ein: 
fluffes auf die Betriebsorganifation im Ganzen zumeilen als bejondere Betriebsſyſteme be- 
zeichnet worden find, obwohl fie nur Mopdififationen irgend eines der bereitö beiprochenen 
Syiteme und zwar gewöhnlich der Fruchtwechielwirtichaft darjtellen. Es find dies der jo- 
genannte viehlofe oder richtiger viehichwache Betrieb und der Zwiſchenfruchtbau. 
Bei dem erfteren wird die Nugviehhaltung auf das geringe Maß bejchräntt, welches durch: 
aus nötig ift, um den eigenen Bedarf an Produkten der Nupviehhaltung, namentlich an 
Milch und Butter, zu deden. Die viehſchwache Wirtjchaft ift mit Erfolg nur durchführbar, 
wenn man die in der Wirtjchaft erzeugten Stroh: und Futtermafjen, die bei der geringen 
Menge der gehaltenen Nu: und BZugtiere feine Verwendung finden fönnen, zu einem ans 
gemefjenen Preife jicher und jtets zu verkaufen hoffen darf; in der Nähe größerer Städte ift 
hierzu öfters die Möglichkeit vorhanden. Ferner aber kann der viehloje Betrieb in Anbetracht 
jeiner geringfügigen Stalldüngerproduktion ohne Erſchöpfung der Bodenkraft nur dann als 
durchführbar oder lohnend betrachtet werden, wenn man den Stalldünger in großen Men- 
gen mwohlfeil kaufen oder wenn man ihn durch umfajfende Anwendung von Gründüngung 
zu erjegen im Stande ift. Zu erfierer Maßregel ift ebenfalls in der Nähe größerer Städte 
öfters Gelegenheit. Ein ausgedehnter Gebrauch von der Gründüngung kann ohne zu ſtarke Ein: 
buße in der Erzeugung vorfäuflicher Aderbauprodufte nur in der Form des Zwiſchen— 
fruchtbaues gemacht werden. Damit bezeichnet man den Anbau von Gewächjen, welche 
unter ein anderes aldllnterjaat oder jofort nach Aberntung einer vorangegangenen Frucht 
als Stoppeljaat eingejäet werden. Als Zwijchenfrüchte benugt man lediglich Zutterpflanzen, 
befonders aus der Familie der Leguminojen, weil dieje den Boden wegen ihrer jtiditoff- 
jammelnden Eigenichaft an dem für das Pflanzenwachstum jo wichtigen Stidjtoff bereichern. 
Die wichtigften Zwiichenfrüchte find: Lupinen, Seradella, verjchiedene Widen- und Erbjen- 
arten. Die Zwijchenfrüchte werden entweder abgemäht und als Futter verwendet oder — 
und dies iſt das häufigere — zum Zweck der Gründüngung untergepflügt. Weil nun der 
viehſchwache Betrieb ohne ausgedehnte Unmwendung der Gründüngung in der Regel nicht 
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beitehen kann, jo nimmt bei ihm auch gewöhnlich der Zwifchenfruchtbau eine hervorragende 
Stelle ein, obwohl leßterer auch bei viehftarten Betrieben am Plage fein kann. Befonders 
lohnend hat der Zwiichenfruchtbau ſich auf jandigem Boden erwiejen. E3 ift das große Ver— 
dienft von Schul z-Lupitz, die hohe Bedeutung des Zwiichenfruchtbaues für den von Natur 
wenig produftiven Eandboden durd langjährige praftifche Verjuche wie durch daran ge- 
tnüpfte wiſſenſchaftliche Erörterungen unmiderleglich dargethan zu haben *"). 


IV. Die Leitung und der Ertrag der landwirtfhaftlihen 
Produftion. 


ı. Die £eitung derlandwirtfhaftlihden Produftion®), 


$ 58. Häufig ift der Befiger ded Grund und Bodens auch der Leiter des auf denfelben 
gegründeten landwirtichaftlichen Betriebes, d.h. er wirtjchaftet jelbit. Dies iſt die Regel bei 
dem fleinen und mittelgroßen Grumdbefig; auch bei dem größeren Grundbeſitz findet in 
Deutſchland meist Selbjtbewirtichaftung ftatt, wenngleich unter Mithilfe von angeftellten Be: 
amten. Iſt der in einer und derjelben Hand befindliche Grundbefig jo groß, daß er von 
einer Stelle aus nicht mehr dirigiert werden kann, jo muß die Leitung entweder befoldeten 
Beamten übertragen werden oder ed muß die Verpachtung eintreten. Erjteres bildet die 
Regel bei dem Großgrundbefiß in Defterreich, letteres bei dem Großgrumdbefi in Groß: 
britannien umd Irland jowie in Jtalien; in Deutichland kommen beide Syfteme ganz ge: 
mischt vor, jedoch überwiegt die Bewirtichaftung durch Beamte bezw. die Selbjtbewirtichaftung. 

Es gibt aljo drei Formen der landwirtichaftlichen Unternehmung: 1) Selbftbewirt- 
ihaftung; 2) Bewirtichaftung im Auftrag und auf Rechnung des Befigers, Admini— 
ftration; 3) Badhtung. Als vierte Form ließe ſich noch der, übrigens ſelten vorkom— 
mende, genoſſenſchaftliche Betrieb, anführen. 

Bei der Selbſtbewirtſchaftung ift der Befiger des Grund und Bodens zugleich 
Befiger des Anlage: und Betriebs Kapitals ſowie der perjönliche Leiter des ganzen Unter- 
nehmens. Dieje Form der landwirtichaftlichen Produktion ift vom privatwirtichaftlichen wie 
nationalöfonomijchen Standpunkt aus die bejte, vorausgeſetzt, daß fie nad) Lage der Ber: 
hältnifje überhaupt durchführbar ericheint. Bei der Selbjtbewirtichaftung fallen dem Guts— 
befiger außer dem Reinertrag de3 Grund und Bodens (Landrente) und den Zinſen des 
Betriebstapitald aud noch der für die Leitung des Betriebes ihm gebührende Arbeitslohn 
zu, welcher legterer bei der Adminiſtration einem bejoldeten Beamten gegeben werden muß. 
Bei der Selbjtbewirtichaftung ift der landwirtichaftliche Unternehmer unabhängig von den 
Rüdfichten auf dritte Berjonen ; er kann in jeden Fall diejenigen Maßregeln ergreifen, welche 
für die Steigerung der Erträge die zwedmäßigiten find. Dies ift für die Landwirtichaft 
um jo wichtiger, ald die Aufwendungen für viele Verbefjerungen des Bodens oder der Be: 
trieböweife erjt im Laufe der Jahre durch die Steigerung der Erträge fich bezahlt machen 
und deshalb ſowohl bei der Adminiftration wie bei der Pachtung an und für fi wün— 
Ichenswerte Meliorationen häufig unterbleiben. Soll die landwirtichaftliche Produktion ge: 
deihen, jo ijt e8 nötig, daß der Unternehmer weniger auf den augenblidlichen und vorüber: 
gehenden als auf den zukünftigen und dauernden Ertrag fieht. Bei der Selbjtbewirtjchaf- 
tung endlich tritt der Unternehmer in jo nahe und wichtige Beziehungen zu dem ganzen Be- 


63) &. Dehlinger, Biehloje Gründün- weit. Litter.). Die einzelnen techniichen Geſichts— 
gungswirtichaft 2c. 1892. G. Weerth, Die Be- punkte, welche bei der Leitung eines landwirtichaft- 
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triebes ꝛc 1893. Schulz-Yupig, Die Kali- an diefer Stelle nicht zur Erörterung gelangen; 
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triebe und zu den darin beichäftigten Perjonen, wie e& bei feiner anderen der genannten 
Unternehmungsformen möglich ift. Die verjchiedenen, auf die Bewirtichaftung und die Ren: 
tabilität eines Gutes einflußreichen Berhältniffe lernt man erft ganz allmählich kennen und 
richtig benugen; e8 gehören dazu Jahre, oft eine lange Reihe von Jahren. Adminiftrato: 
ren und auch Pächter find in diefer Beziehung im Nachteil gegen jelbjt wirtichaftende Be: 
ſitzer, beſonders gegen ſolche, die ihr Gut als väterliches Erbteil überfommen haben. Eine 
Unhänglichkeit der ländlichen Arbeiter an den Arbeitgeber und ein gegenjeitiges Vertrauens: 
verhältnis zwiſchen beiden find viel Leichter zu erzielen, wenn der Arbeitgeber zugleich Be- 
jiger des Guts, ald wenn er Pächter oder Adminiftrator ift. Denn die legteren haben kein 
wejentliches eigenes Interefje daran, daß das Gut einen Stamm dauernd zufriedener, zuver: 
fäffiger und jeßhafter Arbeiter erhält oder bewahrt; im Gegenteil Liegt bei ihnen immer die 
Berfuchung vor, für diejenige Zeit, während welcher fie jelbft an der Spike des Gutsbe— 
triebes ftehen, ebenforwohl die vorhandenen menschlichen Arbeitskräfte wie das produftive Ver: 
mögen des Bodens, ohne Rüdficht auf die Zukunft, in ausgedehntejter Weiſe auszunutzen. 
Dei der Selbjtbewirtichaftung ift am ehejten die Möglichkeit geboten, die Interefjen der Gegen- 
wart mit denen der Zufunft und die Antereffen des Arbeitgeberd mit denen der Arbeitneb: 
mer unter einander in Uebereinftimmung zu bringen. Als ein ungejunder und für die Dauer 
verderblicher Zuftand muß es bezeichnet werden, wenn der größere Teil des landwirtichaft- 
fi benußten Areals nicht der Selbftbewirtihaftung unterliegt, ſondern verpachtet iſt oder 
abminiftriert wird ®). Diejer Zuftand ftellt ſich ſtets dort ein, wo der Eleinere und mittlere 
Grundbefig durch den Großgrundbefig auf einen geringen Umfang zurüdgedrängt worden ift. 

Die Selbftbewirtichaftung ift zwar im allgemeinen die dem landwirtichaftlichen Gewerbe 
am meiften entjprechende Form der Produktion, aber doch nicht die in allen Fällen mög: 
liche oder zwedmäßige. Bei größern Gütern kommt es häufig vor, daß der Beſitzer ſelbſt 
von der Landwirtjchaft nicht3 verjteht oder daß die Ausübung anderer Berufspflichten ihn 
an einer jorgfältigen Bewirtichaftung jeines Gutes hindert; hier liegt es im Intereſſe ſowohl 
der landwirtichaftlichen Produktion wie des Beſitzers jelbit, daß leßterer jeın Gut verpachtet 
oder adminiftrieren läßt. Das Gleiche wird erforderlich, wenn Jemand einen großen, in ver: 
ſchiedene einzelne Wirtichaften zerfallenden Gutskomplex hat, dejjen räumliche Ausdehnung 
und örtliche Zerftreutheit die Selbſtbewirtſchaftung unmöglich machen. Endlih muß Ber: 
pachtung oder Adminiftration eintreten bei allen Gütern, welche dem Staate oder anderen 
juriftifchen Perſonen oder Unmiündigen gehören. 

$ 59. Unter Adminiſtration ift diejenige Form der landwirtichaftlichen Produktion zu 
verftehen, bei welcher der Wirtichaftsbetrieb im Auftrag und auf Rechnung des Gutsbe— 
figerd von einem bejoldeten Beamten jelbjtändig geleitet, jo daß aljo der Wille des letzteren 
in allem wejentlihen maßgebend ift. Der Unterichied der Adminiſtration von der Selbft- 
bewirtichaftung liegt alfo einmal darin, daß der Arbeitslohn für den Wirtichaftsdirigenten 
nicht dem Gutsbefiger, jondern deſſen Beamten zufließt; ferner aber und namentlich darin, 
daß die Organifation und Leitung der landwirtichaftlichen Produktion nicht in den Händen 
bes Befigerd von Grund und Boden, jondern in den Händen eines anderen liegt, welchem 
an und für fich kein Intereſſe an der dauernden Rentabilität des Gutes innewohnt. Dies 
ift ein unzweifelhafter Uebelſtand, welcher um jo bedenklicher fich erweilt, je weniger eine 
Aufficht über den Adminiftrator ausgeübt werden und je weniger der Adminiftrator ſelbſt 
darauf rechnen fann, lange Zeit in feiner Stellung zu bleiben. Erjteres trifft bejonders bei 
Gütern zu, welche dem Staat oder anderen Korporationen gehören; hier haben die mit der 
Auffiht betrauten Berjonen kein direktes Intereſſe zur Sache, oft auch fein Verſtändnis von 
derjelben. Solche Güter jollten daher nicht in Adminiftration gegeben, jondern verpachtet 
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werden. Der Privatmann ift ſchon weit eher in der Lage, einen im übrigen jelbftändig wirt- 
ihaftenden Adminiſtrator jo weit zu beauffichtigen vejp. in jeinem Verfügungsrecht jo weit 
einzufchränfen, daß die dauernde Rentabilität des Gutes nicht beeinträchtigt wird. 

Die mit der Adbminiftration verbundenen Uebelſtände jchwinden in dem gleichen Grade, 
als e3 dem Befiger gelingt, die Intereſſen der Gutswirtſchaft mit den perfönlichen Intereſſen 
des Adminiftrators in Uebereinftimmung zu bringen. E3 ift die am beften dadurd möglich, 
dag man dem Abminiftrator außer dem feften Gehalt einen Anteil an dem Reinertrage der 
Gutswirtichaft gewährt und daß man bei der Berechnung des Reinertrages bezüglich der 
für größere Meliorationen gemachten Aufwendungen nur die Zinjen und eine Amortiſations— 
quote von dem Rohertrag in Abzug bringt. Hierdurch erhält der Adminiftrator den Antrieb, jo 
zu wirtjchaften, daß die Neinerträge des Gutes jtetig und dauernd ſich fteigern. Außerdem 
ift es wichtig, gute Mdminiftratoren materiell jo zu ftellen, daß diejelben lange auf ihrem 
Boften bleiben ; je öfter die Berjon des Adminiſtrators mwechjelt, dejto jchärfer treten die mit 
diejer Art der Leitung des landwirtichaftlichen Betriebes verbundenen Uebelſtände hervor. 

$ 60. Wo Selbftbewirtichaftung für eine längere Reihe von Jahren nidyt möglich oder 
zwedmäßig ericheint, ift e8 in der Regel befjer, das Gut zu verpacdhten®®), als dasjelbe ad- 
miniftrieren zu laffen; dies allerdings nur unter der Vorausfehung, daß die Bachtbeding- 
ungen den verjchiedenen perjönlichen und wirtichaftlichen Anterefjen genügend Rechnung tragen. 
Vor allem muß die Dauer der Bachtzeit genügend lang und der Pachtvertrag muß während 
diejer Beriode unfündbar fein. Der Pächter muß ein Intereſſe daran haben, durch Meliora- 
tionen den Ertrag des Gutes dauernd zu heben, was nur bei einer langen PBachtzeit mög- 
ih ift. Keine Pachtperiode jollte weniger ald 15—18 Jahre betragen; eine jolche von 20 
bis 24 Jahren ift ebenfalls durchaus zuläjfig. Noch länger wird man fie nicht leicht wählen, 
weil bei der bejchränften Dauer des menjchlichen Lebens und bei der ftetig fortichreitenden 
Entwidlung der wirtichaftlihen Verhältniſſe es immerhin mißlich ift, Verpflichtungen für 
eine ferne, jeder Wahricheinlichkeitsrehnung fich entziehende Zukunft einzugehen. Je länger 
die Bachtzeit währt, defto mehr find die Intereſſen des Pächters und Befigers bezüglich einer 
rationellen Behandlung und Benubung des Bodens identijch, dejto weniger Gefahr ift vor: 
handen, daß eine Raubwirtichaft jtattfindet. Im Gegenteil wird in dieſem Fall der Bächter 
alle Mittel aufbieten, durch befjere Bearbeitung und Düngung des Aders jowie durch ſon— 
ftige Beranftaltungen den Boden ertragsfähiger zu machen. Zu diefem Zwede muß ihm freie 
Hand in der Bewirtichaftung gelafjen werden; jede bezüglich der Organifation oder Führung 
der Rirtihaft auferlegte Beichränfung lähmt die erfolgreiche Thätigkeit eines wirklich tüch— 
tigen Mannes. Undererjeit3 bietet jelbft der mit der größten Vorficht ausgearbeitete Pacht: 
vertrag dem Pächter immer noch die Möglichkeit, den Verpächter zu jchädigen. Bollftändig 
find die Interefien der Pächters und VBerpächters nicht in Hebereinftimmung zu bringen ; jener 
wird Aufwendungen, deren Erfolg fich über die Dauer jeiner Pachtperiode hinaus erftredt, 
möglichft vermeiden, während diejer jolche Aufwendungen dringend wünſchen, ja oft fordern 
muß. Am meiften tritt dies bei notwendigen Reparaturen der Wirtichaftsgebäude zu Tage. 

Bei der Pachtwirtſchaft find der Beliger des Grund und Bodens und der Beliker 
Betriebäfapitald verjchiedene Perſonen; wenigſtens jollte dies jo jein. Der Pächter muß als 
unbeichränfter Eigentiimer über das gejamte tote und lebende Inventar jowie über die ſon— 
jtigen Betriebsmittel verfügen können; die Leberlaffung eines fogenannten eifernen Inventars 
feitend des Verpächters an den Pächter hindert den lebteren in der Organijation und Füh— 
rung jeiner Wirtſchaft und ruft oft Streitigkeiten bei der Rüdgabe der Bachtung hervor. 


66)Drechsler, Der landwirthichaftliche Pacht: ' Güter in Defterreih. 1860. G. Dittmar, 
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Der Pächter zahlt in dem Pacht zins dem Verpächter den Reinertrag von Grund und 
Boden oder die Landrente, während er für fi) den Arbeitslohn ald Wirtjchaftsdirigent 
ſowie die Zinfen des Betriebskapitals bezieht. Früher wurde häufig die Pacht in Natura- 
lien entrichtet und zwar entweder in einer feſt bejtimmten Art und Menge von Naturalien 
oder in einem Anteil des Rohertrages, welcher ſich zumeilen bis auf die Hälfte des letzteren 
belief (Zeilpacht, Teilbau, Halbjcheid- oder Halfenwirtichaft). Auch jet kommt diefe Natural- 
Pachtwirtſchaft hier und da noch vor, jedoch ift fie bei entwidelten wirtichaftlichen Verhält— 
niffen unzwedmäßig. Die Verpflichtung zur Abgabe einer beftinnmten Art und Menge von 
Naturalien zwingt den Pächter, jeiner Produktion auch eine ganz beftimmte, vielleicht un- 
zwedmäßige Richtung zu geben und bejchränft deshalb feine Freiheit in der Organijation 
des Wirtjchaftsbetriebes. Die Normierung des PBachtgeldes in einer Duote des Rohertrages 
nötigt den Pächter zu einem ertenfiveren Wirtſchaftsſyſteme, d. h. zur möglichſten Reduktion 
der Betriebsmittel und Betriebgkoften, weil bei ertenfiver Wirtihaft der Rohertrag im Ber: 
hältnis zum Reinertrag verhältnismäßig gering ift. Beide Umftände hemmen aber den fort: 
ſchritt der landwirtſchaftlichen Produktion überhaupt. Die Feitiegung des Pachtgeldes in Na— 
turalien ift nur zu rechtfertigen, jo lange die Landiwirtichaft in einem unentwidelten Zuftand 
ſich befindet und die geſamte Volkswirtſchaft mehr den Charakter der Natural: wie der Geld: 
wirtſchaft an fich trägt. 


Der Teilbau oder die Teilpadt*”), in Deutichland gewöhnlih Halbſcheid- oder Halfen- 
wirtihaft genannt, war früher eine im mittleren und beſonders im ſüdlichen Europa fehr ver— 
breitete Form ber landwirticaftlicen Unternehmung; jest kommt fie in größerer Ausdehnung noch 
im füblihen Frankreich (metayage) und namentlid in Italien (mezzadria) vor. In 
legterem Lande fanden ſich noch im Jahre 1871 neben 1532795 Kleinen Grundeigentümern, welche 
ſelbſt ihr — Beſitztum bewirtichafteten, 1503476 Teilbauern. In Frankreich war bei Aus— 
bruc der evolution von 1789 bei Pachtungen das Syitem der Teilvadıt das bei weitem vor= 

errſchende; nad) A. Young hatten damals von den vorhandenen Pächtern nur etwa "/—"h ihre 
Vacht gegen feiten Zins, die übrigen waren Teilbauern. Im Jahre 1872 gab es in Frankreich 
nur nod) 323785 Stolonen und Teilbauern, Dagegen 711 160 Pächter gegen feiten Zins und 2689305 
die Landwirtichaft unmittelbar betreibende Gigentümer, Bei dem Teilbau gehört dem Gutsherrn 
außer dem Grund und Boden in der Negel audı das tote und lebende Anventar, während der 
Pächter weientlih nur die erforderliche menfchliche Arbeitsfraft und die Handgeräte liefert. Yon 
dem Rohertrage hat der Teilbauer eine bejtimmte Quote abzugeben, welche in jehr weiten Grenzen 
— von "s bis *s — ſchwankt. Die Höhe der Quote richtet fich teils nadı der ortsüblichen Ge— 
wohnheit und Wirtſchaftsweiſe, teils und namentlich aber nach der Art der Nugung. Am gering 
ſten pflegt fie für die Produkte des Ader: und Wiejenbaus zu fein, höher für die Erzeugniffe der 
Viehbaltung, am höchſten für die Produkte des Obit:, Wein: und Delbaus. Heu und Stroh darf 
ber Teilbauer gewöhnlich ganz für ſich behalten, da er ja von den Erzeugnifien der Viehhaltung 
eine beftimmte Menge abgibt; er muß aber die ganze Ernte von Heu und Stroh aud in der 
eigenen Wirtichaft verwenden. Für den gewöhnlidıen Iandwirtichaftlihen Betrieb kann die Teils 
pacht zwedmäßig fein, jo lange Aderbau und Viehzucht noch wenig entwidelt find und fid in ganz 
beitimmten, althergebradhten und einfachen Formen bewegen, jo lange infolge diejes Umſtandes 
aud) wenig Arbeit und Stapital auf ben Betrieb verwendet werden und Iegterer gleichzeitig wenig 
Sorgfalt und Intelligenz jeitens des Unternehmers erfordert. Macht es dagegen die fortgeichrittene 
allgemeine wirtichaftlihe Entwidelung nötig, daß jedes Gut nach feinen eigentümlichen Berhält- 
niffen bezüglich des Bodens, Abjages 2c. behandelt und daf eine größere Menge von Arbeit, Kapi— 
tal und Intelligenz dem Betrieb zugeführt wird, jo hat der Teilbau einen jhädigenden Einfluß 
auf den Fortichritt und den Ertrag des Yandbans. Denn derſelbe zwingt den Pächter immer zu 
einer extenfiven Wirtichaftsweife und hält ihn von allen einen erheblichen Aufwand vorausjegenden 
Meliorationen zurüd; er madıt es ihm auch unmöglich, diejenige Art des Aderbau: und Vieh: 
zuchtbetriebes zu wählen, welche den höchiten Neinertrag liefert, alfo die vorteilhafteite iſt. Der 
Zeilbau erfordert eine jehr genaue Kontrolle jeitens des Verpächters, wenn derielbe fich vor Unter: 
ichleifen und Verluften ſchützen will. In diefer Stontrolle liegt für gewiſſe Kulturftufen allerdings 
ein Vorzug der Teilpacht, durch welchen jich gleichzeitig die weite Verbreitung und das lange Be— 
ftehen derjelben einigermaßen erklärt. Bei geringer wirtſchaftlicher und geiltiger Entwidelung der 
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©. Il, $ 60. Settegaft, Die Landwirthichaft zc. Die Landwirtihaft und ihre Yage in Frankreich 
I ©. 357 fi. Eheberg, Agrariiche Zuftände in in ©. 8. f. ©. 27, ©. 17 u. 19. 8. Kärger, Die 
Italien in S. V. f. S. 29. S. 124 ff. Diepel,Ueber | Arbeiterpadht. 1893, Buchenberger, a.a.D. 
Weſen und Bedeutung des Theilbaus in Italien, I. $ 38. ©. 210 ff. 
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niederen ländlichen Bevölkerung kann der Teilbau ein zweckmäßiges Mittel abgeben, um jene an 
eine geregelte Betreibung des Landbaus überhaupt erft zu gewöhnen; denn dieſelbe wird gezwungen, 
die Ader: und Riehwirtichaft nach beftimmten Vorfchriften auszuüben und fteht bezüglich Inne: 
haltung derielben unter fteter Beaufſichtigung. Bei fortgeichrittener Entwidelung der Landwirt: 
ſchaft und der ländlichen Bevölkerung erweift fich dagegen die Teilpadıt ebenfowenig notwendig 
wie zwedmäßig. Dementiprechend ift auch ihre Anwendung im mittleren Europa jetzt eine jehr 
beihränkte; vielfah war fie eine Vorläuferin der Zeitpacht, gewiffermaßen eine Hebergangs= und 

Erziehungsitufe für die letztere. 

Am ceheiten läßt fich die Teilpacht noch rechtfertigen bei der Nutzung von perrennierenden Ge— 
wäclen, namentlih Bäumen und Sträuchern, in welchen ein großes Anlagekapital ſteckt. Dies 
ailt beionders von Obitgärten, Weinbergen oder Weingärten und Pflanzungen von Delbäumen, 
Die hohen Anlagekoften fallen bier lediglich dem Grundberrn zur Laſt; ebenjo der Verluft, welcher 
daraus entiteht, daß derartige Pflanzungen in den eriten Jahren ihres Beitehens gar feinen oder 
einen jehr geringen Ertrag abwerfen. Befinden diefelben fich dagegen in voller oder nahezu voller 
Ertragsfäbigfeit, jo behalten fie foldıe durch eine lange Neihe von Jahren, und ihr Rohertrag 
iſt im Verhältnis zu den laufenden Betriebskoſten ein jehr hoher. Zudem ergibt jich die Art ber 
Pflege und Nutzung derartiger Bilanzungen von jelbit durch die ortsüblichen Gewohnheiten, und 
die Beauffichtigung des Pächter durch den Verpächter läßt fich leicht ausführen. Trotzdem muß 
au für die genannten Arten der landwirtichaftlihen Produktion der Teilbau als eine unvoll: 
fommene, für Bächter wie Verpächter unzweckmäßige und den Fortſchritt der Entwickelung ichädigende 
Form der landwirtichaftlihen Unternehmung betradytet werden. 

Das Pachtſyſtem hat den großen Borteil, daß es ftrebjamen Landwirten möglich macht, 
mit verhältnismäßig geringen Weitteln jelbjtändig einen landwirtichaftlichen Betrieb zu über- 
nehmen; umgefehrt werden viele Gutsbejiger, welchen es jelbjt an Geld, Zeit oder Kennt: 
niffen zur rationellen Bewirtichaftung ihres Gutes fehlt, durch Verpachtung in die Lage ver- 
jegt, eine ſolche Bewirtichaftung herbeizuführen und fich jelbjt eine angemefjene Rente zu 
fihern. Wenn der Pächter einen hohen Gewinn aus feinem Unternehmen ziehen joll, dann 
muß er, namentlich; während der erften Hälfte der Pachtzeit, möglichjt viel Aufwendungen 
für die Verbejferung der Subftanz des Bodens machen und diefe fommen der Wirtichaft 
dauernd zu Gute. Die Pachtgüter gehören in Deutichland, jegt wenigftens, zu den am beften 
bewirtichafteten und die Pächter bilden einen bejonder3 rührigen und intelligenten Teil der 
landwirtichaftlichen Bevölkerung; aus ihnen gehen viele jpätere Gutsbeſitzer hervor. Trotz— 
dem ift e3 als fein wünjchenswerter Zuftand zu bezeichnen, wenn in einem Lande der größte 
Teil des Areals der Pachtwirtſchaft unterliegt. An Berbeiferungen, deren Koſten ſich erit nad) 
einer langen Reihe von Jahren bezahlt machen, hat der Pächter fein oder wenig Anterejie ; 
jo 3.8. an Neubauten, umfangreichen Be- oder Entwällerungsanlagen, Bewaldung von kah— 
len, für jonftige Rulturarten ungeeigneten Flächen. Der Pächter hat ferner keine bejondere 
Beranlaffung, ſich um die dauernde Verbefjerung der Lage der Ländlichen Arbeiter zu küm— 
mern: denn dieje erfordert zunächſt Opfer, welche erjt im Laufe eines längeren Zeitraums 
wieder erftattet werden können. Weiter würde durch eine Verallgemeinerung des Pachtſy— 
ſtems die mit der fortichreitenden Tandwirtichaftlichen Entwidlung notwendige Veränderung 
in den Bejigverhältniffen durd Zukauf oder Abverkauf von Land, durch Teilung von Gil: 
tern 2c., jehr erjchwert. Der verpacdhtende Gutsbeſitzer endlich verliert durch die fortgejegte 
Verpachtung allmählich das Intereſſe an dem Gute jelbjt, er hat nur noch Intereſſe an der 
daraus zu ziehenden Rente. Die allgemeine Anwendung des Pachtſyſtems würde es den 
Gutsbeſitzern unmöglich; machen, diejenigen wirtichaftlichen jocialen und politischen Aufgaben 
vollkommen zu erfüllen, welche ihnen naturgemäß zufommen. 

8 61. Eine bejondere Form des Pachtſyſtems ift die Erbpacht; bei derjelben gebt das 
Pachtrecht, ähnlich wie dad Befikrecht, beim Tode des früheren Bächters auf dejjen Erben 
über. Das Bachtgeld (der Kanon) ift entweder ein für alle mal feſt beftinnmt oder ändert fic) 
nah den Breifen der landwirtſchaftlichen Erzeugniffe. Die Lage des Erbpädters ift der des 
Beſitzers jchon jehr ähnlich und unterjcheidet fich von derjelben oft faum. Durch die Agrar: 
geießgebung des laufenden Jahrhunderts ift in den meiften deutichen Ländern den Erbpäd)- 
tern die Möglichkeit gegeben worden, ihre Bachtgüter in freies Eigentum zu verwandeln, 
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Dabei wurde gleichzeitig in der Regel die Neubegründung von Erbpachtverhältnifien ge- 
feglich verboten. Zur Zeit befteht die Erbpacht gejeglich, wenngleich unter verjchiedenen Mo- 
dififationen, noch in den beiden Mecdlenburg, in Oldenburg, Braunfchweig, in den beiden 
Fürftentümern Neuß, in Sachlen- Weimar, in Meiningen, Gotha, Rudolftadt, in Lippe-Schaum- 
burg und in Nafjau. 


Mit der alten Erbpadıt und der Erbzinsleihe, welde beide Jnftitutionen fih mehr durd) 
ihre juriftifche Form als durd ihre prottifhe Folgen von einander unterfchieden, waren allerdings 
große lebelitände verbunden, fo daß eine rg dringend geboten erjchien. Der Erb: 
pächter war häufig zu perfönlihen Dienftleifttungen oder Naturalabgaben an den Erbverpädhter 
verpflichtet; er durfte das Erbpachtgut nicht verpfänden oder gar verfaufen und war an die Scholle 
gebunden ; anbererieitö hatte der Grundherr den Erbpädtern nicht felten auf feinem eigenen Grund 
und Boden Weiderechte oder das Necht zur Entnahme von Holz eingeräumt, welche für ihn mit 
der Zeit jehr drüdend wurden. Legteres um fo mehr, als der einmal ftipulierte Erbicaftsfanon 
in der Regel unverändert hoch blieb, während der Geldwert jener Rechte bedeutend ftieg. Von 
beiden Seiten wurden bie llebelitände des Erbpadıtverhältniffes um fo lebhafter empfunden, je 
mehr die Fortichritte, welche der landwirtichaftlihe Betrieb im allgemeinen machte, auch mit ge- 
wiffer Notwendigkeit erforderten, daß ber einzelne Unternehmer frei über feine Perjon und über 
das von ihm bemwirtichafteten Gut verfügen fönne. Von diefem wichtigen Gefichtspunft aus er: 
ichien bei den großen Umgeſtaltungen und Verbefferungen, welche bezüglich des Aderbaus umd der 
Viehhaltung in den eriten Dezennien des laufenden Jahrhunderts eintraten, eine Befeitigung des 
alten Erbpachtverhältniſſes durdaus gerechtfertigt, ja geboten. Ob das in dem meilten deutſchen 
Staaten innegehaltene Verfahren, die Erbpacht überhaupt abzufhaffen, ein zwedmäßiges war, ift 
indeffen jehr fraglicd und wird von der Mehrzahl der neueren Nationalölonomen wohl mit Recht 
in Abrede geitellt. Die Aufhebung der Erbpacht hat offenbar vieler Orten den Stand der mitt: 
leren und Kleinen landwirtſchaftlichen Unternehmer geichädigt. Die Erbpächter bildeten ein befonders 
ftabiles und in ihrer wirtichaftlichen Lage gefichertes Element der landwirtichaftlichen Unternehmer; 
namentlih war bei ihnen die Gefahr einer zu hoben Verschuldung und damit der Vertreibun 
von Haus und Hof fo gut wie ausgeihloffen; itrebfamen und jparfamen Perſonen war es au 
verhältnismäßig leicht gemacht, in den Stand der Erbpäcdter zu gelangen, da fie für den Ankauf 
des immobilen Kapitals feine Aufwendungen zu machen, fondern höchitens das notwendige Inven— 
tar anzuſchaffen und außerdem für die erforderlichen umlaufenden Betriebsmittel zu forgen hatten. Es 
ift Sehr wohl eine Geftaltung des Erbpachtverhältnifies denkbar und möglich, bei welcher die früheren 
llebelftände vermieden werden und gleichzeitig die weientlichen Vorzüge desfelben bewahrt bleiben, 

Bei einer Wiederherftellung der Erbpacht find beionders folgende vier Punkte zu be: 
rüdfichtigen. 1) Der Erbpächter muß bei der Bewirtichaftung des ihm überlaffenen Gutes ähn— 
lich unbeſchränkt daftehen wie der freie Eigentümer; 2) Verbefferungen, welde er an dem Gute 
aus eigenen Mitteln vornimmt, müffen ihm oder feinen Bachtnachfolgern ausschließlich zugute fommen; 
3) etwaige Beichränfungen des Erbpächters dürfen fih nur auf die Fälle der VBerihuldung, Ber: 
äußerung, Serteilung oder nachweislichen Deterioration des Gutes beziehen; 4) dem Erbverpächter 
ift ein Anteil an der etiwa fteigenden Grundrente des verpaditeten Gutes dadurch zu gewähren, 
daß der zu entrichtende Kanon in Getreidewert feitgeitellt und nach Ablauf einer beftimmten Periode 
auf Grund des bisherigen durchichnittlichen Getreidepreiies jebesmal aufs neue nad) feinem Gelb: 
betrage reguliert wirb. 

Der eriten Forderung wird dann Genüge geleiftet, wenn man dem Erbpädter bezüglich Be— 
wirtihaftung und Benugung des Erbpadıtqutes feine andere Beſchränkung auferlegt, als daß er 
dasjelbe nicht deteriorieren darf; wenn ferner die dem Grundherrn zu machenden Leiſtungen ledig— 
lich in der Zahlung des vereinbarten baren Pachtzinſes beftehen; wenn endlich das zur Bewirt- 
ihaftung erforderliche lebende Inventar Eigentum des Pächters umd nicht des Verpächters ift. — 
Die Erfhllung der zweiten Forderung, dab vorgenommene Verbefferungen dem Pächter bezw, 
deſſen Nachfolgern zugute fommen müſſen, ift durchaus nötig, weil andernfall der Pächter das 
Intereſſe an der fortdauernden Melioration der Subitanz des Gutes verliert, oder doch ſchwer 
zu entjcheibende Streitigkeiten zwiichen beiden Teilen entitehen. Daraus ergibt fih allerdings ala 
Stonfequenz, dab der Erbpäcter alle ihm notwendig oder zwedmäßig icheinenden Verbefferungen, 
zu welchen auch die Reparatur oder die Neuerrihtung von Gebäuden gehört, auf eigene Koſten 
ausführen muß. Hiermit foll aber nicht die Möglichkeit oder Zuläffigkeit ausgeſchloſſen fein, ie; 
der Erbverpächter verzinsliche Vorihüffe zur Ausführung von Meliorationen bergibt oder ba 
ber Erbpächter für den gleichen Zweck ein hypothefarifches Darlehen auf das Gut aufnimmt, fo- 
weit ihm dies nach Maßgabe des gleich zu erörternden Punktes — iſt. Die Erfüllung der 
hier geſtellten zweiten Forderung iſt —— nur unter der Vorausſetzung möglich, daß 
das Erbpachtverhältnis jedesmal ohne weiteres auf den Erben des jeweiligen Pächters übergeht, 
daß auc der Verfauf des Erbpachtgutes an andere Perſonen feitens des Pächters ftattfinden kann. 
— Die dritte Forderung beiteht darin, daß dem Erbpäcter gewiſſe Beſchränkungen hinfichtlich 
der Verſchuldung, Veräußerung, Zerteilung und Deterioration des Gutes auferlegt werden können 
und müſſen. Es darf und foll in dem Erbpactvertrage ftipuliert werden, daß eine hypothelarifche 
Verſchuldung des Gutes jeitens des Pächters ohne weiteres nur bis zu einer beftimmten Höbe, 
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darüber hinaus bloß mit Genehmigung bes Verpächters zuläffig if. Dem Pächter kann unbedent: 
lich geitattet werden, das Gut bis zur Hälfte feines Ertragäwertes hypothekariſch zu belaften. Als 
Maßſtab für diefen Wert dient der jährliche Pachtzins, deſſen Höhe, wie gleich zu zeigen fein wird, 
allerdings nicht für alle Zeiten die gleiche bleibt. Der Pachtzins beträgt in Deutichland jet un— 
gefähr 4°/o des Gutswertes, leßterer alſo das 2fache des Pachtzinſes. Demgemäß würde es dem 
Erbpächter zu geitatten fein, ohne Genehmigung des Verpächters auf das Gut bis zu dem 12'e: 
fachen Betrage des jährlichen Pachtzinſes Kanons) Darlchen aufzunehmen. Dann ift der Ver: 
päcter vollftändig fichergeftellt und der Pächter hat genug Spielraum, um die für Bodenmeliora= 
tionen, Neubauten ꝛc. nötigen Geldmitteln fich zu verichaffen. Die Veräußerung des Erbpadt: 
gutes im ganzen an, einen anderen Erbpächter, welcher vollitändig in das Verhältnis feines Vor: 
gängers eintritt, fantı dem jeweiligen Erbpächter in der Regel ohne Beſchränkung geftattet werden. 
Nur bei ganz Meinen Erbpadhtitellen, welche für ländliche Arbeiter beftimmt find, dürfte es fich 
empfehlen, den Verkauf von der Genehmigung des Verpächters abhängig zu machen oder doch 
legterem ein Vorkaufsrecht zuzugeitehen. Einen Abverkauf eines Teiles des Erbpadıtgutes darf 
indefien der Pächter nur mit ausdrüdlicher Genehmigung des Verpächters vornehmen ; ebenjo darf 
dasjelbe nur mit diefer Genehmigung an mehrere Erben in geteilten Beſitz übergehen. Im Falle 
der nachweislichen Deterioration der Subjtanz des Gutes muß der Verpächter ebenfo wie im Falle 
der Nichtzahlung des Kanons das Recht befigen, nah Erfüllung beitimmter geſetzlicher Vorſchriften 
den bisherigen Erbpädter von dem Gute zu entfernen. — Die vierte Forderung für die Neu: 
geitaltung des Erbpachtverhältniffes bezieht ſich auf die Veränderlichkeit des Kanons. Stein Grund: 
herr wird heutzutage ein Gut in Erbpacht geben, wenn er und feine Rechtsnachfolger nur den bei 
Eingehen des Badıtverhältnifies jtipulierten Kanon in gleichbleibendem Geldbetrage für alle Zeiten 
ala Nente beziehen follen. Bei fortichreitender Kulturentwidelung pflegt Sowohl der Geldwert zu 
finten wie die Bodenrente abfolut zu fteigen. Beides gereicht dem Verpächter bei Feſtſetzung des 
Kanons in einem underänderlichen Geldbetrag zum Nachteil. Deshalb empfiehlt es ſich, den Erb: 
pachtskanon in einer beftimmten Menge der hauptiächlichiten Getreideart (für die meiſten Teile 
Deutihlands in Roggen, für einige Diſtrikte vielleicht in Weizen oder Dinkel) mit der Maßgabe 
zu normieren, daß der nad) feftitehendben Grundſätzen ermittelte Geldwert dieſer Getreidemenge als 
jährlicher Bachtzins feitens des Pächters abzuführen ift. Dabei hat nach Ablauf von je 18: bis 
24jährigen Perioden eine Neufeititellung des Pachtzinfes nach dem Durchichnittspreis des Getreides 
während ber eben vollendeten Periode ftattzufinden. Beiſpielsweiſe wird der Erbpadıtsfanon auf 
50 Ztr. Roggen vereinbart, der örtliche Durchſchnittspreis des Noggens während der legten 20 Jahre 
beträgt 7 Mark und alle 20 Jahre joll eine nene Ermittelung des Geldbetrages des Kanons ftatt- 
finden. Der Erbpächter hat dann in den eriten 20 Jahren jährlich 50 x 7 — 350 Mark an Kanon 
u entrichten; beträgt num während diefer 20 Jahre der örtliche Durdyichnittpreis für den Zentner 

ogaen 7,50 Mark, jo hat der Pächter für die zweite 20jährige Periode einen jährlichen Kanon 
von 50 x 7,50 = 375 Mark zu leiften. 

&3 war bier nur möglich, in kurzen Zügen die Grundſätze zu ſtizzieren, nach welchen das Erb: 
pachtsverhältnis fich zu geftalten hat, wenn ſowohl die berechtigten privaten Intereſſen der ver: 
tragichließenden Teile wie das Autereffe der Iandwirtichaftlihen Produktion umd der ländlichen 
Bevölkerung im ganzen gewahrt bleiben follen. Bei ihrer Innehaltung könnte die Neubegründung 
oder die weitere Ausdehnung der Erbpacht ſehr ſegensreich wirken. Sie bildet das einfachite und 
fiherfte Mittel, um einen Stand mittelgroßer (bänerlicher) landwirtichaftliher Unternehmer oder 

rundbefigender ländlicher Arbeiter ins Leben zu rufen, wo folche jet noch fehlen oder doch nur 

Mhärlich vertreten find; die Erbpadıt würde aber ebenio dazu dienen können, um die bereits vor: 
bandene bäuerliche Bevölkerung, wo diefelbe durch zunehmende Verfchuldung von dem mwirtichaft: 
lihen Untergange bedroht ift, vor leßterem zu bewahren. 

Selbitveritändlich ift eine Nenbegründung oder eine Umbildung der Erbpacht nad) den erörterten 
Grundfägen nur mit gr des Staates möglich. Diefer hätte auf dem vorgefchriebenen gejeglichen 


68) Schon Albreht Thaer hat die Vorteile | die ficherite Baſis, worauf der allgemeine Wohl- 


der Erbpacht jehr beitimmt und ausführlich her: 
vorgehoben ( — der rationellen Landwirth⸗ 
ſchaft, Bd. I, $$ 127—134); er jagt darüber! 
unter anderem: „Die Vorteile ber Vererbpach | 
tung find jo evident, dab es feinen Ameifel hat, 
ihre Einrichtung werde in unſerem fchärfer rech- 
nenden Beitalter bald allgemein werden”; und | 
ferner: „Die Erbpachtseinrichtung ift ohne Zweifel | 





ftand und der höhere Betrieb des Ackerbauge— 
werbes gegründet werden fann (a. a.D.$ 131). 
Von den neueren Nationalöfonomen haben fid) 
u.a. Naife (Landwirthichaftl. Jahrbücher, von 
Born und Thiel, Bd. VII, 1879, ©.41—83), 
Roſcher (S. IL. 1878, 8 69 u. 70, auch $ 149), 
Schönberg in Meyers Eonverjationd-terifon 
Suppl.Band 18. 1881. (Urt. Erbpacht und Erb- 
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Vor 10 Jahren hat die preußiſche Negierung den Verſuch gemacht, die Erbpadıt, welche 
durch das Geſetz vom 2, März 1850 für unzuläffig erklärt war, in etwas veränderter Form wieder 
einzuführen. In dem Geſetz vom 26. April 1886, betreffend die Beförderung deutſcher 
Anfiedelungen in ben Provinzen Weftpreußen und Poſen wurde nämlich geftattet, daß 
die von der Anfiedelungstommiffion angefauften und zu befiedelnden Güter nicht nur käuflich gegen 
Rapitalzahlung oder in Zeitpacht, fondern anch gegen Zahlung einer feiten Geldrente vergeben 
werben dürften. Im legteren Falle heißen diefelben Nentengüter. Bei dem Rentengut kann 
die Ablösbarfeit der Rente vertragsmäßig feitgeitellt und von der Zuftimmung beider Teile ab» 
hängig gemacht werden; der Ablöjungsbetrag darf aber den 2dfachen Betrag der Rente nicht über: 
fteigen, wenn die Ablöfung auf Antrag der Rentenberechtigten erfolgt. Die a eines Renten: 
gutes oder Veräußerung einzelner Stüde desfelben ift zwar nur unter Juſtimmung des Renten: 
berechtigten zuläffig, jedoch kann die fehlende Zuſtimmung bes leßteren durd die Auseinander: 
jegungsbehörde ergänzt werben, falls die Yerteilung oder Abveräußerung im gemeimwirtichaftlichen 
Intereſſe wünſchenswert erfcheint. Aehnliche Beftimmungen über die Errichtung von Rentengütern 
finden fich in den für die ganze preukiihe Monarchie geltenden Geſetzen über die Errid- 
tung von Rentengütern vom 27. Juni 1890 und vom 7. Juni 1891. — Die Inititus 
tion bes Nentengutes ift bis jegt in Preußen zuläffig für die nah Maßgabe der vorgenannten 
drei Geſetze errichteten Landſtellen, deren Zahl aber ſchon jeßt ziemlich bedeutend ift und im Laufe 
der Zeit zweifellos noch jehr wachſen wird. Schon nad den bisher vorliegenden Erfahrungen iſt 
man zu der Annahme berechtigt, daß das Rentengutſyſtem fich bewähren und bei mweiterer zweck— 
entiprechender Ausgeftaltung einen zeitgemäßen Erſatz für das frühere, jet in Preußen aufge: 
hobene Erbpadıtsinftem bilden wird ®®). 


$ 62. Schon in$58 wurde hervorgehoben, daß es in Rückſicht ſowohl auf die landwirt— 


Ichaftliche Produktion wie auf die wirtichaftlicye und jociale Lage der einzelnen Hlafjen der 
ländlichen Bevölkerung am wünjchenswerteften fei, wenn der größte Teil des landwirtichaft- 
lich benugten Areals fih in Selbftbewirtichaftung befinde. Diefer Zuftand herrſcht 
im Deutſchen Reich, wo nad der Aufnahme von 1882 von der in landwirtichaftlicher 
Benugung jtehenden Fläche nur ungefähr der 6. Teil verpacdhtet war. Wie viel von den 
übrigen ſeitens der betreffenden Beſitzer ſelbſt bewirtichaftet und wie viel durch bejoldete 
Administratoren bewirtichaftet wurde, entzieht ſich allerdings der genauen Feſtſtellung. 
Auf Grund der thatſächlichen Verhältniffe läßt fich jedody annchmen, daß die Zahl der: 
jenigen Güter, deren Bewirtichaftung lediglich in Händen von bejoldeten Beamten ſich be: 
findet, relativ jehr gering ift. — — In Frankreich gab es nad) der Aufnahme von 1881 im 
ganzen 4208 828 männliche oder weibliche VBorftände von landmwirtichaftlichen Betrieben ; 
darımter befanden ſich 2425490 ihr Land ſelbſt oder durch andere bewirtichaftende Eigen: 
tümer, 1010999 Pächter, Metayer und Kolonen, 772339 zugleih als Pächter, Metayer 


zinsleihe) und Wd. Wagner F.W. 2. Ausg. 88 
178— 181) für die relative Berechtigung der Erb» 
pacht auch in der Gegenwart ———— In 
ähnlichem Sinne hat das Preußiſche Lan— 
des-Oekonomie-Kohlegium im Jahre 
1879 den damaligen landwirtſchaftlichen Miniſter 
Friedenthal erjucht, die Frage der Wiedereinfüh- 
rung der Erbpacht einer eingehenden Prüfung zu 
unterziehen (Yandw. Jahrbücher Bd. VIII, Suppl. 
I, ©. 114—122 und 162—195). Schönberg 
jagt a. a. DO. mit Recht: „Unzweifelhaft hatten die 
früheren Erbpacht- und Erbzinsverhältniffe auch 
ihädliche öfonomishe Folgen, aber dieje hatten 
ihren Grund nicht in den Effentialien dieſer In- 
ftitutionen, Tondern in ben Nebenbeitimmungen 
der Verträge”. Bon landwirtichaftlichen Schrift: 
ftellern jpriht ſich Sette N aft (Die Yandwirth- 
ſchaft und ihr Betrieb, Bd. I, S. 327-8330) zwar 
gegen die Erbpacht aus, übergeht aber dabei ganz 
die Erörterung der Frage, inwieweit die von ihm 
gerügten Uebelftände der Erbpacht im Weſen diejer 
Einrichtung oder in nebenfählichen und wohl zu 
bejeitigenden Berhältniffen beruhen. Sehr ein- 
gehend ift das Erbpachtsverhältnis nach jeiner 


biftorifchen Entwidelung, jeiner Verbreitung und ı 


jeiner Berechtigung für die Gegenwart behandelt 
worden von W. Ruprecht, Die Erbpadıt. 
1882 (dort auch ausführliche Litteraturnachweiie). 
Den Refultaten der Ruprecht'ſchen Unterjuchungen 
fann ich im allgemeinen nur beiftimmen, wenn 
ib aud in Einzelnheiten betreffend die zwech 
mäßigjte Geftaltung des Erbpadhtverhältniffes für 
die Gegenwart von denjelben etwas abweice. 
9 Paaſche, Art. Erbpaht im H.W. IU. Bu- 
henbergera.a.D. 1.8 37. 

69) Preußens lanbwirtichaftliche Verwaltung 
in den Jahren 1884—87. I. Bd. 1888. S. 200. 
Zur inneren Kolonifation in ©. V. f. ©. 22, bei. 
S.45 ff. Sombart-Ermöleben, Weber 
Nentengüter. Preuß. Jahrbücher (1839 ©. 345). 
Paaſche, Erbpacht und NRentengüter ꝛc. in J. 
f. Nat. II. 14 ©. 209 ff. Buchenbergera—. 
a.D1.891 fi. E. Meyn, Die preuhifchen 
Rentengutsgeiege. 1892. 9. Mahraun, Die 
preußifchen NRentengutägeiege. 1892. P. Wald 
hbeder, Die preußiichen Rentengutögeiege 2. 
1894. v. d. Gohtz, Die agrariichen Aufgaben der 
Gegenwart. 1895. ©. 158 ff. Derj., Die ländl. 
Arbeiterllajfe ꝛc. S. auch Hdb. bg XV 8 80 
ud Sering im H.W. Suppt.Band 16. 57.584a. 
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oder Tagelöhner für andere arbeitende Feine Eigentümer. — Ju Großbritannien umd 
Irland überwiegt zufolgeder Konzentration des Grundbefiges in den Händen einer verhältnis- 
mäßig Heinen Zahl von Perſonen bei weitem das Badhtiyitem. — In $talien wird ebenfalld der 
größte Teil des landwirtichaftlichen Arcales nicht von den Eigentümern, jondern von Bädhtern, 
Teilbauern 2c. bewirtichaftet. Bon den in der Landwirtichaft jelbitthätigen Perſonen kommen 
dort nad) der Aufnahme des Jahres 1871 nur etwas über 18% auf Eigentümer, dagegen 
auf Pächter 7,4°/,, auf Teilbauern 18,2%, auf Reid: und Weinbauern (melche ebenfalls 
meift Teilbauern find) 15°/o, auf Tagelöhner 40°/, der Reſt zerjplittert fich auf Verwalter, 
Hirten 2c. — Das Ueberwiegen der Pachtwirtſchaft bildet den größten, freilich jchwer zu 
befeitigenden Uebelſtand in der Landwirtichaft Italiens und Großbritanniens "). 

$ 63. Der genoſſenſchaftliche Betrieb findet in der Landwirtichaft nur geringe 
Anwendung, wenigjtens jo weit e3 ſich dabei um den Betrieb einer ganzen Gutswirtjchaft 
handelt. Jede Feldgemeinichaft, mag fich diefelbe nun auf das ganze Areal oder bloß auf 
einzelne Teile desjelben beziehen, ftellt ja eine Art von genoſſenſchaftlichem Betrieb dar; aber 
au Hier geichieht doch nie die geſamte landwirtichaftliche Produktion auf Rechnung der Ge: 
nofienjchaft, jondern es werden nur einzelnen Flächen gemeinschaftlich genutzt (namentlic) 
Weide und Wald) oder es findet ein periodiicher Wechjel in der Benugung des im Geſamt— 
eigentum der Genofjenjchaft jtehenden Areals, bejonders des Ader: und Wiejenlandes, ftatt. 
Dabei behält aber immer der einzelne Genofjenjchafter noch eine große Selbitändigfeit be- 
züglich jehr wejentlicher Teile der Produktion und innerhalb der beitehenden Schranten wirt: 
haftet er ganz auf eigene Gefahr und Rechnung, jo daß von einem genofjenichaftlichen Be- 
trieb im eigentlichen Sinne des Wortes nicht die Rede fein kann. Aber auch die Feldgemein- 
ſchaft Hat ſich bei fortgejchrittener Kultur überall als unhaltbar erwieſen. Sie hindert Me- 
liorationen, ſie lähmt die Energie gerade der tüchtigften Landwirte und begünftigt die Träg- 
heit. Die landwirtichaftlihe Produktion kann nur gedeihen, wenn der einzelne Landwirt über 
den Boden frei verfügen darf und wenn die jeinerjeit auf die Steigerung der Produktivität 
de3 Bodens verwendeten Kojten ihm auch wieder volljtändig zu Gute kommen. 


Hiermit joll feineswegs gelagt fein, daß jedes gemeinſchaftliche Eigentum reſp. jede gemeinfchaft- 
fihe Nugung von Grund und Boden, felbit bei entwidelter Stultur, unzwedmäßig it. Eine Ge: 
meinde fann jehr wohl in ihrer Geſamtheit die Eigentümerin von Ader:, Wieſen- oder Weide- 
land jein. Dabei fann bei Weideland auch eine gemeinjchaftlihe Nugung aller Berechtigten nad) 
beitimmten Regeln erfolgen; aber bei Aedern und Wieſen muß deren Nugung ſtets Einzelnen und 
zwar für längere Zeit, jei e3 unentgeltlich, fei es gegen eine beitimmte Entichädigung, überlafien 
werben, jo daß vom wirtichaftlihen Standpunkte aus ein der Pacht ähnliches Verhältnis eintritt. 

Alle Verfuche, welche in menichenfreundlicder oder auch ſchwärmeriſcher Abficht hie und da ge: 
macht worben find, innerhalb eines beftimmten Kreiſes von Menjchen die Landwirtichaft genofjen- 
ſchaftlich zu betreiben, haben ſich auf die Dauer nicht bewährt; höchitens fo lange, als an der 
Spige der Genoſſenſchaft ein Mann itand, dejien Autorität fich alle einzelnen Glieder unbedingt 
fügten. Die landwirtſchaftliche Produktion läßt fid) nicht beliebig konzentrieren ; jeder von einem 
Mittelpunkt aus geleitete Betrieb kann nur eine eng begrenzte räumliche Ausdehnung haben und 
die Leitung jelbit Tann nur in den Händen eines Einzelnen ruhen, welcher jeden Augenblic die 
freie Verfügung über jämtliche Betriebsmittel haben muß. An diefer Notwendigkeit werden alle 
noch jo * gemeinten Pläne zu einer genoſſenſchaftlichen oder gar zu einer ſocialiſtiſchen Or— 
ganiſation der landwirtſchaftlichen Produktion ſcheitern. 

Damit iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß das Genoſſenſchaftsprinzip auf einzelne Teile 
der Landwirtſchaft Anwendung findet. Genoſſenſchaften zur gemeinfamen Anſchaffung und 
ipäteren Verteilung oder dauernden Benugung von Betriebsmitteln find nicht nur möglich, jondern 
unter Umſtänden ehr empfehlenswert. Hierher gehören Genojfenihaften zum Ankauf von Saat: 
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70) Statiftiiches Jahrbuch für das Deutjche jahre (1872 u. 1881), namentlich aber daran, daß 
Reich. 1886. ©. 17. H.v. Scheel, Die land- in den Zahlen von 1881 Zeitpächter und Zeil- 


wirtichaftlichen Betriebe im Deutichen Reich in 
Schmoller, 5. X1(1887) S. 247 ff. F. v. Reitzen— 
fein, a.a. D. ©. 16, Anm. 21. Die hier ge- 
machten Angaben ftimmen, wie R. jelbit hervor» 
bebt, nicht mit den 8 60 gemaditen. Es liegt 
dies teils in der Berichiedenheit der Erhebungs- 


päcdhter in eine Kategorie gefaßt, dagegen 1872 


von einander getrennt find, addiert man die Zahlen 


für beide Gruppen i. %. 1872, jo ergibt ſich un— 
gefähr die für 1881 gemachte Zahlenangabe. — 
Nafie, a. a. O. ©. 180 ff. ——— a. a. O. 
S. 120ff. Buchenberger, a. a.O. 1.831 ff. 
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gut, Dungmitteln, Futterftoffen 2c., welche Konfumtibilien danıı nachher an die einzelnen Mit: 
glieder verteilt werden; ferner Genoſſenſchaften zum Erwerb von Zuchttieren und Maſchinen, deren 
Benutzung nad einer beitimmten Ordnung allen Genofienfhaftern frei fteht. Die Bildung der: 
artiger Genoſſenſchaften ift befonders feinen Landwirten dringend zu empfehlen; fie geben das befte 
und oft einzige Mittel ab, dem Stleinbetrieb die Konkurrenzfähigkeit mit dem Großbetrieb zu er» 
halten. Auch Genoſſenſchaften zur Verarbeitung gewiſſer landwirtſchaftlicher Produkte können ganz 
am Plate jein; jo namentlicd zur Verarbeitung der Mildy zu Butter oder Käſe, des Getreibes 
zu Mehl, der Zuderrüben zu Zuder ꝛc. Endlich find Genoſſenſchaften notwendig bei Ausführung 
von Meliorationen, bei welchen der Grund und Boden verſchiedener Befiger in Mitleidenschaft 
gezogen wird, 3. B. bei Ent- und Bewäfferungsanlagen, Bewaldungen ꝛc. Indefjen laſſen alle 
— Genoſſenſchaften dem einzelnen Landwirt in der Organiſation und Leitung des eigenen 

etriebes faſt völlig freie Hand; ſie legen ihm nur gewiſſe Verpflichtungen auf, welche aber nicht 
weiter gehen, als ſie zur erfolgreichen Führung der Einzelwirtſchaft zweckmäßig oder notwendig 
find (ſ. auch Abſchnitt V, 2 dieſer Abhandlung). 


2, Der Ertragder landwirtfhaftliden Produftion. 


$ 64. Bei dem Ertrag ift zu unterjcheiden der Rohertrag und der Reinertrag: 
legterer bildet diejenige Quote des erjteren, welche nach Abzug der Wirtſchaftskoſten noch 
übrig bleibt. 

Der Rohertrag jebt ſich zuſammen aus den verjchiedenen Erzeugniffen der Boden: 
kultur, der Viehhaltung und der Nebengewerbe; ferner gehören zum NRohertrage diejenigen 
Beitandteile des Bodens jelbft, welche von ihrer urfprünglichen Lagerftätte losgelöft werden, 
um fie direft oder zum Zweck weiterer Produktion zu fonfumieren, 3. B. Sand, Kies, Mer— 
gel, Kalt, Torf, Teichſchlamm. Die Ermittlung des gejamten Tandwirtichaftlichen Rohertrages, 
jei es der Naturalien jelbit, jei es ihres Geldwertes, unterliegt großen Schwierigkeiten. Zu— 
nächjt ift es nicht leicht, mit einiger Genanigfeit den Geldwert vieler landwirtichaftlicher Er- 
zeugnifje fejtzuftellen, weil diejelben entweder gar feine marktgängige Ware bilden oder weil 
der Marktpreis derjelben mit ihrem landwirtichaftlichen Gebrauchswert nicht zujammenfällt. 
Dies gilt für alle Produkte, deren Hauptbeftimmung dahin geht, in der Landwirtichaft wie— 
der verwendet zu werden, 3. B. Stalldünger, Heu, Stroh, Futtergewächſe aller Urt. Die 
Geldwertsfeſtſetzung derjelben ift zur Durchführung gewiſſer, im landwirtichaftlichen Betrieb 
erforderlicher Berechnungen ja unerläßlich; fie bildet aber auch eine der jchwierigiten Auf: 
gaben für den Yandwirt, deren Yöjung ebenjo große praktische wie tbeoretiiche Kenntnifje zur 
Vorbedingung hat. Fürs zweite ift bei der Ermittlung des Rohertrages zu berüdjichtigen, 
daß ein erheblicher Teil des leßteren direkt wieder in der Wirtichaft jelbft zur Erzeugung 
anderer Produkte verwendet wird; jo der Dünger, das Stroh, die verjchiedenen Futter: 
mittel 2c. Diefe dienen lediglich dazu, in anderweitige pflanzliche oder tierriiche Produfte 
verwandelt zu werden. Der dem Boden einverleibte Dünger erzeugt Pflanzen, die den Tie- 
ren gereichten Futtermittel und Streunaterialien erzeugen Fleiſch, Milch, Wolle, tieriiche 
Arbeitskraft, Dünger. Wollte man 5.8. das Futter und gleichzeitig die daraus rejultieren- 
den tierischen Produkte dem Rohertrag zuzählen, jo würde dies faljch fein, da alsdann eine 
doppelte Anrechnung der Futtermittel ftattfände. Bei der Feittellung des Rohertrages ift 
fediglidy das endgültig erzeugte Produft in Anſchlag zu bringen. Für eine einzelne Wirt: 
ſchaft läßt fich dies mit ziemlicher Genauigkeit ausführen; dejto ſchwerer ift es für die land— 
wirtichaftliche Produktion eines ganzen Landes. Das jährliche Erzeugnis an Bodenproduften 
kann noch am ehejten ermittelt werden, und hierin hat die Statiftit jchon erhebliches ge- 
leiftet; dagegen befigt man für die Feititellung der Gejamtproduftion eines Landes an tie- 
riſchen Erzeugnifjen bis jegt nur jehr unfichere Grundlagen. Man fennt wohl den unge- 
fähren Beitand an Nußtieren; aber wie viel Fleiſch, Fett, Milch, Butter ꝛc. diejelben jähr- 
lich liefern, darüber laſſen fih nur Schägungen machen, welche kaum Anſpruch auf Ge: 
nauigfeit erheben dürfen. Wären diejelben aber auch zutreffend, jo müßte man immer noch 
nichts bejtimmtes über den gejamten landwirtichaftlichen Rohertrag. Eine Zufammenzählung 
der pflanzlichen und tierijchen Produkte würde nach den obigen Erörterungen ein faljches 
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Rejultat geben, da dabei die zur Erzeugung der tierifchen Stoffe verwendeten Futtermittel 
doppelt in Anrechnung kämen. Eine genaue Uusjonderung der legteren ift aber auf Grund 
der biöberigen jtatiftiichen Erhebungen nicht möglid). 

Der Reinertrag ergibt ſich durd Abzug der Wirtichaftskoften von dem Rohertrag. 
Zu den Wirtſchaftskoſten gehören: 1) die Aufwendungen an Geld und Naturalien für die bei 
dem Betriebe thätig gewejenen menjchlichen Arbeitskräfte, zu welchen auch das Verwaltungs: 
perjonal zu rechnen ift; 2) die Koſten für Reparatur und Amortijation der Wirtjchaftzge- 
bäude (zujammen (1—2°%, des Neubaumwertes); 3) die für Inftandhaltung des toten Iven— 
tar& nötigen Mittel (12—15°/ des Anſchaffungs- oder Neumertes, 16—20% des derma- 
ligen Wertes); 4) die Aufwendungen für Ergänzung der Zugpferde (10-—12% des An— 
ihaffungswertes), auch wohl der Zugochjen und des Nußviehs "); 5) die Koften für anzu: 
faufende Sämereien, Dung- und Futtermittel; 6) die Ausgaben für VBerficherung gegen Feuer— 
und Hagelichaden; 7) die auf dem Grund und Boden jelbit rubenden Abgaben wie 
Staats- und Kommunallaften, Geld- und Naturalleiftungen an Kirche, Schule ꝛc. Die unter 
7 genannten Aufwendungen find wie die unten 1—6 zu den Betriebskoften zu rechnen und 
behufs Ermittelung des Reinertrages von dem Rohertrag in Abzug zu bringen. Dagegen ge- 
hören alle Steuern und Abgaben, welche der Grundbefiger oder der Betriebsleiter oder die 
jonftigen in dem Betrieb thätigen Perjonen von ihrem Vermögen oder ihrem Ein: 
ftommen an den Staat oder an öffentliche Verbände leiften müfjen, nicht zu den Wirt: 
Ihaftsausgaben ; ebenfo wenig gehören hierzu die von aufgenommenen hypothekariſchen Dar: 
lehen zu zahlenden Binjen. 

Der Neinertrag der Landwirtjchaft umfaßt: 1) den Reinertrag des Grund und 
Bodens, die Grund- rejp. Landrente; 2) den Gewinn aus den in dem Betrieb befindlichen 
Rapitalien, die Kapitalsrente; endlich wie viele annehmen, noch einen bejonderen Unterneh: 
mergewinn für denjenigen, auf dejien Gefahr und Rechnung der Betrieb ftattfindet. 

Ueber das VBorhandenjein des Unternehbmergewinns gehen die Anfichten auseinander. 

Die Einen nehmen an, daß, wenn vom Neinertrag nad) Abzug der landesüblichen Srund- und 


Kapitalrente noch ein Ueberſchuß verbleibe, letzterer ein befonderes Einkommen des Unternehmers 
daritelle, während die anderen einen derartigen lleberihuß als eine den durchſchnittlichen Betrag 


überfteigende —*— der in dem Betrieb angelegten Kapitalien oder auch als einen erhöhten 
Arbeitslohn des Betriebsleiters (Wirtſchaftsdirigenten) betrachten ’*), 


$ 65. Die Grundrente fällt dem Eigentümer des Grund und Bodens zu; fie ift bei 
verpachteten Gütern in dem Pachtzins enthalten, aber nicht volljtändig mit demſelben iden- 
tiſch. Der Pachtſchilling enthält außer der Grundrente noch die Verzinfung des in den Wirt- 
Ihaftsgebäuden ftedenden Kapitals ſowie der auf den Boden verwendeten und noch nicht 
amortifierten Meliorationstapitalien. Eine genaue Ausscheidung der eigentlichen Grundrente 
aus dem Reinertrag ift nicht möglich, weil fich nie angeben läßt, wie viel Meliorations- 
fapitalien auf den Boden überhaupt verwendet worden find und welche Quote davon bereits 
amortifiert ift. Betrachtet man dagegen den Grund und Boden nebjt Gebäuden in dem ge- 
trade vorhandenen Zujtande als ein zujammengehöriges immobiles Kapital und bezeichnet 
defien Ertrag ald Landrente, jo ift es wohl möglich, die Höhe diejer Landrente wenig- 
ſtens annähernd feitzuftellen. Bei Pachtgütern dedt fich die Landrente ziemlich genau mit 
dem Pachtzins, falls nicht befondere Bejtimmungen des Pachtvertraged dies modifizieren. 
Der Verpächter empfängt in dem Pachtzins die Landrente; der Pächter erhält in dem er: 


TU) Bei Zugochien find in der Regel keine Ab- | jenen Tiere in dem für die Mufzucht der jungen 
nugungsfoften zu rechnen, da diefelben bei nor- Tiere gemachten Aufwande. 
maler Haltung und rechtzeitigem Werfauf im | 72) Ueber die Natur der Grundrente und des 
Durchſchnitt an Wert nichts einbühen, auch wenn Unternehmergewinns ſ. die ausführliche Erörte- 
fie fortdauernd produktiv thätig find; bei der rung in dieſem Handbuch, Band I, Abh. XI, 
Nupviehhaltung in Verbindung mit eigener Auf- $ 9 fi. S. 664 fi. und $ 49 ff. ©. 751 ff. ©. 
zucht liegen die Abnutzungskoſten für die erwad- auh Buchenberger, a. a. ©. II. 8 190 ff. 
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zielten Reinertrag, nach Abführung der Pachtrente, die Berzinfung des in dem Betrieb an: 
gelegten ftehenden und umlaufenden Kapitals, eventuell auch noch einen bejonderen Unter: 
nehmergewinn. Dem jelbjt wirtichaftenden Gutsbefiger fließt in dem Reinertrag die Grund- 
rente, Rapitaldrente und ein etwaiger Unternehmergewinn in einer ungeteilten Summe zu. 


Für die Beurteilung der Rentabilität der Yandwirtichaft iſt es ſehr wichtig, die durchſchnitt— 
lie Höhe des Neinertrags jowohl im ganzen wie nad) feinen einzelnen Beſtandteilen 
zu fennen. Eine volljtändig genaue rehnungsmäßige Feitftellung hiefür ift zwar nicht möglid, 
wohl aber gibt es eine Reihe von Thatjachen, welche wenigitens ein annähernd richtiges Urteil 
über einzelne wichtige Punkte herbeizuführen geeignet find, 

Bezüglich der Höhe der Landrente (nicht der Grundrente) befigt man in dem Pachtzins ſowie 
in dem Zinsfuß für die der Yandwirtichaft dargeliehenen Hypothefentapitalien einen Anhalt. Ma 
ſich auch in feinem einzelnen Fall der Pachtzins mit der Sandrente ganz genau decken, jo da 
man doc, ohne einen Irrtum zu begehen, annehmen, daß durchſchnittlich der Pachtſchilling den 
Reinertrag des immobilen landwirtichaftlihen Stapitals darftellt ; er bildet die Entſchädigung, welche 
der Grundbefiger von dem Pächter dafür erhält, daß er legterem die zeitweile Nugung von Grund 
und Boden ſowie von den Gebäuden überläßt. Kennt man mun den Stapitalwert eines Gutes, 
wie fi) folder ja aus den üblichen Kaufpreifen ergibt, fo ift aus dem Pachtſchilling die Höhe der 
Berzinfung des Grundlapitals leicht zu berechnen. 

Die Landrente pflegt ungefähr auf der gleichen Höhe zu ftehen wie der in einem Lande übliche 
guerıb für die am ficherften angelegten Kapitalien; dies aus der einfachen Urſache, weil das in 

rumd und Boden angelegte Kapital an Sicherheit mit jedem anderen konkurrieren fann. Dem 
entiprechend beträgt in Deutichland der Pachtzins und ebenio die Landrente durchichnittlich 3 bis 
4% vom SKapitalwert des Grund und Bodens; im nordöſtlichen Deutichland, wo es an Kapital 
mangelt und der Ertrag des landwirtichaftlihen Betriebes unficherer ift, wo ferner die Bevölle— 
rung eine geringere Dichtigfeit befigt und deshalb die Nachfrage nach Grundſtücken ſich weniger 
ſtark und deren Preis ſich weniger hoch geitaltet, beträgt die Yaudrente etwa 4%, während 
fie in den fapitalreicheren und landwirtichaftlich günftiger gelegenen, auch dichter bevölferten Teilen 
des mittleren und füdlichen rg auf 39 ”/o, manchmal auf 3% zurüdgebt. In den rufs 
ſiſchen Oſtſeeprovinzen ftellt fih in Anbetracht des vorhandenen Stapitalmangels und der linficher: 
heit der Bettieberfolge die Yandrente auf mindeitens 6 ”, im Inneren Rublande auf 8—10 ®/e. 

Wenn die Kaufpreife der Güter häufig höher find, als der Landrente und dem landes- 
üblichen Zinsfuß entipricht, jo hängt dies mit einem beionderen, für die Beurteilung der Güter: 
preife wichtigen Umſtande zuſammen. In Zeiten des wirtichaftlichen Fortichrittes fteigt mit zus 
nehmender Bevölterung und zunehmendem Wohlftand der Preis des Grund und Bodens fortdauernd. 
Auf diefe Steigerung rechnet jeder Käufer und jeder Befiger von Grunditüden. Deshalb pflegt 
der fir Grundſtücke geforderte und gezahlte Preis im Verhältnis zur augenblicdlich erzielten Land— 
rente ungewöhnlich hoch zu fein. Wer 3.8, ein Gut faufen will, deffen bisherige Yandrente auf 
3000 D. zu veranfhlagen ift, bezahlt dafür etwa 100000 M. und zwar nicht, weil er eine Zand- 
rente von 3"/o für genügend erachtet, fondern weil er mit Sicherheit hofft, daß die Landrente in 
abjehbarer Zeit auf 3500 oder 4000 M. fteigt und damit eine 392 oder 4prozentige Verzinfung 
des urfprünglich angelegten Stapitals eintritt. Sobald dies geſchehen ift, pflegt bei jonft unver: 
änderten wirtſchaftlichen Verhältniffen der Vertaufswert des Gutes auf einen Betrag zu fteigen, 
welcher der 3"/s oder gar der Bprogentigen Verzinſung der erzielten Landrente entipricht, alſo bei 
einer Landrente von 4000 Mark auf 114 285,71 oder gar auf 133 333,33 M. 

Sn den 40-50 Seen bon etwa 1830—1875 ftiegen die Preife der landwirtichaftlichen Pro— 
dukte und damit die Neinerträge der Landwirtichaft fortdauernd und das Wachstum der leßteren 
wurde durch die Verbefferung der Verkehrsmittel noch bedeutend erhöht. Während diefer Beriode 
gewöhnte man ſich daran, die Güter erheblich höher zu bezahlen und ebenſo höher zu verihulden, 
als dem augenblidlihen Ertragswert ei Die Landwirte konnten dies nicht nur ohne Ge— 
fahr thun, jondern gelangten bei verftänd re Betriebsleitung in verhältnismäßig kurzer Zeit zu 
großer Wohlhabenheit. Bon Mitte der fiebenziger Jahre ab trat in den Preifen der tieriſchen 
Produkte ein Stillitand, in den Getreidepreifen ein ug we ein. Trotzdem wurde die alte Ge— 
wohnbeit der zu hohen Bewertung und der zu ftarfen Verihuldung des Bodens teils aus Un— 
fenntnis der hiefür maßgebenden Grundſätze teils in Hoffnung auf eine Preisiteigerung der lands 
wirtichaftlichen — noch lange beibehalten. Hierin, ſowie in dem ſeit einigen Jahrzehnten 
eingetretenen Wachstum der Produklionskoſten find die 2 upturfachen des Notſtandes zu er— 
bliden, in dem heutzutage viele Landwirte ſich befinden. Nach den jetzt meiſt noch geforderten und auch 
häufig gezahlten Preifen für Grund und Boden und bei den gegenwärtigen Getreidepreifen be— 
trägt allerdings die Landrente vieler Güter noch nicht 3/0. Legt man aber für diejelben Güter 
den vor einem Menjchenalter gezahlten Preis zu Grunde, jo macht die Landrente felbft bei den durch⸗ 
fchnittlihen Getreidepreifen der legten 15 Jahre mindeitens noch 4—5 Vo, oft erheblich mehr aus. 


Die Höhe der Verzinjung des in dem Betrieb wirkjamen ftehenden und 
umlaufenden Kapitals läßt ſich nach einem allgemein anwendbaren Maßſtab jchwer 
fejtjtellen. Man kann nur jagen, daß dieje Kapitalsbejtandteile als die weniger ficheren ſich 
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höher verzinfen müſſen, als das im Grund und Boden ftedende Kapital. Bei dem Pachtver- 
hältnis gehört das Grundkapital einem anderen Eigentümer wie das Anlage» und Betriebs- 
fapital, Die Rente für das erftere bezieht der Verpächter in dem Pachtzins. Der nad) Be- 
zahlung der Pacht dem Pächter noch übrig bleibende Teil des Reinertrages begreift die Rente 
für daS Anlage- und Betriebskapital jowie einen etwaigen Unternehmergewinn in fich. Die 
Kapitalsrente bei der landwirtichaftlichen Produftion läßt ſich daher am ficherften nach den 
von Pächtern durchſchnittlich erzielten Erträgen beftimmen. Für deutjche Verhältniffe kann 
man annehmen, daß diefe Rente fi) auf 5—8°/s beläuft und zwar ift diejelbe wiederum 
höher für das umlaufende wie für das ftehende Kapital. Denn das letztere (toted und leben- 
deö Inventar) bietet eine größere Sicherheit wie das erjtere (Betriebsfapital), kann daher 
auch nur eine geringere Rente beanjpruchen. Für das ftehende Kapital beläuft fich in Deutſch— 
land durchſchnittlich die Rente auf 5—6°/o, für das umlaufende auf 6—8°o. Wird im Durd)- 
Ichnitt der Jahre eine höhere Rente erzielt, jo kann die Natur diefes Ueberſchuſſes je nad) den 
vorliegenden Berhältnifjen eine verjchiedene fein. Verdankt derjelbe feinen Uriprung bejonders 
glüdlichen äußeren Umftänden, 3.8. unerwartet guten Ernten oder hohen Preifen der land- 
wirtichaftlichen Erzeugniffe, jo ift er unzweifelhaft Kapitaldrente ; das angelegte Kapital hat fich 
infolge zufälliger günftiger Berhältnifje Höher als gewöhnlich verzinft. Liegt aber die Urſache des 
Mehrertrages in der befonders guten Betriebsleitung, fo ijt derjelbe als eine dem Wirt- 
Ihaftsdirigenten zukommende Erhöhung feiner Arbeitsrente bezw. als ein Unternegmergewinn 
aufzufaffen. Died ändert fich auch nicht, wenn der Unternehmer perjönlich die Wirtſchaft nicht 
leitet, fjondern dies durd einen bejoldeten Beamten ausführen läßt. Für die Leiftung des 
Beamten gewährt der Unternehmer eine beitimmte Entihädigung, wofür ihm ſelbſt dann die 
Rejultate dieſer Leiftung zu Gute kommen oder zur Lajt fallen. Eine den gewöhnlichen Be- 
trag überjteigende Kapitalsrente kann aber auch in Wirklichkeit einen Teil der Landrente ent- 
halten. Bei Pachtverhältnifjen ijt dies jogar häufig der Fall. Wenn der von dem Pächter 
durchichnittlich herausgemirtichaftete Reinertrag eine 1O—12-prozentige oder noch höhere Ber: 
zinfung des Anlage: und Betriebskapitals repräfentiert, jo läßt ſich mit Sicherheit annehmen 
daß der gezahlte Pachtzins nicht die volle Landrente enthält, daß vielmehr dem Pächter jelbjt ein 
Teil der Landrente zu Gute kommt. Hierdurch erklärt ſich auch die bei fortjchreitender landwirt— 
ſchaftlicher Entwidlung jtet3 hervortretende Erjcheinung, daß für die meiften Güter nach Ablauf 
einer Bachtperiode der Pachtpreis für die folgende Periode ſich jteigert. Weil der bisherige Päch— 
ter in dem durchſchnittlich erzielten Reinertrage nicht nur die ihm zufommende Kapitals: 
rente, jondern auch einen Teil der dem Gutsbefiger eigentlich zutommenden Landrente be: 
zogen hat, hält der Verpächter fich für berechtigt, nunmehr einen höheren Pachtzins zu for: 
dern und ber Pächter kann auf eine Erhöhung eingehen, weil er weiß, daß ihm die billiger 
Weiſe zu erwartende Kapitalsrente troßdem verbleibt. 

$ 66. Die Feftftellung des Reinertragsd von Grund und Boden ift von der 
größten praftifchen Bedeutung. Denn nad) dem Reinertrag bemißt ſich der Kapitalwert des Bo- 
dens, jeine Beleihungsfähigfeit, die Höhe der Grundſteuer ſowie mancher anderen auf dem 
Boden ruhenden Laften oder Abgaben. Die aus der Bewirtichaftung eines Gutes oder Grund: 
ftüdes in der Vergangenheit erzielten Erträge geben für die Ermittlung des Neinertrags und 
Kapitalwertes von Grund und Boden jelten einen ficheren Anhalt. Die Mehrzahl der Land— 
wirte befigt gar keine jo genaue Buchführung, daß aus derjelben der Reinertrag mit Be: 
ftimmtheit fejtgejtellt werden könnte; wenn aber auch eine derartige Buchführung eriftiert, 
jo find deren Refultate doc nur für den betreffenden landwirtichaftlichen Unternehmer jelbft 
beweisträftig. Die Reinertragsermittlung hat indefjen meift den Zweck, irgend welchen dritten 
PBerjonen, deren Interefjen denen des gegenwärtigen Unternehmers mehr oder weniger ent: 
gegengejegt find, Aufichluß über die Höhe des Neinertragd oder des Kapitalmwertes von 
Grundftüden zu geben; jo z. B. dem Pacht- oder Kaufluftigen, dem künftigen Hypotheken— 
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gläubiger, den richterlichen oder Steuer-Behörden. In allen diefen Fällen ift eine, von den 
mündlichen oder jchriftlichen Nachweifungen des Grundbefigers unabhängige Ertrags- und 
Wertermittlung notwendig. Derartige Taren bilden eine der jchwierigften Aufgaben jelbit 
für den jehr erfahrenen Landwirt. Eine abjolute Genauigkeit kann nie eine Tare beanjpruchen ; 
dies um jo weniger, als die derjelben zu Grunde gelegten Thatjachen ftet3 der Vergangen— 
heit angehören und Niemand voraus wiſſen kann, ob und in wie weit auf ihre Fortdauer 
in der Zukunft zu rechnen ift. Sowohl die Roherträge wie die Wirtſchaftskoſten fünnen in 
Zukunft ſinken oder fteigen infolge des Eintritt3 von Ereigniffen, welche jeder menschlichen 
Berechnung entzogen find. In volfswirtichaftlichem wie privatwirtichaftlichem Intereſſe iſt 
e3 num viel wichtiger, daß eine Bodentare nicht zu hoch, als daß fie nicht zu niedrig 
ausfällt. Ueberſchätzungen des Bodentwvertes würden für Pächter, Käufer, Hypothefen-Schuld- 
ner und Gläubiger die allerbedenklichjten Folgen haben, weil die auf eine Ueberſchätzung 
gegründete landwirtichaftliche Unternehmung an und für ſich eine unhaltbare Grundlage hat 
und vorausfichtlich bald zujammenbricht. Eine Unterjhäbung des Bodenwertes kann ja wohl 
einmal einen Einzelnen jchädigen, aber die landwirtichaftliche Unternehmung jelbft leidet ge- 
wöhnlich nicht darunter, im Gegenteil, fie gereicht derjelben zum Borteil. Allerdings jchmä- 
lert eine Unterjhägung des Reinertrages und des Bodenmwertes den hypothekariſchen Kredit 
des Grundbefigerd; aber ein das zuläffige Maß überjchreitender Realkredit ift jedenfall ein 
jchlimmeres Uebel, wie ein dieſes Maß nicht voll erreichender. 

Der Endzmwed einer Bodentare kann ein doppelter jein; e3 handelt ſich um Ermittlung 
entweder des Rapitalwertes oder des Reinertrags von Grund und Boden; erfteres 
3. B. bei Taren behufs Kauf, Erbteilung, Beleihung, Erpropriation, letzteres 3.8. bei Taren 
behuf3 Pachtung oder Steuerbelaftung. Das Tarverfahren kann in beiden Fällen das gleiche 
fein. Denn aus dem Kapitalwert läßt fi) der Reinertrag und umgekehrt aus dem Reiner: 
trag der Kapitalwert feftitellen. Es fragt ſich nur, welches Verfahren ficherer und leichter 
zum Biele führt: die direkte Abſchätzung des Kapitalwertes von Grund und Boden, die jog. 
Grundtare, oder die vorherige Ermittlung des Reinertrags, die jog. Ertragstare, aus 
deren Rapitalifierung dann der Kapitalwert ſich ergibt. 

Bei der Grumdtare geht man davon aus, daß unter bejtimmten örtlichen VBerhältnifjen 
eine beftimmte Bodenfläche von beſtimmter Beichaffenheit und Nutzungsweiſe auch einen be: 
ftimmten Kapitalwert habe. Man teilt demgemäß AUder, Wieje, Weide ac. je nach ihrer Güte 
in eine Reihe von Klafjen und jegt für jede Klaſſe pro Hektar einen Kapitalwert feit. So 
geichieht es z. B. bei manchen landichaftlihen Kreditinstituten. Diejes Verfahren hat zwar 
den Vorzug der Einfachheit, befigt aber im übrigen große Uebelſtände. Zunächſt ift es nur 
anwendbar für eng begrenzte Bezirke. Denn der Kapitalwert des Bodens richtet ficy nicht 
allein nach der Beichaffenheit desjelben, jondern auch nad) vielen anderen Dingen, wie z. B. 
den klimatiſchen Verhältnijjen, dem Preiſe der landwirtichaftlihen Produfte 2c. Bei gleicher 
Bodendeichaffenheit ift ein Hektar Aderland im Rheinthal jehr viel mehr wert wie auf dem 
Schwarzwald oder wie in Hinterpommern. Einheitsjäge für Grundtaren können daher nur 
für Heine Bezirke, in deren ganzem Umfang alle den Kapitalwert des Bodens beeinflufjenden 
Verhältniſſe gleichartig find, aufgeftellt werden. Aber jelbft in diefem Fall find fie nur fo 
lange anwendbar, als der KRapitalwert des Grund und Bodens überhaupt ſich nicht erheb- 
lic ändert; leßteres gejchieht aber mehr oder minder häufig und zuweilen in ziemlich kur: 
zen Zeiträumen. Bei zunehmender Bevölkerung und Wohlhabenheit pflegt der KRapitalwert 
des Bodens jchnell zu fteigen. Bei jeder Veränderung des leßteren immer neue Ein- 
heit3jäge für die Grundtaren in Anwendung zu bringen, ift unmöglich; denn jolche bedürfen 
einer jehr genauen Prüfung und Feititellung. Jede Grundtare beruht auf einer durchaus 
unficheren Baſis; ihre Anwendung ift nur zuläjfig, wenn es auf eine volljtändig zutreffende 
Ermittlung des Kapitalwertes von Grund und Boden nicht ankommt und wenn die tarie: 


Die Ermittlung des Neinertrags und Kapitalwertes von Grund und Boben. $66. 99 


renden Berjonen oder Behörden eine Garantie dafür bieten, daß das Tarrejultat wenigſtens 
ein einigermaßen angemefjenes jein wird. Beides ift ja bei Taren, welche von landwirt— 
ſchaftlichen Kreditinftituten unternommen werden, häufig der Fall. Hier fommt e3 nicht dar- 
auf an, genau den Wert einer Bodenfläche feitzuftellen, jondern es handelt ſich darum, für 
diefen Wert eine Summe zu ermitteln, welche ald Maßſtab für die Beleihungsfähigkeit dienen 
fann und dieje Summe bleibt meift hinter dem wirklichen Rapitalwert weit zurüd. Eine der: 
artige Tare nennt man eine Kredittare im Gegenja zur Wertstaxe, welche letztere 
bei Kauf, Erbteilung ze, erforderlich ift. Ferner benugen die landwirtichaftlichen Kreditinſti— 
tute als Taratoren eingejeffene und bewährte Landwirte, welche mit den örtlichen Verhält- 
niffen genau befannt find und deshalb ein auf lange Beobadhtung und Erfahrung gegrün- 
detes Urteil über den Wert jedes Gutes befigen. Um den vortommenden Abweichungen im 
einzelnen gerecht werden zu können, pflegt man außerdem bei derartigen Grundtaren für 
den Wert der verjchiedenen Bodenqualitäten Einheitsjäge zu wählen, welche der perjönlichen 
Auffaffung des Tarators einen großen Spielraum laſſen: ein Auskunftsmittel, welches eben 
nur angewendet werden fann, wenn die Perjönlichkeiten der Taratoren eine gewiſſe Garan- 
tie für die richtige Einfhägung bieten, Für einzelne Zwede und unter bejtimmten Boraus- 
jegungen ift demnach das direkte Einjchägen des Kapitalmwertes von Grund und Boden wohl 
zuläffig, als Hegel darf ed aber nicht gelten. 

Das dem Weſen der Sache für die Mehrzahl der Fälle am meisten entiprechende Tarver: 
fahren ift vielmehr die Ermittlung und demnächſtige Rapitalifierung des Reinertrags von 
Grund und Boden, aljo die Ertragädtare. Denn nad) dem Reinertrag beftimmt fich der 
Kapitalwert des Bodens und für die Berechnung des Reinertrags gelten jeder Zeit und 
aller Orten die gleichen Grundjäge. Der Neinertrag ergiebt ſich durdy Abzug der Wirt: 
ihaftäfojten, einjchließlich der Binfen des Anlage- und Betriebsfapitals, von dem Rohertrag. 
Für die Zwecke einer Tare iſt es deshalb nötig, zunächjt den gejamten Rohertrag eines 
Gutes oder Grundſtückes feitzuftellen und demnächſt die aufzumendenden Produftionskojten 
zu berechnen; die Differenz ftellt den Neinertrag dar. Aus dem leßteren ergiebt ſich dann 
der Kapitalwert durch Multiplifation mit derjenigen Zahl, welche der Höhe der nach Ort und 
Beit durchſchnittlich erzielten Landrente entipricht. 

Glaubt man annehmen zu follen, daß das in Grund und Boden ftedende Kapital durchſchnitt— 
ih 5% Zinfen bringen müſſe, jo ift behufs Ermittlung des Stapitalwertes der Reinertrag mit 20 zu 
multiplizieren; braucht man dagegen nur auf eine Verzinfung des Bodenkapitals von 46 zu rechnen, 
fo ift ald Multiplifator die Zahl 25 anzuwenden. Für eine VBerzinfung von 3a "/o ift der Multi: 
plitator 28,571, für eine Verzinfung von 8% der Multiplifator 33,333 maßgebend. Hat man aljo 
in einem beftimmten Fall den Neinertrag des Grund und Bodens bei einem Gute auf 1000 Mart 
feitgeftellt, jo beträgt defien Stapitalwert, je nachdem man den Neinertrag als 5, 4, 3’/s oder 3: 
prozentige Verzinſung des im Boden jtedenden Kapitals anjehen muß, 20 000 M., 25 000 M,, 
38571 M. ober 38.358 M. 

Bei der Ermittlung des Kapitalwertes von landwirtichaftlich benugtem Grund und Boden 
famı man entweder den Wert für die geiamte abzujchägende Fläche im ganzen, oder man 
fann denjelben für die einzelnen Grundſtücke zunächſt gejondert ermitteln und durch Auf: 
rechnung der Beträge für die einzelnen Grunditüde dann den Geſamtwert feſtſtellen. Erjteres 
Verfahren nennt man eine Gejamttare, legteres eine Einzeltare. Bei Abſchätzung von 
Landgütern behufs Kauf, Pachtung und Beleihung ift das Verfahren der Gejamttare das ent: 
Ihieden richtigere; dagegen muß die Einzeltare angewendet werden bei Feftitellung des Nein- 
ertrages für die Zwede der Grumdjteuer; ferner in allen Fällen, wo es fich nicht um ein 
unter gemeinfamer Bewirtichaftung ftehendes Landgut, jondern um ein einzelnes Grundſtück 
oder auch eine Anzahl einzelner Grundjtüde handelt, deren Reinertrag oder Kapitalwert ge: 
jondert ermittelt werden joll. n 
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V. Beſondere Unterſtützungsmittel für die Landwirtſchaft“9. 


8 67. Da die landwirtſchaftliche Produktion an den Boden geknüpft iſt und die ländliche 
Bevölkerung der räumlichen Ausdehnung des Bodens entiprechend, nicht dicht bei einander 
wohnen fann, jo liegt e3 in der Natur der Verhältniffe, daß der einzelne Landwirt bei der 
Yusübung jeiner wirtichaftlichen Thätigfeit in viel höherem Grade auf fich ſelbſt angewieſen 
ift, ald die Angehörigen der meiften anderen Gewerbözweige. Demgemäß find auch jolche 
Einrichtungen, welche der Gejamtheit der landwirtichaftlichen Unternehmer innerhalb eines 
beftimmten Gebiets dienen jollen, im Verhältnis zu ähnlichen Einrichtungen auf jonjtigen Ge— 
bieten produftiver Thätigfeit erjt jpät in’3 Leben getreten und vielfach noch immer man: 
gelhaft entwidelt. Als die wichtigften der Yandwirtichaft dienenden allgemeinen Unterftügungs- 
mittel find zu nennen: 1) die landwirtichaftlichen Kreditanftalten; 2) die landwirtichaft- 
lihen Genoſſenſchaften; 3) die landwirtſchaftlichen Berfiherungsanftalten; 4) die 
landwirtihaftlihen Unterrihtsanftalten; 5) die landwirtjchaftlichen Vereine. 


(. Die landwirtfhaftliden Kreditanftalten. 

8 68. Der von dem Landwirt zu beanjpruchende oder demjelben zu gewährende Kredit 
ift nach den der landwirtichaftlihen Produktion anhaftenden bejonderen Eigentümlichteiten 
auch bejonders zu beurteilen und zu behandeln ’*). Man unterjcheidet zwiſchen Berjonal:- 
und Realfredit, und bei lehterem zmwilchen dem Mobiliar: und Ymmobiliar- 
fredit. Für die Frage der Organijation des landwirtichaftlichen Kredits durch bejondere 
Kreditanftalten fommt in Betracht die Unterfcheidung von Perſonal- und Mobiliarkredit 
einerjeit3 und von Immobiliarkredit andrerjeits. Eine bejondere Art des landwirtichaft- 
fihen Jmmobiliarfredits ift der Meliorationsfrebdit. 

869. 1. DerPerjonal- und Mobiliarfredit. Der weitaus wichtigere von beiden 
ift der Berfonalfredit ; der Mobiliarkredit fommt nur ausnahmsweije zur Anwendung. Das 
Bedürfnis des Landwirt3 nach diefem Kredit wächft mindejtens in dem gleichen Grade, als 
fir ihn die Möglichkeit oder gar Notwendigkeit eintritt, das auf feinen Betrieb zu verwendende 
Kapital zu vergrößern, aljo intenfiver zu wirtjchaften. Mit dem Fortichritt der landiwirt- 
Ichaftlichen Kultur überhaupt nimmt daher auc dad Bedürfnis an Perjonal-Fredit zu. Am 
meiften gilt jolche8 von demjenigen Kredit, welchen der Landwirt zur Verftärfung des er- 
forderlichen umlaufenden Kapitals (Betriebskapitals) nötig hat; alfo zur Beihaffung von 
Saatgut, Dungmitteln, Futterftoffen, Arbeitskräften ꝛc. Bon dem rechtzeitigen und ziwedent- 
Iprechenden VBorhandenjein diefer Produftionsmittel hängt der regelmäßige Gang des Be- 
trieb& ab und das Bedürfnis nad) denjelben tritt durch unvorhergejehene Ereignifje oft plöß- 
lih ein, ohne daß der Landwirt ſich hätte darauf vorbereiten fünnen. Soll der für ſolche 
Fälle gewährte Kredit wirklich helfen, jo muß er zwei Bedingungen erfüllen; ev muß billig 
und für einen beftimmten, nicht zu kurzen Zeitraum unkündbar fein. Die in der landwirt- 
ſchaftlichen Produktion angelegten Kapitalien verzinfen fich regelmäßig nicht hoch, auch das 
umlaufende Kapital im Durchichnitt nicht Höher wie zu 6—8°%s; der Landwirt darf daher für 
erborgte Betriebsfapitalien nur in Notfällen und dann nur für Feinere Beträge mehr wie 
5—6°% an Zinſen geben. Das aufgewendete Betriebsfapital erjegt fih in der Landwirt: 
ſchaft durch den Erlös aus den erzeugten Produkten frühejtens nach einem halben Jahre, 
öfter erjt nach einem Jahre und noch jpäter. Es kann daher dem Landwirt in der Regel nur 
derjenige Kredit etwas nüßen, welcher ihm mindeftens für ein Jahr gewährt wird. 

Bur Beihaffung von totem und lebendem Jnventar jollte der Landwirt nur ausnahmsweije 





73) Für das genauere Studium der in dieſem 1892), welches in ebenjo gründlicher und voll- 
Abſchnitt behandelten Gegenftände verweile ich | ftändiger wie objeftiver Weije alle die Landwirt— 
auf das jhon im Eingang vorliegender Abhand- jchaftöpflege betreffenden Fragen beſpricht. 
lung eitierte Werl von U. Buchenberger,| 74) Ueber das Weien des Kredits im Allge— 
Agrarweſen und Agrarpolitik (2 Bde, 1890 und meinen j. Handb. Band I. Abh. IX, 
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Kredit in Anspruch nehmen; denn das in diefem fteddende Kapital verzinft fich im Durchſchnitt 
nicht höher wie zu 5—6°% und eine Amortijation des Kapitals erfolgt durch die erzielten 
Erträge erft nad mehreren Jahren. Deshalb kann dem Landwirt ein derartiger Kredit über- 
haupt nur etwas helfen, wenn ihm derjelbe jehr billig und auf längere Jahre unfündbar 
gewährt wird; beides trifft aber ſelten zu. Als Regel muß daher bei der landwirtichaftlichen 
Produktion gelten, daß das ftehende Kapital freies Eigentum des Unternehmers ift. 

Weil dem landwirtichaftlichen Unternehmer ftet3 nur mit einem billigen und für be- 
fimmte, oft Jahre lange Frift unfündbaren Kredit gedient ift und ein jolcher Kredit von 
Kapital bejigenden Privatleuten jelten gewährt wird, jo ift es eine wichtige Aufgabe der 
Vertreter des fandwirtichaftlichen Gewerbes, Anftitute in’3 Leben zu rufen, welche dem eigen: 
artigen Kreditbedürſnis der Landwirtichaft in genügender Weiſe Rechnung tragen. Hierzu ge: 
hören vor allem die auf Gegenfeitigkeit beruhenden Kreditgenojjenihaften. Die Wirk: 
ſamkeit derjelben erftredt fich ftet3 auf ein lokal eng begrenztes Gebiet, jo daß eine genaue 
Kenntnis von den wirtichaftlichen Verhältniffen und der perjönlichen Kreditwürdigkeit der 
einzelnen Mitglieder leicht gewonnen werden und der zu gewährende Kredit nad) Höhe und 
Zeit den berechtigten Wünjchen und Bedürfniffen angepaßt werden kann. Da die Genofjen- 
Ihaft auf Gegenfeitigfeit beruht und das Intereſſe der einzelnen Mitglieder mit dem der Ge— 
ſamtheit identiſch ift, jo find die für gewährte Darlehen zu zahlenden Zinjen ſtets mäßige 
und ein jeitens der Genofjenjchaft erzielter Reingewinn fommt jedem Einzelnen zu Gute, 


Tas Bedürfnis eines umfaſſenden Perſonalkredits ift in der Landwirtichaft viel fpäter 
hervorgetreten als das Bedürfnis nad einem reichlichen Nealtredit. Jenes datiert erft von der 
Zeit an, daß man von der Naturalwirtichaft zu der Geldwirtichaft überging und daß man infolge 
der nötig gewordenen intenfiveren Betriebsweife größere Summen baren Geldes zur Anihaffung 
von beſſerem totem und lebendem Inventar fowie zur Erwerbung von WFutters, Dungeeiic: x. 
brauchte. Diefe Umgeſtaltung, welche dem Iandwirtichaftlichen Betrieb eine völlig veränderte Rich: 
tung verlieh, vollzog fich in Deutichland ſowie in den übrigen europäiichen Kulturländern verhältnig= 
mäßig jchnell im Laufe der letzten 30—40 Jahre, in den vom großen Verkehr mehr abgelegenen 
Gegenden fogar erit während der legten zwei Jahrzehnte. Als abgeichloffen kann fie auch jetzt noch nicht 
gelten, da vorausfichtlich die Höhe des für eine erfolgreiche Wirtichaftsführung erforderlichen Be— 
triebsfapitals im Vergleich zum Werte des Grundfapitals in Zukunft immer noch jteigen twird. 
Da nun bisher für eine ſachgemäße Befriedigung des Iandwirtichaftlihen Perſonalkredits wenig 
geſchehen war, jo konnte es nicht ausbleiben, daß bei dem ziemlich plötzlich auftauchenden größeren 
Bedürfnis nad) demjelben fich erhebliche Unzuträglichkeiten herausftellten. Am meiſten litten hier— 
unter die Fleinen und mittleren Grundbefiker, insbefondere der Bauernitand. Die Großgrundbe- 
ſizer wurden allerdings auch zumeilen empfindlich durch den Mangel an zureichendem Berfonal: 
fredit getroffen; aber dieſelben waren doch noch eher im Stande, fich die erforderlichen baaren 
Betriebsmittel, fei ed aus dem eigenen Stapitalvermögen fei es von foliden Bankier oder Kredit— 
inftituten, zu beichaffen. Dagegen gerieten die in Geldgefchäften wenig beivanderten und in Bezug 
auf ihre perlönliche Strebitfähigfeit wenig bekannten bäuerlichen Befiger, jobald fie einmal ein baares 
Darlehen zur Beſchaffung von VBetriebsmitteln bedurften, häufig in die Hände von Leuten, welche 
es jih zum Geihäft machten, die Verlegenheit und Unwiſſenheit der niederen ländlichen Bevölle— 
rung zu wucheriſchen Zweden auszubeuten. &8 gibt im deutichen Neiche viele Dörfer und felbft 
ganze Landftriche, in welchen die Mehrzahl der Heinen umd mittleren Grundeigentümer in ihrer 
wirtihaftlichen Eriftenz von unfoliden Geldverleihern abhängig iſt; der in manchen Gegenden unter 
der bäuerlichen Bevölkerung zur Zeit herrichende Notftand hat feine hauptſächlichſte Urfache in den 
ungewöhnlid) großen und lawinenartig wachſenden Opfern, welde dieſelbe für die —— 
ihres Bedürfniſſes an Kredit, beſonders an Perſonal-, aber auch an Realkredit, ſeit einer Reihe 
von San fortgeiegt bringen mußte *). Das größte Hindernis, welches ſich der Beichaffung eines 
ſolchen Perfonalfredits, wie ihn der Landwirt durchaus braucht, entgegenftellt, liegt in ber ört— 
lichen Zerſtreuung der einzelnen Grund: oder Gutäbefiger und in deren räumlicher Entfernung 
von den natürlich gegebenen Mittelpunften des Gelbverfehrs. Beide Umſtände zufammen bedingen 
75) Ebenfo zahlreidhe wie jchlagende Belege‘ lands; fie bildet ein bejonderd wertvolles Ma— 

für die Richtigkeit obiger Behauptung finden fich  terial für die Beurteilung der gegenwärtigen 
in den Schriften des Vereins für Socialpolitif, | landwirtichaftlichen Zuftände. Eine wertvolle Er- 
Bd. 22, 28 und 24, 1888. Dieje unter dem Titel) gängung zu genannten Publifationen, namentlich 
„Bäuerliche Zuftände in Deutichland“ erjchienene | in Bezug auf die Kreditfrage, liefert Bd. 85 der 
Publifation enthält 31 Berichte über die Lage der | Schriften desjelben Bereind „Der Wucher auf dem 
Yandwirtichaft und bejonders der bäuerlichen Be- | Lande“. 1887. Vgl. dar. auch Buchenberger, 
völferung in den verjchiedenften Gegenden Deutſch- a. a. DO. II 8 132 ff. (dort auch weit. Litter.). 
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es, dab ſtädtiſche Bankiers und Bankfinftitute dem Landwirt, beſonders bem bäuerlichen, nur un: 
gern perfönlichen Kredit gewähren, benfelben aud) in vielen Fällen gar nicht gewähren können; 
es fehlt ihnen die Möglichkeit, genau zu prüfen, inwieweit der gewünſchte Kredit ein gerechtfertigter 
und inwieweit der Darlehenſucher ein perfönlich zuverläffiger und ein wirtichaftlich leiſtungsfähiget 
Mann ift. Eine derartige Prüfung, welche gerade im Intereſſe eines joliden Kredits nicht entbehrt 
werden kann, vermögen nur die Nachbarn und Berufsgenofjen des freditbebürftigen Landwirts 
anzuftellen; diefe werden um fo gewiffenhafter und forgfältiger hierbei verfahren, je mehr ihr eigenes 
Wohl davon abhängt, daß das berechtigte Bedürfnis der Gutöbefiger nad) Perfonalfredit ange 
mefjen befriedigt, dagegen unbegründete Anforderungen abgewiefen werben. 

Die auf Gegenfeitigkeit und ſolidariſcher Haftbarkeit beruhenden Genoſſenſchaften bilden auch 
von dem zulett erörterten Geſichtspunkte aus das befte Mittel, um dem Landwirt einen genügenden 
Perſonalkredit zu verihaffen; für den bäuerlichen Befiger stellen fie jogar das einzige Mittel dar, 
welches nach den bisherigen Erfahrungen einen nennenswerten Erfolg auf dieſem Gebiete zu er: 
ielen im Stande ift. Wo bie perfönlichen Sreditverhältniffe der niederen und mittleren ländlichen 

evölferung in Deutichland heute auf gefunder Grundlage ruhen, ift die letztere überall erft durch 
genoſſenſchaftliche Kreditvereine geichaffen worden. Diejelben laſſen fih in zwei Sauptgruppen 
ſondern, nämlich in: 1) die von Schulze-Deligfcd vor etwa 40 Jahren ins Leben gerufenen 
Vorſchuß- und Kreditvereime und 2) die jeit den fjechziger Jahren von Raiffeiſen ge 
gründeten Darlehenskaſſenvereine. 

Ueber die Vorzüge oder Mängel der einen und der anderen Art der beiden genannten Gruppen bon 
Genoffenihaften bezüglich ihrer Geeignetheit für die Befriedigung des landwirtichaftlihen Kredit: 
ren bat fich früher ein langer, nicht ohne LZeidenichaftlichkeit geführter Streit entiponnen ; 
derjelbe hat zwar noch immer zu feinem endgültigen, von den Sachverſtändigen oder Intereffenten 
allgemein anerkannten Nefultate, aber doch dahin geführt, daß jegt auch in jolchen Freien, welche 
früher den Darlehenskaffenvereinen gleichgültig oder gar feindlich gegenüberftanden, die große Bedeu: 
tung derfelben gerade für die bäuerliche Bevölkerung gewürdigt und ihre Verbreitung erftrebt wird '*). 

Die Shulze’fhen Kreditvereine find ihrer ganzen Organifation nach hauptiächlich für 
die Bebürfniffe der ſtädtiſchen Gewerbetreibenden berechnet, was fih u. a. darin ausfpricht, daß 
fie als Negel nur furzfriitigen Kredit bewilligen ; ferner darin, daß ſie ein großes Gewicht auf 
die Bildung von Gejhhäftsanteilen legen, nadı Maßgabe weldher am Schluffe jedes Jahres der von 
dem Verein erzielte Gejhäftsgewinn an die Mitglieder als Dividende verteilt wird. Infolge deſſen 
haben die Schulze'ſchen Kreditvereine vielfah den Charakter von banfähnlichen Initituten ange: 
nommen, welche einen ausgedehnten Geſchäftsverkehr befigen und bei umfichtiger Leitung ihren 
Mitgliedern große Vorteile gewähren, aber aud im umgelehrten Falle mit nicht unerheblicher Ge— 
fahr verfnüpft find. Es gibt ſchon längſt eine ganze feibe von Schulze’ichen Kreditvereinen, welche 
fih ausdrüdlic als „lIandwirtichaftliche” bezeichnen und dementiprehend hauptfählich Landwirte 
zu Mitgliedern haben und deren fpeziellen Bedürfniſſen — 5 zu tragen ſuchen. Hierzu ge— 
hören vor allem diejenigen, welche ſich dem allgemeinen Verbande deutſcher landwirt: 
ſchaftlicher Genoſſenſchaften angeſchloſſen haben. Dieſer iſt urſprünglich auf der Grundlage 
der Schulze⸗Delitzſch'ſchen Genoſſenſchaften errichtet, hat aber manche Einrichtungen der Raiffeiſen'⸗ 
ihen Vereine herübergenommen und berüdfichtigt die landwirtichaftlihen Bedürfniffe in ausgiebiger 
Weile. Daneben gibt es aber noch eine große Zahl teils von einzelnen teild von in Verbänden 
geordneten Iandwirtichaftlichen Kreditgenoſſenſchaften, weldhe weder zu dem allgemeinen Verbande 
deuticher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften noch zu dem Verbande der Raiffeifen’ichen Darlehens: 
faffenvereine gehören. 

Die Naiffeifen’ihen Darlebenstafjenvereine find von vornherein mit Rückſicht auf 
die Bedürfniffe der ländlichen Bevölkerung, Ipeziell der Fleinen und mittleren Grundbefiger, ein- 
gerichtet worden und haben neben der wirtichaftlichen Kl aung gleichzeitig die fittlihe Bildung 
und Erziehung ihrer Angehörigen als Grundjag aufgeitellt. Demgemäß bewilligen fie je nach den 
Umftänden auch einen langfriftigen Kredit bis auf 5 und mehr Jahre; fie bilden Gefhäftsanteile 
nur, weil und inſoweit fie durch das Genoſſenſchaftsgeſetz hiezu genötigt find, gewähren für bie: 
je!ben aber nie eine Dividende, jondern bloß diejenige Verzinſung, welche von den Mitgliedern auch 





76) Aus der umfaffenden Litteratur über bie | genoffenichaften und ber Raiffeiſen'ſchen Dar: 


Darlehnäsfafjenvereine und deren Verhältnis zu 
den Schulze'ſchen Kreditvereinen hebe ih nur 
folgende Bublilationen hervor: Shulze-De- 
Lisich, Vorihuß- und Kreditvereine als Volks— 
banken, 5. Aufl. 1876, Naiffeijen, Die Dar- 
lehnstaſſen⸗Vereine, 5. Aufl. 1887. Schulze 
Delitz ſch, Die Raiffeijenichen Darlehnskaſſen 2c. 
1875. LöIl, Die bänerliben Darlehnstaflen- 
vereine nach Raiffeiſen und die gewerblichen 
Ereditvereine nah Schulze-Deligih. 2. Aufl. 


lehnäafaffen für den landw. Credit in „Blätter 
für Genoſſenſchaften“ (Innung der ZutunftXXXV, 
Jahrg.) 1888, No. 43. Val. ferner die Abhand- 
lungen von Nöllund Held im Arbeiterfreund XI. 
Jahrgang, 1878, ©. 144 ff. S. 295 ff. u. ©. 392 fi., 
jowie E. Naſſe in den landw. Jahrbüchern von 
Thiel, V. Jahrg., 1876, ©. 557 ff.; 1. auch den 
Artikel von Schönberg „Darlehnäfaffenvereine“ 
in Meyers Konverjationd-Lerifon Suppl. Bd. 19. 
1882. U. Wuttig, 5 ®. Raiffeilen und die 


1889. Raiffeijen, Kurze Anleitung zur Grün | ländlichen Darlehnätafienvereine, 3. Aufl. 1895. 


dung von Darlehnstafienvereinen. 6. Aufl. 1888, | Art. Darlehnstaffenvereine im H. 
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für die benjelben geliehenen Gelder erhoben wird; der etwaige Geichäftsgewinn dient zur An: 
jammlung eines Nejervefapitald bis zu einer beftimmten, ftatuienmäßig vorgefchriebenen Höhe und 
wird dann in feinem weiteren Betrage zu gemeinnügigen Zwecken verwendet. Die einzelnen Dar: 
lehenskaſſenvereine eritreden ſich räumlich immer nur über eine Bezirke, jo daß die Mitglieder 
derjelben jich nach ihrer wirtichaftlihen Lage und nad) ihrer perjönlichen Kreditwürdigkeit genau 
fennen; in der Negel umfaßt ein Verein nur einen oder höchitens einige wenige Pfarreibezirke, 

Die Mitglieder des Vorftandes und des Verwaltungsrates eines Darlehenäfafjenvereins üben ihr 

Amt ala unbejoldetes Ehrenamt aus und haben nur ben Erſatz etwaiger baarer Anlagen zu be— 

anipruchen ; bloß der Vereinsrechner erhält nad Maßgabe feiner Mühewaltung eine geringe Ver: 

gütung. Zu gegenjeitiger Unterjtügung ber einzelnen Darlehenskaſſen hat fih im Fahr 1877 eine 

„LZandwirtichaftliche Gentral-Darlehenstaffe* mit dem Sig in Neumied gebildet ”’). Außerdem find 

die Darlehenskaffenvereine zu einem Anwaltihaftsverband ländlicher Genoſſenſchaften 

zufammengetreten und halten jährlid einen DVereinstag ab, auf welchem die gemeinfamen Ange: 
legenheiten beſprochen werben. 

Die Zahl der landwirtichaftlichen Kreditvereine hat gerade in den legten Jahren in fehr er: 
freulicher Weile zugenommen, diefelben haben ſich auch in denjenigen Teilen des deutichen Reiches, 
wo fie früher fait unbefannt waren, eingebürgert, fo auch in den öftlichen preußifchen Provinzen. 
Am 1. Juli 1894 gab es im Deutichen Reich 3810 landw. Sereditvereine, von denen 1353 auf die 
preußiihe Monarchie, 1008 auf Bayern, 632 auf Württemberg, 300 auf Heffen und 154 auf Baden 
fielen. Bon den preußiichen Vereinen kamen auf die Nheinprovinz 346, auf Heſſen-Naſſau 343, 
Unter der Gefamtzahl gehört fait die Hälfte, nämlich 1563, den Raiffeiſen'ſchen Darlehentafien an. 
Auch in Defiterreih und Italien, in geringem Grade auch in der Schweiz haben bie 
ländlichen Sreditvereine, nad) dem Muſter der deutfchen eingerichtet, Boden gefaht; 1890 beftanden 
in Defterreich 150, in Italien 50 foldher Vereine ’®), 

Gut organtfierte und vorfichtig neleitete, dabei auf Keine räumliche Bezirke beichränkte Genoffen: 
ihaften mit folidarifher Haftbarkeit bilden, man darf wohl jagen, das einzige genügend wirkſame 
Mittel, um das Bedürfnis der Landwirte, befonders der Eleineren und bäuerlichen Befiger, nad) 
Berjonalfredit in einer nad) Art und Umfang ausreihenden Weile zu befriedigen. Auch dem großen 
Gutsbefiger können diefelben wertvolle Dienite leiften ; diefem bietet fich aber auch häufig die Ge— 
legenheit, den gewünschten Perſonalkredit auf privaten Wege zu erhalten, d.h. ohne fih an den 
Zwang, welder immerhin mit dem Beitritt zu einer Genofjenichaft und mit der Inanſpruchnahme 
derjelben verknüpft ift, binden zu dürfen. Vor allem haben fich die landw. Sreditvereine als das 
bei weiten wirkfiamfte Mittel zur Befämpfung des Wucers erwiefen. Durch zahlreihe Erfah: 
rungen ift es feftgeftellt, daß durd) fie die Wucherer, welche in vielen Landgemeinden die Mehr— 
zahl der Bauern in ihren Händen hatten, entweder vollftändig vertrieben oder doch genötigt wurden, 
fi) in der Ausbeutung ber Hleineren Landwirte ftarfe Schranken aufzuerlegen, Man darf wohl 
behaupten, daß alle gefeglichen und polizeilihen Mafregeln zur Bekämpfung des Wuchers auf dem 
Yande in jeinen verſchiedenen Gejtalten (Darlehenswucher, Viehwucher, Warenwucher, Grundftüds- 
wucher) ziemlich erfolglos find, wenn nicht durd Gründung von $ereditgenoffenichaften die Mög: 
lichfeit gegeben wird, da& notwendige und berechtigte Bedürfnis der bäuerlichen Bejiger nach Kredit 
auf zweckentſprechende Weije zu befriedigen ?’*), 

s 70. 2. Meliovrationd-Fredit. Eine Mittelftellung zwifchen Perſonal- und Real: 
fredit nimmt derjenige Kredit ein, welchen der Landwirt zur Ausführung größerer Melio: 
rationen, 3. B. zu Ent: und Bemwäflerungs-Anlagen, zu Flußregulierungen, Deichbauten, Ur: 
barmachungen, Waldanpflanzungen zc. nötig hat. Werden ſolche Meliorationen an der rich: 
tigen Stelle und in zwedmäßiger Weife ausgeführt, jo erhöht ſich dadurch die Ertragsfähig- 
feit und jomit der Wert des Grund und Bodens mindejtens um das gleiche gewöhnlich um 
eine jehr viel höhere Summe, als der Aufwand für die Melioration betragen hat. Unter der 
gedachten VBorausjegung würde es daher an und für fich ganz gerechtfertigt jein, wenn man 
das dargeliehene Meliorationskapital hypothekariſch auf die meliorierten Grundftüde ein- 
trüge. In diefem Fall repräfentiert der gewährte Meliorationsfredit eine befondere Form 
des Realkredits, welche zwar öfters vorkommt, aber doch keineswegs die Regel bildet. Ge: 
wöhnlid wird vielmehr der Meliorationskredit ohne jedes fachliche Unterpfand, allein im 
Vertrauen auf die Rentabilität der auszuführenden Melioration und auf die wirtjchaftliche 
Züchtigkeit des den Kredit beanfpruchenden Landwirts gegeben. Solches 3. B. in den zahl: 


reichen Fällen, in welchen der Verpächter Meliorationsdarlehen an feinen Pächter gewährt; 


77) Das Normalftatut für Darlehnsfaffenver- Jahrbuch des allgemeinen Verbandes der beut- 
eine ſowie die Statuten der landwirtichaftlichen | ſchen landwirtichaftlichen Genoſſenſchaften fiir1894. 
Eentral-Darlehnstafje finden fich abgedrudt bei | 1895, S.62. Landwirtichaftliches Genoſſenſchafts— 
Naiffeiien, a. a. D. ©. 138 fi. blatt No. 6 u. 7 für 1895. ©. 47. 

75) Budenberger, a. a. O. II. 190. 205. 79) Buchenberger, a. a. O. II. S. 205—231. 
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hier fann von einer hypothekariſchen Eintragung überhaupt nicht die Rede fein. In anderen 
Fällen ift letztere zwar möglich, aber von geringem reellem Wert, weil die Eintragung dod) 
nur an legter Stelle erfolgen könnte und das Gut vielleicht jchon hoch verjchuldet tft, oder 
auch weil der wirtjchaftliche Erfolg der beabfichtigten Melioration fich im Voraus nicht be: 
rechnen läßt und unter Umftänden ſchließlich als ein ungenügender herausftellt. 

Der Kapitalift vermag nur dann mit Sicherheit Meliorationgkredit zu gewähren, wenn er 
fi in der Lage befindet, nicht bloß die Zweckmäßigkeit der beabjichtigten Melioration prüfen, 
fondern auch die Ausführung derjelben überwachen zu können; dem entjprechend muß der 
den Kredit juchende landwirtjchaftliche Unternehmer ſich eine Prüfung und Ueberwachung der 
Melioration im ganzen wie im einzelnen ald etwas jelbjtverjtändliches gefallen laſſen. 

Mit den gejchilderten Eigentümlichkeiten des Meliorationskredit3 hängt ed zufammen, daß 
derjelbe nur jelten und ungern von unbeteiligten Privatleuten, jondern meift von jolchen 
phyſiſchen oder juriftiichen Perjonen gewährt wird, welche ein direktes oder indireftes In— 
terejje daran haben, daß die Melioration zu Stande kommt, ohne doch in der Lage zu fein, 
dieje jelbjt ausführen zu können. Genannte Umftände treffen zunächſt bei Pachtgütern zu. 
Die hier nötigen Meliorationen fann der Befiger gar nicht jelbft vornehmen, weil ihn zur 
Zeit die Dispofition über den Grund und Boden fehlt; daß fie aber überhaupt gejchehen, 
daran hat er ein noch größeres Intereſſe wie der Pächter; er befindet fich zugleich in der 
Lage, die Zwedmäßigkeit der Melioration zu prüfen und deren Ausführung zu überwachen. 
Deshalb ift e3 ganz in der Ordnung, wenn der Verpächter dem Pächter das Kapital zu 
Meliorationen darleiht und dafür außer der landesüblichen Verzinſung (jet bei uns 4 bis 
höchſtens 4’/a°/o) noch eine jährliche Amortifationsquote für das Meliorationsfapital im Be- 
trage von 1 bis höchſtens 2% fich zahlen läßt. Dieſes Verfahren ift dasjenige, welches 
gegenwärtig die meiften Staatsregierungen gegenüber den Domänenpächtern beobachten, wel: 
ches aber auch ſchon von einzelnen Privat-Verpächtern befolgt wird. Die preußiiche Do: 
mänenvermwaltung giebt nach einer Minifterialverfügung vom 14. Januar 1875 den 
Domänenpächtern Darlehen behufs Drainierung zu 6°%, wobei 5° auf Berzinjung, 1°/o 
auf Amortifation gerechnet werben ®"). 

Ein indireftes Intereſſe an der Ausführung zweckmäßiger Bodenmeltiorationen haben Die 
Staat3: und Kommunalverbände bezüglich aller in ihrem Bezirk gelegenen Grundftüde, weil 
dadurch der Ertrag der Bodenproduktion, die Wohlhabenheit und die Steuerfraft der Bevöl— 
ferung gefteigert, aber auch noch manche andere Vorteile für die Gejamtheit erzielt werben. 
Da gleichzeitig die Staats: und Kommunalbehörden mit den erforderlichen Kräften und Be- 
fugniffen ausgerüftet find, um die Angemefjenheit der Gewährung von Meliorationsdarlehen 
im einzelnen Fall prüfen und die richtige Verwendung derjelben beauffichtigen zu können, 
jo muß e3 geradezu als eine Aufgabe jener Behörden bezeichnet werden, eine allgemeine 
Drganifation des Meliorationskredits ind Leben zu rufen und hierdurch allen Landwirten die 
Mittel zur Ausführung als zwedmäßig anerkannter Bodenmeliorationen unter billigen Be: 
dingungen darzureichen. Um diejer Aufgabe gerecht zu werben, ift zwar jchon manches ge- 
ichehen, aber e3 bleibt auch noch viel zu thun übrig, 


In England bemilligte bereits im Jahre 1836 das Parlament der Regierung 2 Mill. Pb. 
Sterling, um den Landwirten Darlehen zur Ausführung von Drainanlagen gewähren zu fönnen. 
Für das Darlehen waren jährlih 6" % an Zinfen und Amortifation zu zahlen und in 22 Jahren 
war das Kapital vollftändig amortifiert. Eine ähnlihe Maßregel wurde in Frankreich durch 
das Geſetz vom 17. Juli 1856 getroffen, ohne daß jedod; die Landwirte davon einen ausgedehnten 
Sebrauc gemacht hätten. Auch in Italien gibt der Staat nicht unerhebliche Zufhüffe für aus— 
zuführende Entwäfjerungsanlagen; jeit 1879 betrug die Ausgabe dafür jährlih 2 Mill. Lire*'). 

Für das Königreich Sach ſen wurbe durch Gelek vom 26, November 1861 eine Landes— 
fulturrentenbanf errichtet, welche Darlehen zur Ausführung von Wafferlaufsberichtigungen 


80) 9. Delrihs, Die Domänenverwaltung ' 81) ©. darüber ©. V. f. ©. Band 27, ©. 41 
des Preußifchen Staats. 2. Aufl. 1888. 5,36 u. 37. | und Band 29, S. 73 u. 74. 
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fowie von Ent- und Bewäflerungsanlagen zu geben befugt ift; durch Geſetz vom 1. Juni 1872 
wurde ber Geſchäftskreis der Bank nod) auf einige andere Meliorationen ausgedehnt. Die Bank 
gewährt unter den gefeßlich vorgeichriebenen Bedingungen einzelnen Unternehmern oder Genoſſen— 
haften Meliorations: Darlehen, welche mit 5 "/o zu verzinfen find; von diefen 5% werben 4°, 
als wirfliber Zins und 1% als Amortifationsquote gerechnet, jo daß die Kapitalichuld in 41 
Jahren vollitändig getilgt ift. Bis zu Ende des Jahres 1890 waren von der Bank an 8813 
Schuldner über 15" Mill. Mark an Darlehen gewährt worden, darunter faſt 10 Mill. für die 
Ausführung von 1842 Iandwirtihaftlihen Ent: und Bewäfjerungsanlagen **). 

Für einzelne Teile der preußifhen Monarchie waren jchon in früheren Jahren beſon— 
dere Meliorationsfonds, aus welchen Darlehen an einzelne Yandwirte oder an Korporationen ge: 
währt wurden, Seitens der Staatäregierung geftiftet worden ; jo im Jahre 1802 für Alt:Bommern, 
in dem gleihen Jahre für die Neumark, im Nahre 1836 für die 4 Paderbornſchen Kreiſe Bader: 
born, Warburg, Büren und Hörter, in dem Jahre 1846 fowohl für den Regierungsbezirk Ktöslin, 
wie für die Provinz Preußen. Seit dem Jahre 1850 wurde ein Central-Meliorations⸗Fonds für 
die ganze Monardıie zur Dispofition bes landwirtſchaftlichen Minijters gebildet, für welchen im 
Staatshaushalt-Etat jährlich eine beftimmte Summe ausgeworfen war; dieſe bezifferte ſich An— 
fangs nur auf 150 000 M., hatte aber im Jahre 1875 jchon eine Höhe von 3 324 850 M, erreicht. 
Mit dem Jahre 1876 wurde der bei weiten größte Teil des bisherigen allgemeinen Meliorations- 
fonds den einzelnen Provinzen überwiejen und die Beitimmung binfichtlich der Verwendung ging 
auf die Selbjtverwaltungsförper der — ———— Dem Miniſterium verblieb nur der bei weitem 
kleinere Teil, welcher zur Ausführung von Vorarbeiten ſowie zur Unterſtützung ſolcher Meliora— 
tionen beſtimmt iſt, welche nach Zweck und Umfang eine über das provinzielle Intereſſe hinaus— 
gehende Bedeutung beſitzen. — Unter dem 13. Mai 1879 erfolgte das Geſetz betr. die Errichtung 
bon Landeskulturrentenbanken. Dasfelbe legt den VBertretungsförpern der einzelnen Pro- 
vinzen bas Recht bei, unter ihrer Verwaltung ftehende provinzielle Landestulturrentenbanten zu grün 
den, allerdings unter Innehaltung der im Gejeg gegebenen allgemeinen Vorichriften. Die Banken 
haben den Zweck, die Bodenkultur, in&befondere Ent- und Bewäfferungsanlagen, Urbarmachungen, 
Deihbauten, Flußregulierungen, Anlagen neuer ländlicher Wirtichaften 2c, durch unfündbare Darlehen 
zu unterftügen, für welche der Empfänger außer einer mäßigen Verzinfung auch eine jährlihe Amor: 
tijationsquote zu entrichten hat. Anftatt der baaren Darlehen können auch Landeskulturrentenbriefe 
gegeben werben. Es haben aber nur die Provinzen Schlefien, Schleswig-Holiftein und Poſen Banken 
errichtet und von diefen hat nur die Schlefiiche einen nennenswerten Geichäftsumfang. Die üb» 
rigen Provinzen erachteten andere Kaſſen für ausreichend, 

Im Großherzogtum Hefien wurde durch Gefeg vom 5, April 1880 die Bildung einer unter 
Staatöverwaltung ftehenden Zandestultur:Nentenkafie angeorbnet. Diejelbe gewährt Dar: 
Iehen zur Ausführung von Wiejenkulturen, Bachregulierungen, Entwäfferungen, Zuſammenlegung 
von Grundſtücken 2c.; die Darlehen find unfündbar, fie werden mit 5% verzinit (davon 4 % 
eigentliche Verzinfung und 1% Amortifation) und find in 41 Jahren amortifiert. Für das König— 
reach Bayern trat durch Gefeß vom 21. April 1884 eine ftaatlihe Yandeskulturrenten: 
anftalt ins Leben, welche Kapitalien zur Ausführung von Kulturslinternehmungen darleibt und 
war gegen 3’ % Berzinfung und "2" Amortifation; legtere ift in 58 Jahren vollendet; für 

e und Entwäfjerungsslinternehmungen ift eine Amortilationsfrift von 28" Jahren feſtgeſetzt, 
fo daß außer dem Zins jährlih 2" an Amortifationsbeitrag zu zahlen find **), 


$ 71.3. Jmmobiliarfiredit. Als Unterlage für den Immobiliar-Kredit des Land— 


wirt3 dient die Subjtanz des Bodens jelbft, 


einichließlich der darauf befindlichen Gebäude. 


Derielbe bietet dem Gläubiger weit größere Sicherheit als der Perſonalkredit, für welchen 
die Garantie eigentlich nur in der perſönlichen Tüchtigfeit und Zuverläffigkeit des Schuldners 
reſp. deſſen Bürgen liegt. Daher pflegt der Immobiliarkredit, falld er nicht eine übermäßige 
Höhe im Vergleich zu dem verpfändeten Grundſtück erreicht, billiger als der Perſonalkredit 
zu jein. In Deutichland ſchwankt er bei den öffentlichen Kreditinftituten zwischen 3Y: und 
4%; für die von Hhpothefenbanfen und von Privatleuten gewährten Darlehen pflegt er 


4—5°/ zu betragen. Ueber den legteren Sag 


darf er auch nie hinausgehen, wenn der land: 


wirtichaftliche Unternehmer nicht gefährdet werden joll. 
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) Ueber die bahriſche Landeskulturrentenan⸗ 
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der Landwirtſchaft in Bayern beſtehenden Kredit— 
anſtalten. Ferner Zeitſchrift des landw. Vereins 
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Ein zweites Erfordernis de3 Immobiliarkredits ift, daß derjelbe dem Schuldner auf 
längere Jahre, wo möglih unfündbar gewährt wird. Denn da e3 fich meift um große 
Summen handelt, jo ift der landwirtjchaftliche Unternehmer, falls eine Kündigung des ge: 
liehenen Kapitals eintreten jollte, gewöhnlich nicht im Stande, ſich ein folches zu dem nötigen 
wohlfeilen Binsfuß fofort wieder zu beichaffen. Dies um jo weniger, als die Kündigung in 
Zeiten einzutreten pflegt, in welchen das Geld knapp und der Zinsfuß hoch ift. 

Als wünjchenswert muß es auch bezeichnet werden, wenn bad aufgenommene Hypotheken- 
fapital durch die jeitend des Schuldners jährlich zu Teiftenden Zahlungen nicht nur verzinit, 
jondern aud im Laufe der Jahre zugleih amortifiert wird. Hierin liegt für den Schuld- 
ner das einfachjte und ficherfte Mittel, fich allmählich von feiner Hypothekenſchuld zu ent: 
lajten. Allerdings darf die jährliche Amortifationdquote nicht hoch bemefjen fein; fie darf 
nicht mehr wie "/s—1"/ des Kapital betragen, jo daß, wenn die Binjen 3'/ oder 4% 
ausmachen, der Schuldner jährlich 4 bis höchſtens 5° vom Kapital zu zahlen hat). 

Den Forderungen der Billigfeit, Untündbarfeit und Amortijation des ge: 
währten mmobiliarfredit3 wird der Privatgläubiger nur ausnahmsweiſe genügen können. 
Selbjt wenn leßterer in Anbetracht der Sicherheit des angelegten Kapitals mit niedrigen 
Binjen zufrieden ift, jo kann er doch weder auf Unkündbarkeit noch auf Amortijation eingehen. 
Deshalb ſollte der Grundbefiger privaten Jmmobiliarkredit nur in Anfpruch nehmen, wenn 
es ſich um verhältnismäßig geringe Summen handelt, jo daß er weder durch Erhöhung des 
Zinsfußes noch durd Kündigung in Verlegenheit fommt. Unbedenklicher erjcheint jchon die 
Aufnahme von Hypothefen-Kapitalien, welche von juriftiichen Perjonen z. B. von firchlichen 
oder wifjenjchaftlichen Fnftituten oder milden Stiftungen dargeliehen werden, weil dieje we: 
niger leicht eine Erhöhung des Zinsfußes oder eine Kündigung eintreten laſſen. 

Am ficherjten und vorteilhaftejten ift es für den Grundbefiger, wenn er die notwendigen 
hypothekariſchen Darlehen von öffentlichen, unter Staat3aufficht ftehenden und nad dem Prin— 
zip der Gegenjeitigfeit organifierten Kreditinftituten geliehen erhält; denn diefe gewähren 
billigen, unkündbaren, gewöhnlich auch amortifierbaren Kredit und ein etwa erzielter Ge— 
ihäftsgewinn kommt der Gejamtheit der Schuldner wieder zu Gute. 


Die ältejten derartigen Kreditinſtitute find die von Friedrich dem Großen ins Leben gerufenen 
jogenannten Landſchaften, deren erite im Jahre 1770 für die Provinz Schlefien begründet 
wurde; ihr folgten dann am Ende des vorigen und im Laufe diefes Jahrhunderts noch eine größere 
Zahl anderer ähnlicher Institute, welche, wenn auch teilweiſe in veränderter Geſtalt, noch bis auf 
den heutigen Tag in Thätigkeit fich befinden. Charafteriftiih für die Landſchaften ift die Be: 
grenzung ihrer Wirkſamkeit auf ein engeres räumliche Gebiet, auf eine einzelne Provinz oder 
jelbjt nur einen beftimmten Teil einer Provinz. Urfprünglich umfaßte jede Landſchaft bloß die in 
derjelben belegenen zur Ritterichaft gehörigen Güter, welche allein beleihungsfähig waren und 
folidarifch für die von dem Streditverband eingegangenen VBerbindlichkeiten hafteten. Erit fpäter 
bat man bei einzelnen Landichaften auch die bäuerlichen Güter für beleihungsfähig erflärt oder 
für diefelben befondere landſchaftliche Kreditvereine gegründet, Die erforderlichen Geldmittel ver: 
ihaffen fi) die Landfchaften durd Ausgabe von zinstragenden (je nad) dem zeitweiligen Zins— 
fuß 3’. — Öprozentigen) Pfandbriefen, weldhe auch dem kreditſuchenden Gutsbefiger als Dar: 
lehn gegeben und welche von dem fapitalbefigenden Publikum gerne gefauft werden, da fie mit 
Net als vorzugsweife fihere Wertpapiere gelten. Jede Landichaft hat ihre bejonderen Prinzi— 
pien, nad) welchen fie die zu beleihenden Güter abihägt und nad) denen fie die Höhe des zu ge: 
währenden Darlehns bemißt. Die Landicdaften ftehen zwar unter Staatsaufficht, verwalten im 
übrigen aber ſich ſelbſtändig; die zu ihnen gehörenden Mitglieder wählen aus fich ihre Vertretungs: 
förper, welche dann wieder die mit der Verwaltung der Zandichaft Sowie die mit dem Tarations- 
geihäfte zu betrauenden Perfonen zu beitimmen haben. Die Abfchägung der zu beleihenden Güter 
erfolgt demgemäß von angefeflenen, ortöfundigen Landwirten, welche als jolde ein Anterefje daran 
befigen, dab das bereditigte Sreditbedürfnis nad) Maßgabe der beitehenden Vorfchriften befriedigt 
wird und welcde andrerjeits ala Mitglieder der Sandiaft das Beftreben haben müfjen, zu ver: 
hüten, daß die Yandichaft nicht durch übermäßige Kreditgewährung Werlufte erleidet. Bei land: 
ſchaftlichen Abſchätzungen handelt es fich felbftverftändlidh nicht um eine Werts-, jondern um eine 
Sicherheits- oder Kredittaxe. Daher bleibt der von den Kandichaften ermittelte Gutswert in ber 


84) Bei einer Amortifationsauote von "/a'/o | tijationdquote von 1% in cc. 41 Jahren voll- 
ift das Kapital in cc. 56 Jahren, bei einer Amor: | ftändig getilgt. 
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Negel hinter dem augenblidlichen Ertragswert erheblich zurüd, im Durchichnitt wohl um "s, zu: 
weilen bis um die Hälfte. Die meiſten Landichaften gewähren Darlehn bis zu höchſtens */s des 
tarierten Wertes, Denmach kann man annehmen, daß die Landichaften durchſchnittlich nicht mehr 
wie die Hälfte des derzeitigen Ertragäwertes eines Gutes ald Darlehn auf dasfelbe geben. In 
der preußiihen Monarchie beitehen jeßt folgende landſchaftliche Kreditinftitute: 

1) Die oſtpreußiſche Landſchaft, aegründet 16. Februar 1788; dieſelbe erhielt ſchon 
1808 die Befugnis, ihre Wirkfamkeit auch auf bäuerlihe Güter mit einem Werte von minbdeftens 
1500 Mark auszudehnen. Neues Neglement vom 7, Dezember 1891. 

2) Die weſtpreußiſche Landihaft, gegründet 19. April 1787; am 3. Mai 1861 wurde 
daneben als befonderes Anftitut die neue weitpreußiihe Landihaft ins Leben ge: 
rufen, welche für den bäuerlichen Befig beſtimmt ift. 

8) Die Bommerfhe Landſchaft, gegründet den 13. März 1781 (Neues Neglement vom 
W. November 1889). Inter dem 9, Auguft 1871 wurde daneben der Pommerſche Land— 
Kredit-Verband gegründet für die nicht zur Landſchaft gehörigen Güter, welche einen 
Grundftener-Reinertrag von mindeftens 240 Mark gewähren. 

4) Die Poſenſche Landſchaft, negründet den 15. Dezember 1821 für die abeligen Güter 
des Großberzogtums Poſen. Inter dem 13. Mai 1857 erfolgte die Errichtung des „Neuen Kredit— 
vereins für bie Provinz Posen“, ber ſich uriprünglich nur auf die nicht zur alten Land— 
ihaft gehörigen Güter von mindeſtens 15000 Markt Tarwert bezog. Später aber dehnte der neue 
Kreditverein feine Wirkſamkeit auch auf bie zur alten Landichaft gehörigen Güter aus, legtere wurde 
1877 aufgelöft. Der neue Verein nahın feit 1887 den Namen „Poſener Landſchaft“ an. 

5) Die Shlefiihe Landihaft, gegründet den 9. Juli 1770. Sie erhielt durch fpätere 
fönigl. Erlafie vom 22, November 1867 und vom 80, Oktober 1872 das Recht, auch die nicht 
landſchaftlich inforporierten Güter zu beleihen, fofern diefelben einen Grundfteuerreinertrag von 
mindeitens 30 Mark (feit 1895 nur 15 M.) gewähren und einen Kredit von mindeftens 150 Mark 
rechtfertigen. Außerdem befteht in der Provinz Schlefien noch das Iandbichaftliche Sereditinftitut für das 
Markgrafentum Ober= und Niedberlaufig, gegründet 30, Oft. 1865 ; dasſelbe beleiht die in 
feinem Bezirk gelegenen Güter, welche einen landichaftlihen Tarwert von minbeitens 300 Mark haben. 

6) Das unter dem 14./15. Juni 1777 gegründete Kur» und Neumärkiſche ritterihaft- 
lihe Kreditinstitut für die ritterfchaftlichen Güter der Kur: und Neumark. Daneben ent: 
ftand unter dem 30. August 1869 das Neue Brandenburgijhe Kreditinftitut für 
die vom ritterfhaftlihen Werbande ausgeichloffenen Güter der Kur: und Neumark, welde einen 
Grunditenerreinertrag von mindeſtens 150 Mark aufweilen. 

7) Für die Brovinz Sachſen wurde erft am 24. März 1864 der landſchaftliche Kredit— 
verband der Provinz Sachſen gegründet, welcher alle innerhalb der Provinz gelegenen 
Güter beleiht, die einen — are | von minbdeitens 150 Marf haben. 

8) In der Provinz Hannover beitehen drei Iandichaftliche Sreditverbände, welche fchon in 
der Zeit vor der Einverleibung Hannovers in die preuß. Monarchie gegründet wurden; nämlich: 
a) der Bremenſche ritterichaftliche Kreditverein (4. März 1856); b) das ritterichaft: 
lihe Freditinftitut für das Fürftentum Lüneburg (16, Febr. 1790) und c) der Kalen— 
berge®rubenbagen-Hildesheimfhe ritterfhaftlihe Kreditverein (5. Auguft 1825 
und 1. Septbr. 1864). Die Hannöverſchen Kreditvereine unterfceiden fih von den altpreußifchen 
Landichaften weientlic dadurch, daß fie die Darlehen nicht in Pfandbriefen, fondern in baar gewähren 
und ſich dafür die nötigen Betriebsmittel durh Aufnahme fündbarer Darlehen gegen Ausstellung 
auf den Namen des Darleihers oder au porteur lautender Schuldverfchreibungen beichaffen. Außer: 
dem wurde für die Provinz Hannover durch Beleg vom 25. Dezember 1869 die Landeskredit— 
anftalt inHannover eingerichtet, welche Sämtliche in der Provinz Hannover belegenen Grund: 
ſtücke, ohne Unteridhied der Größe, bis zur Hälfte des Schägungswertes zu beleihen befugt iſt. 

9) Die Landſchaft der Provinz Weitfalen wurde erft am 15. Juli 1877 errichtet; die: 
jelbe gewährt Darlehen an alle in ihrem Bezirk befindlichen Vefiger von land» oder foritwirt 
ihaftlich benugten Grundftüden mit einem Grundfteuerreinertrag von mindeftens 150 Marf. 

10) Noch jünger ift der durch F. Orb. vom 11. Jan. 1882 beftätigte landihaftliheftre- 
bitverband für Die Provinz Schleswig-Holftein. Derjelbe beleiht ebenfalls alle 
in dem Provinzialbezirke gelegenen land» oder forftwirtihaftlich benugten Grundftüce, mit einem 
Grundfteuer:Reinertrage von mindeitens 150 Mark. Daneben wurde am 15. Mai 1895 für die 
Interefienten bes gemeinjchaftlihen Fonds der jchleswig:holfteinichen adeligen Klöſter und Güter 
die „Schleswig: Holjteinfhe Landſchaft“ errichtet. 

11) Für den Regierungsbezirf Kaſſel befteht die hon am 23. Juni 1832 gegründete Landes— 
freditfafje, welche nad ihrer unter dem 25. Dezember 1869 erfolgten Neorganifation weſent— 
fi die gleichen Aufgaben erfüllt, welchen die in den übrigen preußiichen Provinzen vorhandenen 
landichaftlihen Krebitinititute gerecht werden, Für den Reg.-Bez. Wiesbaden mwurbe durch 
Geje vom 25. Dezember 1869 die Naſſauiſche Landesbank zu Wiesbaden ins Yeben 
gerufen; diejelbe hat einen ähnlichen Wirkungsfreis umd eine ähnliche Organifation wie die Lan— 
beöfrebitanftalt in Hannover und die Landeskreditkaſſe in Kaſſel. 

12) Für die preußiſche Rheinprovinz wurde unter dem 23. April 1888 die aus der rheini- 
ſchen Brovinzialhilfstaffe hervorgegangene, unter der Verwaltung der Provinzialbehörde itehende 
Zandesbanf gegründet, 
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Acht Lanbichaften: 1) die weitpreußiiche, 2) die neue weftpreußiiche, 3) die kur- und neumär— 
fijche, 4 die neue brandenburgiiche, 5) die pommerfche, 6) der pommerſche Land-Kredit-Verband, 
7) bie für die Ober: und Nieder:Laufig und 8) die für die Provinz Sachſen vereinigten fih am 
21. Mai 1873 zu einer Central: Landichaft. Lesztere itellt auf Wunſch der Darlehensneh: 
mer, anftatt der Pfandbriefe der Provinzial-Inftitute, centrallandichaftlice Pfandbriefe aus, fand 
aber nicht die erwartete Teilnahme, Einige Landſchaften find wieder ausgeichieben. Die Yahl 
ihrer Pfandbriefe war Ende 1893 nur 312 Mill. von ca, 2 Milliarden Preußiſcher Pfandbriefe. 

Nach dem Vorbild der Preußiſchen Landſchaften entitanden und beitehen noch heute, außer den 
vorher unter Nr. 8 erwähnten hannöverschen, im übrigen Deutfhland: im Königreich 
Sadien: 1. Der erbländiiche ritterjchaftlice Kreditverein im 8. Sachſen (feit 1844), 2. die land: 
ſtändiſche Ban des kal. ſächſiſchen Markgrafentums Oberlaufig in Baugen (feit 1844), 3, der lanb- 
wirtichaftliche Kreditverein im K. Sachſen (feit 1866), letzterer als rein privatrechtlihe Genoſſen— 
ihaft; in Medlenburg: Der Kreditverein der mecklenburgiſchen Ritterfchaft (jeit 1818, rev. Sta- 
tut 1839); in Braunfhweig: Der ritterichaftliche Kreditverein (feit 1862). In Württem: 
berg wurde 1825 der „Württembergiiche Streditverein“ gegründet. 

Außerdem beitehen noch jtaatlihe Landeskredittaffen für den Jmmobiliarfredit, aber nicht nur 
für den landwirtihaftlihen (und zum Teil aud zugleich für den Perfonaltredit) in den Thü— 
ringiihen Staaten: in Altenburg (jeit 1792, rev. Statut 1818), Meiningen (jeit 1849), 
Sotha (ſeit 1858), Shwarzburg-Rubdolftadt (feit 1855), Sahfen- Weimar (feit 1863), 
Schwarzburg:Sondershaufen (jeit 1883), ferner in Braunſchweig bas Herzogliche Leih— 
haus (feit 1765). 

In Oldenburg wurde eine ftaatliche Bodenkreditanftalt am 14. Februar 1883 und ebenfo im 
Großherzogtum Heffen die „Landeskreditkaſſe“ durch Geſetz vom 15. Oltober 1890 für ben land— 
wirtfhaftlihen Immobiliarkredit errichtet. Letztere gibt Darlehen bis zur Hälfte des Schägungs- 
werts (Amortilationsquote 1°/o), die Geſuche find beim Ortsvorftand anzubringen. 

Die landichaftlihen Kreditinftitute haben in denjenigen Bezirken, für welche fie beftimmt waren, 
eine ungemein ſegensreiche Wirkſamkeit entwidelt und üben diejelbe noch jest aus. Der beite Be— 
weis hierfür liegt darin, daß einzelne Landichaften ſchon mehr als 100 Jahre in Wirkſamkeit fich be— 
finden und noch überall in großem Anſehen ftehen und in ftets wachiender Ausdehnung benugt werden. 
Ihr Tarverfahren ift allerdings etwas langwierig und umſtändlich; aud genügen fie häufig nicht 
vollftändig jelbit dem berechtigten Bedürfnis der Landwirte nah Immobiliarkredit. Schäßt die 
Landſchaft ein Gut zu */s feines dermaligen Vertaufswertes ab und beleiht dasjelbe mit */s des 
abgefhägten Wertes, fo beträgt das gewährte Darlehen nur % des Verlaufswertes, Dies genügt 
aber öfters nicht, ſelbſt nicht für Landwirte, weldye genau zu rechnen und zu beurteilen veritehen, 
wie hoch fie ihr Gut verfchulden dürfen, ohne ihre wirtichaftliche Eriftenz zu gefährden. Diefer 
Mangel der Kandihaften wurde befonders ftarf empfunden, ala mit der intenfiveren Wirtichafts: 
weile ſowie mit der fteigenden Produktivität des landwirtichaftlihen Betriebes und den fteigenden 
Güterpreifen auch das Kreditbebürfnis umd die Kreditfähigkeit des landwirtichaftlihen Befiges zu 
wachen anfingen. Die landihaftlihen Kreditinftitute konnten um jo weniger der berechtigenden 
Nachfrage nadı Immobiliarkredit allgemein Genüge leiten, als in vielen deutichen Ländern oder 
Landesteilen ſolche Inſtitute gar nicht eriftierten und als diejelben dort, wo fie beftanden, ihre 
Wirkſamkeit immer nur einer mehr oder weniger beichräntten Stlaffe von ländlichen Grunditüden 
zu Gute fommen ließen; die ftädtifchen Grundftüde waren jogar gänzlih davon ausgeichlofjen *°). 

Dem ftarf gefühlten Bedürfnis entiprechend traten dann auch, namentlich in dem Zeitraum von 
1862 bis 1873, eine Neihe privatgeiellidhaftlider, auf Aktien gegründeter, Immobiliar— 
Kreditinstitute ins Leben, welche ihre Thätigfeit gleihmäßig auf ftädtiiche wie auf ländliche 
Grundftücde ausdehnten. Die allgemeine Bezeichnung für diefelben iſt Hypothekenbanken“; 
ihre Zahl beläuft fih im Deutichen Neich auf mehr als 30, von denen etwa "a in der preußi: 
ſchen Monarchie, */s im übrigen Deutſchland ihren Sig haben. — Im Jahre 1887 betrug die Summe 
der Pfandbriefe, welche feitens der 17 in der preuß. Monarchie befindlichen Landſchaften ausge: 
geben waren, 1650386714 Marf, während die 11 in Preußen domizilierten privaten Srebitinftitute 
im Jahre 1886 zufammen für 785812576 Mark Hypothelen- Forderungen erworben hatten **). 


85) Ueber bie landſchaftlichen Krebitvereine in Seiffert, Die Landwirthichaft im Herzogtum 


Preußen vgl. Preußens landwirthichaftliche Ver- 
waltung in den Jahren 1875-1877. 1878. ©. 
187 ff., fowie in den Jahren 1884— 1886, 1887. 
©. 56 fi. Hecht, Art. Landichaften im H.W. IV 
(dort weitere Litter.). Hermes, Art. Landſchaften 
un 8.8. Suppfl.Band I. v. d. Gol tz, Landwirt— 
ſchaftliche Taxationslehre, 2. Aufl. S. 548 ff. Vgl. 
außerdem DO jius, Die kommunalſtändiſche Lan— 
deäfreditfaffe zu Kaſſel. 1885. lleber die land» 
ſchaftlichen Kreditinstitute im Kgr. Sachſen j.von 
Yangddorff, aa.D. ©. 93 ff. Ueber bie 
Landestreditlaffe in Weimar ſ. E Kreubel, Die 
Agrargeiehgebung zc. im Großh. Sahlen-Weimar. 
1887. Ueber die Landesbank in Altenburg ſ. R. 


die preußiichen Hypothekenbanken. 1883. 


Altenburg. 1886. ©. 65 ff. Die Landwirtichaft 
in Bayern. 1890. ©. 725 ff. Ueber die öffent- 
lichen Krebditinftitute im allgemeinen vgl. %. Hecht, 
Die Staatlichen und provinziellen Bodentrebitin- 
ftitute, 2. Bde. 1891. Buchenberger,a. a. 
O. Il. S. 135 ff. 

86) Preußens landwirthichaftliche Verwaltung 
in den Jahren 1884—1886 a. a. O. ©. 75 ff. 
9 Schmidt, Die rg Se für 

erj., 
Ermittelung des Grundſtückswerthes und der Be- 
leihungägrenze für hypothekariſche Capitalsan— 
lagen. 1884. Gamp, Der landwirthichaftliche 
Eredit und feine Befriedigung. 1883. Thiel’s 
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8 72. Die Beihaffung eines dem berechtigten Bedürfnis entiprechenden Immobiliarkredits 
bildet in der Gegenwart eine der wichtigften, aber auch eine der jchwierigiten Fragen auf 
dem Gebiete der Ugrarpolitif. Hierbei handelt e3 fich aber keineswegs nur darum, dem Land— 
wirt einen unkündbaren Kredit möglichjt billig und Leicht darbieten, jondern ebenjo darum, 
eine übermäßige Kreditgewährung thunlichſt zu verhüten. Die Kredit: und die Verſchuldungs— 
frage laſſen fich nicht von einander trennen. Daß in den legten Jahrzehnten die Verjchulp- 
ung des ländlichen Srundbefiges eine ftarfe Erhöhung erfahren, ift ja an und für ſich fein 
ungünftiges Zeichen. Denn auch die Reinerträge der Landwirtſchaft wie die Güterpreije find 
erheblich gejtiegen. Eine Gefahr für die Landwirtichaft liegt nur vor, wenn die Verſchuldung 
in bedeutend höherem Grade als der'Ertragäwert der Grundjtüde zunimmt. Daß dies für 
viele Güter und für den Durchſchnitt der Güter in manchen Teilen Deutichlands, namentlich 
de3 nordöftlihen in der Gegenwart zutrifft, läßt fich nicht leugnen. In der zu hohen Ber: 
ihuldung liegt, wie jchon früher hervorgehoben ($ 65), die Haupturjache des Notjtandes, in 
dem fich jet jo viele Landwirte befinden. Die Urſachen übermäßiger Berjchuldung find: 
1) Erbteilung und die dadurch nötig werdende Eintragung der Erbportionen der Miterben 
auf das dem Haupterben zugefallene Gut; 2) zu niedrige Anzahlung bei Gutskäufen und in: 
folge deſſen die Eintragung hoher Rejtkaufgelder; 3) Aufnahme umfangreicher hypotheka— 
riicher Darlehen zum Zwed von Neubauten oder von jonjtigen Dteliorationen, weldye ſich durd) 
erhöhte Erträge nicht bezahlt machen; 4) zu luxuriöſe Lebensweiſe oder jchlechte Wirtjchafts- 
führung, deren ungünftige Folgen man zunächſt durch fortgejett gefteigerte Jnanjpruchnahme 
des Immobiliarkredits zu deden verjucht. Bon den vier hier genannten Urſachen zu jtarfer hy— 
pothefarifcher Verjchuldung find die beiden zuerft aufgeführten diejenigen, welche am häu- 
figften vorfommen und deshalb die Landwirtſchaft am meiften bedrüden *"). 

Die Löſung der Immobiliar: oder Reallreditfrage liegt nicht darin, daf der 
Zandwirtihaft jeder gewünjchte Stredit zur Dispofition geitellt wird, jondern daß fie denjenigen 
Kredit, welchen fie billiger Weile beanſpruchen und ohne Gefahr vertragen kann, auf leichte und 
wohlfeile Weile fowie unkündbar erhält. Im allgemeinen läßt fih annehmen, dab eine hypothe— 
farijhe Verſchuldung bis zur Hälfte bes Ertragswertes eines Gutes volljtändig ungefährlich ift, 
dab aud) eine Verihuldung bis zu zwei Drittel unter bejtimmten Vorausſetzungen noch zuläflig 
ericheinen kann. Letzteres trifft nämlich zu, wenn: 1) der Zinsfuß aud für die an legter Stelle 
aufgenommenen Sapitalien den landesüblichen (zur Zeit 3Ye— 4"/o) nicht überfteigt; 2) Die aufge: 
nommenen Darlehen unfündbar find und 3) der Schuldner ſparſam und vorſichtig wirtichaftet. 
Aber gerade bei jtarfer Verfchuldung treffen von dieſen Vorausſetzungen die beiden zuerft genannten 
jelten ein; für hoch auslanfende Hypotbefen werden auch hohe Zinſen gefordert und diejelben 
werben nicht leicht unkündbar bewilligt. Hierin liegt für den einzelnen Gutsbeſitzer die Schwierig: 
feit, ja gewöhnlich Unmöglichkeit, begründet, den Jmmobiliarfredit ohne Gefahr für die eigene wirt: 
ihaftlihe Eriftenz bi zu der Grenze in Anipruch zu nehmen, welche an und für fich wohl zu: 
läjjig wäre, Dazu gejellt fid) ein zweiter, nicht minder großer Uebelſtand. Feder hypothekariſchen 
Beleihung eines Gutes muß die MWertsabjhägung desfelben vorausgehen. Nun giebt es auf dem 
ganzen Gebiete ber Iandwirtichaftlihen Theorie und Praxis keine jchtwierigere Aufgabe, alö Die 
Zaration von Grunditüden oder Landgütern. Jede Tare kann nur ein annähernd zuverläſſiges 
Reſultat geben; ja bei ein und demjelben Gut muß notwendiger Weile das Endergebnis der Ab— 
ſchãtzung ein verlciebenes fein, je nachdem legtere die Ermittelung des Ertragswertes oder die 
des Sicherheitswertes zum Ziele hat ($ 66). Es iſt jelbitverftändlid, daß alle Darleiher, weldye 
beionders auf die Sicherheit des gewährten Kredits ein Gewicht legen und zu dielen gehören alle 
landſchaftlichen Kereditinftitute, jehr niedrig tarieren. Sie glauben hiezu um jo mehr berechtigt und 
verpflichtet zu fein, als durch jchlechte Bewirtichaftung der Wert des zu beleihenden Gutes für 
die Zukunft ja unter den augenblidlihen Wert finken kann. Zritt nun aber der umgefehrte —F 
ein, daß der Wert des Gutes ſteigt, ſo wird das Mißverhältnis zwiſchen dem ermittelten Be— 
leihungswert und dem thatſächlichen Ertragswert ein um jo größeres. Hiergegen bietet auch die 
Möglichkeit, fpäter eine neue Abihägung vornehmen zu lafjen, nur eine mangelhafte Abhilfe Es 
tann nicht geleugnet werben, daß die landichaftlichen Sreditinftitute, wie vortrefflich fie ſich auch 





Landwirtbichaftliheslerifon, Artilel,Bodencredit- | bücher von 9. iel erjhienen).. Buden- 
anftalten“, Bd. U. 1877. gedt, Urt. Hypothe- berger, a. a. D. I. ©. 29 ff. (Dort aud 
fenattienbanten im H.W. IV. Statijtit der Hypothelarverjchuldung 2c.) K. von 

87) Die Verhandlungen der Ugrarfonferenz | Freyberg, Dielandw. Berihuldungsfrage. 1894. 
vom 28. Mai bis 2. Juni 1894 (au als Er- von der Bolk, Die agrariihen Aufgaben der 
gänzungsband zum 23. Bd. der Landw. Jahr: | Gegenwart. 189. ©. 84 ff. 
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nad den meisten Richtungen bin bewährt und wie fegenäreich fie gewirkt haben, doch das berech— 
tigte Bedürfnis vieler Yandwirte nad) Immobiliarkredit nicht immer vollitändig befriedigen. Auf 
der anderen Seite ift ebenſo wenig in Abrede zu ftellen, daß die Anſprüche der Landwirte an den 
Immobiliarkredit oft über das zuläſſige Maß hinausgehen. Die Klagen der legteren über bie 
gegenwärtigen Mängel auf dem Gebiet der büpotbetarifchen Verfhuldung würden weniger ftarf 
und eine Berftändigung über die Abhilfe der beitehenden Mängel viel leichter fein, wenn unter 
ben Yanbwirten richtige Anſchauungen bezüglich desjenigen Maßes der Verſchuldung, welches mit 
einiger Sicherheit als gefahrlos betrachtet werben darf, allgemein verbreitet wären. Diejes Maß 
bejteht aber, wie jchon oben angedeutet wurde, im allgemeinen darin, daß die aufgenommenen 
Hypothelen bei fündbaren Darlehen nicht mehr wie bei uufündbaren nicht mehr wie * des 
gegenwärtigen thatlächlihen Ertragswertes ausmachen jollen. j 

Bei der Organijation des landwirtihaftlibden Jmmobiliarfrebdits 
handelt es ſich darum, den richtigen Ausgleich zu finden zwifchen zwei ganz verfchiedenartigen Be— 
ftrebungen; der das Darlehen fuchende Yandwirt verlangt möglichſt hohen und en billigen 
Kredit; der Darleiher beanjprucht möglihft große Sicherheit und — mwenigftens häufig — aud) 
möglichſt hohe Zinſen. Es liegt wohl auf der Hand, daß dieje jcheinbar entgegengejegten Inter: 
effen nur dann in Lebereinitimmung gebracht werden können, wenn Gläubiger und Schuldner in 
ihren Perſonen identisch find, Bon diefem Gefichtspunfte aus find auch die landichaftlichen Kredit— 
inftitute gegründet; e3 giebt in der That fein anderes Mittel, um die berechtigten Anfprüche der 
Yandwirtichaft nach Immobiliarkredit in einer ihrer eigenen Interefien zufagenden Weile zu be» 
friedigen, als wenn die in ein und demjelben Bezirk anſäſſigen Landwirte zu Genofjenichaften be— 
hufs gemeinſchaftlicher Befriedigung ihres Nealkrenitbebürfnifies ſich zuſammenſchließen. Je enger 
der räumliche Wirkungskreis einer jolchen Genoffenihaft ſich geftaltet, eine um jo größere Garan— 
tie iſt einen Teils für die richtige und gleihmäßige Abſchätzung der zu beleihenden Güter geboten ; 
deito leichter wird allerdings auch auf der anderen Seite bie finanzielle Sicherheit der Genoſſen— 
ichaft bei dem Eintritt unvorhergeiebener Unfälle bedroht und deito geringer lann infolgedejlen 
der Kredit fein, weldhen fie auf dem Geldmarkte genießt und welchen fie body nicht entbehren kann. 
Eine Abhilfe für die legtgenannten lebelftände würde darin zu finden fein, daß die Eleineren Ge— 
nofjenihaften fich zu größeren Verbänden zuſammenſchließen, deren einzelne Glieder gegenseitig fich 
ebenjo fontrollieren wie finanziell unterftügen. Dabei bliebe es zu erwägen, ob nicht die Kredit— 
genofjenihaften von vornherein die Gewährung von Darlehen mit verfchiedenem Zinsfuße ins 
Auge faſſen jollen; in der Weiſe nämlich, daß fie für Darlehen, welche eine gewifje Quote des 
tarierten Gutswertes nicht überfteigen, geringere Zinfen beanſpruchen, wie für die darüber hinaus 
bewilligten Darlehen. Die legteren dürften dann allerdings einen ganz beitimmten Prozentiag des 
abgeihägten Wertes nicht überfteigen. Bei einer etwaigen neuen Organijation des landwirtichaft: 
lihen \mmobiliarfredits ift an dem Grundgedanken, von weldem man bei Errichtung der Land— 
ſchaften ausging, meines Erachtens —— Das zu erſtrebende Ziel muß zunächſt ſein: die 
Bildung genoſſenſchaftlicher, räumlich abgegrenzter, anf Gegenſeitigkleit und Solidarhaft beruhender 
und auf alle Teile des deutſchen Reiches ſich erſtreckender Immobiliarkreditvereine, von welchen 
dann wieder mehrere zu größeren Verbänden ſich zuſammenſchließen können. Allen Landwirten iſt 
der Eintritt in den Kreditwerein des Bezirkes, in welchem ihr Gut liegt, zu geſtatten. Die Er: 
zielung eines hinreichend zuverläfjigen und eines gleichmäßigen Abichägungsverfahrens muß eine 
der wichtigiten Aufgaben diejer landichaftlichen Sreditvereine bilden; fie werben von Anfang an 
und fortgeiegt einen Weg fuchen müffen, welcher es ihnen möglid) madıt, auch das über die ums 
bedingt zuläffige Grenze hinausgehende Streditbedürfnis ihrer Mitglieder noch bis zu einer be: 
ftimmten Höhe zu befriedigen, ohne doch dadurch die eigene finanzielle Sicherheit zu gefährden. 
Iſt dieſes Ziel für alle Teile des deutichen Neiches erlangt, dann können die Hypothekenbanken 
ihre Wirkjamkeit für den ländlichen Grundbefig entweder ganz einftellen oder doch auf die Ge— 
währung von notoriich hoch auslaufenden und deshalb weniger fiheren Darlehen bejchränten, für 
welde dann auch entiprechend höhere Zinſen gezahlt werden müffen. 

Die Litteratur über die landwirtichaftlicye Kreditfrage, insbefondere die Jmmobiliarkreditfrage, 
ift während der legten Jahrzehnte eine jehr reichliche geiweien **), ohne daß dadurch bis jegt irgend 
eine gemeinfame Ueberzeugung binfichtlich der zwedmäßigiten Mittel zur Befeitigung der zur Zeit 
vorhandenen Mängel gewonnen worden wäre, Auf der einen Seite wird für die Thätigfeit der 


88) Außer den in den Anm. 75 u. 76 erwähnten 
Schriften mögen nody folgende genannt jein. 
Nodbertus, Zur Erflärung und Abhülfe der 
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privatgejellihaftlichen Krebitinftitute noch größerer Spielraum, als der bisher gewährte, verlangt 
(vgl. Schmidt, Die Normativbeftimmungen 2c.; Seite 120 heißt es dort: „Nicht Einſchränkung, 
ſondern Freiheit der Konkurrenz fann dem Grundbeſitz dienen“); auf ber entgegengejegten Seite 
wird, zunächſt und namentlich für den Heinen und mittleren Grundbefig, die Anſchauung vertreten, 
daß die Kreditgewährung ausichließlih in die Hände von zu bildenden Iandichaftlichen Zwangs— 
genofjenichaften zu legen jei (Stein und Schäffle). Die legteren würden dann allerdings aud) gewiſſe 
Beihränkungen bezüglid der Höhe der Verſchuldung, der Vererbung und der Teilbarkeit des Grund» 
befiges zur notwendigen Folge haben. Eine vermittelnde Anficht ift diejenige, welche die haupt: 
jädhlichften Uebelſtände durd eine entiprecdyende Reform der bejtehenden Iandichaftlichen Kreditin— 
ftitute beſeitigen zu können hofft (Gamp, von der Golg)); eine Meform, bei welcher, wenn vielleicht 
auch nicht geieglich, jo doch thatiächlich gleichzeitig für die Höhe der hypothelariſchen Beleihung bes 
ftimmte Grenzen gezogen würden. Rodbertus hat den Vorſchlag gemacht, die jekt giltige Form 
der hypothekariſchen Belaftung überhaupt zu bejeitigen und zwar fo, daß in Zukunft auf ein Grund- 
ftüd nicht mehr das gelichene Kapital jelbft, fondern nur die für das Stapital jährlich zu zah— 
lenden Zinſen als feititehende Rente eingetragen werden dürfen (Rentenprinzip). Hierdurch würde 
allerdings der Schuldner unabhängig von den Schwankungen des Zinsfußes. Bei allen unkünd— 
baren Darlehen, wie die landicyaftlihen Sreditinftitute fie gewähren, ift aber die gleiche Unab— 
bängigteit bereits jegt vorhanden. Zudem würde die Einführung des Rentenprinzips eine Um— 
geitaltung der jegigen Verſchuldungsverhältniſſe des Grundbefiges bedingen, deren praktiſche Folgen 
ih im voraus gar nicht überfehen lafjen und möglicher Weiſe jehr ſchlimme Zuftände herbeiführen. 
Im Vergleich zu den großen Schwierigkeiten und Bedenken, welde der Nentenbelaftung anitatt der 
Kapitalbelaftung des Grund und Bodens entgegenftehen, find die etwa möglichen Vorteile des: 
jelben jo gering, daß in ihr fein Heilmittel für die landwirtſchaftliche Kreditnot erblidt werden kann. 

Schon in früheren Auflagen dieſes Handbuches ſowie in anderen Publikationen ift von mir bie 
Anficht vertreten worden, daß dem bereditigten Bedürfnis nad) Iandwirtichaftlihem Hypothekar— 
fredit am bejten genügt wird, wenn 1) in allen beutichen Ländern landichaftliche Streditinftitute 
nah dem Mufter der preußiichen Landichaften ins Leben gerufen werden, und 2) dieje Kredit— 
inftitute, einichließlich der preußiichen Yandichaften, einige den Forderungen der Gegenwart entipre: 
ende Umgeftaltungen erfahren. Die wejentlichiten derfelben find folgende. Das Abihägungss 
und Beleihungsverfahren tft einfacher und billiger zu geftalten; die Beleihungsfähigkeit ift auf alle 
Güter, auch die bäuerlichen, womöglich auc die Stleinftellen auszudehnen; für die eine Marimals 
grenze ( des wirklichen Ertragswertes) überjteigende Beleihung find zweiltellige, höher verzins- 
liche und dem Amortifationszwang unterliegende Darlehen zu geben. Auf der vom 28, Mai bis 
2. Juni 1894 unter Vorfig des preußiichen Landwirtſchaftsminiſters ftattgehabten Agrarkonferenz 
(j. Anm. 87) find diefe Grundjäge auc zur Anerkennung gelangt und es ſteht vorausfichtlic eine 
dem entfprechende Reorganijation der preußifchen Landſchaften bevor. 


2. Dielandwirtfhaftlihden Genofjenfdhaften. 


$ 73. Die Anwendung des Genoſſenſchaftsprinzips auf den landwirtichaftlichen 
Betrieb ift keineswegs lediglich ein Produft der Neuzeit. Die ehemals jehr häufig und noch 
jegt vielfach; ftattfindende gemeinjchaftliche Benugung von Aeckern, Wiejen, Weiden und Wald: 
flähen, ebenjo die jeit Jahrhunderten übliche gemeinfame Berpflihtung und Berechtigung 
zur Errichtung, Unterhaltung und Benutzung von Deichen oder zur Regulierung und Nutz— 
ung von Gewäſſern liefern den Beweis, daß man bereits in alter Zeit die Notwendigkeit 
erfannt Hat, fich für gewiſſe Zweige der fandwirtichaftlichen Produktion zu Genofjenichaften 
zufammenzuthun *®). Man räumte jogar früher dem genofjenichaftlichen Betriebe einen größeren 
Spielraum ein, als dies nach der heutigen Entwidlung der LZandwirtichaft zwedmäßig ift. 
Dem entjprechend hat die neuere Gejeggebung in den Kulturländern mit Recht dafür Sorge 
getragen, daß dem einzelnen Grundbejiger die freie Verfügung über den eigenen Grund und 
Boden möglichjt gefichert werde und hat nur in vereinzelten Fällen, namentlich bei Wald- 
Hächen, die genofjenjchaftliche Produktion beibehalten. Auf der anderen Seite jtellt es ſich 
aber gerade infolge der Umgejtaltung, welche das geſamte wirtjchaftliche Leben im Laufe 
diejed Jahrhunderts erlitten, ald notwendig heraus, die genofjenjchaftlihe Produktion auf 
Gebiete des landwirtichaftlichen Betriebes in Anwendung zu bringen, auf welchen diejelbe 
jrüher unbefannt war. Diejes Bedürfnis ergiebt fich befonders aus zwei Umſtänden. Es 


89) Bol. — Laveleye, Das Ureigen-XIII. Jahrhundert bis zur Gegenwart. 1879. 
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folgt zunächſt aus dem freien Verfügungsrecht, welches jedem einzelnen Grundeigentümer über 
jeinen $mmobiliarbefig und jeine Perjon gewährt worden ift; eine Errungenſchaft, welche 
neben ihren großen Vorzügen die Gefahr in fich ſchließt, Daß der wirtſchaftlich weniger leiftungs: 
fähige Grundbefiger mit der Zeit durch den mehr begünftigten von feiner Scholle verdrängt 
wird und daß eine allmähliche Anhäufung des gefamten Grundeigentums in wenigen Hän- 
den fich vollzieht. Für's andere erfordert heutzutage die landwirtichaftliche Produftion, wenn 
fie erfolgreich fein und fonkurrenzfähig bleiben jo, eine Reihe von Einrichtungen, welche 
lohnend nur in größeren Betrieben durchgeführt werden fünnen. Daß aud das gejteigerte 
Kreditbedürfnis der Landwirtichaft auf genofjenichaftlichem Wege am zweckmäßigſten befriedigt 
wird, wurde bereit3 erwähnt ($ 68—72). Ebenjo ift jchon im allgemeinen darauf hinge- 
wiejen, daß die Genofjenjchaften ein vorzügliches Mittel abgeben, um die wirtichaftlichen 
Nachteile, in welchen der Kleine und mittlere Grundbefig gegenüber dem Großgrundbefig ſich 
befindet, wirkfam auszugleichen ($ 48 und 63). 

Die der landwirtichaftlihen Produktion direkt dienenden Genofjenichaften laſſen fich etwa 
in folgende Gruppen fondern: 1) Genofjenichaften zur Beihaffung von Betriebs: 
mitteln wie Saatgut, Dung- oder Futterftoffe, Geräte, lebendes Inventar, menjchliche 
Nahrungsmittel ꝛc. (Einkaufsgenoffenichaften, Konjumvereine); 2) Genofjenichaften zur 
gemeinichaftlihen Benupung von Betriebsmitteln, namentlid von Maſchinen und Bucht: 
tieren; 3) Genoſſenſchaften zum gemeinjchaftlihen Verkauf rejp. auch zur vorherigen ge- 
meinschaftlihen Berarbeitung vom erzeugten Produkten, 3. B. von Milch, Butter, Käſe, 
Flachs, Zuderrüben 2c.; 4) Meliorationsgenojjenihaften zur Vornahme von Ein: 
deichungen, Ent- und Bewäſſerungsanlagen, von Waldkulturen 2c.; 5) Genoſſenſchaften zum 
Betrieb der Landwirtſchaft im Ganzen”). Mit Ausnahme der zulegt genannten 
Art von Genofjenjchaften, deren Unzwedmäßigteit, bereit im $ 63 hervorgehoben ift, Haben 
fi die übrigen Gruppen der landwirtichaftlichen Genoſſenſchaften jehr gut bewährt, ſoweit 
diejelben nur richtig organifiert und geleitet wurden. Die größte Verbreitung haben fie in 
Gegenden, wo ein regſamer und intelligenter Bauernjtand erijtiert, zu deſſem weiteren wirt- 
Iichaftlichen Gedeihen fie dann wieder weſentlich beitragen. 

Eine vollftändige Statiftif über den jegigen Stand des landwirtſchaftlichen Genoffen- 
ſchaftsweſens befigen wir leider nicht. Im Jahre 1870 erichien die im Auftrage des Kongreſſes 
norddeutſcher Landwirte von Birnbaum bearbeitete, unten citierte Denkichrift, welche die da— 
malige Entwidlung der landwirtichaftlihen Genofjenihaften in überfichtlicer, wenn auch nicht auf 
das ar ge eingehender Weije behandelt. Seitdem find aber die landwirtſchaftlichen Genofjenfhaften 
an Zahl und innerer Sraft bedeutend gewachſen; fie bilden gegenwärtig eine der erfreulichften Er— 
ſcheinungen in der deutſchen Candiwirtichaft, Die genannten Angaben über die Verbreitung und 
und Wirkfamfeit der landw. Genofjenihaften finden fi in dem, in Anm. 90 citierten Jahrbud) 
des Verbands deutſcher landwirtichaftlicher Genofjenihaften. Danach gab es im Deutichen Neid) 
vom 1. Juli 1894 an, dem Genoſſenſchaftsgeſetz unteritellte, landw. Genoſſenſchaften im Ganzen 
6031, davon 5575 mit unbeichränfter, 405 mit beichränkter Haftpflicht, 51 mit unbejchränfter Nach— 
ihußpflidt. Ihrem Zwecke nad) waren 3850 Streditgenofjenihaften, 854 onjumvereine, 1145 Mol- 
kereigenofienichaften, 182 jonftige Genoſſenſchaften. Am wenigiten iſt bis jegt das Genoſſenſchafts- 
wejen in dem nordöſtlichen, am ftärkjten im füdweitlichen Deutſchland entwidelt. Es zählten 18%: 
Württemberg 734, Baden 297, Helen: Darmftadt 482, die Provinz Hefien-Naffau 448, die preuß. 


Rheinprovinz 469, dagegen die 5 preußiichen Provinzen Dft: und Weitpreußen, Brandenburg, Boom: 

mern und Pofen zufammen nur 460 landw. Genoſſenſchaften (Jahrb. ©. 62). In den 4 Jahren 

90) Die bereits bejprochenen fireditgenofien- Entwidelung des landwirthſchaftlichen Genofjen- 
ichaften jowie bie in $ 75 u. 76 zu erwähnenden | jchaftäwejens in Schlefien. 1878. Stödel, Er 
Verſicherungsgenoſſenſchaften ſind bei dieſer Auf- richtung, Organiſation und Betrieb der Molferei: 
zählung fortgelaffen. Vgl. Schönberg, Die genofienichaften. 1880. Vgl. auch ET 
Landwirthſchaft der Gegenwart und das Senoffen- Die Darlehnskaſſenvereine, 5. Aufl. 1887. ©, 
ſchaftsprinzip Landwirtſch. Kalender von 1 Mengel 163— 235. Jahrbuch des Allgemeinen Verbandes 
und v. Zengerle Jahrg. 1869. Il. Ti. ©. 98 fi. der deutichen landwirtichaftl. Benofjenichaften für 
Birnbaum, Das Genofienihaftsprinzip in | 1894. 1895. Budenberger, a. a. D. II, 
Anwendung und Anwendbarkeit auf die Yand- S. 505 ff. Art. ERROR IELIIEINRENGB Genoffen 
wirthicdhaft. 1870, Jannaſch, Bericht über die ſchaftsweſen im H.W. 
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von 1890—1893 find 2881 Genofjenfchaften neu gegründet, dagegen nur 286 aufgelöft worden, 
die Vermehrung betrug aljo 2595 d. h. über *!s des dermaligen Beſtandes. 

Das unter dem 1. Mai 1889 erlaffene, am 1. Oktober 1890 in Kraft getretene Reichs: 
gefeg betr. die Erwerbs: und Wirtfhaftsgenojfenihaften läßt auch Genofien- 
idaften mit beſchränkter Haftpflicht und folde mit unbejchränfter Nachſchußpflicht zu. Wie 
ſich aber aus obiger Nahmweifung ergiebt, ift von diejer Befugnis Seitens der landw. Genoffen- 
haften wenig Gebraud; gemacht worden; die weit überwiegende Mehrzahl, über '"s» haben das 
altbewährte Brinzip der unbeichränften Haftpflicht, der Solidarhaft, verftändiger Weife beibehalten. 
Inter den 3850 Kreditgenofjenichaften insbejondere find 3810 mit unbejchräntter, 33 mit befchräntter 
Haftpflicht und 7 mit unbeichränfter Nahichußpflicht. 


Die rajche Berbreitung und das gute Gedeihen der landwirtichaftlichen Genofjenjchaften 
bieten den bejten Beweis für ihre Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit. Sie befinden fid in: 
dejien noch Feineswegd auf dem Höhepunkt ihrer Entwidlung; ſollen fie die in ihrer Be— 
fimmung liegenden Aufgaben vollftändig erfüllen, jo müfjen fie räumlich und ſachlich über 
alle Gebiete fich ausdehnen, auf welchen fie ihrer Natur nad) Anwendung finden können, 
In vielen Teilen Deutichlands find fie noch fast gänzlich unbekannt, in anderen kommen fie 
nur vereinzelt vor oder erjtreden ihre Wirkjamfeit bloß auf ein eng begrenztes Feld. Bei 
genauer Betrachtung der eben aufgezählten Gruppen von landwirtichaftlichen Genoſſenſchaf— 
ten ergiebt ich, daß diejelben zur Erreichung fat ſämtlicher Produktionszwecke jich benugen 
lafien, bezüglich deren Verfolgung der Heine und mittlere Grundbefiger im Nachteil gegen 
den Großgrundbefiger fich befindet; fie geben gegenwärtig nicht nur ein erwünjchtes, jon- 
dern geradezu ein umentbehrliched Schugmittel gegen die Aufjaugung des bäuerlichen Befiges 
durh den Großgrundbefig, die auf höheren wirtjchaftlihen Kulturftufen erfahrungsmäßig 
leicht eintritt. 

Die Bedeutung der landwirtichaftlichen Genofjenichaften liegt aber keineswegs allein in den 
direft erzielten materiellen Rejultaten: ebenjo hoch ift vielmehr ihr Erfolg auf die Hebung 
der geſamten wirtjchaftlichen, geiftigen und fittlichen Bildung der betreffenden Schichten der 
ländlihen Bevölkerung zu veranjchlagen. Die Organijation und Wirkjamteit der Genoſſen— 
Ihajten führt von jelbjt dazu, daß deren Mitglieder ſich um die fortjchreitende Entwidlung 
der landwirtichaftlihen Produktion befümmern, daß fie fich deren Vorteile anzueignen ſuchen, 
daß ein gewiſſer Wetleifer unter ihnen eintritt und daß fie in manchen Dingen fich der Kon— 
trolle ihrer Genoſſen unterwerfen müffen. Dies ift für die jonft in großer Iſolierung und 
in geringem Zujammenhang unter einander lebenden fandwirtichaftlichen Unternehmer von 
weittragender Bedeutung. Das Beitehen und die erfolgreiche Wirkſamkeit jeder Genofjen- 
haft hat zur VBorausfegung, daß die Selbſtſucht durch den Gemeinfinn in Schranken ge- 
halten wird und daß die an der Spihe ftehenden Männer ihr Ant mit Treue und Gewiſſen— 
haftigfeit wahrnehmen. Durch beides muß notwendig in der ganzen Genofjenjchaft eine mora= 
liche Gefinnung gemwedt und genährt werden, welche außer ihrem inneren eigenen Werte 
zugleich die günftigjten Wirkungen auf die Art und den Erfolg der landwirtichaftlichen Pro— 
duktion ausübt. Die ftarfe Ausbreitung und die erfreuliche innere Entwidlung der land- 
wirtjchaftlichen Genofjenichaften im deutjchen Reiche bilden den jicherften Beweis, daß der 
deutiche Bauernſtand wirtjchaftlich und fittlich noch gejund ift und gewähren die Hoffnung, 
daß er durch die jegige Ungunſt der Verhältniffe unverlegt und fiegreich ich Durcharbeiten 
wird. In Bezug auf landwirtichaftliche Genofjenichaften fteht Deutichland allen übrigen 
Ländern weit voran und ift deren Qehrmeifter gewejen. In Dänemark, inder Schweiz, 
in Italien giebt es allerdings jchon eine größere Zahl von Molkerei- oder Käfereigenofjen- 
haften, in Frankreich finden jich viele landwirtichaftliche Syndifate zum Ankauf und 
Berfauf von Produkten, aber in feinem diefer Länder hat die Entwidlung der landwirt: 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften auch nur annähernd die Höhe erlangt, wie im Deutjchen Reich"). 





9), G. Mahlſtedt, Die landw. Genofjen- 1889. Dieſe Schrift enthält u. a. den Wortlaut 
ihaften und deren Bereinigung zu Verbänden ꝛe. des Geſetzes vom 1. Mai 1889 jomwie die Sta- 
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3. Die landwirtfhaftlihden Derfiherungsanftalten. 


$ 74. Die landwirtichaftlihe Produktion ift in höherem Grade unvermuteten Unglücks— 
fällen ausgejegt als jeder jonftige Zweig gewerblicher Thätigkeit. Sie hat es zunächſt und 
vor allem mit lebenden Wejen, Pflanzen und Tieren, zu thun, deren Eriftenz und Gedeihen ſich 
weniger leicht gegen feindliche Eingriffe der Naturgewalten ſchützen laſſen, als die Rohſtoffe und 
Fabrifate anderer gewerblicher Betriebe; fie findet ferner größtenteils im Freien auf großen 
Flächen ftatt, wo eine Abwehr von Schäden durch; menjchliche Vorkehrungen überhaupt jchwer 
zu ermöglichen ift; endlich wirken manche Unglüdsfälle auf den landwirtichaftlichen Betrieb 
bejonders verheerend ein, weil eine Bejeitigung oder enge Begrenzung der eingetretenen Ge— 
fahr wegen der ijolierten örtlichen Lage der einzelnen landwirtichaftlichen Unternehmer ſich 
oft gar nicht bewerfjtelligen läßt. Da nun der Erfolg der landwirtichaftlihen Produktion 
ſchon beim gewöhnlichen Lauf der Dinge, bejonders infolge der wechjelnden Witterungsver: 
hältnifje, großen Schwankungen ausgeſetzt ift, jo muß es als eine dringende Aufgabe der 
landwirtichaftlichen Unternehmer betrachtet werden, fich gegen die aus außerordentlichen Un- 
glüdsfällen drohenden Gefahren möglichjt ficher zu ftellen. Zu den legteren gehören nament— 
ih: Brandihbaden, Hagelihlag und Viehfterben "). 

8 75. 1. Brandverjiherung. Gegen Brandichaden jollte jeder landwirtichaftliche 
Unternehmer nicht nur jeine Gebäude, jondern auch jein totes umd lebendes Inventar wie 
feinen Einjchnitt und jeine jonjtigen Vorräte (Getreide, Futter 2c.) verfichern. Das Feuer: 
verficherungswejen ijt in allen Kulturländern jo ausgebildet, daß die Verficherung auf die 
eine oder andere Urt jedem Landwirt jehr leicht gemacht wird. Diejelbe pflegt mit Recht 
jedem Pächter kontraktlich auferlegt zu werden. Es verdient wohl der Erwägung, ob es nicht 
fich empfiehlt, die Feuerverfiherung wenigjtens bezüglich der Gebäude für alle landwirt— 
ichaftlichen Unternehmer obligatorijch zu machen. Hier und da eriftiert ja jchon ein afl- 
gemeiner Verſicherungszwang nicht bloß für jtädtiiche, jondern auch für ländliche Gebäude; 
durch entiprechende Maßregeln iſt dann Sorge dafür zu tragen, daß nicht durch die jtatt- 
gehabte Verſicherung der Verficherte jelbjt jorglos gemacht oder gar zu böswilliger Brand- 
ftiftung verleitet wird. 

Für den Landwirt jtellt fi die Feuerverjiderungs: Prämie im Berhältnis zu 
dem Werte des verficherten Objekts höher wie für die Bertreter der in Städten betriebenen 
Gewerbe. Denn die ländlichen Gebäude find durchſchnittlich aus weniger feuerfeiten Ma— 
terial gebaut wie die ftädtijchen; in denjelben lagern Gegenjtände, welche leicht in Brand 
geraten und dem feuer eine fchnelle Verbreitung geftatten. Der landwirtichaftliche Betrieb 
bringt e8 mit fich, daß oft bei Licht gearbeitet, auch mit demjelben umhergegangen werben 
muß und zwar in unmittelbarer Nähe von leicht entzündlichen Körpern; bei ausgebrochenem 
Feuer ift umfafjende Hilfeleiftung fofort nicht herbeizuſchaffen; böswillige Brandftiftung ift 
auf dem Lande wegen der ijolierten und zerftreuten Lage der Gebäude viel leichter durch— 
zuführen und fommt daher weit öfter vor als in Städten. Alle dieje Umstände bedingen 
eine Erhöhung der Prämienjäge und zwar in demjelben Grade, ald nad) Lage der örtlichen 
und perjönlichen Verhältniffe die Gefahr, daß ein Brandjchaden wirklich eintrete, zu wachſen 
icheint. Deshalb liegt es im eigenen Intereſſe der landwirtichaftlichen Unternehmer, ſowohl 
der einzelnen wie der Gejamtheit, Vorkehrungen zu treffen, welche die Wahrjcheinlichkeit des 
Eintritt3 oder des weiten Umfichgreifens von Brandichaden möglichjt beichränfen. Hierzu 


tuten einer großen Zahl der verfchiedenartigen ' örterung kommt, jo jollen bier nur einige we— 
landw. Genoffenichafien. Buchenberger, a. nige und bejonderd wichtige Geſichtspunkte her— 
aD. II, S. 503—527. vorgehoben werden. Budhenberger, aa. D. 

92) Da das ———— in dieſem Hand» | I. S. 292 ff. (dort auch weitere Litteratur). Bgl. 
buch Band II. Abh. XXV ausführlid zur Er- aud die in Unmerfung 94 angeführten Quellen. 
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gehören: jolide Bauart der Gebäude, ftrenge Vorſchriften bezüglich des Gebrauchs von Licht 
oder anderem Feuer und ftrenge Handhabung derjelben, Sorge für ausreichende Feuerlöſch— 
geräte und für ihre gute Inſtandhaltung, fchnelle und umfaſſende Hilfeleiftung bei Bränden 
in der Nachbarſchaft. Die allgemeine Anwendung diefer Mittel würde mit der Beit eine 
nicht unerhebliche Reduktion der Feuerverficherungsbeiträge möglich machen; jchon jegt nor: 
mieren die Berficherungsgejellichaften die Prämienjäge für die einzelnen landwirtſchaftlichen 
Unternehmer jehr verjchieden hoch, je nachdem fie auf Grund der perfönlichen und jachlichen 
Verhältniffe eine größere oder geringere Gefahr annehmen zu dürfen glauben. Brandſcha— 
den entjteht in den bei weiten meiften Fällen durch Sorglofigkeit, Nachläffigkeit, Unverjtand 
oder Böswilligfeit von Menjchen, weit jeltener durch die dem menschlichen Einfluß entzogenen 
Naturgewalten (Bligichlag, Selbftentzündung ?). Deshalb müſſen die Feuerverſicherungs— 
prämien in dem gleichen Grade abnehmen, wie Sorgfalt, Intelligenz und fittliher Sinn bei 
den landwirtichaftlichen Unternehmern und den ländlichen Arbeitern wachjen. 


Die ältefte Form der Feuerverfiherungsgeiellidhaften iſt die auf Gegenfeitig: 
feit beruhende; jchon am Ausgang des Mittelalters finden jich kleinere landichaftliche Verbände 
zum Zweck des gegenjeitigen Eriages von Brandbeichädigungen (Brandgilden). Im vorigen Jahr: 
hundert fanden dieſe Gegenieitigfeitägejellichaften eine große Verbreitung, befonders in der preuß. 
Monarchie. Hier wurden fie, wo fie nicht ſchon früher beitanden, durch die Obrigkeit angeordnet 
d. h. es wurden lokale Berfiherungsverbände auf Gegenjeitigfeit mit Beitrittszwang für die Ein- 
gejefienen begründet. Daher nannte man die Verficherungsbeiträge häufig auch „Brandſteuer“, weil 
fie einen ftenerähnlichen Charakter angenommen hatten. Spefulative (Aftien-)Feuer: 
verfiherungsgejellidhaften fanden erſt in legten Viertel des vorigen Jahrhunderts 
Eingang und es dauerte ſehr lange, bis fie fich eine ausgedehnte Wirkſamkeit neben den Gegen- 
feitigkeitögefellichaften verichaffen fonnten. Jetzt find allerdings die legteren an Umfang des Ge— 
ihäftes von erjteren jchon überflügelt worden, Die Konkurrenz zwiichen beiden Gruppen von Ver: 
fibherungsanftalten hat offenbar dazu beigetragen, die fyeuerverficherung unter den Landwirten 
allgemeiner zu machen und leßteren gleichzeitig Seitens der Geſellſchaften beffere Verſicherungs— 
bedingungen zu verichaffen. Nach den bisherigen Erfahrungen liegt fein Grund vor, der Wirkſam— 
feit der Altien-fFeuerverfiherungs:Gefellihaften zu Gunften der auf Gegenfeitigkeit beruhenden 
irgend welche Schwierigkeit zu bereiten. Denn welche von beiden Formen für den zu Verſichern— 
den den Vorzug verbient, läßt fi durchaus nicht mit Bejtimmtheit nachweilen, 


$ 76. 2. Hagelverjiderung. Die Verfiherung gegen Hageljchaden ift viel ſpäter 
ins Leben getreten wie die gegen Brandſchaden“). Zum Teil mag dies in der Eigentüm- 
fichteit des Hagelſchadens liegen, da derjelbe von dem menjchlichen Einfluß vollftändig un- 
abhängig ift und dag man namentlich in früheren Zeiten ihn als eine direkte Fügung des 
Himmels betrachtete, welche man ruhig hinnehmen müſſe. Noch jegt wirkt in manchen Fällen 
diefe Anſchauung Hindernd auf die Hagelverficherung ein. Größere Hemmniffe werden der 
legteren aber bereitet, durdy die Unberechenbarkeit und die Schwierigkeit der Abſchätzung 
von Hagelichäden. Manche Güter und Gegenden find Jahrzehnte lang von irgend empfind- 
lihen Hagelihäden verjchont geblieben, andere mehrere Jahre lang hintereinander oder gar 
in ein und demjelben Jahre wiederholt von jtarfen Hagelichlag betroffen worden. Ein 
fiherer Maßſtab für die Berechnung der Wahrjcheinlichkeit des Eintritt3 von Hagelichaden 
für die verjchiedenen Gegenden läßt fich durchaus nicht finden. Die bisherigen Ergebniffe 
der Hagelverficherungsgejellichaften gewähren deshalb nur eine unvollfommene Unterlage, 
weil fie noch nicht jehr lange Zeit beftehen und weil ihr Wirkungskreis ſich erjt ganz all: 


98) Die für die landwirtichaftliche Praris und 
das Berficherungdmwejen nicht unwichtige Frage, 
ob und unter welchen Umftänden Heu und andere 
vegetabiliiche Stoffe durdy die in ihnen vorge: 
henden Zerſetzungsprozeſſe ſich von ſelbſt ent- 
zünden können, iſt von der Wiſſenſchaft noch nicht 
vollſtändig gelöſt; die Möglichkeit einer Selbſt— 
entzündung kann nicht in Abrede geſtellt werden. 


94) Ausführliche Angaben über den Stand bes 
Hagelverjiherungswejend im Archiv des 
a. a. O. Il, ©. 309 ff. 


deutihen Landwirthſchaftsraths in den Jahr— 


gängen von 1876,77 bis 1894 jo in J. IX, 1885, 
S.409 ff., 539 ff., 3. X, 1886, ©. 457 ff., 547 ff, 
%. XI, 1887, ©. 91 ff., X. XIL, 1888, ©. 489 ff., 
XII, ©. 631 ff, XVI, ©. 761 ff., XVIII, ©. 491. 
Val. ferner: Rihter-Tharand, Die Hagel» 
verjicherungsgejellichaften Deutjchlands in ihrem 
Sejchäftsumfang zc. 1878. S. auh E. Ramm, 
Die Hagelverfiherungsfrage in Württemberg. 
1885. 9. Sudhsland, Die Hagelverjicherungd- 
frage in Deutfchland. 1890. Buchenberger, 
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mählich ausgedehnt hat und noch immer einen jehr erheblichen Teil des landwirtichaftlich 
benugten Areals unberührt läßt. Die Schwierigkeit der Abſchätzung von Hagelichäden liegt 
zunächſt darin, daß dabei nicht der verficherte Wert der Feldfrüchte, jondern der Ertrag, 
welchen diejelben ohne Eintritt des Hagelichadens vorausfichtlich gebracht hätten, zu Grunde 
gelegt werden muß; beides differiert oft erheblich und der zu erwarten gewejene Ertrag tft 
nicht leicht und nur anmäherungsweije zu ermitteln. Bon der Entichädigungsjumme muß 
außerdem derjenige Ertrag in Abzug gebracht werden, welchen das verhagelte Feld vermut- 
lid; noch liefern wird; auch dies entzieht fich einer ficher zutreffenden Beurteilung, weil der 
noch zu erzielende Ertrag keineswegs allein von dem augenblidlichen Stand der Früchte, 
fondern ebenjo von der zukünftigen Witterung und von den jeitens des verhagelten Land— 
wirtd noch zu treffenden Maßregeln abhängt. Die Abſchätzung von Hagelichäden erfordert 
große Gewifjenhaftigkeit, Uebung, Ortstenntnis und Einficht in den landwirtichaftlichen Be- 
trieb, wenn nicht die Intereſſen des Verſicherers oder des Verjicherten erheblich geichädigt 
werben follen. Dem guten Willen oder der Willfür der Taratoren bleibt immer viel Spiel: 
raum; um fo mehr, al3 die Abſchätzung des Schadens im Intereſſe beider Teile jofort vor: 
genommen werden muß, damit der BVerficherte freie Verfügung über das verhagelte Grund- 
ftüd erhält und dasjelbe erforderlichen Falls anderweitig benugen fan. Jede Verzögerung 
der endgültigen Abjchägung, wie fie ftet3 durch Einziehung eines Superarbitriums eintritt, 
ſchädigt nicht nur den VBerficherten, jondern auch den Berficherer. 

In den legten 15 Jahren hat die Wirkjamkeit der auf Gegenjeitigfeit beruhenden 
Hagelverfiherungs-Gejellihaften gegenüber den Aktien-Geſellſchaften fehr zugenom- 
men; hauptjächlich aus dem Grunde, weil viele Landwirte annehmen, daß die gegenfeitigen 
Sejellichaften bei der Abſchätzung von Schäden die Intereſſen der Verſicherten befjer be- 
rüdfichtigen und daß diejelben mit geringeren Prämienjägen auskommen, ald die Aftienge- 
jellichaften, deren Endzwed die Erzielung eines möglichft hohen Gewinns für die Altionäre 
jei. Diefer Grund ift berechtigt unter der Vorausfegung, daß die Gegenſeitigkeits-Geſell— 
ſchaften verjtändig geleitet werden und daß die „Gegenfeitigfeit“ nicht als Dedmantel für 
ihwindelhafte Unternehmungen benugt wird. Daß jolches zuweilen, wenn auch nicht häufig 
geichehen ift, fteht feit; ebenjo hat aber auch die Gejhäftsführung von Aktiengejellichaften 
öfters zu gerechtfertigten Bejchwerden der Landwirte Beranlafjung gegeben. Der größte 
Uebeljtand der gegenjeitigen Gejellichaften bejteht im den nicht ganz zu vermeidenden Schwan: 
fungen bezüglich der jährlich zu fordernden Verficherungsprämien rejp. in den zu verlan- 
genden Nachſchußprämien; über je größere Bezirke die Gejellichaft ihren Wirkungskreis aus- 
dehnt, defto geringer werden die Schwankungen in der Höhe der Prämien fidy gejtalten. 
Nach den bisherigen Erfahrungen und dem jegigen Stand der Sade läßt fi) gar nicht 
entjcheiden, welche von beiden Formen der Hagelverficherungsgejellichaften die zweckmäßigere 
und für den Landwirt vorteilhaftere jei. Die jcharfe Konkurrenz, welche beide jeit einer Reihe 
von Jahren ſich machen, hat offenbar den guten Erfolg gehabt, daß die ſoliden Gejellichaf- 
ten beider Art ſich bemühen, den begründeten Wünjchen der Landwirte möglichft nachzukommen. 

In Deutſchland überwiegen die Gegenfeitigkeitögejellichaften der Zahl nach bedeutend, viele von 
ihnen dehnen aber ihren Geſchäftskreis auf ein lofal begrenztes Gebiet aus, find alfo landichaftlicher 

Natur. Die Verfiherungsfumme betrug 1873 bei den Gegenjeitigkeitögefellichaften 454 Mill. Mark, 

bei den Aktiengefellichaften 771 Mill. M., dagegen 1892 bei jenen 12083, bei diefen 983 Mill. N. 

Die Schadenzahlungen beliefen ſich 1892 * mille ber Verſicherungsſumme bei den Gegenſeitigleits⸗ 

ejellichaften auf 4,3, bei den Aktiengejellichaften auf 3,0; auch in anderen Jahren find die Ent: 
hädigungen der Atiengejellichaften hinter denen der Gegenieitigfeitögeiellibaften zurüdgeblieben. 

Die Aktien-Gejellihaften nehmen Verſicherungen auf fämtliche Iandwirtichaftlid gebante Gewächſe 

an. Das Gleiche thut audı ein Teil der Gegenfeitigkeits-Gejellichaften, während ein anderer Teil 

der leßteren gewiffe Bodenprodufte von der Verficherung ausschließt; hierzu gehören namentlich 
die Wurzelgewächle, bei manchen Gefellihaften auch Klee, fonftige Futterlräuter, jowie das Obft. 


Die Aktien-Gefellihaften erheben ſämtlich feſte Verfiherungsprämien, ohne einen Nahihuß zu 
fordern; während die Gegenjeitigkeit3-Gejellihaften, mit einer einzigen Ausnahme, entweder beim 


Die Verfiherung gegen Hagelichaden. 8 76, 117 


Abſchluß des Verficherungsvertrages eine Vorprämie fich ausbedingen und nötigenfalls nad) Ab— 
lauf der Hagelgefahr in dem betreffenden Jahre noch einen Nachſchuß einfordern oder überhaupt 
die ganze Verfiherungsprämie erft feitfegen und einziehen, nachdem die Zeit für den Eintritt von 
Hagelſchäden vorüber ift, alfo im Spätherbit. Hieraus ergiebt fich, daß die Prämienſätze der ein: 
zelnen Aktiengeiellihaften in ein und demſelben Jahre viel aleihmäßiger fein müſſen, wie die Prä— 
mienläße der verichiedenen Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften. So bewegten fih im Jahre 1878 dic 
Prämienfäße der 6 Aftiengejellichaften zwifchen 0,86 und 1,09 Mark pro 100 Mark Verficherungs: 
ſumme, während bei den Ge ———— der niedrigſte Prämienſatz nur auf0,05 M., 
der höchſte dagegen auf 1,17 M. pro 100 M. Verſicherungsſumme ſich ſtellte. Behufs Vergleichung 
beider Gruppen von Gefellichaften ift noch zu beachten, daß unter 14 Gegenfeitigfeitögefellichaften 
im Jahre 1878 nur drei eine Prämie von über 0,80 M. pro 100 M. Verfiherungsfumme erhoben, 
während bei 6 Gejellihaften die Prämien weniger wie 0,60 M. betrugen. 

Für die Anzeige ftattgehabter Sagelihäbden iſt ſtets eine beitimmte Friſt gelebt, 
innerhalb welcher diejelbe fväteitens erfolgen muß. Bei den Aktien-Gefellihaften beträgt diefelbe 
übereinftimmend 72 Stunden nad ftattgehabtem Hagelichlag; die Mehrzahl der Gegenjeitigfeits- 
Geſellſchaften hat hiefür entweder ebenfalls 72 oder 96 Stunden angenommen. 

Die meiften Aktien- und auch einige Begenfeitigfeits- Gejellichaften haben die Beſtimmung getroffen, 
daß von der zu zahlenden Entſchädigungsſumme eine beſtimmte Quote (meiſt s) in Abzug kommt, 
wenn ein Feld ſo zeitig im Jahre verhagelt, daß es noch einmal aufs neue beſtellt werden kann. 

Faſt alle Geſellſchaften haben die Beſtimmung, daß für geringe Hagelbeſchädigungen 
kein Erſatz geleiſtet wird; zur Gewährung des letzteren wird vielmehr erfordert, daß der Schaden 
auf dem verhagelten Felde oder Feldſtück einen beſtimmten Prozentſatz oder Teil der Verſicherungs— 
fumme repräfentiert. Derjelbe beläuft fih bei den meiften Gejellichaften auf "ss, bei mehreren 
auf "is. Einzelne Geſellſchaften geitatten den Berficherten auch, eine höhere Grenze für den Eintritt 
der tEntſchädigungspflicht ſich ſelbſt zu wählen und bewilligen dafür eine Ermäßigung der Prämie. 

Für die Feititellung der Höhe der ftattgehabten Beijhädigung gilt bei allen Aftien- 
geſellſchaften und bei mehreren Gegenfeitigkeitögejellichaften folgendes Verfahren. Zunächſt wird 
eine Vereinbarung zwiſchen dem Beſchädigten und dem Vertreter der betreffenden Geſellſchaft ver- 
ſucht. Führt ſolche nicht zum Piel, fo ernennt Sowohl der Verficherte twie die Geſellſchaft einen Sadı= 
verftändigen, welche gemeinschaftlich die Größe des Schadens ermitteln jollen. Können aud) dieje ſich 
nicht einigen, fo ift die Enticheidung einem Obmann zu übertragen, welder entweder von den 
Sachverſtändigen oder von dem Verficherten aus drei ihm vorgeichlagenen Perſonen gewählt wird. 

Mit Ausnahme einiger weniger, auf Gegenseitigkeit berubender Verbände haben alle Hagelver— 
fiherungsgeiellihaften in ihren Statuten die Beſtimmung getroffen, daß, wenn der in dem Ber: 
fiherungsantrage angenommene Ertrag des verhagelten Feldes in Wirklichkeit nicht erreicht wird, 
eine Reduktion auf denjenigen Ertrag vorzunehmen ift, welchen die verficherten Bodenerzeugnifie 
auf der vom Hagel betroffenen Fläche nad) erlangter Reife gewährt haben würden, wenn fein 
SHaaelichlag eingetreten wäre. 

Bei der weitaus größeren Mehrzahl aller Hagelverfiherungsgeiellihaften fallen die Koften 
des Abſchätzungsverfahrens ftattgehabter Schäden dem Verficherten zur Laſt und werben 
in Prozenten der zu zahlenden Entihädigungsfumme von der legteren in Abzug gebracht. Der 
Abzug beträgt bei einzelnen Gejellihaften für alle Fälle mur 5°, bei den meiften Geſellſchaften 
Dagegen 5%, wenn eine gütlihe Vereinbarung über die Entichädigungsfunme zwiſchen dem Ver: 
fidherten und der Geiellichaft zu Stande fommt, während 7,5% ober auch 10% abgezogen werden, 
wenn ein weiteres Abichäßungsverfahren durch befondere Taratoren oder Obmänner nötig wird, 

Die Meinungen über die Frage, ob für die Hagelverficherung die Geiellihaften auf Gegen: 
feitigkeit oder die auf Altien den Vorzug verdienen, gehen aud unter den Landwirten 
weit auseinander. Die —— der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften wird zwar wohl von feiner 
Seite in Abrede geitellt; es wird aber umgefehrt hier und da die Anſicht vertreten, ala ob es im In⸗ 
tereſſe der Landwirtſchaft liege, bie Aktiengeſellſchaften durch die auf Gegenſeitigkeit beruhenden gänz— 
lich zu verdrängen. Hierzu bieten die bisherigen Erfahrungen indeſſen keine genügende Veranlaſſung. 

Der Deutſche Landwirtſchaftsrat hat wiederholt die Frage erörtert, ſowohl ob die 
Hagelverfiherungsgeiellichaften auf Gegenfeitigfeit für dem Landwirt vorteilhafter ſeien wie bie 
Aktiengeſellſchaften als auch, ob bejahenden Falles eine obligatorijhe Reichshagel— 
verſicherungsgeſellſchaft, welche von einem landwirtſchaftlichen Centralverein beantragt 
war, angeſtrebt werden ſolle. Die Anfichten hierüber gingen weit auseinander, e& fanden die Aktien 
geſellſchaften ebenio ftarfe Anhänger als Gegner. In zwei aufeinanderfolgenden Situngsperioden 
(1886 und 1887) faßte daher _derjelbe einen die prinzipielle Frage nur indirekt berührenben Be: 
ichluß, dahin lautend: „Der Deutſche Landwirtichaftsrat erflärt, es feien in denjenigen Staaten 
und Provinzen, in denen durch die beitehenden Hagelverficherungsinftitute dem lanbwirtichaftlicdyen 
Bedürfnis nicht genügt ift, öffentlihe Hagelverficherungsanitalten mit gegenfeitiger Schadensüber: 
tragung ins Leben zu rufen” (Archiv des Deutichen Kandwirtichaftsrats Jahrg. X. 1886. ©. 485 
und Jahrg. XI. 1887, &.1931, Auch in den Sigungsperioden von 1892 und 1894 hat der Deutiche 
Landwirtihaftsrat feine prinzipielle Meinung darüber ausgeiprochen, ob die eine oder die andere 
Form ber Hagelverjiherung vorzuziehen ſei; dagegen hat er in Anbetracht ber Mibftände, Die 
wiederholt bei Geſellſchaften beiderlei Art ſich gezeigt haben, den einitimmigen Beſchluß gefaßt „Der 
Deutihe Landwirtſchaftsrat wiederholt feine längſt ausgeſprochene Anſicht, dab der Erlaß eines 
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Reichsverſicherungsgeſetzes in hohem Make wünfchenswert ift“. Die Verhandlungen und Beichlüffe 
bes Deutichen Landwirtichaftsrats können als der treffendite Ausdruck für die dreifache Thatſache 
angejehen werben: 1) daß jomwohl die auf Gegenfeitigfeit wie die auf Aktien begründeten 
Hagelverfiherungs:Gefellihaften ihre einentümlichen Vorzüge befißen und daß 2) die Konkurrenz 
beider Arten von Anftalten für die verfihernden Landwirte als vorteilhaft zu betrachten ift, 3) daß 
es nötig iſt, daß von Reichswegen —— Normativbeitimmungen erlaſſen werden welche für 
alle Hagelverficherungs-Gejellihaften bindend find und welche den Verſicherten vor Ausbeutung 
oder gar Betrug jchüßen. 

Der Gedante einer obligatorischen Reichsverſicherungsgeſellſchaft gegen Hagelichaden ift von Süd— 
deutichland ausgegangen, Einzelne Teile Bayerns und Württembergs werden fo oft und ſtark 
von Hagelihaden heimgelucht, daß die Aktiengefellihaften dort entweder überhaupt feine Verfiche- 
rungen annehmen oder Prämien verlangen, welde den meiften Landwirten unerfchwinglich er: 
fcheinen. Für das Sönigreih Bayern ift deöhalb durch Geſetz vom 13, Februar 188 
eine Öffentliche Hagelverficherungsgelellihaft auf Gegenfeitigkeit ind Leben gerufen worden. Die: 
felbe wurde vom Staate mit 1 Mill, Mark dotiert und empfängt einen fortlaufenden jährlichen 
Staatszufhur von 40000 Mark, Der Eintritt fteht jedem Landwirt in Banern frei, ift aber nicht 
obligatoriich. Die Anstalt befindet ſich unter ftaatliher Yeitung. Sie erhebt feite Beiträge ohne Nach— 
ſchüſſe, hat aber vor zu hohen Anforderungen fic dadurch geihüßt, daß fie für jede Gemeindeflur 
ein allerdings veränderlihes Marimum der Berfiherungsfumme (Flurmarimum) feitfegt und daß 
fie die zu zahlenden Entichädigungsiummen erforderlihen Falles kürzt, wenn die vorhandenen 
Dedungsmittel dies nötig ericheinen laſſen. Die bayrijche Hagelverficherungsgejellihaft hut fich 
in den 10 Jahren ihres Beitehens durchaus bewährt und die Notlage, in welcher viele bayriiche 
Landwirte ſich in dieſer Beziehung befanden, erheblich gemildert. Ein Beweis biefür liegt ſchon 
in der fortdauernd fteigenden Zahl von Landwirten, welche von jener Gefellihaft Gebrauch machen. 
Es betrug nämlich die Zahl der Verficherten: 

im Jahre 1884 — 7375 im Jahre 1887 — 28499 im Jahre 1890 — 57186 
"nn. 1885 — 13386 "nn. 1888 — 940 „ „ 1892 — 72414 
"5 „1886 — 22597 ” „. 18599 — 33656 „ „1894 — 85580 

Die von den Berficherten zu zahlenden Prämien ſchwankten in den Jahren 1884—88 zwiſchen 
1,18 %% und 1,28 %0 der verficherten Summe. — Bid jegt trat in der Mehrzahl der Jahre eine 
Kürzung der eigentlich zu leiftenden Entichädigungsfunme von 20 %0 ein, im Jahre 1888 betrug 
fie nur 15 %. — Im Jahre 1893 betrug die VBerfiherungsfumme 114 116 210 M, (1894: 130 205 410 
M.), die Höhe des Reſervefonds 1696 782 M. (1894: 1824 318 M.) oder 1,49 M. auf 100 M. 
der Verſicherungsſumme. In den Jahren 1892 und 1894 wurde ein Staatszuſchuß von 95 486 
M. bezw. 47269 M. ftatt der gewöhnlichen 40 000 M. gewährt *). 

In Baden und Württemberg, die für eine eigene Verſicherungsanſtalt zu eine und Eu 
fehr gefährdete Gebiete find, haben die Regierungen in Baden feit 1891, in Württemberg jeit 1895 
mit der großen Gegenfeitigleitögefellihaft, der Norddeutſchen Hagelverfiherungsgefellihaft in 
Berlin, Verträge geichloffen, nach denen die Gefellichaft zur unbedingten Annahme jeder Verfiche: 
rung nad dem verabrebeten Prämientarif uuter beftimmten Gautelen verpflichtet it und dem 
Berlicherten die Nachſchußpflicht durch ftaatliche Beihilfen (in Baden bis 100 000 M,, in Würt: 
temberg bis 160 000 M. jährlich) abgenommen bezw. erleichtert wird. Der Erfolg dieſer Politik 
ift ein günftiger. 


$ 77. 3. Biehverfiherung °). Bei derjelben handelt es ſich einmal um die Verfiche- 
rung gegen die Verluſte, welche bei der Biehhaltung mit gewiſſer Regelmäßigkeit durch 
Altersſchwäche und ſporadiſch auftretende Krankheiten eintreten; fürs zweite 
gegen die aus Viehſeuchen erwachſenden Berlufte; beide find hinfichtlich der Verficherung 
verichieden zu behandeln. 

Bei irgend umfangreichen Viehbejtänden hat der landwirtſchaftliche Unternehmer kein rechtes 
Intereſſe, fi) gegen die Verlufte erjterer Art zu verfichern. Diejelben gehören zu der un: 
vermeiblichen Abnugung des lebenden Inventars, für welche ebenjogut jährlich wiederkeh— 
rende Aufwendungen zu machen find, wie für Abnugung der Geräte; die Koften derjelben 
gleichen fich im Laufe der Jahre aus und find jelten in einem einzelnen Jahre jo groß, daf 
der Landwirt dadurd in Verlegenheit gejegt würde. Dazu fommt, daß die genannten Ver: 


95) Ueber die bayerische Hagelverficherungs- | Statiftiiches Jahrbuch für das Königreich Bayern, 
anftalt ſ. Archiv des Deutichen Landwirtſchafis⸗ II. J. 1895 ©. 154 u. 155. 

ratö XII (1888), ©. 439 ff, wo ſich auch Statut 96) Buhenberger, a. a. O. II, S. 345 ff. 
und Berfiherungsbedingungen abgedrudt finden; | (dort auch S. 293 weitere Litteratur). Art. 3 
ferner: Zeitichrift des Landwirtichaftlichen Vereins | verjiherung von Emminghaus im H.W. VI, 
in Bayern für 1887, ©. 585 ff., 1888, ©. 599 ff. | 1894, ©. 486 ff. v. Benanberll im Archiv des 
1894, Beilage VIII zum Auguftheft, ©. 165 ff. | Deutichen Landwirtichaftsrats. 1893. ©. 419 ff. 


Die Viehverfiherung. $ 77. 119 


{ufte erheblich geringer find, wenn die Tiere fortdauernd gut gefüttert und gepflegt, als wenn 
fie in irgend einer Weife vernadhläffigt werden. Deshalb hat gerade der forgfältige Land— 
wirt feine Urjache, jein Vieh zu verfihern; thäte er dies, jo müßte er in den Prämienſätzen 
gleichzeitig für die Nachläffigkeit minder jorgiamer Landwirte mit auflommen. Er unterläßt 
daher beifer die Verficherung und ift Selbft:Verficherer. 

Anders jteht ed mit den Heinen Landwirten, welche bloß ein oder einige wenige Stüd 
Vieh haben, für welche aljo der Verluſt eines einzigen Tieres ein jehr großer, für den Augen: 
blick vielleicht unerjeßlicher ift. Hier empfiehlt fich die Berficherung durchaus; diejelbe kann 
aber nur durchgeführt werden, wenn die betreffenden Gejellichaften ihren Wirkungskreis auf 
ein räumlich eng begrenztes Gebiet bejchränten, und wenn fie auf Gegenfeitigkeit beruhen. 
Denn es fommt darauf an, den einzelnen VBiehbefiger genau zu kennen und darauf Hin zu 
fontrollieren, daß er fein Vieh im gefunden Zuftande wie bei eintretender Krankheit gut 
behandelt, damit Verluſte möglichjt vermieden werden. Nur bei Heinen und auf Gegenjeitig- 
feit beruhenden Gejellichaften ift eine derartige Perjonatfenntnis und Kontrolle wirkſam 
durchzuführen. Die für Heine Grundbeſitzer oder ländliche Arbeiter berechneten Viehverfiche- 
rungsvereine (auch wohl Kuhgilden oder Kuhladen genannt) erfreuen ſich während der legten 
Jahrzehnte einer jtet3 wachjenden Verbreitung ; jo bejonders in der preußiichen Rheinprovinz, 
im Großherzogtum Heflen, in Baden, Bayern, aber auch in allen übrigen Zeilen Deutjch- 
lands, wenngleich in geringerer Ausdehnung. Auf Seuchen dehnen diejelben die Verficherung 
gewöhnlich nicht aus, dürfen dies auch ohne Gefahr nicht; es ſei denn, daß fie Rückver— 
fiherung bei anderen Gejellichaften nehmen. 

Ein gewiſſer Mangel bei den Heinen örtlichen Vichverfiherungsvereinen fann ja darin gefunden 
werden, daß bei ungewöhnlic ftartem Viehſterben innerhalb eine& Ortsvereined die Mitglieder 
finanziell zu ftark in Anfpruc genommen werden und dadurch ber Wohlthat der Verficherung großen 
teild verluftig geben. Abzubelfen ift dbemielben dadurch, dab die einzelnen Vereine zu einem Ver: 
fiherungsverband zaufammentreten und daß bei eintretenden Schabenfällen die Verbandskaſſe 
einen Teil der Entihädigung trägt. Diefen Weg hat man in Baden durch das Geſetz vom 
26. Juni 1890 beicritten. Das gleiche Geſetz Thafit auch die Möglichkeit, durch Mehrheitäbe- 
ſchluß der Gemeindeglieder, welche zugleich im Befig der Mehrheit des vorhandenen Viehes jein 
müffen, eine Zwangsverſicherung für jämtliches in der Gemeinde dauernd eingeftelltes Vieh 

einzuführen. Auch in Belgien find für die drei Provinzen Weftflandern, Lüttich und Antwerpen 
Selehe, mit Wirkung vom 1. Januar 1893 ab, erlafien worben, durch welche eine allgemeine obli- 
gatoriſche Verficherung wenigitens der erwachienen landiw. Haustiere eingeführt wird. — In 

Preußen gab es 1887 ſchon 4875 örtliche Verficherungsvereine mit 512594 Mitgliedern; die 

Zahl ber verficherten Tiere betrug 1456 189 Stück, deren verficherter Wert 177 975172 Marf (1894: 

ca. 5000 Vereine mit ca. 600 000 Mitgliedern). In Baden betrug 1887 die Zahl der örtlichen 

Berfiherungsvereine 482 mit 45 260 Mitgliedern, nWürttemberg gab es Ende der adıtziger 

Jahre etwa 300 derartige Vereine, ebentoviele in Bayern. 

Die durch Viehſeuchen entjtehenden Berlufte fünnen auch den großen landwirtjchaft- 
lichen Unternehmer empfindlich jchädigen oder gar in feiner wirtichaftlichen Eriftenz bedrohen. 
Zudem ift dem einzelnen Landwirt nur in geringem Grade die Möglichkeit geboten, Seu— 
den von feinem Biehftande fernzuhalten. Deshalb ift hier die VBerficherung am Plate. Am 
verheerenditen treten unter den Viehjeuchen auf beim Nindvieh: die Rinderpeit, Lungen 
jeuche und Meilzbrand; bei Pferden: der Rotz und der Milzbrand; bei Schafen nament- 
id die Pocken. An der Vertilgung reſp. Abwehr diefer Seuchen hat nicht nur der einzelne 
Landwirt, jondern die ganze Landwirtichaft ımd jomit der Staat ein erhebliches Intereſſe. 
Je mehr die erkrankten Tiere ifoliert oder je jchneller fie getötet und ihre Kadaver ver- 
nichtet, je gründlicher die Aufenthaltsorte der erkrankten Tiere desinfiziert werden, deſto 
geringeren Schaden richtet die Seuche an und deſto raſcher wird fie gänzlich bejeitigt. Dieje 
Mafregeln find aber nur durch die Staatsgewalt anzuordnen und durchzuführen, was 
aud don allen civilifierten Staaten ald Verpflichtung erkannt wird. In Deutichland hat 
man jeit der Gründung des norddeutichen Bundes reip. des deutichen Reiches die Frage 
der Seuchenverficherung und Seuchenvertilgung, was beides Hand in Hand gehen muß, 
energisch in Angriff genommen. 
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Durch das für den norddentfhen Bund beichloffene, jpäter auf das ganze deutſche 
Neich ausgedehnte Geſetz vom 7. April 1869, Mafregeln gegen die Ninderpeft betreffend, 
wird beftimmt, daß für die an der Ninderpeft gefallenen oder wegen Verdachts der Rinderveit ae: 
töteten Tiere Entihädigung geleiftet werben jolle. Das preußiſche Geſetz vom 25. Juni 1875, 
betr. die Abwehr und Iinterdrüdung von Viehſeuchen, erftredte jich auf folgende Seudyen: 
Milzbrand, Maul: und Klauenſeuche; Lungenſeuche, Rotz, Pockenſeuche, Beihälfeuche, Räude und 
Tollwut; es gewährte Entſchädigung für alle nach Maßgabe des Gefetes auf polizeiliche An— 
ordnung getöteten Tiere, welche nicht bereitö vor der Tötung mit einer unheilbaren oder unbe: 
dingt tötlihen Krankheit behaftet waren. Die Beftimmungen des preußiihen Geſetzes find dann 
ihrem mwefentlihen Inhalte nah in das Reichsgeſetz vom 23. Juni 1880, betr. die Abwehr 
und Unterdrüdung von Viehſeuchen übergegangen; durch das gleichnamige Reichsgeſetz vom 
1. Mai 1894 haben diejelben nod) einige Erweiterungen bezw. Abänderungen erfahren. Nadı $ 58 
dieſes Gefetes ift es den Einzelftaaten überlafjen, landesgeſetzliche Beſtimmungen darüber zu treffen: 
1) von wem die Entſchädigung für die nad) polizeilicber Anordnung getöteten Tiere zu gewähren 
und aufzubringen ift; 2) wie die Entihädiaung im einzelnen Fall zu ermitteln und feſtzuſtellen 
ift. Der praftiiche Erfolg diefes reip. des Reichsgeſetzes bezüglich der Entihädigung für die aus 
Viehfeuchen den Landwirten erwachſenden Verlufte ift der, dab bei Rotz und Lungenſeuche fait 
immer Erjag gewährt wird. Denn beim Not muß die fofortige er fowohl ber erkrankten 
als der verbädtigen Tiere polizeilichh angeordnet ($ 40 d. ©.), bei der Zungenjeuche muß ebenjo 
die Tötung der erkrankten, es fann auch die der verbäcdhtigen Tiere befohlen werden ($ 45 d. G.); 
für alle auf polizeilihe Anordnung getöteten Tiere wird aber Erjag gewährt. Die zu leitende 
Entihädigung wird in diefen Fällen in Preußen und ebenfo in ben meiften anderen beutichen 
Staaten durd jährliche Beiträge der Viehbefiger aufgebracht; es iſt aljo eine Zwangsverſicherung 
auf Gegenfeitigkeit. Das preubiiche Landesgefet giebt auch den Provinzialverbänden die Befugnis, 
die gegenfeitige Zwangsverſicherung auf die an Pockenkrankheit gefallenen Schafe auszudebnen. 
Geſchieht dies, To bleibt von den befonders verheerend auftretenden Viehjeuchen bloß noch der Milz: 
brand, für welden die Geſetzgebung nicht die Möglicjkeit der Entihädigung aus gemeinfamen oder 
öffentlidien Mitteln gewährt. 

Die Vichverfiherung ift vielleicht der älteſte Zweig unter den landwirtichaftlihen Verfiche: 
rungen. Einzelne Totale Biehverfiherungsverbände haben jedenfalls ſchon vor jehr langer 
Zeit eriftiert; fie beruhten auf Gegenjeitigfeit und erftredten jich immer nur auf ein fleines räum— 
liches Gebiet. Friedrich d. Gr. errichtete 1765 für die Provinz Schlefien eine gegenfeitige Ver: 
fiherungsgeiellihaft mit Zwangsbeitritt für die Nindviehbefiger, aber ausichließlid mit Bezug auf 
die Ninderveit. Erft ganz au Ende des vorigen und Anfang diefes Jahrhunderts famen die erften 
fpetulativen Viehverfiherungsgeiellihaften auf, deren es jeßt in Deutichland ſchon 
eine große Zahl giebt. Diejelben werden aber feitens der Landwirte bei weiten nicht fo ausge: 
dehnt in Anfpruch genommen wie bie Feuer- und Hagelverficherungs-Gefellihaften und zwar ganz 
mit Necht. Gegen die aus ſporadiſch auftretenden Krankheiten entitandenen Unglücksfälle ift der 
größere Gutsbeſitzer am beiten Selbftverficherer und der Kleinere Befiter wahrt jein Anterefle am 
fiherften in den auf Gegenseitigkeit beruhenden Iofalen Verbänden. Gegen die aus Senden er: 
wachjenden Beichädigungen ift der Landwirt jet, wenigftens für Die verheerenditen Seuchen durch 
die vom Deutichen Reiche angeordnete Zwangsperfiherung geihükt. 


4. Dielandmwirtfhaftliden Unterrihtsanftalten, 


8 78. In demjelben Grade, als der landwirtichaftliche Betrieb komplizierter wird und 
als derjelbe die Rejultate der wiſſenſchaftlichen Forſchung zur praftiichen Anwendung brin- 
gen muß, wächſt auch die Bedeutung des Tandwirtihaftlihen Unterrichts. Es 
ift daher nicht zufällig, dak der Begründer der neueren Landwirtihaft, Albrecht Thaer, 
der erjte war, welcher in Deutichland eine landwirtichaftliche Lehranftalt ind Leben rief. 

Schon im vorigen Jahrhundert gab es in Deutjchland an vielen Univerjitäten Lehrſtühle 
für die Landwirtichaft und zwar zunächſt in Verbindung mit den Lehritühlen der Kameral: 
wiſſenſchaft“). Aber die Inhaber derjelben waren weit mehr Bertreter der Staatswirt: 
ſchafts- als der Landwirtſchafts-Lehre. Die lettere lag auch noch jo in der Kindheit und 


97) Die eriten wurden duch Friedrih Wil- Ueber das landwirtichaftliche Unterrichtämwefen 
heim 1, 1727 an den Univerſitäten Halle und |]. v.d. Goltz, Handbuch der gejamten Land- 
Frankfurt a. D. errichtet und durch die Pro- | wirtichaft. Bd. I. S.42 ff. Buhenberger, 
fefioren Dithmar und von Gaffer befept; ſpäter a. a. O. II. $ 172 ff. und die Art. von J. Kühn 
erfolgte die Errichtung ähnlicher Lehrftühle in und Kirchner, Yandw. Unterrichtämweien im H.W 
Leipzig, Wien, Göttingen, Jena , Heidelberg 2c | VI. ©. 868 ff. (dort auch meitere Litter.) und 
©. Fraas, Geichichte der Landbau» und Forft- S.382 ff. eine ausführliche Darftellung des landw. 
willenichaft. ©. 97 ff. | Unterrichtöwejen in außerdeutfchen &tanten, 
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die Praxis bot ihr fo wenig verwertbares Material, daß von einer umfaſſenden wifjenichaft: 
lichen Behandlung der Landwirtichaft faum die Rede fein konnte. Als U. Thaer es unter: 
nahm, den ganzen landtvirtichaftlichen Betrieb auf Grund der gewonnenen national-öfono- 
mischen und naturwifjenichaftlichen Erkenntnis und auf Grund der gejammelten eignen wie 
fremden praftiichen Erfahrung umzugeftalten, da fühlte er gleichzeitig das Bedürfnis, der 
Landwirtichaftslehre eine fefte Bafis zu geben und diejelbe den zahlreichen Schülern, welche 
nach elle famen, um jeine Wirtichaftsweije kennen zu lernen, durch den mündlichen Bor: 
frag zu vermitteln (1802); als Gehilfe im Unterricht ftand ihm dabei der Apotheker Ein- 
hof zur Seite. Im Jahr 1804 fiedelte Thaer nad) Preußen über und gründete dort 1806 
dad landwirtichaftlihe Inſtitut in Möglin, welches im Jahre 1819 die Bezeich- 
nung „Königliche afademijche Lehranftalt des Landbau's“ erhielt und an welchem außer Thaer 
noch mehrere andere Dozenten teils Landwirtichaftslehre, teils Naturwiſſenſchaft vortrugen. 
Das Inſtitut in Möglin war mit der dortigen Gutöwirtichaft eng verbunden, weil Thaer 
dad größte Gewicht darauf legte, daß die Schüler audy die praftiiche Anwendung des von 
dem Katheder aus gehörten fennen und prüfen lernten. Die Lehr: und Lebensweiſe in Mög: 
lin war für Schüler aus den höheren Gejellichaftsklafjen, welche zugleich bereits eine gründ: 
liche allgemeine Bildung bejaßen, berechnet, aljo fir künftige Großgrundbefiger oder Be: 
wirtichafter großer Güter. Nach dem Mufter von Möglin wurde dann in der erjten Hälfte 
diejes Jahrhunderts eine ganze Reihe anderer höherer landwirtſchaftlicher Lehranftalten, ge: 
wöhnlih Tandwirtihaftlihde Akademien genannt, errichtet. 


Die nächte Nachfolgerin von Möglin war die von Schwerz begründete landwirtichaftliche Afa- 
demie in Hohenheim (1818). Dann folgten: Idſtein in Naffau (1818 durch Albrecht be— 
aründet, 1834 nadı Hofgeiöberg bei Wiesbaden verlent); Schleißheim in Bayern (1822 durch 
Schönleutner begründet, 1852 nad Weyhenſtephan bei Freifing verlegt); Jena (1822 durd) Fr. 
Gottl. Schulze); Tharand (1829 durh Schweizer); Eldena bei Greifswalde (1835 dur 
Fr. Gottl. Schulze); Negenmwalde (1842 durh Karl Sprengel); Proskau in Schlefien 
und Boppelsdorf bei Bonn, beide im Jahre 1847; Weende bei Söttingen 1851 und end— 
ih Wald au bei Königsberg in Pr. 1858. Alle diefe Inſtitute befanden fi innerhalb einer, 
meiit größeren Gutswirtichaft oder doc in engiter Beziehung mit derfelben; fie waren fämtlic) 
böbere Iandwirtichaftliche Zehranftalten, wenngleih mit Schleißheim und Hohenheim gleichzeitig 
niedere landwirtichaftliche Lehranftalten verbunden waren. Es wurde bloß theoretifcher Unterricht, 
verbunden allerdings mit praftiihen Demonitrationen, erteilt; zur Ausübung der Praxis felbit 
aber wurden die Schüler nicht angeleitet oder zugelaffen. Die Inftitute zu Eldena, Boppelsdorf 
und Weende ftanden in gewifjer Verbindung mit den Ilniverfitäten Greifswalde, Bonn und Göt— 
fingen, ohne jedoch ihren jelbitändigen Charakter als landwirtichaftliche Zehranitalten aufzugeben. 
Eine eigentümlihe Stellung unter den höheren landwirtſchaftlichen Lehranſtalten nahm die von 
Fr. ©. Schulze in Jena 1826 gegründete, zunächſt bis 1835 fortgeführte und im Jahre 1839, 
mit der Rückkehr Schulze’s aus Eldena, wieder eröffnete, ein. Schulze war der erite, welcer 
die Verlegung des höheren landbwirtichaftlichen Unterricht? an bie Univerfität al® notwendig hin— 
ftellte und diefen Gedanken thatlächlich zur Ausführung brachte. Seine Abhandlungen über ben 
höheren landwirtſchaftlichen Unterricht und die willenschaftliche Behandlung der Landwirtichafts: 
lehre find noch jegt das Gründlichite, was die Litteratur über dieje Frage aufzuweiſen hat ?*). 


Ye größer die Zahl der praftifch und mifjenjschaftlich durchgebildeten Landwirte im Laufe 
der Nahre wurde, je mehr daher angehenden jungen Landwirten die Gelegenheit geboten 
wurde, eine rationelle Handhabung der Tandwirtichaftlichen Praris auf Privatgütern zu 
lernen, defto mehr ſchwand die Notwendigkeit, die höheren landwirtichaftlichen Lehranftalten 
in Berbindung mit einer größeren Gutstwirtichaft einzurichten oder zu erhalten, zumal dieje 
Verbindung gewiſſe Uebelftände für Lehrer wie Lernende mit ſich brachte. Diefelben zeigten 
fid) namentlich auf folchen Anftalten, welche in einer ijolierten Lage und in feiner Beziehung 


9... Shulze-Gävernip, Ein Le: | Nationalölonomie, Bd. I, Heft 1. 1843. 3) Thaer 
benäbilb. 1888. Bon den das landw. Unterrichts | oder Liebig? ebend. Bd. I, H. 4 u.5. 1845. Er- 
weien betreffenden Abhh. Fr. &. Schulze's j. bei. | gänzung hiezu Bd. Il, 9.5, 1851. 4) National» 
1) Ueber Weien und Studium der Cameralwiſſen- öfonomie oder Bolfswirthichaftslehre 2c. 1856. 
ſchaften 1826. 2) Das landw. Inſtitut in Jena ꝛc. S. 914 ff. Vgl. auch v. d. Goutz, Rede zur feier 
in den Deutſchen Blättern für Landwirthidyaft und | des 100. Geburtstages Fr. G. Schulze. 1895. 
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zu einer Umiverfität fich befanden. In zwei 1861 gehaltenen Reden ariff Liebig die ifo- 
lierten landwirtſchaftlichen Akademien, allerdings in ſehr leidenschaftlicher und von großer 
Unfenntnis der thatſächlichen Zuftände zeugenden Weife an?) und gab damit das Zeichen zu 
einer allmählihen Umgeftaltung des höheren landmwirtichaftlihen Unterrichts: 
wejend. Der Forderung Liebig’s entjprechend wurden in den beiden legten Jahrzehnten die 
ifolterten landwirtichaftlichen Akademien in Deutichland faft jämtlich aufgehoben und dafür 
landwirtichaftlihe Inftitute an den Univerfitäten und zwar in integrierendem Zu— 
ſammenhang mit den letzteren errichtet. 


Aufgelöft wurden: Negenwalde (1859), Möglin (1862), Waldan (1868), Tharand (1869), Hof: 
geisberg (1871), Eldena (1877), Proskau (1880). Dagegen wurden neu gegründet die Univer— 
ſitäts-Inſtitute in: Halle (1862), Leipzig (1869), Giehen (1871), Königsberg (1876), Kiel, Breslau 
(1881); das in Göttingen =» Weende bereitö beftehende landwirtſchaftliche Inſtitut wurde in ein 
Univerſitäts-Inſtitut umgewandelt. An der technifchen Hocichule in Münden wurde 1874 eine 
landwirtichaftliche Abteilung eingerichtet und in Berlin das bereits jeit 1860 beftehende landwirt⸗ 
ſchaftliche Inſtitut zu einer umfafjenden landwirtſchaftlichen Hochſchule, welche indeſſen ein be: 
jonderes Injtitut neben der Univerſität bildet, erweitert (1881). 


$ 79. Die mittleren und niederen landbwirtichaftlichen Unterrichtsanftalten haben 
ſich jpäter wie die höheren entwickelt. Allerdings hatten jchon Peftalozzi und auf jeine 
Unregung Fellenberg und Wehrli in der Schweiz zu Ende des vorigen und zu An: 
fang dieſes Jahrhunderts niedere Iandwirtichaftliche Unterrichtsanftalten unter dem Namen 
landwirtihaftliheArmenjichulen ind Leben gerufen; für deren Organijation waren 
aber viel mehr pädagogiiche und fociale Rüdfichten als ſolche auf den landwirtichaftlichen 
Unterricht maßgebend. Gleichwie die rationelle Ausübung der landwirtichaftlichen Praris 
bon den Broßgrundbefigern ſich erſt langjam und allmählich auf den Bauernitand übertrug, 
jo tauchte auch erft jpäter das Bedürfnis auf, für den lebteren bejondere landwirtichaftliche 
Unterridhtsanftalten zu jchaffen. Außer den mit den höheren landwirtichaftlichen Lehrinſti— 
tuten zu Hohenheim und Schleißheim gleichzeitig verbundenen Ackerbauſchulen gab es 
in Deutichland während der erften 40 Jahre diejes Jahrhunderts nur einige wenige für bie 
niedere ländliche Bevölkerung berechnete technische Schulen. Erſt mit dem fünften Jahrzehnt 
mehrten fich diejelben und zwar jehr rajch, jo daß ihre Zahl im Jahre 1860 jchon 45 be- 
trug. Sie führten den Namen „Aderbaufchule” und befanden ſich auf dem Lande inmitten 
eines landwirtichaftlichen Betriebes ; der Leiter des lehteren war zugleich Dirigent der An— 
ftalt; der Unterricht erftredte fich auf Theorie und Praris zugleih. Die Schüler wurden in 
den Elementarfächern weiter gebildet und in die Anfangsgründe der Naturmwifjenichaft und 
Landwirtichaftslehre eingeführt; außerdem mußten fie alle in der Wirtichaft vorfommenden 
Arbeiten verrichten, der Wirtichaftsinhaber ſah fich auf ihre Hiffeleiftung geradezu angewiejen. 
Diefe theoretiſch-praktiſchen Aderbaufhulen waren ſämtlich Internate, jo daß 
nicht nur die Unterweifung, fondern auch die Erziehung der Schüler in den Händen bes 
Dirigenten lag. Die Schüler refrutierten fich meift aus dem wohlhabenderen Bauernitand ; 
aber auch aus ſolchen Söhnen des Bürger: und Beamtenftandes, welchen es an Vorbildung 
und Mitteln fehlte, eine höhere landwirtichaftliche Lehranstalt zu befuchen. Die meiften Ader: 
baujchulen waren PBrivatunternehmungen, welche aber vom Staate unterftügt und beauffichtigt 
wurden. Dieje Anftalten haben ungemein jegensreich gewirkt und thun es, joweit fie fortbejtehen, 
noch immer. Sie haben viel zur Hebung der geiftigen Bildung des Bauernjtandes und zur 
Verbreitung einer rationelleren Handhabung des bäuerlichen Wirtjchaftsbetriebes beigetragen. 

Im Jahre 1858 wurde in Hildesheim die erjte Aderbaufchule eingerichtet, welche 
fich lediglich mit theoretischen Unterricht abgab, dieſen aber weit eingehender und umfaſſen— 
der betrieb al3 die bis dahin beftehenden fogenannten theoretiich-praftiichen Ackerbauſchulen. 

99) Rede zur Vorfeier des 102. Stiftungdtages | v. Liebig, Die moderne Landwirtihaft als 


der fgl. Alademie der Wiſſenſchaften am 26. März Beiſpiel der Semeinnüpigfeit der Wifjenihaften, 
1861 geb. v. 3. Frhr. von Viebig. 1861. 3. Frhr. , Nede geh. zu Münden am 28. Novbr. 1861. 1862, 
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Sie war durch die Thatfache hervorgerufen, daß jchon viele bäuerliche Befiger eriftierten, 
welche die Mittel und die Gelegenheit bejaßen, ihre Söhne zur Erlernung eines rationellen 
fandwirtichaftlichen Betriebes in eine gut geleitete Wirtichaft zu jchiden oder auch in der 
eigenen Wirtichaft zu behalten; welchen es aljo hHauptjächlich darauf ankam, ihren Kindern 
eine dem fünftigen Berufe entiprechende wifjenichaftliche Ausbildung zu verichaffen. Solche 
rein theoretiſchen Aderbaujhulen, meift mit einem Kurſus von 3—4 Semeftern, 
entjtanden dann namentlich jeit Ende der jechäziger Fahre in größerer Zahl. Ahr Streben 
ging dahin, den Unterricht einheitlicher und ſyſtematiſcher zu geftalten und ihn, bei gleichzeitiger 
Berüdfichtigung der Bedürfniffe des Landwirtes, der auf den jtädtiichen Schulen gleichen 
Ranges üblichen Unterrichtsweiſe anzupajjen. Sie erreichten dadurch, daß ihnen zuerft in 
Preußen bei Innehaltung eines bejtimmten Zehrplanes (Regl. v. 10. Auguft 1875) die Be- 
rechtigung der Abiturienten zum einjährig:freiwilligen Militärdienft gewährt wurde. Ihre 
offizielle Bezeichnung ijt jeitdem „Lan dwirtſchaftsſchulhe“ 10); die Zahl diefer betrug 
1895 in Deutichland 22, davon 16 in Preußen und je eine in Bayern, Sachſen, Hefjen, 
Dldenburg, Braunfchtveig und Elſaß-Lothringen. Ihrer ganzen Organifation nad) ftellen fie 
Realjchulen dar, welche für die jpeziellen Bedürfnifje der Landbau treibenden Bevölkerung 
berechnet find; man könnte fie daher auch landwirtichaftliche Realjchulen nennen. 

Außer den Landwirtichaftsichulen giebt e3 noch zwei Arten landwirtichaftlicher Schulen, welche 
lediglich für die theoretiiche Fortbildung der niederen ländlichen Bevölkerung berechnet find : 
die landwirtichaftlihen Winterjchulen und die landwirtichaftlihen Fortbildungs— 
ihulen. In erjteren wird bloß während des Winters Unterricht erteilt und dauert die 
ganze Ausbildung ein oder zwei Winter. Die Schüler bejtehen aus Bauernjöhnen, welche die 
Elementarichule abjolviert haben und nun noch eine weitere theoretijche Fortbildung juchen. 
Die Winterjchulen befinden ſich meist in Heinen Städten ; fie werden von einem Lehrer ber 
Sandwirtichaft geleitet, welchem für die Elementar: und Realfächer noch andere Lehrer, ge: 
wöhnlich jolche, die in der betreffenden Stadt an jonftigen Unterrichtsanftalten wirkſam find, 
zur Seite ftehen. Die Schüler verwenden während der Dauer des Kurſes ihre ganze Kraft 
und Beit auf die Schule; im Sommer kehren fie zu ihrer ländlichen Beſchäftigung zurüd. 
Infolge dejjen fünnen die Schüler viel lernen, ohne verhältnismäßig große Opfer zu brin: 
gen. Ende 1895 gab es im deutichen Reich 128 fandwirtichaftliche Winterjchulen, von wel: 
hen 76 auf die preußiſche Monarchie, 52 auf das übrige Deutſchland kommen. 

Die landwirtichaftlihen oder ländlichen Fortbildungsichulen, deren erjte 1850 in 
der Rheinprovinz gegründet wurde, haben den Zwed, den aus der Schule entlafjenen Söhnen 
der kleinen ländlichen Grundbefiger oder der ländlichen Arbeiter in den Winterabendftunden 
die Gelegenheit zu bieten, fi in den Elementarfächern weiter fortzubilden und einige Kennt: 
niffe in der Naturwiffenichaft und in der Landmwirtichaftslehre zu erwerben. Der Unterricht 
wird in der Regel lediglich von dem Elementarlehrer des betreffenden Dorfes erteilt und ift 
für die Schüler unentgeltlich. Die größte Verbreitung haben diefe Schulen in Württemberg 
(1895: 980), aber auch in Bayern (405), der Nheinprovinz (247), Heſſen-Naſſau (336) und 
in einigen anderen Gegenden find fie zahlreich vertreten. In den öftlichen Provinzen Preu— 
ßens eriftieren teild gar feine, teils jehr wenige. 

Alle bisher genannten landwirtſchaftlichen Unterrichtsanitalten dienen der Zandwirtichaft 
im ganzen; e3 giebt aber auch nod) eine Reihe von landwirtichaftlichen Lehrinftituten, welche 
— die — — in beſtimmten Zweigen des landwirtſchaftlichen Betriebes bezwecken. 


100) Die Breubifce Landwirtichaftsjchule hat drei auf Religion, eine oder zwei fremde Spraden, 
Klaſſen mit je einjährigen Kurjus; zur Aufnahme |; Geographie und Gefchichte, Mathematik, Natur: 
in die unterfte Klafje wird die Reife für die Tertia wiſſenſchaften (wöchentlich 8-10 Stunden), Yands 
eined Gumnafiums oder einer Realſchule erjter wirtſchaftslehre (wöchentlich 4— 6 Stunden), 
Ordnung verlangt. Der Unterricht erſtreckt ſich Zeichnen, Turnen und Singen. 
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Dahin gehören: die Garten bau-,Obſtbau-, Wiejenbau-, Flahsbau-, Meierei-, 
BrennereiSchulen. 


Die für die bäuerliche Bevölkerung beftimmten Lehranftalten finden ihre Ergänzung in ber 
Thätigfeit von landwirtihaftliden Wanderlehrern, melde bie Mufgabe haben, 
die bäuerlichen Landwirte über die technifchen und wirtichaftlichen Fragen und Berhältniffe der 
Landwirtihaft aufzuklären und auf die Verbeflerung ihres Betriebs und ihrer Lage einzumirken, 
Die Borftände der landwirtihaftlihen Winterihulen find in der Regel im Sommer als Wander: 
lehrer thätig, dieje Lehrthätigkeit ift aber auch ausschließliche Berufsthätigkeit befonders (vom 
Staat oder von landwirtichaftlichen Vereinen) angeftellter Wanderlehrer. Die Organifierung diejer 
Wanderlehrthätigfeit, die in den legten Jahrzehnten in den meiiten mitteleuropäifchen Staaten, 
bejonders in Deutichland und Frankreich eine erfreuliche Ausdehnung gewonnen hat, ift eine wich: 
tige Aufgabe der landwirtichaftlichen Vereine. 

Nicht direft für den Unterricht, wohl aber für die Förderung der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis 
auf dem Giebiete der Yandwirtichaft, find die lanbwirtichaftlihen Berſuchsſtationen be 
ftimmt, welche in großer Zahl (ca. 60), teils iſoliert teils in Verbindung mit Lehrinftituten be- 
jtehen. Ihre Forſchungen und Verſuche eritreden fih auf alle Zweige der Naturwiffenihaft, fo: 
weit diefelben eine Beziehung zur Landwirtichaft haben. Durch ihre Arbeiten find große Fort: 
ichritte in der Erkenntnis des tieriihen und pflanzlichen Lebens erzielt worden. Im Fahre 1888 
haben die Verfuchöftationen eine Vereinigung unter fich geichloffen, welde den Namen „Verband 
landwirtichaftliher Verſuchsſtationen im Deutichen Neiche* führt 101), 


5. Die landwirtfhaftliden Dereime!), 


8 80. Sie geben den Landwirten Gelegenheit, ihre Kenntniffe zu erweitern, über Fragen 
aus dem Gebiete der Iandwirtichaftlichen Technik fich zu beiprechen, gemeinjame Unterneh: 
mungen zu beraten und durchzuführen, ihre Intereſſen dem Staate und der Gejellichaft gegen: 
über geltend zu machen. Durch die örtliche Iſolierung der einzelnen landwirtſchaftlichen Unter: 
nehmer wird die VBereinsthätigkeit doppelt notwendig, aber auch doppelt jchtwierig. Aus dem 
legteren Grunde haben fich unter den Landwirten viel jpäter Vereine gebildet wie unter den 
Angehörigen anderer Gewerbäzweige. In Deutichland fällt die Gründung der erjten land— 
wirtichaftlichen Vereine mit den in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts auftauchenden 
Beftrebungen zufammen, der in der Entwidlung jehr zurüdgebliebenen landwirtichaftlichen Pro- 
duftion aufzuhelfen (8$ 14 u. 15). Zu den älte ten landwirtichaftlichen Bereinenin Deutſch— 
land gehören: die thüringiſche Landwirtichaftsgejellichaft zu Weißenfee (1762), die Königl. Land— 
wirtichaftsgejellichaft zu Celle (1764, jegt unter dem Namen „landwirtichaftlicher Eentralverein 
für die Provinz Hannover“), die landwirtichaftliche Societät in Leipzig 1764, die phyſilaliſch— 
ökonomische Societät zu Yautern (1769), die (noch beftehende) ökonomiſche Sorietät der Fürften- 
tümer Schweidnig und Jauer (1772), die ebenfalls noch beſtehende) ökonomiſch-patriotiſche Gejell- 
ſchaft zu Breslau (1772). Die Wirkſamkeit derjelben war zumächft eine beichränfte,; an Zahl 
gering, entbehrten fie außerdem einer organischen Verbindung mit der Staatsgewalt. Ihr Wachs— 
tum vollzog ſich anfangs nur jehr langjam. Der preußiiche Staat zählte im Jahre 1815 erft 8, 
1820: 15, 1830: 45 landwirtichaftliche Vereine. Bon da ab erfolgte eine beichleunigte Zu— 
nahme (1840: 145, 1850: 313, 1860: 541, 1870: 865, 1881: 1322 und 1887: 1817 Ber: 
eine mit 148342 Mitgliedern !%), In ähnlicher Weije haben die landwirtichaftlichen Ber: 
eine in den übrigen deutichen Ländern zugenommen. (In Deutichland über 2500 Vereine 
mit über 300 000 Mitgliedern.) Für die Vermehrung diejer Vereine jowie für die Erhöhung 
ihrer Wirkjamfeit im Innern und ihres Einflufjes nach außen war e3 bejonders wichtig, daß 
die Zofalvereine der einzelnen Provinzen und Länder fi zu Gentralvereinen zu- 
jammenjclofjen und in eine geregelte Berbindung mit der Staatsregierung traten. Beides 


101) Buchenberger, a. a. ©. II. $ 176.) 102) Bgl. Yangethal, a. a. O. Bd. IV. ©. 
Eine genaue Weberficht über die einzelnen in | 345 ff. Stadelmann, Dat landw. Vereinsweſen 
Deutichland vorhandenen landwirticyaftlichen Ans | in Preußen. 1874, Art. Landw. Vereinsweſen im 
terrichtsanftalten und Berjuchäftationen gewährt Kay IV. ©. 959 ff. Buche nberger, a. a. O. 
der zweite Teil des jährlich erſcheinenden land- II. $ 182 fi. 
twirtichaftlichen Kalender von Mengel und von) 103) Preußens fandwirtichaftliche Verwaltung 
Lengerfe. in den Jahren 1884 —87. ©. 491. 
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hängt eng mit einander zufammen. Wollte der Staat einen erheblichen Einfluß auf die land- 
wirtichaftlichen Bereine gewinnen, jo mußten leßtere eine gemeinjame Spige haben umd die 
landwirtichaftlicyen Vereine konnten nur eine Berüdfichtigung ihrer Wünſche hoffen, wenn fie 
diefelben im Namen einer großen Zahl von Landwirten vorbringen konnten. Infolge diejer 
jahlihen Notwendigkeit ijt in allen deutſchen Staaten, mit Ausnahme einiger ganz Heiner, 
das landwirtichaftliche Vereinsweſen jet jo organifiert, daß die Lofalvereine eines Landes 
oder größeren Zandesteiles zufammen einen Brovinzial-Berein (auch Preis, Haupt, Eentral-, 
General-Berein genannt) bilden, welcher jelbit das VBerbindungsglied zwijchen der Staats- 
regierung und den Lokalvereinen abgibt. Der Staat unterjtügt die landwirtichaftlichen Ver: 
eine mit Geldmitteln, erfordert deren Gutachten und nimmt ihre Wünjche entgegen. Im übri: 
gen iſt die Thätigfeit der landwirtichaftlichen Vereine eine vollitändig freie; die erhaltenen 
Staatsmittel dürfen fie allerdings nur zu den vorgejchriebenen oder vereinbarten Zmeden 
verwenden. Auf alle Zweige der landwirtjchaftlihen Produktion ſowie auf die geiftige Heb- 
ung der Iandwirtichaftlichen Bevölterung haben die landwirtichaftlihen Vereine während der 
legten 50 Jahre einen ungemein großen und günftigen Einfluß ausgeübt. Derjelbe könnte 
und würde noch größer fein, wenn eine allgemeinere Beteiligung der Landwirte an den Ber: 
einen ftattfände. Um letztere herbeizuführen und um gleichzeitig den landwirtichaftlichen 
Vereinen größere Geldmittel zur Verfügung zu ftellen, ift für die preußiſche Monardie 
durch Geſetz vom 30. Juni 1894 die Errichtung von Landwirtſchaftskammern zu« 
gelafjen worden. Die Landwirtichaftäfammern, welche an Stelle der biöherigen landwirt— 
ſchaftlichen Eentralvereine treten ſollen, unterjcheiden fi von diejen dadurch, dal fie aus 
Wahlen aller Landwirte hervorgehen, deren Grumdbefig eine jelbjtändige Adernahrung re- 
präjentiert ; daß fie viel weiter gehende Befugnifje inbetreff Wahrnehmung und Vertretung 
der landwirtichaftlihen Intereſſen ihres Bezirkes haben; daß ihnen endlich das Recht zu- 
fteht, zur Erfüllung ihrer mannigfahen Aufgaben von den Wahlberechtigten eine Steuer zu 
erheben, deren Marimalgrenze vorgeichrieben iſt. Die Entjcheidung, ob in einer Provinz eine 
Landwirtichaftstammer oder auch mehrere errichtet werden jollen, ift dem Brovinzial:Land- 
tage überlafjen. Bis jegt haben fich die Vertretungen der Provinzen Dftpreußen, Weftpreußen, 
Pommern, Brandenburg, Poſen, Schlefien, Sachſen, Echleswig-Holftein und Heſſen-Naſſau 
für die Errichtung von Landwirtſchaftskammern ausgejprochen und find die Vorbereitungen 
zu deren Bildung bereits getroffen; die Provinzen Hannover, Wejtfalen und die Rheinpro— 
vinz haben ſich ablehnend verhalten. 

Neben den für die Zwecke der gejamten landwirtichaftlichen Produktion beftimmten Ber: 
einen giebt e8 auch noch viele Vereine, welche lediglid für einen fpeziellen Zweig 
de3 landwirtſchaftlichen Betriebes berechnet find, 3.8. Pferde-, Rindvieh-, Schaf-, Bienen: 
Zuchtvereine; Garten-, Flacjd:, Wein-, Hopfenbau-Bereine ꝛc. 

Aus dem Bedürfnis der deutichen Landwirte, einen gemeinjamen Bereinigungspunkt zu 
haben, ging die, bejonders von Schweizer, Pabſt und F. G. Schulze ins Leben gerufene 
RBanderverjammflung deutiher Land: und Horjtwirte hervor, welche zum erften 
Mal 1837 in Dresden und dann bis zum Jahre 1865 faſt alljährlich in irgend einer deut- 
ihen Stadt tagte; 1865 fand die 25. VBerfammlung wieder in Dresden ftatt. Die im Fahre 
1867 erfolgte Gründung des Kongrejies norddeutſcher Yandwirte, welder ſich 
1872 zum Kongreß deutſcher Landwirte erweiterte, bereitete der Berjammlung deut: 
ſcher Land- und Forjtwirte ein allmähliches Ende. Diejelbe tagte noch in den Jahren 1868, 
1869 und 1872, aber zulegt unter jehr jchwacher Beteiligung. 

Im Jahre 1872 trat der deutſche Landwirtihaftsrat ind Leben, welcher nicht 
wie der Kongreß deutſcher Landwirte eine freie Verfammlung von Landwirten, jondern eine 
geordnete zur Zeit aus 74 Mitgliedern bejtehende Vertretung aller landwirtichaftlichen Cen— 
tralvereine bildet und als jolche von der deutjchen Reichsregierung und den einzelnen Lan— 
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desregierungen anerkannt ift. Derjelbe verfammelt ſich jährlich einmalund wird in der Zeit 
zwijchen jeinen Sigungsperioden durch einen ftändigen Ausſchuß repräfentiert?%+). — Unfang 
1893 wurde derBund der Landwirte gegründet zudem Zwed, „alle landwirtichaftlichen 
Intereſſenten ohne Rüdficht auf politifche Barteiftellung und Größe des Befiges zur Wah- 
rung des der Landwirtichaft gebührenden Einfluffes in der Gejeßgebung zufammenzujchließen, 
um der Landwirtichaft eine ihrer Bedeutung entiprechende Vertretung in den parlamenta- 
rischen Körperichaften zu verschaffen.” Diefem Zwed entiprechend hat der Bund der Landwirte 
jein Augenmerk ganz bejonder3 darauf gerichtet, bei den Wahlen zu dem Reichsſtag umd zu 
den Landtagen der einzelnen deutjchen Staaten jeine Gefinnungsgenofien möglichit zahlreid 
durchzubringen. Infolge der Gründung des Bundes der Landwirte hat ſich der Kongreß deut- 
ſcher Yandwirte, welcher ähnliche Zwede aber mit geringeren Mitteln verfolgte, aufgelöft (1894). 


Ganz andere Zwede verfolgt die am 11. Dezember 1885 gegründete Deutihe Landwirt: 
ſchafts-Geſellſchaft, welche es fich zur — Aufgabe gemacht hat, die landwirtſchaft— 
lihe Technik (Aderbau und Viehzucht) zu pflegen und bei deren Vervollklommnung den Land— 
wirten behilflich zu fein; neuerdings hat fie dur Errichtung einer Buchführungsftelle auch die 
Pflege der wirtichaftlihen Seite des Landbaues in die Hand genommen. Ein weientliches Mittel 
zur Erreichung ihrer Ziele bilden die jährlich ftattfindenden Wanderverjammlungen, mit 
denen eine Ausftellung von landwirtichaftlihen Haustieren, Geräten, Produkten ꝛc. verbunden ift, 
Die in den Sahren 1886 bis 1895 ftattgehabten Wanderverjammlungen wurden in Dresden, 
Frankfurt, Breslau, Magdeburg, Straßburg, Bremen, Königsberg, Münden, Berlin und Köln 
abgehalten. Jedes Jahr wird ein Jahrbuch der Deutjchen Landwirtichaftsgejellichaft veröffentlicht 105), 
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$ 81. Die Aufgabe des Staates der landwirtichaftlichen Produktion gegenüber ift eine 
nannigfaltige ; zu ihr gehört e3 indeſſen nicht, daß er jelbjt als landwirtichaftlicher Unter: 
nehmer auftritt. Denn der Erfolg des landwirtjchaftlichen Betriebes hängt davon ab, daß 
der Leiter desjelben unabhängig von Vorſchriften anderer Perjonen jeden Augenblid die 
ihm zwedmäßig jcheinenden Maßregeln zu ergreifen in der Lage ift; die Staat3verwaltung 
fann ihren Beamten eine ſolche Selbjtändigfeit niemals gewähren. Ganz mit Recht pflegt 
daher der Staat die Domänengüter zu berpachten !%®), 

Dagegen kann und joll der Staat durch Maßregeln der Gejehgebung wie der Verwaltung 
auf die Iandwirtichaftliche Produktion fürdernd einwirken. Art und Maß diefer Einwirkung 
müſſen ſich jehr verjchieden gejtalten je nad) den zeitlichen und örtlichen Verhältnifjen. Ge- 
wiſſe Materien müſſen unter allen Umftänden durch die Gejehgebung geordnet werden, jo 
z. B. das Grundbuch> und Hypothefenwejen, dad Subhajtationsverfahren, dad Geſindeweſen, 
die Steuer- und Bolljachen 2c. Andere für die landwirtichaftliche Produktion wichtige Dinge 
follen der jtaatlichen Einwirkung nur dann und injomweit unterzogen werden, als ſich Uebel— 
ftände bemerkbar machen, welche durch die Einzelnen oder durch die gemeinjame Thätigfeit 
der einzelnen Landwirte nicht bejeitigt werben fünnen, deren Bejeitigung aber dringend nö: 
tig oder doch wünſchenswert und gleichzeitig durch die Staatdgewalt möglich ift. Hierin 
gehören z.B. Mißſtände, die in der Verteilung des Grund und Bodens vder in der Urt von 
defien Benugung, in der wirtichaftlichen oder jocialen Lage einzelner Klafjen der ländlichen Be: 
völferung, in dem Verkehr oder in dem Machtverhältnis zwijchen den Vertretern des Grund: 
befiges und denen der Jnduftrie und des Handels fich herausgejtellt haben. Bezüglich vieler 
Materien wird die Einwirfung des Staates nicht darin zu bejtehen haben, daß er das 
ganze fragliche Gebiet durch allgemein bindende Vorjchriften regelt, jondern daß er ſich 
darauf beichräntt, gewiſſe Normativbejtimmungen zu erlafjen, welche für jede Privatthätig- 


104) Sein litterariches Organ ift das bereitd den Staatöforften, von denen in Abh. XV, 
citierte „Archiv des deutſchen Landwirtſchaftsrats“. Band IT diefes Handbuches die Rede ift, die— 
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feit auf diefem Gebiete als Richtſchnur und als Schranke zugleich dienen ſollen; hierzu ge- 
hören vor allem das Kredit, Genofjenjchafts: und Verſicherungsweſen; ferner, wenigſtens 
zum Zeil, die Arbeiterverhältnifje und das Unterrichtöwejen. Ald dem Inhaber der Polizei: 
gewalt erwächſt dem Staat dad Hecht und die Verpflichtung, allgemeine Vorſchriften über 
Inftandhaltung und Benugung der Wege, über die Verhütung und Belämpfung von Vieh: 
jeuchen, über den Handel mit menjchlien Nahrungsmitteln jowie mit äuflichen Futter: und 
Dungmitteln zu erlaffen. Endlich joll der Staat nüßliche, auf die Förderung der landwirt- 
ihaftlichen Produktion gerichtete Beftrebungen, deren Berfolgung an und für fi) Sache der Land— 
wirte oder der landwirtſchaftlichen Vereine ift, dadurch unterjtügen, daß er ihnen den etwa nötigen 
gejeglichen oder polizeilichen Schuß zu Teil werden läßt, daß er ihnen Geldbeihilfen in einer dem 
Zwed entiprechenden Form gewährt (einmalige oder laufende Zuſchüſſe, Prämien, jonftige An- 
erfennungen 2c.). Zu ſolchen Unternehmungen gehören 3. B. größere Meliorationen wie Be: 
und Entwäfjerungsanlagen, Einführung befferer Biehrafjen, landwirtſchaftliche Ausstellungen zc. 

Für die Einwirkung des Staates auf die landwirtjchaftliche Produktion müſſen folgende 
Grundjäge maßgebend fein. Er ſtens hat der Staat jein Augenmerk darauf zu richten, 
daß das Wohlergehen aller Klaſſen der Ländlichen Bevölferung (Großgrundbeliger, Bauern, 
Kleinftellenbefiger, befiglofe Arbeiter) gleihmäßig gefördert, Feine Klaſſe durch jein Ein: 
greifen ungewöhnlich begünftigt oder benachteiligt wird. Selbſtverſtändlich muß er hierbei 
darauf Rüdficht nehmen, daß neben der Landwirtichaft auch noch andere Erwerbszweige 
vorhanden jind, deren Gedeihen er ebenfalls jeine Sorge und Aufmerkſamkeit zuzumenden hat, 
und deshalb bei jeinen agrarpolitiichen Mafregeln nicht außer Acht Iafjen darf. Für's 
Zweite ijt ed, namentlich in ſtark bevölferten Ländern, eine wichtige Aufgabe des Staates, 
dahin zu wirken, daß der vorhandene fulturfähige Boden fortdauernd an Ertragsfähigkeit 
jteigt und die gejamten Roherträge in dem gleichen Maße wie die Bevölterung zunehmen. 
Zum Dritten muß jede Einwirkung des Staates derartig fein, daß fie die eigene Thä- 
tigkeit der Landwirte nicht lähmt, jondern im Gegenteil anjpornt. Unternehmungen, denen 
die geiftigen und materiellen Kräfte der Landwirte gewachien find, ſoll er nicht in die Hand 
nehmen, jondern nur, wenn erforderlich, durch Beihilfe und Schugmaßregeln unterjtügen. 
Namentlich gilt dies auch von zeitweiligen Salamitäten, denen gerade die Landwirtichaft, 
jei e8 allgemein ſei es im einzelnen Teilen des Staatögebietes ausgeſetzt ist. In jolchen Fällen 
it zumeilen ein jehr energiſches Eingreifen der Staatögewalt erforderlich; dasjelbe muß aber 
jtet3 dahin gerichtet jein, die Landwirte einerjeit3 vor Mutlofigkeit zu bewahren, andererjeitg 
fie anzujpornen, die eigenen Kräfte und Mittel zur Abwehr oder Linderung der Not um jo 
kräftiger in Bewegung zu jegen. Endlich viertens joll der Staat bejtrebt fein, die Durch 
führung jolcher Unternehmungen, welche die Kraft des Einzelnen überjchreiten und die bei 
unentwidelten Berhältnifjen jeiner Sorge anheimfallen würden, den fommunalen Körper: 
haften oder eigens hiezu gebildeten örtlichen Vereinigungen (Genoſſenſchaften) anzuvertrauen 
und zu überlafjen. Dabei ift es ja nötig, daß er die Gemeinden und Genofjen: 
Ihajten mit den erforderlichen rechtlichen Befugniffen ausftattet, daß er ihmen vielleicht 
auch materielle Beihilfe gewährt, daß er endlich ein gewiſſes Auffichtsrecht ausübt. Zu jol- 
hen Unternehmungen fünnen z. B. gehören: umfafjende Meliorationen, Maßregeln zur He: 
bung der Kreditverhältnifje, zur Verficherung des Viehs, zur Abwehr von Seuchen, zur 
Beijerung der Wege, zur erfolgreichen Handhabung der Feldpolizei. Die Uebertragung der 
Ausführung und Beauffichtigung diefer und anderer für dad Gedeihen der Landwirtichaft 
wichtigen Einrichtungen auf die Ortsgemeinde oder auf örtliche Genofjenichaften hat große 
Borzüge. Sie werden dadurch im die Hände derjenigen Berjonen gelegt, welche die vorhan- 
denen Bedürfnijje am bejten kennen und welche gleichzeitig die nötigen Verwaltungsgejchäfte 
mit den geringjten Kojten bejorgen fönnen. Außerdem wird dadurd jowohl das Selbſt— 
wie dad Gemeinde-Bewußtjein der Landbewohner geftärkt. Gewijjenhaftigfeit und das Ge- 
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fühl der Selbftverantwortlichkeit wachen, die Erfahrung und das Geſchick in der Bejorgung 
allgemeiner Angelegenheiten nehmen zu. Die Folgen find für die Hebung der wirtichaftlichen 
und fittlichen Kräfte der Gemeinde: oder Genofjenjchaftsglieder von unſchätzbarem Wert und 
werden ſich aud in der Privatwirtichaft der Einzelnen in vorteilhafter Weije geltend machen. 

$ 82. Eine ausführliche Beiprehung der mannigfachen Richtungen und Formen, in 
denen der Staat auf die Yandwirtichaft, direkt oder indirekt, einzumirten berufen ift, würde 
den diejer Abhandlung gejtedten Rahmen weit überjchreiten. Einzelne und zwar bejonders 
wichtige ftaatlihe Maßregeln werden in den beiden folgenden Ubhandlungen (XV u. XVI) 
zur Erörterung gelangen; auf andere ift bereit3 in dem Borhergehenden (S. 100—126) von 
mir bingewiejen worden. Hier joll daher nur eine furze Ueberſicht über die Gebiete, auf 
welche die ftaatliche Einwirkung fich erjtreden fann oder fol, unter Hinzufügung weniger 
Bemerkungen gegeben werden. Es find dies vorzugsmweije folgende: 1) die Art der Vertei— 
lung und Benugung des Grundbefiges; 2) das Zoll- und Steuerweien; 3) die Arbeiter: 
verhältnifje; 4) die Kreditverhältniſſe; 5) dad Verficherungsweien; 6) das Genofjenichafts- 
wejen; 7) der landwirtichaftliche Unterricht; 8) die landiw. Vereine; 9) die landw. Polizei; 
10) Unterftügung der landw. Produktion durch moralijche oder materielle Beihilfe zu Me- 
fiorationen, zu Unternehmungen behufs Hebung von Aderbau und Viehzucht; 11) Nußbar- 
machung des Domänenbefiges zur Förderung der Landwirtichaft. 

Zu 1. Die Stellung des Staates zur Verteilung und Benußung des Grund 
und Bodens wird in Abb. XV ausführlich beiprochen werden. 

Zu 2. Ebenſo werden in Abh. XVI die Agrarzölle zur Erörterung gelangen. — 
Was da8 Steuerwejen betrifft, jo empfiehlt es fi, daß der Staat die Realfteuern, 
aljo namentlih die Grundfteuer, den Kommunalverbänden zur Verwendung für deren 
Zwecke überläßt. In den ländlichen Bezirken fommt ihr Ertrag dann vorzugäweije der 
Landwirtichaft zu gute; er kann zu allen den gemeinnüßigen Unternehmungen verwendet 
werden, für welche die Objorge den Gemeinden vom Staate überlafjen oder ausdrücklich 
übertragen ift. Hierzu können gehören: Wegebauten, Anlage von Kleinbahnen, Elementar: 
und niedere landwirtichaftliche Fachſchulen, Sorge für erwerbsunfähige Perjonen, Melio- 
rationen 2c. Bon bejonderer Bedeutung für die Landwirte, namentlich für die Großgrund- 
befiger, find die auf den beiden technischen Nebengewerben, der Spiritusbrennerei 
und der Rübenzuderfabritation, liegenden Steuern. Wie diefe einzurichten find, 
um das Intereſſe der Landwirtihaft und des Staates gleihmäßig zu wahren, ijt in Abb. 
VII und VIII des III. Bandes diejes Handbuches ausführlich dargelegt. 

Zu 3. Die ländliden Arbeiterverhältnifje find in der vorliegenden Ab- 
handlung bereits beiprochen worden ($ 23—37). Aus dem dort Gejagten geht hervor, daß 
e3 für die Gegenwart eine der wichtigsten Aufgaben ift, der ſtarken Fortwanderung der länd- 
lichen Arbeiter nach den Städten und den Induſtriebezirken ſowohl wie nad) dem Auslande 
einen Dammı entgegenzujegen. Die Löfung diefer Aufgabe fällt zum großen Zeil den Ar- 
beitgebern jelbft zu. Der Fortzug von ländlichen Arbeitern iſt aber im oftelbijchen Deutſch— 
fand jchon feit einer langen Reihe von Jahren jo groß, daß aucd die allgemeinen Staats: 
intereſſen dadurch empfindlich berührt werden. Dort nimmt die Arbeiterbevölferung in vielen 
Bezirken nicht nur nicht, wie eine intenfivere Gejtaltung des Betriebes es erfordert, zu, 
jondern fie nimmt abſolut ab; außerdem werden die deutichen Arbeiter durch mafjenhafte 
Heranziehung von polnischen Arbeitern geradezu verdrängt und die Gefahr der allmählichen 
Polonifierung ganzer Landſtriche ift jehr nahe gerüdt. Hierin Liegt eine große allgemeine 
Gefahr, deren Abwendung die Macht der Einzelnen überjchreitet. Hier muß der Staat in 
feinem eigenften Intereſſe helfend einfchreiten. Vor allem muß er dafür jorgen, daß den 
jegt Iandlofen Arbeitern die Möglichkeit eröffnet wird, mit der Zeit und durch Hilfe 
ihrer Erjparniffe ih Grundbeſitz und damit eine feſte, fichere Heimat zu erwerben; 
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er muß ferner den Zuzug von polnischen Arbeitern möglichit eindämmen und es ver- 
hindern, daß diejelben fich in deutjchen Gebieten dauernd wiederlafjen 107), 

Zu 4. Ueber die landwirtſchaftlichen Kreditverhältniife ift auch be: 
reitö früher (SS 68-72) eingehend gehandelt worden. Höchitens in Heinen Ländern kann 
es die Aufgabe des Staates jein, direft Kreditanftalten zu errichten und zu verwalten, wie 
ed auch im einzelnen deutſchen Kleinftaaten durch Landeskreditkaſſen oder ähnliche 
Inſtitute gejchieht. Aber ſelbſt bei diefen empfiehlt es ſich, fie in finanzieller Beziehung vom 
Staate unabhängig zu machen und ihnen möglichjt den Charakter von auf Gegenfeitigfeit 
gegründeten Unternehmungen zu verleihen; hierdurch ift nicht ausgeichlofjen, daß der Staat 
jur erjten Gründung ein Dotationsfapital hergiebt und daß er bei der Leitung und Ber- 
waltung ſich eine enticheidende Stimme vorbehält. Im übrigen wird der Staat fich darauf 
beihränfen dürfen und müſſen, die Errichtung von landwirtichaftlichen Kreditanftalten, die 
auf Gegenjeitigkeit beruhen, anzuregen, durd eine entiprechende Gejehgebung zu ermöglichen 
und zu erleichtern, ſich über diejelben auch ein gewifjes Oberauffichtsrecht vorzubehalten. 
Die preußiſchen Landſchaften ($ 71) bieten hierfür ein bis jept noch unüber- 
troffenes Muſter, wenigjtend was den Realfredit betrifft. Auch die Befriedigung des 
Berfonalfredits gefchieht am bejten, wie jchon früher dargelegt ($ 69 u. 73), durch ge- 
nojfensfhaftlihe, auf Solidarhaft beruhende Berbände, für welche der Staat 
die nötigen gefeglichen Unterlagen zu gewähren hat, wie dies im Deutfchen Neich durch 
das Geſetz vom 1. Mai 1889 gejchehen ift!®). Die Befriedigung des landwirtichaft- 
lihen Real: wie Perſonalkredits auf genofjenjchaftlichem Wege ift nicht nur das wirkſamſte, 
jondern geradezu das umerläßliche Mittel, um den Zandwirten den für ihre eigentümlichen 
Verhältniſſe nötigen Kredit in zwedentiprechender und ausreichender Weile zuzuführen, ſo— 
wie andererjeitö jie vor Lleberipannung ihres Kredits und vor unlauterer Ausbeutung zu be 
wahren. Das Biel muß fein, daß in der bei weiten größeren Mehrzahl der Fälle die Land— 
wirte ihren Bedarf an Darlehen ausſchließlich genofjenichaftlihen Anftalten entnehmen. 
Hierbei foll der Staat nicht nur durch die eben erwähnte Unterftügung diefer Anftalten bei- 
tragen, jondern auch dadurch, daß er über die jpefulativen Kreditinſtitute ſowie über die ein- 
zelnen privaten Geldverleiher ein ftrenges Auffichtsrecht ausübt. Je mehr die genofjenichaft- 
lichen Kreditinftitute Boden gewinnen und fich ausbreiten, dejto ftärker darf und ſoll der Staat 
die jpefulativen Kreditinftitute durch Normativbeftimmungen über die Höhe der hypothekari— 
hen Beleihung, des Zinsfußes 2c. einschränken. Der wucheriichen Ausbeutung durch Gewäh— 
rung eines übermäßig teuren PBerjonalfredit3 wird, wie hundertfältige Erfahrungen beweijen, 
duch Gründung von örtlichen Kreditgenofjenichaften (Darlehenskafjen) am wirkſamſten ent- 
gegengearbeitet; viel wirkſamer, als durch die ftrengiten Wuchergejege. Troßdem hat 
der Staat dad Recht und die Pflicht, der mwucheriichen Ausbeutung, bejonderd der ge- 
werb3- oder gewohnheitsmäßigen, mit dem Strafgejeß entgegenzutreten, wie dies durch die 
Deutihen Reichsgeſetze vom 24. Mai 1880 und 19. Yuni 1893 gejchehen ift '"). 

Zu 5. Nachdem durh Altiengejellihaften wie durh genojjenidhaft- 
ide Berbände, die beide in mwechieljeitiger und nüglicher Konkurrenz zu einander 
ftehen, die für die Landwirtichaft befonders wichtigen Zweige der Berjiherung in die 
Hand genommen find (88 74—77), bfeibt für den Staat auf diefem Gebiet wejentlich die 


107) ®gl. v. d. Goltz, Die ländliche Arbeiter- ' die mit Staat3mitteln dotierte und unter Staatd- 
Haffe 2. S. 156— 197, und Derj., Die agrariichen verwaltung ftehende Preußiſche Central— 
Aufgaben der Gegenwart. S. 167—171. Ferner: Genoſſenſchaft ind Leben gerufen wurde, 
Die vortreffliche Erörterung der ländblihen Ar- Deren Aufgabe ift es, die Genoflenjchaftsverbände 
beiterfrage bei Buhenberger, .0.D.1.894 ff. | mit möglichft billigem Kredit zu unterftügen und 

108 Eine beiondere Förderung hatinBreußen gleichzeitig eine Geldansgleichftelle für den ganzen 
das genofienichaftliche Kreditweien erfahren durch , Senofjenichaftstredit in der Monarchie abzugeben. 
dad Geſetz vom 31. Juli 1895, durch welches 109) Art. Wucher von Leris im H.W. VL 
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Aufgabe, die Thätigkeit diefer Gejellichaften zu fontrollieren und für dieſelbe gewiſſe Nor: 
mativbeftimmungen zu erlafjen. Beides geichieht auch, wenn gleich nicht durchweg in aus: 
reihendem Mafe. Obwohl der Staat nicht im Stande ift, alle unzuläffigen Uebervortei- 
[ungen der Verficherten, wie fie immer noch zuweilen ſowohl von Aktien wie von Gegen: 
jeitigteit3-&efellichaften geübt werden, zu verhüten, jo ift er doch in der Lage, durch geſetz— 
geberiiche oder Verwaltungsmaßregeln diejelben auf einen geringeren Umfang einzujchränfen. 
Die landwirtichaftlihen Verficherungen aller Art haben in den legten Jahrzehnten jehr an 
Ausdehnung gewonnen und dies ift ein günftiges Beichen für den Fortichritt ſowohl der 
Einficht wie der Wohlhabenheit der Landwirte. Infolge diefer Ausdehnung find viele früher 
unbefannte Erfahrungen gemacht und ift ein umfajiendes, früher entbehrtes ftatiftiiches Ma— 
terial gejammelt worden, Beide Errungenichaften zufammen haben bewirkt, da man jetzt 
eine viel größere Klarheit darüber befigt, wie die Verfiherungsbedingungen im Einzelnen zu 
gejtalten find, um den berechtigten Wünjchen und Bedürfnifjen der Landwirte entgegenzufommen, 
ohne dadurd; den Bejtand der Verficherungsgejellichaften zu gefährden. Es wäre deshalb 
jest die Möglichkeit gegeben und würde in hohem nterefje der Landwirtichaft liegen, daß 
ein für das ganze Deutiche Reich giltiged VBerficherungsgejeg, aljo ein Neihsverji- 
cherungsgeſetz, erlafjen würde, wie es auch von dem Deutichen Landwirtichaftsrat ge: 
fordert ift 1%). Die Aufgabe desjelben würde darin liegen, die Bedingungen zu beftimmen, 
unter denen Berficherungsgejellichaften überhaupt nur zugelaffen werden; ferner bezüglich 
der einzelnen Arten der VBerficherung allgemeine Grundſätze aufzujtellen, welche für die Sta- 
tuten und die Geichäftsführung der Verficherungsgejellichaften maßgebend jein müſſen; endlich 
den Umfang und die Art der über die Gejellichaften zu übenden Staatsaufficht zu normieren. 

Direkt die Verficherung in die Hand zu nehmen oder einen Zwang zur Verſiche— 
rung auszuüben, wird gegenwärtig nur in einzelnen Fällen die Aufgabe des Staates fein 
können. Zuläffig erjcheint ein Zwang zur Verfiherung von Gebäuden gegen Feuerjchaden, 
weil diefe von jedem gewifjenhaften Hausbefiger gefordert werden kann und weil hier all» 
gemeine Intereſſen auf dem Spiele ftehen. In manchen deutichen Staaten oder einzelnen 
Provinzen befteht ein jolcher Verſicherungszwang umd zwar in Verbindung mit jtaatlichen 
oder provinziellen Berficherungsanftalten. Hiergegen ift aud) nichts einzuwenden; es müſſen 
dieje Anftalten aber den in der VBerficherungstechnif gemachten Fortichritten folgen und dürfen 
ihren Mitgliedern nicht ungünftigere Bedingungen ftellen, als es die auf Freiwilligkeit ge- 
gründeten joliden Gejellichaften thun. 

Bur Hagelverficherung darf fein ftaatliher Zwang ausgeübt werben; diejelbe ift aud 
ganz der privaten Thätigkeit zu überlafjen, fofern nicht ein einzelnes Land jo vom Hagel 
heimgejucht wird, daß Privatgejellichaften dort keine Verficherung oder doch nur unter un— 
gewöhnlich ungünftigen Bedingungen für den Verficherten annehmen. Hier kann der Staat 
in ähnlicher Weiſe helfend eingreifen, wie e8 vor 10 Jahren Bayern mit großem Erfolge 
und neuerdings Baden und Württemberg gethan haben (S. 115—118). 

Für die verheerendften Seuchen iſt durch die deutichen Neichögejehe vom 23. Juni 1880 
und vom 1. Mai 1894 eine ftaatlihe Zmwangsverficherung eingeführt. Auf die Verfiherung 
gegen die aus jonftigen Viehkrankheiten erwachſenden Beichädigungen hat der Staat nur in- 
ſoweit einzuwirken, als er die Bildung von örtlichen, für den bäuerlichen und den Klein— 
beſitz beſtimmten genofienjchaftlichen Berbänden nach Möglichkeit unterjtügt, wie dies nament- 
lid) in Baden in ebenjo umfaſſender als erfolgreicher Weiſe geichehen ift ($ 77). 

Bu 6. Der Staat joll zwar keine landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften jelbit grün: 
ben; aber, da diejelben von jo mweittragender Bedeutung für den bäuerlichen und Kleinbefig 
find, ſoll er ihre Bildung möglichſt begünftigen und unterjtügen. Es ift dies auch im Deut: 





110) Archiv bes deutichen Landwirtſchaftsraths XVI. 3. 1892, ©. 763. 
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hen Reich in ausgiebiger Weije geichehen vermittelft ſowohl der Geſetzgebung mie der Ver— 
waltung, jo daß das Deutiche Reich in diefer Beziehung allen anderen Kulturſtaaten weit 
voranſteht ($ 73). Es kommt jet nur darauf an, auf dem bejchrittenen Wege fortzugehen 
und nah) Maßgabe der neu gemachten Erfahrungen und der neu hervortretenden Bedürf- 
niffe die Gejehgebung zwedentiprechend weiter auszubilden. 

Zu 7. Auf dem Gebiete des landwirtſchaftlichen Unterrichts hat der Staat 
die Verpflichtung, höhere Lehranftalten (landwirtichaftliche Akademien, Hochichulen, 
Univerfitäts-Anftitute) in einer dem Bedürfnis entiprechenden Zahl zu gründen, auszuftatten 
und zu unterhalten. Im Deutſchen Reich geichieht dies auch jchon feit vielen Jahrzehnten 
in befriedigender Weiſe ($ 78). Für die mittleren und niederen landwirtichaftlichen 
Lehranftalten (Zandwirtichafts:, Uderbau-, landwirtichaftlihe Winter- und Fortbildungs- 
Schulen) ift es, wie die Erfahrung gelehrt hat, in der Hegel zwedmäßiger, fie der direkten 
Auffiht von Kommunalverbänden (Provinz, Kreis, Ortögemeinde) oder von Kura— 
torien, die aus der Wahl der Kommunalverbände hervorgehen, zu unterftellen, wobei ja 
die Zuziehung eines Staats-Kommiſſars zu dem Kuratorium ausbedungen werden fan. Die 
Kommmmalverbände find am beften im Stande, die örtlichen Bebürfniffe zu prüfen, auch 
ihnen gemäß die Einrichtungen der Schulen im einzelnen auszugeftalten, Dabei wächſt das 
Interefje der Landwirte an joldhen Schulen und das Verftändnis für ihre Bedeutung, wenn 
fie jelbft an deren Gründung, Unterhaltung und Leitung beteiligt find. Es ift ganz in der 
Ordnung, daß die Koften für derartige Schulen zum Zeil von den Bewohnern derjenigen 
Bezirke getragen werden, welchen fie zu Gute kommen jollen. Dem Staate bleibt troßdem 
auf dem Gebiete der mittleren und niederen landwirtichaftlichen Unterrichtsanftalten immer noch 
ein wichtiges Feld der Thätigkeit. Einmal fann und joll er die Grundjäge für deren Ein- 
richtung oder Leitung aufftellen oder doch durch jeine Organe dafür forgen, daf hierbei zweck— 
entjprechende Grundjäge zur Anwendung gelangen. Für's andere joll er bei der Errichtung 
und Unterhaltung folder Schulen den Kommunalverbänden mit feinen finanziellen Mitteln 
zu Hilfe kommen. Beides bedingt fich gegenjeitig. Der Staat giebt Mittel nur ber, falls und jo 
fange die Unterrichtsanftalten nach den von ihm als richtig anerkannten Grundſätzen geleitet 
werden und knüpft bei der geplanten Neueinrichtung derjelben die Bewilligung von Mitteln 
an die Bedingung, daß ihm das Bedürfnis und die zwedmäßige Drganifation nachgewieſen wird. 
Hierdurch wird gleichzeitig dem Staate dad notwendige dauernde Aufſichtsrecht gewahrt. 
— Auch landwirtſchaftlichen Centralvereinen oder Landwirtihaftstam- 
mern kann die direkte Aufjicht über die niederen landwirtichaftlichen Schulen übertragen 
oder ihnen doch neben den Sfommmmalverbänden eine Mitwirkung dabei gefichert werden. 

Zu 8. Die geichichtliche Entwidelung und die eripriehliche Wirkfamteit der [andwirt- 
ihaftlihen Vereine find bereits gejchifvdert worden ($ 80). Bezüglich ihrer erwächſt 
dem Staat eine doppelte Aufgabe. Zunächſt muß er die Vereine dadurch unterjtühen, daß 
er ihren Bejtrebungen jein Intereſſe zuwendet, deren Durchführung durch jeine Organe fördert 
umd ihnen hierzu auch Geldmittel zur Berfügung ftellt. In der Regel joll er die Bermwen- 
dung der letzteren den landwirtichaftlichen Vereinen überlaffen, wobei e3 ihm freiftehen muß, 
für die Art der Verwendung beſtimmte Normen aufzuftellen. Dadurch wird das Anjehen 
und der Einfluß der landwirtichaftlichen Vereine gehoben ; es wird ferner eine gewiſſe Ge- 
währ geleiftet für die zwedmäßige Berteilung und Verwendung der Staatömittel; ed wird 
endlich das jo notwendige Zuſammenwirken zwijchen der Staatögewalt und den Bertretern 
der Landwirtichaft herbeigeführt. Für's andere joll der Staat die landwirtichaftlichen Ber: 
eine ald diejenigen Organe benugen, welche ihn über die Bedürfnifje und Wünjche der Land— 
wirtihaft unterrichten, von denen er ſich Ratſchläge und Gutachten für fein Vorgehen auf 
dem Gebiet der landwirtichaftlichen Gejeggebung und Verwaltung einholt. Es muß ſich ein 
gegenjeitiges Vertrauensverhältnis zwiſchen den Staatsbehörden und den Vorftänden der Ver: 
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eine herausbilden; je fefter dies wird, defto erfolgreicher fünnen beide ihre verjchiedenen Auf: 
gaben zur Förderung der Landwirtichaft löſen. 

Die Wichtigkeit der Befugniffe, welche der Staat den landwirtichaftlichen Vereinen ein: 
räumt, bedingt e3, daß er ſich über diejelben ein gewiſſes Auffichtörecht vorbehält, daß er 
vielleicht auch bei der Zuſammenſetzung ihrer Vorſtände eine Mitwirkung ausübt. Bejonders 
gilt leßteres für die oberjten Organe der landwirtichaftlichen Vereine eines Landes oder bei 
größeren Staaten einer Provinz, aljo für die Vorſtände der Gentralvereine oder Central: 
ftellen. In diefer Beziehung walten in den einzelnen deutjchen Staaten die verjchiedenften 
Berhältniffe ob; in allen Staaten hat fich aber die Staatsregierung irgend welchen, direkten 
oder indirekten, Einfluß auf die Konftitwierung der Gentralvereinsvorftände vorbehalten. 

Einen ganz neuen Weg hat kürzlich die preußiiche Regierung durch die allerdings fakul: 
tative Errichtung von Landwirtihaftstammern (j.$80, S.125) eingejhlagen. Da: 
nach gehen die Landwirtichaftsfammern als die Vertretungskörper für die Landwirtichaft 
einer Provinz aus der Wahl aller jelbjtändigen Landwirte des betreffenden Bezirkes hervor, 
nicht, wie e& bei den landwirtichaftlihen Gentralvereinen der Fall ift, aus der Wahl der 
einzelnen Zweigvereine. Wie fich diefer Weg bewähren wird, läßt fich noch nicht beurteilen, 
da die Landwirtichaftäfammern erft im Jahre 1896 ihre Wirkſamkeit beginnen. Es wird 
aber vorausfichtlich da8 Vorgehen der preußijchen Regierung nicht ohne Einfluß auf die außer: 
preußiichen landwirtichaftlichen Gentralvereine und Gentralftellen bleiben. 

Zu 9. Die Landwirtjhaftspolizei ift „der Inbegriff aller behördlichen Anord- 
nungen und Vorjchriften, welche einmal die Fernhaltung von Störungen und Benadhteiligungen 
des landwirtichaftlicyen Betriebes durch jchädliche und rechtswidrige Handlungen bezw. Unter: 
lafjungen und jodann die Belämpfung von Schädlingen der landwirtichaftlichen Haustiere 
und der Pflanzenwelt zum Gegenftande haben“ 1), Zur landwirtichaftlichen Rolizei gehören 
vorzugsmweife die Feldpolizei und die Bolizei bezüglich der landwirtidaft- 
lihen Tierhaltung; ferner find dazu noch diejenigen polizeilichen Anordnungen zu rechnen, 
welche ſich zwar auf die Angehörigen aller Berufsarten erjtreden, welche aber doch auf die 
landwirtichaftliche Produktion eine eigentümliche Rüdwirkung ausüben und diefer Wirkung 
gemäß in bejonderer Weife für die Handhabung auf dem Lande ausgejtaltet werden müjjen. 
Bu der legteren Gruppe gehören namentlich die polizeilichen Anordnungen betreffend den 
Verkehr mit Nahrungs» und Genußmitteln. 

So lange der Flurzwang umd die gemeinichaftlichen Weiderechte auf Nedern und ftändigen 
Futterflächen noch in Geltung waren, hatte die Feldpolizei ein großes Gebiet für ihre 
Thätigkeit. Nachdem aber durch die Gejeggebung des laufenden Jahrhunderts dieje Be- 
ſchränkungen in der Benugung des Grund und Bodens faſt ganz fortgefallen find umd der 
einzelne Befiger frei über jein Areal verfügen kann, ijt der Umfang der feldpolizeilichen Wirk: 
ſamkeit ſtark eingeengt worden. Diejelbe erjtredt fich jegt namentlich auf Vorjchriften: über 
und gegen die widerrechtliche Aneignung und Beichädigung von auf Kulturflächen gewachſenen 
Pflanzen und Früchten (Felddiebjtahl, widerrechtliches Beweiden, unbefugtes Betreten, Ueber: 
reiten, Befahren von Grumdjtüden); über und gegen die Berjtörung von Grenzteinen, Be- 
und Entwäjjerungs-Einrichtungen, Mauern; über die Inftandhaltung von Wegen, Meliora- 
tionsanlagen, Heden; über die Befugnis und die Art des Einjammelns oder der Nugung 
von Beeren, Pilzen, von Streuflähen, Gemeindeangern; über und gegen Beichädigungen, 
die durch Umberlaufen oder Umbherfliegen von Hunden, Geflügel, Bienen angerichtet werden. 
Ein weiteres, ganz anders geartetes Gebiet der Feldpolizei wird durch die polizeilichen An- 
ordnungen gebildet, welche zur Vertilgung jchädlicher Tiere (Mäufe, Hamjter, Maikäfer, Rau: 


111) Dieje Definition ift wörtlih von DB u«- | Dajelbit (S. 368) finden fich auch Litteraturan- 
henberger übernommen; ſ. a. a. O. II, ©. 366. | gaben. 
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pen 2c.) oder Pflanzen (Kleeſeide, Difteln 2c.) oder zur Verhütung des Aufkommens und 
der weiteren Verbreitung diefer Schädlinge getroffen werden. 


Einzelne Staaten haben die für die FFeldpolizei maßgebenden Borfchriften in einem Geſetz zu: 
jammengefaßt; jo zuerſt Frankreich ſchon durch den Code rural vom 25. September — 6. Of: 
tober 1791, der mit den am 6. April 1889 getroffenen Abänderungen noch heute Giltigkeit hat. 
Für Preußen wurbe, foweit das Allgemeine Landrecht galt, am 1. November 1847 eine Feld: 
polizeiordbnung erlaffen; für die ganze Monardie erging dann fpäter das Feld: und Forſtpolizei— 
geieg vom 1. April 1880. In den übrigen deutſchen wie außerdeutihen Staaten 
gibt es bis jegt Fein einheitliches Feldvolizeigefeg; nur Eljfaß- Lothringen hat ein dem 
preußiichen Mufter nachgebildetes FFeldpolizeiitrafgefeg vom 25. April 1888 112), 


Die Polizei bezüglich der Tierhaltung erjtredt ſich vorzugsweiſe auf den Erlaß von 
Körordnungen, wobei namentlich Rindvieh, in zweiter Linie auch Pferde in Betracht 
kommen und dann auf die Abwehr und Unterdrüdung von Seuchen unter dem Vieh. Die 
meiften deutichen Staaten haben jegt Körordnungen wenigjtens für das Rindvieh, durch welche 
die Haltung und Benugung von männlichen Zuchttieren (Bullen, Hengjte) unter Aufficht ge: 
ftellt ift; Pie Aufficht wird in der Regel dur Kommijfionen geübt, die von landwirtjchaft- 
lichen Vereinen gewählt find und hat ſich der Staat dabei eine gewijfe Mitwirkung vorbe- 
halten. In Preußen gelten in den verschiedenen Landesteilen auch verjchiedene Körordnnungen !'3), 

Die Notwendigkeit ſtaatlicher Zwangsmaßregeln zur Abwehr von Viehſeuchen iſt allge- 
mein anerkannt; fie ift jeßt viel größer, als früher, nachdem durch die jtattgehabte Verbeſſerung 
des Verkehrsweſens die Ortsveränderung von Tieren eine weit häufigere und daher die Ge— 
fahr der Einjchleppung und Verbreitung von Seuchen eine entiprechend größere geworden ift. 


In Deutichland hat man nadı dem VBorgange Preußens, wie bereits erwähnt ($ 77), durch die 
deutſchen Neichögeieße vom 23. Juni 1880 und 1. Mai 1894 umfaſſende gejegliche Beitimmmumgen 
getroffen, welche die Anzeigepflicht bei ausgebrochenen Strankheiten anordnen, Beſchränkungen be— 
züglich des Gebrauches und der Ortsveränderung von Tieren in Seuchenfällen auferlegen, die 
Entichädigungsleiftung für die auf polizeiliche Anordnung getöteten Tiere regulieren und endlich 
feftiegen, wie mit den an Seuchen verendeten Tieren weiter zu verfahren iſt. Geſetze ähnlichen 
Snhaltes find in Deiterreic am 19. Juli 1879 und 29, Februar 1880, in der Schweiz 
am 8. Febr. 1879, am 9. Juli 1873 und 1. Juli 1886, in Frankreich am 21. Juli 1881, 
in Großbritannien am 16, Auguft 1878, in Belgien am 30, Dezbr. 1882 und in 
JItalien am 22. Dezbr. 1888 erlaffen worden 114), 


Zur landwirtichaftlichen Polizei gehören endlich auch diejenigen Gebiete polizeilicher Thätig- 
feit, welche gleichzeitig auf die Städte fi ausdehnen, wie z.B. die Bau-, Feuer-, Straßen:, 
Siherheit3-, Gejundheit3: Polizei, ferner die polizeilichen Vorjchriften über den 
Verkehr mitNahrungd- und Genußmitteln. (S. dar. Hdb. Band III. B.L.) Hierfür 
können zwar auf dem Lande feine anderen Grundſätze maßgebend jein, wie in der Stadt; aber im 
Anterefje der Landbewohner und der Yandwirtichaft ift es nötig, dag man in der Ausgeftaltung 
und in der Anwendung diefer Grundiäge hier anders wie dort verfährt. Die Verhältniffe auf 
dem Lande find einfacher und leichter überjehbar, tvie die in den Städten, bejonders in den Groß— 
ftädten. Demgemäß können viele polizeilichen Borjchriften, die für Die Städte nötig find, ganz oder 
teilweise fortfallen und dadurch dem Yandwirt unnötige Beläftigungen eripart werden. Ferner 
ift zu beachten, daß die ländlichen Verhältniffe in den einzelnen Bezirken mehr von einander 
abweichen, als die Verhältnifie in den einzelnen Städten. Die polizeilichen Borjchriften dürfen 
daher für das Land nicht jo gleichartige jein wie für die Städte Es muß die Aufgabe der 
lIandwirtichaftlichen Polizei auf den beiagten Gebieten jein, die örtlichen Zuſtände und Be: 
dürfnifje gebührend zu berüdiichtigen, keine Beſchränkungen eintreten zu lafjen, die nicht durch 
bervorgetretene Mißſtände durchaus geboten find, auch fich davor zu hüten, daß durd) den 
Erlaf oder die Handhabung von Polizeivorichriften Uebel neu hervorgerufen werben, welche 
ſchlimmer find als diejenigen, welche bekämpft werden jollen. 


112) Bgl.E. Löning,Art.Feldpolizeii.H.W.IIl.| 114) Buchenberger, a. a. ©. S. 393 ff. 
113) Buchenberger a. a. O. II, S. 385 ff. S. dar. aud im Hdb. Band Ill. BL. Abh. V 
Thiel, Art. Körordnung in 9.8. IV, (Jolly) den Abichnitt: VBeterinärpolizei- 
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Eine bejondere Berüdfichtigung verdienen noch die polizeilichen Anordnungen für ben Ber: 
fehr mit Nahrungs: und Genußmitteln. Durch dieſe wird der Landwirt nicht nur 
als Konſument, jondern auch und zwar vorzugsweiſe als Produzent getroffen. 


Hier kommt zunädft in Betracht die polizeilihe Fleiſchbeſchau bezw. die polizeiliche Be: 
fugnis, feil gehaltenes Fleiih wegen gefundheitsgefährliher Beſchaffenheit oder jelbft ganze ge: 
ichlachtete Tiere von dem Verkehr auszuschließen. Diele Befugnis ift nötig und muß gehandhabt 
werben ; aber fie ſoll nicht weiter ausgedehnt werben, als der Schuß der Konfumenten es nötig 
macht. Wiſſenſchaft und Erfahrung haben bewieien, daß aud) von Tieren, die bei Lebzeiten inner: 
lid) ſtark erfranft waren, das Fleiſch feiner größeren Mafle nach ohne jede Gefahr von den Men- 
fchen genofjen werben kann. Diefe Thatfahe hat zur Erridtung der fogenannten Freibänte 
auf den Märkten geführt. Auf ihnen wird das minderwertige, aber noch geiunde Fleiſch krant 
gewefener Tiere verkauft und bildet ein billiges, durchaus unſchädliches Nahrungsmittel. Frei— 
bänfe gewähren dem Landwirt die Möglichkeit, erkrankte Tiere noch zu verwerten, wenn aud) 
niedriger wie die gefunden, In Südbeutichland, wo die Freibänke allgemein find, haben fie fih 
jehr bewährt und es fann nur noch eine Frage der Zeit fein, daß fie auch in Mittel» und Norb: 
deutichland eingeführt werben. 


Weiter fommen in Betracht, die Gejege und polizeilichen Vorichriften bezüglich des Han- 
dels mit Milh, Molkereiproduften, Wein, Juttermitteln für die landm. 
Haustiere und mit Dungmitteln. Bei ihnen handelt es fich weſentlich darum, die 
Konjumenten davor zu bewahren, minderiwertige oder verfälichte Produkte als vollwertige 
oder ächte zu kaufen und demgemäß zu bezahlen; dadurd) wird gleichzeitig der Produzent der 
vollwertigen Ware dem Fabrifanten der mindermwertigen oder verfäljchten gegenüber geſchützt. 


Für das Deutiche Reich ift hierüber das Geſetz vom 14. Mai 1889, betr. den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebraudjsgegenftänden ergangen, welches den Verkehr mit 
dem menschlichen Gebraud dienenden Waren nadı der Richtung hin regelt, daß eine Schädigung 
der Geſundheit oder auch des Vermögens ber Käufer möglichit verhindert werden joll. Unter 
dem 12, Juli 1887 ift ferner das Gefeg betr. den Verkehr mit Erfagmitteln für Butter ergangen, 
welches verhüten fol, daß Margarine als Butter verkauft wird. Die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
ift allerdings bis jegt noch eine ungenügende geweſen. In ähnlicher Weife hat man durch das 
Neichdgeleg vom 20, April 1892 betr. den Verkehr mit Wein, mweinhaltigen und weinähnlichen 
Getränken der fo weit verbreiteten Weinfälihung entgegenzutreten verſucht. 


Der Handel mit Futter: und Dungmitteln unterliegt bis jetzt noch feinen 
bejonderen Beichränfungen, obwohl gerade bei ihm große Verfälſchungen und Uebervortei- 
lungen der Landwirte ftattfinden. Es ift zu erhoffen und zu erwarten, daß hierüber noch 
ein bejonberes Reichsgeſetz ergeht, wie jolches auch von dem Deutſchen Landwirtichaftsrat 
bereit3 gefordert wurde 115), 

Zu 10. Der Staat hat ein großes Intereſſe daran, daß Aderbau und Viehhaltung blühen, 
daß fie möglichit hohe Erträge abwerfen. Hierzu ift nötig, daß die einzelnen Landwirte die 
auf technijch-Tandwirtichaftlichem Gebiete gemachten Fortichritte fchnell und vollkommen in 
ihrem eigenen Betrieb zur Anwendung bringen. Biele können dies oder thun es nicht, weil 
fie von den neuen Errungenjchaften überhaupt Feine genaue Kenntnis befigen oder fie nicht 
richtig zu verwerten wiſſen oder nicht die für ihre Verwertung nötigen materiellen Mittel 
haben. Bejonders gilt dies von bäuerlichen Landwirten. Hier fann und foll der Staat helfend 
eingreifen dadurch, daß er direkt oder indirekt die nötige Belehrung und, wo e8 erforber- 
fich ſcheint, auch Geldunterftügungen darbietet. Die mannigfaltigften Wege ftehen ihm dabei 
offen: Förderung landwirtichaftlicher Ausjtellungen, Bewilligung von Prämien für vorzüg- 
liche Leiftungen auf dem Gebiet des Aderbaus oder der Viehhaltung oder des Wirtichafts- 
betriebes im Ganzen, Beihülfen zu Meliorationen in Form von unverzinslichen oder niedrig 
verzinslichen Darlehen, Anftellung von Meliorationstechnifern, die die Pläne und Koſten— 
voranjchläge für vorzumehmende Berbefjerungen unentgeltlich oder gegen eine geringe Ent: 
ihädigung aufftellen u.f.w. Fir Gewährung derartiger Unterftüßungen müfjen folgende 
Grundfäße maßgebend fein. Der Staat joll immer nur eine Beihilfe leiften, d. b. er joll 
nur dann helfend eintreten, wenn gleichzeitig die Landwirte, welchen feine Unterftügung zu 
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Gute fommt, für die nämliche Unternehmung materielle Opfer bringen; nad) der Größe der 
legteren ift auch der Umfang der ftaatlichen Beihilfe zu bemefjen. Die Unterftügung des 
Staates muß immer zugleich einen erziehlichen Zwed verfolgen; fie joll die Landwirte an- 
regen, ermuntern und befähigen, die auf dem Gebiete der Landwirtſchaft gemachten Fort: 
ichritte kennen zu lernen und in dem eigenen Betrieb in pafjender Weije zu verwerten. Des- 
halb wird der Staat bejonders jolche Unternehmungen zu unterjtügen haben, die ſich ander: 
wärt3 bewährt haben, aber in gewiſſen Bezirken noch unbefannt find, Haben fie ſich aud) 
bier eingebürgert und als lohnend erwiejen, jo kann er die weitere Verbreitung und Aus— 
geitaltung der Privatthätigkeit überlafjen. Die itaatliche Unterftügung muß endlich vorzugs— 
weije der Klaſſe der Bauern und Kleinjtellenbefiger zu Gute fommen, weil diefe in Folge 
des geringeren Umfanges ihrer Kenntniffe und materiellen Mittel weniger in der Lage find, 
den Fortichritten der Landwirtichaft zu folgen und fie fich zu Nutze zu machen. 

Bu 11. Die im Befi des Staats befindlichen Landgüter, die Domänen, bieten ihm 
die Möglichkeit, in mannigfacher Weife auf die Landwirtichaft fürdernd einzuwirken. Das 
zwedmäßigjte ift e8, wenn der Staat die Mehrzahl jeiner Domänen verpachtet, weil 
die Verwaltung durch befoldete Beamte, die Adminiſtration, ſich als zu ſchwerfällig und zu 
foftipielig ermeift. Dadurch, daß er fich tüchtige Pächter auswählt, diefen angemefjene Bacht- 
bedingungen vorjchreibt und das geforderte Pachtgeld in mäßigen Grenzen hält, ift er in 
der Lage, denjelben eine rationelle Wirtſchaftsweiſe zu ermöglichen und fie hierzu indirekt 
zunötigen. In Folge defjen können die Domänen gewiffermaßen zu Mufterwirtihaften 
gemacht werden, welche den übrigen Gütern ald Vorbild und zur Nacheiferung dienen. That: 
fächlich ift dies auch der Fall gewejen und ift noch immer der Fall. Die Domänen im Deutichen 
Reich gehören zu den am bejten bewirtjchafteten Gütern und haben das vorige wie laufende 
Jahrhundert hindurch einen ebenjo weitgreifenden wie wohlthätigen Einfluß auf die ganze 
deutiche Landwirtichaft ausgeübt. 

Die Domänen geben ferner dem Staat die Gelegenheit, einzelne landwirtichaftliche Maß— 
regeln, die fi bewährt haben, durchzuführen und dadurd) die umliegenden Landwirte von 
deren Zweckmäßigkeit zu überzeugen und fie zur Nachahmung zu veranlafjen. 


Dies gilt 3. B. von Ent: und Bewäfferungsanlagen ober fonftigen Meliorationen, von Ber: 
befferungen auf dem Gebiete des landwirtichaftlichen Bauweſens, von Einrichtungen zu Gunften 
der ländlichen Arbeiter 2c. In vielen Fällen handelt es fi) dabei nicht um Mahregeln, die ichon 
fiber bewährt find, fondern um folcdhe, deren Bewährung zwar wahricheinlich, aber doch noch nicht 
durch die Erfahrung hinlänglid erprobt ift. Dem Staat fann wohl das Opfer zugemutet wer: 
den, einen Verſuch binfichtlich der Bewährung zu machen; Privatleute werben davor in der Negel 
zurüdichreden, namentlich wenn es fic um fojtipielige Anlagen handelt. 

Für Erreihung beftimmter Zwede ift es allerdings nötig, dab der Staat einzelne Do- 
mänen von ber Verpachtung ausfhließt und in eigener Adminiftration behält; fo 
3.8. zur Errichtung von Staatägeftüten, landw. Lehranftalten, Verjuchsitationen. Auch zu nicht 
landwirtichaftlichen Sweden wird er zumeilen Domänen oder Teile von folchen hergeben müfien, 
jo für neu au gründende Anftalten zur Aufnahme von Hilfäbedürftigen aller Art (Srren= und 
Plegeanftalten, Beſſerungs-⸗ und Rettungshäujer, LZehrerjeminare 2c.). Der Bedarf an Land: 
gütern, die Staats- oder fonftigen öffentlihen Zwecken dienen jollen, ift nach Ort und Zeit ein 
ſehr verfchiedener und wechſelnder. Schon aus diefem Grund erjcheint es wünfchenswert, daß der 
Staat in allen Teilen feines Gebietes Domänen befigt, die er im gegebenen Fall unter eigene 
direfte Verwaltung nehmen kann. 


Eine befondere Bedeutung hat der Domänenbeſitz für den Staat noch dadurch, daß er 
ihm die Möglichkeit gewährt, agrarpolitiihe Reformen zu erproben und durchzu— 
führen, die ihm notwendig erjcheinen, die er aber wegen ihrer Schwierigkeit und wegen ihrer 
ftarfen Rückwirkung auf den landwirtichaftlichen Betrieb den einzelnen Landwirten noch nicht 
zumuten zu dürfen glaubt. In dieſer Beziehung haben namentlich im preußiichen Staate die 
Domänen die wertvolliten Dienfte geleiftet. Das ganze 18. Jahrhundert und die erjten Jahr: 
zehnte des 19. Jahrhunderts hindurch waren es die Domänen, an denen die preußiichen Könige 
die Zwedmäßigkeit und Durchführbarkeit der gewaltigen agrarpolitiichen Reformen erprobten, 
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die dann von 1807—1821 für den gefamten Grundbefig und die gefamte ländliche Bevölte- 
rung ind Leben gerufen wurden. Agrarpolitifche Reformen, wenn vielleicht auch nicht in 
der gleichen Ausdehnung, werden auch unzweifelhaft in der Zukunft wiederholt als erforder: 
lich ſich erweiſen. Beijpielsweije erinnere ich an die Umgeftaltung der Arbeiterverhältniffe, 
namentlih an die jo notwendige Begründung eines zahlreichen Standes jehhafter Arbeiter 
jomwie an die Vermehrung des Bauernftands bezw. Vergrößerung des im bäuerlichen Befit 
befindlichen Areales: zwei Maßregeln, die ald unerläßlich für die Gejundung der landwirt: 
ſchaftl. Zuftände im nordböftlichen Deutjchland bezeichnet werben müflen. Zu ihrer Durch— 
führung wird ſich der Domänenbefig als jehr wertvoll erweiſen. Iſt der Staat ſich erit 
darüber Har, auf welchem Wege jene Maßregeln am beiten ins Werk zu feen find, dann 
wird er nicht umhin können, zumächit auf einer Anzahl von Domänen den Verſuch damit 
zu machen, um ihre Bewährung zu erproben. Erft, wenn dies mit Erfolg geichehen it, darf 
der Staat erwarten, daß die privaten Grundbejiger ihm folgen oder darf er mit einer, 
die legteren bindenden allgemeinen Gejeßgebung vorgehen. Welche jonftigen agrarpolitischen 
Reformen in jpäterer Zukunft nötig fein werden, läßt ſich nicht vorausjehen, wohl aber ift 
man auf Grund der im Laufe der Kahrhunderte bei allen Kulturvölfern gemachten Er: 
fahrungen zu der Schlußfolgerung berechtigt, daß nach längeren Perioden ſiets tief greifende 
Umgeftaltungen in der Benugung und der Verteilung des Grundbefiges ſich ald nötig er- 
weifen und daß diefe ohne jtaatliche Mafregeln auf friedlihem Wege nicht durchführbar find. 
Das Borhandenfein zahlreicher Domänen bietet aber dem Staat am ehejten die Möglichkeit, 
derartige Umgejtaltungen in zwedentiprechender, die ruhige Fortentwidlung am wenigjten 
gefährdender Weile ins Werk zu jegen. Aus diefem Grunde iſt es für ihn von ganz beionderer 
Wichtigkeit, daß er fortdauernd und jederzeit über einen umfangreichen, möglichjt in allen 
Teilen jeines Gebietes vertretenen, ihm eigentümlich gehörenden Grundbefig verfügen kann. 

Daß die Domänen eine bejonders fihere Unterlage für die Staatöfinanzen 
und denStaat3fredit, namentlich in ſchwierigen Perioden, gewähren, jei hier nur kurz 
angedeutet. Schon aus diefem Grunde, aber auch wegen der oben entwidelten landwirtichaft: 
lichen Bedeutung der Domänen, ift die von manchen aufgeftellte Forderung, der Staat jolle 
ſich ſeines Domänenbefiges größtenteils entäußern, eine völlig verkehrte. 


VI Die Urfahen und der Charafter der heutigen landwirt: 
fhaftlihen Krifis fowie die Mittel zu ihrer Ueberwindung. 


$ 83. Die Landwirtichaft aller Kulturländer, bejonders der europäijchen, leidet jeit 10 
bis 15 Jahren unter einem größeren oder geringeren Notjtande, der um jo drüdender em: 
pfunden wird, al& in der voraufgegangenen Periode, etwa von 1850—1875, die Lage der 
Landwirtichaft und der Mehrzahl der einzelnen Landwirte eine ganz beſonders günftige war. 
Als die wichtigfte allgemeine Ur ſache dieſes Notitandes ifi die Durch die Bervolllommnung 
der Berfehrsmittel möglich gewordene Erijhließung ungehbeurerGebiete für den 
Welthandel anzufehen. In Ländern, welche zujammen weit ausgedehnter als alle euro: 
päifchen Kulturjtaaten zufammen genommen find, werden jegt Getreide und andere land— 
wirtichaftliche Produkte erzeugt, die vermöge des jchnellen und billigen Transportes auf 
den europäifchen Markt gebracht werden können. Dadurch find die Getreidepreife in allen, 
dem Weltverfehr erichloffenen Ländern gedrüdt und es ift ein den vermehrten Produktions— 
koften entiprechendes Steigen der Preiſe der tierifchen Produkte verhindert worden. Wer: 
ftärft wurde die Wirkung diejes Umftandes dadurdy, daß infolge der in der landwirtichaft:- 
lichen Technik gemachten Fortichritte die Roherträge aus Aderbau und Viehhaltung bedeutend 
gewachien find und dadurch das Ungebot an landwirtichaftlichen Broduften noch ſtärker als 
die Bevölkerung zugenommen hat. Hierzu fommt, daß die Broduftionskoften infolge des 
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Wachſens der Arbeitslöhne jowie der vermehrten Anforderungen des 
Staates an feine Bürger nicht unerheblich geftiegen, daß ferner die Anſprüche der 
Landwirte ebenjo wie die aller übrigen Stände an die Art der Lebenshaltung bedeutend 
größere geworden find. Alle dieje Dinge zujammen haben bewirkt, daß troß der Erhöhung 
der Roherträge ein Sinken der Reinerträge jtattgefunden hat. Dadurd) ijt zwar 
zunächft nicht die Landwirtichaft als ſolche betroffen worden, jondern viele einzelne Qan d» 
wirte find in Not geraten. Aber es liegt auf der Hand, daß bei längerem Andauern der 
jegigen Kriſis auch die landwirtichaftliche Produktion leiden muß. Es befteht die Gefahr, 
daß man, um an Wirtichaftskoften zu jparen, einer ertenfiveren Betriebsweiſe fich zuwendet; 
daß ferner ein erheblicher Teil des Grumdbefiges in die Hände von Kapitaliften gelangt, 
die jelbjt nicht Landwirte find, die den Erwerb von Grund und Boden lediglich als eine 
fihere Kapitalanlage betrachten. Beide Umftände würden bewirken, daß der Boden, welcher 
in erfter Linie dazu beftimmt ift, die für das ganze Volk erforderliche Menge an Nahrungs: 
ftoffen u. ſ. w. zu erzeugen, diejer Bejtimmung nicht mehr in dem Umfange genügen kann, 
wie ed nötig umd unter normalen Berhältniffen möglich ift. Für Länder, in denen die Be- 
völferung ftarf zunimmt und in denen jchon jegt ein Teil des Nahrungsbedarfes vom Aus: 
lande bezogen werden muß, würde dies ein großes Unglüd jein; in erfter Linie gehört hierzu 
dad Deutjche Reich. Als eine ganz bejonders wichtige Aufgabe der deutichen Agrarpolitik 
muß e3 daher betrachtet werden, dem vorzubeugen, daß infolge des Sinkens der Reinerträge 
die Erzeugung landwirtichaftlicher Produkte im Inlande eine Einſchränkung erleidet. Wieder: 
holt ift e3 nachgewiejen worden, daß AUderbau umd Vichhaltung noch weit größere Mengen 
von Rohproduften al3 gegenwärtig zu liefern im Stande find, wenngleich dieje Steigerung, 
der Natur des landwirtichaftlichen Gewerbes und der ländlichen Bevölkerung entiprechend, 
nur ganz allmählig eintreten kann. 

$ 84. Die allgemeine Urjache der gedrüdten Lage vieler Landwirte ift zwar in dem Rück— 
gange der Reinerträge zu juchen; aber diejer Rüdgang ift doch nicht jo groß gewejen, daß 
er einen allgemeinen Notſtand hätte erzeugen können. Es muß dabei berüdfichtigt werden, 
daß der Zinsfuß für alle Kapitalien jeit 15—20 Jahren ftark geſunken und hiervon auch 
dad im Boden angelegte Kapital naturgemäß in Mitleidenschaft gezogen ift. Unverjchuldete 
oder wenig verjchuldete Landwirte, welche in angemefjener Weije ihren Betrieb führen, er: 
zielen auch heute noch durchichnittlich eine Verzinſung ihres Kapitals, welches dem jebigen 
Zinsfuß für die fiherjten Staatspapiere annähernd entjpricht. Uber man hat fich, durch 
die andauernde Steigerung der Neinerträge verleitet, daran gewöhnt, den Boden erheblich 
über jeinem Ertragswert hinaus zu bezahlen und übermäßig hoch zu verjchulden. Infolge: 
deſſen wird heute auf vielen Gütern der Neinertrag durch die zu zahlenden Hypothefenzinjen 
ganz oder größtenteils verjchlungen ; e3 wird dadurch außerdem das Betrieböfapital geſchwächt 
und der Landwirt jomit des für eine erfolgreiche Wirtſchaftsführung unerläßlichjten Mittels 
beraubt. Zu Hohe Erwerböpreije für die Güter, zu hohe Verfhuldung und 
zu geringes Betriebsfapital bedingen fich gegenjeitig (ſ. $$ 18, 43,65). In dieſen 
drei Nebelftänden ifthauptjächlich die Notlage begründet, in der fich gegen- 
wärtig viele Landwirte befinden. Auch ohne fie würde ja die deutiche Landwirt: 
haft aus den oben entwidelten Gründen eine den Einzelnen mehr oder minder empfind- 
(id berührende Krifis durchgumachen haben; aber dieje würde kaum ſtärker oder bedenklicher 
fein, als diejenige, durch welche viele andere Erwerbszweige heutzutage ebenfalls betroffen find. 

Durch zahlreiche ftatiftifche Erhebungen und Einzelunterfuchungen ift e3 fejtgejtellt, daß der 
Großgrundbefig unter dem gegenwärtigen Rüdgange mehr leidet als der bäuer: 
liche und der Kleinbejit. Jener iſt durchichnittlich erheblich höher verfchuldet ; er findet 
fich ferner zum Teil in den Händen von Perſonen, die feine Landwirte von Beruf find und 
deshalb den Betrieb ihrer Güter nicht jelbjt leiten oder doch nicht mit genügendem Erfolg 
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leiten fünnen; denen es endlich ihre gejellichaftliche Stellung nicht möglich macht oder doch 
nicht möglich erjcheinen läßt, die perjönlichen Ausgaben für ſich und ihre Familien dem nad) 
Bezahlung der Schuldzinfen noch bleibenden Einnahmerejt anzupafjen. Die Bauern find durch: 
Ichnittlich niedriger verfchuldet; fie find alle von Jugend auf mit dem landwirtichaftlichen 
Betrieb vertraut; in der vorangegangenen günftigen Beriode haben viele von ihnen bedeutende 
Kapitalien zurüdgelegt; der Bauer hat endlich die Gewohnheit, daß, wenn feine Einnahmen 
einmal geringer werden, er demgemäß feine Ausgaben für die nicht durchaus notwendigen 
Bedürfniffe einjchräntt. Noch ein Umſtand fällt ſchwer ind Gewicht. Der Rüdgang der Preiſe 
hat fast ausschließlich das Getreide, faum die tieriſchen Erzeugnifje der Landwirtichaft be: 
troffen. Nun ift der Großgrundbefiger bezüglich jeiner baren Einnahmen viel mehr auf den 
Berkauf von Getreide angemwiejen, ala der Bauer; leßterer verbraucht dad erzeugte Getreide 
zum größeren Teil in der eigenen MWirtichaft, die baren Einnahmen fließen ihm hauptſäch— 
lid; ans dem Berfauf von tierijchen Erzeugnifien, von Kartoffeln und Handelsgewächien zu. 
Auch unter dem Niedergang der Spiritus: und Zuderpreife hat vorwiegend, ja fajt aus: 
ichlieglich, der Großgrumdbefiß zu leiden gehabt. Endlich haben die ftarke Steigerung der 
Urbeitslöhne und die aus der neuen Socialgejeßgebung erwachjenden bedeutenden Unkoſten 
den Großgrumdbefiger weit mehr betroffen, ald den Bauer, da diejer wenig Lohnarbeiter 
zu halten braucht und die in feiner Wirtichaft nötigen Geſchäfte größtenteils ſelbſt mit Hilfe 
feiner Familienangehörigen beforgt. 

Da im nördlichen, bejonders im nor döſtlichen Deutichland der Sroßgrundbefig jehr 
viel ftärker, ald im mittleren und ſüdlichen vertreten ift, jo ergibt es ſich von jelbit, 
daß dort auch der Notjtand am empfindlichiten ſich fühlbar macht und von dort aus bie 
lauteften Klagen ertönen !i6), 

$ 85. Das hier über die gegenwärtige Lage ſowohl der deutichen Landwirtichaft wie der 
deutjchen Landwirte Gejagte läßt fich, unter Vergleich mit dem von 1850—1880 vorhanden 
gewejenen Buftande, durch folgende Säbe ergänzen und zuſammenfaſſen 17): 


1) Die landwirtfchaftliche Rohproduftion ift fortdauernd und zwar bis zur — eſtiegen. 
Sie bietet an pflanzlichen und tieriſchen Erzeugniſſen mehr wie je zuvor bar, fann —* auch 
die Nahrungsmittel für eine größere Zahl von Menſchen liefern, als ſie dies früher je vermochte. 

2) Das Wachstum der Produktion an Nahrungsmitteln aus dem Tierreich hat ungefähr glei— 
hen Schritt gehalten mit dem Wachstum der Bevölkerung; dagegen iſt die Steigerung bes Er- 
zeugniffes an Getreide weit hinter der Vermehrung der einheimiichen Bevölkerung zurüdgeblieben. 
Infolge defjen reicht die Geſamtproduktion der deutichen Landwirtichaft bei Durchichnittlichen Ernten 
lange nicht aus, um ben Bedarf des beutichen Volkes an Nahrungsmitteln zu deden. 

3) Das Sinken der Getreidepreife und das gleichzeitige Anwachſen der Wirtichaftstoften haben 
bewirkt, daß die landwirtichaftlichen Reinerträge zurüdgegangen find. Der Nüdgang ift aber weder 
fo groß nod jo allgemein geweien, daß er an und für fich eine genügende und vollftändige Er- 


116) Ueber die Lage ber Landwirtſchaft 
in den einzelnen Deutſchen Staaten 


Iwirtichaftlihe Enguete im Großherzogtum H ei- 
fen, veranftaltet von dem Großh. Minifterium 


liegen viele amtliche oder halbamtliche Publika— 
tionen vor. Als die wichtigsten mögen bier fol- 
gende genannt fein. 1) Die Berichte bes 
preußiichen Landwirtſchaftsminiſters an Geine 
Majeftät den König, von denen unter dem Titel 
„Breußens landwirtjihaftlidheBer: 
waltung“ von 1835—1887 bis jept 4 Bände 
erichienen jind. 2) Die Berichte von Langsborff’s 
über die Landwirtichaft im Königreid Sachſen 
(1875, 1881 und 1889). 3) Erhebungen über die 
Lage der Landwirtichaft im Großherzogtum Ba— 
den, 3 Bbe. 1884. Unterfuchungen der Lage 
und der Bebürfniffe der Sandiwirtichaft in El⸗ 
jaß-Lothringen. 1884. 5) Ergebniffe der 
Erhebungen über die Lage der bäuerlichen Yand- | 
wirtichaft in den Gemeinden Willsbach ꝛc. des 
Königreichs Württemberg. 1886. 6) Die land: 


in den %. 1884, 1885 und 1886. 2 Bände. 7) 
Die LandwirtihaftinBayern, Denkichrift nad 
amtl. Quellen bearbeitet. 1890. 8) Bürften- 
binder, Die Landwirtichaft des Herzogtums 


Braunſchweig. 1881. 9) Feitichrift zur 50- 


jähr. YJubelfeier des Provinzial-Landwirtichafts- 
Vereins Bremervörde. 2 Bode. 1885 und 
1886. 10) Rodewald, eftichrift zur Feier 
des Tbjähr. Beitehend der DOldenburgiichen 
Landwirtſchafts-Geſellſchaft. 1894. 11) ‚hc z. 
Fünfzig Jahre landwirtſchaftlicher Entwickelung 
in Thüringen insbeſondere im Großher— 
zogtum Sachſen. 1896. — ©. auch bei. 
Buchenberger, a. a. O. II. $ 198 fi. 

117) Dieſe Säge find wörtlih meiner Schrift 
„Die agrariihen Aufgaben der Gegenwart” ent— 
nommen; a. a. D. ©. 108 


Die Ueberwindung der heutigen landwirtſchaftlichen Kriſis. $ 86. 139 


Märung für die ungünftige Lage abgeben könnte, in der fih gegenwärtig zahlreiche deutſche Land: 
wirte befinden. 

4) Schon vor dem Eintritt des Sinfens ber Reinerträge war die Lage vieler deuticher Land» 
wirte eine bebenklihe, und zwar infolge zu hoher hypothekariſcher Verſchuldung. Dieſe wurde 
vorzugsweiſe durch Ueberihäsung des Bodenwertes bei Erbteilungen oder Käufen und durch 
Vichtbeachtung der Für die Höhe der zuläffigen Belaftung maßgebenden Grundfäge veranlaßt. 
Durd das Hinzulommen des Rückganges der Neinerträge ift dann die jegige landwirtichaftlidhe 
Kriſis herbeigeführt worden. 

5) Auch in der nämlichen Gegend ift die wirtichaftliche Lage der einzelnen Bodenbefiger eine 
ſehr abweichende. Die Verſchiedenheit wird bedingt einerfeits durch das Mai von Geſchick, Sorg: 
falt und Sparſamkeit, welches jeder in feiner Wirtichaftsweije und in feiner Zebenshaltung ver: 
wendet, andrerſeits durd die Höhe der Hypothelenſchulden, welche jeder zu tragen hat. 

6) Die Luge der Großgrumdbefiger ift im Durchichnitt eine ungünftigere, ald die der Bauern, 
jowohl deshalb, weil jene mehr unter den niedrigen Getreidepreifen und den hohen Wirtichafts: 
foften zu leiden haben, ala auch deshalb, weil fie höher verfchuldet find, 

7) Zum Teil aus den unter 6 genannten Urſachen, zum Teil wegen der ungünftigeren geo— 
graphiichen und Flimatifchen Lage befinden ſich die Landwirte in den dftlihen und bejonders in 
den norböftlihen Gegenden des Deutichen Reichs durchichnittlich in einem gedrüdteren Zuſtande, 
als die in den mittleren und befonders in den meitlichen. 


$ 86. Die Ueberwindung der vorhandenen landwirtihaftlihen Kriſis 
bezw. die Bejeitigung des herrihenden Notſtandes muß teild durch die Selbſt— 
hilfe der Zandmirte, teils durch die mitwirfende Unteritügung des Staates 
herbeigeführt werden. 

In erjterer Hinficht ift es zunächſt nötig, daß die Landwirte immer allgemeiner die großen 
Fortſchritte fich aneignen, welche der landwirtichaftlicye Betrieb auf techniſchem Gebiete 
in den lebten Jahrzehnten gemacht hat; um dies zu fünnen, ijt es beſonders für die Leiter 
umfangreicher und fomplizierter Betriebe erforderlich, daß fie fi vorher eine genaue Be— 
fanntichaft ſowohl mit der landwirtichaftlihen Praris wie mit den für fie wichtigften Re— 
jultaten der Wiſſenſchaft erworben haben. 

Da aber, wie ſchon am Schluß von $ 18 dargelegt wurde, der jet für viele Landwirte 
hereingebrochene Notjtand mehr auf Mängel in der Organijation des Betriebes, 
als in deſſen technischer Handhabung zurüdzuführen ift, fo erjcheint es vor allem erforder: 
li, daß die Landwirte fi mit den Grundjägen der allgemeinen Landwirt: 
Ichaftslehre (Betriebslehre, Tarationslehre und Lehre von der Buchhaltung) vertraut 
machen und diejelben richtig anwenden. Sie müfjen lernen, wie der Reinertrag und der 
Ertragäwert von Landgütern zu veranſchlagen, wie die Rentabilität nicht nur der Wirtjchaft 
im ganzen, jondern aud) der einzelnen Betriebszweige zu berechnen ift; wie man, um beides 
zu fönnen, die Buchhaltung einzurichten hat; wie hoch das Betriebsfapital jein muß, um 
die Wirtſchaft erfolgreich zu führen; wie hoch die hypothefariiche Belaftung eines Gutes un: 
gefährlicher Weife jein darf. Manche Landwirte fennen dieje Grundjäge und wenden fie zu 
ihrem Vorteil richtig an. Andere kennen fie zwar, aber fie find in ihrer Anwendung da: 
durch gehindert, daß fie das bewirtichaftete Gut, mit oder ohne ihr Zuthun, unter zu um: 
günftigen Bedingungen übernommen haben. Sehr viele aber kennen die für die Organijation 
und Leitung des Betriebes maßgebenden Grundjäge überhaupt nicht ; fie müſſen daher in einer fo 
fritiichen Zeit, wie die gegenwärtige, in Not geraten, wenn fie nicht von Haufe aus über 
große materielle Mittel verfügen oder durch bejonders große Tüchtigfeit und praftijches Ge- 
ihid den Mangel an Kapital oder an Kenntniffen wieder auszugleichen im Stande find. 

Zu leugnen ift nicht, daß der Staat Kahrzehnte lang der Landwirtichaft die Sorgfalt 
nicht zugemwendet hat, welche fie in Anbetracht ihrer fundamentalen Bedeutung für das wirt: 
Ichaftlihe Leben des Volkes fordern darf. Eine Entjchuldigung fann darin gefunden werden, 
daß die mächtig fich entwidelnde Induſtrie und der ebenjo aufblühende Handel, welche aber 
beide einen jchweren Konkurrenzkampf mit dem jchon weiter vorgeichrittenen England zu 
bejtehen hatten, die perjönlichen Kräfte und die jachlichen Hilfsmittel des Staates vollauf 
in Anjprucd nahmen; dann aber aud) darin, daß e3 der Landwirtichaft und den einzelnen 
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Landwirten lange Zeit hindurch fehr gut ging, audy ohne daß der Staat ſich viel um fie 
kümmerte. Seit 15—20 Jahren hat fic dies allmählich geändert; Handel und Induſtrie find 
jo weit erſtarkt, daß fie nicht vorzugsmweije eine Berüdjichtigung Seitend des Staates be- 
dürfen, während umgefehrt die Lage der Landwirtſchaft und namentlich die der einzelnen 
Landwirte fich erheblich verjchlechtert hat. Die Regierungen der deutſchen Staaten haben 
es auch wohl begriffen, daß es jeht eine ihrer wichtigjten Aufgaben bildet, der bedrängten 
Landwirtichaft zur Hilfe zu kommen. 

Was der Staat thun oder auch nicht thun kann, um die gejunfenen Getreidepreife zu 
heben, wird in Abhandlung XVI ausführlich dargelegt werden. Die übrigen Aufgaben des 
Staates auf landwirtichaftlihdem Gebiet find in $82 unter 2—11 furz jfizziert worden. Es 
gilt gegenwärtig, daß der Staat auf allen dort genannten Gebieten in erhöhtem Maße die 
Landwirtichaft unterftügt, allerdings immer nur in jolcher Weije, daß dadurch die Selbft- 
thätigfeit der Landwirte nicht gelähmt, jondern im Gegenteil angeipornt wird. 

Seine ganz befondere Aufmerkjamteit muß der Staat den Kredit: und Urbeiter: 
verhältnijjen zumenden; in ihnen liegt die größte Gefahr für die Zukunft. Denn auch ein 
etiva wieder eintretendes Steigen der Getreidepreife wird der Landwirtichaft auf die Dauer 
nicht helfen, wenn in gleichem Grade mit demjelben die Höhe der VBerihuldung wächſt oder 
wenn der Mangel an Arbeitsträften dazu zwingt, von einem intenfiven zu einem ertenjiveren 
Betriebsſyſtem überzugehen. Eine ftaatlihe Begrenzung der Verſchuldungsfrei— 
heit ift unzuläſſig und undurdhführbar. Sie würde gerade beſonders intelligenten, ſtreb— 
ſamen und jparfamen, aber mit geringen materiellen Mitteln ausgerüfteten Landwirten es un- 
möglich machen, ſich einen ihren geiftigen und moralischen Kräften angemefjenen Grundbeſitz 
zu erwerben; fie würde ferner große Willfürlichkeiten und Ungerechtigkeiten im Gefolge haben, 
vielleicht überhaupt nur ein Scheindajein führen, da die Bemeſſung des Ertragdwertes der 
Güter, von der doc die Höhe der Verihuldung abhängig gemacht werden muß, ungemein 
ſchwierig ift und nur von bejonders ſach- und ortäfundigen und ebenjo gewiljenhaften Per: 
ſonen mit der erforderlichen Zuverläffigkeit ausgeübt werden fan. Dazu fommt, dag wenn 
man die zuläffige Verſchuldungsgrenze jehr hoch feitjegt, etwa zu *s des Ertragäwertes, 
diefe Feſtſetzung überhaupt nur eine geringe Bedeutung hat; beftimmt man fie erheblich nie: 
driger, etwa zu "j» bi® % des Ertragdwertes, jo fann man viele tüchtige Landwirte un- 
gerechtfertigt jchädigen. In allen Fällen ift e3 aber leicht zu ermöglichen und würde auch 
gewiß bei gejeßlicher Beſtimmung einer Berfchuldungsgrenze häufig geichehen, daß die Tara: 
toren durch eine abfichtlic oder unabfichtlich zu hohe oder zu niedrige Wertihägung den 
Zweck des Geſetzes vereiteln oder dem Landwirt den Kredit, auf den er billiger Weije An— 
ipruch erheben darf, ungerechtfertigt ſchmälern. 

Dem Staat bleibt auf dem Gebiet des Kreditweſens die wichtige Aufgabe, nach jeinen 
Kräften dafür zuforgen, daß im feinem Gebiete oder in den einzelnen Teilen jeines Gebietes 
landichaftliche, auf Gegenjeitigkeit beruhende Hypothekarkreditinſtitute und ebenjo für den 
Perſonalkredit auf Solidarhaft beruhende örtliche Genofjenichaften ji) bilden und daß beide 
Arten von Anftituten jo organifiert und verwaltet werden, daß fie für die weitaus größere 
Mehrzahl der Fälle dem normalen Mreditbedürfnis der Landwirte genügen. Dies Biel ift 
erreichbar und gerade im Deutichen Reiche ift Schon viel gefchehen um ihm nahe zu fommen, 
wenn auch noch manches zu thun übrig bleibt. 

Das Eingreifen des Staats in die Entwidlung der ländlichen Arbeiterverhältnijfe ift 
bereit3 in $ 36 und in $ 82, 3 hinreichend beſprochen worden. 


XV. 
Landwirtſchaft. II. Teil. 


Agrarpolitik im engeren Sinne. 


Einleitung. 
1. Begriffder Agrarpolitifimengeren Sinne. 


$ 1. Der erſte Teil der Landwirtichaftslehre hat gezeigt, wie der Kandwirtichaftsbetrieb 
rationell zu führen ift, d. h. welche Mittel der Landwirt zu ergreifen hat, um jein Landgut 
auf möglichft hohen und dauernden Ertrag zu bringen. Zugleich find die Wege ange: 
geben worden, auf welchen der Staat den landwirtichaftlichen Betrieb zum Wohle des ein: 
zelnen Wirtes, und damit des geſamten Landes, thunlichit zu fördern vermag. Es wurde 
auch dargejtellt, wie fich die Einficht in die natürlichen Bedingungen des Pflanzenbaues und 
der Viehzucht, die jorgfältige Benugung der Betriebsmittel und die Hilfe, welche der Staat 
in Gefeßgebung und Berwaltung zu gewähren vermochte, im Laufe der Zeit und namentlich 
jeit dem Ausgange des vorigen Jahrhunderts wejentlich gefteigert haben. Dabei ift indes 
für die Betrachtung des landwirtichaftlichen Betriebes von jolchen Verhältnifjen des zu be: 
wirtjchaftenden Landgutes ausgegangen, in welchen der Landwirt nad) feinem eigenen beften 
Ermefjen über feine perſönliche Thätigkeit, über feine Zeit und über das Gut und deſſen 
Bewirtichaftungsweife zu verfügen verinag. 

So natürlicdy aber und im Sinne aller Bedürfniffe der Landwirtſchaft vorauszujegen ein 
folder Zuftand auch erjcheinen mag, jo befteht derjelbe thatjächlich doc nur ausnahmsweiſe. 
In der Regel find Einſchränkungen der freien angemejjenjten Berfügung 
vorhanden oder wenigjtens vorhanden gemwejen. 

$ 2. Unter diejen Einjchräntungen fommen die jogenannten notwendigen Einjchränf- 
ungen jedes Eigentums an Grundftüden nur in geringem Grade in Betracht. 

Ale Grumdftüde find ein Teil des Staatöterritoriums, auf welchem die Gejamtheit der 
Bevölkerung leben, verkehren und ihren Unterhalt gewinnen joll, auch kann Niemand ledig 
li auf die Benugung eines einzelnen Grundjtüdes angewiejen bleiben. Es darf deshalb feinem 
Grumdbefiger eine Verfügung über jein Grundftüd eingeräumt werden, welche für Andere 
die angemefjene Erlangung der erjten Lebensbedürfnifje an Luft, Licht, Waſſer, Bewegung 
von einem Orte zum anderen, Genuß der freien Natur ohne Schädigung der Nugungen, 
ausjchlöffe, welche den Abzug des fließenden und ftauenden Wafjers, Hilfe bei Unfällen, Ver- 
hütung und Verfolgung von Verbrechen u. dgl. unmöglich” machte, oder endlich durch die 
Art der Benügung, dur Rodung von jchühenden Forften, Entblößung von Felſen, von 
Dünen oder Sandſchellen, durch Wafjerftau oder Wafferleitung ermweisliche Gefahren für die 
nähere oder entferntere Nachbarjchaft herbeiführen würde '). 


1) D. Stobbe, Deutſches Privatrecht Bd. II. 1875. 5 84. 
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Dieje Einfchräntungen des Eigentums muß der Gejehgeber grundjäglich für jedes Grund— 
ftüd ausiprechen, oder fie, ald im einzelnen Fall jofort herbeizuführen, vorbehalten, wie dies 
im Zivil» umd öffentlihen Recht aller Staaten geichieht. Sie fünnen allerdings je nach Um— 
jtänden für einen beftimmten Betrieb bejonders läftig werden; fie müſſen jedoch aufrecht 
erhalten bleiben, jelbjt wenn fie fich bei gefteigerter Kultur immer fühlbarer geltend machen. 

$ 3. Bejondere Bedeutung aber it einem reife von Beſchränkungen der wirtichaftlichen 
Verfügung über das Landgut wie der Thätigkeit und Ausbildung des Wirtes beizumefjen, 
denen feine innere Notwendigkeit innewohnt, und die als kulturſchädliche zu bezeichnen 
find. Sie äußern fich als Rechtsverhältniffe und Verbindlichkeiten, welche durd; Herfommen, 
Vertrag oder Geſetz mit dem Befige Iandwirtichaftlicher Grundftüde verfnüpft find. Ihrem 
Inhalte nad) laſſen ſich etwa fünf Hauptrihtungen unterjcheiden: 

1) Beziehungen, welche dem Wirt die freie Verfügung über jeine Berjon nehmen, ihn an 
das Grundftüd binden und der Herrichaft und Gerichtsbarkeit eines DObereigentümers unter: 
werfen; 

2) Beziehungen, welche die Eigentums: oder Befigrechte des Wirte an dem Landgute 
zu unvolllommenen machen und dem Gute dauernde Laften auferlegen, deren Wert zu ihren 
wirtichaftlichen Nachteilen außer Verhältnis jteht; 

3) Grundgerechtigkeiten und gegenfeitige Lage der Grundftüde, welche eine angemefjene 
Benugung derjelben hindern; 

4) Berechtigungen, welche der Durchführung von Bodenmeliorationen und der Bejeitigung 
von Gefahren für die Bodenkultur Hinderniffe entgegenjeßen ; 

5) Erjchwerungen oder Verbote des wirtſchaftlich nüglichen Zuſammenhaltens, wie der 
Teilung und Veräußerung von Grundftüden. 

Un fi ift die Natur diejer kulturfhädliden Beſchränkungen allerdings 
nur ausnahmsweile derart, daß fie nicht Durch freimwilliges Uebereintommen aller Beteiligten 
aufgehoben, oder wejentlich erleichtert werden fünnten. Aber in der Regel ift es hoffnungs- 
108 ein jolches Uebereintommen zu erwarten, und das lange Hinziehen der Verbefjerung mit 
jchwer zu erjeßenden Berluften verknüpft. Ohne gejeglichen Zwang ift die Abänderung nur 
in den jeltenften Fällen zu erreichen. Denn die bedingenden Zuftände beruhen auf geichicht: 
lihen Vorgängen, find in ihren Anfängen teils auf Zwedmäßigkeit, teild auf volkstümliche 
Sitte und Vorliebe, teild auch auf vorübergehende zwingende Bedürfnifje zurüdzuführen, und 
früher oder jpäter durch das Herkommen geheiligte und von privaten und öffentlichen Ge— 
walten aufrecht erhaltene Rechtökreije geworden, im denen fich unter zum Teil ganz ver- 
änderten Berhältnifjen die Intereſſen der Beteiligten jeit lange gegenüberjtehen. Ye weiter 
die daraus erwachjenen, oft jchwer erträglichen Mißſtände verbreitet find, defto dringender 
machen fie aljo eine Abhilfe durch die höhere Gewalt des Staates notwendig. 

Die vom Staate vermittelte Verbefjerung und Löjung folder kulturjhädlichen Bejchrän- 
tungen des landwirtjchaftlichen Betriebes wird Agrarpolitit im engeren Sinne 
genannt. 


2. Aufgabe der Agrarpolitifimengeren Sinne, 


$ 4. Die Uufgabe der Agrarpolitik ijt in dem Ziele gegeben, der Landwirtichaft Freiheit 
der Bewegung und Anregung zu nüglichen Yortichritten zu gewähren, und, vom einzelnen 
Wirte aus oder mit vereinten Kräften, die Landeskultur im Intereſſe des Gemeinwohls zu 
fürdern. Sie hat an ſich unzuläffige oder nutzloſe Hindernifje aufzuheben, wohlerworbene 
Rechte ſoweit billig zur Entihädigung zu bringen, und überall Zuftände herzuftellen, welche 
den einfichtigen Wirte die möglichjt angemefjene Benugung jeiner Grundftüde gejtatten. 

Uber dieje ftaatliche Thätigfeit wird mit Recht ald Politik, d.h. als eine aus Ueber— 
zeugungen fließende Runſt des Handelns im öffentlihen Intereſſe, bezeichnet. 
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Ahr Streben ift darauf gerichtet, in der jedesmal gegenwärtigen Zage der Verhältnifje nach 
vorurteiläfreier Erwägung möglichſt zwedmäßige Entjcheidung zu treffen. Deshalb hängt 
fie ebenjo von den in jtetem Fluffe begriffenen Zuftänden, wie von den ihr thatſächlich zu 
Gebote ftehenden Mitteln, von den Hilfskräften ab, mit denen fie den Widerjtand des Be- 
ftehenden ohne Schädigung anderer höherer Intereſſen zu übertwinden vermag. Für diejes 
praftiiche Handeln hat das geichichtlich Gewordene eine joldhe Macht, daß dem Staatsmanne 
die überall ziemlich leichte und einfache Idee des Beiten und Schönjten nur einen entfernten 
Anhaltspunkt bieten kann. Das theoretiich Befte erjcheint vielmehr in der Regel als Biel 
eines radifalen Strebens, dem bei dem Berjuche der Ausführung jofort von jelbjt die Spike 
abbrechen muß. Alle politiiche Thätigkeit ift gezwungen, fich in jedem Falle am Erreich— 
baren genügen zu lajjen. 

Die wijjenjhaftlide Betrahtung diejer Kunft des Handelns aber muß fich zwar 
jagen, daß fie nie im ftande jein wird, für die außerordentliche Mannigfaltigkeit und Spe— 
zialität der Vorgänge, für welche politiiche Entjcheidungen zu treffen jind, im voraus Be: 
lehrung über die Zuftände und Anweiſung über die Mittel zu geben. Gleichwohl aber be- 
ruhen die thatjächlichen Verhältniffe, in welche die agrarpolitiichen Maßregeln einzugreifen 
haben, in ihren Hauptzügen auf jehr allmählich vorbereiteten und zur Entwidelung gelangten 
Beziehungen, und ed handelt ſich für die Beurteilung augenblidlich zu treffender Abhilfen 
oder Anordnungen notwendig um das genaue Verjtändnis diejes hiftoriichen Zuſammen— 
banges und um die Kenntnis von der Art und Wirkung derjenigen Mittel, welche für den 
Zwed geeigneter Verbefjerungen bereit3 angewendet worden find. 

Die wiſſenſchaftliche Agrarpolitit muß aljo wejentlih agrarhiftoriijhe Darftellung 
jein. Sie muß ihren Zwed darin jehen, die agrarpolitiihen Maßregeln der modernen Rultur: 
ftaaten aus dem geſamten Entwidelungsgange ihres Agrarweſens zu erklären”. Sie hat 
namentlich zu zeigen, wie Berhältnifje entftehen konnten, welche mit den natürlichen Bedürf- 
niffen des landwirtichaftlichen Betriebed3 mehr oder weniger unverträglich waren, und mit 
welhem glüdlichen oder unglüdlihen Ausgange vollftändig oder unvollitändig gegen die 
entitandenen Uebel angefämpft worden iſt. Daraus werden fich die allgemeinen Geſichts— 
punkte darüber ergeben, inwieweit noch unzweckmäßige Zuftände bejtehen, und auf welche 
Weiſe fie verbefjert werden fünnen. E3 werden dadurd aber auch Anzeichen des Beginnes 
ähnlicher Mißſtände und die Mittel, ihnen rechtzeitig entgegenzutreten, erfennbar werden. 
Notwendig bedürfen dabei völlig veränderte oder bejeitigte Verhältniſſe weniger Berückſich— 
tigung, als jolche, deren Wirkungen noch in der Gegenwart lebendig find und weitere Ent: 
widlung erwarten lajjen oder wünjchenswert machen. 


J. Entwidlung der fulturfhädlihen Befhränfungen des 
landw. Betriebes inden modernen Kulturftaaten. 


1. Begründung im volfstümlidhen focialen Dafein 


A. Meigen, Siedelung und Agrarweien der Weitgermanen und Oftgermanen, der Selten, 
Römer, Finnen und Slaven. 3 Bände. 1895, 


$ 5. Die den landwirtichaftlichen Betrieb kulturjchädlich beſchränkenden Verhältniſſe gründen 
fih bei allen Kulturvölfern auf eine lange, bis in frühe Vorzeit zurüdführende Ent- 
widelung. Sie beruhen vielfach auf alten volfstümlichen Ideen und Sitten, die jchon im 
borgeichichtlichen Stammesleben geltend wurden, und auf der Urt der Beſitznahme der be- 
jegten Ländergebiete. Für die Betrachtung der wirtichaftlihen Zuftände in den modernen 
Staaten aber dürfen die Verhältniſſe des jubtropiichen Südens außer Rüdficht bleiben. Die 
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Bevölferungen desjelben haben höchſt bebeutiam auf die geſamte humane Bildung der 
Menſchheit gewirkt, aber die landwirtichaftliche Kultur bleibt ſelbſt in entwidelten Zeiten 
wejentlih von Klima und Boden abhängig. In diefer Beziehung jcheidet fih Europa auf 
den hohen Gebirgstämmen der Pyrenäen, Alpen und des Hämus in das Mittelmeerbeden, 
die uralte Stätte der antiken Kultur, und in das Nord» und Dftieebeden, den Sig der 
modernen Weltkultur. Das Mittelmeerbeden zeigte im Boden wie in Flora und Fauna von 
jeher die größten Gegenjäge und eine den Austausch bedingende Mannigfaltigkeit. Das Nord— 
und Dftjeebeden ift in unerklärbarer Weije zu noch verhältnismäßig junger Zeit teils tief 
vergletidpert, teild nur von polarer Vegetation und Tierwelt eingenommen gewejen®) und 
hat durch die Wirkung des Eijes, der Schmelzwafjer und der weiten Verſchwemmungen einen 
bejonders gleichartigen nur mäßig fruchtbaren, aber auch nur höchſt felten völlig unnugbaren 
Boden-Charakter erhalten. Aehnlich aber ift auch jein Klima durch den Einfluß der Höhen- 
verhältnifje und des Golfftroms von den Alpen bis zum hohen Norden überrajchend aus: 
geglichen und bewahrt durch Abtühlungen und regelmäßige Sommerregen ganz beftimmte agro- 
nomiſche Bedingungen. Während das Mittelmeerbeden die mannigfachiten reichlich und 
namentlich perennierend gedeihenden Früchte erzeugt, ift im Nord: und Ditjeebeden feine 
einzige zur Nahrung des Menjchen geeignete Pflanze heimiich. Sein gefamtes Gebiet war nur 
eine Wald- und Grasöde, die gejamte nugbare Flora ift erft mit dem Menjchen einge: 
wandert, und bis in jehr jpäte Zeit ja im weientlichen bis heute, abgejehen von den Kar— 
toffeln, auf Getreide, einige Rüben- und Kohlarten, Flachs, Hanf und Wein bejchränft geblieben. 

Ueber dieje frühefte Einwanderung der Bevölkerung läßt fich nun zwar erkennen, daf die 
Erbauer der Dolmen und Piahlbauten mit einiger Kultur aus Afrika vordringende Völker— 
ſchaften, vielleicht die fprachlich eigenartigen Iberer und Ligurer, gewejen find. Sie trafen 
aber, wie ihre Spuren erweijen, nod mit den Polartieren zuſammen, und es ift von ihnen 
ebenjomwenig, wie von den jpäter von Afien her, aus dem Altai und Turfeftan, einmwandern- 
den Finnenftänmen ein Einfluß auf die Gejtaltung des jeit hiftoriicher Zeit im Nord- und 
Ditjeebeden bekannten Anbaues erkennbar. Die landwirtichaftlicye Kultur Europas nördlich 
der Alpen gehört in der Hauptſache den erjt in verhältnismäßig jpäter Beit vom fernen 
Oſten ald Nomaden nach Weſten vorgedrungenen Jndogermanen an. Ihren Ausgangspunkt 
verlegen alle Anzeichen, gleich dem der jpäteren VBölferwanderungen, in das weftliche Central— 
afien*. Die Kelten haben fi von da dur Südrußland im Donau: und Aheingebiet und 
über Gallien und die britiſchen Inſeln ausgebreitet. Jtaler und Griechen folgten jpäter, 
jüdlih von ihnen, über die Julifchen Alpen und den Balkan. Die Germanen aber zogen 
nördlidy in zwei Hauptſtämme gejchieden. Die weitlichen ſtauten fich zuerjt an der mittleren 
Elbe auf, und bejegten von da aus die mitteldeutichen Waldgebirge, die Nordjeetüften und 
die weftfäliich-niederrheiniichen Gebiete, welche die Selten vorher inne hatten. Die Dft- 
germanen nahmen nördlich der Sudeten die Weichjel- und Ddergebiete und Skandinavien, erjt 
faft 200%. n. Chr. auch Oftungarn in Befis. Als fie Oftdeutichland verließen, rüdten mit dem 
Hunnenvorſtoße, wie es jcheint faunt bemerkt, die Slawen bis zur Elbe und Saale ein °). 
Auch fie teilten fich in einen älteren, Schon vor Tacitus’ Zeit zwiichen den Pripetjümpfen 
und der Dftiee anfällig gewordenen Zweig, die Lithauer, und in einen jüngeren die Slowenen, 
welche von mittleren Rußland aus zahlreiche Stämme nad Weften und Süden vorjchoben. 

Die Sprachforſchung lehrt uns, daß jämtliche Indogermanen ihre alte Heimat jchon mit 
ber Kenntnis des Aderns, des Getreidebaus, Mahlens, Webens, Schmiedens und der Zucht 


3) D awfins, Die Höhlen und die Ureins | lijiert für die Entwidelung folcher Qölfericharen, 
wohner Europa’s. 1876. Braun, Die Eiszeit auch fehlt Nomaden der Abzugsweg. Sie wären 
der Erde. 1870. D. Heer, Die Urwelt der auf bereit3 Höher entwidelte Völker geftoßen. A. 
Schweiz. 1865. Meipen, a. a. ©. Ill. 678, 

4) Armenien, auf dad man neuerdings binge 5) Zeuß, Die Deutfchen und die Nachbar: 
wiejen, ift viel zu Mein und dabei zu individug- ftämme. 1837. ©. 267. 667. 
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aller unferer Haustiere verließen). Wir wiffen auch, daß fie damals bereit3 in geordneten 
ehelichen Familienbeziehungen und geleitet von Fürften und Richtern lebten, und daß fie ihre 
neuen Sige gejchlechtermweije nad) Familie und Verwandtichaften unter Geſchlechts-Vorſtänden, 
die durch ihre Geburt Anerkennung hatten, in Beſitz nahmen und ji darin nad) Gauen 
Ihieden. Man darf aud) annehmen, daß fie das Nomadifieren jo lange fortgejegt haben, als 
fie nicht der Mangel an Raum oder der leicht eintretende Verluſt der Herden zur Sep: 
baftigfeit zwang’). Der Unterfchied der Art und Weiſe der Feitiegung in ihren Gebieten 
aber ift jehr bemerkenswert und offenbar ein nationaler, 

$ 6. Die Kelten nahmen, wie deutliche Zengniffe aus Irland, Schottland und Wales 
erweilen, das Land ald Elan in Befig, d.h. ald ausgedehnte Verwandtichaft, welche von 
demjelben Ahnheren abzuftammen glaubte, in allen Gliedern denjelben Namen führte und 
von einem aus dem angejehenjten Zweige der Familie gewählten Häuptlinge mit väterlicher 
Gewalt geleitet wurde °). Die Gaue der einzelnen Clane find noch heut genügend bekannt. 
Sie find in den meiften Counties und Baronies Irlands erhalten, und umfaljen etwa 
durchichnittlich je 9 geogr. OMeilen. Unter den Clanen bejtand eine weitere lleberordnnung, 
fo daß die Häuptlinge einiger derjelben wechjelnd Könige und Oberkönige der Inſel waren. 
Innerhalb des einzelnen Clans betrachteten fich feine Mitglieder ald Miteigentümer des ge: 
jamten Grund und Bodens. Niemand konnte davon Stüde zu erblihem Eigentum erlangen. 
Vielmehr wurde Jedem ein angemejjener Grundbeſitz zu lebenslänglicher Nutzung überwieſen. 
Dieje Ueberweifung war ein Geſchäft des als Stellvertreter und präjumtiver Nachfolger des 
Clanhauptes erwählten Tanaift. Die Söhne erbten nur den beweglichen Nachlaß ihres Vaters, 
und zwar die ehelichen ebenjo wie die unehelichen. Jedes Mitglied hatte nach Maßgabe jeiner 
Landnugung zu den öffentlichen Bedürfnijjen für Bauten und Krieg und für Unterhalt des 
Häuptlings und feiner Beauftragten durd Naturalleiftungen und Abgaben beizutragen. 

Dieje Berfafjung lebt in der Anſchauung der ren noch heut fort. Die Elanhäuptlinge 
verwandelten jich zwar im Sinne der angeljächfiichen und normannischen Eroberer in Va— 
jallen der Krone, Eigentümer des Grundes und Bodens umd Gutsherrn des ganzen Clans, 
den Mitgliedern! des Clans aber wurde dies zumächit wenig fühlbar. Sie erhielten ihr 
Land gegen eine mäßige (fair), nicht wejentlich zu fteigernde (fixe) Nente, mit der es an 
Andere abgetreten werden fonnte (free). Erjtim 17. Kahrhundert wurde für fie der Wechjel 
praktisch, und die Beitpächter, zu denen fie in der Neuzeit herabgedrüdt worden find, ftügen, 
wie befannt, bis heut ihre Anſprüche auf ihr altes voltstiimliches Anrecht an das Land, 
und fordern dejjen Verpachtung im Sinne der vorgedachten Rente. 

$ 7. Die Feſtſetzung der Slawen beruht im Gegenſatz zu den Kelten nicht auf einer 
größeren Gejchlechtögemeinichaft wie der Elan, fondern auf der einzelnen Familie”). Die 
Slawen nahmen zwar aud als Stammesverwandte bejtimmte ziemlich umfangreiche Land: 
haften in Befig. Die befannten ſlawiſchen Stanımgaue umfafjen 50 bis 100 O:M. Aber 
fie hatten keine fejte innere Organijation. Wir jehen fie zwischen ungebundenjter Demokratie 
und —— eis Ihwanfen. Die einzelne Familie ergriff, wenn auch in mehreren 
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Gliedern, dauernd von einem meift nur Heinen Komplex von Grundftüden Befig, den fie 
als ihr erbliches Stammgut betrachtete. 

Diefe Ländereien wurden nicht geteilt, jondern von der Familie ald Haustommunion 
gemeinjchaftlich bewirtichaftet, wie dies bei den Südjlawen bis auf die neuejte Zeit Sitte 
geblieben ift. Ein Hausvater ift der Leiter der Kommunion, er befiehlt jedem Einzelnen, 
was er täglich zu thun hat, führt die Kaffe, kauft und verfauft und übt jeden Akt väter: 
licher Gewalt, alles allerdings mit einem gewiſſen Einverftändnis der übrigen Familienväter 
im Haufe, die ihm jeine Leitung auch nehmen und ihn durch Wahl erjegen können. Seiner 
der legteren erwirbt in der gewöhnlichen Wirtichaftsführung etwas für fich. Eigenes Ver: 
mögen kann nur aus bejonders zugelajjenen Arbeiten, Beute, Brautgejchenken u. dgl. oder 
aus etwa verteilten Ueberſchüſſen entjtehen. Nur dies ift vererblich. Solchen Anfiedelungen 
gehören die zahlreichen patronymijchen Ortsnamen der Slawenländer an, welche Nachkommen 
eines befannten Ahns ausdrüden. Wird die Zahl der verheirateten Mitgenofjen zu groß, 
um aus derjelben Küche zu leben, jo erfolgt Trennung durch Begründung neuer Kommtumen, 
Alle Grundftücde werden in den verjchiedenen Lagen nach Verhältnis der ausjcheidenden Stirpes 
geteilt und unter Auslofung abgegeben. Entjtehen auf diefe Weile mehrere Hausfommunionen 
nebeneinander, jo bildet fich daraus ein Dorf. Ye ftärker eine Haustommunion anmwächft und 
je öfter Teilungen erfolgen, dejto Heiner müjjen die Ländereien der einzelnen Kommunion 
und damit die Hilfsmittel jedes Familienvater in ihr werden. 

Schon im frühen Mittelalter finden wir, vielleicht aus diefem Grunde, ganze Dörfer der 
Slawen, wie nod heut in Rußland, zu einer bejtimmten gewerblichen Thätigfeit greifen. 
Es gibt Dörfer der Korbmacher, Radmacher, Schufter, Töpfer, Schmiede u. dgl. m. Güter 
Einzelner, die nicht zu jolhem gemeinschaftlichen Familienbeſitz wurden, jcheinen lange Zeit 
nur auf landesherrlicher Verleihung beruht zu haben, die urfprünglich nur lebenslänglich war. 

Seit dem 12. Jahrhundert haben ſich nicht bloß in allen jetzt deutſchen Slawenländern, 
fondern auch weit darüber hinaus dieſe VBerhältniffe unter dem Einfluffe der deutichen Ko— 
lonen nad deutſchem Mufter geftaltet. Beim polnischen Adel ift die yamilien-Rommunion 
in Abfindungs- und Anwartichaftsrechte der Yamilienmitglieder übergegangen '®). 

88. In Rußland aber hat fich, vielleicht erleichtert durch die urfprünglichen Grund: 
anjchauungen der Familienfommunion, indes jehr verjchieden von ihr, der Mir oder der 
gemeinjame Bejig der Bauerngemeinde eingeführt ''). 

Die gegenwärtige Gejtaltung läßt fi mit Sicherheit erjt jeit dem Beginn des 17. Jahr: 
hundert, jeit der allgemeinen Verbreitung der Leibeigenjchaft in Rußland, erfennen. Eine 
gewiſſe Zahl Leibeigener eines Gutsherren bildete jeitdem eine Gemeinde mit bejtimmten 
Ländereien. Dieje wurden im Vollsbemwußtjein allerdings in der Regel als das alte gemein- 
ichaftliche Eigentum der Bauern angejehen, der Gutsherr konnte aber nad) Belieben in die 
Gemeinde Leute einmweijen oder aus ihr fortnehmen. Es bejtand auch keine gemeinjame Be- 
wirtichaftung des Bodens, jondern jedem Familienvater waren bejtimmte Grundftüde zur 
Nutzung zugewieſen. Wohl aber fam, neben der jolidarischen Haft Aller für die gutsherr— 
lichen und ſtaatlichen Leiftungen, die Gemeinjchaft enticheidend darin zur Geltung, daß das 
dem einzelnen Familienvater angewiejene Land demjelben nicht dauernd verblieb, jondern 
nur fo lange, bis eine neue Teilung erfolgte. Dieje wurde in der Regel bei den Steuer: 
rebifionen, etwa jedes 15. Fahr, vorgenommen, konnte aber auch zu anderer Beit eintreten, 
jofern dies zur Verjorgung der höher angewachſenen Anzahl von Familienvätern oder männ- 
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lichen Seelen, welche als Gleichberechtigte zu beteiligen blieben, erforderlicd) wurde. Die Ge: 
jtalt des Mir entjpricht alfo nicht der Familienfommunion, jondern ftellt gewifjermaßen einen 
Elan im Heinen dar. 

Bei der Aufhebung der ruſſiſchen Leibeigenichaft dur Manifeit vom 19. Februar 1861 
ift das den bisherigen Leibeigenen zugefallene Land nicht ihmen perjönlich, jondern der Ge- 
meinde überwiejen, und der Mir aufrecht erhalten worden. Die agrarpolitiiche Aufgabe der 
ruffischen Regierung fteht alfo hier noch nahezu vor den älteften Zujtänden der Befiedelung. 
Allerdings wird das Verhältnis des Mir vielfach als volfstümlich und ala Schuß gegen 
Berarmung gepriejen. Die Zeichen der Unverträglichkeit mit einer fürderlichen Entwidelung 
landwirtichaftliher Kultur und mit thatkräftigem Gedeihen des einzelnen Wirtes find aber 
unverfennbar '?). 

8 9. Bei den germanijchen VBolksftämmen finden fich im Gegenjaß zu Selten und 
Slawen weder Spuren des Clans noch der Hausfommunion. Für ihre Anfiedelung zeigt 
fich, ſoweit die Zeugniſſe zurüdreichen, vom erjten Urſprung an die Forderung der wirtichaft- 
lichen Selbftändigfeitdes einzelnen Hausvaters und der beftimmten, unveränder- 
lichen Feſtſtellung des zu feinem Gute gehörigen Beſitzes“). 

Allerdings hat nicht jelten innerhalb der Bezirke alter wie neuerer Unfiedelungen ein Wechiel 
der Nutzung gewifjer gemeinjam gebliebener Grundftüde jährlich oder in längeren Perioden 
jtattgefunden. Ueberdies lafjen ſich örtlich Negulierungen und Umlegungen einzelner Zeile 
der Flur erkennen, die bis zu Neueinteilungen des gejamten Befigftandes mit Ausnahme des 
Bereiches der Gehöfte ausgedehnt werden konnten. Beide Arten ſolcher Regulierungen wurden 
auch, wie fich zeigt, nadı dem Loſe vorgenommen. Sie beruhten indes nicht auf dem Ge— 
danken, eine andere Verteilung der Grundjtüde nach neuen Anteilsrechten eintreten zu lafjen, 
ſondern bezmwedten nachweislich, die nach Lage der Verhältnifje kaum vermeidlichen, oft weit 
greifenden Grenzverwiſchungen zwedmäßig und ohne Streit auszugleichen. 

Die Haupteigentümlichkeit der germanischen wirtichaftlichen Auffafjung ift die enge Ber: 
bindung des Landbefiges mit der Perjon und Familie des Wirtes. Der Landbefig ift als 
der Träger einer einzelnen Familie gedacht und danach von Anfang an eingeteilt. Die darauf 
berubende Befignahme nah) Hufen, die in Wejtfalen und Friesland durch Höfe vertreten 
werden, tritt überall im deutichen Agrarweſen als leitender Gefichtspunft und Anhalt für 
Rechte und Pflichten hervor. Trotz ihrer Verjchiedenheit nad) Dertlichkeit und Zeit der An- 
lage find alle Hufen doc hinreichend gleiche Landgüter, um, wie eine Art Kataftrierung, 
den Anbauern der verjchiedenen Landesteile einen Mapjtab der Leiftungsfähigkeit, 
der Anforderungen und Gegenaniprüche zu gewähren. Auf diefem Maßſtabe beruhte von 
jeher und bis auf die neuefte Zeit die wirtjchaftliche Verfaffung des platten Landes in Deutſch— 
fand. Er ift in alle deutſchen Kolonijationen übertragen, und wo er fich durch Teilungen, 
Zugeftändnifje oder Eingriffe verwiicht hatte, immer wieder in ähnlichen Formen nachgebildet 
worden. Das Hufengut galt als eine Berjönlichleit mit bleibenden wirtjchaft- 
lichen Rechten und Pflichten, im wejentlichen unabhängig davon, ob fein Wirt perſönlich ein 
Freier oder Unfreier, ein Gutsherr oder ein Höriger, ein Eigentümer oder ein Pächter oder 
Verwalter war, und ob das Gut in Teilen oder im ganzen die verjchiedenen Beſitzer wechſelte. 

Neben diejer Befignahme des Bodens nad Hufen mit der daraus ſich ergebenden Flur: 
verfaffung umd ihren nachbarlichen Rechten und Pflichten, kamen andererjeitö bei den Ger: 
manen bejondere Treuverhältnifje des Lehns, der Leihe und der Eigengabe zur Geltung, 
die fi) zur Hörigfeit und Gutöherrlichkeit und zum Ständewejen entwidelten, und zur Auf: 
öfung der Staatsorganijation führten. 
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$ 15. Dieje nationalen Bejonderheiten wurden von den zugleich als Herren und ala An- 
fiedfer auftretenden deutihen Stämmen der Böllerwanderung auf alle von ihnen 
eroberten Länder des Reichs der Cäſaren ald neue der römischen Auffafjung fremde Agrar: 
verhältnifje übertragen. Die Periode, in der die germanifchen Heereshaufen den gejamten 
römischen Weltfreis unterwarfen, hat in nichts jo nachhaltig gewirkt, als grade im Agrar: 
wejen'). In kurzer Zeit war überall in den Ländern des Mittelmeeres der germanijche 
Keriegsadel romanifiert. Den Stempel jeiner eigenartigen volfstümlichen Anſchauung des Grund— 
eigentumes und des Landbaues aber hat er dem Agrarweſen aller diejer neu entjtandenen 
Staaten aufgedrüdt und bis zum heutigen Tage erkennbar erhalten. 

Auch in den feltiichen und flavischen Machtgebieten erlangten dieje neuen Lebensformen 
überall Geltung. Sie entſprachen offenbar den Bedürfnifjen der eben erjt aus den Urzu— 
ftänden herausgetretenen jugendlichen Völker bejjer, als die logijche Schärfe römischen Eigen: 
tums und römischer Vollfreiheit oder Sklaverei’). Aus ihren volfstümlichen Forderungen 
gejtaltete fich ein großer Teil des eigenartigen Wejens des Mittelalters, und der moderne 
Rechts: und Aulturjtaat mußte gegen jie ebenjo antämpfen, wie gegen das Mittelalter über: 
haupt. Nachdem die Monarchie des jehzehnten Jahrhunderts die politiichen Unmöglichkeiten 
des mittelalterlichen öffentlichen Hechtes überwunden hatte, trat fie mit kameraliſtiſcher 
Einficht notwendig auch der Bejeitigung diejer privatrechtlichen Mißſtände der agrarijchen 
Entwidelung näher. Die wejentlichjten Hemmnifje fielen im Beginn des 19. Jahrhunderts. 
Der Aufſchwung des politischen und wirtjchaftlichen Lebens der Gegenwart aber erwies ſich 
aud mit den legten Reſten durchaus unverträglid. 


XV, Meißen, Landbwirtfhaft. II. Teil. 


2. Derfnüpfung mitdererften Unlage der feften Anfiedelungen, 


8 10. Innerlich wejentlich verjchiedene nationale Lebensanjhauungen müſſen aud 
verjchiedene Familien- und Befigrechte und abweichende jociale und wirtichaftliche Anforde: 
rungen und Gewohnheiten jchaffen. Aeußerlich und völlig deutlich werden dieje Unterjchiede 
aber namentlich in der Art der Anlage der feſten Anfiedelungen und der Feldeinteilung her- 
vortreten. Auf dem erjteren Gebiete entjtehen mehr die Beziehungen der perjönlichen Be- 
ſchränkungen, welche von der Gejeßgebung im Perſonenrecht ohne tieferes Eingreifen in that: 
ſächliche Zuſtände zu löſen find. Dagegen liegen in den notwendigen Neugejtaltungen auf 
dem Gebiete der Feldeinteilung und der Grumdberecdhtigungen vorzugsweile die Schwierig: 
feiten gejeglicher Aufhebung und Regelung der hergebradhten Kulturſchädlichkeiten. Nur durch 
umfafjende und umftändliche Fejtjtellungen und Verhandlungen, durch Meſſungen, Schägungen, 
Berechnung des Wertes der Berechtigungen und Herjtellung neuer Befigverhältniffe läßt ſich 
eine Löſung ungünftiger Grundbejigbeziehungen erreichen. 

Für die größere oder geringere Ungunft der Verhältniffe, welche die Landeskulturthätig— 
feit des Staates vorfindet, wird jo jehr die erjte Anlage der AUnjiedelung grund: 
legend, daß ihre Form ohne gewaltjame nur von der höheren Macht des Staates aus— 
führbare Umgeftaltungen in der Regel für alle Zeiten als entjcheidend betrachtet werden darf. 


14) Das Kolonat war fhon zu Columellas | lichen Lage den deutjchen Hörigen jo nahe, dab 
Beit als eine der Bewirtſchaftung der Latifun- | eine Unterjcheidung von diefen kaum möglich jein 
dien durch Sklaven vorzuziehende Einrichtung | dürfte. Codex Theodosianus, Lib. V tit. 9 u. 10. 
anerkannt, und jpäter in den norijchen, galliichen | Codex Justinianeus, Lib, XI tit. 47 u. 49. Tb. 
und germanijchen Provinzen weit verbreitet. E& | 


Fi nicht unwahrjcheinlich, daß ganze Dörfer jolcher 
olonen in die mittelalterlichen Gutsherrichaften 
der weltlichen, wie der geiitlihen Großen über- 
gegangen jind. Nah den uns befannten Laften 
und jeit der glebae adscriptio der jpäteren 
Kaijerzeit ftanden aber diefe zum nicht geringen 
Zeil germanijchen Kolonen auch in ihrer perjön- 
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Die Art der Abgrenzung der Heimftätten in der Ortichaft, ihre nachbarliche Verbindung, 
ihre Sicherheit durch Heden oder Gräben und ihre Zugänglichkeit durch Weg und Steg jchafft 
einen bejtimmten Organismus, der ſich zwar verbefjert und erweitert, aber nur ſchwer durch: 
greifend verändert. Unfälle, Feuer oder Feinde können ihn Schwer jchädigen, immer aber bleibt 
jo viel Nugbares, jo viel fertige Arbeit übrig, daß der bisherige Befiger das Alte gewiß 
jo jchnell ala möglich au& den Trümmern wieder herftellt. Selbft der fremde Eroberer 
jicht vor, fich dem Vorhandenen anzupaſſen, als unter unnötiger Anftrengung und Unbe— 
auemlichkeit Neues einzurichten. Den einmal gepflügten Acker wird Jeder weiter bejtellen, 
ftatt Neuland zu machen; er wird die Furchen wie der Vorbefiger nad) dem Wafjerhange 
ziehen und weder Gräben noc Wege verlegen. So weit die alten Ort3genofjen ganz oder 
teilweis fortbejtehen, werden fich auch die alten Befigungen erhalten. Wo fremde Gewalt 
nicht eingreift, fnüpft dad Nachbarredht durch den Lauf der Kahrhunderte die Verhältniffe 
nur immer fejter. Häuſer fünnen umgebaut, Gehöfte und Meder geteilt oder nebeneinander: 
liegende zufammengezogen, gefauft oder ererbt werden. Aber alle dieſe Veränderungen, jelbit 
wenn fie ſich nicht erkennen lafjen, berühren den urjprünglichen Charakter der Anlage nicht. 
Jede wejentliche Abänderung in den Formen der Befigftücde erfordert Abkommen mit den 
Nachbarn, welche nur ganz ausnahmsweiſe erwartet werden dürfen. Zum Mangel an Ge: 
neigtheit und Entichluß, zum Verdachte der ebervorteilung und jpäterer Schäden tritt die 
mannigfache Verfettung der Umftände hindernd Hinzu, die das mehr oder weniger bedingte 
Wirtſchaftsſyſtem, befchränftes Eigentumsrecht, Teilungsverbote, Laften, Schulden und Steuern 
herbeiführen. 

Diefe Umstände erklären die Erhaltung und Erfennbarkeit des typifchen Charakters der 
Anfiedelungen innerhalb der urjprünglichen Grenzen eines bejtimmten Volkstums und die 
Uebereinftimmung der agrarpolitiichen Bedürfniſſe auf jedem jolchen Volksgebiete. Sie machen 
die Bejeitigung der nationalen Siedelung eines Volkes durch die eines anderen zu einem 
hiftorifchen Ereignifje, dad an feinem weiteren Zuſammenhange erkannt werden kann, und 
laſſen auch ein Urteil darüber zu, ob durch ebereinanderjchieben verichiedener Nationen Miſch— 
formen oder Neuerungen mit bejonderen agrariichen Verhältniſſen entjtanden find. 

$ 11. Ueber die Anfiedelungen der Kelten wiſſen wir aus dem reichen Schage 
der für Irland erhaltenen Gejege und hiftoriichen Schriften, daß fich die auf der Inſel 
zujammengedrängten zahlreichen Elane im 7. Fahrhundert gezwungen jahen, vom Hirtendafein 
mit geringem ſporadiſchem Anbau zum feſten Aderbau überzugehen. Zu diefer Zeit beftanden 
in Irland 184 Elane in bejtimmt abgegrenzten, unter einander ziemlich gleihgroßen Weide: 
revieren; auf jedem derjelben wurden 30 für etwa je 300 Kühe genügende Townlands oder 
Anfiedelungen gerechnet. Das einzelne Townland gehörte einer der Familien des Clans unter 
einem Häuptlinge. In der Regel wohnten 16 Hausväter der Familie unter demjelben Dache in 
den 4 Abteilungen des Stammhauſes zujammen. Im 7. Kahrhundert wurden die Town- 
lands in je 4 Quarters und die Quarters in 4 bis 6 Tates oder Adermwirtichaften von 30 
iriihen Adern oder 16 ha geteilt. In einigen Gegenden beftand auch das doppelte Maß. 
Dieje Townlands, Quarters und Tates find mit Namen und feiten Grenzen in großer Zahl 
bi3 auf unjere Zahl erhalten und aus den Surveyfarten deutlich feitzuftellen '%). Die Tate 
bildet überall einen Grundſtückskomplex, der geſchloſſen um den alten Hof herumliegt, und 
durch Mauern, Heden und Gräben nicht allein nad) außen, fondern auch in fich in Kämpe 
von /—2 ha Umfang geteilt ift. Auf dieje Kämpen wird, joweit fie nicht Wieje oder Wald 
find, Feldgraswirtichaft getrieben und das Vieh im Schug der Umzäumungen ohne Hirten 
geweidet. Glaubhafte Leberlieferungen befunden ausdrücklich, daß dieje bis dahin unbekannten 

16) Fr. Seebohm,a.a.D. S. 224; deutihe/berts, The historical geography of the clans 
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Umzäunungen erjt bei der Teilung im 7. Jahrhundert geichaffen wurden. Seit diejem Leber: 
gang zum Aderbau entjtand innerhalb der Elane eine Grundariftofratie, welche mehr und 
mehr durch Klientel: und Sklaven: Verhältniffe das übrige Volk zu einer harten Abhängig: 
feit herabdrüdte. 

Gleiche Zuftände werden aud Wales durch die dortigen Geſetze bekundet, und fie find 
nad den Zeugnifien Eäfars und Strabos auch auf Gallien auszudehnen. Es beftand hier 
ſchon zu deren Zeit bei weit fortgejchrittener Landwirtichaft eine Bewohnung in zerftreuten 
größeren und Heineren Höfen und drückende Dienjtbarkeit unter einer zahlreichen Ariftokratie 
der Grumdbefiger. Dieje Bejiedelung in Einzelhöfen zeigt fich auch gegenmärtig 
noch in allen den Gebieten Frankreichs, für welche fich nicht die Feitiegung deuticher Wolke: 
mafjen jeit der Zeit Cäſars bis zum Ablauf der Völkerwanderung nachweiſen läßt. Es ift 
bekannt, daß die Römer die galliichen Civitates nur verwaltungsmäßig zu Munizipien ein: 
gerichtet, die Bewohner aber in ihrem Befißftande ungeftört belaffen haben. Nur ſporadiſch 
und vorzugsweije in Nordgallien und Germanien haben fie Militärfolonien und Latifun— 
dienwirtſchaften in italiicher Weije angelegt. Auch two Burgunden und Wejtgothen im die 
Tertia der römiſchen Befiger angemwiejen wurden, ift noch heut Die Grundeinteilung in Einzel: 
höfe erhalten. Allenthalben wo die Zerftücdelung des Beſitzes vorfchritt, find die Kämpe zwar 
vielfach geteilt und Hleinere Wirtichaften mit befonderen Häuſern entjtanden, der Ueberblid 
über die topographiichen Karten läßt aber leicht den alten Charakter der Anfiedelung er: 
fennen. Außer den alten Hauptftädten des Landes finden fi nur wenige um Kirchen oder 
Märkte allmählig angewachjene Dörfer und Weiler. In der Hauptjache liegen die Gehöfte 
zerjtreut und möglichjt nahe von den zu ihnen gehörigen Grundſtücken umjchlofjen. 

Dieſe Art der Beftedelung erftredt fich auch über das gejamte früher keltiſche Alpen: und 
Gebirgsland Süddeutſchlands. Nur in einzelnen offenen Thälern liegen Dörfer, welche der 
deutjchen Befignahme wie in Gallien angehören. In diefen Bergen find die Einzelhöfe durch 
die Natur des Terrains und die Vereinzelung des Kulturbodens bedingt. Aber auch auf 
allen Keltengebieten, welche bereit3 vor der Zeit Cäſars von deutjchen Stämmen in Beſitz 
genommen find, hat ſich die keltiſche Einzelhoffiedelung erhalten, jo am Niederrhein, in Fries: 
land und in Weftfalen bis an die Wejer, den Osning und das Rothaargebirge, aljo genau 
ſoweit ald aus ſprachlichen und biftorischen Anzeichen die Ausbreitung der Kelten noch wenige 
Sahrhunderte vor Eäfar anzunehmen if. An der unteren Wejer ift die Grenze der 
Einzelhöfe des linfen Ufers gegen die der Dörfer des rechten völlig jcharf und um jo 
beachtenäwerter, als jchon in der erjten gefchichtlichen Zeit Chauken und Engern auf beiden 
Ufern ihre Stammpgebiete inne hatten. 

Diefe hiſtoriſch jehr wichtige Erjcheinung mweift darauf hin, daß die fefte Befiedelung der 
Kelten jchon jehr früh bis an die Wejer reichte, und daß die Deutichen fie bei ihrem erften 
Vordringen über diefen Strom bereits vorgefunden und unverändert übernommen haben. 
Schon Cäſar traf nur noch die lebten Reſte der Menapier rechts des Rheins, und erzählt, 
daß fich die Tenkterer und Neipeter in deren Häufern feftjegten. Eine Ausnahme machen nur 
die Dörfer des wahricheinlich erſt nach Cäſar von den hattischen Marjen bejegten Hellwegs ). 

Es ift klar, daß die keltiſche Anfiedlung in Einzelhöfen in Betreff der Feldeinteilung ge: 
wifjermafjen das agrarpolitifche Ideal bereits verwirklichte. Sie bietet das günftigfte 
Verhältnis bezüglich der Entfernung des Hulturlandes vom Wirtichaftshofe, gejtattet in den 
geichlofjenen Kämpen unbeauffichtigten, bequemen und gejunden Weidegang des Viehes, be: 
ichränft die nachbarlichen Grenz-⸗, Wege: und Wäfjerungs: Beziehungen auf das möglichjt ge: 
ringfte Maß, und gibt jedem Wirte die freiheit feine einzelnen Grundftüde mit jeder Frucht 
und in jedem Wechjel zu benußen, die ihm am zweckmäßigſten ericheinen. Es kann ſich alfo bei 
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ihnen nur um etwaige Grundgeredhtigkeiten, die zu regeln, oder um gemeinfame Grundſtücke 
oder Nubungen handeln, welche geteilt und abgefunden befjer verwertet werben können. 

$ 12. Die Grumdftüdgeinteilung, weldye mit den Anlagen der flawijhen Haus— 
fommunion verknüpft ift, ftimmt, wie es jcheint, in ihrer urjprünglichen Geftaltung mit dem 
Einzelhof überein. Bon ein und demjelben Gehöfte aus wird die gejamte Flur der Zadruga 
tommuniſtiſch bemwirtjchaftet. Die Gemarkungen bilden alſo geſchloſſene Ganze und es ift auch 
erfennbar, daß fie meist Hein und jchon früh gegeneinander beftimmt abgegrenzt waren. 

In der geichichtlichen Zeit finden fic) indes die Slawen ganz überwiegend in Dörfern 
angefiedelt. Ihre Gehöfte lagen entweder fäherfürmig, jo daß die Wohngebäude einen 
runden, zum Cintrieb des Viehes geeigneten, mit nur einem, verjchliegbaren Bugange ver: 
jebenen Play umgaben. Hinter den Häufern aber breiteten die nad außen mit hohen Bäumen 
beftandenen Gärten fich feilförmig aus und fchlofjen mit einer dad Ganze im Kreiſe um- 
gebenden Hede ab. Dieje charakteriftiiche Art der Anlage ift den Sorben-Wenden eigentüm:- 
fi) und reicht öſtlich nur ausnahmsweiſe über Oder, Neiffe und Moldau. Oder die Ge- 
höfte lagen ziemlich regelmäßig, eng nebeneinander gereiht, auf beiden Seiten einer 
breiten Dorfitraße, jo daß die dahinter liegenden Heinen Gartenjtüde in einer graben 
Linie mit Heden und Gräben abjchlofien, und der ganze Dorfbering die Geftalt eines läng- 
fihen Rechteckes hatte!s). E3 ift deshalb wahrjcheinlich, daß jchon bei der Beſitznahme häufig 
mehrere Zadrugas fich weilerartig zu einer Ortichaft vereinigten. Beide Dorfformen find ihrer 
Zwedmäßigkeit twegen auch da erhalten geblieben, wo ſpäter das ganze Dorf an deutſche 
Bauern zur Kultur übergeben wurde, oder wo der Gutsherr, auch wenn die Slawen ſitzen 
blieben, die Aderflur nad) deuticher Weife in Gewanne einrichtete. Die zugehörigen Lände— 
reien waren anjcheinend anfänglich nur an den bequemften Stellen und ohne Zuſammen— 
ihluß kultiviert. Das Hauptgewicht lag auf den Viehmweiden. Erft mit der Beit füllte das 
Bedürfnis die Lücken und führte auch jehr zerjtüdelte Grundftüdslagen herbei'). 

In ein gewifjes Gemenge mußte aber die Aderverteilung wenigftens mit der Zeit auf 
allen diejen Fluren fonımen. Denn jede Teilung einer Zadruga führte, wie erwähnt, zu einer 
Teilung aller einzelnen Rulturgrundftüde, welche bisher gemeinschaftlich bewirtichaftet worden 
waren, und dies ſetzte ſich bei wiederholten Teilungen verjchiedenartig fort? Dabei war in: 
des mwenigjtend bei den weitlihen Slawen die Form der im Gemenge liegenden 
Grundjtüde nah modernen Anforderungen infofern nicht ungünftig, als die Stüde mehr 
quadratiſch als in jchmalen Streifen gebildet wurden. Der Grund lag im AUderinjtrument. 
Die weftlihen Slawen benußten allgemein einen Haken, der zwiſchen den einzelnen Furchen 
einen Rüden undurchbrochenen Bodens jtehen läßt, und deshalb ein Kreuzadern nad) der 
Länge und nach der Duere erfordert, während der Pflug den Boden abſchneidet und völlig 
ummirft und deshalb nur die Arbeit nach der Länge nötig macht. Dueradern läßt ſich aber 
bei jchmalen Streifen nicht ausführen. Deshalb zeigt eine alte jlawiiche Flur biodähnliche 
ziemlich abgerundete Aderjtüde. Gleichwohl erzeugt ihr Gemenge mancherlei nachbarliche 
Schwierigkeiten. 

Eine den Hufen ähnliche Einteilung gab es nicht. Die Laſten wurden nach dem Rauch— 
fang, dem Zugvieh oder dem Adergerät, dem Hafen, uncus auferlegt2°). Außer bei den Süd: 
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jlawen der Balkanhalbinſel find nur in der Laufig, Oberſachſen, Oberfranken und in Böhmen 
einige Gruppen altjlawijcher Flureinteilungen erhalten. Bei weiten die Mehrzahl find auch 
in den linkselbiſchen Landſchaften in deutiche Form gebracht worden, rechts der Elbe aber 
wurde die Umgeftaltung durch die Kolonifation des 13. Jahrhunderts eine faſt ausnahms— 
loſe. Die Gebirge und die Gegenden mit ſchwerem Boden hatten die Slawen überhaupt 
nicht befiedelt, jondern dem Walde überlaffen. In den Ebenen mit leichtem Boden lagen 
dagegen ihre Dörfer ziemlich gedrängt. Obwohl die Deutjchen ihre Hufeneinteilung überall 
einführten, maßen fie doch die den jlawiichen Bauern überwiejenen Hufen in der Regel in 
Größe und Laften um Y oder 's Heiner und nannten fie mansi slavonici, moravici, polo- 
niei, oder auch unci, Hafen, im Gegenjaß zum deutichen aratrum, Pflug. 

$13. Die harakteriftiih volfstümlihe deutſche Art der Anfiedelung läßt fi 
ebenfall® deutlich erkennen. Sie erweift ſich dadurd als folche, daß auf den niemals von 
einer anderen Nation befiedelten oder jpäter in Befig genommenen germanischen Länderge- 
bieten alle älteren Orte übereinftimmend gleiche Gejtalt haben und, ſoweit fie nicht durch 
die Durhführung der Landeskulturgejege im vorigen und gegenwärtigen Jahrhundert in be: 
fannter Weiſe umgewandelt worden find, noch heut zeigen. Dieſes Yändergebiet ift begrenzt 
im Weiten durch die Wejer und die oben bezeichnete mutmaßliche Grenze der Kelten, im 
Süden durdy die Linie des von Tiberius gezogenen und feit Domitian befeftigten limes ro- 
manus, fo weit er über den jüdlichen Abhang des Wefterwaldes und den Taunus um Die 
Wetterau läuft und fich im Main bis Miltenberg fortiegt. Leber diejen limes hinaus haben 
die Römer feine wirtichaftlichen Anlagen gemadt. Die weitere Südgrenze liegt von da den 
Main aufwärts bis zur Einmündung der Ih. Im Oſten ift als die Grenze gegen die Slawen 
der 805 von Karl dem Großen fejtgeftellte limes sorabicus anzufehen. Derjelbe ging von 
der Donau und Regensburg die Regnig und Itz aufwärts über den Thüringerwald nad 
Erfurt, dann zur Saale und die Saale und Elbe bis zur Ohre abwärts. Der Ohre folgte 
er aufwärts über den Drömling in die Nähe des linken Ufer der Ilmenau, von wo er über 
die Göhrde die Elbe erreichte. Jenfeits der Elbe führte er die Delvenau aufwärts und die 
Schwentine abwärts bis zur Kieler Bucht. Diejes verhältnismäßig kleine rein deutjche Volfs- 
gebiet wird dadurd) weentlich erweitert, daß auch die gefamte eymbriſche Halbinfel, die Däni- 
ihen Inſeln, die Südküſte von Norwegen und in Schweden Schonen, Gothland und Up- 
land in gleicher Weiſe zu ihm gehörten ?t), 

$ 14. Auf diefem gejamten Ländergebiete beftehen alle nicht erjt in neuerer befannter Zeit 
entjtandenen DOrtichaften ald Dörfer mit mäßigen Gemarfungen. Abgejehen von 
Wald, Heide und Mooren umfaſſen dieje Gemarkungen durchichnittlich etwa 500 ha kultur: 
fähige® Land und zerfallen in 10 bis 30, in der Megel ungefähr zu je 50 ha Bauland zu 
berechnende ideelle Hufenanteile. Urſprünglich wurde jede Hufe als ein jelbjtändiges Bauer: 
gut, ald der gleiche Anteil eines Genofjen an der Gemarkung betrachtet. 

Eine ſehr große Zahl der Hufen bejteht jeit der erften Anlage bis zur Gegenwart in ihren 
notwendigen Beftandteilen fort, aus dem Gehöft, dem Gartenftüd, Aeckern, Wiejen und dem 
verhältnismäßigen Anrecht an Wald und Weiden, die der gefamten Anfiedelung ald Almenden 
gemeinjam gehören oder gehört haben. Viele dieſe Güter find indes jchon früh in Halbe, 
Viertel oder Kleinere Stüde geteilt, andere ebenfalls Schon in alter Zeit jo zufammenerworben 
worden, daß der einzelne Hausvater 2, 3 und mehr von feinem Gehöft aus bewirtichaftete. 
Nocd andere aber find möglicherweife niemals jelbjtändige Güter gewejen, fondern haben 
anjcheinend jchon uriprünglich als ideale Einheiten ein größeres Gut gebildet, welches in 
den Händen eines einzigen Wirtes war, der diejelben nad) Belieben an eigene Kolonen vergab 22). 


21) Meitzen, a. 0.92.16. 3, 2andau, Die Territorien 2c. 1854. K. Peyrer, 
22) Meigen, a. a. ©. 16.47, 72, 131,163. | Die Zufammenlegung der Grundftüde ac. 1873. 
G. Waip, Die Altdeutihe Hufe 1854. G. G. Hanjjen,a. a. O. Bd. II. ©. 179. 


Die deutiche Art der Anfiedelung. Nachteile. $ 15. 158 


Ale diefe Drtichaften find eng geſchloſſen zufammengebaut. Die Gehöfte bilden, 
wie der Name jagt Trup’s, unregelmäßige Haufen obne geordnete Zugänglichkeit. Die Ge— 
bäude müſſen urjprünglich Hein gedacht werden, und drängten ſich, als die Gehöfte größer 
wurden und bei Teilungen neue Stellen entjtanden, unzweckmäßig zufammen. Die Gehöfte 
liegen überall in abgezäunten Haudgärten. Die Form des Haujes aber ift nach der Stammes: 
fitte und den Stammesgrenzen im wejentlichen bi auf den heutigen Tag charakteriftijc) ver- 
ichieden. Bei den Franken find die Wohnräume von den Wirtjchaftsräumen, auch vom Kuh: 
ftall, getrennt und für Pferde- und Scafftall und Scheune bejondere Gebäude vorhanden. 
Bei den Sachſen herricht das ſächſiſche, uriprünglich Feltifche Haus, das die gefamte Wirt- 
ichaft unter einem Dad) vereinigt; bei den Dänen beftehen Zwifchenformen, bei den Nor: 
wegern und Schweden das nordiſche Haus ?®), 

Die Aecker aber find in Gewanne eingeteilt d. h. in Feine nach der Bodengüte be: 
grenzte, meiſt ziemlich rechtwinklige Feldabichnitte. In jedem diejer Feldabjchnitte erhielt jede 
Hufe ihren verhältnismäßigen, häufig bis zur Gegenwart noch nachweisbaren Anteil. Dieje 
jogenannte Gewanneinteilung der Aecker ift erſichtlich das Ergebnis einer allmählich nad 
Maßgabe der Arbeitskräfte und des Zugviehs fortfchreitenden Kultur. Ein oder mehrere der 
gedachten Gewanne bildeten die Arbeit eines Jahres. Der Anteil in dem einzelnen 
Gemwann wurde jedem Anbauer in der Regel in einem feiner Hufenzahl verhältnismäßigen 
Barallelftreifen zugeteilt. In den erften auf den gelegenjten Stellen entjtandenen Gewannen 
iheinen die Hufenanteile nad Morgengrößen abgejchritten worden zu fein. Größe und Ge: 
jtalt der jpäteren Gewanne mußte fich nach dem zwijchen den älteren liegengebliebenen Lande 
richten. Die Anteile jeder Hufe wurden aljo untereinander gleich, jedes der Aderjtüce aber 
oft Heiner, oft größer ald ein Morgen. Es wurde wohl auch einigen Hufen an einer andern 
Stelle ein Feldſtück zugewieſen, was um jo leichter anging, weil alle dieſe Verteilungen nach 
dem Loſe erfolgten. Sollten aber die einzelnen Hufen bei gleihem Maß auch gleichen 
Bert haben, jo mußte die Beichaffenheit des Bodens innerhalb des einzelnen Gewannes 
an allen Stellen von gleicher Güte fein. Dies konnte nicht immer völlig erreicht werben. 
Ueberdies war derjenige Befiger gewiß benachteiligt, an defjen Streifen ein Viehtrieb, ein 
Weg oder eine Anwand entlang lief. Eine Anwand entjtand, wenn die Streifen des nächſten 
Gewannes das erjte rechtwinkeligt oder jchräg trafen, jo daß alle Pflüge auf der Grenze 
des anftoßenden Streifend gewendet wurden. Für jolche Nachteile finden fich beftimmt er- 
fennbare Entjhädigungen dur Vergrößerung des Anteilsjtüdes. 

8 15. Die wirtſchaftlichen Nachteile diefer Art der Anlage, welche durch die große 
Zerftüdelung des Befiges entjtehen, find Leicht erfichtlih. Sit wurden noch dadurch ver: 
mehrt, daß zu den einzelnen Parzellen in der Regel feine Zugangsmwege ausgemwiejen 
wurden. Allerdings aber machte die Weife, in welcher die Bewirtichaftung gedacht und bis 
auf die neuejte Zeit auch in Ausübung gebracht wurde, folche Wege unnötig ’*). Die Wirt- 
ihaftsführung hing mit dem Grundgedanken der gejamten Anlage eng zujammen und be- 
feitigte für die frühere Kulturftufe manche Nachteile derjelben mit Glüd. 

Das von den Hufeninhabern zunächſt noch nicht kultivierte Land war naturgemäß und 
nottwendig der Weidegrund ihres Viehes, welches darauf in gemeinfamer Herde fich verbreitete. 
Im Grunde war jedes Vorjchreiten der Kultur ein Abbruch an der gemeinfamen Weide und 
jollte die Hutung jo wenig ald möglich verkürzen. Die ftehenden Feldfrüchte wurden aljo 
gegen das Vieh zwar unter den Schuß von Zäunen gebracht, die Brache aber und die Stoppeln 
jo bald als möglich der Beweidung freigegeben. Dies konnte nicht anders geichehen, als 
wenn Ausſaat und Ernte in demjelben Flurteil von allen Wirten gleichzeitig erfolgte. Dar: 


28) Meipen, a.a.D. fränfiih I ©. 581. II | 594; nordiſch II S. 500. III ©. 464, 478, 482, 491. 
S. 95. II 5. 212, 235, 406 ; jächfijch, feltiih | 24) Meipen, a.a.D. I ©.54, 62, 305, 460, 
LS. 134, 1911. II S.91. UI S. 280, 294, 312, ) 584. II ©. 325, 537. 
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aus ergab fich der fogenannte Flurzwang. Man nahm für die gefamte Flur ein beftimmtes 
Wirtſchaftsſyſtem, zuerſt wohl, joweit möglich, Feldgraswirtichaft, dann Felderwirtſchaft an **), 
teilte jede® Gewann einem Schlage diefer Syfteme zu, und zwang jeden Wirt, darin die: 
jelbe Frucht wie alle jeine Nachbarn zu beftellen und mit Saat und Ernte die vom Orts: 
vorsteher angeordneten Zeitfriften inne zu halten. Innerhalb diefer Zeiten ftand ihm die 
An- und Abfuhr über jämtliche Grundftücde feiner Nachbarn offen. Hielt er die Frift nicht 
inne, jo durfte er über die inzwijchen beftellten Felder nicht mehr fahren, und wenn er nicht 
rechtzeitig geerntet hatte, wurden gleihtwohl die Zäune entfernt und fein Feld dem Vieh 
preiögegeben. 

Durch den Flurzwang blieb allerdings Zerftüdelung und Weglofigfeit weniger bedenklich. 
Es wurde zubem der Träge mit dem Fleißigen fortgeriffen. E& war aber aud) Jeder auf 
der Stufe einer gewiffen Mittelmäßigfeit feftgehalten. Bejondere Kulturen, Fortichritte 
im Fruchtwechſel waren unthunlich. Indes kommen agrarpolitiich für diefe Anlagen nicht 
die Nachteile des Flurzwanges allein in Betracht. Auch falls deſſen Aufhebung durchführbar 
wurde, blieben wegen der bejonders zerjtüdelten Gemenglage der Grundftüde wirkſame 
Meliorationen, Wafferabzug, Vertilgung von Unkraut und von Schadentieren jehr erichwert, 
wenn nicht unmöglich, und an den Grenzicheiden ging viel Ausſaat verloren. 

$ 16. Dieje heimatliche Art der Siedelung haben die Deutichen weit verbreitet”). Schon 
Arioviſt's Genofjen, die Bangionen, Nemeter und Triboker übertrugen fie in die Rheinpfalz 
und in das Untereljaß, ebenjo die von Agrippa übergefiedelten Ubier auf das linke Rheinufer 
zwiſchen dem Vinxtbach und ihrer Nordgrenze, Geleep, Neuß und Erkelenz gegen Venlo. 
Entiprehend haben fie jchon vor Tacitus die Hermunduren nad Mittelfranken bis zur Alt: 
mühl, die Alemannen auf beide Ufer des Oberrheins bis in die Schweiz ausgedehnt, fpäter 
die Juthungen nad Schwaben, und die Bajuvaren von der Nab bis zum Lech und der Mang- 
fall. Sogar in die offenen Thäler Tyrols find fie damit vorgedrungen. Auch in England 
fiedelten fich die angelſächſiſchen Volksgenoſſen mit den volfsmäßigen Gewanndörfern an. 

Ihre Volkstümlichkeit wird dadurch völlig erflärlich, daß gleichberechtigte Volke: 
und Heereögenofien durch keine Art der Anfiedelung und Befignahme von Anbauland ge 
rechter und ftreitfreier befriedigt und fichergeftellt werden konnten, als durch Zuweiſung diejer 
wenigftens innerhalb derjelben geichlechtermweije in Befig genommenen Feldflur völlig bis in 
das Genaueſte gleichen und ſchließlich noch durch das Loos verteilten Hufenbefibftüde. 

Deshalb ift ed um jo bemerfenswerter, daß fich dieje allen deutichen Stämmen gemein: 
fame Art der Anfiedelung auf dem alten keltiichen Gebiete zwijchen Weſer und Nordjee und 
am Niederrhein, weftlich der gedachten Grenze der bier nicht findet, ſondern hier troß der 
Beſitznahme durch die Deutfchen die den keltiſchen Unlagenentjprehenden Einzel: 
höfe“) beftehen geblieben find. Dazu kann die Natur des Landes nicht weſentlich beige: 
tragen haben, weil diefelbe von den ſächſiſchen Gebieten rechts der Weſer nicht abweicht. 
Die Erklärung ift vielmehr darin zu fuchen, da die Befignahme bereits zu einer Zeit jtatt- 





25) G. Hanfien, Zur Geihichte der Feld- | pläne zu neuen Feldweganlagen, elbeinthei- 
infteme in Ngrarhift. Unter. Bb. I S. 123. ©. lungen und Zufammenlegungen herausgeg. von 
Landau, Territorien. 1854. der königl. Württemb. Centralitelle für die Land- 

26) Meigen, a.a.D. I ©. 415, 520, 532, | wirthichaft. Stuttgart. Heft I. 1854. Heft Il. 1868. 
538. II ©. 110, 502. €. Zeuß, Die Deutfhen | Hitſchin Tomnahip, Middleffer N. von London 
und ihre Nachbarftämme. 1837. E. Gaupp, Ger {sı6) in: Ar. Seebohm, a. a. O. © 1,6, 
manische Anfiedelungen und Landtheilung. 1844. | 26, und 432. Deutiche Ausgabe ©. 2,6, 18 u. 29. 
Stälin, Württembergiiche Geichichte. 1841 bis ZEFIBES: a.a.D.1I ©. 49, 176, 197, 515, 
1878, Bd. I. fr. Seebohm, a.a.D.©.6,26, 1562. II ©. 40, 62, 78, 99, 118. III S. 236. 
252, 432. Deutihe Ausg. ©. 6, 18, 184, 290. Ders, Der Boden ꝛc. Bd. I 1868 ©. 346. ©. 
TH. Mommſen, Römiiche Geſchichte Bd. V.107. Laudau, Beilage zum Correipondenzblatt des 

27) K. Lamprecht, Deutſches Wirtichafts- | Gefamt-Bereind der deutſchen Geich.- u. Aiterth .- 
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fand, welche vor die Entwidelung der volfstümlichen Siedelungsweife im Herzen Deutichlands 
fällt, Dies ftimmt mit Nachrichten überein, die wir durch Pythead von dem Vordringen der 
Ingväonen, und dur Cäſar und Tacitus von der Ummwandlung haben, welche während der 
Augufteiichen Zeit bei den Herminonen in den agrariichen Zuftänden eintrat. Cäſar (de 
bello gallico IV, c. 3 und VI, e 33) ſchildert die Sueven noch in halbnomadiicher Lebens— 
weile, welche auch Strabo beftätigt. Tacitus (Germania c. 16 und 26) aber kennt außer 
den Einzelhöfen nur Dörfer, deren Anlage und Flureinteilung hinreichend deutlich die Grund— 
züge der gejchilderten volf3tümlichen Anfiedelungen wiedergeben **). 


3. Die Gehöferfhaften, die Gewannregulierungen und das 
Reebningsperfahren 


$ 17. Zur Erklärung der eigentümlichen, augenscheinlich verrwidelten und fchwierigen Ver: 
hältnifje diefer gewannförmig geftalteten alten Dorfanlagen hat fich die Anficht gebildet, daß 
diefelben aus einer längere Zeit fortgejegten Gemeinwirtihaft der Anbauer her: 
vorgegangen ſeien. Dieje Anficht gründet fich nicht jowohl auf die urfprünglich jedenfalls 
notwendig gewejene gemeinjame Befignahme der Dorfflur und das allmähliche Fortichreiten 
der Ausfcheidung eingeteilter Adergewanne, jondern auf die überrafchende Erſcheinung, daß 
fi eine Anzahl völlig übereinftimmend in Gewanne aufgeteilter Dörfer vorgefunden hat, 
in welchen die Adergewanne im Mittelalter und bis in die neueſte Zeit periodi- 
hen Berlojungen unterworfen worden find. Nach einigen Hinweifen von Schwerz und 
v. Briefen war e8 G. Hanſſen, der auf die Bedeutung diejer Erfcheinung in feiner Schrift „Die 
Gehöferichaften im Regierungsbezirfe Trier“ (1863) ?”) die allgemeine Aufmerkſamtkeit lenkte, 


Er vermochte feitzuftellen, dab in Saarhölzbah, Kr. Merzig, noch bis in das Jahr 1863 nur 
an der Hausftelle und dem zugehörigen in dem Dorfberinge eingeichloffenen Heinen Hausgarten 
wirkliches Sondereigentum beitand. Alle anderen Grundſtücke, foweit fie nicht in —— Nutzung 
blieben, nicht allein die ſog. Wildländereien und die Waldungen und Wieſen, ſondern auch bie ſämt— 
lichen Aecker und ſogar die Feldgärten, wurden nad je 9 oder 12 Jahren unter die In— 
terefienten nach Verhältnis ihrer Anrechte verloft und wechjelten nadı Maßgabe des Lofes die Befiger. 

In einer Anzahl ſolcher gehöferichaftlihen Fluren, wie Wadern (Hr. Merzig), Beichweiler (Str. 
St. Wendel), Zerf (Kr. Saarburg), Kell, Paſchel, Lampaden, Franzenheim, Pluwig und anderen 
im reife Trier an der Numwer abwärts liegenden, wurde Brivateigentum an den Medern erft durch 
Abfommen über die Aufhebung der Neulofungen bei Gelegenheit der Kataftrierung in den Jahren 
1811 bis 1834 und fpäter erreicht. In anderen Gemarkungen, wie Untermorihbah, Wadrill, Büſch— 
feld, Dagftuhl, Dreisbad) (Sr. Merzig), Krotnach, Wilzenburg, Holzerath, Schöndorf (fr. Trier), 
Eppelborn, Tholey (Sr, Ottweiler), St. Wendel, Baumholder (Sr. St. Wendel), Freudenburg, Taben, 
Irſch (Kr. Saarburg) hat die Verlofung des Aderlandes und zum Teil der Wieſen vor Ablauf 
des vorigen Jahrhunderts aufgehört, e8 werben aber jett hier wie in den meiften oben genannten 
wenigftens noch Wild» und Waldland periodiich verteilt. An Losheim (Sr. Merzig) war zwiichen 
1655 und 1724 feine neue Teilung der Meder erfolgt, in legterem Jahre aber wurde auf Gemeinde: 
beichluß die Verlofung über den gehöferichaftlichen Bann wieder aufgenommen und jeitbem bis 
über 1860 hinaus von je 12 zu 12 Jahren fortgejegt ’"). 

$ 18, Die Gründe, weshalb Hanſſen und mit ihm fait alle, die ſich mit dieſen Fragen be— 
ihäftigten, in ben Gehöferfhaften die durch die befondere Dertlichkeit bewahrten legten Spuren 
einer urfprünglih genofjenihaftlihen Bewirtfhaftunga der Fluren 
ber alten gewannförmig angelegten Dörfer anerkannten, fcheinen allerdings 
ſehr überzeugend, 

GCäfar jagt von ben Eueven (de bello gallico IV,c. 3): „Privatländereien und gefonderte Aecker 
ga es bei ihnen nicht, und es ift nicht erlaubt, länger als ein Jahr auf einer Stelle behufs ihrer 

ebauung zu bleiben.” Bezüglicd der Germanen im allgemeinen wiederholt er VI, c.23): „feiner 
bat ein beſtimmtes Maß Aderland, oder eigenen Grundbeſitz, jondern bie Obrigkeit und die Fürften 
weifen immer auf ein Jahr den Stämmen und den Sippfchaften, die unter fich zufammengefommen 
find, Aderland au, joviel und wo es ihnen gut dünkt, und zwingen fie, das Jahr danach anders— 
wohin überzufiedeln.“ Tacitus' leider jehr kurze und in fich zweifelvolle Angabe ift: „Die Meder 


38) Meißen, a. a. O. IS. 159, III S. 584. ' 1880. ©. 99 und Bd. II. 1884. S. 1. Wbhandl. 
Derj., Der ältefte Anbau der Deutichen in J. der Akademie der Wiffenfchaften zu Berlin. 1868, 
f. Nat. II, 2 (1881) ©. 1 ff. | 80) Meißen, a. a. D.1 6.602, 8. La m p⸗ 
29) G. Hanjjen, Agrarhift. Unterf. Bd. J recht, a. a. O. Bb. I. ©. 454. 
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werben nach der Zahl der Anbauer von allen zum Wechſel in Befiß genommen und darauf unter 
fih dem Anſehen bes Einzelnen entſprechend aeteilt. Die aroken Flächen ber Ländereien machen 
die Teilung leicht. Das bebaute Land wechſeln fie jährlich und es bleibt Ader übrig.” Dazu ſchien 
A. v. Harthaufen in feinen Studien über Nukland *') in den 8 183 aefchilderten Eigentüm: 
lichkeiten des rufftihen Mir ein fprechendes Gegenbild au aeben, das er für die urſlawiſche 
Artder Anfiedelung erflärte. Entſcheidender noch konnten die Unterſuchungen Roſchers 
ericheinen, welchen nicht bloß aus Rußland, Polen und der Baltanhalbiniel, und aus Schottland, 
Irland, der Bretaane und Sardinien, fondern auch aus China, Afahaniftan und Indien, aus Nadı- 
richten des klaſſiſchen Altertums und felbit von den amerifanifhen Indianern und aus Merico, 
als e8 die Spanier entdedten, Beiſpiele ähnlicher Mararverfaffuna aufammentrua. Er erflärte ſie“) 
für ein allgemeines fociale3 Brinzip, für eine Kulturſtufe zwiichen dem Nomaben- 
tum und ber feiten Anfiebelung zu Privateigentum, welche wahricheinlich von den meisten Völkern 
durchlaufen worden ſei. 

Gleichwohl läßt ſich dieſe Auffaffıma wenigſtens für die dentſchen Dörfer nicht aufrecht halten. 
R. Lamprecht bat die Geſchichte der Gehöferfchaften des Mofellandes zum erften Mal durch 
forafältiae, toponraphiich genau firierte, urkundliche Unterſuchungen in das frühe Mittelalter zu: 
rück verfolgt, und nacaewielen ?*), dak in allen befannten Fällen bie Gehöferſchaften nicht 
ber urfprünglihen Flurverfafiuna angehören, fondern ihre Entitehuma in beitimmten 
Bhafen der Entwidelung der Grundherrſchaft und der autöherrlich-bänerlihen Verhältniffe fanden. 
Sie harakterifieren fich deutlich als eine im 12, Jahrh. üblich gewordene Verwendungsart von guts— 
herrlibem und von Almende-Rodeland. Dadurch befommt ber Umſtand befonderes Gewicht, daß 
die lex saliea und die übrigen Vollsgeſetze für einen folchen veriodiichen Wechiel des angebauten 
Hoflandes Feinerlei Andeutung bieten ®*), und von der früheften Zeit an in den Volksgeſetzen und 
Urkunden allgemeine Teilbarfeit*”) und die Beräukerung zahlreicher einzelner 
Moraen und anderer Nderftüde in beitimmter Lage bezeuat werden ’®), 

Die Angaben Cäſars vermögen nur zu dem Schluffe auf nomadiiche Zuftände vor ber feiten 
Anfiedblung au Führen, die des Tacitus bleiben unklar, denn fie Sprechen, felbit wenn bie übliche 
Lesart richtig ift, nur vom Mechiel der Feldmarken, und aleihwohl von feſter Anfiedelung. Die 
Feſtſtellungen Roſchers aber befunden zwar für zahlreiche Völker Gemeinbeſitz, und für mehrere 
auch periobiiche Nuslofungen bes Nderlandes, aber bei diefen beruhen fie mit Ausnahme der Jo— 
Ioffen in Senegambien, der Afahanen und der Ungarn auf fiäfaliichen oder arundberrlihen Land— 
berwertungen von hinreichend bekanntem Urſprung. Während alſo eine urfprüngliche volkstüm— 
lihe Sitte der Feldgemeinſchaft bei den Kelten durch die Clanverfafiung, bei den Slawen durch 
die Hauskommunion ausgeihloffen ift, läßt fih nur annehmen, daß bei den Germanen der in- 
dividunaliſtiſche Volksgenius fofort mitihrem Nustritt aus dem Nomadentum die That: 
fraft und Mrbeitäfreude des einzelnen Familienvater durh Brivateigentum mwadhrief'”. 

8 19. Wenn nah diefen Erwägungen aber auch das von den Anbauern in dauernde Kultur 
aenommene Hufenland in das Privateiaentum und den feiten Beſitz des einzelnen Wirtes über: 
aing, fo ift Dadurch doch die Bornahme ewiffer NReanlierungen der Kelblane 
keineswegs ausgeichloffen. Am Gegenteil mußte grade durch das Privateigentum die Notwenbia- 
feit folcher Regulierungen auf allen dieſen alten gewannförmig aufgeteilten Fluren mwenigftens im 
Sinnepon Grenzberihtiaungen entitehen. Nahbem die Verteilung der Flur ſoweit 
vorgeihritten, daß jede Hufe ungefähr ihr benötigtes Nderland unter dem Pfluge hatte, zerfiel 
ihre Fläche in eine außerordentlich aroße Zahl von Aderftüden, welche ſchon urſprünglich felten 
über "4 ba groß waren und mehr und mehr durch Teilungen verfleinert wurden, fich aber durch 
Vereinigungen fchwer wieber vergrößerten, weil burch das Los die Anteile berfelben Hufe in ben 
zahlreichen Gewannen verſchiedene Nachbarn erhalten hatten. 

innerhalb der Gewanne zwiichen den Aderftüden feite Grenzraine liegen zu laffen, mie 
es die Römer thaten, war nicht herkömmlich. Selbit äußere Begrenzungen ber Gewanne durch 
gewachienen Boden beitanben nicht überall. Dagegen faßte die im Flurzwang burchaeführte Feld— 
gra&= oder Drei: und Mehr-FFelderwirtichaft ftets eine Anzahl Gewanne au derfelben SFeldbeftellung 
aufammen. Es war alfo unvermeidlich, daß fich jährlich Die Grenzen mehr oder weniger verwiſchten 
und einer MWiederherftellung beburften ’*). 


31) v. Harthaufen, Studien über Zuftände | tit. I. 1. XV. 2; lex Wisigothorum lib. V. 4; 
x. Rußlands Bb. 1. ©. 124—134, 177. 287, 422, | lex Saxonum tit. XV; lex Anglorum et We- 
448. II. 81, 71, 74, 115, 130, 440, 504, 509. | rinornm tit. XIII. 

IT ©. 158. 36) Waig, Altdeutſche Hufe. 1854. 

32) Roſcher, ©. Bb. II. ©. 231. 37 Meipen, a.a.d. T ©. 152. II ©. 682, 

33) 8. Lamprecht, a. a. O. Wb. J. ©. 442. III S. 584; Ders. Die Andividual-Wirthichaft 

34) Die Hinmeile, die Lamprecht, a. a. O. ded Germanen ꝛc. in J. f. Nat. II, 6 ©. 1 Fi. 
Bd. I. 48 und 446 aufammenftellt, bezweifelt er 88) Bei einer 10+ oder 12jährigen Rotation 
mit Recht ſelbſt. ı von Feldgrasmirtichaft, welche in manchen Gegen⸗ 

35) Lex Salica tit. LXXII; lex Ribuariorum | den geboten ift, wird eine regelmäßige Muslofung 
tit. LX; lex Burgundionum tit. 84; lex Ala- des neu aufzubrechenden feit 5 oder 6 Jahren 
mannorum lib. I. t. 88; lex Bajuvariorum  unbeftellten Gewannes am leichteften erflärbar, 
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Hanfjen hat eingehend geſchildert, wie dies durd) bie Feldgeſchworenen, denen wir bis 
in ehr frühe Zeit zurüc begegnen, geihah. Da das Gewann ſich in der Vegel der Länge nach 
in Streifen teilte, deren Breite der Zahl der Hufenanteile nach Ganzen oder Bruchteilen, je nach— 
dem ſie beſeſſen wurden, verhältnismäßig war, jo hatte Jeder im Gewann Beteiligte dieſe ver— 
hältmismäßige Breite nur nad üblichen Bezeichnungen (Selänge 4, Sottel 2, Striegel 1; oder 
Brede 6, Ader 4, Drdmel 3, Jard 2 Anterle’’) u.ä.) anzugeben. Danady vermodten die Feld⸗ 
richter jede Grenze mit dem Teilſtab, der Rute oder dem Erdzirkel ( Nute greifend) genau zu 
beſtimmen. Gleichwohl zeigt das Kartenbild der Fluren die großen Verwickelungen, welche er⸗ 
wachſen konnten. Zunãchſt augenfällig durch Verpflügen, durch die Schwierigleit, mit dem 
Pfluge eine Furche in ganz gerader Linie zu fahren. Faſt alie Ackerſtreifen liegen in der Form 
eines umgefehrten S, ort bis zu jehr jtarfer Abweichung. Häufig hat dadurd eine YUnzahl der: 
jelben eine ſolche e Verfchiebung gewonnen, daß einer oder der andere am Ende ganz herausgedrängt 
iſt und in eine Spige ausläuft, Hat Vernachläſſigung oder Vergewaltigung einmal jo weit ges 
führt, haben die Feldgeſchworenen ihr Amt nicht immer verſehen, oder nicht die in der Regel unbe— 
dingte Folge gefunden, jo ergreift die Unordnung die geſamte Nachbarſchaft. Beſtrebungen ein— 
zelner allzuguter Wirte, Erbteilungen und Prozeſſe, endlich unruhige Zeiten und Wüjtwerden der 
Güter müfjen dieſe Verwirrung begünſtigen. 

Daß aber daraus Zuſtände entſtehen konnten, welche eine gründliche Wiederher ſtellung 
bis zur völlig neuen Cinteilung der Flur zum Bedürfnis machten, darüber haben wir 
das vollgültige Zeugnis mehrerer ausführlier Gejege, weldye zwar überwiegend dem jüdlıdıen 
Schweden und Dänemark angehören, aber doch auch teilweis nah Schleswig-Holſtein hinüber: 
greifen und ihrem Sinne nad auf das gejamte Gebiet der alten gewannförmigen deutſchen Dörfer 
anwendbar find. 

S 20, Das Verbienft, dieje gejeglichen Beſtimmungen hervorgeſucht und bei jeinen feldmeſſeriſchen 
Arbeiten in 1 Schleswig zum Berjtändnis gebradjt zu haben, hat der 1827 zu stopenhagen verjtorbene 
Brofejjor Olufſen. G. Hanjien hat jedoch dejjen fajt vergejjene Abhandlungen dDurd die „Au— 
ſichten über das Agrarweſen der Vorzeit” 1835 der wiſſenſchaftlichen Welt erſt zugänglich gemacht *). 

Dlufjen wurde bei der Aufmefjung und Bearbeitung zahlreicher jütiſcher Flurkarten als der 
Erſte auf alle Eigentümlichkeiten der Hufen- und Bewannverfajjung und namentlic aud) darauf 
aufmerkjam, daß jede Hufe in jedem Gewanne ihren verhältnismäßigen Anteil bejigt. Er erklärte aus 
diejen unverjährbaren Hufenanredhten die bis dahin ungelöjten Ytätjel des mittelalterlichen Rechts. 

Erichs-Seeländiſches Geſetß von 120°) gibt ganz ausführliche Yejtiinmungen dar: 
über, daß jeder Dorfinterejjent ein gleiches Los haben ſolle, und day die Gleichheit der Land— 
jtellen, nämlid nad) ganzen, halben und viertels Hufen, erforderlichen Falles zu jeder Zeit durch 
die jogenannte Reebningsprozedur, d.h. neue Regulierung durch Aufmeſſung mit dem Meß— 
jeil, jollte rejtitwiert werden können. Bei einer joldyen Nenaufmejjung jollte aud) den Toften, d.h. 
den Hof: und Bartenjtüden der Dorjlage, auf denen die Gehöfte jtehen, eine beliebige Größe ge: 
geben werden können, wenn Stimmeneinheit der Nahbarnverjammlung darüber herrſche, ſonſt habe 
deren alte Berfafjung die Vermutung der Nichtigkeit für ji. Auch jolle bei ungleicher Boden— 
beſchaffenheit die Gleichheit diejer Toftloje durd) die größere oder geringere Breite derjelben be— 
wirft werden, Die Heihenfolge der Tofte im Dorfe jolle ausgelojt werden, diejelbe Heihenfolge 
aber nad) dem Laufe der Sonne im Kamp (in den Bewannen) feitgehalten werden (Solfall). Die 
Reebniugsprozedur folle auf jadjfundiges ( Gutachten von Hardemännern bei Grenzverwirrung und 
bei großer Zerſtückelung eintreten, Der Solfall iſt indeß in Skandinavien keineswegs allgemein, 
meiſt findet ſich, daß jedes Gewann für ſich ausgeloſt iſt. Dies ſcheint die ältere, nach dem das 
VLos weihenden Hammer des Thor als Hamarstifte bezeichnete Sitte, während durd den Sol: 
fall die erſt ſpät Die, Geſetze ſchriftlich abfajjenden Biſchöfe den Thorsglauben zu verdrängen jtrebtei, 

Dem entipredhen mit geringen Viodififationen ganz ähnlich bis in große Einzelheiten durchge— 
führte Anordnungen des Jütiſchen Geſetzes von 124). Danadı jollen indes Haustofte 
und der Dorfanger und aud) die Ziege von der neuen Regulierung ausgejchlofjen werden, joweit 
fie von Alters bejtanden. Neue Haustofte müjjen aus dem Ader ausgeſchworen werden (Svorne 
totte). Wer ein Haus auf jeinem bisher bejejjenen Acer gebaut hat (aljo außerhalb der Dorf: 
lage) und es nicht hergeben will, muß jich gefallen laſſen, daß der, dem diejer Ader zufällt, jich 
dafür eines jeiner anderen Reebftüce nad) Belieben ausſucht. Wiejen werden mit geteilt, können 
aber aud) dem Koppelwechſel unterliegen, Auch Holzungen können ungeteilt bleiben, Wären die 
Anteile nicht zu ermitteln, folle die Teilung nad) dem Abgabenverhältnis erfolgen. Der Hofbejiger 
durfte übrigens die Vereinigung jeiner Grundjtüde mit jeinen Hofanteilen nicht fordern, wenn er 
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nicht in jedem der 1, 2 oder 3 Vongs (Hauptichläge, Felder ber 1+, 2, 3sfelderwirtihaft) noch 
wenigftens 1 Ader (ca. ”/s ha) befaß. Dies wahrte fein Redıt, ſonſt war ber Toft aderlos geworben, 

Auch eine Stelle im Shonenihen Gewohnheitsredht, mweldes 1204—1215 vom 
Erzbiichof Andreas Suneſen lateinijch bearbeitet ift **), lautet: Cujus, (foeniculi) dimensione tota 
villa in aequales redigitur portiones, quas materna lingua vulgariter Boel appellant, et 
nos in latino sermone Mansos possumns appellare, earum fundis inter se praediisque, inter 
se fundis ipsis adjacentibus, adaequandis. 

Damit ift der Beweis volllommen erbracht, daß es fich hier um uralte agrariihe Bor: 
tommmniffe handle, welche bei der Sammlung der nordiichen Gejege des 13. Jahrhunderts in 
befannter herfömmlicher llebung ftanden. Die Gejege hatten offenbar gar nicht nötig, darüber eine 
Erklärung zu geben, fie beitimmten nur kaſuiſtiſch einzelne Punkte, die häufiger ftreitig geworden 
fein mochten. 

8 21. Sit man deshalb berechtigt anzunehmen, daß joldhe Negulierungen der Feld— 
einteilungaud ohne ausdrüdlihes Geſetz je nach Umſtänden durch Herfommen 
ermöglicht waren, fo erflärt fidh, weshalb bei vorausfichtlich gleich hohem Alter einzelne Dorffluren 
in ihrem Startenbilde zahlreiche Heine, bunt durcheinander liegende Gewanne zeigen**), andere ba: 

egen eine Negelmäßigleit und Größe der Gewanne befigen, die nicht wohl anders als durd Zu: 
ammentwerfen mehrerer alter Gewanne und Durchführung planmäßiger Grenzausgleihungen ent: 
ftanden fein Eann. 

Meltere Nachrichten über ſolche Negulierungen find allerdings bis jegt nicht vorgefunden oder 
beachtet. Wohl aber ift in Brannidhmweig 1745 eine allgemeine Zandesvermefjung begonnen 
und allmählid über das ganze Land ausgedehnt worden, melde überall die Gewanne in ſolchem 
Sinne umgeftaltet hat. Bezüglich dieſes durchgreifenden Verfahrens fpricht eine Injtruftion für 
die — —— vom 28, November 1755*°) als Abſicht aus, daß die Unterthanen die zer: 
ftreut liegenden Meder bei einander befommen, daß dadurch und durch Beziehung der geradlinigen 
Grenzen den Prozefjen wegen der Grenzen, des Abpflügers zc. geholfen und durch eine Egali- 
fierung der Morgen, jo viel ohne eines Dritten Nachteil geſchehen fann, Jedem zu dem Seinigen 
verholfen werde. Starten und Regiſter zeigen, daß dies ganz im Sinne der Neebningsprozebur geichab, 
und es jcheint, daß die Zuläfjigkeit diefes Verfahrens, ähnlich wie die Heritellung der Breiten durch 
die Feldgejhworenen, im ganzen Lande als jelbitverjtändlic und einwandsfrei angefehen worden iſt. 


4. Grundherrlihe Anlagen und Kolonifationen. 


$ 22. Die im Innern Deutichlands entwidelte volkstümliche Siedelungsweije blieb indes, 
auch abgejehen von der Bejegung der weitfäliich-rheinischen Einzelhöfe, bei den Deutjchen 
nicht die ausichließliche. 

Auf den weiten Eroberungsgebieten in Süddeutjchland und Gallien erjtredte fich, wie die 
Bergleihung der Flurbilder der Katafterkarten erweiſt, die volfstümliche Bejignahme nur 
über die näher an der Heimat gelegenen Yandichaften und über die fruchtbaren und bereits 
fultivierten, wenn auch vielfach wüjt gewordenen Ebenen und offenen Thäler. Dagegen blieben 
ausgedehnte Ländereien zwijchen diejen Anfiedelungen liegen, welche von den zu küniglicher 
Gewalt gelangten Führern der Volksheere ald Staat3land in Bejig genommen wurden. 

Dieje königliche Gewalt erhob fich auf neuen, dem alten Stammfürftentum wenig ent- 
Iprechenden Grundlagen und Ideen. Sie bedurfte des Staatslandes als notwendige finan- 
zielle Hiljsquelle für den Aufwand der neuentjtehenden Verwaltung, und ala Belohnung 
und Ausftattung der militärischen und bürgerlichen Beamten, Gehilfen und Ratgeber. Eines 
jolchen Kreiſes zuverläffiger Vertrauter bedurfte fie den eigenen Volksgenoſſen gegenüber 
nicht weniger, al& zur Beherrjchung der unterworfenen, höher kultivierten einheimischen Be: 
völferung. Hauptjtüge wurden dabei die Mitglieder der größtenteils romanischen Geiſtlich— 
keit. Aus diejen Verhältniffen folgte die Notwendigkeit, die Staatsländereien mit freigebiger 
Hand zu verleihen. 

Es entjtanden aus diejen Vergebungen größere und Kleinere Komplexe grundherrlichen 
Eigentums, welche von dem Beamtenadel ebenjowenig als von der Kirche unter den da: 
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maligen Berhältnifien in eigene Bewirtichaftung genommen werden fonnten. Die einzig mög: 
liche Berwertung war die Ausjegung an freie, hörige oder eigene Hinter: 
jajjen, welche zu Geld- oder Naturalzinjen und zu wirtichaftlichen oder militärischen Dienften 
verpflichtet wurden. Dieſe grundherrlichen Verleihungen konnten auf ganzen Fluren jo aus- 
geführt werden, daß den Binspflichtigen überlafjen blieb, fi) auf ihnen in gewohnter volks— 
mäßiger Weije einzurichten. Dies geichah indes nur ausnahmsweile und hing davon ab, 
daß ſich die nötige Zahl Uebernehmer gleichzeitig zufammenfanden. In der Regel war des- 
halb, wie die Feldeinteilung dieſer grundherrlichen Güter zeigt, die Vergebung des Landes 
eine allmähliche und ungleichmäßige. Die Grundjtüde wurden an die einzelnen Zinspflich— 
tigen planlos in beliebiger Lage umd in größeren oder geringeren Flächen von meijt 
blodähnlicyer Form weggegeben “). Es ift anzunehmen, daß dabei vielfach die Abgrenzungen 
der alten, wie gezeigt, ziemlich abgerundeten Kämpe und Blöcke des feltoromanischen Kultur: 
landes maßgebend waren. Indes findet fich überall auch bei diejen Fluren, daß die Guts— 
berren eine Vergebung nad) geichägten oder jogar gemejjenen unter fich gleichbelafteten 
Hufen, welche den volfstümlichen ungefähr an Wert gleichjtanden, für ziwedmäßig erachteten. 
Deshalb ertredte ſich die volfstümliche kataſterähnliche Hufenverfajlung auch bis im die ent: 
fernteften Teile der von den Deutichen eroberten Gebiete. Die Ungleichheit der königlichen 
Bergebungen, die Ausdehnung der verliehenen Waldungen und wenig fruchtbaren Deden, 
und das Bedürfnis jchleuniger Verwertung erklären, daß die Gutsherrn vielfach nicht ganze 
Dörfer, jondern nur Kleinere weilerartige Ortſchaften zur Anjegung brachten. 

Diejer gutsherrlihen Ausjegung von Dörfern und Weilern gehört nicht allein ein großer 
Teil namentlih des jüdöftlihen und jüdlichen Bayerns, ſowie der rauhen und ſchwäbiſchen 
Alb an, jondern, wie e3 jcheint, auch ein großer Teil des nördlichen Frankreichs, ſoweit es 
jüblich der Niederungen von Brabant und des Höhenzuges der Ardennen und des Argonnen: 
Waldes von größeren und Heineren Dörfern bejegt ift. 

$ 23. Mit der Karolingerzeit beginnen indes dieje grundherrlichen Anjiedelungen be: 
ftimmte Planmäßigkfeit zu gewinnen, 

Anlagen diejer Art, welche eine durchgreifende Verwertung aller Grundftüde einer Ge: 
marfung im Auge hatten und zugleich in Betreff der Arrondierung und Zugänglichkeit der 
Grundjtüde einem weiter vorgejchrittenen wirtjchaftlichen Verſtändnis entiprachen, wurden 
jeit Karl dem Großen Häufig und vorzugsweiſe in Staatsforjten, und bei der Kolonijation 
der Slamwenländer in bis dahin unbejiedelten gebirgigen Waldgebieten ausgeführt *’). Die 
Gemarfungen, in welchen jolche Anfiedelungen begründet werden follten, wurden Beanten 
oder Unternehmern übergeben, welche den Plan vorher in dem Sinne fejtitellten, daß jedem 
anzujegenden Bauer jein Land in einem einzigen, oft ziemlich langen Streifen zufiel. Zu 
dieſem Zwecke bezeichneten fie in der Hegel längs eines Baches im Thal die Hofitelle für 
jede der anzujegenden Hufen, juchten von jeder Hofjtelle aus eine Linie auf, auf der ſich 
ein bejonderer Weg in fahrbarer Lage den Thalrand in die Höhe bis zur Grenze auslegen 
ließ, und maßen dann zwijchen dieje Wege in geeigneter Weife für jede Hufe das erforderliche 
Land ein. Dadurd war jedes Gut für fich zugänglich und jede Gemenglage vermieden “). 
Dieje Hagenhufen (Waldhufen, mansi magni, franconiei, indagines, novalia) erjtreden 
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burger Waldes, weiter öftlich aber nehmen fie zujammenhängend das gefamte Erzgebirge 
und die Subdeten, ebenjo Teile von Ober- und Niederöjterreich, dad nördliche Mähren und 
Deiterreihiih:Schlefien ein, im Norden aber kommen fie in Medlenburg und Pommern 
namentlic in der Nähe der Dftjeefüfte vor. 

Den Hagenhufen ähnlich, aber als völlig regelmäßige Paralleltreifen ausgewiejen, find 
die jeit 1106 von flämifchen Anfiedlern in den Wejer: und Elbmarſchen angelegten Marſch— 
hufen*). Sie bilden ebenfalls geichloffene Güter, find aber in je 5—6 von nicht zu über- 
ichreitenden Gräben getrennte, 5 Meter breite Hochbeete der Länge nad geteilt, die unver: 
änderlich und überall leicht erfennbar bleiben. Dieſe niederländischen Anlagen in langen ſchmalen 
Baralleljtreifen ausgelegter Hufengüter wurden in den jogenannten flämiſchen und cöl- 
miſchen Hufen weiter über die Norbdeutjche Ebene, namentlich nah Schlefien und Weit: 
und Dftpreußen, ohne die nur in der Marſch nötigen Zwiſchengräben verbreitet. Hier aber 
find diefe Anlagen, welche urſprünglich nur das beffere jchon kultivierte Land der Gemar: 
fungen umfaßten, durch Heineres Maß und Hinzuziehen der noch nicht kultivierten Teile der 
Flur nahezu in die Geftalt der gewannförmigen übergegangen. 

In ſolchen langen gejchloffenen Streifen wurden urkundlich (3. B. um 950 in Effeltern bei 
Nordhalben, 1045 bei Görlig und 1106 bei Bremen) auch häufig mansi regales, Königs: 
hufen, angelegt. E3 find indes namentlich auf der Eifel und den Ardennen und in 
in großer Ausbreitung in den ftegrifchen Alpen und in Ober: und Nieder: Defterreich Königs— 
hufen auch in der arrondierten der Form Einzelhöfe oder weilerartig in unregelmäßigen Flur: 
ftüden untereinanderliegend ausgethan worden‘). Das Uebereinjtinnmende der Königshufen 
ift die im Namen ausgedrüdte Verleihung auf Königsland zu Neubruch, die Gejchlofjenheit 
des einzelnen Gutes und das mit der virga regalis von 4,7 m gemefjene Maß von 47—50 ha. 
Die nad) diefem größeren Maße von den Königen verjchenften Ländereien fommen in 
allen Zeilen de3 Reiches jeit mindeftend 777 bis etwa 1250 vor. Ihr Maß war ein amt: 
lich beftimmtes und den Grafen mitgeteiltes. Alle übrigen Landmaße beruhten nur auf lokaler 
Gewohnheit und waren jelbit an dem gleichen Orte höchſt ſchwankend. Die gewöhnlichen 
Landhufen umfaßten 12—30 ha, die nicht als mansi regales ausgewiejenen Wald: und 
Hagenhufen meift Flächen von 30—40 ha. Die langen Streifen der Hagenhufe bedingten 
gemeinjchaftliche Weide und deshalb einen ziemlich Schwierig zu ordnnenden Flurzwang. Davon 
waren die als Einzelhöfe liegenden Königshufen ihrer Natur nach frei. Andererjeit3 be- 
hielten die Hagenhufen wegen ihrer feiten, jtet3 deutlicy erkennbaren Hauptgrenze und des 
die ganze Länge des Hufenjtreifens durchlaufenden Zugangsweges trog weitgehender Bar- 
zellierungen immer gut abgerundete und zugängliche Blanftüde, während bei den hofmäßig 
bereinzelten Königshufen meijt die volljtändige Barzellierung zu einer Flurform mit faft allen 
Nachteilen der Gewanne führte. 

Neben diejer weitverbreiteten Waldkolonijation entwidelte ſich aber bei der Befignahme 
der öjtlihen Slawenländer aud) eine verbejierte Anwendung der alten Idee der Gewann- 
anlagen und erſchien jo zwedentiprechend, daß fie für den bei weitem größten Teil des öjt- 
lichen Kolonijationslandes allgemein wurde, 

$ 24. Die Rüderoberung und deutiche Kolonijation der jeit dem 5. und 6. Jahrhundert 
von den Slawen in Befig genommenen Gebiete öftlich des limes Sorabicus erfolgte ganz und 
gar durch die Kräfte der Landesherren und Grundherren ’'). 

Die jogenannten Redanzjlawen in Oberfranken zwijchen der Negnig und dem FFichtelge- 
birge und Böhmerwalde unterwarf noch Karl der Große jeit 805. Ihr Gebiet kam größten: 
teils an fränkische oder bayriſche Ritter oder an firchliche Stiftungen. Die Oſtmark und 
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Kärnthen waren zwar fchon in den Awarenkriegen 789—802 in Befit genommen tworden, 
wurden aber 900 von den Ungarn erobert und konnten erjt 955-—1043 zurüderworben werden, 

Die Slawen öftlid der Saale in Oberjahien bis zur Elbe und in der Altmarf 
wurden in der Zeit von 850—1050 unterworfen, dad Wendland erjt um 1150. Auf allen 
diefen Gebieten ging der jlamwijche Adel unter, an feine Stelle traten deutiche Grundherren. 
Die bäuerliche Bevölkerung behielt teils ihre Lage ala Hörige teild verfiel fie dem Kriegs— 
redht als servi, mancipia, Sflaven, aber fie verblieb großen Teils in ihren Dör— 
jern und wurde von den Grumdherren dadurch nußbar gemadt, daß fie in Hufenver- 
fafjung gebradjt wurde ’*), Der Zweck war, jedem Hüfner bejtimmte gleiche, jolidarisch ein- 
gehende Zinjungen und Dienfte aufzuerlegen und die Gejamtheit der Flur zu verwerten. Dafür 
wurden im Gebirgslande meift die alten blodfürmigen Feldeinteilungen verwendet, in der 
Ebene aber neue Gewanneinteilungen geihaffen, deren Gewanne nicht Hein, jondern 
jehr groß und regelmäßig aufgemejjen wurden und neben fich nur geringfügige gemeinfame Län- 
dereien übrig ließen. Auch viele deutiche Bumanderer erhielten jolhe Gemwannfluren. Für 
die Slawen wurde dabei mit Rüdficht auf ihr ſchwächeres Adergerät die Hufe in der Regel 
nur auf */s der deutichen an Größe angenommen, und im Gegenjag zu Pflug, aratrum, 
welcher die deutiche Hufe bezeichnete, Hafen, uncus, oder polnische, mähriiche, flovenifche 
Hufe benannt. Auf Wald» oder Hagenhufen wurden faſt ausſchließlich deutſche Ko— 
loniften angejegt, welche die jchwere Rodung übernahmen. 

Jenſeits der Elbe ift über Wagrien und Medlenburg, die gejamten Marten, Schlefien, 
Bommern und Preußen jeit Adolf von Schaumburg, Heinrich dem Löwen und Albrecht dem 
Bären die gleiche Agrarverfafjung, das deutſche Recht, überall im Laufe von 200 Jahren 
ebenfall3 durchgeführt worden ’°). 

Bagrien, die Markt und Preußen waren mit dem Schwert erworben. In 
Schlejien und Bommern aber betrieben die polnischen Fürjten und Adligen und die 
Klöfter die Kolonifation durch Deutſche in der urkundlich oft ausgeſprochenen Abficht, ver: 
mittel3 der feſten ficheren Leiftungen der deutjchen Bauerngemeinden ihre Einkünfte zu ver: 
befiern. Hier ſchloſſen der Gerichtöbarteit wegen die Deutjchen die Slawen von ihren Dörfern 
aus, und die Einrichtung ſlawiſcher Hufendörfer war jelten. Dagegen behielt der Adel viel: 
fach größere Güter von ſechs und mehr Hufen in- und außerhalb des Gemenges in eigener 
Birtihaft, und verwendete hier Slawen in Heinen Stellen ald Gärtner und Arbeiter. 

Dieje eigene Fürjorge für die Bewirtichaftung der ihnen ald Zebensunterhaltung überwie— 
jenen Zandgüter war, namentlich vor der Ankunft zahlreicher deutjcher Koloniften, für die 
deutjchen Ritter zur Sicherung ihres Bedarfes unbedingtes Bedürfnis und bildet den Be- 
ginn des adligen Großbetriebes, der im Gegenja zu dem bäuerlichen Kleinbetriebe von den 
Herren fabrifähnlich mit untergeordneten bezahlten Beamten und Arbeitern geführt wurde 
und die gefamte Entwidelung der modernen Landwirtichaft begründete. 


5. Marfen und Almenden und die Urtihrer Nutzung. 


$ 25. Neben dem befiedelten und Eultivierten Lande finden ſich in allen Ländergebieten 
größere oder geringere Streden unfultivierten Bodens, Waldungen, Moore, Heiden 
und Deden, welche indes nur ausnahmsweiſe und in den ältejten Zeiten als herrenlos gelten 
können, an denen vielmehr teild Eigentums», teild Nutungsrechte beftehen, und deren fort- 
ichreitende Kultur und verbejjerte Verwertung notwendig Gegenitand wejentlicher Aufmerk— 
jamfeit der Agrarpolitik fein muß ’*). 

Dieje geringwertigen Ländereien find überall ein Reſt, den die feſte Unfiedelung unbeſetzt 
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gelafien hat. Ihre Rechts- und Beſitzverhältniſſe hängen deshalb notwendig mit den Zu: 
ftänden eng zujammen, aus denen die erfte Befiedelung hervorgegangen ift. 

Wo nur einzelne Siedler okkupatoriſch in die Wälder und Einöden eindringen, ohne dem 
Widerftande eines früheren Benutzers oder des Staates zu begegnen, der das Land entweder 
nicht in Anſpruch nimmt, oder es wenigſtens außer Acht und Aufficht läßt, werden regel: 
loſe Befignahmen und Nutzungen eintreten, bis irgendwie eine höhere Gewalt einzugreifen 
Beranlafjung findet. 

Wenn dagegen, wie gezeigt wurde, bei Eroberungen unter unentwidelten Berhältnifien 
dieje unbejegten Landſtrecken von dem leitenden Heerführer und Staatsoberhaupte für jein 
Eigentum erflärt und als wejentlihe Duelle, den Staatdaufwand zu beftreiten, behandelt 
werden, fünnen Eigentum oder Nutzungen daran nur durch Verleihung oder durch allmählich 
rechtöverjährte Ausübung entjtehen. 

Biel komplizierter noch müfjen ſich aber die Verhältniſſe geftalten, wo das geſamte Land, 
obwohl es nur ſporadiſch fultiviert wurde, in anerkannter und notwendiger, vollberechtigier 
Nutzung derjelben Volksgemeinde fteht, welche fich zur Anfiedelung entichließt, oder aus der 
die Anfiedler als ein Bruchteil des Volkes hervorgehen. Diejer Fall aber ift bei allen unjeren 
Kulturvölfern eingetreten, joweit fie vorher auf denjelben Gebieten nomadijch lebten, auf 
denen fie ſich in der Folge feſt anfiedelten. 

Für die Beurteilung kann von den bei den Kelten und Slawen entftandenen Zuſtänden 
abgejehen werden, weil deren Gebiete jämtlich fremder Eroberung oder wejentlicher Lmge: 
ftaltung meift durch deutjchen agrarijchen Einfluß unterlegen Haben. Auf ausgedehnten Teilen 
deutſchen Bodens find aber dieje urjprünglichen Bedingungen noch deutlich erkennbar, und 
für die agrarpolitifche Auffafjung und die von ihr geforderten gejeßlichen Feſtſtellungen zwiſchen 
den Parteien ift die Unterjcheidung der aus den erwähnten verjchiedenen Quellen hervor: 
gegangenen Eigentums» und Nußungsrechte von großer Bedeutung. 

$ 26. Ueber die durchaus zwingenden Bedingungen des nomadijchen Volksdaſeins belehren 
uns Leben und Sitten der Nomaden Eentralafiens °*). 

Die gemeinschaftlich weidenden Herden eines Stammes dürfen eine gewiſſe Anzahl nicht 
überjchreiten. Mit ihrem Anwachjen teilen ſich die Stämme in Gejchledhter, die Gejchlechter 
in Familien. Dem Bedürfnis des gemeinfamen Lebens und der Fürjorge für die nötigen 
großen Herden genügen am bejten Genofjenjchaften von etwa 100 jei e8 verwandten oder ab: 
bängigen Familienvätern *). Die Weidepläge diefer Hundertichaften wechjeln nach bejtimmten 
Grenzen und Regeln. Der Reichtum beruht auf dem Glüde, daß die Herden nicht durch 
Seuden, Hunger und Froft zu Grunde gehen, oder von Feinden geraubt werden. Lange 
bewahrter Reichtum und friegeriihe Thaten bedingen die Vornehmheit, den Adel der Fa- 
milie und die Hierarchie der Familienhäupter, welche Familie, Gejchleht und Stamm als 
Weltefte, Häuptlinge, Richter und Könige leiten. Ganz ohne Anbau aber können aud) Nomaden 
nicht beftehen. Er wird jporadiich von inechten und Berarmten getrieben. Es bejtehen auch 
in Deutjchland noch Spuren des Rechtes aller Nomaden, für diefen Anbau einzelne Grund: 
jftüde im Weiderevier einzuzäunen und jolange perjönlicy zu benugen, als der Anbau fort: 
gejegt wird’). Bei jtarf anwachſender Bevölkerung muß Auswanderung oder dauernde 
Unfiedelung zu Landbau mit eingejchräntter Viehzucht erfolgen. Reiche Nomaden widerjtreben 
jedoch fejter Unfiedelung als einer Herabwürdigung jo lange ald möglich, für Arme aber 
iſt ſie das einzige Mittel, ihre Freiheit zu erhalten. Alle dieſe Züge werden von Cäſar und 
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von Strabo noch zu ihrer Zeit den Germanen zugejchrieben, und fie müfjen notwendig für 
die Erklärung der älteften deutichen Anfiedelungsmweije in Betracht kommen. 

Der lebergang vonder Biehzucht und dem jporadifchen Anbau der Nomaden zum 
feften Aderbau ift nach dem Anhalt, den uns die Hufenverfafjung bietet, als ein nicht 
ohne lange vorhergehende Erwägung und Kenntnis gejaßter Entichluß eines hinreichend ein- 
flugreihen Teiles der yamilienväter des Stammes anzufehen. Sie bedurften zur Freilegung 
des Terrains eines Ablommens mit der übrigen Stammesgemeinde. Borausfichtlich zwang 
die Notwendigkeit und es entichieden fich nicht Wenige, jondern ein ftarter Bruchteil des 
Gaus gemeinjam zur Anfiedelung. Es finden fich auch nicht Reſte urjprünglicdyer Eentral- 
dörfer, jondern die alten Dörfer find mäßig groß und jo ähnlich, daß man an gleichartige 
und nahezu gleichzeitige Entjtehung einer größeren Anzahl denten muß. Alles geichah offenbar 
hinreihend planmäßig, denn die Anlagen jelbft zeigen, daß die Zahl der Hufen für jede 
derjelben vor ihrer Einrichtung feftftand ®*). 

$ 27. Obwohl indes durch jolche Dorfanlagen früher oder jpäter das gejamte Gebiet des 
alten Boltslandes in großer Zahl eingenommen worden ift, finden ſich doch zwiſchen den— 
jelben noch bis zur neuejten Zeit jogenannte Marten, d. h. ausgedehnte, oft weit verzweigte 
Wald- und Weidereviere, an welchen nähere oder entferntere Dörfer mit allen oder nur 
mit einzelnen beftimmten Gittern als Markgenofjen Eigentums» oder Nutzungsrechte befigen. 

Diefe Markgenoſſenſchaften“) haben von jeher mit gewiffen autonomen Befug- 
niffen und unter oft höchſt altertümlichen Formen ihre Verwaltung geführt und auf Märfer- 
dingen die Ausübung ihrer Rechte finanziell und unter Rügen und Bußen geregelt. Mit 
guten Gründen fieht man in ihnen die Reſte alter Gerichtsbarkeit und Selbſtverwaltung. 
Die meiften noch betehenden Marken find als Bruchitüde früherer größerer Marten betannt. 
Bo Alten und Urkunden erhalten find, laſſen fich fortgejegte Teilungen und Ausicheidungen 
von Sondereigen rückwärts von der Gegenwart bis in das frühe Mittelalter verfolgen. Daß 
aber Heine umd große Marten vielfach über die Grenzen der karolingiichen Gaue hinüber: 
greifen, rückt fie in frühere Beiten als letztere hinauf. 

Die Anbauer der angelegten Dörfer behielten, wie fi) aus ihren Befugniffen und alten 
Feſtſtellungen jchließen läßt, entweder die vollen Rechte der Mitmärker, oder es blieben ihnen 
nad Fläche oder Art beichränftere Holzungs: und Weiderechte, oder endlich fie wurden durch 
befondere, für fie auögejchiedene Wald: und Weideſtücke abgefunden und von der übrigen 
Mark völlig ausgejchlofjen. 

$ 28. In jedem alle entitanden durch die der Mitbenußung der übrigen Märker nicht 
mehr unterliegenden Haus: und Hofgrundftüde, Ueder, Wiejen und etwaigen Wälder und 
Weiden, bejtimmt abgegrenzte Dorfmarken, die innerhalb ihres Dorfbezirfes zwar eben: 
falld einer genofjenjchaftlichen Selbftverwaltung bedurften, mit derjelben aber andere, viel 
iveziellere, wejentlich auf den Landbau gerichtete Zwecke verfolgten, als die alte große auf 
Wald und Weide gerichtete Markgemeinde. Die Dorfinfafjen konnten zwar noch Befugniffe 
als Mitmärker der allgemeinen Mark befigen, innerhalb der Dorfmark aber hatte fich ein 
neuer jelbjtändiger Rechtskreis, eine engere Genofjenjchaft, ein Organismus mit 
neuen eigenartigen Bedürfniffen gebildet. 

Jede Anfiedelung mußte für ihre Teilnehmer eine größere ober geringere, aber notwendig 
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hinreichend bejtimmt abgegrenzte Flur erhalten, in der diefe ausschließlich berechtigt waren. 
Ohne eine ſolche Abgrenzung wäre ein friedlicher Zuftand unmöglich gewejen. Die in dem 
äußeren Markenlande Nutungsberechtigten hätten durch ihre Herden jede entjtehende Kultur 
bedroht. So weit die Dorfgenofjen auf der ihnen zugewiejenen Flur Grundftüde unter fid 
zur privaten Bebauung verteilten, bildeten dieje das Hufenland, joweit fie die Flur unver- 
teilt ließen, verblieb fie ihnen zu gemeinfamem Anrecht und Nutung ald Almende). 

Auch an diejer Almende war jeder Dorfgenofje urjprünglich nadı Verhältnis feines Hufen: 
befiges berechtigt. Jeder Hüfuer durfte den verhältnismäßigen Teil des noch gemeinjam 
gebliebenen Grundes jeinem Befige zurechnen. Es konnte auch gewiſſe Grundftüde, nament: 
lich Wiejen geben, welche zwar von den Hüfnern in dauernde gleichmäßige Nutzung genommen, 
aber dem einzelnen Hofe nicht nad) bejtimmten Flächen zugemwiejen, jondern jährlich nad 
dem Stande des Grajes verteilt, oder auch gemeinjam gemäht und nur durch Verteilung 
der gleihen Haufen des Heus nach den entiprechenden Anteilen genußt wurden. Die Hüfner 
fonnten aber übereinkommen, mit der verhältnismäßigen Verteilung des gemeinfamen Landes 
immer weiter vorzugehen. 

Indes zu einer gewiſſen Zeit mußten die Verhältnifje doch dem weiteren Fortichreiten der 
privaten Befignahme der Dorfmark Schranken entgegenftellen. 

Die alte Wirtichaftsführung hatte wegen der Schwierigkeit oder Unmöglichkeit einer aus- 
wärtigen Verwertung der Produkte fein Bedürfnis, das zu bearbeitende Kulturland 
über eine gewiſſe, wahrjcheinlich Schon früh erreichte Grenze auszudehnen. Nachdem die An- 
forderungen des Unterhalt3 für die einzelnen Haushaltungen erfüllt waren, vermochte die 
gemeinfame Nußung des Reſtes der Dorfmarf ald Wald und Weide den bejtehenden Wirt: 
Ichaftszweden und Lebensgewohnheiten leicht befjer ala ihre Teilung zu entiprechen. Da aber 
offenbar alle berechtigten Dorfgenofjen in die weitere Aufteilung einwilligen mußten, wenn 
weiter gerodet werden jollte, lagen Einjprüche zu Gunften der bequemeren Wirtichaft 
jehr nahe. 

8 29. Dagegen trat indem Nachwuchs der Bevölkerung ein Element auf, welches 
fi in kürzerer oder längerer Beit geltend machen, und deſſen VBerjorgung als allgemeines 
Intereſſe ericheinen mußte. Die Hüfner mögen allerdings während eines gewiſſen Beitlaufes 
ihre Familienangehörigen auf der Hufe unter ihrer Gewalt behalten haben. Aber einmal 
mußte es für leßtere zum Anſäſſigmachen auf jelbftändigen Stellen kommen. 
Dies konnte zwar auf Hufenteilen geichchen. Indes die noch unverteilte Dorfmark bot teils 
durch Rodeland teil durch eingeräumte Nupungsbefugnifje dazu gute und leichte Gelegenheit. 
Mit dem Anjäffigwerden der jüngeren Söhne und ihrer Einweijung in die Nugung von 
Markengrundftüden bildeten aber die Hüfner nicht mehr allein die Dorfgenofjenichaft. Es 
entjtand die Gemeinde der anjäfjigen Wirte. Auch die Neubauern in diefen Kleinen 
Stellen waren nunmehr bei der Nußung der nod nicht verteilten Dorfmarf in— 
terejfiert, fie jprachen dabei mit, und juchten ihren befonderen Wirtjchaftsverhältniffen ent: 
fprechende Borteile daraus zu ziehen. Ohne die Nechte Anderer zu verlegen, war dies nur 
unter Entjhädigungen zu bewirken. Man zahlte Hutgeld an die Dorfgenofien für 
mehr eingetriebened Vieh, Gräſereizins für privatives Grafen, Aderzins für zur Kultur über: 
lafjenen Ader. Solche müheloie Einnahmen konnten den übrigen Wirten jehr wünſchenswert 
ericheinen. Es war aber auch thunlich, wenn eine Hufe in Erbichaft oder jonjt geteilt wurde, 
die Nutzung in der Mark teilmweis oder ganz auf eine andere bisher nicht vollbe 
rechtigte Stelle zu übertragen, oder das Anrecht, eben joldher Einnahmen wegen, 
jelbftändig in den Händen eines Altenteilerd oder jonft Abzufindenden zu belafjen. 

Auf dieſe Weije wurden die Hefte der alten gemeinjchaftlihen Dorfmark der ausſchließ— 
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lihen Gewalt der Hüfener mehr und mehr entzogen. Es entjtand das, was man im engeren 
Sinne Almende nennt, ein Kompler von Grundftüden, der zwar in ber Hauptjache den 
Mitgliedern einer Dorfgemeinde gehört, im einzelnen aber unter jehr verjchiedenen, teils auf 
urjprüngliches Eigentum, teild auf erworbene Nugungsaniprüche begründeten Anrechten ver- 
Ichiedenartiger Genoſſen unterliegt, da3 Abbild im Eleinen der Reſte der alten Volksmark— 
genofjenichaften. 

$ 30. Neben diejer aus dem eigenen inneren Wejen der Dorfgemeinden hervorgehenden 
Veränderung machte ſich aber auch jchon früh ein ftärferer Einfluß geltend, der mehr 
und mehr fajt alle deutichen Dorfgemeinden als eine zwingende, zugleich aber in mancher 
Beziehung ſchützende Gewalt unterwarf. Dies war die jchon in der Karolingerzeit ſich ent- 
widelnde Gutsherrlichkeit. 

Schon wenn ein Herrenbof durch jeinen Hufenbefi an der Dorfmark mit beteiligt war, 
mußte jein Einfluß ftet3 übermächtig jein. Sobald die Hüfner eines Dorfes aber durd Eigen: 
gabe oder Lehnsanjprüche Hörige geworden waren, ftanden die Hufen und damit aud) die 
ganze Almende im Dbereigentum des Grundherren, undes lagnahe, daß er 
legtere gegen weitere Verkleinerung jchloß und dahin jtrebte, fie auch für fich möglichft nutzbar 
zu machen. Dabei brauchte er die Hüfner in der bisherigen Entnahme ihres Bedarfes nicht 
einzufchränfen, ja er konnte alle herkömmlichen Formen der Verwaltung bejtehen lafjen. Denn: 
noch war er in der Lage, weitgehende Verfügungen zu treffen. Er vermochte Anbauer, Winzer, 
Handwerker in dad Dorf aufzunehmen und, wenn auch zunächit auf jeinen Anteil, in die 
Marfungen mit einzumweijen. Er erreichte es leicht, Teile der Almende für fich zu rejervieren 
und andere den Hüfnern ausſchließlich zu überlaffen. Er konnte auch fremde, aus Königs: 
land oder aus der gemeinen großen Mark gewonnene Stüde Sondereigen zu jeiner Wirt: 
Ichaft ziehen und durch die Anfaffen des Dorfes zu verwerten juchen. 

So nahm unter der Hörigkeit und Leibeigenſchaft die Entwidelung der Dorfgemeinde und 
der Almende im tweientlichen denjelben Gang, wie unter freier oder annähernd freier Selbit- 
fändigkeit der Dorfgenofjen. Beide jchritten zur Aufnahme von Anbauern und beide ver: 
werteten die Almende durch Berftattung von Holz, Weide: oder Adernugungen gegen Leijt: 
ungen oder Entgelt. 

$ 31. Innerhalb diefer Nubungen von Almenden oder von den Grundherrn völlig als 
Sondereigen ausgejchiedener Marktanteile konnte fich privatives, dauernd erworbenes Eigen- 
tum de3 Anbauers, oder bloßer Leihebefig und zwar als perjönlich pachtweijer oder als 
genofjenjchaftliher Anbau oder als Wechſelland, endlich auch eigene durch Frohnbeftellung 
geführte Wirtichaft des Gutsherrn entwideln. 

In gutöherrlichen Rodungen ift nad) Lamprecht ver Urfprungder Gehöferſchaften 
($ 17.) zu jehen. Die Gutsherren bejtellten fie anfänglich durch hörige Fröhner und ver- 
padhteten fie jpäter gegen Dienfte und Binje auf ein oder mehrere Jahre an die Dienit- 
pflichtigen ihrer oft verjchiedenen Dörfer, welche die Leiftung übernehmen wollten. Dieje 
verteilten das Land in der bekannten Weife der Gewanne. Die nächite Periode brachte andere 
Pächter und andere Verteilung, und ſelbſt wenn das Verhältnis mit der Zeit ziemlich ftabil 
wurde, jo war doc der Mangel eigenen Rechtes und der Wunſch, die durch die fränkiſche 
Teilung auch ſolcher Anrechte jchnell zerjtücelten Loje braucdhbarer zufammen zu legen, wie 
Losheim beweiſt, genügend, die periodischen Auslofungen aufrecht zu erhalten. Aehnliche Ver: 
hältnifje erzeugten fich auch bei der Waldnugung und innerhalb der bäuerlichen Almenden. 


6. Die Grundherrlihfeit und die gutsherrlih-bäuerlihen Derhältniffe. 


$ 32. Die Grumdherrlichkeit und gewiffe Nechtsbeziehungen des Grundherrn zu feinen 
bäuerlichen Hinterſaſſen find ſchon in den früheften Zeiten begründet worden und in der Form, 
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in der fie in den modernen Kulturſtaaten zur Geltung gekommen find, wejentlic) ein Ergebnis 
eigentümlicher Beziehungen des deutjchen VBolfslebens *'). 

Es ift wahrjdeinlid, daß die grundherrlihe Gewalt in Deutjichland ſchon an das 
Nomadentum anfnüpft. Es ſprechen dafür die Zuftände der heutigen Nomaden Mittel: 
afiens, welche fejten Anbau meift nur durch ihre Knechte, die Verarmten, beginnen, ſowie 
die Angabe des Tacitus, daß die Deutichen die Sklaven nicht nach römiſcher Weije als 
Dienerſchaft gebrauchten, jondern jeder von ihnen in eigener Wohnung, am eigenen Herde 
walte, und der Herr ihm, wie einem Kolonen eine Abgabe in Getreide, Vieh oder Kleider— 
ftoff auflege, weiter gehe die Unterthänigfeit nicht. 

Die Anfiedlung in Gejchlehtsdörfern muß damit vereinbar geweſen fein, denn von den 
älteften Nachrichten an finden wir in denjelben die einzelnen Hufen ebenjo von Unfreien wie 
von freien bejegt. Die Pflichten gegenüber der Dorfgenofjenichaft find an die Hufe geknüpft 
und müſſen erfüllt werden, gleich wer fie befigt, ob er fie in vollem oder geteiltem Eigen: 
tum, in Pacht oder nur im Auftrag bewirtichaftet. Auch die nugbaren Rechte ftehen ihr 
ftet3 zu. Soweit aber Rechte und Befugnifje eine perfönliche Qualität vorausfegen, kann 
fie der Eigentümer üben oder ruhen Lafjen. Der jehr häufige Wechjel von Freiheit und Un— 
freiheit hatte deshalb auf die wirtſchaftliche Lage des Hufengutes jo wenig als auf die des 
ganzen Dorfes Einfluß. 

Die perjönliche Unfreiheit aber konnte auf die verjchiedenfte Urt, ſowohl durd Unter: 
werfung in Krieg und Fehde ald aus Schuldverhältniffen, Bußen, jelbft im Würfelipiel ent: 
ftehen, ebenjo aud) durch Eigengabe unter den Schug des Mächtigeren, wobei vertrags: 
mäßige Gaben und Leitungen bedungen werden konnten, welche die Volksgeſetze jchon auf 
ein billiged® Maß zu bejchränfen Veranlafjung haben **). Dieje Eigengabe war häufig, weil 
die Geiftlichkeit und die Klöfter fie in milden Formen handhabten, dauernderen Frieden durch 
fie zu fichern jchienen, und zugleich religiöfe Gefichtspunfte dafür wirkſam machten. Bejon: 
derd mächtig aber wurde fie durch die Möglichkeit gefördert, ſich dadurch der Heerbanns: 
pflicht zu entziehen. Diefe war von den Gemeinfreien in den Stammesfriegen wenig ge: 
fühlt worden, ald aber die Frankenkönige die Kriegspflichtigen, die ſich ſelbſt Waffen und 
und Unterhalt jchaffen mußten, von den entferntejten Gauen zu den immer erneuten dyna— 
ftiichen Kriegszügen herbeiriefen, wurde die Laft überaus drüdend, und beförderte die Hörig- 
feit in hohem Grade. Auch die von Karl dem Großen eingeführte Stellvertretung bewirkte 
in vielen Fällen, daß aus dem den Dienft leiftenden Miles ein Herr wurde ®), 

$ 33. Ihren vollen Charafter aber erhielt die Grumdherrlichkeit erft dur das Zehn: 
wejen. Die bis in die Zeit der Wanderungen zurüdreichenden ZTreuverhältnifje der Ge- 
folgichaft und Minifterialität jchloffen, wenn aud) in minderem Grade, doch ähnlich wie die 
Hörigfeit, eine capitis deminutio in fich, dasjelbe war bei der Uebernahme nur geliehenen 
Landes der Fall. Die großen Landichenkungen der Frankenkönige erichöpften aber jchon im 
6. Jahrhundert das Staatögut derart, daß Karl Martel gegen die Mauren nad) einer anjchei- 
nend feltiichen Bezeichnung VBajallen mit Kirchenländereien gegen die Verpflichtung zu Reiter: 
dienjt und Treue zu befehnen begann. Dieje Lehen verbreiteten fi und wurden Anfangs wider: 
ruflih, dann auf Lebenszeit überlaffen. An der Verwaltung derjelben entjtanden Abftufungen 
abgeleiteter” Staatshoheit, die leichter zu Macht und Bedeutung führten, ald eine immerhin 


61) Meitzen, a. a. D. II ©. 580. Kind» rend der Karolingerzeit in Schmoller F. I. 1. 1878. 
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begüterte und vornehme Gemeinfreiheit. Da die reifigen Vaſallen jehr wirkſam den Heer: 
bann erjegten, ftügte fich die gefamte Organijation des Frankenreiches mehr und mehr auf 
Lehnsverhältniffe, und obwohl Karl der Große noch einmal verjuchte, die Regierungskraft 
des Reiches in ein von der Krone beftalltes und geleitetes Beamtentum zu legen, erjtarb 
doch mit ihm der legte Widerftand gegen die Auflöjung des Staates in feudale Territorial- 
gewalten. Karl der Kahle ſprach 847 auch geſetzlich aus *), was in der Hauptjache fich jchon 
vollzogen hatte, indem er forderte, daß jeder freie Mann in jeinem Reiche ſich jeinen Senior 
feinen Lehnsherrn, wählen, ihn ohne gerechte Urjache nicht verlaffen, und mit ihm gegen 
den Feind oder zu feinen fonjtigen Gejchäften ziehen jolle. Auch in Deutichland wurden die 
Leben allgemein, feitdem fie Erblichkeit erlangt hatten. Die Beſchränkungen, die das Lehns— 
recht dem Grundbeſitz des Vajallen auferlegt, wurden zwar im Mittelalter jelten voll be: 
achtet oder verfolgt. Es jteht leßterem indes nach jtrengem Hecht weder Veräußerung oder 
Verminderung der Subjtanz, noch Verpfändung ohne Einwilligung des Lehnsherrn zu, und 
dieje Beftimmungen find noch in die jüngften Kodifilationen des Civilrechts, wie in das 
Preugiiche Allgemeine Landrecht (TI. I. Tit. 18), das Defterreichiiche, Bayriſche und andere 
Eivilgefegbücher ausführlich übergegangen. Sie haben namentlich die Wirkung, daß der Bajall 
in die Lage kommt, Meliorationen nicht durch Anleihen deden zu können, fie aljo unterlafjen 
muß, wenn er fie nicht aus feinen Nutzungen bezahlen kann oder will **). 

Wenn fi) aber dad Lehnsweſen innerhalb des Ritterjtandes, zu deſſen Entwidelung es 
weientlich beitrug, im Laufe der Zeit abſchwächte, und der adlige Grundbeſitz vielfach allo- 
difiziert wurde, jowarjeine Wirkung auf die Berbreitung der Grundherrlid): 
feit doch jehr nachhaltig. Auch der urjprünglich freie Bauer wurde als Belehnter ange- 
iehen, das Hofrecht auf alle bäuerlichen Inſaſſen ausgedehnt, für Hufe wurde der Ausdrud 
beneficinm, Leihe, Lehn, woraus das entiprechende polnifche Lan, laneus wurde, allgemein 
üblih und mit mansus, aratrum, Pflug, ganz gleichbedeutend. Das völlige Aufhören jeder 
ftaatlihen Gerichtöbarfeit in den niedern Anftanzen vollendete auch da, wo feine Lehen be: 
fanden, die Herftellung der Grumdherrlichkeit **). In den landesherrlichen Dorfichaften ver: 
walteten Amtsleute und Kammern die niedere Juſtiz und Polizei nicht von Staatöwegen, 
jondern für die Krone oder den Fiskus als Grundherrn. Die Regel, nulle terre sans seig- 
neur, wurde vom fränkischen Reiche aus maßgebend für faft ganz Europa, nur Friesland, 
Ditmarjchen, Schweden, Norwegen, Island und Teile der Schweiz bemahrten an Stelle der 
Gutsherrlichkeit wirklich freie genofjenschaftliche Selbftverwaltungen. Gewiſſe Reſte der Selbit- 
verwaltung blieben allerding3 aud in den hörigen Dörfern bejtehen. Schulzen oder Richter 
und Schöffen erhielten fi als Funktionäre der lokalen Polizei allgemein. Die Weistümer 
und Dorfordnnungen zeigen, daß jelbjt Yeibeigene Beichlüfje fahten und Enticheidungen trafen, 
die zwar vorwiegend nur das Herkommen bejtätigten, aber doch den Anjchein umfafjender 
Autonomie hatten und durch Bewilligung oder Beftätigung der Grundherrichaft Rechtskraft 
erlangten *”). Aber bei ernjtem Andrängen der Grundherrn konnten ſolche hofrechtliche Ge— 
bräuche nicht widerfjtandsfähig fein. 

Es jcheint übrigens, daß dieſe Verhältnifje während des Mittelalterd in Deutichland 
nicht ſehr ſchwer ertragen wurden. Die Zinfungen ftanden in der Hauptſache feft, und die 
überall nur Heinen eigenen BWirtichaften der Gutsherrn machten feine großen Anſprüche an 
Aderdienjte und andere Leiftungen. 

8 34. Ein deutlich erfennbarer Umſchlag aber trat mit dem Lebergange vom Mittel: 


9 Brunner, Deutiche re II. Geſchichtliche und dogmatiiche Entwidelung der 
. 246. Meipen, aa. ©. I bäuerlihen Rechtsverhältniſſe in Deutichland. 
en Weber, Handbud bes 7 Deutfchland 1823 bis 1830 3 Bde. 
üblihen Lehnrechts. 1807—1818, Mayr, Hand» 67) J. Grimm, Weisthümer. 1840—1869. R. 
buch des gemeinen und bayriſchen Lehnrechts. 1334. Schröders Ander dazu 1378 unter: Eigene 
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alter zur Neuzeit ein. In diefer Beit zwang die überraichend jchnell erſtarkte Mo: 
narchie den Adel, dem Fauſtrecht zu entjagen, und, wenn er mit der Bildung und dem 
Luxus der Städte Schritt halten wollte, ji einer ausgiebigen Bewirtichaftung feiner Güter 
zuzumwenden. Im Verlaufe weniger Jahrzehnte jchritten die Grundherrn zur Einrihtung 
großer Wirtjhaften auf wüſtem oder jonft eingezogenem Bauernlande. Damit ver: 
fnüpfte fi, daß man begann, für diefen Zweck die Bauern mit Strenge zu Dienjten an: 
zubalten, daß die noch vorhandenen Marken und Forſten auf Grund des grundherrlichen 
Dbereigentums in Beichlag genommen, und die Nußungen der Bauern ald Servituten auf 
den Bedarf abgegrenzt, auch vielfach die Hufen nachgemejjen und die Zinjungen nach dem 
etwaigen Mehr, das ſich fand, erhöht wurden °*). Solche Mafregeln, aud wenn fie die 
ichwierig erfennbare Grenze des Rechts nicht überjchritten, waren jedenfalls nicht ohne Härte 
und bildeten Neuerungen, deren Unverjtändlichkeit durch das gleichzeitig bureaufratiich um: 
geftaltete Gerichtsweſen erhöht wurde. Die Gräuel des Bauernfrieges, die zum Teil auf 
diefen Wechjel der Dinge zurüdzuführen find, lähmten den Rechtsichug zugleich durch die 
Auffafjung, daß der Bauer bejonders ftreng behandelt werden müſſe. Gleichzeitig gelangten 
die Stände der Monarchie gegenüber in eine Stellung, welche im Sinne der Zeit das per: 
ſönliche Vorrecht der Ariftofratie in hohem Grade begünftigte und, bei deren Einwilligung 
in die immer höher fteigenden finanziellen Anſprüche, die jteuerliche Abwälzung auf die 
Bauern als jelbjtverjtändlich mit fich brachte. 

Die Lage der Hörigen wurde aljo entichieden nachteiliger. Indes läßt ſich viel we— 
niger eine erhebliche oder ungerechte Steigerung ihrer grumdherrlichen Leiſtungen nachweiſen, 
als ein mwejentliher Drud auf ihre jociale Lage und ihre perjönliche Freiheit. Die Grund: 
herrn machten in immer erhöhtem Maße ihr Intereſſe geltend, die Bauern als ihre Ar— 
beitäfräfte innerhalb ihrer Gerichtöbarkeit feitzuhalten, und darin fanden fie volle Unter— 
ftügung der Regierungen, welche zwar die perjönlichen und Familienrechte des Bauern zu 
Ihügen begannen, neben der Erhaltung der bäuerlichen Stellen aber aud) die glebae adscriptio 
förderten und die Bauern als ein Zubehör des Gutes anzujehen pflegten. In der Erhö— 
hung diefer Gebundenheit liegt auch die Hauptfolge des dreißigjährigen Krieges. Eine Er: 
böhung der Lajten führte er nicht herbei, vielmehr wurden die zahlreichen öden Bauern: 
jtellen an Jeden, der fie übernehmen wollte, faft verjchenft oder für die rüdjtändigen landes- 
herrlichen Steuern weggegeben *%). Bei den Ablöjungen der Dienfte und Zinfungen hat fi 
in oft jehr überrajchender Weiſe erwiejen, daß die von den Bauern bis auf die neuefte Zeit 
geleifteten Reallaſten noch immer mit den bei der Kolonijation der Slawenländer in der 
Regel urkundlich bejtimmt verzeichneten Leiftungen übereinftimmten. Dies ift nicht anders 
ald durch den jehr günftigen Einfluß der in $ 9 dargeftellten Hufenverfajjung zu er: 
Hären. Dieje Hufeneinteilung mit ihren innerhalb jedes Dorfes gleichen Werten und ihren 
in der Regel auch gleichen Lajten war für die Ordnung aller Gemeinde- und Rechtsver— 
hältnifje von jolcher Bedeutung und jedem Einzelnen jo befannt und vertraut, daß an diejer 
Grundlage die Gutsherrn jo wenig ald die Bauern jemals gerüttelt haben. Dadurch aber 
haben die deutſchen gut3herrlich-bäuerlihen Verhältniſſe bei allen jonjtigen Nachteilen ein 
gewiſſes erträgliches Maß innegehalten, welches auch die jpätere Löſung wejentlich erleichterte. 

$ 35. Was von Deutichland gilt, gilt auch int wejentlichen von Defterreich und der 
deutihen Schweiz. In andern Staaten haben ſich von urjprünglich ähnlihen Anfängen 

68) Meitzen, Codex diplom. Silesiae Bd, IV. ſeſſen, alddann darauf einen gebräuchlichen Zins zu 
©. 57 Anm. Eine Entiherdung Ferdinands I. v. ſchlagen 2c. und begeben den die Unterthanen bei 
2, Oft. 1562 bejagt: Die Nitterjchaften der Bres- jolben Hufen billig, mochten ihnen auch von ihren 
lauiſchen Fürſtenthümer wären wohl befugt, auf Erbherren nicht eingezogen oder genommen wer- 
ihren Gütern durdy die Abmeflung jich der Hufen- | den. (Akten des Magiftrats zu Breslau.) 
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aus die Zuftände namentlich jeit dem Ausgang des Mittelalters ziemlich verjchieden ent- 
widelt. In Bolen, welches im 13. und 14. Jahrhundert jeine bäuerliche Bevölkerung nahezu 
nach deutichem Muſter angejett hatte, find insbefondere in der Zeit von 1496 bis 1520 
durch eine Reihe von Konftitutionen jämtliche Bauern zu frohnpflichtigen Adscripticii ge— 
macht und endlich 1573 als völlig in der unumjchränften Gewalt der Grundherrn ftehend 
erflärt worden ’°). In ähnlicher Weile hat fi in Rußland die 1604 von Boris Godu— 
now allgemein auögejprochene glebae adscriptio bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts durch 
verichiedene Ukaſe und Enticheidungen zur völligen Leibeigenichaft geftaltet ”’). Gleiches ift 
auch bemerfensmwerter Weije im Gegenjaß zu dem jonjtigen ſtandinaviſchen Norden in Däne- 
marf geichehen. Hier, wo alle Bauern frei waren, jeßten jeit Waldemar d. Gr. (1157— 82) 
die Könige und ihnen folgend der Model vertragsmeije FJahrespächter, jogenannte Fäfte-Bauern 
auf wüftes Land an, deren Laften und Gebundenheit fie im Laufe der Zeit jo verftärtten, 
daß fie um 1500 ſchon ungemeſſener Frohnpflicht unterlagen, endlich aber wurden durch die 
gewährte gleiche Gutsgerichtsbarfeit auch alle alten freien Bauern in die härtefte, bis zur 
willfürfichen Tötung gehende Leibeigenjchaft Hineingezogen ’*). In England ijt die durch 
die Normannen ſchon von den Angelſachſen überfommene Grundherrlichkeit dadurch mehr 
und mehr in Vergefjenheit geraten, daß die hörigen Bauern mit faum nennendwerter Au: 
nahme jeit etwa 1600 in England kaufsweiſe und freiwillig, in Irland unfreiwillig, zu freien 
Beitpächtern umgejchaffen wurden’). In den romanischen Ländern war nad) Erlöjchen der 
Sklaverei durd den Einfluß des römischen Recht die Lage der Hörigen im Mittelalter eine 
günftige; in Ktalien gewährten ihnen die Städte freie Zuflucht, in Spanien bedurfte 
man ihrer in den jteten Kämpfen gegen die Mauren, und in Frankreich milderten wenigſtens 
jüblich der Loire einige Mafregeln der Könige und der zerjtüdelte gartenmäßige Anbau des 
Landes die Ausbildung härterer VBerhältniffe. In allen diefen Yändern aber trieben die arijto- 
kratiſchen Monarchien de3 16. und 17. Jahrhunderts durch ihre verblendete Begünstigung 
des Adels den Drud des Landvolfes auf das Meußerfte und zwar in der Hauptjache nicht 
durch die dinglichen gutäherrlichen Laſten, denn es führte jich jehr allgemein Zeitpacht und 
Anteilawirtichaft zur Hälfte (Meta) ein, jondern durch die mit dem größten Uebermut ge- 
übten Rechte über die Perjon und durch den Mißbrauch und die finanzielle Ausnützung der 
Gerichtöbarkeit ). 

Im allgemeinen aber entiprachen in ganz Europa diejer Yage der nachbarlichen und der 
gutsherrlich-bäuerlichen Beziehungen des landwirtichaftlichen Grumdbejiges bis nahe an die 
Wende des 19. Jahrhunderts die erflärlih geringen Fortſchritte, welche die Land: 
wirtichaft aud im tehnijchen Betriebe jeit dem frühen Mittelalter bis zur neueſten 
Beit machte. Trog mancher glüdlicher Betrebungen im einzelnen war die Entwidelung im 
großen Ganzen doc überrafchend unbedeutend, man darf jagen jeit dem Landbau der Negypter. 
So tief dies in der Natur der Landwirtichaft begründet ift, die auf fich jelbjt angewieſen 
nur zu jehr im engen reife ihrer drängenden täglichen Intereſſen gebunden bleibt, jo recht: 
fertigt fich doch nur um jo beftimmter, daß der Staat, d. h. die bewußte bürgerliche Ge— 
jellichaft, die in der landwirtſchaftlichen Nußbarfeit des Staatsgebietes wejentlich den Boden 
ihrer Eriftenz erfennen muß, mit den höheren gejeßgeberiichen und kapitaliftiichen Mitteln, 
die ihr zu Gebote ftehen, in dieſe Zuftände eingriff und die für den Einzelnen unbefiegbar 
gewordenen Hindernifje bejjerer Gejtaltung durch eine, jo weit nötig, erzivungene Regu— 
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lierung, im Sinne de3 allgemeinen Wohles und im wejentlichen überall zum 
Gewinne aller Beteiligten, bejeitigte. 


I. Herftellung der perfönlihen freiheit. 
1. Aufhebung der Unfreiheit und des Berufszwangs“). 


5 36. Bon allen den gejchilderten agrariſchen Zwangsverhältniſſen forderte feines jo drin: 
gend Abhilfe ald die perjönlihe Gebundenheit der Gutsunterthanen, die ſich von 
den Unmenschlichkeiten der härteften Leibeigenichaft zwar in immer milderen Berhältniffen 
bis zur bloßen Forderung, Abzugserlaubnis nachzuſuchen, abitufte, und für die große Mehr: 
zahl in der Ausübung weit hinter dem ftrengen Recht zurüdblieb, doch aber auch unter den 
leidlichjten Zuftänden den unabwendbaren Nachteil hatte, den Einzelnen von geeigneter Be: 
rufswahl und freier Ausbildung feiner individuellen Fähigkeiten abzuhalten. Dieje Gebunden: 
heit traf nicht lediglicy den Bauern. Sie befeftigte vielmehr wejentlich die Trennung der 
drei Stände, Adel, Bürger und Bauern, mit ihren gegenjeitigen Schranfen und Sonder: 
rechten und machte die humane Kultur des NRechtsftaates unmöglich. 

Erleidhterungen der perjönliden Unfreiheit reichen nun bis in jehr 
frühe Zeit hinauf. 

1256 verbot Bologna, 1266 Treviio, 1288 — die Leibeigenſchaft, 1271 hob Philipp ber 
Schöne auf feinen ausgedehnten Befigungen in der Grafihaft Toulouje und Albi und 1302 im 
Languedoc die perjönlice wie dingliche Hörigkeit auf, ebenjo 1315 Ludwig X. auf allen Fönig: 
liben Domänen. 1420 geftattete Bern den billigen Loskauf der Yeibeigenen. 1467 machte Saft: 
mir von Polen in Weftpreußen und 1567 Herzog Albrecht im Herzogtum Preußen alle Bauern 
durd; Erklärung als Kulmiſche zu freien Eigentümern. 1525 bewilligte der Kanton Zürich für 
feine Dörfer die unentgeltliche Aufhebung der Leibeigenichaft und der perfönlihen Laſten, fomie 
Ablöfung der dingliden. Um 1600 entließ Elifabeth die legten Leibeigenen der engliſchen Krone. 
1688 befreite Graf Chriftian von Rantzau fämtlihe Bauern feiner Güter, eine Verfügung, Die 
indes fein Befignacdhfolger wieder aufhob. Der Berfuh der Dorfordnung König Friedrich I. von 
Preußen v. 16. Februar 1702, die Domainenbanern frei zu laffen, hatte deshalb nur teilweife Er: 
folg, weil die Bauern jo wenig Wert auf die Befreiung legten, daß fie den jehr mäßigen Preis 
für den Ankauf der Hofwehr nicht bezahlen wollten. Die gleichzeitige Verordnung Friedrich IV, 
vom 21. Februar 1702 hob zwar in ganz Dänemark die perfönliche Leibeigenichaft und Gebunden- 
heit an die Scholle auf, letztere aber wurde durch die Anforderungen einer inzwijchen durchgeführten 
Yandmilizverfaffung v. 22, Februar 1701 in vollem Maße anderweit als Schollband wieder be— 
feitigt. In Holitein ließen 1704 Herr v. AUhleberg in Gaben bei Segeberg, 1739 Graf Hans v. Rangau 
in Aſcheberg, 1750 Graf Günther zu Stollberg in Bremftedt ihre Bauern frei, ebenio 1767 Graf 
Bernstorff in Bernstorff bei Kopenhagen. 1767 begannen aud) die VBefreiungen der Domainen: 
bauern durch die gottorfiicdhe und durd die königlich dänische Negierung. 1781 und 1782 traten 
in allen öfterreihiihen Ländern und 1783 in Baden Verorbnungen über Befreiungen und Laiten: 
erleihterungen in Kraft. 1788 bejeitigte endlich die neue Militärverfaffung Friedrich VI, melde 
direfte Aushebung einführte, das gedachte Schollband für Dänemark und verwirflicte damit die 
Befreiung. 1804 erfolgte aud in Schleswig-Holſtein und in Livland, und 1806 in Schwediſch— 
Pommern die völlige Aufhebung der Leibeigenichaft. 


Nähere Unterfuchungen würden unzweifelhaft noch zahlreiche andere Verbefferungen in ber 
Lage der Hörigen feſtſtellen können. Am freieften gejtalteten fich die Berhältniffe derjenigen 
Dörfer, welche feit dem 15. Jahrhundert von Stadtgemeinden erworben wurden. 

$ 37. So jehr aber auch die Sorge der Regierungen und die menjchenfreundlichen Be: 
jtrebungen einzelner Gutäherren in diefen Maßregeln anzuerkennen find, jo konnte ihr Ein: 
fluß doch nur ein untergeordneter bleiben, wenn die Befreiung nicht die Berehtigung 
zu wirklich felbftändiger Erwerbäthätigfeit in fi jchloß. 

Dies fand in den meiften Fällen nachweisbar nicht ftatt, in anderen ift das Maß der er: 
langten bürgerlichen Freiheit nicht ohne weiteres zu erfennen. Im allgemeinen läßt fich etwa 
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mit Ausnahme der Befreiungen in der Schweiz und in England jagen, daß die Lage der 
Hörigen gleihwohl eine bürgerlich unfreie blieb. In Wirklichkeit konnte nur durch eine Reform 
des gejamten Staatslebens geholfen werden, das bis zum Ende des 18. Jahrhunderts durchaus 
auf dem mittelalterlichen Gedanken der jtändijchen Teilung des wirtfchaftlichen Dajeins und 
der Unterordnung des Erwerbes unter ein wirres Net hergebradhter Privilegien berubte. 

Deshalb werden die Bejhlüjje der franzöfiihen Nationalverjammlung 
von 1789 dauernd die Bedeutung des wirklich enticheidenden Wendepunftes in diejer Frage 
behalten. Er liegt nicht in der pathetifchen Proflamation der Menfchenrechte, ſondern in ben 
Umjtande, daß jeit einem Fahrtaufend zum erjtenmal gewagt wurde, jedem Staatsbürger 
gleiche Grundlage der politischen wie der wirtſchaftlichen Befugniffe zuzugeftehen, und daß 
dieſes längſt ald wünſchenswert geforderte, aber als zerftörend und unausführbar betrachtete 
Bagnis ſich mit zweifelloſem Erfolg ald durchaus gelungen und als die befte und feſteſte 
Errungenjchaft aus allen den Gräueln der Revolutiondzeit erwies. 

Noailles’ Antrag in der Nacht vom 4. Auguft 1789 betraf zunächſt nur das Agrarmejen. 
Er ſchlug vor: „die Adelsvorrechte, welche durch ihren Drud die Volkswut hervorgerufen, 
aufzuheben, die perjönliche Unterthänigkeit der Landleute für erlojchen, alle dinglichen Lei: 
ftungen derjelben aber für ablösbar zu erklären.“ Teils die Ueberzeugung von der Unver— 
meidlichkeit ſolcher Zugeſtändniſſe, teild die begeifterte Anerkennung der dee der Rechts— 
gleihheit führten auf bloßen Zuruf auch zur Genehmigung der Aufhebung der herrichaft: 
lihen Gerichtöbarkeit und der Jagd- und Fiichereigerechtigkeiten, der Verwandlung der herr: 
ihaftlihen Fruchtzehnten in Geldzinjen, der Gleichheit der Abgaben für alle Stände, und 
der gleichen Berechtigung Aller zu allen Staatsämtern. Die weitere Ergänzung bildeten jpäter 
Aufhebung der Bünfte, volle Gewerbefreiheit und die Herjtellung der Freizügigkeit. In der 
Fafjung der bezüglichen Gejege, namentlich in Betreff der Ablöjung der beftehenbleibenden 
Lajten, traten verjchiedene Wandlungen ein, die hier nicht in Betracht fomımen. Der wejent: 
lihe Inhalt diefer Gedanken aber enthielt diejenigen Forderungen, die heute Niemand als 
die Grundlagen der modernen bürgerlihen Gejelljichaft verfennt, und wenn 
e3 den Franzoſen nach der wüjten Zerrüttung der Schredenszeit gleichwohl gelang, fiegend 
und bejtimmend in fajt alle Staaten Europas einzubringen, jo wurde died wejentlich durch 
die Hoffnungen erleichtert, welche die neuen Lebensanſchauungen auf wirtichaftlichem Gebiete 
gegenüber den alten engen und unhaltbar gewordenen Zuftänden erwedten. In Ftalien, auf 
dem Linken Rheinufer, in der Schweiz, in Spanien, in Weftfalen und anderen deutjichen Ge— 
bieten, überall, wo fie auch nur vorübergehend eine Verwaltung organifierten, führten fie 
diejelben Grundjäge ind LYeben. Der Code Napolöon fannte weder irgend welche Ungleich— 
heit bürgerlicher Rechte, noch gejtattete er andere Eigentumsbejchräntungen als Servituten 
und ablösbare Geldrenten. (Art. 526, 530. 637.) Allerdings wurde nad) Beendigung der 
Napoleonijchen Kriege in mehreren Staaten verjucht, die früheren Zuftände wieder herzu- 
jtellen. Died gelang aber nur für den Kreis gewiſſer Verpflichtungen, die Wandelung der 
Lebensanihauungen hatte jich vollzogen, und im wejentlichen wurde auch bei fortbeftehender 
Gutsherrlichkeit die Freiheit der Perjon gewohnheitsmäßig geltend. 

$ 38. Kein anderer Staat ging jo raſch durchgreifend und rüdhaltlos an die Verwirk: 
lihung des entipredhenden Ideenkreiſes ald Preußen. 

Unmittelbar nad dem Frieden zu Tilfit erjchien, nicht ohne frühere Vorbereitung, aber 
doch völlig ſchöpferiſch, für das gefamte, allerdings ſehr verkleinerte Staatsgebiet das Edikt 
vom 9. Dftober 1807'°) betreffend den erleichterten Befig und freien Gebrauch des Grund: 
eigentums jowie die perjönlichen Verhältniffe der Landbewohner. Die Einleitung rechtfer: 
tigt vor allem den jtarfen Eingriff in die beftehenden Rechte. Sie jpricht aus, daß bei der 
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allgemeinen Not die Mittel des Staates zu ſchwach feien, dem Einzelnen Hilfe zu bringen, 
daß dieje Hilfe auch zwedentiprechender umd gerechter Weiſe nur von der eigenen Thatkraft 
der Bürger erwartet werden fünne, daß deshalb aber notwendig werde, alles zu entfernen, 
was den Einzelnen bisher hinderte, den Wohljtand zu erlangen, den er nach dem Maße jeiner 
Kräfte zu erreichen fähig ſei. In diefem Sinne wird des allgemeinen Wohles wegen jedem 
Einwohner des Staates erlaubt, Grundftüde aller der Arten zu befiten, die bisher Edel: 
leuten, Bürgern oder Bauern gejeglich vorbehalten waren. Jedermann darf ohne Rüdficht 
auf feinen Stand jedes bürgerliche Gewerbe treiben. Gejegliche Vorkaufs- und Näherrechte 
werden nur für Lehnsobereigentümer, Erbzinsherrn, Erbverpächter und bei Miteigentum und 
vermijchten Grundftüden aufrecht erhalten. Die Barzellierung und die Vererbpachtung der 
Privatgüter wird erlaubt, ebenjo die Einziehung und Zuſammenſchlagung der Bauerngüter, 
fofern gewiffe Bedingungen erfüllt find. Ferner wird die Verjchuldung von Lehn- und Fidei- 
fommißgütern wegen der Kriegsſchäden, die Aufhebung der Lehne, Hamilienftiftungen und 
Fideikommiſſe durch Familienſchlüſſe geftattet, und endlich die Auflöfung der Gutsunterthänig- 
feit für erbliche Befiger fofort, für alle nicht erblichen mit dem Martinitage 1810, alſo nad 
Ablauf von 3 Jahren nad) Erlaß des Ediktes ausgeſprochen. 

Dieje Gejeßgebung wurde durch Gelege vom 8. November 1816, 6. Mai 1819 und 8. April 
1823 auf die neu erworbenen Teile von Poſen und Weftpreußen, durch Verordnungen vom 
18, Nov. 1819 und 21. Juli 1821 auf die preußifch getwordene Laufig und durch verfchiedene 
Geſetze vom 25. Sept. 1820 ſoweit dies noch erforderlich auf die vormals! hannoverijchen, 
weſtfäliſchen, bergiichen und franzöſiſch-hanſeatiſchen Landesteile übertragen. Sie erforderte 
ebenſo wie die franzöfiiche bezüglich der Ablöfungen und Entjchädigungen noch eine Reibe 
ipezieller Ausführungsgefebe, auf die zurüdzufommen jein wird, bezüglich der perjönlichen 
Freiheit und der freiheit der Berufswahl aber verfügte fie unbedingt. 

Der Einfluß der im Wiener Frieden über ganz Deutſchland zerjtreuten preußischen Ge: 
biete entjchied thatjächlich die Zuftände in den deutihen Nachbarſtaaten. Die ge 
jegliche Regulierung zog fich freilich verfchiedentlich und zum Teil jehr lange hin. 

Bayern hatte bereits 1808, Naſſau 1812, Walde 1814 die Befeitigung der Leibeigenſchaft und 
Gutsunterthänigkeit ausgefprochen, die Verfaffungsurfunden Württembergs von 1817, Bayerns und 
Badens von 1818, Heffen-Darmitabts von 1820, Koburg-Gothas von 1821 und Hurbefjens von 
1831 gaben gleiche Zuficherungen oder beitätigten die beitehenden. Medlenburg: Schwerin und Stre: 


lig hoben durd Edit vom 18. Januar 1820 die Leibeigenshaft, zugleich aber auch, im Gegenjat 
zu allen anderen Staaten, alle herfömmlichen Befigredite der bisherigen Unterthanen auf. 


Bolftändig Durchgreifende Gejepgebungen, welche eine völlige Löſung der gegenjeitigen Ver: 
pflihtungen herbeizuführen vermochten, ergingen meist erſt in den fünfziger Jahren, und die 
auf ihnen beruhenden Gejchäfte find bis zur Gegenwart noch nicht überall beendet. Gleich: 
wohl fielen alle Hindernifje perfönlicher Freiheit gejeglich oder thatſächlich weg, ſoweit fie 
nicht einerjeit3 durch die noch nicht abgelöften Reallaften, andererjeits aber durch den Mangel 
an Freizügigkeit und die Befugniffe der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit bedingt waren. 


2. Durhführung der freizügigfeit. 

$ 40. Was man mit Freizügigkeit zu bezeichnen pflegt, beruht allerdings zunächft auf 
der Berechtigung, den Anjäffigkeitsort zu verlaffen, ift aber nicht weniger an die Bejeitigung 
der gejeßlichen und polizeilichen Hinderniffe geknüpft, einen anderen Ort nad) eigenem Er: 
mefjen zum Aufenthalt und zu dem Verſuch wählen zu dürfen, dort Erwerb zu erlangen 
und eine Familie zu unterhalten. Das Recht des freien Abzuges und ebenjo das der freien 
Berufswahl haben namentlich für den Landmann wenig Wert, ohne die Ausficht der Auf— 
nahme inandere Ortichaften. Die Schwierigkeiten der Zulaffung in fremde Gemeinden 
aber liegen vor allem in der Gefahr der Berarmung des Anziehenden. Sie modifizieren ſich 
je nachdem der Aufenthaltswechjel in Orten des eigenen Staates oder auch in ſolchen eines 
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fremden in Betracht fommt. Dadurch entfteht die Notwendigkeit, um die freie Berufswahl 
zur Wahrheit zu machen, vollftändig bejtimmte Rechtsvorſchriften zu treffen über 
Staat3- und Gemeindeheimatärechte, über Abzug und Auswanderung, Anzug und Einwande: 
rung in Staat und Gemeinde und über die Bedingungen, unter welchen für die einen oder 
die anderen diejer politiichen Korporationen die Pflicht zur Unterftügung der in ihrem Ge: 
biete Hilfsbedürftigwerdenden eintritt "”). 

Im allgemeinen beruhte dad Heimatsreht im vorigen Jahrhundert in allen 
deutihen Staaten auf der Geburtinnerhalb einer bejtimmten Gerichtsbarkeit, oder auf 
der ausdrüdlichen Aufnahme in diejelbe, für welche objervanzmäßige Bedingungen geltend 
waren’*. Auf dem Lande bejtimmte über die Aufnahme der Gutsherr, oder in Ermange- 
lung eines jolchen die Ortsgemeinde, in den Städten der Magiftrat. Erimierte, d. h. alle 
Adligen und folche Perfonen des Bürgeritandes, welche durch ihre Memter, Würden (z.B. 
Geiftliche, Lehrer an gelehrten Schulen), oder bejondere Privilegien von der Gerichtsbarkeit 
ihres Wohnortes befreit waren, bedurften Iandeöherrlicher und landichaftlicher Aufnahme. 
Das Fortziehen ftand den Erimierten innerhalb des Staates frei, bei Auswanderung hatten 
fie ein Abzug3geld von ihrem Vermögen zu entrichten. Nicht erimierte Bürger oder Bauern 
durften ohne Erlaubnis ihrer Serichtsobrigfeit, der fie in der Hegel auch Abzugsgeld zu 
zahlen hatten, nicht in andere Gerichtöbarkeit oder in das Ausland verziehen. 

Auch in diefem Rechtözuftande trat im neunzehnten Jahrhundert in den wejtlichen 
Landesteilen Deutichlands durch die franzöfiiche Herrichaft und die Art. 7—17 und 102—110 
des Code Napoleon ein Wechjel dahin ein, daß im wejentlichen nur Beicholtenen oder Ver— 
armten Wohnfig und Gewerbebetrieb in einer Gemeinde verjagt iwerden durfte, und daß 
diejer Wohnfig binnen einer 1—3jährigen Frift das Recht der Gemeindeangehörigfeit be- 
gründete, wenn binnen diejer Zeit nicht die Zeichen der Berarmung erweislich geworden. Aber 
ein Dekret vom 15. Oktober 1794 jehte fejt, daß wer nach gejchehener Anmeldung 1 Jahr 
in der Gemeinde gewohnt, oder dort 2 Fahre im Dienjt geftanden, den Unterjtügungswohnfig 
erlangt habe '’). Im Oſten Deutjchlands durfte in den preußiſch gebliebenen Gebieten jeit 
dem Edift vom 9. Dftober 1807 ($ 2 und 10) und der Städte- Ordnung vom 19. November 
1806 ($ 17) Niemandent, der die gering normierten Einzugögelder erlegte, jofern er nicht 
beiholten war, die Aufnahme als Bürger verjagt werden. Auch die Ubfahrtögelder bei Aus- 
wanderung wurden ſeit 1811 in zahlreichen Gegenjeitigfeitäverträgen mit deutjchen und aus: 
wärtigen Staaten aufgehoben, und im Innern des Staates duch BD. vom 21. Juni 1816 
und 18. Januar 1819 gänzlich abgejtellt. 

Die Bundesafte vom 8. Juni 1815 Art. 18 b ſprach die Berftattung des Verziehens aus 
einem Bundesjtaate in den anderen als allgemeines Bedürfnis aus, 

Zur Auswanderung bedurfte in Preußen nad) dem Edikt vom 2. Juli 1812 und der V.O. 
vom 15. September 1818 nur noch der Militärpflichtige Erlaubnis, und die Einwanderung 
wurde vorbehaltlich bejonderer Genehmigung für Juden, gemäß der B.D. vom 24. Augujt 
1819 feinem Fremden verjagt, der nicht ein flüchtiger Verbrecher, oder ſich zu ernähren 
offenbar unfähig war. Die preußiiche BD. vom 11. Mai 1819 hob auch Abſchoß und Ab- 
fahrtögeld unter den Provinzen und gegenüber den deutichen Bundesstaaten auf und jprad) 
die Aufhebung aller den Standesheren, Kommunen und PBatrimonialgerichten bisher zu- 
ftändigen Nachſteuer- und Abzugsgelder ohne Entichädigung und als wirkſam vom 8. Juni 
1815 ab aus. Die BD. vom 1. April 1822 ſicherte dafür auch allen auswärtigen Staaten 
Reziprozität zu. In den meiſten anderen deutjchen Staaten wurde zwar durch die Landes— 
verfafjungen oder bejondere Gejege die Auswanderung erleichtert, die Aufnahme in die Ge- 


77) Fr. Arnoldt, Die Freizügigkeit und der — Freizügigleits- und Heimathsverhältniſſe. 
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meinde aber blieb von den verjchiedenartigiten Tofalftatutarischen Bedingungen abhängig. 

Die Aufhebung aller Bejchränfungen tft für Breußen durch drei Gejege vom 31. Dez. 
1842 über die Aufnahme neuanziehender Berjonen ; über die Verpflichtung zur Armenpflege ; 
und: über die Erwerbung und den Verluft der Eigenſchaft als preußifcher Unterthan, ſowie 
über den Eintritt in fremde Staatsdienfte, geltend geworden und mehr und mehr in bie 
Gejeßgebung anderer deutſcher Staaten übergegangen, bis die allgemeine Freizügig- 
keit in Deutichland dur den Norddeutichen Bund und das Deutſche Reich in Art. 3 
und 4 der Berfafjungsurkunden des erjteren vom 24. Mai 1867 und gleichlautend der des 
deutichen Bundes vom 15. November 1870 und des deutichen Reiches vom 16. April 1871 
feftgejtellt wurde. 

Die Ausführung brachten die Bundesgefege vom 12. Oktober 1867 über das Paßweſen, 
vom 19, Mai 1868 über die Aufhebung der polizeilichen Beichränfungen der Ehejchliegung 
und vom 1. November 1867 über die Freizügigkeit, jowie vom 1. Juni 1870 über die Er: 
werbung und den Berluft der Bundesangehörigkeit und Staatsangehörigfeit und vom 6. Juni 
1870 über den Unterftügungsmwohnfig. Der nähere im mejentlichen mit der preußiichen Ge— 
jeßgebung von 1842 übereinftimmende Anhalt dieſer Beſtimmungen ift im Hdb. Band IH 
BL. Ubh. IV und Abh. VI dargelegt. 


3. Aufhebung der gutsherrliden Beridhtsbarfeit. 


8 40. Die gut3herrlide Gerihtsbarfeit und Bolizei wurden in Deutſch— 
land durch das Preußiſche Edikt vom 9, Oktober 1807 nicht berührt, und durch ein Patent 
vom 9. Sept. 1815 in allen Provinzen, in denen das Allg. Landrecht und die Allg. Ge 
richtsordnung Kraft erhielten, nach den Beitimmungen derjelben, indes mit der Maßgabe 
in Geltung gejeßt, daß nur richterlihe Perjonen die Jurisdiftion ausüben durften. Die 
Bundesakte vom 8. uni 1815 forderte die Patrimonialgerichtsbarkeit in allen deutichen Staaten 
wenigjtens für die ehemals reichsunmittelbaren Standesperfonen, und fie fam im weſent— 
lichen in allen Bundesjtaaten zur Wiederherjtellung. Gleichwohl wurde die Unvereinbarfeit 
derjelben mit der Staatshoheit und mit dem modernen Staatöbürgerrecht immer mehr an: 
ertannt ®°), und auf ihre Bejeitigung in Gerichtsorganiſationsgeſetzen und Gemeindeorbnnungen 
mit Erfolg hingewirft. Baden erließ deshalb ſchon 1824, Württemberg und Heſſen-Darm— 
ſtadt 1878 bejondere Gejeße. 

Preußen, welches bis auf die neuefte Zeit einer Yandgemeindeordnung ermangelt, über: 
nahm durch die V.O. vom 2. Januar 1849 (G. Bl. 1) über die Aufhebung der Privatge: 
richtsbarkeit und des erimierten Gerichtsſtandes, ſowie durch das ergänzende Geſetz vom 
26. April 1851 die geſamte Eivil- und Strafgericht3barkeit und durch V.O. vom 3. Januar 
1849 (G. Bl. 14) auch die polizeiliche Strafgerichtsbarfeit auf den Staat"). Die allgemeine 
polizeiobrigfeitlihe Gewalt, welche die Ernennung der Schulzen und Schöffen nad 
Anhörung der Gemeinde in fich schließt, verblieb dagegen den Gutsherrn, bis fie durch die 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, joweit bis jet deren Geltungsbereich ausgedehnt 
ift, ebenfall3 auf Staatsbehörden übertragen wurde. 

Bei Einführung des Neichögerichtsverfaffungsgejeßes vom 27. Januar 1877, welches alle 
Brivatgerichtsbarkeit im Reiche aufhebt, beftanden nur noch in den Großherzogtümern Medlen- 
burg: Schwerin und Strelik und in den Fürftentiimern Lippe und Lippe-Schaumburg Reſte 
der Batrimonial-Gerichtöbarfeit. 

In allen Romanijhen Staaten behob fich die perjönliche Unfreiheit und der gut#- 
ai Berband mit dem Eintreten der franzöfiichen Gejeßgebung, 
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Dejterreich hat die gutsherrlich-bäuerlichen Berhältnifje in allen feinen Landen auf Grund 
der Dekrete vom 27. März und 9. Mai 1848 in verhältnismäßig kurzer Zeit, allerdings 
ſehr ſummariſch gelöft, und dabei auch die landesherrliche Gerichtsbarkeit durchgeführt. 

England kannte jchon jeit Elifabeth feine Hörigkeit und Gutsunterthänigfeit mehr, hielt 
aber die Batrimonialgerichtäbarkeit und Polizei der Grundherrn aufrecht, allerdingd durch 
die Friedensrichter und die Königlichen Gerichte wejentlich beichräntt. 

Rußland verfügte erft durch Gejek vom 19. Februar 1861 die Freilaſſung jämtlicher 
Leibeigenen und eine, in Groß-Rußland nicht an den Einzelnen, jondern an den oben $8 
gedachten Mir erfolgte Ueberweiſung von 2Yz bis 3'/s ha Grundbefig für jeden erwachſenen 
Mann der beteiligten Familien gegen eine nad) den Laften angejchlagene, thatjächlich nahezu 
dem Werte des Landes entjprechende, amortifierbare Jahresrente. Dieſe Regulierung ift jeit 
den Jahre 1863 in Kraft getreten, und hat zugleich überall Gerichte und Polizei an Staats- 
und Gemeindebehörden übertragen. 

Ebenjo den allgemeinen Pflichten der Menjchenliebe wie der agrarpolitiichen Forderung 
perjönlicher Freiheit aller Staatsbürger entiprang auch die unter blutigen Kämpfen im Jahre 
1863 durchgeführte Befreiung der ſchwarzen Sklaven in den Staaten der amerikaniſchen 
Union. Freizügigkeit und Staatengerichte find in der Union verfaffungsmäßige Inſtitu— 
tionen, ebenjo in den vorher jpanischen Republifen. Im Jahre 1886 iftauhin Brajilien 
und damit in ganz Amerika die Sklaverei aufgehoben und dadurd die ſchwarze Bevölterung 
unter die bürgerlichen Gerichte geftellt worden. 


II. Befeitigung der unvollfommenen Befit- und Eigentums: 
verhältniffe und der Reallaften. 


1. Nachteile unfreien und belafteten Grundbefißes, 


$ 41. Die hergejtellte Freiheit der Perſon des Landbauers hat für die Entwidelung des 
Agrarwejens volle Bedeutung nur dann, wenn auch jein Grundbefig frei wird. Die Natur 
des landwirtichaftlichen Betriebes bedingt, daß die Art des Befigverhältnifjes die wirtichaft: 
lichen Entjchliegungen in hohem Grade bindet. Jede Wirtichaftsführung bedarf ein ihrem 
Buftande entjprechendes Verhältnis zwiſchen Areal, Urbeitäfraft und Betriebsfapital. Das 
Verhältnis der beiden legten Faktoren zum Areal wird ein immer höheres mit befferer und 
intenfiverer Wirtichaft. Die Durchführbarkeit ertenfiveren oder intenfiveren Betriebes hängt 
aber nicht jo jehr von dem Willen und den Kräften des einzelnen Wirtes, ald von den 
Gejamtzuftänden der Gegend und des Marktes ab, und der Betrieb läßt fich bei weitem 
nicht jo raſch umgeftalten, als fich das Verhältnis der drei Faktoren unter einander ver: 
ändert. Deshalb ijt der Landwirt in der Hauptſache immer darauf angewiejen, innerhalb 
diefer Faktoren ſelbſt das richtige Verhältnis herzuftellen, mangelnde Arbeit aus dem Be: 
triebötapital und mangelndes Betriebskapital aus dem Areal zu erfegen, und umgelehrt. Je 
Heiner feine Wirtichaft ift, defto mehr muß er nach Umftänden feine und der Seinigen Arbeit 
verftärfen und durchgreifender verwenden. Betriebäfapital aber kann er nur durch Belaftung 
oder teilweije Veräußerung feines Areals jchaffen. In feiner Hand muß deshalb die Ent: 
Iheidung liegen, ob die Belaftung zu wählen, welche vorausſetzt, daß der Mehrertrag Ber: 
zinfung und Wmortifation zu deden verjpricht, oder ob der Abverkauf vorzuziehen, bei 
weldhem dann die Steigerung des Betrieböfapitals nur dem verringerten Areale zu entjprechen 
bat. Dieje Verhältniſſe ergeben dad Interefje der Landestultur, wo möglich jede 
Miihung von Anrehten an das Areal, als ein Hemmmis richtigen Gleichgewichts 
der Kapitalfräfte, zu bejeitigen. 

Ebenjo ftark ift das Intereſſe, die Reallaften, als ein Haupthindernis freier wirt: 
Ihaftlicher Bewegung, auf eine beftimmte gleichbleibende Geldrente zu firieren und dieſe durch 
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Kapital oder Land ablösbar und womöglich amortifierbar zu machen’). Die Reallaften 
find ihrer Natur nad) nur durch Uebereinkommen mit dem Berechtigten zu verändern, fie 
find ewige Laften, deren Ablösbarkeit ohne Einwilligung des legteren nur durch Gejeß er- 
reicht werden kann. Beftehen fie aus Zinjungen in Geld, jo fteht wenigjtens Unbeſtimmt— 
heit in Betreff der Höhe und der Termine der Zahlung nicht in Frage. Ob die Rente firiert, 
oder jährlich nach dem Getreidepreije zu berechnen ift, find nur nad) Umftänden zweckmäßige 
Modifikationen. Schon eine feite Getreide- oder Produkten-Abgabe dagegen kann je nad) Art 
der Wirtichaftsbeftellung und deren Erträgen jehr verjchiedene Bedeutung und Wertshöhe 
befommen, und je jelbjtverjtändlicher der Wirt darauf hingewieſen ift, fie aus feiner eigenen 
Ernte abzutragen, dejto mehr muß er jeinen Betrieb darnad) einrichten, fie fiher abgeben zu 
fünnen. Hand: und Spanndienjfte aber haben einen unvermeidlichen Charakter von 
Unbejtimmtheit und Berjchwendung. Sei ed, daß fie nadı Tagen und Stunden oder nad 
Arbeit zu fordern find, immer muß innerhalb gewiſſer Grenzen vom Berechtigten die Be- 
ftimmung der Zeit und der Urt einer Leiftung abhängen, welche dem Organismus feiner 
Wirtichaft dienen joll. Der Verpflichtete muß alfo die Aufforderung gemwärtigen, und ber 
Berechtigte die Anjtalten zur Erfüllung abwarten. Auf beiden Seiten ergiebt ſich Zeitverluft. 
Vor allem aber wird ein Zwangsdienſt in fremder Wirtjchaft ohne einen nad der Güte 
der LReiftung abgemefjenen Lohn niemals fo jorgfältig und energiſch jein Ziel verfolgen, als 
died in der eigenen Wirtjchaft, die inzwiſchen vernachläffigt werden muß, geichehen märe. 
Sind aber die Arbeitöfräfte in der eigenen Wirtjchaft nicht voll verwendbar, jo belajten fie 
diejelbe durch ihr Mifverhältnis übermäßig. Der Kraft: und Zeitaufwand der Dienjte wird 
aljo nur jehr ungenügend durch die erreichten Erfolge erjeßt, und die Differenz bildet den 
volkswirtſchaftlichen Nugen, den die Ablöjung bringt. 

In diefem Sinne hat die Landeskulturgejeggebung der meiften Staaten dahin geftrebt, 
dem für eigene Rechnung auf dem Grundftüde wirtichaftenden Yandmanne freies Eigen- 
tum an demjelben zu bejchaffen, dem Obereigentümer den Nußen, den er von jeinem Rechte 
erwarten konnte, in einer vom Beliger zu übernehmenden Entihädigungsrente zu erjegen, 
und einjchließlicy diefer Rente den Ueberſchuß des abgeihägten Jahresbetrages aller Leiſt— 
ungen und Gegenleiftungen beider Beteiligten als eine Jahresgeldrente fejtzuftellen, 
welche dem Berechtigten fortan zu zahlen oder nad) bejtimmten Sägen zur Ablöſung zu 
bringen ift. 


2. Anfänge gefetlidher Eigentumsgewährung und Reallaftenablöfuna. 


8 42. Das auf den Beichlüffen der Nationalverjammlung beruhende franzöjiihe Ge— 
jeg vom 11. Auguft 1789 ging in diejen bäuerlichen Regulierungen am wenigften weit. Es 
hatte ohne weiteres alles, wa3 von der LXeibeigenihaft an Dienften und Binjen berrührt, 
ohne Enſchädigung aufgehoben, und 1794 wurde auch die unentgeltliche Aufhebung aller Grund: 
renten defretiert, welche nicht Kapitalzinjen jeien. Von der Aufhebung blieben aljo nur die- 
jenigen Leiftungen ausdrüdlich ausgenommen, welche nach Maßgabe von Belehnungs-, Zins: 
und Erbpacdhtsurfunden lediglid als Grundzinjen oder Reallaften zu betrachten und ermeis- 
lich der Preis für Ueberlafjung von Grundftüden gewejen waren. Die Reallaften wurden 
nad) einer Zarifierung und unter jehr fomplizierter Berechnung der Nente für diejenigen 
Abgaben, welche bei Bejigveränderungen zu zahlen waren, in eine teild zum 2Ofachen, teils 
zum 2bfachen in Kapital ablösbare Abfindungsrente umgewandelt. Aber alle nicht die Perſon, 
fondern die Grundftüde betreffenden Bejtimmungen hatten nur Geltung für jolhe Grund: 
ftüde, die im Eigentume, Erbpadjt: oder Erbzinsrecht des Bauern ftanden. E3 hing mit 
der römischen Auffafjung vom Eigentum zujammen, daß den bloßen Beſitz-, Pacht: oder 
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Nugungsrechten, jelbjt bei auf 99 Jahr oder auf Lebenszeit verliehenen Grundftüden kein 
Anſpruch auf Eigentumsregulierung zugeiprochen wurde. Alle nicht erblichen Befigrechte des 
deutichen Agrarweſens erhielten dadurd den Charakter der Zeitpacht. 

Die Preußiſche Gejeggebung hat im Gegenjag dazu alle dem deutichen Rechte ge- 
läufigen Leiheverhältniffe, jelbft die Beitpachten, falls fie innerhalb des gutsherrlich-bäuer- 
lihen Berbandes bejtanden, oder herkömmlich als bäuerliche anzufehende Stellen zum Gegen- 
ftande hatten, in das Eigentum des Beliehenen ungewandelt. Sie hat deshalb aud) jehr viele 
verichiedenartige Feitftellungen über die Art der Nentifizierung und Ablöfung der Leiftungen 
und Gegenleiftungen zu machen gehabt. 

Zwar jprad das Edift vom 9. Dftober 1807 nuraus, daß mit Publikation diejer 
Verordnung das bisherige Unterthänigfeitsverhältnis derjenigen Unterthanen und ihrer Weiber 
und Finder, welche ihre Bauerngüter erblich oder eigentümlich oder erbzinsweije, oder erb- 
pächtlich befigen, wechjeljeitig gänzlich aufhöre,; und daß es nad den Martinitage 1810 nur 
noch freie Leute geben jolle, bei denen aber alle Berbindlichkeiten, die ihnen als freien Leuten 
vermöge des Beſitzes eines Grundjtüdes oder vermöge eines bejonderen Vertrages obliegen, 
in Kraft zu bleiben hatten. 

Aber das aus Thaers Feder hervorgegangene Edikt vom 14. September 1811 zur Be- 
förderung der Landeskultur erklärte jchon ausdrüdlich, daß durch ein Edift von demfelben 
Tage wegen Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifje die durch das Edikt 
vom 9. Dftober 1807 und das Finanzedift vom 27. Dftober 1810 gegebene Verheißung 
wegen allgemeiner Berleihung des Eigentumes in Erfüllung gehe. Dies Regulierungs— 
Edikt gewährt den Befigern aller Stellen, die in laffitiichem Verhältniſſe ftanden (d. h. 
folder Stellen, welche nicht zu Eigentum an bäuerliche Wirte ausgethan waren, aber nad) 
den zu verjchiedener Zeit ergangenen älteren Vorjchriften von den Gutäherren mit bäuer: 
lichen Wirten bejegt erhalten werden mußten), das Recht auf den Erwerb des Eigentums 
an ihren Stellen, wenn unter Aufhebung aller Leiftungen und Gegenleiftungen die erblichen 
Befiger */s, die nicht erblichen "/s ihres Areald dem Gutsherrn abtreten würden. Dabei 
war Hof und Garten nicht in Rechnung zu bringen, andererjeitö aber auf alle außerordent- 
lichen Unterjtügungen, die Bauhülfen und die Steuervertretung Verzicht zu leiften. Wo ſich 
indes der Bauer durch die angegebene Abfindung verlegt jähe, und nicht binnen 2 Fahren 
anderweite Einigung erfolge, jolle die Auseinanderjegung durch jchiedsrichterliche Kom— 
miffionen nad) der Gemeinheitsteilungsordnung ftattfinden. Die Verordnung vom 9. Juni 
1811 jprach die Vererbung der Regulierungsfähigkeit aller übrigen nicht erblichen Stellen 
denjenigen Befigern zu, welche am 14. September 1811 im Befig geweſen waren. 

Dieje Beftimmungen fanden nur in Bommern und in der Mark Brandenburg auöge- 
dehntere Anwendung. In den meisten Landesteilen zogen die Gutsherren bei dem herrichen- 
den niedrigen Betreidepreife Zinſen und Dienfte oder Geldabfindung einer Vermehrung ihres 
Landbefiges vor, welche neues Betriebsfapital ohne Ausficht auf Erjag nötig gemacht hätte. 
Das Regulierungsedift wurde auch vielfach als ımgeeignet gegenüber den Befigern Kleiner 
Stellen angefochten. Es hatte jein Prinzip jelbjt ſchon injofern durchbrochen, als es an- 
ordnete, daß die nicht erblichen Dreſchgärtner in Schlefien mit dem Haufe und drei Morgen 
Land abzufinden feien, erbliche ald Hofgefinde zu betrachten umd unter Freiheit für Ver— 
äußerung und Vereinbarung von Ablöfungen in der bisherigen Lage verbleiben jollten. Der 
weitere Geſichtspunkt aber, daß auf den kleinen Stellen überall die weſentlichſten Arbeits: 
kräfte der großen Gutsherrſchaften beruhten, fand ſolche Anerkennung, daß eine Deklaration 
vom 29, Mai 1816 die NRegulierungsfähigkeit auf ſolche fatajtrierte (d. h. in den Grund: 
fteuerfataftern veranjchlagte) Adernahrungen beſchränkte, welche in den für gewiſſe Landes— 
teile verjchiedenen Normaljahren 1749, 1752, 1763 und 1774 mit bäuerlichen Wirten bejegt 
gewejen waren. Einige weitere Erlafje ſchloſſen die kleineren laſſitiſchen Wirte von der Re— 
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gulierung überhaupt aus. Alle diefe Beftimmungen wurden in den Jahren 1816-1821 
durch verjchiedene gejegliche Vorjchriften auf die neuen und wiedererworbenen Teile des 
Staates übertragen. 

Die entiprechenden Ablöjungsregulierungen der gutöherrlichy-bäuerlichen Keiftungen in an: 
deren deutihen Staaten begannen in Baden 1820, in Sachſen 1824, Bayern 1825, 
Heflen-Darmftadt 1827, in Hannover 1830, Altenburg 1831, in Braunjchweig und Kur— 
hejien 1832, Walded 1833, Koburg-Gotha 1835, in Württemberg, welches für die Auf: 
hebung der Leibeigenjchaft von Staatswegen Entihädigung zahlte, 1836, Lippe 1838, in allen 
übrigen Staaten erft in den 40er Jahren. Die Wirkſamkeit diefer Gejege war teild dadurd 
beichränft, daß fie die Ablöfung der Freiwilligkeit anheimftellten, teil dadurd, daß fie ala 
Art der Ablöjung in der Regel Kapitalzahlung vorjchrieben. 

Das in vieler Beziehung mujtergiltige, vorzugsweije auf die Herftellung perſönlicher Frei— 
heit und auf Servitutenablöjung gerichtete Gejeß für das Königreich Sachſen vom 17. Mär; 
1832, welches nur einen Teil der Reallaſten ablösbar machte, war die erjte Verordnung, 
welche für jolchye Ablöjungen ein Rententilgungs-Inſtitut ins Leben rief und Die 
Bahlung der Ablöjungstapitale in auszulojenden verzinslichen Inhaberpapieren ermöglichte. 
Ihm folgten nach ganz ähnlichen Prinzipien das durch Kabinetsordre vom 20. September 
1836 betätigte Reglement für die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöſung der Real: 
laften in den Kreiſen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter vom 8. Auguft 1836, Das 
Geſetz vom 22. Dezember 1839 wegen der Meallajten in den beiden Grafichaften Wittgen- 
jtein, und das Reglement für die Tilgungskaſſe in den Kreiſen Mühlhaujen, Heiligenftadt 
und Worbis vom 9. April 1845. 


3. Döllige Durhführung der Eigentums-Regulierungen und Real. 
laftenablöfungenin Preußen, 


$ 43. Das erjte Gejeh, welches die volljtändige Durchführung der Eigentumsgewährung 
und der Reallajtenbejeitigung in Ausficht nahm, war das für den ganzen Umfang der Preußi— 
ihen Monarchie mit Ausnahme des linken Aheinufers erlafjene Gejeg vom 2. März 1850, 
betreffend die Ablöjung der Reallaften und die Regulierung der gutöherrlichen und bäuer: 
lihen Berhältniffe, mit dem zugehörigen Geſetz von demjelben Tage über die Errichtung 
von Nentenbanten, und dem Gejeg vom 11. März 1850, betreffend die auf Mühlengrund— 
ftüden haftenden Reallaften. Sein Inhalt gibt ein umfafjendes Bild der Anforderungen, 
welche eine jolche Regulierung in einem großen Staatöwejen ftellt. 

Das Hauptgejeg vom 2. März 1850 hob ohne Entihädigung das Obereigentum des Lehns- 
herren bei allen innerhalb des Staates belegenen Lehnen mit alleiniger Ausnahme der Thron: 
lehne, jowie, dad Dbereigentum des Guts- oder Grundherren und des Erbzinsherren, des: 
gleichen das Eigentumsrecht des Erbverpäcdters auf, und gab dem Erbzindmann und dem 
Erbpächter jofort, vorbehaltlich der Lajtenablöjung, volles Eigentum. Es beitimmte aber 
ferner, daß alle vor 1811 bezw. 1819 beftandenen nichterblichen Stellen der Eigentums 
Regulierung unterliegen, welche entweder zu lafjitiichen Rechten zur Kultur oder Nutzung 
ausgethan, oder mit Abgaben oder Dienjten an die Gut3herrichaft belajtet find, beiderlei 
Stellen jedody nur injofern, als fie entweder zu einem erblichen oder dergeftalt zu einem 
zeitweifen Nutungsrecht verliehen find, daß im Fall der Beligerledigung nach Geſetz oder 
Herfommen ihre Wiederbejegung mit einem Wirte erfolgte. In einigen Landesteilen waren 
auch die auf bejtimmte Jahre oder Geſchlechtsfolgen verliehenen emphyteutiichen Güter und 
jogar die Beitpachtgüter regulierungsfähig, wenn jich deren Befiger in Steuer- oder jonftigen 
amtlichen Verzeichnifjen, Urbarien, Bräftationstabellen, in Berleihungsbriefen oder Kontraften 
als Leute bäuerlichen Standes oder die Befitungen jelbjt als jolche, die von Leuten bäuer- 
lihen Standes bejefjen werden, mit üblichen Benennungen bezeichnet fanden. Bis auf Gegen— 
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beweis wurde als rechtmäßiger regulierungsfähiger Beſitzer betrachtet, wer dad Grund— 
ftüd bei Verkündigung des Gejeges vom 9. Dftober 1848, das alle bezüglichen Prozefie 
filtierte, bejaß. 

Die agrarpolitiiche Möglichkeit, auf diefem Wege faft alle Bauern Preußens ohne Un— 
billigfeit gegen die Gutsherren zu vollen Eigentümern ihrer Stellen zu machen, lag weſent— 
{id in dem oben bejprochenen, jchon im frühen Mittelalter entwidelten hiftorischen Gegenjage 
zwifchen Bauernland und Vorwerksland. Auf ihn gründeten fich die mehrfachen Verbote, 
Bauernländereien zu den gutöherrlichen Wirtichaften einzuziehen, die dadurd außer Frage 
ftellten, daß der Gutsherr weiteren Nutzen als die üblichen gutöherrlichen Lajten von dem 
Bauern-Lande nicht ziehen konnte. Dasjelbe durfte aljo unter Vorbehalt diejer Lajten in 
der That ohne wejentliche Schädigung der Gutsherrn an die Bauern zu Eigentum über- 
wiejen werden. 

8 44. Bezüglich der Ausführung der NRegulierungen und Reallaftenablöjungen 
war jhon bei Erlaß des Edikts von 1811 flar, daß fie nicht ohme eine ausgedehnte Organi- 
ſation von Behörden ins Werf geſetzt werden konnte. Es wurden für dieſe Gejchäfte 
und zugleich auch für die noch zu bejprechenden Gemeinheitsteilungen durch die Verordnung 
von 20. Juni 1817 bejondere General-Kommijfionen errichtet, welche für eine 
Provinz aus ungefähr 8 bis 10 Räten von juriftiicher und Tandwirtichaftlicher Ausbildung 
beftanden, und unter fich eine größere Anzahl Speziallommifjare, ald unmittelbar lokal thätige 
Organe, über fi für den gejamten Staat ein Revifionsfollegium als oberjte Inſtanz für 
Entiheidungen hatten, in ihrer Gejchäftsthätigkeit aber dem Miniftertum für Landwirtichaft 
unterftanden. Das Geje vom 7. Juni 1821 und die Verordnung vom 30. Juni 1834 
ordneten den Gejchäftsbetrieb der Gemeinheitsteilungen, Ablöfungen und gutsherrlich-bäuer- 
lihen Regulierungen. 

Für die Reallaftenablöjung hatte fih der Spezialkommiſſar perſönlich an den Drt, 
von welchem ein Antrag auf Ablöjung vorlag, zu begeben, und zu verjuchen, wo möglich 
im Laufe weniger Tage die beftehenden Leiftungen und Gegenleiftungen zu ermitteln, deren 
Bert unter den Barteien zur Anerkennung zu bringen und die daraus folgende Ablöfungs: 
tente und die Urt der Abfindung urkundlich durch einen Rezeß, der von der Generaltom- 
miffion zu beftätigen war, fejtzuftellen. Konnten Streitigkeiten nicht durdy Belehrung oder 
Vergleichsvorſchläge bejeitigt werden, jo mußte darüber die Generaltommiffion und event. 
das Reviſionskollegium richterlich entjcheiden. 

Die Ausführung war dadurch erleichtert, daß jich nach Vorſchrift des Geſetzes der An- 
trag des Berechtigten ſtets auf jämtliche ihm im Gemeindeverbande zuftehenden Reallaften 
ebenjo der Antrag des Berpflichteten ſtets auf fämtliche jeinem Grundftüde aufliegenden er- 
ftreden mußte, und feine Provokation zurüdgenommen werden konnte. 

$ 45. Die Art der Ablöſung der Lajten bedurfte verjchiedener Beftimmungen. Das 
Gejeg vom 2. März 1850 hob zunächſt alle diejenigen, welche ald Jurisdiktionsab— 
gaben oder als gewerblihe Steuern zu erachten waren, wegen diefes ihres Charakters 
auf, falls fie nicht ausdrüdlich für die Verleihung oder Veräußerung eines Grundftüdes 
übernommen worden waren. 

Ausgejchloffen von der Ablösbarkeit blieben die Öffentlichen Laften mit Einſchluß der Ge- 
meindelajten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienfte, jowie die auf eine Deich oder ähnliche 
Sorietät fich beziehenden Lajten, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unter: 
haltung von Kirchen, Pfarr: und Schulgebäuden, wenn legtere nicht die Gegenleiftung einer 
ablösbaren Reallaft find. 

Ale Reallaften, welche geiftlichen Jnftituten, kirchlichen Beamten, öffentlichen Schulen und 
deren Lehrern, höheren Unterrichts: und Erziehungsanftalten, frommen und milden Stiftungen 
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oder Wohlthätigkeitsanftalten, ſowie den zur Unterhaltung derjelben bejtimmten Fonds zu 
ftehen, blieben bejonderen Geſetzen vorbehalten ). 

Unter den ablösbaren Laften wurden Dienfte und Naturalabgaben nad Maßgabe 
von Normalpreifen berechnet, welche durch ein vorläufiges Gejeß vom 19. September 1840 
vorbereitet, für jeden Kreis von befonderen Kommiffionen fejtgejeßt wurden. Soweit es fid 
dabei um den Umfang der Dienftleiftung handelte, mußte im Mangel der Einigung Schieds: 
jpruch eintreten. Getreideabgaben waren nad) 24jährigem Durchſchnitt des örtlichen Martini: 
marftpreijes unter Weglafjen der zwei tenerjten und zwei billigjten Jahre und unter 5 % 
Abzug wegen der geringen Dualität des Binsgetreides zu berechnen. Für Feſtſtellung 
der Rente von Bejigveränderungsabgaben murden im höchiten Fall 3 Beſitzver— 
änderungen im Fahrhundert, bei Beſchränkung auf gewifje Sterbe: oder Beräußerungsfälle 
2 oder nur 1 Leiftungsfall gerechnet, und wenn die Abgabe in Prozenten des Werts zu 
entrichten war, der Kaufwert der Liegenjchaften, unter 20 % Abzug vom Grundfvert und 
50 °/, vom Gebäudewert, ſchiedsrichterlich geihägt. Dem Berpflichteten ftand frei zu fordern, 
daß die auf ſolche Weije berechnete Ablöjungsrente zwei Dritteile des jchiedsrichterlich feit: 
zuftellenden Reinertrages jeiner Stelle nicht überjchreite. Für Mühlen war in $ 6 des Ge- 
jeßes vom 11. März 1850 ein bejonderes Verfahren der Neinertragsermittelung und der 
Feitjtelung des gewerblichen Zeil der Abgaben vorgejchrieben. Nad) Erlaß der Gewerbe: 
ordnung vom 17. Januar 1845 begründete Mühlen durften indes auf Freilafjung von . 
des Reinertrags feinen Anſpruch machen. 

8 46. Als Rapitalsablöjung für die berechnete Rente konnte nach dem Renten: 
bantgejege von demjelben Tage der 18fache Betrag der Fahresrente direft vom Ber- 
pflichteten an den Berechtigten gezahlt werden. Wollte aber einer von beiden Teilen darauf 
nicht eingehen, jo übernahm der Staat, der dafür bejondere amtliche Rentenbankverwaltungen 
einjegte, die Vermittlung der Zahlung durch als Rentenbriefe bezeichnete, mit 4 %/s ver: 
zingliche Jnhaberpapiere, deren Nominalbetrag ſich auf das 20fache der Jahresrente berechnete. 
Außer diejen 4° Zinſen, welche *ıs der Rente gleichkommen, hatte der Verpflichtete eine 
Amortifationsquote von 1 oder Ys % an den Staat zu entrichten. Im erften Fall jtand 
aljo jeine Zahlung der feſtgeſtellten Jahresrente gleih, die Amortijation aber wurde in 
41'jıs Jahren beendet. Im zweiten Falle betrug jeine Zahlung nur io der Rente, es konnte 
ihm aljo gewifjermaßen '/,, derjelben erlafjen werden, die Amortifation konnte aber erjt in 
56’: Jahren ablaufen. Lehterer Weg wurde in bei weiten den meijten Fällen gemählt. 
Wollte indes ein Berpflichteter das 18jache Kapital jofort zahlen, der Berechtigte aber zog 
vor, das 20fache in Rentenbriefen zu erhalten, jo übernahm der Staat das Kapital und 
amortifierte es fich jelbft in dem Sinne, daß er fich 41» °/, Zinſen berechnete, während er 
nur 4’/oige Nentenbriefe dafür ausgab. Die Ubfindungen für Berechtigungen des Domänen: 
und Forjtfisfus wurden von den Verpflichteten nach denjelben Grundjägen als Amortija- 
tionsrenten bis zum Erlöjchen gezahlt. Die Renten haben wie die alten Lajten Vorrecht 
vor allen Hypotheken. 

Den Realgläubigern und jonjtigen Realberedhtigten gegenüber ift als all- 
gemeiner Grundſatz zur Geltung gefommen, daß Verträge, Verjährung, legtwillige Verord— 
nungen oder frühere rechtöfräftige Enticheidungen die Ablöſungen und Aufhebungen ebenjo- 
wenig hindern können, als ein Einjprud) der Hypothefengläubiger. Da aber die Berechtigungen 
einen dinglichen Charakter haben und einen Teil des verpfändeten Gutswertes darjtellen, 
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der durch Auszahlung des Abfindungstapitald den Gläubigern verloren gehen müßte, ift 
entweder jeitens der leitenden Behörden gefordert und beauffichtigt worden, daß diejes Kapital 
in angemefjener Weije zur Erhöhung des Gutöwertes, 3. B. dur Zulauf von Land, Bau 
fehlender Gebäude, Anlage von Drainagen oder anderen Meliorationen, verwendet wurde, 
oder es ijt mit dem Kapital, falls die Berechtigten auf erfolgte Bekanntmachung nicht aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend verzichteten, die Hypothek des am höchſten lozierten, Anſpruch 
erhebenden Släubigers ausgezahlt und zur Löfchung gebracht worden, jo daß aud) das Pfand 
der jpäter eingetragenen um den gleichen Betrag verbefjert wurde. Die Benachrichtigung 
und Abfindung der Hypothefengläubiger ift durch TI. I Tit. 20 88 460465 Allg. Land: 
recht3, dad Berfahren der Verwendung in die Subftanz de3 Gutes durch $ 110 des Real: 
lajtenablöjungsgejeges vom 2. März 1850 näher geordnet. 

$ 47. Das Rejultat der preußijhen Regulierungen und Ablöfungen 
ijt, daß nunmehr jämtliche bäuerliche Stellen im freien Eigentum ftehen, und die Reallaften 
bi3 auf faum nennenswerte Reſte bejeitigt find. Auch die an den Nentenbanten oder den Staat 
zu zahlenden Amortijationsrenten werden in den erften Jahrzehnten des kommenden Jahr: 
hundert3 völlig erlöjchen und gehen ohne jede Beichwerde oder Verluft mit den Steuern ein, 

Anfang 1866 waren in ben acht alten Provinzen Preußens bereits 83288 Eigentümer mit 

1 316 160 ha reguliert, 1303 992 andere Stelenbeiiger hatten Dienfte und Abgaben abgelöft, die 

Zahl der aufgehobenen Spannbienfttage betrug 6 344 569, die der Handdienittage 23 540 331, und 

ed waren dafür zu leiten 419929 h. Land, 173425 Heftoliter jährliche Roggenernte, meift an 

geiftlihe Stiftungen, 114 726 747 M. Kapital und 16 470 384 M. Grundrente. Für legtere waren 
damals bereit3 343630 835 M. in Nenienbriefen ausgefertigt, der Reſt betraf größtenteils fis- 
faliiche Abfindungen. Da die Eigentumsregulierungen und Ablöfungen 1866 im weientlichen be= 
endet waren, haben fich die Beträge inzwiſchen, troß des Zutritts der neuen Provinzen, nicht er= 
heblich gefteigert. Das ge Abfındungstapital hat ſich bis 1883 ‚auf 250119575 M., bie 

Geldrente auf 25577902 M., bis 1894 auf 262 910 358 bezw. 27 494 720 M. erhöht. 

Das Gejeh vom 2, März 1850 verbietet die Wiedereinführung der früheren 
fulturjchädlichen Verhältnifje ganz bejtimmt. Es ordnet in $ 91 an: bei erblicher Ueber: 
lafjung eines Grundjtüds ijt fortan nur die Uebertragung des vollen Eigentums zuläffig. 
Mit Ausnahme feiter Geldrenten dürfen Lajten, welche nach dem Geſetze ablösbar find, einem 
Grundjtüde fortan nicht mehr aufgelegt werden. Neu aufgelegte feite Geldrenten ift der 
Berpflichtete, nad) vorgängiger jehsmonatlicher Kündigung mit dem 20fachen Betrage ab: 
zulöjen berechtigt, jofern nicht vertragsmäßig etwas anderes beſtimmt wird. Es kann jedoch 
auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beftimmten Zeitraums, welcher 30 Jahre 
nicht überjteigen darf, ausgeichlojjen, und ein höherer Ablöfungsbetrag, als der Zöfache der 
Rente nicht ftipuliert werden. Dies gilt ebenjo für Abfindungsrenten aus Gemeinheits-Tei— 
(ungen, wie für ſonſt vergleichsweiſe fejtgeftellte. VBertragsmäßige, dieſen Vorjchriften zu- 
widerlaufende Beſtimmungen find, unbejchadet der Rechteverbindlichkeit des ſonſtigen Inhalts 
des Bertrages, wirkungslos. 

Dieje Beitimmungen find bezüglich der Begründung von Rentengütern durch die Gejege vom 
27.16.1890 und 7./7. 1891 im Intereſſe der Teilbarkeit und Anſiedlung abgeändert. Vgl. 8 80. 


4. Eigentums-Regulierung und Reallaftenablöfungim übrigen 
Deutfhland, Defterreih und England. 


$ 48. Die Preußiſche Gejeßgebung über Reallaftenablöfung ift im weſentlichen durch die 
B. vom 28. September 1867 und das Gejeh vom 3. April 1869 auf Hannover, durd 
die Geſetze vom 5. April 1869, 15. Januar 1872 und 16. Juni 1876 auf Naſſau, vom 
3. Januar 1873 auf Schleswig:Holftein und vom 23. Juli 1876 aufden Regierungs— 
bezirt Kaſſel übertragen worden. 

In Scleswig-Holftein war bi dahin außer Kirchenzehnt feine Reallaſt ablöslih. Die 
Hannöverijche Ablöfungsordnnung vom 23. Juli 1833 und das Naffauische Gejeg vom 14. April 
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1849 forderten den Antrag des Verpflichteten, erſteres zudem 25fache, letzteres 18fache Kapital- 
zahlung, welche zwar durch Landes-$reditkaffen, aber doch nur im Wege des Darlehens 
erleichtert wurde. Kurheſſen geftattete in den Geſetzen vom 29. Februar, 26. Juni 1832 und 
26. Auguſt 1848 20faches Kapital und beiden Teilen den Antrag, durch Gejeg vom 20, 
uni 1850 aber für den Reſt der Reallaften bei Antrag des Pflichtigen nur 26fache, bei 
dem des Berechtigten 18fache Zahlung. Dies hielt viele Anträge zurüd. 

In den meiften übrigen Deutihen Staaten"), mit Ausnahme von Medlenburg: 
Schwerin und Streliß, find die Eigentums-Regulierungen und Reallaftenablöjungen in ähnlicher 
Weiſe und mit verhältnismäßig geringen Modifikationen zur Durchführung gebracht worden. 

Wie Judeich*) im einzelnen gezeigt hat, find im wefentlichen die Leiftungen an Staat, 
Kirche, Schule und Gemeinde, melde die Natur öffentlicher Pflichten haben, ebenjo auch 
Deichlaften, Uferbau und Bergwerksleiftungen von der Ablösbarkeit ausgejchloffen worden. 
Die Ablöfung erfolgte in der Regel auf Antrag des Berpflichteten. Verträge, Verjährung, 
fegtwillige Verordnungen und vor Erlaß der Ablöjungsgejege ergangene rechtäfräftige Ent- 
ſcheidungen durften die gejegliche Ablöſung oder Aufhebung nicht hindern. Ebenfo wenig 
konnten dritte Berjonen, welchen Rechte an dem Grumdbefige oder den Realrechten zuftehen, 
ihren Widerjpruch weiter geltend machen, ald daß in Höhe ihres Rechtes das Abfindungs: 
fapital für fie verwendet werden mußte. Den Parteien ftand zu, fich über Art und Höhe der 
Abfindung zu einigen, joweit nicht die Behörde die Beftätigung des Vergleiches aus Rüd- 
fihten der Landeskultur zu verfagen für nötig fand. Jm Mangel des Vergleiches wurde 
der Wert der Leiftungen und der Gegenleiftungen amtlich nach Schäßung oder allgemeinen 
Tarifen ermittelt. Dabei fielen für unentgeltlich aufgehobene Leiſtungen auch die Gegenleiſt— 
ungen unentgeltlich hinweg. Der überjchiegende Wert bildete die Ablöfungsrente, welche jähr- 
lich weiter zu zahlen ift, aber in Kapital abgelöft werden kann. Die Kapitalifierung ift in 
feinem Geſetz höher als 2öfach angeordnet, in vielen durch Vorſchußkaſſen oder Rentenbanten 
unter Ausftellung von amortifierbaren Pfandbriefen erleichtert. Entftehende Streitfragen 
wurden möglichjt kurz, nur in gewiſſen Fällen von dem ordentlichen Richter, im weſentlichen 
durch bejondere Landeskulturbehörden entjchieden. 

Die aufgehobenen oder für ablösbar erflärten Leiftungen dürfen nicht wieder hergeftellt, 
auch durch Verjährung nicht mehr erworben werden, Ausnahmsweiſe können Reallaften 
durch jchriftliche Verträge auf gewiſſe Frift unter Feitfegung der Kündigungs- und Ablöfungs- 
bedingungen neu begründet werden. Leihe- und geteilte Eigentumsverhältniffe werden in der 
Negel durch Ablöjung der Laften volles Eigentum, und erbliche Ueberlaffung von Grund: 
befig darf fortan nur mit Ueberiragung vollen Eigentums erfolgen. Indes beftehen über 
Erbpacht verichiedene noch zu erwähnende Beitimmungen, und im Königreich Sadjen, in 
Weimar, Rubdoljtadt, Oldenburg und Meiningen find Laßverhältniſſe, falls jie unmiderruf: 
ih, in Gotha, Altenburg, Lippe-Schaumburg und anjcheinend auch in Braumjchweig umd 
beiden Reuß überhaupt nicht ablösbar. Die ald Reallaften nicht anzujehenden, Tediglich aus 
der Leibeigenjchaft, Hörigkeit oder Unterthänigfeit, aus der Guts-, Schutz-, Gerichts-, Polizei-, 
Dorf:, Vogt: oder Dienftherrlichkeit herftammenden, auf Privatrechtötiteln nicht beruhenden 
Abgaben und Leiftungen find faft in ganz Deutichland abgeichafft. Außer in Lippe-Schaum: 
burg und Neuß älterer Linie find fie meift ohne Entihädigung aufgehoben worden. In 
Kurheſſen haben die Pflichtigen, in Württemberg die Pflichtigen unter Beihilfe des Staats, 
in Braunſchweig dagegen der Staat für das Schußgeld, und in Baden, Hannover und Sachſen 
der Staat * die meiſten derartigen Rechte den Berechtigten einige Entſchädigung gewährt. 





84) Menkusen; Bufammenftellungen des in | die Art. Bauernfreiung im H.W. II (dort auch 
Deutichland geltenden Rechts betr. Stammigüter, | weitere Litteratur). 
Framilienftiftungen, Neallaften, Lehnrecht. 1879. | 85) Judeich, Die Grundentlaftung in Deutich- 
Bucdhenberger, a. a. O. J. 149 ff. ©. aud) land. 1863. 
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Die Bann: und Zwangdrechte und dinglichen Ausichliegungsbefugniffe. welche in 
der Mehrzahl noch unter die Hob. Bd. II Abh. XXI behandelte gewerbliche Gejeggebung fielen, 
find gegen Entihädigung aufgehoben oder für ablösbar erklärt, joweit fie auf privatrecht- 
lichem Titel berubten, und nur wenn biejer fehlte ohne Entichädigung aufgehoben worden. 

Das Jagdrecht auf fremden Grumdftüden mit den Jagddienften und allen jonjt dar- 
auf bezüglichen Leiftungen und Gegenleiftungen befand fich in Deutjichland infofern in einer 
Ausnahmeftellung, weil e3 gemäß der von der Frankfurter Nationalverfjammlung beſchloſſenen 
Grundrechte des deutjchen Volkes vom 2. März 1849 als ohne Entihädigung aufgehoben 
anerkannt worden war. Baden, Braunjchweig und Altenburg haben dafür nachträglich Ent: 
ſchädigungen gewährt. Wiederhergeftellt, aber für ablösbar erklärt, ift dasſelbe in Holftein, 
Heflen-Darmftadt und im Königreich Sachſen, in leßterem unter Entihädigung der Neu: 
berechtigten. Lediglich wiederhergejitellt wurde es in Nafjau, Defjau, beiden Lippe, Kurheſſen 
und Sondershaufen, in Kurheſſen unter Erjtattung der bei der Aufhebung gezahlten Ent: 
ihädigung und in Sondershaufen gegen ein fürftliches Aequivalent zu milden Zwecken. 

Die bezüglichen Gejege für die Reallaftenablöfungen datieren für Bayern vom 4. Juni 1848 
und 28. Mai 1852; für Sach ſen v. 17. März 1832 und 15. Mai 1851; für Württem- 

berg v. 14. April 1848 und 24. August 1849 ; für Baden v. 5. Oftober 1820, 27. Mai 1836, 

24. April 1849, 13, Februar 1851 und 26. März 1852 ; für Heffen v. 27, uni und 6, Auguft 

1848; für Braunfhmeig dv. 20. Dezember 1834 und 14. Mai 1840; für Weimar, 18. 

Mai 1848; für Altenburg v. 16, Februar 1849; für Oldenburg v. 18. November 1852; 

an Koburg: Gotha v. 25. — 1849 und 21. Dezember 1850; für Meiningen v. 

Mai 1850; für Anhalt v. 8 Januar 1850 und 29. Auguft 1849; für Rudolſtadt v. 

37. April 1849; für Sondershauien v. 8. April 1850; für Waldedv. 14. März 1848 

und 6. Dezember 1849; für Neuß ält. Linie v. 30, Mai 1852 und 11. März 1857, und Neuß 


jüng. Linie v. 20, Oftober 1855 und 15. Januar 1358; für Detmold v. 26. Auguft 1857, 
für Shaumburg vd. 20. März 1857, und für Brem en vom 14. Jan. 1876, 


849. Dejterreic erledigte jeine Reallajten-Ablöjung in den ſtürmiſchen Zeitläufen von 
1848 nad) dem mehrfach ergänzten Patente vom 7. September 1848 über Aufhebung des 
Unterthänigfeitäverbandes und Entlaftung des bäuerlichen Befiged. Alle aus ſchutz-⸗, ge: 
richt3= und dorfherrlichen Verhältnifjen abgeleiteten, vom Grundbeſitze unabhängigen Rechte 
und Leijtungen fielen weg. Die wirklichen Neallaften wurden nad maßgebenden Grundjähen 
veranjchlagt, und ihre Leijtung fand vom 1. November 1848 an nicht mehr jtatt. Bon dem 
fejtgeftellten Jahresgeldwerte wurde "/s für Steuern, Erhebungsktoften und Ausfälle der Be- 
rechtigten abgezogen. Die übrigen */s hatte der Verpflichtete zu tragen, falls fie auf emphy— 
teutiichen oder anderen Verträgen über geteiltes Eigentum berubten ; andern Falls hatte er 
'/s zu tragen, und das zweite Drittel wurde dem Berechtigten vom betreffenden Kronlande 
geleiftet. Die Kapitalifierung der Rente war 20fach, die Tilgung mit Zinfen in 20 Jahren 
gefordert; die Bahlungen wurden von der Steuerbehörde eingehoben. Die Kapitalsentſchädi— 
gung des Berechtigten erhielt derielbe im wejentlichen durch 5° Schuldverichreibungen der 
in den einzelnen Kronlanden durch Batente vom 25. September 1850 und 1. April 1851 begrün: 
deten Grundentlaftungsfonds. Das gejamte zu zahlende Kapital betrug 208 Mill. öftr. Gulden. 

Auch in England haben fid) noch viele aus den ältejten, $34 erwähnten gutöherrlichen 
Verhältniffen herrührende alte Freeholders, Copyholders und Leeseholders vorgefunden. 
Sie find in einigen Gebieten, namentlid an den Grenzen von Wales, jo zahlreich erhalten 
geblieben, daß der 1836 begründeten Copyhold, Enclosure and Title-Commission jeit 1841 
die Herftellung voller Verfügungsfreiheit und die Ablöfung der ruftifalen Renten, Gefälle 
und Sterbefalllaften übertragen worden ift. 


5. Die Erbpadtsverbältniffe. 


$ 50. Unter den Berhältnifjen des deutſchrechtlichen unvollkommenen oder geteilten Eigen: 
tums hat die Erbpadt*) dadurch eine bejondere Stellung, daß fie nicht, wie das ver: 


86) ©. dar. auch Hob. Band II Abh. XIV ©. 89 ff. (dort auch weitere Litteratur). 
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wandte Erbzinsgut, ausschließlich den gutsherrlich-bäuerlichen Beziehungen angehört. Sie 
folgt nach Deutjchem Gemeinem Recht den Grundjägen der römischen Emphyteuſe. Der Emphy— 
teuta hat das Recht erblicher Nutzung an einem fremden Grundftüde. Er kann diejes Recht 
— vorbehaltlich des Vorkaufs oder eines begründeten Einſpruchs des Eigentümers — unter 
Lebenden und Toten veräußern, jofern er eine Abgabe von 2 % des Wertes zahlt, und fann 
e3 für die Dauer des Vertrags auch verpfänden und belajten. Indes darf er das Grund: 
ſtück nicht verſchlechtern oder verfleinern, und er muß den feſtgeſetzten Kanon jährlich regel: 
mäßig und ohne Anſpruch auf Remilfion entrichten. Sein Recht geht verloren, und dad Grund: 
ftüd fällt ohme weiteres an den Eigentümer zurüd, wenn er mit dem Kanon oder den öffent: 
lihen Abgaben 3 Fahre, falls die Kirche Eigentümerin it, jogar nur 2 Fahre im Rückſtande 
bleibt, oder bei Veräußerungen oder Verſchlechterungen gegen die Anjprüche desjelben verftößt. 

In den deutichen Agrarverhältniffen tritt die Emphyteuſis, jo weit befannt, zuerſt in 
Mähren auf. Es find Ollmüger Bürger, welche 1256 ein Gut jure emphyteutico, genannt 
Burgredt, übernehmen “), und wie e3 jcheint gerade deshalb dieje Rechtsform wählen, weil 
fie dadurch nicht in gleicher Weiſe fich ald Hörige unter Gutöherrlichkeit jtellen, wie dies 
mit den damals jchon über den größten Teil von Mähren verbreiteten deutichen und jlavi- 
ſchen ald Erbzinsbauern angejegten Kolonijten der Fall war. Im Laufe der Zeit aber hat 
fih in Böhmen und weiter hin in Defterreich eingeführt, auch diefe bäuerlichen Koloniſten 
Empbyteuten zu nennen, jo daß beide Begriffe, möglicherweije unter objervanzmäßigen Modi— 
fifationen, zufammenftelen. Das öfterreihiiche Geſetzbuch unterjcheidet fie nur durch die Größe 
des Kanons. In Preußen und den anderen deutichen Staaten gehört die Erbpadıt, die der 
Emphyteuſe entipricht, erjt der neueren Zeit an, die verjchiedenen mittelalterlichen Leihever— 
hältnifje haben gutsherrlich-bäuerlichen Charakter. Es jcheint für die jeit dem 17. Jahr: 
hundert häufiger vortommenden Bererbpadhtungen der Einfluß des römischen Rechts beſtim— 
mend gewejen zu fein, fie wurden vorzugsmeife bei Austhuung von Domänen zu größeren 
und fleineren Gütern angewendet. 

Das preußische NReallaitenablöfungsgejeg hat auf den daraus folgenden Unterjchied des 
Erbpachtkanons von dem gewöhnlichen Zins der bäuerlichen Erbzinsgüter ausdrüdlid Rück 
fiht genommen. Sein $65 bejagt, daß, wenn ein Grundjtüd außerhalb einer gutsherrlich: 
bäuerlichen Regulierung oder Ablöjung, oder ohne Begründung eines qutöherrlich-bäuerlichen 
Berhältniffes mitteld eines vor Verkündigung dieſes Geſetzes errichteten ſchriftlichen Ber- 
trages gegen Entrichtung eines Kanons oder gegen Binjen und andere Leiftungen zu Erb: 
pacht, Erbzins oder Eigentum überlafjen worden, der Geldwert der Leitungen nach Abzug 
der Gegenleiftungen zum 20fachen Betrage, und zwar auf Untrag des Berechtigten nur durch 
Vermittelung der Nentenbanten und auf den Antrag des Werpflichteten nur durch Bar- 
zahlung desjelben nad) vorhergegangener Gmonatlicher Kündigung abgelöft werden kann. Es 
jtand alſo im Willen des Berechtigten, den Kanon fortbeftehen zu lajjen, wenn er nicht Kapital 
erhielt. Die Neuerrichtung von Erbpadıt ift indes durch 8 91 des Geſetzes ausgeſchloſſen. 

Die Gejehe Bayerns vom 4. Juni 1848, Württembergs vom 14. April 1848, Sachſens 
bom 17. Mai1832, Schaumburg:Lippes vom 13. Dezember 1872 und Bremens vom 14. Januar 
1876 verbieten ebenjo die Neubegründung von Reallaſten einjchlieglich der Erbpadt. In 
Braunjchweig fünnen nach der Ablöjungs:- Ordnung vom 20. Dezember 1834, in Oldenburg 
nad dem Ablöfungsgejeg vom 11. Februar 1851, in Lippe-Detmold nad einem die Ab— 
änderung der Ablöſungs-Ordnung betreffenden Gejege von 1857 zwar Neubegründungen 
von Erbpadhten jtattfinden, e3 darf aber für diefelben die Ablöjung nicht ausgeſchloſſen werden. 
Dasjelbe Rechtsverhältnis befteht für Heflen-Darmftadt, Koburg:Gotha, Anhalt, Deſſau, 
Scwarzburg-Rudolftadt, Schwarzburg-Sondershaufen, Walded, Reuß ältere und jüngere 





87) Boczet, Cod. dipl. Morawiae, Bd. III, ©. 208, IV. ©. 169. 
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Linie und Lübeck. In Sadhjfen:Meiningen find nad) dem Gejeh vom 15. Juli 1872 neue 
Erbpachten bei Eintragung ins Grundbuch zuläffig, und werden darımter Güter verjtanden, 
deren Befiger fein Eigentum jondern ein Nutzungsrecht haben, welches, jo lange fie den Erb: 
pachtzins richtig abführen, unwiderruflich ift. In Weimar hat das Ablöfungsgejeg vom 28. April 
1869 diejenigen Erbpachtsverhältniſſe, welche urkundlich begründet find, mit Einſchluß ihrer 
Abgaben und Leiſtungen für nicht ablöslich erklärt, für andere die Ablöfung zugelafien. 

Daß die Erbpacht eine für die bäuerlichen Agrarverhältwiffe günstigere Lage ift, als die 
Zeitpacht, läßt fich nicht verfennen. Das Verbot der Neubegründung von Erbpachten wird 
deshalb als zu weitgehend beurteilt. Indes laſſen ſich thatjächliche Erfolge von der Wieder: 
gewähr der Erlaubnis fchwerlich erwarten. Die Vorteile der Vererbpachtung liegen jämt- 
li auf der Seite des Erbpächters. Für den Eigentümer ift die Zeitpacht jedenfalld wirt: 
ichaftlicher, und er behält bei legterer jein Eigentum nicht bloß zum Schein, jondern in 
Wirklichkeit. Sein Motiv müßte alfo der Wunjch fein, im Intereſſe der focialen Vorzüge 
Erbpadytungen jtatt Zeitpachtungen auszuthun. Es iſt fein Zweifel, daß der Vorteil, hin: 
reichend ſtarke und zahlreiche Bauernftellen als Grundlage eines angejeifenen und gefitteten 
Arbeiterftammes in der Nähe großer Gutswirtjchaften zu befigen, den Staat wie die Grund: 
herren zu ſolchen Entichlüfien beftimmen kann. Aber unter folchen Gefichtspunften läßt fich 
diejes Ziel durch die fFeitjtellung einer bis zu 30jähriger Dauer unfündbaren Rente ebenfalls 
erreichen, und hat dann nicht den Nachteil, bei weientlidy veränderten Verhältniſſen jede 
Ablösbarkeit und Teilbarkeit auszufchließen, und den Kredit des Wirtes dauernd jo zu be: 
ichränfen, wie dies bei Erbpacdht unvermeidlich ift. 

In Frankreich und den Niederlanden wird die Zuläjfigkeit der Erbpacht als fortbeftehend 
anerkannt, in Belgien ift dies durch Gejeg ausgejprochen, indes ift dieje Erlaubnis ohne 
jeden praftiichen Erfolg geblieben *). Das Gleiche gilt für Eljah-Lothringen. 


6. Die Aufhebung der £ehne, 


851. Die frühe Entjtehung der Lehnsverhältniffe umd ihre Spaltung in bäuerliche und 
nichtebäuerliche Lehne ift im $ 33 dargeftellt worden. Die bäuerlichen uneigentlichen 
Lehen find, wie oben $43 für Preußen gezeigt hat, überall durch Geje in volles Eigen- 
tum des Belehnten umgewandelt, und feine geldwerten Berpflichtungen an Lehnskanon, 
Lehnware, Lehngeld, Anertennungsgebühr u. dgl. ala Reallaften zur Ablöjung gebracht 
worden. In Baden erging ein bejonderes Gejeg vom 24. April 1849 über die Ablösbar— 
feit der bäuerlichen Lehne. 

Die eigentlihen niht-bäuerlihenLehnsverhältnisje, obwohl die Strenge 
des Lehnrechts meist jchon im Mittelalter verloren gegangen war, find weniger durchgreifend 
bejeitigt worden. Die im Sinne der Landesfulturgejeggebung erjtrebten und durchgeführten 
Allodifilationen derjelben haben in der Regel von den militärischen Lehnspflichten 
al3 veraltet ganz abgejehen, auch die gegenjeitige Pflicht zu Beiftand kompenfiert, und nur 
dem Rechte des Lehnsherrn Rechnung getragen, die Lehngüter jeinerjeits, im Falle des Aus: 
fterbens der Anwärter auf Seiten des Bajallen, wieder zu übernehmen. Dieje Ausficht 
aber hängt von der Zahl der vorhandenen Anwärter ab, und es find deshalb die Abfin: 
dungen in gewifjen Prozenten des Gutswertes danach bemefjen worden, ob die Lehne auf 
2, 4, 6 oder mehr Augen ftanden. Zu freiem Eigentum find die Lehngüter gleichtvohl dem 
zur Zeit bejigenden Bajallen nicht zugeiprochen worden, vielmehr find die Anwartſchaften 
auf die Nachfolge bejtehen geblieben, und es haben dadurdy die Lehne den Charakter von 
Familienftiftungen befommen. Obwohl ſich nicht vertennen läßt, daß auch die Fa: 
milienftiftung Belaftungen und Veräußerungen durch den Inhaber unmöglich macht, hat 





88) Zaurent, Principes de droit VIII, 429, 
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doch im mejenttichen nur der Code Napoldon die Lehne völlig aufgehoben und unterjagt, 
die meiften Geſetzgebungen haben fi) begnügt, die Auflöfung derjelben und Berfügungen 
über die Stiftungsgüter durch Familienbefchlüffe zu ermöglichen und deshalb ſolche Be: 
ſchlüſſe durch gefegliche Nechte der Legitimation, des Aufrufs, der Präkluſion Nichterjchie: 
nener u. dgl. erleichtert. 


Die preußiſchen Geſetze über die Berechtigung zu Aufhebung und Ablöfung von Ritter: 
Ichnen find bereits in den $$ 33 und 38 erwähnt. Die preußiihen Lehne, deren Obereigentümer 
der Landesherr war, waren in Bezug auf biefen bereits durd das Allodififationg-Edift dv. 5. Ja— 
nuar 1717 in Erbgüter, mit Ausnahme der Thronlehne und der nicht landfälfigen, verwandelt 
worden. Für das übrige Deutihland find Allodififtationsvorichriften in Sadien unter 
dem 22, Februar 1834, in Hannover vom 13, April 1836, feit 1848 aber ähnlich in Kurheſſen 
v. 26. September 1848 und Heflen- Darmftadt v. 2, Mai 1849, Braunjchweig v. 13, Dezember 
1849, Altenburg v. 1. April 1851, Oldenburg v. 28, März 1852, Neuß jüng. Linie v. 28. Juli 
1853 und in Baben v. 9. September 1862 ergangen, 

In Defterreic lieh das Geſetz vom 17. Dezember 1862 die landesherrlichen Lehne be— 
ftehen, und machte nur die privaten ablösbar. 

In England bat fi eigentümlich geltend gemacht, dab die Krone troß mehrfacher Anträge 
des Oberhaufes ftet3 die Immwandlung der vom Volkstage zu Sarum 1085 ber datierenden Lehne 
in Familienfideilommiſſe verfagte. Der engliſche Adel hat deshalb den Ausweg ergriffen, die 
Familienftiftungen durch die nunmehr faft über den gefamten Großgrundbefig verbreitete Sitte 
der Settlements zu erjegen, d. h. durd den als Ehrenſache betrachteten Brauch), die Güter teita- 
mentariſch dem nächſten noch nicht geborenen Erben zu vermachen. Iſt die der Urenkel, jo wird 
dadurch der zwijchenliegende Sohn und Enkel lediglich zum fideilommiffariihen Nutznießer ohne 
Verfügung über die Subftanz. Das Verhältnis kann dadurch noch mehr befeftigt werden, das 
für die Ausführung Trusties (bevollmächtigte Kuratoren) benannt werden, wodurd jede mögliche 
Abweihung von den Beftimmungen des Teſtators fchlehthin ausgeſchloſſen ift. 


IV. Aufhebung der wirtfhaftlih nahteiligen Brundgeredtig- 
feiten und der Bemenglage der Brundftüde®®). 


I. Derfdhiedenheitder Bedürfniffe und Bedingungen. 


8 52. Mit der freiheit der Berjon, dem vollen Eigentum und der Bejeitigung der Real— 
laften wurde zwar die jelbjtändige Verfiigung des Landmannes über jein Gut erreicht. Agrar: 
politifch ftand aber weiter in Frage, ob nicht die Bejhaffenheit und Nutzbarkeit 
de3 Gutes ſelbſt beeinträchtigt fei durch Verhältniffe, welche der Einzelne zu be- 
heben außer Stande, die aber zum Nutzen Aller durd die Hilfe des Staates wenigjtens 
verbejfert werden fünnten. In diefer Beziehung waren es nicht ausfchließlich oder vorzug3- 
weije die fleinen bäuerlichen Landwirtichaften, welche für die ftaatlichen Maßregeln in Be- 
tracht famen. Die gutöherrlichen Yändereien ausgedehnter Gebiete unterlagen gleicher, viel- 
leicht noch bedeutenderer Entwertung durd die Verpflichtung, ftörende Grundgerechtigkeiten 
zu geftatten, und durch unzwedmäßige Planlagen, welche entwideltere Betriebsweifen und 
wirkſame Meliorationen in hohem Grade erjchwerten. 

In diejer Beziehung bejtanden aber in den verjchiedenen Teilen der europäiſchen Kultur— 
ftaaten nicht gleiche Bebürfniffe und Bedingungen. 

$ 53. Ueberall, wo die alte keltische Befiedelung bis zur Gegenwart die wejentliche Grund— 
lage der Landeinteilung und der gegenjeitigen Verhältniſſe der Befigungen geblieben ift, 
fommen Gemenglagen oder Örundgerechtigkeiten fait gar nicht in Betracht. Dahin gehören 
Irland, Schottland und Wales, das gejamte weitliche und jüdliche Frankreich bis etwa zu 
einer Linie von Dieppe nach Orleans, Troyes, Dijon, Montbeillard, mit Ausnahme we— 
niger deutjcher Dorfinjeln aus der Zeit der Völkerwanderung, endlich das zujammenhän- 
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gende Gebiet der belgiſchen und deutichen Einzelhöfe, das fi vom Meere nördlich der noch 
zu Frankreich gehörigen Südgrenze Flanderns bis zur Dyle, Demer und Maas, am links— 
jeitigen Niederrhein bis Neuß, am rechtsfeitigen bis zur Sieg, und mit Ausnahme des Hell: 
wegs über ganz Weitfalen, Friesland und Oldenburg bis genau zum linken Wejerufer erftredt. 

Was fich in diefen Einzelhöfen, welche im $ 11 geichildert find, an Gemenglagen 
findet, find nur in fich geteilte Wirtjchaften und einzelne Martenftüde, deren Verbeſſerung 
mehr zu den Aufgaben der Parzellierungsgeieggebung gehört. Auch Grundgerechtigkeiten 
beitehen nur zufällig zwiſchen den benadhbarten Wirtjchaften. Im wejentlichen handelt es 
fi hier nur um gemeinfchaftliche Holz, Weide-, Streu, und Torfnugungen in Staats: 
und Brivatwaldungen und namentlich in Friesland und Weftfalen in den Reſten der alten 
Marten und Heiden, welche hier zum Zeil noch unter Abfindung aller lediglich Nutzungs— 
berechtigten den grundberedhtigten Genofjen als ausichliegliches Eigentum zugewiejen wer: 
den können. 

Diejen Einzelhöfen der Ebene entiprechen in ihrer wirtjichaftlichen Selbjtändigfeit die eben: 
falld noch zum großen Teil aus feltiicher und rhätifcher Vorzeit herftammenden Höfe und 
Weiler der Schweizer, Tyroler, jalzburgischen, fteieriichen und Kärntener Alpen. Sie 
fteigen in der Schweiz und in Vorarlberg nicht tief in die offenen Thäler hinab, in Bayern 
aber reichen fie bi3 an die Seen und find am Ann und in Oberöfterreich zwar mit Dörfern 
untermifcht, aber doch bis tief in den füdlichen Böhmerwald verbreitet. Gemenglagen, die 
auf ihnen durch Teilungen eingetreten find, bejtehen ohne Feldgemeinſchaft. Althergebracdht 
find einzelne Nutzungen in Privat: und Staatsforften. Die charakteriftiiche Eigentümlich- 
keit aller aber find die ausgedehnten genofjenjchaftlich bejefjenen und benugten Wald-, Hu— 
tungs- und Sennerei-Almenden, für welche Auflöjung nicht ziwedmäßig ericheinen kann. 

Diefer Alpenbefiedelung durchaus ähnlich Tiegen die Verhältnifje im hohen Norden Stan: 
dinaviend. In Norwegen grenzt Romdal, in Schweden der Wenerjee, Weiteraed und 
die untere Dalelf das Gebiet der alten dorfmäßigen Siedelung ab, nördlich davon find 
Einzelhöfe ofkupatorisch in die Waldungen eingedrungen. Die weitausgedehnten Forjten und 
Einöden aber, welche fie nicht in Befig genommen haben, find Nutzungsrechten unterworfen 
und zwijchen den beteiligten Landgemeinden und dem Staate zum Teil noch gegenwärtig 
zur Auseinanderjegung zu bringen. 

Auch auf dem weiten mitteleuropäifchen Gebiete zwijchen den füdlichen und den nörb- 
lichen Einzelhöfen heben fich einzelne Gruppen einer gejchlofjenen jeit der Karolingerzeit auf: 
tretenden Anfiedelungsform als eigenartig hervor. Es find dies die Wald» oder Hagen- 
und die Marſchhufen, deren Gejtalt und Verbreitung die SS 23—25 darftellen. Alle 
dieje Hufengüter liegen in völlig geichloffenen Flächen und haben auch jedes von der erjten 
Anlage her einen jeparaten Zufuhrmweg durch alle zugehörigen Grundftüde. Sind folche Hufen 
parzelliert, jo find die Trennftüde nach der Natur der Sache recht3 und links des Weges 
abgeteilt. An Servituten beftehen nur hier und da gutsherrliche Schafhütungsberechtigungen, 
in manchen Fällen auch gemeinjame Waldnugungen in den zwiſchen den Ortichaften liegen: 
gebliebenen Privat-⸗, Gemeinde: oder Staatäforften. Diefe Wald: und Marichhufen können 
aljo ähnlich wie die Einzelhöfe des ftaatlichen Eingreifen faft durchweg entraten. 

$54. Es bleibt indes die Hauptmaffe der mitteleuropäiichen Staatengebiete, von der Seine, 
mittleren Maas und Wejer mweit nach Dften und Norden, übrig. Hier find Ebenen und 
Hügelland und ſelbſt ein nicht unbeträchtlicher Teil der höheren Gebirgslagen mit Fluren 
bededt, auf denen die einzelnen Wirtjchaften in ihrem Betriebe fajt durchweg durch Ge— 
menglage, althergebracdhte Feldgemeinichaft und gemeinjchaftliche Almenden und Marten eng 
und eingreifend mit einander verknüpft waren. 

In diefer weit überwiegenden Mehrzahl der DOrtichaften gehörten die Servituten der 
Beweidung aller fruchtfreien Grundftüde mit der gemeinjamen Herde unter Abzäunung 
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gegen das Hutvieh, und die gegenjeitige Geftattung von Zugängen zu den Aeckern, wie$ 15 
zeigt, jchon zu der Idee der erjten Anlage und jtanden in notwendigem Zuſammenhang 
mit dem Flurzwang und den Almendenugungen. Urjprünglidy hatten die meiften alten Dörfer 
aud; Markenrechte und Markenbejig. Für den Einzelnen beftand die Marfnugung teil in 
Weide, Gräjerei, Gras: und Scilfftreu, Plaggen und Bülten, teild in Holagerechtiamen, 
Bau:, Brenn:, Reifig- und Kienholz, Laub: und Nadelftreu, Eichelmaft u. dgl. Die Marten 
gingen mit der Entwidelung der qutöherrlichen Gewalt zum größeren Teil in gutsherr: 
liche oder landesherrliche Hände über, die bäuerlichen Mitmärfer wurden Servitutare, zum 
Zeil bejjer in ihrem Bedarfe geſchützt als früher. Andrerjeits erzeugten fich auch neue und 
bejondere Servituten, welche jeit dem Beginn der Neuzeit von den großen Gutswirtichaf: 
ten, teils auf altem grundherrlichem oder erfauftem Lande, teil auf wüften oder ausge: 
fauften Banerngütern, teils auf Almenden: und Markengrundftüden eingeräumt wurden. 
Alle großen Güter mußten danach trachten, fich immer zahlreichere Arbeitskräfte zu fichern. 
Dieje beichafften fie neben den Bauernfrohnden durch Anjegung höriger Heiner Stellen, 
denen fie in der Regel nur wenig Land, aber die Möglichkeit der Viehhaltung durch Grä— 
jerei- und Weide-Servituten auf gutäherrlichen Ländereien und das nötige Brennholz; durch 
Forftjervituten zugeftanden. Dazu famen Nachrechen, Aehrenleſen, Weizenpflüden, Unkraut: 
jäten, Pilzejuchen, Angeln, Krebjefangen u. dgl. Heine Nugungen mehr. Zum Teil Hatte 
die Ausübung diefer Servituten feinen irgend nachteiligen Einfluß, aber fie verhinderten 
jolhe Benugungen des Landes, bei welchen die Servitut nicht beftehen konnte. Die wid: 
tigeren Berechtigungen dagegen, namentlich die Weide auf beftändigenraumen Hu: 
tungen, ſchloßen die Teilung und die Umwandlung der Hutungsländereien in Ader oder 
Wieſe aus, obwohl dieje zertretenen Hutungen wegen der Unmöglichkeit pfleglicher Behand: 
lung häufig nur einen höchſt untergeordneten Nugen gewährten. Die Viehzucht hatte von 
ihnen jehr wenig Gewinn. Man lieg wegen des jcheinbar koftenlojen Futterd die Tiere 
viel zu alt werden, und überjegte der Viehzahl nad) die Hutungen jo, daß nur eine jehr 
färgliche unergiebige Ernährung jtattfand. 

$ 55, Bu diefer fervitutarifchen Abhängigkeit der Grundftüde kamen aber die Nachteile 
ber ebenfalls jeit den ältejten Zeiten unabänderlih zerftüdelten Gemenglage. 
Selbft große Gutswirtichaften, wenn fie nicht auf Neuland angelegt wurden, waren mit 
ihrem Befig volltommen ebenfo in das Gemenge verflocdhten, wie jeder Bauer. Domi: 
nial: und Bauernhufen unterjchieden ſich der ganzen Natur der Anlage nad) in nichts. 
Die gutsherrlichen Hufen waren früher meift bäuerliche gewejen. Die Dominialhufe hatte 
ebenjo innerhalb jedes Gewannes ihren gleihen Anteil wie jede Bauernhufe. Nur in 
den KPolonialdörfern des 12. und 13. Jahrhunderts hatte fi) das Dominium häufig ſchon 
bei der Anlage eine größere Anzahl Hufen vorbehalten, deren Anteile wenigjtens in jedem 
Gewann nebeneinander lagen, jo daß die Beitellung durd die einigermaßen breiten Acker— 
ftreifen erleichtert war. Die meiften älteren Dominien aber bejaßen, wie die Urkunden 
und die Separationäfarten erweifen, urfprünglich nur vereinzelte Hufen, welche zwijchen 
denen der Bauernſchaft lagen. Sie vermochten deshalb ihre Ackerſtücke nicht anders, wie 
jever Bauer, zu beftellen, jahen ficy in der Arbeit fortdauernd unterbrochen, verloren auf 
jedem jchmalen Streifen nad) beiden Seiten Saatkorn, mußten Grenzland liegen lafjen, in 
dem fich die Mäufe einnifteten, konnten keine richtig verlaufende Waflerfurche ziehen u. mehr 
dgl. Deshalb empfanden die Gutswirtichaften die Schäden der Gemenglage ganz bejonders, 
die Bauern aber waren durch diejelbe jeder für fich nicht weniger benachteiligt. 

Die Beleitigung diefer Verhältniffe konnte duch bloße Gewannregulierung, 
d. h. Neueinteilung der einzelnen Gewanne, oder durch die berjelben entiprecyende Reeb— 
ningsprozedur nicht erreicht werden. Sole Gewannregulierungen haben in Deutihland 
wie in Skandinavien, wie die $20 erwähnten Gejege und die oft überrajchend regelmäßigen 
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Bilder der Aderlagen in den Gewannen ermweilen, im Mittelalter und im Beginn der Neu- 
zeit häufig ftattgefunden, Aber fie veränderten Gemenglage und Unzugänglichkeit nicht. Selbſt 
Zufammenfafjungen mehrerer Gewanne zu einem größeren vermochten nur geringe Ver— 
befierungen der zerjtüdelten Planlage herbeizuführen ®°). 

Deshalb finden jeit dem großen Umſchwunge der wirtjchaftlichen Anfchauungen, der mit 
dem Beginn der Neuzeit zur Geltung fam, viel durchgreifendere Gedanken Anklang. Offenbar 
erwuchien dieje Anfänge bewußter Landesktulturmaßnahmen dem endlich erreichten Land— 
frieden, der Ausficht auf Verwertung der Erträge und der Einficht der zu fameraliftiicher 
Wohlfahrtspflege fortgejchrittenen neuen Behörden der erſtarkten Monardie. 


2. Der Beginn der Derfoppelungen und Abbauten. 


$ 56. Kurz nad) dem Bauernfriege, noch innerhalb der mächtigen Bewegungen der Re- 
formationgzeit, entjtand die Fdee wirfliher®Berfoppelungen von Dorffluren, 
d. h. Zufammenlegungen der jämtlihen Grundftüde jedes einzelnen Beſitzers zu wenigen 
möglichſt arrondierten Plänen, welche die Bewirtichaftung von dem Zwange der Feldge— 
meinichaft und gemeinjamen Aderweide befreiten. Dafür wurden nicht allein die früheren 
Gewanngrenzen in feiner Weije berüdjichtigt, jondern die Ausführung machte in der Regel 
auch den Abbau einer Anzahl Höfe aus dem Dorfberinge nötig oder doch zweckdienlich. 

Die erfte bekannte jogenannte Vereinödung fand im Hochſtifte Kempen jtatt und 
datiert au dem Jahre 1540. Sie fam auf Anregung eines Verwaltungsbeamten freiwillig, 
nur durch Anerkennung ihrer Nüglichkeit zu Stande, und ſolche Zufammenlegungen der 
Wirtſchaften verbreiteten fich bis zum 3Ojährigen Kriege über eine größere Anzahl benad)- 
barter Gemeinden. Sie wurden nad) dem Kriege wieder aufgenommen und bis 1791 im 
ganzen jegigen Jllerfreife durchgeführt, unter Joſeph II aber auf den gejamten öfterrei: 
chiſchen Befig in Schwaben ausgedehnt ”'). 

Auh für Schleswig: Holftein bemeilt dad Erdbuch des Scleswigichen Dom: 
fapitel3 von 1639, daß dort bereits damals durch Beichlüffe von Bauernſchaften, die unter 
Feldgemeinſchaft lagen, in nicht jeltenen Fällen Flurverfoppelungen entjtanden. Seit dem 
Anfang des 18. Jahrhundert3 aber breitete fi) das Zufammenlegen der Neder zu um— 
wallten Koppeln in den Herzogtümern raſch aus, und wurde jeit 1766 auch von den Re— 
gierungen durch Vorjchriften und durch amtliches Verfahren befördert. Seit einer Verord— 
nung vom 22. November 1768, welche die Verkoppelungen lediglich zur Landesökonomie— 
d. h. Polizeifache machte, fanden jolche auch im Herzogtum Lauenburg ftatt. Entjprechend 
findet fih in Dänemarf bereit? eine Verordnung vom 27. Dezember 1720, melde 
die Aufhebung der Feldgemeinjchaft und Verbeſſerung der Landwirtichaft behandelt. Ahr 
find jpätere von 1759 und 1760 gefolgt. Seit 1770 find die Verfoppelungen fo lebhaft 
durchgeführt worden, daß jchon um 1800 das ganze Land fajt vollftändig verändert war. 
Ale Gewanne der alten Feldlagen find durch gejchloffene, meiſt umbegte Weide: und 
Aderfoppeln erjegt, und aus den meisten Dörfern ift eine Anzahl Stellen auf entfernten 
arrondierten Bejig hinausgebaut worden. Eine Verordnung vom 23. April 1781 zeigt, daß 
diefer Ausbau mit Staatdunterftügung und unter Arbeitsbeihilfe der Gemeindegenofjen ge: 
ſchah. Die abhängige Lage der Bauern und der geringe Wert der Befigungen und der 
damals üblichen Gebäude erleichterte die Durchführung twejentlich °°). 

Auch in Shweden find in ausgedehnter Weiſe Schon im vorigen Jahrhundert Ver— 
foppelungen und Ausbauten erfolgt. Es wurde hier 1628 unter Bure ein bejonderes Land— 
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mefjerforps begründet, welches fich neben der allgemeinen Landesvermeſſung auch mit der 
Feitiegung von Abgrenzungen der Kron- und Privatbefigungen zu beichäftigen Hatte. Daraus 
ijt mehr und mehr eine Thätigfeit für Markenteilung, in den Gebieten der in Gewannen 
liegenden Dörfer aber für Zuſammenlegung geichloffener Bejigungen geworden. Leßtere 
wurde entweder nur für einzelne Feldlagen oder auch für die Gejamtheit der Dorfgemar: 
fung durchgeführt. Die um die Mitte des 18. Jahrhunderts ergangene jogenannte Allge: 
meine Teilungsordnung jchrieb die Auslegung möglichjt weniger, womöglich nur eines 
Loſes für jeden Beteiligten vor. Auch mußten zu den Koften des Ausbaus aus dem Dorfe 
die Zurüdbleibenden beitragen. Dieje ſchon im vorigen Jahrhundert weit vorgeichrittenen 
Berloppelungen find durch Spezialverordnungen für einzelne Gegenden und durch allgemeine 
Geſetze von 1802, 20. Februar 1821, 4. Mai 1827 und neuerdings 9. November 1866 er: 
leichtert worden. Auh Norwegen hat ein ähnliches Geje vom 7. Auguſt 1821 er: 
halten, welches durch Gejeh vom 13. März 1882 ergänzt wurde ). 

Einen anderen YHusgangspunft nahmen die Separationen in England. Hier hatten 
die Aderpläne durch alle Jahrhunderte vielfach die alte Form des früheren bäuerlichen Be: 
jigeö behalten, weil die Häufig jchon früh ausgefauften Bauernftellen meift unmittelbar als Badıt- 
güter vergeben worden waren. Da ſich aber die Wirtichaften der tenants at will einer 
Flur in der Regel in der Hand desjelben Gutsheren befanden, war es leicht, wenigjtens 
beſſer arrondierte herrichaftliche Güter aus der Feldgemeinichaft der Bauern auszujcheiden. 
Dies geihah jhon unter Heinrich VIII. in folder Ausdehnung zum Zwed der Schafbal: 
tung, dag Mafjen bisheriger Kleinpächter brotlos wurden, und 1549 ein gefährlicher Bauern: 
aufjtand ausbradh, der ſich gegen die Einzäunungen der Enclosures richtete. Aber die 
Rentabilität der Wolle war gegenüber den niedrigen Getreidepreijen jo groß, daß die Um— 
gejtaltung immer weiter fortichritt, und feit 1709 vom Barlament Enclosure acts für zahl: 
reiche Ortichaften ergingen, welche auch die Freeholders und Copyholders einer joldyen Flur 
zwangen, ihre Ländereien der Berfoppelung zu unterwerfen. Ym 17. Yahrhundert lag, 
wie angenommen wird, noch mehr ala "s aller Ländereien in England im Gemenge. Allein 
bis 1840 ergingen 3800 joldyer Enclosure acts, weldye mehr ald 5 600 000 Acres um- 
faßten. Die Erfolge fanden ſchon in der erjten Hälfte des 18. Jahrhunderts große An- 
erfennung und wurden durch die franzöfiichen Encyflopädijten in weiteren jtaatsmännijchen 
und wiſſenſchaftlichen Kreiſen bekannt **). 


3. Die Gemeinheitsteilungen und Zufammenlegungenin 
Norddeutſchland. 


8 57. Friedrich der Große, der die Anregung dazu ſelbſt auf die engliſchen Verkoppe— 
(ungen zurücdführt, darf gleihtwohl mit Recht ald der Schöpfer des neueren deutidhen 
Separationd-VBerfahrens bezeichnet werben. 

Schon in dem Hausbaltungs- und Wirtichafts-Neglement für die Bommerifchen Nemter vom 

1. Mai 1752 befahl er den Domainenbeantten, da, wo Vorwerke und Dorfichaften mit ihren 

Aedern im Gemenge liegen, wenn es irgend ohne Bedrüdung der Dorfſchaft thunlich, die wirt: 

ſchaftliche Zuſammenlegung zu veranlafien. 1765 erging eine Inſtruktion an Sämtliche Juftiz 

bebhörden, ſich möglichit angelegen fein zu laſſen, daß die Gemeinheiten aufgehoben, und die 
gemeinwirtſchaftlichen Hutungen auseinander gelegt werden. Eine ausführlide Verordnung für 

Bommern und die Marken beitimmte auch, dab in jedem Kreiſe einige Landwirte von Amtswegen 

dafür jorgen ſollten. 

Die erjte vollitändige Anweifung über Grundjäge und Berfahren enthält das Regle 
mentdom 14 April 1771 wegen Auseinanderjfegung und Aufhebung der Gemein: 
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maßgebend gebliebenen Gedanken. Unter Leitung der Regierung jollen vereidete Kommiffare 
mit einem Aktuar und Feldmeſſer das Geſchäft ausführen und dazu erfahrene bäuerliche 
Wirte zuziehen. Wenn fi Einigung nicht erzielen läßt, hat der Feldmeſſer eine Karte auf: 
zunehmen, der Wert der Ländereien ift durch Bonitierung feitzuftellen, und das Gericht 
ſoll ſchleunigſt die ftreitigen Präjudizialfragen über Befig- und Teilnehmungsrechte ent- 
icheiden. Nach dem Ergebnis ift der neue Plan zu entwerfen. Dabei ift alle Hutung auf 
fremdem Grunde möglichjt durch Land zu entichädigen. Jeder Intereſſent joll die zur Tei- 
lungmafje gehörigen Felder auf einem led zujammen angewiejen erhalten, die Kleinen Leute 
möglichft nahe dem Dorf, bei den anderen ift die Entfernung auszugleihen. Für Einfprüche 
gegen den zugemwiejenen Plan giebt es drei Inſtanzen. Den Rezeß hat die Regierung zu 
bejtätigen, jedoch nur nad Erwägung aller Umſtände und bejonders der frage, ob auch 
den Unterthanen dabei gehörig Fürjorge geichehen. Zweckmäßige Meliorationen durch Waſſer— 
abzug, Wege u. dgl. find auf gemeinjchaftliche Koften auszuführen *). — Diefe Beftimmungen 
gingen in die Allgemeine Geriht3- Ordnung und in das Allgemeine Land: 
recht über. 

Es wurde eine große Anzahl Hutungen geteilt, die Meder aber wegen des allgemeinen 
Viderftandes der Bauern wenig verändert. In der Kegel konnte man nur einen Austaujch 
bewirken, durch welchen das provozierende Dominium eine geichloffene Fläche erhielt, die ab: 
tretenden Bauern aber durch die in den Gewannen frei werdenden Dominialäder Erjaß erhielten. 

$ 58. Als nach dem Kriege die Gejchäfte der Zujammenlegung wieder aufgenommen 
werden konnten, traten fie in nahe Beziehung zu der Regulierung des Eigentums und der 
Reallajten der bisher unterthänigen Stellen. Die $44 gedachte Verordnung vom 20. Juni 
1817 errichtete die ausführenden General-Kommiſſionen, und gab für ihr Verfahren ganz ſpe— 
zielle Anweifungen. Darauf erſchien die Gemeinheitsteilungs- Ordnung vom 
7. Juni 1821, welde jpäter durch ein Gejeh vom 2. März 1850 bezüglich der zu be- 
feitigenden Servituten wejentlich ergänzt worden ift *). Als charakteriftiichen Gedanten be- 
tont das Gejeh von 1821 im Sinne des Reglement3 von 1771, daß jih das Verfahren 
nicht auf Die den gewöhnlichen Gerichten verbleibenden Zeilungen eines gemeinjchaftlichen 
Eigentums als jolhem, fondern nur auf Teilung der Gemeinheiten, d. h. der in be- 
ſtimmter Art bisher gemeinfchaftlich benugten Grundftüde, zu richten hat, daß aljo auch eine 
Um: und Zufammenlegung von Grundſtücken, jofern fie der Eigentümer nicht frei- 
willig in die Maffe einwirft, nur infoweit ftattfinden kann, als dieje Grundjtüde in irgend 
einer gemeinfchaftlichen Nutzung jtehen. Die ablösbaren Grundgerechtigkeiten find Weide- 
berechtigungen auf Uedern, Wieſen, Angern, Forften und jonjtigen Weidepläpen; Forftbe- 
rehtigungen zur Maft, zum Mitgenuffe des Holzes und zum Streuholen; Berechtigungen 
zum PBlaggen-, Heide: und Bültenhieb. Erſt das Geſetz von 1850 erweiterte die Ablös— 
barkeit auch auf alle Berechtigungen zur Gräferei und zur Nutzung von Schilf, Binjen oder 
Rohr, zum Pflüden des Graſes und des Unkrautes in bejtellten Feldern, zum Nachrechen, 
zur Nugung fremder Meder gegen Hergabe des Düngers, zu Deputatbeeten, zum Holz. 
Iharren, zur Fischerei und zur Torfnugung. Nur diejenigen Servituten, deren Aufhebung 
beantragt ift, fommen zum Verfahren, und nur die bei deren Ablöfung beteiligten oder die 
freiwillig dargebotenen Grundftüde fommen zur wirtichaftlichen Um- und Zufammenlegung. 
Die Verordnung vom 28. Juli 1838 forderte indes jpäter für die Umlegung die Zuftim- 
mung der Beſitzer des der Fläche nach vierten Teiles der umzulegenden Grundſtücke. 


95) Kornfche — Schleſiſcher Ediklte 1866. ©. 398. A. Lette und L. v. Rönne, 
Bd. 13. ©. 45. 1771. Meitzen, Der Boden Die Landestultur-Gejeggebung des Breuß. Staats, 
und die — Mine des — gr l. La.b. Schlitte, a. a. O. l S. 155 ff. 
Staates. Bd. J. Buchenberger, a. D. 1 ©. 281 ff. Groß- 

9%) J. Bett or "preußischen Geſetze über | mann, aa. D © 791 ff. Wittid, a. a. O. 
Sandesfultur und Landwirthſchaftliche Botigei |S. 898 ff. 
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Für die Feftftellung der Teilnahmeredhte galt bei Weiden in Mangel anderer 
Anhaltspunkte der Befigitand in den legten 10 Jahren, eventuell dasjenige Vieh, welches 
die Stelle zu durchwintern vermag. Aehnlich iſt auch bei anderen Servituten ohne bejondere 
Feitjegung der Durchſchnitt der legten 10 Jahre entjcheidend. Bei Berechnungen nach dem 
Bedarf kommen überall die eigenen entiprechenden Nutzungen der Stelle vorweg in Anrech— 
nung. Die Schätzung der Werte geichieht nach dem Nugen, welchen die Sadje jedem Befiger 
bei landesüblicher, örtlich verwendbarer Nutzungsart gewähren kann. Sie find möglichit 
durch Vergleich, nötigenfalld durd; Sachkundige fejtzuftellen. 

In der Regel muß die Abfindung jedes Teilnehmers durch Land ftattfinden. Für Mait, 
Harzicharren und für FFiicherei, jowie wenn Land aus einem Forſte nicht jo gegeben werden 
fann, daß es zum abgejhäßten Werte nugbar wird, durd die Rente dagegen die Nutzung 
verichafft werden fann, wird eine 25fach ablösbare Rente feitgejegt. Die Abfindungen treten 
völlig an Stelle der früheren Bejigrechte. 

Das Verfahren jelbit hat mit einer ging zu beginnen, welche die gefamten 
thatjächlihen wie rechtlichen Verhältniffe der Gemarkung, die beitehenden Servituten, die wün— 
jhenswerten Verbefferungen und den Umfang der PBrovofation, jowie die Legitimation der Be— 
teiligten feititellt. Xestere wird durch das Hypothekenbuch geführt, kann aber auch durch Atteſt 
der Gemeindebehörde erjegt werden, weım Niemand widerjpricht und die Vornahme der Auseinan— 
berjegung Öffentlich befannt gemacht worden ift. Die —— Grundſtücke ſind zu kartieren und zu 
bonitieren, gegen das Ergebnis der Meſſung und Schätzung können Reviſionsanträge geſtellt werden. 

Nachdem, nötigenfalls durch prozeſſualiſche Entſcheidungen der Landeskulturbehörden, die Zeil: 
nahmerechte feſtgeſtellt worden, iſt eine vollſtändige Wertsberechnung der Maſſe und des jedem 
Beteiligten zuſtehenden Anteils aufzuſtellen, danach die Planlage der Abfindungen zu entwerfen 
und örtlich abzuiteden. Das Ergebnis ift den Teilnehmern im einzelnen befannt zu maden und 
vorzuweiſen. Falls die Anerkennung der Planlage nicht allfeitig erfolgt, fondern ſich die Zuſtim— 
menden und Wideriprechenden als Prozekparteien, zwijchen denen die General-Kommiffion und 
eventuell das Reviſions-Kollegium zu entiheiden hat. Darauf erfolgt Ausführung durch Zuwei— 
jung der Pläne und Rezeffierung. Vorbehaltene Ausführungsgegenitände, wie Meliorationen, Ab: 
bauten, müfjen nachträglich rezejfiert werden, wegen Iegen, Ent- und Bewäfjerungen, Viehtränken, 
Eandgruben, — ———— können nachträgliche Regulierungen gefordert werden. 

Auf Grund dieſer? eftimmungen waren 1866 in denadttalten Provinzen Preußens 15262100 
ha Fläche, welche 1600 510 Befigern gehörten, der Gemeinheitsteilung und zwedmäßigeren Zufammen: 
legung unterworfen worden. Da die Gejamtfläche des Staates damals 27 770 910 ha umfaßte, 
worunter nur 14067 877 ha Aderland, jo ergiebt fi, wie durchgreifend dieſe Neform fait den 
gelamten Staat erfaßt hat, zugleich aber aud), da die Regulierungen nur auf Antrag erfolgten, 
wie notwendig und erfolgreicd) fie waren. inzwischen iit bis 1895 einfchließlich der feit 1867 auf 
die neuen Provinzen ausgedehnten Thätigkeit die Fläche auf 20,585 232 ha und die Zahl der 
Beteiligten auf 2165938 angewachſen. Der Staat umfaßt jegt im ganzen 34 835428 ha. 


Erft durch ein Geſetz vom 2. April 1872 ift Preußen von dem bi dahin fejtgehattenen 
Grundjage abgegangen, daß nur gemeinjchaftlicher Benutzung unterliegende oder freiwillig 
eingeworfene Grumndjtüde zur Umlegung gezogen werden dürfen. Nicht jelten erwieſen ſich 
jervitutfrei gewordene Grundftüde einer wirklich zweckmäßigen Planlage jehr hinderlich. Es 
wurde deshalb ermöglicht, auf den Antrag der Eigentümer von jo viel Grundſtücken, daß 
diejelben mehr als die Hälfte der Fläche und zugleich des Grundfteuerreinertrags der Flur 
repräjentieren, und nad) Genehmigung der Kreisverſammlung, jede, auch eine jervitut: 
freie Flur, zur Berfoppelung zu bringen, 

Auch bezüglid der Koften, welde bisher ſchon vielfach ein Hindernis der Provokationen 
waren und es bei fchwierigem Terrain um jo mehr werden mußten, find Erleichterungen einge: 
treten. Die Koſten der Prozeſſe fallen der unterliegenden Bartei, die der Vermeſſung und Bo— 
nitierung den vermefjenen Grunditüden zur Laſt. Die der Auseinanderjegung aber werben nad 
S 26 des Gejeges vom 7. Juni 1821 nadı Verhältnis des von der Auseinanderiegungsbehörde 
zu bemefjenden Borteils getragen, welcher den Beteiligten aus der Auseinanderjegung erwächſt. 
Dabei wurden die Koften für die einzelnen Amtshandlungen als Diäten, Reife und Bureaufojten 
in Rechnung geftellt. Das Gejeg vom 24. Juli 1875 hat für diefe nur Pauſchſätze nach der Fläche 
bezw. dem Werte der Abfindung angeordnet und den Kommiffaren feiten Gehalt zugewieſen, jo 
dab fie zwar noch Neife: und Bureaufojten liquidieren, diefe aber vom Staate erhalten, 


$ 59. Von den Gemeinheits-Teilungen und Verfoppelungen anderer norddeutider 
Staaten jtanden die in Hannover den preußiichen jehr nahe. 
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Seit der $ 57 gedachten Verord. vom 27. November 1768 für Lauenburg wurde auch in Hans 
nover die Teilung der Gemeinheiten durch wiederholte Kammerrejfripte dringend empfohlen, und 
in den legten Sahrzehnten bes Jahrhunderts find mit ſolchen Teilungen aud) einige Verkoppe— 
lungen namentlich im Wendlande durchgeführt worden. Aber erit durch die aus kommiſſariſchen 
Beratungen hervorgegangene Gemeinheitsteilung3-Ordnung für das Fürftentum Lüneburg vom 
25. Juni 1802 wurde eine Klare gejeglihe Grundlage für das Servitutenablöfungs: und Zus 
iammenlegungsverfahren gewonnen. Die Geichäfte jelbit wurden in die Hand des am 22, Dez. 
1802 begründeten Zandeö-Dekonomielollegiums zu Celle gelegt und von diefem bis 1831 mejent: 
lid gefördert. Unter geringen Abweichungen ergingen am 25. Juni 1822 eine Markenteilungs: 
Ordnung für Osnabrüd, die auf ArenbergeMeppen, Lingen und Bentheim ausgedehnt wurde, 
unter dem 30. April 1824 eine Gemeinheitsteilungs: Ordnung für die Fürſtentümer Calenberg, 
Göttingen und Grubenhagen und für — ſowie für Hoya und Diepholz, und unter dem 
%, Juli 1825 eine entſprechende für Bremen und Verden. Für Oſtfriesland galt das Preußiſche 
Allgem. Landrecht. Ueberdies entichloffen ſich zahlreihe Ortichaften, um den immerhin großen 


Schwierigfeiten des geießlichen Verfahrens auszumeichen, zu privaten Werkoppelungsverträgen 
unter Hilfe ſachkundiger Vertrauensmänner. 1832 wurde die Bearbeitung der Berfoppelungen 
den Landdrofteien überwiejen. 

Zu lebendiger Ausbreitung der Verkoppelungen führte das allgemeine hannoveriche Ge: 
ſetz vom 30. Juni 1842 mit der Ausführungs:Berordn. von 27. März 1843, zu dem als Er- 
gänzung ein Gejeg vom 12. Oftober 1853 und die Verorbn. von 8. November 1856 über 
die Aufhebung der Weiderechte und über das einzuhaltende Berfahren ergiengen. Deshalb 
bedurfte 1867, nachdem durd die Verordnung vom 16. Auguſt 1867 die Errichtung einer 
Generaltommiffion für Hannover und Schleswig-Holſtein erfolgt war, die geltende Geſetz— 
gebung nur der Ergänzung durch Betimmungen über die Aufhebung der Weiderechte vom 
8. Juni 1873 und über die Abjtellung von Forftberechtigungen und Teilung gemeinjamer 
Forjten vom 13. Juni 1873. Als fortbeftehender Hauptunterfchied ift nur zu bezeichnen, 
daß in dem hannoverjchen Verfahren die Gerichte über die Teilnahmerechte enticheiden, im 
allgemeinen preußifchen die Landesfulturbehörden. 

Auf Schleswig: Holftein dehnte Preußen 1867 alle feine Vorfchriften aus. 

Bon den Hleineren norddeutichen Staaten haben Anhalt, Meiningen und beiden Schwarz- 
burg die Zujammenlegungen nad den preußiichen Gejegen und durch die preußifchen Gene- 
ral-Kommijfionen durchgeführt. 

Sn Braunſchweig wurde um 1790 die oben $ 21 erwähnte allgemeine Landes-Ver— 
meſſung und Gewannregulierung mit Teilung einer Anzahl Gemeindeänger beendet. Eine 
Gemeinheitsteilungd-Drdnnung ergieng am 26. März 1823, welche unter dem 12. Dezember 
1834 und 12, Februar 1842 wejentlich vervollitändigt, die durchgreifende Specialjeparation 
aller Fluren des Herzogtums bis 1885 ermöglid)te. 

Für Oldenburg beiteht das Geſetz vom 27. April 1858. 

Im Rönigreid Sachſen waren Um: und Zufammenlegungen auf Grund des oben $42 
gedachten Gejeged vom 17. März 1832 über Ablöjungen und Gemeinheitsteilungen zunächft 
nur gütlich zu erreichen, ein Gejeg vom 14. Juni 1834 machte fie durch die Stimmen von 
*/, der nad) Zahl und Größe der Parzellen beteiligten Befiger erzwingbar. Ferner ergieng 
das dem preußiichen jehr ähnliche Gejeg vom 23. Juli 1861. Danad) find die Verkoppe— 
[ungen allgemein joweit durchgeführt worden, als das Bedürfnis dafür nicht durch die mehr 
als die Hälfte des Landes bededenden Waldhufen und eine gewifle Zahl Eleinerer hinreichend 
arrondiert belegener Weiler und Gutshöfe ausgejchloffen war. 

In Medlenburg find die Bauern des Domaniums und der Ritterjchaft dem Recht 
der grundherrlichen Regulierung unterworfen. Es ijt deshalb nur für die Dorfichaften in 
Strelig das Gejeg vom 6. Februar 1854, in Schwerin das vom 15. Januar 1873 ergangen. 


4. Gemeinheitsteilungen und Sufammenlegungen in Süddeutfhland. 


8 60. In Süddeutichland gaben zwar mehrere Staaten jeit den 30er Jahren Vorſchriften 
über die Servitutenaufhebung, aber nicht über die Zujfammenlegung der Grundjtüde. 
Sandbuch d. Polit. Delonomie. IT, 1. 4. Kufl, 13 
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Sie bradıten die Servituten im wmwejentlichen durch Geldrenten zur Ablöfung. So madhte 
Bayern 1832 die Weide-, 1852 die Forftrechte, Baden 1833 die Forſtrechte, 1843 die Weide: 
jervituten, Hohenzollern Hechingen 1843, «Sigmaringen 1846, Heflen: Darmitadt 1849 Weide: 
und Foritjervituten ablöslih. In Kurheſſen ermöglichte ein Gejeh vom 28. Augujt 1834 
freiwillige Bufammenlegungen. 

Auch die erfte preußische Gemeinheitsteilungs-Ordnung für die Aheinprovinz vom 19. Mai 
1851 und entiprechend das Hohenzollern'ſche Gejeh vom 28. Mai 1860 ordnen nur Auf- 
hebung der Grundgerechtigkeiten an und machen die Umlegung allein für Arrondierung 
der Abfindung erzwingbar. Die ald muftergiltig betrachtete Naſſauiſche Verordnung 
vom 22. März 1852 über Gewannregulierung verfolgte vorzugsweije den Zwed, für die 
einzelnen Hufenftüde in jedem Gewann Zugänglichkeit durch Wegeanlagen, jowie geeignete 
Entwäfjerungen berzuftellen, und nahm Umlegungen nur in jo weit in Ausficht, ald fie da- 
durch bedingt, oder innerhalb der beitehenden Gewanne zwedmäßig ausgeführt werden können. 
Württemberg erließ in ähnlichem Sinn ein Wegregulierungsgejeg vom 26. März 1862. 
Auch in der Schweiz haben ſich die Gejege verjchiedener Kantone auf die Gemwann- oder 
Wegeregulierung bejchräntt. 

Für einen erheblichen Teil Deutichlands war aljo die energiihe Berfoppelung 
durch fein Geſetz ermöglicht. Es waren dies vorzugsweije die gebirgigen Gebiete. Dieje 
Berjchiedenheit ift wejentlic darin begründet, daß Gebirgslagen einen befriedigenden 
Austauſch der Grundftüde in hohem Grade erjchweren. Die amtliche Wertihägung, die 
für die Ausführung der Umlegungen maßgebend werden muß, kann über eine gewiſſe Grenze 
der Abjtufung und Zufammenfafjung nicht hinaus. Wenn, wie namentlich in den wärmeren 
Sebirgägegenden, jedes Fleckchen Land nicht nur durch die raſch wechjelnde Bodenart und 
Bodentiefe, jondern auch durch Feuchtigkeit, Sonnenlage und jchwer erkennbare Einflüfje des 
Windzuges und der Schneeanfanmmlung, dazu noch durd Zugänglichkeit und Entfernung, 
in jehr Heinen Größen und Formen eine individuell außerordentlich große Verichiedenheit 
erweilt und zu Getreide: und Handelsfrüchten, Obft und Wein jehr ungleich geeignet iſt, 
wird es überaus ſchwierig, richtig zu bonitieren und eine Blanlage zu entwerfen, welche hin: 
reichende Sicherheit gerechter Ausgleihung aller Intereſſen in ſich trägt. Deshalb erjcheint 
es unter ſolchen Berhältnifjen jo häufig geraten, von durchgreifenden Veränderungen abzu: 
jtehen, daß die legtgedachte Gejeßgebung diejen Standpunkt überhaupt eingenommen hat. 

$ 61. Die ſüddeutſchen Gebirge gehören jedoch von der Hälfte des Thüringer Waldes 
ab nah Süd und Welt den älteften gewannförmigen Anjiedelungen der Eheruäter 
Hermunduren, Alemannen, Chatten und ripuariichen Franken an. Auch die Königshufen der 
Eifel, des Hunsrüds und Wejterwaldes jind in der Regel gewannartig parzelliert, nur auf 
den Höhen des Dden- und Schwarzwalds, im Speffart und in der Nöhn liegt eine Anzabl 
Fluren in langen gejchlofjenen Waldhufengütern. In der Geſamtmaſſe herrichen überall dıe 
Parzellenftreifen der ganz Eleinen Gewanne, die jeit den älteften Zeiten immer mehr zer: 
ftüdelt und nad ihrer bejonderen und oft jehr ungleichen Hulturfähigkeit in die Hände ver: 
ſchiedener Wirte übergegangen find. Ihre Zujammenlegung wäre im höchften Grade wünſchens— 
wert, und der Verſuch glüdt auch hier und da erfolgreich. Thatjächlich wird zwar nur ın 
beſonders günftig und zum größeren Teil ziemlich eben gelegenen Fluren mehr als das Ziel der 
Naſſauiſchen Verordnung erreichbar, aber es ijt zweckmäßig, daß das Gejeg erheblich größere Be- 
fugnifje einräume, damit in geeigneten Fällen weitergehende Berbejjerungen erzielt werden können. 

Deshalb ergiengen Zufammenlegungsgejeße von wejentlic umfafjendem Charakter in Baden 
1856, in Heſſen-Darmſtadt 1857, in Bayern 1861”). Preußen dehnte jeine Lan— 
deskulturgejeßgebung 1867 auf Kurheſſen aus und ergänzte diejelbe durch entjprechende 


97) B. Schlitte, a. a.D. x. II ©. 1124 ff. 
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Zufammenlegungsgejege für Hohenzollern vom 28. Mai 1884 und für die Gebiete 
des rheiniihen Rechts vom 24, Mai 1885. 


In Baden: Gef. vom 5. Mai 1856 die Anlegung, Verlegung oder Abſchaffung von FFeldiwegen, 
auch die Verlegung oder Zufammenlegung der Grundftüde betr, in Heſſen-Darmſtadt: Gei. 
vom 24, Dez. 1857 über die Zufammenlegung der Grundftüce, Teilbarkeit der Parzellen und Feld— 
weganlagen — revidiert durch Geſetz vom 18. Auguſt 1871 — und in Bayern: Gel. vom 10. Nov. 
1861 betr. die Zufammtenlegung der Grundſtücke. Aber die Gelege diejer Staaten hatten nur ge= 
ringe Erfolge. Die Haupturfahe war, daß fie für eine zwangsweife Zuſammenlegung eine zu 
große Majorität vorichrieben (in Baden mindeftens */s der beteiligten Befiger, auf deren Fläche 
zugleich mindeitens */s des Steuerkapitals der beteiligten Grundſtücke fallen mußte, in Heilen 
mehr als die Hälfte der Grundbefiger mit mindeitens s der zujammenlegenden Fläche und der 
Hälfte des auf diefen laſtenden Steuerfapitals, in Bayern *s der beteiligten Grundbeſitzer mit 
*s der zu requlierenden Fläche und *s der auf diefe fallenden Grumditeuer), außerdem aber ent: 
hielten fie auch nicht durchaus zweckmäßige Beitimmungen über das Verfahren, über die Auf: 
bringung der Koften, über die Ein- und Mitwirkung der Staatöbehörden zc. 


Die Mängel jener Gejehe wurden 1886 und 1887 durch neue „Feld-“ reip. „Flurbe— 
reinigungs“:&ejege ?*) bejeitigt. In Baden ergieng die Novelle vom 21. Mai 1886 zum 
Sei. „Die Verbeſſerung der Feldeinteilung | Feldbereinigung]“ betr., dazu Verordn. vom 21. Mai 
1886 und Allg. Dienjtinjtruftion für die Ausführung von Feldbereinigungen vom 23. Nov. 
1886; in Bayern das Gef. vom 29. Mai 1886 betr. die Flurbereinigung, dazu Verordn. 
vom 30. Nov. 1886; in Hejjen das Geſ. vom 28. Sept. 1887 betr. die Feldbereinigung. 
Gleichzeitig wurde au in Württemberg durd Gel. vom 30. März 1886 betr. die Feld: 
bereinigung, und V. vom 19. Juli 1886 die zwangsweiſe Flurregulierung durd Umtausch 
und Zufanmenlegung von Grundftüden ermöglicht. Alle dieje Gejege geftatten den Beteiligten 
die Wahl zwijchen den beiden Arten der fFeldbereinigung, der einfachen Gemwannregulierung 
und der Zujammenlegung. 


Die Feldbereinigung fann nad) diefen Vorſchriften, welche in fehr vielen Bunkten übereinftimmen, 
für Die ganze Feldflur oder nur für einen Teil derfelben vorgenommen werben. Die Schwierig: 
feit ber in Fe Verkoppelungen wurde dadurd umgangen, daß in Bayern und Württemberg 
(ähnlich aud in Baden und Heſſen) einer befondercn Hauptbeitimmung dienende Grundftüde, ſo— 
fern fie jelbftändig zugänglid) find, ferner Waldungen, Weinberge, Hopfenanlagen, geſchloſſen liegende 

ofgüter ꝛc. nur in den Teilen, die für die beffere Plananlage ichwer entbehrlich werden, gegen 
eine Entihädigung zum Verfahren gezogen werden können. Für zwangsweiſe Feldbereinigungen 
ift jet bezüglich der erforderliden Mehrheit nur notwendig: in Württemberg und Baden die 
einfadye Mehrheit nad Köpfen und Steuerfapital (Nichterfchienene oder Nichtabitimmende werben 
bei ber Abitimmung als zuitimmend gerechnet), in Heſſen die einfache Mehrheit der mehr als 
die Hälfte des Geſamtflächengehalts des Vereinigungsbezirts bejigenden Eigentümer, in Bayern 
bei einer Zahl der beteiligten Eigentümer von weniger als 20 mindeftens "is, bei einer größeren 
Anzahl die einfache Mehrheit; in beiden Fällen muß bier die Mehrzahl der beteiligten Grund» 
eigentümer zugleih das Eigentum an mehr als der Hälfte der Bereinigungsfläche haben und auf 
dieje Mehrzahl auch mehr als die Hälfte der betreffenden Grundſteuer entfallen. In allen vier 
Staaten ift eine bejondere Fyeldbereinigungsbehörde geihaffen und die Ausführung der einzelnen 
Unternehmung einer follegialifch beratenden Vollzugskommiſſion übertragen, deren Vorfigender vom 
Staat ernannt wird, in die aber die Beteiligten 2 reip. 3 ſachverſtändige Landwirte zu wählen haben. 

In Eljaß-Lothringen hat ein Gejeg vom 30. Juli 1890 zwangsweiien Austauſch von Grund» 
ftüden für den Zwed von Wegeanlagen und Ent und Bewäſſerungen bejonderer Genofjenichaften 
ermöglicht, welde im Sinne des franzöfiichen Syndilatögefeges vom 21. Juni 1865 nad) dem Ge: 
feg vom 14. April 1884 für-Wegebau gebildet werden können. 


Den jüddeutjchen Berhältniffen jteht Defjterreich jehr nahe. Auch hier find jchon 1868 
Zeilungen von Gemeindehutungen anbefohlen worden und bei der 1848 audgeführten Grund: 
entlaftung ($ 49) haben in großer Ausdehnung auch Serpitutenablöfungen ftattgefunden. 
Ein Geſetz über die Zufammenlegung von Grimdjtüden aber iſt erjt unter dem 7. Juni 1883 
für die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder ergangen. In demjelben ift der 
Autonomie der einzelnen Länder jehr vieles vorbehalten und ohne weitere mit Zuftimmung 


98) Budhenberger, a. a. O. I S. 331 ff. | 1886 zc. 1888. L. A.von Müller, Das Bayr. 
Derf., Dad VBerwaltungäreht der Yandwirt- Geſetz die ———————— betr. mit Einleitung 
ſchaft ꝛe. in Baden. 1887. R. Gaupp, Das von R. Schreiber. 1887. 1888. K. Peyrer, Die 
Württ. Feldbereinigungsgeſez vom 30. März Zuſammenlegung der Grundſtücke. 1873. 
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des Landtages des betreffenden Landes von der Reichdregierung zu erlaffende Gejege kann 
die Ausführung nicht erfolgen. Solche Landeögejege find bis jetzt für die Markgrafſchaft 
Mähren unter dem 13. Febr. 1884, für Kärnten vom 5. Juli 1885, Nieder-Oeſterreich 
vom 3. Juni 1886 und Schleſien vom 28, Dez. 1887 in Geltung getreten. 


V. Befeitigung von Hinderniffen der Bodenmeliorationen 
und von Befahren für die Bodenfultur). 


ı. Dolfstämlide Meliorationsgenoffenfdaften. 


$ 62. Die Serpitutenablöjungen, Gemeinheitsteilungen und Zufammenlegungen verfolgten 
ganz wejentli die Zwecke der Bodenmelioration. Siejdhufen eine für jede beab- 
fihtigte Meliorationsarbeit geeignetere Gejtalt und Zugänglichkeit der Grundftüde. Inner— 
halb des Verfahrens jeder Separation gab es auch einen niemals wiederkehrenden Moment, 
in welchen zum erjtenmal jeit der älteften Anlage alle Grundftüde wieder ald Gejamtheit 
zufammengeworfen waren, um von einer frei zu wählenden leitenden Idee aus eine neue 
Einteilung zu erhalten. Dieſer Moment bejeitigte von ſelbſt alle nadhbarlichen Schwierig: 
feiten auch für Meliorationsanlagen. E3 ftand namentlich völlig frei, ohne Rückſicht auf 
Bodenentihädigungen, auf Durchſchneiden zuſammengehöriger Felder, oder auf die Notwendig: 
feit von Durchjtichen und von Verlegung bisheriger natürlicher Wafjerabzüge, ſowie der 
Wege, Uebergänge und Brüden, ja zugleich mit großer Freiheit bezüglich der aufzuwenden 
den Koften und unter Beihilfe aller nötigen technijchen Sachkunde, eine wirklich zweckmäßige 
Führung der Entwäfjerungsgräben und Schutzdämme zu erzielen, die Gefällregulierungen für 
Drainage vorzubereiten und ebenjo die Zuleitungen und Staue für Bewäſſerungen zu ichaffen. 

Alle ſolche Meliorationgunternehmungen waren in älterer Beit, auch bei geringer Aus- 
dehnung, joweit überhaupt danach getrachtet wurde, nur durh volf3tümlide Ge 
nojjenjhaften durdführbar 1%). 

Im Grunde war jchon die erjte Geichlechtsgemeinichaft, welche die feite Anſiedelung be 
gründete, die Hufen verteilte und Eultivierte und gemeinjfame Hutung und Flurzwang weniger 
einführte wie als jelbftverftändlich der Gejamtheit auferlegte, eine ſolche Meliorationsgenofjen: 
Ichaft, die ebenjo wie für die Zugänglichkeit, aud) für die Wajjerabzugsgräben eine ge: 
wiſſe Sorge tragen mußte. Demjelben Brinzip genoſſenſchaftlich erftrebter Hulturverbefferungen 
entiprach auch die wahrſcheinlich Schon im 12. Jahrhundert eingeführte Niederwaldsnugung 
der jogenannten Hauberge mit ein: oder zweijährigen Getreidejaaten ($ 17). Statt bes 
alten freien Plenterns nach dem Bedarfe eines Jeden mußte ein 18- bis 24jähriger Turnus 
eingerichtet werden. Es mußten aljo Kahlſchläge bis auf die für den Wiederausjchlag richtig 
zu behauenden Stubben innerhalb bejtimmt begrenzter Flächen ftattfinden, der Holzichlag 
und die Adernugung zwiichen den Stubben mußte Jedem nad) Verhältnis zugeteilt werden, 
man mußte auch für gemeinichaftlide Ergänzung der ausgehenden Stöde Sorge tragen. 
Roher, aber doch ähnlich ohne Streit und gänzliche Verwüftung nur genofjenichaftlich durd 
zuführen, war die Nußung des Plaggen- und Bültenhiebes in den Heiden und die 
der Sciffelländereien dur Brennkultur und periodiiche Getreidejaaten. Auch Gra— 
benräumungen und Wehr-, Rinnen- und Grundwerk-Bauten bei Mühlen, joweit 
fie nicht ein Gutsherr anordnen konnte, gehören hierher, da von ihnen nicht bloß der Mühlen- 
betrieb, jondern auch die Kultur der über und unter dem Stauwerk liegenden Ländereien 


99) Kal. auch Frank, Die Art.: Bewäfler | berger, a. a. ©. I $ 57 ff. (dort ©. 270 auch 
rung und Bewäflerungsrecht i im H.W. 11 ©.529 ff., | weitere Litteratur). 
Entwäfjerung und Entwäfferungsreht im 9.8. 100) O. F. Gierke, Das deutiche Genoſſen— 
II ©. 272 ff. und Wafjergenofjenihaften im H. W. Nchaftscecht 1868, Meigen, Siedlung Il. ©. 6, 
VIE. 610 ff. mit weiterer Litteratur; Bucden- 4, 358, 602. 
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oft auf weite Streden abhängt. Bor allem aber waren e8 See- und Flußdeiche, welde 
zu einer jehr hohen Entwidelung volkstümlicher M eliorationsgenoffenichaften führten. Hier, 
wo der Schaden, ja der Untergang Uller bei Bernachläffigungen oder Verjagung der Hilfe- 
feiftung durch den Einzelnen Har am Tage lag, war nicht nur der Zufammenjchluß der Ge— 
nofjenichaft, und zwar in der Regel weit über den Kreis der Bewohner einer einzelnen 
Ortichaft hinaus, von ſelbſt geboten, jondern auch die jofort enticheidende Kraft der Anord— 
nungen nach ihrer Sachfunde gewählter Borjtände und der wie im Kriege bis zur äußerjten 
Gewalt vorgehende Zwang für alle Beteiligten unbedingt erfordert. „Wer nicht will deichen, 
muß weichen.“ Der eingeftedte Spaten war die Verkündigung der Bertreibung und des 
Verluftes des Grundeigentums. 

Die Deichgenoffenjchaften haben zwar den harten Charakter der Volksjuſtiz durch ſchrift— 
liche Feitiegungen, die bis ind 14. Jahrhundert hinauf reichen, gemildert. Einzelne derjelben, 
wie die über das Weichielwerder von 1461 und die der Wifche von 1476, ftehen zum Teil 
noch jest, wenigjtens jubfidiarisch in Kraft. Ihr Weſen aber haben fie in den meiften Dert- 
lichkeiten, denen größere Gefahr droht, beibehalten. Wo dagegen der Einfluß einer immer 
gegenwärtigen Gefährdung vitaler Anterefjen fehlte, hat auch eine Entwidelung diejes ältejten 
Meliorationsweſens nicht weiter ftattgefunden. Selbjt die guts herrliche Gewalt hat darin 
wenig ausgerichtet. Indifferenz und der ganze Kreis nachbarlicher Gegenjäge und Intereſſen, 
der, je Meiner die Alltäglichkeiten find, defto größere Widerſtandskraft erweift, ließen nad 
und nach nur gewohnheitsmäßige Handhabung desNotmwendigften zu, bei der all- 
mähliche Verſchlechterung des Zuſtandes unvermeidlich ift. 


2. Don Staatswegendurdhgeführte Bodenmeliorationen. 


$ 63. Diefem volkstümlichen, auf die unumgängliche Notwendigkeit nachbarlicher Gegen- 
ſeitigleit und auf die Beſeitigung der nächjtliegenden Gefahren gerichteten Genoſſenſchaftsweſen 
ftand ſeit alter Zeit die Einjihtaufgeflärter Machthaber, Könige und Fürften 
als ein im einzelnen Falle jehr viel wirkjamerer Hebel für Yandesverbefjerungen gegenüber, 

Die befannten, noch nicht wieder erreichten Ent- und Bewäfjerungsanlagen des Alter— 
tums und des Orients giengen von der Staatögewalt aus. Wenige diejer großartigen 
Bauten haben die Stürme des Mittelalterd überftanden, und man fann nicht jagen, daß 
ſich an ihre Spuren auch nur eine fichere Tradition noch fnüpfte. Erjt die fameraliftiich 
nad, Berftärfung der Staatskräfte ftrebende Monarchie des 17. und 18. Jahrhunderts 
nahm den Gedanken ſolcher künstlichen Erweiterungen des fultivierbaren Areals im Staats: 
gebiete wieder auf. 

Die brandenburgiihen Lande ftehen darin obenan. Nach dem Worbilde der in 
Holland jeit der Karolinger Zeit genofjenichaftlich durchgeführten und namentlich im Beginne 
des 17. Jahrhunderts wieder lebhaft vorjchreitenden Moor: und Seeaustrodnungen erfaßte 
der große Kurfürft den Plan, die weiten Bruch- und Sumpfjtreden der Marken zu 
meliorieren. Er entwäflerte die Brüche um Liebenmwalde, an der Doſſe, um Potsdam, im 
Amte Bützow und an der Nebe und legte die Holländifchen Meiereien von Oranienburg faft 
ganz auf derartig neugewonnenem Lande an, begann auch jchon Arbeiten für die Meliora- 
tion der Rhin- und Havelbrüche. 

Friedrich I. erließ zur Erleichterung jolcher Unternehmungen das Edift vom 15. Febr. 
1704 wegen der Wafjerleitungen in Brüchen und Niederungen. Er ſprach darin aus, daß 
die oberfte Leitung der Anlagen vom Staate zu führen fei, und ftellte bejondere Ingenieure 
an, weiche nach Ueberlegung mit den Gutsherren geeignete Urbarmachungen durchzuführen, 
und bei Weigerungen damit „erefutive” vorzugehen hatten. 

In diefem Sinn find von Friedrih Wilhelm I. und Friedrid dem Großen 
durch eine lange Reihe zum Zeil jehr großartig geplanter Bruch: und See-Entwäljerungen 
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ausgedehnte Landftreden der Kultur gewonnen worden. Der Blan ſolcher Arbeiten wurde 
von Staatöwegen unter thunlichiter Beachtung der Einwendungen der Beteiligten aufgeftelli 
und ausgeführt, die Koſten aber nad) Verhältnis der erreichten VBerbefferungen, in der Regel 
durch Abtretung entiprechender Grundflächen unter Heranziehung der fisfaliichen, gededt, 
ſoweit nicht ein bejonderer Staatszuſchuß angemeſſen erjchien !9'), 

Friedrih Wilhelm I, ftellte in der Melioration des Rhin- und Havelländifhen Luches, 
durd; welche innerhalb 5 Jahren 22 geogr. OMeilen bewegliche, im Frühjahr ſchwimmende Moor: 
wieſen zu kulturfähigem Lande umgeichaffen wurden, ein glänzendes Beiſpiel der Durhführbar: 
feit und Nüglichkeit auch jehr fchwieriger Aufgaben diefer Art auf. 72 Meilen Gräben und große 
Dämme, Scyleufen und Wege wurden angelegt, und der damals jehr erheblihe Aufwand von 
212230 M. Koften auf die beteiligten Güter und Ortichaften nadı Verhältnis ihres Gewinnes 
verteilt; der Nutzen überitieg jede Erwartung. 

Friedrid der Große ig unmittelbar dem Beifpiel feines Vaters, 1740— 1755 konnten 
25 Dörfer in den entwäfjerten Brüchen des Döllnfließes, der Silge, des Rhins, der Jäglitz umd 
der Dofje angejegt werden. Gleichzeitig wurde nad) forgfältigen Prüfungen der Plan der Ent: 
wäfjerung des ca. 11 DMeilen großen Oderbruches in Angriff genommen. Zu diefem Zwed er: 
hielt die Oder unterhalb Küjtrin ein neues Bett, und es wurde bis 1762 eine Eindeihung durch— 
geführt, welche 39668 ha bisher faft unbenugtes Land völlig jchüste und den Neft wenigitens 
weientlich verbefjerte. Mit 1": Mi. M. Koften, die fich zu 3 "Yo verzinften, wurde die Zahl von 
1200 Familien in 43 Orten neu angefiedelt und einer der ertragreichiten Landſtriche Norddeutic- 
lands gewonnen '*),. Auch in den Jahren 1763—1786 verwendete der König trog der großen 
finanziellen Anjpannung feines Staates über 30 Mill. M. auf ähnliche Unternehnen im Nege 
und Warthebrucd, in den jchlefiihen Obra: und Bartichbrücen und an verſchiedenen Seen und 
Niederungen Bommerns und der Marl. 

Am Sinne ähnlicher Meliorationen begannen jeit 1720 in Hannover um Berden ımd 
in Dftfriesland um Papenburg erfolgreiche Rolonijationen der dortigen großen Hoch— 
moore. Während in denjelben bis dahin ein Offupationsrecht galt, weldyes Jedem ge: 
ftattete, in der angefangenen Richtung Torf zu graben, bis ihm ein Anderer entgegentam, 
ſprach das ojtfriefiiche Urbarungsedift von 1765 aus, daß die Moore als fiskaliſches Eigen: 
tum zu präfumieren jeien, und organijierte planmäßige Urbarmachung. Dieje Moorkulturen 
haben fich mit jehr entwidelter Technik in den letzten Jahrzehnten über das Bourtanger, die 
Ems: und Friefiihen Moore und zahlreiche Flächen Verdens und Dftfalens ausgebreitet '”). 

1887 wurde aud in Bayern die Kultivierung des Donaumoojes in Angriff genommen, 
über welche 1794 ein bejonderes Gejeg erjchien. 1807—1822 gewann in der Schweiz 
die Linth-Korrektion 2000 Juchert Land. 

Als neuere große Entwäfjerungsunternehmen find namentlich die 1840—53 durchgeführte 
Austrodnung des Harlemer Meeres und die große Entwäfjerung Jrlands zu be 
merken. Irland ift einer großen, nur über wenige Deffnungen abzuwäſſernden Mulde zu 
vergleichen, die ſeit ältefter Beit im höchjten Grade verfumpft war. Das gefante Innere der 
Inſel wurde deshalb auf Grund eingehender Vorarbeiten von Staatswegen in 37 Ent: 
wäfjerungspdiftrifte geteilt, ein Statut for the arterial drainage feftgeftellt und geſetzlich be- 
ftimmt, daß alle Grundjtüde, deren Ertrag unter 2" Sh. vom acre (6,18M. vom Heftar 
ift, vom Staate erpropriiert, getrodnet, geurbart und dann in Befihungen von 25—50 acres 
verpachtet oder verkauft werden jollten. Auf diefem Wege wurden 1846—55 außer den weiter 
wirtenden Abzügen, 27 872 Hektar Yand troden gelegt. An Koſten find 21 046 860 M. auf: 


gewendet worden, zu welchen der Staat 13 124160 M., aljo 62,4 °o, zuſchoß 1%). 


3. Die Wafferrehts-Gefetgebung. 
$ 64. Indes dieje die Privatrechte mannigfach berührende Thätigfeit auf dem Gebiete der 


101) Meigen, Der Boden des Preußifchen | der — 1871. Mittheilungen des Vereins 
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Staats I ©. 444. für Förderung der Moorkultur im deutichen Reid. 
102) Wehrmann, Eindeichung des Oderbruchs. Buchenberger, a. a. ©. I. $ 59. ©. 344 fi. 
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Die Waſſerrechts-Geſetzgebung. 8 64. 199 


Ent: und Bewäflerungen würde ohne eine wejentliche Entwidlung der Geſetzgebung über 
das Wajjerrecht große rechtliche Hindernifje gefunden haben. Eine hinreichende Klar— 
ftellung der Grundjäge, nach welchen der Einzelne jeine Grundſtücke in zwedmäßiger Weife 
vom Waſſer zu befreien, oder Wafjer auf diejelben zu leiten vermag, ift bis auf die neuejte 
Zeit fir alle Staaten eine erhebliche Schwierigkeit geblieben. Das Römiſche Recht beichräntt 
fich (Cod. 3. Tit. 34 und Dig. lib. 39. Tit. 3) auf die gejegliche Anerkennung und Er- 
haltung der beftehenden Vorflut und auf die Vermeidung von Störungen durch Hilfe des 
Rechtswegs. Das deutiche Recht hat die Regulierung jajt ausschließlich landesherrlicher oder 
fofalpolizeiliher Anordnung und Aufficht überlafen und ein Wafjerregal des Yandesherrn 
als vorzugsweijes Recht auf gewiffe Nugungen begründet. Ueberall find durchgreifende Ver- 
bejferungen durch die mittelalterliche Sitte der verjchiedenartigften PBrivilegierungen, Stau: 
tonzeifionen, Fiſchereigerechtſame u. dgl. erichwert. Namentlih find die Wafjermühlen, ob: 
wohl fie in der Regel nur mit Erlaubnis der Obrigfeit angelegt werden durften, und ihnen 
unterjagt blieb, zu viel Wajler zu verbrauchen und Anderen zu entziehen, Grund jehr ver: 
widelter Streitfragen und Schädigungen. Die moderne Gejeßgebung hat deshalb gerade im 
Waſſerrecht neue Geſichtspunkte aufftellen und zugleich einer raſch fortichreitenden Technik 
genügen müfjen. 


Die wichtigſten preußiſchen Gelege, welche diefe Verhältniffe zu orbnen fuchten und zu den 
früheften gehören, find das Vorflutsedikt für Schlefien vom 20. Dezember 1746, die Ufer:, Ward: 
und Hegungs- Ordnung vom 12, September 1763, das erneuerte Edikt wegen zu verichaffender 
Vorflut vom 6. Juli 1773 und die Mühlen: Ordnung vom 20, Auguſt 1777. Letztere drei, deren 
civilrechtliche Beitimmungen in das allgemeine preußiſche Yandrecht übergiengen, gelten bis heute, 
ebenio das Landeskulturedift vom 14. September 1811. — In Frankreich verboten ältere Orbon- 
nanzen jede Wafferleitung aus öffentliben Flüffen. Erit am 20. Auguft 1790 wurden die Be: 
börden angewieien, in eriter Linie die Kinftlichen Bewäfferungen der ;Feldfluren zu begünitigen. 
Der Code rural von 1791 erlaubte die Wajferableitung ganz allgemein. Seine Ergänzungen aber 
forderten für Aufſtau wie Ableitung Genehmigung des Staats. 1804 ergieng ein Gele über 
Erpropriation für Entwäflerungen. Ein Geſeß von 1807 verordnete, daß, wenn der Staat auf 
Brivatgrund Sümpfe austrodnet, er nur Erſatz der Stoften, feinen Gewinn aus der Wertser: 
höhung fordern jolle. Aehnliche franzöfiiche Neglements traten auch in der Po-Ebene neben die 
alten Gewohnheiten und Verordmungen, unter denen ein venetianiſches Geſetz von 1455 ſchon Ex— 
propriationen gegen den doppelten Wert, ein mailändiiches von 1502 bis zum boppelten und eines 
von 1541 zu ” des Wertes- zulieh. 

Befriedigende Vorfchriften blieben jedoch von fpeziellen Anforderungen der Wafferbautechnif ab: 
bängig. In diefer Beziehung darf ſchon das preußiiche Vorflutsedift vom 15. November 1811 
als muftergiltig für die Durchführung von Entwäſſerungen erachtet werden. Es ordnete 
ein abminiitratives Verfahren an, wonach für jede Stauanlage durch Setzung amtlich fontrollierter 
Merktpfähle der höchite neitattete Stau feitgeitellt wurde. Grabenräumungen und lleberleitung von 
Waſſer über fremde Grunditüce fönnen ftets joweit zwedmäßig erzwungen werben, der Plan wird 
fandespolizeilich geprüft und feitgeiegt und über die Höhe der Entihädigung durd) Schiedsrichter 
entichieden. — Eine naſſauiſche Verordnung vom 12. September 1829 und ein heſſen-darm— 
ſtädt iſches Gefek von 1830 fpraden die Bäche den Gemeinden zu und gaben die Möglichkeit, 
fie zu Bewäſſerungen im Sinne des Siegen’schen Wiefenbaues zu verwenden. — Das 
ſardiniſche Geſetz von 1837 feste in feinem Art. 627 feit, daß für Bewäſſerungszwecke Er: 
propriation zu °%s des Werts zuläflig, und daß die Koſten folcher Anlagen nad dem Verbrauche 
an Waſſer 3 bezahlen jeien. Für Italien regeln die Gejege vom 29. Mai 1873, 25. Dezember 
1883 und 28. Februar 1886 die Senoffenichaftsrechte. — Das preußifche Geſetz vom 17. Februar 
1843 über die Benützung der PBrivatflüfje geitattet, daß Jeder, der feinen Rückſtau auf fremdem 
Grunde verurfadht und das abfließende Waſſer wieder in den Lauf zurücleitet, das Waſſer eines 
Wafjerlaufes zu Bewäflerungen nügen darf. — 1845 erichien ein Bewäfjerungsgeieg in Frank: 
reich. — 13, Jamtar 1846 geftattete Preußen, das Aufgebotsverfahren aud auf Bewäſſerungen 
anzuwenden, und unter dem 28. Oftober 1846 wurde eine auf das ältere Herfommen geftügte 
MWiefenbau: Ordnung für Siegen erlafien, welche Umlegung der Grundjtüde für Wiejenbauzwede 
und Zwang durch Mehrheitäbeichluß zuläßt. 1851 erließen Belgien und Baden, 1853 Heſſen 
Gelege über die MWaflerbenugung. Baden hat am 25. August 1876, Heſſen am 30. Juli 1887 
weitere Beftimmungen gegeben. Für Bayern erſchien unter dem 28, Mai 1852 ein jehr erfchöpfen- 
des Gele, welches dem Oeſterreichiſchen alle Fragen des Wafjerrechtes umfaffenden Reichs: 
geiege vom 30. Mai 1860 zum Vorbilde diente. In Württemberg, wo bisher eine einheitliche 
und umfafiende geiegliche Negelung fehlte, ift ein ſolcher Gejegentwurf betr. der Benugung der 
öffentlichen Gewaͤſſer im Jahre 1895 den Ständen vorgelegt aber zur Zeit (‚Februar 1396) no 
nicht beraten worden, — 1853 (4. Mai) ergieng das preußiſche, 1354 das franzöſiſche Ge— 


200 XV, Meitzen, Landwirtſchaft. Il. Zeil. 


feß über Drainage, welche beide zwar Genoſſenſchaften durhführbar machten, dabei aber jeden 
Zwang ausichloifen. Das preußiiche Geſetz dehnte ausdrüdlih alle Berechtigungen über Anlage 
bon Entwäflerungsgräben durch fremde Grunditüde auch auf die unterirdiichen Kanäle und Röhren: 
leitungen aus. Das ſächſiſche Geſetz vom 15. Auguft 1855 über Berichtigung von Wafferläufen 
und Ausführung von Ent: und Bewäfjerungsanlagen macht Ueberleitungen und Berichtigungen 
aud) —— durchführbar und erleichtert Genoſſenſchaften für Meliorationen. Unter dem 
26. November 1861 wurde für ſolche Zwecke die ſächſiſche Landeskultur-Rentenbank begründet, welche 
unter Staatsgarantie Darlehen durch 4Yoige Rentenbriefe gegen 5 "/o als Reallaſt eingetragene 
Amortijationsrenten vr — Franfreid erließ am 21. Juni 1865 ein umfafjendes Gejeg über 
die Associations syndicales für Zwecke der Ent: und Bewäflerungen, Eindeihungen, Salzteiche, 
Drainagen, landwirtfchhaftliben Wege und * Art von gemeinſamer landwirtſchaftlicher Verbeſſe— 
rung. Nach Art. 12 bedarf es in der Regel dazu der ausdrücklichen Erklärung und Zuſtimmun 

jedes einzelnen Beſitzers, was die Ausfü rung jehr erfchwert. Nur bei Eindeihungen, Fluß— un 

Stanal-Räumungen, Entwäfjerungen von Sümpfen, Anlegung von Salzteihen und Abtroduung 
feuchter oder ungelunber Ländereien verpflichtet eine Majorität von */s der Beſitzer und "a der 
Fläche die Minorität. 


4. Neuere Meliorationsbeftrebungen. 


8 65. Die Durhbildung des allgemeinen Privatrechts, wie der rechtlichen Bedingungen 
bejonderer Richtungen der Landeskultur führten bei dem rajchen Steigen der Grundwerte 
und dem Aufſchwung der landwirtichaftlichen Technik im laufenden Jahrhundert zu mannig- 
fachen neuen Gebieten der Meliorationsthätigfeit. 

Die Bewäjjerungen für Aderböden find im wejentlichen nur da Bedürfnis, wo 
der Wüſtencharakter des Klimas das Auffommen aller Vegetation gefährdet. Große Streden 
Afrikas und Afiens bedürfen ihrer. In Europa ift von der Aderbewäfjerung bis jegt nur 
für gewifje Kulturen, wie den Reisbau in Oberitalien, ausgedehnter Gebrauch gemacht wor- 
den. Die früher in Deutichland ſehr verbreiteten periodisch beaderten Teichländereien lafjen 
fi in dieſes Gebiet rechnen. Indes ift bis jegt noch nicht vorteilhaft gefunden worden, fie 
wieder aufzunehmen, obwohl der Gedanke erwogen worden ift '*), 

Dagegen ift im gejamten Europa nördlich der Alpen die Bewäſſerung der Wiejen zu 
einer bejjeren Entwidelung gelangt. Während aud gute Wieſen troß der Gunft unjerer 
Sonmmerregen häufig zu troden und unergiebig bleiben, lafjen fich ihnen durch regelmäßige 
Bewäſſerung reichlihe Heuerträge in mehrern Schnitten abgewinnen. 

8 66. In Deutichland war ed das Siegener Land, welches in der Wiejenberiejelung Vor: 
bild wurde. Hier hatte in den engeingejchnittenen Gebirgsthälern der Bau künſtlicher 
Wiejen zum Zwed regelmäßiger Ueberjtauung mit Waſſer jchon in früher Zeit eine ge- 
wiſſe volfstümliche Pflege gefunden. 1750—1780 bildete der Bürgermeifter Albert Drefler 
dieje herfümmlichen Kulturen jorgfältiger aus, und die Naſſau-Oraniſche Herrichaft erließ 
eine revidierte Wiejenordnung vom 18. Dezember 1790. Die damit erreichten vorzüglichen 
Erfolge wurden in den zwanziger Jahren unjeres Jahrhunderts durch Schwerz und andere 
Begründer der neueren Yandwirtichaft gewiffermaßen neu entdedt. Der von ihnen lebhaft 
empfohlene Siegener Wiejenbau, jowohl der bloße Ueberjtau, als der Hang: und Nüdenbau, 
auf dem das Wafjer abläuft, dehnten fich in den dreißiger Jahren zunächſt in Nafjau und 
Helen, dann aber namentlich) im jächfiichen Erzgebirge rajch aus. In Preußen wurden dafür 
Wiejenbaujchulen begründet und Techniker ausgebildet, und die Anlagen von Riejelwiefen jeit 
1841 durch Senft dv. Pilſach mit den Bruchmeliorationen in Verbindung gebradt. Seitdem 
haben ſich Wiejen-Bewäfjerungs- Anlagen in größerer und Eleinerer Ausdehnung als korpo— 
rative Unternehmungen wie ald Kulturanlagen einzelner Güter weit verbreitet. Sie haben 
neuerdings auch dadurd Erleichterung gefunden, daß man von der Forderung Abjtand neh- 
men fonnte, durch natürliches Gefälle Wafjer für die Bewäfferung zu gewinnen, fich viel- 


105) Buchenberger, a. a. D. I. ©. 338. III. ©. 18, 280, 865, Touffaint, Die Boden- 
U. v. Middendorf, Das —— 1831. kultur und das Wafler. 1872, Delius, Die 
©. 155. Meißen, Der Boden x. 1. ©. 453. | Teichfiicherei. 1875. 
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mehr als hinreichend fohnend erwies, dieſes Gefälle durch von Wind oder Danıpf getrie- 
bene Waſſerhebemaſchinen zu erjegen. 

$ 67. Seit der Mitte unjeres Jahrhunderts hat ſich die Staatsthätigkeit auch bejonders 
lebhaft der Berbefjerung des Deichſchutzes und den Flußkorrektionen im Sinne 
der Landesfultur zugewandt. 

Das preußische Gejeß über das Deichweien vom 28. Januar 1848 mit jeiner Inſtruktion 
vom 13. Auguſt 1850 hat an allen Norddeutſchen Strömen jämtliche einigermaßen 
ausgedehnte Niederungen durch Herftellung planmäßig geführter, ftarfer hoher Deiche und 
zweddienlicher Siele in außerordentlich verbefjerten Zuſtand gebracht. Das eingehaltene Ber: 
fahren ging überall dahin, daß die Möglichkeit vorteilhafterer Eindeihung von Staatäted): 
nikern geprüft, der Bau projektiert, die Koſten veranichlagt und ein Plan feftgeitellt wurde, 
welher auf Grund von Beratungen und, joweit nötig, höheren Entjcheidungen für jedes ein- 
jelne beteiligte Grundjtüd, das nad) Zuge und Kulturart abgejtufte, dem zu erwartenden 
Nutzen entiprechende Verhältnis der Beiträge zu den Koften beftimmte. Diejen Beiträgen ge: 
währt das Gejch das Vorzugsrecht vor allen Bfandbelaftungen und die Einziehung mit der 
Grundjteuer. E3 wurde aljo ein folder Deichverband jofort mit der ftatutariichen Feſtſtellung 
des Planes eine Korporation, welche finanziell für Schulden, die fie zum planmäßigen Bau 
ihrer Schugdeiche aufnehmen wollte, volltommene Sicherheit darbot. Deshalb hat für alle 
dieſe Bauten unter geringer Staatsbeihilfe das nötige Geld mit Leichtigkeit aufgebracht wer— 
den fünnen. 1867 waren bereits 750 000 Hektar eingedeicht, und zu den Kloften von 48 Mill. 
Mark hatte der Staat nur IMill. vorgeichoffen ’"°). 

Sehr große Unternehmungen ähnlicher Art find die 1840—1873 ausgeführte Korreftion 
des Mittelrhein, für welche Baden allein 30 Mill. M. audgab und fich einen Gewinn 
von 15 Mill. M. berechnet, jorwie die in Ungarn 1856—60 durchgeführte Theiß-Regulie— 
rung, durch welche 715000 Hektar Land unter Deihihug gebracht wurden, 

$ 68. Bu den eigenartigften Entwäfferungsunternehmungen gehören die in neuerer Zeit 
fi in immer größerer Ausdehnung verbreitenden Drainagen. Sie nehmen bereits jo 
bedeutende Flächen ein, daß, obwohl fie fi) nur aus Heinen Anlagen einzelner Wirte zu: 
ſammenſetzen, fie in ihrer Gejamtheit dennoch eine der bedeutendften landwirtichaftlihen Schö— 
pfungen der Neuzeit darftellen. Zum Zwecke der Drainage werden 1—1,5 Meter unter der 
Oberfläche des Ackers NRöhrenftränge mit mäßigem Gefäll in etwa 5—8 Meter Entfernung 
von einander eingelegt. Dieje Drainleitung zieht dem Ader das jchädliche Waller ab, ver- 
hütet das Verjäuern, und befördert die Durdhlüftung und Erwärmung, indem fie die Kon— 
denjation und Thätigkeit der Gaſe in den Poren des Bodens erleichtert. Stein: und Faſchinen— 
drains find zwar den Römern fchon befannt geweſen, kunftgerechte Anlagen von Thonröhren: 
draind aber wurden erjt jeit 1833 durdy Smith erprobt und fo eifrig verbreitet, daß man 
ihon 1855 5° der nafjen Böden Englands als drainiert und ihren Rohertrag um 20 bis 
30%/ gejteigert anjchlug. Die Land Improvement act by works of drainage bewilligte für 
Großbritannien 40 Mill., für Irland 20 Mil. M. zu Darlehen für Drainage, welche fic) 
dur 6*/a°/o Berzinjung und Amortijation tilgten. 

In Preußen, in deffen Ebenen ausgedehnte Landftreden der Drainage jehr bedürftig find, 
begannen die Anlagen in lebhafter Weile um 1855 nach Ablöfung der Reallajten; viele 
Gutsbejiger zogen vor, die Ablöjungskapitalien zu Drainagen zu verwenden, ftatt zur Tilg: 
ung von Hypotheken. 

$ 69. Der neuejten Zeit gehört auch die SHerbeiziehung der Forfiwirtichaft für bie 
allgemeinen Intereſſen der Landeskultur auch mit Rüdficht auf Klima und Bewäflerung an. 

Die zwedmäßige Bewirtihaftung der Forſten it feit dem Ausgange des Mittel- 


105) Meipen, Der Boden des Preußiſchen Staats Bd. I. ©. 465. 
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alter8 Gegenftand einer der Landwirtichaft zeitweilig vorauseilenden Erkenntnis und Technik 
geworden. Die neuefte Zeit aber hat nicht allein die Forſtbewirtſchaftungsſyſteme, die Forſt— 
pflege, das Tarationdweien und die Foritproduftenverwertung zu hoher Ausbildung gebracht, 
und dabei den volf3wirtichaftlichen Geſichtspunkten immer unbefangenere Geltung eingeräumt, 
jondern e3 hat ſich auch mehr und mehr der Gedanke Bahn gebrochen, daß die Forſten be 
jonderen Zweden der Yandeskultur dienen können, deren Erreihung nicht lediglich von dem 
möglichjt höchſten Forjtertrage abhängig zu machen tit. 

In diefer Beziehung hat namentlich in den Alpengegenden Oeſterreichs, Bayerns und der 
Schweiz die Bedeutung der jogenannten Shußmwaldungen'”) Beachtung gefunden. Die 
Schweiz hat in den Jahren 1858—68 durch jpezielle Unterjuchungen diejenigen Forſten 
feſtſtellen lafjen, deren Erhaltung zur Sicherung gegen Yawinen, gegen Abſchwemmung des 
Bodens und Bloßlegung von Felſen, gegen Steinftürze und Wafjerriffe und zum Schuß gegen 
Unfälle durd Stürme al3 geboten erjcheint, und unter dem 23. März 1876 ausführliche 
Auffihtsvorichriften erlaffen!®). Defterreich ftellte jeit 1872 Landes: Forjtinipeftoren an, 
welche in demjelben Sinne für die Feitftelung und Erhaltung von Bannforjten Sorge tragen 
jollen, und Bayern errichtete zur Erforjchung der klimatiſchen Einflüffe der Foriten eine 
größere Anzahl von Beobachtungsſtationen in geeigneten Lagen feines Gebietes. In Breu: 
Ben find für den Ankauf und die Aufforjtung von Sandichellen jeitens des Forftfistus, für 
die Dedung ımd Pflege der meift fisfaliichen Seedünen, fomwie für dad Aufbringen von 
Strandforjten zum Schuße gegen Stürme und Dünenverwehungen feit den jechziger Jahren 
umfaſſende Schritte unter erheblichen Aufwendungen gethan. Am 6. Juli 1875 aber ergieng 
in Preußen ein Gejeg über Shupmwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, nad 
welchem im Falle erheblichen Grades von Gefährdung dur Berfandung, Abſchwemmung, 
Nachrutſch, ſowie durch Zerftörung eines gegen Abbruch, gegen Eis oder gegen Verminde— 
rung des Wafjerd oder gegen Wind an Seeküften ſchützenden MWaldbeftandes zur Abwen— 
dung diejer Gefahren, wenn der abzumwendende Schaden den aus der Einjchräntung für den 
Eigentümer entjtehenden Nachteil beträchtlich überwiegt, jomohl die Art der Benügung der 
gefahrbringenden Grundjtüde, als auch die Ausführung von Waldfulturen oder jonjtigen 
Schutzanlagen auf Antrag von Amtswegen angeordnet werden kann. Die Kojten der Her: 
jtellung und Unterhaltung trägt zivar der Antragfteller, aber die Gefährdeten haben zu den: 
jelben nach Verhältnis des abzumwendenden Schadens und der Eigentümer nad) Verhältnis 
des erzielten Mehrwertes beizutragen. 


5. Weuere Meliorationsgenoffenfhbaften 


8 71. Je mehr bei den Beitrebungen der Staatäregierungen, die Landeskultur möglichit 
zu erweitern, die Unlagen über die Grenzen hinausgingen, welche wegen drohenden Ge— 
fahren und Verluſten oder notwendiger Abhilfe ein zwangweiſes Eingreifen rechtfertigten, 
und je allgemeiner als zwedmäßig und unvermeidlich hervortrat, eine größere Zahl von 
Grundftüden für Meliorationszwede zujammenzufafien und dauernd haftbar zu machen, dejto 
bereitwilliger folgte die Gejeggebung dem Gedanken, nicht allein für unabweisbare jondern 
auch für lediglich nüßliche Zwecke den gejamten Kreis der für die beabjichtigte Anlage er: 
forderlichen Srundftüde zu derjelben nötigenfalls zwangsweiſe heranziehen zu fünnen. Da: 
bei verzichtete der Staat jo weit ald möglich diefen Zwang jeinerjeit3 auszuüben, ſondern 
er legte es in die Hand der Beteiligten felbft, durch eine im Geſetz bezeichnete Mehrheit 
der Stimmen nach Zahl oder Beſitzwert die wiberftrebende Minderheit dem übertviegen- 


107) ©. ne Hdb. Band II. Abh. XVII Forft- ı 610 ff. (dort auch ©. 631 ff. weitere Litteratur). 

wirtichaft, Lehr in Lorey's Handbuch der 108) A. v. Miastowmsti, Der Berfaflung 

Jortwrfenänf, Band II. ©. 474 ff, der Land», Alpen- und Forftwirthichaft der deut» 
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den Willen dann zu unterwerfen, wenn bie amtliche technische Prüfung die zwedentiprechende 
Nüslichkeit und hinreichende Rentabilität des Unternehmens ficher ergeben hatte. Die An- 
forderungen an die entfcheidende Mehrheit konnten verjchieden beftimmt werden, jowohl da- 
rin, ob die einfache Mehrheit der Beteiligten und ob die bei der Erklärung Nichterjcheinender, 
al3 widerſprechend oder ala zuſtimmend betrachtet wurden, wie in der Berechnungsweije ob 
wie in Preußen und Hefien die Befiger der halben Fläche mit dem halben Grundfteuer- 
reinertrage oder wie in Bayern, Baden und Eljaß-Lothringen die Beiftimmung von */s der 
beteiligten Grundfläche, ald notwendig vorgejchrieben war. Für manche Frage fonnte dies 
auch dem Statut oder Rezeß überlaflen jein, ebenſo wie es erwünscht erjcheinen konnte, den 
vertragsmweijen Abmachungen der Beteiligten betreffs der Anlage und deren Verwaltung 
joviel als möglich nad) deren eigenem Ermefjen zu überlafjen. 

Die Erfahrung ergab indes gleihmwohl, daß nicht Die materiellen Einrichtungen und deren 
Erhaltung, jondern ganz überwiegend die formelle Rechtsgeitaltung diejer Meliorationsge— 
nofjenjchaften die Gefahr innerer Unficherheit und Streites, ſowie der Vertrauens: und Kre— 
ditlofigkeit und der Auflöfung mit ſich brachte. Es fehlte diejen Genofjenjchaften häufig die 
bejtimmte Norm ihres fomperativen Beftehens, die Feſtſtellung der durch den Eintritt in 
die Mitgliedichaft und durch den Austritt entitehenden Rechte und Pflichten und die Klar— 
beit der Lage der Gläubiger gegenüber dem Genoſſenſchaftsvermögen und den einzelnen Ge: 
noſſen, jowie die öffentliche Erfennbarfeit dieſer Verhältniſſe. 


In dem Sinne für diefe Bedürfniſſe in den neu entitehenden, ſowie den beitehenden aber nicht 
binreihend begründeten Genofjenihaften normativ die nötigen fiheren Grundlagen des forpora= 
tiven Rechtes zu jchaffen, ergieng in Preußen, im Anichluß an das franzöſiſche Gele vom 
21. Juni 1865, ein neues, entgegenftehende Gejege aufhebendes Geſetz vom 1. Mai 1879 über die Bil- 
dung von Waflergenofienicaften für Benügung und Unterhaltung von Gewäſſern, Ent: und Be- 
wäfjerung von Grundftüden, Anlegung, Benügung oder Unterhaltung von Wafferläufen und Sammel: 
beden, ſowie Herftellung und Verbefferung von Waſſerſtraßen, Flößereien und anderen Sciffahrts- 
anlagen. Dieje Genofjenicaften, deren Form und Rechte das Gejeg vorbehaltlich verichiedener Aus— 
nahmen, 3.3. der Deichverbände, allgemein feſtſetzt, können freie oder Öffentliche jein, Erſtere entjtehen 
durch freien Vertrag ſämtlicher Beteiligten (alfo ohne zwangsweife Beiziehung einer wideriprechenden 
Minderheit) und werden durch Eintragung ins Waſſergenoſſenſchaftsregiſter rein privatrechtliche 
juriftiihe Perſonen. Legtere find Korporationen des öffentlihen Nehts und unteritehen ftaatlicher 
Auffiht. Ihre Bildung fegt den Nachweis und die Anerkennung eines Öffentlichen oder gemein: 
wirtihaftlihen Nugens der Anlage voraus und erfolgt mit Genehmigung des Landwirtihaftlichen 
Minifteriums. Gin Beitrittszwang der wideriprehenden Minorität findet (abgefehen von dem neue— 
ſtens erlaſſenen Spezialgeleg über die genoflenichaftlihen Thaliperren im Gebiet der Wupper und 
Lenne) nur bei Be: und Entwällerungsgenoifenihaften für Zwede der Landeskultur jtatt, wenn 
das Ilnternehmen jonft nicht zwedgemäß auszuführen und wenn die Mehrheit der Beteiligten nad) 
Flähe und Stataftralreinertrag für die Ausführung fich enticheidet. Die Anerkennung des Zwanges 
erfordert eine landesherrliche Verordnung. Falls die Genoſſenſchaft ein Grunditüc, welches dauern= 
den Nachteil von deren Ausführung bat, dennoch gebraudt, jo kann fie es durch Enteignung er: 
werben. Die Beiträge zu den öffentlihen Genofjenihaften find den Öffentlichen Laften gleich zu 
achten und mit denjelben einzuziehen. — Zur Verhütung von Schäden und zum Gewinne befjerer 
Einfiht in die Zuflußverhältniffe der einzelnen Gewäſſer ift einem unter dem 28. Februar und 
16. Mai 1892 zur Ueberwachung der Ueberſchwemmungen niedergejegten Ausſchuſſe die plan- 
mäßige Erridtung eines Hodwaljernacrichtendienftes übertragen worden !®), 

Auch in den meilten andern deutſchen Staaten iſt die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften, ins— 
befondere von Ent- und Bewäfjerungsgenofienihaften, gejeglich, mit Zulafjung eines Zwanges der 
Minorität durch eine reg mit obrigfeitlicher Genehmigung, aber mit Unterſchieden über die 
Beitimmung der erforderlihen Majorität, geregelt 9): Bayern, Gele vom 28. Mai 1852; 
Baden, Gelek vom 25, Auguft 1876; Heſſen, Gefeg vom 80. Juli 1887; Elſaß-Loth— 
ade Ma Geſetz vom 11. Mai 1877, ergänzt durch Geſetze vom 30, Auli 1890 und 2, Juli 1892, 
— In Deſte rreich, Reichsgefeg vom 30, Mat 1889, auf Grund deſſen Landesgejege zu erlaffen 
find. — In Frankreich, Geſetz vom 21. Juni 1865. 

ur erleidhterten Verwirklichung aller iolder Meliorationsunternehmungen erihien am 13. Mai 
1879 ein preußiiches Geſetz über Grridtung von YandestultursRentenbanten!!"), 
Es geitaftet den Provinzialverbänden Erridtung von Banken, welche Darlehen in Landeskultur— 
109) Meipen, Der Boden des Preußiſchen a ri re ge im H.W. VI 
Staats x. V. ©. 299, 11) ©. darüber Näheres im Handb. Bd. II. 
110) ©. bar. auh Frank, a. a. O. Urt. Pr XIV, ©. 105. 
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Rentenbriefen zu Zwecken der Bodenkultur, Entwäfjerung, Wegeanlage, zu Waldkulturen, Ge: 
wäfjerregulierung, Schiffahrts:, Deich: und Uferfchuganlagen gewähren, Diefe Nentenbriefe find 
Inhaberpapiere zu höchſtens 4'/s % Zins und mindeftens "2 90 Amortifation und nur kündbar, 
wenn der Schuldner feiner Verpflichtung nicht nachkommt. Die Darlehen fönnen bis zum Zöfachen 
des Grundfteuer-Neinertrags oder bis zur Hälfte der landihaftlihen Tare, bei eigener Taxe der 
Banf auch weiter gewährt werden. Bei Drainageanlagen, die al$ dauernde Berbeflerung zu er: 
adıten, genießen die Nenten Vorzugsrecht vor allen Gläubigern. 


VI. Freiheit und Erleihterung von Un» und Derfauf von 
Grundftüden. 


(. Die alten Stammaüter und deren Teilbarfeit. 

8 71. Schon in jeder urjprünglichen Beitgnahme des Grund und Bodens durch Gejchlechter 
und Familien liegt die Tendenz diejen Beſitz als Stammgut zufammenzuhalten. Im kel— 
tiichen Elan wie in der ſlaviſchen Familientommunion konnte von einer Teilung überhaupt 
erjt die Rede jein, wenn diefe Geftaltungen untergingen. Auch für die deutichen Stämme 
find die Gaue und die aus dem Volkslande hervorgegangenen Marken, ja wie$ 57 gezeigt, 
noch die freien Genofjen der Dörfer in den Zeiten der Volksrechte, auf Stamm-, Gejchledhts: 
und Familienverwandtichaften zurüdzuführen. Es ift nach dem Edikt des Chilperich cp 3 112) 
anzunehmen, daß die Dorfgenofjen urjprünglich ein die Töchter und Seitenverwandten aus: 
ichließendes Anrecht an die Hufe des ohne Söhne verjterbenden Mitgenofjen im Sinne eines 
jedem Auswärtigen vorgehenden Nahbarverbandes unter den Dorfbegründern hatten. Der 
Grundgedanke des Deutjchen Erbrechtes war eine unmittelbare Succeffion der Familie nad) 
ihrer natürlichen Folge, in der das Tejtament erjt mit dem Eindringen des fanonifchen und 
des römischen Rechts dem Willen des Erblafjers weiteren Raum gejtattete. Mit diefer jelbft- 
verjtändlichen Erbfolge verknüpften fich für freies Eigentum Vorkaufs- und Retraktrechte der 
Familie, ſowie die Pflicht, die Buffen des zahlungsunfähigen Verwandten gegen Uebernahme 
jeines Gutes zu zahlen 13), 

Sleihwohl war der Grundbeſitz des freien Mannes zweifellosteilbar. Die 
Volksrechte laſſen zwar die Töchter gar nicht oder nur jubfidiär als Erben des väterlichen 
Gutes zu, aber die Söhne erben und teilen zu gleichem Recht !!*). Als das beftimmte Zeug: 
nis des individuellen Eigentums erjcheinen gerade in der früheften Zeit ſchon urkundlich 
häufige Veräußerungen einzelner Morgen und Tagewerte '?5), und die Hufen werden troß der 
Heerbannpflicht, die auf ihnen ruht, in Halb: und Biertel-, Drittel: und Sechätelhufen ge- 
teilt. Wenn trogdem für eine überrajchend große Anzahl der Ritter: und Bauergüter fid 
der nahezu ungeftörte Hufenzufanmenhang urkundlich bis in jo alte Zeit zurüd ermeijen 
läßt, daß unabweisbare Schlüffe auf die Art der eriten Anlage erlaubt find, jo beruht das 
teild auf volf3tümlicher Neigung und wirtichaftlicher Zweckmäßigkeit, teils aber und anſchei— 
nend vorwiegend auf der jeit der Carolinger-Zeit raſch ſich ausbreitenden Beſchränkung des 
gemeinfreien Eigentums durch Lehen und Hörigkeit. Auch als die Lehne erblich geworden 
waren, behielten fie noch lange ihren militärijchen Charakter und galten ſchon früh als Fa— 
milienanwartjchaften. Die Belehnung zu gejamter Hand bedeutete nur die Feftftellung diejer 
Anwartſchaft, niemals Teilung. Alle Zeihverhältniffe und alle Befigarten aber, die als Leib: 
eigenjchaft, Hörigkeitt oder Hingabe zu Eigen entiprangen, jchloffen ihrer Natur nad; die 
Teilbarkeit aus, und bedurften dazu mindejtens der Genehmigung des Obereigentümers. 


112) Leges ]I. 10. um 530. 

113) €. Th. v. Jnama⸗Sternegg, Deutiche 
Wirthſchaftsgeſchichte. 1879. TI. I. ©. 101. 

114) ©. oben Note 35. Die lex Sulica ſchließt 
die Töchter nur von der terra salica aus. Unter 
die Söhne wird aber auch die terra salica ge- 
teilt. Ebenjo wenig kennt noch der Sadjjenfpiegel 


ein Anerbenredht, und bie Töchter werden aus: 


drücklich nur von den Nordſchwaben gänzlich vom 
Srunberbe ausgeſchloſſen. 

115) G. Waitz, Die altdeutſche Hufe S. 19. 4. 
Die lex ——— tit. 84 ſagt: Quiu re- 
cognovimus Burgundiones sortes suas nimia 
facultate distrahere. Bergl. lex Saxonum tit. XV. 
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Deshalb finden fih in Deutjhland und allen unter deutſchem Einfluſſe ſte— 
hbenden Ländern ſeit alter Zeit die nac Herkommen und Recht geſchloſſenen 
Güter jehr verbreitet. Darin wird dadurch nicht? verändert, daß diefe Güter zum Teil 
aus zahlreichen Heinen Parzellen bejtanden, und daß dieje Barzellen im Gewanne durch Re: 
gulierungen wechjeln konnten; ebenjowenig dadurd, daß ein Teil der Erträge diefer Güter 
aus der Nutzung gemeinjchaftlicher Länder floß. 

$ 72. Indes ftanden die Rechte und Gebräuche der deutichen Stänme in diefer Beziehung 
in gewifjem Gegenjape. 

Die Friefen haben in ihre Landichaften nur ausnahmsweiſe Hörigfeit des Bauern: 
ftandes eindringen laſſen. Ihr Grund und Boden war von jeher freies Eigentum der Be- 
figer und frei teilbar. Der Erbgang blieb der altgermanijche. In einigen Gegenden hatten 
aud die Töchter an den Grundjtüden Anrecht. Schon die früheſten Urkunden zeigen zahl- 
reihe Abtrennungen wegen Vererbung und Abverfäufe, um der durd die unberechenbaren 
Waſſergefahren oft plöglich hereinbrechenden tiefen Verjchuldung abzuhelfen 16). Gleichwohl 
hielt die Sitte hinreichende Höfe zujammen und diejelben gingen in der Regel nur an einen 
Erben über. Das Budjadinger Landrecht von 1664 bejagt im $ 51, daß bei Erbteilungen 
der jüngfte Sohn den Sig um einen civilen Preis erhalten jolle, worüber er ſich mit jeinen 
Geſchwiſtern zu vergleichen oder das Landgericht anzurufen habe. 

In den Ländern des Sachſenrechts hat jowohl das Lehn ald die Hörigkeit Schwerer 
und langjamer Eingang gefunden, als in denen des fränkiichen. Neben dem Adel haben 
ih viele Gemeinfreie erhalten, die allmählich in die Ritterfchaft und die jtädtiichen Bürger- 
haften übergingen, und ihre Höfe zwar behielten, aber an Wirtichafter überliegen. Eben- 
jo jcheint die Wirtſchaftsweiſe des Adels und der Geiftlichkeit gemwejen zu jein, ſoweit fie 
nicht eigene Leute auf ihren Gütern angejegt hatten. Dieje Wirtjchafter konnten aus freien, 
aus Lafjen oder aus eigenen Leuten genommen jein. Daraus ging das Verhältnis der 
Meier und Kolonen hervor, welches jchon nad) der Perſon verjchieden jein mußte, im 
allgemeinen aber den Verlauf nahm, daß aus dem Beauftragten ein Pächter, aus dieſem 
ein Bejiger eigener Hofwehr und endlich, nicht ohne Einfluß der landesherrlichen Gewalt 
ein Erbzinsbauer oder ein Erbpäcdhter wurde 7). Im Braunfchweig-Lüneburgifchen wurden 
die Meier durch die Meier-Ordnungen des 16. Jahrhunderts jämtlich zu Erbzingleuten um: 
geihaffen, in den Göttingenſchen und Grubenhagenſchen Ländern wußte der Adel das Pacht: 
recht aufredyt zu erhalten, da er aber meijt nicht in der Lage war, feinen Meiern die Hof: 
wehr zu beichaffen oder zurüdzuzahlen, jo erhielten fie fich als erbliche Befiger bis zur Ab: 
löjung. Nur die Klofterfammer wäre berechtigt gewejen, ihre Meiergüter ald Pachtungen 
einzuziehen, wurbe indes 1867 ermächtigt, diejelben ebenfalls als erbliche Beſitzer zur Ab- 
löfung zu bringen. In allen diefen Phajen aber konnte eine Teilung ded Gutes nur aus: 
nahmsweiſe eintreten, und der Gutsherr behielt mwejentliche von den Meier-Ordnungen an- 
erfannte Kechte bezüglich der Genehmhaltung eines geeigneten Anerben. 

In den älteren Stammländern des fränfijhen Rechtes endlich jcheint die 
Hörigkeit nicht die Abzugsfreiheit der Perſon, jondern, wenigſtens in großer Ausbreitung, 
nur die Grundftüde und ihre zeitweiligen Befiger erfaßt zu haben. Aus den fränkischen 

116) Friedländer, Dftfriefiiches Urkunden: ı 629. III ©. 19. C. Geſenius, Das Meier- 
buh. 1881. — Die in Fr. Arends Phyſiſcher recht 1803. D. Heiſe, Die Freien im hannd- 
Geſchichte der Norbdieeküfte 1833 zuſammenge- veriſchen Amte Ilten. ——— des hiſtor. Ver⸗ 
tragenen hiſtoriſchen Daten zeigen, daß von 1300 eins für Niederſachſen. Jahrg. 1856. 1859. Die 
bis 1830 an den dbeutichen Norbjeetüften in 730 | Freien auf der Stammwede in der Grafichaft 
Jahren 345 große Ueberflutungen, alfo durch Diepholz, in Mittheilungen über das Amt Lem: 
ſchnittlich jedes 2. Jahr ein wejentlicher mit Deich | förde. Ebd. Jahrg. 1851. C. Stüpde, Weſen 
brüchen verbundener Einbruch des Meeres über- | und Verfafjung der —— und des länd⸗ 
liefert iſt. lichen Grundbeſitzes in Niederſachſen und Weſt— 

117) Meigen, Siedelung x. II ©. 321, 579, | falen. 1851, 
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Gebieten gehen bis tief in das 14. Jahrhundert fo zahlreiche Auswanderer, die den Dften 
folonifieren, hervor, dak man unmöglich annehmen kann, diejelben hätten ihren Befig bis 
dahin als einen gemeinfreien erhalten. Auch unterwarfen fie ſich bei der Kolonifation ohne 
weiteres der Hörigfeit als Erbzinsbauern. Ungeteilte bäuerliche Güter aber find in diejen 
fränkiſchen Stammlanden jehr jelten. Die vorzugsmweije kirchlichen Meiergüter, von denen 
wir erfahren, werden anfänglich eigenen Leuten fait zwangsweiſe übertragen und verſchwinden 
großen Teils in Halbpacht und ähnlichen Hörigfeitsverhäftnifien. Die bis auf die neuejte 
Zeit geltende allgemeine Teilbarkeit erjtredt fich aljo keineswegs nur auf den freien, 
ſondern auch auf den unfreien Befig. Sobald die Erben nicht mehr gemeinjchaftlidy wirt: 
ichaften wollten, zerjtüdten fie das Erbe. Gleihwohl erhielten ſich überall die Hufen. In 
vielen Gebieten wurden fie allerdings mit Beginn der Neuzeit in kleinere gleihmäßige landes- 
berrlihe Hufenmaße umgerechnet. Sie bildeten die Einheit, nad) welcher die Laſten der 
Hörigfeit von den an der Hufe Beteiligten getragen wurden. Vielfach finden fi in den 
Regiftern aud) Befiger von ganzen Hufen, die aus den verſchiedenſten Hufenteilen zuſammen— 
gejeßt jcheinen. In der Regel aber hat ſich im Laufe der Zeit die Zahl der Befiger gegen 
die Hufenzahl jehr vergrößert, viele derjelben bewirtſchaften nur jehr Heine Stellen, viele 
überhaupt nur Aderparzellen ohne Gehöfte. Das ſehr gemijchte aber vorwiegend fränkiſche 
Thüringen vermittelte den Gegenjag des ſächſiſchen und fränkischen Rechts durch die 
Einführung der jogenannten Wandeläder. Der Hauptjtod des Gutes wurde ganz oder 
größtenteils als gejchloffen angefehen, einzelne Grundftüde aber konnten ausgetauſcht und 
bis zu einem gewiſſen Umfange auch abverfauft werden. 

He nach den gutöherrlich:bäuerlichen Zuftänden mijchten fich alſo in Deutjchland Gebiete 
mit geichlofjenen Gütern und ſolche, in denen Parzellierung in Uebung blieb. Im allge: 
meinen gehörten legtere dem gebirgigen Süden, erjtere dem ebenen Norden an. Im ganzen 
aber überwog al3 germaniſche Sitte dad Zujammenhalten der Höfe !!®), 

Neben diejer Sitte haben in demjelben Sinne auch Vorjchriften des fameraliftiichen Staates 
im 17. und 18. Jahrhundert gewirkt, welche vorzugsweiſe unter jtenerlichen und militärischen 
Sefichtspunften die Erhaltung der Bauernhöfe zu fichern ftrebten, und ebenjo, wie 
fie die Einziehung derjelben zum Vorwerkslande verboten, auch die Teilung zu verhindern 
judhten. In den preußiichen Landen bejtimmte eine Rejolution des großen Kurfürſten 
vom 9. September 1685, daß alle veräußerten Bertinenzen eines Gutes wieder zu demjelben 
gebradht werden jollten. Die Dorf: und Fleden-Ordnung von 1702 gebot Wiederberftellung 
unter Rüdzahlung der Kaufgelder. 

Die Berteilung der Güter durch Erbgang oder durch freie Veräußerung unterliegt indes 
jehr verjchiedenen Gefichtspuntten. 


2. Öutserhaltung oder Teilbarfeitdes Gutes bei Erbgang!!?). 


8 73. Die Naturalteilung der Wirtjhaft eines Erblaſſers unter mehrere 
Erben ift im Zweifel nicht von irgend einem wirtichaftlichen Worteile für das Gut jelbit 
begleitet. Im Gegenteil, die Teilung eines jolchen Wirtichaftsganzen, wenn es nicht bereits 
aus mehreren jelbjtändig ausgerüjteten Wirtichaften, wie z. B. die Vorwerke eines Ritter: 
gutes, bejteht, bringt jtet3 eine erhebliche Störung in der gejamten Einrichtung hervor. 
Wohnung, Hausrat, Gutsinventar lafjen fi) ohne neue Anfchaffungen und Umgeftaltungen 
nicht jo teilen, daß jie, wie bisher für das Ganze, jo jegt für zwei oder mehr Einzelwirt: 
ſchaften ausreichen und zur rechten Zeit brauchbar fein fünnen. Viele Gegenftände müſſen 


118) Meigen, Siedelung ꝛc. II ©.44, 819. 119) Lette, Die Vertheilung des Grundeigen- 
Il ©. 588. A. v. Miaskowski, Das Erbrecht  thHums im Bujammenhang mit der Geſchichte. 
und bie Grunbeigenthumsveibeilung im Deut- 11856. Roſcher, S. IL ©. Bucdenberger, 
ſchen Reihe. ©. 2. f. ©. 20. 25, «ao. 18 65 ff. (dort auch &. 873 weitere Litt.). 
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doppelt beichafft werden, manche find für den Teil unangemefjen oder nicht mehr voll nutzbar. 
Auch der geiamte Betrieb muß geändert werden und erfordert neue Erfahrungen. Die Er: 
träge find nicht mehr in alter Weije verwertbar. Kurz, es entiteht eine wirtichaftliche Schädi- 
gung und Zerrüttung, auf welche die entgegenftehende Sitte nicht zum geringjten Teile zurüd- 
zuführen ift. Zugleich kann auch die bürgerliche Stellung, welche das bisherige Gut dem 
Beliger gab, den Erben, die nur Teile befigen, nicht erhalten bleiben. Bei ungeteilter lleber- 
nahme des Gutes würde, wie die Verhältnifje der ländlichen Geſellſchaft geftaltet find, 
wenigjtend ein Familienglied in der Lage jein, die Vorteile diejer Stellung für fi und 
damit auch für feine Angehörigen, feine Geſchwiſter und Verwandten geltend und nutzbar 
zu machen. Es kann, wenn der Lebernehmer ein dazu geeigneter Dann ift, für die gefante 
Familie des Erblafjers eine ähnliche Stüße, wie diejer fie bot, erhalten werden. Deshalb 
darf in der That als ſeitens des Staates erftrebenäwert bezeichnet werden, jeinerjeit3 die 
Uebernahme des Gutes Durd einen derMiterben gegenüber der Naturalteilung 
begünftigt zu jehen. Es frägt ſich nur, unter weldyen Bedingungen dies möglich und zu: 
läſſig erjcheint. 

Ale neueren Erbrechte bejtimmen im Mangel tejtamentarischer Feſtſetzungen für ſämt— 
liche Deszendenten gleichen Grades gleiche Erbportionen. Soll aljo ein Erbe das Gut allein 
übernehmen, jo muß jtatt der Naturalteilung der Wert desjelben geteilt werden, 
und ber ebernehmer muß bereit jein, denjelben alsbald bar zu zahlen, oder das Gut um 
ebenjoviel mit Hypothekenſchuld zu belaften. Seine Lage wird aljo, je mehr Miterben find, 
und je höher verhältnismäßig das Gut vielleicht jchon verjchuldet ift, dejto nachteiliger. Es 
liegt nahe, daß er durd Kündigungen gefährdet werden, und die Wirtſchaft unter Kapital: 
mangel leiden wird, 

Es ift befannt, daß Rodbertus !20) vorgeſchlagen hat, jolhe Schulden nur in unkünd— 
barer Amortiſationsrente geſetzlich zuzulafjen, und es läßt ſich nicht verfennen, daß 
der Ausjchluß der Kapitaldfündigung eine große Erleichterung für den Befiger wäre. Ob— 
gleich aber der Gedanke rationell jcheint, ift doc) noch feine Gejeggebung auf ihn eingegangen, 
bauptjächlich, weil man annimmt, daß dieje Erleichterung das Ungebot und den Ueberlafjungs: 
preis der Güter fteigern, und den Erben in die Lage bringen werde, Rente und Amorti- 
lation nicht zahlen zu künnen. Auch werden Subhajtionen und Güterjpekulation um jo aus: 
gedehnter befürchtet, weil die Miterben häufig genötigt jein würden, um Kapital zu erlangen, 
ihre Rentenanſprüche an gewerb3mäßige Erwerber jolcher Forgerungen zu cedieren, 

Es ijt deshalb in der Gejeßgebung im wejentlichen nur der Gedanke verfolgt worden, 
durch eine thunlichjt niedrige Anjegung des Gutswertes einem der Erben die 
Uebernahme de3 ungeteilten Gutes zu erleichtern, und dieje Bevorzugung zugleich durch ein 
jogenanntes Anerbenrecht, d.h. durch irgend ein in der Volksanſchauung oder in der Ver: 
fügung des Erblajjers begründetes Vorrecht, den Miterben weniger fühlbar zu machen. Auf 
diejer Idee beruht das neue jogenannte Höferedt.'%), Es jchließt ſich in einigen Land: 
ftrihen dem üblichen Herkommen nahe an. 

$ 74. In Baden beſteht troß der Einführung des dem franzöfiichen Recht entiprechenden 
Badijchen Landrechts ein jolches Herfommen für die auf dem Schwarzwald weitverbreiteten 
Hofgüter. Dasjelbe wurde nicht aufgehoben, jondern durch ein Edift vom 23. März 1808 
und das — — des Landrechts vom 3. Februar 1809 zur geſetzlichen Inſtitution 





120) Robbertus: Jagepomw, Widerlegung | Anerbenreht im H.W. J. ©. 207 ff., Hermes, 
der Ricardo'ſchen Lehre von der Grundrente und  Anerbenrecht im 9.8. Suppl.Band 1. ve. 50 ff, 
Begründung einer neuen Rententheorie. 1851. Sering, Höfereht ebenda S. 473 ff. und bie in 
Derſ., Die Handelskriſen und die Hypothefar- 55 Artileln — Litteratur. Buchen— 
*8 des Grundbeſitzes. 1854. —— a. a. O. z 81 ff. © V. f. S. 

121) ©. dar. die Art. von v. Miastowsti, [21 


308 XV. Meißen, Landwirtfhaft. Tl. Zeil. 


gemacht. Nach diefer Vorichrift 12) ift ein Gut, welches bei Verkündigung derjelben un- 
getrennt bejefjen wurde und vermöge früheren Gejeges oder rechtsgenüglichen Hertommens 
jtet3 ungetrennt von einem Inhaber auf den anderen übergegangen ijt, der Regel nach unter 
Lebenden und auf den Todesfall unteilbar. 

Ein ſolches „geichlofjenes" Hofgut kann mur ausnahmsweiſe durch Rechtsgeſchäfte unter Leben: 
den in einzelne Höfe zerichlagen werden, wenn es allzu groß ift, und die Yandespolizei die Ge— 
nehmigung erteilt, für welche durd eine Verordnung vom 4. November 1837 erleichternde Geſichts⸗ 
punkte gegeben find. Als zur Uebernahme bevorrechtet gilt im Mangel anderer legtwilliger Ber: 
fügung der jüngfte von mehreren vorhandenen Söhnen; wenn nur Töchter da jind, bie ältefte 
noch unverforgte Tochter des Erblafjerd. Dem Vorteilsberechtigten muß das Gut „in einem find: 
lihen Anfchlage” überlaffen werden. Diejer joll "ho und in rauhen Berggegenden unter dem 
wahren laufenden, nötigenfalls durd das Waifengericht zu ſchätzenden Verkaufswert bleiben, fann 
aber, wo es die Eltern verordnnen, auf % desfelben ermäßigt werden. Der Uebernehmer haftet 
für ale Schulden, und kann das übernommene Gut beliebig weiter veräußern. Das Gefeß vom 
23. Mai 1888 (Vollz.B. v. 21. Juli 1888) hat den Geltungsbereich des Edikts von 1808 auf 
14 Amtögerichtöbezirke bejtimmt, als geſchloſſene Hofgüter diejenigen Hofgüter bezeichnet, welche 
jeit Erlafjung des Edikts zufolge Herkommens unzertrennt von einem Eigentümer auf den andern 
übergegangen find und die amtliche Feititellung dieſer Güter geregelt und angeordnet. Dieje Güter 
find jegt unteilbar, ſoweit nicht bie Krug Verwaltungsbehörde (Bezirfärat) die Teilung oder 
Lostrennung einzelner Parzellen bewilligt. Die Zahl derfelben wurde amtlich auf 4942 in 166 
Gemeinden feitgeitellt 123). 

Sn Weſtfalen trat an die Stelle der franzöfiichen Gejeßgebung zunächſt die preußifche 
bom 21. April 1825, welche die freie Veräußerung und Vererbung und die allgemeine |n- 
tejtaterbfolge auch für die Bauerngüter aufrecht erhielt. Befürchtungen der Güterjchlächterei 
und der Verichlechterung der allgemeinen Lage des Bauernftandes aber führten zu dem Er: 
laß des Gefeßes vom 13. Juli 1836 über die bäuerliche Erbfolge in der Provinz. Der 
Gedanke war, daß Dispofitionen unter Lebenden wie von Todeswegen nicht beichränft 
werden jollten, daß aber alle Bauerngüter in Weftfalen, welche 1806 bejtanden hatten oder 
in eine bezügliche Rolle zur Eintragung gebradyt wurden, vom allgemeinen Inteſtat— 
erbredt ausgenommen blieben und ab intestato einem Anerben ungeteilt zufallen 
jollten. Derjelbe jollte vorweg die Hälfte des nach dem 20fachen des Grundjteuerreinertrages 
und der Tare des Inventars berechneten Wertes erhalten, nur der Rejt der Erbichaft jollte 
nad) Abzug der Schulden unter die Erben geteilt werden. Der Anerbe behielt dafür eine 
gemwifje Unterjtügungspflicht gegenüber den anderen Familienmitgliedern, durfte das Gut jeiner- 
jeits ohne Konjens der Miterben nicht belaften und durfte es nicht veräußern, 
ohne e3 vorher feinen Miterben unter gleichen Bedingungen, wie er es übernommen, an— 
geboten zu haben. Als Anerben hatten im allgemeinen Söhne vor Töchtern und Weltere 
vor Jüngeren den Vorzug, es fchieden aber alle aus, die direft oder durch Verheira— 
tung an einem anderen Bauerngute Eigentums: oder Nießbrauchs-Rechte erworben hatten, 
ferner hatten Landwirte vor den Miterben anderen Berufes, ebenjo gediente Militärs vor 
Militärtauglichen, und diefe wieder vor nicht Tauglichen den Vorzug. Außerdem aber fielen 
diejenigen Bauerngüter nicht unter das Geſetz, für welche bejondere Verträge oder Teita- 
mente eine andere Erbfolge beftimmt hatten, ferner alle dem Heimfall noch unterworfenen, 
und alle, welche nicht 5 Thaler Brinzipal-Grundfteuer zahlten. Die Komplikation der mög: 
lihen Rechtsanſprüche vermehrte fich aber noch durd die große Mannigfaltigkeit und den 
fortwirfenden Einfluß der früher in den verjchiedenen Territorien geltenden Borjchriften und 
Gewohnheiten. Deshalb erwedte das Geſetz zahlloſe Rechtsverwirrungen, Familienprozeſſe 
und Bejchwerden, jo daß die Brovinzialftände die Yufhebung befürworteten, welche durch 
die Verordnung vom 18. Dezember 1848 erfolgte !*4). 


122) A. Emminghaus, Die geichloffenen 123) Buchenberger, a. a. O. I. ©. 65. 
geiglter in Baden in V. f. ®. 3 (1870. A. 124) Lette und v. Rönne, Die Lundet 

uhenberger, Das Verwaltungsrecht ꝛc. in. fultur-Gejepgebung des Preußiſchen Staats. 1853. 
Baden. ©. 612. Bd. I. Einl. CXIII. 
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An neuerer Zeit hat in Lippe- Schaumburg ein Gejeb vom 11. April 1870 die Tei- 
fung infolge legtwilliger Verfügung überhaupt ausgejchloffen, und die vertragsweiſe Teilung 
unter Lebenden, jofern nicht lediglich Parzellen von höchſtens 2 Morgen einem andern Hufen- 
gute angejchlofjen werden, von der Genehmigung der Berwaltungsbehörde abhängig gemadht. 
Bei Erbgang bejtimmt das Tejtament oder in Ermangelung desjelben die Majoratsfolge 
den Anerben, die Miterben erhalten zujammen nur je nach ihrer Zahl 30—40 °/s des Hof: 
wert3 als Abfindung. 

Lediglich auf die Inteftaterbfolge ift ein Teilungsverbot der Bauerngüter in Braun- 
ihweig, wo bis dahin der bäuerliche Befig nad Herfommen gejchlojjen war, durch das 
Gejeg vom 28. März 1874 betr. den bäuerlichen Grundbeſitz beichränft worden. Nach dem: 
jelben jteht dem Befiger die freie Verfügung unter Xebenden und von Todeswegen zu. Ohne 
Zeftament fällt das Gut aber ungeteilt mit allen Berechtigungen und dem Inventar an 
den durch Majoratöfolge beftimmten Anerben. Es wird unter gerichtlicher Leitung von 
Schiedsmännern tariert und von diefen dem Anerben ein Voraus zugeiprochen, welches '/s 
des jchuldenfreien Ertragswertes nicht überfteigen darf, je nach der Größe der Stelle aber 
Heiner wird, und ganz wegfallen fann. 

$ 75. Eine andere Form der Abänderung des beftehenden Antejtaterbrechtes hat in dem 
Gejege vom 26. Juni 1874 betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, mit 
Abänderungsgejegen vom 28. März 1879, 24. Februar 1880 und 20, Februar 1884, Aus- 
drud gefunden. Das Schlußergebnis diejer Bejtimmungen geht dahin, daß alle etwa geſetz— 
ih oder objervanzmäßig geltenden Rechtsnormen aufgehoben werden, durch welche die Be: 
fugni3 der Eigentümer von Bauernhöfen, über den Hof oder Teile desjelben unter Lebenden 
oder von Todeöwegen zu verfügen, beichränft wird, joweit fie von dem jonft gültigen Recht 
abweichen, und daß auch auf die Vererbung das gültige Erbrecht Anwendung findet. Nach 
dem Gejeg von 1874 kann aber jeder Hof, d. h. jede landwirtichaftliche mit einem Wohn: 
bauje verjehene Befigung, jofern fie nicht ein Tandtagsfähiges Rittergut ift, durch Eintragung 
in eine vom zuftändigen Amtsgericht geführte Höferoflle, und jo lange er darin nicht 
wieder gelöjcht ift, ein bejonderes Anteftaterbrecht für fich und alles in der Höfe- 
rolle mit bezeichnete Zubehör erlangen. Eintragung wie Löſchung erfolgen auf Antrag des 
Eigentümers. Diejes Inteſtaterbrecht bejteht darin, daß wenn der Eigentümer des Hofes 
von mehreren Berjonen beerbt wird, der Hof nebjt Zubehör kraft des Gejeges nur einem 
Erben, dem Anerben, zufällt. Der Anerbe wird durd die Erbfolge nach Alter und Li- 
nien und zwar die Eöhne vor den Töchtern bejtimmt. Der Hof wird ausſchließlich des 
Inventars nad) dem jährlichen Reinertrage bei ordnungsmäßiger Wirtichaft geihäßt. Laſten 
und Abgaben werden 20fach kapitalifiert abgezogen, der Reſt, ebenjo fapitalifiert, bildet mit 
der Tare des Inventars den Wert des Hofes. Die Erbichaftsichulden werden zunächjt vom 
Mobiliarvermögen, dann erjt vom immobilen abgezogen. Vom Reſte erhält er Anerbe '/s 
vorweg. */s bilden die Erbmafje, die nad) gewühnlicher Erbregel geteilt wird. Der Unerbe 
haftet mit jeinem ganzen Erwerbe für die Schulden. Eine Bejchränfung, daß er nad) er- 
langter Erbſchaft den Hof nicht veräußern, oder die Miterben an einem Mehrgewinn Teil 
nehmen lafjen müſſe, enthält das Geſetz nicht. Dagegen kann der Erblafjer durch Tejtament 
oder durd Verträge unter Lebenden dieje Inteftatnormen abändern. Durch die Geſetze von 
1880 und 1884 wurde die Fähigkeit zur Eintragung in die Höferolle auf alle landwirtichaft- 
lichen Beligungen, einſchließlich der Rittergüter, ausgedehnt. 

Daß das Gejeg von 1874 im allgemeinen den Anjchauungen der bäuerlichen Bevölkerung 
der Provinz Hannover entipricht, ergiebt ji) daraus, daß bereits im Jahre 1879 nahe 60°, 
der Bauernhöfe (von 55967 damals eintragungsfähigen 33079) in die Höferolle zur Ein: 
tragung gelangt waren. Am 31. Dezember 1894 waren eingetragen 66344 Höfe. 
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Demſelben Geſetz fait dem Wortlaute nach genau entiprechend ift ein weiteres vom 21. Februar 
1881 über das Höfereht im Streife Herzogtum Lauenburg ergangen. 

Aehnliche Höfegefege ergingen für Oldenburg (Gef. vom 24, April 1874) einfchließlich des 
Fürftentums Z übe d (Gef. vom 10. Januar 1879) und für das Yandgebiet der Stadt Bremen 
(Gelege vom 14, Januar 1876 und 14. Mai 1890). In Lauenburg waren bis Ende 1894 von 
2743 eintragungsfähigen Höfen 518 eingetragen, In —— kann jede behauſte Beſitzung 
aur „Brunderbitelle* gemacht werden; das Voraus der Grumderbftelle beträgt 15% und in den 

eeitgemeinden 40” des jchulbenfreien Werts der Stelle; 1890 waren 9027 Höfe ald Grund: 
erbftellen eingetragen. Im Bremiichen waren am 31. Dezbr. 1892 von 670 eintragungsfähigen 
Stellen 483 eingetragen. , 

In Schleswig-Holftein, wo jchon im größeren Teil der Provinz geſetzliches direktes 
Anerbenredht gilt, wurde die vom — —— gewünſchte, dem Hannöverichen Geſetz nad: 
gebildete Landgüterordnung vom 2. April 1886 erlaſſen. Dieſe ließ das ältere Erbrecht unbe— 
rührt, wollte aber eine gleihmäßige Ordnung des Anerbenrechts ermöglichen und denjenigen Teilen 
der Provinz, welche bisher Fein Anerbenrecht hatten, Gelegenheit zu deſſen Anwendung geben. 
Bis Ende 1894 waren aber nur 29 Landgüter in die Landgüterrolle eingetragen, 

Gleich gering war der Erfolg der Yandgüterordnung für den Neg.- Bez. Kaſſel vom 
1. Juli 1887, nadı welcher der Wert des Landguts nicht unter dem Zöfachen und nicht über dem 
4fachen Grumdfteuerreinertrag feftzujegen und ber Anerbe, wenn er nicht durch den Eigentümer 
legtwillig beftimmt ift, mangel3 einer Vereinbarung der Beteiligten durch den Familienrat zu 
beitimmen ift, Ende 1894 waren nur 161 Höfe in der Landgüterrolle verzeichnet. 


Günstiger noch für den Anerben als das Hannöveriche Höferecht ift die unter dem 30. April 
1882 erlafjene Landgüterordnung für die Provinz Weftfalen und die Kreiſe Rees, Ejien 
(Land), Ejjen (Stadt), Duisburg und Mühlheim a. d. R. Sie eröffnet die Land: 
güterrolle für Befigungen von mindeftens 75 M. Grundfteuer-Reinertrag. Eingetragene Land: 
güter vererben, jofern der Erblafjer nicht durch Tejtament oder befondere Urkunde andere 
Beitimmungen trifft, im wejentlichen nad Majoratsfolge der Söhne, dann der Töchter. In 
Bielefeld, Paderborn, Tedlenburg und Fbbenbüren kann auch Minoratserbfolge fejtgeiegt 
werden. Zwei Güter dürfen dem Anerben nur zufallen, falls fie bereit3 unter Derjelben 
Wirtichaft ftanden. Die Tage, zu der der Anerbe das Gut erhält, iſt das 20fache des Grund: 
fteuerreinertragd und des Nutzungswerts der nicht zur Wirtihaftsführung erforderlichen 
Gebäude ſowie der nugbaren Grundgerechtigkeiten im übrigen nur der Wert des überftändigen 
Holzes und der etwa vorhandenen gewerblichen Anlagen, aber nicht der des Gutsinventars 
oder der beweglichen PBertinenzjtüde. Schiedsrichter befinden über Streitigkeiten, Zahlungs: 
friften, Verzinfung; zu gewährenden Unterhalt zc. Ende 1894 waren aber nur 2357 Höfe 
in der Güterrolle eingetragen !25), 

Biel weniger ungünftig für die Miterben ift die unter dem 24. April 1884 erlafjene Land: 
güter-Ordnung für die Provinz Schleſien. Sie erklärt jede mit einem Wohnhauſe ver- 
jehene Befigung, welde zum Betriebe der Land- oder Forjt-Wirtjchaft beſtimmt und mit 
einem Grunbdjteuer-Reinertrage von mindejtend 60 M. veranlagt ift, als zur Eintragung 
in die Landgüterrolle fähig, durch welche fie dem gewöhnlichen Inteftaterbrecht ent: 
zogen wird. Im Mangel anderer Verfügungen des Erblafjers fällt fie einem Anerben zu, 
der durch die Majoratsfolge bejtimmt wird. Diejer Anerbe hat weder in der Erbportion 
noch bei der Pflichtteilsberechnung Vorrechte vor den Miterben, jondern nur darin, daß er 
das Gut zu beftimmtemPreije übernehmen fann, und die Erbportionen nach dem 
Uebernahmepreije berechnet werden. Diejer Preis wird durch den 40 fachen Grundſteuer— 
Neinertrag feitgejtellt, jofern aber einer der Miterben fie beantragt, durd Abihägung nad) 
den Grundjägen der Schlejiihen Landichaft. Ende 1894 waren indes nur 46 Güter (zu- 
meist Rittergüter) in die Rolle eingetragen. 


125) Im Frühjahr 1895 nahm der ag mit einem Wohnhauje und mindejtens 50 M. 
landtag einen Initiativantrag an, der eine Ber- Grundfteuerreinertrag als Inteſtaterbrecht 
befferung der Landgüterordnung in mehreren einzuführen, es ſei denn, dab der Eigentümer die 
Punkten bezwedt. Der mwichtigite Vorichlag ift, betreffende Befigung in eine bei dem Amtsgericht 
das Anerbenrecht für alle ländlichen Beſitzungen zu führende Ausſchußrolle eintragen läßt. 


Die Nachteile des Familienfideitommiffes. $ 77, 911 


In den andern öſtlichen Provinzen ift nur nod) für Brandenburg Geſetz vom 
10, Juli 1883) eine Landgüterordnung und ein Höferecht gegeben worden. Aber auch bier ift 
davon fein nennenäwerter Gebrauch gemacht worden; die * der eingetragenen Güter war 
Ende 1894 nur 80 (auch hier ein erheblicher Teil Rittergüter). In der Provinz Sach ſen ſprach 
fi zwar der Provinziallandtag mit geringer Majorität für eine Landgüterordnung aus, die Ne: 
gierung gab indes diefem Wunſch keine Folge. Die Provinziallandtage der andern Provinzen 
verneinten das Bebürfnis einer Erbrechtsreform. 


$ 76. Der mwejentliche Grundgedanke diefer Höferecht3- und Landgütergejeßgebung, von 
der anjcheinend vergeblich gehofft worden war, daß fie im bejonderen Falle individuell nad): 
teiligen Folgen für Wirtjchaft und Familie vorbeugen werde, liegt darin, daß der freien 
Verfügung des Eigentümers weder über das Gut jelbjt noch über die Art der Ver: 
erbung irgendwelche Hindernifje entgegengejegt werden. Die Erfahrung muß lehren, 
ob diefe volle Freiheit auch in der Richtung zuläjlig bleibt, daß dem Unerben geftattet ift, 
dad mit großen Vorrechten gegenüber jeinen Miterben erworbene Erbgut beliebig mit Ge— 
winn zu veräußern, und ihnen dadurch den Anhalt an dem Familienbefigtume zu entziehen, 
der einzig die Verkleinerung ihrer vollen, bei jofortigem Verkauf des Gutes eintretenden 
Erbportion rechtfertigen kann. Bei den badiichen Hofgütern, bei denen der Vorzug für den 
Anerben nur No oder '/s des Wertes betragen joll, haben nach der angejtellten Ermittelung 
ſolche Verkäufe jtattgefunden, die nach kurzer Zeit den Uebernahmepreis um das 4fache ja 
bis um das 30 fache überjtiegen 268). In Hannover entjpricht das Höferecht dem alten Her- 
fommen,. Für Beurteilung des Erfolges in den übrigen Landesteilen ift die Zeit noch zu 
hırz. Die Zahl der Eintragungen ift indes faum nennenswert. Zudem wird der Verkaufs: 
wert der Güter mindeftensd zum 60 fachen, häufig bis über das 100 fache des Grundſteuer— 
teinertragd angegeben. Der Anerbe kann alſo jofort mit großem Vorteil verkaufen. Solche 
Vorgänge, wie überhaupt eine übertriebene Bevorzugung des Anerben, dürften die gejamte 
Einrihtung disfreditieren, und es wird nad einem Schuß gegen fie gejucht werden müſſen. 
Im wejentlichen aber vermeidet da3 Streben, nur auf dem Wege eines dem voltstümlichen 
Hertommen möglichſt nahe ftehenden Inteſtaterbrechts der Teilung und Berftüdelung der 
Höfe entgegenzuwirken, einerjeit3 die großen Bedenken bäuerlicher Familienfideikommiſſe 
und andererfeit3 die eigentümlichen Schwierigkeiten und Gefahren, die den gejeßlichen Be- 
Ihränfungen der Parzellierung oder der Teilbarkeit überhaupt entgegenftehen. 

5 77. Die Nachteile des Familienfideilommijjes oder Stammgutes liegen 
vorzugsweiſe in der Kreditunfähigfeit des Fideifommisbefigerd. Derjelbe vermag ohne ander: 
weiten Befit feinen Gläubigern nur mit den Einkünften des Fideikommiſſes während feiner 
Lebenszeit Sicherheit zu bieten. Einer Berjchuldung des Fideitommiffes, auch zu Meliorations: 
jweden, werden immer jehr große Schwierigkeiten entgegenftehen. In der Regel entjteht 
ein großes Mifverhältnis zwifchen den Lebensanjprüchen und der ſocialen Stellung des 
Mojoratsbefigerd und feiner wirklichen Bermögenslage. Dies muß beim Bauerngute ebenjo 
eintreten, twie beim Rittergute. 

Andere Nachteile aber liegen in dem Berhältniffe zu den Gejchwiftern und Familienan- 
gehörigen des Fideikommiſſars, und es läßt fich nicht verfennen, daß dieje fich auch jchon 
bei dem Höfe- und Landgüterrecht geltend machen müfjen. Wenn bei Erbgang die Erben 
ungleih behandelt werden, jo werden allerdings die Güter zufammengehalten, aber die 
Familienbeziehungen erheblich geftört. Weder die Achtung vor dem Herkommen noch etwaige 
Unterftägungen durch den Beftbeerbten vermögen bei den übrigen Erben das Gefühl der 
Benachteiligung auszugleichen. Die mit höheren Anjprüchen erzogenen Familienmitglieder 
ftehen dem Gutserben als Mittelloje gegenüber, und vermögen entweder ihren Stand nicht 





126) U. Emminghaus, a. a. O. — Zur Rechts der Miterben am Mehrpreis verhältnis- 
Vermeidung ſolchen Mißbrauchs twar früher bei | mäßig teilzunehmen, in Geltung, antiquierte aber 
billigen Erbtaren die hupothefarijche Eintragung | wegen der vielen und ſchwierigen Prozefje. Vgl. 
des jogenannten Surplus » Nejervats, d. h. des | aud Förfter, Preußiſches Landredht. 8 211. 
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befriedigend zu repräjentieren, oder jehen fich, wie in England allgemein ift, in niedere fociale 
Stufen herabfinten. Der bevorzugte Erbe aber bietet eben des Bewußtſeins diejer Anwart— 
ichaft wegen feineöwegs fidhere Garantie, daß er die Wirtichaft bejonders zwedmäßig und 
jorgjam führen werde. Richtiger Lebensanjchauung und Thatkraft ift jeine Lage wenig fürder- 
lid. Dem kann beim Höferecht durch die Teftierfreiheit des Erblaſſers nad) jeiner Einficht 
und Kenntnis der Charaktere in vielleicht hinreichendem Maße entgegengewirkt werden, Dem 
Erblaffer ald bloßem Fideilommifjar ift jedes Eingreifen in die Erbfolge nad) Perjon mie 
Sache entzogen. Mißſtände laſſen fich alfo bei Fideikommiſſen in erhöhtem Grade befürchten ). 


3. Parzellierung des Örundbefiges!®#). 


$ 78. Was den Ausſchluß oder die Beſchränkung der Teilbarkeit aller oder 
gewiljer Klaſſen von Gütern betrifft, jo ift anzuerkennen, daß weit getriebene Bar: 
zellierung des Grundbefiges notwendig gewiffe wirtſchaftliche Nachteile mit fid 
führt. Ein Grundjtüd, welches eine Familie noch jpärlich erhalten fann, kann gleichwohl 
jhon zu Hein jein, um ihre Arbeitskraft genügend zu beichäftigen. Dieje überjchießende 
Kraft geht verloren, wenn nicht eine Nebenbeichäftigung da ift, deren Ausbildung fich ohne 
gegenjeitige Störung mit dem Anbau verknüpfen läßt. Fit das Grundftüd aber zum Unter: 
halt der Familie zu Hein, jo wird das Nufjuchen von Nebenbeijchäftigung zur Notwenbdig- 
feit, und der Anbau wird in den meiften Fällen den Anforderungen derjelben nachgeiept 
werden müſſen und mehr oder weniger leiden. Es fann auch die Gebundenheit an die an 
fid) ungenügende Aderparzelle zu einem unverhältnismäßigen Herabdriiden des Lohnes der 
Nebenbeichäftigung führen. Spinner, Weber, Strider, Schmiede zc., die in abgelegenen Gegen- 
den auf Zwergwirtichaften figen, juchen dem bei Majchinen- und fonftiger Konkurrenz finten- 
den Preije ihrer Nebenprodufte, ehe fie ihre gewohnte Beichäftigung aufgeben, durch über: 
mäßige Anftrengung ihrer jelbjt und ihrer Samilienmitglieder bis zu gejundheitszerftörender 
Erihöpfung zu begegnen 12%). Auf einen Heinen Grundſtück fteht die im Laufe des Tages 
unmittelbar zu veriwendende Urbeit im Mipverhältnis zu dem für Vorbereitung, Hingehen 
und Weggehen, für Wechjel der Werkzeuge, Verkauf des Produktes 2c. erforderlichen Zeit: 
verlujten. Die Viehhaltung ift dem Grundftüd jehr jchwer anzupafjen, und wird nicht bloß 
auf ein Minimum bejchränkt, jondern auch durch geringwertige Stüde und jchlechte Ernäh— 
rung ertraglos. An Wegeland, Gräben, Ueberwerfen von Saat, Verhütung von Beſchädi— 
gungen der Nachbarn entjtehen für alle Heinen Grundftüde unverhältnismäßige Berluite. 
Endlich ift der Betrieb jelbjt notwendig benachteiligt. Der für den Boden geeignetjte Frucht: 
wechjel kann nicht durchgeführt werden, weil der Bejiger auf den Naturalertrag bejtinmter 
Bodenfrüchte rechnen muß. Jede Mißernte aber wird dem Befiger äußerft gefährlid. Der 
Kredit eines Heinen Grundftüds ift ein jehr geringer und ſehr koftipieliger. Landſtriche mit 
weit verbreiteter Ziwergmwirtichaft verfallen jehr leicht der Bettelarmut und dem Majjenelend. 

Deshalb ift die Gejeggebung verihiedener Staaten teild gegen die Parzel— 
lierung der größeren und mittleren Güter überhaupt, teild gegen eine Verkleinerung des 
Grundbejiges des einzelnen Wirtes unter ein gewifjes Minimum eingejchritten. 


Für Naſſau fprad ſchon ein Gefet von 1700 aus, daß bei Erbteilungen 6 Morgen Feld 
und 4’ Morgen Grasland einer Familie ald zur Nahrung notwendig verbleiben müſſen, und 
1777 (26, Jumi) wurde feftgeiegt, dab Weder und Wiefen nicht unter Ys, Gärten nicht unter 


12T) W. Roſcher, ©. 11. ©. 477. Bärn- 
reither, Stammgüterigftem und Anerbenrecht 
in Deutichland. 1882. Lewis, Recht des Fa— 
milienfideicommifjes. 1868. v. Miastomsti, 
Die Gebundenheit des Grund und Bodens durd) 
Familienfideicommiffe. 1873. Buchenberger, 
a. a. O. 1.878. Die Artikel Fideilommiffe von 
Gierke und Conrad im H.W. III. ©. 412 ff. 


(dort ©. 423 ff. weitere Litteratur). 

128) Budhenberger, a. a. O. J. 8 75 ff. 
(dort S. 431 ff. weitere Litteratur). 

129) Kries, Berhältnifje der Spinner und 
Weber in Schlefien. 1845. SchnapperArndt, 
Fünf Dorfgemeinden auf dem hohen Taunus, in 
Schmoller, F. 1883. ©. dar. auch Hdb. Band II 
Abh. XXI und die dort angegebene Litteratur. 
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. Morgen geteilt werben dürfen. S ne he Verordnungen von 1753 und 1772 und ba= 
diiche von 1760 und 1771 ſetzten diefe Grenze bei Aeckern und Gärten auf nicht unter "/s, bei 
vorzäglicher Bodengüte allenfalls bis "Y/s, bei Weinbergen nicht unter "/s Morgen feit. Für Bor- 
tugal gab ein Geſetz Pombals vom Juli 1773 für die verichiedenen Provinzen befondere Mi- 
nima der Parzellierung an. 1790 wurde für Böhmen ein Minimum von 40 Meken (ober 
24,4 Heltoliter Ausjaat beitimmt. Ein jhlefifches Edikt vom 1. November 1764 forderte 
für Parzellierung jedesmalige Genehmigung der Regierung. Die thatfählihe Durdführung war 
indes überall jehr ſchwankend. 

In neuerer Zeit bat Bayern durd ein Gejeß vom 11. September 1827 das Minimum in 
der Regel auf ein Grunbfteuerfimplum von 45 Sr. beitimmt, durch ein Gefe vom 11. Juni 1834 
aber dies Minimum auf 1 Fl erhöht. Schweden hat 1827 ein ſolches Minimum dahin ein: 
geführt, da das Gut noch 1 Pferd, oder 2 Ochſen, und 8 Arbeiter zu befchäftigen und außer: 
dem 3—4 Kühe und 5—6 Schafe oder Ziegen das ganze Jahr hindurch zu ernähren im Stande 
fein muß, was auf 9—15 Tonnen Zand (4,4—7,3 ha) veranihlagt wird. Najfau bat durch 
Verordnungen von 1829, 1837 und 1839 das Minimum der Neder auf 50, das der Wieſen auf 
2 und das der Gärten auf 15 ORuten (zu 25 OMeter) beftimmt, Darmjtadt fegte es durch 
Verordnung vom 8, Dezember 1834 für jchlechte Aecker auf 400, für gute auf 200. für Wiefen 
auf 100, Wein: und Obſtgärten 50, Gärten 20, Pflanzgärten 15 Otlafter (zu 6,25 OMeter) feft. 
Ein fönigl. ſäch ſiſches Geſetz vom 30. November 1843 geitattet von Rittergütern und anderen 
geihloffenen Befigungen in ländlichen Gemeinden in der Regel nicht mehr als "Ys, nad dem 
Stenerfatafter mit Ausſchluß der Gebäude berechnet, abzutrennen. Auch ein Weim ar'ſches Ge: 
jeg von 1862 verbietet, außer im Fall der Arrondierung, Felder unter 1, Wiefen unter Ys Ader 
(zu 5534,23 OMeter) zu verkleinern. 


5 79. Es läßt fih aber gegen jolhe Minimalgüter wie überhaupt gegen die 
Geihlojienheit jedes Landgutes, des großen wie des Heinen, mit Recht einwenden, 
daß die zu einer gewifjen Zeit möglicherweife ganz zwedentjprechende Größe im Laufe weniger 
Dezennien eine unzwedmäßige werden fann, Die zwedmäßigfte Größe kann weder über- 
haupt, noch ala Minimum, unmöglich auf lange hinaus befriedigend beftimmt werden. Der 
Fortihritt der Kultur fordert fortdauernd erhöhte Verwendung von Betriebskapital. Namentlich) 
fann der Staat nur wünjchen, daß durch intenfivere Wirtichaft der Rohertrag jeines Terri- 
torium3 mehr und mehr gejteigert werde. Da aber mit gefteigerten Erträgen der Preis 
der Güter fteigt, das erworbene Kapital alio in jeder Generation immer wieder in den 
Händen von Vorbefigern oder Erben zurücbleibt, auch wenn es dem Bedürfnis an Betriebs: 
fapital entfprechend geftiegen wäre, intenfive Wirtjchaft indes auf Heineren Flächen ebenſo 
viel erreicht, als ertenfive auf größeren, jo läßt fich das richtige Verhältnis zwifchen Guts— 
größe und Betriebskraft am natürlichiten umd ficherften durd; Abverkauf von Gutsteilen 
herſtellen. Erfahrungsmäßig läßt fich jagen, daß zu jeder in der Kultur einigermaßen leb— 
haft fortjchreitenden Zeit für den Bildungsgrad und die Kapitaltraft der Wirte die über: 
wiegende Zahl allerLandgüter wenig befriedigende Größenverhältnijje 
bat. Meift find die Güter für das vorhandene Kapital der Wirte zu groß. Die richtige 
Bewirtichaftung der Herrichaften und der Nittergüter überfteigt in der Regel, ebenjo wie die 
der Bauerngüter und der Käthnerftellen, die Kraft der Beſitzer derfelben. Vielfach aber 
find die übergroßen Güter der niederen Kategorie gleihmwohl zu Klein, um den Lebens: und 
Bildungsanſprüchen eines Wirtes höherer Stufe zu genügen, der um Kapital zu erlangen, 
fein Gut höherer Kategorie veräußern und eines der niederen anlaufen wollte. Der Ritter: 
gutäbefiter wird ein jchlechter Bauer, der Bauer ein jchlechter Käthner jein. Deshalb ift 
vielfach anerkannt worden, daß dem Eingreifen des Staates in die freie Veräußerung über: 
wiegende Gründe entgegenstehen, und daß fich bei der übergroßen Mannigfaltigfeit und 
Specialität der einjchlagenden Beziehungen von dem eigenen Ermejjen der zu jeder 
Zeit vorhandenen Landwirte die angemesjenfte Regulierung der Grundbefiteilung 
vermuten laſſe. 

In Frankreich und in allen Ländern des Code Napoleon ift die freie Teilbarfeit des 
Örundeigentums mit der vorherrichenden Tendenz der Naturalteilung unter die Erben Grund: 
ja geblieben. 

In Preußen geftattete das Edikt vom 9. Dftober 1807 über den erleichterten Beſitz 
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und freien Gebrauch des Grundeigentums ſowie über die perjönlichen Berhältnifje der Land: 
betvohner freie Parzellierung, welche $ 1 des Landeskulturedikts vom 14. September 1811 
ausdrüdlicdh dahin beftätigte, daß, um die Hindernifje völlig aus dem Wege zu räumen und 
die Unterthanen in die Lage zu jegen, ihre Kräfte frei anwenden und ſoweit ſolche reichen, 
Grund und Boden nad) befter Einficht benugen zu können, jeder Grumbdbefiger ohne Aus: 
nahme befugt fein fol, über feine Grundftüde infofern frei zu verfügen, als nicht Rechte, 
weiche Dritten darauf zuftehen und aus Fideikommiſſen, Majoraten, Lehnsverband, Schuld: 
verpflichtungen, Servituten und dergleichen herrühren, dadurch verlegt werden. Dengemäß 
fann mit Ausnahme diejer Fälle jeder Eigentümer fein Gut oder feinen Hof durch Ankauf 
oder Verkauf oder jonft auf rechtliche Weiſe willkürlich vergrößern oder verkleinern. Er 
kann die Zubehörungen an einen oder mehrere Erben überlafjen. Er fann fie vertaufchen, 
verjchenfen oder jonft nach Willkür im rechtlichen Wege damit jchalten, ohne zu einer Diejer 
Veränderungen einer bejonderen Genehmigung zu bedürfen. 

Die aus der Feder Thaer’s gefloffene —— dieſer für ſeine Zeitgenoſſen allerdings 
ungewohnten und ſchwer einleuchtenden Neuerung erklaͤrt ausführlich: „Dieſe unbeſchränkte Dis: 
poſition hat vielfachen und großen Nutzen. Sie iſt das ſicherſte und beſte Mittel, die Grund— 
beſitzer vor Verſchuldungen zu bewahren, ihnen ein dauerndes und lebendiges Intereſſe für Ber: 
befferung ihrer Güter zu geben und die Kultur aller Grundftüde zu befördern. Eriteres gefchieht 
dadurch, daß bei Erbteilungen oder fonft entitehenden außerorbentlichen Geldbedürfniffen des An: 
nehmers oder Befigers eines Hofes fo viele einzelne Grumdftüde verfauft werden können, daß 
derjelbe jchuldenfrei bleibt oder es wird. Das Intereſſe — die für Eltern ſo wünſchenswerte 
und rather Freiheit, ihr Grundeigentum unter ihre Kinder nadı Willfür zu verteilen, und 
die Gewißheit, daß diejen eine jede Verbefferung zu Gute kommt. Die Kultur endlich wird eben 
hierdurch und zugleich dadurch verjichert, daß die Grundftücde, welde in der Hand eines umver: 
mögenden Befiger3 eine Verfchlechterung erlitten hatten, bei dem Verkauf in bemittelte Hände 
geraten, die fie im Stande erhalten. Ohne biefen eig ar Verkauf wirb der Befiter jehr oft 
tiefer verfchuldet und der Ader entkräftet. Durch die Veräußerung wird er ſchulden- und jorgen: 
frei und erhält Mittel, das ihm verbleibende Land gut zu fultivieren, Es bleibt alſo alles Land 
bei diefem beweglichen Befigitande in guter Kultur, und deren einmal erreichter Punkt kann durch 
Induftrie und Anftrengung wohl nod höher gebradt werben, ohne äußere ftörende Einflüfe 
aber ift ein Zurückſinken nicht leicht zu beforgen. Aus der Vereinzelung entipringt noch ein an: 
derer jehr bemerfenswerter Vorteil, fie giebt nämlich) den fogenannten Eleinen Leuten, den Kätnern, 
Gärtnern, Büdnern, Häuslern und Tagelöhnern, Gelegenheit ein Eigentum zu erwerben und 
foldhes nah und nach zu vermehren. Die Ausficht hierauf wird diefe zahlreiche und nügliche Klaſſe 
ber Unterthanen fleißig, ‚ordentlich und fparfam machen, weil fie nur dadurch die Mittel zum 
Landankauf erhalten können. Viele von ihnen werden ſich emporarbeiten und dahin gelangen, 
ſich durch anjehnlichen Landbefig und Induftrie auszuzeichnen. Der Staat erhält aljo eine neue 
ihäßbare Klaſſe fleißiger Eigentümer, und durch das Streben, ſolches zu werden, gewinnt der 
Aderbau mehr Hände, durch die vorhandenen aber infolge der freiwilligen größeren Anftrengung 
mehr Arbeit als vorher.* 


Die Erfahrung hat in der That auch dieje Erwartungen gerechtfertigt. Die praftiihen 
Ergebnijje mehrerer Jahrzehnte entjcheiden für fie. 

Sn Frankreich ift bei voller Barzellierungsfreiheit die Zahl der Befigungen nur folgen: 
dermaßen gewachjen: 


1835 10893518 1858 13118723 
1842 11511841 1865 14 027 996 
1851 12 394366 1879 14 234 287 '”), 


Dabei ift zu beachten, daß die in verjchiedenen Gemeinden belegenen Grundſtücke derjelben 
Befigung als zwei Befigungen gezählt find, und daß je jpäter in deſto mehr Fällen die zu: 
jammengelauften Grundſtücke desjelben Beſitzers innerhalb der Gemeinde als verſchiedene 
Beligungen notiert find, die Steigerung der Zahl der Wirtichaften aljo gering ift. 
In Preußen hat ſich ergeben, daß auf 1000 Hektar 

in der Hand eines Rittergutöbefigerd waren 1816 575,2 1859 597,3 

im Befig jpannfähiger bäuerlicher Nahrungen „ 3739 „ 352,0 

nicht jpannfähiger Nahrungen „.%9 „ 50/7 


130) Statistique de la France, Bull. du ministere de l’agriculture. 1888. Rojder, ©. 11. &.459. 
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Daß ſich aljo der Großgrumdbefig nur um 2,21 %, der Sleinbejig um 0,48 "/ vermehrt, der 
mittlere bäuerliche Grundbefig um nicht mehr ala 2,69 %/ vermindert hat 131). 

Dabei fann es offenbar nicht darauf ankommen, daß ſich die Größe der bejtehenden Bauern: 
güter zum Teil durch Zuwachs aus bisher fait unnugbaren Gemeindeländereien erhalten 
bat. Dagegen kann bedrohlich erjcheinen, daß manche Anzeichen in neuerer Beit für ein er- 
heblich gefteigertes Auffaugen der mittleren Güter durch den großen Grundbeſitz jprechen. 
Aus dem Kleinbejig kann der mittlere leicht wieder hervorgehen, der Großbeſitz aber zer: 
ftört die aufgefauften Wirtichaften völlig. Jedenfalld aber würde man zu weit gehen, wenn 
man für Preußen, und man darf jagen, fir Deutichland überhaupt, von einem bedrohlichen 
Mißverhältnis des großen, mittlen und Kleinbefiges jprechen wollte. Namentlich herricht 
im gejamten Wejten des Reiches der mittlere Belit bis zu hohen Prozenten der Grund: 
fläche vor, und der fat ausschließlich preußiſche Dften bietet wenigftens vorläufig noch dem 
Sroßbetrieb einen bejonders geeigneten Standort. 

Gleichwohl hat Preußen verfucht, in feiner Gejeggebung einen gewiſſen Schuß gegen 
bedenkliche und leichtjinnige Barzellierungen mit der Fürjorge für wirtichaftlich zweckmäßigen 
Parzellen- Abverkauf und » Ankauf zu verbinden. 

Das Gejeg vom 3. März 1850 über den erleihterten Abverfauf Eleiner 
Grundftüde und das Gejeh vom 27. uni 1860 über den erleihterten Austauſch 
einzelner Parzellen beſtimmen, daß ein folcher Abverkauf oder Austauſch ohne Einwilligung 
der Hypotheken: und Realgläubiger oder der Lehns- wie der Fideifommißberechtigten zuläſſig 
jet, falls bei landjchaftlich mit Kredit beliehenen Gütern die Landſchaft, bei anderen die Aus: 
einanderjegungsbehörde bejcheinigt, daß der Abverkauf oder Austausch den gedachten Inte— 
reſſenten unjchädlich jei. Bei Abverkauf oder Austausch unter KRapitalausgleichung tft nach Er: 
teilung diejes Unjchädlichkeitsatteftes das zu zahlende Kapital wie eine Abfindung zu behandeln. 

Bezüglich der Barzellierungen aber hat das Geſetz vom 3. Januar 1845 betreffend 
die Berftüdelung von Grundjtüden und Gründung neuer Anftedelungen mit jeiner Dekla: 
ration vom 34. Mai 1853 noch befondere Anordnungen getroffen. Es giebt der Polizei: 
behörde und der Genteindevertretung einen Einſpruch gegen neue Anfiedelungen wegen be: 
jonderer zu erwartender Nachteile, z. B. Aufiichtslofigfeit. Für Parzellierungen aber fordert 
es eine ftrengere Form des Vertrages. Nur der, defjen Befigtitel berichtigt ijt, darf einen 
jolhen Verkauf vornehmen, und der Vertrag muß vor dem Hypothekenrichter gejchloffen 
werden. Es fann auch die Abjchreibung nicht eher erfolgen, als bis ein Regulierungsplan 
über die Werteilung der Steuern und Nealrechte auf die Treunftüde und bezüglich der Ge— 
meinde-, Schul-, Kirchen und jonftigen Societätspflichten fejtgejtellt ift. Bis dahin bleiben 
die Trennjtüdstäufer ſolidariſch haftbar. 

Dieje Beitimmungen fünnen zwar als Erſchwerung der Barzellierungen aufgefaßt werden, 
in Wahrheit aber ftellen fie nur Forderungen, welche in der Zweckmäßigkeit und im Wejen 
des geichäftlichen Borganges beſtimmt begründet find, und dem weiteren &ebiete der jtaat- 
lichen Fürſorge für die Klarhaltung des Grundeigentumes angehören. 

$ 80. Obwohl aljo die Preußische Gejeßgebung der Parzellierung nicht Hinderlich ent: 
gegentrat, war derjelben doc die Meinung der Regierung jowohl wie der Landwirte feines: 
wegs günftig. Darin entjtand ein überrajchender Umjchlag. 

Den Anftoß dazu gab das Geſetz vom 26. April 1886 betreffend die Beförderung 
deuticher Anjiedelungen in den Provinzen Weitpreußen und Poſen, durch welches 
der Staatöregierung ein Fonds von 100 Mill. M. zur Verfügung geftellt wurde, um dort 
er Stärkung des deutichen Elementes gegen polonifierende Beſtrebungen durch Anfiedlung 


131) Meipen, Der Boden des Breußiichen der BeNDEN!, F Weste Ratiftiihen Bu: 
Staats. Bd. 1.5.510. ©. auch die beiden amt: reaus. 186 1371. ©. 121. Spätere hin- 
lichen Dentichriften für die Zeit 1816—1867 in reichend ——— find nicht feſtgeſtellt. 
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deutjcher Bauern und Arbeiter Grundftüde zu erwerben und die Koften der Einrichtung 
neuer Stellen oder ganzer Landgemeinden zu beftreiten. Seitdem hat die dafür ernannte Kom: 
miſſion von 1886 bis Ende 1894 164 Güter (inkl. 34 Bauerngüter) mit 81638 ha für 
49,5 Mill. M. (dazu 1895: 11 Güter mit 7566 ha für 4,3 Mill. M.) gekauft, und davon 
bis Ende 1894 28168 ha im Werte von 17,7 Mil.M. an 1606 Berjonen (bis Ende 1895 
31 438 ha im Werte von 19,9 Mill. M. an 1784 Perſonen) vergeben. Es ift aljo allein auf dem 
3. Teil der Fläche bereits eine 10fache Parzellierung durchgeführt worden. Im Sinne dau— 
ernder Sicherung jolcher neuer Anfiedelungen war jchon in dem Geſetze von 1886 $ 3 ge 
fagt: „Erfolgt die Ueberlafjung der Stelle gegen Uebernahme einer fejten Geldrente (Renten: 
gut), jo fann die Ablösbarkeit der leßteren von der Zuftimmung beider Teile abhängig 
gemacht werden. Dies gilt ebenfo von in Geld zu leitenden Getreiderenten“. Unter den 
1606 Neufiedelungen bis Ende 1894 waren 1378 Rentengüter und nur 228 Pachtungen; 
Ende 1895 waren an 1784 Unfiedler begeben gegen Rente 28142 ha (Wert 17,96 Mil. 
M.) und zur Pacht 3296 ha (Wert 1,9 Mill. M.). Die Rentengutsform ift die allgemein 
erftrebte. Es wird bei ihr für den Bodenerwerb kein Kapital nötig, jondern nur eine bisher 
niemal3 3%, überfteigende Rente feſtgeſetzt. Für Gebäude- und Inventarbeſchaffung fordert 
die Kommilfion ein Barvermögen von '/s— '/s des Bodenswertes, welches nötigenfalld durd 
Darlehen zu 3° ergänzt wird. 

Es ift aljo hier nicht nur der Gedanke, jondern auc das zwedentiprechende Verfahren 
und Beijpiel der Barzellierung gegeben, und hat jo viel Anklang und Beiftimmung gefunden, 
daß das Geſetz vom 27. Juni 1890 über Nentengüter die Errichtung derjelben allgemein 
zuläjfig erflärte, und, im Sinne des Gejebes vom 3. März 1850, bei Abveräußerung von 
Rentengütern auch für große Teilftüde das Unschädlichkeitsatteft vorjah, wenn die Sicher: 
heit der Realberecdhtigten nicht gefährdet ift. Dazu gejtattete das Geſetz vom 7. Juli 1891 
über die Beförderung oder Erridhtung von NRentengütern die lebernahme ablösbarer Renten 
mittlerer oder fleinerer Rentengüter auf die Rentenbank als Amortifationsrenten und gab 
jedem Beteiligten das Recht, die Begründung des Gutes durch die K. Generaltommijfion 
zu beantragen. In Folge defien find, abgejehen von den oben erwähnten 1606 Gütern ber 
Kommiſſion, bis Ende 1894 bereit? 3784 Nentengüter auf 40208 ha begründet, durd) 
Bunfktationen find 3297 Stellen mit 34 000 ha gefichert, und die Zahl der Anmeldungen an 
die Generallommiffionen ift jo groß, daß die Bewältigung auf viele Jahre hinaus verjchoben 
werden müßte, wenn die Kräfte der Behörden nicht jehr erheblich verſtärkt werden !32). 

Es läßt jich indes nicht verfennen, daß dieje jchnell erwachte Geneigtheit zu Barzellierungen 
vorzugsweije in den veränderten Verhältniffen der Großmwirtichaft begründet ift. Durch den 
Aufihwung, welchen die Landwirtſchaft jeit den 40iger Jahren durch Rübenbau, verbeflerte 
Werkzeuge und Eiienbahnverfehr genommen hatte, ftiegen die Güterpreife auf das 3 umd 
4fache und liegen nur Zufauf keineswegs Abverkauf als zweckmäßig erjcheinen, obſchon die 
Betrieböfapitalien durch die Anfaufsjummen in der Regel mehr als erjchöpft wurden. Als 
nun um die Wende der 70er und 80er Jahre das Sinken der Getreidepreije durch Lieber: 
füllung des Weltmarftes begann, hielt vorerft der niedrige Zinsfuß und manche Verbefjerung 
die Lage noch hin. Mit der Dauer der Kriſis aber kam allgemein zur Geltung, daß große 
Gutsflächen ohne hinreichende Betriebsmittel um jo weniger genügenden Ertrag verſprechen 
fönnen, wenn fie von einer bünnen und nur auf das jpärlichjte Eonfumierenden Bevölkerung 
umgeben find. Dagegen bot die Parzellierung und Errichtung neuer lebenskräftiger Yand: 
gemeinden die Mittel. Allerdings aber machte erft das Eintreten der Hentenbanfen und 
das GSicherjtellungsverfahren gegenüber den eingetragenen Nealberechtigten, die Ausführung 
der Parzellierungen möglich). 


182) Waldheder, Die preußiichen Renten- ıSering, Art. Innere Kolonifation im H-®. 
gutögejege nad) Theorie und Praxis. 1894. M. Suppt. band I. ©. 584 fi. (dort weitere Litter.). 
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4. Klarftellung des Eigentums, der Grenzen, des Werts und der 
Belaftungdes Örundbefißes. 


$ 81. Anordnungen, welche geeignet find, Unklarheiten über das Eigentumsrecht an den 
einzelen Grundftüden, oder über ihre Grenzen, ihren Wert und ihre Belajtung mit Be- 
ftimmtheit und einfacher Erfichtlichkeit fern zu halten, gehören ihrer Natur nad) in das Ge- 
biet einer allgemeinen agrarpolitijhen Aufgabe des Staates, deren Bedeutung 
jih allerdings am meiften bei der Teilung von Grundjtüden und Grundbefigungen fühlbar 
macht, welche aber ganz allgemein eine wichtige Unterjtügung zwedmäßiger Bewirtſchaftung 
und einen wirkſamen Schuß gegen Berwidelungen im Geichäftsverfehr bilden. Sie verhüten 
Srrtümer und jpäter entjtehenden Streit über die Legitimation der Parteien, über die vor: 
ausgejegte Beichaffenheit, jowie über Pfand: und jonftige Realverbindlichkeiten der einzelnen 
Grundſtücke und Güter. Parzellarvermeffung, Kataſtereinſchätzung und eine erichöpfende allen 
Intereſſenten zugängliche Grundbuchseinrichtung über das gejamte Staatögebiet bilden die 
Löjung diejer Aufgabe. 

$ 82. Die Barzellarfataiter, d. h. Barzellarverınefjungen unter Wertihäßgung, find 
ihrem geſchichtlichen Urſprunge nach fteuerliche Maßregeln und pflegen deshalb überwiegend 
unter diejem Geſichtspunkte betrachtet zu werden. 


‚Das Vorbild der neueren Parzellarfatafter darf man in fehr frühen Aufnahmen und Verzeich— 
nifjen der Bewäflerungsländereien am mittleren und unteren Bo jehen. 

Gewiſſe Züge einer Katajtereinrihtung können allerdings ſchon in der deutſchen Hufenverfai: 
fung gefunden werden, und ebenio wie Karl ber Große den Heerbanndienft nad der Hufenzahl 
regulierte, find Dienfte und Abgaben in größeren und Eleineren Territorien in alter Seit in der 
Regel an die Hufe angejchloffen worden, deren Gleichwertigkeit allgemein anerkannt blieb. Der 
Abſicht einen Schoß auf jede bäuerlihe Hufe zu legen, verdanken wir ausdrüdlicd das Landbuch 
des Fürſtentums Breslau mit Neumarkt von 1358, Aehnliches läßt fich mit Grund von dem Land— 
buch der Neumark 1337 und dem der Mark Brandenburg 1375 vermuten. 

Im Mangel einer ſolchen Hufeneinteilung wurde bei der Organifation der Slawenländer durd) 
die Kirche und durch deutiche und germanifierte Fürſten zuerit der Hafen, das übliche Werkzeug 
der Aderbejtellung mit einer beftimmten Abgabe belegt; in Livland und Efthland der Hafen und 
die Egge. Daraus entwicelte fi) der Begriff der jogenannten Hakenhufe d. h. des zu einem Hafen 

erechneten Zandes von nach der Dertlichkeit verfchiedener Ausdehnung aber gleicher Belaftung. 

n der Negel rechnete man als Fläche der Hafen: oder polnischen Hufe *4 oder */s der deutichen, 
des Pfluges '’*), In den Marken, Böhmen, Schlefien und Preußen führte fih mit der Koloni- 
jation deuticher Bauern auch die deutſche Hufenverfaffung ein und Kae die Hafenrechnung ; 
in Medlenburg, Pommern, Livland, Eithland aber erhielt fie fich, und bildete fich im 15. und 
16. — zu einem völligen Kataſter aus. Die einzelnen Güter wurden zu einer gewiſſen 
Zahl Hafen eingeſchätzt. Aehnlich wurde in Schleswig-Holſtein, Dänemark und Schonen, nachdem 
Grid Plugpenning eine Hufen: oder Pflugftener eingeführt hatte, im Laufe der Zeit eine 
Einihägung nah Tonnen Ausjaat oder nadı Marken Goldes vorgenommen, welche fic) ebenfalls 
nur auf den Wert, nicht auf die Fläche des Landes gründete. 

Eine detaillierte Vermeſſung und klaſſenweiſe Einihägung der Grundftüde fand foweit befannt 
zuerjt nad einer Inſtruktion von 1658 in den Heſſiſchen Landen ftatt, und wurde 1720 bie 1764 
in Kurheſſen zu einem mufterhaften Kataſterwerke durchgearbeitet, welches bis 1870 in Gebraud 
blieb, In Württemberg wurde ein Satafter 1705 beſchloſſen und 1713—1741 zur Ausführung 
gebradht. Eine ähnliche Veranlagung bei nur allgemeiner Vermeffung fam 1725 —1742 in Schlefien 
zur Durdführung. 1756—1758 wurde der ritterjchaftliche Befig in Medlenburg vermeflen und 
bonitiert und ebenjo 1808 das dortige Domanium. $tlarere Geftaltung und allgemeinere Verbreis 
tung gewann die dee der Kataftrierung indes erft durch die Verhandlungen der franzöfiichen 
Nationalverfammlung, welche den Gedanken eines ganz Frankreich umfaffenden Parzellarfatafters 
17% anregte und 1809 ins Leben führte. Allerdings wurde dasjelbe erft 1846 zum Abſchluß ge— 
bradıt. 1807—1866 führte auch Banern, 1817— 1856 Deiterreich, 1818— 1850 Württemberg, 1835 
bis 1843 Sadjen eine Landeskataftrierung dur, darauf folgten 1824 Heijen-Darmftadt, 1822 
bis 1826 Hannover, dann Hedingen, Baden und Schwarzburg- Sondershaufen mit mehr oder 
weniger fummarifhen Aufnahmen. — Endlid ermöglichte Preußen in den wenigen Jahren 1861 
bis 1865 durch die große Zahl und Bereitwilligfeit der im Separationd= und landicaftlihen Tara: 
tionsverfahren vorgebildeten privaten Hilfskräfte und zum Teil durd Kopieren der aus denfelben 
Geſchäften vorhandenen Karten eine vollftändige Parzellarfartierung und Neinertragsfhägung, und 


183) Meipen, Siedelungen ac. II. S. 184. Derj., Der Boden des Preuß. Staats III. ©. 610. 
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vermied dadurch der Zeit nach weit auseinanderfallendbe Veranlagungen. Die dur Gejeg vom 

21. Mai 1861 angeordnete GrundftenersRegulierung wurde durch Gefeß vom 11. Februar 1870 

(Geſ.S. 85) auf die drei neuen Provinzen audgebehnt und dort 1878 abgeichlofien '**). 

Das engliicdye und norbamerikaniche Kataſterwerk wird nur durd den allgemeinen politifchen, 
nicht durch den Grundſteuerzweck beftimmt. 

Faft alle neueren Kataſterwerke verfolgten den Gedanken, den Grundbeſitz jedes einzelnen 
Wirtes in der Gemeinde nad) feinen Grenzen, feiner Größe und jeinen verichiedenen Kultur— 
arten genau zu ermitteln und zu fartieren, außerdem aber durch eine nach verjchiedenen Me: 
thoden vorgenommene jpezielle Schägung den Reinertragswert jeder einzelnen Parzelle nad) 
der Höhe desjenigen Ertrages feitzuftellen, welcher bei landesüblicher Bewirtichaftung in den 
Händen eines mit gewöhnlichen Mitteln ausgerüfteten Landwirts durchichnittlich im Jahre 
erreicht werden würde. Dadurch wurde zwar feine bleibende Feitftellung dieſes Wertes, wohl 
aber die Ermittelung eines möglichft angemefjenen Wertöverhältniffes zwiichen allen Grund: 
ſtücken des betreffenden Staatögebietes zu erreichen gejucht. Es ift Mar, daß dieje Aufnahme 
nicht bloß für die Beftenerung, jondern in ähnlich twertvollem Grade auch für den Verkehr 
mit Grundftüden und für den Bodenkredit von Bedeutung werden mußte. 

$ 82, Vollkommener aber konnte das agrarpolitifche Ziel einfachen Verkehrs und erleid: 
terten Kredites erreicht werden, wenn fich mit dem SKatafter auch eine befriedigende 
Grundbuhseinrihtung verband. Das Katafter ftellt vorzugsweile den thatjächlichen 
Beitand und das Wertöverhältnis der Grundftüde feft, das Grundbuch dagegen die Befik- 
und Realrechte derjelben. 

Solche Berzeichnifje, welche die Eigentums- und Pfandverhältniffe der Grundftüde ver: 
lautbarten, werden im Altertum jchon erwähnt. In den Ländern des deutjchen Rechts war 
im Mittelalter und biß gegen Ausgang des 18. Jahrhunderts üblich, dieſe Rechtsbezieh— 
ungen in der Hauptjache durch die Gerichtsbücher zu fichern, in welche die vor dem 
Gericht vorgenonmenen Rechtsgeichäfte, Veräußerungen und Verpfändungen chronologiſch 
eingetragen wurden. 

Den Stadtverwaltungen lag jeit dem Ende des Mittelalters nahe, in ſolchen Büchern jeder 
einzelnen Hausftelle eine Folium zu geben, auf welches alle dies fpezielle Grundftüd be: 
treffende Geichäfte mindejtens im Auszuge verzeichnet wurden. In Venedig werben ſolche 
Hypothekenbücher jchon 1258 erwähnt. Daraus find die neueren Grundbüder für 
alle Grundftüde im Staate entjtanden. 

Der wirtichaftliche und agrarpolitiiche Wert der Grundbiücher ift nach ver Vollſtändig— 
feit und Beftimmtheit ihres Inhalts und nahihrer Zugänglichkeit notwendig 
jehr verichieden. 

Alle müfjen ihrem Zwecke nad den Eigentümer des Grundftüdes angeben. Es können 
aber Unterjchiede darin beftehen, ob bei Befigwechjel der neue Eigentümer feinen neuen Be- 
figtitel alsbald oder erft in beliebiger Zeit eintragen zu lafjen genötigt ift, ob alle bejon- 
deren Einjchränkungen jeiner Eigentumsbefugniffe mit zur Eintragung fommen, und wie es 
in Betreff der Belaftung des Grumdftüdes gehalten wird. 

Je länger die Eintragung des wirklichen Eigentümers hinausgejchoben werden darf, deſto 
zweifelhafter wird, ob der zur Zeit Eingetragene über das Grundftüd zu verfügen berechtigt 
ift, und die Befeitigung diefer Bedenken bringt Zeitverluft und Hemmungen in jedes beab- 
fichtigte Beräußerungd- oder Belaftungsgeichäft. 

Aehnliche Anftände entjtehen, wenn nicht ſicher ift, ob die Verzeichnung der Realverbind- 
fichfeiten, die auf dem Grundjtüde haften, richtig und vor allem in der Weile vollftändig 
ift, daß fich die wirkliche geldwerte Höhe derjelben mit Beftimmtheit erjehen läßt. 

In legterer Beziehung find alle Länder im Nachteil, in denen die dem römischen Rechte 
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eigentümlihe Generalhypothek auf alle Vermögensrechte des Pfandichuldners oder 
Bürgen in Geltung fteht, wie namentlich die Gebiete des franzöfiichen Rechtes. Da dieſe 
Generalhypothek, welche insbefondere für VBormundichaftsverwaltungen, Vermögen der Frau, 
Erbteilsaniprüche und ähnliche familienrechtliche VBerbindlichkeiten zur Geltung fommt, jtill: 
ichweigend alle Güter des Verpflichteten ergreift und mit dem Zeitpunkt der Entjtehung der 
Berpflichtung eintritt, aljo den jpäter eingetragenen Schuldforderungen in unbefannter Höhe 
vorgehen kann, jo vermag Derjenige, der fich über Kaufgeldszahlungen auseinanderjegen 
oder dad Gut mit Kredit beleihen will, die wirkliche Lage der Pfandhaft des Gutes und 
ihr Verhältnis zum Werte desfelben nicht zu überjehen, und fein Geſchäft kann ſich nicht 
auf die rechnungsmäßige Garantie, die dad Grundſtück bietet, jondern in der Hauptjache 
nur auf das perjönliche Vertrauen zu dem Befiger gründen. Dadurch find viele an fich ganz 
zwedmäßige Kreditgefchäfte ohne weiteres abgejchnitten. Selbitredend iſt jeder Perjonalfredit 
teurer und auch für den Kreditnehmer bedenklicher, als ein, wenn auch nur hinreichend, ge— 
fiherter Realkredit. 

Deshalb ift mehr und mehr nad) Sicherheit des Urteile aus dem Grundbuche gejtrebt 
worden. Am frübeften jcheint in Preußen dieje Forderung befriedigt worden zu jein. Lewin 
Buch, der Verfaffer des 1620 publizierten Oſtpreußiſchen Landrechtes, führte in basjelbe 
bereitö die drei, jeitdem aus dem Preußischen Hypothefenrecht nicht mehr verichwundenen 
Prinzipe der Bublizität, Spezialität und Legalität ein. Sie bejagen, daß alle 
Pfiandverpflichtungen ohne Ausnahme nad) ihrer Priorität einzutragen find, daß jede diejer 
Berbindlichkeiten in beftimmter Wertöhöhe zu verzeichnen ift, und daß der Grundbuchrichter 
zu prüfen hat, ob das die Eintragung bedingende Geſchäft ein richtig abgeichlofjenes iſt. 
In die Hypotheken- und Konkursordnung des Preußiichen Staate® vom 4. Februar 1722 
und deren Revifion vom 25. September 1750 giengen diefe Grumdideen ebenfo über, wie 
in die durch Suarez und Frieſe bearbeitete bis 1872 in Geltung gebliebene Hypotheken— 
ordnung vom 10. Dezember 1783 139), 

Die Hypothekenordnung von 1783 ftellte feit, daß für jede Beligung ein befonderes Hypotheken: 
folium anzulegen jei, deſſen Titelblatt die Bezeichnung ber augehörigen Grundſtücke mit möglichit 
genauer Angabe ihrer Lage und Fläche zu enthalten hat. Nubrifa I: Die Eigentümer, die ges 
zahlten Kaufpreiſe, und die Zus und Abgänge in chronologifcher Folge; Nubr. II: Die Onera 
perpetua und Reallaften; Rubr. III: Die Pfand» und fonftigen Schuldverbindlichkeiten, deren 
etwaige Gejjionen und erfolgten Löjhungen. Der Eigentümer erhielt Abjchrift des Foliums als 
Beweisinftrument für fein Eigentum, die Realgläubiger Auszüge als Nachweiſe ihrer Rechte, gegen 
welche fich ohne ihre Zuziehung nichts ändern, namentlich weder ein Vorzugsrecht eintreten noch 
ein Ausfall entjtehen konnte, 

Aehnliche Hypothefeneinrichtungen find von verjchiedenen Staaten angenommen worden. 
Die bayeriſche und die ſächſiſche Hypothefenordnung, ebenjo das ſterreichiſche 
Allgemeine Grundbuchgefe vom 25. Juli 1871 ftimmen in den Grundgedanken fajt ganz 
mit der älteren preußifchen Verfafjung des Hypothekenweſens überein !%). 

Das neuere preußiihe Geſetz vom 5. Mai 1872 aber hat durch die Grund: 
ihuld einen Schritt weiter gethan!?), Es hat den Gedanken einer Grundbuchverfaſſung 
noch reiner entwidelt. Während bisher im Sinne römiſch-rechtlicher Auffaffung der Beitand 
und die Eintragung einer Hypothek, als eines Pfandverjprechens, abhängig war von einer 
vorher entitandenen Schuld, für welche das Pjandredit am Grundftüde bejtellt wurde, er- 
Härte das Gejeh vom 5. Mai 1872 die Hypothek für eine Realobligation, welche auch 
ohne ſolche Schuld und Pfandbeitellung lediglich durd die Eintragung entjtehe. 
&3 wurde dem Eigentümer des Grundſtückes freigejtellt, jein Folium in beliebiger Höhe und 
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ohne Benennung eines anderen Berechtigten als fich jelbft mit folchen Realverbindlichkeiten 
in beftimmten Summen zu belaften, wenn nur deren Reihenfolge nach Höhe und Priorität 
durch die Art der Eintragung außer Zweifel geftellt wird. Die Grundſchulden können nad 
dem Geſetz ohne Nennung des Erwerbers abgetreten werden. Die Grundſchuldbriefe, die 
in Grundbuchauszügen beftehen, befamen dadurch, abgejehen von der zu beglaubigenden Form 
der Geifion, den Charakter von Ynhaberpapieren. Es fteht jedod auf Grund der Ceſſion 
dem Inhaber frei, fein Anreht im Grundbuch notieren zu laffen. Das Grundbuch jelbit 
aber erhielt dadurd; größere Beftimmtheit und Brauchbarkeit, daß die Katafternummern der 
Grundſtücke, ihre Größe und ihr geſchätzter Reinertragswert in den Titel aufgenommen wurden. 
8 84. Die Vorteile einer jolden fombinierten Katafter- und Grundbudein- 
richtung, welde alle Rechte evident erhält und jederzeit Allen, die ein Intereſſe daran 
haben, zugänglich ift, find erfichtlih. Der dadurch ermöglichte leichte Verfehr mit Grund— 
jtüden, die jogenannte Mobilijierung des Grundbeſitzes aber wird nicht jelten 
beflagt. Dieje Bedenken beruhen indes auf einer unhaltbaren Auffaffung, welche das gejamte 
agrarpolitiihe Streben, dem Grundbefiger freie Verfügung über fein Grundftüd zu jchaffen 
treffen müßte. Es liegt vielmehr im Wejen der fortjchreitenden humanen Kultur, daß aud) 
im Grundbefig der Charakter des Kapital immer mehr zur Geltung fommt. Was von be: 
flimmten Nutzungsweiſen und Anrechten das allgemeine Wohl gegenüber dem Grund und 
Boden fordert, auf dem die gejamte bürgerliche Gejellichaft befteht und verkehrt, fann und 
joll der Staat im vollen und fortichreitenden Maße ald notwendige Beſchränkung für alles 
Grundeigentum zur Geltung bringen. Der nicht notwendig beichränfte Anteil an demjelben 
aber, der der individuellen Berfügung überlafjen bleibt, erfüllt nur dann feinen Zweck ge: 
nügend, wenn er möglihftin dienaturgemäßen Funktionen des Kapi— 
tales eintritt. Alles Kapital ift ein Vorrat, der die geiftige und phyfiiche Kraft und 
Handlungsfähigkeit des Individuums erweitert. Praktiich und ethiich beruht die Bedeutung 
jedes Kapital darin, daß e3 feine Natur einbüßt, wenn es nicht benußt wird. Das beweg— 
liche wie das Grundkapital ftuft nur in der Dauerhaftigkeit der Gegenftände ab, aus denen 
jein Vorrat befteht. Im beweglichen wird deutlicher, daß der Vorrat werben muß, wenn 
er nicht verderben joll. Das fruchtbringende Kapital hat diejelbe Natur, wie die menſch— 
liche Arbeitskraft, die man mit Recht auch Kapital nennt. Es befteht nur, indem es wirkt, 
hat aber Dauer und unbeichränfte Fähigkeit der Steigerung, wenn es ſich unter fortgejegten 
Wandlungen in immer neue Silfeleiftungen und daraus entjtehende Forderungen auflöft. 
Die werbende Geldforderung ift die am meisten vergeiftigte kapitaliftiiche Unterjtügung der 
individuellen Thatkraft. Sie ermöglicht die Unternehmungen in unabjehbarer Erweiterung. 
Ein Grundfapital aber, welches nicht nach Möglichkeit in der nußbarften Weije zur Mit: 
werbung herangezogen wird, ift nur einem beijeit gelegten Schage zu vergleichen, deſſen 
ſchleunige Rüdführung in den Verkehr jeder Staatsmann möglichft fördern muß. 
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Weitere Aufgaben des Staats. 


J. Im Allgemeinen. 


81. Die Landwirtſchaft nimmt durch die Eigentümlichkeit ihres Betriebes und 
durch die Bedeutung ihrer Erzeugniffe eine bejondere Stellung in der volfswirt- 
ſchaftlichen Produktion gegenüber den anderen Gewerbszweigen ein. Bor allem, weil fie die 
Grundlage für die Ernährung der Bevölkerung liefert. Denn jedes größere Land muß das 
Hauptquantum des Nahrungsbedarfs an Ort und Stelle beichaffen, will es nicht zu jehr 
auf das Ausland angewiejen fein und jogar die Grundlagen jeiner Exiſtenz übermäßig von 
auswärtigen Konjunkturen abhängig machen. Selbft England, welches durch die Natur für 
den internationalen Verkehr in ganz hervorragender Weiſe geeignet ift, erzeugt noch jeßt den 
größeren Teil des Nahrungsbedarfes im Inlande, und faum ein anderes Land dürfte ohne 
Gefahr das gleiche Verhältnis Pla greifen laſſen. Deshalb wird e8 die Aufgabe des 
Staates fein, gerade diefem Produftionszweige bejondere Fürjorge angedeihen zu laſſen, 
um die vorhandenen Naturkräfte angemejjen zu verwerten, und die Nachhaltigkeit ihres Wirken 
zu gewährleiften. Der Staat wird daher angemefjene Hilfe gewähren müſſen, um Deichan- 
lagen, Entwäfjerungen, Moorkulturen 2c. durchzuführen, wo irgend ein den Koſten entjprechen: 
der nachhaltiger Ertrag dadurd zu erwarten fteht, und die Privatmittel nicht ausreichen. 
Dies kann gejchehen durch Ueberlafjung der Techniker zur Entwerfung der Pläne und Leitung 
der Arbeiten, durch Darlehen oder Lebernahme eines Teiles oder der ganzen Kojten. Wichtig 
wird e& auch fein, daß der Staat vor allem in dem eigenen Befig den brauchbaren Ader: 
boden der Waldkultur entzieht und der Landwirtichaft üiberantwortet, um auf jolche Weife 
joviel als möglich Land zur Beaderung heranzuziehen. 

Ebenjo wirkſam kann die Thätigkeit der Staatdgewalt fein, durch Verbeſſerung der Kom: 
munifationsmittel, um bisher von dem Verkehre abgeſchloſſene Territorien in einen näheren 
Thünen’schen Kreis hineinzuziehen, den betreffenden Grundbefigern einen intenfiveren Be— 
trieb zu ermöglichen, und den Städtern neue Bezugsquellen zu eröffnen. Freilich ift e das 
fiherfte Mittel, die Landwirtichaft zur Blüte zu bringen, wenn im Lande Handel und In— 
duftrie gehoben, die ftädtifche Bevölferung und ihre Kaufkraft vermehrt und damit der Kon- 
um an Ort und Stelle erweitert wird. 

Der Staat hat aber auch dem landwirtichaftlichen Betriebe jelbjt jein Augenmerk zuzu- 
wenden, denn die große Maſſe der Landwirte ift ungleich jchwerfälliger als die Induſtrie— 
Bevölkerung, hält zähe am Gebrauche der Väter und Großväter feft, auch wenn er nicht 
mehr zeitgemäß ift. Dazu kommt, da die Reinertrags-Verhältniffe in der Landwirtichaft 
weit ſchwerer zu berechnen find als in der Induſtrie und dag Buchführung und Ertrags: 
berehnung nur jelten von dem Landwirt richtig gewürdigt und angewendet wird. Daher 
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die Thatjache, daß in weit größerer Ausdehnung als e3 in der Induſtrie möglich ift, land— 
wirtichaftliche Produktionszweige aufrecht erhalten werden, die feinen Reinertrag abwerfen, 
3. B. entfernt gelegene Aecker mit leichtem Boden bejtellt werden, obgleich fie die Koften nicht 
deden; Fruchtarten kultiviert, Biehgattungen gezüchtet werden, die längjt durch andere hätten 
erjept werden müfjen ꝛc. Dies gilt ganz beſonders von der Auswahl der Fruchtſorten und 
Vieh: Raffen, die in der Produktivität umendlich verjchieden find, während die darauf ver: 
wendeten Koſten diejelben bleiben. Generationen vergehen, bis in diefer Beziehung von jelbft 
dem Fortichritte Bahn gebrochen wird, während die Konjunkturen fich Hentigen Tages aud 
für die Landwirtſchaft außerordentlich jchnell verändern. Hier kann unzweifelhaft die Re— 
gierung viel thun, und ihre Aufgaben wachſen von Jahr zu Jahr. Die einzelnen Mittel 
jelbjt find hier nicht zu erörtern, wir fünnen vielmehr auf früher Gejagtes vermweijen. 

Die Landwirtichaft unterjcheidet fich von der Induftrie noch beſonders dadurch, daß ihre 
Wirkſamkeit in höherem Maße eine fernere Zukunft in Rechnung ziehen muß und ein um- 
rationeller Betrieb die Broduftion nachhaltig gefährden kann, während eine rationelle Wirt: 
ichaft die Leiftungsfähigfeit des Bodens beftändig fteigert. Wie die neugepflanzten Bäume 
Früchte und Schatten in ganzer Fülle erjt der folgenden Generation bieten, jo kommen aud 
Bodenmeliorationen, ein den Boden bereicherndes Wirtſchaftsſyſtem meift erjt jpäter zur vollen 
Geltung und Ausnutzung, während dagegen ein intenfived Raubſyſtem, nachläſſige Beade: 
rung 2c. die Ernten Jahre hindurch beeinträchtigen, und ein wejentlicher Koftenaufwand er: 
forderlich ift, um dem Boden die frühere Ertragsfähigkeit wieder zu verjchaffen. Es ijt des- 
halb Elar, daß eine im allgemeinen Intereſſe liegende Bewirtichaftung nur von Dem zu er: 
warten ift, der in dem Berwußtjein lebt und jchafft, daß, wo er jäet, er noch jelbjt im Ulter, 
und dann noch jeine Kinder ernten werden, während ein jchädigendes Raubſyſtem zu befürchten 
ift, wo der Landwirt fi) auf jeinem Grundftüde nicht ficher fühlt oder gar jeine Verdrängung 
in kurzer Zeit vor Augen fieht. Daher wird es im allgemeinen wünjchenswert jein, daß der 
jelbftthätige Yandwirt auch Beſitzer des Grund und Bodens ift, den er bewirtjchaftet. Wo 
das nicht möglich, wird ein Bachtigftem mit längeren Friſten der Bewirtichaftung durch Be: 
amte weit vorzuziehen jein, und weiter ift e8 wünſchenswert, daß der Grundbefig möglichit 
dauernd in der Hand derjelben Familie bleibt. Damit ijt auch die Richtung angedeutet, in 
der ſich die ftaatliche Fürjorge zu bewegen bat. Der Mobilifierung des Grund und Bodens 
ift möglicht entgegenzumirken, vor allem der Bauernitand in jeinem Befige zu erhalten. All 
dies tritt in feiner Bedeutung zurüd, je höher die Kultur vorgejchritten ift, e8 gewinnt an 
Wichtigkeit, je mehr das Land noch in der Entwidelung begriffen ift. 

Durch nichts wird aber die Mobilifierung des Grund und Bodens jo gefördert, ala durch 
bedeutende Preisſchwankungen der landwirtichaftlichen Produkte, und nichts bedroht jo jehr 
die rationelle Kultur, als ein erheblicher Preisrüdgang derjelben. Kein Wunder, wenn man 
deshalb jchon früh von Seiten der Staatögewalt den Verſuch gemacht hat, die Preiſe künft- 
lic zu regulieren, fei e3 durch Breistaren im Innern des Landes, die allerdings noch häu- 
figer im Interefje der Konjumenten und zum Schaden der Landwirtichaft gehandhabt wur— 
den, dann durch Aus: und Einfuhrzölle, die in Folgendem Gegenjtand unjerer befonderen Be: 
ſprechung werden jollen. 

$ 2, Die Landwirtichaft erfordert außerdem die bejondere Aufmerkſamkeit des Staates, 
weil die bei ihr bejchäftigte und von ihr lebende Bevölkerung fich im allgemeinen einer größeren 
körperlichen Kräftigkeit und Gejundheit erfreut, als die vielfach unter unnatürlichen, die Ge: 
jundheit beeinträchtigenden Berhältnifien lebende ſtädtiſche Bevölkerung, die ſich infolge deſſen 
vom Lande her refrutieren und mit ihrer Hilfe zu regenerieren ftreben muß. Freilich ift die 
günjtige Wirkung der Arbeit auf dem Lande nur da zu jpüren, wo fie von einer angemefjenen Er- 
nährung begleitet ift, m. a. W., wo eine gewiſſe Behäbigfeit des Lebens ermöglicht ift. Das 
wird vor allem der Fall jein bei dem jelbjtändigen Bauern, deſſen Grundbejig zur Bejchäf- 
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tigung und Ernährung ausreicht. Mit vollem Rechte hat man daher einen ausgedehnten 
Bauernftand ſtets für einen bejonderen Segen gehalten, und das wird umjomehr der 
Fall jein, je mehr die jtädtische Bevölkerung und befonders die Großftädte um ſich greifen. 
Die ländliche Bevölkerung, vor allem wieder der Bauerntand, gilt außerdem mit Recht als 
das fonjervativfte Element im Staate. Zäh am Alten hängend, jeder überjtürzenden Neue: 
rung fi entgegenjtenmimend, voll treuer Anhänglichkeit an den Beruf und die Scholle, an 
die Gemeinde und den Staat, wird der Bauernftand als die Säule bezeichnet, welche dem 
Staate den fejten Halt gegenüber den revolutionären Elementen der Städte zu bieten hat. 
Freilich ift auch Hiervon in der neueften Entwidelungsphaje unferer Kultur bereits manches 
verloren gegangen. Die Mobilifierung des Grund und Bodens greift immer mehr um fich, die 
Sehhaftigkeit ift mehr und mehr geſchwunden. Der größere Grundbefig geht jchnell von Hand zu 
Hand. Bei den Bauern hat die Auswanderung zugenommen, und auch der Verkauf des er: 
erbten Befiges, das Umherziehen der Arbeiter von einer Gegend zur anderen hat das alte 
vatriarchaliiche Verhältnis zwijchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf dem Lande gelodert, 
wo nicht gelöft. 

Unzweifelhaft ift e3 die Aufgabe der Staatsgewalt, diejen Punkten eine bejondere Für: 
jorge angedeihen zu lafjen, wenn jeine Macht in diefer Beziehung auch nur eine geringe, 
jeine Wirkſamkeit meift nur eine indirekte fein kann. 

An wirtjchaftlicher Bedeutung hat die Landwirtichaft in den in Betracht fonımenden Kultur: 
faaten Europas im Laufe diejes Jahrhunderts beftändig verloren, da infolge des gewaltigen 
Aufblühens von Handel und Induſtrie ein immer größerer Prozentſatz der Bevölkerung wie 
der Kapitalien in diejen thätig ift. In Deutichland iſt die auf dem Lande lebende Bevölke— 
rung, welche im Beginne des Jahrhunderts noch ficher über “ der Gejamtheit betrug, bereits 
auf 41,9% herabgejunfen und die jih von der Landwirtſchaft nährende Bevölkerung bezifferte 
ſich 1882 auf 41,37%. Das aus ihr bezogene Einfommen ift im Verhältnis zu dem der 
übrigen Bevölferung und dem aus anderen Einnahmequellen noch mehr zurüdgetreten. Der 
Ausfall der Ernten ift nicht mehr jo entjcheidend für das Wohl und Wehe der Gejamtheit 
wie früher, jo daß nicht einmal die Getreidepreife durch die Ernten eines Landes wie Deutſch— 
land beftimmt, jondern nur mit beeinflußt werden, worauf wir zurüdtommen. Zunächſt haben 
wir die Preisregulierung und die thatjächliche Entwidelung der Preiſe näher zu verfolgen. 


I. Die Aufgaben des Staates in Bezug auf die Preisbildung. 
1. Die Preisbildung. 


$3. Das Uderland ift in den Hulturftaaten nur in bejchränftem Maße vermehrbar, 
jo daß es bei wachſender Volfsdichtigkeit im Werhältnis zur Bevölkerung in immer unzu— 
reihenderer Menge vorhanden ift. Zwar nimmt auch gegenwärtig die landwirtichaftlich be: 
nußte Fläche in Europa bejtändig noch etwas zu, aber doch in den hauptſächlich in Betracht 
fommenden Ländern bei weitem nicht in dem Maße wie die Bevölferung. Das Verhältnis 
von Angebot zur Nachfrage verjchiebt ſich mithin in aufblühenden Staaten derart, daß in 
größeren Perioden eine bejtändige Preisjteigerung der ländlichen Grundſtücke die Folge iſt. 
Zu diefem Einfluß der allgemeinen Konjunkturen tritt aber noch ein weiteres wejentliches 
Moment hinzu, um jene Erſcheinung noch zu verftärten. Bei rationellem und intenfivem land- 
wirtichaftlichen: Betriebe wird bejtändig Kapital mit dem Grund und Boden verbunden, um 
darin mehr oder weniger nahhaltig zu wirken. Entwäfjerungs- und Bewäfjerungs-Anlagen, 
Bejeitigung der die Bodenfruchtbarkeit beeinträchtigenden Wurzeln, Unträuter und Steine, 
die Loderung des Bodens bis zu größerer Tiefe, die Verbejjerung der phyſikaliſchen und 
chemiſchen Zufammenjegung desjelben durch Mergelung, Anhäufung von Humus und direkt wir- 
lenden Bilanzennährftoffen infolge intenfiver Düngung jchließen derartige Verbindung von jehr 
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bedeutenden Kapitalien mit dem Grund und Boden ein, jo daß mitunter in20 Jahren die 
Hälfte des urjprünglichen Kauffapitald auf den Boden verwendet wurde, wenn es galt, jchnell 
ein Gut in einen befferen Kulturzuftand zu bringen. Diefe Summen haben gerade in den 
legten Dezennien beſonders dazu beigetragen, den Wert des Grund und Bodens wejentlid 
zu erhöhen. 

Spridt man von Güterpreiſen, fo ift außer dem Preiſe des Grund und Bodens 
noch der für Gebäude und Inventar mit darin enthalten, welches früher vielfach auf ein 
Drittel oder die Hälfte des Gutswertes berechnet wurde. Da in der neueren Zeit von den 
Landwirten ein weit größerer Aufwand bei Herjtellung der Wirtjchaftögebäude und Wohn: 
häufer als früher gemacht wird und außerdem der Viehftand, die Majchinen und Geräte 
fi) weſentlich verbejjert haben und einen ungleich höheren Wert haben als früher, jo iſt 
auf den größern Gütern Deutichlands, wo der Neinertrag gejunten ift, der ganze Guts— 
wert vielfach nicht höher als der Verficherungswert de3 verbrennbaren Gutsbeſtandes nad) 
der Ernte. Aus demjelben Umftande muß bei gleichen Konjunkturen eine bedeutende Er: 
höhung der Güterpreife rejultieren, und es iſt ſchwer feitzujtellen, welcher Anteil jedem der 
drei erwähnten Momente bei der Preisiteigerung der Grundftüde in unjerem Jahrhundert 
zufällt, d. h. wodurd in den einzelnen Perioden die Erträge der Landwirtichaft am meiften 
gefteigert werden, ob durch die allgemeinen Konjunkturen oder durch die Aufwendung von 
Arbeit und Kapital. Dies führt uns zur Unterfuchung unjerer Frage von einem anderen 
Geſichtspunkte aus. 

$ 4. Betrachteten wir biöher, welche Momente das Urteil des Beſitzers bei Schäßung 
jeines Grundſtücks beeinfluffen, jo Haben wir jegt dazu überzugehen, fejtzujtellen, worauf der 
Kaufluftige jene Shägung bafiert. 

Der Preis der ländlichen Grundjtüde beftimmt fich, wie bereit3 angedeutet, nad) den Er: 
trägen derjelben und dem Binsfuß, nach welchem die Kapitalifierung vorgenommen wird. 
E3 kommt außerdem in Betradht der Abzug einer gewiſſen Rifitoprämie vom Ertrage, oder 
auch der Zujchlag einer Prämie für bejondere Vorzüge, wie fie durch die jocialen und po: 
litiſchen Verhältniſſe bedingt werden. 

Die Grundlage für eine angemefjene Verwertung des Grundſtücks ift die allgemeine Recht s— 
ſicherheit. Wo irgend in einem abjolutijtijch regierten Staate der Grundbefiger jeine Eigen: 
tumsrechte gefährdet fieht, wie der polnijche Adel nach dem legten Aufftande, wo die ruffiiche 
Regierung übermäßige Anſprüche der Bauern bei der Ablöfung alter Rechte gegenüber den 
Grundherren ertrem begünftigte, oder wo die Verfügungsrechte des Grundeigentümers ge: 
jeglich bejonders beichränft find, muß bei jonjt gleichen Verhältniffen der Grundwert be- 
einträchtigt jein. Noch mehr wird der Mangel einer guten Hypothelenordnung die Preiſe drüden, 
weil dad Kapital, welches darin Anlage jucht, fich eine hohe Verfiherungsprämie berechnen 
muß. Die Berbejjerung der Hypotheken-Geſetzgebung wird es einer größeren Zahl 
von weniger bemittelten Yandwirten gejtatten, al® Käufer aufzutreten, weil fie jegt leichter 
ergänzende Kapitalien geliehen erhalten, und fie werden größere Summen zahlen können, 
weil fie die Darlehen zu einen niedrigeren Zinsfuß erhalten, fie deshalb auch ein größeres 
Kauffapital bei demjelben Ertrage zu verzinjen vermögen. 

Noch nach einer anderen Richtung ijt aber, wie ſchon angedeutet, der Zinsfuß von Ein: 
fluß auf den Grundmwert, d.i. als Maßſtab der Kapitalijation des Neinertrages. 

Bei einem Landeszinsfuß von 5°» werden die Landwirte den zu erwartenden durchſchnitt— 
lihen Reinertrag mit 20 zu fapitalifieren geneigt fein, jo daß ein Gut mit 1000 M. Rein: 
ertrag einen Wert von 20000 M. repräfentieren würde, während es unter ſonſt gleichen Ber: 
hältniffen auf 25000M. zu jchägen wäre, wenn der maßgebende Binsfuß auf 4% gejunfen; 
auf nur 16000 M., wenn er auf 6°%0 geftiegen wäre. Daraus ergiebt fi, daß die Ver 
änderungen deö Landeszinsfußes allein ein Steigen und Sinten des Grundwertes veranlafien 
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können. Die Ausgleihung der Zinshöhe zwifchen dem öftlichen und weftlichen Deutjchland 
bat wejentlich dazu beigetragen, die Güterpreife in den Öftlichen Provinzen Preußens von 
1850— 75 noch höher hinaufzutreiben als es jonft der Fall geweſen wäre, und unzweifelhaft 
hat das Sinken des Binsfußes in dem letzten Dezennium weſentlich dazu beigetragen, die 
Entwertung des Grund und Bodens aufzuhalten. Wo der Zins nicht zurüdgegangen, tie 
in Holjtein, Medienburg, Hannover, wird daher auch am meiften über Entwertung des Grund 
und Bodens geklagt. Es läßt fich ferner beobachten, daß bei finfendem Zinsfuß das Streben 
der Landwirte immer allgemeiner wird und ins Ertreme ausartet, mit wenig Anzahlung 
ein möglichjt großes Gut zu kaufen, um aus der allgemeinen Steigerung des Gutswertes 
möglichjt hohen Gewinn zu ziehen, 

Da nun die verjchiedenen Käufer eine ungleiche Verzinfung ihres Kapitals beanspruchen, 
jo ift auch der Preis ehr verjchieden, den fie für gerechtfertigt halten. Je größer die Volks— 
dichtigfeit und Wohlhabenheit in einem Lande ift, mit um jo geringerer Verzinjung des in 
Grundjtüden angelegten Kapitals begnügt man fi, um nur ein Grumdftüd jein eigen zu 
nennen. Das tritt in ertremer Weife hervor bei den großen Kapitaliften, die gerade eine 
ſolche Kapitaldanlage juchen und zumal, wenn, wie in England oder früher in Preußen bei 
den Rittergütern, mit dem Beſitz bejondere politijche Rechte verbunden find. Das zeigt fich 
aber ebenjo bei dem Bauern und dem einfachen Arbeiter, die ſehr häufig nicht nur auf eine 
angemejjene Berzinjung ihres Aders, jondern auch auf entiprechenden Lohn für die darauf 
verwendete Arbeit verzichten, nur um Grundbeſitzer zu werden oder ihren Beſitz zu ver- 
größern. Auf hoher Kulturftufe liegt deshalb die Gefahr vor, daß der Kaufwert“ er- 
heblich über den „Ertragsmwert“ hinaus jteigt, wie man ſich ausdrüdt, weil der Kauf: 
preiß qus dem zu eriwartenden Ertrage nicht die Berzinfung erlangen kann, welche bei jonjtigen 
Kapitalanlagen zu erwarten ift. Mit Recht verlangt daher der Entwurf eines deutichen bürger: 
lichen Geſetzbuchs, daß bei uns der Ertragswert, nicht aber der Kaufwert bei Erbregulie- 
rungen an Grund und Boden berüdjichtigt werden joll. 

85. DerfKeinertrag der landwirtſchaftlichen Güter wird nun einmal durch 
natürliche und vom Menjchen getroffene landwirtichaftlich technische Grundlagen, dann durch 
allgemeine volfswirtichaftliche Momente bedingt. Zu den erjteren gehören die Gunſt des 
Klimas, die Tragfähigkeit des Bodens, das Wirtſchaftsſyſtem, die Intelligenz und die Mittel 
des Landwirts. Zu den zweiten gehören hauptjächlich die Preife der landwirtichaftlichen 
Produfte,\die Höhe des Arbeitslohns, des Kapitalzinjes, die Steuerverhältnifje zc. 

Der Landwirt ift in hohem Maße abhängig von den natürlichen Berhältnifjen. 
Der humoje Lehmboden im mittleren Rußland, der als ruffische Schwarzerde bekannt ift, 
oder in der Nähe von Chicago, in den Poldern Hollands, der Jahrzehnte hindurch ohne 
Düngung reichliche Ernten zu liefern vermag, wird einen ungleich höheren Wert repräjen- 
tieren al3 der einfache Sand: und der ſchwere Thonboden, welche die gleiche Arbeit nur 
äußerft dürftig belohnen. Der Ertrag des Bodens gleicher Güte wird unter dem Himmel 
Neapeld mehr ala doppelt jo hoch jein als unter dem grauen Himmelszelte Finnlands. Dort 
vermag man derjelben Fläche innerhalb eine? Jahres drei Ernten fortzunehmen, während 
ihon im äußerften Norden Deutjchlands es ummöglich wird, jährlich eine zu gewinnen, und 
in Finnland die Zahl der Mikjahre durch vorzeitige Fröfte die der günstigen Ernten in einem 
Dezennium erfahrungsgemäß überjteigt. 

Iſt jo der Einfluß der natürlichen Berhältniffe für die Tandwirtichaftliche Produktion von 
durchgreifendfter Bedeutung, jo hat doc) gerade die nenere Zeit genugjam bewiejen, daß die 
Kultur dem Menjchen Mittel und Wege in Menge geboten hat, die Natur in auferordent- 
licher Weife zu beherrihen und durd Kapital und Arbeit die Erträge zu fteigern, wo die 
Natur ihre Gaben nur färglich jpendete. Sind doc die Bolder Hollands wie die Weichiel- 
und Oder Niederungen erft durch künstliche Dämme für die Landwirtichaft getvonnen, find 
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die Öbdeften Moor: und Sandgegenden bei Gröningen, in Flandern, in der Umgegend von 
Berlin durch die Kunſt in üppige Gartenfelder verwandelt, welche außerordentlic, hohe Kauf: 
und Pachtpreife erlangen. Auf die Bedeutung der alten Kultur in diejer Beziehung wurde 
ſchon hingewiejen. 

Auch der einzelne Landwirt fann bereit3 den Ertrag durd) Aufwendung bedeutender Mittel 
und Sntelligenz weſentlich erhöhen, und es ift Har, daß infolge deſſen ſich auch Individual— 
werte des Grund und Bodens herausftellen, je nachdem der Kaufluftige mit Mitteln und 
Intelligenz verjehen ift; die volfswirtichaftlichen wie die Boden-Berhältniffe gewähren hier 
bald einen größeren, bald einen geringeren Spielraum. Die befjeren Bodenqualitäten ge- 
ftatten erfahrungsgemäß eine weit höhere Ausnutzung von Kapital und Arbeitskraft, günjtige 
Abjahverhältniffe ermöglichen erzeptionelle Intenfität der Bewirtichaftung. Ein Gärtner wird 
in der Nähe von Erfurt, Berlin Preije für den Ader zahlen können wie kein Landwirt; 
ja, es zeigt fich, daß in jolchem Falle die Höhe der Pacht refp. der Verzinſung des Kauf 
fapital3 einen jo geringen Prozentſatz der gefamten Wirtichaftsuntoften ausmachen, daß fie 
in der Kalkulation bei der Etablierung eine nur jefundäre Rolle jpielen, Der Grund und 
Boden wird unter folchen Umftänden nur ein verhältnismäßig untergeordnnetes Mittel bilden, 
um darauf bedeutende Kapitalien und Intelligenz zu veriwerten, wie der Bauplaß, auf dem 
eine Fabrik oder ein Balaft aufgerichtet wird. Auch wo es fih um Handelsgewächsbau in 
landwirtichaftliher Weije Handelt, eventuell zur Unterftügung eines Fabrikbetriebes, 3. B. 
bei Magdeburg, Halle zur Rübenprodultion, bei Eisleben, Quedlinburg zur Samenkultur, bei 
Mannheim 2c. zur Tabakskultur, haben die Grundpreije oft erzeptionellen Charakter umd find 
bejonders häufig als Individualpreiſe zu bezeichnen. 

Die Gunft der Abjagverhältnijje, die Lage in der Nähe des Marktortes haben 
früher faft unbedingt die Preife des Bodens beftimmt, wie dies befanntlich Heinrich von 
Thinen in dem Bilde des ijolierten Staates in der Harjten Weije zur Anſchauung gebracht 
bat. Die Verbefferung der Kommunikationsmittel hat in den legten Dezennien hierin eine 
vollftändige Ummälzung herbeigeführt. Das Monopol, weldyes bis dahin die nächte Um— 
gebung der Städte bejaß, ift meiſtens völlig gebrochen, überall durchbrochen und die vom 
Weltmarkte bisher mehr oder weniger abgejchloffenen Gegenden find in nähere Thünen’ihe 
Kreife gezogen, wodurch eine erhebliche Ausgleichung der Preife de Grund und Bodens 
im ganzen Lande bewirkt wurde. Während früher die Nähe des Marktes, aljo die Abſatz— 
verhältniffe hHauptjächlich beftimmend für das Wirtſchaftsſyſtem waren, find es jegt in höherem 
Maße die Produktionsbedingungen, und man kann e3 verfolgen, wie dieſer Kampf zwijchen den 
Borteilen des Abjages und der Produktion in den verjchiedenen Gegenden die Wirtſchafts— 
ſyſteme und die Preisverhältnifje beeinflußt hat. 

Einen durdhgreifenden Einfluß auf den Grundwert haben die Preiſe der landwirt- 
Ihaftlihen Produkte, Berkauft ein Gut 1000 Zentner Weizen, jo wird eben die Preis- 
differenz pro Zentner mit taujend multipliziert, jo daß ſchon geringe Schwanfungen die Ge— 
jamt-Einnahmen ſtark beeinfluffen. Aber man ift doch in der Beurteilung diejes Einfluſſes 
zu weit gegangen, weil durch verbejjerte Wirtichaftsmethode, wie namentlich die neuere Zeit 
bewiejen hat und die Vergleichung der Preisverhältniffe verjchiedener Länder leicht erjeben 
läßt, mit Erfolg der Einfluß niedriger Preife ausgeglichen wurde. Während die Breije der 
hauptſächlichſten landwirtichaftlichen Produkte von 1840—80 im Verhältnis von 100: 125 
geftiegen waren, erhöhte fich die Domänenpacht in den alipreußiichen Provinzen wie 100: 275, 
und in derjelben Weije fann man annehmen, ift auch der Wert des Grund und Bodens ge 
wachen. In England find jeit dem Beginne des Jahrhunderts die landwirtichaftlichen Pro— 
dufte, namentlich) das Getreide, im Werte erheblich gejunten, während bis in Die Mitte der 
fiebziger Jahre die Pacht erhöht werden konnte. Die Fortichritte der landwirtſchaftlichen Technik 
waren es, welche dieje Entwidelung ermöglichten. 
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Die Höhe des Arbeitslohn ift gleichfalld von erheblichem Einfluß auf den Rein— 
ertrag, und um jo mehr, je intenfiver der Wirtjchaftsbetrieb ift; und in höherem Maße bei 
dem großen als bei dem feinen Grundbeſitz. Die Klagen der Landwirte über das Steigen 
der Löhne in den fiebziger Jahren waren deshalb jehr erklärlich. Auch hier ift man auf höherer 
Stufe der Kultur, Dank der Erfindungen des legten Jahrhunderts in der Lage, durch Ma- 
ihinen einen Ausgleich herbeizuführen, und es ift befannt, wie nur dadurch Amerika in den 
Stand gejegt ift, auf dem europäijchen Getreidemarkte eine jo bedeutende Konkurrenz aus- 
zuüben, daß es in weit größerem Umfange als der europätiche Kontinent die dort ungleich 
teuerere Arbeitskraft durch Majchinen zu erjegen verjteht. Mit anderen Worten, unfere Zeit 
befigt Mittel und Wege, den Einfluß des Arbeitslohns auf den Reinertrag und damit auf den 
Preis des Grund und Bodens abzuſchwächen. 

Auf das nachdrüdlichite muß betont werden, daß, wie ausgeführt, die Preije der land- 
wirtihaftlihen Produkte, die Höhe der Löhne und ebenjo die Steuern 2c. ihrerjeit3 als das 
primäre Moment die Preije des Grund und Bodens beeinfluffen, nicht aber umgefehrt die 
Preije de Grumd und Bodens, reſp. die Höhe der Pacht, die Preiſe der hauptjächlichjten 
landwirtichaftlichen Produkte ala das jefundäre Moment beeinflufjen. Darin liegt eine Haupt- 
eigentümlichfeit des landwirtichaftlichen Betriebes und Beſitzes gegenüber den anderen Pro— 
duktionszweigen, daß die Ablagerung der aus günftigen Konjunkturen erzielten Rente ſich 
in dem Preije des Grund und Bodens vollzieht und in dem Vermögen ded Grundbefigers 
zum Ausdrud kommt. Alle Momente, welche nachhaltig die Rente des Grundbejigers zu 
ihmälern angethan find, bewirken eine Berminderung feines Bermögend. Die Steigerung der 
Löhne wie der Steuern haben, um das jchon hier im Zufammenhange auszufprechen, in Europa 
keinen Einfluß auf die Preije der landwirtichaftlichen Brodufte, wohl aber auf den Grund- 
wert. Der Landwirt jelbit ift, wie wir jofort näher nachzuweiſen fuchen werden, unter unjern 
Berfehröverhältnifjen nicht in der Lage, die Preije feiner hauptjächlichjten Produkte wejent- 
lic zu beeinfluffen oder gar zu beftimmen und fich feine Auslagen an Lohn, Steuern ꝛc. 
wieder erjegen zu lajjen. Er vermag fie nicht auf die Konjumenten abzumälzen, jondern fie 
werden ihm im internationalen Verkehr beftimmt und er hat fich ihnen zu unterwerfen. 


Die Statiftif läht uns in Bezug auf die Bodenpreife leider fait völlig im Stich und 
man hat fich mit außerordentlich dürftigen Notizen darüber zu behelfen. Einen gewiffen Anhalt 
zur Beurteilung der Entwidelung der Bodenpreife in Medlenburg') giebt uns eine Zuſam— 
menftellung der Kaufpreiſe der Allodialgüter, welche von dem dortigen ftatiitiichen Büreau in 
danfenswerter Weile verarbeitet find. Freilich können die Ziffern nicht auf wirkliche Genauigkeit 
Anſpruch machen, indeffen geben fie doc) ein ungefähres Bild von der enormen Steigerung des 
Grundwerts, welcher der der Getreidepreife weit vorausgeeilt iſt. 


Güterpreife in Medlenburg: Schwerin, 
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Jahr im Mart zu1770-78| güter in Mart von HOT | gabe | im Mart | 100 
1770-1779 | 1926 | 1 2042 | 100 11-1780: 872 | 10 
1780-1789 | 4993 | 127,3 a 1781-1790 44 | 108,8 
170-1799 | 50421 | 356.9 49 740 243,6 1791-1800 | 11.95 | 187.0 
1800-1809 | 71016 | 361,8 67608 | 331,2 1801-1810 16,68 | 191.3 
1810-1819 | 41292 | 2104 4067 | 2159 1811-1820 , 12.19 | 1398 
1520-1829 | 45.252 6 5308 | 219 18211830 | 7.46 86,5 
1830-1839 | 56136 | 286,0 665 | 3117 1831-1840 : 971 | 1118 
1840-1849 | 902 | 461,0 35 | #7 1841-1850 | 11.64 | 1885 
1850-1859 | 113216 | 576,9 11866 | 5815 1851-1860 | 1540 | 176.6 
1860-1869 | 152341 | 7762 18041 | 8840 1861—1870 , 1473 | 168,9 

6774 18 | 7762 1871-1879 | 15,68 | 179,8 
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Für Preußen gewinnt man in Betreff des Grundwertes ber großen Güter einen Anhalt 
dur die Entwidelung der Badıtbeträge für die Staatsdomänen. Wir geben daher im 
Folgenden eine Ueberſicht der Durchſchnittsſätze), die wohl beachtenswert find, da im ganzen 
Staate (1895) 1047 Vorwerke mit 335 217 ba nugbarer Fläche in der Hand des Staates waren, 
wovon 778 in den fieben öftlihen Provinzen mit 286028 ha nußgbarer Fläche, welde in der 
ganzen Periode nur eine verhältnismäßig unbedeutende Verringerung erfahren haben: 


Pachtbeträge der Staatödomänen in Preußen. 










































$ ektar exkl. in Mt. Verhältnis der Pacht 
Pacht pro Hektar exkl. Unland in M a m 

R Lo 1889 1896 | ‚1889 1896 
Bezirk 1849 1864 1869 1879 1884 "90 __97 1849/1864 186911879 1884. 90.97 

1. Königsberg 8,5 18,1 17,9 23,5 95,1 24,4 23,4| 100 | 153 | 208 | 284 298 | 285 | 975 
2. Gumbinnen 6,9 8,2 12,7 15,9 17,3 17,7 17,7|100 120 | 185 | 231 | 251 | 257 249 
3. Danzia «© » - . . 11,9 19,1 28,1 33,2 29,9 81,1 29,0| 100 160 235 278 | 250 | 260 | 244 
4. Marienverder | 7,3 12,4 17,6 25,4 27,7 28,5 23,7 |100| 168 239 344 | 375 | 887 821 
5. Voſen . ! 7,9 12,5 117,1 120,2 20.7 '20,7 20,4 | 100 | 158 | 215 255 | 261 | 261 |258 
6. Bromberg . . : 8,0:12,9 119,0 21,1 22,4 122,2 119,7 | 100 | 161 | 286 | 262 | 279 | 275 245 
7. Stettin . . 112,5 20,3 24,1 27,2 28,3 28,9 27,1|100 161 192 216 225 | 229 215 
8. Göslin . . 9,8 15,2 120,0 127,6 27,1 27,3 24,0 | 100 155 204 281 278 | 278 | 244 
9, Stralfund . . 11,1 22,5 29,0 |31,0 31,4 29,8 28,6] 100 201 268 282 | 281 | 266 256 
10. Breslau . 13,9 117,0 124,8 134,6 44,8 45,2 44,6 | 100 122 | 178 248 326 823 319 
11. Liegnig . . 13,7 20,6 |23,8 |41,7 42,7 142,5 34,8 | 100 | 150 | 174 304 | 312 | 310 254 
12, Oppeln . . ‚10,0 111,2 117,4 '27,3 33,7 35,6 137,6 100 112 | 173 , 271 | 335 | 354 374 
13, Potsdam . . 12,6 18,6 24,0 30,4 31,1 130,1 29,21100 147 190 240 246 242 231 
14. Frankfurt a.O. . . 14,8 23,5 28,5 137,1 138,0 137,7 37,0| 100 | 158 | 192 | 250 | 256 254 249 
15. Magdeburg 27,1 34,9 47,6 |70,8 85,4 91,8 92,2 | 100 | 129 | 175 | 261 | 315 | 338 340 
16, Merjeburg . ‚31,7 35,6 40,6 |60,1 167,2 76,7 76,5 | 100 | 112 |128 189 211/241 241 
17. Erfurt . .» 2. . 24,4 29,8 133,1 48,8 41,5 42,3 36,6 1100 122135 179 |170'173:149 
18. SchleswigeHoljtein . — | — — | — 78,7 73,7 69,610 — | — — — — — 
19. Hannover . ... — — — — 545 1683 6341100 — — — —— 
20. Minden . — — — — 24,0 19,0 1901100, — — — ll 
21, Kaſſel . . .171-1- | 4761482| — [100] — — — 1-11. 
22. Wiesbaden —— —— 150,9 50,1]10| — | ————— 
Alte Provinzen . . 13,9 20,2 26,4 35,5 38,3 39,1 38,4] 100 145 190 256 275 281 276 
Preuß. Staat . .| — — — — 404 4,3 4083| -— — — — — — — 





$ 6. Hiernach kommen wir zu dem nächſten wichtigen Punkte unſerer Unterſuchung, der 
Regulierung der Breije der landwirtihaftligden Produkte. 

Halten wir und zunächſt an das Getreide und unterfuchen, wie dabei die Preisregu— 
lierung vor ſich geht, und worin fie jih von der gewöhnlicher anderer Waren unterjcheidet. 
Das Getreide gehört zu den Waren, welche in großen Mafjen produziert werden und mitten 
im internationalen Verkehre jtehen, deren Preiſe mithin den Lokalen Charakter in hohem Maße 
abjtreifen fünnen und gegenwärtig jchon abgeftreift haben. Es gehört aber auch zu den 
Waren, welde nicht in jedem Momente beliebig vermehrt werden fünnen, deren Vorrat für 
eine gewifje Zeit — hier für ein Jahr nach dem Ernteausfall — einem mehr gleichmäßigem 
Bedarf gegenüber von der Natur bejtimmt begrenzt wird, während innerhalb etwas längerer 
Beit die Anpaffung der Produktion an den Bedarf im großen ganzen in der Hand des Menjchen 
liegt. Die Preisregulierung des Getreides wird deshalb innerhalb eines Jahres fi) anders voll- 
ziehen als innerhalb einer größeren Periode. Beide Fälle müfjen bejonders unterjucht werden. 


lichen Landgüter in Medlenburg- Schwerin und | Reiche nach dem Geſetze vom 15. Juli 1870 in 
die fucceffiven Aenderungen derjelben. Bd. 9. Heft J. f. Nat. 34. ©. 18. Derj., Die Erhöhung 
8 u. 4. Fortſetzung bis 1878. ©. auch 9. Baajche, der Getreidezölle im Deutſchen Reiche im Jahre 
Die Entwidelung der Kaufpreife des Ritterſchaft- 1885 in J. f. Nat. II, 10 (1885) S. 247. Derj,, 
lihen Grundbefiges in Medienburg- Schwerin von Die Preije des Jahres 1893 ꝛc. in 3. f. Nat. 
1770— 1878, in J. f. Nat. II, 2. S. 311. 111, 7. (1894) ©. 301 ff. Derſ., Art. Agrarkriſis 

2) S. Eonrad, Die Tarifreform im Deutjchen ; in Deutſchl., in H.W. Suppt. Bd. I. (1895) S. 12 ff. 
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Innerhalb fürzerer Perioden werden die Preije des Getreides allein von 
dem Berhältnis von Angebot und Nachfrage beftimmt. Bei reichlichen Ernten in dem maß: 
gebenden Territorium fintt der Preis, während er in Folge einer Mifernte fteigt, wobei 
die Wirkung noch wejentlich durch die Dringlichkeit des Bedarfs erhöht wird. Mit den Fort- 
ihritten der Kultur ift allerdings fortdauernd der Einfluß der Dringlichkeit abgeſchwächt, 
einmal indem die Bevölferung nicht mehr jo ausjchließlich wie früher auf Getreide als Nah: 
rung3mittel angewiejen ift, jondern in Kartoffeln, Gemüſe, Fleisch, dann in Kolonialwaren, 
wie namentlich Reis, reichlicyen Erjat zu finden weiß. Dann indem die verbefierten Kom— 
mumilationsmittel durch erweiterten Handel die Wirkung des Ernteausfalld eines Landes 
weientlich abgeſchwächt haben. Zeigten fich in früheren Jahrhunderten von einem Jahre zum 
andern bei abgeichloffenem Handelsgebiet die ertremiten Gegenſätze, jo hat ſich das in neuerer 
Zeit weientlich verändert. In England jchwantten die Preiſe des Getreides ım 13. Jahrhundert 
um das 56fache, im 14. um das 40fache, im 15. um das 20fache, im 16. um das Sfache, im 
17. um das 3’/efache, im 18. um das 4'/sfache, aber aud in diefem Jahrhundert liegen noch 
Schwankungen fast um das ſechsfache vor. 1812 foftete der Quarter Weizen 126 Sh. 6. d. (1855: 
74 Sh. 9 d.), 1894 :22 Sh. 10 d., wenn man Jahresdurchſchnitte in Rechnung zieht. Verſchärft 
wurden früher befonders die Breisihwanfungen durch die Furcht vor Hungersnot oder Leber: 
fülle an dem notwendigen Nahrungämittel, welche da& Zünglein der Preiswage noch weit mehr 
ausichlagen ließ, als das Gewicht des Ernteausfalld es an und für fich bewirkt hätte. Man 
gieng jo weit, eine beftimmte Regel, die jogenannte King'ſche Regel, aufzuftellen, wo— 
nad die Preife in einem bejtimmten gejegmäßigen Verhältnis über die Schwankungen des 
Ernteausfalld hinauzftiegen, jo daß bei dem Ausfall der Ernte um 10% die Preife um 
20° fteigen follten, bei einer jolhen von 20 %/—50 %0 20. Indeſſen ift es längft erkannt, 
daß eine folche Regelmäßigkeit jchon in früheren Zeiten nicht beftanden hat und fich noch 
viel weniger in der neueren Zeit ergiebt. Doc; kann man noch jet verfolgen, daß die fauf- 
männische Spekulation bei ungünftigen Ernteausfichten die Getreidepreife im Uebermaße hebt, 
während günftige Ernteberichte die Preife ftärfer herabdrüden, ala das Verhältnis der fak— 
tiihen Ernte zur Normalernte rechtfertigen ließe. 

87. Im Durhihnitt größerer Perioden regulieren fich die Getreidepreije da— 
gegen wie bei allen Waren, welche in großen Maffen hergeftellt werden und leicht vermehrt 
werden können, nach den Beichaffungskoften aus den am entfernteften gelegenen Ländern, 
reip. den Produktionskoften der unter den ungünftigften Verhältniffen produzierenden Län- 
dereien, welche noch zur Dedung des Bedarfs des Weltmarktes herangezogen werden müflen, 
plus den Transportfojten von jenen PBroduftionsorten bis zum maßgebenden Konſumtions— 
markt, wie dieſes in Thünen's ijoliertem Staate am klarſten nachzuweifen ift. Je mehr Die 
Bevölkerung in der Eentralftadt wächit, je größer damit die Entfernung wird, aus der man 
noch zur Dedung des Bedarfs Getreide beziehen muß, umfomehr müſſen die Preiſe jteigen, 
und zwar joweit, daß noch dem entlegenjten Bezugsorte Dedung der Produktionskojten und 
Transportkoften damit gewährt wird. 

Sind der Ausdehnung des Ackers bejtimmte Schranken gezogen, jo wird durd eine in- 
tenfivere Ausnugung des vorhandenen Bodens wie durch den Uebergang zur Kultur un: 
günftigerer Bodenarten dasjelbe Reſultat erzielt, denn bei gleihen Transportkoſten fteigen 
die Produktionskoſten an Ort und Stelle. An früheren Zeiten war diefer Vorgang auch 
im praftiichen Leben genau zu verfolgen; je mehr die Bevölkerung wuchs und damit der 
Bedarf an Nahrungsmitteln, um fo intenfiver begann man zu wirtichaften oder man führte 
aus entfernteren Gegenden Getreide ein, wenn auch nur in beſchränkterem Maße als jept 
und die Preiſe des Getreides ftiegen. 

Sobald man größere Perioden in das Auge faht, kann man feit dem Mittelalter ein be- 
Händiges Steigen der Preife der landwirtichaftlichen Produkte verfolgen und zwar in ftärterem 
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Maße, ald das der Preife der Manufakte, bei denen die menfchliche Arbeitskraft, die Er: 
findungen zc. im Gegenjaß zu den Iandwirtichaftlihen Produkten die Herjtellungstoften zu 
vermindern bvermochten. Einen vorzüglichen Beleg für diefe Behauptung lieferte Freiherr 
bon Steiger in den (leider nicht gedrudten) Preiszujfammenftellungen für die böhmijche Do: 
maine Tlosfau auf der Wiener Ausftellung im Rahre 1873, der wir Folgendes entnehmen: 


1670 1770 1870 

Gld.Kr. Gld. Kr. Gld. Kr. 
1 öſterr. Metze Weizen 1 —= 100 2 25 — 2256 480 — 480 
— „Moggen 70 = 100 150 = 210 360 = 510 
1 Pfund Brot 1, = 10 2 —= 133 T7T= 4% 
1 „  NRindfleifc 4 = 10 6 = 150 3— 572 
Butter 11 = 100 16 = 144 35 — 320 
1000 Ziegel 4 40 = 100 5 75 — 190 21 —- = 20 
1 Pfund Seife 15 — 10 3—= 190 
1 Rieß Kanzleipapier 130 = 100 20 = 1% 
1 Elle Leinwand 19 = 100 50 — 8 
1 Zentner Schmiedeeiſen 5 70 = 10 750 = 1% 90 — 168 
1 " Mittelmolle 22 = 100 4 — 75 — 340 
1 Klafter Brennholz 2 —= 10 135 = 610 630 = 2%00 


Bei weitem am ftärfften ift die Preiszunahme bei dem Holze gewejen, dann folgen die land: 
wirtichaftlichen Produkte, während die Manufakte eine erheblich geringere Steigerung ergeben. 

In der neueren Zeit, in dem Beitalter des Dampfes, hat nun die VBerbejjerung der Kom— 
munitationsmittel eine Umgeftaltung diejer Berhältniffe herbeigeführt. Die entfernteften Gegen: 
den, welche bisher in Rechnung kommen konnten, liefern jegt immer bedeutendere Ouantitäten, 
auf den europäischen Markt. Die Transportkoften haben ſich in den legten Dezennien be- 
jtändig vermindert, jo daß immer größere Landftreden auch in anderen Weltteilen in einen 
näheren Thünen’schen Kreis dem Weltmarkte d. i. England gegenüber gezogen find und dem 
europäiichen Kontinent wachjende Konkurrenz machen. 

$ 8. England abjorbiert gegenwärtig die Ueberſchüſſe der landwirtichaftlihen Produktion 
(abgejehen von Roggen) aller in Betracht fonımenden Länder ?) und bildet damit gegenwärtig 
in der civilifierten Welt die Eentralftadt in Thünens Bilde. Das Innere Ruflands und der 
Vereinigten Staaten, Kanada, Auftralien, Oftindien, Argentinien repräjentieren die äußerjten 
Thünen’schen Kreiſe. Je mehr England, um den Bedarf der rapide wachienden Bevölkerung 
zu deden, Anſprüche an Nahrungszufuhr macht, je weniger die Hauptjtaaten des Kontinents, 
abgejehen von Rußland, aus den gleichen Grunde abzugeben vermögen, vielmehr, wie Deutich- 
land und Frankreich, immer häufiger und mehr mit England fonfurrierend ald Käufer für 
Nahrungsmittel auftreten, um jo maßgebender werden jene entlegenen Länder für die Preis- 
beftimmung. Sie fönnen auf die Dauer nur ihre Produkte nad) Europa liefern, wenn ihnen 
die Heritellungskoften und die Transportkoften bis dahin durch den Preis gededt werden. 
Je tiefer bei ſonſt gleichen Berhältniffen in das Innere jener Länder eingedrungen werden 
muß, um das nötige Quantum zu beichaffen, um jo höher muß der Preis fteigen. Je mehr 
dagegen dur; Erfindungen und Kapitalaufwand die Transportkoften aus jenen Entfernungen 
vermindert werden, um jo mehr finkt der Preis. Die Beichaffungstoften aus jenen entfernten 
Gegenden find deshalb maßgebend für unjere Preife, ohne dag wir im Stande find, Dies 
ſtatiſtiſch nachzuweiſen. 

Ganz ähnlich, wie England für Weizen, Gerſte, Hopfen ꝛc. iſt Deutſchland für Roggen 
maßgebend ; wie dort die Vereinigten Staaten, jo ift hier das Innere Rußland's als der 
Getreide liefernde Thünen’sche Kreis anzujehen, und da die Preiſe der verjchiedenen Getreide: 
arten in jehr engem Zuſammenhange ftehen, fo wirken die Vorräte Amerikas an Weizen 


3) Die nachfolgende Tabelle I (S. ©. 236 u. 287) der Angaben von Toole und Newmarch, Ge- 
bietet eine Ueberſicht der Entwicklung der Ein- ſchichte der Preiie. 1862 und des Statistical Ab- 
fuhrverhältniffe in England jeit 1841 auf Grund |stract of the United Kingdom, 
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and wiederum auf den Roggenpreis in Deutjchland und umgekehrt (wenn aud) in wejentlich 
geringerem Mae), die Roggenernte in Rußland auf den Weizenpreis zunächſt in Deutich- 
land, dann aber auch auf dem Weltmarkt. Zur Erjcheinung tritt demnach als Preisregu- 
lator allein das Verhältnis des Vorrats zum Bedarf auf dem Weltmarkt. Die Rüdwirkung 
aber wiederum des Preijes auf das Angebot entzieht fich der Beobachtung, weil fie fich auf 
zu viele Länder und entfernte Gegenden verteilt. 

Der Landwirt in England, Frankreich, Deutichland hat einen Einfluß auf die Preisbil— 
dung der Getreidearten nicht; ob er die Getreideproduftion etwas einjchränft oder ausdehnt, 
muß auf den Weltmarkt ohne Einfluß bleiben, weil fie einen zu kleinen Prozentjag des Ge- 
lamtbetrages ausmacht, und leicht durch das Ausland ausgeglichen werden kann. Bon Be: 
deutung iſt hierbei, daß in den in Rede ftehenden Staaten der Landwirt mehr oder weniger 
auf Setreidebau angemwiejen ift, ald Wechſelfrucht und zur Stroberzeugung, jo daß er aud) 
dann den Getreidebau nicht aufgeben kann, wenn die Getreidepreije die unmittelbaren Pro: 
duktionstoften der Hörner ſelbſt nicht deden. Der Uder in Deutichland kann im allgemeinen 
weder 3, 4 Jahre oder noch mehr Klee Hinter einander tragen, noch Rüben, Kartoffeln, 
Raps ꝛc., jondern es muß erfahrungsgemäß Getreide ald Zwiſchenfrucht eingefchoben werden, 
joll nicht die Ertragsfähigkeit des Bodens in kurzer Zeit enorm herabgedrüdt werden, und 
eine ſtarke Viehhaltung ift nur ausnahmsweije möglich, ohne an Ort und Stelle das Futter: 
und Streuftroh zu bauen. Daher jehen wir auch in England troß des enormen Rüdgangs 
der Öetreidepreije jeit den vierziger Jahren den Getreidebau immer noch in großer Aus: 
dehnung bejtehen, obwohl die hohen Arbeitslöhne den Getreidebau erjchweren und das Klima 
den Anbau anderer Gewächje, namentlich der Futterfräuter ungleich mehr begünftigt, als 
dad in Deutichland der Fall ift. 

$ 9. Aus dem Gejagten geht hervor, daß e3 eine falſche Kalkulation ift, die Produk— 
tionsfojten des Getreides mit dem Preije zu vergleichen und daraufhin entjcheiden 
zu wollen, ob in dem Lande noch weiter Getreide gebaut werden kann oder nicht; und ebenjo 
ein Land konkurrenzunfähig mit einem anderen zu erklären, weil in ihm die Produktions— 
tojten höher find. Es fommt hinzu, daß die Berechnung der Produktionskoſten jehr ungenau 
ift ebenfo wie die des Wertes der Ernte, weil das Stroh teils feinen allgemeinen Markt: 
preis hat, teild zum Marftpreife gar nicht abzujegen ift, und doch einen hohen Prozentſatz 
des Wertes der Ernte repräjentiert. Dasjelbe ijt aber befanntlih vom Dünger bei Be- 
fimmung der Produftionstoften zu jagen. 

Man hat den unbedingten Einfluß des internationalen Handels auf die Ge- 
treidepreife eines großen Landes bejtreiten wollen mit dem Hinweis auf den geringen Pro— 
zentiag, welchen der Import rejp. Erport von der gejamten Broduftion rejp. dem gejamten 
Bedarf des Landes ausmacht. Indeſſen fommt es weniger auf dad Quantum an, welches 
faktisch in das Land hinein- rejp. aus dem Lande hinausgeführt wird, als auf dad Quantum, 
welches eventuell die Getreibehändler vom Auslande beziehen fönnen, wenn die heimischen 
Produzenten zu hohe Forderungen ftellen, und ebenjo auf das Quantum, welches die Land- 
wirte im Auslande abjegen fünnen, wenn ihnen die einheimifchen Müller ac. nicht foviel 
bieten wie die ausländifchen Händler. Weil nun durch die verbeflerten Kommunikations: 
mittel diefe Möglichkeit in der auferordentlichiten Weiſe gefteigert ift, wurde die Konkurrenz 
des Auslandes und die internationale Ausgleichung in der neueren Zeit weit durchgreifen- 
der maßgebend als früher. Die Folge für die Landwirtichaft Europas ift, daß der Einfluß 
des Ernteausfalld des betreffenden Landes auf die Breife fi immer mehr vermindert hat *) 
und jomit auch bei Mißernten die Preiſe jehr niedrig jein (1879, 1880 und 1881 in Deutich- 
land), ebenfo aber auch umgefehrt bei vortrefflichen Ernten diejelben fich ſehr günftig ge: 


HR vemp, Ueber den Einfluß de3 Ernte | und frruchtpreiie in Preußen, Bayern, Württem— 
ausfall s auf die Preife. 1881. Derj., Ernten ı berg u. Baden in J. f. Nat. II, 9 (1884) ©. 341 ff. 
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jtalten können (1872—75 in Deutichland). Mit anderen Worten: Die Schwankungen der 
Reinerträge der Yandwirtichaft find durch die neuere Entwidlung wejentlich größer geworden. 

Bon vielen Seiten wird behauptet, daß die Börje den Getreidepreis willtürlich und ein- 
jeitig beeinfluffe, insbejondere feit durch den Terminhandel mit großen Mengen Getreide ge: 
handelt wird, die nur auf dem Papiere ftehen und gar nicht zu beichaffen find. Der Ge 
danke liegt nahe, daß dabei leicht ein gewaltiges Angebot fingiert werden kann, das ben 
Preis wirft, ohne daß die thatjächlichen Verhältniffe diejes rechtfertigen. Man muß aber 
im Auge behalten, daß das wirkliche Verhältnis von Angebot und Nachfrage, wie e3 nad) 
den Berichten für den Moment oder für die Zukunft ſich ergiebt jtet? die Grundlage für 
die Preisipefulation ift, und ſobald von einer Seite die Preije demjelben entgegengeiegt be; 
einflußt werden, fich fofort eine Eontremine bildet, welche geftügt durch die Thatſachen bald 
mehr Anhang und Ueberlegenheit gewinnt, um die Gegenpartei zu jchlagen, welche eines 
realen Anhaltes entbehrt. So können wohl momentan Preisverjchiebungen an der Börie 
durch willfürfiche Spekulation entftehen, aber nicht von nachhaltiger Bedeutung. Mit welchen 
Mengen dabei operiert wird, fällt wenig ind Gewicht. 

Auch die ftatiftiiche Unterfuchung ergiebt, daß die Börjenipefulation die Preife mehr aus: 
geglichen hat, und daß durch den Terminhandel die Preije mit größerer Sicherheit ſchon 
eine längere Zeit vorher den thatjächlichen Verhältnifien angepaßt und richtiger vorausbe— 
rechnet werden, als in frühern Beiten ®). 

$ 10. Dievoltswirtihaftlihe Bedeutung der Getreidepreije hat im Laufe 
der Zeit gewaltig abgenommen, einmal, weil der geſamte Lebensunterhalt der großen Maſſe 
der Bevölkerung weit mannigfaltiger geworden ift, und das Brot einen weit Fleineren Pro— 
zentjaß der gejamten Ausgaben auch der Arbeiter in Anfpruch nimmt als früher, jo daf 
hohe Getreidepreije ihm auch bei ſonſt gleichen Verhältniſſen nicht mehr in diejelbe Not ver: 
jegen wie früher, niedrige Preije ihm nicht mehr die gleiche Erleichterung verjchaffen. Da 
ferner hohe Preife mit guten Ernten, wie wir ſahen, zufammentreffen können und ebenjo 
ſchlechte Ernten mit niedrigen Preifen, jo fünnen für die ländliche Bevölkerung mit Teuerung 
gute Tage verbunden fein wie jchlechte und ebenjo mit billigen Zeiten, weil bei hohen Preiſen 
reichliche Beichäftigung die geringe Kaufkraft des Lohnes ausgleichen fan, während auf der 
anderen Seite der Nachteil der Beſchäftigungsloſigkeit den Vorteil der niedrigen Preiſe 
weſentlich überfteigen kann. 

In noch viel höherem Make find ausgleihende Momente für die ſtädtiſche Bevölterung 
vorhanden, deren Verdienſt und Beihäftigung ganz andere Örundlagen hat, worauf wir 
bereit3 aufmerkffam zu machen Gelegenheit fanden. Während die Statiftiker in früheren Zeiten 
daher in der Yage waren, in eflatanter Weife den Zuſammenhang zwiichen den Getreide: 
preilen und den Eheichliegungen, den Geburten, der Sterblichkeit und den Verbrechen nad): 
zuweifen, zeigen fich in der neueren Zeit immer mehr Ausnahmen, jo dak man faum nod 
von einer Regel jprechen kann. 

Während man zur Zeit des Merkantilismus niedrige Getreibepreife für wünſchenswert 
hielt, bejonders im Intereſſe der Induftrie, und es der Staatögewalt zur Aufgabe gemacht 
wurde, eventuell fünftlich jene Preiſe zu erniedrigen, die phyfiofratiiche und Adam Smith’jche 
Schule aber bekanntlich eine ſolche Einwirkung perhorreszierten, ift neuerdings in diejer Be: 
ziehung beſonders bei den praftifchen StaatSmännern des europäifchen Kontinents ein Um— 
Ihwung eingetreten, und man hält die Intereſſen der Landwirtichaft für jo überwiegend, 
daß zu ihren Gunften eine Erhöhung derjelben auch durch Zwangsmaßregeln für wünſchens 
wert eradhtet wird; es ift nun Far, daß an und für fi) weder hohe noch niedrige Preije 


5) ©. dar. auch G. Cohn, Zeitgeihäfte und tion zc. in J. f. G. 8.15 6.1188 f.; J. Con— 
Differenzgeichäfte in J. f. Nat. 7 und 9; M. rad, Die Monatäpreife des Getreides in J. f. 
Kantoromwicz, Die Wirkfamfeit der Spelula- Nat. III, 9 (1895) S. 247 fi. 
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der landwirtichaftlichen Produkte als ein Segen anzufehen find, e3 fommt vielmehr voll- 
ftändig auf den Zujammenhang mit den übrigen Berhältniffen an. In einem Agrar:Staat, 
welcher Ueberſchüſſe an das Ausland abzugeben hat, wird eine Erhöhung der Preije unter 
ſonſt gleichgebliebenen Verhältnifjen von günftigem Einfluß jein; in einem Induſtrieſtaate 
dagegen wird die Bevölkerung überwiegend darunter leiden und um jo mehr, wenn dieje 
Steigerung fi auf das Inland allein bejchräntt. Die Ausnahmen von diejer Regel und 
die daraus rejultierenden Aufgaben für den Staat haben wir in dem folgenden Abjchnitte näher 
zu unterfuchen, zunächſt aber wollen wir die vorliegenden Preiſe jelbit etwas näher betrachten. 


2. Statiftif der Preife der landwirtfhaftliden Produfte®). 


$ 11. Bor allem wird zu betonen fein, daß die ftatiftiihen Angaben, namentlich 
joweit fie fih auf ganze Länder beziehen, mit manderlei Fehlern behaftet find, 
weil es in der That außerordentlich Schwierig tft, brauchbare Durchjchnitte zu gewinnen umd 
die Ungleichartigkeit der Qualität in verjchiedenen Gegenden und Jahren auf den Preis 
wejentlich modifizierend eimmwirfen muß, jo daß es geradezu unmöglich ift, völlig gleichartiges 
gegenüberzuftellen. Man wird jogar jagen müfjen, daß die Fehlerquellen fich in der neueren 
Zeit nody mehr gefteigert ald vermindert haben, indem die älteren Taren der Preisſtatiſtik 
ein vorzügliches Material boten. Für die ältere Zeit kommen dagegen die großen Schwierig: 
feiten des Gehalts der Münzen und des Wertes der Edelmetalle hinzu, um eine erafte Preis: 
geichichte zu verhindern. Wir begnügen uns deshalb mit nur wenigen älteren Angaben, um 
die bedeutende Preisfteigerung in den legten Jahrhunderten zu illuftrieren und verweilen 
nur etwas bei den neueren Bahlen. 


Weizenpreije (für den Quarter = 220 kg) von 1401—1895). 
Jahr — ———— Jahr unglanD Sranirelg 
sh. sh. B sh, d. sh. 


d d. 
1401— 1450 7 1 12 8 1881— 1885 40 10 51 4 
1451— 1500 6 2 6 7 1886 — 1890 31 5 2 7 
1501 — 1550 12 * 13 3 1887 32 6 41 9 
1551 —1580 17 9 28 6 1888 31 1 44 6 
Orford 1889 29 9 42 1 
1581— 1600 26 8 52 3 18% 31 11 45 2 
1601—1700 39 1 39 8 1891 37 0 49 4 
1701—1770 36 2 32 5 1892 31 1 41 5 
1771—1800 52 5 38 — 1893 26 4 837 3 
1801—1850 64 2 47 8 1894 2 10 4 3 
1851 — 1880 52 5 50 9 1895 22 9 — — 
Berliner Getreidepreiſe von 1651--1895 
in Mark für den Zentner & 50 kg Preiöverhältnis zum Roggen für den Zentner 
Jahr Weizen Roggen Gerfte Hafer Jahr Roggen Weizen Gerfte Hafer 
1651 —1700 3,72 2,67 2,73 2,65 1651-1700 100 139,5 102,3 99,1 
1701—1730 4,24 3,14 2,65 2,63 1701-1750 100 135,1 343 834 
1751-—1800 6,27 5,07 5,42 4,82 1751-1800 100 1235 106,8 95,1 
1801—1850 9,29 6,8 6,36 6,83 1801-1850 100 136,6 93,5 100,4 
1851—1880 10,5 8,07 7,68 7,716  1851—1880 100 130,7 951 6,1 
1881—1885 8,87 7,41 7,7 7,44  1881—1890 100 119,3 104,6 98,9 
1886—18%0 8,55 7,19 7,58 7,01 1891 100 106,7 8341 82,1 
1891 11,05 10,35 8,7 8,5 1892 100 105,2 942 9,8 
1892 9,15 8,70 8,20 7,90 1893 100 114,4 120,4 123,5 
1893 7,55 6,60 7,95 8,15 1894 100 115,4 123,9 1222 
1894 6,75 5,85 7,25 7,15 1895 100 118,9 — 101,3 
1895 7,12 5,99 — 6,07 





6) Das beſte Material zur Geſchichte der Newmarch, Die Geſchichte und Beſtimmung der 
Getreidepreiſe liefern die folgenden Werke: Preiſe während der Jahre 1693— 1857. Deutſche 
%. F. Unger, Bon der Ordnung der Frucht- Ausgabe. 1862. T. Rogers, A. history of 
preije und deren Einfluffe in die wichtigften An»  agriculture and prices in England, 1866. 1882, 
gelegenheiten des menſchlichen Lebens. 1752. 2. Hanauer, Etudes &conomiques sur l’Alsace, 
Seuffert, Statiftif des Getreide- und Victua- 1878. Für die einzelnen Länder bilden die offi- 
lienhandels im Königreiche Bayern mit Berüd- ziellen ftatiftifhen Jahrbücher, Abftracts zc. die 
fihtigung des Auslandes. 1847, Tooke und! betreffende Duelle. 
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Preiſe landwirtihaftliher Produkte von 1816—1895 
für den Zentner à 50 kg in Mar, 























Meizen ) = i8|» 

| —— | Bee |S 2 22|8|81 518 
25 @BER 5 Bes lest 
Jahr | 8 BEE sFr 5 ec 2 55 RE Se 

> 252 59a E85 2085 ı IR JE 

> a BEI. RR KA) ’ — 
m" *53 — 83# Preußen alten Beſtandes 

1816-20 18,2 | 10,31 +7,89 9,0912,04 2,95 | 7,596,576,49 8,121,93| 73,3 33,3| 89,2 
1821-30 13,3 | 6,07 +7,93 5,46 6,63 117 4,34 8,833,99 | 4,85 1,24 | 50,823,3 27,5 
1831-40 12,7 | 6,92 +5,78, 6,69 7,39, 0,70 ' 5,084,8814,58 | 5,37.1,32. 55,0.25,8| 30,8 
1841-50 12,0 | 8,39 361 8,02 9,10, 1,08 6,155,56 5,08 6,5 1,7 | 60,0 28,3 36,8 
1851—60 12,5 | 10,57 +1,98) 9,98.11,18| 1,20 8,2717,5117,2 | 8,8 2,37 | 73,3 35,0) 45,8 
1861—70 112,4 | 10,28 +2,17 9,7510,98 1,18 | 7,7317,3 7,01 8412,24 89,243,3 52,5 
1871—75 12,3 | 11,76 +1,74 11,25 12,80 0,95 8,96 8,54 8,16 11,22 3,02 115,7 57,4 63,0 
1876—80 10,3 | 10,56 —0,26 10,11 11,12, 1,01 | 8,32)8,1 7,68 11,59 8,08 1120 57,4| 62,0 
1881-85 90 | 945 —045 9,13 9.88 0,75 8,0 7,747,29 11,86 2,63 1111,8.58,9. 62,4 
1886— % 7,14 8,76 —1,62| 8,28 9,18 0,90 \ 7,15,6,92 6,76 10,47 2,28 1105,7 57,2 60,9 
1891 8,41 10,94 — 2,53 10,87 11,45 0,58 10,228,238,06 11,22 3,27 107,6 61,11 61,7 
1892 7,06, 9,41 '—2,35| 9,42 9,70 0,8  8,80]7,76.7,47 11,888,08 111,3 61,3, 64,6 
1893 5,981 7,34 —1,36 | 7,17 8,00 0,83 | 6,39,6,96/7,54 110,93 2,05 110,9 58,21 63,2 
1894 5,21 6,69 148 6,42 9,10 0,68 | 5,78.6,53 6,77 10,96 2,17 126,5 60,21 57,7 


Die vorftehende Tabelle führt die Entwidlung der Preife von 1816 ab vor, und zeigt in ſchlagen— 
der Weife die Ausgleihung der Weizenpreije, welde hauptſächlich zwiſchen England und 
Preußen ftattgefunden hat. Während in den Anfangsperioden der Zentner in dem Britiihen Reiche 
über 7 Mark teurer war als bier, finkt die Differenz in den 30er Jahren auf 5,7 Mark, inden 
50 und 60er Jahren auf ca. 2 Mark, anfangs ber 70er vermindert fich die Differenz bereits auf 
's Mark, um feitdem in das entgegengefegte umzufchlagen, jo daß der Weizen in Preußen jet 
1% Mark, in Weftphalen 2 Mark teurer als in England ift, eine Erjcheinung, welche jelbitver- 
ſtändlich auch nicht ohne Einfluß auf die Konkurrenz: Berhältniffe der Induſtrie beider Länder 
bleiben kann. Die Tabelle zeigt ferner, da& zwar gegenüber der eriten Periode eine Ausgleihung 
ber Preiſe —— Oſten und Weſten Preußens ſtattgefunden hat, daß aber noch ein ſehr be— 
deutender Unterſchied zu konſtatieren ift, der ſogar als größer anzunehmen iſt, als die Transport- 
foften von einem Orte zum andern betragen. Noch größer find die Differenzen zwiſchen den ſüd— 
lihen Städten Diannheim, Lindau einerjeits und Berlin, Königsberg, Breslau andererfeits ). 

Das Preispverhältnis der verfhiedenen Früchte hat fich in der Weiſe verichoben, 
daß insbefondere Weizen verhältnismäßig verbilligt ift. 

Im Jahre 1881 ift der Roggen zeitweile fogar teurer geweien als der Weizen. Gerfte und 
Sater find bei weitem nicht fo im Preife zurüdgegangen wie das Brodgetreide. Doc zeigt dies 
Verhältnis erheblihe Schwankungen. Was die Angaben für Erbfen und Kartoffeln, und wohl 
ebenjo die für Butter betrifft, jo dürften in den verfchiebenen Perioden die Preife nicht gleich: 
artig genug erhoben fein, um zu einer Detail-Iinterfuchung verwertet werden zu können. Be: 
adıtenswert ift aber noch der Umſtand, daß das Fleiſch erheblich ftärker im Preife geitiegen ift 
als das Getreide, was ficher darauf zurüczuführen ift, daß der Konſum an tierischen Produkten 
zugenommen hat, während die ausländiſche Konkurrenz darauf bisher feinen ſolchen Einfluß aus: 
zuüben vermochte, als auf das Getreide. 

Um die Preisentwidlung der neueren Zeit zu verfolgen, ift der Ausgangspunkt von 
1816—20, auf den man in Breußen angewiefen ift, fein glüdlicher, da in — —* welche 
den Freiheitskriegen unmittelbar folgte, eine außergewöhnliche Teuerung herrſchte. In den zwanziger 
Jahren trat dagegen ein ganz exorbitanter Rückſchlag der Preiſe ein, der ſich erſt ſehr allmählich 
ausglih und eine tiefgreifende Agrarkriſis zur Folge hatte. Eine ftarke Preisfteigerung fand in 
den fünfziger Jahren ftatt, welche unferer Landwirtihaft einen befonderen Aufihwung ermög- 
lichte. Seitdem ift nur die Periode von 1871—1876 darüber hinausgegangen. In den letzten 
Jahren ift dagegen ein für die europäiſche Landwirtſchaft geradezu bedrohlicyer —— ein⸗ 
getreten, der naturgemäß in England am tiefgreifendſten war. (S. darüber die Darſtellung im 

db. Bd. II. Abh. XIV, $ 88 ©. 136 fi.) Ein gutes Bild der Entwidlung erhält man aus den 
5. 235 angegebenen Zahlen für Halle, worin bejonders ſchlagend hervortritt, daß ein wirklicher 
Preisdrud infolge der internationalen Konkurrenz erit in den legten Jahren zu beobadıten ift, 
der fid) aber durchaus auf das Getreide befchränft und fich noch nicht auf Fleiſch ausgedehnt hat. 


J 7) Siehe ftatiftifche Monatshefte des deutichen 3. (1881) S. 269 ff. Derj., Vreiſe in Breußen 
Neichd. Ferner %. Conrad, Der deutiche Ge- in 3. f. Nat. III, 8. (1894) ©. 780. Der ſ., Art. 
treidezoll und der Getreidepreis in J. ſ. Nat. II, Getreidepreife im H.W. TIL (1892) ©. 892. 


= 
ot 
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Preifelandwirtihaftlider Produkte in Halle WS.: 


in Mark für den Bentner A 50 kg Preisverhältnis zum Roggen für den Ztr.: 
Weizen Roggen Gerfte Hafer Nindfl. Schweinefl. Roggen Weisen Gerite Hafer Rindfl. Schweinefl. 


1010 946 7,75 63 6,83 358 4493 100 120 812 881 579 
wo 69 IA am -— - U DD WM - —- 
1100 8% 72 618 617 23 44 100 1939 49 BA 6 CR 
1861,80 1041 862 8.18 774 62 557 1m 1907 98 398 Gil 646 
18185 919 818 82 7® 590 600 100 103 LT 82 Zi 78 
53690 8,59 749 812 704 680 619 100 1146 1083 0 8412 8965 
1891 10.84 1070 872 819 58 675 im 1013 815 766 6154 MB 
sa 9 88 10 IR RK BA 59 12 
18938 75 681 8% 837 6988 698 100 1108 1212 1229 10249 10249 
4 67 58 7 788 675 675 100 080 1454 1232 11269 11269 


3. Derinternationale Handel mit Agrarproduften. 


8 12, Da fi die neuere Entwidelung der Breisverhältnijje in Europa 
nicht verftehen läßt, ohne den internationalen Verkehr zu verfolgen, jo lafjen wir 
zwei Tabellen (Zab. I ©. 236, 237, Tab. II S. 238) folgen, von denen die eine die Aus: 
und Einfuhr an Agrarproduften in England, die andere in Deutſchland jeit 
Anfang der 40er Jahre darftellt. 

Für England (Zab. I) ift noch die Unterjcheidung nach dem Einfuhrlande getroffen, um 
auf dieje Weile die Verichiebung in den Bezugsquellen jcharf hervortreten zu laſſen. Noch 
in den 40er und 50er Jahren lieferte Deutichland am meiften Weizen nad England; 
obgleich die Quantität in den 60er Jahren noch ftieg, wurde es aber bereit3 von Rußland 
überflügelt, und auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika lieferten in diejem Dezen: 
nium jchon ebenjo viel wie Rußland. In den 70er Kahren verminderte fich die Einfuhr 
aus Deutichland, während fie in Rußland allmählich auf 14 und 16 Mill. Zentner ftieg, 
aus dem übrigen Europa allmählich auf ein Minimum herabſank. Die hauptiächlichite Be— 
zug3quelle wird nun mehr und mehr Amerika, welches 1872 noch nicht 9 Millionen Zentner 
lieferte, 1874 bereit 23 Millionen, von 1879—1882 über 36 Millionen jährlich. Von 1886 
bi3 1890 waren es nur 23 Mill. Ztr. Körner (Ber. St. und Canada), dazu aber nody 13 Mill. 
Ztr. Mehl, welches in den Vordergrund tritt, 1892 37 Dill. Ztr. Körner und 20 Mill. 
Zr. Weizen, 1894 27 Mill. Ztr. Körner, 17 Mill. Ztr. Mehl. E3 bleibt daher der Haupt: 
lteferant bis zum gegenwärtigen Augenblid. In den achtziger Jahren ift das Britische Indien 
mit bedeutenden Lieferungen aufgetreten, welche im Jahre 188990 über I Mill. Btr., 
1891 13 Mill. Zentner betrugen. Die niedrigen Preiſe der legten Fahre ließen die Zufuhr 1894 
auf 5 Mill. finken. Seit 1891 ift num noch Argentinien mit bedeutenden Lieferungen auf: 
getreten, während e3 von 1886—1890 nur ca. 1 Mill. Ztr. herbeförderte, waren es 1893 
ihon 7,8 Mill., 1894 aber 13,3 Mill. Ztr., hat aljo Brit. Indien an Bedeutung bereits 
überflügelt. Bon ihm ift der hauptiächlichjte Preisdrud in den legten Jahren ausgeübt. Der 
geſamte Bedarf Englands an ausländiihem Weizen allein, der in den 40er Jahren nicht 
ganz 10 Millionen Bentner betrug, in den 50er Jahren auf 16. Millionen ftieg, in den 
60er Jahren bereit3 30 Millionen umfaßte, belief fich in den legten Jahren auf iiber 70 
Millionen. Dazu kommt nod eine wachjende Duantität von Mehl, welches von 2,3 Mill. 
in der erjten Periode auf 22 Dill. im Jahre 1892 geftiegen ift. An diefer Lieferung haben 
ih nun jchon in der ganzen Zeit die Vereinigten Staaten beteiligt und jchon von Anfang 
an über die Hälfte des Bedarfs gededt. Gegenwärtig allerdings liefert e8 über ”/s des ganzen 
Duantums und mitunter noch mehr. 

Auch bei den übrigen Getreidearten ijt der Bezug gewaltig gejtiegen. Deutjchland 
bat erſt 1894 wieder begonnen nad) Bejeitigung des Fdentitätsnachmweijes fich an großen 
Lieferungen zu beteiligen. Rußland dagegen ſchickte faſt das fünffache Quantum in den legten 


236 XVI. Conrad, Landwirtihaft. II. Teil. 
Tabellel. England. 
Einfuhr von lanbwirtihaftliden Produkten. 
1. Weizen — Körner (8.) und Mehl (M.) in Emwt. à 40803 kg. 





—— 
1871-80. 1881-85 | 1886-90 























aus: 1850-54 1851-60 | 1861—70 
Rußland 8. | 1456806] 2702846 | 8046401 9885177 8869417) 142743 
M. 3124 5 | 41399 86 005 46 14609 
Deutſchland st. | 3897917] 4466 781 6 224 128 222) 2076604 1957333 
M. 18652) 181 787 566214 943022 1693103) 91087 
Uebriges Gurova K. 2354 281° 4227 922 8618650, 2039870, 1221873 28% 53% 
M.: 3410 1368 564 1830 103| 21665211 2074816 1752993 
Aegypten 8., 263194 1647721 | 1327276) 1544521 705505 
M. 1079 — 6118 8578 1148 
Brit. Nord-Amerika K. 174546 299449 1656128 3287370 2173253 2087611 
M. KOT EM | 407 3709 414742 93012 
Der. Staat. v. Amer. 8. | 449 859, 2 H54 884 8106 942 23051 9483| 28 852 66h, 20 806 Zu8 
M. , 1259503, 1999 318 1836 807| 3112148 9766565 12 182 765 
Britifh Indien st, 1885509 9439 138 9206 300 
M. 1614 1 921 
Auftralien 8. |] 1108863 982531 1566268 3699578 1773061 
mM.) 36738) 43692 104529 123155 240966 
Uebrige Länder 8. 14800 68 1 382 061 
M. | 1321 13396 45355 
Argentinien ft. — | — — — | — 1176478 
M.| | \ 
2. Gerfte, Hafer und Mais in Et. 
a 1184-50 | 1851-60 | 1861-70 | 1871-80 | 1881-85 | 1886 
Rußland ' | 216098) 3219209 4168 972) 8698717) 14208 908 22 878 810 
Deutichland 1.891888] 2461 825 2146 997| 25952311 1732386, 1654514 
Uebriges Europa 2431565) 2381777 | 13737360) 15819 311. 19275 16 256 053 
Aegypten 98312 130107 | 806720 1TO64R 376991! 180071 
Brit. Nord-Amerika 14560 199613 743248) 2616723 15962783. 1995514 
Ver. Staat. v. Amer. , 2120658 2016342 | 3940857 21070667 16151561 17466652 
Uebrige Länder 1 129065 846 648 1198545 1184776 239598 1915155 
Argentinien _ — | — — — 12843897 
3. Getreide und Mehl überhaupt in Cwt. 

Agrarprodulte: | | 1841-50 | 1851-60 | 1861-70 | 1871-80 | 1881—85 | 1886-90 
Weizen IR. | 9705466 16632945 | 29.956.056 48 226944 58 866 466| 55 905 150 
Mehl ' .1.2319969 3799624 4885 662) 6940445 14334437 16.021 730 
Gerfte, Hafer, Mais 8402 126 1 9455594 26 286 658| 52 156.068 A5 001 721: 65 190 656 
Noggen, Buchweizen 238 084 ) 310 486) 293 041 316774 818522 
Getreide, Mehl | [20665 645] 30888090 | 61438862 107 16 4981128 519 3981137 6058 

4, Tiere, Fleiſch, Yutter und Käſe (Stüdzahl reip. Emt.). 
 Produlte:e | 1841-50 | 1851-60 1861-70 | 1871-80 188185 1886-90 


Ochſen, Kühe, Kälber| * | 33092 101556 | 184562 244368 387282 438098 
Schafe, Länmr |*' 66083 W092 7 HA0E0 901610 974 8316 800599 
Sped, Schinken ii 112304 222681 r 864 058 83181337 8740952 4249353 
Rindfleiſch **1608051 183286 7 239182 492002 1017519, 13425% 
Butter — 252 254 458.062 1097837) 1630522 2285 2861 81977 
Kãſe * 298710 395.099 862637) 1547873, 1819078, 1908274 


* Stüdzahl. ** Ewt. F Durchſchnitt der 6 Jahre 1851-54, 185960. FF Hierunter Margarin 
Butter = 1125081 Cmt, 
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Tabelle l. England. 
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Einfuhr von landwirtihaftliden Brobuften. 

















1891 1892 | 1898 | 1894 | 1895 | 189195 | 
I — 
14 552 905 4362 986 10.061 988] 16 775881| 23.017 035' 18 754 159) 
16 526 1431 ı 17) 33 401 | 22 506|M. 
714460 606353 862086 715043 752 990 630 186 
364476 16838355 116164 198543] 243870) 217278 
2858 961! 1320974 138618 467834 3325330 16833743 
1273203, 1020692 1152884 1599442 24317501 148554 
936687 386 145 10 586 2590 267038 
560) 487 1584 su — | 1192 
3173840 3874984 8157356 2823815) 1844600 2975859 
1029247 1359859 1080986 1195421) 2343300 1401 768 
24 194 955) 32.886 742 32262 848| 24.658 245) 27084120 28.417 382 
13 703 035 19467391] 17995601 15925486) 18181850 16.044 673 
13.005 785| 12495442 6196 096 — 8802950 2169 866 
3.937] 6438 2800 9 7 — | 2592 
2085671 2016846) 2589588 aerı un 3486620 2811229 
158 380 42098 30085 58 338 
2311242 2486231 — 2181804 2033360) 2 358 295 
50 073 26923 10747 217640 108104 
2478456 3466 U96 1845 587 18272 152 11 400 360) 7 692 530 
2. Gerfte, Hafer und Mais in Cwt. 
1891 | 1892 | 1898 | 189 | 18954 |1891-954] 
22 448 423, 13 929 275, 24 806 413| 40 552 472 | 
608 639571! 860738 1486 348 
22 043 919| 18500 124 26 353.067) 24 341432 
1362 879 233166 114887 337277 
1 326 353| 2619481 3990762 860426 | 
3794 147 20803710 11695246. 11 125 594 | 
3387 041 4055626 1648982 2548347 | 
3. Getreide und Mehl überhaupt in Ewt. 
1891 1892 1893 1894 | 1895 | 1891-95 | 


66 312 962 64.001 799] 65461 988 70 126 232 81 749 955 69 530 587 
16 723003 22106009 20 408 168. 19 134 605| 18368410 19 348.039 
60 891 717 65319 960) 69 702 051. Ai hab E41 73 091 407, Zu LIR 173 

644176 706033) 833463) 1144 119) Kl t 


144 371 858153 033 801 156 405 670,171 990 597, ur 


1. — — Körner (K.) und Mehl (M.) i in Cwt. à 40 808 u 


—— 


gr» 


| aus: 


Nußland 
Deutſchland 
uebriges Europa 


SRICEIE) 


"Aegypten 

Brit Nord-Amerika 
Ber. Staat. v. Amer, 
Britiſch JIudien 


Fr 


aus: 
Rußland 
Deutſchland 
Uebriges Europa 
Aegypten 
Brit. Nein 
Ver, Staat. v. Amer. 
| |Mebrige Länder 
Argentinien (Mais) 


| Agrarprodufte: 
(Weizen 

Mehl 

Gerjte, Hafer, Mais 
Noggen, Buchweizen 


‚Getreide, Mehl 


4. Tiere, Fleiſch, Butter und Käſe (Stüdzahl reip. Cwt.). 


1891 | 1892 1893 | 189 | 189% 1891 95 | Produfte: 
507407 _502237 340045) 475440) Albis 448139) Ochſen, Kühe, Kälber 
344 504 79 048 62 484 597| 1.065 470 407260 Schafe, Lämmer 
4715012 5134510 4187298) 4819388 5352986 4841829 Speck, Scinfen 
2168270) 2355081 2008565 2346415 2410523 2257761) |Nindfleifch 
* 3371037] 3488859 3627444) 3684160 3765850 3587870 Butter® 
= 2232817, 2077462) 2266145) 2183809) 2150812] Käſe 
ierunter nt le Butter für 1891 —= 1235430 CEwts., für 1892 — 1305350 Gwts,, 
für r 3 — 1299970 Emts., für 1894 = 1109325 CEwts., für 1895 — M0168 Gwts,, für 


1891 —% 1178049 ** T Die Angaben liegen noch nicht vor. 
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Tabelle II. Deutiher Zollverein und Deutſches Reidh*. 
Ein- und Ausfuhr von Agrarproduften 
Gentn. & 50 kg. 
zZ Wien |. Rouen 
„sahr Einfuhr Ausfuhr —— —8— a Einfuhr | | Ausfubr Sebreinfußr (7) 
1842 - 50 411613 . 4849392 — 4437708| 1336319 | 10692062 — 9355 742 
1851—60 | 2077 590 6 754 415 — 4 676 825] 3692 280 1402067 + 2290 213 
1861—70 6 576 908 10335207 — 3758299] 5 900 375 2582691 | -4- 331768 
1871—79 | 12 475 436 10 367 029 + 2108 407| 17984542 | 2997 74 | 15 056 7 
1880-84 | 10651063 1644070 + 9006993] 14641801 | 2857044 |-+ 11784757 
1885—89 8 998 448 1083386 + 8890 112] 14 744 208 52908 | 14 691 300 
1890 —94 | 18 925 688 321084 + 18604 604| 12596 172 | 204 508 12 391 664 
1893 14 069 060 5 860 + 14 060 2001| 4485240 | 5420 + 44798 
1894 23 076 740 1583820 — 21492920] 13072 500 | 99420 — 12078 360 
1895 26 763 554 | 1 398 218 | + 25 365 336] 19 296 046 719 846 + 18 576 0 
Jat — Gerſte u au: j Hüljenfrüchte, Hafer, andere Getreibearten 
” Einfuhr Ausfuhr 3336 ag Einfuhr Ausfuhr | dere ri 
1842 — 50 242 196 1284141 — 1041945 184 254 741094 — 556 840 
1851 — 60 606 536 132708 — 716 167 782 824 1133348 — 355 54 
1861 — 70 2 170 723 2502049 — 331 326] 1966 885 245125 — 468 240 
1871-79 5 874 889 | 2808310 + 3066579] 6246911 3607285 + 26396% 
1880 —84 6 015 835 | 1891 798 — 4124 037] 11393 215 1 105 303 10 287 912 
1885 —89 9598 644 | 595 568 9003 076] 8680 024 | 387 092 8 295 92 
1890—94 | 15 973 380 190 124 15 783 256] 18 636 820 172072 + 1876478 
1893 17 034 800 164 700 + 16870 100] 21 986 260 183540 + 21 802 720 
1894 21 949 940 388 100 + 21561840] 22 580 280 537 770 + 22 042 50 
1895 18 580 174 | 980 274 + 17 599 900) 14 190 344 | 1 186 710 + 13003 6% 
I Kraftmehl, Nudeln, Mühlenfabritate : 
Jahr (feit 1854) Roh-⸗ und Naffinierter Zuder 
Einfuhr | Ausfuhr. Fe Ar Einfuhr Ausfuhr | Fe re (7) 
1842 --50 1 272 956 869 + 12725% 
186 1— 60 334 439 536 027° — 201 588 5% 785 117243 + 47342 
1861 — 70 1 181 340 1595846 — 414 506 201 211 397 — 148 574 
1871—79 34 33 508 3339907 + 93 601 341 199 1096008 — 754 809 
1880—84 1 378 506 2686 029 — 1307523 75 382 777275 — 769743 
1885 —89 403812 | 2873884 — 2470072 81 696 7045 784 — 6408 
18% —94 502 624 2857064 — 2354 440 76436 | 1489072 | — 14 8156% 
1893 602 620 3 151 220 I— 2 448 600 29 640 14112760 — 14083 1% 
1894 682 520 4308800 — 3626 280 23 100 16 585 180 — 16562 0& 
1895 738 536 8 768518 — 3029 982 21016 | 17880 966 | 17 859 950 
Jahr Branntwein, Arat, Rum xc. Volle Mi - — 
* Einfuhr | Ausfuhr ee —J3 Einfuhr | Ausfuhr — in 
1842—50 33708 | 148815 — 00T] 105855 | 12863 + MU 
1851 —60 42 254 324029 — 281 775 289 650 | 103996 + 185 654 
1861 70 57190 | zen — srl KT | 2739 46 
1871-79 104 484 | 6696681 — 555 1971 1335 304 445 371 '+ 899 933 
1880 —84 102046 | 1481808 -— 1379757] 1777386 277271 T 1500 115 
138589 94 948 1071884 — 1076936] 2358 920 227 396 9213154 
1890 — 94 104 512 450680 — 336 168] 2968 896 174060 279 8% 
1893 108 660 321160 — 212500) 2981 260 186 460 I 2 794 800 
1894 102 780 339120 — 236 340] 3221 580 195 180 | + 3036 400 
1895 104 988 AUT — 815 770] 8664 032 224 454 | + 3439 578 


Bis 1865 find die Bablen bem Wert von Bienengräber, Statiſtik bes Verkehrs und Verbrauchs im Zollverein, 
1868 entnommen, für die fpäteren Jahre ben Publitationen bed Kaiſerlichen Statiftifhen Amts. 
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Jahren, und noch bedeutender war die Zunahme des Imports aus den Vereinigten Staaten, 
der freilich großen Schwankungen unterworfen ift. 

Die Gejantlieferungen von Getreide und Mehl nad England erhoben ſich 1888 auf 
144 Millionen, in den 40er Fahren betrugen fie nur 20'/s Millionen, 1894 174 Millionen 
Zentner und die Steigerung vollzieht ſich ganz allmählich fait von Jahr zu Jahr. 

Nicht ohne Intereſſe ift es, in gleicher Weije den Import an tierifhen Produkten 
zu verfolgen. Lebendes Bieh wurde in den 40er Jahren nur in geringem Quantum nad 
England gebradjt, erjt in den 50er Jahren hob fich der Handel. An Rindvieh wurden in 
diejer Zeit jährlich etwas über 100 000 Stüd eingeführt, Anfang der 70er Jahre das doppelte 
Duantum, in den 80er Jahren das vierfache, jet circa "/s Million. In gleichem zum Teil 
noch ftärferenm Maße ift die Einfuhr von Fleiſch, Butter und Käſe geftiegen. 

8 13. Die Tabelle II (S. 238) zeigt die Aus» und Einfuhr an verjchiedenen Agrarpro- 
duften Deutſchlands. 

Man hat in früheren Zeiten gewiß mit Recht die Genauigkeit der ftatiftiihen 
Angaben angezweifelt und namentlicd die Zahlen für die Ausfuhr für inforreft und im 
ganzen erheblich zu niedrig gehalten, und in der That find erjt jeit 1880 nach Erhebung 
der ſtatiſtiſchen Gebühr diejelben erheblich verbefiert. Beſonders war die Durchfuhr nicht 
genügend ausgeſchieden. Wir jcheiden daher in der Tabelle die I Jahre vor 1880 von der 
folgenden Periode, die mit 1880 beginnt. Außerdem ift zu beachten, daß die älteren Zahlen 
ſich nur auf das Gebiet des Zollvereins erjtreden, aljo vor allem Medienburg und Schles: 
wig-Holjtein nicht einfchliegen, jeit 1889 find nun noch Hamburg, Altona, Bremen hinzu— 
getreten, was eine nicht unbedeutende Verjchiebung der Ein- und Ausfuhr mit jich brachte; 
indejjen dürfte auch diejer Umſtand das Gejamtrejultat in Betreff des Ueberſchuſſes der Ein- 
und Ausfuhr nicht jo mwejentlich verjchoben haben, daß man nicht doch danach die Entwid- 
lung des Bedarfs an Nahrungsmitteln in Deutjchland in der Hauptjache richtig be: 
urteilen könnte, 

Während nod) in den 40er und 50er Jahren 4’/, Millionen Zentner Weizen aus Deutſch— 
land mehr aus: als eingeführt wurden, noch in den 60er Jahren die Ziffer fih auf 3,7 
Millionen belief, war Anfang der 70er Jahre jener Ueberſchuß faſt auf Null reduziert und 
von 1875—79 überwog umgelehrt der Import den Erport um über 4 Millionen ; und troß 
der Einführung der Zölle hat ſich diefer Betrag von 1880--84 mehr ald verdoppelt (9 Mil- 
lionen), 1890—94 waren e3 18,6 Mill. Ztr. In den 40er Jahren vermochte das Zollvereins- 
gebiet noch über 9 Mill. Zentner Noggen zu entbehren, jeitdem aber änderte ſich das 
Verhältnis; jchon in den 50er Jahren bedurfte es eines Zuſchuſſes von 2,3 Millionen, in 
den 60er Jahren von 3,3 Millionen, Anfang der 70er Jahre gegen 10 Millionen, von 
1871—79 15,1 Millionen, jeit Einführung des Bold, aljo jeit 1880 hatte fid) der Betrag 
zunächſt ermäßigt, ift aber dann wieder auf das frühere Maß geftiegen, 1894 12 Mil. 
1895 fogar 18,5 Mill. Ganz ähnlich jtellt fi) das Verhältnis bei Gerfte, Hafer, Hülfen- 
früchten und andern Getreidearten, nur daß bei diejen die Ausfuhr 1870 überwog, um 
dann gleichfall3 gegen die Einfuhr zurüdzutreten. 188089 wurden an Gerſte 6,5 Millionen, 
an jonftigen Getreidearten und Hüljenfrüchten gegen 9 Millionen vom Auslande zur Dedung 
des heimijchen Bedarfs bezogen; 1895 17,6 Mill. C Gerjte und 13 Mill. C. Hüljenfrüchte 
und andere Getreidearten. 

Die bedeutende Verminderung des Gejamtumjages und bejonders der Ausfuhr jeit 1880 
ift auf die veränderte Erhebung zurüdzuführen, bei welcher zuerjt die Durchfuhr jorgfältig 
ausgejchieden wurde, dann natürlich auf den Zoll. Die Bejeitigung des Identitätsnach— 
weijes im Jahr 1894 hat bereit3 wieder die Ausfuhr gehoben. 

Aus allem geht unzweifelhaft hervor, daß Deutſchland einer jolhen Zufuhr nicht ent: 
raten kann, man fieht, wie die fteigende Bevölkerung nicht mehr im Inlande Dedung ihres 
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Bedarfs findet und deshalb von Periode zu Periode ſich mit größeren Anſprüchen an das 
Ausland wenden muß. 

$ 14. Ebenjo bedeutend mie an Getreide it der Bedarf an Wolle gejtiegen. In den 
40er Fahren hielt fih Ein- und Ausfuhr noch faft die Wage; in den 50er Jahren wurden 
185 000 Bentner mehr vom Auslande bezogen, als an dasjelbe abgegeben, in den 60er Jahren 
nicht ganz '/s Million, von 1885—89 durchſchnittlich über 2, 1894: 3 Millionen. Es if 
befannt, daß der Schafbejtand in Deutichland in den legten Dezennien bedeutend abgenommen 
hat. Das konnte in Bezug auf die Wollproduftion durd das gejteigerte Schurgewicht in 
der neueren Zeit nicht mehr ausgeglichen werden. 

Ergab ſich jo die fortdauernde Zunahme der Einfuhr an Rohmaterial in Deutichland, jo 
ift es erfreulich und bezeichnend, daß die Produkte der fich an die Landwirtichaft unmittel: 
bar anjchließenden Jnduftrien einen immer größeren Ueberſchuß an das Ausland abzugeben 
vermocdten. Deutichland hat an Mehl und Mehlfabritaten zwar, ſoweit unfere Angaben 
zurüdreidhen, im großen Durchſchnitte das Ausland mehr verforgt, als es von dort bezog, 
doch während es ſich in früheren Dezennien um wenige 100000 Bentner handelte, der Be: 
trag in den 70er Jahren fich faft auf Null reduzierte, ftieg der Mehrerport in den &0er 
Fahren auf über 1 Million und erreichte in dem Jahre 1889 faft 3,4 Mill. Zentner, 189: 
3,6 Mill. Der Getreidezofl hat wohl vorübergehend aber nicht nachhaltig eine nachteilige 
Wirkung ausgeübt. 

In ganz außerordentlicher Weije hat fich die Ausfuhr von Zuder gehoben; in den 40er 
Jahren wurden zum heimijchen Bedarf noch über 1 Mill. Zentner vom Auslande geliefert, 
in den 50er Jahren noch '. Million, von 1861-—-70 wurden bereit3 78000 Bentner mehr 
aus: als eingeführt; jeitdem überwog nur in den Jahren 1872 und 1873 die Einfuhr von 
1876—79 1,7 Millionen, von 1880—84 dagegen wieder die Ausfuhr durchichnittlich um 
7 Millionen, darauf von 1890—94 um 14,8 Mill. Bentner. 

Auch an Branntwein (leider infl. Arac, Rum 2c.) hatte ſich der Erport in den 0er 
Yahren gewaltig gehoben; in den 40er Jahren überftieg die Ausfuhr die Einfuhr nur um 
100 000 8., in dem folgenden Dezennium um 281000, von 1861—70 671000 8., von 
1871—79 ca. 550000, von 1880-89 1,2 Mill. &., um dann in den Iehten Jahren auf 
wenig über 200 000 8. zu finfen. Während die heimische Landwirtichaft immer weniger 
zureicht, den Anforderungen an Getreide zu genügen, liefert fie zur Herftellung von Zuder 
und aud noch an Branntwein mehr, als e3 das Inland braucht, und die Induſtrie iſt ſtets 
bejtrebt geweſen, dem noch vorauszueilen. Sicherlich ift dieſe Entwidelung im großen und 
ganzen ſowohl für die Landwirtichaft wie für die ganze Volkswirtſchaft die richtige geweien. 

Xeider müſſen wir es und verjagen, in ähnlicher Weife den Verkehr mit Tieren und 
tierifhen Produkten zu bejprechen, weil dafür die Ungenauigfeit der älteren Zahlen 
zu ſchlagend nachgewieſen ift, ald dag man darauf Schlüfje bauen kann. 
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$15. In dem 17. und 18. Jahrhundert waren im allgemeinen die Regierungen den 
merfantilijtiichen Anjchauungen entiprechend mehr bejtrebt, die Preife der landwirtſchaft— 
lihen Produkte niedrig jtatt hoch zu halten, um dadurch die Induſtrie zu begünftigen:*). 
Daher finden wir in jener Zeit Ausfuhrverbote fiir Getreide und namentlich für Wolle an der 
Tagesordnung, nur ausnahmsweiſe bei ertremer Verbilligung des Getreides wird zu Ein- 
fuhrerjchwerungen die Zuflucht genommen. In Preußen ſpeziell juchte bejonders Friedrich 
der Große durch große Magazine eine größere Sleichmäßigkeit der Getreidepreije herbeizu- 
führen, indem in billigen Zeiten Getreide maſſenhaft aufgelauft und in den Magazinen auf: 
geipeichert wurde, um in Zeiten der Teuerung die Preife durch Verkauf aus dem Vorrat 
zu mäßigen ®), Die Ausfuhr von Wolle war jowohl unter dem großen Kurfürſten wie 
unter Friedrich Wilhelm I. und unter Friedrich dem Großen verboten, und nach 1774 wurde 
Todesitrafe auf Zumwiderhandeln gelegt. Erft im Laufe diejes Jahrhunderts änderten fich 
die Verhältnifje wie die Mafregeln. Da aber im allgemeinen die Einfuhr in Preußen 
und dem Zollverein bis in die neuejte Beit, die wir bejonders betrachten, eine Bedeu- 
tung überhaupt nicht erlangte, jo ift für unfere Frage aus dem Studium der alten Ber- 
hältniffe dafelbjt nicht viel zu entnehmen. Wir begnügen uns daher damit, hier Kurz die 
Thatfachen zufammenzuiftellen. 

Das preußiiche Edikt vom 6. Juni 1810 ſetzt den es er auf Wolle von 10 Thlr, 
pro Zentner auf 20 gGr. herab und geitattet die Ausfuhr von Getreide gegen eine Abgabe von 
32", Thlr. pro Laſt, die für den Seevertehr noch in demielben Jahre auf 16’ Thlr. für 
Weizen, 8'/s Thlr. für Roggen ermäßigt wurde. Seit 1822 iſt Getreide und Vieh hiervon be- 
freit geweien. Nur im Jahre 1847 iſt vorübergehend ein —*— für Getreide erhoben. 
Die Wolle dagegen behielt den Ausgangszoll '") bis 1865. Durch das Edikt vom 18, März 1812 
wurden die AusFuhrverbote für Lebensmittel überhaupt beieitigt. 

Der epochemachende preußiihe Tarif von 1818 legte dem Weizen einen Eingangszoll von 
0,187 Mark pro Sceffel auf, Roggen, Gerite, Hirſe mit 0,062 M., Hafer und Widen mit 
0,031 M., Erbien mit 0,125 M,, Werde mit 3 M., Ochſen und Stiere 2M,, Kühe 1 M., Klein— 
vieh 0,25 M., während Wolle frei zur Einfuhr gelangte. 

Bon 1822 bis 1865 war Getreide belaftet und zwar von 1825-1857, alfo in dem größten 
Teile der Periode und nad Einrichtung des Zollvereins, mit 0,50 M. pro Sceffel in den dit: 
lihen (1825—1828 in den weitlichen Provinzen 0,20 M. für Weizen und Hülienfrücte, 0,10 M. 
Br die übrigen Getreidearten), während der Sat vorher und nachher nur circa 0,20 M, für 

eizen und für die anderen Getreidearten erheblich weniger (1857 0,05 M. pr. Scheffel) betrug. 
Die Laft wurde dadurd erheblich verringert, daß der Cingang über die Sächſiſch-Böhmiſche 
Grenze zu Lande niedriger angelegt war, und wiederholt der Zoll für einzelne Getreidearten 
(vom 8, Dezember 1830 bis 31. Juli 1831 für Roggen) oder für fämtliche juspendiert wurbe 
(vom 15. Sept. 1853 bis Ende 1856). 

Bon 1865 bis zum 31. Dez. 1879 war der Eingang von Getreide in Deutihland Ya ⸗ 
gs und wurde dann von neuem mit einem Zoll von 1 M. pro 100 Kilo belegt. Nur ehe, 

hweizen und Mais erlangten eine Ermäßigung auf die Hälfte des Satzes. Am 20. Febr. 1885 
wurden in Deutichland die Säge auf 3 M., am 26, Nov. 1887 auf 5 M. für 100 Kilo Weizen 
8), Roſcher, a.a. O. ©. 138. Einfuhrzölle will, fo jollen alsdann durch Einfauf bei den 

und Berbote, Husfuhrprämien, überhaupt Maß- Magazinen für einen höheren als den Marktpreis 
regeln, um die einheimiiche Produktion gegen die gar zu geringen Preife balanciert und ge- 
den Witberverb der Ausländiichen zu unterftl en, | halten werden“. 
ind dem Aderbau im Ganzen Selten zu Teil Defter beftimmt der König jelbft die —— 
geworden. der Breisihwantungen, bei welchen die a. eit 
NR. Stadelmann, Preußiihe Könige in der Magazine einzutreten habe. Einerjeits jollten 
der Thätigfeit für die Landeskultur. 1882. ©. 158. nach feinem Willen die Preife nicht zu einem Sat 
„Es ift“, jagt der König in einer Kabinettöver- fallen, „bei dem der Landmann nicht beftehen 
fügung vom 5. Januar 1746, „Meine Intention, könne”, andererjeitö nicht über die Grenze hin- 
die Einrichtung der Magazine dergeftalt zu tref- ausgehen, biß zu welcher fie der ärmere Teil der 
fen, dab wenn in fFriedenszeiten und wenn die ; Bevölferung zu beftreiten vermöge. Es jollte nad) 
Magazine nicht zur Verforgung der Armen ge- Möglichkeit darauf hingewirkt werden, den Korn- 
braucht werden, die Getreidepreije zu hoch fteigen | preis immer zwilchen 18 g.Ör. und 1 Thlr. pro 
wollen, alsdann ſolche durd Verkauf einer zu- Scheffel Roggen feitzuhalten. 
teihenden Quantität Magazingetreided auf einen 10) Preußen ermäßigte ihn von 1819—37 von 
leiblichen Preis heruntergehalten und balanciert 10 Thlr. pro 100 kg allmählid auf 6 Thlr. 
werden jollen, dagegen aber, wenn bei guten | Der Hollverein erhöhte ihn 1840 auf 12 Thlr. 
Jahren der Getreidepreis gar zu niedrig werden | und fegte ihn 1854 auf 2 Thlr. herunter. 
Hanbbud) d. Poltt. Detonouie. II, 1. 4. Aufl. 16 
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und u. erhöht, für Gerfte und Buchweizen im erften Jahre auf 1 M,, im zweiten auf 2,% 
und 2 M., 1887 wurden auch Hafer jchärfer, mit 4 M., Hülfenfrücte mit 2M. herangezogen. 
Im Jahre 1892 wurde der Zoll für Brotfrüchte auf 3,50, für Hafer auf 3,80, für Gerfte auf 
2, für Mais auf 1,60, für Mühlenfabritate auf 7,30 M. ermäßigt. 

Die Viehzölle haben nur eine kürzere Unterbrehung als die Getreidezölle erfahren (vom 1. Ott. 
1870 bis 25, Mai 1872). Vom 1, Jan. 1822 an zahlten die Pferde pro Stüd bis zur Be: 
jeitigung des Zolles 4 M. Bei der Neueinführung aber wurde er auf 10 M. erhöht. Der Tarif 
vom 22, Mai 1585 fett fie mit 20 M. an, Ejel und Maulefel mit 10 M., Ochſen zahlten 18% 
incl. Stiere nur 4 M., von 1825 ab aber 15 M., 1865 7,50, 1868 wieder 4 M,, feit 1879 20 M, 
Stiere 6 M. Kühe zahlten 1822 nur 1,50, dann 6-9 M. bis 1865. In den folgenden Jahren 
bis zur Bejeitigung des Zolles (1870) 4,50 und 1868 3 M., 1879 6 M. Das Gef. von 188 
führte für Stiere und Kühe I M., für Ochien dagegen 30 M. ein, für Jungvieh bis zu 2’ 
Jahren 6 M., für Kälber unter 3 Wochen 3M. Schweine wurden niemals von der Steuer be 
freit. Sie begannen mit 0,50 M., ftiegen ſchon 1824 auf 3 M. und wurden 1865 auf 2 M. ber: 
abgejegt, um 1879 um ’/s M. erhöht zu werben, jeit 1885 zahlen fie 6 M., Spanferfel unter 
10 Hilo 1 M. Schafe waren anfangs mit 0,30, 1824 mit 0,50 angejegt, von November 18% 
an 0,50 - 1,50 (Hammel), 1870 wurden fie vom Zoll befreit. 1879 bradıte den Saß für Schafe 
von 0,50, während Yämmer frei blieben. 1885 wurden fie mit 0,50 M., die Schafe mit 1 M. beleat. 


816. In Frankreich hat die merkantiliftiiche Strömung bis zum Jahre 1819 geherridt, 
bie Getreibeeinfuhr war frei, ohne indes eine tiefere Wirkung zu haben; die Ausfuhr wurde 
1764 zwar vorübergehend freigegeben, blieb aber im ganzen bis zur erwähnten Beit Herrjchend. 
Auch die Defrete und Gejege des Jahres 1789 zielten nur dahin und hatten den Erfolg, 
Turgots Abfichten zu realifieren und den Verkehr im Inneren des Landes freizugeben. Nod 
im Jahre 1810 wurde durch eine Anzahl Dekrete dem alten Prinzip entiprechend die Aus: 
fuhr an Getreide unterjagt, die Einfuhr freigelafien. Auch 1814 ging man in der gleichen 
Richtung vor, indem das Land in drei Bezirke geteilt wurde, in denen die Ausfuhr bei be: 
ftimmter Höhe der Weizenpreije (von 23, 21 und 19 Frans) verboten wurde. Das Jahr 1816 
brachte zum erjten Male einen Einfuhrzoll (50 Cent. für den Quintalmetrique Getreide und 
Mehl), der aber ohne Bedeutung blieb, zumal man ſich ſchon "/s Jahr jpäter genötigt jab, 
für ein Jahr eine Einfuhrprämie zu bewilligen, um die Teuerung zu vermindern. 

Bom 16, Juli 1819 datiert die prinzipielle Aenderung des Syitems in Frankreich, in- 
dem fortan an Stelle der Ausfuhr die Einfuhr erichwert wurde mit der ausgejprochenen 
Abſicht, damit der Landwirtichaft zu helfen; der gewaltige Rüdgang der Getreidepreife, der 
damals in Europa eingetreten war, gab die Beranlaffung zu diefem Umſchlage. Wie bis- 
ber für die Ausfuhr, jo wurde nun für die Einfuhr das Land in drei Teile geichieden. Man 
jegte einen feiten Zolljag an, zu dem ein Zuſchlag hinzutrat, wenn die Preife erheblich janten 
und wenn die Preiſe in dem einen Teile unter 20, in dem andern unter 18, in dem dritten 
unter 16 Frks. pro Heftoliter janfen, die Einfuhr verboten wurde. 1821 geftattete man fie nad 
jehr eingehenden Berhandlungen über die Häfen der Provence erft bei einem Preife von 28 Fıfs. 

Das Gejeh vom 15. April 1832 acceptierte nach dem Borbilde Englands die Skala, das 
Einfuhrverbot jollte durch einen abgeftuften Zoll eriegt werden, durch welchen die Preiſe 
in der einen Landeshälfte auf 20 Frfs., in der anderen Hälfte auf 24 Frks. erhalten werden jollten 
auf Grund von Preistaren. Erjt in den Teuerungsjahren 1853—1859 wurde die Stala 
juspendiert und der Handel freigegeben. Bor Ablauf diefer Zeit regte fich im Lande eine 
gewaltige Agitation für und wider neu einzuführende Zölle, die insbejondere in dem Staats 
rat, wo eingehende Verhandlungen über die Frage gepflogen wurden, ihre Zentralſtelle hatte. 
Abgeſehen von einer Heinen Partei auf dem Lande, welche der Skala die alte Anhänglichket 
bewahrte, war man alljeitig darüber einig, daß die Skala nicht gewährt hatte, was man 
von ihr erwartete: „Sleihmäßigfeit der Preiſe“, ſo daß an die Wiedereinführung derjelben 
nicht zu denken war. Im Senate zeigte ſich eine mehr freihändleriiche Strömung, der der 
Kaifer entichieden mehr zugethan war, als aber die Preiſe weiter janten und der Krieg aus 
brach, fand man feine Zeit zur Beratung eines neuen Geſetzes. Die Jnduftriellen, welde 
ursprünglich die Getreidezölle befämpften, fürchteten, daß die Bejeitigung derjelben auch ihren 
eigenen Schuß zu Falle bringen könnte, und vereinigten ſich mit den Landwirten, um das 
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Protektionsſyſtem aufrecht zu erhalten. Deshalb wurde das juspendierende Dekret vom 20. Sep- 
tember 1853 einfach aufgehoben, und das alte Gejeg von 1832 trat damit wieder in Kraft. 
Do ſchon im Auguft 1860 wurde dasjelbe wiederum juspendiert und noch in demjelben 
Jahre mit 240 Stimmen gegen 12 von der Kammer faft völlige Einfuhrfreiheit hergeftellt 
und fortan nur die geringe Einfuhrgebühr von 62 Eent. pro 100 Kilo Weizen, 1,25 Fr. für 
Mehl erhoben, Roggen, Gerjte und Hafer blieben ganz frei. Der Tarif vom 7. Mai 1881 
brachte hierin nur unmejentliche Aenderungen (60 Eent. für 100 Kilo Weizen 1,20 Fr. für Weizen: 
mehl). Das Gejeg vom 28. März 1885 nahm zuerjt wieder einen jchußzöllneriichen Charakter an, 
indem 100 Kilo Weizen mit 3 Frks. (bei außerordentlihem Uriprung und aus europ. Entre- 
pot3 6,60 Frks.), Weizenmehl mit 6 Frks., Hafer, Roggen, Gerſte mit 1,50 Frks. angejeßt 
wurden '’). 1887 fand eine Steigerung der Säge für Weizen auf 5 rejp. 8,60 Frks., für 
Mehl auf 8 rejp. 21,60 Frks., Hafer 3 reſp. 6,60 Frks. jtatt. 

Nach vorübergehender Ermäßigung der Zölle im Jahre 1891 und unbedeutender Ber: 
änderung im Jahre 1892 wurden am 27. Febr. 1894 der Weizenzoll auf 7 Frks., der Zoll 
auf Mehl nach dem Prozentjag des Auszugs auf 11—16 Frks. erhöht; die anderen Zölle 
blieben unverändert. 

Da in Normaljahren Frankreich bisher im ftande war, den Bedarf an Getreide jelbit zu 
deden, jo hat der Zoll dort eine hohe Bedeutung thatſächlich nicht erlangt. Das einzige 
Land, welches Gelegenheit hatte, die Wirkung des Getreidezolld genauer in einer größeren 
Reihe von Jahren zu verfolgen, ift unzweifelhaft England, dem wir deshalb noch zuletzt 
unjer Augenmerk zuwenden wollen. 

$ 17. In England, wo die merkantiliftifchen Anfchauungen niemals zur vollen Gel- 
tung zu kommen vermochten, und bie Grumdbefiger die politiiche Macht in Händen hatten, 
mußte auch früher die Praris Pla greifen, den Zoll zu Gunften der Landwirtichaft zu 
verwerten. Deshalb finden wir dort jchon im vorigen Jahrhundert Ausfuhrprämien für 
Setreide und wiederholte Einfuhrverbote. Die erjteren wurden in der ziveiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts gegenftandslos, da infolge der rajchen Zunahme der Bevölkerung die 
Ausfuhr aufhörte, eine Rolle zu jpielen. 

Um der mehr und mehr überhandnehmenden Zufuhr zu jteuern, wurde 1791 der Quarter 
Reizen mit 6d. Einfuhrzoll belegt, bei einem inländiichen Preiſe von 55 Schilling, dagegen 
von 2 Sh. 6 d. bei einem Preiſe von 50 Sh. und gar von 23 Sh. 6 d., wenn der Preis 
de3 Duarterd unter 50 Sh. ſank. Zur Geltung kam diejes Gejeg erjt im Beginn des neuen 
Jahrhunderts, wo der Preis zum erften male unter 55 Sh. herabging. Dann aber erjchien 
jene Mafregel nicht mehr ausreichend und jeit 1804 wurde ein Zoll von 4 Sh. 3. d. er: 
hoben, folange der Weizen auf inländiichem Marfte nicht mit 63 Sh. pro Quarter bezahlt 
wurde, 25h. 6d. bei 63—66 Sh., 6d. bei einem PBreije von 66 Sh. und darüber, dagegen 
wurde eine Ausfuhrprämie von 5 Sh. in Ausficht geftellt, wenn der Preis auf 48 Sh. und 
darunter finten jollte. Indeſſen ift in den folgenden 10 Jahren ein jo niedriger Stand bei 
weiten nicht erreicht; al3 aber der Preis dann bedeutend jank, verjchärfte man die Maß: 
regel von neuem. Seit 1815 juchte man den Weizenpreis durch erorbitante Zölle auf min- 
dejtens 80 Sh. zu erhalten. Selbjt aus den nordamerifanijchen Kolonien durfte Weizen erjt 
bei einem Preije von 67 Sh., jonjtiges Getreide erft bei 44 Sh. importiert werden; gleid)- 
wohl gingen infolge der vorzüglichen Ernten anfangs der 20er Jahre die Preije weit unter 
jenes Maß zurüd, und auch eine weitere Verjchärfung, die man in jener Zeit inaugurierte, 
fonnte die Preisverminderung nicht in der gewünſchten Weiſe aufhalten. 





11) Rad demielben Tarif haben Ochſen 25 3 Frks., vorher 0,31), Pferde, wie jchon 1881 
Arts. zu zahlen (feit 1881 15 Frks., vorher 3,74 30 Frks. ©. Bulletin de Statistique et de 
Arte), Kühe und Stiere 12 Frl3., Schafe 3 Fris, legislation comparde. 1885. Avril ©. 397 ff. 
Schweine 6 Frke. (feit 1881 Schafe 2, Schweine 1881. Juni ©. 459. 
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Als dann 1825 die inländifche Produktion wejentlich hinter dem Bedarf zurüdblieb, mil 
derte dad Minifterium aus eigener Anitiative die Prohibitiv-Geſetze. 

Das Jahr 1828 wurde dann das Geburtsjahr der berühmten gleitenden Skala, welde 
dem Landwirte möglichjt gleichmäßige Preiſe garantieren follte, indem fie fich mehr als die 
bisherigen Zölle den Preisſchwankungen anſchloß. Bei 68 Sh. pro Quarter war der Zoll 
18 Sh. 8 d.; bei 69 Sh. 16 Sh. 8d. zc., bis bei 73 Sh. der Boll nur noch 1Sh. betrug. 

Es ift num jehr bedeutjam, daß dieje theoretiich ſcheinbar ſehr vortreffliche Einrichtung 
fih in der Praris abjolut nicht bewährt hat. Wie jchon die Zölle von 1815 ein Herab- 
gehen der Preiſe nicht aufzuhalten vermochten, jo zeigt fich auch diejes Geje den allge- 
meinen Konjunfturen gegenüber machtlos. Denn während im Februar 1831 der Uuarter 
noch 75 Sh. kofjtete, war der Preis im Januar 1836 nur noch 36 Sh. Bejonders jchädlid 
erwieſen ſich die Schwankungen innerhalb kurzer Friften, die gerade durch die gleitende Stala 
gewaltig gefteigert wurden. So berichtet Toofe, daß infolge einer Mifernte im Fahre 1835 
die PBreife im September durch Zurüdhaltung der Vorräte in den Niederlagen auf 73 Sh. 
2d. getrieben wurden, worauf dann nad Ermäßigung des Zolles in einer Woche 1’, Mill 
Quarter Weizen und Weizenmehl ind Land geichafft wurden, was einen Preisrüdgang auf 
61 Sh. 10 d. zur Folge hatte. 

Die großen Pächter, welche ihr Getreide aufipeichern und günftige Breije abwarten konnten, 
profitierten von den Schwankungen, wie die größeren Händler, welche in großen Niederlagen 
das Getreide anhäuften, oder alle vorhandenen Schiffe im Momente der Zollerniedrigungen 
in Unjpruch nahmen, um jofort nach Ermäßigung des Zolld größere Duantitäten einzuführen. 
Die kleinen Farmer und Händler, welche das ausgedrojchene oder gekaufte Getreide jofert 
zu veräußern genötigt find, mußten dagegen unter den Schwankungen erheblich leiden. 

Bu den Schwankungen der Preiſe famen jo noch die des Verkehrs Hinzu. Bald waren 
die Schiffe im Uebermaß für den Getreidetransport in Anſpruch genommen, bald lagen fie 
ohne Beichäftigung im Hafen. 

Die Spekulation war durd die Zoll-Skala zu Ertravaganzen angeregt, während der ge 
ſunde Handel gehemmt und gefahrvoller gemacht war, denn wie leicht konnte die Lieferung 
den richtigen Moment verpafjen. Trogdem dieje Schattenjeiten auf das Nachdrücklichſte ſchon 
in jener Zeit betont worden waren, wurde 1842 von Rob. Peel doch zunächſt noch einmal 
eine Stala eingebracht und durchgejegt, die bei einem Preiſe von 51 Sh. pro Quarter mit 
20 Sh. begann und mit jedem Sh. der Preiserniedrigung um 1 Sh. ftieg, bis bei 73 Sh. 
und darüber nur noch 1 Sh. Zoll entrichtet wurde. Auch infolge der wachjenden Oppofition 
der Freihandelslehre fand zunächſt 1846 nur eine Ermäßigung der Skala ftatt, die bei 48 Sh. 
pro Quarter mit 10 Sh. begann und dann ebenjo wie jene pro Sh. Preisfteigerung um 
1 Sh. ermäßigt wurde, aber mit der Beſtimmung, daß die Staffel am 1. Febr. 1849 über- 
haupt fallen jollte. 

Seitdem wurde ein gleihmäßiger Zoll von 1 Sh. pro Quarter, für 1864 von 3d. pro 
Bentner erhoben, der erſt am 1. Juni 1869 bejeitigt wurde, 

Um zu zeigen, wie wenig die Skala im Stande war, die Preisſchwankungen zu verhindern 
und dauernd den Preis hoch zu halten, führen wir eine dem 2. Band des Werkes von Toofe 
und Newmard: die Gejchichte und Beſtimmung der Preife, überj. v. Aſher. 1862, S. 804, 
entnommene Tabelle an, weiche die Weizenpreife pro Quarter angiebt: 


REBRT in Englandvon 1829—47 
für den Quarter in Sh. 


_ Sabre 71829 | 1830 "1831 | 1832 | 1888 | 1884 1835 | 1886 1887 1838 
iR 7 F 'Sh. d. Sh. d. 'Sh. d. ıSh.d. Sh. d. Sh. d. Sh. d. 'Sh. d. Sh. d. St. - 
Jahres: Durchſchnitt 66. 364 366, 4 \58, 8 52, 11146. 2 89, 449.6 55. 10 64. 

Hödhiter Boden: 175. 11.74. 1175. 168.7 56. 548.6 4. — 61.9 60. 178. 4 
$tleinfter } ourafgnie —— 455, 559, 251.8 49. 2 40. 6 86, — 86. — 51. — 52. 4 
Differenz 719. 515. 11 12. 4 7. 88 —' 8-9 9. 126. - 
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Sahre 1839 1840 1841 1842 1848 | 1844 1845 1846 1847 
ee, 8h. d. ‚Sh. d. Sh.d. Sh. d. Sh.d. Sh.d. Sh. d. Sh.d. Sh.d. 
Jahres⸗ Durchichnitt 70,8 66, 464.4 57. 350,1 51.1 50. 1054.8 69, 9 
Hödter Wodens 81.6 72, 10 76.1 65. 861.2 56.5 60. 164.4 102%, 5 
Kleinſter 3. 65.6 58. 10 60. 7 46. 10 46. 5 5.1 45, — 45. 1 46 
Differenz 16. -- 14. — 15.6 18. 1015.9 11. 4 15. 119. 3 52.11 


$18. Die Erfahrungen inEngland jcheinen uns das folgende feitgejtellt zu haben: 

Nor allem hatte ſich als unmöglich erwiejen, jelbjt durch die jchärjiten Schußzölle die 
Preisregulierung zu beherrichen. Ueberall zeigten ich die allgemeinen Konjunkturen mächtiger 
und maßgebend, wenn auch eine Erhöhung der inländijchen Preiſe gegenüber den auslän: 
diihen, wie in England niemand bejtritt, herbeigeführt wurde. Noch viel weniger gelang 
es, wie wir jahen, die Breisichwantungen zu vermindern, welche vielmehr durch das englijche 
Verfahren noch verichärft wurden. Sehr bedeutfam erjcheint e3 dabei, daß, wie allgemein an: 
erfannt, die Spekulation durch die Zölle nicht gehemmt wurde, jondern im Gegenteil be: 
jondere Nahrung erhielt, nur daß die Heinen Spekulanten verdrängt wurden. 

Es hat fic ferner gezeigt, daß die Zölle nicht im ftande waren, troß ihrer zeitweife exor— 
bitanten Höhe, die landwirtichaftliche Produktion derart zu jteigern, daß fie mit der Volks— 
zunahme Schritt halten konnte. Die Bemühungen, auf jolche Weiſe künftlich die Dedung 
des Nahrungsbedarfs im Inlande zu erzwingen, erwiejen fich als völlig fruchtlos. 

Außerdem ift zu beachten, daß ausdrüdlich die Pächter nicht den erhofften Vorteil von 
der Mafregel erlangten, jondern die Grumdbefiger; wiederholt wird über die lagen der 
Pächter berichtet, die ſich durch die Zölle zu übermäßigen Bachtgeboten verleiten ließen und 
dann in die fchwierigfte Lage gerieten, ald die Zölle den Rüdgang der Preije nicht aufzu- 
halten vermochten. Schließlich verdient wohl hervorgehoben zu werden, daß die Bejeitigung 
der Zölle nicht, wie es ihre Verteidiger als unvermeidlich in Ausficht ftellten, den Ruin 
der Landwirtſchaft zur Folge gehabt hat, vielmehr, wie allgemein anerfannt, troß des ge: 
waltigen PBreisrüdichlages jofort einen ganz außerordentlichen Aufichwung gewann, indem 
nun erjt der natürliche Betrieb Play griff und den Berhältniffen entiprechend die Viehzucht 
mehr als wie bisher in den Vordergrund trat, und auch die neueften für England überaus um: 
günjtigen Konjunkturen haben nur den Getreidebau weiter einjchränfen laſſen, und den An: 
bau der Futterfräuter erweitert, aber keineswegs einen Uebergang zum extenfiveren Betriebe 
herbeigeführt, denn die Verwandlung des Aders in permanente Weide erfordert dort einen 
großen Kapitalaufivand, wenn auch Arbeitskräfte erſpart werden '*), 


2. Bedeutung und Berehtigung der Agrarzölle 


J. Conrad, Die Tarifreform im deutfchen Neiche v. 15. Juli 1879, A. Die Getreidezölle, 
J. f. Nat. 34. D erf., Die Erhöhung der Getreidezölle im deutichen Reiche i. I. 1885. I. f. Nat. 
I, 10. Udo Eggert, Getreidezölle. 1879, W. Leris, Die Wirkung der Gefreibezölle. 1889, 
Faaiche, Art. Getreidezölfe im H.W. 1I und Suppl.Band I. Matlefovig, Die Zollpolitif 
der oͤſterreichiſchen Monarchie und des deutichen Reiches. 1891. 


8 19. Der Staat hat der Landwirtichaft gegenüber natürlich ebenjo wie gegenüber den 
anderen Produktionszweigen, Handel und Induſtrie, das Recht und die Pflicht, ihr even: 
tuell auf Koften eben jener anderen Zweige Schuß und Hilfe zu verjchaffen, wenn fie ſich 
in Not befindet. Dieje Hilfe kann nun hier wie dort die Form von Schußzöllen an- 
nehmen, welche den inländiſchen Gewerbszweig vor dem Ruin durd ausländiiche Konkur— 
renz behüten joll, d. i. durdy Erhöhung der Preife der Tandwirtichaftlichen Produkte. 

Ein prinzipieller Unterjchied indefjen ift dabei zwiſchen Yandwirtichaft einer: 
jeits und J nduftrie und Handel andrerjeitö zu machen. Eine Preiserhöhung der land: 


12) Paaſche. Die Entwickelung der De Sandwirtichaft unter den Drud ausländijcher 
Konkurrenz in 3. f. Nat. III, 3 (1392) ©. 1 fi. 
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wirtichaftlihen Produkte, wie fie alfo eventuell ein Schußzoll herbeiführt, wird, wenn ihn 
die Bevölkerung nicht als vorübergehend anfieht, und er daher in feiner Wirkung längere 
Beit andauert, nad) dem früher Dargelegten eine entiprechende Erhöhung des Preiſes des 
Grund und Bodens zur Folge haben. Der momentane Grundbejiher ift eö daher, der 
in erjter Linie den Nutzen diejed Verfahrens bezieht und zwar in Form einer Kapitals: 
ſchenkung. Willer fein Gut in kurzer Zeit darauf veräußern, jo wird er in der Lage 
jein, einen höheren Verkaufspreis zu erlangen und damit die Sahne abzufchöpfen, während 
der Käufer fi in der gleichen Lage befindet, wie der Verkäufer vor Auferlegung des Schutz— 
zolls und daher eventuell in den gleich jchwierigen Berhältniffen. Dasjelbe ift von den 
Pächtern zu jagen. Der momentane Pächter, der vielleicht noch zehn Jahre das Gut für 
die bisherige Pacht in der Hand hat, genießt den Vorteil der Maßregel für dieje Zeit, wäh: 
rend der folgende Pächter den Zollverhältniffen entiprechend dem Grundbeſitzer eine höhere 
Pacht bewilligen wird ; oder, war die frühere Pacht urjprünglich zu hoch und wurde fie 
erjt durch den Zoll den Berhältniffen entiprechend, jo ift er nun in der Lage, die frühere 
Pacht weiter zu zahlen, während ohne den Schuß der Grundbefiger ſich mit einer niedrigeren 
Pacht begnügt haben würde. In beiden Fällen ift der wirtichaftende Landwirt nad 
einiger Zeit, d. h. nach eingetretenem Bejigwechjel im großen Durchichnitte (wenn man von 
vorübergehenden Konjunkturſchwankungen abfieht) in derjelben Lage, wie der frühere. 

Der Induftrielle fteht zwar dem Landwirte darin gleich, daß er jofort nach der Auf: 
legung den Borteil der günftigeren Preife genießt, aber er ift auch in Gefahr, in kurzer Zeit 
durch die wachjende Konkurrenz den Vorteil einzubüßen, wenn er ein erheblicher war und 
damit zur Gründung neuer Etabliffements oder zur Ausdehnung der alten anreizte. Der 
Fabrikbefiger hat in Folge defjen nicht einen dauernd garantierten Nuben, er ift nicht in der 
Lage, fi diefen in Kapitaldform auszahlen zu lafjen, oder doch nur ausnahmsweiſe und 
zum Heinjten Teile. Unter gewöhnlichen Verhältniſſen kann man annehmen, daß er nicht 
in der Lage ift, ji auf die Dauer einen übermäßigen Unternehmergewinn zu verichaffen. 
Der Grundbejiger dagegen hat diefe Möglichkeit, und dadurch fann ein dauernd auf: 
gelegter Schußzoll zu einer weit größeren Ungerechtigkeit gegenüber den Konfumenten werden, 
als ein Induſtriezoll. Bei der Induſtrie iſt vorauszujegen, daß der Produzent jelbft den 
Vorteil von dem Zolle hat, in der Landwirtſchaft ift aber diejes, wie wir jahen, auf die 
Dauer nicht zu erwarten; der Grundbefiger und zwar der im Momente der Bollauf: 
fegung fungierende ift es, der den Vorteil davon bezieht, nicht aber der jpäter thätige Land: 
wirt. In der Induftrie fann und muß der richtige Schußzoll dem Konſumenten ſelbſt jchlie- 
lich direkt nußbringend werden, wenn das inländiiche Gewerbe, zuerſt Fünftlich gehoben, 
allmählich die volle Selbftändigfeit erlangt und im Stande ift und durch die erweiterte Kon- 
furrenz gezwungen wird, billiger zu produzieren, jo daß ein wirfjamer Schußzoll nad) jeiner 
Bejeitigung dem Konjumenten die Ware billiger hinterlafjen muß, als fie vor der Einfüh- 
rung war. Der Getreidezoll bietet hiefür feine Ausficht. Wird der Getreidebau durch 
Scußzoll auch erheblic, ausgedehnt, jo ſchrumpft er nach Bejeitigung und der damit zu— 
jammenhängenden Preißverminderung ebenfo wieder zujammen. Iſt eine Zeit lang mehr 
fünftlicher Dünger zur Erzeugung von Getreide verwendet um mehr zu erzielen, jo hört 
diejes mit dem Zoll wieder auf. Eine nachhaltige Verbilligung des Getreides iſt dadurch 
nicht zu erwarten. Denn ein ausgedehnter Getreidebau ift nicht Zeichen einer hohen inten: 
fiven Kultur, durch welche bejonders hohe Rente zu erzielen ift. 

Die VBorausjegung einer Erhöhung des Grundwertes trifft natürlich nur zu, wenn jener 
Zoll dauernden Charakter hat. Nun ift es aber eine befannte Thatjache, daß ein ge— 
währter Zoll, deſſen Bejeitigung nicht vorher zu einem beftimmten Termin in Ausficht ge— 
nommen ift, von der Bevölterung als dauernde Inſtitution angejehen wird und in Folge 
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defien ftet3 einen größeren Einfluß auf den Grundwert gewinnt, als e3 gerechtfertigt ijt. 
Uebertragen wir dieje theoretiiche Erörterung in das praftifche Leben. 

$ 20. Alle Berichte iiber die landwirtichaftlichen VBerhältniffe in Deutichland ftimmen 
darin überein, daß ein Hauptgrumd der gegenwärtigen Kalamität darauf zurück— 
zuführen ift, daß die Landwirte (ähnlich wie die Induſtriellen) in der erften Hälfte der 70er 
Jahre fi) durch die günftigen Konjunkturen, namentlich die hohen Preiſe der Iandwirtichaft- 
lihen Produkte verleiten ließen, zu hohe Pacht- und Kaufpreiſe zu bewilligen, weil fie fäljch- 
licher Weife jene günftigen Preiſe für dauernde annahmen, jo daß eine Verdoppelung des 
Grundwertes in 25 Jahren in vielen Gegenden Deutichlands ftattgefunden hat. Da nun 
ein Verkauf gegen eine niedrige Summe einen entjprechenden Rapitalverluft in fich jchließt 
und den betreffenden Beſitzer vielfach an den Bettelftab bringt, jo ift es jehr natürlich, daß 
an den alten Preiſen feftgehalten wird, jo lange e3 irgend möglich, und daß die Preis: 
ermäßigung weit langjamer vor fich geht, als es den Ertragsverhältniffen entipricht. Ein 
Schußzoll auf die landwirtichaftlihen Produkte, welcher eine Erhöhung in Aussicht ftellt, 
wird daher den momentanen Befiger nur darin beftärfen, die Gutspreiſe wie die Wacht auf 
der bisherigen Höhe zu erhalten oder gar noch zu fteigern. Unzweifelhaft kann damit der 
Segen erreicht fein, eine große Zahl von Grumdbefigern und Pächtern vor dem Ruin zu 
bewahren, bleiben aber die Weltmarktpreife auf dem bisherigen Niveau, jo jchwebt über der 
geſamten Kandwirtichaft beftändig das Damoklesſchwert der Bejeitigung der Zölle, welche 
jtet3 dasjelbe NRejultat nach fich ziehen muß, was gegenwärtig ohne den Zoll in Ausficht 
jteht, Rüdgang des Preijes des Grund und Bodens wie der Bacdhıt, damit Kapitalsverluft 
für den Grundbefiger und Ruin einer Anzahl jelbjtwirtichaftender Landwirte. Die Kata: 
ſtrophe iſt auf Koſten der großen Mafje der Bevölkerung hinausgeichoben, aber nicht ver: 
mieden. Sie kann allerdings dadurch gemindert werden, wenn die Bollherabjegung lange 
vorher angekündigt wird, jo daß vorjorgliche, gut rechnende Landwirte diejes bei eintreten: 
den Fällen, Berfäufen, Verpadhtungen in Anſchlag bringen und jene Entwertung fi dann 
weniger raſch vollzieht. Das bedeutfame Rejultat unjerer Betrachtung bleibt aber, 
dat der Gewinn eines langdauernden Agrarzolles dem Grundbejiger in Form eines 
Kapitalzumadjes zufällt, während der wirtichaftende Landwirt und damit der land- 
wirtichaftliche Betrieb nicht den vollen Nutzen der Maßregel erlangt. 

$ 21. Damit fommen wir zu einer anderen Seite der Frage: weldhen Zweck joll der 
Schutzzoll haben? Hat er die Mufgabe, den Kapitalijten den Beſitz zu fichern oder gar 
zu erhöhen oder hat er nur die Aufgabe, die Nachhaltigkeit der Produktion zu gewährleiften ? 

Im voltswirtichaftlichen Intereſſe fällt hauptſächlich das letztere ins Gewicht und das 
erftere nur ſoweit e3 jenes bedingt. Ob der Kurs der Papiere herauf oder hHerabgeht, in 
welchem die inländiichen Kapitaliften ihre Gelder angelegt haben, wird vom volkswirtſchaft— 
lihen Standpunfte aus fast gleichgültig fein, jo lange der Zinsbezug nicht geftört wird und 
damit die Konjumtionsfähigkeit der Fondsbeſitzer fich nicht vermindert hat. Ebenjo fällt es 
an umd für fich wenig ins Gewicht, ob der Grundwert fteigt oder fällt; und wird er nur 
dadurch aefteigert, daß ein Teil der Bevölkerung aus ihrer Tajche, ohne ein Mequivalent 
dafür zu erhalten, die Zindzahlung übernimmt, jo ift der Gewinn für den Nationalmohl: 
ftand illuſoriſch. Indirekt wird ein landwirtichaftliher Schußzoll auch zur Erhaltung des 
ſtapitals beitragen und von Bedeutung jein können, wenn die Hypothekendarlehen in be: 
drohlichem Umfange gefährdet ſind; namentlich wenn Verficherungsgefellihaften, Spartafjen 
und ähnliche zur Unterftügung des Mittelftandes und der untern Klafjen bejtimmte Inſtitute, 
weiche ihre Gelder zum großen Zeile auf Grundftüden ftehen haben, in Mitleidenjchaft ge- 
zogen werden. Won höherer Bedeutung iſt aber die zweite Aufgabe. 

Ganz fiher kann unter Umftänden durch eine Erniedrigung der Preiſe der landwirtſchaft— 
lichen Produfte der landwirtichaftliche Betrieb gefährdet werden und zwar in verjchiedener 
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Weije. Ein Landwirt, Befiger oder Pächter, der den Ruin vor Augen hat und ftrebt fid 
fo lange als möglich zu halten, wird im allgemeinen den Ader ausfaugen, indem er joviel 
wie möglich Früchte zu gewinnen jucht, auf Kosten der Nachhaltigkeit der Bodenfruchtbar: 
feit; er wird zu jparen fuchen an Produktionskoſten, indem er notwendige Reparaturen an 
den Entwäfferungsanlagen, den Gebäuden, dem toten Inventarium unterläßt, es werben ebenio 
Ergänzungen des toten wie lebenden Inventariums unterbleiben, wie noch mehr wünſchens— 
werte Meliorationen, Bauten 20. Dadurch wird Kapitalsverluft herbeigeführt, weil vernad: 
läjjigte Gebäude und Meliorationen einen verhältnismäßig großen Aufwand zur Wieder: 
herftellung in Anipruch nehmen. Das reduzierte Inventarium verhindert eine angemefjene 
Beitellung, die Verquedung des Aderd, Verſumpfung der Wiejen, ein übermäßiger Dünger: 
mangel find die notwendigen Folgen, welche nicht nur momentan, jondern noch für eine 
große Reihe von Jahren die Erträge beeinträchtigen. Noch mehr wird dies alles zu Tage 
treten, wenn das Land in Folge von VBergantung längere Zeit unbeftellt liegen bleibt. Der 
Verluft an Nationalfapital wie an Nationalertrag ift deshalb in Zeiten einer allgemeinen 
Agrarkrifis ein jehr bedeutender und wird von den mit den landwirtichaftlichen Verhält— 
niſſen nicht Vertrauten meistens unterichägt. 

Der landwirtichaftliche Betrieb kann aber noch in anderer Weife gefährdet werden. Gehen 
die tieriichen Produkte bedeutend im Preife herab, jo liegt die Gefahr vor, dab der Vieh— 
ftand reduziert wird, und damit die Dungkraft der Grundftüde leidet. Sinken die Preiſe 
der Handelsgewächſe, jo wird die Antenfivität des Betriebes dadurd beeinträchtigt, melde 
einer größeren Zahl Menjchen wie einem bedeutenderen Kapital Beihäftigung gewährt hat. 
Am wenigjten wird offenbar der Rüdgang der Getreidepreile den landwirtichaftlichen Be: 
trieb benachteiligen, wo irgend intenfivere Wirtſchaftsſyſteme bereits allgemeiner vorhanden 
find, und um fo weniger wird das der Fall fein, wenn die übrigen Produkte, namentlich 
die tieriichen und Handelsgewächie, an diefem Preigrüdgang nicht partizipierten ; denn der 
Drud auf die Getreidepreije wird wohl den Getreidebau etwas einjchränfen, aber wie wir 
oben jahen, nur in jehr bedingter Weife, während derartige Konjunfturen notwendig einen 
Drud ausüben müflen, fortan intenfiver zu wirtichaften. Wo irgend Kapital und Intelli— 
genz den Landwirten zu Gebote jtehen, wird deshalb ein mäßiges Sinken der Getreidepreije 
jogar einen vorteilhaften Fortichritt der Landwirtichaft zur Folge haben, wie das in den 
25 Jahren von Mitte der 40er bis Anfang der 70er Jahre in England der Fall geweſen 
ift. Nur wo die Landwirtichaft noch überhaupt ertenfiv betrieben wird, Liegt die Gefahr vor, 
daß ein Rüdgang der Getreidepreife den Betrieb noch ertenfiver gejtaltet, reſp. Aderland 
in größerer Ausdehnung unbenugt bleibt. Andernfalls wird unter fonjt gleichen Verhält— 
nifjen ein Rückgang der Getreidepreife, jolange er nicht ganz extreme Verhältniſſe erreicht, 
auf Koften des Grundbefigers rejp. des momentan wirtichaftenden Yandwirtes vor ſich geben, 
den landwirtichaftlichen Betrieb aber im allgemeinen intenfiver geftalten, vielfach ihn un- 
berührt lajjen, und nur ganz ausnahmsweiſe ihn nachhaltig beeinträchtigen. 

Bon mejentlicher Bedeutung in diefer Hinficht ift das Verhältnis der Preiſe der tierijchen 
Produkte zu denen des Getreides. Ye höher die erjteren, um jo größer ift die Prämie, ſich 
auf die Viehzucht zu legen und das billige Getreide, namentlic Hafer und Roggen als Futter 
zu verwenden und Fleisch, Milch ꝛc. dadurch zu gewinnen, Ein Schußzoll auf tierijche Pro- 
dukte wird deshalb weit günftiger den landwirtichaftlichen Betrieb beeinfluffen ala ein Ge 
treidezoll, und es fteht außerdem zu erwarten, daß eine Erweiterung der Viehzucht auch die 
Fleiſch- und Mil: Nahrung der Bevölkerung allmählich ausdehnt. 

$ 22. Die bisher gemachte Unterſcheidung zwijchen den VBerhältnifjen der Landwirtſchaft 
und den der übrigen Gewerkszweige ergab, daß in Bezug auf die zu jchügende Landwirt: 
ihaft Agrarzölle eine bejondere Vorſicht erheifchen, in noch höherem Maße iſt das 
der Fall in Bezug auf die zu belaftende Bevölkerung. 
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Die landwirtichaftlihen Produkte find Rohmaterial. Ein Schußzoll, der ihre Preije er: 
höht, verteuert der Induſtrie ihr Rohmaterial, das ijt, den Mühlen, Bädereien, Stärke— 
fabrifen, Brennereien zc., aber ein Getreidezoll thut dies auch für die Viehzucht, Maftung, 
Molkerei. Der Viehzoll vertenert das Material der Schlächtereien, Wurftfabritanten, 
Molkereien, der Wollzoll der Tertilinduftrie. Die Bedeutung diejes Punktes ift (abgeſehen 
von dem Wollzoll) eine geringere, weil dieje genannten Induſtrien nur zum Kleinen Teile 
für das Ausland arbeiten, und zum Teil, wenn auch nicht ganz, die Wirkung des Zolls 
durch Erportbonifitationen ausgeglichen werden kann. Weit mehr ind Geficht fällt die Wir- 
fung auf den Konjumenten, denn es handelt ſich um die allgemeinjten Nahrungsmittel. Fine 
Berteuerung derjelben verkünmert deshalb der großen Maſſe der Bevölferung die Ernäh: 
rung und kann damit indirekt durch Lohnerhöhung auch die Induſtrie benachteiligen. Ein 
bedeutender Roggenzoll, welcher aljo das gewöhnliche Brot-Getreide des Arbeiters gegen: 
über dem Auslande verteuert, wird zunächft nur auf diejen jelbft fallen; die Kaufkraft jeines 
Lohnes iſt dann geringer als fie jein könnte und als die des ausländischen Nachbars. Trat 
der Zoll ein im Momente einer Preiserniedrigung auf dem Weltmarkte und trug der Zoll 
nur dazu bei, im Inlande die bisherige Höhe zu erhalten, jo kann die Wirfung von der 
Arbeiterklafje vielleicht lange Zeit nicht geipürt werden. Indirekt fann das WRejultat nur 
für die Induſtrie zum Vorſchein tommen, wenn im Auslande auf Grund der niedrigen Preiſe 
der Nahrungsmittel die Löhne herabgehen und dadurch die ausländische Jnduftrie in dem 
internationalen Welttampf einen Vorſprung vor der heimischen erhält. Anders ijt es, wenn 
durch den Zoll eine Erhöhung des Preijes gegen früher herbeigeführt wird. Bei der außer: 
ordentlich großen Bedeutung, welche das Brotgetreide gerade für die ftädtiiche Bevölkerung 
hat, muß die Verkümmerung der Lebenslage ſich fühlbar machen, und wenn die Urſache 
zum Bewußtjein der Bevölterung fommt, die größte Unzufriedenheit erregen, den politischen 
wie den Klaſſengegenſatz in beflagenswerter Weiſe verichärfen. Nur wenn jene Breiserhöhung 
eine dauernde und nur wenn die Induftrie in volljter Thätigkeit und daher die Nachfrage 
nad) Arbeitskräften allgemein, werden die Arbeiter in der Lage jein, jehr allmählich eine den 
Getreidepreijen entjprechende Lohnerhöhung zu erwirken. Aber eben weil die Arbeiter nur 
auf Grund bejonders günstiger Konjunkturen die entiprechende Macht zur Lohnerhöhung 
erlangen können, jene Konjunkturen aber weder im ganzen Lande gleich, noch an denjelben 
Orten gemeinfam in allen Branchen auftreten, wird das Rejultat in den verjchiedenen Gegen: 
den, wie in den verjchiedenen Induſtriezweigen ein jehr ungleiches fein, jo daß der Drud, 
welcher der Arbeiterbevölferung damit aufgelegt ift, nur langjam, in jehr ungleicher und 
unvolltommener Weije zur Abwälzung gelangt. Denn in unjerer Zeit ift allerdings durd) 
die Ausdehnung der Bedürfnifje und die Hebung des Standard of Life die Erhöhung des 
Lohnes wejentlic über das Exiſtenzminimum erfolgt, ein enges unmittelbare Zujanmen- 
gehen zwijchen Getreidepreifen und Arbeitslöhnen daher nicht vorhanden, Das momentane 
Verhältnis von Angebot zur Nachfrage nach Arbeitskräften ift in viel höherem Maße das 
Enticheidende. Nur bei jehr bedeutendem und dauerndem Steigen der Brotpreije wird die 
Wirkung auf den Lohn unausbleiblich fein, aber erft nach viel Not und Elend. Die Wir- 
kung aljo auf die Induſtrie jteht in der That erſt jehr viel jpäter in Ausſicht, ald die direkte 
auf die Lage des Arbeiters. 

Nicht unbeachtet darf bleiben, daß ein Roggenzoll nicht nur einen großen Teil der Heinen 
Bauern, Kofjäten und Tagelöhner auf dem Lande trifft, jondern auch häufig den 
größeren Landwirt, welcher Roggen kauft, entweder um umjomehr Weizen bauen und ver: 
faufen zu können, aljo für den eigenen Konſum oder um ihn als Viehfutter, Material für 
die Brennereien 2c. zu verwerten. Der ausländische Roggen kann indirekt für ihn von großer 
Bedeutung jein, um eventuell fein Produkt, wenn es durch Negenwetter in der Erntezeit 
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gelitten hat, oder ſonſt jchlecht gediehen ift, mit befjeren Qualitäten zu mifchen und dadurch 
erjt verfäuflich zu machen. 

Ein Zoll auf Weizen wird in England und Frankreich wirken, wie ein Roggenzoll 
in Deutichland, während in dem legteren Lande mehr die wohlhabenderen Klaſſen und der 
Bürgerftand dadurch getroffen würden, aljo die Teile der Bevölkerung, welche Leichter eine 
ſolche Abgabe ertragen könnten. 

Uber es ift Far, um diejes jofort vorweg zunehmen, daß der Weizenzoll eben auch nur 
den Gegenden bejonders zu Gute fommen würde, welche befjere Bodenarten haben und daher 
überhaupt günftiger fituiert find; ja ein ifolierter Weizenzoll könnte leicht die Landwirte im 
Uebermaß bewegen, zum Schaden der Volfswirtichaft auf geborenem Roggenboden Weizen 
zu fultivieren, der Landwirtichaft wäre dadurd; wenig geholfen. Auf gutem Boden ijt es 
ohnehin leichter, Handelögewächle zu bauen und jomit Erjat für Getreide zu jchaffen. Ge: 
rade dem mageren Ader fehlt jolh ein Ausweg, da er fich jelbjt für Futterfräuter nur 
wenig ergiebig erweift. 

$ 23. Die Wirkung der Viehzölle wird nach vielen Richtungen einen anderen Cha— 
rafter haben als die der Getreidezölle. Tiere umd tierifche Produkte können bisher nicht mit 
der Leichtigkeit und in den Mafjen vom Auslande bezogen werden als das Getreide, die Er: 
zeugung derjelben kann nicht mit derjelben Schnelligkeit ausgedehnt und eingeſchränkt werden, 
wie das immerhin bei dem Getreidebau möglich, obgleich auch dort, wie wir jahen, beftimmte 
Grenzen gezogen find. Es gehören Jahre und weit bedeutendere Mittel dazu, um dem Vieh— 
ſtand und der Viehnußgung in einem Lande größere Ausdehnung zu geben; wenn natürlich 
von einem Jahre zum andern auch je nach dem Futtervorrat der Viehftand Veränderungen 
erfährt. Die Wirkung eines Zolles auf Vieh wird deshalb nicht fo ſchnell in den heimiſchen 
Biehpreijen zum Ausdrud fommen und fich nicht foweit verbreiten, die Wirkung wird aud 
durch die Reibung des gejamten Handelsverkehrs bis zum Produzenten noch erheblicher ab: 
geichwächt werden, als bei dem Getreide. Immerhin muß ein bedeutender VBiehzoll jchlieh- 
lich auch fteigend auf die inländischen Viehpreife einwirken. Soweit der Landwirt Vieh jelbit 
erzeugt und verkauft, wird er einen Nutzen davon haben, dagegen liegt die Gefahr einer 
Beeinträchtigung für alle diejenigen vor, welche Zuchttiere, Milch-, Zugtiere ſowie mageres 
Bieh zur Maftung vom Auslande beziehen, wie das in vielen Teilen Deutichlands in großer 
Ausdehnung geichieht. Eine Ermäßigung oder auch Bejeitigung des Zoll für Zuchtmaterial 
ericheint deshalb geboten, um nicht die Aufbefjerung der heimischen Viehrafjen zu erjchweren, 
wenn nicht angenommen werden fann, daß er bei den hohen Preijen der Tiere wenig ins 
Gewicht fällt. 

Wo die Viehzölle eine erhebliche Höhe erreichen und durch hohe Zölle auf ausgeichlad: 
tete3 Vieh, Schmalz, Butter, Käſe ꝛc., wodurd fie allein für die Yandwirtichaft einige Be: 
deutung erlangen können, geftüßt werden, würde natürlich die Fleiſchnahrung erſchwert und 
die,Arbeiterflaffe mehr auf Getreide: und Kartoffelnahrung angemiejen ; dies wäre nament: 
lich in einem Lande wie Deutichland jehr zu beflagen, wo erft in der neuejten Zeit die 
Fleiſchnahrung ſich etwas gehoben hat, aber noch weit hinter dem Maße zurüdbleibt, welches 
aus janitären Nüdjichten unter unjerem Klima wünſchenswert und geradezu erforderlich ift, 
um dem Arbeiterftande eine größere und nachhaltigere Leiftungsfähigkeit zu verichaffen. 

Bon noch intenfiverer Einwirkung müßte ein Zoll auf Wolle jein, welcher den Spinne: 
reien ihr Nohmaterial verteuert, damit auch den Webereien das Garn, wie den Konfeltions: 
geichäften 2c. das Zeug, und ihmen die Konkurrenz auf dem Weltmarfte erjchwert. Die Gefahr 
liegt jomit vor, die Fabrikation für den Erport durch den Zoll zu unterdrüden, wodurd 
für gewiffe Sorten Wolle jogar der Bezug im Inlande vermindert werden kann. Der Rüd: 
vergütung des Zolles bei Erport ſtehen bejondere Schwierigkeiten entgegen, weil die genaue 
Feitjtellung des Gehaltes der-Zeuge an Wolle zu umftändlich und jubtil ift, um von Steuer: 
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beamten durchgeführt werden zu fünnen. Beſonders nachteilig wird ein Gewichtszoll dadurch 
wirten, daß er die geringeren Qualitäten mehr jchüßt als die feineren. Der hauptſächlichſte 
Erfolg würde daher vor allem fein, daß die Produktion der Kunftwolle in außerordent- 
fiber Weije begünftigt und gefteigert würde, welche in Folge der hohen Wollpreiſe Ende 
der 50er und Anfang der 60er Fahre in Deutichland große Dimenfionen angenommen hatte 
und durch den Rüdgang der Preiſe wieder in engere Schranken gewieſen wurde. Auf jolche 
Weile könnte dann jehr leicht die Landwirtichaft wiederum um den Nußen des Zolls gebracht 
werden, der hHauptjächlich einer Anzahl Shoddy: Fabrikanten zufiele. Auf die Zucht der feineren 
Rollihafe würde der Zoll eine Einwirkung ohnehin ſchwerlich zu erlangen vermögen, da 
diefelbe nur unter bejtimmten Bedingungen und unter bedeutenden Schwierigkeiten und Kojten 
durchzuführen ijt, wogegen ein Preisaufichlag von etiva 30 Mark pro Ztr. feine Holle ſpielt. 

Bei den mittleren und geringeren Sorten hat der Landwirt längst dadurd einen Erſatz 
für die früheren höheren Preiſe fich zu verjchaffen gewußt, daß er Schafrafjen ausgewählt 
bat, welche neben der Wolle zugleich Fleisch liefern und durch größere Maftfähigfeit das: 
jelbe Futter doppelt und im ganzen höher verwerten als die früher in Deutichland üblichen 
Rafien. Ein bedeutender Schußzoll fünnte in diejer Beziehung leicht die Züchtung in faljche 
Bahnen Ienten und damit die Volkswirtſchaft jchädigen. 

Die nachfolgenden Tabellen I. und II. geben eine Leberficht über die Beſchickung der Haupt: 
jählichften beiden Wollmärfte und die dajelbjt gezahlten Preife. 

Tabellel. 
Berliner Wollmarkt-Be er, a für den Ztr. (50 kg) in Mark 





J Qualität der Wolle — 


ertrafeine feine mittlere ordinäre 
1851—60 | 279,1—307,— | M8,6—2%65,1 | 188,85—-229,9 | 140,9—176,8 
1861—70 | ) 238,8—265,8 »),197,7—224,3 , 1674-1982 , 129,0—164,7 
1871-80 s) 185,0-—200,1 *) 167,0—178,5  >)166,0—181,2 | 144,0—1642 
18831 90 9) 156,2—179,3 6) 138,3— 150,.7  7)156,0—166,6 | *) 75,4—113,1 
1891 153—162 | 143— 148 135 — 140 |  132—133 
1892 131— 165 111-130 18-16 | 90-110 
1893 180-145 ' 108-125 10-10 | 88-100 
1) Durdhichnitt der 5 Jahre 1861—65, 2) Durdiichnitt der 9 Jahre 1861—69. 
3) 5 A. er 1875-80 und von 1875 ab feine Tuchwolle. 
4) # ei, „5 1875—80 1875 ab mittelfeine Tuchwolle, 
5) z 6 5 1875—0 „ „1875 ab Stammmolle, 
6) n Pu 1881—89, 
7) ri + 25 1881— 85. 
8) J — —— 1881. 84—89, 
Tabelle UI. 


Breslauer BER IUMRTITSSEIGEN ar hi für den Ztr. (& 50 kg) in Marf 
1 — 94, 


_  Dnalität der Wolle u u 
Jahr Hochfeine und | mittlere und Nuftifal: und 








Elektoral | feine mittelfeine geringere Wollen 
1851 — 60 \ - 316,7— 388,7 ı 280 —305 240,1—272,1 | 210,2— 236,6 
1861— 70 \  291,9--325,8 252 — 284,7 211,8—243,0 | 181,2—205,5 
1871— 80 268,8—318,8 232,8— 258,9 186 — 206,5 159 — 174,0 
1881— 90 215,5— 264,5 185,5— 213,5 152,5— 179,5 126 — 136,5 
1891 —94 187— 255 154 —183 331 —15l 111 —123,0 


13) Die Angaben bid 1881 find der Schrift auch Schule, Art. Wollzoll im H.W. Suppl. 1. 
v.Mitſchle-Collande: Der praftifche Merino- Zur Eharafterifierung der Angaben fügen wir aus 
züchter, 1882, entnommen, die fpäteren dem Nahr- der erften Schrift folgende Bemerkungen bei: 
buch desBerliner ftädtijchen ſtatiſtiſchenBureaus.S. „Die Breslauer Wollmarktberichte find der „Schle— 
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$ 24. Wir haben ung noch die Wirkung der Ugrarzölle, zunächſt der Getreide 
zölle im Detail Mar zu machen. Niedrige Zölle werden offenbar eine andere Wirkung 
haben al& hohe. Daher find diefelben auch bald nur als Finanzzölle aufgefaßt, bald als 
Schuß für die Landwirtichaft. Im erjten Falle geht die Annahme dahin, daß fie eine Wirkung 
auf den inländiichen Getreidepreis nicht haben werden, während vielfach ein Getreidezoll 
unter allen Umjtänden als ein Schugzoll aufgefaßt wird. Außerdem wird in dem Zollein 
Mittel gejeben, überhaupt der inländifchen Ware zum Abjat zu verhelfen. 

Was zunächſt den legten Punkt anbetrifft jo ift es eine Thatjache, daß z.B. in Deutſch— 
fand der größere Kaufmann und Mühlen-Induftrielle, der eine dominierende Stellung ein- 
nimmt, es vorzieht, das Getreide im Großen und in gleidhhmäßiger Ware eventuell vom Aus: 
lande zu beziehen, als in Fleinen ungleichen Boften im Inlande aufzutaufen, daß daher der 
Bauer von Zwifchenhändlern arg gedrüdt wird und feine Ware oft nur jchwer los werden 
fann. ber es ift durchaus nicht richtig, anzunehmen, daß ein Zoll diejes verhindert, viel: 
mehr zeigt es fich, daß er leicht zu einer noc) größeren Konzentration des Handels führt; 
ein vorhandenes Defizit des Binnenhandeld wird doch vom Auslande gededt und nur Der: 
jenige, welcher über größere Mittel disponiert, ift im Stande, die bedeutenderen Auslagen 
für den Zoll zu deden und den Binsverluft bei Verzögerungen im Transport zu tragen, 
während der Kleinere darauf verzichten muß. Es jteht deshalb jogar zu befürchten, daß der 
Getreidezoll eine Monopolifierung des Handeld und damit unter Umftänden Monopolpreiſe 
begünftigt. 

Weit bedeutjamer ift die Frage, ob und unter welchen Umftänden der Zoll den Preis 
erhöht. Man wird weder behaupten können, daß joldhe Erhöhung unter allen Umſtänden 
zu erwarten ift, noch daß dieſelbe nie eintritt. In der neuern Zeit ift mehrfach, namentlich 
von Ruhland, die Behauptung aufgeftellt, dak die Zölle darum im Inlande wirkungslos 
bleiben, weil auf dem Weltmarkt die von der Grenze zurüdjtauenden Getreidemafjen den 
Preis entiprechend drüden. Das fann natürlich nur der Fall fein, wenn durch den Zoll der 
heimische Konſum beträchtlich vermindert wird. Das ift aber in Deutichland nicht der Fall 
gewejen, daher kann der Zoll diefe Wirkung auch nicht gehabt haben. Denn der verjtim: 
mende Einfluß der Zollauflegung und die Furcht vor einer Konfumverminderung können un 
möglich lange vorhalten und ohne thatſächliche Grundlage nachhaltige Wirkung ausüben. Daß 
ein bedeutender Zoll im Inlande zur Geltung fommen muß, wird von Niemandem geleugnet, 
während auf der anderen Seite zuzugejtehen ift, daß ein niedriger Sa unter Umftänden 
ipurlos bleiben kann, da die vielen Hemmniſſe im Verkehr, die mancherlei Unkoſten der Be- 
arbeitung und des Transportes jenen geringen Chod verſchwinden lafjen. Die Höhe des 
Zolls kommt hierbei erheblich in Betracht, außerdem werden die Bebarfsverhältnifje einen 
gewiffen Einfluß ausüben. Hat das Anland eine reiche Ernte gehabt, aljo nur geringen Be: 
darf, herricht zugleich im Auslande Ueberfluß, jo fteht allerdings zu erwarten, daß der Preis 
im Auslande noch gedrücter fein wird ald im Inlande. Die ausländijchen Händler werden 
häufiger das andere Land bereijen, um ihre Ware anzubieten, fie werden zu bejonderen Kon: 
zeifionen geneigt jein, um fich ihres Ueberfluffes zu entledigen und umjomehr, je weniger 
andere Länder gleichfalld durch ihre Nachfrage in Betracht fommen. Während bei ftarkem 
Bedarf an ausländischer Zufuhr und geringerem Ueberfluß im Auslande, wobei die heimijchen 
Kaufleute im Auslande Nachfrage halten, die Wirkung des Zolls jehr jcharf hervortreten 


ſiſchen Zeitung“ reſp. den in denſelben veröffent- mit 264 M. pro 50 kg angegeben iſt, während 
lichten Wollmarftberichten der Breslauer Han- dasſelbe thatlächlich 284 M. betrug. Dies bat 


delskammer entnommen, und ift in den Berichten 
bei der Angabe der höchiten Wollpreiie in der 
Negel hinzugefügt, daß einzelne ausgezeichnete 
Bolten höher bezahlt wurden, mie denn zum 
Beiipiel der höchſte Wollpreis für das Jahr 1881 


der Leſer alfo bei einem Vergleich mit den Ber- 
liner Wollpreifen ſtets zu berüdfichtigen. Der 
Breslauer Wollmarkt beginnt am 8. Juni, der 
Berliner am 19. Juni, und verftehen fi bie 
| Breife jtets für Nüdenwäjche*. a.a.D. S. 408. 409. 
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wird, Ya die Erjchwerung des Handels kann jogar die Preisdifferenz zwifchen dem In— 
und Auslande noch über die Zollhöhe hinaustreiben. In einem Lande, welches dauernd auf 
die Zufuhr von außen angewiejen ift, wo mithin dauernde Handelsbeziehungen ſich ausge: 
bildet haben, muß auch das Inland dauernd der leidende Teil fein, nur daß dies vorüber: 
gehend abgeſchwächt und ganz ausnahmsweiſe aufgehoben werden fanı. 

So jehr nun auch die Getreidemärkte in enger Beziehung ftehen, zeigen ſich doch zwiichen 
den verjchiedenen Gegenden eines größeren Landes noch immer bedeutende dauernde Preis: 
verichiedenheiten, die nicht allein auf die verjchiedenen Qualitäten zurüdzuführen find, ſon— 
dern das Refultat eines verichiedenen Berhältnifjes von Angebot zur Nachfrage bilden. Diele 
Lokalpreiſe ſchwanken aber wiederum in ungleiher Weije und der Ernteausfall macht ſich 
immer noch in den einzelnen Dijtrikten fühlbar. Die Einwirkung des Zolles wird daher auf 
ein großes Neich, wie Deutichland, nicht überall diejelbe jein, jondern bald im Oſten, bald 
im Weiten fchärfer hervortreten, je nachdem es ſich um erportierende oder importierende 
Gegenden handelt. Es kann jehr wohl vorkommen, daß in den öftlichen Provinzen Preußens 
der Zoll ohne Einfluß geblieben ift, wenn dort die heimische Produktion einen bedeutenden 
Ueberſchuß ergeben hat, während zu gleicher Zeit in der Aheinprovinz, Weftfalen der Zoll 
ein drüdender ift, weil man ſich dort auf reihliche Zufuhr von außen angewiejen fieht. Unſere 
Preisftatiftit ift aber viel zu ungenau, um jene Einflüfje genauer nachweifen zu fünnen, jo- 
lange der Zoll fi in mäßigen Grenzen bewegt. Die Wirkung kann aber ſehr wohl vor- 
banden jein, auch wenn fie fich ftatiftiich nicht erweiſen läßt. 

Im Großen und Ganzen wird man aljo jagen müfjen, da ein dauernder Zoll im großen 
Durhichnitt in dem inländiichen Preife zum Ausdrud fommen muß und umjontehr, je höher 
derjelbe ift. Die Fälle, wo das Ausland den Zoll teilweife oder ganz auf fich nimmt, werden 
Ausnahmen jein, in der Hauptiache bleibt es das Inland, welches den Zoll trägt. 

Mußte aber ſchon zugejtanden werden, daß ein niedriger Zoll bei dem Getreide jelbjt durch 
die Reibungen des Verkehrs allmählich verjchwinden kann, jo wird dies noch mehr der Fall 
jein bei den Produkten, welche aus dem Getreide hergejtellt werden, dem Mehl und noch 
in höheren Maße bei dem Brot. Aber ebenjo wie dort ift auch hier anzunehmen, da im 
großen Durchſchnitt bedeutendere Zölle noch in dem Detailverkehr diejer Gegenjtände zum 
Ausdrud gelangen. Das Müllergewerbe iſt befonderen Konjunkturen unterworfen, durch welche 
die Preisentwidelung des Mehls zeitweije erheblich von der des Rohmaterials abweichen kann, 
und die Mühlen mit Schaden arbeiten oder auch, bejonders durch günjtige Erportgeichäfte, 
außerorbentlichen Gewinn machen; doc; gleicht fich diejes im großen Ganzen aus. Ein ge: 
nauer jtatiftiicher Nachweis des Zujammengehens der Mehl: und Getreidepreije ijt kaum 
durchführbar, weil die Qualität des Mehls bei dem Preije eine viel zu große Rolle jpielt, 
und eine Hauptaufgabe des Müllers darin befteht, pafjende Getreidejorten auszumählen, 
eventuell zu mijchen und dadurch ein für die verjchiedenen Zwecke entiprechendes Mehl mit 
dem nötigen Klebergehalt, Feinheit 2c. herzujtellen, wie e8 die Hunden verlangen. 

Noch viel mehr müfjen die Breije bei dem Brote variieren. Stets fann man in derjelben 
Stadt auferordentlihe Ungleihheiten in den VBrotpreijen, namentlich bei dem feineren Ge— 
bäd beobachten, jo daß eine Preisvergleihung dabei faſt unthunlich ericheint oder doch nur 
für die gewöhnlichjten Dualitäten durchführbar jein dürfte; weil die Qualität namentlich im 
Laufe der legten Dezennien unjeren verfeinerten Lebensaniprücen gemäß fich wejentlich ver- 
bejiert hat, jo ift e3 völlig natürlich, daß es den Anjchein hat, als ob im Yaufe der neueren 
Beit das Brot bedeutend ſtärker im Preije geftiegen rejp. weniger gefallen ift als das Ge— 
treide. Dazu kommt, dab dem Bädergewerbe durch die Erhöhung des Arbeitslohns, ganz 
befonders aber durd) die Steigerung der Miete für die umfangreichen Lokalitäten, welche 
dasjelbe gebraucht, es unmöglid geworden ijt, noch jo billig zu produzieren, wie früher. 
Die Beweife, welche man für die Wirkungslofigteit des Zolles auf das Brot darauf jtügen 
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wollte, daß fih ein Handinhandgehen der Getreide- und Brotpreife nicht nachweiſen lafjen, 
find deshalb als jtihhaltig nicht anzuerkennen. 

8 25. Wir treten jegt, nachdem wir im allgemeinen wie im jpeziellen die Wirkung der 
Agrarzölle verfolgt haben, der Frage näher, wann einSchußzoll auf landwirtſchaft 
lihe Produkte gerehtfertigt fein wird. 

Bor allem ift zu betonen, daß die Rechtfertigung desjelben damit, daß die Induſtrie 
einen Schuß bereit genießt, offenbar nicht berechtigt ift, denn ein Schußzoll ift an und 
für fi) als ein Uebel anzujehen, weil er eine Laſt ift, welche einem Teil der Bevölkerung 
zu Gunſten eines anderen Teiles aufgelegt wird, er darf daher nur aufgelegt werden, wo 
der Nutzen indirekt für die Gejamtheit zu erwarten jteht. Die Agrarzölle werden deshalb 
nur am Plage jein, zumal ihnen bejondere Bedenken, wie wir jahen, enigegenftehen, wenn 
nachgewiejen werden kann, daß die Landwirtichaft den Schuß ebenjo wie die Induſtrie zu 
ihrem Gedeihen notwendig gebraucht und deshalb die Einführung im Intereſſe der ganzen 
Volkswirtſchaft liegt. Dies wird der Fall fein, wenn die ausländische Konkurrenz die Preiſe 
derartig drüdt, daß der inländiiche Landwirt bei dem bisherigen Wirtjchaftsbetriebe nicht 
bejtehen kann, deshalb zahlreiche Bankerotte, Vernachläſſigung des Wirtichaftsbetriebes, jo: 
wie Kapitalverlufte für die Hypothetengläubiger zu befürchten find. Er wird aber ausſchließ— 
li dann gerechtfertigt jein, wenn von vornherein angenommen werden kann, daß jener Schuß 
nur vorübergehend notwendig ift, denn auf die Dauer muß die Laft für das Land 
unerträglich; werden und kann in feinem Verhältnis zum Nutzen ftehen. Ein vorübergehen- 
der Schuß kann angezeigt jein, wenn die ausländiiche Konkurrenz nur ald eine vorüber: 
gehende anzujehen ift. 

Ein vorübergehender Schuß kann ferner angebradht jein, um den Landwirten die 
Uebergangszeit zu neuen Wirtichaftsigitemen, welche die Verhältnifje nötig machen, zu er- 
feichtern. Doc) ift dabei in Rechnung zu ziehen, daß ſolch ein Uebergang in der Landwirt: 
ichaft fih nur in Jahrzehnten vollzieht, weil die große Maſſe der Landwirte unendlich Schwer: 
fällig ift und die nötigen Kenntniſſe und Rapitalien ſich nur jehr langjam erlangen lafjen. 
Eben deshalb liegt die große Gefahr vor, durd einen Schußzoll den Landwirt zu veran: 
lafjen, in dem alten Schlendrian zu verharren, jtatt ji) dem Drud zu fügen und zeitgemäße 
Aenderungen mit Energie vorzunehmen. 

Als bejondere Gründe für die Schußzölle find noch folgende zwei jehr allgemein ange: 
führt: erjtend um einen Druck auszuüben, im Lande jelbjt den Bedarf an Nahrungsmitteln 
zu produzieren und dasjelbe damit von Auslande unabhängig zu machen; zweitens um dem 
Landwirte eine größere Kaufkraft zu verichaffen, welche befruchtend wieder auf die Induſtrie 
zurücdwirfen jolle. Beide Gründe beruhen auf Illuſion. 

Im Beitalter des Dampfes ift der Bezug auch von ſchwer transportablen Nahrungsmitteln 
in großen Mafjen jo erleichtert, dagegen die Abjperrung des ganzen Yandes im Kriegsfalle 
jo erjchwert, daß diejer Punkt an Bedeutung erheblich verloren hat. Auf der anderen Seite 
ift der Ausdehnung der landwirtichaftlichen Produktion doch eine jehr enge Grenze gezogen, 
wenn nicht ganz abnorme Summen, dabei geopfert werden jollen. Bei rapider Zunahme 
der Bevölferung, wie jie 3.8. in England und Deutjchland befteht, wächjt außerdem der 
Bedarf jo bedentend, daß die landwirtichaftliche Produktion erfahrungsgemäß damit nicht 
Schritt halten kann umd das wachſende Defizit bejtändig an Ausdehnung gewinnt, welches 
nur durch Zufuhr vom Auslande gededt werden fann. 

Was den zweiten Punkt anbetrifft, jo ift zumächit unbedingt zuzugeftehen, daß die In— 
duftrie von dem Gedeihen der Landwirtichaft ebenjolchen Vorteil hat, wie umgekehrt die 
Landwirtichaft von dem Blühen der Anduftrie. Bei gefüllten Tajchen giebt der Bauer dem 
Städter zu verdienen, wie der Arbeiter bei hohem Lohn reichlicher Fleiſch, Butter, Eier ꝛc. 
fonjumiert. Der Vorteil ift aber nur ein jcheinbarer, wenn die Kaufkraft des einen Teils 
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nur auf Kojten de3 anderen geftärft wird; für die ganze Nation ift eine Bereicherung da- 
durch offenbar nicht erzielt, die Vorteile werden jich im Großen umd Ganzen mit den Nach: 
teilen kompenſieren. Nur eine plögliche Verichiebung der Kaufkraft der einen Klaſſe kann 
eine Kriſis bei gewifjen industriellen Unternehmungen herbeiführen, welche eben nur von diejer 
einen Klaſſe in Nahrung geſetzt wird. Wenn plößlich die Einnahmen der landwirtichaftlichen 
Bevölkerung finten, jo werden jpeziell die gewerblichen Unternehmungen für landwirtichaftliche 
Maſchinen und Geräte leiden, wie ebenjo jene Webereien, Kattundrudereien, die jpeziell für den 
Geſchmack und das Bedürfnis der Ländlichen Bevölkerung arbeiten 2c., doch wenn dieje Ver— 
ringerung der Kaufkraft des Landmanns allein durch niedrige Preije jeiner Produkte herbeige— 
führt ijt, jo eripart in derjelben Weije der Städter an feinen Ausgaben für den täglichen 
Nahrungsbedarf und diefe Summen bleiben nicht müßig. Der Städter erweitert dementiprechend 
jeinen Konſum, der Arbeiter, der Handwerker fonjumiert in größerer Ausdehnung tieriiche Pro— 
dukte, Fleiſch, Butter, Käſe 2c. und giebt dadurch auf andere Weije dem Landwirte zu verdienen. 
Es iſt befannt, wie die Lohnfteigerung Anfang der 70er Jahre diejen Konſum erweiterte und 
dadurch die Preife jener Gegenjtände erhöhte, jo ift mit Sicherheit anzunehmen, daß in der- 
jelben Weije Ermäßigung der Getreidepreije auf Erweiterung des Verbrauchs tierischer Pro— 
dukte einmwirkt. Außerdem aber werden jene Erſparniſſe an Brot auch zur Beſchaffung an- 
derer Gegenftände wie Kleider, Hausgerät 2c. verwendet, was wiederum beftimmten Induſtrie— 
zweigen zugute kommt und ihnen zur Beihäftigung und Blüte verhilft, nur daß es zum Teil 
andere find, als bei hohen Getreidepreijen, welche durch die Landwirte in Nahrung geſetzt 
werden. Wenn nun umgefehrt durch Agrarzölle von jolher Höhe, daß fie dem Landwirte 
höhere Preije verichaffen, dem Städter die Nahrungsmittel verteuert und jeine Kaufkraft 
geihwächt wird, jo ift es klar, daß man diefelben Summen den von den Städten bejchäftigten 
Anduftriezweigen entzieht, die man den landwirtichaftlihen Majchinenbauanftalten ꝛc. zu: 
führt, daß man den ländlichen Arbeiter auf Koſten des größten Teils der ftädtifchen unterftügt. 

Mit anderen Worten, man bringt auf dieje Weile nicht neues Geld ins Land, jondern 
man giebt derjelben Summe nur eine andere Cirkulation und in den meiften Fällen wird 
der Nuten wie die Gerechtigkeit zweifelhaft fein. 

826. Ein wejentlih erjhwerendesMoment, welches gegen die Agrarzölle 
ins Gewicht fällt, liegt nur darin, daß es nur ein verhältnismäßig Heiner Prozentjag der 
Bevölkerung ift, welcher einen direkten Vorteil davon hat. Einmal müffen wir uns vergegen- 
wärtigen, daß mit der Entwidelung der Kultur und Zunahme der Volksdichtigkeit überhaupt 
die auf dem Lande wie von der Landwirtichaft lebende Bevölkerung einen immer geringeren 
Prozentiag der ganzen Einwohnerzahl ausmacht. In ganz Deutichland nimmt fie nur noch 
41,2° ein, jo daß die ftädtiiche Bevölkerung bereit erheblich in der Majorität ift. Aber _ 
feineswegs alle auf dem Lande lebenden Perſonen haben einen Vorteil von hohen Getreide: 
preifen, ein jehr bedeutender Zeil derjelben muß das Getreide kaufen und fteht fich befier, 
wenn jolches billig zu haben ift. Der Landwirt fann ferner bei weitem nicht in jo hohem 
Make als der Induſtrielle in ſchlechten Zeiten feinen Betrieb einfchränfen und damit Ar— 
beiter brotlos machen, jondern der größte Teil wird in dem laufenden Betriebe regelmäßig 
beihäftigt in guten wie jchlechten Zeiten und nur jenes Berjonal, welches zu ertraordinären 
Leiftungen herangezogen wird, wie Meliorationen, Bauten 2c. jteht in Gefahr, ohne Beſchäfti— 
gung zu bleiben, wenn der Landwirt fein Geld hat. Dazu fommt, daß ein großer Teil diejer 
Leute ſolche Krijen leichter überfiehen kann, ald der jtädtijche Arbeiter, weil er etwas Land 
jein Eigen nennt oder gepachtet hat, wodurd) er auch ohne andere Beichäftigung vor Nahrungs: 
jorgen geihügt ift. Ein weiterer Teil der ländlichen Bevölkerung erhält teil durch eigenen 
Anbau den Bedarf an Getreide und fällt damit mit dem joeben erwähnten zuſammen, teils 
dur Naturallohn, jo daß er durch Schwanfen der Preije wenig oder gar nicht berührt 
wird. Ein geringer Prozentjag der ländlichen Lohnarbeiter erhält jogar mehr als er be- 
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darf und fann davon verkaufen, dody verjchwindet — leider — die Naturallöhnung immer 
mehr und verringert ſich, wo fie noch beibehalten wird, weil der Hauptverdienſt dieſer Klaſſe, 
der Drejcherlohn, durch den Uebergang der Maſchinen-, namentlih dem Dampfdruſch, auf 
eine immer fleinere Duote herabgeiegt wird. Wir glauben deshalb von derjelben überhaupt 
abjehen zu können. In Betracht kommt infolge deſſen hier nur der momentane Befiger und 
Pächter ländlicher Grundſtücke, aber natürlich nur der, welcher mehr baut, als er in jeiner 
Wirtichaft verbraucht, wobei es natürlich gleichgültig ift, ob das erbaute Getreide jelbit an 
Drt und Stelle verfüttert, gemahlen und verbaden wird, oder ob e3 verkauft und nachher 
in anderer Gejtalt wieder zurüdgelauft wird. Welche Zahl der Landwirte zu diejer be- 
günftigten Kategorie der Getreideverfäufer zu rechnen it, welche Größe der Grundſtücke er- 
forderlich, um den Verkauf zu ermöglichen, ift nicht mit Bejtimmtheit feitzuftellen. Je nad 
der Ergiebigkeit des Bodens, der Intenſität des Aderbaues, je nach der Ausdehnung des 
Getreides wird fich diejes Verhältnis in jeder Gegend anders gejtalten. Im großen Durd; 
ichnitt ift aber für Deutjchland mit Sicherheit anzugeben, daß der Bauer bei einem Beſitz 
von nur 2 Hektar und weniger feinen Erbau jelbjt fonjumiert. In Gegenden mit mehr erten 
fiver Kultur, rauherem Klima 20. wie in den öftlichen Provinzen Preußens, erweitert id 
dieje Fläche auf 3, 4 und 5 Hektar, zumal wo Handelsgewächsbau oder bedeutendere Vieh: 
zucht vorliegt. Uebrigens iſt eö von unmwejentlicher Bedeutung, ob man jene Grenze etwas 
höher oder niedriger ftellt, immer ergiebt jih, daß der Prozentiag der Bevorzugten ein 
verhältnismäßig kleiner ift '*). In Preußen haben nad) der Berufszählung vom 5. Juni 
1882 von der Gelamtzahl aller Landwirtichaftsbetriebe (3 040 196) 61,3°/o (1 865 158) we: 
niger ald 2 Heltar Anbaufläche, und 77,7% weniger als 5 Hektar; nimmt man die erite 
Grenze als die richtige an, was umjerer Anficht nach für den Durchſchnitt zu niedrig if, 
jo würden ca. 1175 000 landwirtjchaftlicye Betriebe von einer Erhöhung der Getreidepreiſe 
direkt profitieren. Allerdings umfaſſen diejelben 94,3°/ der nußbaren Fläche (bei der An— 
nahme von 5 Hektar 86,7. in 681 784 Betrieben). Unjerer Unficht nach zu body gerechnet, 
hätte mithin nur Vs der Bevölferung direkten Nugen von den Agrarzöllen, ein weiteres 
Fünftel bliebe davon unberührt, während */s die Koſten zu tragen hätten. 

$ 27, Ueber die Wirkung der Getreidezölle in Deutſchland in der Zeit von 
1880— 1895 ift das folgende zu jagen. 

Das finanzielleErgebnis war ein überaus günftiges '), wie die unten jteben- 
den Angaben ergeben. 


14) J. Kühn, Die Getreidezölle für den Meinen 
und größeren Srundbeiig 1885. 5.9, fucht auf 
rund einer Anzahl Beilbiele nachzuweiſen, daj; 
der bäuerlidhe Bejiger von 5—20 Heltar jogar 
pro Heltar wie im Verhältnis zur Ernte mehr 
verfauft ald der Großgrundbeiiger und nimmt, 
bis auf eine weit geringere Größe, noch Getreide» 


121 191 Bauern fein Getreide verfaufen, aber 
den Bedarf deden, 132558, das find etwas über 
31% von Erhöhung der Getreidezölle, enticie- 
denen Vorteil haben. 

15) Ertrag der Zölle auf Getreide, Hüllen 
früchte und Malz in Deutihland: 


verfauf an. A. Emminghaus in ®. f. V. Jahr in 1000 m. /v des gei. auf d. Kopf 
1885. Bd. 11. ©. 9 fomımt auf Grund der Unter- “ —— Zollertrags in Pi. 
fuhung der Gothaer Berhältnifje zu dem Re- 1880 14 455 8,7 | 32,4 
jultat, daß der Berlauf von Brotfrucht erft bei 1881 16 575 8,6 36,9 
4'2 Heltar beginnt, und daß in Gotha 83,6", 1882 19 029 9,4 42,1 
aller Haushaltungen nichts verlaufen, 52%. ihren | 1883 18 825 9,0 41,4 
ganzen Bedarf kaufen müſſen. L. Löll, Der: 1854 23 816 10,8 52,0 
Setreide-Schußzoll. 1885 behandelt Bayern und, 1835 30 137 12,5 65,3 
tritt für die Schugzölle ein. ©. 20. Unter 2 1886 30 194 12,2 64,0 
Heftar nimmt er feinen Getreideverlauf an und 1887 46 479 17,2 98,2 
bezeichnet den Beſitzer noch nicht einmal als 1888 57167 19,7 119,8 
Bauern, von 2—5 Hektar Befip bezeichnet er als 189 98 740 27,4 201,9 
Halbjahrbrotbauern, von denen die erfteren noch 1890 111440 28,2 225,4 
zufaufen müſſen, die fegteren erft ihren Bedarf 1891 107140 | 27,2 214,6 
deden. Bon den 419 178 Bauern Bayerns ſollen 1892 103668 26,4 205,4 
(S. 17) 165 429 Bauern nicht nur fein Getreide , 1893 70 691 19,8 138,7 
verfaufen, jondern noc Brot kaufen müſſen, 1894 99648 | 25,5 193,5 
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Die Wirkung der Zölle") auf die Preiſe ift aus folgenden Zahlen erfichtlid : 
_Durdicnittsvreife (in Mark) und Verhältniszahlen für Weizen für 1000 ke. 


Provinz oder | 


Durchſchnitt 
Staat | 


1875—79 1860.84) 








Zrov. Prenhen 18660 ‚193,00 | 98,17 ‚160, 
» Sachſen 205,40 |196,80 | 


295, 20 |217, ‚so 
tar. Preußen 206, ‚80 201 ‚ou 

„ Bayern 931,00 227,60 
Großh. Baden 227,40 223,80 
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ſchnitt ſchnitt Schmitt 


1893 | 1894 





95,81 | 
96, 62 
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188,5 
185,9 
' 185,3 
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1150 
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94, 82 | 82,20 1101, 8.238 172,10) 


Niederlande 329,81 221,82 96,51 ı 67,30 161,55 186,64 171,04 126,98 ı 161,5 
England 223,17 1186, 50 | 83,57 | 145,05 ‚168,10 1141,20 119,60 |104,20 | 143,5 
Bor allem ergiebt fih, daß auch die erhöhten Zölle in der neueften Zeit einen Preis: 
rückgang in Deutihland nicht haben aufhalten können. Die Hoffnungen, welche fich in der 
Landwirtſchaft auf die Zölle ftügten, die unzweifelhaft auf eine Preiserhöhung gingen, find 
nicht in Erfüllung gegangen. Sehr falſch wäre es aber, deshalb eine Wirkung der Zölle 
auf den Preis überhaupt nicht annehmen zu wollen. Vielmehr zeigt die Tabelle, daß durch 
diejelben allerdings der Preigrüdgang erheblich zurüdgehalten wurde. Gegenüber der erjten 
Periode (gleih 100) waren in England die Weizenpreije von 1890—93 gegenüber 1875—79 
auf 64,3 heruntergegangen in Holland auf 70, in Preußen dagegen nur auf 90, in Eng: 
land 1894 auf 46, in Preußen auf 64. Der Gewinn für die Yandwirtichaft liegt deshalb 
in den 10—24°), um welche in Preußen der Weizen weniger geſunken iſt, al® in Eng- 
land, und dieſes Rejultat ift wahrlich nicht zu unterfchägen. Daß wir eine erhebliche und 
nachhaltige Rückwirkung des deutſchen Zolles auf den Weltmarktpreis nicht glauben an- 
nehmen zu fünnen, haben wır oben ausgeführt. 

Ganz dasjelbe Ergebnis liegt in Bezug auf den Roggen vor, wo wir die Vergleichung 
wenigjtens mit Holland zu geben vermögen. 

Durhicnittspreife (in Mark) und Verhältniäzahlen für Roggen für 1000 kg. 


Seſſen 218, 12 | 205,96 


154.67 70,28 
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si itt Prop 4. Proport | | Du dh: 
Iropi Dur mi — ur — r 
— fen |, 1890 | 1891 | 1892 | 1893 1894 | jhmitt 
* 1875-9 ee 1885 — 8 11590 93|1875— 79 
Brov. Prenfen'145,60 1154,70 106 ‚25 |125,90 | 86,47 1149 101,5 |174 123,5 110 162 111 
»  Sadıren 169,00 |177,60 |105,09 143,40 | 84,85 1174 211 178 1136 120 174,7 103 
Kbeinprovinz 1170, 40, 182, 60 !107,17 149, 40 87,68 173 214 iss i50 1123 180,7 106 
Nor. Preußen ‚161,00 170,00 105, 59 138.20 85,84 167 204,5 1176 127,3 115,6 168,8 105 
» Bayern 170, 20 180,16 105 85 150,88 | 88,65 174 208,8 |173 140,2 120,6 170,7 
Großh Baden 170,40 1177,60 1104,23 1149,66 | 87,83 193,5 [171,7 | 
Niederlande 152, 76 1163,93 | ‚107, 31116 ‚92| 76,54 12, 2 ‚161,2 161,8 |109,07 138,3 
Bon 1890—93 gegenüber 1875—79 war der Roggen in Preußen wie 100:106 ge- 
jtiegen, in Holland wie 100 :90,5 gefallen ; gegenüber 1880—&4 in Preußen wie 100: 95, 
in Holland wie 100: 84,3. 
Die bisher betradyteten Preisangaben beziehen ih auf den Detailhandel. Für die 


Engro3:Preije müjjen wir uns auf die Zahlen der deutſchen Reichsftatiftit für einzelne 
Städte fügen. In der Periode von 1879—83 waren in Königsberg gegenüber London 
die Weizenpreije um 51 M. billiger, in der Zeit von 1886—90 um 45 M., von 1891 — 
1895 um 50 M. Erft nadj Bejeitigung des Jdentitätsnahmweijes gleicht fich die 


16) Deutjches Wochenblatt. 1889. No. 25. 27. 29. 
Hant buch d. Polit. Delonomie. I1, 1. 4. Aufl, 
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64,70 


Proport. 
1890-95 


1100, 3 
90,58 
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Differenz mehr aus und beträgt nur noch 35 M. Zwiſchen verzolltem Weizen in Königsberg 
und unverzolltem in Danzig betrug die Differenz von 1879— 83 2,14 zu Gunjten Danzigs, 
bon 1886—90 war er dagegen in Königsberg um 28 M. teurer, um ebenjo viel von 
1891— 9. Im Jahre 1895 war die Differenz auf 31,8 geftiegen. Der Zoll war jept 
fogar im Dften ichärfer zur Geltung gefommen ald zur Beit des höhern Zolles. Der 
Roggen war in Königdberg von 1879—88 um 32,4 M. billiger wie in Mannheim, von 
1889—93 um 24,6, 1894 um 23,5, 1895 aber nur um 16,3 M. Die Wirkung der Be: 
jeitigung des Identitätsnachweiſes auf die Ausgleichung der Preiſe tritt auch bier jcharf 
hervor. Die Differenz zwiſchen unverzolltem Roggen in Bremen und verzolltem in Lübed 
betrug von 1879—83 1,16M. pro Tonne, von 1884—88 26 M., von 1889-91 54,52, für 
1892—93 fehlen die Bremer Notierungen, 1894 37,7 und 1895 87. Hier ift der Zoll 
jtet3 voll zur Geltung gefommen. 

Die öftlihen Provinzen Preußens find hauptjächlic oder ſogar ausjchlieglich Agrar: 
gegenden, die wejtlichen dagegen bei weitem überwiegend Fabrikvijtrikte; die erjteren fait 
vollftändig von den Erträgen der Zandwirtichaft lebend, jo daß ihr Wohl und Wehe nädjt 
den Ernten von den Getreidepreijen abhängt; für fie find deshalb die Getreidezöfle einge- 
führt. Die weſtlichen Gegenden, welche bei weitem nicht jo viel produzieren, als fie ge 
brauchen, leiden in bei weitem übertwiegender Weife unter einer jeden Erhöhung der Ge: 
treidepreife, wenn fie in abnormer Weije über den öjtlichen ſtehen, und der Landwirt iſt 
dort, wie auch im Süden, bei weitem nicht in dem Maße in feiner finanziellen Lage von 
den Getreidepreijen abhängig, weil für ihn andere Einnahmequellen (Gemüfebau, Vieh: 
zucht 2c.) eine weit größere Bedeutung haben. Eine Ausgleihung der Preife ift daher jehr 
wünſchenswert. 

Wichtig iſt ferner, zu verfolgen, wie ſich unter dem Druck der Zölle das Verhältnis der 
Getreidepreiſe zwiſchen England und Preußen verſchoben hat. Noch in den 50er 
Jahren koſtete in England die Tonne Weizen über 18 Mark, in den 60er Jahren durch— 
ichnittlih jogar über 25 Mark mehr als in der Aheinprovinz. Schon in dem folgenden 
Jahrzehnt glich fich diejes Verhältnis mehr und mehr aus, und hatte ſich Ende der TWer 
Jahre Schon in das Gegenteil umgekehrt. Im Jahre 1881 —85 koſtete die Tonne Weizen 
in England ſchon 29 Mark weniger als am Rhein, von 1885—89 43 Marf, von 1890-9 
56 Mark, 1894 39 Mark, Gegenüber den 60er Jahren ift das im legten Jahre eine Preis- 
verichiebung von 70 Mark pro Tonne, d. i. um mehr als ein Drittel de3 gegenwärtigen 
Wertes, jo daß die rheinischen Induftriebezirfe im Vergleiche zu der Zeit vor 30 Jahren 
in bezug auf die Weizennahrung jet um ein Drittel jchlechter gejtellt find, ald England. 
Da nun am Rhein der Weizen die Hauptbrotfrucht ift, das Fleiſch gleichfall® in England 
erheblich billiger geworden, die Kleidung durch unſer Schubzolliyitem erheblich verteuert 
wurde, jo handelt es ſich um eine allgemeine Verteuerung der Lebenshaltung auf deutihem 
Boden, welche bereit3 eine entiprechende Lohnverjchiebung zwiſchen beiden Ländern zu Un— 
gunften Deutichlands herbeigeführt hat, was für die Konkurrenzfähigkeit der deutjchen In: 
duftrie auf dem Weltmarkte erheblich ind Gewicht fallen muß. 

Bon hoher Bedeutung war die im Jahre 1894 erfolgte Bejeitigung des Identitäts— 
nachweiſes. ®D.h. es erhält fortan der Erporteur von Getreide, auch wenn dasjelbe aus 
dem Inlande ftanımt, die Berechtigung, ein entiprechendes Quantum desjelben Getreides teuer: 
frei einzuführen, und der Berechtigungsichein kann an andere Berjonen übertragen werden. 
Dadurd) ift e8 den öftlichen Gegenden ermöglicht, ihren Ueberſchuß ind Ausland zu er- 
portieren, während fie bis dahin darauf angewiejen waren, denjelben im Inlande weiter 
nad dem Süden und Weiten zu verfrachten. Die bereit3 gefteigerte Ausfuhr (1895: 
700 000 M.Ztr. Weizen und 360 000 Ztr. Noggen, 490000 Ztr. Gerjte, 514000 Bir. 
Hafer), die vorher faſt auf Null gejunfen war, zeigt, wie dadurch der Handel wieder in 
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die richtigen Bahnen gelenkt if. Wir erwähnten oben bereits die Wirkung der Mafregel 
auf die Ausgleihung der Preife zwiſchen Dit und Weſt. 

Die Einwirfung auf de Mübleninduftrie war zunädjt eine überaus jchädliche, 
indem die Produktion für den Erport durdy die Verteuerung des inländiichen Getreides 
jehr erjchwert wurde. Zur Erleichterung desjelben wurde den Mühlen geftattet, ausländifches 
Getreide unverzollt zu verarbeiten, wenn fie dad daraus erzeugte Mehl für den Erport 
bejtimmt hatten, und als diejes nicht genügte, wurde ihnen jchon Mitte der achtziger Jahre 
der Identitätsnachweis erlaffen, jo daß für den Erport von Mehl ein entiprechendes 
Duantum Getreide, welches zur Herſtellung des erportierten Mehles gebraucht war, zoll- 
frei eingeführt werden konnten. Hierdurd hat die Mühleninduftrie thatjächlich, beſonders 
im Norden, einen bedeutenden Aufſchwung genommen, jo daß die nachteilige Wirkung des 
Zolles nad) diejer Richtung verichwunden ift. 

Die Preije des Grund und Bodens, wie die Pachtſätze, find anerfanntermaßen 
durch die Hoffnung auf die endliche günftige Wirkung des Zolles unverhältnismäßig hoch 
gehalten, jo daß der Gejundungsprozek der Landwirtichaft dadurch ausdrüdlich aufgehalten 
ift, daß die frühere übermäßige Steigerung des Grundwertes und des Pachtpreijes nicht 
auf ihr richtiges Maß zurüdgeführt wurde. 

Seit geraumer Zeit kommen aber lagen aus den Kreifen der praftiihen Landwirte, 
namentlich der öftlichen Provinzen Preußens, daß das Streben, die Getreidezölle als not: 
wendig und biöher unzureichend für die Landwirtichaft hinzuftellen, die Landwirte dazu 
geführt hat, ihre Lage Schlimmer hinzuftellen, als fie in Wirklichkeit ift und dadurch einmal 
ihr Kredit erheblicdy geihädigt ift, dann aber die Kapitaliften übermäßig zurücdgeichredt 
wurden, jich der Landwirtſchaft zuzuwenden und ſich anzufaufen, jo daß es in erzeptioneller 
Weiſe an Käufern fehlt, und namentlich der größere Grundbejig fich zum größten Teil ala 
unverfäuflich erweift. 

Auf der anderen Seite ift anzuerkennen, daß den Landwirten, die fich durch ihre pefuniäre 
Lage wie durch ihre Intelligenz der Situation gewachjen zeigten, durch die Zölle eine we- 
jentliche Hilfe gewährt ift, die der Gejamtheit zugute gekommen ift. Eine große Zahl von 
Großgrundbefigern ift dadurch in ihrem Befige und ihrer Thätigkeit erhalten, weil fie Zeit 
gewannen, ihren Wirtjchaft3betrieb den veränderten Berhältnifjen anzupafjen und dann wieder 
troß der niedrigen PBreije, einen Reinertrag zu erzielen vermocdten. Die Subhaftations- 
jtatiftit, die bis 1893 vorliegt, zeigt feine bedrohliche Erjcheinungen. 

8 28. Wir fommen nad allem zu dem Rejultate, daß die Agrarzölle allerdings 
unterlimftänden geboten erjcheinen und für die Volkswirtſchaft von erheblichem Nutzen 
jein können, daß indes die Wirkung derjelben jo mannigfaltiger und einjchneidender Natur 
ift, daß ihre Anwendung weit größere Vorficht beanjprucht als die der Induſtriezölle. 
Einmal, weil fie im Großen und Ganzen einer an und für fi jchon bevorzugten Klaſſe 
Borteil bringen auf Koften einer im Verhältnis ungleich größeren und im ganzen ungünftiger 
fituierten Bevölferung; dann ganz bejonders, weil die Wirkung weniger dem landwirt: 
ichaftlichen Betriebe als dem Befig zugute fonımt, und dabei überwiegend nur fir den Mo- 
ment nicht aber für die Zukunft, während die Laſt dauernder Natur ift. Ihnen muß daher der 
Stempel der Uebergangsmafßregel von vornherein aufgedrüdt werden. Die Be- 
feitigung muß jedenfall lange vorher angekündigt werden und darf nur ganz allmählich erfolgen. 

Eine jede Erweiterung des gejchüßten Territoriums wird die Nachteile des Zolles ver: 
mindern, und die befruchtende Wirkung fürdern. Je größer aber das vom Zoll umjchloj- 
jene Land ift, je ungleicher die wirtjchaftlichen Verhältniſſe find, um jo ungleichartiger wird 
in den einzelnen Landesteilen aucd die Wirkung des Zolles fein. 

Der im Inlande erhöhte Getreidepreis verhindert die Ausfuhr über die Grenze, wo fie 
wirtjchaftlich natürlich wäre und jchicbt die Fruchtmaffen in andere Teile des Inlandes, 
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die bisher diejen Bedarf vom Auslande dedten. Die Eifenbahnen wie die Flußſchiffahrt 
fünnen dadurch erheblich befruchtet werden; der Außenhandel wird entiprechend benach— 
teiligt, und der Gejamtheit werden dadurd erhöhte Opfer an Fracht auferlegt. Eine Mi 
derung diefer Wirkung kann erzielt werden einmal durd; Errihtung von zollfreien Nieder: 
lagen an Grenzorten, dann durch Ausftellung von Berehtigungsicheinen für zollfreie Ein- 
fuhr der gleichen Mengen Getreide, welche eingeführt und verzoflt werden. Die größte Er: 
leichterung wird damit gewährt, wenn ein Identitätsnachweis nicht beanſprucht wird, daß 
das ausgeführte Getreide dasjelbe ift, welches eingeführt wurde. Diejelbe Maßregel ift 
dazu angethan, der Mühleninduftrie die Benugung des ausländijchen Getreides, welches 
oft durch einen anderen Gehalt an Kleber oder Stärke für beftimmte Zwecke geeigneter als 
das heimische ift, zu erleichtern und das weitere Arbeiten für den Erport zu gejtatten. 

$ 29. Die für die Landwirtichaft bedrohlich niedrigen Preije Liegen in den legten Jahren 
noch andere Verſuche und Vorichläge zum Schuße der Landwirtichaft auftauchen, abgejchen 
von den Zöllen, die wenigjtens eine kurze Erwähnung beanjpruchen können '?). 

Bor allem ift das Geſetz vom 15. Juli 1889 für Bortugal bedeutfam, durch welches 
die Einfuhr von Weizen nur unter ganz bejtimmten Bedingungen zugelafjen wird. Ein: 
führen durfte den Weizen nur, ter bereits doppelt jo viel einheimischen Weizen getauft oder 
vermahlen hatte und nur, wenn die Preiſe des einheimischen Weizens durchichnittlich 60 Reis 
pro kg überjtiegen, oder jobald die Direktion des Eentralmarktes für landwirtichaftliche Pro: 
dukte erffärte, daß fein Angebot von einheimischen Weizen auf dem Markte nıchr vorläge. Aehn— 
lihe Beſchränkungen erftredten fi auf Mehl, Roggen und Mais. Eine Ergänzung erhielt 
diejed Gejeß am 31. Uuguft 1891 durd) eine jährliche Kontingentierung der Einfuhr, welche 
von der dazu bejtimmten Behörde feitgejegt wird. Ebenjo wird die Höhe des Zolls zu gleicher 
Beit beftimmt, um den Normalbrotpreis von 80 Reis pro kg zu erzielen. Nur eine ver 
hältnismäßig Heine Zahl von Müllern und Nudelfabritanten hat die Einfuhrberechtigung 
behalten für den Fall, daß ein Bedarf dafür von der oben erwähnten Behörde anerkannt wird. 

Das Ergebnis diefer Mafregel war allerdings eine bedeutende Erhöhung der Preije der 
betreffenden Produfte zu Gunften der Großgrundbefiger, während die große Mafje der 
kleinen Zeitpächter in Folge der erhöhten Pacht feinen Vorteil davon hatte und daher aud 
nicht der landwirtichaftliche Betrieb. Dies iſt allerdings hauptſächlich auf die dortige um 
günftige Grumdbefigverteilung zurüdzuführen. Eine weitere folge war eine außerordent: 
liche Konzentrierung des Getreidehandels und des Mühlengewerbes, ſowie ein ertremer Kampf 
zwischen den Müllern, Bädern ꝛc. und den Bertretern der Konſumenten einerjeits, den Groß— 
grumdbefigern andererjeit?, dann ein allmählich immer tieferes Eingreifen der Staatsgewalt 
in die Detaild des Mehlhandels, der Mitllerei und Bäderei unter Begünftigung der Ueber: 
nahme diejer Gewerbe durd die Kommunen. 

An Frankreich beantragte 1894 der jocialiftiiche Abgeordnete Jaurés die Mono: 
polifierung des Imports von Getreide und Mehl; und einen ähnlichen Vorſchlag bat be: 
reits im Jahre 1886 der Führer der Socialdemofratie in der Schweiz Greulich gemadt, 
mwonad) der Staat zugleich den einheimischen Yandwirten ihr Getreide um 40 Fr. pro Tonne 
teurer, als ihre Selbſtkoſten find, ablaufen joll. 

In Deutſchland iſt es bejonders der jog. Antrag Kanip, welcher, am 7. Upril 18% 
von dem Grafen Kanitz und einigen anderen Mitgliedern der fonjervativen Partei im 
Neichdtage eingebracht, eine nachhaltige Bedeutung erlangte. Hiernach ſoll der Ein: und 


17) Thieß, Die neueften Berjuche einer ſtaat- widelung der legten Jahre und der Autrag Ka 
lihen Negelung des Getreidehandels im Archiv nig, in J. f. Nat. III, # (1895) ©. 278 ff. Graf 
VII (1895) ©.345 ff. 8. Schmoller, Einige von Kanitz, Podangen, Die Feſtſetzung von 
Worte zum Antrag Kanig im J. f. ©. V. 19 | Mindeftpreiien fiir das ausländiiche Getreide. 
(1895) S. 611 ff. J. Conrad, Die Preisent- | 1894. B. Bill, Der Bauer und jein Getreide 1892. 
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Verkauf des zum Berbraud in Deutichland beftimmten ausländischen Getreided mit Fin: 
ihluß der Mühlenfabritate ausjchließlih für Rechnung des Reiches und im Inlande 
der Verkauf nur dem Durchichnittöpreife der legten vierzig Jahre entiprechend gejichehen. 
Diejer Antrag hat im Laufe der Zeit mancherlei Modifitationen erfahren, welche aber das 
angegebene Grundprinzip nicht berührten. Diejes geht dahin, durch ein Getreide-Amport: 
Monopol dem Grundbefiger die früheren Preife zu garantieren und für den Verkehr die 
Preisichtwanfungen zu bejeitigen. Daß diejes Grundprinzip focialiftifchen Charakter hat, ift 
nicht zu leugnen. Die Regierung würde fid) damit auf die abſchüſſige Bahn begeben, einen 
gleihen Anſpruch auf Sicherung der Preife den anderen Gewerben gewähren zu müfjen, 
ſowie dem Arbeiter einen Anjpruch auf Garantie jeines Lohnes zuzugeftehen. Die gleich: 
mäßige Normierung des Preijes für alle Grenzen des deutjchen Reiches mit gegenwärtig 
jehr ungleichen Preisverhältnifien müßte zu großen Ungeredhtigkeiten führen. Da die Preiſe 
des Sommergetreides bei weitem nicht jo geſunken find, wie die des Brotgetreides, würde 
die Beitimmung der Durchichnittspreife der legten vierzig Jahre eine der Landwirtſchaft wenig 
zuträgliche Prämie für die Erweiterung des Anbaues des Brotgetreides involvieren. Die 
Durchführbarkeit des ganzen Planes ift bisher nicht ſachgemäß nachgewieſen, und die halbe 
Milliarde, welche nad) dem Borjchlage die Konjumenten mehr an die heimischen Produ: 
zenten zu zahlen hätten, läßt die Realifierung jehr bedenklich erjcheinen. 

Unzweifelhaft würde eine ſolche Maßregel als weitere Konjequenz ein Eingreifen des 
Staated wiederum zu Gunften der Konjumenten fordern, und es muß deshalb noch auf die 
Vorſchläge des djterreichiichen Müllereibefigerd und Bäder Till in Brud i. St. hinge— 
tiefen werben, der eine Monopolifierung nicht nur des Getreidehandels, jondern auch des 
Müller: und bejonders des Bädergewerbes fordert, um, unter Ausbildung des Großbetriebes 
und Einführung eines rationellen von ihm angegebenen Verfahrens, ſowohl den Produzenten 
hohe Preiſe, wie den Konfumenten billiges und gutes Brot zu garantieren, aber ihm auch nur 
ſolches Brot zu geftatten, welches dem Gejchmad des Herrn Till entipricht, das find Wiener 
Kaijerjemmeln uud ein feines mit Weizen gemijchtes Roggenbrot, da er jeden Kleienzuſatz 
perhorresziert. 

Kein Wunder wenn der Abgeordnete Bebel bei den Beratungen der Reichstagskommiſſion 
über den Antrag Kanitz aus diejen Vorſchlägen den Schluß 309, daß die gegenwärtige Ge— 
jellichaft bereits ihre Unhaltbarkeit erfenne und mit Macht dem jocialiftiichen Staate zufteuere. 

Ein anderes Mittel zur Beſſerung der finanziellen Lage der Landwirte, weldyes in der 
neueren Zeit in Deutjchland vielfah in Vorſchlag gebradt ift, find die Kornlager- 
bäujer’) mitElevatoren, wie ſie jchon jeit den fünfziger Jahren in den Vereinigten 
Staaten zu allgemeiner Anwendung gebracht, und in den legten Jahren mit Staatshilfe 
in Rußland in großer Zahl angelegti find. In Deutichland ift man beftrebt fie auf 
Staatskoſten einrichten zu lafjen, während die Landwirte fich zu Genoſſenſchaften organifieren 
jollen, um gemeinjam diejelben für ihre Zwecke zu verwerten. 

Dieje Kornlagerhäufer find im allgemeinen größere Etabliffements von zum Teil koloſ— 
jalen Dimenfionen, in denen größere Quantitäten Getreides nad) einzelnen wenigen Quali: 
täten gejchieden gelagert werden fünnen. Damit verbunden find aber Einrichtungen, um das 
gelieferte Getreide zu reinigen, eventuell zu trodnen, dann zu wiegen und zu jortieren und 
zwar ohne viel Menjchenträfte dazu zu verwenden. Auf mechaniſchem Wege wird die Maſſe 
in die oberjte Etage de3 Gebäudes geihafft und macht die verjchiedenen Prozefje durch, 
indem e3 wieder mechaniſch von Etage zu Etage herabjteigt. 





18) ©.9. Schumacher, Der Getreidehandel | Klanin, Die Kornhäufer nad amerikanischen 
in den Bereinigten Staaten von Nordamerika | Mufter. 1891. Derj., Kanitz oder Lagerhäufer. 
und feine Organifation in X. f. Nat. III, 10/1895. in Mengel und Lengerfe'3 Landw. Hülfs— 
(1895) ©. 361 ff. Johlos, Art. Setreidehandel | und Schreiblalender. 1896. J. Kühn, Getreide 
in Rußland in 9.8. Ill. S. 872 ff. Bon Gra ß⸗ bau und Futterbau. S. 92. 
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Der Hauptvorteil diefer Einrichtung liegt in der Gelegenheit für den Landwirt zu jeder 
Beit fein gedrofchenes Getreide dafelbft fertig zum Verkauf zu lagern und es in der billigften 
Weife behandeln und zur Verſendung bringen zu lafjen, ohne genötigt zu jein, es in Scheunen 
und Speichern jelbit aufzubewahren oder es jofort zu verkaufen. Es bietet fich ihm hier 
außerdem die Gelegenheit jein Produft zu lombardieren und damit das für ihm nötige Geld 
jofort zu erhalten, ohme fich desjelben zugleich zu begeben. Sowohl in Amerika wie in Ruf: 
land ift damit ein ausgedehnter Warrantverfehr verbunden, welcher die Kreditierung noch 
beſonders erleichtert. — Die Vorausjegung einer größeren Ausdehnung diejes Syftems ift 
aber eine möglichſte Gleichartigkeit des eingelieferten Getreides, um fungible Maffen wor 
fich zu haben, da nur größere Einlieferungen bejonders gelagert werden können und jede 
bejondere Behandlung erheblichere Koften verurjacht. Hierin liegt für deutiche Verhältniſſe 
bis jeßt ein erhebliches Hindernis für eine angemefjene Verwertung desjelben, weil im all- 
gemeinen in derjelben Gegend ganz verjchiedene Getreideforten gebaut werden, wie ebenio 
in Bezug auf Reinheit und Sorgfalt der Behandlung die Lieferungen zweier Nachbarn 
ftetö große Unterſchiede aufzuweiſen pflegen. Nur wenn die eingelieferten Mengen mitein: 
ander gemifcht, im Großen behandelt und in loſer Schüttung wieder verjendet werden 
fönnen, werden die Koften der Aufbewahrung und ded Transportes weſentlich gegenüber 
dem fonft hier üblichen Verfahren verbilligt werben. 

In denBereinigten Staaten, namentlidy des Weſtens, wo die Elevatoren teils in 
den Händen der Eifenbahnen, teils in denen großer Gejellichaften find, haben fie zu einer Kon- 
zentrierung des Getreidehandeld und zu einem Ausbentungsmonopol der leitenden Kräfte 
geführt, gegen welche ſich neuerdings eine erhebliche Oppofition don Seiten der Farmer ent: 
widelt hat. Man ift beftrebt teild ländliche Kornjpeicherafjociationen zu bilden wie fie im 
Weſten jhon häufig vorhanden find, dann jelbjt auf Scheune und Kornſack zurüdzugreifen, 
um jelbftändige Verſendung bewirken zu können, Bisher hat man aber damit große Erfolge 
nicht zu erzielen vermocht. Selbjt der Ruf nad) Staatshilfe wird dort jet energiſch gehört. 
An Deutſchland ſucht man diefe Gefahr jofort zu vermeiden, indem man die Kornſpeicher 
gar nicht in die Hände von Zwifchengliedern gelangen laſſen will und ihre Verwertung durd 
fandwirtichaftliche Genoſſenſchaften anftrebt, was unzweifelhaft zu billigen ift. 

Daß man durch diefe Einrichtung den Landwirt wenigjtens in der erjten Inſtanz erheb- 
lih vom Zwiſchenhändler emanzipiert, ift unzweifelhaft ein großer Fortſchritt. Wenn man 
aber vielfady meint, dadurch einen großen Einfluß auf die Preisbildung ſelbſt gewinnen zu 
fünnen, jo giebt man ſich darin großen Illuſionen hin, weil heutigen Tages, wie oben ge 
zeigt, die Preife international beftimmt werden. Der Landwirt kann dadurch nur etwas 
höhere Lokalpreiſe erhalten, indem ihm ein Teil des bisherigen Profits des Zwiſchenhändlers 
verbleibt. Da man diejen aber meift erheblich überfchägt, wird auch bei dem zu erwarten 
den Gewinn Enttäufchung nicht ausbleiben. In unjerem Klima, bei den vielfach noch jchlechten 
Landwegen, bei dem Naheaneinanderliegen von Ernte und Saat im Herbſt werden Scheunen 
und Speicher ſchwerlich völlig zuentbehren oder auch nur erheblich zu reduzieren fein. Bei 
der Berjvlitterung des Grund und Bodens in einem großen Teil von Deutichland und der 
ſich daraus ergebenden Berteilung des Erntequantums in Kleinere Duantitäten fällt ein großer 
Teil des Vorteil der lojen Schüttung und Vermeidung der Verſackung ohnehin fort, welde 
in den Bereinigten Staaten zu dem Silo:Syjtem geführt haben und damit eim großer Teil 
des Vorteils, den die Amerikaner davon gehabt haben. 

Nach allem ift die Förderung der Anlage von Kornlagerhäufern durchaus zu wünſchen, 
doch ijt bei der Anlage große Vorficht geboten und man darf die Hoffnungen darauf nich 
zu hoch jpannen, Die häufigen Bankerotte der amerikanischen County: Elevatoren und Lager 
hausgenofjenichaften der Farmer in den Vereinigten Staaten müffen deshalb als Warnung: 
zeichen bejonders hervorgehoben werden. 
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1872, @. Bieil, Anleitung zur Behandlung, Benutzung und Schätzung der Foriten, 3. 9. 
185458. D er ſ., Die Forftwirtichaft 2c., 6. A. durch Vreßler. 1870. K.  iihbadı Lehrbuch 
ber Forftwifienicaft, 2 A. 1877. Ders, Braftiice Forftwirtihaft. 1880. T. Lorey, Handbuch 
der Forſtwiſſenſchaft, 2. Bde. 1887—88, N. Heß, Encyklopädie und Methodologie der FForft- 
wiſſenſchaft. 1885— 92, 8, Fürft, Aüuftriertes Forft: und Jagd-Lexikon. 1888. R. v. Domes 
browskh, Allgemeine Enchflopäbie der geſamten Forſt- und Jagdwiffenichaften. 8 Bde. 1886— 94, 

A. Bernhardt, Gefchichte bes Waldeigentums, der Walbwirtihaft und Forftwiflenichaft in 
Deutſchland, 8 Bde. 1872-75. K. Roth, Geſchichte des Forſt- und Jagdweſens in Deutichland, 
1879. U. er: Handbud * Forſt⸗ und — Deutſchlands. 1886—88, 

Roſcher, S. TTS 183 FF. Rau I. 8 888 Fi. I. y 153 fi. 


I. Einleitendes. 


N. Weber, Die Aufgaben der Forſtwirtſchaft, in or Ga Abh. l, BB IS. I ff. 
J. Lehr, Forftpolitif, in demi. Handbuch Abh. XIV, Bd. II. 6 ff. 

$ 1. Der Forftwirtichaft fällt die Aufgabe zu, die Erzeugniffe des Waldes den menſch— 
fihen Bebürfniffen nugbar zu machen. Unter diejen Erzeugnifjen nimmt da® Holz die erfte 
Stelle ein und jo ftellt fich denn die Holzzucht und die Lieferung des für den Bedarf nötigen 
Holzes als der Hauptzwed der Forſtwirtſchaft dar. Entiprechend der vorwaltenden Be: 
deutung der Holznutzung ift es in der forftlichen Lehre üblich geworden, derjelben die Be- 
zeihnung der Hauptnußung beizulegen. 

Den Gegenfag zur Hauptnugung bilden die Nebennugungen. Hiezu rechnet man alle 
fonftigen Erzeugnifje ded Baumförpers oder des Waldbodens, welche neben dem Holze in 
irgend welder Richtung Gegenjtand der Nutzbarmachung fein fünnen. Die wichtigften find 
die den Zwecken der Landwirtichaft dienenden Nebennugungen, wie die Streunugung, die 
Weide und Gradnugung und die auf den abgeräumten Schlagflächen zeitweilig eintretende 
Fruchtnutzung im Walde. Es jchließt fih an die Nugung der Baumrinde ald Gerbmaterial, 
jowie einiger jonjtiger Erzeugnifje, des Harzes, der Baumfrüchte u. dgl. Weniger von Be: 
lang ift die Gewinnung verſchiedener aus Holz darjtellbarer Produkte, jo der Holzkohle, 
der Pottaſche. Endlich kann auch die Nußung der jagdbaren Tiere in gewiſſem Sinne nod) 
unter die Nebennußungen einbezogen werden. 

Der jegt herrichende Grundjaß der Unterordnung der Nebennugungen unter die Haupt: 
nugung beitand nicht zu allen Beiten. In früheren Nahrhunderten bildete die Gewinnung 
der Nebenprodukte vielfach den Hauptzwed der Waldnugung. Es ift noch nicht jo lange 


5 5 Die Helfer ichſche Abhandlung iſt in dieſer Auflage einer durchgreifenden Umarbeitung 
unterzogen worden. Die Abſchnitte If, IV, VII—IX find nen. 
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her, daß die Forftwirtichaft gegenüber der Jagd zurüdtrat. In mänden Laubholzforften 
Deutichlands war die Maft ehedem ein mwichtigeres Produkt als das Holz. Aehnliches gilt 
von der Waldweide, deren vorwaltende Bedeutung bis in die Beit der Einbürgerung der 
Stallfütterung im landwirtichaftlichen Betriebe heraufreicht. In den jüdlichen Ländern find 
auch Heute noch zahlreiche ftatiftiich als Forftareal bezeichnete Grundftüde mehr Weidepläge 
für das Vieh, als wirkliche Waldungen. Wo ſolche Zuftände beftehen, ift die Forftwirtichaft 
noch nicht zur Erkenntnis und Erfüllung ihres eigentlichen Berufs vorgejchritten, jo be 
rechtigt, ja notwendig im einzelnen Fall die Benügung der Waldungen zur Gewinnung der 
Nebenprodukte fein mag. 

Die Forſtwirtſchaft liefert zwar nicht alles Holz, deffen die Menſchen bedürfen, doch ift 
der Zuſchuß, welchen die Landwirtichaft mit Einfchluß des Obſtbaues liefert, ein im ganzen 
nur jehr untergeordneter. Solches gilt wenigftend von unjeren Gegenden, in welchen nur 
ausnahmsweiſe nach bejonders harten Wintern der Abgang an erfrorenen Objtbäumen dem 
Brennholzabjag aus den Waldungen einige Konkurrenz bereiten fann. In den waldarmen 
Ländern Südeuropas allerdings dedt die ländliche Bevölkerung einen nicht ganz unerheb— 
lichen Teil ihres häuslichen Bedarfs an Feuerungsmaterial durch den jährlichen Abgang 
an derartigen Holzgewächſen. 

$ 2. Auch in der Beichräntung auf Holzerzeugung ift die Aufgabe der Forjtwirt- 
Ihaft für das Leben des Volks die umfafjendfte. Dient das Holz doch den verjchiedeniten 
und dringenditen Bedürfnifjen des Menjchen, indem dasjelbe als „Nubholz“ ein ument: 
behrlicher Rohftoff der Technik und als „Brennholz“ Material für die Wärmeerzeugung 
ift. Der Natur der Sache nad) ift die Verwendbarkeit des Holzes ald Nußholz, weil an 
bejtimmte Formen, Dimenfionen und technijche Eigenschaften gebunden, eine bejchränftere, 
als diejenige zu Brennholz, wobei derartige bejondere Borausjegungen in Wegfall kommen. 
Gleichwohl ift die Verwendung des Holzes ald Nutzholz eine jehr mannigfaltige. Den um: 
faſſendſten Verbrauch hat der Hochbau, wiewohl das Abjaggebiet der Bauhölzer wenigſtens 
örtlich durch die Ausdehnung des Maifivbaues eingejchränftt wird. Es reiht fich an der 
Bedarf des Bergbaus an Grubenhölzern, des Eifenbahnoberbaus an Schwellen; aud) iſt 
die Holzpflafterung in den großen Städten neuerdings Hinzugetreten. Untergeordnet iſt der 
Holzverbrauch des Wafjer: und Brüdenbaus. Zurückgegangen ift in neuerer Zeit auch die 
Berwendung des Holzes im Schiffsbau; die Schwierigkeit der Beſchaffung der von dem: 
jelben benötigten figurierten Hölzer, deren geringe Dauer und andere Umftände haben dazu 
geführt, daß Eijen und Stahl als das Schiffsbaumaterial der Zukunft gelten. Dagegen wird 
das Holz wohl immer ein wichtiges Rohmaterial der verjchiedenjten Gewerbe bleiben, unter 
welchen nur die Bau- und Möbeltiichlerei und das Böttchergewerbe hervorgehoben werden 
mögen. Auch die Landwirtichaft nimmt Anteil an der Berwendung von Nuphölzern. Einen 
jehr bedeutenden Umfang hat endlich in den legten Jahrzehnten der Holzverbrauc der Papier: 
fabrifation angenommen, wovon unten noc die Rede fein wird. Eine folche Bielfeitigfeit, 
mie fie die Nußholzverwendung zeigt, ift allerdings bei der Verwendung des Brennholzes 
in der Hauswirtichaft und bei denjenigen Gewerben, welche zur Herſtellung ihrer Erzeugnifle 
höherer Temperaturgrade bedürfen, nicht vorhanden; um fo umfafjender aber ift die letztere. 

Wenn hiernach das Holz den verjchiedenften Zwecken zu dienen hat, jo ift es dod als 
ein Glüd zu erachten, daß es nad vielen Richtungen durch andere Stoffe erjegt werden fan. 
Wäre die nicht der Fall, jo ift bei dem großen Bedarf des Menjchen an den betreffenden 
Gütern, dem langfamen Wachstum und der geringen Transportfähigkeit des Holzes leicht 
zu erkennen, wie eng begrenzt bejonders in fälteren Klimaten die Möglichkeit für die Eri- 
jtenz von Menjchen und wie vergleich&weife ärmlich ihre Ausrüftung zu einem gefitteten 
Leben jein würde. So aber erjegen wir das Holz als Wärmeerzeugungsmittel durch fofile 
Brennjtoffe, ald Bau: und Werkholz im weiteften Sinne des Worts durch natürliche und 
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künſtlich hergeftellte Steine und durch Metalle. Da die Herftellung der Metalle und ge: 
brannten Steine und die Produktion anderer Stoffe jelbjt wieder Brennmaterial erfordert, 
jo iſt in legter Linie der durdy die Natur gebotene Reichtum an den foſſilen Brennftoffen 
für die Möglichkeit des Erſatzes enticheidend. Wie verjchieden die einzelnen Yänder daran 
Anteil haben, ift befannt. Aber auch die von der Natur ärmer ausgerüfteten und die ganz 
vernachläfligten Gebiete Haben Teil an dem Reichtum anderer, nicht nur durch den Bezug 
von Kohlen, ſondern aud von Gütern, welche mitteljt Breunholzſurrogaten hergeftellt find. 
Dan kann fi eine Vorftellung von dem Umfang, in welchem die Mineraltohlen Brenn: 
holz erjeßen, bilden, wenn man ſich die Thatſache vergegenwärtigt, daß nad) dem heutigen 
Stande die jährliche Förderung foſſiler Kohle im deutjchen Neich einen Brennwert darftellt, 
welcher etwa 8 bi3 10 mal fo groß ift, als derjenige des Brennholzerzeugniſſes der gefamten 
deutichen Forite. 
Die Förderung von Miner altohlen (Steintohlen und Braunkohlen) im deutichen Reid, welche 
im Jahre 1875 erit 48 Millionen Tonnen betragen hatte, iſt im Verlauf von nicht ganz 20 Jahren 
auf die doppelte Höhe geſtiegen, indem ſolche im Jahre 1893 etwas über 95 Millionen Tonnen 
betragen hat '), Hievon entfallen etwa 80% —= 76 Millionen Tonnen auf Steinfohlen und 20”/o 
— 19 Millionen Tonnen auf Brauntohlen ?).. Wird der Brennwert der Steinkohle, gleiche Ge: 
wichtsmengen vorausgefegt, dem 21, fachen Betrag und derjenige der Braunfohle dem doppelten 
Betrag des Brennwerts lufttrockenen Holzes gleichgeſetzt, welche beide Ziffern noch mäßig ge— 
griffen erſcheinen, ſo entſpricht der Brennwert der in einem Jahre geförderten Mineralkohlen 
einem ſolchen von 228 Millionen Tonnen Holz. Nun läßt ſich freilich das jährliche Brennholz: 
erzeugnis der Waldungen des deutjchen Neihs nur annähernd veranihlagen. Wird ein durch— 
ſchnittlich jährliher Holzertrag von 3,5 FFeltmetern auf 1 Hektar und die Vrennholzausbente au 
70% bievon = 23,5 Feſtm. pro ha angenonımen, fo berechnet fich für die geſamte Waldfläche bes 
deutichen Reichs mit 14,9 Millionen Hektar ein Brennholzerzeugnis von 37 Millionen Feſtmetern. 
Dies entipricht bei Zugrumdlegung eines mittleren ſpecifiſchen Lufttrodengewicdits des Holzes — 
0,7 einer Gewichtämenge von 22 Millionen Tonnen. Hiernach ftellt fi) der Brennwert der im 
Jahresdurchſchnitt geförderten Kohlen auf den 10fachen Betrag des Brennwerts des jährlichen 
Brennholzerzeugnifjes der deutſchen Forſte. Würde ein etwas höherer Holzertrag, etwa ein folder 
von 4 —* pro ha und eine Brennholzausbeute von 75°/ der Rechnung zu Grunde gelegt, jo 
würde ſich jtatt des Verhältnifies 10: 1 —* nige von 8:1 berechnen. Das deutſche Reich nimmt 
denn auch unter den europäiichen Ländern die zweite Stelle in der Gewinnung foifiler Brenn: 
itoffe ein. Webertroffen wird es nur von Großbritannien, in welchem Lande die Steinfohlen: 
förderung im Jahre 1890 den Betrag von 185 Mil. Tonnen erreicht hat. Zu deren Erfag wäre 
eine Waldfläche erforderlich, welde etwa den Sfachen Raum des Gefamtareals einnehmen würde, 
während in Wirklichkeit nur 4%o der Gefamtfläche bewaldet find. In den übrigen Yändern Europas 
fteht die Forftwirtfchaft nicht in dem Maße, wie in Deutſchland, unter der Einwirkung der Kon: 
furrenz der foffilen Brennftoffe, indem deren Förderung im Jahre 1890 in Frankreich 26, in 
Oeſterreich Ungarn 10 und in Rußland nur 6 Mill. Tonnen betragen hat. 


Der Erjah von Holz erweitert und vervielfältigt fi mit unferer Kenntnis der Natur 
und den darauf gegründeten Fortichritten. Nur jelten findet einmal das Umgekehrte jtatt, 
dag Holz eben in Folge folder techniſcher Fortichritte andere Materialien erjegt. In be: 
jonders umfaffender Weiſe ift diefer Fall bei der Papierfabrifation eingetreten, indem hier 
andere landwirtichaftlich erzeugte Pflanzenftoffe und die Abfälle von daraus gewonnenen 
Produkten durch Holzftoff in ftetig fteigendem Umfang erjett werden. Wenn dies audy bei 
dem zuerft in Aufnahme gefommenen mechanischen Verfahren de3 Holzichleifend noch in minder 
volltommener Weile gejchehen ift, jo wird doch bei dem neueren chemiichen Verfahren der 
Eellufojefabrifation aus dem Holze ein vorzügliches Rohmaterial für die Bapierbereitung ge: 
wonnen. Die Bedeutung diejes neuen emporgeblühten Juduftriezweigs für die Forftwirtichaft 
liegt teil& in dem Mafjenverbraud an fich, teils in dem Umſtande, daß auch geringere Holz: 
jortimente, welche früher nur als Brennholz verwertbar waren, nunmehr ald Nutzholz zu 





1) Bal. ftatiftiiches Jahrbuch für das deutſche 2) Der auf Steinkohlen und Brauulohlen ent— 
Reich, Jahrgang 1895 ©. 137. Die Erzeugung fallende Betreff ift in dem ftat. Jahrbuch von 
wird von dem Verbrauch (97 Millionen Tonnen) 1895 nicht ausgeſchieden. Die oben angenom- 
jogar nod übertroffen, indem die Kohleneinfuhr | menen Verhältnisziffern gründen fich auf die An- 
jegt größer ift, ala die Ausfuhr, was ſich früher | gabe über den Stand von 1888 in der Abh. XX 
umgefehrt verhielt. Odb. Band TI. 3. Aufl. S. 378. 
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erheblich höheren Preifen abgeſetzt werden fünnen. Die Preisverhältniffe find es denn über: 
haupt, welche, wie überall im wirtichaftlichen Leben, jo auch über die Anwendung von Hol; 
und feiner Erjagmittel enticheiden. Das Sinfen des Eiſenpreiſes machte es möglich, Eiſen zum 
Bau von Schiffen, Brüden und Gebäuden in großem Umfang zu verwenden; umgekehrt läßt 
ein niedriger Stand der Preife von Bauholz örtlich und zeitlich diefem den Vorzug geben. 

$ 3. Oben ift als die Aufgabe der Forftwirtichaft bezeichnet, daß fie das nötige Holz zu 
liefern habe. Wo fie nody auf niedriger Stufe fteht, umfaßt ihre Thätigfeit noch nicht 
notwendig auch das Geſchäft des Produzierens im engeren Sinne des Woris. In früheren 
Jahrhunderten bei noch großer Ausdehnung der Waldfläche und dünner Bevölkerung äuferte 
fich dieſe Thätigkeit im wejentlichen in der Nutzung der ohne Zuthun des Menjchen von 
der Natur zur Verfügung geftellten Waldjchäge. Auch heute noch bejchränft fich diejelbe 
in manchen waldbededten Gebieten, jo namentlich in den aufßereuropätichen Ländern, auf 
das Wegnehmen von dem Borrat, den die Natur als freied Gefchent den Bewohnern ge: 
geben hat; fie verfährt dann ähnlich wie der Kohlenbergbau, der auch nur nimmt und nicht 
erzeugt. Doc; mag auch diejed Nehmen meift noch den Namen der Forjtwirtichaft verdienen, 
joweit die Technik in den Dienft der Nubung der Walderzeugniffe geftellt wird. Nur wo 
dasfelbe ganz primitiv gejchieht, ohne Anwendung bejonderer technijcher Hilfsmittel und 
Kenntnifje, und vollends da, wo das Uebermaß von Holzvorräten nicht genußt, jondern 
zur Gewinnung von Iandwirtichaftlichen Boden vernichtet wird, kann man von Forftwirt: 
ſchaft nicht reden. 

$ 4. Die Forftwirtichaft hat ihre Aufgabe in wirtfchaftlicher Weije zu beforgen, d. h. mit 
genauer Abwägung der aufgewendeten Mittel im Verhältnis zum Nefultat und mit der Ten: 
denz, jene Mittel durch das Produkt möglichjt hoch zu verwerten. Sie fteht ſomit in der 
Reihe aller gewerblichen Betriebe des Volks, wobei e3 an fich feinen Unterſchied madht, 
ob fie vom Staat, Gemeinden oder Privatperjonen geführt wird; ja wenn fie ganz kom: 
muniftiich, ohne ein entjcheidendes individuelles Intereſſe, betrieben werden jollte, würde die 
Aufgabe ftrenger Vergleihung von Aufwand und Erfolg unverändert beftehen. Ebenjowenig 
wird diefe Forderung dadurch aufgehoben, daß es zeitweife oder dauernd ſich als unmöglich 
erweift, in den Waldungen das Verhältnis zwifchen Koftenaufwand und Ergebnis gümftig 
zu geftalten; die Aufgabe der wirtichaftlichen Kontrolle über den Betrieb wird dadurd) nicht 
geringer, jondern erſt recht zur Pflicht, damit man fich der Größe des Opfers bewußt werde. 


UI. Die Mittel und das Produft der forftwirtichaft. 


M. Endres, Die Produktionsfaktoren in der RL NEN 1884, — 6. Grebe, Die Forlt- 
benußung, 3. A. 1882, 8. Gayer, Die f PR Sg. 894. — ©. auch bie Litt. über 
Waldban zu Abſchn. II. — Th. Hartig, Die forftl chen Er er: Deutichlands. 1852, 
Döbner, Botanik für Forftmänner, 1853; nen bearb. von Nobbe, 1882, 9. Fiſchbach, 
Stat. der Foritbotanit, 5. U. 189. M. Willkom " Forftl. Flora von Deutichlaud und Deiter: 
reich, 2. A. 1887. U. ei Der Wald, 3.9. 1881. H. Nördlinger, Deutice 
Denn 1874. 1876, R. 9 ch, — — und Verhalten der wichtigeren Holzarten, 2. 4. 

Schwarz, Forftl. Botanik. 1892, ©. Hempelund 8. Wilhelm, Die Bäume 
* Sträucher des Waldes, im Ericheinen begriffen. 


$ 5. Die Mittel, womit die Forftwirtichaft ihre Aufgabe erfüllt, find, ökonomiſch be 
trachtet, die gleichen, wie in allen anderen Wirtjchaften; neben freien Gütern, wie Luit, 
Licht, Waller, ausnahmsweife der Boden ſelbſt, welche den Taufchwert des Produkts nicht 
erhöhen, find es Arbeit und Kapital. Zu legterem gehört auch der Boden, wenn er, 
was die allgemeine Regel bildet, Taufchwert befitt. Auf dem Standpunft des Unternehmers 
ift der Aufwand für Arbeit, mit Einſchluß der eigenen, aus dem Kapital zu beftreiten, jo 
daß hier nur Kapital in Betracht kommt. 

Die im Grund und Boden thätigen Naturkräfte find zwar bei der land- und forft: 
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wirtichaftlihen Produktion diefelben, äußern fich aber bei den beiden verwandten Formen 
der Bodenproduftion doch in verichiedener Weile. So iſt der nachhaltige Betrieb der Land: 
wirtichaft an die Borausjegung gebunden, daß dem Boden für die ihm durch die Ernten 
entzogenen Nährftoffe ein regelmäßiger Erjab im Wege der Düngung zufließe; die Forft: 
wirtichaft hingegen bedarf keines Zujchuffes zu den im Boden teils urjprünglich jchon vor: 
handenen, teild durch die Zerjegung der Streudede an ihn zurüdgelangenden Nährjtoffen. 
Im Zuſammenhang hiemit fteht die Verjchiedenheit der Anfprüche der land» und forftwirt: 
ſchaftlichen Gewächſe an die mineralifche Kraft des Bodens. Während die erjteren die mine: 
raliſch reicheren Bodenarten für ich in Anſpruch nehmen, geitattet die Fähigkeit der Holz 
gewächje, mit erheblich geringeren Mengen mineraliicher Nährftoffe auszureichen, den Betrieb 
der Forftwirtichaft auch auf ſolchen Bodenarten, auf welchen der Tandwirtichaftliche Anbau 
nicht mehr hinreichend lohnend wäre. Dies leuchtet ein, wenn der chemiſche Bejtand des 
Holzes in Betracht gezogen wird. Am Buftande der Trodenfubftanz enthält nämlich das 
Holz volle 50 Gewichtsprozente an Kohlenstoff, welcher von den Blattorganen der Kohlen: 
fäure der atmosphärischen Luft entnommen wird. Auf der anderen Seite beträgt der Stid: 
jtoffgehalt des Holzes nur etwa 0,3 °,, und der Mineralftoffgehalt bei der Mehrzahl der 
Holzarten nur 0,25—0,4 °/, der Trodenjubftanz. Der Hauptbedarf der Holzgewächſe an 
Mineralftoffen ift derjenige zur Erzeugung der Blattorgane ; derjelbe kann aber im wejent- 
fihen aus dem Mineralftoffgehalt der natürlichen Streudede befriedigt werden. Uber nicht 
bloß nad) den Anſprüchen an das Nährjtofflapital des Bodens, fondern auch nach denjenigen 
an Lage und Klima kennzeichnet fich die Forjtwirtichaft als der im Vergleich zur Landwirt: 
ichaft genügjamere Betrieb. Demgemäß find denn auch die Werte, welche die Forſtwirtſchaft 
für den Grund und Boden in Rechnung jtellen fann, verhältnismäßig niedrige. In der Mehr: 
zahl der Fälle bewegen fich die Preije für 1 Hektar Waldboden im Rahmen von 250 und 
500 ME. und erreichen nur ausnahmsweiſe die Höhe von 600 Mt. 

Die Arbeit ift, techniſch betrachtet, teils eine intelligente, für den Zweck wiſſenſchaftlich 
und durch Uebung vorgebildete, teild mehr oder minder geichufte gemeine Handarbeit. In 
den erfteren Rahmen fällt die Verwaltungsthätigfeit, in den letzteren insbeſondere die Arbeiten 
des forſtlichen Erntebetriebs, die Forjtkulturarbeiten und die Wegherjtellungsarbeiten. Die 
Vergleichung des land» und forftwirtichaftlichen Betriebs rückſichtlich der Arbeitsintenfität 
führt zu dem Ergebnifje, daß die von der Landwirtichaft gebotene Arbeitägelegenheit, auf 
die Flächeneinheit des Heltard bezogen, eine erheblich größere ift. Andererſeits gewinnt die 
Arbeitsbethätigung in der Forjtwirtichaft dadurch eine befondere Bedeutung, daß die hier 
im Bordergrunde jtehenden Arbeiten des Fällungsbetriebs in eine Zeitperiode des Jahres 
zu fallen pflegen, in welcher die Verrichtungen der Landwirtichaft größtenteil® ruhen. 


Die Anftellung vergleihender Berechnungen über die Arbeitsintenfität ift mit einigen Schwie— 
rigfeiten verfnüpft, weil die Statiftif meift feinen unmittelbaren Aufichluß über die Zahl der in 
der ——— beſchäftigten Arbeiter und über die Dauer der jährlichen Waldarbeit giebt. 
Die Beredinung muß daher auf anderweitiger Grundlage aufgeitellt werden. So entfallen von 
dem im Duchichnitt der 10 Jahre 188190 für Forſtkulturen, Waldwegbauten und Werbung 
der ——— verausgabten Aufwand in den Staatsforſten Preußens 5,8 M., in den Staats: 
forften Württembergs 13 M. auf 1 ba Waldfläde ’. Wird nun ein mittlerer Jahresarbeits⸗ 
verdienſt des Handarbeiters von 400 M. in Rechnung genommen, fo ergiebt ſich, daß dort 75 ha, 
hier 30 ha, im Durchſchnitt alſo eine Waldfläche von 50—55 ha zur andauernden Beichäftigung 
eines Arbeiter8 erforderlid wäre. Werben für die Landwirtſchaft nad allgemeinen Erfahrungen 
im Mittel 5 ba in Nehnung genommen, jo würde biejelbe die Forftwirtidaft um etiwa das 10: 
fache übertreffen. 


Das außer zur Lohnzahlung erforderliche umlaufende Kapital befteht in dem Aufwand 
für Saatgut und Pflanzen, Materialien für Wegebau, Entwäfjerung und Sicherung der 


3) Die Ziffern find entnommen den amtlichen (Belt 1. ©. 205—206) und den — 
Mitteilungen aus der preußiſchen Staatsforſt— Mitteilungen aus Württemberg (Jahrg. 1893 
verwaltung in den Mündener forftlichen Heften | S. 95). 
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Wälder, für Inftandhaltung des ftehenden Kapitals an Gebäuden, Werkzeugen, Bring: und 
Trandporteinrichtungen und für Steuern. Der Aufwand für Materialbeichaffung tritt übrigens 
in der Forjtwirtichaft im Vergleich zu dem für die Lohnzahlung erforderlichen Kapital be: 
deutend in den Hintergrund. 

Das umlaufende Kapital verurjadht außerdem Koften durch feine Verzinfung. Dazu tritt 
ichließlich der Wert der Nutzung des ganzen ftehenden Kapitals, aucd, des Bodens und des 
Materialfonds oder des vorhandenen Holzbeftandes. Der Wert der Nutzung diejes legteren, 
den man auc als firiertes Betriebslapital bezeichnen kann, bildet in der Forftwirtichaft den 
weitans größten und über ihren öfonomijchen Erfolg enticheidenden Koſtenpunkt. Wo der 
Holzbeftand fehlt oder erft erzeugt werden joll, entjteht er durch allmählige Anjammlung 
und Firierung des umlaufenden Kapitals und der Nubung dieſes und des Bodenkapitals. 
Im normalen Zuftande umfaßt der Materialfonds eine der Länge der Umtriebszeit ent: 
iprechende Beftandesreihe, welche die verjchiedenen Altersſtufen je mit gleichen Flächenan— 
teilen in ſich ſchließt. 

Der Holzvorrat im Walde ift hier als ftehendes (fixes) Kapital aufgefaßt. Das gilt jedod 
nur für den Fall, daß der Wald als ſolcher erhalten bleiben fol. Wird aber ein Wald mit 
Aufgeben feiner Beftimmung, dauernd Holz zu erzeugen, zum Abtrieb bejtimmt, dann it 
der Holzvorrat als bleibendes Kapital aufzufaſſen. Derjelbe bildet den Rohſtoff, aus welchem 
das Produkt, nämlich das gefällte, zum Verkauf zugerichtete Holz hergeftellt wird. Wie überall 
liegt der Unterfchied zwiſchen firiertem und flüſſigem Kapital nicht im technischen Charakter 
des Objekts, jondern in deſſen wirtichaftlicher Beftimmung. Hiebei darf jedoch nicht über: 
jehen werden, daß der Materialfonds der Forſtwirtſchaft die Bejonderheit einer beichräntten 
Umjeßbarfeit zeigt, was darin begründet ift, daß derjelbe zu einem jehr erheblichen Teile 
aus noch nicht abtriebsreifem Beftandesmaterial ji zuſammenſetzt. 

Dft iſt die Frage beiprochen worden, wie ſich die Forjtwirtichaft in Bezug auf die Größe 
des erforderlichen Kapitals oder, was dasjelbe ijt, in Bezug auf die Intenfität des Betriebs 
zur Zandwirtichaft verhalte. Man hat wohl gejagt, die legtere jei immer intenfiver als die 
eritere. Die Wahrheit ift, daß die Forjtwirtichaft erheblich weniger umlaufendes Kapital 
bedarf und namentlich, wie jchon beiprochen, weniger Gelegenheit zum Arbeitsverdienſt giebt. 
Aber in Betreff des ftehenden (firen) oder firierten Kapitals fann fie die Zandwirtichaft 
übertreffen. Die Größe de3 Materialfonds ift freilich nad der Betriebsart und Umtriebs: 
zeit, auch nad) der Holzart und Standortsgüte erheblich wecjelnd. 

In Abſchnitt V ift der Wert des Materialvorrats für mehrere rn und Bonitäten bei 
verichiedener Höhe des Umtriebs angegeben, wobei mittlere Yreisverhältnifie und ein Beſtockunge— 
grad von 0,8 der normalen Beitandesdichte der Verſuchsflächen zu Grunde gelegt find. Hiernadı 
berechnet jich bei 10Ojährigem Umtrieb der Durchſchnittswert des Holzbeitands für die II. Bonität 
der ‚Fichte zu rund 2200 M,, für die Il. Bonität ber Sliefer zu etwas über 1500 M. und für 
die 111. Bonität der Buche zu 900 M. Bei SOjährigem Umtrieb find die Ziffern: 1700 M, 
1120 M, und 730 M. 

8 6. Bei regelmäßigen dauerndem Betrieb der Forftwirtichaft auf einer gegebenen Fläche 
jlellt fid) da8 Produkt derjelben in dem gewinnbaren nachhaltigen Zuwachs des Waldes 
an Holz dar. 

Die außer dem Holz gewonnenen Nebenprodukte find unter Berhältniffen, wie fie 
bei uns beftehen, meist wenig bedeutend umd finfen in ihrem Betrag um jo mehr, je mebr 
die Wirtjchaft auf Gewinnung von Holz gerichtet ift. Soweit ftatiftiiche Mitteilungen vor: 
liegen, bewegt ſich der Wert diejer Erträgniffe in unferen Staatsforjten zwiſchen 2 und 8%, 
des Holzertragd. Doc ift dabei zu beachten, daß der Wert mancher Nebenprodukte, wenn 
jolhe, wie Streu und Weide, auf Grund von Rechtsanſprüchen Dritter abgegeben oder der 
freien Aneignung überlafjen werden, wie Leſeholz und manche Früchte, teil überhaupt nicht 
zur Anrechnung gelangt, teild nicht ficher bejtinnmbar ift. Auch find hie und da einzelne 
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Felder und Wicjen der Forftverwaltung unterjtellt, welche andersiwo anderen Verwaltungs: 
jweigen übertiejen find. In den bäuerlichen Privatwaldungen find diefe Nebenerträge oft 


bedeutender, dafür aber der Holzertrag geringer. 


Einen Anhalt für die Beurteilung der Bedeutung der Nebenprodukte bieten die 
aus den Staatsforften verfchiedener Länder vorliegenden ftatiftiichen Nacweile über das Ber: 
hältnis des Geldertrags aus den Forftnebennugungen zu dem Geldertrag aus der Holznukung. 
So betrugen die Einnahmen aus den erfteren nad 7= bis 14jährigem Durchſchnitt in Preußen 
8%, in Baden 5%, in Württemberg 8,5%, in Sachſen 2,8%, in Eljaß-Lothringen 2lo der Ein- 
nahme aus der Holznugung. Leber den Anteil der einzelnen Forftnebennugungen an deren Ge: 
jamtertrag giebt die Statiftif nur ausnahmsweile Aufichluß. Genauere Angaben hierüber liegen 
aus den Staatsforiten Elſaß-Lothringens vor. Hier beteiligten fih im Durchſchnitt der Jahre 
1885—89 die einzelnen Forftnebennugungen mit folgenden PBrozentziffern an dem gelamten Geld: 
ertrag aus jolden: die Streunugung mit 25%, die Nugung aus verpadteten Foritgrunditücen 
mit 20%s, beziehungsweiie einichließlih der Dienftländereien mit 25%, die Nugung der Steine 
und Foffilien mit 17%, die Graſsnutzung mit 12%, die Waldweide einſchließlich der Maftnugung 
mit 5%, die Einnahmen aus Holzpflanzen und Baumfrüchten mit 5%; für die fonitigen Neben- 
nugungen mit Einfluß des Werts der Raff- und Leieholznugung find 11% in Nechnung geftellt. 


z 7. Dad Produft an Holz ift ebenjo, wie die Mittel zu feiner Erzeugung, ver: 
ichieden je nad) der Art der Wirtichaft und der Waldbäume. Indem die Würdigung der 
forftlichen Betriebsarten einem bejonderen Abjchnitte vorbehalten bleibt, möge hier zunächſt 
eine gedrängte Kennzeichnung der wichtigeren Holzarten folgen. 

Unter den Zaubhölzern find es die Eiche und die Rotbuche, Angehörige der botanischen 
Familie der Kupuliferen, an welche das meiſte Intereſſe vom forſtlichen Standpunkte ſich 
fnüpft. Der legtgenannten Holzart jchließt fich die Hainbuche an aus der Familie der Kory— 
laceen. Vertreter der Familie der Betulaceen find die Birke und die Erle. Während die bisher 
erwähnten Laubhölzer auf größeren Flächen bejtandesbildend auftreten, unter ihnen die Birke 
wenigftens in den Ländern des Nordens, eröffnen die Vertreter der Familie der Sali- 
caceen, Pappel und Weide, die Reihe der Nebenholzarten. Unter den leßteren mögen bier 
außerdem Erwähnung finden: die Rüfter aus der Familie der Ulmaceen, der Ahorn aus 
derjenigen der Acerineen, die Eſche als Vertreter der Dleaceen und die forjtlic) wenig be- 
deutfame Linde aus der nad ihr benannten Familie der Tiliaceen. 


Aus der jehr artenreihen Gattung quereus, Eiche, fommen für Mitteleuropa vorzugsweiie 
nur zwei Arten in Betracht: die Etieleiche qu. pedunculata und die Traubeneiche qu. sessiliflora. 
Die eritere hat ein weiter nadı Norden und Oſten vorgeihobenes BVerbreitungsgebiet, als die 
legtere; dagegen ſteigt die Traubeneiche höher in Gebirge an. Die Eiche bevorzugt die klima— 
tiſch wärmeren Lagen und beanipricht Friſche und Tiefgründigfeit des Bodens. Als ausgeipro- 
chene Lichtholzart eignet fich die Eiche wenig zur Anzucht in reinen Beitänden, iſt vielmehr auf 
die Miſchung mit anderen bobenbeffernden Holzarten, namentlih der Rotbuche, angewiejen, wobei 
aber der im Wergleich zu legterer langiamere Wuchs der Eiche der Beſtandespflege befondere 
Aufgaben jtellt. Ein lohnendes Feld der Eichenzucht im Hochwald ift der Lichtungsbetrieb mit 
Unterbau und der zur Starkholzzud;t geeignete lleberhaltbetrieb. Sodann ift die Eiche der wid): 
tigite Oberholzbaum des Mittelwalds und endlich bildet dieje Holzart im Niederwald die Be— 
ftodung der zur Gerbrindengewinnung beitimmten Gichenihälmwaldungen. Leider hat dieje tech— 
niſch jo hochwertige Holzart im Laufe der Zeit an Terrain bedeutend eingebüßt, teild durd) die 
hauptſächlich auf Koſten der Eiche vorgenommenen Nodungen, teild durch den wegen der jchwie: 
rigen Beftandespflege und des fpäten Eingehens der Erträge verminderten foritlihen Anbau, — 
Die Rotbuce, fagus silvatica, hat eine verhältnismäßig beichränfte geographiſche Verbreitung. 
Weder nad Norden, noch nach Diten dringt fie joweit vor, wie die Eiche; wohl aber freigt die 
Bude in vertifaler Richtung noch über den Eichengürtel auf. Die Rotbuche beanſprucht ein ges 
wiſſes Maß von mineralifcher Kraft des Bodens und von Luftfeuchtigkeit; auf letzteres deutet 
namentlih das Meiden des trodenen kontinentalen Klimas hin. Empfindlih ift die Buche gegen 
Spätfroftgefahr. Waldbaulich bedeutiam ift das hohe Schattenerträgnis der Buche, gepaart mit 
der durch die dichte Belaubung bedingten bodenbefjernden Eigenichaft. Sie hat daher als eine 
die Bodenkraft pflegende Holzart eine pehpere waldbauliche Bedeutung, als fie bei ihrer geringen 
Rentabilität, hervorgerufen durd die beichränfkte Nutzholzausbeute, an und für fich beanfpruchen 
könnte. Mit Rückſicht auf legteren Umftand wird die Buche mehr und mehr auf die Rolle zurück: 
gedrängt, den Grundbeftand für die Einmiſchung nugholztüctiger Holzarten zu bilden. Die Ver: 
jüngung der Buche im Hochwald erfolgt weitaus vorwiegend auf natürlihem Wege Für den 
Mittel: und Niederwalbbetrieb ift die Notbuche wenig geeignet, da fie ald Oberholzbaum zu jtart 
beihattet und im Interholz wegen der beſchränkten Ausſchlagfähigkeit geringe Dienfte leijtet, — 


270 XV. Helferid (Graner), Die Forftwirtfchaft. 


Im Vergleich zur Rothuche erfheint die Ha inbuche, carpinus betulus, als eine foritlih min 
derwertige Holzart, welche wegen ihres trägeren Wuchjes, ihrer geringeren Erträge und ber ver: 
minderten $yähigteit, die Bodenkraft zu erhalten, der eriteren im Hochwald nachſteht; doch ver- 
tritt fie die Rotbuche auf manchen diefer nicht mehr zufagenden Standorten. Im Oſten Europas 
greift die —— über das Verbreitungsgebiet der Rotbuche hinaus und bildet dort ausge: 
dehnte Beltände. Im Nieberwald und im Unterhola des Mittelwalbs ift die Hainbuche eine 
wegen ihres reichlihen Ausfchlagvermögens geihägte Holzart. — Die Gattung betula ift vor: 
wiegend für die norbiihen Florenreiche topiich. Aber auch in der gemäßigten Zone jpielt die 
bei uns heimifche Art betula verrucosa oder alba, unjere gemeine Birke, eine nicht unbebeu- 
tende Rolle in der Zufammenfegung des Waldes. Doch ift die foritlihe Bedeutung der Birke 
eine untergeordnete, da fie die höheren Hochwaldumtriebe nicht gut aushält. Immerhin liefert die 
Birke mitunter belangreiche Vorerträge und leiftet außerdem ala Schugholz für andere empfind: 
lichere Holzarten wertvolle Dienfte. Im Mittel und Niederwald trägt die Birke zur Füllung 
des Oberholz: und Unterholzbeftandes bei. — Die Gattung alnus, Erle, ift in umjeren Ge: 
genden durch die beiden Arten: alnus glutinosa, die Schwarzerle, und alnus incana, die Weih- 
erle, vertreten. Die häufigere und zugleich forſtlich wichtigere iit bie Schwarzerle. Ihre Beben: 
tung liegt vorzugäweije darin, daß fie die von anderen Holzarten gemiebdenen feuchteren Stand: 
orte befiedelt, auf welchen fie mitunter ausgedehnte „Brudwaldungen“ bildet. — Aus der Sat: 
tung populus Bappel ift nur eine Rx Art populus tremula, die Aſpe, von einiger forft- 
licher Bedeutung. Sie ftellt ſich an zahlreihen Orten von jelbit ein, wird aber mehr nur zu 
vorübergehender Beſtandesmiſchung benugt. — Die artenreihe Gattung salix, Weide, iſt für 
den Hodhwaldbetrieb nahezu ohne Bedeutung. Dagegen find mehrere Arten, die fogen. „Kultur: 
weiden*, Gegenitand des Anbaues im Niederwald und Stopfbolzbetrieb. — Die Reihe der „edlen 

Zaubhölzer“, jo bezeichnet wegen ihrer Nugholztüchtigkeit, eröffnet ulmus, die Rüſter. Sie iſt 

bei uns in mehreren Arten vertreten, deren wichtigfte ulmus campestris, die jyeldrüjter, iſt. Das 

Vorkommen der Rüſter ift übrigens nur ein beichränftes, da fie ziemlich weitgehende Anjprüce 

an Bodenkraft und Lichtgenuß ftellt. — Erheblich größere forftlihe Bedeutung kommt der Gat: 

tung acer, Ahorn, zu. Bon den fehr zahlreihen Arten find zu nennen acer pseudoplatanns, 
der Bergahorn, und acer platanoides, der Spigahorn ; nantentlich der erftere befigt ausgedehnte 

Verbreitung und fteigt im Gebirge noch über den Buchengürtel hinaus auf. Die Ahorne find 

Lichtholzarten und bevorzugen die friiheren Bodenarten. In Einzelmifhung im Buchenhochwald 

erhöhen fie vermöge ihres Nugholzwertes deſſen Nente. — Die forftlicde Bedeutung des Ahorn: 

teilt im weſentlichen die Eſche, fraxinus excelsior, jowohl rückſichtlich des waldbaulichen Ber: 
baltens als auch der Nußholztüchtigkeit. — Im Gegenfag zu den eben erwähnten Begleitern des 

Buchenhochwalds kann die Linde, bei uns hauptiächlic vertreten durch tilia parvifolia, mır 

geringe waldbauliche Bedeutung beanipruchen, weshalb fie nicht leicht Gegenftand des forftlichen 

nbaus ift. 

Innerhalb der Grupe der Nadelhölzer, welche als „Koniferen“ eine jelbjtändige Klaſſe 
int Pflanzenigftem bilden, ift die Familie der Abietaceen die für den Beſtand unjerer Wal- 
dungen wichligfte. Ihr gehören die Tanne, die Fichte, die Kiefer und die Yärche, ſowie einige 
erotiiche Gattungen an. Für dad Vorkommen der Nadelhölzer lafjen fi immerhin einige 
gemeinfame Züge aufftellen. Kennzeichnend für diefelben ift zumächft die vorwaltende Be— 
fiedelung der höheren Breiten und der Gebirge, in welchen fie beiderjeit3 bis zur Grenze 
des Baumwuchſes anfteigen. Eine weitere Erjcheinung ift dad bald reine, bald mehr nur 
unter fich gefellige Auftreten der Arten. Dies gilt wenigftens für das natürliche Auftreten. 
Durd das Eingreifen der Kultur find freilich vielfache Uenderungen hervorgerufen worden 
und zwar im allgemeinen im Sinne des Vordringens der Nadelhölzer in die früher von 
den Laubhöfzern beherrfchten Gebiete. Dieje Ausbreitung der Nadelhölzer wird durch wald- 
bauliche wie technische Vorzüge begünftigt. Erftere beruhen auf der verhältnismäßigen Sicher: 
heit des Kulturerfolgs, legtere auf der hohen Nupholzausbeute, welche ihrerjeits teils durch 
die den Nadelhölzern eigenen Formverhältniffe, teils durch die für vieljeitige Verwendung 
günftigen technifchen Eigenschaften bedingt wird. Eine Kehrſeite ift die weitgehende Gefähr- 
dung der Nadelholzbeftände, jo durch Windbruch, Schneebruch, Inſektenfraß u. dgl.; ein 
Umſtand, der immerhin zur Vorficht mahnt. Unter den forjtlichen Betriebsarten fommt, da 
die Nadelhölzer des Ausjchlagvermögens entbehren, nur der Hochwaldbetrieb in Betradht. 


Die Gattung abies, Tanne, tit bei uns vertreten durch abies pectinata, die Weißtanne oder 
Edeltanne. Sie ift ein Baum der wärmeren Teile Europas; in Deutichland erreicht fie noch 
den Südrand des Harzes, Üüberfchreitet aber fonit kaum die mitteldeutſche Gebirgsſchwelle. Auch 
ihr Aufiteigen in vertifaler Richtung ift nur ein beſchränktes. Waldbaulid; von Bedeutung iſt 
namentlich ein jehr hohes Map von Schattenerträgnis, welches die Weißtanne für eine mehr 
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plänterartige Waldbehandlung befonders befähigt ericheinen läßt. — Die Gattung picea, Fichte, 
ift in Europa vertreten durch picen excelsa, unjere gemeine Fichte oder Rottanne. Sie tft eine 
Bewohnerin der Gebirge und des Nordens; doch hat der foritliche Anbau das Gebiet der Fichte 
beträchtlich über ihr natürliches Vorkommen hinaus erweitert. Die Fichte ftellt weniger an mis 
neraliihe Straft, ald an Friſche des Boden! Anſpruch. Sie ift zwar eine Schattenpflanze, 
bedarf aber doch in der Jugend baldiger Freiſtellung. Mit diefer Eigenfhaft fteht es inı Zus 
ſammenhang, daß der Fichte die dem Rahlichlag ſich nähernden Verjüngungsformen am meilten 
zujagen. Als flahwurzelnde Holzart unterliegt fie dem Windwurf; auch ift fie von Infelten 
viel gefährdet. Auf der anderen Seite jteht die Fichte nach der Bielfeitigkeit der Nußholzver: 
wendung obenan. — Die jehr artenreihe Gattung pinus, Kiefer, zerfällt zunächſt in —— 
Untergattungen. Aus der zweinadligen Untergattung pinaster iſt der wichtigſte Vertreter pinus 
silvestris, unfere gemeine Siefer oder Föhre. Sie hat ein außerordentlih weitgebehntes Ver: 
breitungsgebiet ; innerhalb Deutichland ift die Kiefer vor allem die herrſchende Holzart des nord» 
deutichen Flachlands. Dagegen entipricht das Auffteigen der Kiefer in vertikaler Richtung nicht 
ihrem weiten Vordringen in hohe Breitegrade. In den Aniprücen an den Boden ift die Kiefer 
die genügiamfte Holzart, was aber nicht ausichließt, daß fie auf befierem Standort in den Er— 
trägen erheblich mehr leiftet. Die Kiefer ift eine ausgefprochene Lichtholzart. Bis zum mittleren 
Beitandesalter ift fie bodenbeſſernd; jpäter verliert fie dieſe Eigenihaft. Der Kahlichlag bildet 
bei der Kiefer die Regel. Auch der Lichtungs⸗ und leberhaltbetrieb fpielen eine Wolle. Die 
tiefer ift zwar vermöge ihrer tiefergreifenden Bewurzelung dem Windwurf weniger ausgeſest, 
leidet aber um jo mehr unter Schneebruch; aud Gefährdung durd Infekten und Feuer tritt 
binzu. Der gemeinen Kiefer jteht pinus austriaca, die Schwarztiefer, nahe. Unter den fünf: 
nadligen Stiefern find hier nur zu erwähnen: die in den höheren Lagen der Alpen heimiſche 
Zürbeltiefer oder Arve, pinus cembra, und die aus dem öjtlihen Nordamerika ſtammende, bei 
uns aber wegen ihrer waldbaulichen Vorzüge längit eingebürgerte Weymouthskiefer, pinus strobus, 
— Die einzige jommergrüne Gattung der Abietaceen ift larix, die Lärche, bei uns vertreten 
durch larix europaea. Sie ift eine im Hochgebirge und im hohen Norden heimijche Konifere. 
Doch findet fi die Lärche auch außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets vielfach ange: 
baut, wobei es übrigens an Mißerfolgen nicht fehlt. Soweit aber der Standort ein entiprechender 
ift und die Umgebung der fehr lichtbedürftigen Lärche zufagt, ift fie vermöge der techniichen Vor: 
züge ihres Holzes als eine höchſt wertvolle Miihholzart zu erachten. 


$ 8. Im ökonomiſchen Sinne ift dad Produkt erft fertig, wenn es zum Uebergang 
in den Verkehr, beziehungsweije in den Verbrauch bereit gemacht worden ift. Zu dem Ende 
muß das Holz nad) feiner Maſſe, feiner möglihen Verwendung und beim Ueber— 
gang in den Verbrauch in der Regel auch nad) jeinem Preiſe bejtimmt werden. 

Die Feitftellung der Maſſe geichieht teils durch kubiſche Vermeſſung, teil durch Auf- 
bereitung in Schichtmaße. Im erjteren Falle bedient man ſich des „Feſtmeters“ — 1 Kubik— 
meter fejter Holzmafje, im letzteren Falle des „Raummeters“ oder „Sters“ d. h. eines mit 
Holztrümmern ausgelegten Raumes von I Kubikmeter Inhalt, beziehungsweiſe der „Welle“ 
d.h. eines Gebunds von 1 m Länge und Im Umfang, als der Maßeinheit. Die Maſſe der 
in Schichtmaße aufbereiteten Hölzer wird außerdem auch in der Rechnungseinheit des Feit- 
meters ausgedrüdt. Dies hat übrigens keinerlei Bedeutung für den Uebergang ber betreffen: 
den Hölzer in den Verkehr; vielmehr erfolgt die Umrechnung in Feſtmeter nur für ftatiftifche 
Bwede und behufs der Bergleihung des thatjächlichen Fällungsergebnifjes mit dem Voran— 
ſchlag. Die bei diefer Umrechnung in Anwendung fommenden Reduktionsfaltoren gründen 
fih auf die Ergebnifje von VBerjuhsaufnahmen *). Die hiebei gefundenen Faktoren find nad) 
Holzgattungen verſchieden; im großen Durchſchnitt kann davon ausgegangen werden, daß in 
1 Raummeter 0,7 Feftmeter und in 100 Wellengebunden 2—2,5 Feſtmeter enthalten find. 

Die Ausformung der Hölzer im Walde für den Zwed der weiteren Verwendung 
gründet fich auf die übliche Einteilung der forjtlihen Sortimente, 


Ueber die Sortimentsbildung iſt nach Einführung des Metermaßes unter den größeren deutſchen 
Staatäforitverwaltungen eine Vereinbarung getroffen worden. Diejelbe datiert vom 28, Auguſt 1875. 
&3 werben unterfcieden: nad den Baumteilen Derbholz, Reisholz und Stodholz, nad) der Ge- 
brauchsart Bau- und Nutzholz und Brennholz. Zum Derbholz wird die oberirdiihe Holzmaſſe 
mit über 7 em Durchm., zum Meisholz diejenige bis zu 7 cm gerechnet, während das Stocdholz 
die unterirdiſche Holzmafje nebjt dem bei der Füllung daran verbleibenden unteriten Schaftteil be— 
greift. Das Bau: und Nugholz wird weiter eingeteilt in Langnutzholz und Schichtnutzholz. Das 


4) Bol. Baur, Unterjuhungen über den Feſtgehalt des Schichtholzes und der Rinde. 1879. 
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Zangnußholz begreift die Stämme als die ftärferen Nughölzer, welche kubiſch vermeffen werden, 
und bie Stangen als die ſchwächeren Nugholzjortimente, welche ihrerjeits in Derbitangen und Neis- 
ftangen zerfallen. Das Schichtnutzholz umfaßt die in Schichtmaße eingelegten Nughölzer. Da: 
Brennholz begreift die aus den jtärferen Stammmtrümmern ausgeipaltenen Scheite und die ſchwächeren 
ungejpaltenen, aber noch in ben Rahmen des Terbholzes fallenden Prügel (Knüppel), außerdem 
das Neifig und das Stodholz. Die weitere Sortenausicheidung ift in der erwähnten WVereinbarung 
nicht berührt. Diefelbe richtet ſich nach den Örtlihen Bedürfniſſen und nad) den Handelögebräudıen. 
So hat ſich namentlich die auf dem rheinischen Holzmarkte herricheud gewordene Einteilung der 
Nadelholzitämme nach den für den Gebrauchswert vorzugsweije enticheibenden Dimenfionen (Känge 
und Durchmeffer am oberen Ende) in weiteren Kreiſen eingebürgert. 


Bon dem gejamten Holzerzeugnis geht ein großer Zeil ohne Preisbejtimmung in die Kon: 
jumtion über. Es gejchieht dies bei vielen kleineren PBrivatwirtichaften, die ihren Bedarf an 
Bau: und Brennholz aus ihrem eigenen Walde deden, ebenjo bei manchen Gemeindeforiten, 
deren Anfall in Natur an die Bürger zum Verbrauch verteilt wird, ferner bei denjenigen 
Staatd-, Gemeinde: und Privatforften, die Bau: und Brennholz an Berechtigte abgeben oder 
ſolches ald Bejoldungshol; und für die Bedürfniffe der AMemter und von Gewerben, beſon— 
ders der Berg: und Hüttenwerke, umſonſt oder gegen mäßige fejte Preiſe überlaffen. Bei 
jochen Naturalabgaben von Holz fehlt die wirtichaftliche Kontrolle der Preisbeſtimmung im 
freien Verkehr, und e3 kann gejchehen, daß Lieferungen, wenn fie im wirflichen Wert in 
Rechnung geftellt würden, mit Einſchluß der Transportfoften teurer zu jtehen kommen, als 
ihr Erjag an Ort und Stelle ſelbſt zu beichaffen wäre, aud daß, um die bejtimmte Quan— 
tität Brennholz liefern zu fünnen, Nugholz als Brennholz geichlagen wird. Dadurch ent: 
fteht ein verftedter Bedarf, den Mar zu jtellen und womöglich zu bejeitigen eine wichtige 
Aufgabe jeder guten Verwaltung bildet. 

Die wichtigſte Verwertungsart ift der Verkauf des Holzes. Derjelbe fann in ver: 
ichiedener Weiſe bethätigt werden. E3 jtehen ſich gegenüber einerjeits der Verkauf auf dem 
Stod und der Verkauf in aufbereitetem Zuftande, andererjeit3 der Berfauf um fejte Preiſe 
und der Berfauf im Wege des Meiftgebots. 


Ein Verkauf auf dem Stod liegt dann vor, wenn der Abſchluß des Verkaufsgeſchäfts der 
Fällung und Zuricdtung des Holzes vorausgeht. Eine rohe Form des Verkaufs auf dem Stod 
iſt der Verfauf en bloc, welcher darin befteht, daß ganze Schläge oder doch einzelne Flächenloſe 
dem Käufer um einen zum voraus zu vereinbarenden Gejamtpreis zur Selbirgewinnung zuge 
fchlagen werden. Auf höherer Stufe fteht der Verfaufnad der Maßeinheit, »par unit 
des produitse, wie dieſes in Frankreich herrichende Verkfaufsverfahren dort genannt wird. Hiebei 
wird ein Einheitspreis für das jeweilige Sortiment, 3. B. für 1 Feſtmeter der betreffenden Holz 
gattung, vereinbart und demnach die Kaufſumme erjt nad) vollzogener Aufbereitung der Schlag: 
erzeugniffe nad) Maßgabe des angefallenen Material3 und des bedungenen Einheitspreiſes berechnet. 
Es begründet nun aber einen Interichied, ob bei dem in Rede itehenden Verfahren die Fällung 
und Aufbereitung des Holzes dem Käufer überlafjen oder vom Waldbejiger jelbit bethätigt wird. 
Im erfteren Falle ift der Verwaltung jeder Einfluß auf die Arbeiter entzogen und in Folge deſſen 
feine Gewähr für geordneten und rechtzeitigen Bollzug des Fällungsgeihäfts geboten. Diejer Miß— 
itand fällt weg, wenn der Waldbejiger jid) vorbehält, das Holz auf eigene Rechnung durch von 
ihm gedungene Arbeiter fällen und aufbereiten u laſſen. Im Vergleich zum Berfauf im liegen: 
den Zuitande kann der in der gedachten Weiſe geregelte Verkauf auf dem Stod in der Ric: 
tung Borteile bieten, daß dem Waldbefiger bei umgenügenden Breisangeboten die Möglichkeit ge: 
wahrt bleibt, das Holz im Walde ſtehen zu laſſen und günitigere Zeiten abzuwarten. Wenn hiernach 
der Verkauf auf dem Stod in Zeiten flauer Abjagverhältuiffe immerhin als eine beachtenswerte 
Verfaufsform erjcheint, fo bietet dodı der Verkauf im liegenden und aufbereiteten Zujtande den 
Vorzug, dab alle Mißitände in Wegfall kommen, welche der Verkauf auf dem Stock wegen ber 
Unjiherheit über die Quantität und Qualität des Verkaufsmaterials ftets mehr oder weniger birgt, 

Die Unterscheidung des Berkaufs um fefte Preije („Freihbändiger Verkauf”) und des Ver: 
faufs in Wege des Meijtgebots gründet ſich auf die Art der Preisbildung. Die erjtere 
Verkaufsweiſe ichließt den Verkauf um die Tare und den Verkauf um jeweilig zu vereinbarende 
Breife in fi. Die Bedeutung des Tarverkaufs iſt eine untergeordnete und befchräntt fich im weſent⸗ 
lidien auf die Fälle, in welchen ein eigentlicher Markt für die bezüglichen Sortimente nicht beiteht. 
Die andere Form des Verkaufs unter der Hand fommt mitunter dann in Frage, wenn es ſich 
um die Verwertung von Sortimenten handelt, weldye nur für beftimmte Bedarfs: und Fabrifa: 
tionszwecke begehrt werben. Die vorzüglichite Verwertungsart ijt der Verkauf im Wege des 
Meiftgebots, defien Vorzug in der Eröffuung einer freien Konkurrenz beſteht; diefe legtere allein 
ermöglicht eine natürliche Preisbildung und jchließt die Begünftigung Einzelner aus. Junerhalb 
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des Verkaufs an den Meiftbietenden bildet das Öffentliche und mündliche Verfahren (Berfteigerung, 

Aufftreih, Licitation) die allgemein herrichende Negel. Ihm jteht die Submijjion als ein ge: 

heimes und jchriftliches Verfahren gegenüber. Diefelbe iit nicht ohne Bedeutung für die Verwer: 

tung der Handelshölzer, eignet fih aber nur für den Großverfauf, bei welchem hinreichend große 

Loſe gebildet werden. Diesfalls fann das Submiffionsverfahren den Vorteil bieten, daß beitehende 

Berabredungen der Käufer durd das Dazwiſchentreten eines Dritten in ihrem Erfolg eher ver— 

eitelt werden können, Andererſeits liegt ein Mißſtand des Submiſſionsverfahrens darin, daß der 

Bedarf des einzelnen Käufers mitunter ungededt bleibt oder daß umgefehrt der Einzelne zu viele 

Loſe erhält, von welchen er einen Teil wieder abjegen muß. Auch kann die Wahl des Submil- 

fionsverfahrens eine Verminderung der Konkurrenz zur Folge haben, indem die weniger geihäfts- 

gewandten und die mit geringerer Stapitalfraft ausgerüjteten Käufer häufig von der Beteiligung 
abgehalten werben. 

Die Holzpreife Haben nad der Natur der Waldbodenrente (vgl. Handb. Bd. I 
Abd. XI $ 15. 18) im allgemeinen die Tendenz zum Steigen und find denn auch in 
Deutichland feit dem Anfange des Jahrhunderts insbejondere feit den 30ger Jahren bis 
um die Mitte der 70er Jahre erheblich gejtiegen. Doch it in den legten Jahrzehnten teil- 
weile ein Stilljtand, mitunter jogar ein Rüdichlag eingetreten. Schwierig ift e3, die einzelnen 
Faktoren auseinanderzuhalten, welche auf die Breisbewegung eingewirft haben. Im Border: 
grund ftehen wohl die Zunahme der Bevölkerung, der Bau der Eijenbahnen, die Steige: 
zung des Bedarfs der Induſtrie und die Ermweiterung des Abſatzgebiets infolge der Ent- 
wicklung des Verkehrsnetzes. Dabei ift aber nicht außer Acht zu lafjen, daß durch die Aus- 
dehnung der Verkehrswege zugleich der Konkurrenz der Erjagitoffe, namentlich der fojjilen 
Brennftoffe, welche zudem eine höhere Transportfähigkeit befigen, der Boden geebnet wird. 
So jpricht fi) denn die Entfernung oder Nähe von Kohlenlagern meift deutlich in höherem 
oder niedrigerem Stande der Brennholzpreije aus. Beim Bau: und Nugholz läßt fi im 
Großen und Ganzen eine Zunahme der Preife vom Dften nad) dem Weſten zu wahrnehmen. 
Dies erklärt fi) nicht nur aus dem größern Bedarf der im Weſten entwidelteren In— 
duftrie, jondern aud aus dem Umjtande, daß der Oſten Deutichlands mehr unmittelbar 
unter dem Einfluffe der ausländiichen Einfuhr fteht. Doch erleidet jene Regel vielfache Aus: 
nahmen, welche in örtlichen Abjag- und Verbrauchsverhältniſſen ihre Urfache haben. Beim 
Brennholz zeigt ſich im allgemeinen eine Zunahme der Preife nach dem Südwejten Deutſch— 
lands zu, doch machen jich auch Hier in weitgehender Weije örtliche Einflüffe geltend. 

Die Statiftit der Holzpreije läßt nod Manches zu wünſchen übrig. Vielfach 
wird die Vergleichbarkeit dadurch erſchwert, daß die von den verjchiedenen Verwaltungen 
ausgehenden Veröffentlichungen bezüglich der Uuseinanderhaltung, bezw. Zuſammenfaſſung 
der einzelnen Sortimente nicht auf einheitlicher Grundlage ruhen. 

Die neueren amtlichen Beröffentlihungen über die in den Staatsforjten Preußens 
erzielten durchichnittlichen Verjteigerungspreije zeigen hinfichtlich des Bau: und Nugholzes 
die eigenartige Einrichtung, daß nur die ſchwächeren Bau: und Nußhölzer von 0,5 bis 1 
Feſtmeter Inhalt in die Statijtif aufgenommen find, jo daß die Ziffern einen verhältnis- 
mäßig niedrigen Stand zeigen müjjen, was übrigens fein Hindernis für die Vergleichung 
der Preije in den einzelnen Gebietsteilen Preußens bildet. Andererjeits ift in der Statiftik 
der Brennholzpreije nur das höherwertige Sortiment der Scheite (Kloben) aufgenommen, 
was die Ziffern entiprechend höher erjcheinen läßt. 

(Tabelle j. folgende Seite.) 

Im Mittel der 10 Jahre 1884—93 beträgt in den Staatsforjten Preußens der durch— 
ichnittliche Verwertungspreis pro Feitmeter unter Zuſammenfaſſung aller Holzarten: für 
Bau: und Nugholz 11,3 M., für Brennholz 4,1 M., für jämtliche Sortimente 6,5 M. 

Eine ausführlide Statijtif über die Bewegung der Holzpreife in den preußifchen Staatsforften 
von 1800—1892 findet fi in dem 2, Band der „Foritlihen WVerhältniffe Preußens“ von Hagen 

und Donner, 8, Aufl. (1894) S. 20—27, 
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Holzpreise (in Mark) in den Staatsforften Preußens?) in den Jahren 1891—93. 











u j — Bau: und Nusbholʒ 1 Brennholz 

von 0,5—1 Feſtmeter Inhalt .h... (Sceite) 

Provinz \ Nadel- | bierunter Nadel: 

Eichen holz | Fichten Kiefern Buchen holz 

I für 1 Feftmeter — | für 1 Raummeter 
Oft: und Weftpreußen ve a Br 5 DL | 8,2 31 | 97 
Brandenburg 21,8 11,8 | 18, ‚0 ı 11,8 4,5 3 45 
Ponmern 18,9 10,4 — ; 104 4,8 3,7 
ofen 14,4 8,3 | — 8,2 4,3 3,4 
Schlefien 234 ' 102 | 90 | 110 4,0 3,8 
Sachſen 19,2 13,9 13,2 13,0 6,7 41 
Schleswig: Holftein 17,5 | 98 8,9 10,0 7,0 4,0 
Hannover 18,7 15,5 16,9 | 11,8 4,9 3,5 
Weſtfalen 22,2 14,2 14,7 | ı11 3,3 2,8 
Heſſen⸗Naſſau 21,9 13,6 16,6 | 12,7 5,6 3,6 
Rheinprovinz 22,2 11,5 11,7 10,9 4,6 42 
Staat Preußen 10 12,9 9,9 4,5 835 

Durchſchnitt von 1883-90 19,1 _ 11,1 96 | 465 3,35 


Aus Süddeutihland liegen ſtatiſtiſche Angaben für die Staatöforjte Württem- 
bergs, Badens und Elſaß-Lothringens vor. 


Holzpreife (in Mark) in den Staatöforften Württembergs®) im Durchſchnitt 
der Jahre 188498, 








J 2 Brennholz 

— Ban und Rubhotz |@geiter 1. Prügel) 

———— Eichen Radelholz Buchen |Nadelholz 

2 für 1 Feftmeter für 1 Raununeter 
Unterland 30,8 12,9 9 | 49 
Alb 29,0 12,6 5,8 89 
Schwarzwald 25,2 14,9 65 | 42 
Jagſtbezirk 29,3 13,5 7A | 45 
Oberfchwaben 7 | 124 63 | 46 
Staat Württemberg 29,4 13,9 65 1 44 


Holzpreise (in Mark) in den Domänenwaldungen Badens’) in den Jahren 1878-89 
und in den Domanialwaldungen Heſſens) in den Jahren 188084, 

















. Bau: und Nughol; | _ Brennholz 

Staat Yandestei Buchen Nadelholz 
— — Elchen Nadelhols Scheiter Prügel |Sceiter) Prügel 

für 1 Feſtmeter für 1 Naummeter 

Bodenſee- und Donaugegend 30,0 12,9 7,8 6,4 55 | 40 

Schwarzwald 31,6 12,8 6,5 4,8 40 | 3,0 

i Oberes Rheinthal 33,8 14,4 8,6 Li 5,3 4,1 

Baden ſũnteres Nheinthal 350 | 190 107,88 7,1 5,8 

Odenwald 28,0 135 | 84 | 60 | 61 | 88 

Staat Baden 323 | 148 | 8,3 | 65 I 51 | #0 

Oberheſſen 22 0 87 |40 29127 |, 1 

Helfen |Starfenburg umd Rheinheſſen 324 | 114 65 | 51 45 | 30 

| Staat Hefjen PP u TE ET 35 42 | % 


5) val. die amttichen Veröffentlichungen in | tung 1891. ©. 137. Zu bemerten ift, dab in 
den Mindener forftlihen Heften von Wetie und | der Donänenwaldftatiftit die Preiſe nad) Klaſſen 
zwar Heft 1. ©. 220 ff., Heft 3. ©.178 ff. und ausgeichieden find und obige Ziffern nur den 


Heft 7. ©. 188 ff. Durchſchnitt hieraus enthalten. 
6) Vgl. die einzelnen Nahrgänge der forft- 8) Bol. Wilbrand, Mitteilungen aus der 
ftatiftifchen Mitteilungen aus Württemberg. Forſt⸗ um Kameralverwaltung des Großh. Heflen. 


7) gl. Krutina, Die badijche Forftverwal- . 1886. ©. 50 ff. 
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Holzpreife (in Mark) in den Staatäforiten = l a. aß:Lothringens?) im Durdhfchnitt 
ber Jahre 1 884—89. 





Bau und Nukholz (Scheiter, Prügel Reis: und. Stodholz) 

Seritt Eichen ¶ Nadelholzſ Buchen Nadelholzſ Buchen Nadelholz 

— ne zu für 1 Weftmeter für 1 Feſtmeter für 1 Naummeter 
Ober⸗Elſaß 17,6 6 | 10,0 86 | 57 6 I 40 
Unter⸗Elſaß 24,8 11,1 6,8 | 4,8 4,8 | 3,4 
Lothringen 23,5 | 8,3 6,5 3,0 4,5 ı 21 


Staat Eljaß-Lothringen 23,3 10,8 4 |, 48 2 | 34 


IH. Die Wirtfchaftsformen. 


G. 2. Hartig, Anweifung zur "4 ucht, 8. U. 1818, H. Cotta, Anweifung zum Wald: 
a 9. 9. durd) 4 v. Gotta. 1 feil, das forftliche Verhalten der deutichen Waldbäume, 

3. A. 1854. Deri,, Die deutfche Holzzucht. 1860. 9.3. Gwinner, Der Waldbau, 4. A. durd) 

A 1858. 6. Stumpf, Anleitung zum Waldbau, 4. A. 1870 C. Heyer, Der Wald: 
bau, 4 A. durch R. Heß. 1898, 9. Burdhardt, Säen und Pflanzen, 6.9. durh A. Burd: 
barbt. 189. C. Grebe, Der Bucdenhochwaldbetrieb. 1856. K. Gayer, Der Waldbau, 3. U. 
1889. Der ſ. Der gemüchte Wald. 1886. Derf., Der Femelichlagbetrieb. 18%, E. Landolt, 
Der Bald, 4. U, 1895. ©. Th. Homburg, Die Nugholzwirtihaft im geregelten Hochwald— 
lleberhaltbetrieb, 2. A. 1890. ©. Wagener, Der Waldbau und feine Fortbildung. 1884. 8. 
Borggrede, Die Holzzudt. 1885. C. Ney, Die Lehre vom Waldbaıt. 1885. H. Fürft, Plänter: 
wald ober ſchiagweiſer Hodwald. 1885, ©. Kraft, Beiträge zur Lehre von den Durchforjtungen, 
—————— „> Lichtun — 5 1884. Der, Beiträge zur ——— und Lichtungs⸗ 
frage. 1889, T. Lorey, — — VI in deſſen Handbuch, Bd. I, 1. 1888. W. Weiſe, 
Leitfaden für den Waldban, 2, A. 

8 9. Es iſt in der forſtlichen Lehre üblich geworden, die Wirtſchaftsformen, in deren 
Rahmen die VBerjüngung und Erziehung der Waldbeftände fich bewegt, ald Betriebsarten 
zu bezeichnen. Man unterjcheidet einfahe und zuſammengeſetzte Betriebsarten. Einfache Be- 
triebsarten find der Hochwald und der Niederwald; cine zujammengejegte Betriebsart ift 
der Mittelwald. Neben diejen Hauptbetriebsarten hat fich unter dem Einfluffe des praktischen 
Bedürfnifjes eine Reihe von Uebergangsjormen herausgebilvet. 

z 10. Der Hohmwaldbetrieb ift dadurd) gekennzeichnet, daß er auf Berjüngung durch 
Samen oder aud Samen erwachſene Pflanzen gegründet ift. Die in diefer Weife entjtandenen 
Holzpflanzen werden Kernwüchſe genannt umd jo jegt fich denn das Bejtandesmaterial des 
Hochwalds im normalen Zuftande nur aus Kernwüchſen zufammen. Der Laubholzhochtwald, 
welcdyer vielfah aus dem früher herrichenden Mittelwaldbetrieb fich erjt herausgebildet hat, 
enthält in diefem Falle neben den Kernwüchſen in jeinem dermaligen Beitande mitunter auch 
Stockausſchläge ald Reſte der ehemaligen Unterholzbeftodung; die Wirtjchaft zielt aber auf 
deren Bejeitigung ab. Der Nadelwald ift, da die Nadelhölzer des Ausſchlagvermögens ent: 
behren, der Natur der Sadje nad) ein Hochwald. Dem erwähnten Charakter des Betriebs 
würde an und für ſich die einft von E. Heyer vorgejchlagene Bezeichnung „Samenholzbetrieb“ 
bejjer entiprechen, doch Hat fich diejelbe weder in der Literatur nod in der Braris einzu: 
bürgern vermocdt. Die aus dem Namen „Hochwald“ dem Laien zunächſt ſich aufdrängende 
Borftellung, daß e3 ſich um eine hochjtämmige Waldform Handle, dedt fich zwar nicht um: 
mittelbar mit dem Begriff; gleichwohl geftaltet ſich Jolche in dem Sinne, dag vor dem Ein: 
tritt der Berjüngung das Längenwachstum in der Hauptfache vollendet ift, zu einer zumeiſt 
vorhandenen thatjächlichen Erjcheinung. Solches jchon aus dem Grunde, weil an das höhere 
Beitandesalter die Fähigkeit der Mafjenerzeugung keimkräftigen Samens geknüpft ift. Die 





9) Bat. Beiträge zur Forſtſtatiſtik Elſaß Loth- Reis- und Stodholzes, weshalb die Preife in der 
ringend, Heft 3—8. Die Angaben gründen ſich Einheit des Feſtmeters ausgedrüdt find. Der 
hier beim Brennholz auf den Durchſchnitt nicht | Wergleichbarfeit halber wurden die Preiſe oben 
blos der Echeiter und Prügel, ſondern aud) des | auch auf die Einheit ded Raummeters umgerechnet. 


18 * 
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Zurüdlegung des Alters der Mannbarkeit der Beftände bezeichnet denn auch wenigftens bei 
den auf Naturverjüngung gegründeten Hochwaldformen die untere Grenze des Betriebs. Bei 
der fünftlichen VBerjüngung auf dem Wege der Saat oder Pflanzung bildet die Samenfähigteit 
allerdings feine unmittelbare Borausjegung für die Möglichkeit des Betriebs. Hier tritt 
vielmehr der Faktor möglichjter Nugbarfeit des Beitandesmateriald in den WVordergrumd. 
Diejer legtere läßt zugleich den wirtichaftlichen Vorzug des Hochwaldbetriebs erkennen. Der: 
jelbe befteht in der Erzeugung der höchſten Werte auf einer gegebenen Fläche. Die obere 
Grenze des Betriebs würde an und für fi in derjenigen Altersperiode zu juchen jein, in 
welcher die Fähigkeit der Samenerzeugung nachläßt und überhaupt der phyſiſche Rückgang 
der Beftände ſich einftellt. Praktiſch ijt aber dieje obere Grenze faum von Bedeutung, da 
ihon der Geſichtspunkt der Wirtichaftlichkeit e3 nahe legt, die Nugung des Bejtandes nicht 
bis zum Nachlaſſen der phyfiologiichen Funktionen des Baumlebens hinauszurüden. 

s 11. Im Rahmen des Hocdhmwaldbetriebs werden mehrere Betriebsformen unterjchieden. 
Deren erjte ift der Plänterbetrieb(iyemelbetrieb). Das Kennzeichen desjelben Liegt in der 
Bereinigung der verjchiedenen Altersklafien auf derjelben Fläche. Hieraus ergiebt fich neben 
dem waldbaulichen Vorzug der ungejhwächten Erhaltung der Bodenfraft durch die andauernde 
Ueberſchirmung des Bodens und neben der nicht zu bejtreitenden Verminderung der äußeren 
Gefahren durch die gruppenweije Gliederung der Altersklafjen der wirtichaftliche Vorteil, 
daß die Plänterwaldform den Betrieb der Forjtwirtichaft auf der Heinjten Fläche ermöglicht; 
ein Vorzug, welcher übrigens mehr nur für beſchränkten Walobejig ins Gewicht fällt. Aud 
wird von den Anhängern der in Rede ftehenden Betriebsform auf die von ihr begünitigte 
Ausnützung des „Lichtungszuwachſes“ als einen Faktor der Wertsteigerung hingewieſen. 
Diejen Vorzügen fteht jedoch die Kehrjeite einer fajt völligen Unzugänglichkeit der Plänter: 
waldform für die Ertragsermittlung und für die Kontrolle einer nachhaltigen Wirtichafts- 
führung gegenüber. Zu diefem Mangel an Ueberfichtlichkeit und Ordnung gejellen ſich die 
aus der Miſchung der verichiedensten Altersklafjen hervorgehenden waldbaulichen Mißſtände 
der Beeinträchtigung des Verjüngungserfolgs durch die andauernde Ueberihirmung und der 
unvermeidlichen Beihädigungen des Nachwuchſes durch die Füllungen, deren Zerjplitterung 
auf einer großen Fläche zudem die Erntekoſten jteigert. 

Die reine Plänterwaldform hat denn auch ihre Bedeutung für die Wirtichaft im Großen 
nahezu völlig verloren und nur unter beftimmten Ausnahmeverhältnifien, jo im Schutzwald— 
bereich und beim bäuerlichen Kleinbefig, fich erhalten. Größere praktiſche Bedeutung hat 
nur eine lebergangsform zu erlangen vermocht, welche fi) in gewifjen Sinne als eine Ab: 
art des ſchlagweiſen Hochwaldsbetriebs mit erheblich verlängerter, bis zu 40 Jahren an- 
jteigender Verjüngungsdauer darjtellt. 

$ 12. Dem PBlänterbetrieb fteht der ſchlagweiſe Hochwaldbetrieb gegenüber. Er 
ijt, wie Schon die Namensbezeichnung andeutet, durch flächenweiſe Trennung der Altersklaſſen 
gekennzeichnet. Innerhalb des ſchlagweiſen Hochwaldbetriebs jtehen in einem gewifjen Gegen: 
jage die beiden Formen des Bejamungsichlagbetriebs und des Kahlichlagbetriebs. 

Der Beiamungsihlagbetrieb, welcher jeine Ausbildung vorzugsweije in der Buchen 
und Weißtannemvirtichaft gefunden hat, ift auf Naturverjüngung gegründet. In der neueren 
Waldbaulitteratur werden innerhalb derjelben wieder mehrere Unterformen unterjchieden, jo 
die „gemelichlagform* und die „Schirmichlagform“. Deren Unterjchied liegt im weſentlichen 
in der verjchiedenen Länge des Verjüngungszeitraums d.h. des vom erften Anhieb bis zur 
Räumung des Schlags verjtreichenden Zeitraums. Bei der Femelſchlagform ift der Ber: 
jüngungsfortichritt ein ſehr langjamer und erftredt fi) die Verjüngungsdauer auf nicht unter 
20 Jahre. Hierdurdy wird dem aus mehreren Samenjahren hervorgehenden neuen Bejtande 
das Gepräge einer mehr horft: und gruppenweiſen Miſchung der Altersklafjen aufgedrüdt, 
deren Unterjchied aud im jpäteren Alter ſich erhält. Bei der Schirmſchlagſorm hingegen 
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ziehen fich die Berjüngungshiebe auf einen fürzeren Beitraum zufammen und dementjprechend 
trägt denn auch der neue Beitand einen mehr gleichaltrigen Charakter, indem die vorhan— 
denen Altersunterichiede im jpäteren Beitandesalter ſich größtenteild wieder verwijchen. 

Die Befamungsichlagmwirtichaft erfordert ihrem Wejen nach eine gewilje Unterordnung der 
wirtichaftlihen unter die waldbaulichen Zwecke. Soldyes macht fich jchon bei der Bemeſſung 
der Umtriebszeit geltend, welche hier nicht in freier Weife nach technijchen und öfonomijchen 
Gefichtspunften gewählt werden kann, jondern in die Beitperiode der Samenfähigfeit der Be: 
jtände eingejchlofjen iſt. In noch fühlbarerem Maße aber äußert fich die vorwaltende Bedeutung 
der waldbaulichen Rüdjichten in der Abhängigkeit der Schlagführung von dem Eintritt, be: 
ziehungsweije dem Wusbleiben der Samenjahre wie von den mwechjelnden Anjprüchen des 
Nachwuchſes auf Schuß oder Freiftellung, Hieraus ergiebt fich ein gewifjer Widerftreit zwiſchen 
den jeweiligen waldbaulichen Bedürfniffen und der wirtjchaftlichen Forderung der Erfüllung 
und Einhaltung des Fällungsetatd. Daß hiebei die Sicherheit und Ueberfichtlichfeit der Wirt: 
ichaft Abbruch erleiden, ift nicht zu vermeiden und zwar um jo weniger, je reiner im ein— 
zelnen Falle der Charakter des Bejamungsfchlagbetriebs ausgebildet und je länger der Ber- 
jüngungszeitraum bemefjen ift. 

Wenn nun jchon das ergänzende Hinzutreten einer künſtlichen Nachhilfe zu der reinen Natur: 
verjüngung einen Schritt zu freierer Bewegung der Wirtichaft bedeutet, fo prägt fich der 
Gegenſatz zur Bejamungsichlagwirtihaft in bejonderem Maße im Kahlichlagbetrieb 
mit nachfolgender künftlicher Aufforjtung aus, wie ſolcher vorzugsweise int Bereich der Fichten: 
und Siefernwirtichaft Ausdehnung erlangt hat. Bei diefer Betriebsform kommen zunächſt 
die waldbaulihen Schranken der Umtriebsbemefjung in Wegfall. Aber auch der gejamte 
Gang der Hiebsführung erhält eine freiere und bemweglichere Geſtaltung, welche der Aus— 
nugung der jeweiligen Marktlage und überhaupt der Erfüllung der wirtichaftlichen Bedürfniffe 
mehr Raum bietet. Infolge diejes Vorzugs hat der Kahljchlagbetrieb nicht nur in der forft: 
lihen Praxis eine wohl nicht in allen Fällen mit den Verhältniſſen vollftändig in Einklang 
zu bringende Verbreitung erlangt, jondern e3 ift dieſe Betriebsform auch die eigentliche Domäne 
der Theorie geworden, welche fein Hindernis fand, auf folder Grundlage das Ideal des 
„Rormalzuftandes* aufzubauen. Hand in Hand hiemit geht die Sicherheit, welche der in 
Rede jtehenden Betrieböform dadurc verliehen wird, daß fie auf den mit mathematischer 
Schärfe faßbaren Faktor der Nutzungsfläche fich gründet. So wird denn der gefamten Wirt: 
ihaft der Stempel der Sicherheit in der Ertragsregelung, der Ordnung im Hieb3: und Kultur: 
fortſchritt und der leichten Kontrollfähigkeit in unverfennbarer Weile aufgedrüdt. Diejen 
Borzügen gegenüber darf nun aber auch die Kehrjeite nicht überjehen werden. Sie bejteht 
in der Begünftigung einer übermäßigen Ausdehnung der reinen Bejtände und in dem Zurüd: 
drängen der gemilchten Bejtände, in der Vermehrung der den Waldbeitänden drohenden äußeren 
Gefahren, nicht zum wenigjten auch in der den Anreiz zu jchematiicher Behandlung bergenden 
Eintönigfeit dieſer Betriebsform. 

8 13. Der Niederwaldbetrieb iſt dadurch gekennzeichnet, daß die Verjüngung nicht 
durch Samen, ſondern durch Stod: oder Wurzelausſchlag erfolgt. Beim Stockausſchlag ent: 
ftehen nadı der Fällung an den Stöden durch Bildung adventiver Sproffe oder durch Ent- 
wicdlung jchlafender Knoſpen neue Schojje, welche ald Stodloden bezeichnet werden. Beim 
Wurzelausichlag entjtehen aus flachitreichenden Wurzeln ebenfalls durch Adventivbildung 
junge Sprofje, welche Wurzelloden genannt werden. Die Eigenjchaft der Reproduktion durch 
Stod- und ®urzelausichlag fommt nur den Laubhölzern zu, weshalb der Niederwald ftets 
den Charakter des Laubwalds trägt. Die Ausichlagfähigkeit ijt übrigens nad) Holzarten ver: 
jchieden. Reichlihen Stodausichlag liefern Eiche, Hainbuche, Schwarzerle, Linde, Edelfaftanie. 
Es folgen Eiche und Ahorn. Geringer ift die Fähigkeit des Stodausichlagd bei der Birfe 
und Rotbuche. Zu den Holzarten, welche reichliche Wurzelbrut erzeugen, gehören namentlich 
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Alpe, Alazie und Weißerle. Sowohl Stod: ald Wurzelausichlag liefern Weide, Pappel 
Ulme. Auch eine Reihe von Strauchhölzern tritt im Niederwald hinzu. 

Die Ausſchlagfähigkeit der Laubhölzer ift an eine beſtimmte Alterögrenze gebunden. Die: 
jelbe liegt erheblich tiefer, ald das den üblichen Hochwaldumtrieben entiprechende Beſtandes— 
alter, indem das Ausſchlagvermögen jchon mit dem Nachlaſſen des Höhenwachstums zurüd: 
geht und bald hernach endigt. Die gewöhnlichen Niederwaldumtriebe liegen aber noch wejentlid) 
unterhalb diefer Grenze, da die im Vergleich zu den Kernwüchſen rajcyer heranwachſenden 
und erſtarkenden Ausichläge den Zeitpunkt ihres größten Mafjenertrags jchon frühzeitig er: 
reichen. Der 4Ojährige Umtrieb wird beim Niederwald mehr nur ausnahmsweiſe angetroffen ; 
die Hegel bildet der 30- oder 2öjährige Umtrieb. Erheblich niedriger find die Umtriebe des 
Eichenichälwalds, worunter ein zur Gerbrindengewinnung beflimmter, mit Eichen beftodter 
Niederwald verftanden wird; fie bewegen fich zumeift im Rahmen von 15 bis 18 Fahren. 
Bis auf wenige Jahre endlich geht der Niederwaldumtrieb herab in den zur Korbrutenge: 
winnung dienenden Weidenhegern. 

Auch die Fähigkeit der Stöde, bei wiederholtem Abtrieb reichlichen Ausſchlag zu liefern, 
ift eine begrenzte, wenn auch nach der Standortsgüte wechſelnde. Sehr lange andauernd 
ift diefelbe bei der Eiche und Hainbuche; nur wenige lImtriebe umfaßt die Dauer der Aus: 
ichlagfähigfeit bei Eiche, Ahorn, Birke, Rotbuche. Beim Nachlaſſen der Ausichlagfähigkeit 
bedarf es des Erjates der abgehenden Stärke durch aus Samen erzogene Pflanzen. 

Die wirtichaftlihe Bedeutung des reinen Niederwalds, von den bejonderen Formen bes 
Eichenſchälwalds ꝛc. abgejehen, ift eine untergeorbnete, weil das Erzeugnis in der Haupt: 
ſache nur aus Brennholz und zwar zumeift aus jchwächerem, in den Rahmen des Reifigs 
fallendem Material bejteht. Größere Wichtigkeit kann der Niederwald unter beftimmten ftand: 
örtlichen Verhältnifjen erlangen, jo auf flachgründigem Boden, in Steillagen, in welchen er 
Schuß gegen Abrutjchung gewährt, und in ähnlichen Fällen. Als Vorzüge der Niederwald— 
form können gelten: die Möglichkeit des Betriebs auf einer Heinen Fläche, die Einfachheit 
der Verjüngung und Erziehung und die durch das Zurücktreten der Betriebsftörungen be: 
dingte Sicherheit der Wirtjchaft. 

Zu den Ausichlagbetrieben find außer dem Niederwald noch der Kopfholz- umd der 
Schneidelholzbetrieb zu rechnen. Bei erjterem find die am Ende eines Stammftumpfes, 
bei leßteren die längs des Stammes entjtehenden Ausichlagloden Gegenftand der Nutzung. 
Diefe namentlich bei der Weide und Bappel vorfommenden, meift in Verbindung mit Gras: 
wirtichaft auftretenden Formen ftehen jchon auf der Grenze zu den landwirtichaftlichen Be: 
trieb3arten. 

8 14. DerMittelwald ijt eine Verbindung des Niederwald3 mit dem Hochwald. Die 
Art diejer Verbindung wird angedeutet durch den franzöfiichen Namen des Mittelmalds 
„taillis-sous-futaie* d.h. „Niederwald unter Hochwald“. Der Mittelwald befteht aus dem 
„Unterholz“ und dem „Oberholz“. Das Unterholz entipricht dem Niederwald und jet ſich 
jomit aus Stod: und Wurzelausichlägen zufammen. Das Oberholz entipricht dem Hochwald, 
genauer ausgedrüdt der Plänterwaldform des Hochwalds, und bejteht demnach aus Kern: 
wüchien. Rüchichtlicy des Unterholzes und der für deſſen Zufammenfegung in Betracht kommen: 
den Holzarten kann ohne weiteres auf das bei der Beſprechung des Niederwalds Gejagte 
Bezug genommen werden. Hinzuzufügen ift nur, daß das Unterholz des Mittelwalds wegen 
der Schmälerung des Lichtgenuffes durch den Oberholzichirm in einer minder günftigen Lage 
jich befindet, ald der reine Niederwald; ein Umftand, welcher die Entwidiung des Unter: 
holzes um jo mehr beeinträchtigt, je dichter im einzelnen Falle die Oberholzbeftodung und 
je länger der Unterholzumtrieb ift. Die Forderung, daß das Oberholz der Regel nad) aus 
Kernwüchſen fich zujammenfege, ift aus dem Grunde zu erheben, weil nur dieje die hoben 
Umtriebe des Oberholzes gut auszuhalten vermögen. Die Ergänzung des Oberholzbeftandes 
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erfolgt in der Weile, daß die zum Einwachſen beftimmten „LYaßreifer” das Unterholzalter 
überjchreiten und in den Oberholzbeſtand übergehen, wobei die Zahl der überzuhaltenden 
Laßreiſer wegen der durch die Freiſtellung drohenden Gefahren entiprechend reichlich zu be: 
mejjen ift. Aus diejer Entftehungsart geht hervor, daß das Oberholz aus einer Reihe ver: 
Ichiedener Altersklaffen fich zufammenjegt, deren Altersunterichied je einem Unterholzumtrieb 
entipridht. Die einzelnen Oberholzklaſſen tragen verschiedene Bezeichnungen, jo „Laßreitel, 
Oberftänder, angehende Bäume, alte Bäume“ ꝛc. Bejondere Bedeutung ift einer richtigen 
Bemeſſung der Dichtigkeit der Oberholzbeftodung beizufegen. Wird der Oberholzitand zu 
nieder gegriffen, jo ftellt fi von jelbjt ein mehr niederwaldartiger Charakter ein, während 
eine zu dunkle Stellung des Oberholzes zum Aufgeben der Mittelmaldnatur und zur Ueber: 
leitung in die Verhältnifje zuuächit des Plänterwalds und weiterhin des eigentlichen Hoch— 
walds führt. Der Schwerpunkt der Wertserzeugung pflegt beim Mittelwald regelmäßig im 
Oberholz zu liegen. Der Vorzug diejer Betriebsart bejteht denn auch weſentlich darin, daß 
fie, wenigftens auf den bejjeren Standorten, als eine für nußholztüchtige lichtkronige Holz: 
arten, wie namentlich für die Eiche, befonders geeignete Waldform fich darjtellt. Eine Kehr— 
jeite liegt aber in den Schwierigkeiten, welche fich bei diefer Betriebsart der Ertragsrege— 
lung entgegenjtellen. Die Betriebseinrichlung wird nämlich beim Mittelwald durd das Unter: 
holz beherricht, was mit der waldbaulichen Unzuträglichkeit einer Trennung des Ober: und 
Unterholzhiebs zujammenhängt, und es erjtredt ſich demnach die der Natur des Niederwalds 
entlehnte Einteilung in Jahresichläge aud auf den Mittelwald. Hiemit beginnt nun aber 
jofort die aus dem Charakter der Betriebsart als einer Miſchform ſich ergebende Schwierig: 
feit, auf der Grundlage der Einteilung in Jahresſchläge gleichzeitig eine Nachhaltigkeit in 
der Abnugung des Oberholzes zu begründen. Der Mittelwald ift denn aud) als diejenige 
Waldform zu betrachten, welche dem Eingreifen der ordnenden Hand am meiften fich zu ent- 
ziehen ſucht. 

$ 15. Eine befondere Betriebsweife, welche durch die Verbindung der Holzzucht mit zeit- 
weilig eintretender landwirtſchaftlicher Nugung gekennzeichnet ift, wird ald landwirtſchaft— 
liche Zwiſchennutzung bezeichnet. Diejelbe tritt in verjchiedenen Formen auf. Den nächſt— 
liegenden Einteilungsgrund bildet die forjtliche Betriebsart, in welcher die betreffenden Wald: 
beftände bemwirtichaftet werden. Die Verbindung des Fruchtbaus mit dem Hochwaldbetrieb 
wird Waldfeldbau, diejenige mit dem Niederwaldbetrieb Hadwald genannt. Inner— 
halb des Waldfeldbaus unterjcheidet man den Vorbau und den Zwiſchenbau. Beim Vor: 
bau wird, nachdem der frühere Holzbeftand abgeräumt ift, die landwirtichaftliche Bejtellung 
auf der ganzen Fläche betrieben und folgt der Holzanbau erft nad) Beendigung der Frucht: 
nußung. Beim Zwiſchenbau hingegen wird zugleich mit der Tandwirtichaftlichen Beftellung 
jofort au die anzubauende Holzart eingebracht und zivar zumeift im Wege der Reihen: 
pflanzung mit einem die landwirtichaftliche Zwiichenfultur ermöglichenden Abjtand. Die für 
die Verbindung des Fruchtbaus mit dem Niederwald übliche Bezeichnung „Hackwald“ ijt 
urfprünglich eine provinziefle, aus dem Odenwald ftanımende. In anderen Gegenden haben 
ſich anderweitige Namen eingebürgert, jo „Hanbergswirtichaft” im Wefterwald, „Reutfeld— 
wirtichaft” im Schwarzwald. Bejondere Bedeutung hat in der Praxis die Verbindung des 
Fruchtbaus mit dem Eichenjchälwald erlangt. Bei der Würdigung der landwirtichaftlichen 
Zwiſchennutzung darf nicht außer Acht gelajien werden, daß hiebei eine wenn auch nur vor— 
übergehende Entnahme landwirtſchaftlicher Ernten ohne entjprechenden Düngererjag jtatt: 
findet. Woferne diefelbe im einzelnen Falle als zuläffig erachtet werden joll, kann fie ihre 
Begründung wohl nur injoweit finden, als der Entzug von Nährjtoffen durch die Ernten 
im Vergleich zu dem im Boden enthaltenen Vorrat an jolchen ein jo geringfügiger ift, daß 
eine Erjchöpfung des Bodens in abjehbarer Zeit ald ausgeichloffen ericheint. Eine ſolche 
Gefahr ift um jo näher liegend, je fürzer der forjtliche Umtrieb iſt, je häufiger aljo die Frucht: 
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nugung auf derjelben fläche wiederfehrt. Diefe Erwägung hat denn in der forftlichen Praris 
zu dem Grundſatz geführt, nicht nur überhaupt die landwirtichaftliche Zwiichennugung möglichſt 
auf den Bereich der mineraliſch reicheren Bodenarten einzujchränfen, jondern auch, von be 
fonderen Ausnahmefällen abgejehen, die Fruchtnugung nicht über die Dauer von 2 Jahren 
hinaus zu erjtreden. Auf der anderen Seite fommen dem Waldfeldbau finanzielle und wald— 
bauliche Vorzüge zu. Erjtere beftehen in den Zuſchüſſen, welche die Fruchtnugung zu den 
Kulturkoften gewährt, legtere in der Erleichterung und Sicherung des Holzanbaus durch die 
mit der landwirtichaftlichen Bejtellung verbundene Bodenbearbeitung. Auch in volfswirt: 
ſchaftlicher Hinficht fällt neben dem Gewinn an landwirtichaftlichen Produkten vor allem die 
durch den Betrieb gebotene Arbeitögelegenheit ins Gewicht. Doch liegt eine Kehrfeite im den 
durch den Betrieb großgezogenen Anſprüchen der Bevölkerung an den Wald, welche nicht 
mehr befriedigt werden fünnen, wenn infolge Rüdgangs der Bodenkraft das Aufgeben des 
Betriebs zur Notwendigkeit wird. 

8 16. Wie jchon einleitend bemerkt wurde, hat fich unter dem Einfluffe des praktiſchen 
Bebürfniffes im Laufe der Zeit eine Reihe befonderer Betriebsformen herausge— 
bildet. Das Berftändnis derjelben ift freilich für den Laien mit einigen Schwierigkeiten ver: 
fnüpft, da ſich manche derjelben in den Rahmen eines bejtimmten Syſtems minder qui ein- 
fügen laffen. Gleichwohl haben diefe Miſch- und Uebergangsformen eine fteigende Bedeu: 
tung erlangt. Ihre Verwirklihung, wenn aud vielfach mit Beſchränkung auf begünftigtere 
ftandörtliche Verhältniffe, ift mitunter ein Zeichen eines feineren Betriebs. Insbeſondere ift 
der den meisten Vorjchlägen gemeinfame Gedanke, gewifjen Waldformen eine erhöhte Renta- 
bilität zu fichern, als ein berechtigter anzuerkennen. 


So haben einzelne dieſer Erg. an die ungenügende Rente bes Buchenhochwalds angefnüpft. 
Hieher gehört der v. Seebah’ihe Lidytungshieb, Bei demjelben wird in einem um 20—80 Jahre 
unter dem fonft üblichen Umtriebsalter ftehenden Zeitpuntt eine den Beitandesichluß erheblich unter: 
brechende Lichtung eingelegt. Der verbleibende Beitand joll alsdann, während der Bodenſchutz durch 
Naturverjüngung vermittelt wird, unter ausgiebiger Benugung des Lichtungszuwachſes im Ber: 
lauf von 40-50 Jahren allmählih wieder in Schluß treten, um fo in erhöhten Umtriebsalter 
regelmäßig verjüngt zu werden. Der Betrieb fett günftige VBerhältniffe voraus, bietet aber in diejem 
Falle durch die bedeutende Vormugung und Zuwachsſteigerung wie durch die erhöhte Nutholz: 
ausbeute Vorzüge vor der gewöhnlichen Form des Buchenhochwalds. 

Im Gegenſatz hiezu bewegt fit der Lihtungsbetrieb mit Unterbau im Bereich der 
Lichtholzarten, namentlich der Eiche und Kiefer. Die meiit jhon im 40.—60, Jahre eingeleaten 
Lichtungsbiebe bezweden nicht bloß eine Steigerung des Zuwachſes, fondern aud eine Erhöhung 
der Nusholztüchtigfeit durch Auswahl ber en Stämme für den llebertritt in den Licht: 
ſtand. Der Schuß des Bodens fann hier nicht der Natur überlaffen, jondern muß durch künſt— 
— Anzucht eines „Bodenſchutzholzes“ vermittelt werben. Der Betrieb hat nanihafte Erfolge 
aufzumeiien. 

ährend bei den eben erwähnten Betrieben eine Unterbrehung des Beitandesichluffes inner: 
halb der Umtriebszeit ftattfindet, iit derUeberhaltbetrieb dadurd — daß erſt 
nach Ablauf der Umtriebszeit ein Teil des Beſtandesmaterials von dem Verjüngungshieb aus— 
enommen und für die Dauer eines weiteren Umtriebs in entſprechend freiem Stande überge— 
—* wird. Der Betrieb bezweckt die Erziehung von Starkhölzern, welche der gewöhnliche Um— 
trieb nicht liefern würde und der Ueberhaltbeſtand ſetzt ſich hiernach aus nutzholztüchtigen, meiſt 
lichtkronigen Holzarten, wie Eiche und Kiefer, zuſammen. Uebrigens bieten die Heranziehung der 
künftigen Ueberhaltſtämme inmitten des Grumbdbeitands, deren Gewöhnung an den Freiſtand und 
ihre Gefährdung durch Stürme, Trodnis u. dgl. nicht unerheblihe Schwierigkeiten. Eine plan: 
mäßige Ausbildung des Ueberhaltsbetricbs bezwedt die „Homburg’ihe Nugholzwirtidaft“, bei 
welcher der Grumdbeitand in ermäßigtem Umtrieb bewirtihaftet und die Verjüngung in einer die 
fortlaufende Ergänzung des lleberhaltmaterials fihernden Weile durchgeführt wird. 

Weitere Formen, wie der „Wagener’iche Lichtwuchsbetrieb“, die „Borggreve'ſche Plänterdurch⸗ 
forftung* u. a, bieten der Sritif nach mander Richtung ſchwache Seiten und liegen ohnehin dem 
Verftändniffe des Laien zu ferne, als daß hier auf diefelben einzugehen wäre. 


8 17. Die Frage nad) der Würdigung der reinen und der gemiichten Beftände 
nimmt in der waldbaulichen Litteratur einen breiten Raum ein und zwar geht das Urteil 
zumeift dahin, daß dem gemijchten Wald der Vorzug gebühre. Hiemit wird im Großen und 
Ganzen das Richtige wohl getroffen jein. Gleichwohl lehrt dad Walten der Natur, deren 
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Beobachtung wertvolle Fingerzeige giebt, daß unter beftinnmten Verhältniſſen auch dem reinen 
Beitande Berechtigung zulomme. So wird der magere Sand de3 norddeutichen Flachlands 
der Kliefer, der Bruchwald der Erle, die rauhe Hochgebirgslage der Fichte wohl auch in Zu: 
funft verbleiben. Auch wirtichaftliche Gefichtspunfte fummen in Betradht. Ein Borzug der 
reinen Beftände ift die Einfachheit des Betriebs, da die Aufmerkſamkeit nur den Bedürf: 
niffen einer einzigen Holzart zuzuwenden ift. Ebenfo liegt eine ausreichende Veranlaffung, 
den reinen Beſtand auszuichliehen, dann weniger vor, wenn die betreffende Holzart, wie dies 
bei der Fichte zutrifft, allen Anforderungen an Bodenpflege und Nugholztüchtigkeit entipricht. 
Nun werden aber dieje Bedingungen keineswegs von allen Holzarten erfüllt. So find mandje 
an ſich nugholztüchtige Holzarten, wie Eiche, Eiche, Ahorn, Lärche, wegen unzureichender 
Erhaltung der Bodenkraft zur Bildung reiner Bejtände nicht oder doc nur im beſchränktem 
Umfang befähigt. Umgekehrt giebt es Holzarten, welche, wie die Buche, zwar den Boden 
pflegen, aber wegen geringer Nußholzausbeute nicht befriedigen. Ein namentlich in der Nadel: 
holzwirtichaft hervortretender Nachteil der reinen Beftände ift deren größere Gefährdung 
durch äußere Einflüffe, wie durch Sturn, Schneebruc, Inſekten, Ferner. Sodann fallen zu 
Gunſten der gemifchten Beftände in die Wagichale: die größere Vieljeitigkeit der Produftion, 
die vollfommenere Ausnügung der Standortsunterfchiede und des Kronenraums und die 
biedurd; unter Umftänden bedingte Steigerung der Holzmafjenerzeugung, endlich die durd) 
die Miichung gebotene Möglichkeit, die Zahl der einer jelbftändigen Wirtichaftsordnung unter: 
liegenden Betrieböklaffen zu vermindern und jo den Betrieb zu vereinfachen. 

$ 18. Für die Unterjcheidung der einzelnen Betriebstormen war vorzugsweije die Art 
der Berjüngung maßgebend. Die Erziehung dagegen ift dem verjchiedenen Betriebsfornen 
mehr gemeinjfam. Gleichwohl möge auch diejer Gegenftand, weil zur Vervollftändigung der 
waldbaulichen Betrachtungen unentbehrlich, hier wenigſtens geftreift werden. Die wichtigite 
Maßregel der Bejtandespflege jtellen die Durdhforjtungen dar. Sie haben eine doppelte 
Aufgabe zu erfüllen, eine waldbauliche und eine wirtichaftliche. In erfterer Hinficht follen 
die Durdforjtungen, dem natürlichen Ausfcheidungsprozeß zu Hilfe fommend und voran- 
eilend, die Wuchöbedingungen des verbleibenden „Hauptbejtandes* fördern und defien Bu: 
wacsthätigkeit erhöhen. Weiterhin ift es ihre Bejtimmung, durch Nugung des für die Ent: 
widlung des Hauptbejtandes entbehrlich werdenden „Nebenbeftandes“ eine dem Hauptertrag 
zeitlich vorausgehende Vornußung zu gewähren. Ueber den Zeitpunkt des Beginn, den 
wünfjchenswerten Grad und den geeigneten Turnus für die Wiederholung der Durchforſt— 
ungen lajjen ſich jchwer allgemeine Regeln aufftellen. Im Großen und Ganzen wird aber 
gejagt werden fünnen, daß die neuere Richtung der Forftwirtichaft einer Berftärkung des 
Durchforjtungsbetriebs günftig ift, ſoweit eine ſolche unbejchadet der hauptjächlich im jüngeren 
Alter in Betradht kommenden Rüdficht auf Förderung der Schaftausformung des Haupt- 
beftandes und unbejchadet der Nüdfichtnahme auf Erhaltung der Bodenkraft zuläffig ericheint. 
Im allgemeinen befteht jegt für die Ausführung der Durchforftungen die Regel, ſolche nicht 
bloß, wie es früher als Grundſatz galt, auf die völlig unterdrüdten Stämme zu beichränfen, 
jondern dem Unterdrüdungsprogefje durch Befeitigung der im Wuchje zurücbleibenden Stämme 
zuvorzufommen. Ein reger Durchforftungsbetrieb iſt ichon deshalb als ein Fortichritt zu 
erachten, weil die Durchforftungen gerade die in der Zumachsthätigkeit wenig leiſtenden Stamm— 
Hafjen treffen und zudem durch den dem Hauptertrag erheblidy vorausgehenden Eingang 
von Nutzungen die Rente des Waldes beträchtlich zu fteigern geeignet find. 

$ 19. Zum Schluſſe find noch einige Bemerkungen über die Frage beizufügen, wie ſich 
die verichiedenen Betriebsformen in ökonomiſcher Hinficht zu einander verhalten. 

Einige Schwierigkeiten bietet eine Bergleihung nah der Arbeitsintenſität, da hier 
mehrere Faktoren in ungleicher Richtung einwirken. Wird zumächit die aemeine Hand— 
arbeit in das Auge gefaßt, jo ıjt zu beachten, daß im Niederwald entiprechend der Kürze 
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bes Umtriebs der Schlag auf derfelben Fläche weit häufiger wiederkehrt oder, was dasjelbe 
bejagt, die Jahresſchlagfläche im Verhältnis zur Gejamtfläche eine erheblich größere ift, als 
im Hodhwald. Da nun die wichtigften Urbeiten des Forjtbetriebs, die Fällungs- und Kultur— 
arbeiten, an die Schlagfläde gebunden find, jo würde diejer Umſtand an und für fich auf 
eine größere Arbeitsintenfität des Niederwalds hindeuten. Andererjeit3 kommt in Betracht, 
daß der Niederwald auf der Flächeneinheit weit weniger Erntearbeiten verurjacdht, daß beim 
Hochwald zum Hauptertrag nocd die Durchforftungen, welche beim Niederwald teils weg— 
fallen, teils jehr in den Hintergrund treten, hinzufommen und daß die Kulturarbeiten im 
Niederwald, joweit fie nicht ganz unterbleiben, ſich jedenfall in viel beicheideneren Grenzen 
bewegen al3 im Hochwald. Bei Berüdfichtigung diejer Verhältniffe ericheint die im Nieder: 
wald gebotene Arbeitsgelegenheit doch erheblich geringer, al3 diejenige im Hochwald. Dies 
gilt num aber nur vom reinen Niederwald. Namhaft höher ift die Arbeitsintenfität des Eichen: 
Ihälwaldbetriebs, da hier die durch die Lohrindengewinnung herbeigeführte Arbeitsvermeh- 
rung und die durch den jehr niederen Umtrieb bedingte Vergrößerung der Jahresſchlagfläche 
zuſammenwirken. Die arbeitsintenfivjte Betriebsform ift nun aber der Hadwald in Verbin: 
dung mit dem Eichenjchälbetrieb, wobei zur Rindenernte noch die Fruchtnugung foınmt. Im 
Mittelwald nimmt bei gleicher Größe der Jahresichlagfläche die auf derjelben ſich vollziehende 
Arbeit wegen der zum Unterholzabtrieb Hinzutretenden Abnutzung des Oberholzes und wegen 
der notwendigen Ergänzung des Oberholzftands im Wege künstlicher Anzucht größeren Um— 
fang an, als im Niederwald. Innerhalb des Hochmaldbetriebs beftehen erhebliche Unter— 
jchiede je nach den einzelnen Betriebsformen. Solche werden vor allem durch den Gegen: 
jaß der natürlichen und künftlichen VBerjüngung bedingt. Doc) wird eine gewifje Ausgleichung 
dadurch herbeigeführt, daß bei der natürlichen Verjüngung meift größere Aufivendungen für 
dag Anrüden der Schlagerzeugnifje an die Abfuhrwege wegen der Notwendigkeit der Scho- 
nung des Nachwuchſes erfordert werden. Ein Unterjchied bejteht jodann zwijchen Dem dem 
Plänterbetrieb fid; nähernden und den mehr in reinen fFlächenabtrieben fich bewegenden Be: 
triebsjormen, indem bei erjteren die Verteilung der Fällungsarbeiten auf eine weit größere 
Fläche den Arbeitsaufwand fteigert. Endlich macht jich auch die Berjchiedenheit der Um— 
triebözeit in der Richtung geltend, daf mit zunehmender Höhe des Umtriebs die Größe der 
Schlagfläche und infolge deſſen die Arbeitsmenge ſich verringert. 

Die Anforderungen, welche die verjchiedenen Betriebsformen an die intelligente Arbeit 
ftellen, find wechjelnde, je nachdem die Wirtichaft ſich in einfachen Bahnen bewegt oder bie 
Maßnahmen der Berjüngung, Pflege und Benugung der Beftände ein in das Einzelne 
gehendes Eingreifen der Betriebgleitung vorausjegen. Im erjteren Falle können die Ver— 
waltungsbezirfe vergrößert werden; im leßteren Falle bedarf es einer Ermäßigung der Durch 
ſchnittsgröße der Bezirke. Die einfachften Verhältnifje zeigt der Niederwaldbetrieb. In höherem 
Maße nimmt der Mittelwald, in welchem an die Schlagjtellung im Oberholz weitgehende 
Folgen fich knüpfen, die Thätigkeit des Wirtjchafters in Anſpruch. Innerhalb des Hochwald— 
betrieb machen ſich auch auf dieſem Gebiete mehrfache Faktoren geltend. Am einfachſten voll: 
zieht fid) der laufende Betrieb in der Kahlichlagwirtichaft mit künftlichem Holzanbau. Je 
mehr aber die Wirtjchaft von reinen Flächenabtrieben fich entfernt und einer plänterartigen 
Behandlung fi nähert, um fo mehr bedarf es des alljeitigen Eingreifens der fundigen Hand, 
wenn der Erfolg ein entiprechender fein joll. Ebenjo erfordert der gemijchte Wald ein wach. 
jameres Auge, als der reine Beitand. Zu den Betrieben, welche die Aufmerkjamfeit des 
Wirtichafter in höherem Maße in Anſpruch nehmen, gehören die oben erwähnten bejon- 
deren Betriebaformen, wie der Lichtungsbetrieb, der Leberhaltbetrieb ꝛe. Endlich macht ſich 
auch der Gegenjaß,der Nutzholz- und der Brennholzmwirtichaft geltend, infoferne bei erjterer ſchon 
die Beitandespflege fich ſchwieriger geftaltet, noch mehr aber die Nusformung und die Sortierung 
der Nutzhölzer dem Wirtichafter Aufgaben jtellen, welche ım Brennholziwald wegfallen. 
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Erheblich größere Verjchiedenheiten treten zu Tage, wenn die Betriebsarten nad) der Höhe 
des Kapitals in Vergleich gejegt werden. So ergab eine vergleichende Berechnung '°) fol: 
gende Werte des Materiallapital3 pro ha: für einen im 150jährigen Umtrieb bewirtichaf: 
teten Eichenhohwald 1870 M., für einen in 6Ojährigem Umtriebe behandelten Fichtenhoch— 
wald 1235 M. und für einen Eichenfhälwald bei 20jährigem Umtrieb 188M. Für 100- 
jährigen Hochwaldumtrieb find ſchon oben in $5 Beträge von 2200M. für die Fichte, von 
1500 M. für die Kiefer je in der II. Bonität und von 900 M. für die III. Bonität der 
Buche angegeben worden, wobei verhältnismäßig niedrige Preife der Rechnung zu Grunde 
gelegt find. Für den reinen Niederwald würden fich noch weſentlich niedrigere Säße er: 
geben, als für den Eichenjchälwald. Beim Mittelwald endlich richtet fich die Höhe des Material: 
fapital$ wejentlih nad der Menge und Beichaffenheit des Oberholzes. Im allgemeinen hält 
derjelbe auch in diefer Hinficht die Mitte ziwiichen dem Niederwald und Hochwald. 


IV. Der Zuwachs und der Ertrag des Waldes. 


G. König, Forſtmathematik, 5. A. durch Grebe. 1864. ©. Heyer, Die Ermittlung der 
Maſſe, bes Alters und des Zuwadjes ber Holzbeitände. 1852, 8. Breymann, Anleitung zur 
Holzmebtunft. 1868. M. Kunze, Lehrbud der ——— 1878. Der ſ., Anleitung zur Auf— 
nahme des Holzgehalts der Waldbeſtände, 2. A. 1891. F. Baur, Die Holzmeßkunde, 4. U. 1891. 
v. Guttenberg, Holzmeßkunde, XI. Abſchn. in Lorey's Handbuch. 1887. A. Schwappach, 
Leitfaden der Holzmeßkunde. 1889, 

*. Burckhardt, er für „Forfttagatoren, 5. A. 1880. F. Baur, Die Fichte 2C. 
1877. Derſ. Die Rotbuche. 1 1. W. Weife, ‚Ertragstafeln für die Kiefer. 1880. T. Lorey, 
Ertragsunterſuchungen in —S — 1884. Der ſ. Ertragstafeln für die Weißtanne. 1884. 
K. Schuberg, Aus deutſchen Forſten. I. Die Weißlanne. 1888; Il. Die Rotbuche. 1894. A. 
Schwappach, Wachstum und Ertrag normaler Kiefernbeſtände. 1889, Derſ., Wachstum und 
Ertrag normaler Fichtenbeitände. 1890. Derſ. Wahätum und Ertrag normaler Rotbuchenbejtände. 
1893. E. Speidel, Beiträge zu den Wuchsgeſetzen des Hochwalds. 1893, 

G. 2. Hartig, Anweifung zu —— Taration der Forſten, 4. A. 1819. H. Cotta, Syſtemat. 
Anleitung zur Taration ber Waldungen. 1804. Derſ., rg zur ee und Ab⸗ 
ſchãtzung. — C. a ndeshagen, Die Forftabihägung ec. feil, Die Forſt— 
taration, 3. A. 1858, er, Die Waldertragsregelung, 3. N. ar 6 — 1883, J. 
Albert, Lehrbuch ber —* — 2— re 1861. 6. Grebe, Die Betriebs: und Er: 
trags⸗ Regulierung ber —— 2, A. 1879. A. Püſchel, Die Forfteinrichtung. 1869, ©. Wa: 
gener, Anleitung zur Negelung des Forftbetriebe, 1875. W. Weise, Die Taration des Mittel: 
waldes, 1878. F. Judeich, Die Forfteinrihtung, 5. A. 1893, Derf., Forſteinrichtung, XIT. 
Abichn. in Lorey’s Handbuch. 1887. B. Bor ggreve, Die Forſtabſchätzung. 1888, F. Graner, 
Die — — 1889. H.Nüß, Die Waldertragsregelung. 1890. R. Weber, Lehr: 
buch der Forſteinrichtung ꝛc. 1891. E. Landolt, Die forſtliche Betriebslehre ꝛc. 1892. A. Puton, 
Traits d'Eonomie forestiöre, II. III. Bd. laménagement, 1890, 1891. Derf., Die Forſtein— 
richtung, 3. A., deutſch von E. Liebeneiner, 1894. 


$ 20. Der Zuwachs des Waldes während eines beſtimmten Zeitraums ſtellt ſich dar 
al3 der Unterfchied der Holzmafje in dem jeweilig früheren und fpäteren Alter unter gleich— 
jeitiger Berüdjichtigung der dem Bejtande in der Zwiſchenzeit etwa entnommenen Bornuß: 
ungen. Die Feititellung der Zuwachsverhältniſſe der Waldbeftände jegt Daher periodiſch wieder: 
fehrende Aufnahmen der Maſſen in den verjchiedenen Alterdftufen voraus. Die Erhebung 
diefer Mafjen erfolgt entweder durch Füllung von Brobeftämmen, von deren inhalt auf die 
Maſſe des ganzen Bejtandes geichlofjen wird, oder auf der Grundlage von „Maijentafeln“ "), 
welche aus großen Durchſchnitten abgeleitete Mittelwerte über den kubiſchen Gehalt der Stämme 
verschiedener Stärke und Höhe entfalten. 

Der Zuwachs, wie er fi) aus der Mafjendifferen; des höheren und niedrigeren Alters 





10) Bal. Bernhardt, Die Balbwirticaft 1872. Baur, Formzahlen und Maffentafeln für 
und der Waldihup (1869) ©. 8 und 9. die Fichte. 1890. Shwappad, Formzahlen und 

11) gl. Maflentafeln bearb. von dem bay: Mafjentafeln für die Kiefer. 1890. Schuberg, 
riichen Forfteinrichtungaburean. 1846. Die- | Formzahlen und Mafjentafeln für die Weißtanne. 
jelben in da& Metermaß umgeredinet von Behm. | 1891. 
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ergiebt, heißt „laufender Zuwachs“. Bezieht er ſich nur auf ein Yahr, jo wird er 
„laufend-jähriger Zuwachs“ genannt; aus der Mafjendifferen; einer Mehrzahl von Jahren 
abgeleitet, wird er als „Laufend:periodiicher Zuwachs“ bezeichnet. Dem laufenden ſteht der 
„Durchſchnittszuwachs“ gegenüber. Der Begriff desjelben wird in einem engeren Sinne 
auf den bejonderen Fall eingeichräntt, daß der Durchichnitt den ganzen Zeitraum von der 
Begründung des Beitandes bis zu defjen jeßigem Alter umfaßt. Der Durchſchnittszuwachs 
ift hiernach der Quotient, weldyen man erhält, wenn die Maffe in dem jeweiligen Alter durch 
die diefem Alter entiprechende Zahl von Jahren geteilt wird. Beträgt alſo 5.8. dic Mafie 
eines jegt 6Ojährigen Bejtandes auf dem Hektar 330 Feitmeter, fo ift fein Durchſchnitts— 
zuwachs 5,5 Feftmeter. Die Art und Weife, die Zuwachsgröße zum Ausdrud zu bringen, 
ift verjchieden. Entweder wird der Zuwachs, wie ed in dem eben erwähnten Beilpiele ge: 
ſchehen ift, in dem wirklichen Feſtmeterbetrag oder aber in Prozenten der Maſſe ausgedrückt. 
Im Tegteren Falle gelangt man zu dem Begriffe des „ßuwachsprozents“. Wird die Maſſe 
als m, der in Feftmetern ausgedrüdte Jahreszuwachs als z und das gejuchte Zuwachsprozent 


als p bezeichnet, jo ergiebt ih: p= 100. —. Beträgt unter Feithaltung des obigen Bei: 


jpield die Mafje 330 und der Zuwachs 5,5 Feftm., jo ift p= 1,67%. Endlich kann der 
Zuwachs, was die Regel bildet, die Geſamtmaſſe an Derb: und Reisholz oder nur die Derb- 
holzmaſſe zum Gegenftand haben. 

Die Ermittelung des Zuwachſes erfolgt entweder am Einzeljtamm oder an ganzen Be: 
ftänden. Im erjteren Falle bedarf es der Zerlegung der Stämme in Sektionen, um die Mafje 
in den jeweilig früheren Alter&perioden bejtimmen zu können. Derartige Unterjuchungen 
werden, wenn fie in planmäßiger Weije den Zuwachsgang in den einzelnen Phajen des Baum 
lebens zu erforjchen beftimmt find, al® „Stammanalyjen”“ bezeichnet. Der Beſtandeszuwachs 
hingegen wird zumeijt aus den weiterhin zu beiprechenden Ertragstafeln abgeleitet. In der 
Zuwachsgröße des Einzelftammes und des Beitandes mwaltet ein Unterjchied ob. Nicht nur 
ift der Zuwachs des Einzeljtammes an fich höher, jondern er behält aud bis in ein höheres 
Alter hinauf die Neigung zum Steigen bei, als dies beim Beſtandeszuwachs zutrifft. Dieje 
Ericheinung findet ihre Erflärung teils in der lebhafteren Ernährungsthätigkeit im Freiftande, 
teild und namentlich in dem Umftande, daß in Leben des Bejtandes eine von der Jugend: 
periode bis in das höhere Beltandesalter hinauf andauernd fich vollziehende Stammzabl: 
verminderung ald Folge der Ausicheidung des Nebenbejtandes ihren Einfluß äußert. Für 
die fernere Betrachtung kommt nur der Beſtandeszuwachs in Frage. 

821. Indem Berhältnijje des laufenden und des Durchſchnittszuwachſes 
bejteht eine gewiſſe innere Gejeßmäßigkeit. Zunächſt ift e3 mathematijch notwendig, daß in 
jolange, als der laufende Zuwachs noch im Steigen begriffen ift, auch der Durchſchnitts 
zuwachs anfteigen muß, weil der legtere die geringeren Zuwachsbeträge der früheren Alters: 
itufen in fich jchließt. Diejes Steigen des Durchſchnittszuwachſes dauert auch nach dem Ein: 
tritt der KRulmination des laufenden Zuwachſes noch an und zwar injolange, bis die nun: 
mehr fallenden Beträge des laufenden Zuwachſes allmählich auch den aufjteigenden Gang 
des erjteren zum Stillſtand bringen. Dieje Kulmination des Durchſchnittszuwachſes tritt 
dann ein, wenn er mit dem laufenden Zuwachs zujammenfällt. Bei der graphiichen Dar: 
jtellung durch Kurven tritt dies darin hervor, daß der Schnittpunft der beiderfeitigen Zuwachs: 
furven mit dem Scheitel der Kurve des Durchichnittszumachjes zujammenfällt. Bon dem 
Beitpuntt an, in welchem der Durchichnittszumachs feinen höchſten Stand erreicht hat und 
jeine Kurve nunmehr fich zu jenken beginnt, übertrifft der dDurchichnittliche den laufenden Zuwachs. 

Für die frage, in welchem Beitpunfte die höchfte Holzmaſſenerzeugung eintrete, ift weientlich 
nur der Durchſchnittszuwachs maßgebend, weil im nachhaltigen Betrieb der Geſamtproduktion 
nicht bloß durch den Zuwachs des älteften Bejtandesglieds, jondern durch den Zuwachs der jämt: 
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lihen zu einem Ganzen vereinigten Bejtandesaltersjtufen, welcher eben in dem Durchſchnitts— 
zuwachs feinen vechnerifchen Ausdrud findet, bedingt wird. Die hiernach folgenden Angaben 
können daher auf den Durchſchnittszuwachs beſchränkt werden. 

Um über den Zeitpunft der Kulmination des Durchſchnittszuwachſes als An: 
halt für die Beurteilung des Eintrittö der höchſten Holzmafjenerzeugung ein Bild zu er: 
erhalten, bedarf es der Einbeziehung der VBorerträge. Dies erhellt, wenn man ſich vergegen: 
wärtigt, wie bedeutend die jhon oben berührte Stammzahlverminderung mit zunehmendem 
Alter infolge der Ausicheidung des Nebenbejtandes ift. So ergaben 3. B. die Verſuchsflächen 
aufnahmen für die II. Bonitätsklafje der Fichte, daß auf 1 Hektar im 40, Jahre 4000, im 
60. Zahre 2080, im 80. Jahre 1200, im 100. Fahr aber nur noch 744 Stämme fid) vor- 
fanden. Würde nun bloß der Hauptertrag der Rechnung zu Grunde gelegt, jo würde ſich 
der Zuwachs im 40. Jahr als die Wahstumsleiftung von 4000 Stämmen, im 100, Jahr 
dagegen nur noch als diejenige der übriggebliebenen 744 Stämme darftellen. Die Bergleid): 
barkeit erfordert daher im legteren Falle den Zujchlag der vor dem 100. Jahre eingegangenen 
Vorerträge zum Hauptertrag. Die Einbeziehung der Vorerträge in die Rechnung ift für den 
vorliegenden Zwed jchon deshalb nicht zu entbehren, weil im nachhaltigen Betrieb die Bor: 
erträge der bezüglichen früheren Altersjtufen neben dem Hauptertrag des älteften Beftandes: 
glieds alljährlich Gegenftand der Nutzung find. 

Wird die Berechnung des Durchſchnittszuwachſes auf diefer Grundlage durchgeführt, jo 
ergeben fich folgende Ziffern: 


Durchſchnittszuwachs (incl. VBorerträge) ') an Derb- und Neisholz. 


Fichte u  Siefer- | Buche 
Alter BER Standortsklaſſen 
rTuaımıwı Tın ᷑v Ten ruſv 
Jahre u j Feſtmeter auf 1 ha j 
20 6,8 43 | 30 2,0 7,7 6,0 4,7 30 118] 40 2,9! 20 1,3109 
3 9,2 6,0 4,3 2,8 91 7,3 6,0 38 | 1,91 5,7, 42) 31| 3,2|1,4 
40 11,2 81 58 | 40 9,8 7,9 6,4 46 2351 70,54. 40: 30,18 
50 I20 | 93! 6067| 47 1100 83 | 68 50'291 80| 63:47 35 21 
60 12,3 9,8 7,3 511100 | 85 6,9 5,2 | 3,1] 86| 6,9| 5,2! 8,9123 
70 12,5 | 10,2 7,7 5,3 9,9 8,5 6,9 5,2 3,2] 91| 78! 56' 4,2127 
80 12,6 . 10,5 7,9 5,4 9,6 8,3 6,8 3,1 |) 3,2] 94 7,7: 589| 45/29 
90 12,7 , 10,6 s,1 5,5 9,2 8,0 6,6 5,0 31195 7,8 61! 463,0 
00 11286 105 | 80) 55| 89| 76:63: 48 301951 7,9| 62: 4,7 3,1 
110 12,4 | 10,4 79 | 54 9,0 7,3 601 461 — 19579) 6,2) 4,713,2 
120 [132 | 111 77 | 51] 82 | 70 58 | 44 | — |93| 78| 62) 46 131 


| I | | ) | | 

Aus der vorftehenden Ueberſicht ergiebt jich, daß die Kulmination des Durchſchnittszuwachſes 
unter Einbeziehung der Worerträge bei der Fichte in das 90., bei der Siefer in das 70. 
und bei der Buche in das 100. bis 110, Jahr jällt. Uebrigens ift es bemerkenswert, daß 
auch nad dem Eintritt der Kulmination der Durchſchnittszuwachs ſich noch geraume Zeit 
auf nahezu derjelben Höhe hält und nur ganz allmählich abnimmt. 

Der höchſte Stand des Durchſchnittszuwachſes rüdt noch etwas weiter hinaus, wenn die 
Derbholzmafie allein in Berüdfichtigung gezogen, die Reisholzmafje aljo außer Rechnung 
gelafien wird. In diefem Falle findet fi, wie aus der nachitehenden Ueberſicht (S. 286) 
hervorgeht, da Marimum bei der Fichte im 100. bis 110. Jahr, bei der Kiefer dagegen 
im 70. bis 80. Jahr. 

12) Die Angaben gründen ſich bei der Fichte | in der Zeitichrift für Forſt - und Jagdweſen ver: 
und Buche bezüglich des Hauptertrags auf die |  öffentlichte VBorertragstafel, bei der Kiefer auf die 


Baur'ſchen Normalertragstafeln und bezüglih Schwappach'ſche Normalertragstafel; vgl. auch 
des Borertragd auf die von Dandelmann;die Anmerkung 13 auf Seite 287. 
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Durchſchnittszuwachs (incl. Vorerträge) an Derbholz 

















Fichte A ie fer 
Alter Standortsklaſſen — : * 
I Bi m TWw | 1 i TwrwTeV 
Jahre Feſtmeter auf I ha ER F 
40 78 46 | 2,5 1,4 71,5 5,7 44 ı 26 |. 12 
50 9,3 62 | 3,7 1,9 82 6,5 5,1 3,5 1,8 
60 | zoll 47 5 8,5 70 |, 55 | 40 | 2ı 
70 10,3 79 5,5 3,0 s5 7,2 5,7 41 2,3 
80 11,8 8,4 6,1 3,5 8,4 71 | 56.) 41.184 
9% 11,0 8,7 6,4 3,8 82 6,9 | 5,5 40 | 23 
100 11,1 88 6,6 4,0 7,9 6,7 5,4 8,9 2,3 
110 11,0 ss | 67 41 7,6 64 | 62 | 88 | 
120 10,8 87 | 6,6 4,0 7,8 6,2 5,0 | 36 — 





Endlich möge beigefügt werden, daß, woferne neben dem Maſſenzuwachs auch der Werts: 
zuwachs, welcher gleichzeitig durch den im höheren Alter zunehmenden Preis der Maßein— 
heit beeinflußt wird, in Berüdfichtigung gezogen werden wollte, hierin ein weiterer Faktor 
gelegen wäre, welcher die Kulmination hinausjchieben würde. Die Betrachtungen über die 
Wahl der Umtriebszeit werden Anlaß bieten, hierauf zurüdzutommen. 

$ 22. Die vorjtehend angegebenen Ziffern find aus Ertragstafeln abgeleitet. Da 
dieje legteren nicht bloß den Zweden der forftlichen Praris, jo auf den Gebieten der Forft- 
betriebseinrichtung und der Waldwertrechnung dienen, jondern auch für die vergleichenden 
Berehnungen, welche anläßlicd der Betrachtungen über öfonomijche Fragen angeftellt werden 
müſſen, die Unterlage bilden, jo wird es gerechtfertigt erjcheinen, bier einige Bemerkungen 
über die Ertragdtafeln niederzulegen, wobei jelbjtredend die nur fachlicyes Intereſſe bieten: 
den Gegenjtände, wie die Würdigung der verjchiedenen Berfahren der Konſtruktion der Er: 
tragstafeln, außer Betracht zu bleiben haben. Die Ertragstafeln find jchematijche Ueber: 
fichten, weiche Erfahrungsziffern über den auf der Flächeneinheit des Heftard vorhandenen 
Mafjenvorrat der Beſtände in den verjchiedenen Altersjtufen enthalten. Da der Natur der 
Sache nad) die Mafjenvorräte auf derjelben Altersftufe nach den Holzarten und innerhalb 
der einzelnen Holzart nad) der Standortsgüte wechjeln, jo kann der Begriff der Ertrag: 
tafel dahin näher bejtimmt werden, daß darunter Mafjenreihen für die einzelnen Altersſtufen 
mit Ausjcheidung der Hauptjächlichjten Holzarten und Bonitäten zu verftehen find. Die Be 
deutung der Ertragdtafeln ift für die verjchiedenen Betriebsarten eine ungleiche. Das eigent: 
liche Urbeitäfeld für die Konftruftion von Ertragstafeln ift der ſchlagweiſe Hochwaldbetrieb. 
Beim Femelbetrieb bildet die große Mannigfaltigkeit in der Gruppierung der Altersklaſſen 
in faft unüberfteigliche® Hindernis für die Aufftellung von Ertragstafeln. Aehnliches gilt 
vom Mittelwaldbetrieb wegen des vielfachen Wechjels in der Oberholzbejtodung. Für den 
Niederwaldbetrieb endlich liegt teild wegen der Kürze der Umtriebäzeit, teild wegen der ver: 
waltenden Bedeutung, welche der Faktor der Nutzungsfläche in Vergleich zu demjenigen der 
Maſſe gewinnt, kaum ein ausreichendes praftiiches Bedürfnis zur Aufſtellung von Ertrags- 
tafeln vor. Man unterjcheidet mehrere Arten von Ertragstafeln. Als deren wichtigite 
Art ftellen fi die „Ertragstafeln für den Hauptbeftand“ dar. Denjelben jtehen die 
„Borertragstafeln“ gegenüber, welche die Erträge der in entiprechendem Turnus während 
der Umtriebgzeit zum Bollzug fommenden Durchforftungen angeben. Mitunter werden 
wohl. auch die Haupt: und Vorerträge in Gejamtertragstafeln zufanmengezogen. Eine 
weitere Unterjcheidung ift diejenige in „allgemein anmwendbare Ertragdtafeln“ umd in 
„Lotalertragstafeln“. In diefer Hinficht ift zwar nicht zu verfennen, daß die Ertrags— 
tafeln vorzugsweiſe für die Wirtjchaftsgebiete, in deren Bereich fie aufgeftellt wurden, 
bejtimmt find. Immerhin ift durch die WUrbeiten der Berjuchsanftalten auf dem vor: 
liegenden Gebiete doc; ein namhafter Fortſchritt in der Richtung allgemeinerer Anwendbarkeit 
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der Ertragdtafeln gemacht worden. Endlidy werden „Rormalertragstafeln“ und „Realer: 
tragstafeln“ unterfchieden. Erftere ruhen auf der Vorausſetzung einer vollen Bejtodung, 
wie fie fich im allgemeinen nur auf bejonders ausgewählten Heinen Verſuchsflächen vorzu: 
zufinden pflegt. Zehtere dagegen gehen von dem wirklichen Beitandeszuftänden in der großen 
Wirtſchaft aus, welche unter dem Einfluffe der unvermeidlicen Betriebsftörungen und Zu— 
wachsverluſte jtehen. Nun hat allerdings für die praftifchen Zwede zunächſt nur der reale Er: 
trag der Beftände unmittelbare Bedeutung. Undererjeits läßt ji) der Wachstumsgang der 
Beitände nur dann zur Anschauung bringen, wenn von einer vollen Bejtodung ausgegangen 
und demnach von dem in der Wirklichkeit jo äußerſt mannigfaltigen und durdy den Zufall 
beeinjlußten Wechſel in den Bejtodungsverhältnifjen abgejehen wird. Die neueren Ertrags- 
tafeln find denn auch durchweg in der Form von Normalertragstafeln aufgejtellt 
worden. Der Thatfache des tieferen Standes der realen Erträge muß in der Praxis da— 
durch Rechnung getragen werden, daß die Sätze der Normalertragstafeln unter Anwendung 
von Reduktionsfattoren ermäßigt werden, welche dem Berhältnifje zwiſchen dem im einzelnen 
Falle wirklich vorhandenen und dem normalen Bejtodungsgrad entſprechen. Auch für die Ver— 
gleihung der wirtjchaftlichen Leiftungen verjchiedener Betrieböformen, wie fie hier in Frage 
tommt, find die Normalertragstafeln am meiften geeignet. Den Eharakter von jolchen tragen 
denn auch die hiernach mitgeteilten Ertragstafeln '’). 
Ertragstafel für den Hauptbeitand an Derb: und Neisholzmafie 





für die Fichte ur die Siefer für die Buche 
_ (mad Bau) | (mah Schwappach (nad) Baur) 
* Standortsklaſſen 
TTIVn V SIE I IE FE 
RT 103 Seftmeter auf 1 ha KR 
10 0 90; 17, 1] 7005 8, a 1 27, 2 a 4ı 8 


20 137° 9 9 41154 120 583 60 551 860 55 ui 7 
30 276 180 | 130 | 85 | 241 | 189 | 158 | 103 | 57 | 160 | 114 | 84 | 60 | 88 
40 412 297 | 210 | 145 | 30 | 254 | 211 148 ss |2a8 | 187 | 138 | 108 | 8 
50 526 406 | 292 | 205 | 387 . 314 255 189 | 117 | 3838 | 268 | 194 | 146 | 88 
60 616 495 362 | 255 | 445 366 292 223 | 142 | 422 | 348 | 251 | 192 | 116 
70 697 | 575 | 426 | 295 | 495 | 410 | 3% | 249 | 163 | 502 | 415 | 310 | 237 | 150 
80 168 | 651 | 486 | 335 | 537 | 446 | 354 | 270 | 180 | 580 | 482 | 365 | 280 181 
90 838 | TI | 541 | 370 | 571 | 475 | 379 287 | 191 | 651 | 544 | 420 | 320 | 21 




















100 92 | 768 | 585 | 400 | 600 | 500 | 400 | 300 200 | 720 | 608 | 472 | 360 241 

110 962 | 817 625 | 425 | 625 | 521 | 417 | 309 — | 784 | 659 | 520 | 400 | 271 

120 1015 | 850 655 445 | 648 | 540 | 481 | 317 — | 841 | 718 | 567 | 485 | 297 

Borertragstafel (nah Dandelmanı) an Derb- md Reisholzmaſſe 

|... für bie Fichte 1: für die Stiefer I u für die Buche 

Alter ER Standortsklaſſen 

—— 

Jahre J Feſtmeter auf I ha 


20 = - | -[|s|ie]| 9; 7JjeJeınj 9] 7j a 
30 a'slaisın no) 8s|laiıım a |w| 6 
40 517192 17 | | 

50 47 | 37 | 9 2o 34 27 2i 17 i4535 io lıs | 10 
60 | 
70 | 
80 

90 





55 | 44 85 2889 381 24 19 16 838 80 28 17 11 
52 389 26 85 28 28 18 14 38 31 2518 182 

60 | 8 | 36|5|35 | 21 | 16 | 18 | 865 I 9 28 | 16 | 1 
566 4 38 2228 23 17 14 1128 24 20 14 10 

100 45 40 30 201 283 18 | 14 | 
13223 iß 2 — — 120 17 158 — | — 











13) Die Ertragdtafeln für den Hauptbeſtand die Vorertragstaſeln der Veröffentlichung von 
find den in der Litteraturüberficht auf Seite 2838 | Dandelmann in der Zeitichrift für Forſt— 
angegebenen Schriften von Baur über die Fichte und Jagdweſen (XIX. Jahrgang 1887. ©. 73) 
und Buche und von Schwappach über die Kiefer, | entnommen. 
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$ 23. Eine wichtige Rolle in der theoretijchen Begründung der forftlihen Wirtjchaftsziele 
ipielen die Begriffe des „Normalzujtandes“ und des „Normalvorrats“. Der 
Entwidlung diefer Begriffe find einige Bemerkungen über den Gegenjag des „nachhaltigen“ 
und des „ausjegenden Betriebs” vorauszujchiden. Nah dem in der forftlihen Litteratur 
berrichenden Sprachgebraud) beruht der Begriff des nachhaltigen Betriebs auf der wirtjchaft: 
lichen Zujammengehörigfeit einer in den Altersklafjen derart abgejtuften Mehrheit von Walp- 
beftänden, daß hiedurch der Bezug einer ununterbrochen fließenden Nugung verbürgt wird. 
Dem entgegen ift der ausjegende Betrieb dadurch gekennzeichnet, daß der einzelne Wald— 
beitand als eine für ſich beftehende Einheit aufgefaßt wird, und die Bezeichnung eines jolchen 
Betriebs als eines ausjegenden iſt hiernach auf die Thatſache des nur periodischen Eingebens 
von Nußungen zurüdzuführen. Die Einrichtung eines nachhaltigen Betriebs ift an eine be- 
ſtimmte, nad) der Betriebsart wechjelnde Minimalfläche gebunden, bietet aber, woferne dieje 
Borausfegung zutrifft, eine Reihe erheblicher wirtichaftlicher Vorzüge, deren Erfenntnis dazu 
geführt hat, daß die Einhaltung eines nachhaltigen Betriebs für die Bewirtſchaftung der 
Staats: und Gemeindeforjte und für die fideitommifjariich gebundene Verwaltung der grö— 
ßeren Privatforjte vorgejchrieben zu jein pflegt. Es möge genügen, darauf hinzurmeijen, 
daß der nachhaltige Betrieb die Vorausſetzung für eine dauernde Bedarfäbefriedigung und 
für eine gewiſſe Stetigfeit des Angebots und daß derjelbe zugleich die unentbehrliche Unter: 
lage für eine in regelmäßigen Bahnen fich bewegende Etatswirtichaft, wie für eine auf die 
Dauer berechnete Einrichtung der Verwaltung bildet. 

Der Begriff des nachhaltigen Betriebs fteht zunächſt in Beziehung zu demjenigen der „Be: 
triebsklaſſe“. Diejelbe jtellt jich dar als die Gejamtheit der Beſtände, welche zu gemeinjchait: 
liher Ordnung eines in fi) nachhaltigen Betriebs verbunden find. Solches leitet hinüber 
auf den Begriff des „Normalzujtandes“. Derjelbe iſt nämlich dann als vorhanden zu 
betrachten, wenn innerhalb der einzelnen Betrieböklafje die Bedingungen der Einhaltung eines 
nachhaltigen Betriebs im jtrengiten Sinne des Worts, alfo der Erhebung einer fortlaufenden 
Nugung von jährlic annähernd gleicher Größe gegeben find. Diefe Bedingungen find das 
VBorhandenjein de3 „normalen Zuwachſes“ und der „normalen Ultersitufenfolge”. Der nor: 
male Zuwachs jegt eine ſolche Beichaffenheit der Beftände voraus, bei weldyer durch deren 
Zuwacsthätigkeit dem Boden die feiner Ertragsfähigkeit entiprechende volle Produktion ab- 
gewonnen wird. Den Gegenjag zu dem normalen bildet der „zeitliche“ d.h. der unter der 
Einwirkung zufälliger Faktoren im Walde thatjächlid vorhandene, den Normalzuwachs in 
der Höhe nicht erreichende Zuwadjs. Die Abnormität des zeitlichen Zuwachſes kann auf 
verjchiedene Urjachen zurüdzuführen jein und demnach auch in verjchiedener Weije fich äußern, 
jo z. B. in einer dem Standort nicht angemefjenen Zufammenjegung des Beitandesmaterials, 
in einer durd äußere Eingriffe herbeigeführten Unvollkommenheit der Beitodung, mitunter 
wohl auch in einer durch unmirtichaftliche Höhe des Alters bedingten Nüdgängigfeit einzelner 
Beitände. Der zweite Faktor des Normalzujtandes, die normale Altersftufenfolge, ift dann 
vorhanden, wenn die jämtlichen in der Umtriebszeit enthaltenen Alteröglieder mit gleichem 
Flächenanteile in der Betriebsklafje vertreten find. Den einfachjten rechneriſchen Ausdrud 
findet diejes Verhältnis bei der Form des Kahlſchlagbetriebs, indem hier die normale Jahres: 
ſchlagfläche in einem Duotienten ſich darftellt, in welchem die Geſamtfläche der Betriebsklaſſe 
ald der Zähler und die der Umtriebszeit entiprechende Anzahl von Jahren als der Nenner 
erjcheinen. Meift wird die normale Altersitufenfolge graphiſch in der Weije dargejtellt, daß 
auf einer Horizontallinie die einzelnen Bejtandesglieder als Rechtede von gleicher Breite und 
einer nach dem Bejtandesalter wechſelnden Höhe, gewiljermaßen in dachförmiger Höhenab- 
ftufung, aneinandergereiht werden. Der Normalzuftand jelbft findet fich in der Wirklichkeit 
wohl nirgends in vollkommener Weije vor und würde, auch wenn die Wirtichaft in einzelnen 
Fällen dem idealen Zujtande jich nähern jollte, auf die Dauer ſich nicht fejthalten laſſen und 
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jwar um deswillen, weil die Betrieböftörungen durch Eingriffe der äußeren Natur ſich in 
der Forjtwirtichaft ala zu mächtig erweijen. Wenn hiernady der Schwerpunkt jeiner Be— 
deutung im Bereich des Lehrgebäudes zu juchen ift, jo wäre es gleichwohl eine irrtümliche 
Auffafjung, wenn diefe Bedeutung ausjchließlic nur in das Gebiet der Theorie verwieſen 
werden wollte. Vielmehr ift der Normalzujtand auch für die praftiichen Maßnahmen des 
Forjtbetrieb3 von grundlegender Wichtigkeit, wenn auch nicht al3 ein Zuſtand, deſſen volle 
Verwirflihung ſich erhoffen ließe, jo doch als das Wirtichaftsziel, welches jtet3 im Auge 
behalten werden muß und dejjen Anbahnung gleichbedeutend ift mit der Begründung der 
Ordnung und Stetigfeit des Wirtichaftsbetriebs. 

Dem Normalzuftand entipricht im Rahmen der einzelnen Betriebsklaſſe ein beftimmter 
Mafjenvorrat der Gejamtheit der Bejtandesglieder, welcher ald „Normalvorrat“ be 
zeichnet wird. Diejer Normalvorrat jtellt fi) von jelbjt her, wenn der normale Zuwachs 
und die normale Altersjtufenfolge vorhanden find, und e3 erjcheint jomit der Normalvor- 
rat nicht ald eine Bedingung des Normalzuftandes, jondern als eine Folge der erwähnten 
Faktoren. Die Größe des Normalvorrats läßt fich für eine gegebene Betriebsklaffe auf doppelte 
Art berechnen, wobei übrigens in beiden Fällen der Normalvorrat der ganzen Betriebsklaſſe 
durch Summierung des Mafjenvorrat3 der einzelnen Altersftufen gefunden wird. Das erjte 
Verfahren ijt nur ein Näherungsverfahren und beruht auf der Unterftellung, daß die Maſſen— 
vorräte der einzelnen Betandesglieder ſich als Glieder einer arithmetiichen Reihe darjtellen. 
Hiebei wird die Maſſe des einzelnen Bejtandesglieds ald Produkt des Durchſchnittszuwachſes 
und des jeweiligen Beſtandesalters aufgefaßt und erfterer der Einfachheit halber in ſämt— 
lien Gliedern als gleich groß und zwar in der Höhe des Durchichnittszumachjes des ältejten 
Beitandesglieds angenommen. Der Normalvorrat wird aladann berechnet unter Anwendung 
der Formel für die Summierung der arithmetifchen Reihen. Ohne auf Einzelheiten einzu: 
gehen, möge nur bemerkt werden, daß in diejem Falle der Normalvorrat der Betriebsklaſſe 
ald das Produkt aus der halben Umtriebszeit und der Mafje des älteften Schlags ſich dar- 
jtellt. Da nun die Betriebsflaffe im Normalzuftande jo viele Bejtandesglieder enthält, als 
die Umtriebözeit Jahre zählt, jo entfällt auf die Flächeneinheit des Hektars eine Durchjchnitts- 
größe des Normalvorrat3 gleich der Hälfte der Maſſe des ältejten Schlags. Dieſe Berech— 
nungsart trägt den Stempel des Notbehelfs in Ermangelung von Ertragdtafeln. Liegen 
jolhe vor, jo bejteht da3 der Wirklichkeit am nächſten fommende Verfahren darin, daß 
der den Normalvorrat zujammenjegende Mafjenvorrat der einzelnen Bejtandesglieder un- 
mittelbar einer Normalertragstafel entnommen wird. Hiebei fünnen beim Hochwaldbetrieb 
jur Bereinfahung anftandslos je 1Ojährige Altersftufen zufammengefaßt werden. Auf diejer 
Grundlage ergeben fich die nachitehenden, aus den Normalertragstafeln für die Fichte und 
Buche abgeleiteten Ziffern für den Normalvorrat auf der Flächeneinheit des Hektars. 
Normalvorrat an Derb- und Neisholzmajse auf der Fläcdeneinheit des Heltars, 





2 Fichte | Buche 
ea m — u = E Standortöflafien a aan 
I I m) vw | a it m | ıv | v 
Sabre | _ | u Feſtmeter auf 1 ha 
50 280 201 142 97 171 129 94 68 42 
60 339 250 179 124 212 164 121 88 54 
70 386 206 214 148 254 200 148 109 | 68 
80 434 341 248 171 235 235 175 131 82 
90 479 382 280 193 334 270 202 152 | 96 
100 521 420 311 214 373 303 229 173 | 111 
110 561 456 | 340 233 410 335 255 193 | 125 
120 600 490 866 Bl 446 367 281 214 | 140 


| | 
Sandbuch d. Polit. Delonomie. II, 1. 4. Aufl, 19 
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$ 24. Defonomijch betrachtet, ift e8 von bejonderem Intereſſe, dad Verhältnis zwiſchen 
dem Normalvorrat und dem jährliden Etat des Normalwalds, welcher aus dem Haupt: 
ertrag des älteften Schlagd und den Borerträgen der jeweilig zur Durchforftung geeigneten 
jüngeren Bejtandeäglieder ſich zuſammenſetzt, kennen zu lernen. Diejed Verhältnis wird als 
„Nutzungsprozent“ bezeichnet, indem der Normalvorrat gewifjermaßen al3 Kapital, 
der Etat ald Zins gedacht wird. Nicht zu verwechſeln ift diefes Nutzungsprozent mit dem 
früher erwähnten Zuwachsprozent, weldyes dad Berhältnis zwifchen der Mafje eines Be- 
ftandes in einem beftimmten Alter und dem laufenden Jahreszuwachs in diejem Alter aus- 
drüdt. Immerhin giebt ji) in dem Gange des Zuwachs- und Nugungsprozents eine gewifie 
Nehnlichkeit fund, jo namentlich in der Richtung, daß beide Prozente mit Zunahme des Alters, 
beziehungsweije der Umtriebszeit ſinken. Solches findet darin feine Erklärung, daß mit 
wachſendem Alter der Nenner des Bruch, d.h. die die Mafje, beziehungsweije der Normal: 
vorrat in ftärferem Berhältniffe fteigt, al& der Zähler, d. h. die abjolute Zuwachsgröße, 
welche in den oberen Stufen jogar wieder zu ſinken beginnt. Auch darin beiteht eine gewiſſe 
Uebereinftimmung, daß das Zuwachs- und Nußungsprozent in den geringeren Bonitäten 
einen etwas höheren Stand zeigen, als auf den bejjeren Standorten, was wiederum darauf 
zurüdzuführen ift, daß unerachtet der auf dem bejjeren Standort höheren Zuwachsgröße dod 
der im Nenner des Bruchs wirkende Faltor der Maſſe, beziehungsweije des Normalvor- 
rat3, welche auf den bejjeren Bonitäten erheblich höher find, in ftärkerem Verhältniſſe Ein- 
fluß äußert. Doch ijt wenigjtens beim Nutzungsprozent der Unterfchied nach den Bonitäten 
nur ein geringfügiger, während die Einwirfung der verjchiedenen Umtriebshöhe in jehr deut: 
liher Weije zu Tage tritt. Der Stand des Nugungsprozent3 für die Fichte und Buche ift 
aus der hiernady folgenden Zufammenjtellung erfichtlich, deren Ziffern einerjeitd aus der auf 
Seite 289 vorgetragenen Normalvorratätafel und andererjeits aus der auf Seite 285 mit: 
geteilten Durchichnitt3zumachstafel abgeleitet find. 

Tafel der Nugungsöprozente 























ER Fichte Bude 

rg Fi . 2 Standortsflafjen an — J 
I u m|wvw| ee j ım, mm iv 

2:7 — 
50 4,3 4,6 4,7 4,8 4,7 9 | 50 | 50 |50 
60 3,7 3,9 4,1 4,1 4,0 4,2 43 | 43 | 43 
70 3,8 3,5 3,6 3,6 36 | 3,6 38 | 389 40 
80 2,9 3,1 3,2 3,2 3,2 3,3 34 | 34 | 3,5 
90 2,7 2,8 2,9 2,8 2,9 29 | 30 | 30 32 
100 2,4 25 ı 236 2,6 2,5 26 | 2937| 237 28 
110 2,2 28 | 23 2,3 2,3 24 | 24 | 24.235 
120 20 21 2 20 1 | 21 | 22 | 22,28 





Das Nutzungsprozent drüdt das Verhältnis ziviichen dem Normalvorrat und dem Etat 
bei Worhandenjein des Normalzuftandes aus. Dies fünnte Unlaß geben, noch einige Worte 
darüber beizufügen, in welcher Weiſe der Nutzungsetat in der Wirklichkeit gebildet wird. 
Auf diefem Gebiete haben jich verjchiedene Methoden der Ertragsregelung im 
Laufe der Zeit herausgebildet, jo die Schlageinteilung, die Fachwerksmethoden, die Formel— 
oder Normalvorratsmethoden und das Verfahren der Beſtandeswirtſchaft. So verlodend 
eö wäre, am Sclufje des gegenwärtigen Abjchnitts auch auf die Methoden der Ertrags- 
regelung noch einzugehen, jo muß doch hierauf verzichtet werden teild des zur Verfügung 
jtehenden Raums halber, teils im Hinblid auf den Umftand, daß der Schwerpunkt in der 
Bedeutung diejes Gegenftandes doch mehr auf fachmänniſchem Gebiete zu juchen ift. 
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V. Die Wahlder Umtriebszeit und die Reinertragsfrage. 


R. Breßler, Der rationelle Waldwirt und jein Waldbau des höchſten Ertrags. an 
und oe D eh Die Hauptlehren des FForftbetriebs. 1871. Derf., Foritfinanzrehnung. 4. N. 
1886. R. und 9. N Beleuchtung des rationellen Waldwirts. 1861. 9. Burd — 
Der Waldwert. 1860. H. L. Boſe, Beiträge zur Waldwertberechnung 2c. 1868. Derſ., Das 
forſtliche zur, 1889, G. Heyer, Unleitung zur Waldwertrehnung. 1865; 4. I. von 
Bimmenauer. 1892. Derf., Handbuch ber forftlihen Statik, 1871. Braun, Der io. rationelle 
Waldwirt. 1865, Derf., Staatsforitwirtichaft und Bodenreinertragstheorie. 1879, G. Kraft, 
Zur Praris der Waldwertrehnung und forftl. Statik. 1888. Der ſ. Veiträge zur forftlichen Zus 
wachsrechnung und zur Lehre vom Weilerprocent. 1885. Derf., Beiträge zur forftl. Statik und 
Baldwertrechnung. 1887, Deri, lieber die Beziehungen des Bodenerwartungswerts 2c. zur Rein: 
eıtragslehre. 18%. %. Baur, Handbuch der Waldwertberehnung. 1886. J. DedT, Waldwert- 
tehnung und Statik, X. Abichn. in Lorey's Handbuch, 1887. B. Borggrepde, Die Foritab- 
Ihägung, 3. Teil: Die Waldwertredinung. 1888. GC. Fredy, Die Methode der Taufchwerte, 1888, 
8. Wimmenauer, Grundriß der a a S forſtlihen Statik. 1891. H. Martin, 
Die Folgerungen ber Bodenreinertragstheorie ꝛc 9. Stöger, Waldwertrechnung und 
foritliche Statik. 189. M. Endres, Waldwertrehnung und forftliche Statik. 1894, 

$25. In ökonomischer Hinficht, privatwirtichaftlich und volfswirtichaftlich, ift von größter 
Wichtigkeit die Frage nad) den Grundjägen, welche für die Einrichtung des Forjtbetriebs 
maßgebend jein jollen. Dieje Frage hat an und für fich einen allgemeinen Charakter und 
erſtreckt fich in gleicher Weife auf die Wahl der Holz» und Betriebsart wie auf die Wahl 
der Umtriebszeit. Nachdem aber die Würdigung der Wirtſchaftsformen jchon in dem III. Ub- 
ihnitte erörtert wurde, ift hier die Frage nad) den Beftimmungsgründen für die 
rihtige Wahl der Umtriebszeit zu behandeln, eine frage, welche auch auf dem Ge- 
biete der bezüglichen forftlichen Lehre jtet3 im Mittelpunfte des Intereſſes geſtanden hat. 

Die Umtriebszeit ift das durchichnittliche Hiebsalter der zu einem nachhaltigen Betrieb 
unter jich verbundenen Beftände. Mit demfelben muß fid) das Alter, in welchen der ein- 
jelne Beſtand zum Einjchlage gelangt, nicht notwendig deden; vielmehr liegen in zahlreichen 
Fällen Anläffe vor, für den Einzelbeftand ein von der Umtriebszeit mehr oder weniger weit 
abweichendes Haubarfeitäalter feitzujegen, jo aus Rüdjichten der räumlichen Anordnung der 
Hieböfolge, der zeitlichen Zuwachsverhältniſſe ꝛc. Doc find die hier in Betracht fommenden 
Faktoren nur technifcher Natur, während in der Frage der Bemefjung der Umtriebszeit, 
nad deren Schwerpunft das Haubarfeitsalter der einzelnen Bejtände fich ohnehin zu neigen 
pflegt, die öfonomischen Rüdfichten in den Bordergrund treten. 

826. Der ®ejihtspunfte'*, wonach die Umtriebszeit geregelt werden kann und 
geregelt wird, find mehrere. 

Als ein jolher wird häufig die Nachhaltigkeit des Holzertrags hervorgehoben. 
Es läßt ſich jedoch entgegenhalten, daß dem Nachhaltigkeitsbegriff an fich eine entjcheidende Be- 
deutung für die Bemefjung der Umtriebäzeit deshalb nicht beigelegt werden kann, weil ein 
nachhaltiger Betrieb nicht nur bei den verjchiedenen Betriebsarten, jondern auch innerhalb 
der einzelnen Betriebsart bei verfchiedener Höhe der Umtriebszeit möglich ift. So läßt ſich 
ein nachhaltiger Betrieb für den Niederwald wie für den Hochwald und innerhalb des legteren 
für den 8Ojährigen wie für den 120jährigen Umtrieb einrichten, 

Ein zweiter Gefihtspuntt ift der Natur der Holzbeftände entnommen. In dieſer 
Hinficht jpielt zumächit die Betriebsform eine Rolle. Schon in der Betrachtung über die 
Wirtſchaftsformen wurde hervorgehoben, daß die Umtriebszeit bei einzelnen dieſer Formen 
in gewiſſe natürliche Grenzen eingejchlojjen jei. So iſt beim Niederwaldbetrieb die Aus- 
ſchlagfähigkeit an eine beftimmte Altersgrenze gebunden. In ähnlicher Weiſe wirkt bei den 
auf Naturverjüngung gegründeten Hochmwaldformen die Samenerzeugungsfähigfeit der Be- 
jtände auf die Bemefjung der Umtriebszeit mitbeitimmend ein, während beim Kahlichlag- 
14) Bol. insbefondere G. Heyer, Statif. S. 32 ff. 
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betrieb mit fünftlicher Aufforftung dieje waldbauliche Schranke in Wegfall fommt. Inſoweit 
derartige, in natürlichen Verhältniſſen begründete Einflüjje hervortreten, pflegt man aud 
wohl von einer „phyfjiihen Umtriebszeit“ zu reden. Diejer Begriff ift freilich ein 
etwas jchwanfender. Meift wird er nur auf die obere Umtriebögrenze bezogen. Eine weiter: 
gehende Bedeutung kann aber der in diejem Sinne aufgefaßten Umtriebszeit faum beigelegt 
werden, da der Grundſatz der Wirtjchaftlichfeit an fich ſchon erfordert, den Zeitpunkt des 
phyfiichen Rüdgangs der Bejtände nicht abzuwarten. Uebrigens könnte hier auch eine untere 
Grenze in dem Sinne in Frage kommen, daß mindejtens der Eintritt der „Reife“ der Be: 
jtände vorausgejegt werden müßte. Freilich läßt fich der Begriff der Keife bei dem Haupt: 
produft des Waldes nicht mit derjelben Schärfe umgrenzen, wie bei den Erzeugnifien ber 
Landwirtichaft. Mit unreifem Korn iſt für den Zwed der menichlichen Nahrung überhaupt 
nicht3 anzufangen, während Holz in jedem Alter wenigjtens zum Brennen braudbar ift. 
Immerhin kann auch beim Holzbejtande in einem übertragenen Sinne von Unreife dann 
wohl gejprochen werden, wenn die Nußbarkeit des Beitandesmateriald in dem betreffenden 
Ulter noch eine unverhältnismäßig geringe ift. Ein Beijpiel bildet die Schwierigfeit, mit 
welcher die Verwertung umreifen Bejitandesmateriald in jüngeren durch Schneebrucd heim: 
gejuchten Beſtänden verfnüpft zu jein pflegt. 

Auch mit einer dritten Kegel, man jolle alles Holz erzeugen, was quantitativ und quali» 
tativ von den menſchlichen Bedürfniſſen erfordert werde, iſt nicht viel anzufangen, 
weil der Bedarf im ganzen und an einzelnen Sortimenten nicht bejtimmt ift, das angebliche 
Bedürfnis ungerechtfertigt jein fann und von dem Preis und den Erjagimitteln des Holzes 
abhängt, das nötige Holz auch von außen zugeführt werden kann. Nur in der ijolierten 
Wirtichaft ijt die Forderung begründet, und wo es ji) um gewiſſe Hölzer 3. B. für den 
Schiffbau oder einzelnen Jnduftrien handelt hat jie unter Umftänden Berechtigung. Bei 
unjeren Berfehröverhältnifjen aber vom Holzzüchter verlangen, er jolle jeine Wirtſchaft für 
die Dauer eines ganzen Umtriebs ohne jede andere Rüdjicht durch das augenblidliche Bedürfnis 
der Menjchen bejtimmen lafjen, wäre unbillig. 

$ 27. Der eben erwähnte Gefichtspunft berüdfichtigt nur das Bedürfnis des Konfumenten, 
aber weder den ganzen Erzeugungsaufwand noch das techniihe Moment der Produktion 
jelbjt. Das legtere Moment, nicht auch das erftere, kommt bei einem vierten Gefichtäpunft 
zur Geltung in der Forderung, daß man auf dem gegebenen Areal jo viel Holz als 
möglich erzeugen joll. Die nad) diejer Regel zu wählende Umtriebözeit des höchſten 
Mafjenertrags fällt in den Zeitpunkt, in welchem der durchſchnittliche Maſſenzuwachs 
jein Marimum erreicht hat und zu ſinken beginnt. Rüdfichtlich des Eintritt3 der Kulmination 
des Durchſchnittszuwachſes ift auf die eingehenden Darlegungen des vorigen Abjchnitts Be- 
zug zu nehmen. Im allgemeinen kann gejagt werden, daß die früher herrichenden Anſchau— 
ungen, wonach das Marimum des Durchichnittszumachjes in ein jehr hohes Bejtandesalter 
fallen würde, durch die Ergebnifjfe der neueren Berjuchsflächenaufnahmen eine Berichtigung 
erfahren haben, injoferne die Kulmination bei den unterjuchten Holzarten im ganzen und 
zwar vorzugsweije auf den bejjeren Standorten in einem früheren Alter eintritt, als jeit: 
her meijt angenommen wurde. Doc fommt auf der anderen Seite in Betracht, daß der 
Durdichnittszumwachs auch nach der Kulmination während einer noch ziemlich langen Periode 
ſich auf beträchtlicher Höhe hält und nur ganz allmählich abnimmt. Auch wird der Eintritt 
des höchſten Standes hinausgerüdt, wenn, wie es vom Standpunkte der Frage nad) der größten 
Holzmafjenerzeugung gerechtfertigt ift, auch die Borerträge einbezogen werden. Die in dem 
vorausgehenden Abjchnitt auf dieſer Grundlage angeftellte Berechnung hat ergeben, daß die 
Kulmination bei der Fichte und Buche um das 90.—100. Fahr und nur bei der Kiefer in 
einem um 20—30 Jahre früheren Beitpunft eintritt. Für die Wahl der Umtriebszeit des 
höchſten Mafjenertrags pflegt geltend gemacht zu werden, daß derjelbe die Befriedigung des 
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Holzbedarf3 auf der kleinſten Strede ermögliche. Dem läßt fich entgegenhalten, daß die Er- 
zeugung der größten Holzmafje für ſich allein noch nicht al3 der wirtſchaftlich ausſchlag— 
gebende Gefichtäpunft erachtet werden fann. 

Bon diejer Umtriebszeit unterfcheidet fich die Umtriebszeit der höchſten Wertser— 
zeugung baburd, daß diejelbe nicht bloß den Maſſenzuwachs, jondern gleichzeitig den Werts— 
zuwachs berüdjichtigt, welcher im höheren Bejtandesalter dadurch herbeigeführt wird, daß 
mit der Zunahme der für den Gebrauchöwert maßgebenden Dimenfionen auch eine Erhöhung 
des Preijes der Maßeinheit, aljo des Feitmeters, Hand in Hand zu gehen pflegt. Bei vor: 
berrichender Brennholzwirtichaft, wie im Buchenhochwald, tritt diejer Faktor mehr zurüd. 
Um jo ftärfer macht er ſich in der Nugholzwirtichaft geltend, fo bei der Eiche und im Nadel: 
holzwalde. In welche Altersftufen die Umtriebszeit der höchften Werterzeugung falle, läßt 
fih zwar nicht in allgemein giltiger Weije fetitellen. Namentlich find auf deren Höhe 
die örtlich und zeitlich wechjelnden Abjag- und Preisverhältnifje der verichiedenen Nutzholz— 
fortimente von Einfluß. So hat beijpielsweije die Entwidelung der Eellulojefabritation, welche 
Hölzer aus nicht zu Hohen Umtrieben bevorzugt, neuerdings in der Richtung einer Ermäßigung 
diejer Umtriebszeit wenigjtens örtlich eingewirkt. Im großen und ganzen bejteht aber doc) 
die Regel, daß der Wertszuwachs dem höheren Beitandesalter vorzugsweiie eigen ift. Dies 
tritt rechnungsmäßig darin zu Tage, dab mit der Zunahme des Umtriebs nicht bloß bie 
Nugholzausbeute an ich, jondern namentlich der prozentiiche Anteil der meift höher im Preiſe 
jtehenden ftärferen Nugholzklaffen entiprechend wächſt. Immerhin kann gegen die Umtriebs- 
zeit der höchſten Werterzeugung die Einwendung erhoben werden, daß fie nur auf den Roh— 
ertrag, nicht aber auf die Produktionskoſten Rückſicht nehme. 

$ 28. Es iſt endlich auf diejenigen Betriebseinrichtungen einzugeben, welche den Rein— 
ertrag zum Bielpunft ihres Strebens haben. Man untericheidet dabei zwei Formen, 
die fich dadurch kennzeichnen, daß bei der einen außer den Erntefoften nur der Aufwand 
für die Kultur mit Einjchluffe des Wegbaus und für die Verwaltung vom rohen Gelder: 
trag abgezogen wird, während nad der anderen noch außerdem der Zins des zur Holz- 
produktion erforderlichen und dabei thätigen Holzkapitals in Abzug fommt. Der Reinertrag 
in jenem Fall Heißt die Waldrente, in diefem Fall die Waldbodenrente; das Biel 
der Wirtichaft ift dort die Gewinnung der größten Waldrente, hier der größten Bodenrente. 

Der Rohertrag wurde bisher nur als aus Holz; oder dem Erlös daraus beftehend auf: 
gefaßt und es wurde von den Nebennußungen abgejehen. Dies joll auch jet feftgehalten wer: 
den, weil meift die Gewinnung der wertvolleren Nebennugungen auf Koſten des Holzzu- 
wachſes gejchieht, ein Anſatz für jene jomit eine Minderung des Ertrag aus dem Holz zur 
Folge haben müßte. E3 jcheint richtig, ich die verjchiedenen Betriebsformen mit der Unter: 
ftellung Har zu machen, daß dabei lediglich das Hauptproduft in Frage kommt, und von allen 
Nebenmomenten abzujehen, die in ihrer Bedeutung jehr verichieden und zutreffenden Falls 
feicht zu ergänzen find. 

Die Erntekoften werden bei den in Rede jtehenden Berechnungen regelmäßig vom Roh: 
ertrag unmittelbar in Abzug gebracht. 

Die Kulturkoften find natürlich ſehr verjchieven und hängen vorzugsweiſe von der Art 
der Verjüngung, in zweiter Linie von dem angewandten Kulturverfahren ab. Bei der Natur: 
berjüngung können die Kulturkoften ganz in Wegfall kommen; doch wird zumeift wenigjtens 
eine Ergänzung der Naturbefamung durch Füllung von Lüden in Rechnung zu nehmen jein. 
Wird auf künftlihem Wege durch Pflanzung verjüngt, jo können die Kulturkoſten einjchließlich 
des Aufwands für die Erziehung der Pflanzen und für Nachbejjerungen auf mehrere hundert 
Mark für 1 Hektar anfteigen. Da ertreme Fälle unbeachtet bleiben können, jo find in den 
unten folgenden Berechnungen bei der Fichte 120 M., bei der Kiefer 100M. und bei der 
Buche 30 M. pro ha in Rechnung genommen. 
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Die Koften für die Verwaltung, für den Forjtihub, für Steuern u. dgl., welche als „jähr- 
lihe Koſten“ zufammengefaßt zu werden pflegen, find der Natur der Sache nad) vielfad 
wechjelnd, weshalb es jchwer ift, einen allgemein brauchbaren Anſatz hiefür zu machen. In 
Erwägung des Umjtandes, daß wenigjtens der Aufwand für Steuern nad) den Holzarten 
und Bonitäten wechjelt, wurde hiernad) für die II. Bonität der Fichte 4,5 M., für die III. Boni- 
tät der Fichte und die II. Bonität der Kiefer LM. und für die IIT. (mittlere) Bonität der 
Buche 35 M. pro Hektar in Nechnung genommen. 

8 29. Die Umtriebszeit der höchſten Waldrente oder, wie jolche ebenfalls be: 
zeichnet wird, des höchften „Waldreinertrags“ fällt in denjenigen Zeitpunkt, in welchem der 
Ueberſchuß des Rohertrags über die unmittelbaren Betriebskoſten beim nachhaltigen Betrieb 
ein Marimum erreicht. Der rechnerijche Ausdrud für diefe Umtriebszeit unter Zugrund: 
legung des Normalzuftandes wird gefunden, wenn man von der Summe des auf dem ältejten 
Schlag anfallenden Hauptertragd und der in den durchforjtungsfähigen Bejtänden fich er: 
gebenden Vorerträge die Betriebskoften, welche fich abgejehen von den Erntekoften aus dem 
Kulturaufwand auf der Schlagflähe und den auf die gefamte Fläche der Betriebsklaſſe ent: 
fallenden Aufwand für Verwaltung, Schuß und Steuern zufammenjegen, in Abzug bringt, 
die verbleibende Differenz mit der Zahl der Jahre, welche die Umtriebszeit umfaßt, teilt 
und dieje Rechnung für verjchiedene Umtriebszeiten in vergleichender Weife durchführt. Werben, 
wie es üblich ift, der erntefoftenfreie Hauptertrag mit Au, die Vorerträge mit Dqı, Ds xc., 
die Kulturfoften mit c, die Verwaltungskoſten mit v und die Umtriebszeit mit u bezeichnet, 
jo ergiebt fich folgender Ausdrud für die Waldrente auf der Flächeneinheit des Hektars: 

Au + Du + De +..... +Dqau-(ce+tuxv) 


u 
Die Umtriebszeit der höchſten Waldrente entfernt fi) nur wenig von der Umtriebszeit 
der höchſten Wertserzeugung, welche ihrerjeit3 in dem Marimum von 
Au + Dg + De +..... + Da. 


u 

ihren Ausdruck findet. Solches aus dem Grunde, weil die Verwaltungskoſten auf den Ein- 
tritt des Marimums überhaupt ohne Einfluß find und die Kulturfoften bei gleichem Betrag 
pro ha mit zunehmender Höhe des Umtriebs wegen diesfalls eintretender Berminderung 
der Jahresſchlagfläche im nachhaltigen Betrieb abnehmen, 

Die hiernach folgende Berechnung ift der Naumeriparnis halber auf die II. und III. Bonität 
der Frichte, die II. Bonität der Stiefer und die III. (mittlere) Bonität der Buche befchränft worden. 
Hiebei find die Ziffern der früher mitgeteilten Ertragstafeln — übrigens, um eine Annäherung 
an die in der Wirtichaft im Großen thatſächlich obwaltenden Verhältniffe zu erzielen, unter Er: 
mäßigung der Normalertragsjäge für die Nadelhölzer um 20% und berjenigen für bie Buche 
um 15°, — fowie mittlere Preisverhältniffe unter Berüdfichtigung des mit zunehmendem Alter ein— 
tretenden Wertszuwachſes zu Grunde gelegt. Die Säge für die Kultur: und Verwaltungsfoiten 

find die oben am Schluffe des $ 28 angegebenen. Bei der Fichte iſt bie Redinung bis zum 120: 
jährigen, bei der Stiefer und Buche bis zum 100jährigen Umtrieb fortgeführt. Die zu Grunde 
gelegten Holz: und Gelderträge pro ha find folgende: 

Fichte, Il. Bonität zu Fichte, IM. Bonität — 
Hauptertrag | Vorerträge | _ Hauptertrag |. Borerträge 


Holze Breis Gerpe | Holz: PER Gelde | Holz: Breis | Gerd: | Holz: Breis Gem: 
Aahre | ertrag zeftn, ertrag ertrag Feſim. erfrag | ertrag Feftm, ertrag ertrag Feitm. ertrag 


Feſtm. M. | M. Feſtm. M M. Feſtm. M. M. [cm M. M. 





Alter | 


30 er re u 80 I - — ss ı io 
40 I u Te 25 45 110 - — 1— 20 4590 
50 320 6 : 190 | 30 5 | 150 | 280 6/10 a 5 120 
60 | 400 7 26001 35 : 55 | 190 | 290 | 6,75 160 | 8 | 55 150 
0 | 460 8 3680| 40 | 6 20 | 30 | 75.350 | 30 6 :180 
so | 590 ı 9 !as0| 35 | 65 0 | 390 | 825 3220 | 30 | 65 00 
9 | 570 | 10 5001 35 | 7 20 | a0 | 9 3880| 7 7 11% 
100 | 615 | 11 | 6760 | 30 | 75 | 220 | 470 | 9,75 6570| 4 | 7,5 | 180 
10 | 650 | 12 78001 25 |! 8 200 | 500 | 105 550 | 20 | 8 ‚160 
la iseol — | —- I — I 1 sl —- | - I 
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Kiefer, IT. Bonität Bude, Il. Bonität 
Hauptertrag _ | Vorerträge Hauptertrag | Vorerträge 


Holz: | FREI® | Gerd: | Holz: Yira | Geib-| Holz: ro, Geld: | Has: ‚ Preis | gerp- 
Jahre | ertrag | Feftn. ertrag ertrag Feim. ertrag ertrag Feſm. ertrag | ertrag Sreftnt. ertrag 
Feſtm. M M. Feſtm. M. M. Feſtm. M. M. Feſtm. M. M. 





Alter 





30 — — — 13 4 | 50 — — — 12 6 70 
40 — _ — 18 45 80 — —77—7 15 6 90 
50 250 6 1500 | 22 5 110 165 ı 6 , 9% 17 6 100 
60 290 T 2080 25 5,5 | 140 210 6 1260 20 6 120 
70 330 7,75 2560 22 6 130 260 6,25 1620 20 6 120 
80 360 : 85 | 3060 10 6,5 130 310 6,5 | 2010 20 6 120 
90 380 | 9265| 8510 | 17 7 120 355 6,75 |, 2400 17 6 ! 10 
100 400 10 400 | — — — 400 7 | 2800 — — — 





Auf der Grundlage vorſtehender Erträge und unter Annahme der Kulturkoſtenſätze von 120 M. 
für die Fichte, 100 M. für die Kiefer und 30 M. für die Buche, ſowie der Verwaltungsfoften: 
fäße von 4,5 M. für die II. Fichtenbonität, 4 M. für die ILL Fichten: und II. SKiefernbonität 
und 3,5 M. für die III. Buchenbonität berechnen fich die Waldrenten für verichiedene Im: 


triebözeiten wie folgt: 











— Maldrente 


für die Fichte, M. Bonität | für die Fichte, II. Bonität 
— Kultur⸗ | Kultur: 
nitriebs⸗ und | .: ı& und f 
i 8 tra Sa. Reinertra 
zeit Haupt: Vor: An Ver: er sale Haupte Vor: | op. | Ver: por * 


u ha ha jertrag erfräge  ertrag wals u. hal ba 


ertrag erträge | 
8 0°. ertrag tungs= tungs⸗ 

koſien | loſien | 

she Im M. m M. M. M. M. M. M. MM. | m 
50 920 190 | 2110 340 170 35,4 | 1380 150 : 1530 320 , 1210| 24,2 
60 2800 340 3140 390 2750 45,8 | 1960 270 | 2230 360 1870 31,2 
70 3680 580 4210 | 430 3780 54,0 | 2550 , 420 | 2970 400 . 2570, 36,7 
80 | 4880 ° 770 ' 5450 480 4970 62,1 | 3220 | 600 , 3820 : 440 3380| 42,2 
90 5700 ! 1000 ! 6700 | 520 6180 68,7 | 38870 . 800 | 4570 480 , 4190| 46,6 
100 6760 | 1240 | 8000 | 570 7430 74,3 | 4570 990 | 5560 520 ' 5040! 50,4 
110 7800 ' 1460 9260 | 610 8650 78,6 | 5250 ° 1170 . 6420 560 5860 153,3 
120 8840 | 1660 ‚10500 | 660 9840 82,0 | 5900 1330 7230 600 66830 | 55,3 





Waldrente 








Gas für die Stiefer, H. Bonität für die Buche, III. Bonität 
— | Kultur⸗ | Bali: 
mtriebe⸗ zu und R | & um : 
i e .1 Sa . . Neinertrag | ESa. NReinertrag 
zeit Haupt⸗ Vor⸗ Rob⸗ Ver⸗ auf | pro Haupt: Vor: oh: er auf ' pro 


ertrag erträge ertrag erträge ertrag „MA 
| tung 


g, U ha); ha 
— koſten | foften 


sn m m min m nm. mn | m mn M. M. 


50 1500 ' 130 . 1630 | 800 | 1830 26,6 | 990 160 | 1150! 205 , 95189 
; | 340 | 1930,32,2 | 1260 ı 260 1520 40 | 1280| 21,3 
70 | 2560 | 380 | 2940 | 330 2560 86,6 | 1620 380 | 2000 275 | 1725 24,6 
80 3060 ' 510 | 3570 420 3150 39,4 | 2010 ° 500 ' 2510 310 | 2200 27,5 
90 3510 640 4150 | 460 3690 41,0 | 2400 620 | 8090 345 | 2675 , 29,8 
100 4000 | 760 . 4760 : 500 | 4260 42,6 | 2800 | 720 | 3520 380 | 8140 | 31,4 
Aus der vorftehenden Ueberſicht gebt hervor, daß die Waldrente bei den höchiten der in Be— 
tracht gezogenen Umtriebszeiten hulminiert. Das weite Hinausrücen der Umtriebszeit der höchſten 
Waldrente bei der Fichte bis in das 120jährige Alter wäre vielleicht nicht in dem Maße zu ver: 
zeihnen gewejen, wenn die in der großen Wirtſchaft in den höheren Altersitufen meiit eintre— 
tende Abnahme der VBollwühligkeit der Beitinde dur h einen jtärferen Abjug an den Zigen der 
Normalertragstafel berüdjichtigt oder wenn eine geringere Wertszunahne zu Srunde gelegt worden 
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wäre. Immerhin fann kein Zweifel darüber obwalten, daß vom Geſichtspunkte der Erzielung 
der größten Waldrente die höheren Umtriebe, wenn auc nach Holzarten wechlelnd, ſich nodı als 
lohnend erweilen. Nod möge auf den Einfluß der Bonität aufmerkfam gemacht werden, welcher 
fi) bei der Waldrente in anderer Nichtung geltend macht, als beim Maſſenzuwachs. Das Ma: 
rimum dieſes Ießteren liegt, wie früher hervorgehoben wurde, auf den befjeren Standorten im 
allgemeinen in einem niedrigeren Alter, als au den geringeren Bonitäten, Bei der Waldrente 
dagegen erweiſt ſich der auf den befferen Standorten beträcdhtlichere und länger andauernde Werts- 
zuwachs als ein die Umtriebszeit hinausrücender Faktor, während bei geringerer Bonität der 
ohnehin weniger ins Gewicht fallende Wertszuwachs früher feine Grenze erreicht. 


$ 30. Bu der Umtriebszeit der höchiten Waldrente fteht im Gegenfage die Umtriebs: 
zeit der höchſten Bodenrente oder, wie folche von den Anhängern der jogenannten 
„Reinertragsſchule“ mitunter ebenfalld genannt wird, die „Finanzielle Umtriebszeit“. 
Indem wir hiermit ein Gebiet betreten, auf welchem das Beſtreben wahrzumehmen ift, die 
wirtſchaftlichen Maßnahmen des praktischen Forftbetriebs der mathematischen Formel zu unter: 
werfen, wird es nicht zu unterlafien fein, zur Orientierung de3 Laien in der forftlichen Lehre 
einige erläuternde Bemerkungen vorauszuſchicken. 

Wenn die Reinertragslehre in der Beftimmung der finanziellen Umtriebszeit gipfelt, 
jo ift dies doch nur eine der verjchiedenen Seiten der Anwendung der Formel, welch letztere 
ebenjo auf die Wahl der Betriebsform und auf die verwandten ökonomiſchen Fragen fi 
übertragen läßt. Hiebei geht die Neinertragslehre zunächſt von dem ausjegenden Betrieb 
aus, indem fie für den einzelnen Beſtand die im Laufe der einzelnen Umtriebszeiten zu ver: 
ſchiedenen Zeitpunkten periodisch eingehenden Erträge und ebenſo die teils periodijch teils jähr: 
ih aufzumendenden Betriebsfoften unter Anwendung der Zinſeszinsrechnung auf die Gegen: 
wart disfontiert und einander gegenüberftellt. Der Ueberichuß des auf die Gegenwart dis: 
fontierten Jetztwerts aller zukünftigen Einnahmen über den in gleicher Weife diskontierten 
Jetztwert der Broduftionskoften wird ald „Bodenerwartungsmert“ und der jährliche Zins 
hieraus ald „Bodenrente“ bezeichnet. Diejenige Umtriebszeit nun, bei welcher der Boden: 
wartungswert oder, was dasjelbe befagt, die Bodenrente fulminiert, ift die finanzielle Um: 
triebszeit. Bei diefen Rechnungen berüdfichtigt die Reinertragslehre in gleicher Weije, wie 
dies auch bei der Berechnung der Waldrente gejchieht, den von ihr als „Qualitätszuwachs“ 
bezeichneten Wertszuwachs und führt meift auch einen fogenannten „Teuerungszumads“, 
welcher eine im Laufe längerer Beitperioden jtetig eintretende Preisfteigerung zur Voraus: 
jegung bat, auf der anderen Seite einen unter den allgemeinen volkswirtſchaftlichen Leib: 
zinsfuß wejentlih ermäßigten jogenannten „forftlichen Zinsfuß“ in die Rechnung ein. Die 
für den ausjegenden Betrieb entwidelten Grundfäge werden von der Reinertragslehre in 
der Folge auch auf den jährlich-nachhaltigen Betrieb übertragen, wobei der Kapitalwert des 
Normalvorrats unter Anwendung der Formeln für den „Beftandeserwartungswert“ und 
den „Beſtandeskoſtenwert“ in Rechnung gejeßt wird. Eine bejondere Seite ftellt endlich die 
Beitimmung der wirtichaftlichen Abtriebsreife der einzelnen Beſtände dar, wozu fich die Rein 
ertragslehre des jogenannten „Weiſerprozents“ bedient. Da defjen Bedeutung mehr nur auf 
dem technijchen Gebiete der Forftbetriebseinrichtung zu fuchen ift, fo kann folches hier aufer 
Betracht bleiben. 

Bevor num aber auf die Entwidlung der Bodenrente näher eingegangen wird, ift die Frage 
zu unterjuchen, welcher Zinsfuß bei deren Berechnung zu Grund zu legen jei. 

$ 31. Die Vertreter der Reinertragstheorie nehmen für ihre Berechnungen meift einen 
jehr niedrigen Zinsfuß an, 2—3 Prozent. Dabei ſtützen fie ſich auf die allgemeine 
Neigung des Zinsfußes zu ſinken; jodann auf die Thatfache, daß das Holz im Walde nad) 
Binjeszinjen zuwachſe, weil der Zuwachs jedes Jahres im folgenden zum neuen Zuwachs 
beitrage, während es jchwer jei, die eingehenden Zinſen von Leihlapitalien alsbald wieder 
verzinglich anzulegen, drittens auf die Annehmlichkeit und Sicherheit der Waldrente; viertens 
auf das vorausſichtliche Steigen der Holzpreife. 
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Zunächſt ift zu beachten, was nicht immer geichehen ift, daß e3 ſich hier nicht um die Rente 
oder den Zins aus einem Grund» oder Anlagefapital handelt, jondern aus einem Betriebs: 
fapital. Es joll die Frage entichieden werden, ob man auf dem gegebenen Waldboden intenfiv 
oder ertenfiv wirtichaften joll, aljo mit einem großen oder Heinen Betriebstapital. Deshalb 
ift Hier nicht entjcheidend, zu welchem Zins man etwa die Rente eines Grundſtücks kauft, 
wobei man überdies von einem Dritten abhängt, fondern welchen Zins man bei einem Ge— 
werbe oder bei einer Yandwirtichaft für das Betriebsfapital rechnet, deijen Höhe zu bejtimmen 
in der Hand des Wirtichafter® liegt. Auch der Landwirt '’) muß fich diejes Höher anrechnen, 
wenn er fich nicht über die wahre Bodenrente täufchen will. E3 wird jelbjt jeßt, wo der 
Binsfuß feit längerer Zeit im Sinken begriffen ift, micht viel Gefchäfte geben, die ſich ihr 
Betriebsfapital auch nur zu 4% verichaffen können, während der bei Kapitalanlagen in 
Grundjtüden erzielbare Zins oft faum 2% beträgt. 

Daß bei den ficherften Wertpapieren, welche, was jehr viel ausmacht, leicht verkäuflich 
find, der Zins jegt nicht mehr ganz 4°, ja bei zur pupillarifchen Anlage geeigneten Ba- 
pieren nicht einmal ganz 3"s %0 beträgt, ift befannt. Bei gleichfalls ficheren Darlehen auf 
Hypothek, die jedoch nicht fo leicht realifierbar find, ift der Zinsfuß höher. Bon den Lebens: 
verficherungsanftalten im deutichen Reich haben 1882 fiebzehn von ihren meift hypothekariſch 
ausgeliehenen Kapitalien 4, bis 4,5 7% erzielt. Daß Holzvorräte leicht realifierbar feien, 
wird Niemand behaupten. Deshalb läßt fich aus dem Bergleich mit gewiſſen Wertpapieren 
ein außergewöhnlich niedriger forjtlicher Zins nicht begründen. — Die Neigung des Bins- 
fußes zum Sinten ift auch nicht unbedingt ficher, indeſſen jetzt wahrjcheinlich. — Die That: 
jadhe, daß die Bäume im Wald in der Progrejfion von Zinfeszinfen wachien, während die 
Binfen von Leihfapitalien oft nur jchwer alsbald zinslich angelegt werden können, ift im 
allgemeinen unbejtritten, fällt aber infofern wenig ins Gewicht, ald größere Kapitalijten, 
die man allein den hauptjächlichiten Waldbefigern (Staat, Gemeinde, Stiftungen, Groß: 
grundbefiger) gegenüberjtellen kann, recht wohl die Zinjen alsbald nugbar zu machen ver: 
mögen, wie das Beilpiel der Berficherungsgeichäfte zeigt. — Ebenjo darf man der An— 
nehmfichteit und Sicherheit der Waldrente nicht allzuviel Gewicht beilegen. Mancherlei Ge— 
fahren von Menjchen und Naturereignifjen bedrohen den Wald. Und dann ift hier nicht 
die Waldrente mit anderen Renten zu vergleichen, jondern die Waldrente bei langer 
Umtrieb3zeit, aljo mit großem Holzvorrat, mit der Waldrente bei geringerem Holzkapital. 
Gerade jedoch Forfte mit langer Umtriebszeit und zwar vorzugsweiſe Nadelhölzer, bei welchen 
der jogenannte finanzielle Umtrieb zunächſt in Betracht fommt, find durch Naturereignifje 
die gefährbdetiten. — Endlich das Steigen der Holzpreife! Gewiß, die Preiſe des Holzes 
find geftiegen, beides de3 Brenn: und des Nubholzes, in Preußen feit dem zweiten Jahr: 
zehnt unjeres Jahrhunderts, jenes ca. 3—400, dieſes 1—300 Proz. '*). Aber es jcheint jehr 
gewagt, daraus auf eine ähnlich große Steigerung des Preijes in der Zukunft zu jchliegen 
und dieſe in Geftalt eines niedrigeren Zinsfußes bei Feftftellung der forjtlichen Umtriebs— 
zeit in Anjaß zu bringen. 

Gegen bie Annahme eines niedrigeren Zinsfußes bei Verehmung der Waldboden- 
rente ald Erjag für den erwarteten, jeboch numterifch nicht zu beitimmenden höheren 
Holzpreis ift an und für fih eine Einwendung nicht zu erheben i). Dagegen ift zu beachten, 
das das mögliche Steigen des Ieteren zum Teil durch das Steigen der Arbeitöpreife ausge: 
glihen wird. Wer das Andringen ber Angeftellten und Arbeiter auf höheren Gehalt und Lohn 
ins Auge faßt, wird ein ſolches Steigen, wie es feither ftattgefunden hat, auch in Zukunft er: 


warten. Da nahezu der ganze Aufwand für den fForftbetrieb aus Arbeit beftcht und berfelbe 
zumeift zwifchen einem Drittel und der Hälfte des Bruttogeldertrags der Forfte ſich bewegt, fo 


15) &öriz, Landwirtichaftliche Betriebölehre | Holzpreife ꝛc. in den preuß. Staatsforften von 
11. ©. 92. Koppe, Aderbau und Viehzucht. | 1800— 1879. Beitichr. des preuß. ftatift. Bur. 1883, 
1841. 1.8 20, ‘ 17) Bgl. Kraft, Zur Praxis der Waldwert- 

16) So redynet U. Eggert, Die Bewegung der | berechnung. S. 21. 
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wird dadurd die Wirkung der erwarteten Preisfteigerung bes Holzes erheblid vermindert, natür: 
lid) je nach Dertlichkeit und Holziortimenten — * Sodann iſt zu beachten, daß beim 
Steigen der Holzpreiſe mit dem Ertrag zugleich der Wert des Normalvorrats ſich erhöht. Das 
allgemeine Steigen der Holzpreife hat denn vielfach mehr zum Niederfchlagen älterer Beſtände 
geführt, als zur Erhöhung der lImtriebäzeit. Von weientlihem Einfluß auf diefe ift nur das 
Steigen des Preifes des älteren ftarfen Holzes, wie die fpätere Sulmination des burchicmitt: 
lichen Wertzuwachſes gegenüber vom Maſſenzuwachs beweiſt. Ein joldes Steigen der Preiſe der 
ftärferen Nusholziortimente ift nun allerdings im Laufe des Jahrhunderts vielfach eingetreten 
und aud in der Zukunft möglich; aber eine nüchterne Prüfung der Thatfahen mahnt doch ehr 
zur Vorficht, nicht allzuviel zu erwarten und nicht Betrieböpläne auf viele Jahrzehnte damit zu 
rechtfertigen '*). 

Stellt man die Gründe für und gegen die Erwartung einer bauernden allge: 
meinen Steigerung der Holzpreiie einander gegenüber, jo fommen als günftige Mo: 
mente in Betracht: die — der Bevölkerung, das allmähliche Zurückgehen der großen Wald— 
beftände im öftlihen und nörblihen Europa und damit die mögliche Verminderung der Hol: 
einfuhr, auch die Ausrodung mancher namentlich privater Waldungen. Als ungünftige Mo: 
mente werden vorausfichtlich wirken: der noch immer zunehmende Verbraud; von Kohlen anitatt 
des Holzes als Brennmaterial, des Eifens und der Steine zu Bauzwecken, die Zunahme des 
Waldareals durch Aufforftung öder Flächen, dad AZugänglichwerden mander bisher wenig be 
nußter Wälder durch beſſere Wege. Vergleicht man dieſe in entgegengelegter Richtung wir: 
kende Momente, fo ift jelbftverftändlih der Schägung ein großer Spielraum gegeben. Das je 
dod) läßt fi) mit Gemwißheit behaupten, daß ein fo ftarf auf die Holzpreife wirkender Faltor, 
wie e8 die Errichtung der Eiienbahnen war, in den nächſten Jahrzehnten ebenfo wenig zu er: 
warten jteht, als eine gleich ftarfe Zunahme der Bevölkerung, wie ſolche im Laufe dieſes Jahr: 
hunderts ftattgefunden hat. Die Wirkung der Eijenbahnen insbefondere, die das Steigen der 
Holzpreife an zahlreihen Orten außerordentlich begünftigten, da und dort freilich durch gleid) 
zeitige Ermeiterung des Abſasbereichs der Erfaßftoffe jenes Steigen beichränkten und binderten, 
muß in der Hauptjahe als abgeſchloſſen angejehen werden. 


Wenn hiernadh die Annahme eines außergewöhnlich niedrigen Binsjages vom Gefichts- 
punkte der künftigen Steigerung der Holzpreife nur ſchwer fich begründen läßt, jo ift doc 
auf der anderen Seite nicht zu verfennen, daß das jeit mehreren Jahrzehnten ftetig ſich voll: 
ziehende Sinten des allgemeinen Leihzinsfußes wenigſtens die Annahme eines mäßigen forft- 
lichen Binsfußes, etwa desjenigen von 3° gerechtfertigt ericheinen läßt. Zur Vergleichung 
jollen die hiernach folgenden Berechnungen außerdem mit 3"/.°/ und andererjeits mit 2" 
und 2°/ vorgenommen werden '*). 

$ 32, Es entfteht nunmehr die Aufgabe, zu zeigen, wie hoch ſich die Bodenrente für die 
einzelnen Holzarten bei verjchiedener Höhe der Umtriebgzeit ftellt. Das Verfahren der 
Berehnung der Bodenrente dem Laien vorzuführen, iſt freilich mit einigen Schwierig: 
feiten verknüpft, weil für diefen Zwed die Anwendung mehrerer Formeln der Zinſeszinsrechnung 
nicht entbehrt werden kann. Betreffend zunächſt die Einführung der Erträge in die Rechnung, 
jo bedarf e3 vor allem der Prolongierung der in verjchiedenen Altersperioden des Beftandes 
eingehenden Vorerträge bis zum Ende der Umtriebszeit. Dies gejchieht unter Antvendung 
des Faktors 1,0 p", wobei n die Zahl der Jahre, bedeutet, welche von dem Beitpunfte des 
Eingehens des jeweiligen Vorertrags bis zum Schluffe der Umtriebs noch verftreichen. Die 
jo gefundenen Endwerte der einzelnen VBorerträge werden jofort dem Hauptertrag zugeichlagen. 
Die Summe des Hauptertrags und der prolongierten Vorerträge ftellt fich nun dar als eine 
alle u Fahre, aljo periodisch je nach Ablauf einer Umtriebszeit eingehende Rente. Der Jeht: 
wert diejer ausjegenden immerwährenden Rente wird berechnet nad der Formel I 3— — Wie 
ſehr dieſer Jetztwert bei gleicher Größe von r durch zunehmende Höhe des Umtriebs herab⸗ 
gedrüdt wird, geht aus den Faktoren hervor, durch deren Multiplifation mit r der Jeht: 
wert erhalten wird. Dieje Faktoren find: 


18) Auch Eggert (a. a. D.) jagt: Zukunfts- 19) Eine Prüfung der Frage vom forftlichen 


vreisberechnungen erhalten durch die neuefte preuß. | Zinsfuß ift von Baur in defien „forſtwiſſenſch. 
Holzpreisftatiftif feine Stüße, | Eentralblatt“ VII. S.309 ff. unterno mmen worden. 
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für eine Umtriebszeit 


bei einem Zinsfuß von Jahren 
bon 50 60 70 80 9% 100 
3°%o 0,296 0,204 0,145 0,104 0,075 0,055 
2/20 0,410 0,294 0,216 0,161 0,122 0,0983 


So beträgt der Jetztwert einer Rente von 1000M. bei 3% Zinjeszinfen für den 60jäh— 
rigen Umtrieb 204 M., für den 8Ojährigen Umtrieb 104 M. und für den 100jährigen Umtrieb 
nur noh 55 M. Dieje Ziffern gewähren eine Vorjtellung davon, wie beträchtlich der Maſſen— 
und Wertszuwachs jein muß, um dem Binjenentgang bei zunehmender Umtriebshöhe das 
Gleihgewicht zu halten. Die Produktionskoſten umfaſſen, nachdem die Erntefoften von den 
Roherträgen fofort in Abzug gebracht worden find, noch die Kulturkoſten und die jährlichen 
Koſten für Verwaltung, Forftihuß und Steuern. Der Jetztwert der Kulturfoften oder, wie 
die Bezeichnung mitunter lautet, das „Kulturkojtenfapital“ ſetzt ſich zuſammen aus den zur 
Begründung des Beſtands in der Gegenwart jofort zu verausgabenden Hulturfoftenbetrag c 
und aus dem Jetztwert der alle u Jahre nach Abtrieb des Schlag$ aufzumendenden Kultur: 
foften je in gleicher Höhe. Diejer Jetztwert wird nad) derjelben Formel, welche oben bei 
den Erträgen angegeben wurde, gefunden, Der Ausdrud für das Kulturkoſtenkapital lautet 
ſomit c + id * Zr Einfacher ijt die Berechnung des Jetztwerts der Verwaltungskoſten. 
Da dieſe nämliche eine immermwährende jährliche Rente bilden, erhält man den Jetztwert 


nad) der gewöhnlichen Kapitalifierungsformel 100 x = Wie ſchon erwähnt, jtellt der Ueber— 


ſchuß des Jetztwerts der Erträge über den Jetztwert der Kojten den „Bodenerwartungs: 
wert” dar. Aus diefem findet man die Bodenrente ald Zins aus dem Kapital nach der 


ormel B — 
ö x 100 
ur weiteren Erläuterung möge das Beifpiel der Berechnung der Bodenrenten für bie IT. Bo: 
nität der Fichte dienen, wie foldyes hiernad für die verjchiedenen Umtriebszeiten von 50-100 
Jahren bei Zugrundlegung des Zinsfußes einerjeits von 370 und andererfeits von 2'/2"/o durch- 
geführt iſt. Die Anfäge Ahr die Erträge und Koſten find die auf Seite 294 angegebenen. 


Berehnung der Bobenrenten für die Fichte, Il. Bonität. 


Berechnung der Erträge | Berechnung der Koſten Vvodenrene 


uUm. Bor: | | 





| 
Sa. | 

triebs⸗ ‚ erträge . | 5 4 Bo⸗ 
zeit | Haupt: auf das — Jetztwert Kultur- esta |. ©a. den= |; Bo: 
ertrag Ende der prolon: der fojtens often: Jetztwert ſerwar⸗ den: 
Umtriebs: _: | Erträge | kapital h der often] tungs=| rente 

n *gierte Vor: ' fapital | | 
— zeit pro= erträne | wert 
Jahre longiert ge | | 
in Mark pro 1 ha 
A. bei dem Zinsfuß von 3%: 
5 190 | 290 210 | 658 155 150 305 348 | 10,4 
60 2800 590 330 | 693 144 150 | 294 399 , 12,0 
70 3680 | 1050 4730 | 684 137 150° | 387 397 | 11,9 
80 4680 1740 640 666 132 10 282 384 | 11,5 
9% 5700 | 2640 830 | 67 129 150 | 279 | 348 | 104 
100 6760 | 83880 | 10640 584 127 10 | 2377 307 92 
B, bei dem Zinsfuß von 2'/2%o: 

1920 270 210 | 89 1698 | 180 1349 550 13,8 
2800 540 3340 982 155 | 180 , 8335 647 , 16,2 
70 3680 930 4610 995 146 | 180 326 669 | 16,7 
4680 1510 6190 996 139 180 319 677 16,9 
5700 | 2220 | 7920 962 135 150 | 8315 647 | 16,2 


90 
100 6760, 3170 | 99830 918 131 10 | 31 607 | 15,2 
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Wird die Berechnung auf der vorftehenden Grundlage ausgeführt, jo ergeben fich für 
die einzelnen Holzarten die hiernach verzeichneten Bodenrenten. Soweit eine Bergleihung 
der Bodenrenten mit den Waldrenten in Frage kommt, ift auf Seite 295 zu verweifen. 


Ueberfiht der Bodenrenten 











Um— für die für die 
triebs⸗ Fichte Kiefer Buche Fichte Kiefer | Buche 
zeit | | 
Jahrel | mi mim) u | m mim 
FT Bodenrente bei 3"/.lo | Vodenrente bei 3% 
50 7,4 28 48 | 4,8 10,4 56 | 71 6,2 
60 83 32 46 | 44 12,0 6,5 74 6,1 
70 77:29 40 | 41 11,9 | 6,6 6,9 5,9 
so | 69 24 | 37 | 36 | 115 | 68 | 59 | 56 
90 5857| 16 | 17 82 10,4 | 5,6 4,7 5,0 
ı00 | 45 | 08 | 06 2% | 92148 | 36 | 44 
Bodenrente bei 2'/2%lo Bodenrente bei 2% 
50 13,8 81 |! 971! 80 16,6 | 10,4 12,6 | 9,7 
60 16,2 | 97.105 | 80 20,9 | 12,6 : 18,9 , 10,0 
70 16,7 | 104 1038 ' 81 224 13,6 | 14,3 | 10,6 
so | 169 | 102 9,5 80 | 288 | 144 | 138 | 10,7 
0 162 | 98: 83 | 7A | 232.148 | 138 10,5 
100 152 9,1 12 6,9 22,6 | 18,9 ı 11,7 | 10,0 


Die Kulmination der Bodenrente tritt hiernach bei den angeführten Holzarten und Boni: 
täten in der Hauptjache bei den nadjjtehenden Umtriebszeiten ein: 
bei einem Zinsfuß 


=. Fichte: Kiefer: Bude: 

3'/s Yo » +. bei 60 jähr. Umtrieb, bei 50jähr. Umtrieb, bei 5Ojähr. Umtrieb 
3 % . .. 60-70 „ e 60 „ „ 50-60 „ M 
2 . 0-80 „ 5 60 „ ” 70 x E 
% . 80-90 B 70 „ n 80 


Die Gegenüberftellung der Waldrente und der Bodenrente giebt ein Mittel an die Hand, 
um die Rente des im Walde thätigen Holzvorratsfapitals für fich zu berechnen und aus 
diefer weiterhin den Kapitalwert des Normalvorrats abzuleiten. 

Die Holzvorratsrente zunächſt jtellt fi dar al der Ueberſchuß der Waldrente über die 
Bodenrente. Um größere Annäherung an die thatjächlich beitehenden Verhältniſſe zu erzielen, 
wurden hiernach nur die für 3%, und 2%/s %0 berechneten Bodenrenten berüdfichtigt. 














trieb | ___ | _ _bHolzvorratsrente — an —— 

en —— — — =E bei 37,9% 5 

Fichte Kiefer Bude ‚ Kiefer | Buche 

ie RR ER Da ı in n | m 

in Mart x pro ı 7 nn 

50 50 | 186 19,5 19,7 21,6 16,1 169 | 109 

60 338 | 47 24,8 152 29,6 | 215 17 | 13 

70 42,1 30,1 29,7 18,7 39,3 26.3 3 | 165 

80 50,6 35,9 38,5 219 452 32.0 29,9 185 

80 58,3 41,0 36.3 24,8 52/5 36, 327 94 

100 65,1 45,6 39,0 7.0 591 41,3 35.4 45 








Der Kapitalwert des Normalvorrat3 (der fogenannte „Rentierungswert“) wird durd Ka⸗ 
pitalifierung der Vorratsrente gefunden. Dies gejchieht unter Anwendung desjelben Zins 
fußes, welcher der Berechnung der Bodenrente zu Grunde gelegt worden war. 


un 
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Wert des Normalvorrats 








—— durch Kapitaliſierung der Vorratsrente 
zei mit s mit 2. 
a Fichte ' siefer | Bude Fichte Stiefer Buche 
sei ns (im) al mlo jo | a Il 
in Mark pro I ha 
50 80 620 6560| 420 860 640 60 | 440 
60 1130 | 8% 80 | 510 1180 8 870 | 580 
70 1400 | 1000 90 | 6% 1490 1050 1050 660 
80 1690 1200 110 730 1810 1280 1200 780 
% 1940 1870 | 1210 | 880 2100 1470 1310 900 
100 2170 | 1520 | 1300 | 900 2360 | 1650 | 1420 980 


$ 33. Uber weldhes der angegebenen Wirtjhaftsprinzipien verdient den 
Vorzug? Die Antwort auf diefe Frage kann, wie allgemein anerkannt wird, nicht ohne Rück— 
ficht auf die wirtichaftenden Perſonen und Länder gegeben werden. Schon hier aber jollen 
einige Momente zur Würdigung derjelben hervorgehoben werben. 

Bei dem zulegt erwähnten Syitem, der Wirtſchaft nad) dem Marimum der Wald— 
bodenrente, erhebt ſich zunächſt die Frage, ob ein joldher Hochwald techniſch überhaupt 
möglih ift. Dieſe Frage muß, joweit natürliche Berjüngung in Betracht kommt, bei den 
auf Grund des Zinsfußes von 3"/z °|o beredjneten Umtriebözeiten im allgemeinen verneint 
werden; auch bei den auf den Zinsfuß von 3 °%, ſich gründenden Umtriebäzeiten ift der Ver— 
jüngungserfolg zum mindeften ein umficherer. Aber auch bei der fünftlichen Verjüngung er: 
iheint die Bodenkraft in hohem Maße gefährdet, wenn fie fich alle 60 Jahre wiederholen 
ſoll. Hält doch ein Vertreter diejes ?°) Syſtems, der die finanzielle Umtriebszeit auf 60 bis 
70 Fahre berechnet, noch eine aus anderen Gründen empfohlene Verlängerung diejer Zeit 
um 1 bis 2 Jahrzehnte für nötig, um dem Einwand der Bodenfraftgefährdung zu begegnen. 

Sept man aber die technijche Möglichkeit voraus, jo hat dad Prinzip für fi, daß die 
darnach eingerichtete Wirtichaft dem individualiftiichen Intereſſe des Bodenbefigers am bejten 
entipricht. Diejer trennt fi) in Gedanken von dem Beſitzer des Holzvorrats; er betrachtet 
ih ald Verpächter des Bodens, dem ein holzerzeugender Pächter gegenüberfteht. Es wird 
dabei verfahren wie bei der Verpachtung landwirtichaftlicher Grundftüde, wo des Verpächters 
iſoliertes Intereſſe auch nichts erjtrebt als die höchſte Landrente. Thatjächlich bejteht aber 
die Trennung beim Wald nirgends und kann kaum bejtehen. Deshalb Hat die Berechnung 
der Bodenrente ein unmittelbar praftijches Intereſſe nur dann, wenn e3 ji) darum handelt, 
Forjtboden dem Landbau zu überweifen. Für den Waldbefiger, der eine jolche Aenderung 
nicht vornehmen kann, fommt beides in Betracht, die Bodenrente und der Zins von Holz- 
fapital, aljo die ganze Waldrente. Wirtjchaftet er aber nah dem Marimum der Wald: 
rente, dann befommt er, twie oben gezeigt, die gleichen Umtriebe, wie wenn er nach dem 
Marimum des durchichnittlichen Geldrohertrags wirtichaftet. Daß die Bodenrente dann Null, 
jogar unter Umſtänden negativ wird, ift fein Einwand, wenn der Bins des Holzkapitals 
dafür entichädigt. Wohl aber ift vom wirtichaftlichen Standpunkt aus der Einwand be: 
gründet, daß dabei die Verzinjung der Produftionskapitalien jehr Hein wird, weit Kleiner 
als der laufende Zinsfuß. Will der Waldbefiger eine allzu niedrige Berzinjung der im Walde 
thätigen Kapitalien, wie fie die Wahl der Umtriebgzeit der höchſten Waldrente im Gefolge 
haben kann, vermeiden, jo wird er den Umtrieb dann jchließen müfjen, wenn fich wenigjtens 
unter Zugrumdlegung eines ermäßigten Zinsfußes von 2'/ oder 2°% ein Maximum 
an Bodenrente ergiebt. Freilich ift die willfürliche Ermäßigung des Zinsfußes, jo jehr die— 
jelbe im Intereſſe der Ausgleihung der auf diejem Gebiete im Widerjtreit befindlichen An- 
jchauungen gelegen wäre, anfechtbar. So wenigjtens vom Standpunkte des Unternehmers, 


20) ©. Heyer, Statil. ©. 88. 
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welcher die Produftionsfapitalien im Wege des Leihzinjes Fich erft zu beichaffen hat. Ein 
ſolcher darf nicht einen beliebig herabgeminderten Zinsfuß in Rechnung ftellen, wenn anders 
er bejtehen will. Dies jchliegt aber nicht aus, daß derjenige Befiger, welcher nicht auf dem 
Standpunkte diejes Unternehmers jteht, jondern in der Zage ift, die verhältnismäßige Sicher: 
heit und Annehmlichkeit der Kapitalanlage in der Forjiwirtichaft in die Wagſchale zu legen, 
wie dies beim Betrieb der Forftwirtichaft durch den Staat, die Gemeinden und größere 
Privatgrundbefiger im allgemeinen zutrifft, einen ermäßigten forjtlichen Zinsfuß in die Rechnung 
einführen fann. 

Die Gegner der Reinertragdlehre jeken ihrerjeits3 den Hebel an verjchiedenen 
Punkten an. Die eine Nichtung anerfennt zwar die theoretische Berechtigung der Lehre für 
den ausjegenden Betrieb der Heineren Brivatwirtichaften, bejtreitet aber die Zuläffigfeit der 
Uebertragung derjelben auf den im Großen herrichenden jährlid:nachhaltigen Betrieb. Eine 
andere Richtung dagegen räumıt die theoretijche Unanfechtbarteit der Lehre ein, verwahrt fich aber 
gegen deren Anwendung auf den praktiſchen Forftwirtichaftsbetrieb unter Hinweis auf die völlige 
Unficherheit der Rechnungsgrundlagen und auf die fonftigen volf3wirtichaftlidhen Bedenten. 

Um unjere eigene Stellung zu der frage zu fennzeichnen, jo ift zunächjt zu betonen, daß 
wir die gegen die theoretiihe Berechnung der Lehre ind Treffen geführten Bemweisgründe 
nicht für ſolche halten fünnen, welche, vom grumdjäßlichen Standpunkte aus betrachtet, der- 
jelben dauernden Abbruch zu leiften vermöchten. Um jo gemwichtiger find die in zweiter Linie 
erwähnten Bedenken. Zunächſt ift hinzuweiſen auf die verhältnismäßige Gebundenheit des 
beim Nachhaltsbetriebe im Walde niedergelegten Holzvorratskapitals, welche ſich in der Häufig 
eintretenden Schwierigkeit der Umſetzung des Materialfonds in umlaufendes Kapital äußert. 
Ein Beijpiel bilden namentlid die Schneebruchbeichädigungen, welche einen von der Natur 
verübten Eingriff in den Kapitalbejtand der Waldungen darjtellen, injoferne zumeift die noch 
hiebsunreifen Beftände der jüngeren Altersstufen betroffen werden. Die ausnehmende Schwierig- 
feit, welche der Verwertung des hiebei anfallenden Materials fich entgegenzuftellen pflegt, 
legt Zeugnis dafür ab, daß die auf dem Wege der Formel berechneten Bejtandeswerte in 
Wirklichkeit häufig gar nicht flüjfig gemacht werden könnten. Hiezu fommen die weiteren 
Schwierigkeiten, welche ſich gerade in der Forftwirtichaft der Anjammlung höherer Material: 
vorräte entgegenjtellen, wenn eine jolche nady dem Vollzug einer Abminderung der Vorräte 
auf Grumd der Rechnung nad) der höchſten Bodenrente nachträglich fich als geboten erweiſen 
jollte. Wie leicht ift es, den Umtrieb herabzujegen, und mie jchwer, jolchen wiederum zu 
erhöhen! Eine derartige Erhöhung fann nur verwirklicht werden durch zeitweije Herabjegung 
der Holzfällungen und Anhäufung größerer Vorräte im Wald. Das will fi) niemand gern 
gefallen lafjen. Was wiirde wohl ein Finanzminifter jagen, dem jeine Forſtmänner um eines 
ſolchen Zweckes willen für eine Reihe von Jahren den Etat um ein Biertel herunterjegen 
wollten? Aber auc das entgegengejegte Vorgehen, die Nugung beträchtlicher „Vorrats— 
überjchüfje* im Falle belangreicher Verkürzung der Umtriebe, flößt Bedenken ein wegen der 
Gefahr einer die Preife ungünftig beeinfluffenden Ueberfüllung des Marktes. Das Schwer: 
gewicht ruht übrigens auf der Unficherheit der Hechnungsgrundlagen. Bor allem liegt eine 
faft unüberfteiglihe Schwierigkeit in der Borausbejtimmung der Preife auf eine entfernte 
Zukunft. Der Gedanke, über dieſe Schwierigkeit durch die Konjtruftion von „Preiskurven“ 
hinwegzukommen, ift nicht als ein glüdlicher zu bezeichnen. Für die Zuläjfigfeit eines Rück— 
ichluffes von den Verhältniſſen der Vergangenheit auf die Preisgeftaltung der Zukunft und 
für die Annahme einer dauernden Gejegmäßigkeit in der Bewegung der Preiſe fehlt der 
innere Grund. Der „Teuerungszuwachs“ ift denn auch wiederholt ſchon von den Thatjachen 
widerlegt worden. 

Neben diejen Bedenken entjteht noch die Frage, ob Umtriebszeiten, welche ſich als Er- 
gebnis der Berechnung nach dem Marimum der Bodenrente herausftellen, techniſch möglich 
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find und ob dabei eine Verjüngung ficher und ohne Schaden für die Bodenkraft und jomit 
eine nachhaltige Wirtihaft ausführbar ift. Hiezu kommt die weitere Aufgabe, den ökono— 
mischen Charakter derjenigen Abweichungen zu bezeichnen, welche, wie die technijche Rück— 
ſicht auf die Möglichkeit einer ficheren Verjüngung, zu einer Verlängerung der berechneten 
Umtrieb3zeiten führen. Diejer Charakter ſpricht fi) darin aus, daß der Rohertrag gefteigert 
werben joll auf Koſten des Reinertrags. Dies geſchieht, jo lange der Zinsfuß nicht auf etwa 
2 °/o gejunfen ift, meift jchon bei der oben empfohlenen Wirtichaft, noch mehr aber bei jener 
nad dem Marimum des durchichnittlichen Mafjenertrags und vollends des Wertertrags. 
Erjt wenn der Umtrieb noch weiter ausgedehnt würde, gewänne man nicht einmal mehr den 
höchſten Rohertrag an Geld. Daß im vermehrten Rohertrag ein Erjaß für den Verluft am 
Reinertrag eines Teils der Wirtichaft geſucht wird, ift an fich nicht zu tadeln und kommt 
mehr oder minder in allen Privatbetrieben vor, beifpielsweije beim Heinen Landwirt, der 
nicht in der Lage ift, jeine überflüjfige Urbeitstraft anderweitig zu verwerten, diefe zu inten- 
ſiverem Bau des Feldes verwendet, als zur Erzielung der höchſten Bodenrente angezeigt 
ift; er jteigert damit den Rohertrag auf Koften der reinen Bodenrente, wenn er den Arbeits— 
verdient voll anrechnet, auf Koften des legteren, wenn er jene voll anjegt. Aehnlich 
beim Berg: und Hüttenbetrieb, bei der Weberei und Spinnerei, wo oft der eine Teil den 
Minderertrag des anderen gut machen muß. Sehr häufig ift aber in den von Gemeinden 
und dem Staat betriebenen oder durch Geld und Schupmaßregeln jubventionierten Unter: 
nehmungen nicht der Neinertrag maßgebend, fondern der Rohertrag, welcher dritten Berfonen 
zu größerem Erwerb dient oder geficherteren und reichlicheren Lebensgenuß gewährt. Solcher 
Art find viele Berkehrsanftalten, Wafferleitungen u.a. m. Gerade jo jteht es mit dem Wald, 
Die Holzerzeugung ift ein Gejchäft mi generis und man muß fich ihren natürlichen Be- 
dingungen fügen, die einmal derartig find, daß ein Gewinn von dem dabei angewendeten 
Kapital in der Höhe des gewöhnlichen Leihzinjes nicht immer möglich ift. Man kann es 
aber aud, wenn man die Unentbehrlichkeit des Holzes erwägt und die Vorteile, welche eine 
fihere und ausreichende Berjorgung damit dem Gemeinmwejen verichafft. Aquae et ignis 
interdietio war die Formel der Verbannung bei den Römern. Ueberjegen wir ignis mit 
Holz, jo treffen wir nahezu des leßteren wahre Bedeutung. Man darf jo wenig bei diejem 
wie beim Wafler bloß den Reinertrag, jondern muß auch den Rohertrag als maßgebend 
für die Beurteilung der Unternehmung betrachten, wodurd wir e& und verichaffen. Nur 
darf man beim Holz nicht jo weit gehen, die Produktionskoſten gänzlich außer Augen zu 
lafien. Dies geichieht, wenn man dem Nettoertrag des Waldes die Produftionstojten des 
Holzes umd den Ertrag aller holzverarbeitenden Gewerbe zurechnet *') und darnadı die Pro— 
duktivität des Waldes bemißt, ald wenn die Arbeitskraft und die Kapitalnugungen der dabei 
Beichäftigten ſonſt feinen Wert hätten. 

An diefer Stelle ſcheint es angezeigt, über die in neuerer Zeit ebenfo dringend empfohlene als 
befämpfte fogenannte Reinertragätheorie und die dadurch veranlaßte littera:- 
rifhe Bewegung zufammenfafjend Furz zu berichten. Der erfte glüdliche Verſuch, den forft- 
lichen Reinertrag und insbejondere die Waldbodenrente dem mathematiichen Kalkül zu unterwerfen, 
wird dem Forftmathematifer König **) zugefchrieben; aber als neues Prinzip ift die Wirtſchaft 


nah dem Marimum der Bodenrente zuerit durch ben Profefior der Forſtmathematik 
in Tharand, Hofrat Preßler) geltend gemacht worden, und er hat fi) damit ein unver— 


Die Neinertragsfrage. Kritik. 8 33, 


E 21) SoR ey im forftw. Eentralblatt. 1879 u 80. 


weniger entichieden in deſſelben Harem Vortrag | 


„über den Widerftreit von Einzel: und Geſammt— 
interefie in der Forftwirthichaft”. 1883. 

22) In der jhon im Jahre 1813 erichienenen 
Schrift von ©. König ift auf S. 254 —258 ge- 
zeigt, wie der forftliche Bodenmwert durch Dis: 
fontierung der zukünftigen Erträge und Koften 
auf die Gegenwart gefunden werden könne, und 


im Anſchluſſe hieran ein vollftändiges Beiſpiel 
unter Anwendung der richtigen Formeln für die 
Prolongierung der Borerträge und für die Be- 
rechnung des Jetztwerts einer periodiichen Rente 
durchgeführt. 

23) Unter den S. 291 angegebenen Schriften 
von M. R. Prefler fann als grundlegend be- 
trachtet werden: „Der rationelle Waldwirth 2c.“ 
Bud) I. Darin find behandelt: Grundlagen (Prin- 
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fennbares Verdienſt erworben. Die damals allgemein hHerrichende Wirtſchaft beruhte auf dem 
Gedanken, möglichſt viel und möglichſt wertvolles Holz zu erzeugen. Dem gegenüber zeigte er, 
daß die Wirtihaft nad) dem er re des Wertzuwachſes das Holzfapital jehr ungenügend ver: 
zinfe. Als deal stellte er eine Wirtichaft auf, bei dem nicht nur das Holzkapital ausreichend 
verzinit werbe, wobei er 4% für Privat: und 3"/2%0 für Staatöwaldungen anjegte, fondern aud) 
der Boden die möglichjt hohe Rente ergebe. Daß er dabei, troß jeiner Annahme fteigender Hol; 
preife zu jehr niedrigen Umtrieben gelangte, war die notwendige Folge feiner Rechnungsgrund— 
lagen, Diele Lehre überaus lebendig — — fand, überwiegend aus der Reihe der Prak— 
tifer, viele Gegner), unter denen wir Burckhardt, Grebe, Baur, Boſe, Braun, Knorr, Borg: 
greve namentlich hervorheben. Der MWiderfpruch bezieht fit) auf die Anwendbarkeit des Kalküls 
überhaupt, hauptſächlich auf die kurze Umtriebszeit und ihre für den Wald und feine Aufgaben 
verderblichen Fegen Andrerſeits fand das Preßler'ſche Prinzip auch eifrige Verteidiger”), 
unter denen wir ©. Heyer, Judeich, Straft, Wagener, v. Sedendorff und Lehr hervorheben. Als 
Ergebnis des Streits, der ausicließlih in Deutichland geführt wurde und noch wird, iſt 
eine gewiſſe Ausgleihung der Anfihten infofern zu fonftatieren, als auch die Gegner 
das gewerblich öfonomiiche Moment der Forſtwirtſchaft ftärfer betonen als früher. Umtriebe zu 
verteidigen bis zum Gintritt der Sternfäule unternehmen jest nur wenige FForftleute mehr; reine 
Buchenbejtände mit ihrem geringen Wertzuwachs follen gemifchten Beftänden mit nugholztüchtigen 
Holzarten weichen. Stärkere Durchforſtungen und Lichtungshiebe werden empfohlen, um den Holz 
vorrat in ein günftigeres Verhältnis zum Zuwachs zu bringen u. dergl. mehr. Andrerſeits haben 
die meiften „Reinerträgler“ ſich zu Konzeſſionen verftanden, die zum Teil das Prinzip jelbit betreffen, 
zum Teil deffen praftifche Anwendung. Zu jenen redjnen wir die Anerfennung *°), daß die Wirt: 
haft nad) dem Marimum des Vodenerwartungswerts ihre großen Bedenken eben in der Unge— 
wißheit der künftigen Preife und des Zinsfußes findet. Zu diefen rechnen wir die Forderung, 
unter dem Titel von Reſerven Holzbeitände über die berechnete Umtriebszeit hinaus zu fonier: 
vieren, zur Verhütung einer leberfüllung des Markts mit ſchwächeren Sortimenten und zur Si: 
derung ber Bodenfraft nod) ein paar Jahrzehnte dem berechneten Umtrieb zuzufegen, endlich die 
Annahme eines Rechnungszinsfußes von nur 2". ja 2%, alfo weit unter den beftehenden ober 
nächitens zu erwartenden Sag. Mit alledem werben die berechneten Umtriebszeiten verlängert 
und dem realen Bedürfnis des Waldes näher gebracht. Bon ben neueſten Aeußerungen folder 
Scriftfteller, welhe auf dem Boden der Neinertragstheorie jtehen, heben wir bejonders jene von 
Judeich und Lehr in dem meuen Lorey'ſchen Handbuch der Foritwilfenichaft hervor. Judeich 
erwähnt die verfchiedenen Arten des Umtriebs und fchließt feine kurze Daritellung des finanziellen 
Umtriebs, d. h. eben desjenigen, der die höchite Bodenrente gewährt, mit den Worten: „Wir 
„können in der dur die Rechnung gefundenen Umtriebszeit in der Praris nur einen Fyingerzeig, 
„einen Faktor erbliden, welder uns bei den allgemeinen Erwägungen, auf Grund deren allein 
„eine Umtriebszeit gewählt werden kann, allerdings weientlich mit urteilen hilft“. Dabei will er 
für die Nentabilitätsrehnungen einen Zinsfuß von 2—3°% in Anwendung bringen. Dei folder 
Nuffaffung ift eine VBerftändigung der Vertreter der Neinertragstheorie mit ihren Gegnern für 
alle praktiihen Fragen jehr wohl möglich; denn es wird auch unter den legteren feinen geben, 
der nicht einen Umtrieb gut hieße, wobei auch die älteſten Schläge fi noch genügend verzinien, 
wenn dabei den jonftigen Forderungen einer fonjervativen Wirtichaft Genüge geleitet wird, Dah 
dies aber unter gewiſſen Umſtänden möglid iſt, namentlich dann, wenn für das Holz der ältejten 
Schläge jehr hohe Preiſe erzielbar find, haben wir ausdrüdlich hervorgehoben und ift unbeitritten, 
Mit etwas größerer Beitimmtheit ſpricht fih Kehr für die „Finanzielle“ Umtriebszeit aus. Ob 
gleich er in Abrede ftellt, daß diefelbe im allgemeinen zu allzu furzen, praftiich unvorteilhaften, 


zip und Weſen ber Finanzrechnung, Wirtichafts- 
zinsfuß), Rechnungsregeln, Erträge, Koſten und 
wirtichaftliher Nußeffett. 

24) Die Ausführungen der Gegner der Rein— 
ertragdlehre find niedergelegt teils in jelbjtändigen 
Schriften, teild und namentlich in zahlreichen, in 
den Trachzeitichriften zerftreuten Abhandlungen. 
Unter den erfteren find die S. 291 erwähnten 
Schriften von Baur, Boſe, Braun und Borg- 
greve, ferner die Schrift von E. A. Knorr, 
Aus forftlicher Theorie und Praris, 1878 und 
der bezügliche Abjchnitt der S. 283 genannten 
Grebe'ſchen Schrift „Die Betriebs: und Er- 
tragsregulierung der Forſten“ hervorzuheben. 
Unter den Erzeugniffen der Zeitichriftenlitteratur 
ift wohl am bemertenäwerteften die Serie der 
Abhandlungen von Baur „Zur Ehrenrettung des 
Waldes und feiner Bewirtichafter“, Art. I-VUI 
in dem Jahrg. 1872 der Monatichrift für Forſt— 
und Jagdweſen. 


25) In gleicher Weife finden ſich die Dar- 
legungen der Anhänger der Neinertragslehre teilt 
in jelbftändigen Schriften, teil in der Zeitichriften- 
literatur. ©. von den S. 291 aufgeführten Schrif⸗ 
ten bejonderd: G. HeHyers Waldwertberehnung 
und forftlihe Statil, Krafts Schrift: „Ueber 
die Beziehungen des VBodenerwartungsiwerts zur 
' Reinertragslehre*, 2 ehrs Waldwertrechnung und 
Statif in dem Lorey'ſchen Handbuch und das 
©. 283 genannte Werk von Judeich, „Kor 
einrichtung“. Auch die neueren Schriften von 
‚Martin, Stößer, Endres (f. ©. 291) fteben 
auf diejem Boden. Auf die Erzeugnifje der Zeit: 
ichriftenlitteratur einzugehen, würde zu weit 
führen. Eines der eriten bedeutenderen war die 
Abhandlung von ©. geder. „Die Wahl der 
Umtriebszeit“ in der Allgem. Forſt- und Jagd 
Zeitung, Jahrg. 1866, ©. 1 ff. 

26) So bei G. Heyer, Waldwertberechnung. 
1883. ©. 48 ff. 
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Umtriebszeiten führe, fo jagt er doch, in Fällen, two die ftärferen Hölzer genügende Preiſe nicht 
erlangen, fchwächere Hölzer aber zu den angejegten Preifen verfäuflich ſeien, „müſſe fich der Forſt— 
wirt mit niederen „Umtrieben Seieiben, wenn aud das für Schöne Wälder ſchwärmende Herz 
des Technifers dabei „ein wenig blutet“. Aber er hebt die Iinzulänglichkeit der heutigen Inter: 
lagen der Rechnung hervor und warnt vor einem „Sprung ins Dunkle”, „Wohl in den meisten 
beutfhen Waldungen, in welchen nicht Vorräte aufgeipeichert find, die den Hubertusburger Frieden 
(1763) erlebten, kann man zunächſt an der gegebenen Umtriebszeit feithalten.” Bei folchen Zu— 
geſtändniſſen kann ſich der fonjervativfte Praktiker beruhigen ; eher möchte gegen darnadı für zus 
u; erflärte 120jährige Umtriebe dieſer jelbit Bedenken ausfprechen. 

enn nun aber die Anhänger der Neinertragstheorie ſolche Zugeſtändniſſe an die Forderungen 
der Praktiker madıen, jo darf man wohl fragen, wo dann das Prinzip, die Negel, bleibt; denn 
wer die Schriften Preßlers und jeiner erften Nachfolger lieft, kann doch darüber nicht im Zweifel 
fein, dab feine Lehrjäge nicht bloß theoretiiche Gebilde, fondern, wenn audı unter beftimmten 
Ausnahmen, praktiich durhführbare Wirtfichaftsregeln fein follten. Wenn fie das nun nicht mehr 
find, dann ift die Frage berechtigt, ob es nicht richtiger wäre, zu jagen, das aufgeftellte Prinzip 
für die Beiwirtihaftung unferer Hochmwälber ift fo lange praktiſch unmöglich, als nicht der Zinsfuß 
al3 der eigentlich enticheibende Faktor auf etwa 2% geſunken iſt. — Der Wunſch und der Ver— 
ſuch, die Forftwirtihaft dem mathematifchen Kalkül zu unterwerfen, und die Foritwirtichaftslehre 
in ihrem öfonomifchen Teil auf den Rang einer eraften Disziplin zu erheben, jcheint uns ber 
legte Grumb der ganzen Bewegung zu fein und verdient unferes Erachtens Lob. Aber die realen 
Verhältniffe paſſen nicht zur Schablone, welche die Rechnung aufftellt, oder, um bildlich zu reden, 
der Schuh paßt nicht zum Fuß und es fcheint nicht wohlgethan, dem Fuß Gewalt anzuthun, 
damit er in den Schub paffe. Hiermit ift unfere Stellung zur fogenannten Reiner: 
tragslehre ausgeſprochen. 


VL Das Jntereffe der verfhiedenen Länder und Wald 
befißer und die Wirtjhaftdes Staats. 

H. RNengid, Der Wald im Haushalt der Natur und der Volkswirtſchaft. 1862, A. Bern: 
bardt, Die Waldwirtfhaft und der Waldichug. 1869, E. Landolt, Der Wald im Haushalt 
der Natur und der Menichen. 1870, E. Ney, Ueber die Bedeutung des Waldes im Haushalte 
der Natur und der Menihen. 1874. Ph. Geyer, Der Wald im nationalen Wirtichaftäleben. 
1879. R. Heß, Ueber Waldihug und Schugwald. 1888, F. Baur, Ueber die Sonderitellung 
des Waldes im nationalen Wirtichaftäleben. 1895. Val. auch die Litter, zu Abſchnitt VII. 

€ Ebermapyer, Die phyſikaliſchen Einwirkungen des Waldes auf Luft und Boden und 
deſſen erg = Bedeutung. 1873. Lorenz vd. Liburnau, Wald, Klima und Wafler. 
1878. Ders, Refultate foritlich-metcorologischer Beobahtungen. 18%, E,.Ney, Ueber den Ein: 
Auf des Waldes auf das Klima. 1886. Derf., Der Wald und die Quellen. 189%, Müttrich, 
Beobahtungsergebniffe der forftlichmeteorologifhen Stationen in Preußen ꝛc. feit 1875. Wer, 
Heber die Wafferabnahme in den Quellen, Flüffen und Strömen 2c. 1873 und 1879, Hagen, 
Ueber Veränderung der Waſſerſtände in den preußifchen Strömen, 1880. Honfell, Die Hoch— 
wafferfataftrophen am Rhein im November und Dezember 1882, 1883. Der Rheinftrom und 
ieine wichtigsten Nebenflüffe, von dem Gentralbureau für Meteorologie und Hydrographie im 
Großh. Baden. 1889, 

$ 34. Nicht jedes Land hat das gleiche Interejje an der Erhaltung und der 
Bewirtichaftung des Waldes. Iſt ein jolches reich an foſſilen Brennitoffen und deren 
Bezug überallhin leicht möglich, jo ift jein Bedarf an Brennholz nur ein geringer. Iſt es 
ferner günftig gelegen für die Zufuhr von Nutzholz, dann braucht es auch diejes nicht zu 
erzeugen. Im entgegengejegten Fall ijt die Selbjterzeugung von Brenn: und Nutzholz un: 
abweisbar. Einerjeit3 England und die an die Nordjee grenzenden Teile des Kontinents, 
andererjeit3 das Innere und der Süden Deutſchlands find pafjende Beijpiele der verichie- 
denen Intereſſenlage. 

Nun kann aber das Bedürfnis des Waldſchutzes nicht bloß in der Bedeutung des Waldes 
für das wirtjchaftliche Leben der Völker, fondern auch in der Rolle gefunden werden, twelche 
derjelbe im Haushalt der Natur jpielt. In früheren Zeiten allerdings bildete die wirtichaft- 
lihe Stellung des Waldes den einzigen Beweggrund für eine Einwirkung der öffentlichen 
Gewalt. Insbeſondere waren e3 die in früheren Jahrhunderten erlafjenen „Forſtordnungen“, 
weiche das von ihnen geichaffene Syitem mweitgehender Bevormundung der Waldbejiger mit 
der Befürchtung einer „gemeinen Gefahr der Holznot“ begründeten. Von einer jolchen auch 
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heutzutage bei den derzeit hoc) entwidelten Verkehrsverhältnifjen noch zu reden, würde einen 
gewiſſen Wideripruch in fich jchließen. Dies um jo mehr, als das Brennholzerzeugnis des 
Waldes vielerorts nur mit Mühe gegen den Wettbewerb der fojfilen Brennftoffe fich zu be 
haupten vermag und dem Nußholzerzeugniffe wenigftend der Forfte Deutjchlands in der 
Einfuhr ausländischen Nußholzes ein mächtiger Konkurrent erwachſen ift. Hiemit tritt natur: 
gemäß der wirtichaftliche Faktor in der Begründung des Waldichuges in den Hintergrund. 
Wenn dieje legtere hiernac in erjter Linie auf die Stellung des Waldes im Haushalt der 
Natur zurüdgeführt werden muß, jo gelangen wir biemit zu der Frage nach dem heutigen 
Stande unjeres Wiſſens über den Einfluß des Waldes auf das Klima und auf den Wailer- 
haushalt der Flüſſe. 

8 35. In der Frage nad) dem Einflufje ded Waldes auf das Klima ftanden 
ſich bis vor nicht langer Zeit die Anſchauungen ziemlich unvermittelt gegenüber. „Eine Klä— 
rung derjelben iſt erſt eingetreten, jeitvem der Weg vergleichender Beobachtungen durd) die 
Errichtung forftlich- meteorolgiicher Stationen *") beichritten worden ift. 

Rüdfichtlich der Beziehungen des Waldes zu den Temperaturverhältnifjen der atmoſphä— 
rischen Luft ift zu erinnern an den Einfluß, welcher der Vegetation überhaupt zugejchrieben 
werden kann. Ein folcher ift zumächit zurüdzuführen anf die Beichattung und Ueberidir- 
mung ded Bodens, wodurd die Inſolation am Tage wie die Wärmeausftrahlung bei Nadıt 
abgeſchwächt wird. Eine zweite Wirkung der Begetationsdede jteht im Zuſammenhang zu 
dem reichlichen Wafjergehalt der Pflanzen, vermöge deſſen die Wegetationsdede im ihrem 
Einfluffe auf die Lufttemperatur fich freien Wafjerflächen nähert. Beide Yaltoren maden 
fi in der Richtung der Mäßigung der Temperaturertreme geltend. Andererſeits wirkt die 
vegetabilifche Verdunſtung in Folge der Bindung von Wärme abfühlend auf die Lufttem- 
peratur ein, Nun bedingt aber die Natur des Waldes als einer Vegetation hochjtänmiger 
Holzgewächje noch gewiſſe Bejonderheiten, über welche nur die vergleichenden Beobachtungen 
auf den zu diefem Zwecke eingerichteten Doppelftationen im Waldinnern und im Freilande 
Aufſchluß zu bringen vermögen. Nach dem bis jetzt vorliegenden Ergebnifje diejer Beob- 
achtungen läßt ſich das Urteil über den Einfluß des Waldes auf die Temperaturzuftände 
der atmojphärischen Luft dahin zuſammenfaſſen, daß der Wald im Durchjchnitte längerer 
Heiträume abfühlend und auf die täglichen Temperaturſchwankungen abjtumpfend einwirft, 
daß unter diefen Einflüfjen der erjtere von verhältnismäßig untergeordnetem Belang. der 
legtere aber ein deutlich wahrnehmbarer ift und daß endlich die beiden gekennzeichneten Wir: 
fungen in der Beit der lebhaftejten Wegetationsthätigkeit am ftärfften hervortreten. 


Die vorliegenden Beobachtungsergebniſſe über den Einfluß des Waldes auf die mittlere Jahres: 
temperatur berechtigen nicht gerade zu dem Schlufje auf einen weitgehenden Einfluß des Waldes 
in diefer Richtung. Nach den Ebermaher'ſchen eier Ser a ergab fi im Jahresmitiel für 
das Waldinnere ein Minus von 1,3° C. gegenüber dem Freilande; das erheblich umfafiendere 
Beobadhtungsmaterial von Müttric läßt nur ein Minus von 0,7° F das Waldinnere erkennen. 
Wirb nur bie ie (Monate Mai bis September) in Betracht gezogen, jo erhöben 
ſich die und im Walde auf 2,3° (Ebermayer), be3. 1,6° (Müttricdh). Bemterfenswerter 
ift der mäßigende Einfluß des Waldes auf die täglihen Temperaturfhwantungen, welder fi 
darin ausipricht, dab im Waldinnern die täglichen Maxima weniger hoch anfteigen und anderer: 
jeit3 die Minima weniger tief finken, als im Freilande. Der Abitand der täglihen Marima und 
Minima war im Waldinnern nah den Ebermayer’ihen Beobadhtungen um 8,5", mad den 
Müttrich’ichen um 2,1° geringer als im Fyreilande, Wird auch in dieſer Sup nur die Be 
getationäzeit in Betracht gezogen, jo erhöhen ſich die Ziffern auf 5,5%, bez. 3,9% ®), 


27) Mit der Einrichtung forftlich-meteorolo- | der einheitlichen Leitung von Mütt rich in Ebert 
giſcher Stationen wurde der AnfangdurhKrugich | walde unterftellt. Auch in Oeſterreich wurde auf 
in Sadjen gemacht. Aber erſt durch die von‘ Anregung von Lorenz-Liburnau eine Am 
Ebermapyer im Jahre 1867 in Bayern ins | zahl von Stationen in mehreren Kronländern ein- 
Leben gerufenen 8 Stationen wurde die Beob- gerichtet. Ebenfo find in der Schweiz 6 Sta 
achtung auf eine breitere Grundlage gejtellt. In- | tionen von dem Leiter des forftlichen Berfudt- 
zwiichen wurden in Deuticdhland weitere 16 Sta- wejend Bühler gegründet worden. i 

tionen, worunter 11 in Preußen, errichtet und | 28) Vgl. die Zuſammenſtellung der Ergebniſſe 
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Die Frage, ob dem Walde ein Einfluß auf die Feuchtigkeitsverhältniffe der atmoſphäriſchen 
Luft zuzufchreiben jei, ift auf Grund der vorliegenden Beobachtungsergebnifje zunächt dahin 
zu beantworten, daß der relative Feuchtigkeitögehalt der Luft im Waldinnern höher ift, ala 
im Freilande. Eine andere Frage aber ift es, ob dem Walde aud ein Einfluß auf die Ver- 
mehrung der Regenmenge zugejchrieben werden fünne. In dieſer Hinficht jcheint die Ein- 
wirfung des Waldes früher überjchägt worden zu fein. An eine allgemeine Verminderung 
der Regenmenge in Folge der im Laufe der Zeit vorgefommenen Entwaldungen wird jeden- 
falls nicht zu denken jein. Dies jchließt aber nicht aus, daß der Wald eine örtliche Ver— 
mehrung der Niederichlagsmenge herbeiführen fünne. Die Verhältniffe in diejer Beziehung 
find übrigens nicht jo einfach, als vielfach angenommen wird. Eine Schwierigkeit liegt namentlich 
darin, die Einwirkung des Waldes von derjenigen anderer Faktoren, wie der Erhebung 
über die Meeresfläche, zu trennen. Im allgemeinen wird gejagt werden können, daß ein 
Einfluß des Waldes auf Kondenjation feuchter Luftftrömungen im Flach- und Hügellande 
wenig wahrjcheinlich, in größerer Höhenlage aber eher anzunehmen ift. 

Nach den Ebermayer’ichen Beobachtungen ftellte fich der relative Feuchtigkeitsgehalt der Luft 

im Waldinnern im Jahresdurchſchnitt um etwa 6% höher heraus, als im Freiland; für die 

Vegetationszeit erhöht jich der Betrag auf rund 1Coo. Die Beobachtungen auf den Müttrich'— 

ihen Stationen beftätigen im wejentlichen den Mehrbetrag des Waldinnern rückſichtlich der rela— 

tiven Luftfeuchtigkeit. Vergleichende Beobadhtungen über die Negenmenge des Waldes und des 

——— ſind nur ſpärlich — Die Beobachtungen, bei welchen die Regenmeſſer im 

aldinnern aufgeſtellt waren, geben über die vorliegende Frage keinen Aufſchluß, da ein Teil 
der Niederſchläge von den Baumkronen weg unmittelbar wieder verdunſtet. Verwertbare Beob— 
achtungen liegen vor von Fautrat und Sartiaux, auf einer franzöſiſchen Forſtdomäne an— 
eſtellt. Der hiebei ermittelte Mehrbetrag der Regenmenge im Bereich des Waldes gegenüber dem 

Freien Felde war übrigens nur ein geringfügiger (im Laubwald 3—4", im Nadelwald 89%), 

Die von Bühler auf den Schweizeriichen Stationen — Beobachtungen über die Nieder: 

ihlagsmengen im freien und auf Schlagflähen innerhalb des Waldes ergaben jo unbedeutende 

Unterfchiebe, daß derjelbe fih dahin ausſpricht, die Niederfchläge innerhalb und außerhalb des 

Waldes dürfen als gleich groß angenommen werben *). 

Noch wenig geklärt ift die weitere Frage, ob dem Walde ein Einfluß auf die elektrijchen 
Erſcheinungen der Atmoiphäre, die Gewitter: und Hagelbildung, zukomme. In gleicher Weije 
find wir über die Frage der Uebertragung der klimatiſchen Eigentümlichkeiten des Wald- 
innern auf die nähere und weitere Umgebung noch wenig unterrichtet. Endlich ift hervor: 
zuheben, daß der Einfluß des Waldes durd die allgemeinen Requlatoren des Klimas, wie 
die Bonenlage, die Meereshöhe, die Luft- und Meeresftrömungen und die Verteilung von 
Wafler und Feitland erheblich modificiert wird. In diefer Hinficht macht ſich namentlich 
der Gegenſatz des See- und des Kontinentalklimas geltend. Das durch die Mäßigung der 
Temperaturertreme und einen hohen Grad relativer Luftfeuchtigkeit gekennzeichnete Seeklima 
läßt beijpielsweije für die Küſtenländer des atlantichen Ozeans die Himatifche Bedeutung 
des dajelbjt ohnehin weniger verbreiteten Waldes zurüdtreten. Der Einfluß des Seeklimas 
macht fich auch im norbdeutjchen Flachlande geltend, weshalb auch hier die klimatiſche Be: 
deutung des Waldes abgejhwächt wird. Im Gegenjaß hiezu tritt im Bereich des Kontinen— 
talffimas, welches durch jchroffe Temperaturertreme und vorherrjchende Trodenheit der Luft 
ausgezeichnet ift, die Wichtigkeit einer entiprechenden Waldbededung vom Geſichtspunkte der 
klimatiſchen Einwirkung mehr in den Vordergrund. Im großen und ganzen ift aber wohl 
nicht zu verfennen, daß die in früherer Zeit vielfach überjchägte Elimatijche Bedeutung des 
Waldes auf ein gewiſſes Maß zurüdzuführen fein wird. 

$36. Mehr in die Augen fallend, al3 der Einfluß auf das Klima, ift die Einwirkung 
des Waldes auf den Wajjerhaushalt der Flüjie. 

Die Bildung der Quellen ift zwar in erjter Linie von geognoftischen Berhältnifjen 





bei Graner, Forſtgeſetzgebung zc. (1892) ©. 22 ff. zeriihen Centralanftalt für das forftliche Ber: 
29) Bgl. Bühler, Mitteilungen der Schwei- ſuchsweſen, II. Bd. (1892) ©. 182 ff. 
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abhängig; hiedurch ift aber nicht ausgeichloffen, daß auch die Vegetationsdecke einen Ein- 
fluß auf die Speifung und die Ergiebigkeit der Quellen ausübt. Eine günftige Einwirkung 
des Waldes hierauf ergiebt ji) aus der beträchtlichen Verzögerung, welche die Schneejchmelze 
im Walde erfährt, aus der VBerlangjamung des oberflädhlichen Abftrömens der Regennieder— 
ichläge durch die Waldbodendede und aus der Erhaltung der unterirdiichen Wafleradern in 
Folge der Mäßigung der Verdunftung im Waldinnern. Dieje Verhältnifje erklären in un: 
gezwungener Weije einen gewiſſen Einfluß der Bewaldung auf die Duellbildung, wenn aud 
die zahlreichen Berichte über Verfiegen von Quellen als Folge vorgefommener Entwaldungen 
teilweije mit Vorjicht aufzunehmen fein werden. 

Das Regime der offenen Gerinne, der Bäche, Flüffe und Ströme, d. h. die Ge— 
jamtheit der Schwankungen, welden der Waſſerſtand derjelben ausgejegt ift, wird vor 
allem durch die Art der Wafjerabfuhr bedingt. Diefelbe ift abhängig teild von der phyſi— 
faliichen Beichaffenheit des Bodens und der Geftaltung des Terrain im Aufnahmegebict, 
teil$ aber auch von der VBegetationsdede. In legterer Hinficht kommt zunächſt in Betracht, 
dag im Wald ein beträchtlicher Teil der Niederjchläge von den Baumfronen aufgefangen 
wird und von hier aus unmittelbar wieder verdunſtet. Sodann wird ein erheblicher Teil 
des von den Baumwurzeln aufgenommenen Waſſers im Wege der Trangipiration an die 
Atmoſphäre zurüdgegeben. Das Schwergewicht in der Einwirkung des Waldes auf die Wafler- 
abfuhr nach den Flüſſen it aber in der Verlangfamung des Abflufjes der Niederjchläge durch 
den Wald zu juchen, wodurd nicht nur das Eindringen derjelben in den Boden erleichtert, 
jondern auch die rajche und plögliche Füllung der Flüffe mit dem Gefolge der Hochwaſſer 
bis zu einem gewiſſen Grade verhütet wird. Die günftige Wirkung, welche der Wald durd 
Verlängerung der Abflußzeiten ausübt, ift teil dem Waldjchluffe, vermöge deſſen die Nieder: 
jchläge mit verminderter Kraft an den Boden gelangen, teild dem mechanischen Widerjtand, 
welchen das abfliegende Waller in dem durchmwurzelten Boden findet, teild und namentlich 
der Waldbodendede zuzujchreiben, welche die Niederjchläge in fich zurüdhält und erſt all: 
mählich wieder abgiebt, während an kahlen Gehängen die meteorischen Waller ungehindert, 
mit gejteigerter Schnelligkeit und in bahnlojen Rinnjalen den Flüffen zuftrömen. Diejer 
die Wajjerabfuhr verzögernde Einfluß tritt im befonderem Maße im Gebirgswald hervor 
teils wegen der dajelbjt vorfummenden größeren Steilheit der Gehänge, teild wegen der be: 
trächtlichen, der Gebirgslage eigenen Niederichlagsmenge. Gegen außerordentliche Vorkomm— 
nifje allerdings, hervorgerufen durd übermäßige Steigerung der Niederjchläge und plötz— 
lihen Eintritt der Hochwaſſer, vermag auch der Wald nicht mehr erfolgreich zu jchügen. 
Eine in anderer Richtung fich bewegende, früher vielfach nicht genügend gewürdigte Bedeu: 
tung des Waldes liegt in der Verminderung der Abfuhr der Schuttjtoffe, welche als „De 
tritus“ bezeichnet werden und in dem Wafierhaushalt der Flüſſe eine mitunter verhängnis- 
volle Rolle jpielen. Schon der Kronenjhirm des Waldes bricht die zerftörende Kraft der 
niederjtürzenden Regens und ebenjo jchügt die Bodendede des Waldes den Boden gegen 
den unmittelbaren Angriff der Niederſchlagswaſſer; in noch wirkſamerer Weije aber wird 
das Abfluten der Bodenfrume durch das Wurzelgefleht der Waldbäume verhindert. 


Sn der fogenannten Wafjerftandsfrage ift das umfafjendfte Material durch die Unterſuchung 
der Nheinftromverhältnifje beigebradht worden. In dem die Ergebnifje diefer Unterſuchung ent: 
haltenden Werte *) ift ausdrüdlich anerfannt, dab „der Wald von ganz unzweifelhaft mwohlthätiger 
Bedeutung in den Gebirgen durch die Befeftigung des Verwitterungsbodens fei, wodurd Ab: 
ihwemmungen, Bergichlipfe, die Bildung von Trümmerhalden und die Lieferung von Schutt: 
mafjen nad den Thälern und in die Wafjerläufe verhütet oder gemindert werden“. Ebenſo it un 
dem Schlußabſchnitte zufammenfaffend bemerkt, daß „dem Worhandenjein größerer und geſchloß— 

80) Bgl. das vom Centralburean für Meteo» „Die Bewaldung des Stromgebiet3“ und 2. Teil, 
rologie und Hydrographie in Baden bearbeitete VII. Abſchn. „Wafler und Wald“. Ferner: Be 
Wert „Der Rheinſtrom und jeine wichtigſten richt der zur Unterjuhung der Rheinftromver- 
Nebenflüffe*, 1889; insbef. 1. Teil, V. Abſchn. | hältnifje nıedergejegten Neichstommiffion. 189. 
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iener Waldungen im gebirgigen Einzugsgebiete des Stroms eine günftige Einwirkung auf die 

Ausgleihung der Schwankungen in der Wafferführung der Zuflüfle und insbefondere auf die 

Verhütung a Geſchiebebildung zuzuschreiben ſei“ *"). 

$ 37. Wie demnah das Bedürfnis des Waldſchutzes ein nach den natürlichen Verhält— 
niffen der einzelnen Länder wechielndes ift, jo ift auch das Intereſſe der Waldeigen- 
tümer an der Erhaltung und Bewirtihaftung der Wälder jehr verjchieden. 

Der vorübergehende Befiger, ein Holzhändler oder Güterjpefulant, jieht gar nicht auf die 
Rente, jondern auf den augenblidlihen Preis des Holzes. Kann er mit Vorteil verkaufen, 
jo wird ihn feine Rüdficht abhalten, den Wald niederzuhauen. Andre Private wollen den 
Wald erhalten; aber fie find finanziell genötigt oder ſonſt entichloffen, möglichft hohen Ge— 
winn aus ihrem Kapital zu ziehen. Diejen jagt nur eine Wirtichaft zu, welche dasjelbe noch 
landesüblich verzinft, aljo Niederwald oder Mittelmald mit mäßigem DOberholzvorrat oder 
Hochwald mit kurzem Umtrieb. Die meijten aus diefer Kategorie werden aber nad) ihrem 
Holz: und Geldbedürfnis wirtichaften und e3 wird davon abhängen, wie der Wald dabei 
wegtommt. Die fideitommifjariich gebundenen Waldbefiger haben an ſich auch kein anderes 
Interefie, als möglichjt hohe Nutzung ihres Vermögens. Aber fie find durch den übernom- 
menen Bejtand des Waldes zu dejjen Erhaltung genötigt und das Familieninterefje führt 
auf Sicherung und Beſſerung desjelben für die jpäteren Nutznießer hin, wirft aljo ähnlich 
wie dad Gemeininterefje. Dieſem Waldbefig nahe fteht der Beſitz der Stiftungen. Auch hier 
waltet neben dem Berlangen nad hoher Rente noch das nah Sicherung des Vermögens 
und die Tendenz für die Zukunft zu jorgen; aljo ift hier die Grundlage für eine konjer- 
vative Wirtjchaft gegeben und wird noch gefördert durch den gemeinwirtichaftlichen Zweck 
der meiften Stiftungen. Bei den Gemeinden treten dieſe Zwede, Lokal begrenzt, als das 
beftimmende Moment hervor. Dem entipricht die Sorge für das Holzbedürfnis der Ange: 
hörigen nad Duantität und Qualität mit möglichjter Sicherung der Zukunft, und jogar 
Anjammlung von Borräten für Fälle der Not. Auch der Wunjch, die armen Leute im Winter 
zu beichäftigen, wirkt fonjervierend. Daneben bejteht das Intereſſe, die fommunalen Ein: 
nahmen zu jteigern. Dies wird, jo lange die fonjervative Tendenz vorherricht, zu langen 
Umtrieben bi® zum Marimum des Geldertrags führen, im entgegengejegten Fall zur Aus— 
nugung des Waldes und kurzen Umtrieben. Nicht jelten muß auch der Gemeindewald dem 
Drängen nad) Erweiterung des landwirtichaftlichen Befiges und der Streu- und Weide: 
nugungen Opfer bringen. — Auch im Staatswald jtreiten fich zwei Tendenzen. Die fis— 
falifche ift privater Natur; fie verlangt nachhaltige, jedoch möglichit hohe Nutungen vom 
Vermögen. Dem entgegen fordert der Charakter des Staats, ald des Pfleger und Ber- 
treterö der gemeinwirtjchaftlichen Intereſſen im Wolfe, Konjervierung des Waldes, joweit 
er notwendig und heiljam ift, und eine Bewirtichaftung desjelben im Gejamtintereffe, jei 
ed auch mit Opfern. Beide Tendenzen zu verbinden ijt eine der ſchwerſten Aufgaben eines 
Mugen und wohlmwollenden Regiments. In finanziell bedrängten Zeiten wird immer die 
eritere vorwiegen und kann jogar zu VBeräußerungen von Wäldern und übertriebenen Holz- 
bieben führen, die doppelt gefährlich find, weil dann auc für die Kultur wenig geichieht. 
In finanziell günftigen Perioden wird man verjuchen, die zweite Tendenz jchärfer zur Gel- 
tung zu bringen, aljo den Wald fonjervieren und womöglich ausdehnen durch Ankauf von 
Privatwäldern und Kultivierung von für die Holzzucht geeignetem Boden. Uber man muß 
es im allgemeinen ala ein Glüd bezeichnen, daß Nenderungen in der Wirtichaft fich ſchwer 
vollziehen lafjen; dadurch werden auch in jchwerer Finanznot die Waldbejtände leichter fon: 
ferpiert und übertriebene Anforderungen in günftigen Beiten ferne gehalten. 

$ 38. Nach dem Geſagten kann es feine allgemein gültige Regel für die Bewirtſchaf— 


31) Die angeführten Stellen finden fih auf S. 107 und 358 des eben erwähnten Werks „Der 
Rheinſtrom“ ꝛc. 
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tung der Staat3forjte geben. Wo das Bedürfnis nach Wald gering ift, wird der privat 
wirtichaftliche Geſichtspunkt mit Recht vormwiegen. Man wird Beräußerungen von Wal 
zum Zweck der landwirtichaftlichen Kultur an ſolchen Stellen, wo nit Schugwaldungen 
angezeigt find, nicht widerftreben, ſolchen Wirtichaftsarten den Vorzug geben, welche den 
größten Neinertrag erwarten lajfen, und im Hochwald Umtriebe wählen, welche zwar die 
Bodenkraft ſchützen, innerhalb der dadurch geftedten Grenze aber das Holzkapital möglichſt 
hoch verzinjen. Wo dagegen der Wald dringendes Bedürfnis ift, muß der Staat feinen Beſih 
möglichit erhalten, den durch Ablöfungen und pafjende Verkäufe entftehenden Abgang ev 
jeßen und ſolche PBrivatwaldungen zu erwerben beftrebt fein, welche am meiſten gefährdet 
erjcheinen. Ferner muß er vorzugsweiſe Hochwaldwirtichaft treiben und dafür Umtriebe wählen, 
welche mindeftens das Marimum des durchichnittlichen Holzzuwachſes gewähren. Wir jagen 
mindeftend; denn wenn es auch richtig ift, dieſes Syſtem als das maßgebende zu bezeichnen, 
jo giebt es doch Fälle, wo weitergehende Umtriebe fich rechtfertigen, namentlich wenn es fid 
um Erzeugnifjfe gewifjer vom Bedürfnis der Gewerbe geforderter jtarfer Sortimente handelt, 
wie auch bei jehr hohen Preifen des ftarken Holzes, wo im Moment der Kulmination des 
durchichnittlichen Maſſenzuwachſes das Wertzumachsprozent noch ein hohes ift. Das Gleiche 
ift der Fall, wo der VBerjüngung wegen noch eine Ausdehnung der Umtriebszeit notwendig 
ift, was indes nur ausnahmsweife in hohen Gebirgslagen vorkommen wird, weil im all 
gemeinen bei der Wirtfchaft nach dem Marimum des durchichnittlichen Maſſenzuwachſes die 
Verjüngung gefichert ericheint. Zwar bringt der Staat auf dieje Weije Opfer an Zins; aber 
fie werden erjegt finanziell durch die im Vergleiche zu kürzeren Umtrieben größeren Gelb: 
einnahmen und durch das Borhandenjein jtarfer Bermögensrejerven in Form von Holzvor: 
räten, volfswirtichaftlich durch die ficherere und reichlichere Befriedigung des Holzbebürf- 
niffes, durch den Vorteil mancher Fnduftrieen, durch die verftärfte Arbeitögelegenheit im 
Winter, durch die günftigen klimatiſchen Wirkungen, die ja nicht bloß von der Ausdehnung 
des Waldareald abhängen, jondern ebenjo von deſſen Beitodung, und durch den Gewinn 
an landwirtſchaftlichem Areal. Gerade der letzte Punkt jcheint wichtiger ald gewöhnlich an- 
genommen wird. Nimmt man an, einer Gemeinde, die auf Selbfterzeugung ihres Holzbe— 
darf3 angemiejen ift, gelänge es, durch Uebergang von der privatwirtichaftlich richtigen Wirt: 
ichaft ihres Hochwalds zum Imtrieb nad dem Marimum des Maſſenzuwachſes ihren Wald 
um ein Zehntel oder Zwanzigſtel zu verkleinern, indem fie Hinfort auf dem kleineren Areal 
ebenjo viel und daneben noch ftärferes Holz erzeugt als auf dem bisherigen, jo gewinnt 
fie 10 oder 5% des Areals für die Landwirtichaft und damit vermehrte Gelegenheit für 
Arbeit und Berwertung ihrer Rapitalnugungen. Dagegen kommt der Berluft an Linien 
von ihrem Holzkapital durch Minderung des Zuwachsprozents gar nicht in Betracht. Für 
den Staat ald Vertreter der Volksintereſſen ift das Verhältnis dasjelbe. 

Für den Staat ift aber jchließlich auch noch die Erwägung von Bedeutung, daß gr nicht 
bloß der Vertreter der gemeinjamen Intereſſen gegenüber von den individuellen ift fondern 
auch der zufünftigen im Gegenja zu den gegenwärtigen, daß der Wald eine Art Fidel: 
fommiß bildet, welches die Gegenwart nutzen darf, das jedoch in feiner Subftanz anzu: 
greifen nur die höchjte Not entjchuldigen kann. Mit der daraus für eine Staatöregierung 
bervorgehenden Pflicht verträgt es ſich ſchwer, mit den Umtrieben im Walde entichieden 
herunterzugehen und die entbehrlichen Holzvorräte zu veräußern. Möglich wäre es freilid, 
den Erlös daraus in irgend einer anderen Form fapitalifiert der Zukunft zu erhalten. Aber 
die Erfahrung lehrt, daß das nicht immer gejchieht, daß vielmehr außerordentliche Einnahmen, 
welche einige Zeit dauern, für laufende Ausgaben verwendet werden. Dann erfreut man 
fich einige Zeit Schöner Einnahmen, richtet fein Leben darnach ein umd gewöhnt fich an große 
Ausgaben. Sind aber dann die Kapitalien verbraucht, jo gerät man in doppelt große Not. 
Die Finanzgeichichte ift voll von Beweijen für diefe Behauptung. 
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G. 2, Hartig, Grundfäge der Forſtdirektion. 2, A. 1813. K. Roth, Theorie der Per 
geießgebung und Forftverwaltung. 1841. E. v. Berg, Staatsforftwirtichaftslehre, 1850. 3.9 
bert, Lehrbuch der Staatsforitwiffenichaft. 1875. Derf., Lehrbuch der Forftverwaltung. 1888. 
B. Dandelmann, Gemeindewald und Genoffenwald, 1882, 4. Schwappach, Handbuch 
= Forftverwaltungstunde, 1834, 6. H ed, Das Genoſſenſchaftsweſen in ber Forjtwirtichaft. 1887, 
=; vehr, Forftpolitit, XIV. Abfchn. in Lorey’s Handbuch. M.Endres, Art. Forſten im H.W. 
IL F. Graner, Foritgefeggebung und Foritverwaltung. 1892, U. Shwappad, Foritpo- 
litif 2c. 1894. — Roſcher, 11.818 ff. Rau ILS IB ff. R. v. Mohl, Die Boligelwifien 
ihaft 2c. 3. A. 1866; Bd. II. 8 147 ff. A. Wagner, F.W. Bd. 1. 3. 9. 1883, 8 285 ff. 

$ 39. Das Vorgeben der Gejeggebung gegenüber der Waldwirtihaft der Ge: 
meinden muß auf deren eigenartige öffentlich-rechtliche Stellung zurüdgeführt werden. Den 
politijchen Gemeinden find in dieier Hinficht die waldbefigenden Stiftungen und jon- 
tigen Körperſchaften, welche öffentliche Zwecke verfolgen, gleichzuachten. Zweifelhaft 
liegt die Frage, ob auch die Realgemeinden der bezüglichen Gefeßgebung zu unterjtellen jeien. 
Sie wird jedenfall dann zu bejahen jein, wenn die rechtliche Natur der Realgemeinden dahin 
aufgefaßt wird, daß bdiejelben fein vom Gemeindegut getrenntes Grundeigentum befigen, 
vielmehr das Eigentum der weiteren (politiichen) Gemeinde al3 mit einer Reallaft zu Gunſten 
der Realgemeinde beichwert gedacht wird *). 

Der die neuere Gemeindegejeßgebung beherrichende Grundjaß des Selbjtverwaltungsrecht3 
bedarf der Einſchränkung durch das Eingreifen der ftaatlichen Aufficht. Diefe letztere wurzelt 
in dem Gedanken, daß die Gemeinde als eine zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben berufene 
Semeinjchaft eine dauernde Beftimmung und demnach der Staat ein unmittelbares Intereſſe 
an der Erhaltung wie der Gemeinde ſelbſt, jo auch derjenigen wirtichaftlichen Grundlagen 
habe, durch welche die Erfüllung jener öffentlichen Aufgaben wejentlich mitbedingt ift. Wenn 
diefer Geficht3punft gerade bei demjenigen Bermögensbeftandteil, welchem vielfach, namentlich 
bei ländlichen Gemeinden, eine hervorragende Bedeutung für den Gemeindehaushalt zukommt, 
nämlich beim Gemeindewalde, in verftärttem Maße ſich geltend macht, jo erklärt ſich dies 
aus der eigenartigen Natur der Waldwirtichaft, bei welcher ein Eingriff in den Grundjtod 
ebenjo leicht zu vollziehen, als jchwer wieder gut zu machen ift. Hieraus ergiebt ſich für 
den Staat ald den Hüter der Intereſſen der Gejamtheit wie der Zukunft die Verpflichtung, 
darüber zu wachen, daß die jeht lebenden Gemeindeglieder ſich auf den Fruchtgenuß be- 
ichränfen und den Grundftod unangetaftet den künftigen Gemeindegenofjen überliefern. 

Die näcjjtliegende Aufgabe der Gejeggebung ift die Fürforge für die Erhaltung des 
Beſtands des Gemeindewaldbefiges. Zu diefem Zwed find Vorſchriften erforderlich, welche 
die Veräußerung, die Verteilung und die Rodung von Bejtandteilen des Forjtbejiges der 
Gemeinden an die Genehmigung der Regierungsbehörden knüpfen. Diejen die Erhaltung 
des Beſtands ficherjtellenden Vorichriften fteht die Gejamtheit derjenigen Beftimmungen gegen, 
über, welche fih auf dieBewirtjichaftung der Gemeindewaldungen beziehen. Wenn auch 
die auf diejem Gebiete in den verjchiedenen Staaten beftehenden gejeglihen Einrichtungen 
nad mehrfachen Richtungen auseinandergehen, jo Liegt denjelben doch der gemeinjame Ge— 
danfe zu Grunde, den Forderungen der Nachhaltigkeit, der Planmäßigkeit und der Sach— 
funde in der Bewirtichaftung der Körperichaftswaldungen Ausdrud zu verleihen. Den beiden 
erjteren Forderungen wird Genüge geleiftet durch die Vorjchrift der Aufitellung von Be- 
triebsplänen, welche periodifcher Erneuerung zu unterziehen find. Die Genehmigung diejer 
für den Rußungsvollzug einer längeren Reihe von Jahren maßgebenden Betriebspläne muß 


*) Die Ausführungen in den Abfchnitten VII und VIII lehnen fih an die Darftellung in dem 
oben bezeichneten Buch des Derfaflers an; val. insbefondere: Graner, Forftacfegebung und 
Sorftverwaltung; 1. Teil, 1.—3. und 5.— 7. Abſchnitt, fomie 2. Teil, . Abfchnitt. 

32) Bgl. Heusler, Inſtitutionen des deutſchen Brivatrechts. 1885. 1. Bd. S. 292. 
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der ftaatlihen Auffichtsbehörde vorbehalten bleiben. In der Natur der Gemeindewirticait 
liegt e8, daß mitunter außerordentliche Bedürfniffe hervortreten, welche Vorgriffe im die 
Nutzung kommender Jahre notwendig machen. Auch in diefem Falle ift es Aufgabe der 
ftaatlichen Auffichtsbehörde, die Wiederausgleihung joldher Mehrnugungen zu überwachen. 
Die allgemeine Vorſchrift der nachhaltigen Wirtichaftsführung und die befonderen Vorſchriſten 
über die Aufftellung von Betrieböplänen erhalten nun aber eine geficherte Unterlage erft 
durch das Hinzutreten von Beftimmungen, welche darauf abzielen, den Betrieb ſelbſt in ſach 
verjtändige Hände zu legen. Hiebei fteht übrigens nur die techniſche Betriebsfüh: 
rung in Frage, während die Öfonomijche Verwaltung, insbejondere die Verfügung über 
den Ertrag der Waldungen, den Gemeindebehörden zu überlafjen ift. In der Geſetzgebung 
der verjchiedenen Staaten hat die Forderung der Sachkunde in der Bewirtichaftung der 
Körperichaftswaldungen nicht in gleichem Umfange Verwirklichung gefunden. Solches hat 
Anlaß gegeben, mehrere Syjteme auf dem vorliegenden Gebiete zu unterjcheiden. Freilich 
finden fich die bezüglichen Syfteme nicht immer in reiner Form ausgeprägt, doch wird durd 
deren Gegenüberjtellung immerhin die Neberficht gefördert. Als ſolche Syiteme können gelten: 
die volle oder teilweile Beförfterung, die jtändige Betriebsaufficht und die allgemeine Ber: 
mögensaufficht. 

Das „Beförfterungsiyftem“ ift gekennzeichnet durch planmäßige Zufammenlegung 
der Gemeinde- und Körperichaftswaldungen mit den Staatswaldungen zu gemeinjchaftlichen 
Berwaltungsbezirten behufs der Bewirtichaftung der erjteren durch die ftaatlichen Forftbe: 
amten. Hiebei entrichten die Gemeinden als Erjag für die Koften der technifchen Betriebs: 
führung einen Beitrag an die Staatsfafje, welcher entweder nach der Flächeneinheit oder 
nad dem Grumdjteuerfuß bemejjen wird. Das Urteil über das Beförſterungsſyſtem wird 
dahin zu gehen haben, daß dasjelbe zwar dem Zwecke einer jachgemäßen Bewirtichaftung 
der Gemeindewaldungen am ficherften Genüge leiftet und die vorhandenen Betriebäfräfte 
am volltommenften ausnüßt, daß e3 aber die eingreifendjte Beſchränkung des Selbftverwal- 
tungsrechts der Gemeinden im fich fchließt, wie denn das formelle Bejtehen diefer Einrid; 
tung in den betreffenden Staaten fich vorwiegend aus der langen Geltungsdauer der in 
Rede ftehenden Bejtimmungen erklärt. 

Ein Uebergangsſyſtem bejteht darin, daß den Gemeinden zunächſt das Recht, geprüfte 
Sachverſtändige zu bejtellen, eingeräumt und erft in zweiter Linie Vorkehrung getroffen wird, 
um die Waldungen derjenigen Gemeinden, welche von jener Befugnis Gebrauch zu machen 
unterlafien, der Bewirtichaftung durch die Organe der Staatsforftverwaltung zu unterftellen. 
Erfahrungsmäßig wird auch auf diejem vermittelnden Wege ein guter Erfolg erzielt. Jeden: 
falls fteht dem „Syftem der bedingten Beförfterung“ der Vorzug zur Seite, dab 
es mit der in der Gegenwart herrichenden Strömung einer bejonderen Betonung des Selbit: 
verwaltungsrecht3 der Gemeinden mehr in Einklang ſich befindet, als dies von der vollen 
Beförfterung gejagt werden kann. 

Dad „Syitem der ftändigen Betriebsaufficht“ ift diejenige Einrichtung, bei 
welcher zwar die Forderung der Aufftellung von Betriebsplänen aufgeftelt und Vorkehrung 
für Ueberwachung der Einhaltung derjelben getroffen, andererſeits aber von einer unmittel: 
baren Einwirkung auf Beftellung technijch vorgebildeter Sachverſtändiger abgejehen wird. 
Diejes Syftem ift unverkennbar bemüht, dem Grundfage des Selbſtverwaltungsrechts der 
Gemeinden weitgehende Zugeftändnifje zu machen, bietet aber doc im Bedarfäfalle eine 
wirffame Handhabe für das Eingreifen der ftaatlichen Aufſicht. 

Das „Syſtem der allgemeinen Vermögensaufſicht“ beſchränkt die ſtaatliche Auf: 
ficht über die Gemeindewaldungen nur auf dasjenige Maß, welches aus dem Aufſichtsrecht 
der Staatsregierung über die Vermögensverwaltung der Gemeinden überhaupt folgt. Es 
fann kaum zweifelhaft jein, daß feine ausreichende Gewähr für pflegliche Behandlung umd 
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fachkundige Bewirtichaftung der Gemeindewaldungen dann mehr geboten ift, wenn nur noch 
für ein derartige ganz allgemein gehaltenes Auffichtsrecht ohne näheren Inhalt Raum ge: 
laſſen ift. 

Weitere Fragen, wie die Ordnung des Forftichußdienftes in den Körperjchaftswaldungen, 
die Beitellung der ftaatlichen Auffichtsbehörden u. dgl. betreffen Einzelheiten, auf welche hier 
nicht wohl eingegangen werden fann. 

Thatjählihe Politik, In Preußen fehlt eine einheitliche Geſetzgebung. Nur für 
die öftlihen Provinzen ift eine gemeinfame Grundlage geihaffen worden durd) das Geſetz 
vom 14. Auguft 1876, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und Öffentlichen Anitalten 
gehörigen Holzungen,. Es fteht auf dem Boden der DBetriebsauffiht. Der Bewirtihaftung find 
Betriebspläne zu Grunde zu legen, welde der FFeititelung des — ——— beduͤrfen; 
derſelbe iſt außerdem befugt, im Bedarfsfalle die Einreichung von Jahresplänen anzuordnen. Für 
die Bewirtſchaftung und den Schutz der Waldungen durch genügend befähigte Perſonen iſt Für— 
ſorge zu treffen. Rodungen bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten. Das Geſetz 
enthält auch noch Beſtimmungen über Aufforſtung unkuültivierter Grundſtücke. In den übrigen 
Landesteilen ſind die Verhältniſſe ungleich geordnet. Ein planmäßiges, übrigens im ein— 
zelnen verſchiedenartig geordnetes Beförſterungsſyſtem iſt eingerichtet in der Provinz Heſſen-Naſſau 
und in Teilen der Provinz Hannover. In anderen Teilen der letzteren, ſowie in der Provinz 
Schleswig-Holſtein beſteht teils Betriebs-, teils nur Vermögensaufſicht. Eine eigenartige Ein— 
richtung endlich findet ſich in den Provinzen Rheinland und Weſtfalen, indem hier die Kom— 
munalwaldungen unter ſich zu gemeinſamen Forftverwaltungsverbänden zuſammengelegt find. — 
Im rehtörheiniihen Bayern ift die Aufficht über die Bewirtihaftung det Gemeinde, Stif- 
tungs⸗ und Körperihaftswaldungen durch die Art. 6—18 des Foritgeieges vom 38. März 1852 

eregelt worden. Die Bewirtihaftung muß auf Wirtihaftspläne gejtügt jein. Zur Betriebsaus: 

J— haben die Gemeinden für ſich allein oder in Verbindung mit anderen Gemeinden ge— 

prüfte Sachverſtändige zu beſtellen. Im Unterlaſſungsfall kann die Betriebsausführung durch die 

Kreisregierung, Kammer des Innern, der Staatsforſtverwaltung gegen einen entſprechenden Bei— 

trag übertragen werden. In einigen Regierungsbezirken (Unterfranken mit Aſchaffenburg und 

Rheinpfalz) beſtehen eigenartige, dem Kirn Leine fidh nähernde Einrichtungen auf Grund 

älterer, vom Forſtgeſetz als fortbeitehend erflärter Beitimmungen. — Im Kar. Sachſen findet 

eine Ueberwachung der Wirtihaft in den Gemeinde: und Körperfchaftswaldungen nur auf Grund 
des Oberaufſichtsrechts jtatt, welches der Staat bezüglich der Vermögensverwaltung der Ge— 
meinden überhaupt in Anfpruch nimmt, — In Württemberg nimmt das Gejeg vom 16, Auguſt 

1875 betreffend die Bewirtichaftung der Gemeinde: und Körperichaftswaldungen eine vermittelnde 

Stellung im Sinne des Syſtems der bedingten Beförfterung ein. Ausgehend von der Vorichrift 

der Aufitellung periodiſcher und jährlicher Betriebspläne ftellt das Gejeg weiterhin den Grund: 

jag auf, daß die Vetriebsausführung durch geprüfte Sachverſtändige zu geichehen habe, deren 

Wahl den Gemeinden überlaffen bleibt. Unterlaffen diefelben die Beſtellung von Sadweritän: 

digen, jo geht die technifche Betriebsführung an die Organe der Staatsforftverwaltung gegen 

Entridtung eines Beitrags an die Staatsfaffe über. — Ein planmäßig durchgeführtes Weförte: 

rungsfnftem befteht in Baden auf Grund bes Forſtgeſetzes vom 15, November 1833 und in 

Bellen nad Maßgabe der organischen Forftordnung vom 16. Januar 1811. Dasfelbe gilt 

bon SEE indem hier noch das franzdfiiche Forjtgefeßbuh vom 21. Mai 

1827 (vgl. unten) gilt. — In den Eleineren deutihen Staaten find die VBerhältniffe zumeift 

im Sinne des Syftems der Betriebsaufficht, teilweife mit noch weitergehender Fürſorge für entſpre— 

chende technische Betriebsleitung, geordnet. — In Defterreich, wo übrigens der MWaldbefig 

ber Gemeinden in den meiiten Kronländern nur ein geringfügiger ift, herricht im weſentlichen 

das Syitem der Betriebsaufficht nach den Vorfchriften des Foritgeieges vom 3, Dezember 1852, 

Nur in Tirol und Vorarlberg beiteht auf Grund befonderer Verordnungen das Beförfterungs: 

inftem. — Eingehende Vorfchriften enthält das in der Schweiz fir den Bereich des „eidge- 

nöffiichen Forſtgebiets“ erlafiene Bundesgefeß vom 24. März 1876. Hienac unterliegen in dieſem 

Bereich die Gemeinde: und Storporationswaldungen, auch wenn fie nicht zu den Schugwaldungen 

ehören, der Oberaufficht des Bundes. Der Betrieb in denfelben ift durd Aufftellung von Wirt: 
haftsplänen zu regeln. Auch ift den Kantonen die Verpflichtung auferlegt, die zur Durchfüh— 
rung und Handhabung der gejeglichen Vorſchriften erforderliche Anzahl hinreichend vorgebildeter 

Kor tmänner anzuftellen. Außerhalb des eidgenöffiichen Forſtgebiets find die Verhältniſſe nad) 

antonen verjchieben geordnet. — In Frankreich beiteht das Beförſterungsſyſtem auf Grund 
des Code forestier vom 21. Mai 1827. Derjelbe ftellt im VI. Titel den Grundſatz auf, daß die 

Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anftalten ganz wie die Staatswaldungen und von 

den Beamten des Staats gegen einen an die Staatskaſſe zu leiftenden Beitrag zu den Verwal⸗ 

tungstoften bewirtichaftet werden ſollen. Nur Gemeinden mit geringfügigem, zu regelmäßiger Be: 
wirtichaftung nicht geeignetem Waldbefig unterliegen dem »regime forestier« nid)t. 


8 40. Die Gejamtheit der gejeglichen Mafnahmen, welche dazu beftimmt find, die ftaatliche 
Auffiht über die Brivatwaldungen ficherzuftellen, wird als Waldſchutzgeſetz— 
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gebung bezeichnet. Diejelbe ftellt fi zur Aufgabe, die Intereffen des öffentlichen Wohls 
gegenüber der wirtichaftenden Thätigkeit des einzelnen Waldbefigers zur Geltung zu bringen, 
und knüpft hiebei vorzugsweiſe an die im Abjchnitte VI gefennzeichnete Bedeutung des Waldes 
für die phyfiichen Verhältniffe der Länder an. Begrifflich erftredt fi zwar die Waldichup: 
gejeßgebung auf jämtliche Waldungen ohne Unterfchied des Beſitzſtandes; da jedoch für die 
Staatswaldungen durch die grumdgejeßlichen Vorjchriften und für die Gemeindewaldungen 
durch die einschlägige bejondere Gejeggebung jchon ausreichende Fürſorge getroffen ift, io 
ericheinen die Privatwaldungen als der eigentliche Gegenftand der Waldſchutzgeſetzgebung. 
Rückſichtlich der Geftaltung der letzteren laſſen fi zwei Syſteme unterjcheiden. Die eine, 
ältere Auffaſſung erachtet die Unterftellung der jämtlichen Waldungen des Landes umter die 
„Forſthoheit“ des Staat? ald Bedürfnis. Ahr jteht die mehr in neuerer Zeit zur Ausbil: 
dung gelangte Anjchauung gegenüber, welche die Beſchränkung der Staatsaufficht auf den 
Bereih der Schugwaldungen zum Grundjah erhebt. 

Das erſtere Syitem ift gejchichtlich auf dem Boden der in früheren Jahrhunderten er: 
lafjenen Forſtordnungen erwachien. Während aber dieje leßteren das Verfügungsrecht des 
Waldbefigers in weitgehender Weiſe beichränften, ift die neuere Gefeggebung bemüht, 
den Inhalt des jtaatlihen Auffichtsrechts auf ein mit den heutigen Anjchauungen im Ein: 
Hang jtehendes Maß zurüdzuführen. Sie unterwirft die Waldungen des Landes allgemein 
den Borjchriften des Rodungsverbots ohne ftaatliche Genehmigung, des Aufforftungszwangs 
für die dem Forjtgrund angehörenden unbejtodten Flächen, nad) Umftänden auch des De: 
vajtationsverbot3, während ein Eingriff in den Betrieb, welcher fich übrigens zumeift mur 
in dem Verbot des fahlen Abtriebs äußert, auf den Schutzwaldbereich eingeichränft bleibt. 
Unter Rodung oder Ausſtockung verfteht die Gejeßgebung die Zuwendung eines jeit- 
her der Holzzucht gewidmeten Grundftüds zu einer anderweitigen Kulturart. Das Rodungs— 
verbot fann ein mehr oder weniger bedingtes jein, je nachdem die Berjagung der Rodungs: 
erlaubnis mit beſtimmten gejeglichen Schranfen umgeben ijt oder in das Ermefjen der Fort: 
polizeibehörde geitellt wird. Eine umerläßliche Ergänzung des Rodungsverbots ift der Auf 
forſtungszwang. Derjelbe bezwedt die Sicherung des forjtwirtichaftlichen Wiederanbaus 
der abgeholzten Flächen, für welche die Rodungserlaubnis entweder überhaupt nicht nad: 
gefucht oder nicht erlangt wurde. Die wirkfjame Durchführung der Aufforjtungsvorihrift 
ruht auf der Borausjegung, daß der Forftpolizeibehörde die Befugnis zuftehe, im Bedarfs: 
falle die Kultur auf Koften des ſäumigen Waldbefigers zwangsweiſe in Vollzug jegen zu 
lafjen. Etwas fragwürdig ift die Bedeutung des Devaftationsverbots, da der geſetz 
lichen Feittellung des Begriffs der Waldverwüftung unverfennbare Schwierigkeiten entgegen: 
jtehen. Die beftehenden Forſtgeſetze, ſoweit fie an diefem Verbot feitgehalten haben, ſuchen 
dad Merkmal der Waldvermwüjtung teils in einer die VBerjüngung gefährdenden Ausdehnung 
der Holzhiebe, teils in übermäßigen Nebennugungen, eine Begriffsbeftimmung, welche freilid 
ſchwankend ift und Schwierigkeiten in der praftiichen Handhabung der Vorſchriften birgt. 
Es möchte zu bezweifeln fein, ob das in Rede jtehende Syſtem richtig gewürdigt wird, wenn 
die Einwendung erhoben wird, dasjelbe ruhe auf der irrtümlichen Anjchauung, als ob es 
auf die Erhaltung des zufälligen dermaligen Waldjtandes anfomme. In Wirklichkeit ijt eine 
fogenannte Normalbewaldungsziffer in feinem der bejtehenden Forjtgejege vorgejchrieben. 
Vielmehr ift die diefem Syftem eigene Beibehaltung des auf jämtliche Waldungen des Landes 
fich erftredenden Auffichtsrecht3 nur in dem Sinne und zu dem Zwecke erfolgt, um im Hin 
bli auf die Schwierigkeit einer jcharfen gejeglichen Beftimmung des Schugwaldbegriffs die 
Entſcheidung der einichlägigen Fragen dem einzelnen Falle vorzubehalten. Ein berechtigter 
Kern wird dieſer Auffafjung kaum abzujprechen jein. 

Jedes Syſtem eines ftaatlihen Auffichtsrecht3 bedarf der gejeßlichen Feſtſtellung des 
Begriffs der Shugwaldungen. Derjelbe ijt num aber feineswegs ein feſt um- 
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grenzter, und eben aus den Zweifeln, welche bei dem Verſuche der Beſtimmung dieſes der 
Natur der Sache nach dehnbaren Begriffs hervortreten, erflären ſich die Schwierigkeiten, 
welche nicht nur der Faſſung der bezüglichen Gejehesvorjchriften, fondern auch der örtlichen 
Ausscheidung der Schugwaldungen ficy entgegenitellen. 

In der allgemeinften Faſſung würden unter den Begriff von Schugwaldungen überhaupt 
alle diejenigen Waldungen fallen, bei welchen in irgend welcher Richtung eine Bedeutung 
für den Schuß öffentlicher Intereſſen anzunehmen ift. Hiebei liegt e3 nahe, in erfter Linie 
an die Fimatiche Bedeutung des Waldes zu denken. Doc, waltet Schon hier die Schwierig: 
feit ob, daß die Grenze fich nicht wohl angeben läßt, biß zu weldyer der klimatiſche Ein: 
fluß des Waldes reiht und jenjeit3 deren er aufhört. Deshalb ift auch diefer Geſichtspunkt 
bei der Bejtimmung des Schugwaldbegriff3 in der neueren Gejeggebung zumeift außer Be- 
rüdfihtigung geblieben. In einem engeren Sinne ift die Schußtwaldeigenichaft nur jolchen 
Forjtgrundjtüden beizulegen, welchen eine Bedeutung für die Abhaltung örtlicher Gefahren 
zutommt. Doc haftet auch diejer Begriffsbejtimmung der Mangel einer gewiſſen Dehnbar— 
feit an. Hiebei jteht wohl im Wordergrunde die Bedeutung des Waldes für den Waſſer— 
haushalt der Flüfje und der Schuß, weldyen der Wald unter beſtimmten Verhältniſſen gegen 
Abſchwemmung und Abrutihung des Bodens gewährt. Während die eben erwähnten Rück— 
fihten die Ausscheidung von Schuwaldungen in weiterem Bereich begründen fünnen, tragen 
die übrigen in Betracht kommenden Faktoren ein mehr örtliches Gepräge. In diejer Hin: 
fiht mögen nur erwähnt werden: der Schu gegen Abbrechen von Ufergrundftüden, gegen 
rauhe und audtrodnende Luftitrömungen in bejtimmten Freilagen, gegen Schneeverwehungen 
an Bergrändern, gegen die Lawinengefahr im Hochgebirge, gegen Verflüchtigung der Sand- 
iholle im Flugiandgebiete, gegen den Einfluß der Seewinde an der Meerestüfte u. dgl. Auch 
iſt in einigen Gejegen die übrigens noch wenig erforjchte Hygienische Bedeutung des Waldes 
den die Schugwaldeigenjchaft begründenden Faktoren Hinzugefügt worden. 

Der gejeglichen Feſtſtellung des Schutzwaldbegriffs müſſen Beftimmungen über die Schup- 
waldbildung ergänzend zur Seite treten. Dies kann in doppelter Weile geichehen. Ent: 
weder wird ein für allemal eine Ausicheidung der Schugwaldungen durch hiefür bejtellte 
Sachverſtändige vorgenommen und deren Ergebnis in Schugwaldverzeichniffen niedergelegt 
oder die Schugwaldbilding erfolgt von Fall zu Fall, indem die Erflärung der Schutzwald— 
eigenjchaft von einem Antrag der Intereſſenten abhängig gemacht wird. Jenes Verfahren 
hat den Vorzug der größeren Einheitlichkeit. 

Welche Beichränfungen den Bejigern der Schugwaldungen aufzuerlegen feien, muß ſich 
nach dem jeweiligen Schugzwede richten. In der Natur der Sache liegt e3, daß Rodungen im 
Schutzwaldbereich unzuläjfig find; ebenſo rechtfertigt fi) das Verbot des Kahlabtriebs in 
Schutzwaldungen ohne forjtpolizeiliche Erlaubnis. Unter jchwierigeren Verhältnifjen kann 
aber auch die Vorjchrift der Einhaltung einer bejtimmten Bewirtſchaftungsweiſe, 3.8. einer 
plänterartigen Waldbehandlung notwendig werden und in beftimmten Fällen die Einjchränfung 
ihädlicher Nebennugungen in Frage fonımen. Nicht unerhebliche Schwierigkeiten birgt die 
Frage, ob den Befigern der Schußmwaldungen ein Entſchädigungsanſpruch für die auferlegten 
Beichränkungen zuzugeftehen jei. Wenn auch für die Anerkennung eines derartigen Anſpruchs 
gewiſſe grundjägliche Erwägungen jprechen, jo dürfen doch auch die entgegenftehenden Be: 
denken nicht unterjchäßt werden. Zunächſt fommt in Betracht, daß der Grund und Boden, 
auf welchem die Schugmwaldungen fich befinden, als abjoluter Waldboden zu erachten ijt, 
wornad das Rodungsverbot im Schutzwaldbereich noch keinen Entihädigungsaniprud) be: 
gründen kann. Ein jolcher jollte erjt bei weitergehenden Eingriffen in den Betrieb jelbft 
in Frage kommen. Freilich bleibt auch in diejem Fall ebenjo die Schwierigkeit einer richtigen 
Bemejjung des durch die Bejchränfungen bedingten finanziellen Opfers wie die Befürchtung 
bejtehen, daß die Tragung der Entihädigungspflicht, zumal wenn jolche den „Anterefjenten“ 
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zugeichieden wird, ein Hindernis für die Erzielung eines weittragenden Erfolgs auf dem 
vorliegenden Gebiete bilden werde. 

Als ein wirtfames Mittel zur Begründung georbneter Zuftände im Schutzwaldbereich iſt 
die Bildung von Waldgenoſſenſchaften vorgejchlagen worden, d.h. von genoffenichaft: 
lichen Vereinigungen von Waldbefigern zum Zwed der Begründung einer gemeinjanten plan: 
mäßigen Ordnung des Wirtichaftöbetriebs. Hiebei ift e3 auf die Bejeitigung der Mißſtände 
abgejehen, welche der Barzellenwirtichaft anhaften und fi) vornehmlich in der thatjächlichen 
gegenjeitigen Abhängigkeit der einzelnen Befiger in allen Teilen des Wirtjchaftsbetriebs äußern. 
Es lafjen fich zwei Formen unterjcheiden: die „Eigentumsgenofjenichaften“ und die „Wirt: 
ichaftsgenofjenichaften mit Beibehaltung des Sondereigentums“. In Würdigung der Schwierig: 
keiten, welche fich der Bildung von Eigentumsgenofjenichaften wegen der ſchwer zu vollziehenden 
Ausgleihung der Wertöunterjchiede entgegenftellen, hat die Gejeßgebung fich vorzugsweiſe 
der zweiten Form zugewandt, indem Beitimmungen aufgeftellt werden, welche die Begrün- 
dung derartiger Genofjenichaften von dem Zuſtandekommen eines Mehrheitsbeſchluſſes der 
Beteiligten abhängig machen. Die auf dieſem Gebiet bisher erzielten Erfolge find übrigens 
meift erheblich hinter den gehegten Erwartungen zurüdgeblieben. 

Im Großen und Ganzen ift nicht zu verfennen, daß die Schugwaldfrage eine noch wenig 
geflärte ift. Wohl nicht ganz mit Ungrund wird von manchen Seiten darauf Hingewiejen, 
daß der Privatwaldbefig überhaupt eine minder geeignete Befigesform für den Schugwald 
jei und daß die allmähliche Erwerbung der Schutzwaldungen durch den Staat oder durch 
die zunächſt beteiligten Komunnalverbände als die praftiich richtigjte Löſung der Schutzwald— 
frage ſich darftelle. In dieier Hinficht läßt fich jchon viel erreichen, wenn mit der Erwerbung 
verödeter Privatiwaldparzellen im Wege freiwilliger Uebereinfunft vorgegangen wird. Uber 
auch der Weg zwangsweiſer Enteignung, diesfalls jelbjtredend gegen volle Entichädigung, 
ift nicht unbedingt von der Hand zu weijen; nur wird ein ſolcher Eingriff in das Eigen: 
tumsrecht gejeglich auf diejenigen Fälle zu bejchränten jein, in welchen die jonftigen Mittel 
zur Erreihung des Schutzzwecks ſich als erfolglos erweijen. 

Der Stand der Waldſchutzgeſetzgebung in den einzelnen Staaten iſt folgender: 
Das in Preußen für den gelamten Umfang der Monardie erlaflene Geſetz vom 6. Juli 

1875 über Schutzwaldungen und Waldgenofienihaften fteht auf dem Boden der Beſchränkung der 

Staatsauffiht auf den Bereich der Schutzwaldungen (f. die bezüglihen Vorſchriften im Titel II: 

Schutzmaßregeln zur Abwendung von Gefahren). Hiernach kann in beitimmten Fällen ſowohl 

die Art der Benugung der gefahrdrohenden Grundſtücke als auc die Ausführung von Wald: 

fulturen und ſonſtigen Schuganlagen angeordnet werden. Die Fälle, welche ein jolhes Ein: 
fchreiten begründen fönnen, find im wejentlihen: Die Gefahr der Berfandung, des Abſchwem— 
mens des Bodens, des Abbruchs von Ufergrundftüden, einer Verminderung des Waſſerſtands der 

Flüſſe durd) die Zerftörung von Waldbeftänden, nachteilige Einwirkungen der Winde auf Feld— 

fluren und Ortichaften in den FFreilagen und in der Seenähe, Der Antrag auf Erlah der be- 

züglichen Anordnungen kann ſowohl von den gefährdeten Intereſſenten als au von Kommunal» 
verbänden oder der Landespolizeibehörde geitellt werden. Den Befigern ift für die auferlegten 

Beſchränkungen volle Entihädigung zu gewähren, und zwar liegt die Entihädigungspflidt dem 

Antragfteller ob. Zuftändig zur Anordnung der Scugmaßregeln und zur Feſtſtellung der Ent— 

ihädigung und Koften find die Verwaltungsgerichte. -- In Bayern bebürfen nach dem Forſt— 

geieg vom 28. März 1852 Rodungen der Erlaubnis der ‘Foritpolizeibehörde; die Genehmigung 
iſt zu erteilen, wenn die auszuftodende Fläche zur landwirtichaftlihen Benügung unzweifelhaft 
geeignet und das frortbeftehen des Waldes nicht zum Schug gegen Naturereigniffe notwendig ift. 

An Schugwaldungen, deren Nodung unzuläffig iſt, bebürfen Fable Abtriebe der forftpolizeilihen 

Genehmigung. Ferner enthält das Geſetz die Vorſchrift der Aufforitung entitehender kulturfäbiger 

Waldblößen und das Verbot der „Abſchwendung“, worunter den Wald verwüſtende, fein Fort- 

beftehen gefährdende Handlungen verftanden werden. — Im Kar. Sachſen find die Privat: 

waldungen thatſächlich freigegeben. — In Württemberg bedürfen auf Grund bes Forit: 
polizeigefeges vom 8. September 1879 die Rodung von Waldgrundftüden und die Vornahme 
von Kahlhieben in Schugwaldungen der foritpolizeilichen Erlaubnis. Weitere Beftimmungen be: 
ziehen ſich auf die Aufforftung holzloier Flächen des FForitgrunds und auf das Verbot der Wald: 
verwüftung. — Auf berjelben Grundlage ruht das in Baden geltende Geſetz vom 27. April 

1854, die Bewirtſchaftung der Privatwaldungen betreffend. — Ebenfo beftehen in Heſſen nad 

der Verordnung vom 3, Auguft 1819 das Nodungsverbot und die Vorſchrift bes Wiederanbaus 
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ausgeftodter Privatwaldungen. — In Elfaß- Lothringen ftehen noch die Beſtimmungen 
des Forſtgeſetzbuchs vom 21. Mai 1827 (vgl, unten) in Kraft. — Auch in den Eleineren deut: 
ſchen Staaten beitehen Vorſchriften überdie Beauffichtigung der Privatwaldungen und zwar zu: 
meift auf der Grundlage des Nodungsverbots und der jonitigen ergänzenden Beftimmungen. — 
Das in Defterreich geltende Foritgefeg vom 3. Dezember 1852 enthält das Rodungs- und 
Devaftationsverbot, ſowie Vorfchriften über die „Schon: und Bannwaldungen”. Ein beionderes 
Geſetz vom 30. Juni 1884, betr. Vorkehrungen zur unfchäblichen Ableitung von Gebirgswaſſern, 
enthält u. a. Beſtimmungen Über Zwangsenteignung. — In vorbildlicher Weiſe iſt auf dem Ge: 
biete der — ———— — in neuerer Zeit die Schweiz vorgegangen durch den Erlaß 
des Bundesgeſetzes vom 24. März 1876, betr. die eidgenöffifche Oberaufficht über die Forftpolizei 
im Hochgebirge. Dasfelbe unterftellt im Bereich des „eidgenöffiichen Forſtgebiets“ zumächit die 
Schutzwaldungen der Aufjicht des Bundes. Aber auch auf die nicht unter die Schugmwaldungen 
fallenden Privatwaldungen findet das Verbot der Verminderung des Forftareals ohne kantonale 
Bewilligung und die Vorichrift der Aufforftung von Blößen und Schlägen Anwendung. Die 
auf die Schugwaldungen bezüglichen Beitimmungen erftreden fic auf die Begriffäbeftimmung der 
Schutwaldungen, auf deren örtlihe Ausſcheidung, auf die Verpflichtung der Kantonsregierungen 
ur Anordnung der erforberlihen Schugmaßregeln, endlich auf die Yufforftung öder Schugwald- 
ähen, wozu ber Bund und die Stantone Beiträge leiften. — In Frankreich dürfen nad 
dem Code torestier vom 21. Mai 1827 die Privatwaldbefiger eine Nodung nur dann vornehmen, 
wenn nicht von ber Forftverwaltung innerhalb einer beftimmten Frift motivierter Einſpruch bei 
der politiihen Behörde erhoben wird. Die Borausjegungen eines ſolchen Einſpruchs find im 
Geſetz mäher bezeichnet. Die Bahn zur Ergreifung von Mabregeln gegen die hauptſächlich in 
ben Alpenländern ftattgehabten Waldverwüjtungen wurde befchritten durch den Erlaß des Ge— 
jeges vom 28. Juli 1860 über die Wiederbewaldung der Berge. Hiernad kann in Ermanglung 
eines Vorgehens der Grundeigentümer, wenn die kahlen Gipfel oder Hänge eine Gefahr für die 
tieferliegenden Gelände bergen, die Wiederbewaldung auf dem Wege der —— — nung durch 
die Staatsforſtverwaltung zur Ausführung gebracht werben. Eine abſchwächende Befimmung 
bradıte das Gejek vom 8, Juni 1864 über die Berajung ber Berge. In neuerer Zeit wurben 
die erwähnten beiden Geſetze durd das noch geltende Gejeg vom 4. April 1882, betreffend die 
Erhaltung und Wiederheritellung der Produktivität der Gebirgsböden, erfegt. — Auch Ftalien 
ein Waldihuggeieg vom 20, Juni 1877; dasjelbe enthält das Rodungsverbot für die dem 
orftbanne unterworfenen Wälder und Beftimmungen über die Wiederbewaldung öder Schuß: 
waldflächen. Für legteren Zweck it jelbit die Enteignung vorgejehen, welcher fi die Beſitzer 
übrigens durch jelbitthätige Ausführung der Arbeiter oder durch Bildung von Genofjenjchaften 
behufs der Wiederbewaldung entziehen können. — Endlich ift auch in Rußland ein Wald: 
ſchutzgeſetz am 4. April 1885 erlaffen worden. Dasjelbe trifft Beitimmungen über die Schuß: 
maldungen und über die Wälder, welde zum Schuge ber Quellengebiete ber Flüffe dienen. Für 
die Schugwalbungen wird die Aufitellung von Wirtfchaftsplänen gefordert, welche der Bejtäti- 
gung des Waldkomite's bedürfen. Auch die nicht als Schugwald erklärten Waldungen unter: 
liegen dem Nodungs= und Devaftationsverbot; doch erftreden fich die für die Nicht-Schugwal- 
dungen geltenden Borfchriften nur auf die waldärmeren Gouvernements. 


VIH $Sorftpolitifces. 


Val. die Litteratur und die Bemerkung zu Abſchn. VII Seite 311, 

$ 41. Unter den agrarpolitiihen Maßnahmen, welche darauf abzielen, im Bereich der 
verjchiedenen Zweige der Bodenproduftion die einer fortichreitenden Kultur entgegenftehenden 
Hindernifje Hinmwegzuräumen, jtehen die auf Bejeitigung der Waldgrundgeredtig- 
keiten“) gerichteten Bejtrebungen an Bedeutung für die Forjtwirtichaft voran. Zumeift 
werden die auf den Waldungen laftenden Nugungsrechte Dritter als „Waldjervituten“ be- 
zeichnet, wiewohl die wejentlichen Merkmale, welche das römische Recht für den Begriff der 
Realjervitut aufftellt, bei den Waldnugungsrechten ſich nicht in allen Teilen nachweiſen lafjen. 
Die Entjtehung derjelben iſt vorzugsweiſe mit den Wandlungen verknüpft, welche die deutſch— 
rechtliche Markgenoſſenſchaft im Laufe der Zeit durchgemacht hat, indem die urjprünglichen 
Sefamteigentumsredhte der Marktgenofjen vielfach zu jervitutähnlichen Nutzungsrechten an 
fremdem Walde herabgedrüdt wurden. Daneben findet ſich auch die Entjtehung durch Ver— 


33) J. Albert, Lehrbuch der Forftjervituten- | XIV. Forftpolitit in Lorey’3 Handbud Band II. 
ablöfung. 1868. B. Dandelmann, Die Ab- ©. 527 ff. Graner, Forſtgeſetzgebung ꝛc. ©. 
löjung und Regelung der Waldgrundgerehtig: 164 ff. Endres, Art. Forftpolitit im H.W. II, 
feiten. 3 Zeile. 1880-1888. %. Lehr, Abh. ©. 6244 ff. Schwappad, Forftpolitif S. 171 ff. 
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feihung jeitens des Waldeigentümers; diejelbe war zumeift nur als eine prefäre und wider: 
ruflihe gedacht, woraus aber mit der Zeit fejte Nugungsrechte ſich Herausbildeten. Der 
wichtigjte Einteilungsgrund für die Unterjcheidung der einzelnen Arten ift der Nutzungs— 
gegenftand. Hiernach ftehen ſich zunächſt gegenüber die Holzberechtigungen und die Rechte 
auf den Bezug von Beitandteilen der Nebennugung. Die erfteren gliedern ſich in die Bau- 
und Nußholzberechtigungen und in die Brennholzberehtigungen, zu welchen neben den Rechten 
zum Bezug regelmäßiger Schlagerzeugnifje auch Rechte auf jogenanntes Lagerholz, Brüche, 
Stodholz, Raff- und Lejeholz u. dgl. gehören. Innerhalb der zweiten Gruppe jtehen die 
Streurechte und die Weide- und Gräjereirehhte an Bedeutung voran. Eine wietere Unter: 
ſcheidung ift diejenige in gemeffene und ungemefjene Rechte. Auch fommt es vor, Daß der 
Inhalt des Nutzungsrechts nur teilweife bejtimmt ijt, wie bei den auf den Bedarf des Be: 
rechtigten lautenden Nutzungsrechten. 

Die forjtwirtfhaftlihe Bedeutung der Waldgrundgerechtigkeiten ift nach den ein: 
zelnen Arten verfchieden. Bezüglich der Holzberehtigungen mag zugegeben erben, 
daß diefelben als die noch vorhandenen Rejte der ehemals herrſchenden Naturalwirtſchaft 
früher einem Bedürfnifje entjprachen; eine andere Frage aber iſt es, ob dieje Nutzungsrechte 
auch bei der heutigen Antenfitätsftufe der Forftwirtichaft noch als zeitgemäß zu erachten jeien. 
Die Störung des forjtwirtichaftlihen Betriebs macht ſich num freilich bei den verjchiedenen 
Arten von Holzberechtigungen in ungleihem Maße geltend. Den jtärkjten Widerftreit zu 
einem geordneten Betrieb zeigen die ungemefjenen Holzberechtigungen, vollends in der ehe: 
dem herrichenden Form der Selbjtgewinnung durch den Berechtigten. Hier vereinigen fih 
die verjchiedenjten Mißftände: Gefährdung der Nachhaltigkeit, Betriebsftörungen, Uebergriffe 
des Berechtigten, Beförderung der Verſchwendung u. dgl. Allerdings find diefe Schäden 
längft erkannt, und es hat dies zu Vorſchriften über Anweifung der Nugungen durch den 
Waldbeiiger und Firation der Nugungsrechte geführt. Hiemit find aber die mit dem Be— 
ftehen derjelben verknüpften Uebelftände noch nicht bejeitigt. Bei den Bauholzrechten bringt 
e3 deren Natur mit fi, daß eine Firierurg nur in beſchränktem Umfang möglich ift. Hiezu 
fommt, daß die Sortimente, auf welche der Anſpruch im einzelnen Falle lautet, häufig nicht 
in den planmäßigen Schlägen anfallen und in mehr oder weniger ummirtichaftlicher Weile 
getvonnen werden müfjen. Berhältnismäßig geringer iſt die Störung des Betriebs durd 
firierte Brennholzrechte, obgleich auch dieje vielfach zu der technifch und ökonomiſch voll 
fommenjten Ausnugung der Schlagerzeugnifje in Widerjtreit treten, jo daß mitunter zu Ruf: 
holz geeignete Stämme ind Brennholz gejchlagen werden müſſen. Es tritt Hinzu die allen 
derartigen Berechtigungen gemeinjame Beeinträchtigung der freien Bewegung in der Wahl 
der Holzart und Wirtjchaftsform und im Vollzug wirtſchaftlich gebotener Betriebsverbeſſer— 
ungen. Diejen Nachteilen vom Standpunkte des forjtwirtjchaftlichen Betriebs ftehen keines: 
wegs gleichwertige Vorteile auf Seiten des Berechtigten gegenüber. Bon einer Unentbehrlid- 
feit der Holznugungsrechte für den legteren kann bei den heute herrichenden Verkehrsver— 
hältnifjen vollends feine Rede jein, da für den Berechtigten keinerlei Schwierigkeit beitebt, 
die entgehende Nugung vermitteljt des Ubfindungsgegenftands auf anderweitigem Wege jih 
zu beichaffen. Hiernad) fann das Urteil nur dahin gehen, daß das Bejtehen der Holzbe— 
rechtigungen, wenn etwa von ganz geringfügigen Arten wie den Raff: und Lejeholzredhten 
abgejehen wird, mit einem intenfiveren Betrieb der Forftwirtichaft unverträglich und deren 
Bejeitigung jomit ald Bedürfnis erjcheint. 

Unders liegen die Verhältnifje bei den Weiderechten, wenigſtens unter der Voraus— 
jegung der Einſchränkung diefer Nugung auf ein mit geordnetem Betrieb der Forftwirtihaft 
verträgliches Map. In diefem Falle könnte es vom forjtwirtichaftlichen Standpunkte aus 
abgewartet werden, bis die immer mehr zurüdtretende Bedeutung diefer Nutzung für die 
Yandwirtichaft deren Einftellung auch an jolden Orten, an welden zur Zeit ausnahmsweiſe 
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eine Ausübung noch ftattfindet, zur vollendeten Thatjache gejtalten würde. Dagegen keun— 
zeichnen fi die Streurecdhte wegen der mit dauernder Ausübung diejer Nutzung ver- 
bundenen Erſchöpfung der Produktionskraft des Waldbodens als unbedingt kulturjchädliche 
Nutzungsrechte. Die jhädigende Einwirkung der Streunugung liegt auf dem chemifchen wie 
auf den phyfifaliichen Gebiete. In erfterer Hinficht erfährt das naturgemäße ftatifche Ver: 
hältnis zwijchen dem Entzug von Nährftoffen durch die Ernten und dem Wiedererjag folder 
auf dem Wege der Berjegung der Streudede des Waldes eine tiefgreifende Störung. Dazu 
gejellt fich noch die nachteilige Veränderung der phyſikaliſchen Beichaffenheit des Waldbodens, 
welcher durch die Entnahme der natürlichen Streudede verhärtet und austrodnet. Die Folgen 
der intenfiv betriebenen Streunugung äußern ſich denn auch zuerjt in verminderter Blatt- 
erzeugung, nachlafjenden Höhenwuchs und ſtellenweiſe eintretender Gipfeldürre, jchließlich 
aber darin, daß die Beitände auf geringeren Boden das Bild von Krüppelbeſtänden an- 
nehmen und die dem Boden gegenüber anjpruch&volleren Holzarten den genügfamften, jo 
die Laubhölzer der Kiefer weichen müfjen. Zudem wird von landwirtichaftlicher Seite an- 
erfannt, daß die Waldftreu nad Dünger: und Streuwert nur ein höchſt unvolltommenes 
Erjagmittel für das Stroh bilde. Gfeihwohl wird zuzugeben fein, daß unter landwirtichaft- 
lihen Anbauverhältniffen, bei welchen großer Bedarf an Dünger: und Streumitteln mit 
geringer Erzeugung an jolchen Hand in Hand geht, die Bejeitigung der Streurechte, jo not- 
wendig fie für das Gedeihen des Waldes ift, doc nur allmählich) und mit Vorſicht durch— 
geführt werden jollte. 

$42. Das nädjjtliegende Bedürfnis befteht in der Regelung der Waldſervituten. 
Den Borjchriften, welche dDieje Regelung bezweden, liegt die Rüdficht auf Schonung des Waldes 
und auf einen geordneten Nußungsvollzug zu Grunde. Sie lafjen fi) in zwei Gruppen 
ſcheiden: in forjtpolizeiliche Borichriften über die Ausübung der Nugungsrechte und in Vor— 
ichriften, durd) welche bereit deren Anhalt oder Umfang berührt wird. 

Die Vorſchriften der erjteren Art geftalten fich für die einzelnen Arten von Nubungs- 
rechten verjchieden. Bei den Holzberechtigungen liegt vor allem die Aufgabe vor, an die 
Stelle der Selbjtgewinnung durd den Berechtigten die Anweiſung durch den Waldbejiger 
treten zu laſſen. Hieran müſſen fich Beftimmungen anreihen über die Prüfung der Anjprüche 
des Berechtigten bei den auf den Bedarf lautenden Bauholzrechten. Der für die Regelung 
der Weiderechte maßgebende Geſichtspunkt geht dahin, die Nutzungsausübung auf ein mit 
der Berjüngung der Waldbejtände verträgliches Maß einzufchränfen. Bei den Streurechten 
tritt Die Regelung der Nugungsfläde in den Vordergrund. Zu diefem Zweck find Bejtim:- 
mungen erforderlich über die Schonung der jüngeren Bejtände bis zu einem beftimmten Alter, 
über die Einlegung einer Vorhege vor Beginn der Verjüngung und über den Turnus in 
der Wiederkehr der Nugung in den für legtere hiernach verbleibenden Bejtänden. 

Innerhalb der zweiten Gruppe von Borjchriften fann zunächft die Umwandlung des Nußungs- 
gegenjtaudes dann in Frage kommen, wenn Schwierigkeiten obwalten, die Abgabe in den- 
jenigen Holzgattungen zu leiften, auf welche der Anſpruch an und für fich lautet. Von be- 
jonderer Wichtigkeit ift jodann die Firation d.h. die Verwandlung ungemefjener in gemefjene 
Rechte, wobei der thatjächliche Nutungsvollzug in einer bejtimmten Durchjchnitt3periode zum 
Anhalt dient. Endlich kann auch die Beſchränkung des Nutzungsmaßes auf die Leijtungs- 
fähigfeit des belajteten Waldes in Frage kommen. 

$ 43. uf intenjiverer Stufe des forjtwirtichaftlichen Betriebs find aber die Vorſchriften 
über die Regelung der Nutungsrechte nicht mehr ausreichend. Hier tritt vielmehr das Be- 
dürfnis der Ablöjung der Waldjervituten in den Vordergrumd. Die Bejeitigung 
der auf den Waldungen laftenden Nubungsrechte Dritter bildet einen Beftandteil der all- 
gemeinen Grundentlaftung. Wenn nun auch das Bedürfnis der Entlajtung des landwirt- 
ſchaftlichen Grundbeſitzes ein dringenderes war, jo ändert dies gleichwohl nichts an der That- 
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fache, daß es als eine Forderung der Folgerichtigkeit erjcheint, auch dem Walde die mit zu- 
nehmender Antenfität des Betriebs unentbehrliche wirtichaftliche Freiheit zutommen zu Lafien, 
nachdem die Befreiung der landwirtichaftlihen Produktion von den privatrechtlichen Feſſeln 
des Betriebs längjt durchgeführt ift. 

Für die Einräumung des Antragsrechts an beide Beteiligte, den Berechtigten wie den 
Berpflichteten, jprehen Erwägungen der Billigkeit. Obgleich nämlich die Ablöjung zunädhit 
im Intereſſe des belajteten Waldbefigers durchgeführt wird, jo darf doch nicht außer Be 
rüdfichtigung gelafjen werden, daß das Nugungsrecht durch die Erklärung der Ablösbartkeit 
für den Berechtigten an Wert und Sicherheit verliert. Wenn hiernach auch dem Berechtigten 
durch Verleihung des Antragsrechts ein Einfluß auf die Löſung des Rechtsverhällniſſes zu: 
zugejtehen jein wird, jo bedarf es doch einer einjchräntenden Borjchrift. Es muß nämlich 
injfoweit, ald der Antrag auf Ablöjung von dem Berechtigten ausgeht, dem WBerpflichteten 
die Befugnis zugeiprochen werden, den Berechtigten nach dem Vorteil zu entichädigen, welcher 
ihm, dem Berpflichteten, aus der Aufhebung des Nutzungsrechts erwächſt. Dies wird be- 
jonder3 praftijdy bei den Weiderechten und bei den Raff- und Lejeholzrechten, deren Ab- 
löſung mehr im Intereſſe des Berechtigten ald des Verpflichteten gelegen ift und bei welchen 
daher der Antrag auf Ablöfung von erjterem auszugehen pflegt. 

Als Abfindungsmittel ftehen fich gegenüber: Geld und Grund und Boden, erjteren Falls 
Rente und Kapital, legteren Falls Waldabfindung und Abfindung in Kulturgelände. Die 
Bedeutung der Rentenabfindung lag mehr im Bereich der Ablöfung der bäuerlichen Real- 
laften, wobei die jofortige Aufbringung des Ablöſungskapitals vielfah Schwierigkeiten be- 
reitet haben würde. Bei den auf den Waldungen lajtenden Nutzungsrechten erjcheint die Ab- 
findung in Rente weniger ald Bedürfnis. Inſoweit Kapitalabfindung in Frage kommt, ift 
die Wahl des Ablöjungsmaßftabes von Wichtigkeit. Die Erwägung, daß dem Berechtigten 
die Möglichkeit eröffnet werden joll, den entgehenden Nutzungsgegenſtand künftig mitteljt 
der Binfen des Ablöjungsfapitals fic zu beichaffen, bedingt die Wahl des jeweils landes— 
üblichen Zinsfußes. Im Vordergrunde des Intereſſes fteht num aber die Frage, ob bei der 
Ablöfung der Waldnugungsrechte die Abfindung in Geld oder in Grund und Boden er: 
folgen jolle. In diejer Trage liegen die Intereſſen des pflichtigen Waldbefigers und des 
Berechtigten nad) manden Richtungen im Widerftreit, wozu noch fommt, daß auch die all- 
gemeinen Landeskulturinterefien Berüdfichtigung erheifchen. Zunächſt wird davon auszugehen 
jein, daß, joweit Landabfindung in Frage jteht, nur Teile des belafteten Objektes in Be- 
trat zu kommen haben und an den Berpflichteten hiernach das Anfinnen nicht wird ge- 
jtellt werden können, Grundjtüde, auf welchen das Nutzungsrecht nicht ruhte, als Abfindung 
hinzugeben. Undererjeit3 findet fi in den Ablöfungsgejegen mitunter die Beftimmung, daß, 
woferne der Verpflichtete freiwillig anderweitige Grundjtüde einmwirft, der Berechtigte jolche 
unter Vorausjegung einer jeinen wirtjchaftlichen Verhältniſſen entiprechenden Lage und Be: 
ichaffenheit anzunehmen habe. Sodann jollte infoweit, al3 der Ablöfungsantrag von dem 
Berechtigten ausgeht, dem Berpflichteten die Wahl zwiſchen Land: und Geldabfindung zu: 
ftehen. Ein wichtiger Gefichtspunft geht ferner dahin, daß das Abfindungsmittel der Natur 
des abzulöjenden Nußungsrechts zu entjprechen habe. Hieraus folgt zunächit, daß Wald: 
abfindung, wobei der Grund und Boden mit Einſchluß des darauf befindlichen Holzbeitands 
den Abfindungsgegenftand bildet, nur bei der Ablöjung von Holzberechtigungen in Frage 
kommen jollte, weil nur bei diejen der Ertrag des Ubfindungswaldes ein ſachgemäßes Aequi 
valent für die entgehende Holznugung darjtellt. Nun würde aber an die Waldabfindung, 
wenn fie allgemein für die Ablöjung von Holzberedhtigungen vorgejchrieben werden wollte, 
die Befürchtung einer Parzellierung des Waldbefiges fich knüpfen. Diejelbe bedarf daher 
zum mindejten einer Einjchränfung auf diejenigen Fälle, in welchen ſowohl der Abfindungs- 
wald al3 auch der dem Berpflichteten verbleibende Teil des Waldes nad) Größe und Be: 
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Ihaffenheit einer geregelten Bewirtichaftung fähig bleiben. Ein noch wirkſameres Mittel be- 
fteht in dem Ausschluß der Waldabfindung als des gejeglichen Abfindungsmittels bei Holzbe- 
rechtigungen, welche Privaten zujtehen, und in der Beſchränkung derjelben auf die Ablöjung 
der Holznugungsrechte von politiichen Gemeinden und jonftigen öffentlichen Körperjchaften. 
Im legteren Falle fommt nämlidy die Erwägung in Betracht, daß der Abfindungswald ein 
vom Standpunkte des Gemeindehaushaltes geeignetered Vermögensobjekt darjtellt, als ein 
flüjfiges Geldfapital; auch bietet die Gejeggebung über die Bewirtichaftung der Gemeinde- 
und Körperichaftswaldungen eine Gewähr für jachkundige Bewirtichaftung des Abfindungs- 
waldes. Der Waldabfindung fteht die Abfindung in Kulturgelände gegenüber, wobei es fich 
vorzugsweiſe um die Abfindung in abgeholztem Waldboden mit der Bejtimmung landwirt- 
ſchaftlicher Benügung handelt. Diejelbe fünnte an und für fich bei der Ablöſung jolcher 
Nugungsredte in Frage kommen, deren Gegenjtand als landwirtichaftliche Nutzung zu er: 
achten ift. Was num aber zunächſt die Weide: und Gräfereirechte betrifft, jo ift deren wirt: 
Ihaftliche Bedeutung heutzutage eine viel zu geringfügige, als daß diejelbe irgendwie im 
Berhältniffe zu dem Opfer ftünde, welches für den Waldbefiger in der Abtretung von Teilen 
des belajteten Grund und Bodens liegen würde. Hiernach liegt der Schwerpumft der Be: 
deutung der Zandabfindung in der Frage, inwieweit diejelbe für die Ablöfung von Wald- 
ftreurechten vorzufchreiben jei. Aber gerade hier ift der Widerftreit der Intereſſen ein be: 
jonderd großer. Bor allem muß vom forjtwirtichaftlichen Standpunkte die Forderung er: 
hoben werden, daß der Berpflichtete nicht geziwungen werde, jüngere noch nicht hiebsreife 
Bejtände, durch deren Einſchlag wirtichaftliche Werte vernichtet würden, abzuräumen, um 
den Berechtigten in Grund und Boden abfinden zu können. Sodann bedarf e3 jedenfalls 
des Ausſchluſſes der Landabfindung im Schutzwaldbereich. Uber auch jonjt fommt die Er: 
wägung in Betracht, daß der Wald zu einem erheblichen Teil jchon auf den abjoluten Wald— 
boden zurüdgedrängt ift und daß gerade die mit Streurechten befajteten Waldungen, bei 
welchen die Produktionskraft des Bodens durch die feitherige Streunugung geſchwächt ift, 
ſich meift am wenigften zur Umwandlung in Kulturland eignen. Selbjt aus landwirtjchaft- 
lihen Kreijen mehren fi) die Stimmen, welche davor warnen, daß der wenig begüterte 
bäuerliche Befiger, welchem e3 in der Regel an dem erforderlichen Betriebsfapital fehlt, 
jeinen Grundbejig durch Rodung eines wenig ergiebigen Bodens noch weiter ausdehne, an- 
ftatt jeine Betriebsmittel auf einem fleineren, aber lohnenden Areal zujammenzubhalten. So 
find e3 denn doch recht erhebliche Bedenken, welche der Landabfindung entgegenftehen, wenn 
diejelbe auch nicht unter allen Umftänden auszujchließen fein wird. Ein zwedmäßiger Er: 
jag dürfte in vielen Fällen darin zu erbliden fein, da dem Berechtigten die Befugnis zu- 
gejprochen wird, während einer nicht zu kurz zu bemefjenden Uebergangszeit den jeitherigen 
Nugungsgegenftand gegen Entrichtung der bei der Ablöfung feitgejegten Preije in Natur 
fortzubeziehen. 

Die MDTRTHEERSEISHRERRER In Preußen bildet die altländiihe Gemeinheits- 
re, ern vom 7. Juni 1821 die Grundlage für die Ablöfung der Foritberedhtigungen. 
Diefelbe hat jpäterhin Aenderungen erlitten dur das Ergänzungsgejeg vom 2. März 1850. Für 
die Rheinprovinz bejteht eine abgejonderte G.T.O. vom 19, Mai 1851. Das Antragsredht ift 
nach der 8.T.O. von 1821 beiden Beteiligten, dem Berechtigten wie dem Werpflichteten, einge: 
räumt. Das Ergänzungsgeieg hat aber die Einſchränkung getroffen, daß, wenn die Provokation 
von dem Berechtigten ausgehe, der Waldbefiger die Wahl habe, ob er den Berechtigten nach dem 
Nugungsertrag oder nad) dem Vorteil, welcher ihm, dem Belajteten, aus der Aufhebung erwädhit, 
entichädigen wolle. Die Abfindung joll nad) der G.T.O. von 1821 der Regel nach aus dem be— 
lafteten Lande gegeben werden; dod) kann der Verpflichtete auch nicht belaftete, paſſend gelegene 
Grundftüde zur Abfindung verwenden. Dieje weitgehende Beitimmung hat das Ergänzungsgeiek 
durch die Vorſchrift eingeſchränkt, daß eine Entichäoigung in Land nur dann zu geben und an— 
zunehmen jei, wenn das Yand zur Benugung als Ader oder Wieje geeignet jei und im dieſer 
Eigenihaft nahhaltig einen höheren Ertrag als bei der Benugung zur Holzzucht zu gewähren 


vermöge. Sodann wurde durd das Sraänzungsgeeh dem Waldeigentümer die Befugnis ver: 
lieben, für Aufhebung von Holz: oder Streuredhten die Abfindung auch im nur zur Holzzucht 
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geeignetem bejtandenem Forftlande mit Anrechnung der darauf befindlichen Holzbeftände zu ge 
währen, wenn legtere zu einer nachhaltigen forftmäßigen Benugung geeignet jeien. Sind die Bor: 
ausfegungen zur Landabfindung nicht vorhanden, jo erfolgt die Abfindung in einer Rente, welde 
ihrerjeit$ wieder durch Erlegung bes ran Betrags ablösbar ift. — Für die im Jahre 1866 
neuerworbenen Zandesteile wurden befondere, teilweile auf auderweitigen Grundſätzen ruhende ge 
jegliche Beftimmungen erlafjen, insbefondere: für die Provinz Hannover das Gejeg vom 13. Juni 
1873 über die Abjtellung von Forſtberechtigungen 2c., für die Provinz Scyleswig-Holitein das 
Geſetz vom 17, Auguft 1876, für den BE RER: Kaſſel die heffiihe G.T.DO. vom 13. Mai 
1867 nebjt Ergänzungsgeieg vom 25. Juli 1876 und für den Regierungsbezirk Wiesbaden die 
8.T.D. vom 5. April 1869. Bemerkenswert ijt namentlih die Einſchränkung der Abfindung in 
Teilen des belafteten Waldes durd die Hannover’ihe G.T.O. vom 18. Juni 1873 und durch 
das Groänzungegeiet zur beifiihen 6.T.O. vom 25. Juli 1876. Hiernady bleibt die Waldab— 
findung eingefhränft auf Golgberechtigungen, welche Gemeinden und gleichgeftellten Körperſchaften 
zuſtehen, unter der weiteren VBorausfeßung, daß das abzutretende und das verbleibende Forſt— 
land nad den örtlichen Verhältnifien, nad feiner Umgebung und nad feinem Umfange zur forit- 
wirtſchaftlichen Benugung geeignet bleibt. 

In Bayern ift eine Ablöfung von Forſtberechtigungen auf Grund des Forſtgeſetzes vom 
28, März 1852 nur in ſehr beichränfktem Umfang zuläſſig. Zunächſt follen die in eine beftimmte 
jährliche Gelbleiftung | Forftberehtigungen vom Berpflichteten mit dem 20Ofachen 
Betrag abgelöft werden können. Dogepen find die nicht in jährliche Geldleiftungen umgemwan- 
beiten Foritberechtigungen nur im Wege der Uebereinkunft beider Teile ablösbar. Ausnahms- 
weife joll jedoch die Ablöfung der in ein beftimmtes Maß umgewandelten Holzberedhtigungen auf 
den Antrag des Berpflichteten eintreten können, jedoch nur gegen volle Entihädigung durch Ab- 
tretung eines ſolchen Teiles des belafteten Waldes, welcher nad Lage und Größe eines fort: 
wirtichaftlihen Betriebs fähig bleibt und den Bedarf der bisherigen Holzberehtigung nachhaltig 
dedt, Endlid; können die FForftberechtigungen foldher Güter, welche vor dem Jahre 1848 zu dem 
Befiger des belafteten Waldes im Grundbarfeitsverbande ftanden, durch Erlegung des Kapital 
werts im 20fachen Betrage auf den Antrag des PVerpflichteten zur Ablöfung gebradıt werden. 
Doch findet dieje Beftimmung auf Forftberedtigungen, weldye auf Staatswaldungen ruhen, feine 
Anwendung. — Im Gegenfage hiezu beiteht im gr. Sad fen eine durchgreifende Geſetzgebung 
über die Ablöfung der auf den Waldungen laftenden Nugungsrechte Dritter, auf Grund des Ge 
feßes vom 17, März 1832 über a | von Servituten und Gemeinheitsteilungen. Das An: 
tragärecht ift dem Berechtigten wie dem Verpflichteten verliehen, Wird der Antrag auf Ablöfung 
vom Berechtigten geftellt, jo ift der Waldeigentümer befugt, zu verlangen, daß die Wertäbe- 
meſſung nad dem ihm aus der Ablöjung erwacdjenden Vorteile erfolge. Unter den geſetzlichen 
Abfindungsmitteln: Kapital, Rente, Grund und Boden, hat der Waldbefiger das Wahlrecht. 
Sodann beftimmt das Gefeg vom 15. Mai 1851, daß diejenigen gejeglic für ablösbar erklärten 
Dienftbarkeiten, deren Ablöfung nicht bis zum Jahre 1854 beantragt worden fei, nur nod als 
perjönliche Verbindlichleiten des MWaldbefigers fortbeftehen und daß vom 1. Januar 1884 ab 
auch die etwa nod vorhandenen perjönlihen Verpflichtungen erlöfchen. 

uWürttemberg fehlt ein einheitliches Gejeg über die Ablöfung der Holzberedhtigumgen. 
Nur ſolche Holzuugungsrechte, weldhe nachweisbar eine Gegenleiftung zu den unter das Ablö— 
jungögejeg vom 14. April 1848 fallenden bäuerlihen Reallaſten gebildet hatten, Tonnten auf 
Grund desjelben zur Ablöfung gebracht werden. Dagegen befteht eine wirkſame Ablöfungsgeieh: 
gebung rüdfichtlic der auf fremdem Waldboden haftenden Weider, Gräfereis und Streuredte, 
welde durd; das Gejeg vom 26, März 1873 für ablösbar erklärt worben find, Das Antrags: 
recht ift dem Verpflichteten wie dem Berechtigten eingeräumt, Als gefegliches Abfindungsmittel 
ift Gelbabfindung vorgefchrieben und der Ablöfungsmaßitab auf den 20fachen Betrag des reinen 
Sahreswerts feitgejegt. Uebrigens ift der Berechtigte befugt, während einer Uebergangszeit den 
Fortbezug der Nugungen in Natur gegen an ber bei der Ablöfung beredjneten Preije zu 
verlangen. — In Baden enthält das FForitgejeg vom 15. November 1833 einige auf die Ab- 
löſung der FForftberechtigungen bezüglicdye Beitimmungen. Das Antragsredjt fteht nur dem Ber: 
pflihteten zu. Bei der re 9 von Beholzungsrechten ift Entihädigung in Teilen bes be: 
lafteten Waldes vorgejhrieben. Berechtigungen zur Weide und Streu find nur unter der Be 
dingung für ablösbar erklärt, daß nicht durch Die Aufhebung der Nugung der Nahrungsftand 
bes Berechtigten weſentlich gefährdet werde, worüber im einzelnen Falle das Staatöminiiterium 
entjcheidet. Die Abfindung findet diesfalls in Geld ſtatt. — Wenig wirfiam find fodann die in 
Heſſen auf Grund der Verordnung vom 7, September 1814 bejtehenden VBorichriften. Das 
Antragsrecht fteht nur dem Belajteten zu, weldyer aber bezüglich der Ausübung des Provola— 
tionsrechts an die Einwilligung der Regierung gebunden ift. Die Abfindung erfolgt in Teilen 
des belafteten Landes, — Unter den Hleineren deutjhen Staaten mögen Erwähnung finden: Das 
Großh. Sadhjen: Weimar, woſelbſt eine wirkſame Ablöfungsgejeggebung mit Gelbab- 
findung auf Grund des Gejeges vom 25. Upril 1869 befteht, und ep ee eig, in welchem 
Lande nah der G.T.O. vom 20. Dezember 1834 und einigen jpäteren ergänzenden Gejeten eine 
Zwangsablöfung nur in beſchränktem Umfange zugelaffen ift. 

Sn Elſaß-Lothringen und ebenjo in Frankreich gelten auf dem vorliegenden Gebiete 
noch die Beitimmungen des franzöfiichen Forjtgefegbuhs vom 21, Mai 1827, jowie einiger ſpä— 
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terer Verordnungen (vom 12. April 1854 und 19. Mai 1857), Hiernad) find zwar die verjchie- 

denen Arten von Nugungsrechten für ablösbar erklärt; es bedarf jedoch im einzelnen alle einer 

behördlichen Prüfung der Zweckmäßigkeit der Ablöfung. Bei Weiderecdhten kann außerdem der 

Berechtigte den Nadyweis der Unentbehrlichkeit führen und hiedurch die Ablöfung hindern, Das 

Antragsrecht fteht bei Holzberechtigungen nur dem Waldeigentümer zu; berjelbe ift jedod) ver: 

pflichtet, die Abfindung in Teilen des belafteten Waldes zu gewähren. Für die Ablöfung der 

ſonſtigen Nutzungsrechte ift Geldabfindung vorgeichhrieben. — In Defterreich ift das Patent 
vom 5. Juli 1853 nebft Ausführungsverordnungen maßgebend. Der Schwerpuntt der dajelbit 
enthaltenen Beftimmungen liegt —5 — im Bereich der Regulierung der Gerechtſame, da die 

Ablöſung nur in ſehr bedingter Weiſe zugelaſſen iſt. Letztere ſoll unterbleiben, wenn der Wirt— 

ſchaftsbetrieb des Berechtigten auf unerſetzliche Weiſe gefährdet iſt. Auch die Geldabfindung iſt 

mit ähnlichen Schranken umgeben. Soweit hier nach eine Ablöſung platzgreift, findet ſolche von 

Amtswegen ſtatt. 

$ 44. Die Aufgabe, das Waldeigentum gegen rechtswidrige Eingriffe zu ſichern, fällt 
der Forſtſtrafgeſetzgebung) zu. Auf diejem Gebiete ift im deutjchen Reiche nicht 
in gleicher Weije die Einheit des Rechts hergeitellt worden, wie dies im Bereich des ge- 
meinen Strafrecht durch das Reichsſtrafgeſetzbuch gejchehen ift. Vielmehr find das Forit- 
ftrafrecht und das Forftitrafverfahren der Landesgejeßgebung überwiejen worden. 

Dies ift rückfichtlicy des Forititrafrehts durch das Einführungsgeieh er Reichsſtrafgeſetzbuch, 
rückſichtlich des Forſtſtrafverfahrens durch J Einführun ngögeich zur Reichöftrafprozekordnung 
geihehen. Bon der Befugnis der [andesgejeglihen Regelung des Forſtſtrafweſens 
ift in den verſchiedenen deutſchen Staaten vor Inkrafttreten der Reichsjuſtizgeſetze allfeitiger Ge— 
braud; gemacht worden, Erlaſſen wurden: in Preußen das Forftdiebftahlägejeg vom 15. April 
1878, in Sadjfen das orftitrafgejeg vom 30. April 1873 und das Geſetz über das Verfahren 
. Feiſen —— vom 10. März 1879, in Württemberg das Forſtſtrafgeſetz vom 2. September 

‚in Baden das Geſetz über Forftftrafrecht und Forftitrafverfahren vom 25. Februar 1879 
nebft "Novelle vom 25, April 1882, in Heſſen das Gejeß betr, den | Uebergang zum Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch vom 10. Oft. 1871 und dns "Belet über das rn in Forſtrügeſachen von 10, Juni 

1879, in _Eljaß-Lothringen das Forititrafgefeg vom 28. April 1880. In B3 ayern unterblieb 

der Erlaß eines neuen Forſtſtrafgeſetzes und wurde ſtatt deſſen das Forſtgeſetz am 26. September 

1879 in neuer Textierung veröffentlicht. Für die in den kleineren Staaten erlaſſenen Forſtſtraf— 

gejeße ift zumeift das preußifche Forſtdiebſtahlsgeſetz vorbildlich geweien. 

Wenngleich e3 zweifelhaft erjcheinen konnte, ob es gerechtfertigt war, auch bei der neuen 
Ordnung des Gegenftands noch an dem „Forjtdiebftahl“ als einer befonderen Delikts— 
form fejtzuhalten, jo gaben hiefür doch mehrfache Erwägungen den Ausjchlag, jo die Thatjache 
des langen Beitehens eines vom gemeinen Strafredht abweichenden Forſtſtrafrechts und die 
Rüdficht auf die in dieſem Falle erleichterte Einrichtung eines vereinfachten Verfahrens. In 
der Begriffäbeitimmung des Forjtdiebjtahls gehen die einzelnen Gejege auseinander. Ge— 
meinjam iſt aber der Gedanke, daß ein Forftdiebjtahl nur dann anzunehmen jei, wenn an 
dem entwendeten Gegenjtande zuvor noch feine erkennbare Befiteshandlung vorgenommten 
worden war, wie dies zutrifft bei Holz, welches noc nicht vom Stod oder Boden getrennt 
ift, bei durch Bufall abgetrennten Wind: und Schneebrüchen und bei noch nicht eingejam- 
melten jonjtigen Walderzeugnifjen. Außerdem wird zumeift die Berübung auf Forftgrund 
vorausgejegt. Endlich wird in einigen Gejegen eine bejtimmte Wertägrenze ald Merkmal 
des FForftdiebjtahlsbegriffs aufgejtelt. Unter den für Gegenftände der Landesgejehgebung 
zugelafjenen Strafarten kommen beim Forftdiebjtahl Geldjtrafe, Haft und Gefängnis, als 
Nebenjtrafe die Einziehung der Werkzeuge und als ausnahmsweiſe zugelafjene Strafart Forft: 
oder Gemeinde-Arbeit in Betracht. Im Gegenjage zu den Strafrahmen des Reichsitrafge- 
ſetzbuchs ift in den Forftitrafgejegen das Syſtem der feitbejtimmten Geldjtrafen gewählt 
worden, für welche der Wert des entwendeten Gegenſtands ald Maßſtab dient. So ijt der 
einfache Forftdiebftahl meiſt mit dem 4= oder b-fachen Betrag des Werts, der erjchiverte 
mit dem doppelten Betrag bedroht. Als Freiheitsitrafe haben die meiſten Gejege, ausgehend 
von n ber Auffaffung des Forftdiebjtahls als eines „Vergehens“, Gefängnis gewählt. Bon 
. F ürft, Forftihu. in —— Handb. J. Forftſchutz. 1878. H. Nörd linger, Lehrbuch des 

11. Graner, .0.D.$15f. Heß, Der Forftichuges. 1884. J. Lehr, a. a. O. ©. 522 ff. 
21* 
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Wichtigkeit für die Erfüllung des Strafzweds find endlich die verjchärften Strafandrohungen 
gegen den dritten und ferneren Rüdfall. 

Für die Zuftändigfeit der Gerichte und die Ordnung des Forſtſtrafverfahrens war 
die Beitimmung des Einführungsgejeges zur Reichsſtrafprozeßordnung maßgebend, durd 
welche die Yandesgejeggebung ermächtigt wurde, anzuordnen, daß die Forſtrügeſachen durd 
die Amtsgerichte in einem bejonderen Verfahren, jowie ohne Zuziehung von Schöffen ver: 
handelt und entjchieden werden. Von diejer Befugnis haben die einzelnen Staaten zunächſt 
übereinjtimmend in der Richtung Gebraud gemacht, daß fie die Amtsgerichte für die Ab- 
urteilung der Forſtrügeſachen ohne Rüdficht auf die Höhe der angedrohten Strafe für zu: 
jtändig erflärt haben. Dagegen bejtehen Berjchiedenheiten rückſichtlich der Abgrenzung der 
Zuftändigkeit der Amtsgerichte zur Entiheidung ohne Schöffen und der Schöffengeridte. 
Die Zuftändigkeit der letzteren bejchräntt fich zumeift auf die jchwereren Fälle, jo auf die 
Verübung des Forftdiebjtahls im dritten und ferneren Rüdfall. Die Umtsanwaltichaft für 
Forftrügejachen ijt überall verwaltenden Forjtbeamten übertragen. Das Berfahren jelbit 
ift verjchieden geordnet einerjeits für die der Zahl nad meitaus vormwiegenden leichteren Fälle, 
in welchen der Erlaß eines amtsrichterlihen Strafbefehls zugelafjen ift, und andererjeits 
für die jchmwereren Fälle. Auf die erjteren findet dad Mandatsverfahren, auf die leßteren 
zumeift daS ordentliche gerichtliche Verfahren gemäß der Strafprozeßordnung Anwendung. 
Auch für die wegen Einſpruchs gegen den Strafbefehl zur öffentlichen Verhandlung gelangen: 
den Fälle enthalten die Forftitrafgejege vereinfachende Bejtimmungen. Diejelben betreffen 
aber jhon Einzelheiten, auf welche hier nicht einzugehen ift. 

$ 45. Den forjtitrafrechtlichen Delikten jtehen begrifflich die Zuwiberhandlungen gegen 
die Vorjchriften der Forftipolizeigejeggebung gegenüber, Innerhalb derjelben können 
zwei Gruppen unterjchieden werden. Deren eine bilden Handlungen des Waldbefigers jelbit, 
wie unerlaubte Waldausjtodungen, vorichriftswidrige Holzfällungen in Schußwaldungen 
u. dgl. Die zweite Gruppe umfaßt die Zumwiderhandlungen gegen diejenigen Einzelvorichriften 
der FForftpolizeigejege, welche die Aufrechterhaltung der Ordnung im Walde überhaupt be 
zweden, wohin namentlich die Regelung des Berhältniffes zwijchen dem Waldbefiger und 
den an der Waldnugung beteiligten oder font im Walde verfehrenden Perjonen gehört. 
Das Verfahren in Forftpolizeiitraffachen ift verfchieden geordnet. Die einfachſte Einrichtung 
befteht wohl darin, daß die forftpolizeilichen Berfehlungen von denjelben Gerichten und nad 
demjelben Verfahren abgeurteilt werden, wie die forjtitrafrechtlichen Delikte. Eine andere, 
ebenfalls zwedmäßige Einrichtung geht dahin, daß auf die forftpolizeilichen Werfehlungen, 
joweit fie in den Rahmen ver Uebertretungen fallen, das in der Reichsſtrafprozeßordnung 
vorgezeichnete Verfahren der polizeilichen Strafverfügung Anwendung findet und nur außer: 
halb diejes Rahmens das ordentliche gerichtliche Verfahren Pla greift. 

Die Befeggebung der einzelnen Staaten ift auf dieſem Gebiete eine ziemlich weit 
auseinandergebende. Für Preußen kommen in Betracht einerjeits die Strafbeitimmumgen des 

Waldihuggeieges vom 6. Juli 1875, andererfeits das Feld» und FForitpolizeigeieg vom 1. April 

1880 und das die vorläufige Straffeftierung regelnde Gefeg vom 23, April 1883, In Bapern 

erftrect fi) das Foritgeieg auch auf die foritpolizeilihen Delikte und ift das Verfahren für die 

Aburteilung der forftitrafrechtlihen und foritpolizeilichen Verfehlungen einheitlich geordnet. In 

leiher Weife umfaſſen die Forititrafgeiege Sachſens, Badens und Elſaß-Lothringens auch die 

Buniberhanklungen gegen forſtpolizeiliche Vorſchriften. In Württemberg dagegen ift für das 

legtere Gebiet ein befonderes Gejeg erlaffen worden, nämlid das FForftpolizeigeieß d. 8. Sept. 1879. 


8 46 *). Die Frage der Einführung und Berechtigung von Holzzöllen *) zum Schutze 


*) Die obige Darftellung enthält Zuſätze des zölle in J. f. Nat. Suppl.Band V. 1880. Deri., 
Beransgebers. Der Standpunft des Derfaffers Die deutichen Holzzölle und deren Erhöhung. 188. 
ift zu entnehmen aus: Graner, Forſtgeſetz· Der ſ., Abh. Forftpolitif in Lorey's Handbud) 
gebung und Korftverwaltung. 1892. 5. 206 ff. Band II. ©. 567. Th. Barth, Die Erhöhung 

85) Dandelmann, Die deutihen Nugholz- der Holzzölle. 1883. M. Brömel, Die deut 
zölfe. 1883. J. Lehr, Die neuen deutichen Holz» ſchen Holzzölle vor 1865. 1881. Endres, At. 
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der inländiichen Waldwirtichaft kann mejentlich nur für Bau: und Nußholz und nur für 
Staaten, welche jelber einen erheblichen Waldbejtand haben, aber doch auf den Import 
fremden Holzes angewiejen find, aufgeworfen werden. Das Bau: und Nubholz, früher nur auf 
Waſſerſtraßen weit verfrachtbar, ift jeit den ſechsziger Jahren, insbejondere feit der Aus: 
dehnung des Eijenbahnneges und infolge der niedrigen Tarife für Holzfradht ein wichtiger 
Velthandelsartifel geworden. In Europa find Rußland, Schweden, Norwegen und Oeſter— 
reich-Ungarn mit ihrem großen weit über den Bedarf ihrer Bevölkerung hinausgehen: 
den Holzreichtum die Erportländer nad den übrigen waldärmeren und dichter bevöfferten 
enropäifchen Ländern; in neueſter Zeit find zu jenen auch die Vereinigten Staaten und 
Kanada gekommen. In England, Belgien, Holland, Frankreich, Italien, Spanien, Portugal, 
Griechenland, Dänemark, Bulgarien, der Türkei, aber in neuerer Zeit auch in Deutichland 
und der Schweiz reicht die eigene Holzproduftion nicht für den Bedarf aus und ift ein Im— 
port notwendig. Ein Teil diejer Länder erportiert troßdem auch Holz, eigened und impor: 
tiertes, zumeift legtered und in Deutſchland insbejondere ift fremdes Holz, namentlich ruf: 
fiiches und öſterreichiſch-ungariſches ein wichtiger Artikel des deutichen Zwiſchenhandels. 

Der Holzſchutzzoll bezwedt den inländifchen Preifen für Bau: und Nutzholz eine gewiſſe 
Höhe und der inländischen Waldwirtichaft eine gewifje Rentabilität zu fidhern und dadurch 
der leßteren auch die Durchführung eines rationellen Betriebs zu ermöglichen bezw. zu er: 
leichtern. 

Die Holzihußzollfrage kann in Europa wejentlicy nur in Frage fommen für Deutjchland, 
Frankreich und die Schweiz. In allen drei Ländern find in neuerer Zeit Holzichußzölle ein— 
geführt worden. 

Die Einführung folder Zölle im Deutfhen Neich erfolgte im Jahre 1879 durd den 
autonomen Zolltarif vom 15. Juli 1879, Schon früher hatten in den Ländern des Deutſchen 
Z3ollvereins bis 1865 Holzzölle beftanden. Nac dem Vorgang des auf der Zollpflichtig- 
feit aller eingehenden Waren beruhenden Preußischen Zolltarif3 von 1818, welcher fpäter nadı 
der Gründung des am 1. Januar 1834 ins Leben getretenen Deutichen Zollvereind die Grund: 
lage bes erften Zollvereinstarifes wurde, enthielt auch dieſer mäßige Eingangszölle auf Holz **) 
Nutz- und Brennholz, mit Unteriheidung von hartem und weichen Holz), welches nicht auf dem 
Landtransportiwege eingegangen und nicht zur WVerichiffungsablage beitimmt war; die Zölle er: 
fuhren 1837 und 1848 einige Uenderungen, hatten aber nur den Charakter von Finanzzöllen und 
als folche, bei dem damaligen Stande der Einfuhr, nur eine geringe Bedeutung “). Die Aen— 
derung der Zollpolitit des Zollvereins im Jahre 1865, welche aus einer ftark jchußzöllerifchen 
eine freihändlerifche wurde, die allgemeine Eingangsabgabe und insbejondere alle Eingangszölle 
auf Robitoffe der Induſtrie, außer Eifen, aufhob, bejeitigte auch die Holzzölle. Der entgegen: 
geſetzte Umſchwung in den zollpolitiihen Anfhauungen in Deutichland_jeit der Mitte der Tüger 
Sabre, der Ulebergang zu einem Scuezoll: und Kampfzolliyitem im Jahre 1879 führte wie zu 
landwirtihaftlihen aud zu foritwirtichaftlihen Schugzöllen. Der neue Zoll war per 100 kg: 
1. Holzborfe und Gerberlohe 0,50 M.; 2, Bau: und Nugholz, a. roh oder bloß mit der Art 
vorgearbeitet 0,10 M. (oder 0,60 M, per Feſtmeter, ca, 3% des Werts), b. gefägt 2c. 0,25 M. 
(oder 1,50 per Feſtmeter ca. 4% des Werts). 

Der Bedarf und die Preije für Baus und Nutzholz waren bis 1873 ftetig und erheblich ge: 
ftiegen, leßtere erreichten um die Mitte der 70ger Nahre einen jehr hoben Stand, Der Jmport 
hatte durch die hohen Breife und den Bau von Zufuhrbahnen fehr ftark zugenommen und be— 
trug in den Jahren 1872—1878 jährlich zwiſchen 3 und 4 Millionen Tommen, im Jahre 1873 
über 4 Millionen. Infolge der wirtichaftlichen Kriſis feit 1878, des Nüdgangs des Bedarfs an 
gel und des durch ermäßigte Frachtpreiſe, mit deren Hilfe das Ausland den Abiagmarkt in 

eutichland in dem biäherigen Umfange zu behaupten fuchte, geitiegenen Imports ſanken jeit 1876 
die inländiihen Holzpreife. Der neue Zoll follte ein Schußzoll gegen die Konkurrenz des Ruſſi— 
chen, Galiziihen und Schwediſchen Holzes fein; e8 wurde behauptet, daß durd) dieſe Konkurrenz 
die Nußholzpreife insbeiondere in den 5lichen Provinzen Preußens fo niedrige jeien, daß ſich eine 
ganz ungenügende Waldrente ergäbe und die niedrigen Preiſe des ausländischen Ruſſiſchen und 
Galiziſchen Holzes wurden auf die in diefen Ländern übliche Raubwirtichaft zurüdgeführt. 


Forftpolitit in H.W. III. ©. 628 fi. A. Schwap- pach, a. a. ©. ©. 156 ff. Kröfel, Das Preu- 


mann, a. a. O. S. 8 ff. Lehr, a. a. O. S. 37) ©. die Erträge im Statiftiihen Jahrbuch 
17 ff. Graner, a. a. O. ©. 208 ff. Schwap— für das deutſche Reich. 5. Jahrgang. 1884. ©. 179. 
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Der 1879 eingeführte Zoll übte aber auf die inlänbiichen Preife keine Wirkung; es erfolgte 
deshalb im Jahre 1885 (Gejeg vom 22. Mai 1885) eine Erhöhung des Zolls für Bau— und 
Nugholz, mit anderer Scheidung der zollpflichtigen Waren: 1. für roh und lediglich in Quer: 
richtung mit Art oder Säge bearbeitet oder bewaldrechtet, eichene Fakdauben per 100 kg 0,20 M. 
(oder **) per Feſtmeter 1,20 M. ca. 6% des Werts); 2. in ber Richtung der Längsachie be 
ichlagen 2c., Naben 2c. per 100 kg 0,40 M. (oder per fFeftmeter 2,40 M. ca. 12% des Werts); 
3, in der Richtung der Längsachſe gefägt; gelägte Kanthölzer und andere Säge: und Schnitt: 
waren per 100 kg 1 M. (oder per fFeitmeter 6 M. ca. 12% des Werts). 

Eine Ermäßigung der golföge trat ein feit bem 1. Januar 1892 Infolge bes Handelävertrags 
mit Defterreihelingarn, defjen Sätze aud für andere Staaten, melde das Nedt der meiltbe: 
günftigten Nation, zu denen auch Schweden und Norwegen gehörten, haben, gelten und auch 
für Rußland nad) dem Deutich-Nuffiichen Handelsvertrag. Der Nindenzoll wurbe aufgehoben 
und für Bau: und Nutzoll wurden die vorerwähnten Pofitionen 2 und 3 ermäßigt: Die Po: 
fition 2 von 0,40 M. bezw. 2,40 M. auf 0,30 M. bezw. 1,80 M. und bie Pofition 3 von 1M. 
bezw, 6 M. auf 0,80 M. bezw. 4,80 M 

Schon feit 1879 wurden Zollermäßigungen für einige außereuropäifche edle Hölzer und Ber: 
einfahungen in den Abfertigungsformen für das auf Flößen eingehende Bau: und Nutzholz, 
ſowie für den Durchgangsverkehr eingeführt. Zur ge beö leßteren wurde die Zulai: 
fung von Privattranfitlagern für das ausländiihe Bau und Nugholz geftattet mit der Zoll: 
freiheit des in diefe eingeführten und aus ihnen wieder ausgeführten Holzes, 

lleber die Ein- und Ausfuhr von Bau: und —* im Deutſchen Reiche und 
über den Anteil der einzelnen Herkunfts- und Beſtimmungsländer an derſelben giebt für bie 
Jahre 1890— 94 die folgende Tabelle Auskunft. 


Ein: und Ausfuhr von Bau: und Nutzholz in Taufend Tonnen (zu 1000 kg) 
im Durchſchnitt der Jahre 1890 —94. 


Einfuhr in das deutſche Zollgebiet Ausfuhr aus dem deutſchen Zollgebiet 


Ginfuhrmenge | | Ausfuhrmenge 
in 1000 Tonnen: 2977 1712 | 1265 in 1000 Tonnen: 
An der Einfuhr find be: mit Prozenten: ae richtet! 





| Baus | hierunter Ban: bierunter 
und | Rob: | vorgear⸗ | und | NRoh= | vorgear: 
Nutz⸗ nutz⸗ beitetes Nutz⸗ nutz⸗ | beitetes 
holz | holz Nutzholz ‚ holz | holz | Nughol; 











236 | 1% % 
mit Prozenten: 


teiligt: nad: 

DOefterreihellngarn 34 | 4| 24 21 171 9% 
Rußland 49 55 40 elgien 17 28 4 
Schweden und Norwegen 13 — 30 [Niederlande 20 23 14 
Amerika | 8| 2 4 Großbritannien 15 | 17 12 
Dänemark 1I| 1 2 
Schweiz 18 9 20 
Stalien 1i—-| 2 
an arn 5 | 6 I 5 

reihafengebiete u. 
fonftige Länder } 1 | 5 u 





Die nachſtehende Tabelle iſt dazu beſtimmt, ein Bild über die Bewegung der Ein- und Aus— 
fuhr in Deutihland in den legten drei Jahrzenten zu geben. Zur Umrechnung der in Tonnen 
38) Die Zolljäge find feit 1879 nicht nur in |aud die edlen Hölzer, welche übrigens der Ein: 
der Gewichtseinheit von 100 kg fondern auch in | fuhrmenge nad) nur untergeordnet in Betracht 
der Maheinheit von 1 Feſtmeter (Kubikmeter) | fommen, zugeichlagen find und daß das vorge- 
beftimmt. Dieje zweifache Zarifierung war not» arbeitete Nutzholz die drei Rubriken: „in der 
wendig, da eine Berzollung nad dem Gewicht Richtung der Längsachſe beſchlagen“, „in der 
nur bei dem auf der Eilenbahn nicht aber auch ne. der Längsachſe geſägt“ und „Faßdauben“ 
bei dem auf dem Waſſerwege eingeführten Holz | in ſich begreift. Die Prozentziffern über den An- 
möglich ift. Es wurde bei derjelben unter An- teil der einzelnen Ränder gründen fich nur bei 
nahme eines mittleren jpezifiichen Gewichts des den mit größeren —— beteiligten Ländern 
Holzes — 0,6 dad Gewicht von 1 Feſtmeter zu auf den vollen Sjährigen Durchſchnitt, da bei den 
600 kg gerechnet, und deshalb betragen bie Zoll- übrigen Ländern die Angaben in den neueren 
jäge für 1 Feſtmeter je das 6fache der Zollfäge | Jahrgängen des Jahrbuchs fehlen. Endlich be 
für 100 kg. ‘ziehen fi die Prozentziffern über die Ausfuhr 

39) Zu der obigen Ueberſicht, deren Ziffern nur auf die Rubrifen „Rohnutzholz“ und „in der 
den jährlichen Beröffentlihungen in dem ftati» Richtung der Längsachſe geſägt“, ſowie auf den 
ſtiſchen Jahrbuch für das deutſche Reich entnom- hieraus abgeleiteten Geſamtbetrag, da nur bieje 
men find, ıft zu bemerken, daß dem Rohnugholz Rubriken im Jahrbuch aufgeführt find. 
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angegebenen Ziffern auf die bei Bau= und Nutzholz mehr übliche Einheit des Feſtmeters wurde 
der dein Zolltarif zu Grumde liegende Reduktionsfaltor (1 Feitmeter = 600 kg—0,6 Tonnen) benützt. 


Ein- und Ausfuhbrvon Bau: und Nugholz in Deutjhland in Feitmetern 
während des Zeitraums von 1862 — 94. 














Einfuhr Ausfuhr | Mehr-Einfuhr 

Im Bau⸗ hierunter | hierunter Baus | hierunter 
Sur: | Und | Bau: und | und | 

Ichnitt Nutz⸗ Roh: vorgear⸗ Nutzhoiz Roh— vorgear⸗JNutz- Roh- vorgear—⸗ 

— holz im | beitetes |; 8 J I. beitetes Iholz im muß= | beitetes 

der Gan- nutzholz Nutholz im Ganzen nutzholz Nugholz | Ban: | holz | Nußholz 
Jahre | zen | zen * 
F u ———— in Millionen Feſtmetern mit 2 Dezimalenn 
1862-65| 2,19 | 1,84 0,85 1,97 158 | 089 | 0286 022 0,04 
186669 3,35 2,13 1,22 1,62 117 ı 0,45 1,73 ı 0,96 ı 0,77 
1870—74] 5,03 3,13 1,90 1,69 1,12 0,57 3,34 | 23,01 1,33 
1875-79 5,10 329 , 181 1,90 1,18 0,72 3,20 | 2,11 1,09 
1880-84 311: 2,06 | 1,05 1,09 0,52 0,57 2,02 | 1,54 | 0,48 
1885—89]| 4,20 260 1,60 0,73 040 | 0,88 8,47 | 220. 1297 
1890 -944 4,96 | 2,85 2,11 0,48 0,32 0,16 448 | 253 19 


Von Interefie ift die Vergleihung der Einfuhr, bezw. des lieberfchuffes der Einfuhr über die 
Ausfuhr, mit der gefamten Nutzholzproduktion der deutichen Forſte, welche fich freilih nur an— 
nähernd jhägen läßt. Wird im Jahresdurchſchnitt die Holzproduftion zu 3,5 Feſtmeter pro ha 
und die Nugholzausbeute zu 30 % hiervon angenommen, jo berechnet ſich für die Waldfläche des 
Deutſchen Reichs mit 13,3 Millionen ha eine Nußholzproduftion von 14,6 Millionen Feſtmetern. 
Wird zu diefer Ziffer die Einfuhr im Durchichnitt der Jahre 1890,94 mit 4,96 Millionen Feſt— 
meter, bezw. ber Ueberichuß der Einfuhr über die Ausfuhr mit 4,48 Millionen Feſtmeter, in Ber: 

leich geiegt, jo beträgt die Einfuhr 34% und die Mehreinfuhr 31 % der Nußholzproduftion der 

aldungen Deutihlands. Im alle der Erhöhung der Ziffer für den jährlichen Holzertrag pro ha 
von 3,5 auf 4 Feftmeter und derjenigen für das Nutholzprozent auf 35 %, was im Durchſchnitt 
jämtlicher Holzarten reichlich gegriffen eriheint, würde fi die Einfuhr immer noch zu 27 %/0 und 
die Mehreinfuhr zu 24 %: der Nutholzproduktion der deutichen Forſte berechnen. Es wäre 
demnach eine Steigerung der Nutholzproduftion von 31% bezw. um 24 %s erforberlih, um in 
Deutichland felbft den Bedarf an Nutzholz zu erzeugen. Eine ſolche Steigerung ift aber bei der 
ihon jegt beitehenden hohen Nutzholzproduktion in abiehbarer Zeit unmöglid. 

Einige Schwierigkeit bereitet die Berechnung der Wertprozentziffern, welche das Verhältnis der 
Durchſchnittswerte zu den Zollfägen darftellen. Für das Rohnutzholz berechnet fih auf Grund 
der Angaben im ftatiftiihen Jahrbuch im Mittel der Jahre 1890/94 ein Durchſchnittswert von 
19 M. pro FFeitmeter. Wird derjelbe dem Zollfag für 1 Feſtmeter Nohnugholz mit 1 M.20 Bf. 
gegenübergeitellt, jo berechnet ſich eine Wertprogentziffer von 6%. Dagegen fcheinen beim vor: 
gearbeiteten Nutzholz bie im Jahrbuch enthaltenen Angaben über den geihägten Wert nicht zu— 
verläffig zu ſein. Es berechnet fih nämlich für das in der Nichtung der Längsachſe beichlagene 
Nutzholz ein höherer Durchſchnittswert als für das Scnittnugholz, was einen gewijlen Wider: 
ſpruch in ſich jchließt. Die — el mbar wären hiernach für das beichlagene Nutzholz nicht 
ganz 4°, für das Schnittnugholz dagegen 15%. Wenn aud) diefe Ziffern zu beanftanden fein 
werden, fo ift e3 gleichwohl wahrſcheinlich, daß durch die Herabiegung des Zollfages für das be— 
fchlagene Nutzholz beim Abſchluß der Handelsverträge das Verhältnis zwiichen diefem und dem 
Zollſatz für das Rohnutzholz geitört worden ift. Dies giebt injoferne zu Bedenken Anlaß, als 
durch verhältnismäßig zu niedrige Bemeflung des Zolls für das vorgearbeitete Nutzholz der vor: 
gängigen Zurichtung des Nugholzes im Auslande Vorſchub geleijtet wird. 


Der Ertrag der HolzzÖlle war in Taufend Mark und in Prozenten des geſamten 
Zollertrags: 
1879 361 0,2% 1885 5136 2,1% 1891 11829 3,0% 


180 386 1,6, 1886 696 28, 1892 12485 32, 
18831 2766 1,4, 1887 8852 33, 18938 12253 34, 
182 2735 18, 1858 10466 36, 1894 1059 237, 
1883 2942 1,4, 1889 13378 3,7, 
18854 3058 1,4, 180 13086 33, 


höher als in Deutichland, nämlich für 100 kg in Markt; Rohnutzholz 0,80 M. (Marimaltarif) 
bezw. 0,52 M. (Minimaltarif); beihlagenes Holz 1,20 -1,40 M. bezw, 0, 0-1 M.; Schnittwaren 
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1,20—2 M. bezw. 0,80—1,40 M.; Faßholz IM. bezw. 0,60 M. — in der Schweiz dagegen, 

wo gleichfalls ein Maximal- und Minimaltarif beiteht, erheblich niedriger *°). 

Ueber die Berehtigung der Shußzölle für Bau- und Nutzholz geben 
die Anfichten auseinander *). DieB®erteidiger derjelben, die vorzugsweiſe in den Kreiſen 
der Forjtwirte und der großen Waldeigentümer zu finden find, machen bejonders geltend 
den Rüdgang der inländijchen Preije und der Waldrente durch dem übermäßigen Import 
der waldreichen, dünn bevölferten, unter günjtigeren VBerhältniffen produzierenden und nod 
Raubwirtichaft treibenden Länder, mit denen die deutiche Waldwirtichaft ohne einen Schup: 
zoll nicht konkurrieren könne, die dadurch herbeigeführte Verringerung des nationalen Ein: 
fommens und Begünftigung der Rodung von Wäldern, namentlich auch von Schugwaldungen, 
die Shädliche Einwirkung auf die Arbeitögelegenheit und auf die Löhne der forjtlichen Arbeiter 
als notwendige Folge des Rückgangs der Waldrente und der Holzproduftion und endlich 
die Schädigung auch der deutichen Holzinduftrie durch die ftarfe und fteigende Einfuhr von 
verarbeiteten Holz. Die Gegner betonen zunächſt die Notwendigkeit eines Imports, um 
den Bedarf zu deden und daß der Rüdgang der Nubholzrente jeit der Mitte der 7Oer Sabre 
gegenüber den außerordentlich geftiegenen, übermäßig hohen Holzpreijen nicht nur in der 
ausländiichen Konkurrenz, ſondern auch und vielleicht mehr in der mit innern wirtſchaft 
lihen Berhältniffen zufammenhängenden Verringerung des Bedarfs feinen Grund habe; fie 
behaupten die Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Waldwirtichaft für qualitativ gleiche Hol;: 
arten auch ohne Zölle bei rationellem Betrieb, der zur Zeit noch nicht überall vorhanden 
jei; fie weiſen hin auf den völlig andern Charakter der Holzichugzöfle gegenüber den in: 
duftriellen Zöllen, da jene nicht wie diefe den Fortbeftand der Unternehmungen, jondern 
nur eine höhere Rente den Unternehmern fihhern wollen; fie bejtreiten die ſchädliche Einwirkung 
auf die forjtlichen Arbeiter und auf die Rodung von Waldungen bei geringerer Rente, und 
behaupten, daß im Gegenteil hohe Holzpreife die Rodung begünftigen;; fie heben dagegen als 
ſchwer wiegende Nachteile der Holzzölle hervor: die volkswirtſchaftlich ſchädliche Verteuerung 
eines Produftionsmitteld der deutichen Holzinduftrie, welche die internationale Konkurren;: 
fähigkeit derjelben, namentlic) auch für den Erport, verringere und die Schädigung des in 
Deutichland jo wichtigen und blühenden Zwiſchenhandels. 

Don Shönberg u. A. wird noch bezüglich der bejonderen Natur und ber vollen Würdigung 
der Holzzölle auf folgende prinzipielle Bedenken hingewiefen: Wenn inbuftrielle Unternehmer ihre 
Waren nicht fo billig herftellen können, als das Ausland, jo können fie bei freier Konkurrenz obne Zölle 
die Produktion auf die Dauer gar nicht fortiegen, das in ihren Unternehmungen angelegte Kapital iſt 
verloren, ihre Unternehmerexiſtenz ift vernichtet, ihre Arbeiter werben beihäftigungslos. Durd 
den Import von fremden Holz können allerdings auch die inländiſchen Holzpreife und damit die 
Waldrente in den Bezirken, für welche fich die ausländiiche Konkurrenz geltend macht, finfen, aber 
es fann nicht die Produktion in ſolchen Wäldern, wenigftens nicht auf abfehbare Zeit, aufhören, 
das Stapital wird nicht wertlos, Arbeiter werben nicht beichäftigungslos. Holzzölle wollen in diefem 
Falle nicht den Betrieb, fondern nur die Waldrente, die zumeift eine Vermögensrente ift, in bes 
ftimmter Höhe fihern. In der Gewährung von Holzichugzöllen werde ein Anfpruch auf eine be 
ftimmte VBermögensrente anerfannt, der prinzipiell bedenklich ſei und fonft nicht anerkannt werde. 
Der Staat ſchütze auch nicht Stapitalbefiger gegen das Sinken ihrer Rente bei einem Sinfen des 
Zinsfußes. Hier komme noch hinzu, daß es, ganz abgejehen davon, daß in einem großen Yande gar 
feine einheitliche gleiche, fondern eine lofal —9— verſchieden hohe Waldrente ſich bilde, gar feinen 
fiheren Anhaltspunkt für die Höhe der Nente gebe, die als die berechtigte Minimalrente ange: 
jehen werben ſolle. Man könne fie nicht nach ben Anlagefoften der Unternehmungen noch nadı 
den Produftionstoften derielben beſtimmen, auch nicht wie bei Landgütern nad) bisherigen Kauf: 
preifen, da für Wälder foldhe nicht oder dody nur ausnahmsweife vorliegen. Man habe daber 
hier nicht wie bei anderen Schubzöllen, den ficheren Anhaltspunft, wie hoch man durch Zölle bie 
Warenpreife halten bezw. fteigern folle. Man könne nur willfürlich die Höhe der zu fchügenden 


Nente und der Zollfäge beſtimmen und mache jogar unter Umftänden dadurd MWaldbefigern ein 
ganz ungerechtfertigtes Gefchent, 3. B. wenn fie billiger die Forften erworben hätten, als diefe 


40) ©. dar. Näheres bei Shwappad, a. a. 41) ©. darüber bejonderd die in der Anmer- 
D. ©. 169; vgl. auch Endres, a. a. D. im fung 35 angegebenen Schriften von Dandel- 
9.8. III. S. 629. ‚mann und Lehr. 
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Rente es rechtfertigen würde. Und bei diefer Sachlage komme endlich noch auch die Perfönlichkeit 
ber Waldeigentümer in Betracht. In Deutichland gehören die Wälder zu einem großen Teil dem 
Staat, zum andern Teil den Gemeinden, Stiftungen uud großen privaten Grundbefigern und 
der größere Zeil der Nugholzproduftion erfolge in Staatswaldungen. Werde durch Schußzölle 
auf Koften inländifher Produzenten und ia die Rente in den Staatöwaldungen er: 
höht, jo erlange die höhere Rente die Natur einer Steuer und einer irrationellen Beitenerung Der: 
jenigen, die die Preiserhöhung zu tragen haben. Diefe Mehrbelaftung eines Teils der Bevölke— 
rung fei aber auch ein linrecht, wenn he zu Gunften der übrigen Waldeigentümer geſchähe. 


Die Gründe für und gegen dieje Zölle können bier aus Mangel an Raum nicht aus: 
führlich erörtert werden **). Die Frage eines Schußzolls ift für jedes Land eine Frage der 
Zweckmäßigkeit und des Kalküls; bei allen Schußzöllen find Vorteile uud Nachteile gegen 
einander abzumwägen, und verjchieden liegt die frage der Einführung neuer Schußzölle und 
die der Aufhebung bejtehender. Das Gewicht der prinzipiellen Einwendungen gegen jolche 
Zölle kann nicht verfannt werden. Thatſächlich haben aber die deutichen Zölle anfcheinend 
auf die Holzpreije wejentlich wohl nur die Wirkung geübt, ein weiteres Sinfen zu verhin: 
dern. Eine jhädliche Einwirkung auf die deutiche Holzinduftrie und den deutichen Zwiſchen— 
handel mit Holz haben fie nicht, jedenfalls nicht in dem befürchteten Maße, gehabt; den In— 
tereffen des Zwiſchenhandels wurde durch bejondere Zolleinrichtungen Rechnung getragen. 
Dagegen haben fie als Finanzzölle dem Reich eine fteigende und nicht unerhebliche Einnahme 
(j. oben ©. 327) zugeführt **). Unzmweifelhaft ift jede Bertenerung eines Rohjtoffs der In— 
duftrie und insbejondere der Erportgewerbe ein Nachteil und unbeftreitbar ift, daß das ftete 
Steigen der Einfuhr immerhin auf eine weitgehende Aufnahmefähigkeit des inländiichen 
Marktes hindeutet. Die Befürchtung einer Beeinträchtigung der Nupholzausbeute und der 
Arbeitögelegenheit für forftliche Arbeit hat fich bisher nicht ald zutreffend erwiejen. Auf 
der anderen Seite darf aber doch auch nicht außer Acht gelaffen werden, daß die inländifche 
Forſtwirtſchaft durch die Steigerung der Einfuhr und den gleichzeitigen, auch durd die Holz: 
zölle in Franfreih und der Schweiz mitveranlaßten, Rüdgang der Ausfuhr, welche in den 
Fahren 1890—1894 mit einer Mehreinfuhr von 4's Millionen Feftmetern bis jeßt den Höhe: 
punkt erreicht haben, in der That auf eine harte Probe geftellt wurde und wird. Das wich— 
tigjte Argument für die Zölle als vorübergehende Schugmaßregel ift jedenfalls, daß die auf 
Nachhaltigkeit gegründete deutjche Forftwirtichaft zur Zeit infofern einen ſchweren Stand 
gegenüber dem Wettbewerb des Auslandes hat, als in legterem vielfach eine Nachhaltswirt— 
ſchaft nicht befteht und die Waldungen der Herkunftsländer rüdjichtlich der Erzeugungs: 





42) Helferich äußerte fi in ber 3. Aufl. ınanz«, ſondern als Schutzzölle in Betracht kom— 
des Hdb. Band II. ©. 292 über die Holzzölle men, fcheint mir der wichtigfte Einwand gegen 
al3 Schupzölle: „Bu ihrer Rechtfertigung wird | diejelben zu fein, daß in einem großen Teil un: 


nicht ohne Grund darauf Hingewiejen, daß die 
Einfuhr von Holz aus dem Dften und Norden, 
Europa’3 zum Teil auf übertriebener Nusnugung 


vorhandener Wälder, alfo auf einer Art Raubbau 
beruhe, gegen welche bie heimische Holzzucht mit 
Recht Schuß verlangen lönne. Ein anderer Grund 
dafür, nämlich dab man den Arbeitern Gelegen— 
heit zur Arbeit im Wald verſchaffen müſſe, hat 
weniger Bedeutung, da die um den Boll nied— 
rigeren Holzpreiſe gewiß nur felten Beranlaffung 
gemweien find, Holzfällungen und Waldfulturen 
zu unterlaffen. Andererjeit3 Flagen die an ber 
Grenze gelegenen Sägwerke über Störung in 
ihrem gewohnten Holzbezug , einzelne Erportge- 
mwerbe über die Berteuerung des Rohftoffs und 
fürdhten der Handel Beeinträhtigung und die 
erportierenden Gewerbe den Rüdichlag in ihrem 
Geichäft, wenn das Ausland bie Zollerhöhungen 
durch ähnliche Maßregeln bei andern Waren be- 
antwortet. Soweit die Holzzölle nicht ala Fi— 


ferer, auch der ärariichen, Waldungen keineswegs 
ſchon Alles geichieht, was auch bei freier Ein- 
fuhr zur debung der Wirtfchaft und ihrer Er- 
‚träge geichehen fönnte, und das follte doch vor 
Allem geicheben, ehe man den Holzpreis durch 
ölle erhöht und die dem Zoll entgegenftehenden 
Intereſſen einer Schädigung ausſetzt. Ganz das 
Gleiche und zum Teil in viel höherem Grade 
gilt von den Gemeinde- und PBrivatwaldungen. 
Die legteren aber von jeder ftaatlichen Einwir— 
fung in Bezug auf ihre Erhaltung und Bewirt— 
ſchaftung frei laffen und ihnen gleichzeitig durch 
Schugzölle eine Hilfe auf Koften Dritter zu ge 
— ſcheint uns ein innerer Widerſpruch zu 
ein“. 

43) Auf die in der Finanzwiſſenſchaft zu er- 
Örternde Frage der Berechtigung oder Nichtbe- 
rechtigung der Holzzölle als Finanzzölle ift bier 
nicht — Bol. dar. Hdb. Band III. F.W. 
Abh. VIII. 
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foften zumeift ungleich günjtiger geftellt find. Much weit die Thatſache, daß die Einfuhr 
troß der Zölle auf demjelben hohen Stand fich hält, teilweife fich jogar noch gefteigert hat, 
darauf hin, daß die ftreitige Frage, ob das Ausland den Zoll trage, für diejgroße Mehr: 
zahl der Fälle doch wohl in bejahendem Sinne zu beantworten jein wird. Bei diejer Sad): 
fage dürfte abzuwarten jein, ob im Laufe der Beit ein Rüdgang der Einfuhr ala Folge 
der rajchen Abminderung der Holzvorräte in den Forjten der erportierenden Länder von 
jelbft eintreten wird. Gegen die Aufhebung der Zölle jpricht aber auch der Umſtand, daf, 
jolange die Holzzölle nod in Frankreich und der Schweiz beftehen und die Hochichupzoll: 
politif der Vereinigten Staaten andauert, die Aufhebung nur der deutſchen Zölle eine ftarke, 
ganz unnatürliche Steigerung der Einfuhr nach Deutichland, eine Ueberſchwemmung des: 
jelben mit fremden Holz und ein jehr ſtarkes Sinken der Preife herbeiführen würde. 

$ 47. Die DOrganijation des Forftdienjtes**) jegt entiprechende Einrichtungen auf 
den Gebieten der Leitung des Forſtdienſts, des forftlichen Auffichtsdienjt3, der forftlichen 
Betrieböverwaltung und des Forftichußdienit3 voraus. Hiebei liegt der Schwerpunft im Be: 
reich de3 Staatsforjtdienfts, gleichzeitig wirkt aber auch die Zumeifung forftpolizeilicher Funt: 
tionen an die Staatöforjtbeamten auf die Geftaltung der Forftdienftseinrichtung ein. 

Für die Leitung des Forſtdienſts ift zunächſt deſſen Einfügung in die Minifterial: 
inftanz maßgebend. Soweit ein befonderes Minifterium für Bodenkultur (Landwirtichaft) 
beiteht, wie dies in den größeren Staaten die Regel bildet, Liegt die Einordnung der Staats: 
forjtverwaltung in diejes Departement in der Natur der Sache. In Staaten von geringerem 
Umfange hingegen erjcheint die Ueberweiſung der Staatöforftverwaltung in das Refjort des 
Finanzminiſteriums als die naturgemäße Einrichtung. Statt deffen ift Schon vorgejchlagen 
worden, die Staatsforjtverwaltung dem Departement des Innern zuzuteilen. Hiefür wurde 
geltend gemacht, daß im Falle der Einordnung derjelben in das'Finanzdepartement fiskaliiche 
Gefichtspunfte in den Vordergrund treten könnten und die Gefahr einer Ausbeutung der 
Staatsforjte in Zeiten finanzieller Bedrängnis beftehe. Doc werden dieje Bedenken zurüd: 
treten, wenn in Berüdfichtigung gezogen wird, daß jchon die Beitimmungen der Staats: 
grundgejege einen Schuß gegen Veräußerungsbeftrebungen bilden und daß auch jonjt die 
Deffentlichkeit der Etat3beratung eine gewiſſe Bürgichaft gegen etwaige fisfaliiche Uebergriffe 
bietet. Zugleich fommt in Betracht, daß die Staatöforftverwaltung einen der hervorragenditen 
Beitandteile der Finanzverwaltung bildet, während fie im Rahmen des Departements des 
Innern ein immerhin etwas fremdartiges Glied darjtellen würde. Auf der anderen“ Seite 
kann e3 feinem Zweifel unterliegen, daß die forjtpolizeilichen Angelegenheiten, insbejondere 
die Oberaufficht über die Bewirtichaftung der Gemeinde: und Körperjchaftswaldungen, grund: 
jäglich dem Minifterium des Innern zu übermweijen jeien. — Unter dem Minifterium, welchem 
die Staat3forjtverwaltung zugeteilt ift, ſteht zumeift eine kollegial organifierte Behörde für 
die Leitung des Forftdienfts. Nur ausnahmsweise ift die anderweitige Einrichtung getroffen, 
twornac der Departementsvorftand felbjt die Leitung der Forjtverwaltung mehr unmittelbar 
in Händen behält und nur ein vortragender Rat für den vorliegenden Geſchäftszweig be: 
jtellt ift. Die Leitung der forftpolizeilichen Angelegenheiten in der oberen Inſtanz iſt ver: 
jchieden geordnet. Vom grundjäglichen Standpunkte dürfte die Einrichtung am richtigiten er: 
icheinen, bei welcyer eine dem Minifterium des Innern untergeordnete, aus forfttechnijchen und 
abminiftrativen Mitgliedern zujammengejegte Behörde für den forftpolizeilichen Geſchäftskreis 
beitellt ift. Aus Zmwedmäßigkeitsgründen iſt ftatt deſſen mitunter die Einrichtung getroffen, 
daß die Gentralbehörde für die Staatöforftverwaltung ohne Aenderung ihrer Zujanmen- 


4) Shwappad, Handbuch der Forſtver- Handbuch der Staatsforftverwaltung in Preußen. 
waltungsfunde. 1884. Der ſ., Abh. XI in Lo- 1888. Quenz'el, Die Forſtverwaltung im Kö— 
rey's Handbuch ©. 847 ff. Albert, Lehrbuch der nigreih Sachſen. 1888. Graner, fyoritgeiep- 
Forftverwaltungstunde. 1883. Schlichmann, gebung ꝛc. $ 52—65. ©. 262 ff. 
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jegung entweder unmittelbar als Forjtpolizeibehörbe beftellt und in diefer Eigenfchaft dem 
Minifterium des Innern untergeorbnet wird oder doch in dem Verhältnifje eines technischen 
Organs zu dem letzteren fteht. 


In Breußen wurde im Jahre 1879 die Domänen: und Forftverwaltung, welche bis bahin 
zum Reflort des Finanzminifteriums gehört hatte, dem landwirtichaftliden Minifterium über: 
wiejen, welches jeitdem Die Bezeichnung „Minifterium für Landwirtihaft, Domänen und Foriten“ 
führt. Die Gentralbehörde für die Leitung des Forſtweſens ift die 3. Abteilung diefes Mini— 
fteriums mit der Benennung „Abteilung für Foriten“. — In Bayern beiteht innerhalb des 
Finanzminifteriums eine — — welche zugleich für die forſtpolizeilichen An⸗ 
gelegenheiten technisches Organ des Minifteriums des Innern ift. — In Sadien ift im Fi— 
nanzminifterium ein vortragender Nat für die Staatsforftverwaltung beftellt. — In Württem: 
berg ift im Finanzminifterium die „Forftdireftion” die Gentralbehörbe für die Staatäforftver: 
waltung. Von berjelben ift die unter dem Minifterium des Innern ftehende „Forftdireftion, Ab: 
teilung für die Körperihaftswaldungen* abgezweigt. — In Baden fteht die „Domänen-Di- 
reftion“ als Gentralbehörbe für die Verwaltung der Domänenwaldungen unter dem Finanz: 
minifterium, als FForftpolizeibehörde unter dem Minifterium des Innern. — Dasielbe gilt von 
ber in Heſſen im Finanzminifterium beftehenden „Abteilung für Forft- und ern 
— In Elſaß-Lothringen ift feit 1879 die Leitung der Forftverwaltung der „Abteilung III 
bes Minifteriums für Finanzen und Domänen“ überwieſen, bei welcher ein forftlicher vortra= 
gender Rat beſtellt ift. 

In den außerdeutſchen Staaten find die Neffortverhältniffe der Foritverwaltung zu— 
meift in ähnlicher Weife, wie in Preußen geordnet. So ift die Leitung ber Domänen und Forſt— 
verwaltung in Defterreih im Jahre 1872, in Frankreich im Jahre 1877 vom Finanz: 
minifterium an das Aderbauminifterium übergegangen. Ebenſo reffortiert in Stalien die Fort ⸗ 
verwaltung vom Miniſterium für Landeskultur. Ungarn dagegen iſt die Staatöforftver- 
mwaltung dem Finanzminifterium, in Rußland bem Domänenminijterium unterftellt, 


Der forjtlihde Aufſichtsdienſt befteht in der Ueberwadhung der Dienjtführung der 
Organe der Betriebsverwaltung, welche im Wege regelmäßiger örtlicher Inſpektionen aus: 
geübt wird. Es lafjen fich mehrere Syſteme der Einrichtung des forftlichen Auffichtsdienfts 
unterjcheiden. Entweder wird bderjelbe durch Mitglieder von Kollegialbehörden ausgeübt, 
(die forſttechniſchen Mitglieder der Eentralbehörde jelbjt oder von Brovinzial-Mitteltollegien) 
oder es liegt der Auffichtsdienft in der Hand von Einzelbeamten, welche inmitten ihrer Dienſt— 
bezirfe wohnen. 

Die im Rahmen des erfteren Syſtems zufammengefaßten beiden Einrichtungen dürfen nicht 
als begriffliche VBerichiedenheiten aufgefaßt werden, jondern beruhen nur auf dem durch die 
Größe der verjchiedenen Länder begründeten Gegenfage zwijchen der centraliftiichen Geftal- 
tung und der provinziellen Gliederung der Verwaltung. Das Untericheidende liegt hiernad) 
nur darin, ob im einzelnen Lande noch jogenannte „Rokalforftämter“ für den forftlichen Auf: 
fichtsdienft bejtehen oder nicht. Die Vereinigung des letzteren bei der Eentralbehörde ift nur 
in Ländern von nicht zu beträchtlichem Umfange durchführbar, bietet aber diesfalld unver: 
fennbare Vorzüge. Solche bejtehen nicht bloß in der Vereinfachung der dienstlichen Formen 
und in der Erleichterung einer Haren Abjcheidung der Befugniffe der einzelnen Inſtanzen, 
jondern vor allem in der durch diefe Einrichtung verbürgten Einheit der Grundjäge und 
in der Herftallung einer den Dienſt belebenden unmittelbaren Fühlung zwiſchen den forft- 
technischen Mitgliedern der Zentralbehörde und den Beamten der Betrieböverwaltung. Die 
Wahl diejer Dienfteseinrichtung verbietet fi) übrigens in Staaten von beträdhtlicher Größe 
von ſelbſt. Hier ftellt vielmehr die provinzielle Geftaltung des forjtlichen Auffichtsdienftes 
in dem Sinne, daß die Forftauffichtsbeamten der betreffenden Regierungsbehörde angegliedert 
werden, die gegebene und naturgemäße Form der Dienjteseinrihtung dar. 

Den Gegenjat zu den beiden erwähnten Syftemen bildet dasjenige der Lofalforjtämter. 
Dieje Einrichtung war urjprünglich die herrichende, hat aber an Bedeutung erheblich ver: 
foren, jeitdem an die Stelle der ehemaligen rein empirischen Schulung der Revierverwalter 
eine gründliche wiſſenſchaftliche Fahbildung der Beamten der forjtlichen Betriebsverwaltung 
getreten ift. Allerdings werden dem in Rede ftehenden Syitem nicht mit Ungrund gewiſſe 
Borzüge nachgerühmt. Diejelben bejtehen in der genauen Kenntnis der Verhältniſſe bes 
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Aufſichtsbezirls, welche der innerhalb derjelben wohnende Beamte ſich anzueignen im der 
Lage ift, ſowie in der größeren Leichtigkeit der Bereifung des Bezirks und der hiedurch be 
dingten geringeren Abnüßung der Kräfte bes Auffichtsbeamten. Doc, treten auch dieſe beiden 
einzigen, zu Gunsten der Lokalforftämter in die Wagjchale fallenden Gefichtspunfte mit der 
Entwidlung des Velehröneges mehr und mehr in den Hintergrund. Den erwähnten Vor: 
zügen ftehen umverfennbare Nachteile gegenüber. Zunächſt drängt fi die Erwägung auf, 
daß der reine Auffichtsdienit ohne jedes Uebergreifen in das Gebiet der Leitung und in 
dasjenige der Betrieböverwaltung feinen ausreichenden Inhalt für ein jelbftändiges Amt 
bildet. Hiezu kommt die Gefahr der Vereinzelung der in ihren Dienftbezirken wohnenden 
Auffihtsbeamten. Sodann ftellen fi) der Abgrenzung der amtlichen Befugniffe des Auf: 
ſichts- und Betriebsbeamten bei diefem Syftem erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Endlich 
trägt die Gejchäftsbethätigung der Zokalforftämter wegen der unvermeidlichen doppelten Be: 
richterftattung an die vorgejegte Kollegialbehörde bis zu einem gewiſſen Grade den Stempel 
der Weiterbeförderung von Unträgen der Anftanz der Betrieböverwaltung. Die Erkenntnis 
diefer Mängel hat denn aud) in einer Reihe von Staaten bereits zur Aufhebung der Xotal: 
forftämter geführt und aud in jolchen Staaten, in welchen diefe Zwiſchenſtufe noch beibe: 
halten worden ift, eine auf deren Bejeitigung gerichtete Strömung erzeugt. 

An Preußen wurden im Sr 1850 die jeither in ihren Dienftbezirten wohnenden Forit: 
aufjihtsbeamten an den Sit der Regierung gezogen. Derzeit find die Forftanfihtsbeamten, und 
zwar der Oberforjtmeifter für den ganzen —— des Regierungsbezirks und die „Regierunge— 
und Forfiräte“ für die einzelnen Auffichtöbezirfe der „Abteilung für direkte Steuern, Domänen 
und Forſten“ eingefügt. — In Bayern find die früheren Lokalforftämter durch Verordnung 
vom 19. Februar 1 aufgehoben und die Forftauffihtsbeamten am Sige der einzelnen Re 
gierungen in „Regierungs-Forſtabteilungen“ vereinigt worden. — In Sachſen, wofelbft feine 
follegialifch organifierte Gentralbehörde beiteht, ift der FForftauffichtsdienit den in ihren Bezirken 
wohnenden Oberforftmeiitern —— — In Würktemberg beſtehen uneradhtet des Bor: 
handenſeins einer kollegialen Centralbehörde Lokalforſtämter zur Seit noch; jedoch bildet deren 
Aufhebung einen Gegenftand der Erwägung der Staatsregierung. — In Baden wird jeit bem 
Sabre 1 der Auffichtsdienft in unmittelbarer Weife von den forfttechnifchen Mitgliedern der 
Gentralbehörde ausgeübt. — In Heifen beftehen derzeit noch Zofalforftämter. — In Elijah: 
Lothringen find bei den drei Bezirköpräfidien zur —— ber Forſtangelegenheiten, Forſi— 
ee a eingerichtet worden, bei welchen die Foritauffichtsbeamten vereinigt find. — In den 
außerdeutfhenLändern beitehen meift eigenartige, mit der fonftigen Orbnung des Ver: 
waltungsdienfts verknüpfte Einrichtungen. So find in Defterreid und Ungarn die York: 
auffichtsbeamten bei den Zofaldireftionsitellen, den „Fort: und Domänen» Direftionen“ vereinigt. 
In Frankreich liegt das Schwergewicht des forftlihen Auffichtsdienfts in der Hand der 
unter der „Generalforſtinſpektion“ als der Gentralbehörde ftehenden »conservateurs«. Diejelben 
find bie — a der >inspecteurs«, welche neben dem Auffichtsdienfte auch an der Verwal: 
tung jelbit Anteil nehmen. 


Die wichtigfte Inſtanz des Forftverwaltungsdienjt3 im weiteren Sinne des Worts ift die 
jenige der forftlihen Betrieböverwaltung. Sie begreift die der Ausführung der 
eigentlichen Betriebsgeichäfte gewidmete Thätigkeit der Beamten der Zofalverwaltung. Auch 
im Rahmen diefer Inſtanz werden zwei Syſteme unterfchieden: das Revierförſter— 
ſyſtem und dad Oberförſterſyſtem. Bei jenem findet eine Teilung der Geichäfte 
der Betrieböverwaltung zwifchen dem in die Wirtjchaft unmittelbar eingreifenden Forftauf: 
fihtsbeamten und dem Beamten der Revierverwaltung ftatt. Dieſes Syftem mag immer: 
hin den früher herrichenden Verhältnifien entſprochen haben; heutzutage hat dasſelbe jeine 
Berechtigung verloren. Der Uebergang zum Oberförfteriyftem, welcher in einigen Staaten, 
wie in Preußen, ſchon vor einer Reihe von Jahrzehnten, in anderen in verhältnismäßig 
neuerer Zeit ſich verwirklicht hat, fteht im engften Zufammenhang mit der Fortbildung des 
forſtlichen Unterrichtsweſens und mit der nun längft vollzogenen Umbildung der forſtlichen 
Lehre zu einer Wiſſenſchaft. Diefer Ummandlung der Lehre entipricht die Erjegung der 
bloßen Routine bei den Beamten der Verwaltung durch eine gründliche wifjenfchaftliche Fach 
bildung. Seitdem bringt es die naturgemäße Entwidlung der Dinge mit ſich, daß das Ober: 
förſterſyſtem, welches durch Ueberweiſung der gejamten Betriebsverwaltung mit voller Ber- 
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antwortlichteit an den wirtichaftenden Beamten gekennzeichnet ift, immer weitere Kreiſe ziehe. 

Diefem Grundjage entipricht zugleich eine entiprechende Bemefjung der Größe der Ber: 
waltungsbezirfe, injoferne beim Oberförfterigftem eine Reihe der einfacheren Vollzugs— 
geihäfte in dem Arbeitöbereich des untergebenen Perjonals übergeht. Der durch den Leber: 
gang zu diefem Syjteme bedingten Richtung auf Vergrößerung der Bezirke ift eine gewiſſe 
innere Beredhtigung nicht abzujprechen, da diejelbe durch den für die Bildung der Verwal: 
tungsbezirfe maßgebenden Gefichtspunft geftügt wird, welcher dahin geht, die nachhaltige Ar- 
beitäfraft eines wifjenjchaftlich durchgebildeten Mannes voll auszunügen. Auch treten die 
Bedenken gegen entiprechend ausgedehnte Dienftbezirke um jo mehr zurüd, je größeres Gewicht 
auf Schulung und praktiſche Borbildung des Forftihug: und Hilfsperſonals gelegt wird. 
Andererjeit3 iſt es aber Bedürfnis, daß in der Vergrößerung der Bezirke ein gewiſſes Maß 
nicht überjchritten werde. In diejer Hinficht macht fich vor allem der Einfluß der jeweiligen 
Intenfitätsftufe der Wirtfchaft geltend, und zwar in dem Sinne, daß der intenfivere Betrieb 
m allgemeinen Heinere Bezirke erfordert. Ein weiterer Faktor ift der Grad der Geſchloſſen— 
heit des Waldbefiges, und zwar ift ed naheliegend, daß der räumlich zufammenhängende 
Befig größere Bezirke zuläßt, der parzellierte Befig dagegen eine Verkleinerung der Reviere 
notwendig macht. Bon einjchneidender Bedeutung ijt endlich der Umſtand, ob die Thätigteit 
des Betriebsbeamten in der Hauptſache auf die Verwaltung der Staatöforjte ſich bejchränte 
oder ob und in welchem Umfange derjelbe gleichzeitig durch die Bewirtichaftung der Ge: 
meinde- und Körperichaftäwaldungen, durch die forjtpolizeiliche Beauffichtigung der Privat- 
waldungen und durch die nebenamtliche Funktion der Amtsanwaltichaft in Forftrügejachen 
in Anſpruch genommen werde; insbejondere fällt die Fläche der zu bewirtichaftenden Ge— 
meindewaldungen erheblicd ing Gewicht. 


Einige Ziffern über die Durchſchnittsgröße der Forftverwaltungsbezirke mögen hier folgen: 
Durchſchnittsgröße der Oberförftereien 


an 
in Staatöbewirtichaf: 


Staaten: > 8* tung ſtehenden Ge⸗ im 
Staatsforſten meinbe unb Körper: Ganzen 
ſchaftsforſten 
ha ha ha 

Preußen . — a a 4000 500 4500 
Hierunder | weni ee · · 0 Z a 3430 
DENE: u car Sara was ee ar 2500 700 3200 
Sadıjen a ah wel DR Dar 1600 — 1600 
— — ER EL u u. 
Be re ee 
gen DE a a az 960 1310 2270 
Waß-Lothringen . . . j 2400 3200 5600 


Die Einrihtung des unteren Forftdienites, welcher den Forſtſchutzdienſt und den 
wirtichaftlihen Hilfsdienst in ſich Schließt, bietet mehr nur fachliches, als allgemeines Intereſſe. 

8 48. Die Frage der zwedmäßigiten Einrihtung des forjtlihen Unterrichts: 
wejens*) ijt jeit dem Beftehen eines jolchen Gegenjtand vielfacher und lebhafter Erörter: 
ungen gewejen. 

Bezüglich der Vorbildung für den forftlihen Hochſchulunterricht bejtand bis vor kurzer 
Beit faſt allgemeine Uebereinjtimmung in der Forderung der Ubgangsreife vom Gymnafinm 
als Bedingung des Eintritts in den Staat3forftdienft. Diejelbe erjcheint denn auch als eine 
wohlbegründete. Insbeſondere kann e3 kaum zweifelhaft jein, daß für diejenigen Berufs: 


45) T. Lorey, Forftlicher Unterricht 2c. in reih, Schweiz, Frantreih, Stalien, Spanien, 
j. Handbud Ab. I, Bd. 1 ©. 92 ff. Dort aud- Rußland, England, Dänemark, Schweden und 
führliche Nachrichten über den Stand des UInter- Norwegen, Britiih Indien und über die Ge— 
richtsweſens in den deutichen Staaten, in Defter- ſchichte des forftlichen Unterrichts in Deutſchland. 
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arten, welche nicht ausjchließlich auf techniſcher Grundlage ruhen, fondern gleichzeitig eine 
gewifje Ausbildung in den ſtaats- und rechtswifjenjchaftlichen Fächern vorausjegen, das Gym- 
nafium die richtigjte Stätte für die Vermittlung der Vorbildung darftelle. 

Im Bordergrunde des Intereſſes fteht aber jeit langer Zeit die Streitfrage, ob die Uni: 
verjität oder eine Fachſchule als Höhere forftliche Bildungsftätte vorzuziehen fei. Seitens 
der Unbänger des Fachſchulunterrichts werden vor allem die Möglichkeit befjerer Anpafjung 
der Grundwifjenihaften an die bejonderen Fachzwecke und die unmittelbarere Erziehung zu 
praftiicher Brauchbarfeit betont. Nun ijt aber in erjterer Hinficht das Bedürfnis einer der: 
artigen Anpaffung nicht in allgemeiner Weije anzuerkennen und kann, ſoweit ein jolches in 
bejchränftem Umfange befteht, ohne Schwierigkeit auch an der Univerfität befriedigt werden. 
Sodann muß daran fejtgehalten werben, daß die Erziehung zu praktiſcher Tüchtigfeit in 
erjter Linie Aufgabe der Verwaltung, nicht des Hochſchulunterrichts ift. Müſſen hiernach 
die der Fachſchule nachgerühmten Vorzüge ald fragwürdige bezeichnet werden, jo fann es auf 
der anderen Seite faum zweifelhaft jein, daß die Fachſchule im Vergleich zu der Univerſität mit 
erheblichen Schwierigkeiten zu fämpfen hat. Ein Hauptnachteil ift in diejer Hinficht die Ge: 
winnung beziv. die dauernde Erhaltung tüchtiger Lehrkräfte in den Grund: und Hilfswiſſen— 
ſchaften an der Fachſchule. In neuerer Zeit wird deshalb jelbft von den Anhängern des Fach 
jchulunterricht3 zumeift ein vermittelnder Standpunkt eingenommen, indem wenigjtens die Er- 
gänzung der Fachſchulſtudien durch ein nachfolgendes, den Staats- und Rechtswiſſenſchaften 
zu widmendes Univerjitätäftudbium von bejchränkter Dauer ald Bedürfnis anerkannt wird. 

Das forſtliche Unterrihtöweien hat in Deutſchland im Laufe der Zeit erhebliche Wand: 
lungen durdigemadt. — In Preußen wurde im ame 1819 ein forftliher Lehrftuhl an der 

Univerfität Berlin errichtet, aber es wurde dann bie im Jahre 1831 errichtete Forſtakademie 

Eberöwalde die höhere Lehranftalt des Landes. Der Zuwachs des orftbefiges durch bie Ber: 

größerung des Staatsgebiets im Jahre 1866 führte zur —— einer zweiten Forſtakademie 

in Münden (Hannover). — In Bayern wurde ber höhere forftliche Unterricht von der Forſt⸗ 
ichule in Aihaffenburg erftmals im Jahre 1833 an die lIniverfität München verlegt. Doc er: 
folgte 1844 deſſen NRüdverlegung an die auf neuer Grundlage eingerichtete —— 

Aſchaffenburg. Als ſpäterhin das Bedürfnis einer Reorganiſation derſelben entſtand, wurde ſolche 

gekreuzt von der inzwiſchen immer lebhafter hervorgetretenen Strömung zu Gunſten der BVer— 

legung des forſtlichen Unterrichts an die Univerſität. Indeſſen hinderten beſondere Rückſichten 
eine volle Löſung der Frage in dieſem Sinne und ſo entſchied ſich denn die bayriſche Staats— 
regierung für ein gemilchtes Syſtem mit Zweiteilung bes forftlichen Unterrichts, indem die Forſt— 
lehranftalt Ajchaffenburg mit der Beitimmung, einen vorbereitenden Unterricht zu erteilen, bei- 
behalten, der Schwerpunkt des forftliben Fachſtudiums aber an die Univerſität München verleat 
wurde. — In Sachſen wurde die zuerjt mit privatem Charakter gegründete Forſtſchule in 

Tharand im Jahre 1816 zur Iandesherrlihen Forſtakademie erhoben. Borübergehend trat dem 

forftlihen Unterricht in Tharand ein folder in der Landwirtſchaft zur Seite, aber dieſe Ver: 

bindung wurde fpäter wieder gelöit. — In Württemberg wurde zwar bei der Gründung 
der ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät an der Univerfität red 1817 zugleich ein Lehrituhl für 

Forſtwiſſenſchaft errichtet; derjelbe gieng aber nad) wenigen Dezennien wieder ein, nachdem bie 

inzwijchen gegründete landwirtihaftliche Akademie Hohenheim auc) zur höheren Forftlehranitalt 

gemacht war. Die durd den Vorgang in Bayern geitügte Strömung führte jedoch im Jahre 

1881 zur Nüdverlegung des forjtlihen Unterrichts von der Akademie Hohenheim an die Uni— 

verfität Tübingen. — in Baden mwurbe der forftliche Unterriht im Jahre 1832 mit der te: 

niſchen Hochſchule in Karlsruhe verbunden. — In Heffen erfolgte die organische Einfügung 
des Forjtinftituts in den Verband der Univerfität Gießen im Jahre 1831. — Von den in den 

Thüringifhen Staaten gegründeten Forftichulen hat fih nur die im Jahre 1830 zur landes- 

herrlichen Forſtakademie des Großh. Sachſen erhobene Foritlehranftalt in Eiſenach bis heute er= 

halten. — Unter ben forftlihen Bildumgsftätten der außerdeutihen Staaten mögen bier 
nur Erwähnung finden: Die Hochſchule für die Bodenkultur in Wien, das Foritinftitut des eid- 
enöffiihen Polytechnikums in Zürich, die franzöfiihe Forſtſchule in Nancy und die italieniſche 

Forſtſchule zu Valombroſa bei Florenz. 


Sn naher Beziehung zum Unterrichtömwejen fteht das forftlihe Berjuhswejen*). 
Es ift eine längjt anerfannte Thatjache, daß zahlreiche wichtige Fragen der forjtlichen Wiſſen— 





46) Gangho er, Das forftliche Verſuchs- Das forftliche Verſuchsweſen. 1881. Loren, in 
wejen. 2 Bde. 1877—1882. dv. Sedendorf, j. Handbuh Band I. S. 128 ff. 
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ſchaft und Praxis ihre Löſung nur auf dem Wege von ſyſtematiſch angeftellten und geraume 
Zeit hindurch fortgejegten Beobachtungen, Aufnahmen und Berjuchen zu finden vermögen. 
Ebenſo mußte die Ueberzeugung fih Bahn brechen, daß die Kräfte des Einzelnen häufig 
der Aufgabe nicht getvachjen jeien, daß es vielmehr des Zuſammenſchluſſes der hiezu be- 
rufenen Arbeitskräfte und einer planmäßigen Organijation der Berjuchdarbeiten bedürfen. 
Dieje Erwägungen führten zur Gründung forjtliher Verſuchsanſtalten, welche zumeift den 
forftlichen Unterrichtöanftalten angegliedert worden find. Bon denjelben find jchon wertvolle 
Ergebnifje zu Tage gefördert worden. Es jei hier nur auf die in diefer Abhandlung wieder- 
holt erwähnten Ertragstafeln für die einzelnen Holzarten hingemwiejen, an welche fich weitere 
Forihungen, namentlich auf taxatoriſchem und waldbaulichem Gebiete, anreihen. 
Das forftliche Verfuchsweien ift in Deutihlamd angegliedert: in Preußen der Yoritafa- 
demie Eberäwalde, in Sachſen der Forſtakademie Tharand, in Bayern, Württemberg und Heilen 
den Univerfitäten Münden, Tübingen und Gießen. In Baden und Braunfchweig ift das Ver: 
ſuchsweſen dem Geſchäftskreis der foritlichen Gentralbehörde zugewielen. In Eljaß-Lothringen 
endlich ift dasjelbe in Verbindung mit der Forfteinrihtungsanftalt eingerichtet worden, Die er: 
wähnten Berjuchsanftalten haben fich zu einem Berbande zufammengeichlofjen, welcher im Jahre 
1872 als „Verein deutſcher forftlicher Verfuchsanftalten“ gegründet wurde. — Aud in einigen 
außerdeutihen Staaten ilt das forftliche Berfuchswefen in die Bahnen geleitet worden, 
fo in Defterreich im Anſchluſſe an die Hochſchule für Bodenkultur, in der Schweiz in 
Berbindung mit dem Forftinftitut des eidgenöffiihen Polytechnikums und in Frankreich in 
Anlehnung an die Forftichule zu Nancy. 
$ 49. Zum Schluß find noch die Einrichtungen für Verſicherung der forjtwirt- 
Ihaftlihen Arbeiter mDeutjihland*) zu erörtern. Während es früher der einzelnen 
Verwaltung überlaffen war, auf die Gründung privater Hilfskaſſen, welche fich vorzugs— 
weile die Unterſtützung verunglüdter Arbeiten zur Aufgabe jegten, anläßlich des Abjchluffes 
des Arbeitövertrags hinzuwirken, ift nunmehr ein fejter gejeblicher Boden gejchaffen durch die 
jocialpolitifche Gejeßgebung des deutjchen Reichs, welcher durch die kaijerliche Botjchaft vom 17. 
November 1881 die Ziele der Berfiherung der Arbeiter gegen Krankheit und Betriebsunfälle 
jowie der Fürforge im Alter und bei eintretender Erwerbsunfähigfeit geftedt worden jind. 

Auf dem von der Reichögejeßgebung zuerft in Angriff genommenen Gebiet, der Kranken— 
verjiherung der Arbeiter, ift rüdjichtlich der land» und forftwirtichaftlichen Arbeiter leider 
die wünjchenswerte Einheitlichkeit in den grundjäglichen Vorſchriften zu vermiffen. Das 
Reichs: Krankenverfiherungsgejeß vom 15. Juni 1883 enthält nämlich nur folgende Bejtim- 
mungen für die gedachte Klaſſe von Arbeitern. Erſtlich kann die Berficherungspflicht durd) 
ftatutarische Feſtſetzung einer Gemeinde oder eines weiteren Kommumalverbands auf die land- 
und forjtwirtichaftlichen Arbeiter erjtredt werden. Sodann find diejelben zum Beitritt in 
die Gemeindefrantenverficherung, joweit eine jolche eingerichtet ijt, berechtigt. Endlidy kann 
im Falle der Errichtung von Ortskrankenlaſſen den land- und forjtwirtichaftlichen Arbeitern 
die Beitrittöberechtigung durch das jeweilige Statut verliehen werden. Alle dieſe Beftim- 
mungen haben jich aber ald wenig wirkſam eriiejen. Abgejehen von dem zweifelhaften 
Wert der bloßen Beitrittöberechtigung an fich ift dem Butbefinden der Kommunalverbände 
ein zu weitgehender Spielraum eingeräumt worden. Hiezu fommt, daß den Vertretungs: 
förpern der Ortskrankenkaſſen die Befugnis zugejprochen worden ift, die Beitrittöberechtigten 
auf dem Wege des Statut einer Karrenzzeit bis zu 6 Wochen zu unteriverfen mit der Wir- 
fung des Wegjalld eines Anſpruchs auf Unterftügung während diejer vom Beitritt an zu 
bemeffenden Frijt. Für die forftwirtichaftlichen Arbeiter ift aber die Einrichtung einer ſolchen 
Karrenzzeit in bejonderem Maße bejchwerend, da diejelbe häufig einen nicht unbeträchtlichen 
Bruchteil der ganzen Dauer der jährlichen Waldarbeit in fich jchließt. Vielfach jcheiterte 
denn auch gerade an diejer Einrichtung der Verſuch, beim Abjchluffe des Arbeitövertrags 
auf den freiwilligen Eintritt der Waldarbeiter hinzuwirken. Erſt die reichögejegliche Rege— 


47) Vgl. Graner, Forftgejepgebung zc. S. 221 ff. 
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{ung der Unfallverficherung bot Anlaß, aud die Krantenverfiherung der land- und forft- 
wirtjchaftlichen Arbeiter auf eine fejtere Grundlage zu jtellen. Da nämlich die Unfallver: 
fiherung, welche auch auf die in Rede ftehende Arbeiterklaſſe fich erjtredt, zeitlich am die 
Krantenverfiherung anknüpft, jo traf das Reichsgeſetz vom 5. Mai 1886 (vgl. unten) die 
Beitimmung, daß die in der Land» und Forftwirtichaft beichäftigten Arbeiter Durch die Landes: 
gejeßgebung der Kranfenverficherungspfliht unterworfen werden können. So wurde denn 
der Schwerpunft der Kranfenverficherung der land» und forjtwirtichaftlichen Arbeiter im die 
Landesgeſetzgebung verlegt, womit freilich zugleich eine Bielgeftaltigkeit der Einrichtungen 
auf dem vorliegenden Gebiete begründet worden ift. 


Bon der Befugnis der landes * Regelung haben die einzelnen Staaten in verſchiedener 
Weile Gebraud gemacht. In Preußen ift die Landesgeſetzgebung auf diefem Gebiete nicht vor: 
gegangen. In Bayern und Württemberg wurde für die land: und forjtwirtichaftlichen Arbeiter 
eine beiondere Art der Berfiherung als „Strankenpflegeverfiherung“ eingerichtet **), welche zwar 
an die grundſätzlichen Vorſchriften der a U —— jedoch niedrigere Bei- 
träge erhebt und für die Negel die Verpflegung in einem Krankenhauſe anordnet. Dagegen 
wurden in Sachſen, Baden und Hefien_ die land» und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter durch die 
Landesgefeßgebung der reichögefeglichen Srankenverfiherungspflicht unterworfen. 


Durch die Unfallverſicherung “) wird den Arbeitern eine Wohlthat erwiejen, welche 
um jo jchägenswerter ift, als diejelben ihrerjeits in feiner Weije auf dem Wege der Bei: 
tragsleiſtung zu den mit den bejtehenden Einrichtungen verfnüpften Laſten herangezogen werden, 
fegtere vielmehr ausjchließlid auf den Schultern der Arbeitgeber ruhen. Für die forjtwirt: 
ſchaftlichen Arbeiter kommt noch bejonders in Betracht, daß die Waldarbeit ihrer Natur 
nach eine nicht unbeträchtliche Unfallgefahr birgt, was namentlich von den Verrichtungen 
des Fällungsbetriebs gilt. Geregelt wurde die Unfallverfiherung der land» und forfiwirt- 
ichaftlichen Arbeiter durch das Reichögejeg vom 5. Mai 1886. Dasjelbe erjtredt ſich auf 
alle in land» und forjtwirtichaftlichen Betrieben und Nebenbetrieben bejchäftigten Arbeiter 
und Betriebsbeamten, leßtere jofern ihr Urbeitsverdienit 2000 M. nicht überfteigt. Einige 
Schwierigkeit bietet die Frage, welche Betriebe als forjtwirtichaftliche Nebenbetriebe aufzu: 
fafjen feien; insbefondere ergeben fid) dann Zweifel, wenn es ſich um die weitere Zurichtung 
der Hölzer durch Arbeiter handelt, welche nicht vom Waldbefiger jelbjt gedungen waren. Die 
Leiftungen der Unfallverfiherung beftehen im Fall der Verlegung: 1. in den often des 
Heilöverfahrens vom Beginn der 14. Woche nad Eintritt des Unfalld; 2, an einer dem 
Verletzten von der 14. Woche ab für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu gemwährenden 
Rente, und zwar bei völliger Erwerbsunfähigfeit von */s des Jahresarbeitsverbienits, bei 
teilweijer Erwerbsunfähigfeit in einem nad dem Maße der verbliebenen Ermwerbsfähig- 
feit zu bemejjenden Bruchteil jener Rente; im alle der Tötung: 1. ald Erjaß der 
Beerdigungstoften der 15. Teil des Jahresarbeitsverdienſtes, mindeitens 30 M.; 2. eine 
Rente an die Hinterbliebenen vom Todestage an 20° für die Witwe bis zu deren Tode 
oder Wiederverheiratung, für jedes Kind bis zum 15. Jahr und zwar für Bollwaijen 20%, 
für Halbwaijen 15 %/.; die Rente der Witwe und der finder dürfen aber 60 “ nicht über: 
fteigen. 20% für Ajcendenten des Verftorbenen, wenn diejer ihr einziger Ernährer war, 
bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der Bedürftigfeit; die Witwe erhält bei ihrer Wieder- 
verheiratung den dreifachen Betrag der Jahresrente als Abfindung. Zur Aufbringung der 
erforderlichen Mittel find die Arbeitgeber zu Berufsgenofjenjchaften vereinigt, welche übrigens 
nur die Unternehmer der nicht ftaatlichen Betriebe umfafjen, während bei den Staatsbetrieben 
der Staat an die Stelle der Berufsgenoſſenſchaft tritt. Für die forftwirtichaftlichen Betriebs: 
beamten ift überall durch die Landesgejeggebung eine „Unfallfürjorge” eingerichtet worden. 

Die lebte und einjchneidendfte Verficherung ift die durch das Reichsgeſetz vom 22, Juni 1889 

48) Schid er, Kranfenpflegeverfiherung. 1889. | Perfonen 2c. 1888. E.v.Wödtfe, Die Unfal- 


49) Juſt, Die Unfallverficherung der in land» | verfiherung der in land» und forftwirtichaftt. Be- 
und forftwirtichaftlichen Betrieben beichäftigten | trieben bejhäftigtenBerfonen in Preußen. 2.1889. 
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geregelte Invaliditäts- und Altersverjiherung. In keiner Weije foll hier die 
durchaus wohlmeinende Ubficht verfannt werden, welcher dieſes Geſetz jeine Entſtehung ver- 
dankt. Gleichwohl muß es vom Standpunkte der Intereſſen gerade der land: und forſt— 
wirtihaftlichen Arbeiter beklagt werden, daß das Gejeg mit einer gewiſſen Einfeitigkeit nur 
für die in einem ftändigen Arbeitsverhältniffe ftehenden gewerblichen Arbeiter wirkliche Für- 
jorge trifft, keineswegs aber den bejonderen Verhältniſſen der meift nur zeitweije gegen Lohn 
beihäftigten land» und forjtwirtichaftlichen Arbeiter genügend Rechnung trägt. Insbeſondere 
für den Stand der eigentlihen Holzhauer, welche zumeift nur während weniger Monate 
des Jahres im Walde anhaltende Beichäftigung finden, in den übrigen Teilen des Jahres 
aber ihr eigenes Heines Gut bewirtichaften oder, wenn auch bei anderweitiger Beichäftigung, doc) 
nicht in einem fortlaufenden Arbeitsverhältniffe zu beſtimmten Arbeitgebern jtehen, find die 
von dem Gejege getroffenen Beftimmungen in hohem Grade bejchwerend. Vorzugsweiſe find 
es die Vorfchriften über die für die Erlangung eines Anſpruchs auf Altersrente feſtgeſetzte 
Bartezeit im Zufammenhalt mit den für die forjtwirtichaftlichen Arbeiter nahezu wirkungs- 
(ofen Uebergangsbejtimmungen,, jodann die VBorfchrift über das Erlöjchen der aus einem 
Berfiherungsverhältnijje fich ergebenden Anwartichaft, endlich die Beftimmungen über die 
freiwillige Fortjegung des Verficherungsverhältnifjes, welche den Angehörigen des Standes 
der Waldarbeiter die Erlangung eines Rentenanſpruchs überhaupt erjchweren, die Erlangung 
eines Anſpruchs auf Altersrente aber nahezu unmöglich machen. Die meijten Bedenken richten 
fi gegen die für die Altersverſicherung geltenden Vorjchriften. Betreffend zunächſt die für 
diefelbe gegebene Lebergangsbeftimmung, jo kommt dieje an und für fi) wohlgemeinte Be- 
fimmung den nur zeitweife gegen Lohn beichäftigten Waldarbeitern deshalb nicht zu gute, 
weil die Natur des Arbeitsverhältnifjes den geforderten Nachweis einer Arbeitszeit von 
147 Wochen in den drei dem Inkrafttreten des Geſetzes vorausgegangenen Jahren fast in 
allen Fällen unmöglih machte. Den Waldarbeitern, welche in dem erwähnten Zeitpunkt 
das 40, Lebensjahr überjchritten hatten, ift, von vereinzelten Fällen ausnahmsweife hoher 
Lebensalter abgejehen, leider die Ausficht auf Erlangung einer Altersrente jo gut wie ver: 
ihloffen. Aber auch jonft erjcheint für die nicht in einem dauernden Arbeitsverhältniffe jtehen- 
den Arbeiter die bei der Ulteröverficherung feſtgeſetzte Wartezeit von 30 Jahren als zu hoch 
gegriffen. Deren Verkürzung dürfte um jo mehr zu erwägen jein, als der Alteröverfiche- 
rung im Vergleich zur Jnvaliditätsverfiherung doch nur untergeordnete Bedeutung beigelegt 
werden kann. Sodann ergeben fich Schwierigkeiten aus den Borjchriften über das Erlöfchen 
der Anwartichaft auf eine Rente, was dann eintritt, wenn während vier aufeinanderfolgender 
Jahre für weniger ald 47 Wochen Beiträge entrichtet worden find. Noch bejchwerender für 
die forjtwirtichaftlichen Arbeiter ift aber die Bejtimmung über die freiwillige Fortſetzung 
des BVerficherungsverhältnifjes, welche an die Beibringung einer Zuſatzmarke neben Fort— 
entrichtung des vollen Beitrags gebunden ift. Hiernach ift der nur vorübergehend im Walde 
gegen Lohn bejchäftigte Arbeiter nach Aufhören der jährlichen Waldarbeit vor die Wahl ge- 
jtellt, entweder aus dem Berficherungsverhältnifje auszufcheiden und auf diefe Weile die 
Ausfichten auf Erlangung einer Rente verringert zu ſehen, beziehungsweije geradezu das 
Erlöjchen der Anwartichaft auf eine folche zu gewärtigen, oder aber das Verficherungsver- 
hältnis freiwillig fortzufegen und in diefem Falle den ganzen Beitrag umter Wegfall des 
hälftigen Zufchufjes des Urbeitgebers nebjt einem Zuſchlage hierauf zu entrichten. Allerdings 
fällt die Notwendigkeit der Beibringung von Zuſatzmarken im Falle der bloßen Unterbrechung 
des zwijchen einem Berficherten und einem beftimmten Arbeitgeber bejtehenden Berficherungs- 
verhältnifjes dann weg, wenn dieje Unterbrechung den Beitraum von vier Monaten nicht 
überjteigt; doc wird durch die Iegtere Einjchränkung auc der Wert diefer Beftimmung 
für den Waldarbeiter in Frage geftellt, da die in der Natur der Waldarbeit liegende Unter- 
brehung des Arbeitöverhältnifjes zumeift einen erheblich längeren Zeitraum als denjenigen 
Handbuch d, Polit. Oetonomie. II, 1, 4. Auf. 22 5 


338 XVII. Helferih (Graner), Die Forftwirticaft. 


von vier Monaten umfaßt. Die vorftehenden Andeutungen dürften genügen, um darzuthun, 
daß für die Klaſſe der Waldarbeiter, welcher zudem die Entrichtung von Beiträgen bejon- 
ders jchwer zu fallen pflegt, die Ausfiht, von den Zuwendungen des Geſetzes einen ent- 
Iprechenden Vorteil zu erlangen, nur eine geringe ift. Bei diefer Sachlage ift der Wunid 
einer auögiebigeren Berüdjichtigung der Intereſſen der in Rede jtehenden Klaſſe von Ar- 
beitern bei der in Ausficht genommenen Reviſion des Geſetzes gerechtfertigt. 


IX. Die Sorftftatifti. 


Maron, Frorftitatiftif der ſämtlichen Wälder Deutichlands. 1862. Bernhardt, Forft: 
ftatiftit Deutjchlandse. 1872, Leo, Forititatiitit über Deutjchland und Oeſterreich Ungarn. 1874. 
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lihe Mitteilungen über die Wirtichaftsergebniffe der Staatäforften Preußens in den „Münbdener 
forftlihen Heften“ von Weise (1. Heft. 1892). Die Forftverwaltung Bayerns. 1861; Nadı: 
trag. 1869, Burdhardt, Die forftlihen Verhältniſſe des Kgr. Hannover. 1864. Daritellung 
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(von 1878 an). Wilbt and, Mitteilungen aus der Forſt- und Stameralverwaltung des Großh. 

ejjen. 1886. Bernhardt, Die forſtlichen Verhältnifie von Deutſch-Lothringen. 1872, v. Berg 
Mitteilungen über die forftlichen Berhältniffe von Eljaß-Lothringen. 1883. Beiträge zur Forſt— 
ftatiftit von Eljaß-Lothringen (von 1 an). — Statiftiihes Jahrbuch für das deutſche Reich; 
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8 50. Der Stoff der Forftitatiftif läßt fich in der Hauptjache in zwei Sruppen 
jcheiden: in die Statiftif der Waldflächen, welche nur periodiicher Erhebung zu unterliegen 
pflegt, und in die Statiftit der Betriebsergebniffe, bei welcher jährlich fortlaufende Erhebungen 
erforderlich find. 

innerhalb der hier zunächſt in Betracht fommenden Statiftit ver Waldflächen jteht 
im Bordergrund die Erhebung der Bewaldungsziffern, welche den prozentijchen Anteil der 
Waldflähe an der gejamten Landesfläche ausdrüden. Hieran jchließt fich die Feftftellung 
des Berhältnifjes der Waldjläche zur Einwohnerzahl. Es folgt die Ermittlung des Anteils 
der verjchiedenen Betriebs- und Beitandesarten an der Zujammenjegung des Waldes. Den 
Abſchluß bildet die Feititelung der Verteilung der Waldfläche nad) den hauptjächlichjten 
Befigitandsarten. Dieſe Fragen jollen im Nachjtehenden zuerjt für das deutjche Reich unter: 
jucht werden; wir lajjen dann einige Angaben über die Bewaldungsverhältnifje der übrigen 
Länder folgen. 

$ 51. Die Bewaldung Deutihlands war früher eine viel ausgedehntere und hat 
erjt im Laufe der Zeit durch Rodung und Urbarmahung eine namhafte Verminderung er: 
fahren. Wenngleich diefe auf Lichtung und Zurüddrängung des Waldes gerichtete Koloni- 
fationsarbeit als naturgemäße Folge der Bevölkerungszunahme und der fortjchreitenden Boden: 
fultur zu erachten ift, jo hat doch Deutichland bis zur Gegenwart einen nicht unbeträditlichen 
Waldreichtum ſich erhalten. 

Ueber die dermalige Bewaldung des deutichen Reichs hat die von der Reichsſtatiſtik ein- 
geleitete amtliche Aufnahme der Bodenbenugung Aufichluß gebracht. Eine jolche wurde, nach— 
dem eine teilmeije Erhebung im Jahre 1878 voransgegangen war, in umfafjender Weije 
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eritmald im Fahre 1883 umd nun wiederholt im Jahre 1893 zur Durdführung gebradt. 
Nach diejer legten neuejten Erhebung °°) beträgt die Waldfläche des deutſchen Reichs 13956 827 ha 
= 25,8%. oder rund '« der Gejamtfläche des Reichs. Wird von lebterer die Fläche der 
Wege und Gewäſſer und des nicht zur Aufforftung geeigneten Dedlandes in Abzug gebracht, 
jo berechnet ſich als Anteil der Waldflähe an der produftiven Bodenfläche die Ziffer von 
rund 28 °/o. 

Die einzelnen Staaten, be iehungsweife Preußiichen Provinzen, ordnen ſich nad der Bewal— 
dung im abjteigender Reihenfolge mit nachftehenden Ziffern: Prov. Heffen-Naflau 40%. Baden, 
Walded 38%. Bayern, Prov. Brandenburg, Hohenzollern’she Lande, Thüringiiche Staaten 33°%;.. 
Rheinprovinz, Württemberg, Heflen, Elſaß-Lothringen 31°/. Braunſchweig 30%. Prov. Schlefien 
29%. Prov. Weſtfalen 28%. Star. Sachſen 26%, Anhalt, beide Lippe 24%. Durchſchnitt des 
Kar. Preußen 23,5%. Prov. Sadjien und Weftpreußen 21%. Prov. Pommern und Poſen 20% 
Beide Medlenburg 18%. Prov. Oftpreußen und Hannover 17°%/, Oldenburg 11%. Prov. Schles- 
wig⸗Holſtein 6,5°/o. 

Wird der VBerjuch gemacht, die Bewaldungsziffern für größere natürliche Gebietögruppen 
feftzuftellen, jo berechnen fich folgende Beträge: 1. Südwejtdeutichland 33 % ; 2. ſüdöſtliches 
Deutichland 33 °/0; 3. wejtliches Mitteldeutichland 35 6; 4. öftliches Mitteldeutichland 26 °% ; 
5. Nordweitdeutichland, und zwar: a) nordwejtdeutiches Binnenland 24 °/o, b) nordweft- 
deutiches Küftenland 12%, zufammen 5. Nordweitdeutichland 16 °%% ; 6. Nordoftdeutichland, 
und zwar: a) norbojtdeutjches Binnenland 28°, b) nordojtdeutiches Küftenland 19 %/o, zu- 
jammen 6. Nordojtdeutichland 24 *o. 

Diefe Gruppen wurden wie folgt gebildet. Es umfaffen: Südweitdeutihland: Württemberg, 
Hohenzollern, Baden, Eljaß:Lothringen, Pfalz, Heſſen exkl. Prov. Oberheifen ; ſüdöſtliches Deutich- 
land: das rechtärheinifche Bayern; weitliches Mitteldeutichland: die Nheinpropinz, den Reg.Bez. 
Arnsberg der Prov. Weitfalen, die Prov. Hefjen:Nafjau, die Prov. Oberheilen und Walded ; 
öftliches Mitteldeutichland: die Thüringiihen Staaten, Kar. Sachen, Reg.-Bez. Erfurt und 
Merjeburg der Prov. Sachſen, Anhalt; nordweſtdeutſches Binnenland: die Reg-Bez. Müniter, 
Minden (Weftfalen), Hildesheim (Hannover) und Magdeburg (Sachſen), ferner beide Lippe und 
Braunſchweig; nordweftdentiches Stüftenland: die Prov. Hannover erfl. Neg.-Bez. Hildesheim, 
Prov. Scleswig-Holitein, Oldenburg, freie Städte; nordoftdeutiches Binnenland: Die er. 
Brandenburg, Schlefien und Poſen; nordoftdentiches Küftenland: die Prov. Oft: und Weſt— 
preußen und Bommern und beide Medlenburg. 

Auf die Venderungen im Stande der Waldfläche, deren Urjachen einerjeits in 
Aufforjtungen unbejtodter Flächen, andererfeit3 in Ausſtockungen zu ſuchen find, läßt ſich 
ein gewiſſer Schluß aus der Vergleihung der Waldflächen ziehen, welche bei der erften Auf: 
nahme im Jahre 1878 und bei der neuejten Aufnahme im Fahre 1893 feftgeftellt worden 
find. Für den Beitraum diefer 15 Jahre ergiebt fich im deutichen Reich ein Zuwachs an 
Waldfläche von 234 000 ha = 1,7% und ein Abgang an jolcher von 150000 ha = 1,1%, 
jomit ein Mehrbetrag an Flächenzumahs von 84000 ha 0,6% der gejamten Wald- 
fläche. Sodann erjtredte ſich die Statijtif von 1893 zugleich auf eine allerdings nicht 
in jfämtlihen Staaten zur Durchführung gelangte Erhebung über „die Größe der zur Auf— 
forftung geeigneten Flächen von geringeren Weiden und Hutungen, Ded- und Inland“. Aus 
derjelben geht hervor, daß die zur Aufforftung geeignete fläche rund 6 °/ der geſamten Forjt- 
fläche beträgt. 


Es ift nicht ohne Intereffe, die Bezirke kennen zu lernen, in welchen einerjeits ein Flächen- 
zuwachs durch Aufforjtung und andererfeits ein Flächenabgang durch Ausſtockung in größerem 
Maßftabe zu Tage tritt. Der beträdhtlichite Flächenzuwachs entfällt auf Preußen mit rund 
68 000 ha in den Jahren 1878—1893, Am meiften beteiligt find die Provinzen Brandenburg 
und Hannover, in legterer namentlich der Reg.-Bez. Liineburg, jodann die Provinzen Schleswig: 
Holiftein, Pommern und Sachſen; auch Weitpreußen, in welchem früher der Abgang vorwaltend 
war, zeigt jegt einen Zuwachs, Unter den fonftigen Staaten Norddeutichlands find Oldenburg 
und Medlenburg zu nennen. In den Eleineren Staaten Mitteldeutichlands ift der Zuwachs we— 
50) Bgl. Bierteljahrsjchrift zur Statiftif des | ftellung eines Teils der Ergebnijje in dem ftatt- 
deutichen Reichs, Jahrgang 1894, IV, S. 137; ftiihen Jahrbuch für das deutiche Reich, Yahr- 
und 138 und ©. 182-205; ferner die Zujammen- | gang 1895. ©. 14. 
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niger von Belang. In Süddeutſchland zeigt fich eine Waldflähenzunahme in Baden (Bezirke 

Konftanz und Freiburg, alſo ſüdl. Schwarzwald), im württembergiihen Schwarzwaldfreis und 

in den bayrifchen Regierungsbezirten Pfalz und Mittelfranken. — Hiemit ſteht es in lleberein- 

ftimmung , daß in der Ueberſicht über die zur Aufforitung geeigneten Flächen an Weide- und 

Debland die meiften der eben erwähnten Bezirke, insbejondere die preußiihen Provinzen Han- 

nover, Schleswig. Holitein und Weitpreußen voranftchen. — Die Bezirke, in welchen ein Flächen: 

abgang infolge von Ausſtockungen in namhafterem er hervortritt, find folgende. In 

Preußen zeigen in den 15 Jahren 1878—1893 die Provinz Oftpreußen rund 4°/o, die Provinz 

Poſen 2%, die Neg.:-Bez. Minden 2%, Düſſeldorf 3% und Staffel 1,5% Abgang. Der um: 

fafiendfte Abgang vollzog fid) im Kar. Sachſen mit rund 70 der Forſtfläche. Den Höcftbetrag 

in Deutichland zeigt die Streishauptmannichaft Leipzig mit fait 20°; hiernach folgen Dresden 
und Zwidau mit 6%. Unter den fleineren Staaten find zu nennen Sadhjen-Altenburg unb Lippe 
mit je 3%, Braunfhweig mit 1,5%. In Bayern weift der Reg.-Bez. Oberpfalz einen Abgang 

von 2% auf. In Württemberg ift für den Nedarkreis und Donaufreis ein Abgang von je 1” 

verzeichnet. Endlich entfällt auf den Neg.-Bez. Lothringen ein Waldflädenabgang von nahezu 2%. 

$ 51. Die Größe des Waldflähenbetrags, welcher im Durchſchnitt auf den 
Kopf der Bevölkerung entfällt, wird von zwei Faktoren in entgegengejeßter Rich— 
tung beeinflußt, nämlich einerjeit3 von der Höhe der Bewaldungsziffer und andererjeitö von 
der Bevölferungsdichte. Im Durchſchnitt des deutichen Reichs berechnet fich die auf 1 Ein- 
wohner (Bevölterungsjtand von 1890) entfallende Waldfläche zu 0,28 ha. 

Diejelbe Ziffer von 0,28 ha ergiebt fih für Preußen. Auf die öftlihen Provinzen allein 
würden durdichnittlic 0,31 ha, auf die weftlidien 0,23 ha enthalten. Wenn von jenen die Pro— 
vinzen Pommern, Weitpreußen, Oſtpreußen und Poſen ausgeſchieden werden, jo erhöht fich die 
Ziffer auf 0,36 ha, während für die Provinzen Sachſen, Brandenburg mit Berlin und Schlefien 
0,29 ha fid) berechnen. Für die Provinzen Rheinland, Weitfalen und Heflen-Naffau ergiebt fich 
der Betrag von 0,23 ha. Für die Provinzen Hannover und Scleswig:Holitein 0,22 ha, wenn 
aber Oldenburg, Bremen und Hamburg binzugenommen werden, nur nocd 0,18 ha. Unter fämt— 
lichen deutihen Gebietsteilen zeigt das rechtörheiniihe Bayern die höchſte Ziffer mit 
0,47 ha. Es folgen Baden mit 0,35 ha, die Pfalz mit 0,32 ha, die Thüringifchen Staaten mit 
durchichnittlich 0,31 ba, Württemberg und Eljaß-Lothringen mit 0,3 ha und Heffen mit 0,25 ha. 
Die weitaus niedrigfte Ziffer zeigt das dichtbevölferte Kgr. Sachſen mit nur 0,11 ha. 

8 52. Die Frage nad der Verteilung der Waldfläde unter die verjdie- 
denen Beftandesarten umfaßt die Erforjchung des Anteils der hauptjächlichjten Be: 
trieb3arten und der mwichtigften Holzarten. 

Im deutſchen Reid nehmen nad dem Stande von 1893 die im Hochwaldbetrieb be- 
wirtichafteten Waldungen 88,5%, die im Mittel: und Niedermwald behandelten Waldungen 11,5" 
(davon Mittelwald 5,5%, Niederwald 6%, Iegterer inkl. 3,2 Eichenihälwaldbetrieb) der 
Sejamtwaldfläce ein. Bon den Holzarten entfallen 33,5% auf das Laubholz (11,5 % Mittel- 
und Niederwald, 22,5% Hochwald, davon 3,5 % Eichen-, 14,5 % Buchen-, 3% Birken, 
Erlen: und Aſpenhochwald) und 65,5% auf Nadelholz (Wiefer 42%, Fichte und Tanne 22,5%«). 

Auch bezüglich der Bejtandesarten ijt es von bejonderem Anterejje, in welchem Umfange 
diejelben in den verjchiedenen Teilen des deutjchen Reichs vertreten find. Hierüber giebt 
die nachjtehende Ueberſicht Aufſchluß. Derjelben liegt die oben auf Seite 339 bezeichnete 
Einteilung in natürliche Gebietögruppen zu Grunde. 

Verteilung der Waldflähe nad) Bejtandesarten in Prozenten der Gefamtwaldflähe. 
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Die Befigftandsverhältniffe in den Waldungen des deutichen Reichs. $ 53. 341 


Zu der vorftehenben lleberficht find nur wenige Bemerkungen beizufügen. Das Verhältnis der 
Betriebsarten ift durch das entichiedene Vorwalten des Hochwaldbetriebs gekennzeichnet. Nur in 
Südweftdeutichland und im wejtlichen Mitteldeutichland erhebt fich der Anteil des Mittel: und 
Niederwaldbetriebs über "s der Waldfläche ; in der letztgenannten Gebietögruppe ift zugleich der 
Eichenſchälwaldbetrieb am ftärfiten vertreten, In allen übrigen Gebietögruppen geht der Anteil 
des Hochwaldbetriebs nicht unter 90% der Waldfläche herab. In Bezug auf die Verteilung der 
Laub: und Nadelhölzer find es wiederum das ſüdweſtliche Deutichland und ber weſtliche Teil 
Mitteldeutichlands, in weldhen das Laubholz über die Hälfte der Waldfläche einnimmt; im weit: 
lihen Mitteldeutfchland heigt der Anteil der Laubhölzer fogar auf %4 der gejamten Waldfläche 
an. Den llebergang bildet Norbmeitdentichland, woſelbſt das Laubholz und die Kiefer zu nahezu 
leihen Teilen vertreten find. In dem öftlihen Teile Deutichlands dagegen überwiegt das Nabdel- 
—* und zwar iſt im ſüdöſtlichen Deutſchland und im öſtlichen Mitteldeutſchland die Fichte, im 
nordoſtdeutſchen Flachlande dagegen die Kiefer die herrſchende Holzart. 


$ 53. Bon großer Wichtigkeit iſt endlich die Verteilung der Waldfläche nad 
dem Befigftande, nach der Perjönlichkeit der Waldeigentümer. Die großen Unterjchiede 
in dem Anteil der Staatd-, Gemeinde: und Anſtalts-, Genofjenichafts: und Privatforjte an 
der geſamten Waldfläche in den einzelnen Staaten des deutjchen Reichs finden ihre Erflä- 
rung in der verichiedenartigen gejchichtlichen Entwidlung des Staats, Gemeinde: und ge: 
nojjenichaftlichen Forftbefiges. Im Durchſchnitte des deutichen Reichs nehmen die Staats- 
forfte mit Einſchluß der Kronforjte rund 33 %, die Gemeinde- und Stiftungsforfte rund 
17% , die Genofjenichaftsforfte nur 2,3 “0, die Privatforfte aber rund 48 %o der Geſamt— 


fläche ein. 

Der genauen Feititellung und Sonderung nad) dem Befigitande_ftehen mande Schwierigkeiten 
entgegen, insbefondere bezüglich der Freititellung des Anteild der Staatsforfte. Während in der 
Statiftit von 1883 die Staats: und Stronforfte noch zuſammengefaßt wurden, bat die Statiftif 
von 1893 deren Ausscheidung verjucht. Hiernach würden die Staatsforite 30,1% und die Kron— 
forfte 2,8% einnehmen. Dieſe Ziffern begegnen jedocd Bedenken. Zunächſt ift in einzelnen Staaten 
(3. B. Bayern) die Ausscheidung unterblieben, Sodann iſt in verichiedenen Staaten das Eigen: 
tumsrecht an den Domänen zwiichen dem Landesherrn und dem Staat nody nicht definitiv ges 
regelt. In der Neichöftatiftif find die Domanialwaldungen des Großh. Heflen, die als „groß. 
herzogliche Familiengüter* erklärt worden find, deren Ertrag aber in die Staatskaſſe fließt, zu 
den Kronforſten gerechnet; dagegen find in ihr die Domänenwaldungen Badens, bei welchen das: 
felbe Verhältnis wie in Heflen obwaltet, den Staatsforften zugerechnet. Anfechtbar ericheint 
außerdem die Einbeziehung der Gefamtheit der bezüglihen Forften in Mecklenburg-Schwerin 
unter die Kronforiten, während in Wirklichkeit nur ein Bruchteil derfelben die Eigenſchaft von 
„großberzogliden Haushaltsforften“ hat. Auch bei einigen kleineren Staaten erheben fich ähn: 
lihe Zweifel. Im Ganzen dürfte die Angabe des Anteils der Kronforſte mit 2,8% zu hoch ges 
griffen und nach anderweitigen, ebenfalls auf amtlichen Erhebungen beruhenden Mitteilungen auf 
etwa 1,6% zu ermäßigen fein. Eine weitere Schwierigkeit bilden die in der Neichsftatiftif aus: 
geichiedenen „Staatsanteilsforfte*, welche im ungeteilten Eigentum des Staats und von Pri— 
vaten ftehen. Da deren —— unter die Miteigentümer, ſoweit fie nicht ſchon bisher durch— 
geführt worden ift, wohl nur als eine Frage der Zeit ericheint, jo dürfte es behufs Erlangung 
eines flareren Bildes fich empfehlen, diefe Staatsanteilsforfte je zur Hälfte den Staatöforften 
und den Privatforften beizuzäblen, wie dies in der untenftehenden lleberficht geſchehen ift. 

Der im Durchſchnitte des deutichen Neichs 33 0 betragende Anteil der Staatsforſte einſchließ— 
lih der Hronforfte zeigt in den einzelnen Staaten, beziehungsweile Provinzen, erhebliche Unter: 
ichiede. Den beträdhtlichiten Anteil mit über 40% nehmen die Staats: und Kronforſte in den 
Provinzen Oft: und Weftpreußen und Hefjen-Naffau, im Kgr. Sachſen, in den beiden Mecklen— 
burg, in Braunfchweig, in den Thüringiicen und in einigen weiteren Heineren Staaten. Dem 
Durchſchnitte kommen ziemlich nahe die preußischen Provinzen Hannover, Brandenburg, Bons 
mern, Poſen, Sadıien und Scleswig-Holitein, ferner Bayern, Württemberg und Elſaß-Loth— 
ringen; auch der Anteil in Helfen fteht nur wenig unterhalb des Durchſchnitts. Den tiefften 
Stand mit weniger als 20% zeigen Baden und die preufßiichen Provinzen Schlefien, Rheinland 
und Weſtfalen. 

Die oben für die Gemeinde: und Stiftungswaldungen angegebene Ziffer von 
17°/o verteilt fi unter die Gemeindeforiten mit 15,6% und die Stiftungsforften mit 1,3%. Die 
verhältnismäßig niedrige Durchſchnittsziffer für das deutiche Neich erklärt fi) vornehmlich aus der 
geringen Ausdehnung der Gemeinde: und Stiftungsforfte in der überwiegenden Mehrzahl der Pro: 
pinzen Preußens (in den fieben öftlihen und in den Provinzen Schleswig-Holftein, Hannover 
und Weftfalen), jodann in dem rechtsrheinischen Bayern (mit Ausnahme des Reg. Bez. Unter: 
franken), endlih im Kgr. Sachſen und in der Mehrzahl der Heineren Staaten. Dagegen erhebt 
ſich der Anteil der Gemeinde: und Stiftungsforfte über 30% in der preußiſchen Provinz Helfen: 
Naffau, im Großh. Heflen, in der Pfalz, in ei und fogar über 40° in Rheinland 
und den Hohenzollern’shen Landen, in Baden und in Eljaß-Lothringen. 
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An ungeteilten Genofjenfhaftswaldungen 
eringfügige Reſt von 2,3% erhalten. Von einigem 
eſſen⸗ Nafjau, für Braunſchweig und einige der 
gi u angegeben werden; in den übrigen Staaten und Landesteilen erheben fid 


n günftige Strömung früherer Zeiten ift zu er- 
usdehnung der BPrivatwaldungen, welde im 


iſchen Provinzen Hannover, Weitfalen und 
Thüri * 
die ern nicht über 800. 

der Teilung * Genoſſenſchaftswaldu nge 


heblihem Teile die Urſache der beträchtlichen 
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at ſich im deutfchen Neid) leider nur noch der 
elang find die Ziffern, welde für die preu— 


deutichen Neiche die hohe Durchichnittäziffer von 48% erreichen. Noch etwas über diefem Durch— 
chnitte fteht der Anteil der PRrivatforfte in Preußen, Bayern und im Kar. Sachſen, indem die: 


elben bier rund "s der gefamten Waldflähe einnehmen. 
eifen rund ”/s, in Elſaß⸗Lot 
taaten, deren Waldfläche von einigen Belang ift, find 


Privatwaldungen in Württemberg, Baden, 


Für die einzelnen deutſchen 


— * beträgt der Anteil der 
ringen nur "os ber Forſtflãche. 
ie Ziffern 


(auf Vielfache von 0,5% abgerundet) hiernady zufammengeftellt: 
Verteilung der Waldfläche nah dem Befigftand in Prozenten der Gejamtwaldfläce, 
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$ 54. Die Feftftellung der Bewaldungsverhältniffe der übrigen europäifhen Länder 
ift mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten verfnüpft. Größeren Unfpruc auf Zuverläffigkeit 
haben nur die Angaben aus Ländern, in welchen das Ergebnis einer genauen Kataſterver— 
meſſung vorliegt. Zu dem vielfach beftehenden Mangel an einer jolchen gejellt jich alsdann 
die häufig obwaltende Umficherheit über die Abgrenzung der verjchiedenen Kulturarten, ins 
bejondere in den Gebieten, in welchen der Wald umd die Weide fich berühren. Bon zweifel: 
haftem Wert find namentlich die Angaben über die Bewaldungsverhältniffe der Mittelmeer: 
länder, nicht bloß wegen der in einzelnen diefer Länder ftattgehabten Wälderverwüftungen, 
fondern wegen ber dort fich findenden Uebergänge von der Waldformation zu der mehr 


ftrauchartigen ſubtropiſchen „Maquisformation 


“, weshalb häufig Grund zu der Vermutung 


vorhanden ift, daß zahlreiche Flächen, welche den Namen eines Waldes nicht mehr verdienen, 
von der Statiftit in die Waldfläche einbezogen worden find. 


Die Bewaldungsverhältniffe von Oeſterreich-Ungarn. $ 54. 343 


Das Bild, welches die bedeutenderen Länder Europas rüdfichtlidh der Bewaldungsverhält- 
niſſe bieten, ift in großen Zügen folgendes. Die größte Bewaldungsdichte zeigt der Norboften 
Europas, indem in Rußland und Schweden die Bewaldungsziffer "/s der Gejamtfläche über: 
jteigt. Die nächſte Stufe nimmt Defterreich mit rund ’/s ein. Es folgen Ungarn mit '/« bis 
'/s, da3 deutjche Reich mit '/«, Norwegen mit Ys—!/s umd die Schweiz mit "/s. Den Leber: 
gang zu den waldarmen Ländern bilden Frankreich und Belgien mit rund "Ys. Aehnliche 
Biffern (!/s— '/s) weijen die meiften Mittelmeerländer auf, jo Spanien, Italien, Griechenland. 
Die waldärmften Teile Europas find die Küftenländer des atlantischen Oceans, indem die 
Bewaldungsziffer in den Niederlanden (ebenfo in dem nordweftlichen Frankreich) unter '/ıo, in 
Dänemark auf '/s und in Großbritannien und Portugal fogar unter diefen Betrag herabfintt. 

Die Waldflähe Defterreich3 beträgt 9782420 ha = 32,6% der Landesfläche?). Auf 
1 Einwohner entfallen durchjchnittlich 0,4 ha Wald. Die Betriebsarten find in der Weije 
vertreten, daß dem Hochwaldbetrieb 85% und dem Mittel- und Niederwaldbetrieb 15° 
der Waldfläche gewidmet find. Auf das Nadelholz entfallen 70%, auf das Laubholz 30% 
der Waldfläche. Die Verteilung nach dem Beſitzſtand ift folgende. Die in der Verwaltung 
des Aderbauminifteriums ftehenden Staat3- und Fondsforfte °*) umfaſſen 1032094 ha = 
10,6% der gejamten Waldflähe, und zwar Staatsforjte 7,4%, Fondsforſte (Religions-, 
Studien- und Stiftungsforfte) 3,2% der Geſamtwaldfläche. Der Anteil der Gemeindewaldungen 
wird zu 14,9% und derjenige der kirchlichen Anftalten zu 3,8% angegeben. Hiernad ver: 
bleiben für die Privatwaldungen 71% der Gejamtmwaldfläche, in welcher Ziffer 8"/ an Fidei- 
fommißforjten inbegriffen find “). 

Die einzelnen Hronländer °*) weiſen folgende Bewalbungsziffern auf: Steiermark 47,9 %, Krain 
44,4%, Kärnthen 44,2%, Bukowina 43,1 %, Tirol und Vorarlberg 37,9 %, (Tirol 39, Vorarl- 
ber DE 3040 ira 34,4% , Oberöſterreich 34,0%, Schleſien 33,8°%, Salzb =. Far %o, 
Dalmatien 29,7 %, Küftenland 29,8%, Böhmen 29,0 %, Mähren 97,4%, Galizien 25,7 %. Der 
Mittel: und Niederwaldbetrieb ist im Küftenland und in Dalmatien herrichend; auch im Südtirol 
und Galizien find diejer Betriebsart namhafte Flächen gewidmet. In_allen übrigen Kronländern 
iſt der Hochwaldbetrieb weitaus vorwiegend. Die Staatsforſte ſind am ſtärkſten in den Kronländern 
Galizien, —— und Tirol (Nordtirol) vertreten, woran ſich Steiermark, Ober: und Nieberöfter: 
reich, Kärnthen, Krain und Süftenland anreihen; in Böhmen ift nur ein Feiner Reit an Staats» 
forften noch erhalten, während jolhe in Mähren und Schlefien ganz fehlen. Die Fondsforſte find 
mit der bedeutenditen Fläche in der Bukowina, mit ebenfalls nicht umbeträchtlichen Flächen in 
Steiermark_und Oberöfterreich vertreten. Zu bemerken ift, daß der Beftand an Staats- und Fonds: 
gütern in Defterreih im laufenden Jahrhundert durd) un eine jehr bedeutende Einbuße 
erlitten hat. Nocd im Jahre 1855 hatten die Staatsforfte (ohne die Fondsforſte) eine Ausdeh— 
nung von rund 1290500 ba, während fie derzeit nur wenig über die Hälfte diefer Fläche ein⸗ 
nehmen. In dem Zeitraum von 1800 bis 1870 wurde die Fläche von 833572 ha an Staats: 
gütern umd in dem Zeitraum von 1800 bis 1877 die Fläche von 300 371 ha an Fondsgütern, 
ufammen 1133843 ha mit einem Erlös von zufammen 83 241 415 fl. veräußert ®®). Die umfafjend: 
en —— kamen in den Kronländern Galizien, Böhmen und Steiermark vor. Seit dem 
a ig der Staatögüterverwaltung an das Kterbanminifieriun (1872) finden Waldbodenver⸗ 
fäufe — nicht mehr ſtatt; im Gegenteil iſt in den legten Jahren ein Flächenzuwachs ein— 
eireten. Die Gemeindewaldungen find mit über 40 % der Gejamtwaldflähe in Tirol (52 %), 

orarlberg (50), Dalmatien und im Süftenland vertreten. Jm Rahmen von 10—15 °/ egen 
fie fih in der Bulowina und in Böhmen (12%). In den übrigen Kronländern wird die Ziffer 
von 10 % nicht erreicht. 


Ungarn‘) (ohne Kroatien und Stavonien) befiht eine Waldflähe von 7582347 ha 
= 27,1% der Landesfläche. Wird die Waldflähe von Kroatien und Slavonien (Bewaldungs- 
äiffer 36,1°o) hinzugerechnet, jo erhöht fi) die gejamte Waldfläche auf 9114958 ha = 

51) Nach dem ftatiftiichen Jahrbuch des E. f.| 54) Bel. Schindler, Die Forfte der in der 
Aderbauminifteriums für 1890; vgl. Dimitz, Verwaltung des k. f. Aderbauminifteriums ſte— 
—— der Staatd- und Fondegaterverwaltung — ut u. Fondsgüter I. Teil (1885), ©.77. 

1. Jahrg. 1893. ©. 82. 55) Bol. Schindler, Die Forfte der x. 

52) Neueſter a. nah Dimiß, Jehrbuch rt Go Fondsgüter, I. Teil (1885) ©. 59. 
(vgl. Anm. 51) ©. 8 gt Ungariſches ftatiftiiches Jahrbuch für 

3) Bol. —25 jr. = gelamte Forſt⸗ 1990 (1895) und Bedb, a der Wäl- 
weien, Jahrgang 1889. S ‚der des ungarischen Staats (1 


344 XV. Helferid (Graner), Die Foritwirtidaft. 


28,3% der Landesfläche. Die in Ungarn auf 1 Einwohner entfallende Waldfläche beträgt 
0,52 ha. Als Anteile der Beftandesarten werden angegeben 78% Laubholz und 22% Nadel: 
holz. Nach dem Beſitzſtand zerfallen die Waldungen Ungarns in 15° Staatsforfte, 20%: 
Gemeindeforfte, 8’ Waldungen von Kirchengemeinden und öffentlichen Fundationen, 13%. 
Kompofjefforatswaldungen und 44% Privatwaldungen. Für Kroatien und Stavonien wird 
der Anteil der eben bezeichneten Befigfategorien angegeben zu 20, 22,3, 27 und 28%. 

Inerhalb Ungarns find die Bewaldungsziffern erheblich wechjelnd. Es weifen auf: linkes Donau— 
ufer 32, rechtes Donauellfer 19, Douau:Theiß-Beden 8, rechtes Theiß-Ufer 38, linkes Theißellfer 
26, Theih-Maros:Beden 24, Siebenbürgen 41°/e. 

In der Schweiz“) nehmen die Waldungen 822887 ha = 20% der Gejamtfläche ein. 
Wird die Waldflähe nur zur produftiven Fläche in Beziehung gejeßt, fo erhöht fich die 
Ziffer auf 28%. Auf 1 Einwohner entjällt eine durchichnittliche Waldfläche von 0,29 ha. 
Nach dem Beſitzſtand ergeben fich folgende Ziffern: für die (kantonalen) Staatswaldungen 
4°, für die Gemeinde: und Korporationswaldungen 66% und für die Privatwaldungen 
30% der Waldfläce. Hiernady überwiegt der fommunale Waldbeſitz bedeutend. 

Die Verteilung der Waldflähe nah Kantonen iſt erheblich vericieden. In Prozenten der 
Sejamtfläche weiſen auf: über 35 Scaffhaufen und Solothurn; 31—35 Bajelland und Aargau; 
26-30 Zürih, Neuenburg, Obwalden; 21-25 Nidwalden, Waadtland, Bern; 16—20 Yu: 
zern, Tejfin, beide Appenzell, St. Gallen, Thurgau, Glarus, Schwyz, Graubünden, Freiburg, Zug; 
10—15 Wallis, Bajelftadt, Uri, Genf. 

Frankreichs“) Waldfläche beträgt 9455255 ha — 17,6% der Landesflähe. Auf 
1 Einwohner entfallen durchſchnittlich 0,25 ha Wald. Unter den Betriebsarten ift der Hoch— 
waldbetrieb nur untergeordnet vertreten, nämlich mit 30° der gejamten Waldjläche (wor: 
unter 1% Aufforftungsfläcde, boisements recents). Der Mittel- und Niederwaldbetrieb ift 
hiernach mit 70%. der Waldfläche die vorherrichende Betriebsart. Die Verteilung nad) dem 
Beligftande würde auf Grund der Statijtit von 1882 dahin gehen, daß auf die Staatsforſte 
998854 ha = 10,6°%%, auf die Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anjtalten 
2219958 ha = 24,1% und auf die Privatwaldungen 6236403 ha = 65,3% der gelamten 
Waldflähe entfallen würden. Nach neuerer Angabe ®”) (von 1894) dagegen würden jich für 
die Staatsforjte etwas andere Ziffern ergeben und zwar: 892827 ha Waldungen (forets 
proprement dites), 196269 ha ertragsloje Flächen (surfaces improductives, worunter peri- 
meötres de reboisement, zones littorales de la r&gion des dunes, zones d’abri des hantes 
regions montagneuses etc.), jufammen 1089096 ha (surface totale). Die jehr hohe Ziffer, 
welche für die unproduftive Fläche angegeben ift, rührt von der Einbeziehung beträchtlicher 
ertragslojer Flächen, namentlich in den Alpen und in den Pyrenäen, ber. 

Die Bewaldung zeigt in den einzelmen Teilen Frankreichs erhebliche Unterſchiede. Die De: 
partements der Nord und Nordweſtküſte find jehr waldarm, indem hier die Bewaldungsziffer unter 
10 % (in dem Departement der Seine jogar bis auf 2%) herabgeht. Hohe Bewaldungsziffern 
zeigen die Ebenen der Gironde und der Landes, Ariege in den Pyrenäen und Var in den Ser 
alpen, fowie die Departements im Aura, in den Vogeſen und in den Ardennen. Etwa die Hälfte 
der Gejamtzahl der Departements hat über 17°/o, die andere Hälfte unter 17% Wald, Be: 
deutendere Staatäwaldfomplere find die Forſte bei Orleans, Fontainebleau, Chaur (Jura), Com: 
piegne, Nambouillet, Trongais (Allier) ꝛc. Im laufenden Jahrhundert hat die Staatsforſtfläche 
Frankreichs durch Weräußerungen Einbuße erlitten. So wurden in der Neftaurationszeit rund 
164000 ba, während des zweiten Kaiſerreichs 71500 ba veräußert. Die Abtretung Elſaß-Loth— 
ringens führte eine Verminderung der Staatsforftfläche um 143000 ha herbei. Seit 1871 ift nur 
der Abgang von 14650 ha zu Gunften der Familie Orleans zu verzeichnen ). Hinfichtlih der 
Betriebsarten bieten die Staatsforfte Frankreichs ein erheblich anderes Bild, als die Waldungen 
bes ganzen Yandes (vgl. oben), indem in der Staatsforftfläche begriffen find: 51 Yo Hocmwaldungen, 
17 6 in Umwandlung von Mittelwald zu Hochwald befindliche Waldungen, 29% Mittelmaldungen 
57) Bat. Bühl er „Waldbau* in Furrers 59) Statistique des foräts soumises au r&- 

Bollswirtichaftslerifon der Schweiz. 1890. S.371ff. gime forestier, Ministere de l’Agriculture. 1894; 

58) Statistique decennale agricole 1882, pub- vgl. Annuaire statistique (Anın. 58) S.344—351. 
lide en 1887; vgl. Annuaire statistique de la 60) Bgl. Annales forestieres (Revue des eaux 
France, 15 vol., 1892—94, ©. 351. et for&ts). Jahrgang 1888. ©. 228. 
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und 3% Nieberwaldungen. Dagegen zerfallen die Waldungen der Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten, joweit ſolche der Staatsverwaltung unterjtellt find, in 31% Hochwaldungen, 54 %o 
Mittelwaldungen und 15 % Nieberwalbungen ®'), 


Ein ansnehmend großes Waldgebiet enthält das europäiihe Rußland‘). Freilich find 
die Angaben nicht zuverläflig, da nur für einen verhältnismäßig Heinen Teil der Kronforjte 
Vermeffungsergebniffe vorliegen, während im übrigen die Ziffern auf Schäßung beruhen. 
Die Waldjläche des europäiichen Rußlands (außer Finnland und dem Kaukaſus) joll un- 
gefähr 175 Millionen Desjätinen = rund 190 Millionen ha betragen, was einer Bewal: 
dungsziffer von nahezu 40°, entiprechen würde. Es ift aber in dem Werke, welchem dieje 
Angabe entnommen ift®?), bemerkt, daß in der bezüglichen Statiftit zahlreiche Flächen ent- 
halten jeien, welche heute nicht mehr als Wald zu erachten fein dürften. So mag denn Die 
in der Litteratur zumeist fich findende Bewaldungsziffer von 37% der Wirklichkeit näher 
fommen. Auf 1 Einwohner entfallen in Rußland durchichnittlich etwas über 2 ha Wald, 
Dem Befigftand nad) find die Waldungen der Krone weitaus vortwiegend vertreten; fie 
jollen eine Ausdehnung von etwa 123 Millionen Desjätinen = 70% der Gejamtwaldflädhe 
befigen. Untergeordnet ijt der Waldbefig der Gemeinden, welcher nicht ganz 10% erreicht; 
etwas über 20° beträgt der Anteil der Privatforjte an der geſamten Waldfläche. — Für 
dinnland wird eine Waldfläche von rund 20 Millionen ha = 63°] der Landesfläche an: 
gegeben. Auch hier entfallen etwas über 70% auf die Waldungen der Krone. 

Die Bewaldungsverhältniffe der einzelnen Teile des europäiſchen Rußlands find höchſt ungleiche. 
Weitaus die Hauptmafje des Waldes findet fich im nördlichen Rußland, wojelbft 3 Gouvernements 
70% und 5 Gouvernements 65% Wald aufweilen, Es folgen 5 Gouvernements in Zentral: 
Rußland mit durchichnittlich 36 %/o, fodann 14 Gouvernements im Weichjelgebiet einschließlich der 
baltiichen Provinzen mit 25%. In weiteren 14 Goupvernements des jüdlichen Rußlands (jedod 
ausichließlich des Steppengebiets) finft die Bewaldungsziffer auf 15% und in 10 Gouvernements 
des jüdruffiihen Steppengebiets auf 6% herab. 

Shweden*) joll nad dem Stande von 1891 eine Bewaldungsziffer von 44,8%, haben. 
Es wäre dies ein jehr hoher Betrag, wenn in Betracht gezogen wird, daß nur 8°, an be: 
bautem Land vorhanden jein jollen, Undermweitige Angaben lauten niedriger. Der Staats: 
jorjtbejig wird zu 20° der Waldfjläche angegeben. — In Norwegen zerfällt nad) einer 
Statiftif von 1875 die gejamte Landesfläche in 22% Wald, nur 3% bebautes Land und 
75°,, ertragsloje Fläche. Der Anteil der Staatsforfte joll 10% der Waldfläche betragen. 

Zu den waldärmften Ländern gehört Dänemark. Nad einer Statijtif von 1888 be: 
figt dasjelbe eine Waldfläche von 205 789 ha — 5,4% der Landesfläche. Hievon befinden 
iih 49575 ha = 24%% im Eigentum des Staats. 

In den Niederlanden weiſt eine Statiftif von 1888 eine Waldfläche von 226 968 ha 
= 6,9% der Landesfläche nach. Ueber die Befitesverhältnifje liegt feine Angabe vor. 

In Belgien joll nad) der Statiftif von 1880 eine Waldfläcdhe von 489423 ha vorhanden 
fein, was einer Bewaldungsziffer von 16,6% entiprechen würde. Leber den Beligitand fehlen 
genauere Angaben. Die Staat3forfte jcheinen von untergeordnetem Belang zu fein, während 
die Gemeindewaldungen etwa 20% der Waldfläche einnehmen. 

Das nahezu waldärmfte Land ift Großbritannien mitrund 1130000 ha Waldflädhe = 
3,6 9/0 der Landesfläche. Hievon entfallen auf England 4,8, Wales 3,5, Schottland 4,5" und 
auf Irland nur 1,6%. Die Staatsforjte Englands jollen nur etwa 50000 ha umfaſſen. 

Durchaus unzuverläffig find die Angaben über die Bewaldungsverhältniffe Spaniens, 


61) Statistique des for&ts soumises au ré- rückſichtlich der Befipftandsverhältniffe verſchie— 
gime forestier, vgl. Anm, 59. denen in der Litteratur zerjtreuten Mitteilungen, 
62) Vgl. v. Arnold, Rußlands Wald. 1893. | namentlich ſolchen in einzelnen Jahrgängen der 
63) Die Angaben bei den nunmehr folgenden | Annales forestieres (Revue des eaux et foräts) 
Ländern , bei welchen bejondere Quellen nicht entnommen. Weitere Angaben finden ſich bei R. 
namhaft gemacht wurden, find rüdjichtlicy der Be- Weber in ber "2 I des Lorey’ihen Hand- 
waldungsziffern in der Hauptjache dem States- buchs der Forſtw. (1. Bd. ©. 16 und 17), bei 
man’s year-bock for 1894 von Scott Keltie, Endres in H.W. III Abh. „Forften“ ©. 587. 
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Die in der Litteratur fich findende Bewaldungsziffer von 17° ift wegen der Unficherbeit 
in der Ausſcheidung der Kulturarten jedenfall mit Vorficht aufzunehmen. Die einft fehr 
bedeutende Staatsforjtfläche jcheint durch Veräußerung erhebliche Einbußen zu erleiden. 

Ein von Wald beinahe entblößtes Land ift Portugal. Seine Bewaldungzziffer wird 
nur noch zu 2,9% der Landesfläche angegeben, während die ertragsloje aber größtenteils 
der Kultur fähige Fläche zu nicht weniger als 45 °,, der Landesfläche veranichlagt wird. 

In hohem Grade ſchwankend find weiterhin die Angaben über die Bewaldungsverhäftniffe 
Italiens. Nad der neuejten Statiftif joll die Waldfläche 4175000 ha betragen, was 
einer Bewaldungsziffer von 14% entiprechen würde. An Staatöforjten jcheint nur noch 
ein geringer Reſt von nicht ganz 2 °/, der Geſamtwaldfläche vorhanden zu ſein. Dagegen 
jollen die Gemeindewaldungen rund */s der Waldfläche des Landes einnehmen. 

Für Griehenland°*) weiſt eine Statiftit von 1893 eine Waldfläche von 820000 ha 
auf, was einer Bewaldungsziffer von 15,8 °% entipridht. Etwa 80° hiervon jollen fich im 
Staatsforjtbejig befinden. 

Das waldreichſte Land ift Bosnien, wo die Waldungen 45 % der Xandesfläche be- 
deden. Ueber 80 °/, hievon find im Staatsbeſitz. — Dagegen jcheint in Serbien die Ent: 
waldung im Fortjchreiten begriffen zu jein. Die Bewaldungsziffer wird zu 19% und der 
Staatsforjtbefig zu 25 °/, hievon angegeben. — Für Rumänien find die Angaben ſchwankend 
(Bewaldungsziffer 14° ?). — Mit Vorfiht muß jedenfalld auch die für die Türkei fid 
findende Bewaldungsziffer von 22 % aufgenommen werden. 

Es ift verfucht worden, aus den Bewaldungsverhältniffen der einzelnen europäiihen Län- 
der eine mittlere Bewaldungsziffer Europas abzuleiten. Die in der Litteratur fi 
findende Ziffer von rund 30 °,, mag der Wirklichkeit immerhin ziemlich nahe fommen. Als 
Durchichnitt der auf 1 Einwohner entfallenden Waldfläche berechnet fich für ganz Europa 
etiva die Ziffer von I ha. Wird aber Rußland außer Berechnung gelafjen, jo ermäßigt fid 
der Durchſchnitt auf rund O,3 ha. 

Wenn nach Vorftehendem jchon bei zahlreichen Ländern Europas die Angaben über die 
Bewaldungsverhältniffe ſchwankende find, jo ruhen vollends die Angaben über die Bewal- 
dungsziffern der außereurop äifhenLänder*) auf jo unficherer Grundlage, daß deren 
Wiedergabe hier beſſer unterbleibt. 

Bemerkt möge nur werden, daß die größten Stoniferengebiete im pazifiihen Weiten und im Norden 

des nordamerifanifchen Kontinents, fowie in Nordafien und Japan, das wohl bedeutendite Gebict 

an jommergrünen Yaubhölzern im ditlihen Teile der Vereinigten Staaten und die ausgedehnteiten 
tropiichen Waldgebiete mit ihren Vorräten an edeln Hölzern in Zentral» und Südamerifa und 

im indifh-malayiihen Tropenreich ſich finden. 

$ 55. Der Waldflächenftatiftit fteht die Statiftit der Betriebsergebniſſe gegen: 
über. Aus derjelben bietet die Statiftif der Material: und Gelderträge der Waldungen all: 
gemeinered Intereſſe. Hiebei bedarf es einer Beſchränkung auf die Betriebdergebniffe der 
Staatöforjte, da nur von diefen regelmäßige und zuverläffige Beröffentlihungen vorliegen. 
Freilich begegnet auch in diefer Begrenzung die Beſchaffung des ftatiftiichen Materials nicht 
unerheblichen Schwierigkeiten. Solche erflären fich zunächjt aus dem Umſtande, daß in Deutjch 
land die Statiftif der Betrieb3ergebnifje vorerjt noch ganz das Gepräge der Landesſtatiſtik 
trägt und die von den verichiedenen Staatsforftverwaltungen ausgehenden Beröffentlihungen 
nicht auf einheitlicher Grundlage ruhen. Hiezu kommt, daß die Quellen bei den verjchiedenen 
Verwaltungen nicht in gleicher Fülle fließen. 

Zunächſt mögen hier einige Ziffern über den Materialertrag der Staatsforjte 
in den größeren deutſchen Staaten folgen. 

64) Vgl. auch Chloros, Die Waldverhältniffe | niffe der außereuropäiſchen Länder ift verfucht 
Griechenlands. 1884. in dem Werke von Semler „Tropijche und nord» 

65) Eine Skizzierung der Bewaldungsverhält: | amerifaniiche Waldwirtſchaft u. Holzfunde*‘. 1888. 
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Materialertrag der Staatsforfte*) im Durdichnitt der Jahre 1880—89, 


Waldfläche Geſamtertrag an Dab:]| —,. ; Nubbol;: 

Gu Holzzucht und Reisholz Derbholzertrag prozent 
enützte F vom 

Staat it auf zen. pro ha auf een pro ha Derbholz 
in 1000 ha fin 1000 Feitm. Feſtm. Jin 1000 Feſtm. Feſtm. %o 
reußen — 2400 54 | 36 6444 2,7 39 
Bayer 835 3260 3,9 9800 3,4 40 
Sachfen 165 1068 6,5 07 149 78 
Württemberg 185 1047 5,7 847 | 4,6 48 
Baden 88 450 51 356 40 39 
Elſaß-Lothringen 142 620 4,8 475 3,3 45 


Hiernach bewegt ſich in den bedeutenderen deutſchen Staaten der durchichmittlich- Jährliche 
Materialanfall an Derb- und Reisholzmafje im Rahmen von 3,6 und 6,5 Feſtmetern. Der 
Durchſchnitt ftellt fi jedoch, da die beiden größeren Staatsforjtverwaltungen mit niedrigeren 
Ziffern beteiligt find, auf rund 4Feſtmeter pro ha. Hievon entfallen auf die Derbholzmaſſe 
etwas über 3 Fejtmeter. Das Nupholzprozent von der Derbholzmaije bewegt ſich bei der 
Mehrzahl der Staaten zwijchen 40 und 50 %. 

Innerhalb Preußens find die Unterſchiede in den Materialerträgen nach den einzelnen Pro: 
vinzen nicht fehr belangreih. Im Durchſchnitt der 5 Jahre 1885/89 betrug der Materialertrag 
an Derb- und Neisholzmaffe in den preußiichen Staatsforiten im ganzen 3,7 Feſtmeter pro ha 
und in den einzelnen Brovinzen: Oftpreußen 3,4; MWejtpreußen 2,9; Brandenburg 3,5; Ponmern 
3,7; Pofen 3,2; Sclefien 4,7; Sachſen 4,1, Schleswig:Holitein 3,2; Hannover 4,0; Weitfalen 4,2; 
Helfen: Raffau 4,0; Nheinprovinz 4,2 Feſtmeter pro ha. 

In den Staatöforften Frankreichs”) beziffert fich der jährlidhe Materialertrag nadı dem 
Bericht des Aderbauminifteriums von 189 auf 2719805 Feitmeter, was bei einer produftiven 

- Waldflähe von 892827 ha einen Durchſchnittsertrag von 3,05 Feſtmeter pro ba entipricht. Hiebei 
ift nicht außer Acht zu laffen, dafs der Mittelwaldbetrieb einen beträchtlichen Flächenanteil an der 

Zujfammenjegung der franzöfiihen Staatsforfte einnimmt. Die Nutzholzausbeute derjelben beträgt 

35°/ des geſamten Materialertrags. 

Ueber den jährlihen Geldertrag der Staatöforfte in den größeren deutſchen Staaten 
giebt die nachſtehende Tabelle Aufſchluß. 

Geldertragder Staatsforite‘*) im Durhfchnitt der Jahre 1880-89, 





Wald: . i Seldertrag Iei 
= 8 Reinertra 
die, GSeldertrag im Ganyen pro ha n — 
ſ Heſamt⸗ hierunter — Noh: | Rein: [des Roh— 
Staat fläche) Robertrag Holzertran — —— ertrag ertrag| ertra > 
in 1000 hal in Millionen Markt mit 2 Dezimalen Mark %o 
Preußen 2670 | 59,00 | 523,92 31,91 27,08 12%,1 . 10,2 | - 45,8 
Bayern 930 23,88 22,75 | 12,69 | 11,14 25,6 , 123,0 46,7 
Sadjen 172 11,10 | 1080 | 3,65 | 7,45 64,5 43,3 67,1 
Württemberg 192 9,61 9,19 4,41 | 5,20 50,0, 27,1 4,1 
Baden 90 4,41 4,15 1,88 2,53 49,0 28,1 57,4 
Elfaß-Lothringen| 148 54 . 5,01 2,89 | 2355 |380 180 46,9 


Für die einzelnen Provinzen Preußens find die Roh: und Reinerträge im Etatsjahr 1892/93 
in der nachfolgenden Weberficht, welche der Vergleihung halber zugleich die Neinerträge einzelner 
anderer deutſcher Staaten in demielben Jahre enthält, angegeben. 


66) Die Angaben gründen ſich bezüglich Breu- | wurden in Ermanglung von Angaben über die 
ßens auf den 2. Band des Hagen-Donner’ichen wirklichen Ergebnifje die bezüglichen budgetmä— 
Werts über die forftlihen Verhältniſſe Preußens ßigen Voranſchläge in die Ueberficht eingelegt. 
(3. Aufl., 1894) ©. 239 und 248— 247, bezüg- 67) Annuaire statistique de la France ©. 345; 
ih Sachſens, Württembergs, Badens und El- vgl. auch Anm. 59. 
ſaß-Lothringens auf die jährlihen Veröffent- 68) Nah Hagen-Donner, a. a. O. Bd. II 
lichungen im Tharander forſtl. Jahrbuch, den S.319. 325 und den Anm. 66) genannten Quellen. 
forftftatift. Mitteilungen aus Württemberg, der Bei Preußen find als Ausgaben nur die „dau- 
badiichen Domänenmwaldftatiftil und den Beiträgen | ernden Ausgaben” berüdfichtigt. Weitere Ans 
zur Forſtſtatiſtik Elfaß-Lothringens. Bei Bayern gaben bei $Graner, a. a. ©. ©. 501. 
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Roh- und Neinertrag im Etatsjahr 1892—93 ®), 


Nein: |Reinertrag Noh: Rein: |Reinertrag 
Rohertrag rtrag [in en Provinzen Preußens] ertrag ertrag — en 





Provinzen Preußens] -- und Rob: 
pro ba ra andere Staaten pro ha — 
Mm. M. %o m. M. %o 
Oftpreußen 17,9 72 | 405 ſWeſtfalen [343 1148 | 48,0 
Weſtpreußen 16,7 6,1 36,5  IHellen:Naffaı %4 | 7,7 29,1 
Brandenburg 31,9 20,1 63,0 MRheinprovinz 35,6 | 15,3 43,1 
Pommern 275 | 15,9 57,8 Staat Preußen | 267 198 180 
Voſen 18,8 | 10,0 53,0 = Preuß 0 WR; x 
Schlefien 971 | 5 60,7 Kar. Sachſen 65,7. 39,7 60,4 
Sadien 37,0 | 21,6 58,3 Württemberg 59,7 | 34,5 57,8 
Scjleswig:Holitein %1 10,6 40,7 Baden 58,1 | 30,4 52,3 
Hannover 29,9 10,9 36,6 Banern (1891) 39,1 | 15,4 39,4 


Bei der Würdigung der ftarfen Unterſchiede in dem Gelderträgen ift zu berüdfichtigen, das 
bier die verschiedensten Faktoren einwirken. Inter denjelben machen fich befonders geltend bie je: 
weiligen Materialabnugungsfäge, die von der Holzart beeinflußte Nugholzausbeute und die von 
der Gunſt der Abjaglage abhängigen Preisverhältnifje. Um ein richtiges Bild zu erhalten, er: 
icheint es daher geboten, nicht nur die oben mitgeteilten Materialerträge, Sondern aud) die Durd: 
ihnittspreife in Betracht zu ziehen. 

In legterer Hinficht ergeben ſich für die Staatsforſte der in ber Ueberſicht auf S. 47 er⸗ 
wähnten Länder unter Zugrundlegung des gewählten Berechnungszeitraums für 1 Feſtmeter des 

ejamten 4 Dogantans, wobei jämtlihe Holzarten und Sortimente zufammengefaßt find, die durch⸗ 
chnittlihen Werwertungserlöfe: in Preußen 6,2 M. Bayern 6,7 M., Sadien 10,1 M, Würt: 
temberg 88 M., Baden 9,2 M., Elſaß-Lothringen 8,1 M. Dem höheren Stande der Freiie ent: 
ſpricht hiemach im allgemeinen auch der höhere Siand der Reinerträge und umgelehrt. 

Auch bezüglich der Reinerträge liegt eine Vergleichung mit einigen anderen Staaten nahe. 

Bei Defterreich wird die Vergleihbarkeit dadurch erichwert, daß in die Statiftif über bie 
Neinerträge der Staats: und Fondsforſte aud die landwirticaftlicen Betriebe einbezogen find. 
Der Neinertrag der Staatö- und Fondsgüter fteht übrigens auf niederer Stufe. Er iſt pro 1ba 
produftiver Fläche angegeben im Durchſchnitt der Jahre 1873/82 und 1883/86: für die Staats— 
forfte zu 1,62 fl. und zu 1,78 fl.; für die Fondsforſte zu 1,41 fl. und 1,84 fl. '°) 

Ueber die Einnahmen aus den Staatöforften Frantreide und die Ausgaben, wobei der 
außerordentliche Aufwand für die Aufforftungen im Hocgebirge und für die Befeitigung der 
Dünen in Abzug gebracht ift, fowie über den hieraus ſich berechnenden Nohertrag und Neinertrag 
für 1 ha giebt die nachſtehende eberficht "’) Aufſchluß: 





©. 


8 





aufiha 
Nohertra Nusgaben Neinertra — 1 ce 
Jahr — mrertrac nohertrag Reinertraoſlohertrag Neinertrag 
in Millionen Frks. mit 2 Dezimalen in Frts. in Mark 
1880 38,10 11,76 4 | 27 29,5 2 | 86 
1584 35,09 13,56 | 21, 53 39,3 | 24, —1 31,4 19,3 
1888 28,84 12,14 16,70 32,3 | 18,7 23585 ı 150 
1892 30 | 12,62 | 17,58 316 | 178 25,3 13,8 


Der dem Geldertrag von 1892 gegenüberſtehende Durchſchnittspreis berechnet ſich bei einem H 
erlös von 26 153 200 Fr. und einem Materialanfall von 2719800 Feſtmetern "*) zu 9,6 Fr. *7. 7 
Bei den übrigen Staaten fehlt es zumeist an zuperläffigen Angaben über den Gelbertrag der Forite. 


69) Nah Hagen-PDonner, a. a. O. Bd. IIIS. 223, 1891 ©. 67 und 1892 €. 74. In dem 
332. Annuaire statistique (vgl. Anm. 59) ©. "352 if 
70) Bol. Schindler, Die Forſte der in der | die Einnahme aus den Staatsforften für 1892 
erwaltung ꝛc. ftehenden Staats- und Fonds- zu 28143 092 Frla. und diejenige für 1898 zu 


güter, 11. Zeil (1889) ©. 566 und 567. 27455530 Frks. angegeben. 


71) gl. Annales forestivres Jahrg. 1888| 72) Xgl. Annuaire statistique ©. 345. 


XVIII. 


Jagd. 


I. Jagdbetrieb. 


H. F. dv. Flemming, Der vollfommene teutiche Jäger und Fiſcher. 1719, G. W. Döbel, 
Neu eröffnete Sägerpraftita. 1746. J. J. Bühting, Kurzer Entwurf der Zägerei. 1756. Mellin, 
Verſuch einer Anweifung 2c. 1779, P. E. Jeſter, Die Heine Jagd. 1797, Wildungen, Waib- 
manns Feierabende. 1815—21. Dietrih aus dem Winkell, Handbud für Jäger ꝛc. 1805. 
G. 2. Hartig, Lehrbuch für Jäger. 1819. Derf., Lexikon für Jäger und ——— 1836. 
Train, Waidmanns neue Praftifa. 1838, C. L. Diezel, Erfahrungen aus dem Gebiete der 
Niederjagd. 1848. Ziegler, Die Jagd auf Federwild. 4. Aufl. 1872, v. Kobell, Wildanger. 
1859. v. Rieſenthal, Das Waidwerk. 1880. Grunert, Jagbdlehre. 1880, v. Dombrowsti, 
Lehr= und Handbuch für Berufsjäger. 1884. Corneli, Die Jagd und ihre Wandlungen. 1884. 
v. Dombromsti, Das Jagdrevier. 1890, Hrichler, Der Jagdhund. 189%. Grashey, . 
tiſches —— für Jäger. 1896. — Forſtliche und jagdliche Zeitſchriften, z. B. Waid- 
mann, Illuſtrirte Jagdzeitung, Der deutſche Jäger, Wild und Hund, Oeſterreichiſche Jagdzeitung ꝛc. 


81. Begriff und Umfang der Jagd. Die Jagd im weiteſten Sinne umfaßt ſämt— 
liche Maßnahmen, welche darauf abzielen, das Wild, d. h. die Jagdtiere nußbar zu machen; 
unter Jagd im engeren Sinne verjteht man die Verfolgung, den Fang und die Erlegung 
des Wildes. Jagdwirtichaft ift der wirtichaftliche Betrieb der Jagd. Die Jagdtiere zerfallen 
in nußgbare und jhädliche. Nugbar wird alles Wild genannt, defjen Fleisch (Wildpret) ge- 
nofjen wird; ſchädlich im Sinne der Jagd heißt alles Wild, welches nußbare Fagdtiere ver: 
folgt, d.i. das jog. Raubzeug. 

Was zu denyagdtieren zu zählen jei, ift durch Gejeß geregelt; die hierdurd; gegebene 
Abgrenzung des Gebietes der Jagd ift zwar nicht in allen Yändern die gleiche, jedoch zu- 
meift nur in Hinficht auf eine Anzahl kleinerer Tiere, namentlich einige Vögel verjchieden, 
welche (wie z. B. Drofjelarten) je nad) ihrer örtlich und zeitlich wechjelnden Bedeutung für 
die Landwirtichaft bald der Yagd gänzlich entzogen, bald bderjelben vollftändig oder 
zu bejtimmten Zeiten preisgegeben find. Die Jagdtiere werden überdies unterjchieden in 
Haarmwild (Säugetiere) und Federwild (Bügel), in edles und unedles Wild und in 
Tiere der hohen und niederen Jagd. 


Die —— in edles und unedles (hie und da auch halbedles) Wild iſt hergeleitet 
aus der Natur der Tiere, ihrer Lebensweiſe, ohne daß eine ſcharfe Definierung möglich wäre. 
Es wird aber Niemandem auffallen, daß z. B. der Hirſch edel, der Wolf unedel oder der Auer: 
hahn edel, Waldfaug und Krähe unedel genannt werden. Für die Scheidung in hohe und 
niedere Jagd ilt der Grund in der hiftoriihen Entwidelung des Jagdweſens zu fuchen. Die 
Tiere der hohen Jagd find diejenigen, deren Verfolgung fich die hohen Herren vorbehalten hatten, 
während fie die Erlegung der übrigen (niederen) Jagdtiere Anderen überließen, 

Die hauptiählichiten Jagdtiere Europas find: 

1. Hohe Jagd: 1. Haarmild: a. edel: Eldwild, Edelwild (Rotwild), Damwild, Reh— 
wild (gehört an vielen Orten zur Niederjagd), Gemswild; b. hHalbedel: Bär und Wildichwein 
Schwarzwild); c. unedel: Luchs und Wolf. 2, Federwild: a, edel: Schwan, Trappe, 
Kranich, Brachvogel, Waldhühner (Auerwild, Birkwild, Hajelwild), Fajan; b. unedel: Adler, 
Uhu, die jog. ächten Falten. 
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2. Niederjagd: 1. Haarwilb: a. edel: Neh (nicht überall, fiche oben), Haie, Kaninchen, 
Biber; b. unedel: Dachs, Fuchs, Wildfage, Otter, Marderarten. 2. Federwild: a. edel: 
Nebhuhn, Wachtel, Schnepfenarten, Kiebig, Reiher, Gänſe, Enten, Möven; b, unedel: Weiben. 
Buflarde, Eulen (exkl. Uhu), Naben zc. 

Wo nod eine Mitteljagd unterfchieden wird, rechnet man zu berfelben gewöhnlich das Reh— 
und Schwarzwild, Wolf, Birk: und Hajelwild, Brachvogel. 

Anderwärtg, bejonders in nordiſchen Ländern, in Sibirien, Alaska, Kanada zc. treten noch 
eine große Anzahl wertvoller Tiere als Objekte der Jagd hinzu, jo namentlich viele Waflervögel, 
jodann Belztiere, wie Robben, Bären, Zobel, Eichhörnchen u. a. m. (fiehe II, $ 10, Jagderträge). 
Das erlegte Wild gehört, joweit es im Walde erbeutet wird, zu den jog. forjtlichen 

Nebennugungen, und injofern bildet die Jagd einen Teil der Forjtbenugung; der Jagd 
funde oder Jagdwirtſchaftslehre ift damit ihre Stelle im Syſtem der Forſtwiſſenſchaft zu: 
gewiejen, die Forjtbenugung gehört in das Gebiet der forjtlichen Produktionslehre. 

$2. Der Jagdwirtſchaftsbetrieb fann — wenn man von der mit dem Prinzip 
der Wirtichaftlichkeit eigentlich) unvereinbarlichen, völlig freien Jagdausübung abfieht — er: 
folgen durch Selbjtverwaltung oder durch Verpachtung. Nachdem bezüglich des kleineren 
Grumdbejiges die Frage wenigjtens für eine Reihe von Staaten, wie Deutichland und Deiter 
reich, durch Geſetz geregelt ericheint, it die Erwägung der Gründe für und gegen die eine 
oder die andere jener Bewirtichaftungsformen nur nod) für die Befiger größerer zuſammen— 
hängender Grundjtüde von Bedeutung. 

Für die Selbjtverwaltung ſprechen: das in der Jagdausübung dem Beliger bezw. 
deſſen Wirtjchafter ertvachjende Vergnügen; das Freihalten jeines Grundbefiges von fremden 
Elementen; die Vermeidung der Jagdausübung durch Leute, deren Bermögensjtand und 
Berufsansübung dadurd gefährdet würde ; die beſſere Garantie einer pfleglichen Behandlung 
des Wildes; im Walde insbejondere die weitergehende Schonung der Kulturen. Gegen 
diejelbe laſſen fih anführen: der Entgang hoher Bachterlöfe; die Behinderung vieler Ber 
jonen an der Jagdausübung, welden diejelbe Nutzen brächte (als Erholung für Geijt und 
Körper 2c.); die Anzucht übermäßiger Wildjtände. 

Die Entſcheidung läßt fich nicht allgemein treffen. Meijtens wird wohl durd die Ber 
pachtung die höhere Einnahme erzielt; doc) könnten auch ſolche Fälle namhaft gemacht werden 
(3.B. aus abgejchloffenen, verfehrsarmen Waldgebieten), in welchen bei der öffentlichen Wer 
pachtung jo niedrige Angebote erfolgt find, daß die Selbjtverwaltung unbedingt auch in 
finanzieller Hinficht den Vorzug verdient. Immerhin find dies Ausnahmen, und namentlich 
werden in der Nähe größerer Refidenz:, Handels-, Fabrik: und Garnijonftädte — (3. 8. 
Main: Rheinebene: Konkurrenz auf engjtem Raume von Frankfurt, Mainz, Wiesbaden, Offen: 
bad, Hanau, Darmjtadt, Worms, Mannheim, Heidelberg) — oft Bachtpreije erzielt, welche 
die Selbjtverwaltung unzweifelhaft ald Verluftwirtichaft erjcheinen laſſen. 

Ein bejonderes Intereſſe bietet die Frage für den Staat hinfichtlich der Jagd in den Staats: 
waldungen. Hier find drei Wege offen: entweder Selbftverwaltung (auf Rehnung 
der Staatskaſſe) oder Verpachtung, leßtere entweder an das Forſtper ſonal (Revier 
verwalter und Forjtmeijter) oder unter völlig freierK®onfurrenz aller Jagdliebhaber. 
Thatjächlich findet fich jede diefer drei Nutzungsarten. In Baden und Heffen, zum Teil auch 
in Bayern und Elſaß-Lothringen, wird die Jagd in den Staatdwaldungen durch öffentliches 
Ausgebot verpachtet; in Preußen ift die Selbftverwaltung der Jagd im Staatswald hin— 
fichtlich der hohen und Mittel-Jagd, die Verpachtung an den Oberförſter hinfichtlidh der 
niederen Jagd Regel; in Sachſen gilt die Verpachtung der Jagd in den Staatsforſten 
an die Nevierverwalter ald Regel, während man in Württemberg neuejtens allgemein zur 
Selbjtverwaltung der Staatsjagden übergeht. Wo die Verpachtung durch öffentliches Aus- 
gebot üblich ift, emtjcheidet für diefes Verfahren der hohe Pachtbetrag. Das Forftperjonal 
iſt dann von der Pachtung entweder durch Verordnung (wenigſtens im eigenen Verwaltungs— 
bezirt) oder, wenn nicht, doch häufig thatſächlich dadurch ausgeichlojien, daß es die Kon: 
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furrenz mit reihen Jagdliebhabern oder größeren Jagdgejellichaften nicht aufnehmen kann. 
Ein Uebergang zu dem Modus der Selbjtverwaltung oder der Vergebung an das Forſt— 
perjonal wäre in den betreffenden Ländern, bejonders da die Mitwirkung der Landftände 
erforderlich jein würde, wohl nicht zu erreichen. Aber wir möchten es im großen und ganzen 
für durchaus angemefien halten, daß die Jagdansübung im Staatswald in die 
Hände des Forſtperſonals gelegt ift, weil dadurch bei dem Forjtbeamten unzweifelhaft 
die Freudigkeit am Beruf überhaupt und auch fein Anjehen bei der Bevölterung erhöht, dem 
auf dem Lande wohnenden Beamten Erjag geboten wird für die Entbehrung ftädtiicher Ge- 
nüfjfe, teil derjelbe häufiger auch an Orte kommt, an welche ihn der Forſtdienſt nicht 
führt, fi) an Anftrengungen gewöhnt, und die Intenſität des Forjtichuges jedenfalls 
gefteigert wird. Der durch dies alles gebotene Erſatz für höhere bare Einnahmen aus der 
Jagd jcheint uns volljtändig genügend, zumal die teilweife ganz unfinnig hohen Jagdpachte 
und der mit der Jagdausübung durch entfernter Wohnende außerdem verbundene Aufwand 
keineswegs immer einen gejunden Zuftand bedeuten, vielmehr ſchon manche jonft fichere Exi— 
jtenz vernichtet haben. 

$3. Ein Blid auf die geſchichtliche Entwidelung') der Jagd zeigt die Gegenwart 
im Bergleich zur Vergangenheit vielfach in trübem Lichte, jofern die Jagd in ihrer heutigen 
Geftalt, ſowohl was Wildreihtum, als auch was den Yagdbetrieb anlangt, nur noch ein 
Schatten deſſen ift, was fie bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts war. Bon Alters ber 
ift fie die Lieblingsbeihäftigung in&bejondere der Germanen gewejen. Cäſar und Tacitus 
berichten über deutiches Jagdweſen der älteften Zeit. An der Nagd beteiligten fich in ber 
hriftlichen Zeit neben den weltlichen Herren bald auch die Geiftlichen und zwar in einem 
Maße, dab denielben jchon 517 das Halten und Abrichten von Beizvögeln und Hunden 
unterjagt werden mußte. 

Die älteften Jagdmethoden waren das Beichleichen des Wildes, gejelliges Jagen mit Hilfe 
von Hunden, Anwendung von Fanggruben und Fanggärten. Als Waffe dienten Wurfipieh, 
Speer, Streitart und Sar; Bogen und Pfeil, jowie Jagdnege jcheinen die Germanen erjt 
durch die Völkerwanderung fennen gelernt zu haben. In den aus dem 6. Jahrhundert ſtam— 
menden ältejten Gejeßbüchern der Bayern, Alemanen und Franken wird dann die Armbruft 
und der Jagdfalke erwähnt. Schon unter den Sarolingern gab es Oberfalfenmeifter und 
DOberjägermeijter; zur Zeit der Hohenftaufen blühte die Jagd mit Beizuögeln (Friedrichs 
des zweiten Schrift über die Falfenjagd); Netze famen im 12. Jahrhundert allgemeiner in 
Gebrauch, anfangs nur als Fangnege, bis im 17. Jahrhundert ſich durdy deren erweiterte 
Anwendung die jog. eingejtellten Jagen, bei melden große Wildmafjen in engem, 
durch Nee und Tücher umgrenztem Raume zufammengedrängt wurden, zur höchiten Blüte 
entwidelten. Die Barforcejagd, d. h. das Hetzen des Wildes durch berittene Jäger mit 
einer Meute von Hunden, ift urjprünglich franzöſiſch. Ein weſentlicher Umſchwung des Jagd— 
betriebs hat fich natürlich durd Einführung der Schießgewehre vollzogen (1640 das 
franzöſiſche Batterieſchloß an Stelle des Nürnberger Radichlofjes von 1517, dann 1807 Er: 
findung des Perkuſſionsſchloſſes; von da ab jehr gefteigerte Schußfertigkeit. Jetzt find durch— 
weg Hinterlader im Gebraud. Im Anfang des 18. Jahrhunderts, begann meiftenorts ſchon 
der z. der großen eingeftellten Jagen’). Gründe dafür find u. a. der durd) die ver- 


1) v. — —2 — im Dickicht der Forft- Sagdweien in Württemberg unter den Herzögen. 
und Zagdgeichichte. 1869. Bernhardt, Geſchichte 1876. 

des Waldeigenthums 2c. 1872, 1874, 1875. Roth, 2) Welcher Aufwand bei den großen Luxus⸗ 
Geſchichte des Forft- und Fagdweiens in Deutjch- jagden früherer Zeit ftattfand, und mit welchem 
land. 1879. Heß, Lebensbilder ıc. 1885. Schwap- Wildreihtum man einft rechnen fonnte, mag 
pach, Grundriß der Forſt- und Jagdgeſchichte. durch ein einziges Beiſpiel dargethan werden: 
1888. Derſ., Handbuch der Forſt- und Jagd- Zu einem Feſt-Jagen, welches am 19. Februar 
geſchichte. 1885 und 1888. v. Wagner, Das 1763 am Geburtstage des Herzogs Karl Eugen 
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größerten ſtehenden Heere geforderte Aufwand, intenfiverer Aderbau, Hebung der Forft- 
wirtjchaft, verminderte Waldfläche und Wildmenge, Ablöjung der unentgeltlichen Jagddienſte ıc. 
Die Jagd ging allmählich in die Hände des aus dem Fägerftande erwachienen Forftbeamten- 
ftandes über, die Forjtbeamten wurden Verwalter der Wildbahn. Die VBerjchlechterung der 
Wildbahn im Freien führte zur Anlegung von Parks und Tiergärten. 

Allen anderen Yägern (Barforcejäger, Falkoniere, Fafanenjäger) jtand voran der hirſch— 
gerechte deutſche Jäger, deſſen Hauptaufgabe in der Leithundsarbeit und der Herrichtung 
der eingejtellten Jagen bejtand. Der bejondere Jägerftand früherer Zeit hatte auch jeine 
bejonderen Jägerbräuche, welche bis auf jchwache Hefte alle verichwunden find. Selbft 
die in der Mehrzahl ihrer Bezeichnungen überaus treffende Weidmannsiprache ) iſt den 
meisten Jägern unjerer Tage leider nicht mehr geläufig. 

8 4. Der Jagdbetrieb, welcher in rationeller Weife nur auf Grund genauer Kenntnis 
des Wildes *) ausgeübt werden kann, zerfällt in Wildhege (Wildzucht und Wildſchutz) und 
eigentliche Wildjagd. 

Aufgabe der Wildzucht ift, in einem Jagdgebiete, unter Anpafjung an die gegebenen 
Verhältniſſe, gewiſſe Jagdtiere in einer für den Jagdbeſitzer möglichft vorteilhaften Menge 
an: umd nachzuziehen. Man unterjcheidet Wildzucht im Freien und im Tiergarten. 

Liegt es auch im Intereſſe des Jagdausübenden (ſowohl in Rüdficht auf das Vergnügen, 
al3 auf den Ertrag), über einen möglichjt hohen Wildftand zu verfügen, jo find doc in 
freier Wildbahn der Vermehrung desjelben infolge der Schädlichkeit vieler Jagdtiere 
beftimmte Grenzen gezogen, welche nicht überjchritten werden dürfen. Underenfalls erhebt 
das Geſetz Einſpruch. Die wejentlichjten Gefichtspuntte, von welchen die zuläffige Wildmenge 
abhängig ift, find in $ 7 erörtert. Allgemein erftredt jich die Wildzucht nur auf nugbares 
Wild; fie erfordert ein der Natur des Wildes angemefjenes Areal, Fütterung im Winter, 
Schugmaßregeln bejonders während der Setz- und Brütezeit, ſowie demnächſt jchonende (waid- 
männijche) Behandlung bei der Jagdausübung. 

Tiergärten werden dann nötig, wenn gewiſſe Wildarten (Schwarzwild, Rot: und Dam- 
wild) im Freien nicht oder nur in ganz bejchräntter Zahl erhalten werden dürfen. Sie find 
teuer in der Anlage wegen der Umfriedigung und fonjtigen Herftellungen (Salzleden, Futter: 
raufen, Futterſcheunen, Bürihhäuschen, Jagdkanzeln 2c.), ſowie beſonders dadurd, daf die 
ſtarke Bejegung mit Wild eine pfleglihe Waldwirtichaft verhindert; die mannigfache Be- 
hinderung rationellen Wirtjchaftsbetriebs in (Abficht auf Anbau der rentabeljten Holzarten, 
pfleglichite Beitandesbehandlung), die Zumwachsverlufte am Holz find (neben dem Aufwand 
für Aufficht, Ausbefjerung des Zaunes, Fütterung 2c.) unter die laufenden Koften zu rechnen. 


von Württemberg bei Degerlod) abgehalten wurde, 
waren zufammengebracht worden: 121 jagdbare 
Hiriche, 30 Damböde, 150 Rehböcke, 330 Wild- 


ſchweine, 36 Dächſe, 270 Füchſe, 3002 Haien, | 


2 Gemien, 2 Wölfe, 2 Lucie, 197 Falanen, 530 
Feldhühner, 209 Wildenten, 400 Wildtauben, 


zufammen 5281 Stüd Wild. Bereits im Dftober 


1762 wurde mit den Vorbereitungen, als Her— 
ftellung künſtlicher Teiche, Errichtung der Schieß— 
pavillons, Wildlammern, Tribünen 2c. begonnen. 
Der Transport des benötigten Holzes koftete all- 
ein 6735 Gulden, Zum Beitreiben des Wildes 


waren Treiber bis aus der Biberacher Gegend | 


her für mehrere Wochen aufgeboten. Beim Feſte 


jelbft war ein Bataillon Soldaten und eine Menge | 


von ca. 15000 Zuſchauern anweſend. 
Kamen ſolch' großartige Brunfjagden auch nicht 
allzu häufig vor, jo waren doch jchon die ein- 


geftellten Jagen Feineren Umfangs eine Ueber» 
treibung, deren Folgen nicht ausbleiben fonnten 
‚und ſich im geeignetem Moment ala eine tief- 
gehende Erbitterung auch gegen ein vernünftig 
 betriebenes Jagdweſen äußerten. 

3) Bergl. die Nagbwörterbücher, 3. B. von 
Großtopf, Heppe, ©. 2. Hartig. 

4) Altum, Forftzoologie. 1. u. 2. Bd. 2. U 
1880. v. Meyerint, Naturgeichichte des Wil 
des. 1876, Zahlreiche Monographien, 3. B. Wurm, 
Das Auerwild. 1874. 2.9. 1885. Hoffmann, 
Die Schnepfe. 1887. v. Riejenthal, Die 
Naubvögel Deutichlands. 1876—78, v. Dom- 
bromstfi, Das Neh. 1887. Derſ, Der Fude. 
1883. Derſ., Dad Edelmwild. 1877. von 
‚dem Boſch, Spuren. und Fährtenkunde. 1886. 
shaft Drnithologiiches Taſchenbuch. 2, Ausg. 
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Jedenfalls ift der Ertrag eines Tiergartens niemals groß genug, um alle Ausgaben und 
Berlufte zu erjeßen °). 

Unter gewöhnlichen Verhältniſſen bejchränkt ficd daher die Wildzucht auf diejenigen Vor- 
fehrungen, welche die Erhaltung bezw. Erhöhung des Wildjtandes in freier Wildbahn be- 
zweden. Bejegen eines Nevierd mit Faſanen ift unter Umftänden (günftiges Klima, Ber- 
tilgung des Raubszeugs) lohnend. 

85. Die Wildzucht kann aber ihren Zweck nur erreichen, wenn fie wirkſam unterjtüßt 
wird dur den Wild- und Jagdſchutz. Erfterer umfaßt die Gejamtheit aller Maß— 
regeln, welche der Fagdberechtigte zur Abwendung der jeinem Wildjtand nachteiligen Ein- 
wirfungen ergreift; der Jagdſchutz bezieht fich außerdem auf die Sicherheitsmaßregeln für 
alle ind Gebiet der Jagd gehörigen Anordnungen und Anftalten. E& handelt ſich beim 
Wildſchutz um den Schuß gegen Menjchen, gegen Tiere, gegen die anorganijche Natur, gegen 
Nahrungsmangel und Krankheit. 

Gegen den Menſchen (Jagdfrevel und Yagbpolizeivergehen) ſchützt zunächſt das Ge— 
jeb. Dem einzelnen Jagdberechtigten liegt in diejer Hinficht nur eine genaue Grenzbezeid)- 
nung, gute Snftandhaltung der jagdlichen Einrichtungen, möglichjte Ordnung des ganzen 
jagdlichen Betriebs, ſowie fleißige Aufficht durch eigenes Fagdichugperjonal ob; eventuell 
kann er durch Belohnung an die amtlich) bejtellten Forjtichugdiener deren Eifer in Verfolgung 
von Jagdfreveln anjpornen. In diefer Richtung entfalten in neuefter Zeit die Jagdſchutz— 
vereine, namentlich der allgemeine deutjche Jagdichugverein, zu welchem fich eine große An- 
zahl von Jägern aus allen Ländern Deutjchlands verbunden haben, eine jehr erjprießliche 
Thätigkeit (in 1895 im ganzen 10168 Mitglieder). 

Im übrigen ift jede unweidmännijhe Behandlung der Jagd jeitens der Jagd- 
ausübenden zu vermeiden, aljo namentlich Beunruhigung des Wildes in der Schonzeit, über: 
mäßiger Abjchuß bejonders weiblichen Wildes, Jagen zu Zeiten, in welchen das Wild noch 
nicht jeinen höchſten Gebrauchswert hat, Häufige lärmende Jagden, zu weites Schießen, wo— 
durch viel Wild nur angejchoffen wird und danach kümmert oder eingeht, ohne nugbar zu 
werben. Ferner ift dem angejchofjenen Wilde jorgfältig nachzufuchen, damit es nicht in Ver— 
luſt gerät, und dadurch der Ertrag der Jagd zwecklos gejchmälert wird. Eine Berfäumnis 
in diefer Richtung muß überdies, ebenjo wie zu weites Schießen, als eine durch nichts ge- 
rechtfertigte Tierquälerei bezeichnet werden. 

Der Schup gegen Tiere konzentriert fich in der Hauptſache auf Vertilgung des Raub- 
jeuges, wobei fi) die Gewährung hoher Schuß: und Fangprämien befonders wirkſam erweiit. 

Nahrungsmangel fritt oft im Winter ein; die gegen denjelben erforderlichen Vor— 
fehrungen find zeitig zu treffen, und die Fütterung ift zu beginnen, bevor fich großer Mangel 
eingeftellt hat. Nach den Futterplägen find bei lang andauerndem hohem Schnee dem Wilde 
ichneefreie Bahnen herzuftellen; dem Federwild, wie insbejondere den Rebhühnern und Fa— 
janen, ift durch Remijen (d.h. Heden, Gebüjche), ausgelegtes Reifig 2c. gegen Raubvögel 
Dedung zu verichaffen. 

$ 6. Die eigentliche Jagd bezwedt die Erbeutung des Wildes unter richtiger An- 
wendung erlaubter geeigneter Mittel. Mit vollem Recht ift der Jäger vielenorts in der 
Wahl jeiner Jagdmethoden bejchränft, indem ihm dad Fangen nugbaren Wildes 
mit Fallen aller Art im allgemeinen verboten ift, und namentlich das Schlingenftellen mit 
Strafe bedroht wird. Der Grund hierfür liegt vorab darin, daß jonft Wild ohne Rück— 
ficht auf Alter und Gejchlecht erlegt wird, daß ferner das Wild duch manche Fallen (Schlingen 
inäbejondere) in bedauerlicher Weije gemartert umd nicht jelten das Wildpret zum Genuß 
unbrauchbar, ja gejundheitsjchädlich wird, ſowie, daß überdies der Jagdſchutz bedenklich er- 





5) Bergl. die gegenteilige Anfiht in Dombrowski's „Wildparl“. 1885. 
Handbuch d. Polit. Defonomie. II, 1. 4. Aufl, 23 
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ſchwert würde, wenn nicht beſtimmte Fangmethoden unterſagt wären. Ausgenommen find 
gewiſſe Arten von Federwild (Schnepfen, Krametsvögel u. a.), ſowie Schwarzwild und Raub— 
zeug, für welch letztere ja auch wegen ihrer überwiegenden Schädlichkeit feine Schonzeit beſteht. 

Zur Ausübung der Jagd bedient fich der Jäger einer Reihe von Gerätihaften um 
außerdem der Hilfe von Tieren, in erjter Linie der Jagdhunde (Schweißhund, Hühner- 
hund, Dächſel, Brade, Otterhund 2c.), jodann einiger Vögel (Beizvögel, Uhu, Lodvögel) 
und des Frettchens. Als Jagdgeräte find zu bezeichnen die Gewehre und jonjtigen 
Jagdwaffen nebit allem Zubehör, Fangapparate, Jagdzeug (zum Abftellen beftimmter Diftrifte,, 
Lodinjtrumente, Pürſchwagen, Wildlarren ꝛc. Es ift Aufgabe der jog. Jagdtechnologie, den 
Jäger über die Beihaffung und Erhaltung aller diejer Hilfen zu belehren. 


Ein guter Hund ift der unentbehrliche Genofje des Jägers, von ihm hängt der Erfolg der 
Jagd oft in eriter Linie ab, und es verdient daher alle Anerkennung, daß in neueſter Zeit Ver: 
eine, wie 3.8. der Berein zur Züchtung reiner Jagdhunde-Raſſen für Württemberg, fich die An- 
und Nachzucht guten Hundematerials zur Aufgabe gemacht haben. Ihren Zwed juchen fie teils 
durd; Befanntgebung bewährter Zucthunde, teild durch Ausftellungen, Prüfungen im Terrain, 
Prämiterung 2c. zu erreihen; das Streben ift vor allem darauf gerichtet, von den altbemwährten 
deutihen Hunderafien wieder eine größere Zahl tüchtiger, reiner Exemplare zu beihaffen. Man 
hat ſchon gute Erfolge zu verzeichnen. 

Neben dem Hunde ift für den Jäger ein gutes Gewehr das Haupterfordernis *). Wie zu 
Anfang unferes Jahrhunderts durd die Perkuffionsgewehre das Feuerſchloß vollſtändig verdrängt 
worden ift, jo haben jeit etwa 30 Jahren jene wiederum den Hinterladern verſchiedenſter Kon- 
ftruftion weichen müffen. Die einzelnen Syſteme (Lefaucheux, Yanfafter 2c,) ftreiten fich nocd um 
die ——— fortwährend werden neue Erfindungen auf den Markt geworfen. Thatſächlich bat 
die Jagd im ganzen durch die raſch zu ladenden, weit tragenden Gewehre nicht gewonnen, jon- 
dern ihnen Aumeit — d. h. dem Umſtande, daß bei den Gaoben entichieden viel weniger Wild 
als früher unbeichoffen bleibt, zumal im Vertrauen auf die Zeiftungsfäbigfeit ihres Gewehrs die 
Jäger häufig zu weit fchießen, jo daß fie das Wild oft nur anfchweißen, ohne daß man deäfelben 
babhaft wird, — ift, neben der intenfiveren Acer: und Waldkultur, die Abnahme der Wildftänd 
zu verdanken, weldıe wohl im allgemeinen Eonftatiert werden fann, obgleich jorgfältige Heae bie 
und da nad) der Maffenvertilgung des Jahres 1848 wieder eine Hebung derfelben herbeigeführt 
bat. Freilich wirkt zur Herabminderung der Wildftände auch der Umſtand mit, daß den meiiten 
modernen Jägern das zur Vertilgung des Raubzeuges nötige Verſtändnis und die erforderlice 
Ausdauer fehlt. 


Wa? nun die FJagdarten jelbit anlangt, jo fann man beim Jagen zwei Hauptfälle 
unterjcheiden, nämlich entweder iſt das Wild ruhig an jeinem Platz, der Fäger in Bewegung: 
Pürjche, Suche (Bufchieren) mit oder ohne Hund; oder umgekehrt: Treibjagd, Anftand, Koden 
de3 Wildes (Blatten, Heizen) 20. Jede Wildgattung bedarf zu ihrer Verfolgung bejonderer 
Maßregeln, welche nur aus der genauejten Kenntnis des betreffenden Tieres hergeleitet werden 
können. Ohne langjährige Uebung und Erfahrung läßt fich ein genügendes Ergebnis meiit 
nicht erzielen. Den erften Rang unter allen Jagdarten verdient unbedingt die Pürſche, 
weil fie in Bezug auf Ausdauer, Gejchidlichkeit, Raſchheit des Entſchluſſes 2c. an den Jäger 
die höchſten Anforderungen jtellt. Die größten Mengen erlegten Wildes liefern in der Kegel 
die Gejellihaftsjagden, insbejondere dad Treiben. 


U. Dolfswirtfhaftlihe Bedeutung der Jagd. 


87. Die richtige Würdigung der Jagd muß jidh ergeben, wenn man den Nuben, welchen 
fie gewährt, mit dem Schaden, der durch fie verurjacht wird, vergleicht. Der Nutzen ift 
ein doppelter, nämlich zunächjt nach der Menge des erlegten Wildes — (direkter Wert 
der Jagd) —, dann aber nad) der Summe jonjtiger (immaterieller) Güter — (indirefter 
Wert der Jagd) — zu bemefjen, welche durch die Jagdausübung erzeugt werden. Ebenjo 
fann man von einem Direften und indirekten Schaden durd die Jagd reden, indem 
man unter erjterem die Berlufte verjteht, welche durch die von den Kagdtieren ausgehenden 
Beihädigungen in Wald und Feld herbeigeführt werden, unter lehterem die Einbuße an 


6) Bol. immer, Die Jagdfeuergewehre. Gegenwart. 1891. Ruegg, Die Schrotflinte. 
2. Aufl. 1877. Koh, Die Yagdgewehre der | 1896. 


Volkswirtichaftliche Bedeutung der Jagd im allgemeinen. 8 7. 355 


Zeit, Gefundheit 2c., welche mit der Kagdausübung verknüpft ift. Auch darf die Arbeits- 
gelegenheit nicht außer Betracht bleiben, welche durdy die FJagdausübung, jowie durd) Ver: 
wertung und Verwendung ber erbeuteten Jagdtiere eriteht. So joll die Jagd in Rußland 
über 10 Millionen Menjchen beichäftigen. 

In Bezug auf den direften Wert (Ertrag) der Jagd ift, wenigjtens in Deutjchland 
und den übrigen Ländern Europas mit Ausnahme vielleicht eines Teiles von Rußland, das 
nutzbare Wild enticheidend. Unter diejem wieder jtehen, je nach Dertlichkeit, Edelwild, 
Rehwild, Gemje, Haſe, jodann von Federwild Rebhuhn, Faſan, Wildenten als diejenigen 
Arten voran, welche die größten Mengen von Wildpret liefern. Daneben fommen die Häute 
(von nugbarem Haarwild), dad Pelzwerk (Rauhwerk oder Rauhware — vom Raubzeug), 
jowie Fett, Geweihe (Gehörne), Eier, Federn ꝛc. in Betracht. In manchen Gegenden (Ruf: 
lands, Amerifas 20.) tritt die Jagd auf Belztiere in den Vordergrund, indem die 
in Gejtalt der Felle gewonnene, wenn auch in Bezug auf die relative Wertſchätzung der Mode 
unterworfene Handeldware einen thatjächlich höheren oder wenigjtens, weil in Geld umzu— 
jegenden, höher veranichlagten Wert repräjentiert, ald das ald Nahrungsmittel von hohem Nähr- 
ſtoffgehalte unmittelbar verwendete Wildpret nußbarer Jagdtiere. (5. ©. 361 $ 10 Nr. 7.) 

Der Ertragder Jagd läßt fidh, geordneten Betrieb vorausgeſetzt, im einzelnen Falle 
wenigſtens ald Durchichnittsertrag genügend genau ermitteln. Bedingung für einen geordneten 
Betrieb ift eine genügende Größe des Yagdbezirfs, jowie — im Falle der Erpadjtung — 
genügend lange Dauer des Pachtverhältnifjes. 

Aber nur jehr ſchwer kann man einen allgemeinen Anhalt gewinnen, um Nugen und Schaden 
der Jagd richtig zu würdigen. Es erjcheint angemefjen, zunächft den dDireften Wert der 
Jagd gegen den direften Schaden derjelben abzuwägen. Ertrag der 
Jagd und Beihädigung durch die Jagdtiere fteigen und fallen mit einander ; doch kann nicht 
etwa jtrenge Proportionalität zwijchen beiden behauptet werben; vielmehr gilt jener Sat nur 
ganz im allgemeinen, weil Wildart und Wildmenge, Gewohnheit des Wildes, Witterung, 
Kulturzuftand in Wald und Feld und andere manchmal jehr wechielnde Faktoren, wie die Art 
des Jagdbetriebs, Ausübung des Schußes u. a. m., jenes Berhältnis fortwährend verichieben. 

Es ift nicht zu leugnen, daß — in Parallele mit dem Wert des Futters, durch welches 
bei Haustieren gleich große Fleiſchmengen erzeugt werden, — die Ernährung des nutz— 
baren Wildes injofern eine verhältnismäßig tenere ift, ald von demijelben auch wert— 
volle Produkte der Landwirtſchaft und zwar zum Teil mit Vorliebe verzehrt werden, während 
dem Haustiere unter normalen Verhältniffen nur ſolche Brodufte als Futter gereicht werden, 
welche eigens für diejen Zwed erzogen und geerntet worden find umd bei diejer Vertvend: 
ung ihren höchiten Wert haben. So thut das Rotwild, ebenjo wie Damwild und Reh— 
wild unzweifelhaft bedeutenden Schaden durch dad Austreten auf die Fruchtäder (Hafer, 
Hirje), durch Abäfen von Reps, Klee 2c.; Rotwild, Damwild, und insbejondere Wildicheine 
verzehren die Kartoffeln, der Hale geht an Rüben und Kohl, im Winter find die Objtbäume 
dem Benagen und Schälen des Wildes ausgejegt, die Weinberge haben von demjelben (Haje, 
Dachs ꝛc.) zu leiden; für alle dieje Beichädigungen bietet der Ertrag der Jagd feinen voll: 
gültigen Erſatz, jchon weil andere Nahrungsmittel von geringem Werte für das Wild das 
Gleiche hätten leiften können. Als ſolche erjcheinen insbejondere Gräfer und Kräuter an 
Wegen und Schneißen, an Rainen, Foritunfräuter aller Art, Schwämme, Beeren in den 
Schlägen und auf den Kulturflähen im Walde; der Forſtwirtſchaft erwachien aber, jelbft 
wenn man davon abjehen will, daß nicht jelten waldpflegliche und die Rentabilität fteigernde 
wirtjchaftlihe Maßnahmen des Wildes wegen unterbleiben, in dem Verzehren der Maſt 
(Eichel, Bucheder), dem Abäſen der Blätter, Knojpen und Triebe von Holzpflanzen, dem 
Schälen der Rinde Nachteile, welche unter Umständen einen recht bedenflichen Umfang er- 
reihen können. Dft ſchadet das Wild nicht nur durch dad Verzehren von Produkten der 
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Land: und Forſtwirtſchaft, ſondern es geſellt ſich hiezu die Beſchädigung durch Zertreten 
(Wildwechſel, Brunſtplätze, Niederthun im Getreide während des Hochſommers), Umbrechen 
von Feldern und Wieſen (Wildſchwein), Ausſchlagen (Kartoffeln durch Edel- und Damwild 
in weit größerer Menge, als zur Ernährung erforderlich wäre), Fegen (d. i. Abreiben der 
Baſthaut von den alljährlich neu gebildeten Geweihen des Hirſches und Rehbocks) an Baum 
ſtämmen u. dgl. m. Alle angeführten Benachteiligungen durch das Wild ſind 
im allgemeinen um jo empfindlicher, je höher der Aulturzuftand eines Landes ift. Man 
muß zugeben, daß die Landwirtichaft die Ausrottung des Schwarzwildes zu fordern be 
rechtigt ift — (im Walde ift dasjelbe faſt mehr nützlich als ſchädlich) —, daß fich auch ein 
irgend bedeutender Stand an Edelwild und Damwild mit dem landwirtichaftlichen Betrieb 
nicht verträgt; auch die Hege des Rehmildes jollte in mäßigen Grenzen gehalten werden. 
Die gleichen Anſprüche in Bezug auf Rot: und Rehwild erhebt auch die Waldwirtichaft, 
jobald man jcharf rechnet). Uebrigens ift nicht zu verfennen, daß ein gutes Wildjchadens- 
geſetz, welches rajche Leiſtung vollftändigen Schadenserjages garantiert, den Bejchwerden 
der Landwirte, wenigſtens, ſoweit dad Materielle in Frage fommt, zu begegnen geeignet 
ift, wenn auch der Nachteil in moralifcher Beziehung, der in der Vernichtung des Arbeits- 
erfolges erblidt werden kann, dadurch nicht bejeitigt wird. Ebenjo wenig darf vergefien 
werden, daß fajt überall die oft überaus höhen Jagdpachterträge unter die Grund: 
befiger nadı Verhältnis der Fläche verteilt werden, und denjelben hierdurd eine Einnahme 
erwächjt, welche unter günftigen Umftänden (große Konkurrenz bei Jagdverpachtungen) auch 
für den Einzelnen nicht ganz unbeträchtlich ift. 

Ueberdies muß der ganz unſchädlichen Kagdtiere gedadht werden. Es giebt 
in der That nicht wenige, weichen eine Schädigung jonjtiger Intereſſen nicht zum Vorwurf 
gemacht werden fann. Dahin gehören namentlich) manche unſerer Federwildarten. So iſt 
z. B. das Rebhuhn, welches Getreidelörner nur in verjchwindender Menge najcht, entichieden 


—— durch Verzehren einer Menge von Unkrautſamen, Inſekten, Würmern, Schneden ꝛc. 


7) Nach — ſtatiſchen Grundſätzen ſollte 
die Grenze beſtimmt werden, auf welcher ſich 
Schaden und Nupen der Jagd gerade ausgleichen. 
Dementiprehend wäre der Wildſtand zu re 
gulieren. Je nah den Berhältniffen ge 
ſtaltet ſich das Ergebnis einer ſolchen Rechnung 
außerordentlich verſchieden, einerſeits infolge des 
mehr oder minder thatkräftigen Eingreifens der 
Jagdberechtigten, andererſeits wegen der ſo ſehr 
wechſelnden Bedingungen des Forſtwirtſchaftsbe— 
triebs. Wenn der Jäger ſeinem Wilde durch be— 
ſondere Vorlehrungen geeignete Aeſung (Nahrung) 
verſchafft, wenn er namentlich für die Zeit der 
Not zahlreiche und regelmäßig verſorgte Futter— 


ftellen errichtet, wenn er Wildäder anlegt, indem | 


er beſtimmte Plätze im Walde, die er erwerben, 
eventuell erpadhten muß, mit Klee, Hafer, To- 
binambur u. dergl. beftellt und abwechſelnd dem 
Wilde öffnet, wenn er auf Wegen und Schneifen 
Widen und Buchweizen anſäet, fo fann er die 
Beichädigungen des Wildes in Wald und Feld 
in oft recht wirkſamer Weije vermindern. Alle 
dieje Beranftaltungen find freilich teuer, aber das 
größere Nagdvergnügen ift ohne joldhe Opfer 
nicht zu erzielen. 

Vezüglich der Waldwirtidhaft iſt bier 
in erſter Linie die Holzart von Einfluß. Ge— 
wiſſe Wildgattungen halten ſich bei ihren Be— 
ihädigungen mit Vorliebe an bejtimmte Holz- 
arten: beifpielaweije jchält das Rotwild bejon- 


ber3 gern die Eiche, Rotwild und Rehwild älen 


‚im Winter namentlich die Weihtanne ehr be 


gierig ab, jo daß man dieje höchſt wertvolle Holz 
art bei irgend ftärferem Wildftande oft nicht obne 
bejondere Vorkehr (lUmfriedigung der Schläge 
anbauen fann; da und dort t find die jungen Eichen 
hauptiächlich gefährdet. So oft nun der Wald— 
befiger, um möglichit hohe Einnahmen zu er 
zielen, auf die Nachzucht diejer Holzarten in eriter 
Linie abhebt, tritt der Widerjtreit mit den jagd- 
lichen Intereſſen viel jhärfer hervor, als da, wo 
man es mit minder gefährdeten oder weniger 
wertvollen Holzarten zu thun hat. Erklärlicher 
weife bietet namentlidy die Neueinführung einer 
Holzart ineinem Waldgebiete oft bejondere Schwic- 
rigfeit, weil ſich die Beihädigungen an einer 
ſolchen anfänglih auf verhältnismäßig Meinem 
Raume zujammendrängen. Neben der Holzart 
entjcheidet aber aud) die Betriebsart mit. Auf 
den Schlägen des Niederwaldes und Mittelmaldes 
findet das Wild fo reichliche Aeſung an Gräſern 
und Kräutern, dab es die Holgpflangen mehr ver- 
ſchont und aud) aufs Feld nicht jo regeimäßig aus 
tritt; in den natürlichen Verjüngungen des Fe⸗ 
melichlagbetriebs ift der Schaden oft nicht jo 
empfindlih, mie in fünftlichen Kulturen: kurz, 
die bejonderen Umſtände, unter welchen man jeine 
Rechnung ftellen muß, bieten für legtere ichen 
hinfichtlid der wenigen angedeuteten waldbau— 
lihen Momente jehr wechſelnde Grundlagen. 


Jmmaterielle Bedeutung der Jagd. 8 8, 357 


ganz unschädlich find Schnepfen und Belaffinen; überhaupt find unfere nugbaren Sumpf: 
und Waſſervögel, troß mancher Benachteiligung der Fiſchzucht, troß dem Berzehren von 
Eicheln durch Wildenten, ebenjo wie die Waldhühner u. a. mindeſtens als indifferent zu 
bezeichnen, da für jene Nachteile in dem Wert des Wildprets voller Erſatz geboten ift. Ya, 
wir möchten auch dem Hafen einen Freibrief ausftellen in der Ueberzeugung, daß die von 
ihm geübten Frevel zwar im einzelnen Falle jchwerer empfunden werden künnen, aber im 
großen und ganzen doch ebenwohl durd den Wert des Wildpret3 umd dem jonftigen Wert 
der Jagd gefühnt werden. Wenigjtens wird meift gerade in den mit Hafen am beiten be- 
jegten Gegenden bei einer hoc) entwidelten LYandwirtichaft (3. B. Nheinebene) über diejes 
Wild am wenigften geklagt, und es dürfte doch auch wohl daran erinnert werden, wie manche 
Beihädigung durch rechtzeitige Vorkehr (Einbinden der Obſtbäume mit Dornen 2c.) ohne 
großen Aufwand an Geld und Arbeit hintangehalten werden kann. 

Eine bejondere Erwägung erfordert dad Raubzeug. Streng genommen ift dasjelbe 
nüglich, jofern e8 der Landwirtichaft und dem Walde jchädliche Tiere verfolgt. So müßte 
der Fuchs als Mäufevertilger unbedingt gejchont werden umd auch ald Reh- und Hajen- 
räuber verdiente er Beifall. Das Gleiche gilt von den übrigen vierfüßigen Raubtieren und 
nicht minder von den Raubvögeln. Immerhin ift der Wert der durch diejelben verzehrten 
nutzbaren Jagdtiere in Verluft zu jegen. Dazu kommt der Schaden, welchen das Raubwild 
den Biehftänden zufügt. Will man auch, weil wenigjtens für viele höher kultivierte Länder 
gegenftandslos, von Bär, Wolf, Luchs und Adler abjehen, jo kann doc die ftete Bedrohung 
des Federviehs durch Fuchs und Marder, jowie durch unjere Raubvögel nicht außer Acht 
gelafjen werden. Man jteht hier fortwährend fich widerftreitenden Intereſſen gegenüber *). 
Daß der Jäger das Raubzeug zum Schuß des Nutzwildes verfolgt, ift ſelbſtverſtändlich. 
Zudem wird der Ertrag der Jagd direft durch den Wert der Bälge erhöht. 

Faßt man, auf Grund forgfältigfter unparteiticher Erwägung, alles für und wider zu: 
jammen, jo fommt man, jo lange nur der direkte Nuten der Jagd mit dem Schaden durch 
die Jagdtiere verglichen wird, zu dem jchon oben angedeuteten, im Sinne des Jägers be- 
denflihen Ergebnis, dab mindeſtens Schwarzwild, wohl auch Edelwild und Damwild in 
Gegenden mit hoher Kultur aus der freien Wildbahn zu verjchwinden haben. Das Mißliche 
des beregten Intereſſenkampfes tritt hauptjächlich dann jcharf zu Tage, wenn der Grund- 
befiger und Jagdberechtigte verjchiedene Perſonen find, zumal, wenn, wie leider nicht jelten, 
der gute Wille fehlt, die Gegenſätze in der Auffaſſung zu einem vernünftigen Ausgleich zu führen. 

$ 8. Dem direkten Nuten und Schaden durd die Jagd tritt der durch diejelbe bedingte 
Gewinn und Verluſt animmateriellen Gütern an die Seite. Zu Gunften 
der Jagd muß hier angeführt werden ihr Einfluß auf körperliche Gejundheit und geijtige 
Frische namentlich jolcher Perjonen, welche durch ihren Beruf ans Zimmer gefefjelt find, 
die Schärfung der Sinne (befonders Auge und Ohr), Nötigung zu raſchem Entichluß, jchnellem, 
klarem Erfafjen aller Umftände (Pürſchgang), vielfache Anregung, Freude am Naturgenuß — 
alles Vorteile, welche wir nicht gering veranjchlagen ; ja, wir möchten der Jagd eine wejentliche 
Mitwirkung zur Erhaltung eines geiftig und körperlich rüftigen Geſchlechts zuerkennen. Andrer: 
jeit3 wird durch die Jagdausübung freilich auch viel Kraft verbraucht, mancher Körper an 
jeiner Geſundheit geichädigt und jehr viel Zeit in Anſpruch genommen, welche unter Um— 
Händen nußbringender verwendet werben künnte. In letzterer Beziehung ift aber wohl zu 
unterjcheiden zwiſchen ſolchen Berjonen, welche im übrigen ohne Beruf leben; jolchen, welchen 
die Jagd, in mäßigem Umfange betrieben, die gerade für die Ausübung ihres Berufs wünſchens— 
werte Ausjpannung und Erholung gewährt, und jolchen und zumal unbemittelten Leuten, 
welche durch die Jagd verleitet werden, ihre berufliche Arbeit, die Sorge für ihre Familie 





8) Es ift und der Fall bekannt, daß von zwei tigten um möglichite Schonung, die andere um 
Nahbargemeinden die eine bei dem Jagdberech- | energiiche Bertilgung der Füchſe gebeten Hat. 
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zu verjäumen und, ohne an den Genüfjen einer höheren Auffaffung der Jagd (Studium 
des Tierlebens, Kampf des Menjchen gegen die hochentwidelten Fähigkeiten vieler Jagdtiere, 
Naturgenuß 2c.) mit Bewußtjein teilzunehmen, überdies oft durch die Freude am blohen 
Töten moraliſch gejchädigt werden. Alle eben angedeuteten Bor: und Nachteile entziehen 
fich der zahlenmäßigen Darftellung. 

$9. Im Gegenjat hierzu läßt fich in anderer Hinficht der durch Die Jagdausübung 
geforderte Aufwand in Zahlen jharf bemeſſen. Dies gilt insbejondere von 
dem Jagdpacht jowie den Ausgaben für Jagdicheine (Jagdkarten, Waffenpäffe), Jagdgeräte 
aller Art, neue Gewehre, fonjtige Jagdwaffen, Fangapparate, Munition 2c., jodann für Hunde, 
Treiberlöhne, Wildiransport, Wildfütterung, Schußgelder, Jagdſchutz 2c. Diefe Koſten be 
ziffern fich oft auf jehr namhafte Beträge; aber fie bedingen feinen voltswirtichaftlichen Ge: 
winn oder Verluſt, da fie fi nur als Güterübertragung darjtellen, nur eine anderweite 
Güterverteilung bewirten. Was der Eine aufwendet, nimmt der Andere ein. Es könnte freilich 
auch hier, wie oben in Hinficht auf den Zeitaufwand, die Frage entjtehen, ob nicht die für 
die Jagd ausgegebenen Summen anderweit produftiver hätten verwendet werden können. 
Immerhin wirkt jener Umſatz günftig im Sinne der Gewährung von Arbeitöverdienft, Be- 
lebung einſchlagender Induftriezweige 20. Auch darf man wohl annehmen, daß in der Mehr: 
zahl der Fälle die Aufwendungen für die Jagd von jolchen Leuten gemacht werden, welche 
andernfalls die betreffenden Summen feineswegd immer in einer fürs Allgemeine vorteil: 
hafteren Weije umgetrieben haben würden. 

Was jpeziell den Jagdpacht anlangt, jo ift derjelbe ziwar in erfter Linie ein Eriah 
dafür, daß der Grundeigentümer auf das Recht der Jagdausübung verzichtet, verliert aber 
dadurd nicht den Charakter einer direkten Einnahme, welche den Wert des Wildes und den 
Betrag des durch dasjelbe angeridhteten Schadens oft um das Vielfache überfteigt umd jo: 
mit, wie jchon oben erwähnt wurde, jehr wohl auch als eine Art Wildſchadenserſatz mit 
in Rechnung genommen werden darf. Die Höhe des Jagdpachtes ift in erjter Linie abhängig 
von der mehr oder minder lebhaften Konkurrenz leiftungsfähiger Jagdliebhaber, weit weniger 
von der Art und Menge des vorfindlichen Wildes, obwohl natürlich auch diefes Moment 
oft wejentlich mitbeftimmend wird, namentlich in Gegenden, in welchen die Zahl der Konkurrenten 
feine große ift. Die Gelegenheit, in einem Jagdgebiete einen Hirſch zu jchießen, wird 5.8. 
öfter Veranlaffung zu unverhältnismäßiger Preisfteigerung (3.8. Gemeinde Ober-Eſchbach 
im Taunus, Verpachtung eines Waldes von 110 ha im Jahre 1892 zu 3300 M. gegemüber 
dem früheren Bachterlös von 700 M.!). Bequeme Erreichbarkeit des Jagdterrains (Eiien- 
bahn) ermöglicht die Beteiligung der Jäger eines größeren Umkreiſes und fürdert dadurdı 
die Konkurrenz ebenjo, wie dies die Nachbarſchaft mit Wild reich bejegter Jagdgründe thut. 
In allen Fällen aber bildet die Anzahl der zahlungsfähigen Jäger den entjcheidenden Faktor, 
wie durch die Höhe der in der Nähe größerer Städte gezahlten Jagdpachte jchlagend dar: 
gethan wird. 

Aus dem Berfauf der Jagdſcheine erwächſt dem Staat eine nicht unbeträchtliche Ein- 
nahme. In der preußiichen Monarchie find z. B. in 1892/93 191874 Scheine gegen Be: 
zahlung und 4900 ımentgeltlich (an Forftbeamte 2c.) verabfolgt worden. 

Die vorjtehend ganz allgemein angedeuteten Elemente, welche bei der Beurteilung des 
durch die Jagd verurjacdhten Nutzens und Schadens in Rechnung genommen werden müſſen, 
führen freilich angeficht3 der im einzelnen höchſt mannigfaltigen Modifikationen zu jehr ver- 
ſchiedenen Gejamtergebnifjen. Aber wenn wir auc die Nachteile, welche die Jagd im Ge 
folge haben kann, anerkennen müſſen, jo jchägen wir doch die Summe der durch fie gebe- 
tenen Vorteile (Wildpretöwert, Jagdpacht, Gewinn an Gejundheit 2c.) jo hoch, daß wir 
uns Bejtrebungen gegenüber, welche auf möglichjte Bertilgung allen Wildes abzielen, ent- 
ihieden ablehnend verhalten. Werden alljeits keine übertriebenen Anforderungen geitellt, 
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io fommt man überall und zu allen Zeiten unjchwer zu einem Zuftand, mit welchem fich 
alle Beteiligten zufrieden erklären fünnen. Bon diejer Auffaſſung wird unzweifelhaft auch 
die Geſetzgebung geleitet, denn andernfalls hätten wir feine Schonzeiten für das Wild und 
fein an eine gewiſſe Größe des Grundbefiges gefmüpftes Recht der Fagdausübung. So 
lange beides bejteht, ijt eine völlige Ausrottung des Wildes nicht zu fürchten; die Herab- 
minderung zu großer Wildftände auf ein vernünftiges Maß muß fic gerade 
der Jäger in feinem eigenen Intereſſe jelbft angelegen fein Lajjen. 

$ 10. Was ein großer oder geringer Wildftand ift, läßt ſich freilich nicht all- 
gemein angeben. Auch die Bachtbeträge, Einnahmen für verfauftes Wild zc. find nur relativ 
zu nehmende Zahlen. Im nadjfolgenden jollen num die bezüglichen Berhältnifje einiger 
Dertlidhfeiten angeführt werden, als Beijpiele für die Werte, um welche e3 ſich ge: 
gebenen Falls handeln kann. 

Die Abſchußliſten geftatten, unter der Annahme, daß die Jagd pfleglich behandelt 
wird, d.h. jo daß ſtets nur die dem jährlihen Zuwachs gleiche Stüdzahl zum Abſchuß 
gelangt, und dadurch der den [ofalen Verhältniſſen entiprechende Wildftand erhalten bleibt, 
einen direkten Schluß auf die Höhe des letzteren, da die Urt der Vermehrung der einzelnen 
Wildgattungen befannt ift. Beim Edelwild jet durchſchnittlich das Tier ein Kalb, beim 
Damwild ein, oft zwei, die Rehgais hat ein, oft zwei Kigchen, eine Häfin jegt im Laufe 
des Jahres zehn bis vierzehn Junge. Die fünf- bis jechsfache Zahl des Abſchuſſes beim 
Edelwild, die vier: bis fünffache beim Dam- und Rehmild mag ungefähr den Beitand an 
diefen Wildgattungen ergeben. Wer feinen Wildftand erhöhen will, muß fi mit einem ge: 
ringeren Abſchuß begnügen, 

1) Breußen’): Das Staatsforftareal beträgt 2 747 206 ha. Hierauf find vorhanden 22 957 
Stüd Rotwild, 273 Ele, 10 166 St. Damwild, 83226 St. Nehmwild; der jährlihe Abſchuß 
beträgt 4485 St. Rotwild, 11 Elche, 1772 St. Damwild, 9336 St. Rehwild, ferner 179 St. 
Schwarzwild, 162 St. Auergeflügel, 378 St. Birkwild, 223 St. Hafelwild, 1531 Fafanen. Im 
Jagdjahr 1885—86 find überdies erlegt worden 63898 Hafen, 8263 Nebhühner, 7970 Enten. 

Für die gefamte preußijche Monarchie ließe fich aus diefen Zahlen nadı Verhältnis der Wald: 
flähen der Wilditand bezw. jährliche Abſchuß berechnen, Dod wäre das Ergebnis einer joldhen 
Rechnung fiherlich ungutreffend, jchon, weil gewiſſe Wildgattungen überhaupt nur in den Staats: 
foriten vorfommen (Elchwild), andere nur in diejen in erheblicher Zahl fich finden und ihre Jagd 
entiprechend waidmänniic behandelt wird, während in den teilweife nur für kurze Pachtperioden 
vergebenen Gemeindejagden die Jagdausübung vielfadh eine weniger pflegliche iſt. An der That 
weiſt denn auc die Wildftatiftit für Preußen im Jahre 1885—86 (entnommen dem Statiftiichen 
erg für den preußiichen Staat, Band II, 1893) für viele Wildgattungen erheblich höhere 
Zahlen auf, als fie ſich durd die vorangedeutete Berechnung ergeben würden, für andere wieder 
niedrigere. Im ganzen find a. a. D. als erlegt verzeichnet 2 987671 Stüd Haarwild (hiervon 
2830 289 St. Nutzwild) und 4573 634 St. Federwild, mithin zufammen 7561 305 St. Wild, 
defien Wert zu fait 12 Millionen Mark berechnet wird. Im einzelnen find u. a. folgende Zahlen 
des erlegten Wildes angegeben: 9 Elche, 14 986 Stüd Rotwild, 8586 Dammwild, 109 702 Reh: 
wild, 9891 Sauen, 2373499 Hafen, 314116 Kaninchen, 592 Seehunde, 17 Biber, 4 Wölfe, 
85 247 Fuchſe, 5098 Dächſe, 4102 Fiſchotter, 626 Wildlagen, 5614 Edelmarder ꝛc.; ferner 397 
Auerhähne, 6036 Birfwild, 2252 Hafelwild, 139628 Faſanen, 2521 864 Nebhühner, 102 839 
Wacteln, 93310 Schnepfen, 270 000 Enten, 5424 Gänſe, 848 Trappen, 277 Schwäne — Die 
Staatäforftverwaltung allein hat für das Jahr 1891—92 aus den Jagden eine Einnahme von 
349 187 Mt, vorgeiehen gegenüber einer Ausgabe von 61 050 Mt. 

2) Regierungsbezirt Wiesbaden insbefondere!): 1. Die Jagd in ben 
52 844 ha umfaffenden Staatsforſten fteht unter Verwaltung des Forſtperſonals und ver: 
urfacht einen Aufwand von 1250 ME; Abſchuß: 47 Stüd Notwild, 2 St. Damwild, 329 St. 
Rehwild, 4 St. Schwarzwild. Geldeinnahme 15437 Mt. oder pro ha = 0,29 Mt. 2. Ge 
meindeforften: Flähe —= 166 945 ha, Geldbeinnahme — 212866 DH. Speziell im Stadt: 
freis Frankfurt (große Konkurrenz der Nagdliebhaber bei den Verpachtungen) wurden für 3470 ha 
5550 ME. vereinnahmt, alfo pro ha 1,60 ME., d. i. ca. das Dreifahe wie in den Staatswald— 
ungen und den Domänenwaldungen von Baben. 

3) Württemberg"). Die Staatsjagden werden jeit 1. Juni 1880 ausgeübt a) mittelft 


| 9) Die forftlihen Verhältnifie Preußens von | rungäbezirt Wiesbaden. Jahrgang 1893. 1894. 
D. von Hagen, 8. Aufl. von K. Donner. 1894. 11) Die forftlichen Verhältniſſe Württembergs. 
10) Rejultate der Forjtverwaltung im Regie- | 1880. 5. 322 ff. Die angeführten Zahlen haben ſich 
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Selbitverwaltung auf 57772 ha, b) durdy Verpachtung auf 131 616 ha und zwar an das Forſt— 
perfonal auf 113616 ha, an andere auf ca. 18000 ha. Bon 1871— 78 betrugen jährlich die 
Einnahmen durch Selbftverwaltung — 7308 Mk., durch Verpachtung — 6339 ME., zufammen 
13647 Mt. Diefen ftehen gegenüber Ausgaben (Schußgelder 2c.) von 4765 Mk.; mithin bleibt 
ein Ueberſchuß von 8832 ME, Die pro ha beredineten durdichnittlichen Reinerträge betragen bei 
der Selbitverwaltung 7,6 Pfennig, bei der Verpachtung 4,1 Pfg. Für den einzelnen FForitbezirt 
ſchwanken die Reinerträge bei der Selbitverwaltung pro ha von 30,8 bis 0,6 Pfennig, woraus 
erfichtlich ift, dak in der That Durhichnittsberehnungen in Berug auf jagdliche Verhältnifie nur 
einen fehr beichränkten Wert haben und nicht entfernt für die Begutachtung des einzelnen Falles 
maßgebend fein können. 

Das Budget für 1895—96 beziffert die Einnahmen aus Jagden auf jährlid a) durch Selbit: 
verwaltung = 58200 Mf., b) durch Verpachtung = 5424 ME, c) Nebennugungen 58 ME, m 
genen au 62777 ME. Hiergegen betragen die Ausgaben 40 238 Mk., mithin Ueberſchuß = 
> 9 

4) Baden!2): Die Domänenwaldungen find (außer einer Fläche von 7642 ha) verpachtet, und 
betrug der Pacht auf 87449 ha 46010 ME, mithin pro ha — 0,52 Mt. 

5) Eljab-Lothringen 3), Die Jagden in den Staats- und ungeteilten Waldungen werden 
teils abminiftriert, teils verpachtet. Nad) dem Stand von 1891—92 find adminiftriert ca. 78 000 ha 
mit 11156 ME, verpactet ca. 75000 ha mit 48422 Mt. Einnahme (durchſchnittlich pro ha 
0,14 bezw. 0,65 ME). Die Erlöje ſchwanken bei abminiftrierten Jagden von 0,04 bis 0,80 Mt, 
verpachteten Jagden von 0,08 bis 1,99 Mt. — Auf den abminiftrierten Jagden find im Sabre 
1891— 92 erlegt worden: Rotwild 25, Nehmwild 450, Scwarzwilb 124, Daten 2015, Auerwild 
13, Hafelwild 35, Faſanen 10, Rebhühner 42 Stüd. In 1891—92 find in den Reichslanden 
im ganzen 762 Sauen, 2 Wölfe, 97 Wildfagen erlegt worden. — Der Tarwert des erlegten 
Wildes war 1887—88 u. a. feſtgeſetzt wie folgt: Jagdbarer Hirſch 50,0 M., geringer Hirid 
40,0 Mk., Gabler und Nlttier 30,0 Mk., Spieher 25,0 ME. ꝛc. — Nehbod 20,0 Mt. Geiß 
16,0 ME, Spießbock 12,0 Mt, — 2: und Zjährige Schweine 31,0 Mk., Ueberläufer 15,0 Mt. x. 
— Seien 3,20 ME, Nebhuhn 1,0 Mt. — Bon diefen Beträgen geht Schußgeld (3. B. Rotwild 
1,2 bis 6,0 ME, Rehwild 0,60 bis 1,20 ME.) und ein Averfum für Verwaltung (3. B. Notwild 
1,2—9,0 ME, Rehwild_0,6— 2,8 ME.) ab, jo daß der Forſtkaſſe — abgejehen vom Schwarzwild, 
für weldes jehr hohe Schießprämien 2c. gezahlt werden — etwa *s bis %s obiger Tarwerte als 
Nettoerlös verbleiben. 

Nah einer in 1882 erfolgten Spezialnahmeiiung über den Wilditand waren in ben unter 
Staatöforftverwaltung ſtehenden Waldungen (des Staats und der Gemeinden, zujammen mit 
352 157 ha) vorhanden: Notwild 456, Daınmwild 269, Nehmwild 10 509, Schwarzwild 1626, Haſen 
35 515, Auerwild 478, Faſanen 2591, Hajelwild 1632 Stüd, was als jehr mäßiger Wilditand 
bezeichnet wird, defien Vermehrung „im alljeitigen Intereſſe“ wünjchenswert fei. Die Gelamt: 
jumme der in 1872—1882 erlegten Sauen ift 10334, Wölfe 459, Füchſe 14021, Wildkagen 736 Stüd. 

6) Für Defterreich iſt es ſchwer, eine allgemeine Weberficht über den Wildabſchuß zu ge 
winnen, zumal der Staatsforjtbejig in der öfterr..sungar, Monardie ein verhältnismäßig fleiner 
ift. Nach den Angaben von Dimig bewegen ſich die Wilderträge pro 100 ha zwiſchen 14,% 
Gulden (Niederöfterreich) und 0,69 Gulden (Bulowina), Oeſterreich-Ungarn hat zum Teil gan; 
vorzüglihe Wildftände; namentlich liefern die Jagden ber zahlreichen Großarundbefiger vielfach 
höchſt bedeutende Streden. Wildabihuß in Böhmen 1893: 1568495 Stüd Wild, worunter 
a) Nugwild: 2516 St. Rotwild, 1804 St. Damwild, 14446 St. Rehwild, 915 Sauen, 60235 
Hafen, 37 236 Staninchen, 1124 St. Auerwild, 5456 St. Birfwild, 401 Hafelhühner, 75814 ya: 
janen, 675547 Rebhühner zc. b) Naubwild: 2434 Füchſe, 3235 Marder, 13047 Iltiſſe, 489 
Fiihottern ꝛc. Der Wert diefes Wildes beträgt etwa 2". Millionen Mark. 

Wildabihuß in Deutih: Tirol und Borarlberg 1889: In den 16 Bezirkähaupt: 
mannichaften wurden im ganzen folgende Stüdzahlen erlegt: Nüglihes Wild: 365 Not: 
wild, 1401 Nehe, 1986 Gemjen, 7727 Hafen, 561 Murmeltiere, 609 Auerhähne, 1312 Birkwild, 
1340 Hajelbühner, 973 Schneehühner, 418 Steinhühner, 9 Fafanen, 952 Feldhühner, 1005 Bad: 
ten, 424 Waldichnepfen, 250 Moosichnepfen, 12 Wildgänjfe, 1071 Enten; Schädliches 
Wild: 1988 Füchſe, 439 Marder, 118 Iltiſſe, 31 Fiichottern, 23 Wildlagen, 236 Dächſe, % 
Adler, 44 lihu, 965 Habichte und Falken, 147 Eulen. 

Bon den Fürktlih Kihtenftein’sshen Gütern wird aus dem Jahre 1888 ein Abſchuß von 
47628 Stück Nugwild gemeldet, wozu ebenfalls eine große Menge Naubwild kommt. 

T) Die Vedeutung der Jagd auf Belztiere (jiehe oben $ 7) möge aus folgenden Angaben 
erhellen : 

1. Auf der 1891er Sommermefje zu Irkit in Sibirien, welche nur einen Teil der in Sibirien 
erbeuteten Belzwaren umfaßt, da jehr vieles direft nah China ꝛc. gebt, find 6 Millionen elle 


inzwiichen verjchoben und verfchieben fich mehr und ı 1894. 

mehr, weilder Selbftverwaltung der Jagdengrund- 13) Beiträge zur Forſtſtatiſtik von Eljaf-Loib: 

jäglich immer größere Ausdehnung gegeben wird. ringen Seft X. 1895. und v. Berg, Mitteilungen 
12) Statiftiiche Nachweiſungen aus der Forſt- über die forftlichen Verhältniffe von Elſaß-Loth⸗ 

verwaltung des Großherzogtum Baden für 1893, ringen. 1883, 
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verkauft worden, worunter — neben denjenigen von zahlreihen Murmeltieren, Iltiſſen, Dächſen zc, 
A pi von 4500 000 Eichhörnchen, 72600 Füchſen, 12500 Zobeln aufgeführt werben. 
In Norwegen find im Jahre 1894 bei der Regierung als erlegt angezeigt worden: 57 
Bären, 37 Wölfe, 44 Lucie, 46 Vielfraße, 8646 Fühle; in Shweden 189: 21 Bären, 
73 Wölfe, 120 Marder, 35 Luchſe, 19490 Füchſe. An Prämien für erlegte Ra: ıbtiere (einſchließ⸗ 
a! 325 Adler und die übrigen Naubvögel) find 58 546 Kronen aus der Staatskaſſe bezahlt worden. 
de Frankreich giebt die amtliche Statiftit des Jahres 1887 701 erlegte Wölfe an. 
4. In R ußland ſoll (Mitteilung in einer Brofchüre von Lazarewsti) der durch Bären und Wölfe 
jährlich an Haustieren angerichtete Schaden nad) ftatiftiichen Angaben 15 Millionen Rubel betragen. 
5. Auf dem Belzmarkte von London, dem bedeutendften von allen, find 1892 für rund 
3 Wilionen Mark Felle angefahren worden; 1893 wurden dafelbft die Felle von 800 000 Füchfen 
verfau 
6. In Amerifa betrug der Verkauf der Hubjonsbai:Gefellihaft nah England im Jahre 
1895 (für Januar und März angemeldet) 911 092 Felle. 


Aus allen diejen Angaben, welche durch weitere Mitteilungen aus anderen deutichen Län: 
dern, wie Bayern, Thüringen, Seifen 2c., ſowie insbejondere aus Defterreich jedenfalls auf 
einen noch wejentlich höheren Durchfchnitt ergänzt werden würden, geht Har hervor, daß 
wir es in der Jagd mit einem Objekt zu thun haben, welches keineswegs gering zu jchäßen 
ift, fondern auch in Hinficht auf die abjoluten Werte, welche es darjtellt, alle Beachtung 
verdient. T. Lorey. 


IT. Jagdreht und Jagdpolizei. 


Roider, S. U,$ 174 u. 175. v. Br unse m 7 IV ©. 565. Bluntidhli, St.W. 
V, S. 38%, v. olkendorff, Hehisleriton, 3 . Aufl. I, ©. 405 ff., III, ©. 1336. Meyer, 
Sehrb. des deutihen Verwaltungsrechts. 1 $ 116. göning, — des deutſchen Verwaltungs: 
rechts. 8 98. v. Brünned, Das heutige beutiche Kagdredit. Archiv für civiliftiihe Praris. 
Bd. 48 (1865) S. 80, Schwarze, — des Jagdrechts zum Wildſchadenrecht, im 
Archiv für öffentliches Nect VIII (1893) ©. 567. Grande und Mörjcell, Gutachten über 
die frage, ob in das beutiche bürgerliche —**— die Entſchädigungspflicht für Sin Maden aufge⸗ 
nommen werden ſoll; in Verhandlungen bes 18, deutſchen Juriſtentags (1886). J. Bd.; Dalcke, an 
zreabiidie 8. Aufl. 1895. v. Rönne, Ergänzungen ber — Rechtsbůcher 6 
Aufl., S. 375 ff. Wagner, Die preußiſche Sagbaeietnebung. 2. Aufl. 1889. Verhandlungen 
des ——— Landtags über den am 20. Nov em Herrenhaus lan Entwurf einer 
Jagdordnung; Grumert, Die Fagdgeießgebung Preußens. 1885. A. Kollmann, Preußens 
Jagd-Geſetze. 1889. v. Koch, Das Neichögeieg betr. den Schuß der Vögel nebit der preuß. Jagd— 
Bolizei- Ordnung und dem preuß. Wildihongejeg. 1889. Albert, Die deutſche Jagdgeießgebung 
nad ihrem dermaligen Stand. 18%. Brater, Erläuterungen zu den bayriichen Öle egen über bie 
Beitrafung der Jagbfrevel, über die Ausübung der Jagd und — ven Erſatz des ae 
in Dollmann’s Gefeggebung des Königr. Bayern. TLII, ©. Faßmann, Die Jagd 
gefege für Bayern. 1880. Männer, Das Jagdrecht der Pal; Ro Ginjfiedel, Eid). 
jeggebung über Jagd und Fiſcherei. 1885. Wird, Der Jagdſchutz in Württemberg. 1886, Bünter 
Das badiihe Jagdredit. 1886. Huber, Jagd-Geſetze von Eljah-Lothringen. 1884. 


811. Unter Jagd wird rechtlich die Verfolgung gewiſſer wild lebender Säugetiere und 
Bögel zum Zwed des Eigentumermwerbs durd Okkupation verftanden und zwar derjenigen, 
deren Fleiſch, Gehörn, Balg oder Fell benügt wird. Die Verfolgung anderer wild lebender 
Tiere fällt nur unter den Begriff Tierfang. Die Tiere, welche der Jagd unterliegen, werden 
als jagdbare bezeichnet '*). 

Nach dem älteften deutſchen Recht ftand das Kagdrecht dem Grundeigentümer auf 
jeinem Grund und Boden ohne jede Beichräntung zu. Die Loslöfung des Jagdrechts vom 
Grumdeigentum wurde von den fräntifchen Königen eingeleitet, welche in einzelnen größeren 
Waldungen das Jagdrecht fich ſelbſt vorbehielten und die jo gejchaffenen Rechte jpäter den 
Großen des Landes abtraten. In derjelben Periode fam es immer häufiger vor, daß Boll: 
freie ihr Eigentum an Mächtigere übertrugen, um von ihnen dad Nutzungsrecht zurüdzu: 
erhalten; mit dem Eigentum ging auch das Jagdrecht auf die Oberherren über. Zu Ende 
des 15. Jahrhunderts Hatten die Bauern das Recht, Waffen zu tragen und infolge deſſen 





14) Die jagdbaren Tiere find auch inner- | zum Teil jo umficher beftimmt, dab neue Feſt— 
halb der einzelnen deutihen Staaten ungleich und | ftellungen als dringendes Bedürfnis erſcheinen. 
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auch das Jagdrecht überall verloren. Vom folgenden Kahrhundert an entwidelte fich dann 
in den meijten Territorien das jogen. Jagdregal der Landesherrn, d. h. die Auffafjung, 
daß dem Landesheren als ſolchem in dem ihm untergebenen Gebiet allein die Jagd zuſtehe. 
Das Regal wurde teil3 damit begründet, daß die Tiere herrenloſes Gut feien und alles herren: 
loje Gut dem Fiskus gehöre, teild® damit, daß die mit der Staat3hoheit auf die Landes: 
herren übergegangene Jagdhoheit das Jagrecht enthalte. Doch bewahrte ſich der Adel umd 
ein Teil der Städte das Recht der jogen. niederen Jagd (vgl. $ 1); fie ließen fich dieſes 
Recht teils ausdrüdlich von den Fürften einräumen, teils begründeten fie es mit ftillfchrveigender 
Ulebertragung oder unvordenklihem Befite. 

$ 12. Wegen de3 großen Wildjchadens, der barbariichen Ahndung der Jagdfrevel und 
der jchweren Jagdfrohnen wurde die Jagd allmählich eine der verhaßteften Einrichtungen. 
Doc gelang in Deutſchland es erjt der Bewegung des Jahres 1848 die überfommenen 
Zuftände zu bejeitigen. Durch die Grundrechte des deutichen Volkes und im Anſchluß hieran 
durch Gejege der einzelnen Staaten (mit Ausnahme von Medlenburg) wurde das Jagd— 
reht ala Zubehör des Grumdeigentums erklärt. Nur in wenigen Staaten (Han 
nover, Sadjen, Kurheſſen, Baden, Braunichtweig und Schwarzburg:-Sondershaujen) erhielten 
die Jagdberechtigten für den Verluſt ihres Rechts Entſchädigungen "). 

Das neue Prinzip führte zu rajcher Verminderung des Wilds '), zur Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit durch die große Zahl ungeſchickter Jäger, zum wirtichaftlichen Herunter: 
fommen vieler Kleingrundbefiger, die der Jagd zulieb die Arbeit verjäumten, und zu zahl: 
reichen Uebergriffen in fremde Jagdrechte, weil der eigene Heine Grundbefi zur Befriedi- 
gung der angeregten Fagdleidenichaft nicht ausreichte. Deshalb wurden in den folgenden 
Jahren überall Jagdpolizeigefege erlaflen (preußiiche Gejehe vom 7. März 1850, 
26. Februar 1870 und 31. Juli 1895, bayeriſche Gejege vom 30. März, 15. Juni und 
25. Juli 1850, ſächſiſche Gejege vom 1. Dez. 1864 und 22. Juli 1876, württembergiſches 
Gejeg dom 27. Oktober 1855, badifche Gejege vom 2. Dezember 1850 und 29, April 
1886 ’°) 2c.), welche folgende Grundſätze durchführen: 

1) Es wird unterjchieden zwijchen dem Kagdrecdt jelbft und vom Jagdausübungs: 
recht. Während das erjtere dem Grundeigentümer zufteht, fommt ihm das legtere nur auf 
demjenigen Grundeigentum zu, das eine zufammenhängende Fläche von gemwifjer Größe dar: 
jtellt (in Preußen in den verjchiedenen Landesteilen 13—136, in Bayern im Hochgebirg 
136, ſonſt 82, in Sachſen 169, in Württemberg 16, in Baden 72 ha zc.) '*), ferner in dem 
mit jeinem Wohnhaus verbundenen Hof und Garten, auf eingefriedeten '’) Grundftüden und 
auf Anjeln, Seen und zur Fiicherei eingerichteten Teichen. Wenn Grundftüde, auf welden 
ihrer zu geringen Größe wegen dem Eigentümer die Jagdausübung nicht gejtattet ift, von 
einem Grundeigentum, das die zur eigenen Jagdausübung erforderliche Ausdehnung bejigt, 


15) Nach dem Jahre 1850 wurde das Jagdrecht | 1883 aufgehoben worden, melde in allen Be: 
auf fremdem Grund und Boden in Sadien, | ftimmungen den im übrigen Deutichland gelten: 
Heſſen, Kurheſſen, Schleswig-Holftein und Naſſau den Geſetzen folgen. 
wieder eingeführt. Doch wurde es in Sachſen 18) Nur in Oldenburg ift nach ber Jagd— 
und Heflen durch Sejege von 1858 für ablösbar | ordnung vom 31. März 1870 der Grundeigentümer 
erflärt, in Naffau durch Geſetz von 1867, in Kur— | ohne Rüdficht auf die Größe feines Grumdbeiges 
heſſen und Schleswig-Holftein durch Geſ. v. 1873 | zur Yagdausübung berechtigt. 
unter Gewährung von Staatsentihädigung von 19) Diefer vom preußiichen Geſetz gebraudte 
neuem aufgehoben. Ausdruck läßt unflar, ob nur Mauern, oder auch 

16) Die Motive zu dem oben angeführten die das Meine Wild durchlafjenden Heden und 
preußiichen Gejegentwurf von 1883 fonftatieren, | Wildparfumzäunungen gemeint find. Die Une 
daß fich der Wildftand feit 1850 wieder jehr ge- | ftimmtheit des Ausdruds gewährt aber den Be— 
hoben hat. | hörden die Möglichkeit, nad) Maßgabe der lotalen 

17) InElfaß-Lothringen ift das fran- | Bedürfniſſe zu verfahren. Die meijten übrigen 
zöfiihe Jagdgeiep vom 3. Mai 1844 durch die Gejege verlangen Mauern oder undurchläſſige 
Geſetze vom 7. —— 1881 und vom 7. Mai Einzäͤunungen mit verſchließbaren Thüren. 
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umfchloffen find, jo ift meift der Eigentümer des leßteren auch zur Kagdausübung auf den 
eriteren berechtigt, muß aber deren Eigentümern einen angemejjenen Bacht bezahlen *). In 
allen übrigen Fällen werden die Grundftüde jeder Gemeinde zu einem Jagdbezirk zuſammen— 
gelegt *), in welchem die Jagdausübung der Hegel nach verpachtet werden muß **). Die 
Bertretung der Beteiligten ift gewöhnlich der Gemeindebehörde, zuweilen (Sachſen, Han: 
nover) bejonderen von ihmen zu wählenden Organen zugewiejen *"’). Der Ertrag wird unter 
die Grundeigentümer nad) der Größe ihres Grundeigentums verteilt **). Die Zeit, auf welche 
die Verpachtung ftattzufinden hat, ift gewöhnlich nad) Marimum und Minimum beftinmt. 
Durch die Feitiegung eines Minimums (meift 3 Jahre) will auf eine pflegliche Behandlung 
der Jagden hingewirkt werden, durch die Beftimmung des Maximums (meijt 12 Jahre) 
wird die Herftellung von Zuftänden verhindert, welche thatſächlich mit den früheren zu: 
fammenfallen würden. Im Jutereſſe der Schonung der Jagd ift ferner regelmäßig bejtinmt, 
dak nur höchſtens an drei PBerjonen *) verpachtet werden darf **). — Die unberechtigte Aus: 


übung der Jagd ift durh St.G.B. $ 292—295 mit Strafe bedroht. 


2) Jeder Jäger, ohne NRüdficht darauf, ob 


20) Durch dieſe Beftimmung find wieder Jagd— 
rechte auf fremdem Eigentum geichaffen. 

21) Die Geſetze verlangen nicht, daß die Ge- | 
meindejagdbezirte mindeftend die Größe eines 
eigenen Jagdbezirks haben und zufammenhän« | 
gen. In Preußen, wo zerriffene Gemeinde: 
marfungen bejonders häufig find, hängt die Lücke 
der Geſetzgebung damit zuſammen, daß bei der 
Erlafiung des Fagdgeieges die am 11. März 1850 | 
eingeführte, aber nad) kurzer Zeit wieder aufge: | 
hobene Gemeindeordnung als gültig vorausgeiegt 
wurde, nach welcher alle innerhalb einer Gemeinde» 
marfung gelegenen Bejigungen derjelben zuge: | 
wiejen werden follten. | 

22) In Preußen hat die Bemeindebehörde die | 
freie Wahl, ob fie die Jagd ruhen, oder durch 
einen angeftellten Jäger beichiehen laffen, oder 
verpachten will. Einige andere Jagdorbnungen 
geftatten mwenigitens, wenn fein genügender Badıt- 
zin® geboten wird, das Nuhenlaffen oder die An— 
ftellung eigener Jäger. Das erftere Verfahren 
empfiehlt jich für eher eier Jagdbezirke, 
das letztere bei ſtarkem Wildſchaden, aber beide 
Wege werden von den Gemeindebehörden leicht 
dazu mißbraucht, um der Geſamtheit der Grund— 
eigentümer die Ausübung der Jagd zu ermög— 
lichen. — Die Verpachtung muß als Regel durch 
öffentliche Verſteigerung an den Meiſtbietenden 
ſoder einen der drei Meiſtbietenden) erfolgen. 
Doch iſt meiſt vorbehalten, daß ausnahmsweiſe 
aus freier gen verpacdhtet werden darf. Es kann 
für dieſen Vorbehalt geltend gemacht werden, dab 
die Meijtbietenden oft nicht die wünſchenswerten 
Eigenichaften bejigen. Aber das Wahlrecht ge: | 
währt den verpadhtenden Behörden die Möglich- | 
feit, unter Mißachtung der finanziellen Intereſſen 
der Grundbeſitzer ihnen periönlich genehme Jagd— 
liebhaber zu bevorzugen. 








28) Da das Jagdrecht den Grundeigentümern 
gehört, ift die Beftellung einer von dieſen ge- 
wählten Bertretung die folgerichtigere Einrichtung. 
Für die Zumeifung der Sache an die Gemeinde: 
behörde ſpricht aber, daß das öffentliche Interefje 
bei der Jagd beteiligt ift, dab ohnehin ſchon jehr 


vief gewählt werden muß, daß in vielen Ge-, 


er die Jagd als Eigentümer, Pächter, Gait 


meinden, namentlich in den Städten, die Grund: 


beſitzer zu zahlreich find, um eine zu Verhand- 


lungen und Beichlüfjen fähige Generalverjammlung 
bilden zu können, dab in vielen (Gemeinden der 
Ortsvorfteher die einzige der Aufgabe gewachſene 


Perſon ift und dab in der Gemeindebehörde ein 
‚zur Vertretung der Grundeigentümer geeignetes 
Organ vorhanden ift, welches vermöge feiner Unter: 


ordnung unter die Staatöbehörden mit Pisziplis 
narftrafen zur Pflichterfüllung angehalten werden 
fann, während im Fall der Nachlälfigfeit eines 
gewählten Jagdvorſtandes nur eine ivilflage 
gegen ihn erhoben werden fann. 

4) In Heffen und Kurheſſen fließt er im bie 
Gemeindelaſſe. Wo der Grundbejik ſtark par- 
zelliert ift, wird durch Diele Beltimmung eine 
große fich nicht verlohnende Arbeit erſpart. Wo 
fie aber nicht bei der Aufhebung des Jagdrechts 


auf fremdem Eigentum getroffen wurde, läßt fie 


fih nicht mehr leicht nachholen, da durch ihre 
Einführung in die Privatredhte der Jagdberech— 
tigten eingegriffen würde. 

25) Nur das kurheſſiſche Geſetz v. 7. Sept. 1865 
läßt vier Pächter zu. 

26) Dieje Beltimmung wird häufig dadurch 
umgangen, daß die weiteren Perſonen, welche fich 
thatſächlich an einer Bachtung beteiligen, öffent: 
lih als Jagdgäſte auftreten. Sie dürfen dann 
nad den meiften Geſetzen allerdings nur in Be- 
gleitung des Pächters die Jagd ausüben, aber 
die Beobachtung dieſer Vorjchrift ift Schwer zu 
fontrollieren. In Preußen wird die geiepliche 
Beichränfung der Zahl der Pächter dadurch fait 
wertlos, daß dem Wächter, ebenfo wie dem Eigen» 
tümer eines eigenen Jagdbezirks, geitattet ift, 
Sagderlaubnisicheine in beliebiger Weife und aljo 
auch gegen Entgelt und für die ganze Dauer der 
Bacıtzeit audzuftellen. Der in der Litteratur: 
überficht erwähnte Gejepes - Entwurf beichränft 
einerjeitd die Ausftellung von Jagderlaubnis— 
icheinen durch die Beſtimmung, daß fie nur un: 
entgeltlich und längftens für eine Woche ausgeftellt 
werden dürfen, andrerjeitö geftattet er die Jagd— 
pachtung durch Bejellichaften, deren Statuten den 
waidmänniichen Betrieb der Jagd verbürgen. 
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oder Diener des Eigentümers ausüben will, bedarf hierzu einer polizeilichen Erlaubnis 
(Jagdſchein, Jagdkarte, Jagdpaß), welche für den ganzen Staat je für ein Jahr 
erteilt wird *"). Die Erlaubnis darf überall nur gewiſſen Kategorien von Perjonen ver: 
weigert werden, gewiſſen anderen Kategorien muß fie verweigert werden; bei nachträglichen 
Eintritt eines Berweigerungsgrumdes kann die Erlaubnis zurüdgenommen werden. Durd 
dieje Einrichtung jollen jolche Verjonen von der Jagdausübung ausgejchloffen werden, von 
welchen zu bejorgen ift, daß fie die zur Jagd nötigen Waffen ungejchidt gebrauchen oder 
zur Verlegung der öffentlichen Sicherheit verwenden würden, oder welchen der zur Jagd— 
ausübung nötige Zeitaufwand nicht frommt **). 

3) Für die Erteilung des Fagderlaubnisicheins ift überall eine ald Luxusſteuer zu be: 
tradıtende Gebühr zu entrichten (in Preußen und Sachſen 12, Bayern 15, Württem: 
berg, Baden und Eljaß-Lothringen 20 Mark, während der Tagesjagdichein in Preußen und 
Sachſen 3 Mark koſtet. 

4) Die Jagd darf zu gewiſſen durd die Rüdficht auf die Erhaltung des Wildes bedingten 
Zeiten nicht ausgeübt werden. Diefe Hege- oder Schonzeit wird für jede Wildart 
gejondert meift ein: für allemal bejtimmt, zuweilen aber jährlich nad) Maßgabe der Ber: 
hältniffe feſtgeſtellt. Beſonders ſchädlichen Tieren, wie Wildihweinen und Raubtieren wird 
feine Schonzeit gewährt. Auf Wildgärten finden diefe Borjchriften feine Anwendung. Zum 
Zwed der vollftommeneren Durchſetzung der Beftimmung über die Schonzeit iſt für ihre 
Dauer in den meijten Staaten auch der Verkehr mit Wildpret (teild nur der Verkauf, teilt 
aud der Kauf) bei Strafe unterjagt. 

5) Das Fangen gewifjer jagdbarer Tiere mit Shlingen und ähnlichen unweidmän— 
niſchen Mitteln ift verboten *). (S. oben $ 6.) 

Eine Ergänzung diejer Beftimmungen bilden die Sg 118— 119 des St.©.B., welche die Jagd: 
berechtigten und die von ihmen beftellten Aufjeher durch die Beſtimmung privilegieren, daß 
der Widerjtand, welcher ıhmen bei der Ausübung ihres Nechts durch Gewalt oder Bedrohung 
mit Gewalt geleitet wird, wie Widerftand gegen Beamte beitraft wird, und der $ 368, 
welcher die unbefugte Betretung fremder Jagdgebiete in Jagdausrüftung mit Strafe bedroht. 

$13. Bezüglich des Wildjhadens kommt einerjeitd die Verhütung, andrerſeits 
die Pflicht zum Erjag in Betradt. In erfterer Hinſicht beftimmt die preußiſche 


27) Sie gelten teil® für ein Kalender: oder | beitraft worden ift; 3) jedem, welcher wegen einer 
Etatsjahr, teil, wie 3. B. in Preußen, für ein fahrläffigen durch eine Schußwaffe begangenen 
Fahr vom Ausftellungstag an. Die leßtere Ein- Tötung oder Verwundung, oder wegen des auf 
richtung verführt zu Fälſchungen der Jagdfarten gleiche Weife begangenen Vergehens vorjäglicer 
und dazu, dab die Erneuerung immer jo lang Körperverlegung, ſowie 4) jedem, welcher wegen 
als möglich und häufig allzu lang verichoben Verlegung der perjönlichen Sicherheit durch Selbit- 
wird. In Preußen werden aud Jagdſcheine für hilfe oder Störung des häuslichen Friedens ver- 


drei Tage ausgeſtellt, in Sadjien ſolche für einen 
Tag, in Bnden für eine Woche 

28) So müjjen 3. B. nad) dem bayriichen 
Geſetz vom 30. März 1850 die Jagdkarten ver- 
weigert werden: 1) den wegen Geiftesfranfheit 
unter Kuratel Geftellten oder notoriich Geiſtes— 
franten; 2) den unter polizeiliche Aufjicht Ge- 
ftellten ; 3) denjenigen, welche ihren Lebensunter— 
balt armutöhalber aus öffentlichen Gemeinde: oder 
Stiftungstaffen und Anftalten erhalten; 4) jedem, 
welcher wegen eines Verbrechens oder Bergehens 
der Fälichung, des Betrugs, Diebftahld oder der 
Unterjchlagung verurteilt worden ift (Urt. 18). 
Jagdkarten fönnen verweigert werden : 1) Min— 
derjährigen und Berichwendern; 2) jedem, wel— 
cher wegen Betteld, rachſüchtiger oder mutwilliger 
Beihädigung von Bäumen, Früchten auf dem 
Halm, oder Pflanzungen, oder wegen Jagdfrevels 


urteilt worden ift; 5) allen Handwerksgeſellen, 

Dienftboten und in ſolcher Kategorie ftehenden 

Berjonen (Art. 19). 
29) Für einehoheJagdſcheingebührſprich, 


daß dadurch unbemittelte Perſonen ferngehalten 


werden, welche durch Ausübung der Jagd leicht 
ihre wirtſchaftliche Lage gefährden, und daß die 
ganz überwiegend ben oberen Klaſſen angehöten— 
den Jäger eine hohe Steuerfähigkeit befigen. Die 
von den meiften Geſetzen ausgejprochene Befrei- 
ung der Jagdpolizeibeamten von der Gebühr if, 
foweit die Jagdausübung zu ihrem Amt gebört, 
dadurch gerechtfertigt, dat man die Erfüllung 
einer Amtspflicht MENALIER LEN nicht beitenern 
fann; ſoweit fie die Jagd aus freien Stüden 
treiben, fommt in Betradht, daß die Uebung in 
derjelben fie für ihren Beruf geſchickter madıt. 
30) In Württemberg fehlen ſolche Beftimmungen. 
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Geſetzgebung ausdrüdlich, mit welchen Mitteln der Grundeigentümer den Einlauf des Wildes 
verhindern darf: durch Klappern, Zäune, aufgeftellte Schredbilder und, jomweit es ſich um 
Schwarz, Rot: und Dammwild handelt, auch durch Heine oder gemeine Haushunde *). Ferner 
dürfen unter gewiſſen VBorausfegungen die Auffichtsbehörden für bejtimmte Jagdbezirke die 
Schonzeit bejchränten, die Jagdberecstigten zum Abſchuß auffordern und anhalten, eventuell 
den Grumdbefigern geftatten, auf ihren Grundjtüden Rot- und Damwild zu fangen oder 
zu erlegen. Einige Geſetze, 3. 8. heifiiche vom 26. Juli 1848, bejtimmen, daß Schwarz, Rot: 
und Damwild im freien überhaupt nicht gehegt werden darf und daher überall außer den 
geichlofjenen Wildgärten zu vertilgen ift. 

Der Wildſchadenserſatz hat durch die Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem 
Eigentum an Bedeutung verloren, kommt aber wegen der Schranken, die der Fagdausübung 
gezogen find, indem dieſe nicht nur allen Heineren Grundeigentümern vorenthalten, fondern 
durch die gejegliche Schonzeit auch zeitlich bejchränft ift, auch jet noch in Frage, namentlich 
bezüglich der bedeutenden Beichädigungen, die durch Schwarz, Rot: und Rehwild auf Fel- 
dern angerichtet werden. Eine Erſatzpflicht kann gejeglich der Gejamtheit der Angehörigen 
eines Jagdbezirks gegenüber dem einzelnen Genofjen auferlegt werden, ferner dem Pächter 
der Jagd in einem gemeinjchaftlichen Fagdbezirk gegen die VBerpächter und endlich dem Jagd: 
berechtigten de3 Reviers, in welchem das jchadende Wild jeinen Stand hat, gegen den be: 
ihädigten Grumdeigentümer oder gegen den diejem zunächſt Saftpflichtigen. 

Durh das erfte Verfahren wird eine gegemfeitige Zwangsverſicherung geichaffen. Dieje 
Bezeichnung deutet jchon feine Borteile an, aber andrerjeits ift Har, daß es die Laft nicht 
denen auflegt, welche den Schaden durch die Jagdausübung verhüten können. Es ſchließt 
natürlich nicht aus, daß die Haftpflichtigen die Laft im Wege des Vertrags auf den Jagd— 
pächter übertragen und giebt ihnen jogar einen Untrieb Hierzu; aber dieſe Uebertragung 
fann aus verjchiedenen Gründen und bejonders deshalb unbillig oder unmöglid fein, weil 
der Schaden ganz oder teilweile durch Standwild anderer Reviere angerichtet wird, das 
der Pächter nicht abſchießen kann. 

Die gejegliche Feittellung einer Erjaßpflicht des Pächters eines gemeinjchaftlichen Jagd— 
bezirks rechtfertigt fich damit, daß ihm das Wild zufällt und daß er durch die Jagdaus— 
übung den Schaden verhüten oder bejchränfen fann. Wenn dagegen eingewendet wird, daß 
die Erjagpflicht dem Pächter durch den Pachtvertrag auferlegt werden fünne, und daß des— 
halb ihre gejegliche Begründung überflüſſig jei, jo wird überjehen, daß die Pachtbeding— 
ungen durch Mehrheitsbeichluß der Beteiligten oder durch die Gemeindebehörde feitgejtellt 
werden, und daß das Intereſſe der Angehörigen des Jagdbezirks am Wildjichadenerjag mög- 
liherweije verjchieden ift, indem 3.8. wegen der gebauten Früchte oder der Lage der Felder 
zu den anftogenden Revieren nur ein Teil gefährdet jein kann; der Einzelne ift daher nicht 
fiher, daß bei der Feititellung der Vertragsbeftimmungen jein Intereffe berüdfichtigt wird. 
Ebenjo wertlos ijt der Einwand, daß die Pächter oft jo hohen Bachtzins bezahlen, daß in 
demjelben thatjächlich ein Wildichadenserjag liegt. Die Höhe des Pachts hängt in großem 
Umfang von zufälligen Umftänden ab, und wenn er zur Dedung des Wildjchadens ausreicht, 
gelangt der einzelne Grundeigentümer zu einer feinem Schaden entiprechenden Vergütung 
doch nur dann, wenn die Vertretung des Jagdbezirks den Pachtzins nicht, wie es die Regel 
bildet, nach der Größe des Grundeigentums, jondern nach der Wildjchadenägefahr verteilt 
oder mit dem Pachtzind vorweg den Wildjchaden dedt. Doch ift zu beachten, daß die Lage 
des Pächters durch die Wildjchadenerfagpflicht eine jehr üble werden kann. Er kann zwar 
durch die jogleich zu erörternde Haftbarmachung des Kagdnachbars für den durch Wechſel— 
wild verurjachten Schaden von der jchlimmften Gefahr befreit werden. Aber auch die 


31) Im Allgemeinen wird das —— als Eingriff in das Jagdrecht angeſehen und deshalb 
von Hunden und Katzen auf fremden Jagdrevieren dem Jagdberechtigten das Niederſchießen geftattet, 
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Haftung für den durch das Standwild angerichteten Schaden kann wegen der Neigung der 
Tiere, wertvolle Pflanzen ebenſo anzugreifen wie Unkraut, wegen der Schonzeit und wegen 
der Unannehmlichkeiten, die auch mit gewonnenen Prozeſſen verbunden ſind, zu einer Laſt 
werden, die zu den Vorteilen der Jagd außer Verhältnis ſteht. Es muß deshalb der Ver— 
tretung des Jagdbezirks das Recht vorbehalten werden, eine geſetzliche Haftung des Pächters 
durch den Pachtvertrag aufzuheben. Mit Rückſicht hierauf erſcheint die Haftung der Ge— 
ſamtheit der Angehörigen des Jagdbezirks als eine erwünſchte Aushilfe. 

Die Haftpflicht der Eigentümer der Jagdreviere, in welchen das ſchadende Wild feinen 
Stand hat, kann damit begründet werden, daß das in Waldungen jtehende Wild jeine Nah: 
rung größtenteil3 auf den benachbarten Feldern findet, aber ganz überwiegend die Beute 
der Waldjagdberechtigten wird, da e3 in den Wäldern mit Treibjagden verfolgt werden 
fann, während es auf die Felder fait nur nachts austritt, wo die Jagd unbequem oder un- 
möglich ift. Ohne dieje Haftpflicht haben die Grundeigentümer nur die Wahl zwijchen der 
Bewachung ihrer Felder, die, weil fie namentlich nachts ftattfinden muß, jehr Läftig iſt, der 
Einzäunung derjelben, die für die vielen Beteiligten jchwieriger oder teurer iſt, als für die 
wenigen Waldeigentümer, und der Tragung des Wildſchadens, der fie auch dann trifft, wenn 
die Jagd auf ihrem Befig verpachtet ift und der Pächter ihnen haftet, da dieſer im diejem 
Falle die Pachtſumme entiprechend niedriger bemißt — es jei denn, daß er die Jagd jo 
ausüben fanı, daß ihr Ertrag ihm Dedung gewährt. Bon den Einwendungen, welche gegen dieſe 
Erjagpflicht erhoben werden, geht die wertlojejte dahin, daß fie fich nicht juriftiich konftruieren 
d. h. mit den geltenden Rechtögrundjägen in Einklang bringen lafje. Das Recht muß ſich 
nach den ſich ändernden Verhältniffen richten, und wie neue Verhältniffe zu einer juriftiich 
ichwer fonjtruierbaren Gejtaltung des Autorrechts und der Haftung der Unternehmer für 
Unfälle ihrer Arbeiter geführt haben, jo kann durch Gefe auch eine neuartige Wildjchadens- 
erjagpflicht gejchaffen werden. Gewichtiger ift das Bedenken, daß es manchmal zweifelhaft 
jein fann, welchem Revier jchadendes Wild angehört, da namentlih Schwarzwild auf jehr 
weite Streden wedjelt. Man kann dem Beichädigten durch die Aufjtellung einer Rechts 
vermutung gegen den Eigentümer des anftogenden Waldreviers helfen ; aber dadurd wird 
der jchiwierige Beweis und die Gefahr einer ungeredhten Belaftung nicht bejeitigt, jondern 
nur dom Kläger auf den Beklagten übertragen. Weitere Schwierigkeiten entjtehen, wenn 
der den beichädigten Bezirk begrenzende Wald im Eigentum verjchiedener Perjonen jteht. 
Es erjcheint unbillig, daß der Beichädigte unter diefem zufälligen Umstand leidet, und dod 
wird der Beweis, aus welchem Waldteil das jchadende Wild gelommen ift, in der Regel 
nicht zu führen jein. Der Fall wird allerdings nicht häufig fein, da überall der Fiskus der 
größte Waldeigentümer ift. Wo er aber vorkommt, fann dem Bejchädigten nur durch das 
bedenkliche Mittel geholfen werden, daß die Nachbarn jolidariich haftbar gemacht werden und 
die Verteilung des Schadens ihnen überlafjen wird. Ferner kann geltend gemacht werden, 
daß der Jagdausübungsberechtigte des gefährdeten Grundftüds unter Umjtänden im der 
Lage ift, der Jagd auch nachts obzuliegen, und daß er fich dann von dem Standwild dei 
Nachbarreviers jo viel aneignen kann, daß der von demjelben angerichtete Schaden gededt 
ift. Aber hierauf läßt fich antworten, daß im Allgemeinen in dem Maß, in welchem über: 
tretendes Wild abgejchoffen wird, Beſchädigungen durch dasjelbe verhütet werden und alio 
die Erfagpflicht unpraftifch wird. Verwandt mit diefer Einwendung ift endlich die, dab 
der Grimdbefiger, der wegen der Umbequemlichkeit der nächtlichen Jagdübung jeine elder 
zu jchügen unterlaffe, eine Berüdfihtigung durch den Staat nicht verdiene. Diejes Argu- 
ment ift von vornherein unzutreffend, joweit der Jagdberechtigte durch einen Pächter ver: 
treten wird, da er dieſem wegen des gejeglichen Zwangs zur Verpachtung nur im geringem 
Umfang Pflichten anbedingen kann. Soweit aber dem Bejchädigten die Jagdansübung zi: 
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jteht, ijt zu beachten, daß es feine Forderung der Gerechtigkeit ift, daß der Eigentümer allen 
duch ihn irgendwie abwendbaren Schaden trägt. 

Der Erjaganiprud gegen den Eigentümer des fremden Revierd, auf welchem das jcha: 
dende Wild fteht, wird für einen gemeinjchaftlichen Jagdbezirt am beften dem Pächter des- 
jelben mit der Bejtimmung gegeben, daß er den Grundeigentümern des Bezirks für allen Wild- 
ihaden hafte. Es wird hierdurch nicht nur erreicht, daß der Pächter Schaden durch fremdes 
Wild jo viel ald möglich verhütet, jondern da er in der Hegel jachverftändiger und gebil- 
deter jein wird als die Grundeigentümer, bietet er auch bejjere Bürgichaft gegen die Erhebung 
unbegründeter Anſprüche und Prozejje. Wenn dem Beichädigten die Gejamtheit der Jagd— 
genojien haftet, jprechen ähnliche Gründe dafür, den fraglichen Anſpruch diefer Geſamtheit mit 
dem Hecht zu geben, ihn in Verbindung mit der Erjaßpflicht ihrem Pächter zu übertragen. 

Das geltende Recht entipriht diefen Erwägungen nur zum Teil, Der aus bem gemeinen 

Net folgende Sa, daß der Jagdausübungsberechtigte erfagpflichtig iit, wenn übermäßiger Wild- 

ſchaden durch feine Schuld entfteht (wenn er 3. B. das Wild zu ftarf hegt, oder fremdes Wild 

durch Salzleden herbeilodt), ift nach Aufhebung des Jagdredits auf fremdem Eigentum in einigen 

Staaten ausbrüdlic aufgehoben worden (Preußen Geſ. v. 1850 8 25, Württemberg Art. 15), 

weil irrtümlicd angenommen wurde, daß der Grumdeigentümer ſich nun ſelbſt genügend jchüßen 

fönne. Wo der Sag nodı gilt, ift er wegen der Schwierigkeit des dem Kläger obliegenden Be— 
weifes ohne praftiiche Bedeutung. Beſondere Beftimmungen über Wildichadenserjag gelten ins— 
bejondere im rechtsrheiniſchen Bayern, im ehemaligen Hannover unt Sturhefien, in Helfen und 
neuerdings in Preußen. In Bayern ift nadı Gefeg vom 15. Juni 1850 der Schaden, der auf 

Enflaven entiteht, auf welhen die Jagd vom Eigentümer des umfchließenden Grundbefiges aus: 

geübt wird, von diefem, der Schaden auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, auf welchen die Jagd 

verpachtet ift oder von der Gemeinde durch aufgeftellie Jäger geübt wird, durch die Gejamtheit 
der beteiligten Grundeigentümer zu erjegen; der Anjpruch ift nicht durch ein Verfchulden des Ver: 

pflichteten bedingt. Nach den furhefftihen Gejegen v. 26, Jan. 1854 $ 1 und v. 7. Sept. 1865 

Ss 34 ift für die von Wild verurſachten Beihädigungen, „wenn die beichädigten Grunditücde nicht 

Eigentum des Jagdberechtigten find, vom —— — bezw. Jagdpächter dem Beſchädigten 

Erſatz zu leiſten“. Für Hannover, wo das Wildſchadensgeſetz v. 21. Juli 1848 durch die Jagd— 

ordnung v. 11. März; 1859 modifiziert worben ift, find folgende Beftimmungen der legteren zu 

erwähnen: $ 23, „Für den innerhalb eines Bezirks vorfallenden Wildſchaden haften in Gemäß— 
heit der Beitimmungen des Wildichadensgejeges bei verpachteten Jagden der Pächter — ſofern 

im Pachtkontrakt nicht ein Anderes verabredet iſt — und aushilfsweiſe der Verpächter ; bei Feld: 

marfsjagbdbezirken, in denen die Jagd beruht oder durd; Jäger verwaltet wird, die Geſamtheit 

der Feldmarksgenoſſen“. $ 25. „Der durch Schwarzwild verurfachte Schaden ift von demjenigen 
au erjegen, aus deſſen Wildftand dasjelbe ausgetreten ift“ **), In Heſſen ift nadı Geſetz vom 

1. Juni 1895, das an die Stelle des Art. 12 des Geſetzes dom 26. Juli 1848 getreten ift, der 

zur Ausübung der Jagd Berechtigte zum Erſatz des Wildichadens verpflichtet; der Beichädigte 

fann jich aber aud an den Inhaber des Jagdrechts halten, der dann auf den zur Ausübung 
des Jagdrechts Berechtigten zurüdgreifen fan. Das preußiiche Geſetz vom 11. Juli 1891 (Home 
mentar von Holtgrepden, 3. Aufl, 1893), welches für die ganze Monarchie außer dem frü— 
beren Hannover und Kurheſſen gilt, giebt für den an Grundſtücken gemeiniamer Jagdbezirke 
durch Scwarz:, Rot:, Eldy:, Dam, Nebwild oder Faſanen angerichteten Schaden dem Nugungs- 
berechtigten einen Erſatzanſpruch gegen die Grundbeiiger des Jagdbezirks nad der Größe ihrer 
Grundftüde; ferner ift bei Enklaven der Sinhaber des umſchließenden Jagdbezirks, wenn er die 
Sagd auf der Enklave gepachtet oder zu pachten abgelehnt hat, ee lleber das in der 


— 


Pfalz noch geltende franzöſiſche Recht vgl. Männer, a. a. O. S. 

8 14. Das öſterreichiſche Jagdrecht“) ſtimmt im weſentlichen mit dem deutſchen 
überein. Nad einem Dekret Kaiſer Joſefs II. von 1786 hat der Yagdinhaber den inner: 
halb feines Jagdreviers entjtandenen, nicht aber auch den durch jein ausgetretenes Stand: 
wild fremden Grundftüden zugefügten Wildſchaden zu erjegen. 

In Frankreich, deſſen Gejeßgebung “) der deutjchen vielfach zum Mujter gedient hat, 


32) In der Sitzung des preußifchen Abgeord- | und Fiſchereirecht. 1884. 
netenhaufes v. 29. März 1884 hat der Minifter 34) Blod, Dietionnaire de l’administration 
für Landwirtichaft angegeben, daß der Fiskus francaise, 1891, Leblond, Code de la chasse, 
für den Schaden, den dad aus jeinen Waldungen 2 vol. 1878. Girandeau, Lelievre u. 
austretende Wild anrichtet, in Kurheſſen 1000 Sondee, La chasse, le droit sur le gibier, 
und in Hannover 6—7000 Mark durchſchnittlich la responsabilitE des chasseurs. 2. ed. 1882. 
jährlich bezahlt. Billequez, Droit du chasseur sur le gibier. 

33) Erterde, Sammlung der Öfterr. Jagd- | 2. ed. 1882. Boulen, Droit de chasse depuis 
gejeße. 1877. v. Anders, Das djterr. Jagd- | l’origine de la monarchie. 1888, 
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fand die Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem Eigentum bereit3 durch Dekret v. 4. Aug. 
1789 ftatt. Das Jagdredyt des Grundeigentümers wurde dann zuerft durch Gej. dv. 30. April 
1790, jpäter durch Geſ. v. 3. Mai 1844 bejchränft; zum letzteren gehört eine Novelle v. 
22. Ian. 1874. Der Jäger bedarf eines Erlaubnisjcheins, der 28 Fr. foftet; die Schonzeit 
wird jährlich durch den Präfekten feitgejtellt; gewifje Arten der Jagd (bei Nacht, mit Regen, 
Schlingen) find unterjagt; über die Verfolgung von ſchädlichen Tieren, wozu im Allgemeinen 
jedermann berechtigt ift, können die Präfekten beichräntende Beſtimmungen erlafjen x. 
Eine Beitimmung, nach mwelder das Jagdausübungsrecht von einer gewilfen Größe des 
Grundeigentumes abhängig wäre, befteht nicht; wer ohne Großgrundbefiger zu jein auf 
einer größeren Fläche jagen will, kann ſich diefe Möglichkeit daher nur dadurch verjchaffen, 
daß er mit der entjprechenden Zahl von Grumdeigentümern Bachtverträge abſchließt. Wild- 
ichadenserjag ift nad) Maßgabe der allgemeinen Beftimmungen über Schadenserjag (Code 
eivil Urt. 1382 ff.) und aljo nur, wenn ein Verſchulden nachgewiejen wird, zu Teiften *). 

Aehnlich Liegt die Sahe in Belgien’) nad Gejek v. 28. Febr. 1882, 

Sn England erfolgte die Aufhebung der Privilegien der höheren Klaſſen durch das 
Gef. 1 u. 2 Will. IV. c.32 (1831). Danach ift das Jagdrecht Ausfluß des Grundeigen: 
tums; die Jagdausübung ift während der gejeglichen Schonzeit verboten und durch die 
Löfung eines Jagdſcheins bedingt, der bis zu 4 Pd. St. koftet; der Wildprethandel iſt 
fonzejfionspflichtig ze. Zur Abhängigmachung des Jagdausübungsredhts von einer beftimmten 
Größe des Grumdbefiges fehlt bei der geringen Parzellierung des Grundeigentums der 
Anlaß. Ein Anſpruch auf Wildſchadenserſatz bejteht nicht. Nur in Schottland iſt neuer: 
dings bejtimmt, daß, wenn der Verpächter jich die Jagd auf dem verpacdhteten Grundftüd 
vorbehält, er dem Pächter den Jahresbetrag an Wildichaden, der 40 Mark überfteigt, erjepen 
joll, wenn nicht im Pachtvertrag ein höherer Schadensbetrag al3 nicht erjeßbar fejtgeiegt iſt. 

An Italien darf die Jagd ohne Rüdficht auf Grundeigentum von jedem, der einen 
Fagdichein gelöft hat, ausgeübt werden. Ueber den Wildichadenserjag gilt auf Grund der 
mit dem Code civil übereinftimmenden 88 1151 ff. des bürgerl. Geſetzbuchs das Gleiche 
wie in Frankreich. 

8 15. Die niht jagdbaren Tiere können von Jedermann jederzeit und überall 
erlegt und gefangen werden, natürlich vorbehaltlicd; des Rechts des Grundeigentümers, 
Dritten die Betretung ſeines Eigentums zu unterjagen. 

Dod erfährt dieje Regel eine Beichränfung in Bezug auf viele Vögel, teilg wegen des 
Nugens, welchen fie der Land- und Forftwirtichaft bringen, teils wegen der Freude, die 
fie den Menjchen bereiten. Es wird teils ihre Verfolgung überhaupt oder während einer 
Schonzeit verboten, teils das Ausnehmen von Neftern und die Anwendung jolcher Fang— 
arten unterjagt, welche eine Mafjenvertilgung ermöglichen. Da die Schugbeftimmungen in 
Bezug auf Zugvögel nur dann vollen Erfolg haben können, wenn alle Staaten, in deren 
Gebiet diefelben fich zeitweife aufhalten, zufammenwirken, ift in neuerer Zeit der Abſchluß 
internationaler Verträge über den Schuß der Vögel begonnen worden”). 2. Jolly. 





35) Sorel, Dommages aux champs causés Geſetz v. 17. Sept. 1875, ein Staatävertrag wi— 
par le gibier. 2. ed. 1872. Fremy, Des de- jchen Oeſterreich- Ungarn und Italien v. 29. Nov. 
gats causes par le gros et le petit gibier. 1879.'1875, ein engliiches Gef. v. 7. Sept. 1880 und 

36) Servais, Loi beige sur la chasse, ex- ein deutiches Meichögelep v. 22, März 1888. In 
pliquee. 1882. Devigne, Loi belge sur la der Begründung des legieren find die vorausge: 
chasse, 1882, gangenen vergeblichen Anläufe und die von dem 

37) Bon neueren hierher gehörenden Be— Gefeg unberührt gelaffenen weitergehenden einzel- 
ſtimmungen find zu nennen ein jchweizerijches  ftaatlichen Beſtimmungen angeführt. 


XIX. 


Fiſcherei. 


Einleitung. 


81. Die Fiſcherei zählt, Ähnlich wie die Jagd, ald vorwiegend offupatorijche Thätig- 
keit zu den älteften Erwerbszweigen des Menjchengejchlechts, worauf vielfache Funde (von 
fteinernen und knöchernen Angelhaten, Fiichipeeren, einfach gearbeiteten Neben 2c.) aus vor- 
geihichtlicher Zeit hinmweifen. Noch heute bildet fie in Verbindung mit der Jagd für viele 
in den Anfängen der Entwidlung ftehende VBölkerichaften (in den Bolargegenden, im Innern 
und an manchen Küftengegenden von Südamerika, Auftralien, auf den Sübdjeeinjeln 2c.) eine 
hauptiächliche oder ausjchliegliche Nahrungsquelle. Aber auch in den der neuzeitlichen Kultur 
gewonnenen Staatöwejen kommt der Fiicherei noch immer eine wirtjchaftliche Bedeutung 
zu, deren Tragweite gerade in unferer Zeit in erhöhtem Maße gewürdigt wird. Das Meer 
beherbergt eine unendliche Fülle nugbarer Tiere und Tierbejtandteile, welche das Fijcherei- 
gewerbe in den menjchlihen Berzehr und Gebraud überführt; auch die binnenländijchen 
Seen und Wafjerläufe find mehr oder weniger fiichreich und vermögen einen nicht unerheb- 
lihen Bruchteil der menjchlichen Fleiichnahrung zu liefern. Dabei ift wohl zu beachten, daß 
die letere von der Natur im wejentlichen koſtenlos erzeugt wird, indem fich die Umwand— 
(ung der in dem Waſſer natürlich vorfommenden pflanzlichen und tierifchen Lebeweſen in 
Fiſchfleiſch der Regel nach ohne Zuthun des Menjchen vollzieht, jo daß meift nur die, aller: 
dings mitunter nicht unerheblichen Koften der Offupation in Frage fommen. Brivatwirt- 
icajtlich bildet das Fiſchereigewerbe einen feineswegs unerheblichen Bruchteil der 
geiamten Erwerböthätigfeit (namentlich wieder, joweit die Meeresfiicherei in Frage fteht) 
und zwar nicht bloß im Hinblid auf die eigentliche Fiichereibevölterung jelber, jondern auch 
im Hinblid auf die anderen, mit der Beruföfijcherei in Beziehung ftehenden Thätigfeiten 
der Fabrikation (von Gerätichaften, Schiffen 2c.), des Groß: und Kleinhandels, ferner der 
mit der Konfervierung der Fiſche ſich abgebenden Thätigkeit und des Verkehrsgewerbes. 
Nicht ohne Bedeutung ift ferner der Umftand, daß die Fiichereibevölferung der Küftenländer 
dad für die Handeld- und Kriegsmarine erforderliche Menichenmaterial zu einem großen 
Teile liefert. Aus allen diefen Gründen hat die Fiicherei Schon in früheren Zeiten fich vielfach 
taatliher Pflege und Fürſorge zu erfreuen gehabt und darf eine folche auch in 
der Gegenwart mit vollem Recht beanjpruchen. 

Die Fiſcherei, welder man außer dem Fiſchfang auch den Fang (und bezw. die Samm- 
fung) anderer nugbarer Wajlertiere (mie Walfiiche, Seehunde, Krebje, Mufcheln, Korallen, 
Schwämme zc.) zuzählt, ftellt jich nach der Art des Betriebs entweder ald wilde (natürliche) 
oder als zahme (fünjtliche) Fiſcherei dar; erjtere bildet die Regel und ift im weſent— 
lichen als Okkupation der in den natürlichen Gewäſſern in natürlicher Freiheit fich aufhal- 
tenden Wafjertiere anzuſehen; legtere wird in fünfilich gebildeten (gejchloffenen) Gewäſſern 
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(Zeichen) betrieben, aus denen ein Wechſel der Fiſche in andere Gewäſſer der Regel nad) 
ausgeſchloſſen ift. Die natürliche Fischerei zerfällt wiederum in Hochſee-, Küſten- und 
Binnenfijherei. Us Hochſeefiſcherei bezeichnet man jene, welche in den Meeren 
in einer Entfernung von mindejtens drei Seemeilen vom Ufer (alte Kanonenjchußweite) aus: 
geübt wird; fie ijt nach völferrechtlichen Grundjägen jedermann freigegeben. Die Küſten 
filherei ift die im Meer bis zu einer Entfernung von drei Seemeilen vom Lande aus- 
geübte und ſetzt ſich häufig bi in die Mündungen der großen Ströme und in die Haffe 
fort; fie fteht regelmäßig nur den Anwohnern des betreffenden Küftenjtaates zu (doch kommen 
auch hier Ausnahmen vor, wie beijpielsweije durch den Vertrag von Utrecht den Franzojen 
das Net zum Fiichen an den Küften von Neufundland eingeräumt wurde, ein Recht, das 
freilich Hinfichtlich feines Umfangs jehr beftritten ift und jeit längerer Zeit den Gegenjtand 
diplomatischer Verhandlungen zwischen Frankreich und England bildet). Die Binnenfijcherei 
wird in den Flüffen, Bächen und Seen des Binnenlandes ausgeübt und die Berechtigung zur 
Ausübung der Fischerei ift länderweiſe jehr verjchiedenartig geordnet, indem dieſelbe je nad 
dem geltenden Landesrecht und der Natur der Waflerläufe teils dem Staat, teils den Ge 
marfungsgemeinden, teil$ den Uferanftößern oder — auf Grund alter regaler Berleihungen 
und Privilegien — bejonderen Berechtigten zufteht, worüber die jpäteren Abjchnitte jich des 
Näheren verbreiten werden. 


I. Die Küften» und Hochfeefifcherei (Seefifcherei). 


Berichte über Preußens landwirtichaftlihe Verwaltung, erftattet von dem Minifter für Land- 
wirtichaft, Domänen und Forſten. Mitteilungen des deutichen See-Fiſchereivereins (feit 1885 in 
Berlin, feit 1890 in —— eg Fiichereizeitung (in Stettin erfcheinend), Buden 
berger, Art. Fiſcher nm BD. W. 111. S.516 ff. Bartels, Die Yage der deutichen Seefiſchetei 
ins. 6. %. 18. 1594 © .714 ff. B onhof, Die Organifation der Seefiſcherei in den Staaten 
Europas und Norbameritas. 1889, Benede, File, IJ — Fieo in Weſt⸗ und Oit- 
preußen. 1881. Derf., Fiiherei im Handb. 2, Aufl, Bd. 1 335 fi. (Dort audı 
weitere Litt.) Gareis, Die Bewirt haftung des Meeres, 06 Zindemann, Veiträge zur 
Statiftif der deutichen Scefischerei. 1888, Macard, Daritellung der preußiichen "Scefiicherei in 
ihrer jegigen Lage, 1870, — Ferner die amtlichen Veröffentlihungen fremder Staaten, nament: 
für Großbritannien: Statistical Tables and Memorandum relating to tbe Sea Fishe- 
rings of tbe united kingdom (London); für $ranfreicd: Statistique des pöches maritimes 
(Bari); Niederlande: Verslag van den staat der Nederlandsche zeevischerijen ('s Gra- 
venhage) ; für Nordamerifta: Bulletin of the U. S. Fish Commission (Washington) S. 
auch die Biblio ——— von st. Frankenſtein in A. Schwappach, Forſtpolitik, Jagd: und Fi— 
jchereipolitif, 1 392 fi. 


1. Wirtfhaftlihe Bedeutung der Seefijderei. 


$ 2. Weitaus die namhaftefte Bedeutung in volks- und privatwirtichaftlicher Hin- 
fiht kommt zur Zeit der Hochjee- und Küftenfiicherei zu; denn im derjelben find 
nicht nur im Allgemeinen die größten Kapitalien angelegt, fie bejchäftigt auch den erheb: 
lichjten Teil der gewerbsmäßigen Fiicherbevölferung und die von ihr gelieferten Produkte 
(Fiſchfleiſch, Thran, Fiſchguano, Perlen, Korallen, Schwämme) überwiegen an Menge und 
Wert weitaus die Erträgnifje der Binnenfischerei; auch vermögen unter dem Gefichtäpunlt 
der Nahrungsmittelbeihaffung nur die Meere die zur billigen Ernährung großer Volke— 
majjen erforderlichen Fischmengen zu liefern, während die weitaus meiften Arten der Süß: 
wajjerfiiche beijerer Beichaffenheit im Vergleich zur Nachfrage wohl immer eine verhältnis 
mäßig jeltene Ware bleiben werden und daher (zumal die Salmoniden, Koregonen, Yale x.) 
für die Schichten der ärmeren Bevölferung als VBollsnahrungsmittel für jegt und wohl aud 
in der Zukunft nicht weſentlich in Betracht kommen. Unter den Produkten der Meeres: 
(Gochſee- umd Hüften) Fiſcherei find namentlich Heringe, Kabeliau, Schellfiiche, Makrelen, 
Sprotten, Doriche, Plattfiiche, Lachje, Yale, Anftern und andere Mufcheltiere, ſowie Krebſe 
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zu nennen. Die Technik des Fiſchfangs ijt, je nachdem die Hochjee: oder Küſtenfiſcherei in 
Frage fteht, eine verjchiedene ’). Die reichften Erträgnifje liefert die Hochjeefifcherei; 
gerade fie aber erfordert auch die verhältnismäßig fojtbarjte Ausrüftung der Fiicherfahrzeuge 
und ihr Betrieb iſt mit erheblichen Gefahren und Berluften (an Menjchenleben, Fahrzeugen, 
Nepen 2c.) verknüpft. Ein lohnender Betrieb der Hochieefijcherei hat ſich daher allemal erft 
dann ergeben, wenn das größere Kapital der Ausbeutung der Hochjeefiicherei ſich zuwendete 
oder wenn der Küjtenbevölferung die Anſchaffung der nötigen wertvollen Fiſcherei-Betriebs— 


mittel durch Staatliche Beihilfen erleichtert wurde. 

Diegroße wirtidhaftlihe Bedeutung der Befiihung der Meeresgründe mag 
aus Folgenden Angaben erhellen: Nah einem Auffag von Spencer Walpole (the 
British Fish Trade) haben in den legten Jahren in Großbritannien 118000 Fiſcher in 
37000 Filcherfahrzeugen der Fiſcherei obgelegen und es find weitere 80000 Menichen im Lande 
ſelbſt mittelbar durch die Fiſcherei beichäftigt worden; das in den Filchereien angelegte Kapital 
wird auf 5 Millionen Pfund Sterling geidägt, der Ertrag der Heringsfiiherei für Großbri- 
tannien zu 2 Millionen, der Gejamtertrag der Filcherei zu 97, Millionen Pfund Sterling be: 
rechnet. Für 1892 wird der Wert der gefangenen Fiſche zur Zeit der Landung einſchließlich der 
Scyaltiere zu 7 166 000 Pfund Sterling angegeben und drei Viertel entfallen hievon auf Scell- 
fühe, Scollen umd Heringe. Filherfahrzeuge gab es 1892 27157 mit einer regelmäßigen 
Bemannung von 120356 Köpfen; daneben zeitweilig in der Fiſcherei bejhäftigt 23818. — Nach 
Walpole’3 Annahmen werden ferner alljährlidy von dem verjchiedenen an der Nordice- 
fiiherei beteiligten Nationen Fiiche im Wert von 25 Millionen Pfund Sterling entnommen 
und den Gejamtverbraud; der Welt an Fiſchen jchägt derjelbe auf 550 000 Tons, eine Menge 
Nahrungsitoff, die dem Fleiſch von beiläufig 1’. Millionen Rindern gleichkommt. 

Bemerkenswert find ferner die in der amtlihen norwegiſchen Fiſchereiſtatiſtik mitgeteilten 
Ziffern über den in den verichiedenen Meeren erzielten Yang und den Verbrauch an Kabeliau, 
wovon in der Periode von 1872178 alljährlid 153 Millionen Stüd, gefalzen und getrodnet, auf 
den Weltmarkt famen; davon führte aus: Norwegen 635 Millionen, Kanada 36 Millionen, 
Neufundland 33 Millionen (weitere ausführende Yänder find die Vereinigten Staaten, Island, 
Frankreich, Schottland, Holland). Unter den einführenden Ländern ftehen die katholischen 
(wegen der zahlreichen Faittage) mit obenan: Spanien mit 38, Weftindien mit 38, Italien und 
Deiterreich mit 18,4, Brajilien mit 12,5, Portugal mit 8,8, Großbritannien und Irland mit 
7 Millionen; die übrigen 31 Millionen verteilen fih auf Schweden, Holland, Vereinigte Staaten, 
Südamerika, Deutichland, Dänemark, Rußland, Belgien; etwa 60% der Geſamtmenge werden in 
Europa, 40% in Amerila verzehrt. , , j 

Für die Niederlande wird für das Jahr 1891 die geht der Fiichereifahrzeuge zu 4427, 
die Bemannung zu 15500 Köpfen, der Geſamtertrag der Seefiſcherei zu 6 Millionen Gulden; 
für Belgien die Zahl der Fahrzeuge 1885 zu 400 mit 1800 Dann Bejagung und der Er: 
trag 4884) zu 2675000 Frks.; für Jtalien (1893) die Gejamtzahl der Seefilhereifahrzeuge 
u 21173, die Zahl der Fiſcher zu rund 94132, der Ertrag der Seefiſcherei zu 15 Millionen 
Frts.; für Spanien (anfangs der 1890er Jahre) die Zahl der Fiſcher zu 85117, der Fahr— 
euge zu 20436, der Wert der gefangenen Fiſche zu 29 Mill. Bejetas; für die Defterreidi- 
fhen Küftenländer (1887/88) die Zahl der Fiidher in der Sommerfampagne zu 10447, in der 
Winterfampagne zu 8763, der Gejamtertrag der Fiſcherei zu 2320800 Gulden; für Frank: 
reich (1890) die Zahl der Fahrzeuge zu 25043 mit 88 890 Mann Bejagung und der Ertrag 
zu 85 Millionen Frks. und einfchlieglid der Ergebnifje der Aufternzucht zu 106 Mill, Frks. an: 
gegeben. In Norwegen follen 1851 allein in den Lofoten 26 850 Fiſcher mit 6153 Boten, 
in Finmarfen 11736 Fiſcher mit 3417 Boten dem Fiſchfaug obgelegen haben und die diejen 
Fiſchern zugefloffenen Summen werden für jenes Jahr auf 27 Dil. M. geihägt; im ganzen 
find in diefem Land im Fiichereigewerbe nahezu 60 v00 Perſonen oder 10% der Bevöllerung 
thätig und der Gejamtwert der Ausfuhr an Fiſchen und ‚Fiichereiproduften wird für die Zeit 
1366 84 auf jährlich rund 40 Mill., für 1891 auf 48,1 Mill. Kronen geichägt. Bei der Kabeliaufiſcherei 
waren 1892 101 659 Berjonen beſchäftigt. Ju Schweden verdienen 50 000 Menſchen ihren 
Unterhalt direkt in der Fiicherei, der ‚Fangwert wird für die legten Jahre auf 12—16 Mill, 
Kronen angegeben; der Export an Fiichen und Fiſchkonſerven ftieg von 583 800 Kronen im der 
Periode 187080 auf 19,2 Millionen Seronen für 1891. — Das kaſpiſche Meer liefert nad 
Grimm rund 560 Dill. kz Fiſche im Wert von 112 Mill. M. und der Gejantertrag der ru je 
jifhen Fiſcherei im Gismeer, der Oſtſee, dem Kaſpiſchen, Azoff'ichen und Sc.varzen Meer 
(einschließlich derjenigen in den andern Scen und Flüffen) wird zu 800 Mill, kg veraniclagt. 
In den Vereinigten Staaten waren nad einer Aufnahme vom Jahr 1880 in der Fi— 
fcherei im ganzen 131426 Perſonen thätig auf 6605 großen und 44804 Heinen Fiſchereifahr— 


n Auf Art und Beſchaffenheit der in Anwen- einen eingehenden Beſchrieb giebt E. Dallmer 
dung befindlichen Schiffe und Gerätſchaften kann in: von dem Borne, Handbuch der Fiſch— 
in dieſer Darſtellung nicht eingegangen werden; zucht und Fiſcherei. 1886. 

24 * 


372 XIX. Bucdenberger, Fiſcherei. 


zeugen ; das gejamte in der Fiicherei angelegte Stapital belief ji auf 158 Mill. M., der Er- 
trag der Fiſcherei auf 180 Mil. M. und foll derfelbe im legten Jahrzehnt nod ganz anjehnlid 
geitiegen jein. In Kanada wird die Fiſcherei von 60000 Menſchen mit einem Gefamtertrag 
von eher 100 Millionen M. betrieben. Allein ber Hummernfang in Kanada hat 1 
ein Ergebnis von 14,2 Mil, Frls., 1892 ein foldes von 9,9 Mill. Frks. abgeworfen (1869 nur 
76 375 Frk8.); die Zahl der zu Konſerven verarbeiteten — betrug 1891 nicht weniger 
als 71,4 Millionen Stüd, Maflenfänge, die freilich die Nachhaltigkeit des Ertrags fehr in Frage 
ftellen und daher einſchräukende Vorichriften über den Fang veranlagt haben. 

In Deutihland überwiegt zur Zeit noch die Küftenfiiherei — am der Nord: und 
Dftfee — an Bedeutung diejenige der Hochſeefiſcherei und es bleibt eben deshalb der Gr: 
trag der deutihen Meeresfiicherei hinter dem in anderen Staaten — ſehr erheblich zurüd, 
und zwar weſentlich als Folge des Umſtandes, daß das Großkapital bis jetzt in minderem Grade 
als anderwärts für Zwede der Hochſeefiſcherei zur Rerfügung fid) ftellte, Erſt jeit einigen Jahren 
häufen fih — unter der thatkräftigen Leitung des deutichen See-Fiſchereivereins die Bemühungen, 
an der Ausbeutung der weiten Meeresgründe in umfangreicerem Maße auch deutſcherſeits teil: 
zunehmen, und es find vielveripredhende Anſätze einer erfreulihen Fortentwicklung in dieſer Be: 
ziehung ſchon jegt zu verzeichnen (fiche unten S. 377), Die Zahl der in der Norbfee außerhalb 
der Küftengewäfler, alſo zur Hochſeefiſcherei verwendeten Fahrzeuge (in der Dftiee findet 
wejentlich nur Küſtenfiſcherei ſtatt) belief jih 1887 auf 402, die der Bejagung auf 1429 Köpfe; 
1894 dagegen auf 472 Schiffe mit 2264 Köpfen. Erfreulich _ift die Zunahme ber Fiſchfahrzeuge 
nit Damıp fbetrieb, 1886 nur ein Dampfichiff, 1894 aber 72, Die große Heringsfiſcherei 
in der Nordjee wird von der deutichen Küſte aus von der Emdener Heringsfiicherei- Aktien: 
geiellihaft betrieben und zwar mit 25 Baggern (1894); ein zweites Heringsfiichereiunternehmen 
beiteht in Norden; der Gejamtbruttoerlös für Heringe von Emden und Norden betrug in 
den legten Jahren etwa 5—-600 000 M. Ueber den Gefamtertrag der deutichen Hochſee- und 
Keüftenfiicherei können annähernd — Angaben pr Zeit niht gemacht werben; jedenfalls 
liefert deren Ertrag nur einen fleinen Bruchteil des deutſchen Gejamtverzehrs an See: 
fiihen, wie aus den Einfuhrwertziffern deutlich jich ergiebt; denn die Geſamteinfuhr 
bezifferte fid) 1892 auf 40 Mil. M,, die Ausfuhr auf rund 5 Mill. M. Immerhin bat ſich 
der Umſatz der eingebrachten Eeefiihe auf den Haupt: Fiihhandelsplägen der Nord: und Ditiee 
von 188793 von 515000 auf 5,2 Mill. M. gehoben und die Leitung des deutſchen Seefiicerei- 
vereins (Präfident Herwig) darf fi an diefem erfreulichen Aufihwung ein wejentlices Ver: 
dienst zufchreiben, 


2. Die rechtliche Ordnung der Seefifdherei, 


I. Internationale Regelung. 


$ 3. Das ſtaatliche Eingreifen gegenüber der Meeresfifcherei kann in folgenden 
Beziehungen zum Ausdrud kommen: in dem Schuß der Fiſchereibevölkerung des eigenen Landes 
gegenüber Uebergriffen von Angehörigen dritter Staaten und in der Vorjorge für einen 
ordnungsmäßigen Betricb der Fijcherei überhaupt; in der Auferlegung polizeilicher Be- 
ichräntungen der Fiſcherei aus Gründen einer verftändigen Fiſchwirtſchaft; endlich in pfleg— 
lihen Maßnahmen zur Hebung und Förderung des Seefiichereigewerbes, ſoweit das letztere 
aus eigener Kraft zu einer gedeihlichen Entwidlung nicht zu gelangen vermag. 

Der Umftand, daß die Fiſcherei auf dem Meere, foweit fie ſich als Hochſeefiſcherei 
im Gegenſatz zur Küftenfiicherei darftellt, allen Nationen gleich zugänglich ift, hat das Be 
dürfnis gezeitigt, im Weg internationaler Verträge auf die Fernhaltung gegenfei- 
tiger Störungen im Betrieb diejer Fijcherei Bedadht zu nehmen und eine Art internationaler 
Aufficht der Seefiſcherei herbeizuführen. Von bejonderem Intereſſe ift hiebei der zwiſchen 
Deutichland, Belgien, Dänemarf, Frankreih, Großbritannien, den Niederlanden abgejchloffene 
jog. Haager Vertrag vom 6. Mai 1882 (in Kraft getreten am 6. Mai 1884) über 
die polizeiliche Regelung der Fiicherei in der Nordſee außerhalb der Küſtengewäſſer. 

Der Bertra 8 beftimmt zunächſt, daß die Fiiherei in den Küftengem äjjern der Nord: 
fee bis zu drei Seemeilen Entfernung von der Niedrigwaflergrenze ausichlieglih national fei 
und daher von der internationalen Regelung ausgeicloffen bleibe (Artikel 1 bis 3), und fett für 


das internationale Fiſchereigebiet der Nordſee bis zum 61. Grad nördlicher 
Preite im weſentlichen folgendes feit: 

1) Die zum Betriebe der Fiicherei in der Nordfee außerhalb der Küſtengewäſſer beitimmten 
Fahrzeuge Sollen in amtliche Regiſter eingetragen und in lebereinftimmung damit auch änkerlich 
mit beftimmten Interfheidungsmertmalen verjehen werden, aus denen auf See die Staatsange- 
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hörigkeit, der Heimatshafen und die Negifternummer des Schiffes zu erjehen find. Auch die haupt: 
ſächlichſten Fiſchereigerätſchaften follen in — Weiſe gekennzeichnet werden (Art. 5—11). 

2) Die Führer der Fiiherfahrzeuge müflen eine amtliche Urkunde auf See bei fi führen, 
durch welche fie fich über die Nationalität und die erfolgte Negiftrierung des Schiffes ausweifen 
fönnen (Artikel 12). 

3) Durch beftimmte Borfchriften, welche die Fiſcher beim Fiichfang zu beobachten haben, foll 
gegenfeitigen —— — und Beſchädigungen der ausgeworfenen Netze vorgebeugt werden. 
Insbeſondere ſollen Fiſcherfahrzeuge bei der Ankunft auf den Fiſchereigründen ſich nicht ſo hin— 
legen oder jo ihre Netze auswerfen dürfen, daß fie ſich gegenſeitig ſchaden oder bereits fiſchenden 
Fahrzeugen hinderlich werden; der Treibneg- und — — wird ein gewiſſer Schutz gegen 
Schädigung durch Grundſchleppnetze gewährt; weitere Vorſchriften regeln das Verhalten bei Ver: 
widlung von Negen und befchränten das Zerichneiden ſolcher Geräte (Artikel 14 bis 24), 

4) Zur Sicherung des Eigentums an fees oder jtrandtriftigen, geborgenen Filcherei- Fahrzeugen 
oder Gerätichaften und für die Schadloshaltung des Bergers wird bejondere Vorforge getroffen 
(Artilel 25); endlich wird 

5) eine internationale Ueberwachung der Fiſcherei in der Nordiee durch FFiichereifreuzer ber 
verichiedenen Nationen — und werden die Rechte und Pflichten der Befehlshaber dieſer 
Kreuzer genau feſtgeſtellt (Artikel 26 bis 33). 

Zur Ausführung des Vertrags für Deutichland ift ein befonderes Reichsgeſetz (vom 30, April 
1884) erlafien worden, welches die nötigen Strafvorichriften vorfieht und das über den inter- 
nationalen Vertrag infofern nocd hinausgeht, als es vorjchreibt, daß die Beitimmungen der Ar: 
tifel 6 bis 23 des Vertrages auf die betreffenden Fahrzeuge auch während des Aufenthalts der: 
felben in den deutſchen Küftengewäffern Anwendung finden jollen. 

Amtliche Veröffentlichungen *) ftellen feit, daß der Norbfeefiichereivertrag fi im großen und 
ganzen bewährt und feinen Zwed erfüllt hat; daß insbefondere ſeit dem Inkrafttreten desſelben 
weniger Klagen als früher über Störung und Schädigung unferer Fiicher in der Norbfee durch 
fremde Fifcher zur Kenntnis ber Behörden gelangt find. -- Aehnlihe Abmahungen beftehen aus 
älterer Zeit zwifchen England und Frankreich und zwiichen Defterreich und Stalien. 

Eine bemerkenswerte internationale Regelung knüpft fih ferner an die dur den Brannt:- 
weinhandel unter den Nordfeefiihern auf hoher See veranlaßten Mißbräuche. 
Der desfallfige, unter den obenbezeichneten Nordjeeftaaten am 16. November 1887 
abgeſchloſſene Bertrag beitimmt im mwejentlichen, daß jeder Abſatz von fpirituöjen Ge: 
tränfen an die FFiicher auf hoher See, namentlich aber der Austaufch folcher Getränke gegen Er: 
trägniffe des Fiichfangs und Fiſchereigeräte völlig verboten werben joll; daß der Verkauf fon: 
tigen Mundvorrats oder anderweiter Bedarfögegenitände an Fiſcher auf hoher See nur von 
bejonders hierzu im Heimatsftaat konzeſſionierten Fahrzeugen aus erfolgen darf, für die eine be— 
fondere Kennzeichnung vorgeichrieben wird; dab der Austausch von Gegenftänden, deren Verkauf 
an Fiicher geftattet ift, gegen Erträgnifie des Fiſchfangs und gegen Fiſchereigeräte unbedingt 
— und endlich, daß die Beobachtung dieſer Beſtimmungen durch die Fiſchereikreuzer zu 
uberwachen iſt. 


2. Landesgeſetzliche Regelung. 


$ 4. Im Weg autonomer Geſetzgebung iſt vielfach die Küſtenfiſcherei beſtimmten 
fichereiwirtichaftlihen Beſchränkungen — ähnlich wie jolhe für die Binnenfifcherei 
ſchon in älterer Zeit bejtanden — untertvorfen worden, während von jolchen Beichränfungen des 
Beiriebs die Hochieefiicherei aus naheliegenden Gründen in der Regel frei blieb. Ein gegen 
rückſichtsloſe Ausbeutung der Küſtengewäſſer gerichtete ftaatliches Vorgehen 
findet jeine Berechtigung in der Wahrnehmung, daß die frühere Annahme einer Unerjchöpf: 
lichfeit der Meeresgründe durch neuerliche Beobachtungen ſtark erichüttert ift; daß an vielen 
Küftengebieten die Fangergebnifje — mit Ausnahme etwa des Heringfanges — teilweife erheblich 
jurüdgegangen find und daß diejer Rüdgang mutmaßlic in der maßlofen Vernichtung von 
Jungfiſchen namentlid) von Plattfifchen wie fie bei den im Gebrauch befindlichen Fanggerät- 
Ihaften (Grundichleppneg, Trawl, Leinenfifcherei) nicht zu vermeiden ift, ihre Urjache findet >). 
Die aus diefen Gefichtspuntten hergeleiteten Beſchränkungen äußern ſich in der Regel in der 





2) Preußens landwirtichaftliche Verwaltung in | Fifchbeftände in Küſtengewäſſern — vergleiche 
den Jahren 1884/87. I. Band, S. 352, ‚ hierüber in&befondere die Mittheilungen der Sek— 

3) So nadı den Ergebnifjen der von der Schot- tion für Küften- und Hochieefiicherei. Jahrgang 
tiſchen Fiſchereibehörde in den legten Jahren 1889. ©. 13 ff. und Heinde, Die Meberfüllung 
vorgenommenen willenichaftlichen Unterfuhungen | der Nordjee zc. in Nr. 3 der 24 Pa des 
über den Einfluß beftimmter Fangarten auf die deutſchen Seefiichereivereins für 1394. 
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Einführung von Mindeit-(Schon-Mafen für die wichtigften Arten von Fiſchen der Küſten— 
gewäſſer (namentlich von Plattfiſchen); in dem Verbot beftimmter jchädlicher Fanggeräte; in 
der Vorſchrift einer beftimmten Majchenweite bei Nepen und negähnlichen Geräten; in dem 
Gebot zeittweifen Ruhens der Fiicherei in der Laichzeit der wichtigeren Filch- Arten; im der 
Fernhaltung von Zerſtörung des abgejegten Laichs gelegentlich der Werbung von Seepflanzen, 
endlich in der Fejtitellung jog. Schonreviere und dem Verbot der Befiihung dieſer Streden. 
Wegen der Schwierigfeit der Kontrofe, aber auch wegen der Schwierigkeit der Konſtruktion 
von Negen in der Weile, daß die untermäßigen Fiiche entweichen fünnen, haben indeſſen die 
jeitherigen Einfchränfungen der Fiicherei zur See durchſchlagende Erfolge nicht aufzuweien 
vermocht und es ift Thatjache, daß alljährlich allein in der Nordiee Milliarden von unter: 
mäßigen Fiichen, insbej. Zungen und Schollen, al3 wertlos für den menſchlichen Konjum 
vernichtet werden oder allenfall® nur al® Dinger Verwendung finden. Internationale 
Berftändigungen auf diejem Gebiet jind begreiflicherweije mit ganz befonderen Schwierig- 
feiten verfnüpft; daher anichliegend an die von dem Fishery Board in England gemadıte 
Beobachtung, daß die meiften Jungfiiche fich weiter als drei engliiche Seemeilen von der 
Küfte entfernt finden, der Vorſchlag Beachtung verdient, es möchte die Territorialgrenze für 
die Küftenfiicherei auf 10—12 Seemeilen ausgedehnt werden, weil dann die Einzelitaaten 
wirfjamer, nämlich auf autonomemWeg mit fiichereipofizeilichen Einjchränfungen vor: 
gehen könnten. 

Beſchränkungen anderer Art find der Küften- (und teilweiſe auch der SHodhiee:) 
Fiſcherei auferlegt worden durch die Rückſichtnahme auf die Intereſſen unge jtörter Schiff: 
fahrt zur See und auf die Fernhaltung von Unglüdsfällen durh Außeradt: 
lajjung von bejtimmten, beim Betrieb der Fiicherei bezw. der Schiffahrt nötigen Vorſichts— 
maßregeln. Insbeſondere pflegt aus diejen Gründen der Gebraud) fejter und ſchwimmender 
Fangvorridtungen, das Einrammen von PBriden (Pfählen), das Abjperren von Fahrwaſſern, 
Stromrinnen, Seeengen, Eingängen 2c. mit feftitehenden Negen nur unter beftimmten Voraus 
jegungen gejtattet und weiter vorgejchrieben zu werden, daß gewiſſe Hauptichiffahrtsrid: 
tungen frei zu halten, daß die ausgelegten Fanggeräte fenntlich zu machen find, ferner dab 
die für die Seeichiffahrt maßgebenden VBorjchriften über das Führen von Lichtern, über Schall 
fignafe, über Fahrgeichwindigfeit bei Nebel, über das Ausweichen 2c. auch die Fiicherfahr: 
zeuge zu beachten haben. 


In obigem Sinn ift die Küftenfiicherei*) in den deutſchen Küftengemäliern 
geordnet, und zwar durd das preußiſche Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 (das gleichzeitig 
auch die Werhältniffe der Binnenfticherei regelt) und durch die auf Grund dieſes Gefeges erlai: 
jenen Ausführungsverordnungen (für Oft: und Weitpreußen, Bommern, Schleswig: Holitein, 
Hannover), wobei die Grenzen zwiichen Küſten- und Binnenfifcherei in den einzelnen Provinzen 
im Wege landesherrlicier Verordnung jeweils beionders feitgeftellt worden find. Als tupiic für 
die Ordnung diefer Verhältniffe mag der Inhalt der Ausführungsverorduung für die preußiſche 
Provinz Pommern vom 8 Auguſt 1887 auszüglic wiedergegeben fein, wobei zu bemerken 
iit: Gin Mindeſtmaß (Schonmaß) bejteht nad) diefer Verordnung für eine Anzahl wichtigerer 
Fiſcharten und zwar beträgt dasielbe: Für Stör 100 em, für Lachs 50, Zander 35, Meerforelle, 
Maiftich, Finte (Perpel) je 28 em, Schnäpel 20, Flunder (Struffbutt) und Scholle (Goldbuit) 
je 15 em (von der Ktopfipige bis zum Schwanzende gemeflen); Fiſcherei auf Fiſchlaich und Fiſch 
brut iſt verboten. Verboten ift ferner die Fiicherei von Sonnabend Abend 6 Uhr bis Sonntag 
Abend 6 Uhr (Wocenfchonzeit), und in der Zeit vom 20. April bis 9, Juni unterliegt die Küften: 
fiicherei mannigfachen Beichränfungen: Verbot des Fiichens in beftimmt bezeichneten „Repieren“, 
Verbot der Zugnetze (Kurren, Zeeſen an Stellen, wo fie den Laich fhädigen können, Verbot 
des Fiichens mit feitjtehenden Netzen (Segnegen, Bügelreufen) auf oder am Rand von Brut— 
nnd Yaichitellen, Verbot der Netze, welche mit der Strömung treiben (Treibnege, Grundnege) und 
von Negen mit mehrfachen Negwänden (Yädering). Ausnahmsweiſe kann die Fiſcherei zugelaflen 
werden in Anjehung folder Fiiche, welche in großen Zügen plöglich ericheinen und raſch wieder 
4) Als Küftenfiicherei bezeichnet das preußische Nord: und Dftfee, in den offenen Meeresbucten, 

Geſetz (S 3) diejenige Fiicherei, „welche in den den Haffen und in den größeren Strömen vor 
der preußiſchen Hoheit unterworfenen Teilen der ihrer Einmündung in das Meer betrieben wırd“. 
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zu verichwinden pflegen, wie Heringe, Sproiten, Neunaugen, Stör, Stint. — Ferner ift, wie 
für die Binnenfifcherei, fo auch für die Stüftenfifcherei die Anwendung Ichädlicher oder explodie— 
render Stoffe, ferner von Mitteln zur Verwundung von Fiihen wie Speere, Fallen mit Schlag: 
federn, Aalhauen, Muſchelharken, das Zufammentreiben der Fiihe bei Nacht vermittelit Leuchten 
oder Fadeln 2c. unteriagt; der Gebrauch von Speeren zum Aalfang kann ausnahmsweife ges 
ftattet werden. Für Nebe iſt eine allgemeine Majchenweite von 2,5 cm beitimmt, doc find für 
gewiſſe, bei der KHüftenfischerei gebräuchliche Netze auch geringere Mafchenweiten zugelaffen; für 
beitimmte Netze (Setznetze, Trift- und Treibnebe) ift das höchſte Maß der Länge und Breite vor— 
geihrieben; gewiſſe Arten von Negen find ala unzuläfjig erklärt. Eine Reihe von Beitimmungen 
find beftrebt, die Aufrechterhaltung ber Ordnung auf den Filchgründen zu fihern, gegenfeitige 
Störungen fernzuhalten: Verbot des Umitellens von Herings: und Bügelreufen durch feititehende 
Nege und Neufen; Feſtſetzung einer Mindeitweite, innerhalb deren gewiſſe Arten von Netzen von 
einander nicht ausgefegt werden dürfen; Verbot, in den Zug eines fchon Filchenden zu fallen, 
Beitimmungen über das Ausweichen der Net: und Angelfiicher gegenüber den Garn: und Zeeſen— 
fiihern. Die Werbung von Seegewächſen iſt in der Zeit vom 1. April bis 1. Sept. unterjagt. 
— Aehnliche Vorfchriften, wenn ſchon in Einzelheiten abweichend oder einfacher geftaltet, in den 
Ansführungsverorbnungen für Oftpreußen, Weftpreußen, Schleswig: Holftein, 
Hannover vom 8. Auguſt 1887. — Die wegen Verhütung des Zulammenftoßens der Schiffe 
auf See beitehenden geſetzlichen Vorichriften, als welche für die pveutihe Seefifcherei bie 
Not: und Lotien-Signalordnung vom 14, Auguft 1876 und die faiferl. BO. vom 7, Januar 
1880 in Betracht fommen, find in den obigen Verordnungen ausdrüdlih als für die Küſten— 
fiiherei zu Necht beitehend erflärt und mit weiteren Ausführungsbeftimmungen über die Bezeich— 
nung der Fiſchfahrzeuge verfehen worden. 
Ueber die filchereigejeglichen Beitimmungen anderer Länder fiehe unten S. 377 ff. 


3. Sonftige Pflege der Seefifcherei. 


$ 5. Die augenfällige, große Bedeutung der Meeresfiicherei für den Wohlftand der 
Küftenbevölferung und weiterer Volkskreiſe überhaupt, ſowie für die Verſorgung der binnen- 
ländiichen Bevölkerung mit Fischfleiich, die wichtigen Beziehungen eines blühenden Seefifcherei- 
gewerbes zur Seeichiffahrt und der begreifliche Wunſch des einzelnen Staats, an der Hebung der 
Schäge, welche die Meeresgründe darbieten, ſoweit immer thunlich, ebenfalls teilzunehmen, 
haben jchon jehr frühzeitig dazu geführt, durch beſondere ftaatliche Maßnahmen pfleglicher 
Art der Seefiicherei umd namentlich der Hochleefiicherei Fräftigen Vorſchub zu leiften. Ein 
ſolches fürderliches Eingreifen von Staatöwegen erklärt ſich aus der Thatjache, daß die Aus: 
beutung der Filchgründe des Meers, foweit die Hochfeefifcherei in Betracht kommt, Aus: 
fiht auf lohnenden Erfolg nur bei Aufwendung großer Kapitalien (für Bau und Ausrüftung 
der hiezu tauglichen, entjprechend großen und jicher gebauten Fahrzeuge in der entiprechenden, 
nicht zu gering bemejjenen Anzahl, für Bau von Eis: und Gefrierhäujern am Lande, für 
Anlage von Salzereien, Räucher- und Marinieranjtalten, von Anjtalten für Thran- und 
Guanogewinnung 2c.) fich verjprechen darf; jowie daß die Hochjee- und, wenn jchon in ge: 
ringerem Grade, auch die Küftenfifcherei, vielfachen Gefährdungen und VBerluften (an Men: 
ichenleben, Fahrzeugen, Negen zc.) durd) Stürme und andere Unfälle ausgeſetzt ift, weshalb 
vielfach das Kapital und der Unternehmungsgeift nur zögernd in den Dienft der Seefifcherei 
fich jtellte. Die Mittel, diejes in der Natur des Gewerbes liegende Hindernis zu bejei- 
tigen und einen Anreiz zur Beteiligung an den Fijcherei-Unternehmungen zu geben, können 
ſehr verjchiedenartig geftaltet fein und beftanden und bejtehen in der Gewährung von Brä- 
mien für den Bau und die Ausrüftung von Fiichfahrzeugen, in der Auflegung von Ein: 
gangszöllen auf die von Angehörigen anderer Nationen eingeführten Fiſche und jonjtigen 
Meereserzeugnifie, in der Zuwendung von Fangprämien an die eigenen Landesange: 
börigen, in der Befreiung von der Entrichtung oder in der Ermäßigung der jonjt be- 
ftehenden Hafengelder und Lotjengebühren zu Gunften der Fiichereifahrzeuge, — 
Maßnahmen, über deren Zweckmäßigkeit und Rätlichfeit im Einzelfall (jo insbejondere be- 
treff3 der Einführung von Zöllen auf Fiſche) fich natürlich ftreiten läßt. Wichtiger nod) 
vielleicht als die vorgenannten Maßnahmen dürfte eine Vorſorge ſich erweiſen für Anlegung 
von fturmficheren Fiſcherhäfen und für Einrichtung und etwaige ftaatliche Unterftügung 
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von Verſicherungskaſſen zum med der Gewährung von Beihilfen fir verluftig ge: 
gangene oder beichädigte Fahrzeuge und Gerätichaften. Bejondere Beachtung verdient aud 
die Förderung von wiſſenſchaftlichen Unterjuhungen über die Fauna des Meers 
und die Entjtehungs- und Ernährungsbedingungen der Fiſchwelt insbejondere mittelft An: 
lage biologischer Stationen (Ende 1893 bejtanden an den europäilchen Meeren bereits 
deren 20), weil daraus leicht wertvolle Unterlagen für weitere Maßnahmen pfleglicher Art 
gewonnen werden fünnen; ferner die Prüfung der Frage, inwieweit der für die Binnen: 
fiicherei wichtig gewordenen fünftlihen Fiſchzucht zur praktischen Bedeutung aud für 
die Seefifcherei verholfen werden kann, worüber dermalen die Anjchauungen der fachver: 
jtändigen Kreiſe freilich noch jehr auseinandergehen. (Won der Station für künſtliche Zuct 
von Seefiihen in Flödewig bei Arendal in Norwegen find bis jegt 130 Millionen Eier 
von Kabeliau und Plattfiicharten künftlich befruchtet und davon 67 Millionen Jungbrut er: 
zielt und dem Meer übergeben worden. Eine zweite große Station diejer Art befteht in 
Nordamerika zu Woods Hall zur Ausbrütung von Kabeliau, Heilbutt, Schellfiichen, Heringen, 
Makrelen. (Bol. das unten S. 412 Gejagte.) Ganz unzweifelhaft find die Erfolge der jeit 
längerer Zeit an verjchiedenen Orten der Meeresküſte betriebenen fünftlihen Aufternzudt. 
Beijpieldmweife find in der Provinz Zeeland 1885 rund 30 Millionen zementierter Ziegel 
auf den verpachteten Bänfen der Schelde zum Auffangen von Aufternbrut ausgelegt und 
eine durchjchnittliche Bejegung jeden Ziegels mit 60 Auftern erzielt worden; der Verjandt 
von holländischen Auftern belief fich 1885 auf 34 Millionen Stüd im Wert von rund 1 870 000 
Gulden. Die Ergebnifje der franzöfiichen Aufternzucht werden für 1890 zu 13,2 Mill. Frfs. 
angegeben. 

8 6. Bon den in Deutihland zu Gunften der Hochſeefiſcherei ergriffenen pfleg- 
lichen Maßnahmen jei zunächft der Thätigkeit Friedrichs des Großen auf diejem Ge: 
biet Erwähnung gethan, welcher der im Fahre 1769 zu Emden begründeten Hering: 
fijhereigejellihaft ein ausjchhliegliches Privilegium für den Heringsfang und für den 
Vertrieb der Heringe innerhalb des preußiichen Staats einräumte, daneben auf ausländiiche 
Heringe einen Eingangszoll legte, den Bollvertrag jener Gejellichaft von 1780 ab über: 
weiſen und ihr auch bare Beihilfen zumenden ließ. Als fpäterhin der Zoll wegfiel, ficherte 
man jedem auf Heringsfang auslaufenden Fahrzeug eine Prämie von 900 M. zu; die Ge: 
jamtjunme der Zumendungen an die Gejellichaft während eines 30jährigen Zeitraums be: 
lief ih auf 1,6 Mill. M. Die Kriege im Anfang dieſes Jahrhunderts legten leider die 
Thätigfeit der Gejellihaft lahm und die Beihilfen der hannöverjchen, fpäter der preußischen 
Regierung vermochten nicht, fie nur annähernd wieder zu der ehemaligen Blüte zu bringen °). 

Bon jonjtigen Maßnahmen zur Hebung der deutſchen Seefiſcherei, wie 
fie in neuerer Zeit feitens der preußifhen Regierung ergriffen wurden, ift na: 
mentlich der Anlegung von Fiicherzufluchtshäfen und Sturmfignalitationen, der Gewährung 
von Schuß für die deutſchen Filcherfahrzeuge gegenüber fremden Seefiſchern durch Statio- 
nierung von Kanonenbooten an einzelnen Punkten der Küjte, ferner der im Jahr 1870 
zur Erforſchung deuticher Meere gebildeten „wiſſenſchaftlichen Kommiſſion in Kiel“ zu ge: 
denken, welche auch zur Begutachtung praftiicher Fragen des Geefiichereimejend durch das 
Refiortminifterium in Preußen vielfah in Anjpruc genommen wird ®). Eine biologiiche 

5) Amtliche Denkichrift zur Begründung einer | mender Tiere, jowie der diefen Tierchen zur Nah: 
Neichdetatpojition von 100000 M. 3. Förderung d. | rung dienenden jonftigen Meeresgebilde (Stäb- 
Hochjeefiicherei, vorgelegt m. d. Reichsetat 1886/87. | chenalgen, Diatomeen, Geißeltiere (vergl. Mit- 

„ 6) Preußens landiv. Verwaltung für 1878/80. | theilungen der Sektion ꝛc. Jahrgang 1886. ©. 274 

397. Bejondere Bedeutung gerade nad) der ‚und 1889. ©. 35 ff.) in Anſpruch nehmen ; des 
— Seite hin dürfen auch die neuerlichen gleichen die in den letzten Jahren vorgenommenen 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen von Brofeffor Unterfuhungsfahrten in der Norbdjee zur Auf 
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Anftalt auf Helgoland ift feit 1892 hinzugetreten; auch die deutiche zoologiſche Station in 
Rovigno am adriatiichen Meer jeit 1891 verdient Erwähnung. 

Für die fernere Entwidlung der deutichen Seefiicherei bildete die im März 1885 erfolgte 
Errihtung einer befonderen Sektion ded deutſchenFiſchereivereins für Küften- 
und Hochſeefiſcherei, die 1894 als deutjher Seefifhereivereim unter 
der jeit Jahren bewährten Leitung des Präfidenten Herwig ſich jelbjtändig konftituierte ), 
einen wichtigen Wendepunkt, in welchem Verein nunmehr ein Eentralorgan aller auf He— 
bung dieje8 Erwerbszweigs gerichteten Bemühungen und Beftrebungen geichaffen ift und 
dem eine ganze Anzahl wichtigfter Anregungen und Vorkehrungen zu verdanken find ; ſowie 
der Umjtand, daß für Förderung der Hochleefiicherei aus Reichsmitteln jeit dem 
Jahr 1887 eine, inzwijchen auf den Betrag vun 200000 M. erhöhte Geldjumme zur Ber: 
fügung jteht, zu der noch die preußischen Fonds (abgejehen von den für Hafenbauten aufge: 
wendeten Mitteln rund 30 000 M.) hinzutreten. 

Jenen Reihsmitteln ift im wejentlichen folgende Verwendung augedaht: Gewährung von Prä- 
mien für bie Snbetriebjegung von Fahrzeugen für bie große Heringäfiicherei und den Friſch— 
Hihfang auf hoher See; Gewährung von Unterftägungen, aud von zinsfreien Darlehen, zur 
Anſchaffung von jeetüchtigen 5 Habrzengen, verbefierten Fangaeräten und von Anstalten für befiere 
Verwertung der Fiſche (Eishäufer, Räucher-, Marinier-Anftalten 2c.) und für Verwertung der 
Fiihabfälle (Thrankochereien, Fiihguanofabrifen); Interitügung von Fiſchergemeinden und Ge: 
nofjenichaften zur Anichaffung von Dampfern zum Fiſchen und Schleppen der Filcherfahrzeuge 
und zur jchnelleren Beförderung des Fanges an Land fowie zur — oder Verbeſſerung 
von beſonderen Fiiherhäfen und Anferplägen und für Einrichtung von Sturmfignalftationen 
und telegraphiihen Sturmwarnungen; Unterftügung von Gegenjeitigfeitsverbänden von Fildern 
zur Verlicherung von Fahrzeugen und Gerätichaften, endlich Unterftügung von Filchereivereinen, 
insbeiondere des deutſchen Sees-Fiichereivereins, zu wiſſenſchaftlichen Unterfuchimgen, prakltiſchen 
Verſuchen 2c. 

Als befonderd wichtig darf neben der Schaffung einer ausreichenden Anzahl von Fiicher: 
häfen die Schaffung einer Berjiherungdorganijation für daaSeefijdherei- 
gewerbe erachtet werden und es iſt daher jehr zu begrüßen, daß, Dank dem erfolgreichen 
Eingreifen des deutichen Seefijchereivereins gerade auf diejem Gebiet, eine Anzahl folcher 
auf Gegenfeitigkeit beruhender Verſicherungskaſſen unter Zuwendung von Reichsmitteln in- 
zwiſchen haben ins Xeben treten können. Auch die Beranftaltung von Samariterkurſen 
für Seefticher, deögleichen die Errichtung von Fiiherihulen ift dem Verein zu verdanten. 

Eine ftaatlihe Begänftigung u der Hochleefiicherei auch dadurch zu - geworden, daß durch 
Bundesratsbeihluß vom Jahr 1885 für die Zulajjung als Schiffer in Eleiner 
Fahrt auf Hochſeefiſchereifahrzeugen — im Unterfchied zu den ſonſt geltenden Prüfungsvor: 
ſchriften — der Nachweis einer 6Omonatlichen Fahrzeit nach zurücdgelegtem 15. Lebensjahr für 
genügend erklärt und daß bie von Heringsfahrzeugen zu zahlende Yotiengebühr preubitcherfeite 
auf die Hälfte des tarifmäßigen Sates ermäßigt wurde; vorteilhaft hat fich auch die eiſen— 
bahnjeitig ergangene Anordnung erwiejen, wonad für den Verjand von Heringen nad) dem 
Süden von Deutihland auf den preußifhen Bahnen ein ermäßigter Ausnahmetarif 
farben und für Frifhfifhiendungen möglichſte Beihleumigung der 

ge eben ig vorgeichrieben worden ift. — Nicht unerwähnt fei, daß jeit einigen Jahren 
für Verbdienfte um die Ficherei feitens der Preußiihen Regierung Medaillen und zwar aus 

Anlaß von Öffentlichen Ausstellungen verliehen werben. 


$ 7. Bon den europätichen Staaten it $granfreich derjenige, in welchem in reichjtem 
Maße die Seefiicherei ſeit ältefter Zeit den Gegenftand adminiftrativer und gejeglicher Maß: 
nahmen bildete und deſſen Einrichtungen daher ein bejonderes Intereſſe in Anſpruch nehmen *). 
Nach geltendem franzöfiihem Recht find das Meer und diejenigen Teile des Landes, welche 
vorübergehend oder dauernd vom Meer überflutet werden, ferner die Häfen und diejenigen 
Slußgebiete, welche durch den Salzgehalt oder die Flutbewegung des Meeres beeinflußt 
werden, Seedomäne (Domanialite puplique maritime), d. h. unveräußerlicher Staats: 
beſib, an dem private Nutzungsrechte, ſofern fie nicht urkundlich aus der Zeit vor 





7) Sagungen abgedrudt in Nr. 10 der „Mit- | find weientlich der Abhandlung von E. Bohnhof, 
theilungen“ von 1894. Die Organijation der Seefiicherei in den Staaten 
8) Die nachſtehenden Angaben über frankreich Europas und Nordamerifas. 1889, entnommen. 
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Erlafjung des Edikts von Moulins (1566), herjtammen, nicht anerfannt werden; im 
Bereich der Seedomäne können deshalb ftändige Fiicherei-Anlagen (&cluses, bouchots) nur 
mit Genehmigung der zuftändigen Behörde (Marinedepartement unter Mitwirkung des Mi: 
niſters der öffentlichen Arbeiten) errichtet werden. Soweit das Gebiet der Seedomäne reicht 
(diejelbe zerfällt in 8 Unterabteilungen: das Meer jelbjt, der Meeresitrand zwijchen den 
Linien des höchſten und niederjten Wafjerftandes, das jalzige Flußwaſſer, die Strandregion, 
Kanäle, Handelshäfen zc., deren jede getrennt verwaltet und deren Ausbeutung je durd 
bejondere Borjchriften geregelt wird), ift, wie die Seeidhiffahrt, jo auch die Ausbeutung der 
Tier: und Pflanzenwelt au fich jedermann und ohne Abgaben freigegeben; doch ſind die: 
jenigen, welche auf Fahrzeugen die Fiſcherei betreiben, den durch Gejeg vom 3 Brumaire 
des Kahres IV erlafjenen Zulaffungsvorichriften der Inseription maritime unterworfen; 
eine Abgabe wird nur für die zur Ausbeutung des Strandgebiet3 errichteten Anlagen von 
längerer Dauer und auch nur von den „Nichtinjtribierten” erhoben. 

Der Aufgabebereich der oberen Aufjihtsbehörde (Marinedepartement) gegen: 
über der Seefiicherei erftredt ficy aber jomwohl darauf, bei der Ausbeutung der Seedomäne 
die Ordnung anfrechtzuerhalten und rückſichtsloſe Ausbeutung zu hindern, als darauf, immer: 
halb diefer Schranken die thunlichſte Hebung des Seefiichereigewerbes durch fürderliches Ein- 
greifen verjchiedenfter Art herbeizuführen; im einzelnen ift diefe Staatsfürjorge eine ver- 
ichiedene, je nachdem es fih um die Hochfeefiicherei (grandes päches) oder um Küften: 
fiicherei handelt. 

Zu der Hochſeefiſchere i gehört der Walfiſchfang und der Stodfiihfang, umd für beide 
Arten von Fiicherei — die erjtere hat übrigens ſeit Nahren ganz aufgehört — werden auf 
Grund bejonderer Gejehe (für den Stockfiſch- oder Kabeliau-Fang aus den Jahren 1851, 
1860 und 1870) hohe Prämien den ausfahrenden Schiffern gezahlt (Musrüftungsprämien 
und Fangprämien, die erjteren von 15 bis 50 Fr., die legteren von 12 bis 20 Fr. für 
90 kg Fangergebnid), im ganzen jährlich in einer Gejamtjumme von 2’ Mill. Fr. Das 
zur Aubereitung des Fangs verwendete Salz ift fteuerfrei, für ausländijches Sal; wird 
der Boll ganz oder teilweiſe nachgelaffen. Durch einen Zoll von 44 fr. für 200 kg ein— 
geführte ausländische (nicht von franzöfischen Fiichern ftammende) Stockfiſche erfährt die 
Kabeliaufifcherei eine weitere Vergünftigung. Der Kabeliaufang wird hauptjächlich bei Neu 
fundland, wo Frankreich auf Grund des Utrechter Vertrags von 1713 weitgehende Fiſcherei— 
rechte genießt, und in den isländiſchen Gewäſſern betrieben; die Art des Fiſchereibe— 
triebs an der Neufundlander Küfte ift durch Gejege vom 2. März 1852 und 21. März 1862 
eingehend geregelt, insbejondere in Betreff der Beitimmung und Zuteilung der Fangpläge 
(Platzrechte), der Errichtung und Benugung von Trodenhäufern, des Beginns der Fiſcherei zc.; 
gewiffe Arten von Schleppnegen find verboten, fir die eigentlichen Stockfiſchnetze eine be: 
ſtimmte Maichenweite vorgejchrieben. Die Küftenfifcherei begreift im weſentlichen die: 
jenige auf Heringe, Makrelen, Sardinen, fonftige friiche Fiſche und Auſtern in fich. 

Wegen Abgrenzung des franzöfiihen Fiſchereigebiets gegenüber dem engliſchen bebufs ern: 
haltung von Streitigkeiten fomwie behufs_ ——— einer gemeinſamen Fiſchereipolizei wurde 
am 2. Auguſt 1839 mit England ein Staatsvertrag abgeſchloſſen und deſſen Vorſchriften 

1846 zum Geſetz erhoben ; außerdem beftehen noch dieſe Fiſcherei regelnde Geſetze aus dem Jahre 

1852, "1858, 1859; Die wichtigiten find die unterm 10, Mai 1862 und 20. November 1875 er: 

laiienen, welch' ietztere namentlich den Schutz der Fiſchereigründe im Auge haben. — Die er: 

wähnte Konvention beitimmt, dab das Territorialmeer eines jeden | von beiden Ländern in 
einer Breite von 3 Seemeilen, ferner die Buchten mit weniger als 10 Seemeilen Deffnung ımd 
die Häfen von Fildern der andern Nation, Fälle höherer Gewalt ausgenommen, nicht betreten 
werden und daß dieſe an den genannten Plätzen weder fiſchen, noch ſegeln, noch ankern, noch 
auch Fang verlaufen dürfen; daß bei der Fiſcherei im offenen Meer die Netze für den He 
ringsfang eine Maichenweite von 2,5 em, die für die Makrelenfiicherei eine folhe von 3em haben 
müſſen, daß dieje Filcherei auf offenem Meer beiderfeits durch Kreuzer zu beauffichtigen iſt, melde 


die Ordnung aufrechtjuerhalten und gegebenen Falls fofortige Unterfuhung und Verhaftungen 
vorzunehmen haben. 
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Durch die erwähnten, für die franzöſiſche Küſtenfiſcherei erlaffenen Geſetze wird 
fodann die Fangweiſe und die Ausbeutung der Fangplätze felber eingehend geregelt: 
Jegliche Fiichereianlage, auch Parks für Auſtern 2c. bedarf der Genehmigung des Marineminifters ; 
es wird im einzelnen Fall bejtimmt, in welcher Entfernung der Küſte die Fiicherei verſchiedener 
Art erlaubt ift, in welcher Entfernung von der Küſte und der Flußmündung die Fiſcher jich auf: 
zubalten haben, zu welchem Zeitpunkt die verichiedenen Fyiichereien beginnen und geichloffen wer- 
den, in welchen Tagesitunden der Fang geftattet ift und welche Fiſchereien das ganze Jahr hin: 
durch betrieben werden dürfen; gewiffe Nete, Geräte, ſchädliche Fangmethoden find verboten oder 
es ift, wie 3.8. hinfichtlich der Schleppnege, der Gebrauch von befonderer Bewilligung abhängig; 
desgleichen ift verboten der Yang von Fiſchen und Scaltieren unter beitimmter Größe a 
0,10 m bezw. 0,20 m Länge), die Zerftörung des Laichs, desgleichen der An- und Verfauf, der 
Transport umd jeglicher Gebraud von Laich oder von Fiihen, die dem Laich gleichitehen und 
von Schaltieren, die die vorgefchriebene Größe nicht haben; weitgehende Strafbeitimmungen follen 
den Vollzug dieſer Vorfchriften fihern. Eine neuerlihe V.O. vom 5. Nov. 1892 verbietet den 
Gebrauch von Feuerwaffen und Sprengftoffen Seren bei Ausübung der Serfischerei. 

As Vergünstigungen, welde der Küftenfijcherei eingeräumt find, find zu erwähnen: 
der auf vom Ausland kommende Fiſche gelegte Eingangszoll von 10 Fr. für 100 kg; Befreiung 
der Fiicher von der Salziteuer; Herabfegung von Eiſenbahnfrachten für Fiichtransporte; Be: 
williaung von Beihilfen bei Unglüdsfällen und VBerluiten; Anlage von neuen Schughäfen und 
Verbefierung ber beftehenden. — Beſondere Beitimmungen bezweden den Schug der Auſtern— 
aründe: Berbot der Fiſcherei vom 1. Mai bis 31. Muguit, d. h. zur Zeit der Vermehrung 
der Auftern; Verbot des Führens von Scharrnegen in diefer Zeit; Beſtimmung des Anfangs: und 
Endzeitpunktes für das Abfiichen der Haffifizierten Aufternbänte; Verbot der Auſtern-Fiſcherei 
zur Nachtzeit und des Verbringens von Auftern unter 5 cm in dem Verkehr, Verbot der Ber: 
wendung von Scleppgeräten innerhalb einer Entfernung von 500 m von den MAufternbänfen, 
Die Aufternfiicherei ift durch einen Zoll geſchützt, die Einfuhr durd engliihe Fiſcher verboten. 
— Auch die Einfammlung der Strandgewächſe iſt durch befondere Defrete (von 1868 und 
1873) geregelt und nur zu beftimmten Zeiten und nur bei Tage geitattet. 
$»* In Belgien, mwojelbjt die Seefiicherei der Verwaltung des Minifteriums der 

Eijenbahnen, Poſt und Telegraphen unterjtellt ift, gelten hinfichtlich ihrer Ausübung die oben 
erwähnten Vorjchriften der Haager Konvention von 1882. Sonftige einfhräntende 
Beftimmungen hinfichtlich der Ausübung der Fiicherei beftehen nicht. Eine Unter: 
ftügung der Fiſcherei durch Staatsprämien findet jeit längerer Zeit nicht mehr ftatt; 
dagegen wird der Verſand friicher Fifche ins Binnenland durch eigene Nachtzüge auf den 
Bahnen wejentlidy gefördert, eine Prüfung von den Führern der Hochjeefischereifahrzeuge 
nicht verlangt, Lotienabgaben nicht entrichtet, wohl aber Hafenabgaben, 5.8. in Dit: 
ende. An diefem Ort ift auch der Siß einer Verſorgungskaſſe für die Fiſcher zur 
Gewährung von Unterftügungen an Waifen und Witwen von Fiſchern, jowie an alte, frante, 


gebrechliche Fiſcher. 

Dänemark. Das neue, die gejamte Fiſcherei regelnde Gejeh vom 5. April 1888, ins 
Leben getreten am 1. Januar 1889, bejtimmt hinfichtlich des Rechts zur Ausübung der 
Seefiſcherei, daß innerhalb des dänischen Seeterritoriume, d.h. innerhalb einer Ent: 
fernung von drei Seemeilen von der Küfte und ferner in den Buchten, deren Eingang eine 
Breite von 10 Seemeilen nicht überfchreitet, die FFiicherei nur den in Dänemark heimats- 
berechtigten oder jeit mindeſtens 2 Jahren anſäſſigen Perfonen zufteht, Ausländern aber 
nicht (mit gewiſſen Ausnahmen für Angehörige Schwedens), und daß Uebertretungen mit 
Gelditrafen und Konfisfation der Fiiche und des Fangs geahndet werden. Die Küjten- 
fiiherei wird einer Reihe Einſchränkungen unterworfen. 

Insbeſondere iſt verboten die Filcherei mit dem Trawl und die Verwendung von Waaden und 
ähnlichen Gerätichaften, welche am Grunde geichleppt und mit Booten 2c. bewegt werden, wenn 
fie mit einem höheren Gewicht als 40 Pfd. belaftet find. (lleber die Schäblichkeit der Grund: 
ichleppnegfiicherei vgl. das Seite 373 unter $ 4 bemerkte). Außerdem ift die Fifcherei mit 
Waaden aller Art in allen Gewällern, mit Ausnahme der Nordiee, des Skagerals und Hatte: 

ats in den Monaten März, April und Mai in demjenigen Wiertel der Gemwäfler, in dem Die 

* beſonders ſich aufhält, unterſagt; die Grenzen der geſchützten Gewäſſer werden vom 

iſter des Innern beſtimmt. — Mindeſtmaße —— für Male, Hecht und Lachs (31 cm), 

Dorſch, Wittling, Scholle, Steinbutt, Glattbutt, Braffen, Schleien, Forellen, Schnäpel (20 cm), 

Flunder, Klieſche, Barſch, Rotauge (15 cm), gemeſſen von der Schnauzenipite bis zur Wurzel 

der ERBERENT für Krebſe (Sem), Hummern (18 cm), gemeflen von der Spite des Scild- 

horns bis zur Wurzel der Schwimmfloſſe. Fiſchbrut und umreife Fiſche, welche gefangen werden, 
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dürfen nur als Nahrung für Menihen Verwendung finden, Kauf und Verkauf berfelben it ver: 
boten, außer zu Köder: oder Zuchtzwecken. 

Die Regierung verwendet jährlih etwa 80000 Kronen zur Unterſtützung der Fiſcherei durch 
Gewährung von Reifeftipendien an Sacverftändige, zur Anjhaffung neuer Bote oder noch nicht 
erprobter jyanggeräte, außerdem jährlich 300 000 Kronen in Form zinsfreier Darlehen zum Bau 
und zur WVerbeflerung von FFiiherhäfen. Ein Prämienſyſtem befteht nicht, doch wird der Joll 
für das für ausgeführte Fiſche verwendete Salz rüdvergütet. Der Bahntransport ift für den 
Verfandt im Lande wie nach Deutſchland fehr erleichtert (durch fchnelle Beförderung, ermäßigte 
Taren). Von den Führern kleinerer Fahrzeuge wird eine Prüfung nicht verlangt, Schiffsabgaben 
nicht erhoben, insbeſondere Hafenabgaben nicht oder doch nur in ermäßigtem Betrag. 


Mit der Ueberwachung des Fiſchereiweſens find ftaatliche Aufjichtsbeamte (Fiicherei: 
fontrolleure) betraut. — Die die Flußwaſſerfiſcherei regelnden Borjchriften weiſen 
bemerfenswerte Beionderheiten nicht auf. 

Schweden. Das Redht zur Fiſcherei in den Binnengewäfjern (auch in den Schären) 
ift im allgemeinen dahin geordnet, daß dem anftoßenden Grundbefiger das Recht zur Fiicherei 
bis zur Mitte des Waſſerlaufs zuftebt ; Daneben eine Anzahl jtaatlicher Fiichereirechte, namentlich 
für Salmenfifcherei, und Almendfifchereien von Gemeinden. Im offenen Meer außerhalb 
der Schären ift die Fiicherei jedermann zugänglich; die Küftenfiicherei dagegen bis dabin, 
two der jog. Landgrund reicht, d. h. wo eine ftändige Tiefe von 6 Fuß beginnt, dem Ufer: 
anfiedler vorbehalten. Die ftaatlichen Fiichereirechte werden regelmäßig durch Verpachtung 
(auf 6—15 Jahre) genußt. — Die Berlfiicherei, früher Regal, ift jegt freigegeben, wird 
aber wenig mehr ausgeübt. 


Die Fiiherei auf Hoher Sce unterliegt Einfchränfungen nicht, für die Küftenfifcerei 
gelten die Beftimmungen der allgemeinen FFilchereigefeßgebung; Mindeftmaße für Seefiſche find 
nicht vorgeſehen. Das die Fiſcherei polizeilidy regelnde Gejek vom 29, Juni 1852 und die könig- 
lidie Verordnung vom 10, Januar 1880 enthalten im wejentlichen folgendes: 1) Die Schonzeiten 
find individuell geftaltet, aber nur für Salmoniden ſowie für Auftern und Hummern und 
in Anfehung der Salmoniden für die einzelnen Fiſchwaſſer verichieden geitaltet; Frühjahrslaicher 
eniehen feinen Schuß. 2) Abſolute Marktverbote binfichtlidh der mit einer Schonzeit bedachten 
Fiſche 2c. beftehen nur binfichtlich der Austern und Hummern, binfichtlich der Salmoniden nur 
bedingt; 3) Mindeitmaße nur für Salmen (30 cm), Hummern (21 cm), Auftern (5,9 cm Durch— 
meſſer); 4) die Verunreinigung von Fiſchwaſſern ift unterfagt; 5) weiter ift unterſagt: die voll: 
ftändige Abiperrung von Waflerläufen mit Negen 2c., das Fiihen mit erplodierenden Stoffen, 
die Verwendung von Netzen unter 30 mm (bei Salmen unter 60-75 mm). — Den Landes: 
hauptleuten ift geftattet, für beftimmte Gewäſſer weitergehende Einjchränfungen zu erlaffen. 


In Schweden find die früher unmittelbar aus der Staatskaſſe gewährten Fiſcherei— 
prämien jeit 1868 eingeftellt worden; die Unterftügung aus Staat3mitteln beſteht 
jegt nur noch injoweit, al3 zum Bau von Häfen und Boten bis zwei Drittel der Koften 
zugeichofjen werden, fofern der Reftbetrag von den nterefjenten übernommen wird. Do: 
gegen wird das Seefifchereigewerbe in mehrfacher Hinficht durch die provinziellen 
Haushaltungsgeſellſchaften (aus den Mitteln der ihnen überlaffenen Anteile 
der Branntmweinfteuer) unterftügt (Gewährung von Darlehen zur Herjtellung von Boten, 
Häfen, zur Anlage von Salzereien zc.). Erportprämien werden jeit Ende des vorigen Jahr: 
hunderts nicht mehr gezahlt. Für den Transport von Fiſchen bejtehen Frachtvergünftigungen, 
Sciffsführer und Steuerleute der Fiicherfahrzeuge unterliegen feiner Prüfung; eine Zoll 
fontrolle für die Fiſcherfahrzeuge befteht nicht, Hafenabgaben werden nicht erhoben. — In 
Norwegen werden zur Förderung der Seefiicherei neuerdings große Summen (200000 
Kronen) bewilligt und befteht außerdem wie in Schweden ein Darlehensfond von 400000 
Kronen zur Beihaffung und Ansrüftung von Fahrzeugen, zur Förderung der Anlage von 
Konjervierungsanftalten. 

Großbritannien. Hinfihtlih der Hochſeefiſcherei ift auf die Haager Kon: 
vention (S. 372) zu verweilen; ferner auf den mit Frankreich im Jahr 1839 abge: 
ſchloſſenen Seefijchereivertrag, deſſen Einzelheiten oben (S. 378) mitgeteilt find. Für die 
lleberwahung der Küſtenfiſcherei bejtehbt in Schottland und Jrland eine eigene 
Behörde, erjtere ſchon im Anfang diejes Jahrhunderts eingejegt ; Gegenjtand der gejeglichen 
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Regelung bilden im übrigen namentlid die Heringd: und die Aufternfiicherei. — 1886 er- 
bielt ver Board of Trade eine bejondere Fijdhereiabteilung; dem Board 
of Trade ſteht es zu, auf Antrag der Gemeinden bejondere Seefiichereidiftrikte zu errichten, 
die wiederum unter die Furisdiktion jog. Diftriktstomites geftellt find; dieje fünnen Verord— 
nungen von unbejchränkter Ausdehnung behufs Regelung der Seefticherei in den Territorial: 
gewäfjern ihres Diſtrikts erlaflen. — In Bezug auf die Seefijchereipflege ift zu be 
merten: In älterer Zeit hat die englijche Regierung die Seefiicherei durch unmittelbare 
Geldbeihilfen wirkſam unterftügt, in neuerer Zeit nur ausnahmsweiſe in der Zeit zwijchen 
1820 und 1830 Brämien zur Ausrüſtung von Fahrzeugen und zur Verarbeitung von 
Fiichereiproduften (jährlich zwiichen 200000 und 1300000 M.) verwilligt, jeitvem aber 
jolche Zahlungen eingeftellt. Auch zollpolitijfche Maßregeln zur Förderung der natio- 
nalen Fiſcherei (Einfuhrzölle, Erportprämien) beftehen nicht mehr, ebenſowenig Bergüniti- 
gungen Hinfichtlich des Bahntransports der Fiſche in das Binnenland, und jelbjt für An- 
lage von Fiicherhäfen geichieht aus öffentlichen Mitteln nur wenig. Dagegen war für die 
Ausbreitung der Filchereiinduftrie von günftiger Wirkung, daß der Staat von den Führern 
der Fiicherfahrzeuge keinerlei Prüfung forderte, daß dieje Fahrzeuge, von der regelmäßigen 
Bollrevifion befreit, zu jeder Zeit ungehindert ein= und auslaufen dürfen, daß Anmufterungs- 
gebühren nicht erhoben und auch Zotjen- und Hafengelder von Fiicherfahrzeugen, wenn tiber: 
haupt, nur in jehr geringer Höhe gezahlt werden. — Wijjenihaftlihe Unterjud- 
ungen über die Meeresfauna und die Fiichereiverhältnifje anzuftellen, hat fid) die im An- 
fang der neunziger Jahre gebildete MarineBiological association of the United 
Kingdom zur Aufgabe gejtellt. 

Ktalien. Mafgebend für die Ausübung der Fischerei im Territorialmeer ift das Ge— 
je vom 4. März 1877 und die dazu ergangene VBollzugsverordnung vom 13. Novbr. 1882, 
Das Geſetz giebt die Seefiſcherei jedermann frei, unterwirft diejelbe aber beſtimmten Be- 
ſchränkungen aus Gründen des Fiſchſchutzes, der öffentlihen Ordnung und Sicherheit, je 
doch im weſentlichen nur im Bereich der Küſtenfiſcherei d.h. innerhalb einer Ent- 
fernung von 3 Seemeilen von der Küſte. Abgejehen von dem jchon im Gejeg enthaltenen 
Verbot der Verwendung von Dynamit, erplodierenden Stoffen ꝛc. ift unterjagt: in der Beit 
vom 1. Dezbr. bis 31. Mai die Verwendung von Schlepp- und ähnlichen Negen; zu 
jeder Zeit die Verwendung von mit Dampfern geführten Negen diefer Art; beſchränkt 
ift die Fiicherei in der Nähe der Ausmiündung von Waſſerläufen in das Meer; für be: 
jtimmmte Fiicharten bejtehen Schonzeiten und Mindejtmaße, legtere für 47 Arten 
und bis zu 70 mm heruntergehend; die Einhaltung der Mindejtmaßvorjchriften ift durch 
entiprehende Marttverbote gefichert, wobei indes Ausnahmen im Intereſſe der 
Bornahme wifjenichaftlicher Arbeiten, der künſtlichen Fiſchzucht, der Aufternzucht, des Fangs 
zum Bwed der Gewinnung von Köderfiihen zugelafien werden können. — Weitere Vor: 
jchriften jorgen für die Aufrechterhaltung der Ordnung aufdengijhereigründen 
(die fiichenden Fahrzeuge müfjen eine gewijje Entfernung von einander einhalten, betreffs 
bejonders günftiger Fangpläge kann die Behörde die Einhaltung eines Turnus unter den 
Fiſchern anordnen 2c.). 

Niederlande. Zur Beratung der Regierung in allen Seefiicherei: Angelegenheiten be: 
steht das Seefifhereifollegium, aus 15 Mitgliedern bejtehend (die nur zum kleineren 
Teil den Seefiicherei-Interefjenten entnommen werden dürfen). Regelnde VBorjchriften über 
den Betrieb der Seefifcherei find durch Gejege vom 21. und 23. Juni 1881 und 7. Ok— 
tober 1884 gegeben worden. 

Aus diefen ift hervorzuheben: 1) Jedes für Seefiiherei (ausichließlich der Fiſcherei im Zuider— 
jee) benügte Schiff oder Bot mu das Buchſtabenzeichen der Gemeinde des Herkunftsorts und 


eine Nummer am Bug umd im Segel führen und wird unter diefer Nummer in ein öffentliches 
Regiſter eingetragen 2) Verträge mit Seefiſchereimatroſen werden abgeſchloſſen durch Eintragung 
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in ein öffentliches Regiſter; auf Vertragsbrüchigkeit ift Strafe geſetzt (Gef. v. 18, Juni 1881); 
3) In der Zuiderſee ift zum Schuß bes Fiicpbeftanbes die Fiſcherei mit gewiſſen Grund 
ichleppnegen („Suilnetten“) unter Strafandrohung verboten, wobei indes für den Anchovisfang 
Ausnahmen vorgefehen find; 4) Gejalzene („gekaakte“) Heringe nieberländiicher Herkunft können 
auf Berlangen des Fiſchers von Öffentlichen, durch das Seefifchereifollegium beitellten Beamten 
unterjucht und (als Vermerk der Dualität) mit einer Brandmarkte am Faſſe verfehen werben. 
Hinſichtlich der Filcherei auf Hoher See ift auf die Beftimmungen der Nordjeeficherei- 
Konvention (fiehe oben S. 372 ff.) zu verweifen. — Beihilfen, insbefondere Ausrüſtungs 
prämien an Heringsfiichereifahrzeuge, wie jolche in früheren Jahren verwilligt wurden, werden 
grundjäglich nicht mehr gewährt; man ift in jachverjtändigen Kreifen der Meinung, daß 
die Seefijcherei, wie fie jolche Beihilfen nicht begehre, derjelben auch nicht bedürfe und daß 
der lebhafte Aufſchwung, den das niederländiiche Seefiichereigewerbe ſeit Mitte der jechziger 
Jahre genommen habe, gerade diefem Nihteingreifen des Staats und dem Fallen— 
lafjen einfchräntender und beengender Fijchereivorjchriften wejentlich zuzuſchreiben jei. 
Dejterreid. Für die Seefiicherei in der Adria ift unterm 5. Dezbr. 1884 ein Ge 
je erlafjen worden, welches die alten Seefifchereiordnungen vom 6. Mai 1835 und 10. Novbr. 
1880, insbejondere in Anſehung der Zuläffigkeit beftinımter Nege ergänzt, Regiftrierung umd 
Bezeichnung der Fiicherfahrzeuge vorjchreibt und die Einjegung von Fiichereitonmiffionen 
bei den Hafenämtern anordnet, 
Rußland. Das Fiichereirecht des Zarenreichs ift infolge der vielgeftaltigen natürlichen 
Berhältnifje von großer Mannigfaltigkeit und für die einzelnen See: und Flußgebiete je 
durch verichiedene Gejege geordnet. 


Dieſe Gejege find: Für das weiße Meer und die dem nördlichen Ozean zujtrömenden Flüſſe 
vom 6. Januar 1870 und 28. April 1881 (die Monatsangaben beziehen fid) auf ruſſiſche Zeit 
redinung); für den Fluß Sewir (zwiichen Onéga- und Yadoga:See) vom 22, April 1835; für 
die Newa-Mündung und den finnischen Meerbujen vom 11. Dezbr. 1719; 28. Febr. 1752; 7, Nov. 
1763; 21. April 1785; 29, Novbr. 1817; für den Pſtow'ſchen und Tſchüdiſchen See vom 12, Oft. 
1864; für den Kuben'ſchen See vom 5. Dezbr. 1866; für die Gewäſſer im Gebiet der doniſchen 
Koſaken vom 26. Mai 1835 ; für Gewäſſer im Gebiet der Stuben=Stofaten vom 19. Januar 1880; 
für den Fifche und Sechundsfang im fafpiihen Meere vom 25. Mai 1865; 2, Mai 1884; für 
Fiſcherei in den Flüſſen des Aſtrachan'ſchen Kofakenheeres vom 6, Jan. 1845; für Fiſcherei in 
den Flüſſen der Ural-Koſaken vom 1. Nov. 1846; vom 25. Dezbr. 1850; vom 16. Jan. 1856; 
vom 22, Febr. 1860 2c.; für Fıfcerei in den Flüſſen der Ter-Stojaten vom 14. Febr. 1845; 
vom 1. Novbr, 1846; für Kronsiiicherei im Transtaufafusgebiet vom 18, März 1880; vom 
26. April 1883; vom 20, Dezbr. 1854. — Cine Umarbeitung und Neuregelung gelamten 
ruffishen Fiſchereiweſens ift zur Zeit im Gang. 


II. Die Binnenfifcerei. 
I, Die Binnenfifdereipolitifim Allgemeinen, 


$ 9. Die Binnenfijcherei, bei welcher man die Fluß-, die Binnenfee- und die Teich 
fiſcherei unterſcheiden kann, fteht, wie jchon erwähnt, in Anjehung des Ertrags und de 
halb der allgemeinen wirtjchaftlichen Bedeutung hinter der Küſten- und namentlich hinter 
der Hochieefiicherei im allgemeinen zurüd; für Deutſchland, wo die Seefifcherei im Ver: 
gleich zu anderen Nationen verhältnismäßig gering entwidelt ift, mag dies allerdings zur 
Beit nicht zutreffen, hier vielmehr die Binnenfiicherei den Vorſprung behaupten, wenn jchon 
bei dem Mangel einer ausreichenden Fiichereiftatiftif beftimmte Zahlenangaben hierüber fehlen. 
Unter allen Umftänden verdient auch die Binnenfiicherei befondere Beachtung und Pflege 
jeitens des Staats im Hinblid auf das in der Einleitung Bemerkte ſowie mit Rüdficht darauf, 
daß eine richtige Bewirtichaftung der Gewäſſer die jeither erzielten Erträgnifje namhafter 
Steigerung entgegenzuführen vermag, insbejondere bei verftändnisvoller Verwertung der 
Borteile, welche die in kurzer Zeit zu großer Blüte gelangte fünftlihe Fiſchzucht dar- 
bietet. Wenn ungeachtet der Anftrengungen privater reife und der pfleglichen Fürjorge, 
welche der Binnenfiicherei von Staatswegen jeit Jahren zugewendet wird, Fortjchritte zum 


Binnenfiicherei. Fiichereiberechtigungen in Deutichland. $ 10, 383 


Beſſern nicht überall gleichmäßig hervorireten, ja ortsweiſe Rüdjchritte zu verzeichnen find, 
fo ift die Urſache diefer bedauerlihen Erjcheinung größtenteils in jenen Störungen und 
Hinderniffen zu ſuchen, von denen die durch ein entwidelteres Kulturleben bedingte jtärfere 
Ausnügung des Waſſers (zu gewerblichen, Schiffahrts: und landwirtichaftlichen Zweden neben 
den durch Sicherheits: und Meliorationsinterefien nötig werdenden Korrektionsarbeiten) un— 
trennbar begleitet zu jein pflegt. Lafjen fich diefe Störungen und Hinderniſſe auch nicht 
überall gänzlich bejeitigen, jo ift e8 doch vielfach möglich, fie — unter richtiger Berüdfichti- 
gung und Würdigung der beiderlei Arten von Intereſſen — auf ein weniger jchädliches Maß 
einzuichränfen, und es darf als eine zwar jchwierige, aber auch danfenswerte Aufgabe der 
beteiligten Staatsbehörden bezeichnet werden, den angemefjenen Jnterefjenausgleich am Waſſer 
in jchonender Weije jederzeit herbeizuführen. 

Im übrigen erwächſt dem Staat und jeiner Gejeggebung gegenüber der Binnen: 
fiicherei ein doppelter Kreis von Aufgaben: einmal die Aufftellung der aus Gründen einer 
verftändigen Fiichereiwirtichaft fich ergebenden Normen, nach denen die Ausübung der 
Fiſchere i fi regeln joll; zum andern die Bezeichnung und angemefjene Abgrenzung der 
Siihereiberehtigungen jelber. Die nachfolgende Darjtellung wird zunächſt die Ziel— 
punkte bezeichnen, welche eine gejeggeberiiche Behandlung diejes Stoffs im Auge haben 
jollte, und dann das geltende Hecht jfelber behandeln. 


2. Dierehtlihde Ordnung der Binnenfifcherei. 


Hauptquelle: Gejegesblätter, jonftige amtliche Veröffentlihungen. Außerdem: Das Fiſchereigeſet 
für den Preußiſchen Staat nebjt den für die einzelnen Provinzen erlaffenen Ausführungsver- 
ordnungen. 1887. —— des Kgl. Preuß. gg Negelung der 
Adjacentenfiicherei. 1 Sahresberichte des eidgendffifhen Handels: und Yandwirtichafts: 
departements. — Allgemeine Fifchereizeitung, Organ der Landesfiichereivereine für Bayern, Sachſen, 
Baden zc. (in Münden ericheinend). Deutſche Fiſchereizeitung (in Stettin erfcheinend). Yirkulare 
des deutichen Fijchereivereins (in Berlin ericheinend). — v. Bibra und Lichtenberg, Das 
Geſetz für Eljah-Lothringen betr. die Fiſcherei v. 2, Juli 1891. 189, Borgmann, Die Fi— 
iherei im Walde. 1892. Bucdenberger, Fiſchereirecht und Fiſchereipflege im Großh. Baden. 
1888, Der ſ., Art. — im H.W. III. N ewald, Die ——— — und Ihre Beichräns 
fung nad) Analogie der Jagd. 1 Bollod, 55 The shery laws Schröder, 
Fiſcherei⸗Wirtſchaftslehre der natürlichen Binnengewäfler. 1889, Seelig, Sicherzi und Wafler: 
tet betreffende Entſcheidungen deutſcher Gerichtshöfe ꝛc. 1889. Sta udinge rt, Der Silcherei- 
ihng durd) die Straf je 1881. Ders. Die bayerifche Landesfiihereiordnung v. 4. Olt. 

mit den Streisfiicher —— nebſt Grläuterungen. 2 Bändchen. 1884 u. 1888, Ders, 
Artikel „Fiſcherei und Fiſchereipolizei“ in Stengels Wörterbudy des deutſchen Verwaltungsrechts. 
1889-90, Weitere Litteratur in der Bibliographie von K. Franken ſtein, a. a. O. 


1. Landesgeſetzliche Regelung. 


$ 10. Fijhereiberehtigungen. Nach älterem deutihem Recht jtand die Otku— 
pation der Fiſche, wie überhaupt der als herrenlos geltenden Tiere, jedem Markgenoſſen 
zu, wie ſich ja der Zuftand der freien Fiſcherei in einzelnen Staaten bi$ auf den heu- 
tigen Tag erhalten hat oder doch erjt in den legten Jahrzehnten durch befondere Gejeggebung 
bejeitigt worden ift. Schon jehr frühe trat aber in jenem älteren Rechtszuſtand in Anſehung 
der größeren Gewäſſer, insbejondere der jchiffbaren und floßbaren, eine Menderung dadurch 
ein, daß, zunächft die Könige, jpäter die einzelnen Dynaften, an diefen Gewäſſern ein zu: 
gleih die Fiichereinugung in fich ſchließendes Hoheitsrecht in Anjpruch nahmen und daß 
die daraus fich entwidelnde Auffafjung eines Fiſchereiregals allmählich ſelbſt hinfichtlich 
der nicht ſchiffbaren (nicht Öffentlichen) Gewäſſer Plaß griff. Durch Ueberlaffung der Fiicherei- 
nugungsrechte jeitens der Landesherrichaft an eingejeffene Grundherrichaften, an Klöfter, 
an Gemeinden, an die Anhaber von Waſſerwerksanlagen (Mühlen) ergab fi) allmählich 
eine jehr buntjchedige Verteilung der Fijchereirechte an den fliegenden Gewäſſern, deren Viel— 
geſtaltigkeit noch dadurch erhöht wurde, daß unter der Einwirkung der römiſch-rechtlichen 
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Auffafjung, wonad an nicht öffentlichen Gewäſſern den an dasjelbe anftoßenden Grund: 
befigern ein Eigentumsrecht an Bett und Waffer zuftehe, in umfangreichem Maße ein Fiicherei- 
recht auch der Uferanftößer ſich ausbildete. So erklärt fih, daß die Art und Weiſe, in 
welcher die Fiſchereiberechtigung an den einzelnen Wafjerläufen (und bezw. Seen und 
Zeichen) dermalen gejeglich geordnet ift, Ländermweije ein jehr verjchiedenartiges 
Bild darbietet, entiprechend teils der Verjchiebenheit hiſtoriſcher Entwidlung, teils zufälliger 
örtlicher Verhältmiffe. Im großen und ganzen kann man jagen, daß heutzutage die Fiicherei- 
berechtigung, welche der Regel nad) das Recht zur Aneignung nicht nur der Fische, jondern 
auch der Krebſe und anderer nicht jagbmäßiger Waſſertiere (Mujcheln) in fich begreift, an 
den öffentlichen (ihiff- und floßbaren) Gewäfjern (Strömen) meift dem Staat, anar 
deren (privaten) Gewäſſern meift dem Anftößer (Mdjacenten) oder der Gemar: 
fungsgemeinde zufteht; daß aber diefe Hegel durch Rechtätitel verjchiedener Art (frühere 
regale Berleihungen, Lehensverhältniſſe, Privilegien, grund- und gut3herrliche Verhältniſſe 
vielfach durchbrochen ift, weshalb an demjelben Wafjerlauf nicht jelten die Fifchereiberedti- 
gung in durchaus widerjpruchsvoller Weile geordnet erjcheint. Bom Standpunkt ber 
Fiſchereiwirtſchaft aus muß die Forderung geftellt werden, daß die Verteilung 
der Fiſchereiberechtigungen an den einzelnen Wafjerläufen einer verjtändigen Hege und Pilege 
der Fiſchwaſſer nicht hinderlich im Wege ftehe und daß, joweit dies der Fall, im Wege der 
Gejeggebung eine andere Verteilung jener Rechte Pla greife. So darf z. B. die an den 
Grundbefig gefnüpfte Berechtigung der Uferanftößer (Udjacenten), die Fiſcherei längs dem 
Uferbefig bis zur Mittellinie des Wafjerlaufd auszuüben, als ſchädlich für die gedeihliche 
Entwidlung der Fiicherei bezeichnet werden, weil die Filchereiberechtigungen meift auf kurze 
Entfernungen wecjeln und infolge deſſen eine rüdfichtslofe Ausbeutung der einzelnen Fiſch— 
wafjerjtreden die Regel bildet; weil ferner wegen bes ftändigen Wechſels der Fiſche fluf- 
auf» und abwärts für Niemanden eine bejondere Beranlafjung vorliegt, auf Vermehrung 
der Fiichbejtände, etwa im Weg der Einjegung von Jungbrut, Bedacht zu nehmen, jo daß 
auch aus diefem Grunde mit der Zeit die Entvölferung joldher Wafferläufe ſchwerlich hintan— 
gehalten werden kann. Schlimmer noch ala diejer Rechtszuſtand ift jener zu erachten, bei 
dem jedem Angehörigen einer Gemeinde das Recht des Filchfangs zufteht („Freie und 
wilde Fiſcherei“); mindeitend bedenklich aber die jog. Koppelfiiherei (in die 
Erſcheinung tretend durch das gleichzeitige Beſtehen mehrerer Fijcherereiberechtigungen an 
ein und derjelben Wafjerjtrede), weil die Anzahl diejer Berechtigungen meift von vorneherein 
im Verhältnis zu der Größe des Fiſchwaſſers eine zu große ift, durch Erbteilung und ähn: 
lie Rechtsvorgänge aber mit der Zeit zuweilen geradezu abenteuerliche Verhältnifie an: 
nehmen kann. Der Zuftand der „Freien Fiſcherei“ ift jegt wohl überall bejeitigt (fo 
in Breußen durch das Fiichereigeje vom 30. Mai 1874), dagegen beftehen Adjacenten: 
und Koppelfiſchereirechte in einem großen Zeil der deutjchen und außerdeutichen 
Lande zum Schaden der Fiſchwirtſchaft immer noch fort *). Hier ändernd und neu orbnend 
einzugreifen, dürfte al3 eine unabweisbare Pflicht der Gejeggebung zu bezeichnen 
jein; die einfachfte (dem Vorgang der Jagdgeſetzgebung nachgebildete) Löjung würde wohl 
darin bejtehen, daß die Mdjacentenfilchereirechte der Gemeinde ald Vertreterin der Gemar: 
fungsinterejjen überwiejen würden, mit der Auflage, diejelben im Wege der Verpachtung 
zu Gunjten der Gemeindekaſſe zu nügen (ein Weg, wie er im Großherzugtum Baden durd) 
Geſetz vom 29. März!1852 betreten worden ijt und zwar, ohne daß den Uferanjtößern für 
die Entziehung ihres Fiſchereirechts eine Entichädigung gegeben wurde). Sollten ſich bei 
diejer Art der Regelung im gegebenen Fall die einzelnen Gemeindefiichtwafjerberechtigungen 
immer noch zu Elein erweijen, um einen vernünftigen Fiſchereibetrieb zu ermöglichen, jo üft 

9) Vergleiche: Verhandlungen des kgl. preußi- | 1889. Motive zum Defterreichifchen Reichsfſiſcherei— 
ſchen Landes-Detonomie-Eollegiums v.13./16, Mai geſetz vom 25. April 1885. 
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durch Zufammenlegen mehrerer derjelben zu einem einzigen auf Abhilfe Bedacht zu nehmen. 
Eine andere Löſung iſt die in der öfterreichisch-ungarischen Reichs-Geſetzgebung verfuchte, nämlich 
falls eine Ablöſung der Adjacentenfichereirechte in der Einzeljtaatgejeggebung nicht beliebt 
werden jollte, die Bildung genofjenichaftlicher, gemeinjfamer Bewirtichaftung unterliegender 
Fiſchereigebiete im Weg ftaatlichen Zwangs herbeizuführen (jog. Revierbildung); Schwierig: 
feiten können fich in diejem Fall allerdings dadurd) ergeben, daß ein gemeinjames VBerwal- 
tungsorgan geichaffen werden muß, für welches die richtigen Perjönlichkeiten nicht immer 
vorhanden jein werden. — Hinfichtlich der Koppelfifhereirehte wird die WYblöjung 
ind Auge zu fafjen fein, jofern fie einen gemeinjchädlichen Charakter angenommen haben, 
wobei übrigens die Verpflichtung zur vollen Entſchädigung der jeither Berechtigten im Grund- 
jap anzuerkennen jein wird. 

An die Reihe der für die Entwidlung der Fiichereiverhältniffe ſchädlichen Fiſchereiberechti— 
gungen müfjen auch die jog. Kanalfiſcherei rechte gezählt werden, welche teils als ein 
Ausflug des Ndjacentenfiichereirechts, teild auf Grund bejonderer Rechtötitel (Privilegien, 
Lehensverhältnis, Kauf) in und außerhalb Deutjchlands weite Verbreitung haben. Die Schäd- 
lichkeit diefer Kanalfifchereirechte tritt darin zu Tage, daß bei fnappem Waſſerſtand, wie 
meist im Sommer, die Fiſche und namentlich die edleren Arten derjelben (Forellen, Aeſchen) 
in die Kanäle einziehen, um hier eine leichte Beute des Kanalbefigers zu werden, ein Ber: 
hältnis, das jelbftredend auf die Bemühungen der im Hauptwafjer Fiichereiberechtigten : zu 
Ihonen, zu hegen und zu pflegen, in hohem Grade lähmend einwirken muß. Es kommt 
hinzu, daß die Kanalfiichereiberechtigten ihr Fiſchereirecht in rüdfichtslofefter Weife (durch 
Abichlagen des Kanalwafjers) auszunügen pflegen, wobei in der Hegel mafjenhaft auch die 
Jungbrut zu Grunde geht. Eine Aufhebung der Kanalfiichereirechte (gegen entiprechende 
Entihädigung) zu Gunften derjenigen, welche in dem, den Kanal jpeilenden Hauptwafler 
fichereiberechtigt find, ift daher ebenfalls anzuftreben. (Am Großherzogtum Baden ift neuer: 
dings in diefem Sinn der Gegenftand der gejeglichen Regelung entgegengeführt worden.) 

s 11. Fiſchereigenoſſenſchaften. In einer Anzahl deuticher Staaten (Preußen, 
Sachſen, Hefien 2c.) hat man der bejtehenden Beriplitterung der Fiſchwaſſer und insbejondere 
der Schädlichkeit der Adjacentenfischerei durch die gejegliche Vorjchrift zu begegnen gejucht, 
daß unter bejonderen Borausjegungen (Antragjtellung, Vorliegen eines überwiegenden öffent: 
lichen Nugens) einzelne, aneinandergrenzende Fiihwafjerjtreden zu einem gemeinjam zu 
verwaltenden Fiſchereigebiet auch gegen den Widerjpruch einzelner Beteiligter im 
Zwangsweg durd die Staatsbehörde vereinigt werden fünnen. Die an dieje Einrichtung 
gefnüpften Erwartungen find indes nicht überall in Erfüllung gegangen, weil gegen jolche 
Genofjenichaftsbildungen, namentlich wenn private Filchereiberechtigungen in erheblicher 
Anzahl vorkommen, in der Regel eine Boreingenommenheit bejteht und weil in der Befürch- 
tung, eö werde ein gebeihliches, genofjenjchaftliches Zuſammenwirken nicht in Ausficht ſtehen, 
von der zwangsweijen Bildung ftaatsjeitig häufig Abftand genommen zu werden pflegt. In 
viel minderem Grade ift diefer Widerftand zu erwarten, wenn lediglich oder vorwiegend 
Gemeindefiſchwaſſer in frage ftehen, infofern bei den Gemeindebehörden eher auf 
ein Verftändnis in dieſen Dingen zu rechnen ift, diejelben jedenfalls amtlicher Belehrung 
und Einwirkung zugänglicher find als Einzelberechtigte und weil ferner durch Uebertragung 
der gemeinjanıen Verwaltung an eine der beteiligten Gemeinden die Schaffung eines Ver— 
waltungsorgans für die Genoſſenſchaft in Leichter Weiſe fich verwirklichen läßt '"). 

10) Gerade mit aus diefem Grunde darf bei| um auf das Großherzogtum Baden vermwiejen 
der geieglichen Regelung der Adjacenten-. und | werden mag, wojelbit in den legten Jahren in 
Roppelfiichereirechte deren Uebertragung an die einer jehr namhaften Anzahl Heinere und größere 
Gemeinden, wie oben jchon bemerkt, als eine Fiichereigebiete (durch BZufammenlegung allzu- 


befjonder& beadhtenswerte Löjung der vorhandenen | Heiner Gemeindefiichtwafjer), in der Kegel ziemlich 
Schwierigkeiten bezeichnet werden, wobei wieder- | anftand3los, gebildet wurden. 
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In welcher Weiſe ſolche Fiſchereigebiete zu nutzen ſind, wird nach den gegebenen Ver 
hältniſſen im Einzelfall zu entſcheiden und am beſten dem zu vereinbarenden Genoſſen 
ſchaftsſtatut zu überlaſſen ſein; als einfachſter und regelmäßig zu beſchreitender Weg wird 
ſich die Verpachtung darſtellen, doch auch die Selbſtbewirtſchaftung nicht auszu— 
ſchließen ſein. — Eine weſentliche Aufgabe der Fiſchereigenoſſenſchaften liegt im übrigen in 
der Hege und Pflege der Gewäſſer, wohin insbeſondere die Sorge für gute Fiſchereiaufficht, 
die Fernhaltung von ftörenden Eingriffen Dritter (fiehe unten $ 14) und jonjtigen ſchäd 
lichen Vorkommniſſen jowie die Erhaltung und Vermehrung der Fiichbejtände durch An- 
legung von Brutanftalten und Bruteinfag jowie durch Schaffung von Laichplägen zu zählen 
fein wird. Erfahrungen in einer Anzahl gutgeleiteter Fiſchereigenoſſenſchaften thun dar, daß 
joldhe Aufwendungen durd Erzielung höherer Pachterträgniſſe und ftärferer Fangergebniſſe 
fich alsbald bezahlt machen und daß die zuweilen vernommene Bejorgnis, es jeien größere 
Fischwafferstreden wegen der geringeren Nachfrage nach joldyen nur unter ungünjtigeren 
Bedingungen zu verpachten, thatjächlicy unbegründet ift. 

$ 12. Polizeiliche Vorjhriften zum Schuß der Fiſcherei. Schon im frühen 
Mittelalter ift in Deutichland die Ausübung der Fiicherei in den fliegenden Gewäſſern umd 
größeren Seen verichiedentlich Gegenftand zum Teil jehr eingehender und ftrenger Bolizei- 
vorjchriften gewejen, als deren Grund teild die Sorge für Erhaltung der Fiichbeitände, 
teils die Abficht der Sicherung einer gleihmäßigen Verteilung des Ertrags unter die ein: 
zelnen, am Waflerlauf Fiichereiberechtigten fid) erfennen läßt; aus legterer Erwägung find 
beiſpielsweiſe die vielfah in alten Satungen von Fiicherinnungen fich findenden Bejtim 
mungen zu erklären, wonach nur gemeinfam zum Fiſchen ausgefahren werden darf, wonach 
bejonders jcharfe Gezeuge nicht von Einzelnen, jondern nur von der Gejamtheit der An 
nungsgenoſſen genugt werden dürfen u. dgl. m. Die Schußvorjchriften der älteren Zeit unter: 
ſcheiden fi) ihrem Weſen nach im allgemeinen nicht jehr erheblich von den durch die nener 
liche Geſetzgebung erlaffenen; auch in jemen findet man bereit3 das Verbot gewiſſer ale 
ſchädlich erkannter Fangarten umd Fanggeräte, das Verbot des Fangs zu Heiner Fiſche, das 
Verbot des Fiichens zur Zeit des Laichens der vorherrjchenden Fiicharten. Der Unterjchied 
zwijchen der neueren Geſetzgebung und jenen älteren Vorfchriften befteht mehr darin, das 
auf Grund der inzwilchen gewonnenen bejjeren Kenntnis der Entwidlungs: und Lebens 
bedingungen der einzelnen Fiſcharten dieje Schußbeftimmungen einen richtigeren, Erfolg ver: 
bürgenden Ausdrud gefunden haben; daß diejelben an der Hand vielfältiger, praftiicher Er: 
fahrumgen mehr in das Einzelne ausgejtaltet worden find; daß mit der fortichreitenden Kultur 
und namentlich mit der ftärkeren Inanſpruchnahme der Wafjerfräfte durch Induſtrie und 
Landwirtſchaft ſchützende Borichriiten auch gegenüber diejen Interejjentenfreijen fich als nötig 
erwiejen; daß endlich überall das Beſtreben obmwaltet, durch entjprechendere Kontrollvor- 
fehrungen die Durchführung der erlafjenen Schuß: und Schonvorjchriften in angemejjener 
Werfe zu fihern. Während danach die alten Filchereiordnungen auf wenige PBaragrapben 
ſich beſchränken fonnten, find die neuen Fiſchereigeſetze meist zu jehr inhaltreichen Kodififa 
tionen herausgewachſen, denen dann zu ihrem Vollzug bejondere Verordnungen nod ein 
gehenderen Inhalts nachzuſolgen pflegen. Denn fait überall hat man es für erjorderlih 
erachtet (menigftens in Anfehung der Vorjchriften über Schonzeiten, Mindeſtmaße, zuläjlige 
Geräte 2c.), in den Gejegen jelbjt nur allgemeine Normen aufzujtellen, die nach den gegebenen 
Verhältniffen erforderliche Einzelregelung aber dem Verordnungsweg zu überweijen, um dem 
auftretenden Bedürfnis nach Aenderung der gegebenen Borjchriften leichter und anjtands 
lojer genügen zu können. 

Jedes ſtaatliche Eingreifen in die Art der Bewirtichaftung der Fiſchwaſſer und der 
Ausbeutung ihrer Schäge ift im übrigen von dem Grundgedanken beherricht, daß die Er 
haltung eines nachhaltigen Fiſchbeſtandes durch ein öffentliches Intereſſe erfordert werde 
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und daß jomit Einjchränfungen der freien VBerfügungsgewalt der Fiichereiberechtigten einer 
jeitö und Gewährung von Schuß gegen Störungen oder Schädigungen der Fiſchwaſſer durch 
Dritte andererjeit3 wohlberechtigte Maßnahmen jeien, welche zu ergreifen der Staat nicht 
nur berechtigt, jondern auch verpflichtet ericheine. Und zwar pflegen diefem ftaatlichen Ord— 
nungsrecht in der Hegel alle Fiſchwaſſer (fließende Gewäfjer, Seen, Teiche) unterworfen zu 
werden, mit Ausnahme derjenigen, von welchen aus ein Wechjel der Fiiche in andere fließende 
Gewäſſer ihrer Natur nach oder infolge von künftlichen Abjperrvorrichtungen ausgejchlofjen 
ift (jog. geihlojjene Gewäſſer, zu denen übrigens einzelne Gejeggebungen, wie die preußijche, 
alle künftlich angelegten Fiichteiche rechnen, ohne Rüdjicht darauf, ob diejelben mit einem 
natürlichen Gewäſſer in Berbindung jtehen) ; nicht jelten hat man indes im Intereſſe wirt: 
jamer Kontrolle der erlajjenen ‘Bolizeivorjchriften einzelne der legteren (namentlich ſoweit 
es fih um Schonzeiten und Mindeftmaße und die Einhaltung des jog. Markttverbots 
handelt — ſiehe unten) auch auf die geichlojjenen Gewäſſer für anwendbar erklärt. 

Man kann die Gejamtheit der zum Schuß der Fiſcherei erlafjenen Vorſchriften füglich 
in drei Gruppen bringen, deren erjte die Art der Bewirtihaftung der Fijd- 
wajjer, deren zweite die Fernhaltung von Schädigungen durch Dritte und deren lehte 
und wichtigfte die Beſchränkungen in fich begreift, denen der Fischfang im Anterefje der Nach— 
haltigfeit der Fijchereimwirtichaft zu unterwerfen ift. Selbftredend muß durch ausreichende 
Strafvorichriften in Verbindung mit wirkſamer Aufficht für einen angemefjenen Vollzug der 
erlafjenen Vorſchriften Sorge getragen werden. 

$ 13. Sorge für gute Bewirtichaftung der Fiſchwaſſer. Wo immer Fiſch— 
waſſer im Bejig von Gemeinden, Genojjenichajten oder jonjtigen Korporationen find, welche 
der Regel nach nicht durch Selbjtbewirtihaftung, jondern im Weg der Verpachtung ge- 
nügt werden, fordern ähnliche Erwägungen, wie fie bei der Verpachtung ländlicher Grund: 
ftüde fich geltend machen, daß die Dauer der Pachtzeit nicht zu kurz bemefjen jei, da- 
mit der Pächter an einer jchonlichen Bewirtichaftung, deren Früchte immer erjt nad) Ablauf 
einiger Jahre reifen, interejjiert erjcheine; es pflegt deshalb bejtimmt zu werden, daß die 
Dauer der Pacht mindeftens 6 Jahre (Preußen) bezw. 9 oder 12 Jahre (Baden) betragen 
müſſe und daß die Pachtverträge den ftaatlihen Auffichtsbehörden zur Einficht oder Ge— 
nehmigung vorzulegen find, welch legtere auch für die Trennung joldher Fiſchwaſſer in Ab— 
teilungen zum Zweck der Verpachtung verlangt zu werden pflegt. Sind dieje Fiſchwaſſer 
an fi zu Klein, um ein richtiges Bewirtichaftungsobjeft darzujtellen, jo ijt auf Zuſammen— 
legung derjelben mit anderen anjchließenden Fiſchwaſſern Bedacht zu nehmen (jiehe oben) 
und e3 erweiſt ſich hiebei die Vorſchrift ſehr zweckmäßig, daß derartige Zufammenlegungen 
zum Zwed gemeinfamer Berpadtung, auch ohne daß Anträge der Beteiligten vorliegen, von 
Amtswegen in Angriff genommen und durchgeführt werden (wie neuerdings mit gutem 
Erfolg in Baden vorgejchrieben worden ijt). Den Pächtern ijt nicht mur im allgemeinen 
die Pflicht verjtändiger Hege der Fiſchwaſſer vertragsmäßig aufzuerlegen, jondern aud die 
Einjegung gewiſſer Mengen künſtlicher Fiſchbrut (namentlich) in Salmoniden-Fiſchwaſſern) 
vorzujchreiben. 

Bon nicht unerheblicher Bedeutung für die Erhaltung eines reichlichen Fiſchbeſtandes er- 
weit fich die Anlage jog. Laich- oder Hegepläße, d. h. von joldhen Stellen in Fiſch— 
wajjern, welche zur Abjegung des Laichs und zur gefahrlojen Entwidlung der Fiſchbrut 
in ihren erjten Lebensmonaten nach den gegebenen örtlichen VBerhältnifjen bejonders geeignet 
ericheinen; ſolche Laidh: und Hegepläge pflegen dann unter bejonderen polizeilihen Schuß 
geftellt zu werden, indem innerhalb ihrer Grenzen jede ftörende Arbeit in oder am Wajjer 
(Räumungsarbeiten, Mähen von Schilf, Uushebung von Sand, Vornahme von Uferbau- 
arbeiten 2c.), aber aud; zeitweije jede Art des Fiichjangs in demfelben unterjagt wird. In 
regulierten Wafjerläufen ift die Bereithaltung von Laichplägen häufig ausgeſchloſſen und 
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e3 ift dann wichtig, Borjorge dafür zu treffen, daß die Verbindung mit den rüdwärts liegenden 
Altwaſſern nicht gänzlich abgejchnitten werde. Im übrigen gewinnt die Bejtimmung beftimmter 
Wafjerftreden ald Laich- oder Hegepläge in jenen Ländern eine bejondere Bedeutung, in 
denen die Schonzeiten nicht jtreng durchgeführt werden, mithin auch während der Laichzeit 
der Fiſche eine Störung derjelben nicht zu vermeiden ift, und es ift deshalb diejer Gegen- 
ftand in der preußijchen Fiſchereigeſetzgebung bejonders eingehend geregelt worden, 
wobei neben den eigentlichen Zaichjchonrevieren auch jog. Fiichichonreviere vorgejehen jind, 
d.h. ſolche Streden, welche den Eingang der Fiiche aus dem Meer in die Binnengewäfler 
beherrichen. Den obigen Anforderungen in Bezug auf Schuß von Laichplägen gegen ſchäd— 
lihe Störungen ift mehrfach aud in anderen deutihen Gejeggebungen entiprochen 
(in Bayern durch entiprechende Borjchriften im Polizeiſtrafgeſetzbuch, in jpezialifierterer Weiſe 
u. a. in Württemberg, Baden, Hefien). 

$ 14 Fernhaltung von Schädigungen durch Dritte. Berhältnis zur 
AInduftrie und Landwirtichaft. Das Darniederliegen der Fijcherei in einzelnen 
Wafjerläufen und das Hindernis rajcher Bevölkerung derjelben mit Fiſchen ift, wie mehr- 
fach erwähnt, vielfady dadurch veranlaßt, daß mit der fortichreitenden Kultur die dem Waſſer 
innewohnenden jegenipendenden Kräfte (ald Triebkraft, ala Mittel der Bewäflerung oder Reini- 
gung) immer intenfiver in Gebrauch genommen werden und daß die daraus fich ergebende 
Benügungsweife im Einzelfall oder auch die Benügung des fließenden Wafjers zur Fort: 
führung von Haushalts, Induſtrie- und anderen Abgängen die natürlichen Lebensbeding- 
ungen der Fiſchwelt beeinträchtigt oder auc gänzlich aufhebt. Den Widerftreit der Inter 
eſſen, welcher hienach zwiſchen den Bedürfniſſen der Fiſchwirtſchaft und des gewerblichen 
und landwirtichaftlichen Betriebs häufig in die Erjcheinung tritt, zu löfen, ift, zumal die 
legteren Intereſſen nicht jelten nach ihrer wirtichaftlichen Bedeutung ſchwerer wiegen, als 
die an die Fischerei ſich knüpfenden, für die Gejeggebung und den Verwaltungsvollzug eine 
beſonders jchwierige Aufgabe, aber keineswegs unmöglich, jofern nur überhaupt der Geſichts 
punkt fejtgehalten wird, daß das fließende Waſſer und die Gaben, die es darbietet, von 
niemanden in rüdjichtslojer Weile zu eigenem Vorteil und mit Hintanfegung der Interefien 
anderer genügt werden dürfen, und jofern beim Vollzug des, in diefem Sinne formulierten 
geſetzgeberiſchen Willens das Bejtreben der Verwaltungsbehörden obwaltet, in verftändiger 
Weije zwijchen den entgegenjtehenden Intereſſen zu vermitteln. Abgejehen von den Schädi- 
gungen, welche für die Fijchereiberechtigten aus dem zeitweifen Abſchlagen des Waſſers 
in den Gewerb3fanälen (zum Zweck der Reinigung oder Reparatur 2c.) erwachſen, und 
im Hinblid auf welche vielfach die Verpflichtung rechtzeitiger Unzeige an den Fiichereibe- 
rechtigten behufs Ermöglihung jichernder Vorkehrungen ausgeſprochen it, fommen in vor: 
liegender Frage in erjter Reihe die mehr oder weniger ftarfen Berunreinigungen der 
Waſſerläufe in Betracht, welche aus induftrieller und landwirtichaftlicher Thätigkeit her: 
jtammen, und e3 hat die neuere Fiichereigejeggebung (jo in Preußen, Baden, Heſſen) grund— 
ſätzlich das Verbot jolcher Verunreinigungen, (die übrigens auch in janitärer Beziehung häufig zu 
Beanftandungen Anlaß geben und daher auch vielfach ſchon aus janitätspolizeilichen Erwägumgen 
eingejchränft werden) ausgejprochen; doch pflegt der Vorbehalt gemacht zu werden, daß bei 
übertwiegendem Intereſſe der Landwirtichaft oder der Jnduftrie dad Einwerfen oder Ein: 
leiten jchädlicher Stoffe geftattet, daß aber dem Inhaber der Anlage, joweit es die örtlichen 
Berhältnifie zulafjen, die Ausführung jolher Einrichtungen aufgegeben werben kann, welche 
geeignet find, den Schaden für die Fiſcherei möglichft zu bejchränfen. Die nunmehr jeit 
längerer Zeit vorliegenden Erfahrungen haben dargethan, daß in jehr vielen Fällen ohne 
übermäßigen Aufwand für die betreffenden Gewerbe es gelingt, durch beſondere Vorrich— 
tungen und Anordnungen im Betrieb — Anlage von Sammelgruben, in welchen fich die 
Abwaſſer Hären, Behandlung derjelben mit geeigneten Chemifalien, welche die giftigen Sub: 
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ftanzen fällen, Verteilung der Ablaſſung der Abwaſſer auf einen längeren Zeitraum; Ein: 
ftellung dieſer Ablaffung in waſſerklemmer Zeit — die Schädlicjkeit der Einleitungen auf 
ein geringes: Maß zu mindern, und mo immer daher nad) der Lage der Verhältniffe die 
Ausführbarkeit folder Aenderungen in der Betriebsweiſe thunlich erjcheint, jollten die Ver: 
waltungsbehörden nicht ermangeln, mit entjprechenden Auflagen vorzugehen ). 

Schützende Vorkehrungen insbejondere der Zandwirtichaft gegenüber ergeben fid) aus 
der nachweisbaren Schädlichkeit der zeitweijen Zulafiung von Wafjergeflügel (Gänſe, Enten) 
in Fiſchwaſſer, namentlich zur Zaichzeit, jowie aus der Verwendung des fließenden Waſſers 
zur Flache: und Hanfröfte, in welchen beiden Beziehungen daher mehrfach Verbote erlafien 
worden find (Preußen, Bayern, Baden, Hefjen). Vereinzelt ift auch vorgeichrieben, daß der 
siichereiberechtigte überhaupt oder doc während der Schonzeit zur Verhütung des Ein: 
treten von Fiſchen in Wäfferungsgräben u. dgl., deren Befigern ein Fiſchereirecht nicht zu: 
ftebt, Rechen (Abjchlußgitter) vorjegen dürfe (Baden, Heflen); endlich, daß im Fall von 
Ueberflutungen die Eigentümer überfluteter Grundftüde, wenn fie nicht jelbjt in dem betr. 
Waſſer filchereiberechtigt find, feine Nee oder andere Vorrichtungen anbringen dürfen, wo— 
durch die Fiiche gehindert werden, mit dem Rücktritt des Waſſers in das Wafjerbett zurüd: 
zufehren (Württemberg, Sachſen, Baden, Hefjen). 

Eine andere, den Grundbefig aufzuerlegende Beſchränkung entipringt der Notwendigteit, 
zum Bwed der Ausübung des Fiſchfangs die Ufergrundftüde zu betreten (Uferbetre- 
tungsrecht); es ift nicht überall ausdrüdlich durch Gefeß anerkannt, wohl aber finden 
ſich mittelbare Anerkenntniffe in einzelnen Landesrechten (Bayern); ausdrüdlich geregelt ijt 
es u. a. in Württemberg, Baden, Heffen, auch in den öfterreichifchen Kronländern, ſelbſt— 
redend mit der Maßgabe, daß der FFiichereiberechtigte bezw. der Pächter für allen an den 
Ufergrumdjtüden angerichteten Schaden verhaftet bleibt. 

Die Benügung des Waffers als treibende Kraft oder zu Bewäflerungszweden und die 
dadurch veranlaßte Anlage von Stauwerken (Wehren) hat in fehr vielen Fällen die 
unerwünſchte Folge, daß der Wechjel der Fiſche in die oberen Waſſerſtrecken unterbrochen und 
daher insbejondere das Streichen der Fiſche zu den in diefen Zeilen der Wafferläufe be- 
findlichen Laichplägen unmöglich gemacht ift. Diefe Behinderung im Zug der Fiſche ift 
namentlich als jchädlich zu erachten gegenüber den Salmonidenarten, welche ein bejonders 
lauerjtoffreiches Waller, wie e3 fich im Urjprungsgebiet der Waflerläufe findet, für ihre 
Laichplätze lieben und insbefondere gegenüber dem wichtigjten Vertreter diejer Fiſchgattung, 
dem Lach, und es hat diefer Sachverhalt Veranlaffung zur Anlegung fog. Fiſchwege 
Fiſchpäſſe, Fiſchleitern) gegeben, mittelft deren e3 den Fiſchen ermöglicht ift, das im dem 
Borhandenjein eines Wehrs liegende Hindernis zu überwinden. Mit Anlage joldher Fiſch— 
wege iſt man zuerft in England und Norwegen erfolgreich vorangegangen und e3 hat diejer 
Borgang in vielen deutjchen Staaten, in Defterreich ꝛc. Nahahmung gefunden ’*). Auch die 
Geſetzgebung hatte Veranlafjung, mit diefer Frage fich zu bejchäftigen, weil die Anlage der 
in Rede ftehenden Vorrichtungen mitunter an dem Widerftand der beteiligten Werkbejiger 
icheiterte; e3 ift deshalb mehrfach vorgejchrieben worden, daß die Werfbefiger bei Neuan- 
lage von Wafjerwerfen Fiſchwege auf ihre Koften zu erjtellen verpflichtet find und daß bei 
bereit3 bejtehenden Waſſerwerksanlagen der Fiichereiberechtigte auf jeine Kosten Fiſchwege 


11) Das Bedürfnis nah Einhaltung gleicher | treffen, in welcher u. a. ganz beitimmte Anhalts- 
Grundjäge in_der Behandlung diejer Dinge in | punkte gegeben find’ über das, was als ſchädlich 
verjchiedenen Staaten gemeinfamen Gewäffern , zu erachten und wie im Einzelfall die Schädlich- 
war für die oberrheinifchen Staaten (Ba- keit —— oder aufzuheben iſt. 
den und Elſaß-Lothringen) Veranlaſſung, mit der 12) Ueber die techniſche Anlage ſolcher Fiſch— 
Schweiz über das den jchädlichen Einleitungen | wege vgl. die mit guten Abbildungen ausgejtattete 
gegenüber einzuhaltende Verfahren der Behörden Schrift: Keller, Die Anlage der Fiſchwege. 
eine bejondere Vereinbarung (im Jahre 1883) zu | 1885. 
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auch gegen den Widerfpruch des Werkbeſitzers joll anlegen dürfen (Preußen, Baden, Hefien, 
in abgeſchwächter Weile auch Sachſen). Innerhalb der Fiſchwege und eine Strede unter: 
und oberhalb derjelben wird dann regelmäßig die Ausübung der Fijcherei verboten. 

Endlich jei erwähnt, daß zur Hintanhaltung von Zermalmungen abfteigender Fische, na— 
mentlic der Yale, den Fiichereiberechtigten mehrfach die Befugnis erteilt ift, auf ihre Koſten 
an Turbinen Shupgitter anzubringen. 

Daß aud aus der Vornahme von Korreftionsarbeiten an Wajjerläufen, ebenio 
aus den regelmäßigen Reinigungsarbeiten in Bächen und Eleineren Gewäfjern mög: 
licherweiſe Schaden der Fiſcherei erwachjen kann, iſt oben bereits angedeutet worden. Demgemäf, 
empfehlen fic) Anweifungen an die mit der Vornahme jolcher Arbeiten betrauten technischen 
Behörden und Stellen, daß mindejtend während der Schonzeiten der vorherrichenden Fiſch 
arten die betreffenden Arbeiten zu unterlafjen oder auf das Nötigfte zu beichränten find, 
wie dies in Bayern und Baden (in leßterem Land durch Verordnung geregelt) geicheben ift. 

$ 15. Bertilgung von der Fiſcherei ſchädlichen Tieren. Nicht unerheblich 
iſt ver Schaden, welder den Fiichbejtänden beim Ueberhandnehmen einzelner, mehr oder 
weniger auf Fiſchnahrung angewiejener Tiere (Fiichotter, jodann Reiher, Kormorane, Eis: 
vögel, Taucher zc., für die im Meer lebenden Fiiche Seehund, kleiner Delphin) erwachſen 
fann und thatjächlich in vielen Fällen erwächſt. Hier ift nur von den an den Binnen: 
gewäjfern vorlommenden Tieren diefer Art die Rede, welche — wie Dtter, Reiher — 
zu den jagdbaren zählen und deren Abſchuß beziehungsweije deren Fang daher an ſich nur 
dem Kagdberechtigten zufteht. Das Intereſſe legterer in Bezug auf Vertilgung der genannten 
Schädlinge geht aber keineswegs mit demjenigen der Ftichereiberechtigten Hand in Hand 
und es fann daher, wo die Jagdberechtigten es unterlafjen, in ihren Jagdgebieten auf eine 
Ausrottung der Dttern, Reiher 2c. Bedacht zu nehmen, ein für die Filchereiberechtigten höchſt 
unerwänjchter Zuſtand erwachſen, der ebenfalld das Eingreifen der Gejeggebung rechtfertigt. 
Und zwar wird dies am zwedmäßigjten in der Weiſe gejchehen, daß auch dem FFiicherei: 
berechtigten das Recht eingeräumt wird, jene Tiere zu töten oder zu fangen; noch wirt: 
jamer wird dieje Negelung fich erweijen, wenn demjelben gleichzeitig die Befugnis zuge: 
ſprochen wird, die getöteten oder gefaugenen Tiere für jich zu behalten, in welchem Sinn 
Preußen und Baden die Sache geordnet haben, während andere Gejeßgebungen (MWürttem: 
berg, Sachſen) die Ablieferung an den Jagdherrn vorjchreiben. Die Anwendung von Schuß— 
waffen wird indes überall dem Fiichereiberechtigten verjagt und wohl auch mit Recht im Hin- 
blid auf die Bedenken, die fich aus der Zulafjung des Gebrauchs von Schußwaffen für die 
öffentliche Sicherheit und in jagdpolizeilicher Hinficht ergeben. In Bayern und andern deutichen 
Staaten fehlt noch eine Regelung im vorjtehendem Sinne “). 

$ 16. Bejhränfungen in der Ausübung der Filcherei, inbejondere in Bezug 
auf Fangweiſen und Fanggeräte. Die allgemeine Erfahrung, daß bei den Fiſcherei— 
berechtigten jelbjt nicht immer jenes Maß erforderlicher Einficht vorauszujegen iſt, welches 
auch ohne Äußeren Zwang den Betrieb der Fiſcherei nach den Grundjägen der Nach 
haltigkeit gejtaltet, da vielmehr vielfach — unbekümmert um die Zukunft — augenblicklich 


13) Am weiteften in der Fürſorge geht wohl | anordnen kann. — Hinfihtlid der nicht jagd- 
das badiihe Fiſchereigeſetz, weldhes außer baren Tiere (Eisvogel, Wafferamfel) hat neuer 
den obigen Borjchriften noch die allgemeine Beftim- | dings das Reichsgeſetz über den Bogelichug vom 
mung enthält, daß, wenn die den Fiſchen ichäd- | 22. März 1888 beftimmt, daß Vögel, melde x. 
lichen Tiere in einer den Intereſſen der Filcherei | Filchen und deren Brut nachſtellen, nah Maß— 
nachteiligen Weiſe überhandnehmen, die Staats- gabe der landesgejeplichen Beftimmungen siber 
polizeibehörde auf Antrag der Fiſcherei- 2c. Fiſcherei von den 2c. Fiſchereiberechtigten und 
berechtigten und auf deren Koften das Abſchießen deren Beauftragten getödet werden können. — 
der Tiere veranlafien und über die erlegten Tiere | Wegen der im®Bermwaltungäömege berbei- 
verfügen, auch die Zerftörung der Nefter (Horjte) | zuführenden rajcheren Ausrottung dieſer Tiere 
Ibädiiher Vögel jamt den Eiern und der Brut durch Ausmwerfung angemefjener Brämien j. u. 
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günftige VBerhältniffe in rüdfichtslojer Weije ausgenügt zu werden pflegen, macht eine Reihe 
repreffiver und präventiver Schugvorfehrungen gegen ſolche Raubwirtichaft nötig. Hiebei 
ift alö leitender Geſichtspunkt feitzubalten, es jei zu verhüten, einmal daß Fiſche im 
Zuftand der Laichreife und daß fie im vorzeitigem d. h. in einem jolchen Alter gefangen 
werden, in dem fie zu der Fortpflanzung ihrer Urt noch nichts haben beitragen fünnen und 
in welchem auch der Genuß: und Marktwert der Fiiche ein jo geringer ift, daß ſchon aus 
Gründen allgemeiner Wirtichaftlichkeit ihr Fang für den verftändig Rechnenden ſich von jelbft 
verbieten würde; zum andern, daß nicht Fangmittel angewendet werden, welche zu einer 
augenblidiihen Mafjjenvertilgung großer und Heiner Fiiche einichlieglich der FJungbrut Ver: 
anlafjung geben können. Danach gliedern fich die in beiderlei Richtungen fich bewegenden 
Vorkehrungen und Verbote in jolche, welche die Art und Beichaffenheit der zuläffigen Yang: 
weijen und Fanggeräte regeln; in jolche, welde den Fang von Fiſchen unter 
einem beftimmten Maß (oder Gewicht) verbieten; endlich in jolche, welche den Fiichen 
während der Vornahme des Fortpflanzungs-(aich-) Geſchäfts Ruhe und Ungeftört: 
heit zu fichern fi bemühen. 

Hinfichtlih der Fangweiſen und Fanggeräte wird in den meijten Fiſchereigeſetzen 
im weſentlichen übereinjtimmend unterjagt: Die Anwendung erplodierender Stoffe (diejer 
auch durch das Reichsſtrafgeſetzbuch), ſowie giftiger oder ſolcher Stoffe, welche eine Be- 
täubung der Fische herbeiführen; die Anwendung von Fangmitteln, welche zur Verwundung 
der Fiſche führen (dies teilweife auch aus Gründen der Humanität), wie Fallen mit Schlag: 
federn, Fiſchgabeln, Geeren, Harpunen, Schießwaffen, mit Ausnahme jelbftredend der Angel— 
baten; das Trodenlegen von Wafjerläufen zum Zwed des Fiſchfangs und zwar vorwiegend 
aus dem Grunde, eine nußlofe Mafjenvertilgung von Fiichen jeden Alters bei Ausübung 
der FFiicherei zu hindern. Unter legteren Gefichtspunft fällt auch das länderweije (Bayern) 
eingeführte Verbot der Eisfiicherei, jowie das Verbot der Anwendung von Fadeln oder 
jonftiger Beleuchtungsmittel zwecks Anlodung der Fiiche und der Verwendung bejtimmter, 
zu Maflenfängen in bejonderem Maße ſich eignender Nege (wie neuerdings für die Nedar- 
fiicherei das jog. Barbengezahr und andere Nebe im Weg der Verſtändigung der Nedar: 
uferftaaten außer Gebrauch gejegt worden find). 

Unter dem anderen Gefichtspunft der Verhütung des Fangs junger, unausgewachjener 
Fiſche find die überall erlafjenen Vorjchriften über Maſchenweite der Nee zu beur- 
teilen; für die Lachsfiicherei z. B. ift in dem Berliner Staatsvertrage (fiehe unten) eine 
Maichenweite von 6 Zentimetern, für andere Fiicharten länderweije eine ſolche von meift 3, 
2,5 oder 2cm vorgejchrieben; dabei find übrigens überall Ausnahmen hinfichtlich des Fangs 
von Köder: und AFutterfiichen jomwie im Intereſſe der Vornahme mifjenjchaftlicher Unterſuch— 
ungen 2c. vorgejchen. 

Eine in die Privatrechtsiphäre tief einfchneidende Beſchränkung im Gebraud von 
Netzen und jonjtigen Fanggeräten ift endlich der Erwägung entiprungen, es ſei zu ver- 
hindern, daß in Waſſerläufen, an denen viele Fiichereiberechtigte konkurrieren, ein Wegfangen 
aller oder der meisten Fiſche in den unteren Zeilen diefer Fiſchwaſſer Pla greife, und 
zwar nicht bloß im Hinblid darauf, daß billigerweije alle Berechtigten an dem Fiichreichtum 
eines Fiſchwaſſers in gewiſſem Umfang follen Teil nehmen können, jondern und vorwiegend 
auch deshalb, weil das rüdjichtsloje Wegfangen aller Fiiche in den unteren Teilen der Wajjer: 
läufe fiichereiwirtichaftlich verderblich überall dann wirken müſſe, wenn die betreffenden 
Fiſche nur in den oberen Teilen der Gewäſſer erfolgreich laichen können. Beiderlei Arten 
von Erwägungen verdanken beiſpielsweiſe die unten mitzuteilenden Bejtimmungen des Ber: 
liner Lachöfiichereivertrags ihre Entftehung, insbejondere das in diefen Vertrag ftatuierte 
Verbot der Verwendung der großen Zeegens zu beftimmten Jahreszeiten und des völligen 
Abſperrens der Waflerläufe durch Netze; ferner die ähnlichen Vorjchriften in einer Anzahl 
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Landesfifchereigefege (Preußen, Baden ꝛc.); ebenſo das in der oberrheinifchen Fifchereiüber: 
einkunft enthaltene Verbot zeitweifer Verwendung von Reuſen bei den Schnellen in Zauffen- 
burg, letzteres Verbot in der ausgeſprochenen Abficht erlaffen, den oberhalb Lauffenburg 
gelegenen Rheinftreden ebenfalld einen Anteil am Lachsfang zu fihern. Derartige Einjchrän- 
fungen, aus höheren volf3wirtichaftlichen Erwägungen hervorgegangen, begegnen begreiflicher: 
weije bei den FFilchereiinterefjenten, gegen die fie fich richten, einer lebhaften Belämpfung, 
da auf die Vorteile, welche die natürliche Gunft der Lage (zumal bei den Wanderfiichen) 
bietet, nicht gerne verzichtet wird und es erklärt fi) daraus u. X. der heftige, aber an ſich 
begreifliche Widerftand, der lange Jahre hindurch jeitens der niederländifchen Lachsfiſchereiinter 
eſſenten einer die Einführung gerade ſolcher Beichräntungen anftrebenden vertragsmäßigen Re: 
gelung der Rheinlachsfiicherei entgegengejegt wurde ; günftig für die Befiegung jolcher Schwierig: 
feiten ift e3 daher allemal, wenn Einjchränfungen der genannten Art gleichzeitig durch das 
Anterefje der Erhaltung der Art geboten erjcheinen, wie wieder bei den Wanderfijchen 
zutrifft, die zu ihrer Fortpflanzung auf den zeitweiligen Aufenthalt in den oberjten Teilen 
der Gewäſſer geradezu angemwiejen find. 

Wo Fiſchwege angelegt werden, erfordert der Zweck der Anlage: das ungehinderte Durd): 
ſchwimmen derjelben, die Einſchränkung des Fiſchfangs im Fiſchweg jelbjt und in der Nähe 
desfelben, wie dies bereitö oben (S.390) angedeutet wurde. 

$17. Feftfegung von Mindeftmaßen. Die Verhütung des Fangs unausgewachjener, 
im Yugendzuftand befindlicher Fiſche läßt ſich durch die Vorjchriften über Maſchenweite 
der Nee nicht in ausreichender Weiſe fichern; denn überall, wo im Hinblid auf das gleid- 
zeitige Vorkommen größerer und Heinerer Fiſcharten Nebe verjchiedener Majchenweite für 
die Ausübung der Filcherei zugelaffen find, ift nicht zu vermeiden, daß in die engmajchigen, 
zum Bang Heiner Fiicharten beftimmten Netze zufällig auch Jungfiſche größerer Fiſcharten 
gelangen und eine Beute des Fiicherd werden. Da aber aus den oben (S. 391) angegebenen 
Gründen der Fang unausgewachiener Fiiche vom fiichereiwirtichaftlichen Standpunkt aus 
zu verwerfen ift, jo geht ganz allgemein in allen Fiichereigefeßgebungen neben dem Gebot 
einer bejtimmten Majchenweite der Nee ein gleichzeitiged Verbot des Fangs von 
Fiſchen unter einer beftimmten Größe einher, wenn jchon länderweije diefe Min deſt— 
maße (Brittelmaße in Bayern) eine große Mannigfaltigkeit der Regelung zeigen, ſowohl 
was die Filcharten anlangt, denen der Schuß eines Mindeftmaßes zu Teil geworden ift, 
als die Feſtſetzung des letzteren jelber; auch darin zeigt fich ein Unterfchied, daß in einzelnen 
Ländern dieſe Maffeftiegungen provinziell (Preußen), in anderen central für das ganze 
Staatsgebiet (Sachſen, Baden), in anderen teils central, teils provinziell (Bayern) getroffen 
worden find. Nirgends find — wie dies überhaupt hinſichtlich der in diefem Abjchnitt be- 
Iprochenen Einzelbejchräntungen der Filchereiausübung regelmäßiger Grundjaß ift, insbejon- 
dere auch binfichtlicy der Regelung der Mafchenweite der Nee ſowie der noch zu beiprechen: 
den Schonzeiten — die Mindeftmaße durch das Geſetz ſelbſt beftimmt, überall ift vielmehr 
der, eine freiere Bewegung und jeweilige rajche Anpafjung an örtliche Verhältniffe ermög- 
lihende Weg der Regelung durch Berordnung gewählt; dabei gibt die neuere Verwaltungs: 
praxis dem Mejjen der Fiſche von der Schnauze bis zu den Schwwanzenden vor der früher all: 
gemein üblichen (vom Auge des Fiſches bis zu der Schwanzwurzel) den Vorzug. — Die 
Mindeſtmaße ſchwanken je nach der Fiichart, für die fie eingeführt find, von 50 em beim 
Lachs bis 15 cm bei den Forellen: und Koregonenarten und gehen für einzelne Fiicharten 
(Barjche) jelbjt noch unter letzteres Maß. Bon den bauptiächlich vorfommenden Fiicharten 
genießen die wertvolljten und wichtigsten (Salmoniden, Koregonen, hechtartige Fische, Karpfen, 
Scleien, Barben, Yale, ferner der Krebs) wohl überall den Schuß durch ein Mindeſtmaß; 
bei den minder wertvollen (wie Brachsmen, Najen, Rapfen oder Schied, Döbel, Rotaugen xc.) 
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trifft dies micht zu und hier zeigt fi) daher auch von Land zu Land die größte Mannig- 
faltigkeit der Regelung. 

An die Einführung von Mindeftmahen pflegt ziemlich allgemein die Vorfchrift geknüpft 
zu werden, daß untermäßige Fiſche, welche zufällig in die Hand des Fiſchers geraten, 
dem Wafjer wieder übergeben werden müſſen und weiter, daß folche Fiſche nicht in den Ver: 
tehr gebracht werden dürfen; auch wo an fich die fiichereigefeglichen Beichräntungen auf die 
geihloffenen Gewäſſer ohne Anwendung bleiben, werden die legteren doch regelmäßig dem 
Marktverbot ebenfalld unterworfen. AUsnahmen von dem Gebot der Einhaltung der 
Mindeitmaßvorichriften pflegen zugelaffen zu werden: wenn es fi um die Verwendung 
untermäßiger Fifche zu wiſſenſchaftlichen Zweden oder zu gemeinnügigen Verſuchen handelt; 
wenn die Förderung von Fiſchzuchtzwecken in Frage fteht, z. B. die Bejegung von anderen 
Fiſchwaſſern mit Seplingen oder die Verſendung von Fiſchbrut aus Fiſchzuchtanſtalten zc. '*). 

$ 18. Feitjegung von Schonzeiten. In dem Syitem beichränfender Fiſchereivor— 
ſchriften nehmen diejenigen, welche an das Laichgeſchäft der Fiſche anknüpfen und ver- 
ordnen, daß während der Dauer desjelben die Fiſcherei gänzlich oder zeitweile zu ruhen 
habe, damit die Abjegung des Laich& ungeftört vor fich gehe und eine Schädigung oder 
Zerftörung des Laichs jelber vermieden werde, eine beſonders wichtige Stelle ein, wie denn 
ihon in den ältejten Fiichereiordnungen, jo verjchiedenartig diejelben im übrigen geftaltet 
ſein mochten, dad Gebot zeitweijer Einftellung der Fiicherei (Frühjahrs-, Spätjahrs: 
bann) nirgends fehlt. Während aber in älterer Zeit diefe Verbote regelmäßig abjolut 
lauteten, d. h. jederlei Art von Fiichfang zu beftimmten, mit der Laichzeit der wichtigſten 
Arten zufanımenfallenden Jahreszeiten (gewöhnlich einige Monate im Frühjahr und Winter) 
unterfagten (allerdings meist unter Zulafjung von Ausnahmen für die Angelfiicherei), haben 
fich bei der neuerlichen Regelung der Schonzeiten verjchiedenartige Ausgeftaltungen ergeben. 
Und zwar hält man in einzelnen Staatögebieten im Grundjag an der abjoluten Rege— 
lung der Schonzeiten in obigem Sinn feft, jucht aber diefen abjoluten Charakter durch 
zahlreihe Ausnahmeverwilligungen zu mildern; in anderen Staatögebieten da- 
gegen ift man unter Verlafjung dieſes Syſtems dazu übergegangen, die Schonzeiten nicht 
mehr generell für eine Vielheit von Fiicharten, jondern individuell für die einzelnen Fiſch— 
arten unter Beachtung ihrer natürlichen Laichzeit fejtzufegen, jo daß für die in dieſer Zeit 
nicht laichenden Fiiche von Beſchränkungen des Fiichfangs abgejehen werden kann (Yndi- 
vidual- ober relatives, aud natürlihes Schonzeitiyftem). Wieder in anderen 


14) Sur näheren Beleuchtung des oben ausgeführten mögen die Mindeftmaße, wie jie 
einedteild in der Preußiſchen Ausführungsverordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 
1886, andernteild für Bayern durd Die een vom 1. Oftober 1884 erlafjen 
worden find, hier angeführt fein. Danach betragen die Mindeſtmaße (in cm) für 


iſche — Bayern | diſche Eau — 
BE is — Forelle . — 20 
Lachs . WE » 50 | Naje a N a 20 — 
Große Maröne . j 40 24 Aeſchee... 20 29 
Zander (Schill, Amaut) 35 40 Larauſche 15 — 
zo GEN) .. . 35 — | feine Maräne Wente) . 35 22 
Anl — 5 85 |Rotfeder - 7 = 
Garde’ —*F* 28 28 Barſch. NR j 15 _ 
Brachsmen (Blei) . 28 28 | Blöge (Rotauge) N 15 — 
—— (Meerforelle) . = 50 :Flunder . » 2 2 22. 15 — 
ai loſe) . » ; — 
7 u ‘ ' BER PM 28 — In Bayern — 
Karpfen 28 _ | —— re ar Far 
echt . 283 — eeforele . 40 
Schnäpel 20 — | Kalifornischer und Binnenfeelachs 35 
chleie RAR 20 2 | Saibling - - 25 
Aland (Nerfling) . ge m 20 — | Kid . ER 
Döbel (Hit) . - . . .» 20 _ | Bachjaibling : 5 a > 
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Ländern iſt das Schonzeitſyſtem ein aus dieſen beiden Syſtemen gemiſchtes, indem 
für die Frühjahrsfaicher die Schonzeit abjolut, für die Winterlaicher individuell geftaltet 
wurde (Frankreich). Daneben ift — unabhängig von den Laichzeiten der Fiſche — eine joy. 
Wochenſchonzeit ausgebildet worden, d.h. eine Sperre der Fiſcherei in einem Teil der 
Woche (gemöhnlid von Samstag abend bis Sonntag abend), deren tieferliegender Grund 
weniger in der Ermöglichung einer ungejtörten Vornahme des Laichgeihäfts, als in dem 
Beitreben zu juchen ift, den freien Zug der Fiſche von unten nach oben herzuftellen, 
teil3 um denjelben die Wanderung nach den Laichplätzen zu ermöglichen, teil3 und vorwiegend, 
um den verichiedenen, an einem Flußlauf Fiichereiberechtigten einen gewiſſen gleichmäßigen 
Anteil an der Fiſchausbeute zu fihern (vgl. S. 391 unten). In Deutſchland hat fich das 
Syſtem der Wochenichonzeit vorwiegend in Preußen und den angrenzenden Staaten ent: 
widelt. Den jüddeutichen Staaten ift fie, ſoweit nicht die durch den Berliner Lachsfiſcherei— 
vertrag geregelte Lachsfiſcherei in Frage fommt, fremd. 

Hinfichtlich der näheren Einrichtung und Würdigung der obenerwähnten beiderlei Arten 
von Schonzeitfeitjegungen, ſoweit fie durch das Laichgeſchäft der Fiſche bedingt werden, ift 
zu bemerfen: 

Die abjolute Gejtaltung der Schonzeiten d.h. das unbedingte Verbot jeder 
Art von Fiicherei während gewiſſer Zeiten des Jahres (Frühjahrs- und Herbitichonzeit) wäre 
vom Gefichtäpunft der laichenden Fiiche aus betrachtet an fich die vollkommenſte Regelung, 
wenn eine richtige Begrenzung der Schonzeiten, wie nun einmal die Berhältniffe liegen, und 
die folgerichtige Durchführung derjelben überhaupt möglicd; wäre. Die letztere ſtößt indes 
auf Schwierigkeiten, weil dad ausnahmsloſe Ruben aller Fiſcherei die Berufsfiicher für einen 
Teil des Jahres außer Nahrung jegt und deshalb ohne Hintanjegung der Erwerböinter: 
eſſen diejer Bevölkerungsklaſſen nicht eingehalten werden kann; die richtige Begrenzung der 
Sconzeiten erweist ſich um deswillen jchwierig, weil die Laichzeit der verjchiedenen Fiſch— 
arten eines und desjelben Gewäſſers nicht zeitlich zujammenfällt, jondern auf verjchiedene 
Monate des Kahres fich verteilt und weil deshalb nur zwei Möglichkeiten übrig bleiben, 
deren feine ganz befriedigt: nämlich entiveder, um alle wichtigen Filcharten in die Schonung 
einzubeziehen, die Schonzeit auf einen jehr langen Zeitraum (3.8. für die Frühjahrs und 
Sommerlaihe von März bis Ende Juli) zu erjtreden oder, wenn dies im Hinblid auf die 
Intereſſen der Berufsfiicher unterbfeiben und eine jogenannte mittlere Zeit ald Schonzeit 
bejtimmt werden muß, auf den Schuß einzelner wichtiger Filcharten Verzicht zu leiften '*). 
Selbſt bei Einführung einer mittleren (abgefürzten) Jahresſchonzeit finden fich übrigens die 
Beruföfiicher jchwer benachteiligt und e3 hat daher dieſer Umjtand, wie oben ſchon ange: 
führt wurde, dazu geführt, das abjolute Fangverbot wenigftens hinfichtlich der Frühjahr: 
Ihonzeit nur bedingt durchzuführen — alſo auch innerhalb der geordneten Schonzeit an 
bejtimmten Tagen der Woche (gewöhnlich an drei Tagen) den Fiſchfang zu gejtatten und 
weitere Ausnahmen von dem Fangverbot hinfichtlich ſolcher Fiiharten einzuräumen, welche 
(wie Maifiiche, Neunaugen, Störe 2c.) in größeren Zügen plötzlich erjcheinen und ebenjo 
rajch zu verjchwinden pflegen. 


Das vorerwähnte Schonzeitiuiten beiteht dermalen in Preußen, Hejien und in den mit 
Preußen durch Fifihereifonventionen verbundenen mittel: und norddeutſchen 
Staaten (fiehe unten S. 398) und zwar meift in der Weile, dab bie einzelnen Gemäfler je 
nach dem vortwiegenden Vorkommen diefer oder jener, im Herbit oder im Frühjahr (Sommer) 
laichenden Fiſcharten in foldhe entweder mit Frühjahrsſchonzeit oder mit Herbitichonzeit eingeteilt 


15) An letzterem Uebelſtand Titt beiſpielsweiſe Barben, Schleien, weil zum Teil ipäter 
die urſprüngliche Frühjahrs » Schonzeitfeftiegung | laihend — thatſächlich feines Schuges genofien, 
der oberrheinifhen Konventiondftaaten womit der ftarfe Nüdgang einzelner diejer Fiſch— 
(Schweiz, Baden, Elfah-Lothringen), bei welcher | arten, z. B. der Aeſchen, in vielen Gewäſſern 

- vom 15. April bis Ende Mai während — die dieſer Staatögebiete mit Recht in Verbindung 
Aeſchen, weil vor diejer Zeit, die Karpfen, gebradht wird. 
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werden; wo beide Arten von Filchen in einem und demielben Gewäſſer vertreten find, wird daher 

für eine derjelben auf einen Schub durch Schonzeitfeitiegungen von vorneherein Verzicht geleiitet. 

Der hierin liegende Nachteil wird weiter dadurd; verfchärft, dab die zur Laichzeit aufwärts 

ziehenden Salmonidenarten (Forellen, Aeſchen), jo lange fie noch in ben lediglich der Frühjahrs— 

fhonzeit unterliegenden Gewäflern ſich befinden, anftandslos weggefangen werben können, 

Abgeſchwächt werden die gegen diefe Art der Geitaltung der Schonzeitvorfchriften zu er: 
hebenden Bedenken durch die Ermöglihung der Einrichtung von Yaid: und Fiſchſchonre— 
vieren (fiehe S. 387 unten), und legteren wird daher mit Recht in dem Geltungsgebiet des 
Spitems bejondere Beachtung geſchenkt; ferner dadurch, daß in den Ausführungsvorichriften (mie 
durchweg in den Preußifchen —— die Möglichkeit einer Verſchärfung der 
Schonzeitnormen vorgeſehen iſt. Danach kann z. B., wenn dringende Rückſichten auf die Erhal— 
tung des Fiſchbeſtandes oder einzelner Fiſcharten dies erfordern, der Fiſchereibetrieb während der 
Fruhjahrsſchonzeit für einzelne Gewäſſer oder Gewäſſerſtrecken gänzlich unterſagt oder über das 
fonftige Maß noch weiter eingeichränft, namentlih aud) der Fang einzelner Fiſcharten für Die 
Dauer der Schonzeit verboten werden; für Gewäffer, in denen Maränen oder Nefchen in grö— 
Beren Mengen vorkommen, find befondere Fangverbote vorbehalten; ebenio iſt zuläfiig die Unter: 
ſagung des Fangs einzelner anderer wirtichaftlid wichtiger Filharten für beftimmte Gewäſſer— 
ftreden, wenn es fih darum handelt, die Fiſchart darin zu erhalten; endlich finden fich Spezial- 
beitimmungen für den Lachs- und Störfang und die zeitliche Beichränfung desfelben (allgemein 
ober mit beftimmten Fangarten). Für die Winterſchonzeit, mit welcher die, vorwiegend 
Salmoniden beherbergenden Gewäfler belegt werden, iſt die allgemeine Freigabe des Fiſchfangs 
an einzelnen Tagen der Woche, wie in den der Frühjahrsfchonzeit unterworfenen Gewäffern, 
überhaupt nicht eingeräumt, fondern die Fiſcherei während der Schonzeit nur mit Genehmigung 
der zuftändigen Behörde zuläffig und nur unter der Bedingung, daß die Benützung der Fort: 
pflanzungsftoffe der gefangenen laichreifen oder der Yaichreife naheitehenden Salmoniden (Lachſe, 
Meerforellen, Forellen 2c.) zu Zwecken der künftlichen Fifchzucht gefihert if. — In einzelnen 
zur nord» und mitteldeutichen Gruppe gehörigen Staaten iſt übrigens dieſes abſolute Schonzeit: 
ſyſtem durch Spezialvorfchriften mehrfach durchbrochen worden, beijpieläweife in Hefjen, mo: 
felbft neuerdings auf Grund einer Verftändigung mit den anderen Nedaruferftaaten (Würt: 
temberg und Baden) für den Nedar der Grundiag des Individualſchonzeitſyſtems in 
voller Reinheit angenommen worden iſt. 

Die Anfichten über die Zweckmäßigkeit des vorftehend geichilderten Syſtems der Schonzeitfeft- 
ſetzung haben fich bit jegt noch nicht völlig geklärt; während ein Teil der Fiichereiintereffenten 
und der Fachpreiie demielben freundlich ſich gegenüberitellt, hat es, namentlich in den Kreiſen 
von ?Fiichereivereinen, mitunter lebhaften Widerfprucd erfahren, legteren zum Teil aud) deshalb, 
weil mit diefem Syſtem die ftrenge Durchführung des Markftverbots (fiehe unten) fich nicht 
verträgt und weil deshalb die Kontrollierung der Einhaltung der Schonzeitvorichriften ausſchließ— 
lich auf die Fangplätze verlegt iſt (nicht auch gleichzeitig auf den Marktverkehr mit Fiichen), er: 
ftere aber aus naheliegenden Gründen fich nicht voll wirkſam zu erweifen vermag. In amtlichen 
mahgebenden Streifen (vergl. den Bericht über die landwirthichaftliche Verwaltung Breußens in 
den Jahren 1884—1887 Seite 357) legt man aber offenbar beionderen Wert darauf, von dem 
Handel mit Fiſchen (wohl mit Nüdficht auf den gleichzeitigen Vertrieb von Fiſchen der Binnen: 
und ag Wa gleicher Art) irgend weitgehende Beichränkungen fernzuhalten und ift im üb: 
rigen der Meinung, daß auch bei einer mehrtägigen Freigabe des Fiſchfangs während der Schon: 
zeit ein ausreihendes Maß von Schuß aleihwohl gegeben jei, ohne daß man zu dem bedenk— 
lichen Mittel greifen müſſe, ben berufsmäßigen Fildern die Ausübung ihres Gewerbes mehr als 
unbedingt geboten erfcheine, zu erichweren. Ein abſchließendes Urteil wird ſich wohl erit nad 
längerer Zeit fällen lafjen. 

8 19. Das relative oder Jndividualihonzeitiyitem, in Bayern, Sadjen 
und Württemberg jchon längere Zeit in Geltung, hat in erfterem Land (durch die neue 
Landesfiichereiordnung vom 4. Oftober 1884) eine beſonders folgerichtige Ausgeſtaltung er- 
fahren und, nachdem inzwiſchen in dem neuen Fiichereivertrag zwiſchen den oberrheinifchen 
Staaten und der Schweiz (vom Mai 1887) in Anlehnung an den bayerischen Vorgang ähnliche 
Schonzeitgrundjäge Aufnahme gefunden haben, nachdem ferner Württenberg feine neue Zandes- 
fijchereiordnung auf derjelben Grundlage aufgebaut hat, nunmehr jein Geltungägebiet auf 
ganz Süddeutjhland und (inhaltlich des ſchweizeriſchen Bundesgejeges über Fiicherei 
vom 21. Dezember 1888) aucd auf das Staatägebiet der Schweiz ausgedehnt. Da diejes 
Syſtem nicht für alle Fiiharten, jondern nur für die im gegebenen Fall wichtigeren eine, 
der natürlichen Laichzeit thunlichjt genan ſich anpafjende Schonzeit vorfieht, jo ergeben fich 
felbftredend im einzelnen von Land zu Land Berjchiedenheiten jowohl in Betreff der ge: 
fchügten Fiicharten jelber wie auch betreff3 Zeit und Dauer der Schonzeit; auch darin zeigen 


ſich Unterjchiede, daß in einzelnen Ländern die Schonzeiten für die verjchiedenen Fiſcharten 
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für das ganze Staatögebiet gleichmäßig geordnet find, während in anderen daneben der 
provinziellen Regelung noch ein Spielraum gelaſſen ift. Die Wirkung diefer Yndividual- 
Schonzeitvorſchriften zeigt fich darin, daß innerhalb der geordneten Schonzeiten jede Art 
des Fiſchfangs (alfo auch mit der Angel) auf die der Schonzeit unterworfene Fiichart un: 
bedingt unterjagt ift, und daß, wenn Fiſche der betreffenden Art zufällig gefangen werden, 
fie dem Waſſer wieder zu übergeben find; weiterhin darin, daß auf alle nicht einer Schon: 
zeit unterworfenen Fiicharten (mindermwertigere Fiiche) der Fiichfang das ganze Jahr hindurd 
ftattfinden fann, Ausnahmen von tem Fangverbot pflegen nur inſoweit zugelafien zu 
werden, als der Fang zu Zwecken der künftlichen Fischzucht (behufs Gewinnung von Eiern 
für Brutanftalten), oder zur Vornahme wifjfenjchaftlicher VBerjuche unternommen wird, oder 
wenn es fi um Bejeitigung von Filcharten handelt, die für ein beftimmtes Gewäſſer (5.2. 
Hechte in Forellenbächen) unerwünscht find oder wenn (mie hinfichtlich der Fiſcherei in großen 
Seen der Fall fein kann) auf gewiſſe Fiicharten überhaupt nur zur Laichzeit ein Fiſchfang 
möglich ift. Dabei dehnen einzelne Fischereiordnungen in folgerichtiger Durchführung des 
Syſtems das Fangverbot während der Schonzeit jelbft auf geſchloſſene Gewäſſer aus. 
Die Vorzüge diejes Syftems liegen darin, daß jeder überhaupt geſchützten Fiſchart ein 
während der Dauer der Laichzeit ununterbrochen wirffamer Schuß thatſächlich gefichert iſt 
und daß die Fiſcher in dem Fang der minderwertigen Filche jahrein jahraus unbehindert 
find: als einen Mangel desjelben fann man bezeichnen, daß bei dem Fang auf nicht ge: 
ſchützte Fiſcharten auch geichüßte in die Nee gehen können, und daß dem Fiſcher angejonnen 
wird, diejelben wieder im Freiheit zu jegen; jowie daß je nad) der Beichaffenheit der Fiſch 
wafjer und der Art der im Gebrauch befindlichen Nege beim an ſich erlaubten Fiichfang 
die Möglichkeit von Beichädigungen des abgejegten Laichs nicht ausgeichloffen ift '*)- 
Als ein bejonderer Borzug des Andividualichonzeitiyftems iſt zu erachten, daß es 
eine ftrenge Durchführung des Marktverbots ermöglicht. Während in den Ländern des 
abjoluten Schonzeitiyftems ein Marktverbot d. h. das Verbot, gewiſſe Fiſche in den Ber: 
fehr zu bringen (feilzuhalten, zu veräußern, in Wirtichaften zu verabreichen), regelmäßig 
nur betreff3 der untermäßigen Fische erlaffen ift, erſtreckt ſich dieſes Marktverbot im Bereich 
des Yndividualichonzeitigftems auch auf die Schonfifche während der ganzen Dauer der 
Schonzeiten, gleichviel, wann, wo und von wem die betreffenden Fiſche gefangen worden find, 
insbejondere aljo gleichviel, ob die Fiiche aus dem Inland oder aus dem Ausland ftammen 
und ob ihr Fang vor oder während der Schonzeit ftattgefunden hat; auch da, wo an fid 
die geichlofjenen Gewäſſer den Schonzeitvorjchriften nicht unterworfen find, finden doch die 
Beitimmungen über dad Marktverbot auch betreff3 der aus ſolchen Gewäſſern jtammenden 
Fiche Anwendung Ausnahmen von dvemMarkttverbot werden meift nicht zugelafien 
und wenn doc, in der Regel nur unter befonderen Kontrollmaßregeln (3. B. Blombierungs: 
zwang, wie er im Gebiet des Oberrheins für Lachſe, welche mit Erlaubnis der zuftändigen 
Behörde zu Zwecken der künftlichen Fiſchzucht während der Yaichzeit gefangen werden, umd 
neuerdings auch Hinfichtlich anderer Salmonidenarten in Kraft bejteht). Durch dieje abſo— 
Iute Geftaltung des Marktverbots und die durch dasjelbe gejchaffene Unmöglichkeit, Schon- 
fiihe während der Schonzeit im Lande zu veräußern, ift der Verſuchung zur Uebertretung 
der Schonzeitvorjchriften ein denkbar ſtarker Riegel vorgejchoben und damit eben die jtrenge 
Einhaltung der erjteren in volltommenfter Weije gefichert; und dieſe günftige Wirkung muß 
um jo mehr hervortreten, wenn diejes Marktverbot in großen, zujammenhängenden Staats: 





16) Gegen letztere Möglichkeit fann übrigens | für das Gebiet des Bodenjees für die Zeit 
durch entiprechende einichränfende Borichriften (im | vom 15. April bis Ende Mai die Nepfiicherei 
Gebraud von Schleppnegen u. dgl.) Vorkehr ge- in der Nähe der Ufer und Halden (d. h. im Ge 
teoffen werden; beijpielöweile hat die oberrhei- biet der Laichplätze vieler Fiſcharten) unbedingt 
niſche Filcherei-Uebereinktunft aus obigem Grund | unterjagt. 
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gebieten, wie thatjächlich jegt jchon fiir gewiſſe wertvollere Fiicharten der Fall, in Geltung 
fih befindet, weil munmehr ein Verſchleiß der verbot3widrig gefangenen Fiiche nach Außen 
den Fiichern oder Händlern unmöglich gemacht oder doch erjchwert iſt “). 

$ 20. Schonvorjdhriften für Krebje und Perlmuſcheln insbejondere. 
Die befonderen Fortpflanzungsverhältnifje dieſer Wafjertiere erheiichen eine in einzelnen Be- 
ziehungen abweichende Feitjegung der Schonvorjchriften, und zwar wird, was die Krebſe 
anlangt, entweder eine lange, in der Hegel vom 1. November bis 31. Mai fich erjtredende 
Schonzeit bejtimmt, oder e3 wird der Fang weiblicher Krebſe überhaupt oder doch der 
Mutterkrebje mit Eiern verboten; auch finden fich daneben Mindejtmaße oder das Verbot 
des Fangs der Krebſe, welche ein bejtimmtes Mindeftgewicht nicht erreicht haben. — Die 
Berlenfifcherei, d.h. die Hegung der Perlenmuscheln zum Zweck der Gewinnung von 
Perlen findet fid) nur vereinzelt in Deutjchland (in Bayern, Sachſen, in der preußifchen 
Provinz Hannover, in Baden); die bejtehenden Perlfiſchereiordnungen jchreiben in der Regel 
vor, daß auf ein und derjelben Strede eines Perlmuſcheln enthaltenden Gewäfjers immer 
nur innerhalb längerer Zwijchenräume (5 oder 6 Jahre) eine Entnahme von Mujcheln jtatt- 
finden darf und daß während der Brutzeit der Mujcheln (Juli, Auguft) diefe Entnahme 
überhaupt unftatthaft ift, daß die Deffuung der Mujcheln unter Anwendung gewifjer Bor- 
ficht (Verwendung von bejonderen Zwingen, Perlenſchlüſſeln) zu geichehen hat und daß die 
geöffneten Mufcheln, jofern die Tiere noch lebend find, nach der Unterſuchung dem Wafjer 
jofort wieder zu übergeben find. — Der Ertrag der PBerlenfifcherei ift, da immer nur in 
einer Heinen Anzahl Mujcheln brauchbare Berlen ſich entwideln, jelbjtredend ein unficherer 
und von Jahr zu Jahr jehr ſchwankender: im Hinblid auf die langen Umtriebszeiten, inner: 
halb deren eine einmalige Nußung in derjelben Wafjerftrede zugelajjen ift, und die bejondere 
Hege, welche die Perlenmuſchel erfordert, ift die Ausnugung diefer Art von Fiſcherei meift 
landesherrliches Regal. Einer Bevölkerung von geeigneten Wafjerläufen mit Berlenmufcheln 
hat fich neuerdings wieder auch die Aufmerkjamfeit der Staatsbehörden und Fiſchereivereine 
zugewendet und mit Recht, da dieſe Mujcheltiere und die jonjtigen in den Gewäſſern ſich 
aufhaltenden nugbaren Wafjertiere, insbefondere aljo die Fiiche, keine Nahrungstonturrenten 
find, indem die Mufcheln vorwiegend von Algen fich ernähren. Bedingung des Gedeihens 
der Mufcheltiere ijt im übrigen ein faltarmes Waller und das Borhandenjein von Filchen 
in demjelben, da nad) den neuerlichen Beobachtungen das Tier in feiner Jugend zunächit 
einen Larvenzuſtand umd zwar ald Schmaroger auf Filchen durchzumachen hat und daher 
verfümmern müßte, wenn ihm Fiſche, die die Rolle von Pflegeeltern übernehmen können, 
nicht zur Verfügung fteben '*). 

$ 21. Po lizeilicher Filihereiihug '). Zur wirfjamen Durdführung der polizei- 
lihen Borjchriften über erlaubte oder unerlaubte Fanggeräte und Fangarten, über Mindejt- 
maße und Schonzeiten find Strafvorjchrijten nötig, welche in Deutjchland teild durch das 
Reichsſtrafgeſetzbuch, teils durch die Landesgejeggebung erlajjen find; dabei ift in der Regel 


17) In Bayern, wo das Individualſchon— relle und Seeforelle. 
zeitigftem am folgerichtigiten ausgebaut worden | 11) Bom 16, Oktober bis 31. Dezember für Lache. 


ift, gelten zur Zeit folgende Schonzeiten: 12) Bom 16. Oktober bis 31. Januar für Große 
1) Bom 1. März bis 30. April für Weiche. und Kleine Maräne, für Renten und Boden- 
2) Vom 16. März bis 80. Aprit für Huchen. renfen (Blaus und Sandfeichen). 
3) Bom 1. bis 80. April für Haiel. 13) Vom 1. Nov. bis 15. Dez. für Meerforelle. 
4) Vom 1, Aprilbis 31. Mai für Zander(Schill). 14) Bom 1. November bis 31. Dezember für 
5) Bom 1. bis 30. Juni für Schleie. | Saibling (Ritter) und Bachſaibling. 
6) Bom 1. Mai bid 30, Juni für Barbe. ' 18) Bgl. den Aufjag von H. Drögemüller 


7) Bom 1. Mai bit 30. Juni für Bradsmen. | in Birtular 5 von 1887 des Deutichen Fiſcherei— 

8) Vom 1. Septbr. bis 31. Oktober für Kilch. | vereins. 

9) Vom 1. Dftober bis 31. Dezember für Kali- 19) Bergl. hierwegen bejonderd: J. Staus 
fornifchen und Binnenſeelachs. dinger, Der Fiſchereiſchuß durch die Strafge- 

10) Bom 1. Oltober bis 31. Dezember für Fo— jeggebung. 1881, 
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die Möglichkeit gegeben, verbotswidrig gefangene und feilgehaltene Fiiche, ebenjo verwendete 
unerlaubte Fanggeräte zur Einziehung zu bringen. Um die jtrafrechtliche Verfolgung von 
Berfehlungen in Bezug auf Verwendung verbotswidriger Nee und Geräte zu fichern, wird 
dabei vielfach vorgejchrieben, daß ohne Beifein des Fiichers zum Fiichfang ausliegende Fahr: 
zeuge und Geräte mit Kennzeichen verjehen jein müſſen, durch welche die Berjon des Fiſchers 
ermittelt werden kann. Um der Fiichwilderei durch Unberechtigte vorzubeugen, findet jich 
mehrfach die Bejtimmung, daß auf Fahrzeugen jeder Art nur die zum Fiichen mit jolchen 
Geräten Berechtigten und daß überhaupt außerhalb der öffentlichen Wege und in der Nähe 
von Fiſchwaſſern nur die an diefem Waſſer Fiichereiberechtigten Filchereigeräte mit fich führen 
dürfen. Endlid wird faſt überall von den die Filcherei Ausübenden die Löfung von Aus— 
weis: (Erlaubnis-)jcheinen (Fiſcherkarten) verlangt, jei ed daß der Fiichereiberechtigte 
jelber dieje Ausweisicheine auszustellen hat, oder diejer Schein von der Staat3polizei- oder 
DOrtspolizeibehörde erwirft werden muß, wobei in legterem Fall auch die Möglichkeit der 
Berjagung des Scheind unzuverläffigen Perjonen gegenüber gegeben ift. — Mit der lleber- 
wadhung des Bollzugs der Filchereivorjchriften werden entweder befondere Beamte (Fiſcherei— 
aufjeher) betraut und dabei wohl aud) Gemeinden und Genofjenichaften die Einjtellung von 
jolchen Aufjehern geradezu vorgejchrieben, oder es ift dem allgemeinen Polizei- und Sicher: 
heitsperjonal die Entdedung und Anzeige von Berfehlungen als bejondere Amtspflicht auferlegt. 


2. Internationale Regelung der Binnenfiſcherei. 


$ 22. Während im Gegeniag zu früher, wo die Fiſchereiordnungen meift örtlich für ein- 
zelne Wafjerläufe erlafjen wurden, heutzutage die Fiſcherei und die Art ihrer Ausübung 
durch Landesgeſetze geregelt wird, kommt doc als eine nicht ummichtige Quelle des neu- 
zeitlichen Frichereirecht3 noch ein Weiteres in Betracht, nämlich der Abjchluß von Fiſcherei— 
verträgen von Staat zu Staat. Das Bedürfnis nad einer ſolchen, wenigſtens in gewiſſen 
Hauptpunkten gemeinjamen Ordnung der Fiichereiverhältniffe durdy internationale Ber- 
träge iſt auf die Thatjache zurüdzuführen, daß an demjelben Flußgebiet häufig mehrere 
Staatögebiete beteiligt find, jomwie auf die Betrachtung, daß eine Verjchiedenheit der Schuß: 
und Schonvorjchriften und der den Fiichern auferlegten Bejchränktungen, namentlich in den 
Grenzgebieten, unliebjam empfunden würde und die Handhabung und Durchführung der 
Kandesvorjchriften erheblich erjchtweren müßte. So erklären ſich die zahlreichen Fiſchere i— 
übereintünfte, welde Preußen mit jeinen Nachbarftaaten (mit Oldenburg, den thü 
ringiihen Staaten, Braunichweig, Anhalt, Lübeck, Bremen, den beiden Medlenburg, den 
jächfischen Fürftentümern) in den Jahren 1877, 1878, 1880 und 1881 vereinbart hat, und 
ebenfo die zum Teil in frühere Nahrzehnte zurüdreichenden Verträge zwiichen den ober: 
rheinijhen Staaten (Baden und Eljaß:Lothringen) mit der Schweiz (legtmals er- 
neuert zu Luzern am 18. Mai 1887); dieſes leptere Land jteht ferner in Vertragsbezieh- 
ungen mit Frankreich und Jtalien und ebenjo hat Defterreidh mit Italien hin- 
fichtlich einzelner Grenzgewäjjer über gewiſſe gemeinjame VBorjchriften fich vereinbart. Neuer- 
dingd wurde aud; eine Uebereinkunft zwiichen den am Bodenſee beteiligten Uferftaaten 
über Anwendung gleichartiger Beftimmungen über die Bodenjeefijcherei d. d. Bregenz den 
5. Juli 1893 abgeſchloſſen. Diefe Vorgänge find deshalb bejonders beadhtenswert, weil auf 
diefem Weg allmählicy eine Anpaffung und Annäherung der Fiichereivorjchriften in wich— 
tigen Punkten zwiſchen den einzelnen Staaten ſich vollzieht und weil dadurch verhütet wird, 
daß die Anjtrengungen, welche man in einem Land zur Wiederbevölferung der Wafjerläufe 
mit Fiſchen macht, durch den Mangel entiprechender Schugvorjchriften für dasjelbe Gewäſſer 
im Nachbarland vereitelt werden. So ift nunmehr für einen großen Teil von Nord: und 
Mitteldeutichland in der Fiichereigejeggebung, joweit fie in polizeilichen Schutz- und Schon: 
vorſchriften fi äußert, Uebereinjtinmung erzielt und das Gleiche gilt für Süddeutjchland 
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und die Schweiz; denn wenn auch in die mit der Schweiz abgeichloffenen Berträge Bayern 
und Württemberg nicht einbezogen find, jo ift doch durch jonftige Berftändigung (auf auto: 
nomem Weg) eine thatjächliche Einheit des Fiichereirechts in dieſem ganzen Gebiet in wejent: 
lichen Beziehungen herbeigeführt. 


Lahsfiihereivertrag. Im ganz befonderem Maße it das Bedürfnis einer inter: 
nationalen Verſtändigung rege geworden in Anjehung der fon. Wanderfifche, welche — im 
Meere lebend — zur Zeit der Yaichreife und auch ſchon einige Zeit früher in die Ströme ein- 
ziehen, um in den Iriprungsgebieten derjelben ihrem Laichgeſchäft obzuliegen. Als vornebmiter 
Repräfentant diefer Wanderfiihe ift der Lachs, Salm (Salmo salar L.) zu erwähnen, welcher 
in früheren Jahrhunderten in nahezu allen deutichen, in die Nord- und Dftfee einmündenden 
Strömen Gegenitand reichiten Fangs geweſen ift, allmählich aber, als Folge des Mangels bin: 
reihender Schonung auf den Yaihplägen, jeltener geworden, ja einzelnen Strömen völlig 
abhanden gekommen war. Unter allen diejen ift es vor allen der Rhein und jeine Nebenflüffe, 
bie von jeher ein Hauptlaichgebiet für den Lachs bildeten, und in alter Zeit galten deshalb Bri- 
vilegien zu Gunften des Ladısfangs, wie fie im Gebiet des Oberrheins durch die ehemaligen 
Yandesherrichaften dann und wann verliehen wurden, als befonders wertvolle Gnadenipenden ; 
daher 3. B. im Oberrhein, obwohl im übrigen bie Fiſcherei fistalifch ift, bis auf den heutigen 
Tag ſolche, alten Verleihungen und Vergabungen entiprungenen privaten Lachsfiſchereirechte zahl: 
reich ſich erhalten haben. 

Aber gerade au im Rheinftromgebiet machte fich im Laufe diejed Jahrhunderts bie 
Abnahme der Lachsfiſcherei im auffallender Weile geltend und man brachte dies nicht 
mit Unredjt teils mit der ftarfen Befiihung des Rheins in feinen unterften Streden, teils mit 
dem rüdfichtslojen Wegfang der von den Laichplägen abwärts ziehenden jungen Lachſe (Sälm: 
linge) in Berbindbung. —— Uebelſtande abzuhelfen, wurde ſchon im Jahre 1841 ein Ver— 
trag zwiſchen Baden, Frankreich und den Negierungen der beteiligten Schweizer Kantone abge— 
ſchloſſen, gemäß welchem nicht nur der jog. Sälmlingsfang, fondern audy der Fang weiblicher 
(laichreifer) Lachſe (Lüder) in den Monaten November und Dezember verboten wurde. Die Er- 
wägung aber, daß eine nachhaltige Beſſerung der Rheinlachsfiſcherei nur zu erwarten jei, wenn 
eine gleihmäßige Schonung derjelben an jeinen Zaichplägen im Oberrhein bis zum Meere 
ftattfinde und dab die Intereſſen aller Uferftaaten füglich übereinftimmende feien („ie mehr Lachſe 
im Unterrhein gefangen werben, um jo weniger fann eine Vermehrung der Lachſe auf den Laich— 
plägen im Oberrhein ftattfinden; je mehr der Fang andererjeits auf diejen Plätzen beichräntt ift, 
deito weniger Lachſe können in das Meer gelangen, um fi darin zu mäften und behufs des 
Laichens zu ihren Geburtsftätten im Nhein zurüdzufehren“), veranlaßte die badiſche Negierung 
Eude der Jechiger Sabre, die jämtlihen NRheinuferitaaten für die Herbeiführung einer vertrags— 
mäßigen Regelung der Fiſcherei im ganzen Nheinitrom zu gewinnen, es jcheiterte aber diejer Ver: 
ſuch, indem der desfallfigen (am 27. Noveniber 1869) zu Mannheim abgeiclofienen Uebereinkunft 
von den Holländiichen Generalftaaten die Genehmigung verjagt blieb. Erft in den legten Jahren 
waren die gleichen, nunmehr von der kgl. preußiſchen Regierung aufgenommenen Verhandlungen 
von einem Erfolg gekrönt, und es ging aus denjelben der Staatövertrag b.d. Berlin, 
den 30. Juni 1885, betr. die Lahsfijherei im Siromgebiet des Rheins hervor. In 
diejem Wertrag, in dem der deutiche KHaifer Namens und mit Yuftimmung der andern deutſchen 
Uferftaaten, der König der Niederlande und der fchweizeriiche Bundesrat als die vertragfchließenden 
Teile erſcheinen, und welcher im übrigen die vereinbarten Grundfäge auf den Schu der Wander: 
fiihe des Rheins (Lachſe, Maififch) beichränkt, ift als leitender Gedanke feitgehalten, es jei den 
Einschränkungen, welden die Lachs-(Maifiſch-)Fiſcherei zu unterwerfen ift, eine ſolche Gejtalt zu 
geben, daß nicht nur die Vermehrung diefer Fiſche im Rhein eine thunliche Förderung erfährt, 
jondern auch, daß den beutihen und ſchweizeriſchen Fiſchereien ein verhältnis: 
mäßiger Anteilander Lahsausbeute gefihert bleibe. Der eritern Abficht 
ſoll vornehmlid; durch die Feitiegung einer Schonzeit in der Zeit vom 15. Oktober bis 31. Dez. 
Rechnung getragen werden, in welder Zeit auf Lachſe nur mit ausdrüdlicher amtlicher Erlaubnis 
und nur bei Verwendung der Laichjtoffe der gefangenen Lachie zu Zwecken der künjtlihen Fiſchzucht 
gefiicht werden darf; der zweiten Abficht dient mweientlic die Einführung einer Wochenſchonzeit 
(Berbot der Lachöfiicherei von Samftag Abend 6 Uhr bis Sonntag Abend 6 Uhr), ferner das 
Verbot des gänzlichen Abfperrens der Flußläufe mittelft ftändiger oder am Ufer feitveranferter 
Fiichereieinrichtungen und das Verbot der vielgenannten Zegensfiicherei in der Zeit vom 16. Auguft 
bis 15. Oftober auf niederländiihem und in der Zeit vom 27, Auguſt bis 26. Oktober einfchließlich 
auf deutjchem und ſchweizeriſchem Gebiet. — Ob die Hoffnungen, die man an diejen Vertrag 
gefnüpft hat, in Erfüllung gehen werden, läßt fich zur Zeit noch nicht mit Beitimmtheit ermeſſen; 
dod mehren ſich die Stimmen, die die jeitens der Niederlande gewährten Zugeſtändniſſe als un— 
zureichend anjehen, um dem Oberrhein ein entiprechendes FFangergebnis zu ſichern. Die Fang: 
ergebniffe im niederländifchen Teil des Rheins laffen fich an der Größe der Zufuhren 
vom Twaling’ihen Meer ziemlich gut verfolgen. Diefe Zufuhren haben betragen: an 
Lachſen 1871: 23209; 1886: 104422; 1893: 75276; an Maifijchen 1872: 69460; 1882: 
140 127; 1893: 83367, Im Gebiet des Oberrheins hat der ehemals blühende Maifiſch— 
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fang faft ganz aufgehört, wie es fcheint, infolge bed Mafjenfangs am Unterrhein und des Man: 
gels an entipredyender Fürforge für die künſtliche Zucht des Maifiſchs. 


3. Das geltende Binnenfifchereireht in Deutfchland. 


$23. Nachdem in den borausgegangenen Erörterungen die wejentlichiten Grundjäße des 
in Deutichland geltenden Filchereiredhts für die Binnengewäfjer (mit denen auch die Ge: 
jeßgebung der anderen europäiſchen Staaten vielfach ſich dedt), bereit3 ihre ſyſtematiſche 
Darftellung gefunden haben, kann darauf verzichtet werden, auf den Inhalt der zahlreichen 
deutjchen Fiichereigejege und »Berordnnungen nochmals im Einzelnen einzugehen; auch würde 
eine Wiedergabe ihres Inhalts ohne ermiüdende Wiederholungen nicht wohl möglich jein. 
Es folgt daher hier lediglich eine Aufzählung der erlaffenen Gejege und Verordnungen ein- 
zelner deuticher Staatsgebiete unter Hervorhebung bejonders wichtig erjcheinender Punkte. 


1) Preußen. Geſetz vom 30. Mai 1874 mit Novelle vom 30. März 1880 und wegen Zauen- 
burgs, Gef. vom 4. April 1877; Ausführungsverordmungen hiezu für die einzelnen Provinzen 
aus den Jahren 1887 und 1888; daneben einzelne ältere Vorſchriften für die Küftenfifcherei. 
Das Recht zur Ausübung der Fiſcherei regelt fih im allgemeinen nach landredhtlihen Normen 
und steht in den ſchiffbaren (öffentlichen) Strömen der Negel nad) dem Staat zu; aber zahlreiche 
Ausnahmen zu Gunſten der Anftößer oder fonftiger Berechtigter; an den nicht Öffentlihen Ge— 
wäſſern Adjazentenfiichereirecht die Pegel, daneben fonjtige, micht mit Grundbejig verknüpfte 
Fiſchereiberechtigungen — Koppelfiichereirechte —; dagegen der og. freie Fiſchfang zu gunſten 
der Gemeinden befeitigt. Vorkehr im FFiicherei-Gejeg für Bildung von Genofienihaften, Anlage 
von Fiſchwegen, Bildung von Schonrevieren ; Sorge für Vertilgung jhäbdlicher Tiere; Verbot 
gänzlichen Abſperrens und jchädlicher Yyangmittel; Beftimmung von Mindeftmaßen und Jahres: 
Sconzeiten (abjolute Gejtaltung mit zahlreihen Ausnahmen), mit Einteilung der Gewäſſer in 
ſolche mit Frühjahrs- und ſolche mit Herbſtſchonzeit; Einführung einer Wochenſchonzeit; Pilicht 
der Löfung von Erlaubnisicheinen. 

2) Bayern. Stein bejonderes FFilchereigejeg, auch das Necht zur Ausübung der Fiſcherei nicht 
durch Spezialgejeg geordnet; im allgemeinen in öffentlichen Gewäſſern der Staat filchereiberechtigt, 
ſoweit nicht private Rechte beitchen, an fonitigen Gewäſſern der Eigentümer oder Anftößer; Perl: 
fiſcherei iſt Regal. Auf Art. 126 des bayriſchen Volizeiftrafgefegbuchs fih ftügende Yandes- 
fiihereiordnung vom 4. Oftober 1884, weldhe mehrfad den andern ſüddeutſchen Staaten 
zum Vorbild gedient hat; daneben provinzielle Fiſchereiordnungen für die einzelnen Streife; Berl: 
fifhereiordnungen für die Sreife Niederbayern von 25. Oktober 1887; für Oberbayern 
vom 10. April 1888; für Oberfranfen vom 21, Mai 1873; bejondere Fiichereivorichriften für 
den Bodenjee im Anſchluß an den Bodenfeefiichereivertrag d. d. Bregenz den 5. Juli 1893; 
Bollzugsvorichriften für Yachsfiichereivertrag vom 31. Jan, 1887. In der Landesfifchereiordmung 
ftrenge und folgerichtige Durchführung des Individualſchonzeitſyſtems mit unbedingtem Martt: 
verbot für alle wichtigeren Fiicharten ; für dieſe auch Mindeitmaße; eingehende Regelung der um: 
zuläffigen Fangarten und Fanggeräte. 

3) Sadhjen. FFiichereigeieg vom 15. Oktober 1868 und Novelle vom 16. Juli 1874, Ber: 
ordn. vom 28. Oftober 1878, 15. Februar 1883, Das Recht zur Ausübung der Filcherei in der 
Elbe und einigen anderen Flußläufen fteht dem Staat, fonit der Gutsherrihaft (Oberlaufig), 
bezw. dem Anſtößer (Erblanden) zu. Perlfiiherei wie in Bayern Regal. Die Ausübung des 
Fiſchereirechts bei eberflutungen auf das Waſſer innerhalb der Ufer bejchränft; die auf der über: 
fluteten Fläche zurüctgebliebenen Fiiche darf der Grundeigentümer ſich aneignen, aber feine Bor: 
fehrungen anbringen, die dad Zurückgehen der Fiiche in den normalen Wafjerlauf hindern. Aehn— 
lihe Regelung der Sache auh in Helfen und in Baden, nur daß hier das Recht zur Fi— 
icherei außerhalb der normalen Uferlinie gejeglich nicht eingeſchränkt ift.) Die fiihereipoli- 
zeilihen Vorſchriften des Gejeges, teilweife durch die Novelle vom 17. Juli 1874 abgeändert, 
jehen vor: das Verbot gänzlichen Abjperrens der Wafjerläufe, der Verunreinigung derjelben, des 
völligen Abichlagens zum Zweck des Fiſchfangs; Mindeitmaß: und Schonzeitbeitimmungen find 
der Vollzugsverordnung überwielen. Diefe vom 28, Oktober 1878 mit Nachtrag vom 15. Febt. 
1883 steht auf dem Boden der Individualihonzeit mit bedingtem Marktverbot für die Schon: 
fiihe während der Schonzeit; an Stelle der in ber älteren Verordnung vorgejehenen Mindeit- 
gewichte find in Uebereinſtimmung mit der Ordnung in anderen Staaten Mindeftmaße getreten; 
Maſchenweite durchweg auf 2,5 em bejtimmt. 

4) Württemberg. Fiichereigefeg vom 27. November 1865 mit Nachtrag vom 3. Juni 
1885; neue Vollzugäverordnungen vom 24. Dezember 1889 und 1. Juni 189. Im Geieg ein: 
zelne civilrechtliche Beſtimmungen, insbejondere über die Grenzen des Fiſchereirechts bei lleber: 
flutungen (seqnela piscatoria) und über die Yuläffigleit der Betretung der Ufer durch den Fi— 
jchereiberechtigten, im übrigen fiichereipolizeiliche VBortchriften über Schonzeit, Mindeitmaße (wie 
überall der Regelung durch Verordnung überwielen); Vorforge für Schuß des Laihs und Ber: 
tilgung ſchädlicher Tiere, ferner gegen Wafjerverunreinigungen. Neue VBollzugsverorduung vom 
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24. Dezember 1889, in Anlehnung an die in Bayern und Baden erlaffenen, fteht auf dem 
Boden der Individualſchonzeit mit Marktverbot. Zur Bregenzer Fiſchereiübereinkunft für den 
Bodenjee vom 5. Juli 1893 find im Jahre 1895 Ausführungsporichriften ergangen. 

5) Baden. Gele vom 10, April 1848, welches feubale Filhereirechte aufbebt, und vom 
29. März 1852, welches die Filchereirechte neu ordnet; von einigen Ausnahmen abgejehen grund: 
jägliche Aufhebung der Abjacentenfifchereirechte zu Guniten des Staats oder (in nicht öffentlichen 
Gewäflern) zu Gunften der Markungsgemeinde; Novelle zu diefem Gejeg vom 29. März 1890, 
worin auch Sanalfiihereirechte und jonftige Filchereiberechtigungen (gegen Entfhädigung) aufge: 
hoben werden, leßtere nur Bebingungateile; aud) Negelung der leberflutungsfrage und des Ufer— 
betretungsrechts. Friichereigefeg vom 3. März 1870 und Novelle vom 26. April 1886 mit ähn- 
lihem Inhalte wie in Preußen nebft Yandesfiichereiordnung vom 3. Februar 1888 mit Nach— 
trag vom 22. März 1894 in Anlehnung an die bayriſchen Vorichriften, alfo ebenfalls Individual— 
ichonzeit mit unbedingtem Marktverbot. In Geſetz und Verordn. Betonung der Genoſſenſchafts— 
bildung, legtere unter Umftänden von Amtswegen einzuleiten. Bejondere Ausführungsvorfchriften 
zur Bregenzer Filcheretübereinkunft (Berordn. v. 10. Juli 1895). Verlfifheretiordbnung 
vom 3. Februar 1888. 

6) Heſſen. Geſetz vom 27. April 1881 mit ähnlichem Inhalt wie in Preußen, Verordn. 
vom 14, Dezember 1887, auf dem Boden des abjoluten Schonzeitiyftems ftehend wie in Preußen. 

T) Eljak- Lothringen An Stelle der Gejege vom 15, April 1829, vom 31. Mai 1865, 
vom 24. Dezember 1876 ift das Geſetz vom 2. Juli 1891 getreten nebſt Verordn. v. 29. April 
1892 und 13. Mai 1892, ſowie vom 29. Juni und 31. Juli 1892, Angelfijcherei ift in den 
Waflerläufen, in denen der Staat das Fiſchereirecht befigt, grundfäglich Jedermann geitattet; 
im übrigen Fiichereiredhtsordnung ähnlid wie in Baden. 

8) Medlenburg. FFiichereirecht meift in der Hand der Grundeigentümer, ſelbſt vielfah an 
öffentlichen Gewäflern ; fiichereipolizeiliche Regelung für Schwerin durch Berordn. vom 18, März 
1891, für Strelig durch Verordn. vom gleihen Datum. 

9) Dldenburg. Gejek vom 17. März 1879 mit Verordn. vom 12, November 1879, ähnlich 
wie im Preußen geftaltet; bejondere Gelege für die Fürftentümer Lübeck und Birkenfeld. 

10) Wegen der übrigen deutjhen Staaten fiehe den überfichtlihen Nachweis von 
Seelig in Borgmann, Die Filcherei im Walde. 1892, 


4. Die Binnenfifherei der anderen Staaten. 


$ 24. Belgien. Das Fiichereigefeg vom 19. Januar 1883 jpricht das Fiſchereirecht 
in jchiff: und floßbaren Gewäſſern (auch Kanälen) dem Staat, in den anderen dem Ufer— 
anftößer bis zur Mittellinie zu. Das Uferbetretungsrecht ift nicht ausdrüdlich geregelt. — 
Die fijhereipolizeilichen Vorſchriften find im mwejentlichen auf folgende Grundlage 
aufgebaut: 1) Gemiſchtes Schonzeitiyjtem a) für die Salmonidenarten Schonzeit vom 
1. November bis 15. Februar, doc ift der Lachsfang in der Winterfchonzeit an 4 Tagen 
der Woche gejtattet, b) für alle anderen Fiicharten und Krebſe Schonzeit vom 15, April 
bis 15. Juni (Wale und Maifiiche ausgenommen). Das Marktverbot ift nur ein bedingtes, 
nämlich nicht jich erjtredend auf Fiiche, die nachweisbar aus gejchlofjenen Gewäſſern oder 
Behältern ftammen. 2) Mindeitmaße und zwar für Lachſe und Yale 25 cm; für Barben, 
Brahsmen, Hechte, Karpfen, Saiblinge, Koregonen, Forellen 14 cm; für Rotaugen, Naien, 
Bariche, Schleien 12 cm; für Krebſe 8 cm (Meßweiſe wie in Franfreidh). 3) Der Ge- 
brauch betäubender oder giftiger Fangmittel ift verboten, ebenjo (durch fönigliches Dekret) 
der Gebrauch verjchiedener ſchädlicher Fangmittel und Netze; die Vorſchriften über die 
Maſchenweite der Nee find eingehend gejtaltet; das völlige Abjperren der Wafjerläufe mit 
Fangvorridtungen ift verboten. 4) Die Nachtfiicherei ijt verboten, do Ausnahmen zuge: 
laſſen für Aal: und Maifiichfang. 5) Die der Fijcherei ſchädlichen Tiere (Dttern, Reiher 2c.) 
fallen nicht unter das Jagdrecht, köunen aljo von den Fiichereiberechtigten jederzeit erlegt werden. 

Frankreich. Die Filcherei in den Binnengewäſſern ift geregelt durch Gejet vom 19. April 
1829 und die Novellen vom 6. Juni 1840 und 31. Mai 1869, ſowie durd) die Ausfüh- 
rungsvorſchriften vom 10. Auguſt 1875 und 18. Mai 1878. Das Recht zur Fiſcherei 
fteht in den öffentlichen (ſchiff- und floßbaren) Gewäſſern dem Staat, in allen anderen dem 
Uferanftößer bis zur Mittellinie des Wafjerlaufs zu; in Kanälen dem Eigentümer. Das 
Fiichereirecht jchließt aucd die Befugnis zum Fang anderer nußbarer Waſſertiere (Krebje, 
Fröſche ze.) in fi; ein unbejchränftes Uferbetretungsrecht wird nicht anerkannt. — In 

Handbuch d. Polit. Delonomie. IL, 1, 4. Aufl. 26 


402 XIX. Buchenberger, Fiſcherei. 


fifhereipolizeiliher Beziehung ift erwähnenswert: 1) Es beiteht das jog. ge: 
miſchte Schonzeitigftem, d. h. eine Winterfchonzeit für die Seeforelle vom 15. November 
bis 31. Dezember und für die andern Salmonidenarten eine ſolche vom 20. Dftober bis 
31. Januar; und eine allgemeine Frühjahrsichonzeit (vom 15. April bis 15. Juni) für 
alle übrigen Fischarten und die Krebje. Das Marktverbot ift nur ein bedingtes, d. h. Fiſche 
aus geichlofjenen Gewäſſern (Zeichen) und Behältern dürfen mit Urjprungsichein auch 
während der Echonzeit zu Markt gebracht werden. 2) Mindeſtmaße bejtehen für Lachſe 
und Wale 25 cm; für Forellen, Saiblinge, Aeihen, Karpfen, Hechte, Barben, Maifiiche, 
Scleien, Neunaugen und einige andere Frühjahrslaicher 14 cm; Krebſe 6 bezw. 8 cm; 
Länge gemejien vom Auge bis zur Schwanzwurzel. 3) Das Einwerfen giftiger oder be- 
täubender Stoffe in Fiſchwaſſer ift unterjagt (gilt aud) von Dynamit). 4) Die Majchen- 
weite der Nee ift für Lachſe auf 4 cm, für andere größere Fiſcharten auf 2,7 cm, für 
fleine auf 1 cm bejtimmt. Das gänzliche Abjperren eines Flußlaufs zum Zweck des Fiich- 
fangs ift unftatthaft. 4) Die Filcherei ift nur am Tag (Sonnenaufgang bie Sonnenunter 
gang) geftattet; doc; Ausnahmen in Betreff des Aal:, Neunauge: und Krebsfangs zuläffig: 
ebenjo betreffs der Lachs: und Maiftich-FFischerei. 5) In Bezug auf Verunreinigungen von 
Fiſchwaſſern durch gewerbliche und andere Abwafjer fünnen die Präfekten beichräntende 
Vorſchriften erlafjen. 6) Die Anlage von Fiichtvegen kann Wafjerwerföbefigern gegen Ent: 
Ihädigung auferlegt werden. 7) Die Vertilgung jchädlicher Tiere (Ottern zc.) ift den Fi 
ichereiberechtigten geftattet, befondere Vorſchriften hierüber enthält das Fiſchereigeſetz nicht. 
Großbritannien) entbehrt eines einheitlichen Fiichereigejeges, das Fiſcherei 
recht hat fidh vielmehr jprungweije nad Mafgabe des im Einzelfall auftretenden Bedürf— 
niſſes und daher für verjchiedene Flußgebiete zum Teil abweichend entwidelt. Doch beftehen 
jeit 1861 für alle WMafierläufe, in denen Lachſe vorkommen, jeit 1865 auch für Forellen: 
und jeit 1873 für Saiblingsgewäſſer übereinftimmend jcharfe Vorjchriften: für alle Sal: 
moniden bejteht eine wöchentliche und eine Jahresſchonzeit, letztere fich erjtredend für Lachſe 
vom 1.Septbr. bis 1. Februar, für Forellen und Saiblinge vom 2, Oftbr. bis 1. Februar, 
indes mit Ausnahmen zu gunften der Angelfiicherei; ferner ift in England (mit Aus- 
nahme von Norfolt und Suffolf) für die Sommerlaicher eine abjolute Schonzeit vom 15. Mai 
bis 15. Juni mit Marftverbot, für Wale eine joldhe vom 1. Januar bis 24. Juli vorge: 
ichrieben. Der Staatsjefretär kann aus triftigen Gründen Aenderungen in der Schonzeit- 
feftiegung vornehmen. Bejondere Beftimmungen bejtehen betreffs der Errichtung von Fiſch— 
wehren, Fiſchwegen, der Verunreinigungen der Gewäſſer; bejtimmte Fangweiſen find ver 
boten. — Die engliihen Lachsgewäſſer find in Diftrikte eingeteilt mit einem Verwal— 
tungsrat an der Spige, der Ausführungsverordnungen erlaffen kann, die Filchereiaufjeber 
bejtellt, die Fiicherfarten ausgiebt, die Lebertretungen verfolgt 2c. Bemerkenswert ift das 
Inſtitut bejonderer Fijchereiinjpeftoren, deren Berichte dem Parlament vorgelegt 
werden; daneben von der Königin bejonders ernannte Fifchereifommijjare. 
Ftalien. Die Binnenfijcherei ift geregelt durch Gejeg vom 4. März 1877 und 
die Vollzugsverordnung vom 15. Mai 1884. Darnach ift unterfagt: den freien Durchzug 
der Fiſche mit Nepen völlig zu jperren und in der Nähe von Wehren, Stromjchnellen, Waſſer— 
mühlen 2c. zu fiihen; den Fiichfang mit Dynamit und anderen erplodierenden, giftigen oder 
betäubenden Stoffen zu betreiben, Wafjerläufe zum Zweck des Fiſchfangs troden zu legen, 
den Grund aufzumwühlen, Nee zu verwenden, welche legtere Wirkung im Gefolge baben, 
die Pflanzenvegetation aus einen Wajjerlauf zu entfernen. Die Schonzeiten find auf Grund 
des Jndividnalichonzeitigftems geregelt und zwar find vorgejehen: für See: und Bachforelle 
von 15. Oktober bis 15. Januar; Aeſche vom 15. Februar bis 15. April; Barſch für den 
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Monat Mai, Karpfen für Juni; Aloſe (Maifiiche) vom 15. Mai bis 15. Juni; für Krebſe 
vom 1. November bis Ende März; eine abjolute Schonzeit kennt das italienische Fiſcherei— 
recht jeit Aufhebung der BD. vom 15. Juni 1880 nicht mehr; doch kann der Präfekt für 
Forellengewäfler die Fijcherei in der Zeit vom 15. Oftober bis 15. Januar gänzlich unter: 
jagen; auch fünnen weitere Schonzeiten durch Präfekturerlaß eingeführt werden. Für eine 
Anzahl Fiſcharten find weiterhin Mindeftmaße vorgejehen und es ift durch entiprechende 
Marktverbote die Durchführung der Borjchriften der lepteren Art gefichert; Nachficht von 
den Schonzeit- und Mindeftmaßvorjchriften fan aus Gründen der künftlichen Fiſchzucht, 
der Vornahme wifjenjchaftlicher Unterfuchungen, des Fangs von Köderfischen erteilt werden. 
Erwähnenswert ijt noch, daß bei neuen Wafleranlagen dem Unternehmer die Anbringung 
von Fiſchpäſſen auferlegt und da durch Präfekturerlaß die Einleitung jchädlicher Stoffe in 
Fiſchwaſſer unter gewiſſen Vorausſetzungen ſowohl hinſichtlich induftrieller wie landwirt- 
ſchaftlicher Abwaſſer (aus Hanfröſten u. dgl.) unterſagt werden kann. — Aehnlich wie für 
die Küftenfiicherei (jiehe oben S. 381 ff.) jorgen endlich einige Vorfchriften für die Auf- 
rechterhaltung der Ordnung auf den Fiichgründen. Die Fifcherei in gejchlofjenen Gewäfjern 
ift den bejchränfenden Borjchriften durchweg nicht unterworfen. — Fifchereiverträge 
beitehen mit Defterreih und ver Schweiz; der erftere ijt datiert vom 9. Auguft 1883 
und regelt die Fiicherei im Gardajee und in feinen Zu: und Abflüffen ; von wichtigen Be- 
ftimmungen desjelben ift zu erwähnen: das Verbot der Trodenlegung der Wafjerläufe zum 
Zwei des Fiſchfangs, der gänzlichen Abjperrung der erjteren, des Gebrauchs bejtimmter 
Netze (Sadichleppnege), welche das Waſſerbett aufwühlen, des Gebrauchs giftiger, betäu- 
beuder oder ſonſt hädlicher Stoffe, der Entnahme und des Verkaufs des Laichs. Schonzeiten 
find vorgejehen für Forellen und Lacsforellen (Novenber und Tezember), für Weiche im 
März, fir Barſch im Mai, für Schleien und Karpfen im Juni, für den Maiftich vom 15. Mai 
bis 15. Juni. Auf geichlojjene Gewäfler („Privatfifchteiche”) erftreden fich die Schonzeit- 
verbote nicht. Mindejtmaße (zwiſchen 15 und 30 cm) genießen die vorbenannten Fiicharten 
und außerdem der Aal (40 cm); für alle anderen Fiicharten beträgt das Mindejtmaß 5 cm. 
Der künſtlichen Fiſchzucht ſoll thunlichſt Vorſchub geleiftet werden. Die Uebereinkunft mit 
der Shmweiz vom 8. November 1882 regelt die Fischerei im Langen» und Luganerjee und 
enthält ähnliche Vorjchriften wie der vorftehende Vertrag. 

Niederlande. Das Neht zur Fiſcherei ift nicht durch Spezialgejeg geordnet, 
jondern durc allgemeines Landesrecht; im allgemeinen ift filchereiberechtigt der Eigentümer, 
alſo in befahrbaren ftrömenden Gewäſſern der Staat, in anderen die Gemeinden oder Private; 
Fiichereirecht des Uferanftößers (Adjacenten) wird nicht grundjäglich anerfannt, jondern nur, 
joweit er Eigentümer der Gewäſſer ift. Ein Uferbetretungsrecht ift gejeglich nicht eingeräumt. 
Die Regelung der fiſchereipolizeilichenVorſchriften ijt erfolgt mit Gejeg vom 
13. Juni 1857, betreffend Jagd und (Binnen-)Fiicherei; für Lachsfiicherei gelten die Beftim- 
mungen deö Berliner Staatövertrags (jiehe oben S. 399), in Kraft gejegt durch Geſetz vom 
14, April 1886 und Ausführungsbeftimmungen vom 21. Juli 1886. Für die jonftige Fischerei 
ift zu bemerken: Schonzeitvorjchriften beftehen nicht, Mindejtmaße nur hinfichtlich des Lachs 
(40 em); verboten ift: aller Fiichfang durd Gift oder Betäubung, (alfo auch durch Dy— 
namit 2c.), ferner die Wegnahme des Laichs, die jog. Eisfiicherei in Heinen ftagnierenden 
Gewäfiern, das Fiichen mit Harpumen und Striden, das gänzliche Abjperren der Fiſchwaſſer; 
die Majchenweite in Betreff der Zugangsnege zu Lachs: oder Maifiſch-Reuſen („zalm of 
elft fuik“) ift auf mindeftens 14 cm bejtimmt, jonjt feine Beichränfungen (außer den durd) 
die Lachslonvention verordneten), joweit nicht, wie bei Verpachtung domanialer Gewäſſer 
vielfach der Fall, Majchenweitenvorjchriften durch Pachtvertrag gegeben werden. Geſchloſſene 
(tolierte) Gewäſſer unterliegen in der Hegel keinen Fangbejchränfungen. Das Töten jchäd- 
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licher Tiere ift durch Jagdgejeßgebung geregelt und können jpezielle Jagdbewilligungen hiezu 
ausgejtellt werden. 

Defterreich. Dad Reichsgeſetz vom 25. Upril 1885 hebt den „freien Fiſchfang“ 
unter Zuerkennung einer Entihädigung an die berufsmäßigen Fiſcher auf und weiſt das 
Fiſchereirecht zu: 1) in fimftlichen Waſſeranſammlungen oder Gerinnen den Befigern 
diefer Anlagen; 2) in natürlichen Gewäſſern denjenigen, denen es durd die Landes: 
geſetzgebung zugewiejen wird, wobei jog. Revierbildung (fiehe S. 385 oben) in Aus: 
fiht genommen ift, joweit nicht eine Ablöſung der beftehenden privaten Fiſchereirechte be: 
liebt wird. Das Recht zur Betretung der Ufergrundftüde, ſoweit fie nicht eingehegt find, 
wird dem FFiichereiberechtigten ausdrüdlich zuerkannt; ebenjo das Recht, auf den überfluteten 
Grundftüden die Fiicherei auszuüben; die nach Ablauf der Ueberflutung zurüdbleibenden 
Fiſche darf der Grundbefiger fih aneignen; Vorkehrungen, welche den Zweck haben, die Rüd: 
fehr der Fiſche in das Wafferbett zu hindern, darf der Grundbefiger nicht anbringen. — 
Hinfichtlih der Hintanhaltung von Verunreinigung der Fiſchwaſſer, der Anlegung von Fiſch— 
jtegen und Fischrechen, der Trodenlegung von Wafjerläufen, der Zufammenlegung von Fiſch— 
waſſern zu „Revieren“ verweilt das Gejeg auf die zu erlaffenden Landesgejege, welchen 
auch die ſonſtige fifhereipolizeilihe Regelung (Schonzeit zc.) überlafjen ift. Dieje 
neuen Qandesgejege find erjt zum Zeil erlafjen; die bejtehenden (provijorijchen) datieren 
für Oberöjterreih vom 7. Nov. 1880, Bulowina von 7. November 1880, Krain vom 25. No- 
vember 1880, Mähren vom 27. Dezember 1881, Kärnten vom 2. März 1882 und 27. De: 
zember 1883, Graz, Gradisfa und Iſtrien vom 13, Februar 1882, Steiermarf vom 2. Sep: 
tember 1882, Schlejien vom 9. Dezember 1882, Unteröjterreid) vom 20. Januar 1883, Böhmen 
vom 9. Oktober 1883; gemeinjam ift denjelben die Durchführung des Jndividualjchongzeit: 
ſyſtems mit Marktverbot, Feitjegung von Mindejtmaßen für die wichtigeren Fiſche, Verbot 
ſchädlicher Fangmittel, Feitiebung von Majchenweiten für Nee; Einräumung des Rechts 
an den Fiſchereiberechtigten, jchädliche Tiere ohne Unwendung von Schußmwaffen zu fangen 
oder zu töten mit Ublieferungszwang an die Jagdberechtigten. 


als Kronländer, in denen bis jegt neue Vollzugsgeſetze zu dem Reichsgeſetz er: 
gingen, find Galizien (vom 31, Oftober 1887), Krain (vom 18. Auguft 1888), Salzbura 
und Vorarlberg zu erwähnen. Das jehr eingehend geitaltete Geieg für Salzburg vom 
25. Febr. 1889 hebt das Recht zum freien Fiſchfang auf und überweiſt die betreffenden Fiſche— 
reien in künſtlichen Läufen dem Befiger, in natürlichen Gewäflern dem Lande; ein Anſpruch auf 
Entihädigung wird berufsmäßigen Fiſchern in bedingter Weife zuerkannt. Im übrigen verbietet 
das Geſetz die weitere Zerlegung beitehender Filchereirechte ohne behördliche Erlaubnis, eröffnet 
die Möglichkeit zu Genofjenihaftsbildungen, ordnet das Uferbetretungsreht und das Fiſcherei— 
recht bei Ueberflutungen, ferner den Schuß der Fiſcherei gegenüber induftriellen Einwirkungen 
(Verunreinigungen, Trodenlegung, Möglichkeit der Anbringung von Fiſchwegen und Schußgittern 2c.), 
fieht die Bildung von Laih:Schonftätten vor, verlangt Berüdfichtigung der Filchereiintereffen bei 
Flußbauten, erteilt das Recht zur Vertilgung ſchädlicher Tiere ohne Anwendung von Schuß: 
waffen oder Giftjtoffen und zur Aneignung der Filhottern und giebt weiterhin eine Reihe po— 
lizeiliher Vorſchriften: über Schonzeitfeftfegung und völliges Ruhen der Fiſcherei in beftimmten 
Gewäſſern zu gewiffen Zeiten; über die Unzuläffigkeit einzelner Fangweifen (Verbot erplodie- 
render und giftiger Stoffe, Verbot des Einhängens von Neufen ꝛc. in Wehrdurchläffen und 
Scleußen; Verbot der völligen Abjperrung der Flußläufe durch ftändige Fangvorrichtungen); 
über die Einführung von Mindeftmagen und ordnet im Intereſſe der wirkſamen Stontrolle den 
Verkehr mit Fiſchen im Sinn des abjoluten Marktverbots. — Wehnlich, aber kürzer gefaht das 
Gefeg für Vorarlberg vom 27. Oktober 1859 nebft V.V. vom 2. Juli 1891, das übrigens 
in die beftehenden Fiſchereirechte neuordnend nicht eingreift, auch das Recht der freien (wilden) 
Fiicherei fortbeftehen läßt und insbejondere über die Möglichkeit der Genoſſenſchafts- oder Ver: 
einsbildung feine Vorjchriften giebt; die Schongeit ift individuell, das Marktverbot wenigitens 
hinfichtlich der untermäßigen und der mit der Winterjchonzeit bedadıten Fiſcharten abjolut ge— 
jtaltet — bei. Gejeg für die Bodenfeefiicherei vom 21. Juni 1893, 


Mit Italien beſteht eine Fiſchereiübereinkunft Hinfichtlich der Fiicherei im Gardajee, 
fiehe oben S. 403. 

Ungarn Das jehr eingehend gejtaltete Fiichereigejeg vom 14. Juni 1888 erflärt das 
Recht der Fiſcherei als eine Zubehörde des Grundeigentum und weiſt dasjelbe in 
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auögetretenen Ueberſchwemmungsgewäſſern den Befigern der überſchwemmten Fläche zu, ver: 
bietet aber die Verhinderung der Rückkehr der Fiſche in das Flußbett. Seitherige Berech— 
tigungen, welche nicht an den Grundbefig geknüpft find, bleiben aufrechterhalten, wenn die 
Anmeldung in dem vorgeichriebenen Berfahren erfolgt. Das Recht zur Betretung des Ufer: 
grumdftüdes behufs Ausübung der Filcherei ift ausdrücklich anerkannt. — Bon den fiſcherei— 
polizeiliden Vorſchriften des Gejekes, die aber auf die gejchloffenen Gewäſſer keine 
Anwendung finden, iſt erwähnenswert: 1) Laichpläße der Filche künnen als Schonftätten 
erffärt werden und jtehen unter bejonderem Schuß. 2) Die Schonzeiten find individuell 
geftaltet und zwar vom 15. September bis 31. Januar für Lachs und Forelle, vom 1. März 
bis 30. April für Aeiche, vom 1. März bis 31. Mai für Huchen, vom 1. April bis 15. Juli 
für Karpfen und vom 1. April bis 15. Juli für eine Anzahl beſonders benannter jonjtiger 
Frühlingslaicher. Für Krebſe ift eine Schonzeit vom 1. April bi3 15. Mai vorgejehen. Zum 
Schub neu eingeführter Filcharten fann ein dreijähriges Fangverbot erlaffen werden. 3) Für 
eine große Anzahl Fiicharten find Mindeftmaße vorgejchrieben. 4) Verboten ift das wider: 
rechtlihe Einfammeln des Fiichlaichs, die völlige Abiperrung der Wafjerläufe, die Troden: 
fegung derjelben zum Zmwed des Fangs, die Verwendung giftiger, betäubender oder jonjt 
ihädlicher Stoffe, die Benügung von Fanggeräten mit einer Mafchenmweite unter 4cm, der 
Fiſchfang zur Nachtzeit und in der Nähe von Wehren, Filchwegen — wobei aber die Mög: 
lichkeit von Ausnahmebewilligung hinfichtlich einzelner der vorerwähnten Verbote vorgejehen 
ift. 5) Die Bertilgung der der Fiſcherei ſchädlichen Tiere ift dem FFiichereiberechtigten ge- 
jtattet; Schußwaffen dürfen aber, wenn der leßtere nicht zugleich jagdberechtigt ift, nicht 
verwendet werden und dem Fagdberechtigten bleibt da3 Eigentum an den gefangenen bezw. 
getöteten Tieren vorbehalten. 6) Das Marktverbot ift Hinfichtlich der untermäßigen Fiſche 
unbedingt, hinfichtlic der Schonzeitfiiche bedingt gejtaltet, d.h. aus geichloffenen Gewäſſern 
jtammende Fiſche dürfen, wenn ihre Herkunft beurkundet ift, in den Verkehr geſetzt werden. 
7) Beionderes Gewicht legt das Geſetz auf die Bildung von Fiſcherei-Geſellſchaften; überall 
nämlich, two die Filchereiberechtigung nur von einer jolchen Ausdehnung ift, daß die Fiſcherei 
nicht „ohne Verlegung der Intereſſen der benachbarten Befiger und nicht rationell* betrieben 
werden kann, fünnen die Berechtigten die Fiicherei nur ala „Sejellichaft“ innerhalb des ge- 
bildeten größeren Bezirt3 ausüben; fommt ein gültiger (Mehrheits:)Beichluß über die Bil: 
dung der Gejellichaft nicht zu ftande, jo ruht das Fiſchereirecht der einzelnen Berechtigten 
und das FFilchereirecht fann für die betr. Fiichwaflerjtrede von dem Minijterium für Ader- 
bau auf 6Xahre in Pacht gegeben werden unter Verteilung des Bachterlöjes unter die ver: 
ichiedenen Berechtigten. — Der Schub der Fiſchwaſſer gegen Verunreinigung und die Mög: 
fichkeit der Anbringung von Fiſchwegen an Wehren 2c. ift nicht im Fiſchereigeſetz, jondern 
im Waſſergeſetz geregelt. 

Schmeiz. Für das Gebiet der Schweiz ift unterm 21. Dezember 1888 ein neues Fiſcherei— 
gejeg nebſt Vollzugsverordnnungen vom 3. Juni 1889 und 25. September 1894 erlajjen 
worden, welches im wejentlichen beftimmt: 1) Die Verleihung oder Anerkennung des Rechts 
zum Fiſchfang fteht den Kantonen zu (fiichereiberechtigt find entweder der Kanton oder 
die Gemeinde, an Heineren Wafjerläufen auch die Uferbefiger). 2) In Bezug auf die Aus— 
übung bes Fiſchereirechts: Verbot der gänzlichen Abjperrung der Waſſerläufe zum 
Zweck des Fiſchfangs; Beftimmung der Mafchenweite der Nepe (beim Lachsfang 6cm, bei 
anderen Fiſcharten 3 cm); Verbot jchädlicher Fangmittel (betäubender, giftiger Fangmittel, 
Fallen mit Schlagfedern zc.) und beftimmter Fangarten (Trodenlegung von Waſſerläufen 
Anlegung neuer Selbftfänge); Möglichkeit der Behinderung des Eintritt3 von Fiichen in 
Triebwerke und Wäſſerungskanäle; Vorkehr für Anlage von Fiſchwegen und für Offenhal- 
tung von Altwafjern als Laichplätze; gemifchtes Schonzeitiyften, nämlich individuell geftaltete 
Winterichonzeit für Forellenarten und Lachſe; Frühjahrsichongeit für Aeſchen; abjolute Früh 
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jahrsſchonzeit (vom 15. April bis Ende Mai) für die Seen, nicht auch für die Flüffe, mit 
Zulafjung der Angelfiicherei ; für die Winterfchonfiiche abjolutes Marktverbot; Schonzeit für 
Krebſe; Zulaffung von Fang: Ausnahmen mährend der Schonzeit im Intereſſe der künftlichen 
Fiſchzucht; Feſtſetzung von Mindeftmaßen für die mwichtigeren Filcharten Lachs 50 cm, Aal 
35, Seeforelle 30, Aeſche 25 cm, Forellen und Saiblinge, Felchen 18cm; Bariche 15cm; 
für Krebſe 7 cm); Verbot der Holzflößerei und der Bachbett-Reinigungdarbeiten während 
der Schonzeit; Verbot der Verunreinigung der Fiſchwaſſer (eingehende Vollzugsanweiſungen 
auf Grund der Bereinbarungen mit Baden und Eljaß-Lothringen); Begünftigung der Aus: 
rottung jchädlicher Tiere durch Beiträge aus der Bundeskaſſe, welche nach dem Geſetz auch 
für Fichbrutanftalten, für Anlage von Fiſchwegen geleijtet werden; Vorjorge für Anstellung 
von Filchereiauffehern ; eingehende Strafvorichriften. Erlaffung ftrengerer Vorfchriften, ind 
bejondere in Betreff der Schonzeiten ift den Kantonen freigejtellt. — Die Schweiz jteht hin 
fichtlich des Rheins und Bodenjeed im Bertragsverhältnis mit Baden und Elſaß-Loth— 
ringen (fiehe oben S. 398); hinſichtlich der ſchweizeriſch-franzöſiſchen Grenzgewäſſer (Genfer: 
jee, Rhone 2c.) Uebereinkunft mit Frankreich vom 28, Dezbr. 1880, binfichtlich der ſchwei— 
zeriſch-italieniſchen Grenzgewäſſer (Langen: und Luganerfee ſowie einer Anzahl Fluß: und 
Bachläufe) Uebereinkunft mit Jtalien vom 8. November 1882 (beide Llebereinfünfte viel- 
jah mit dem Inhalt des erwähnten Bundesgeſetzes fich dedend). — Daneben Spezialgeſetze 
der einzelnen Kantone (vgl. die amtliche Veröffentlichung: Filchereigejeggebung des Bunde: 
und der Kantone, Bern 1895). 

Nordamerika, Die Fiichereigejeßgebung untersteht nicht der Union, fondern den Einzel: 
jtaaten; joweit in dieſen überhaupt regelnde Vorſchriften erlaffen find, weichen fie in Be: 
zug auf Geftaltung im einzelnen je nach den vorfommenden wichtigeren Fiicharten nicht un: 
erheblich von einander ab. Im allgemeinen läßt fich jagen, daß in einer Anzahl Staaten 
für bejtimmte Fiſcharten Schonzeiten beftehen (jo z. B. für Lachſe, für die verjchiedenen 
Forellenarten, für Shad, Schwarzbarich, Forellenbarich 2c.), wobei übrigens im Intereſſe 
der fünftlihen Fiichzucht Ausnahmen zugelaflen werden; daß gewifie Fangweiſen (5.8. mit 
Ihädlichen Stoffen) verboten find, daß für beftimmte Flußgebiete in Bezug auf den Gebrauch 
von Netzen Verbote oder Beſchränkungen (Majchenweite) in Kraft find, namentlich zu dem 
Zweck, die Fiſche auf den Laichgründen zu ſchützen ꝛe. Eine jehr eingehende Kodififation 
des Fiichereirechts ift für den Staat Mew-York erlafien. 
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Allgemeine Fifchereizeitung (in München ericheinend). Deutiche Fiichereizeitung (in Stettin er: 
icheinend). Zirkulare des deutichen Fichereivereinsd, Benede, Die Teihwirtbihaft. 1885. v. d. 
Borne, Fiſcherei-Verhältniſſe des deutichen Reichs, Oeſterreich-Ungarns, der Schweiz und Zurem: 
burgs. 1882, Derfelbe, Handbuch der Fiſchzucht und FFilcherei. 1886. Glaparede, Ber 
tilgung der den Schweizeriihen Fiichereien jchäbdlichen Thiere. 1885. Keller, Die Anlage der 
Fiſchwege. 1885. König, lieber Verunreinigung der Gewäſſer. 1887. Metzger, A, Fiſcherei 
und Filchzucht in den Binnengewäflern, 1887, Nienhbaus:-Meinau, Die Verunreinigung bei 
Rheins durch Abfallftoffe der Fabriken im Basler Induſtriebezirk. 1888. Nitiche, Der Flußaal 
und feine wirtbichaftlihe Bedeutung. 1886. 3. Suſt a, Die Ernährung des Karpfen und jeiner 
Teichgenoſſen. Vogt, Die künftlihe Fiihzucht. 1859. Wittmad, Beiträge zur Fifchereittatiftit 
des deutfchen Reihe, Zacharias, Die niedere Tierwelt ber Vinnenfeen. 1889, 


8 25. Staatöfürjorge Die Aufgabe des Staats gegenüber der Binnenfiſcherei 
ift wejentlich eine gejeggeberijch-ordnende und man kann jagen, da er jeinen 
Berpflichtungen gegenüber diefem Zweig des Wirtſchaftslebens gerecht geworden ijt, wenn 
er denjenigen Forderungen, welche vom Gefichtspunft einer verftändigen, die Nachhaltigkeit 
des Betriebs verbürgenden Fiichereimirtichaft aus zu ftellen find, in der gejeßlichen Geital- 
tung des Fiſchereiweſens nachkommt, wobei freilich nach dem in den legten Abjchnitten Aus- 
geführten die richtige Ordnung der Fiichereiberechtigungen felber nicht minder wichtig er: 


Sonstige Pflege der Binnenfischerei ; Fifchereivereine. $ 26, 407 


icheint wie die gerechte Abgrenzung der Rechte und Befugniffe der verjchiedenen, auf dieBenüßung 
des Waſſers angewiejenen Ynterejjentenkreije und die Aufrichtung der zur Verhütung von 
Raubfiicherei und Fiichereiverwüftung gebotenen Schranfen. Ueber dieſen Aufgabefreis ift 
aber der Staat in neuerer Beit, in angemefjener Würdigung der Bedeutung der Wiederbe- 
völferung der heimijchen Gewäfjer mit wertvollen Fiſchen, meiſt hinausgeichritten, indem 
er der FFilcherei au in anderer Weiſe jeine fördernde Hand reichte, unmittelbar 
durch Gewährung von Geldmitteln zur wirkſamen Unterjtügung der zu Tage tre— 
tenden Fiichereibeftrebungen, mittelbar durch jonitige Beranftaltungen und Anordnungen, von 
welchen eine günftige Rüdwirkung auf die Fiichereiverhältniffe erwartet werden konnte. Und 
zwar pflegen die öffentlichen Mittel in der Regel den die Hebung der Fiſcherei erjtrebenden 
Fiſchereivereinen (fiehe umten) zugewendet zu werden, oder fie dienen dazu, VBeranftaltungen 
beftimmter Art, welche einen einmaligen größeren Aufwand verurſachen, wie die Anlage 
von Fiichwegen, die Veranjtaltung großer Ausjtellungen 2c. zur Ausführung zu bringen; 
aud darin fann ſich die unmittelbare Staatsfürjorge bethätigen, daß für eine ausreichende 
Füchereiaufficht von Staatswegen gejorgt und die Koften diejer Aufficht auf die Staatskaſſe 
übernommen werden oder daß bejondere Fonds ausgejegt werden, aus welchen für die Anzeige 
von Fiichereifreveln und FFiichereiübertretungen Prämien zur Verteilung gelangen. In ein- 
zelnen Ländern ift der Umfang der aus öffentlichen Geldern für FFilchereizwede zur Ver— 
fügung zu ſtellenden Mittel durch Gejeg näher bejtimmt (jo in der Schweiz durch das mehr- 
fach erwähnte Bundesgejeg vom 2. Dezember 1888 betreff3 der Errichtung von Brutan- 
ftalten, Fiſchwegen und der Vertilgung ſchädlicher Tiere ſowie Hinfichtlich der Fiſchereiauf— 
licht). — Die mittelbare Förderung der Fiichereibeftrebungen dur den Staat 
faun in der verjchiedenften Weile zum Ausdrud kommen; ſchon der von der Zentralgewalt 
aus kundzugebenden Willensmeinung an die untergeordneten Staatöbehörden, daß dieje inner: 
halb ihres Pflichtenkreifes den FFiichereiverhältniffen ihre Aufmerkſamkeit und Fürforge zu- 
zuwenden haben, ift eine große Bedeutung beizumejjen, wobei namentlich aud) der wünſchens— 
werten Einwirkung auf die technischen Flußbaubehörden, bei den Banarbeiten an den fließen: 
den Gewäſſern auf eine thunliche Berüdfichtigung auch der Fiichereiintereffen Bedacht zu 
nehmen, zu gedenken ift. Wichtig ferner find Vergünjtigungen, welche die Staatögewalt auf 
dem Gebiet des Verſandes von Fiichen (durch Einführung mäßiger Bahntarife, Vorſorge 
für jchnelle Beförderung) jowie des Berjandes der Fiichbrut und des Fiichlaich® einzuräumen 
in der Lage ift, deren fich auch, bejonders in letzterer Beziehung, die Fiſchereiintereſſenten 
in den verjchiedenften Ländern thatjächlich erfreuen. Nicht in legter Linie endlich kann fich 
dieje mittelbare Staatsfürjorge heilſam erweiſen durch Förderung der wifjenichaftlichen Thätig- 
feit auf dem Gebiet der Piszikultur, indem den diefem Gebiet fich zumendenden Forjchern Ge: 
legenheit und Mittel zur ausgiebigen Entfaltung ihrer desfalljigen Arbeitsthätigkeit darge: 
boten werden. Die Errichtung bejonderer wifjenichaftlicher Verſuchsſtationen für Binnen: 
fiſcherei, wie eine foldhe in Deutichland für die Seefiicherei (in Kiel) bereit3 bejteht, würde, 
ähnlich wie die für die Landwirtichaft thätigen Stationen diefer Art, beſonders erjprießliche 
Ergebniffe zu zeitigen geeignet erjcheinen; die Verwirklichung diejes Wunſches jcheint der 
Erfüllung nahe zu fein *'). 

$ 26. Fiſchereivereine,. Wie auf dem Gebiet der Landwirtichaft und der Gewerbe: 
thätigkeit der Zulammenjchluß der Berufsbeteiligten zu Vereinen oder vereindartigen Bil: 
dungen behufs gemeinjamer Förderung der Berufsinterejien von größter Bedeutung geworden 
it, jo ift in den legten Jahrzehnten auch in Fiſchereikreiſen die Wichtigkeit einer den ge- 
meinfamen Intereſſen dienenden Vereinsorganijation immer mehr gewürdigt worden und 

21) Bgl. den Artikel: „Zoologiiche Süßwaſſer- behufs genauerer Erforichung der biologischen Ber- 


ſtationen“ in Mr. 8 der Stettiner Fifchereigeitung | hältniffe beitimmter Filcharten zunächſt im Blöner 
von 1890, wonach die Errichtung einer joldhen See in Dft-Holftein geplant ift. 
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e3 hat dieje Erkenntnis in den meiften Staaten dad Entftehen von örtlichen oder Landes: 
vereinen, den Zujammenjhluß von Landesvereinen zu großen Verbänden und — wie in 
Deutjchland der Fall — die centrale Zufammenfafjung aller partikularen Landesvereinsbe— 
ftrebungen in einen großen, das ganze Reichdgebiet umfafjenden Verein zur Folge gehabt. 
Der legte, der Deutiche Fifchereiverein, von dem ſich vor einigen Jahren eine be: 
jondere Sektion zurförderung derfüften: und Hocdhfeefifcherei (jet deuticher 
Seefiichereiverein) abgezweigt hat, deren verdienftliche Wirkſamkeit jchon früher (S. 377) 
berührt worden ift, genießt aus Neichsmitteln eine Dotation von 30000 M. und fucht feiner 
Aufgabe: allen auf Förderung der Binnenfifcherei gerichteten Bemühungen fördernd, ratend 
und unterftügend zur Seite zu jtehen, durdy Herausgabe von orientierenden „Birktularen“, 
durch Einberufung von allgemeinen Konferenzen und „Fiichereitagen“, durch Veranftaltung 
großer Ausftellungen, vor allem aber durch Hebung der künjtlihen Fiichzucht nachzufommen 
und mancher Fortichritt, der im legten Jahrzehnt in Deutichland auf fijchereiwirtichaftlichem 
Gebiet zu verzeichnen ift, darf dem Eingreifen diejes Vereins, defjen Sapungen im Jahr 18% 
nen redigiert worden find, zugejchrieben werden. Insbeſondere ift derjelbe bemüht, die wert- 
vollen Salmoniden und vor allem den Lachs den heimischen Gewäſſern wieder zuzuführen, 
bewährte fremdländijche Fiſcharten neu einzubürgern, auf die Errichtung von Brutanftalten 
binzumirken und überhaupt als Eentralorgan für die techniichen Fortichritte der Piszikultur, 
aber auch für Fortjchritte, welche auf gejeggeberiichem Gebiet liegen, thätig zu fein. Neuer: 
dings (1895) hat derjelbe behufs intenfiverer Förderung der Teich wirtſchaft einen Son: 
derausihuß für dieſen Zweig des Fiichereimeiens gebildet. Nicht minder wichtig wie ein 
ſolcher „Reichsverein“ find die in dem einzelnen Ländern und Provinzen thätigen, ja 
in ihnen liegt eigentlich der Schwerpunkt der Vereinsthätigkeit, da vor allem dieje berufen 
find, jene bis auf das geringfte Gewäſſer fich erjtredende „Kleinarbeit“ zu verrichten, die 
in ihrer Vervielfältigung von Ort zu Ort und von Waſſerlauf zu Wafferlauf die nachhal- 
tigften und dauerndjten Erfolge verbürgt *’). Die Iofalen oder provinziellen Ber: 
eine können in zwedmäßiger Weile die Funktion freiwilliger Hilfsorgane des Staats er: 
füllen, indem fie darauf Bedacht nehmen und darüber wachen, daß die zum Schuß der Fiſcherei 
erlafjenen Geſetze befolgt werden, und indem fie auf vom Geſetz nicht gewollte Schädigungen 
der Filcherei, rühren fie von den Fiſchereiintereſſenten felber oder von dritter Seite her, recht 
zeitig die zuftändigen Behörden hinweiſen; indem fie weiter die praktische Bewährung der 
Fiſchereivorſchriften mit aufmerfjamem Auge verfolgen und zu Tage tretende Lücken oder 
Mängel des geltenden Fijchereirechts rechtzeitig beleuchten; indem fie überhaupt die auf lang: 
jährige Örtliche Beobachtung ſich ftühende jachverftändige Kenntnis zur Anbahnung von 
Fortichritten auf dem Gebiet des FFiichereirechts verwerten und die Rolle eines techniſchen 
Beirats der Berwaltungsbehörden in allen die Piszikultur berührenden Fragen übernehmen. 

Hiemit erjchöpft fich indes die den Fiichereivereinen geftellte Aufgabe keineswegs; die an- 
dere, ebenjo wichtige Funktion liegt in der Verbreitung richtigen Verſtändniſſes für die praf- 
tiiche Fiſchereiwirtſchaft, der fruchtbringenden Unterweifung in dem, was zur Erzielung ge 
deihlihen Erfolges jedem Gewäſſer not thut, der Heranbildung der Beruföfiicher zu ratio: 
nellen Fiſchereiwirtſchaftern überhaupt durch Belehrung in Wort und Schrift, durch Ber: 
anftaltung lokaler oder provinzieller Ausftellungen, durd) das Hinaustragen und die Ver: 
allgemeinerung des als bewährt und richtig Erfannten, insbejondere durch Herausgabe von 
Fachzeitſchriften und Flugblättern. — Eine faſt überall mit lohnendem Erfolg aufzumeiiende 
Thätigkeit der Fiichereivereine wird ſich ferner in dem Hinwirken auf die Vertilgung der 
der — en Tiere zu bethätigen vermögen, zumal die Verheerungen, welche an 


22) Vgl. das Referat von Staudinger auf Bedeutung und Aufgaben der Friichervereine, bay- 
dem Ai deutjchen Filchereitag, 1885, über die | riiche Fiſchereizeitung. 1885. Nr. 28, 
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Fiſchwaſſern einzelne diejer Tiere, namentlich Ottern und Reiher, anrichten, die Erfolge der 
pfleglichen Thätigkeit der Fichereiinhaber immer auf neue in Frage ftellen. Namentlich 
kann in diefer Hinficht die Ausjegung von Geldprämien und das gemeinjame Vorgehen von 
Sand zu Land erfreuliche Ergebniffe zeitigen, um die Fiſchwaſſer durch einen nachhaltig ge: 
führten Bertilgungskrieg von den jchädlichen Tieren der bezeichneten Art zu befreien und 
damit Werte im Betrag von vielen Millionen der Fijchereimirtichaft zu retten. — Eine geldliche 
Unterftügung der FFilchereivereine aus Staat3mitteln, wie fie vielfach in Uebung ift, darf 
in Hinficht auf den Aufgabenkreis, welchen ſich diefelben gezogen haben, als gerechtfertigt 
gelten, da fie geeignet erjcheint, der Vereinsthätigkeit zu rajcheren Erfolgen zu verhelfen und 
den gejunden Fortichritt auf dem Gebiet der Fiichereiwirtichaft zu bejchleunigen. E3 muß 
anerkannt werden, daß im legten Jahrzehnt das Wirken der Fiichereivereine zu einem in 
den verjchiedensten Beziehungen fruchtbringenden fich geftaltet hat und daß insbejondere die 
Einbürgerung der fünftlichen Fiſchzucht und die technischen Fortichritte, welche letztere ge- 
macht hat, wejentlich ihr Berdienft ift. Der legteren jollen im nachfolgenden noch einige 
bejondere Ausführungen gewidmet jein. 

8 27. Die fünftlihe Fiſchzucht. Die Beobadhtung, da das in der Natur fich 
abijpielende Laichgeichäft und die Ausbrütung der befruchteten Eier in den natürlichen Ge- 
wäfjern auch auf „künſtlichem“ Wege ſich erzielen Lafje, indem man von gefangenen laich- 
reifen Fiichen die Eier und den Samen (die Milch) abftreift, durch Vermiſchung der Eier 
mit dem Samen eine Befruchtung der erjteren bewirkt und die Erbrütung der jo befrud;- 
teten Eier in bejonderen Brutapparaten herbeiführt, ift, ſoweit befannt, zuerjt von einem 
Deutihen (Jakobi in Lippe-Detmold) im vorigen Jahrhundert gemacht und in wiſſen— 
ihaftlichen Schriften jener Zeit vielfacd, beiprochen worden; zu wirklicher Bedeutung erhob 
ſich indes dieſe künftliche Fischzucht erjt in diefem Jahrhundert, nachdem durch die Arbeiten 
eines Franzoſen (Eojte) die Aufmerkjamteit der franzöfiichen Regierung auf die Sache 
gelenkt und durch Einrichtung einer Fiihbrutanftalt in Hiningen zum erjtenmal die wifjen: 
ſchaftlichen Verſuche im großen in die Praxis überjegt wurden. Der Vorgang fand bald 
rege Nahahmung und heute ift wohl faum ein Land, in dem nicht der künſtlichen 
Fiſchzucht jeitens der Staats: und Vereinsbehörden bejondere Pflege zugewendet wird; 
Hand in Hand damit ging die Verbefjerung der Bruteinrichtungen und in demjelben Maß, 
wie die Technik der künftlichen Fiſchzucht fich vervollfonmnete und die Bedingungen ihres 
Gelingen für die einzelnen Filcharten (in Bezug auf die Auswahl der Fiſche, die Vor— 
nahme der Befruchtung, die Wahl des Quellwaſſers, die Konftruftion der Bruttröge, die 
Ernährung der jungen Brut, die Art und Weije ihres Ausjegens) näher erforjcht wurden, 
wuchjen aud die Erfolge und e3 gelangen nunmehr alljährlich viele Hunderte von Mil: 
fionen künſtlich erbrüteter Fiiche in die fließenden Gewäljer und Seen. Das von einem 
Amerikaner jtammende Wort, daß, wie die Felder des Landwirt nur bei ordentlicher Be: 
jtellung eine angemejjene Rente erwarten lajjen, auch die Fiſchwaſſer „beitellt“ werden 
müfjen, wenn man auf einen nachhaltigen und lohnenden Ertrag ſich Rechnung machen will, 
bat in der That jeine Berechtigung und es wird dieſe fünftliche Nachhilfe bejonders ge: 
boten da ericheinen, wo durch Wafjerbauten, durch Geradelegung auch der Heineren Waſſer— 
läufe, durdy periodifche Reinigungsarbeiten in denjelben ꝛc. die Zahl der natürlichen Laich— 
pläge immer mehr fich einengt und wo Verunreinigungen der Gewäſſer und deren durch 
den Gemeingebraud) herbeigeführte verjchiedene Benügungsweijen den natürlichen Laich und 
die Jungbrut mit fteter Vernichtung bedrohen. Auch ift darauf aufmerfjam zu machen, daß 
der natürlich abgejegte Laich und die ausgeichlüpfte Brut zahllojen Feinden in der freien 
Natur ausgejegt ift (nicht bloß von jeiten vieler Fiſcharten jelber, jondern auch durch an- 
dere Tiere wie Anjektenlarven, Käfer, Waſſerſpitzmäuſe, Waflergeflügel ſowie durch Pilze), 
jo zwar, daß von dem natürlichlabgejegten Laich kaumzmehr als 10% in Wirklichkeit er: 
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halten bleiben. Es ift aber ferner in der künftlichen Fiichzucht ein wirkſames Mittel zu er- 
bliden, ein von einer bejtimmten Fiichart gänzlich entvöltertes Gewäſſer mit ſolchen wieder 
raſch zu bejegen, jotwie neue, bisher in einem Land unbekannte Fiſcharten einzubürgern, und 
es hat gerade in leßterer Beziehung die künftliche Fiichzucht dazu Anlaß gegeben, einen 
internationalen Austaufch mit fünftlich befruchteten Fiſcheiern herbeizuführen, 
wobei an die Einführung einzelner europäiicher Fiicharten (Forellen, Karpfen) in Amerika, 
amerikaniſcher Fiicharten (Regenbogenforelle, Bachſaibling, Binnenjeelahs, Schwarzbarid 
u. a.) in Europa, an die Verpflanzung norddeuticher Koregonenarten in ſüddeutſche Seen, 
des Banders (Schill) aus dem Donau: in das Aheingebiet, an die Wiederbevölferung nord: 
deuticher Ströme mit Lachſen aus im Rheingebiet gewonnenen Lachseiern u. dgl. mehr 
erinnert jein möge. Gerade bei den legtgenannten Fiſcharten, welche nur zeitweije im Süß: 
waſſer fich aufhalten, um ihrem Laichgejchäft obzuliegen, im übrigen aber im Meere ver: 
weilen (Wanderfijche), jchien eine Vorſorge für die Fruftifizierung der Laichelemente 
bejonders geboten, da der Wegfang diejer Wanderfiiche, bevor fie in der age waren, für 
die Fortpflanzung ihrer Urt in natürlicher Weile zu jorgen, allmählich zu einer völlıgen 
Berarmung der in Betracht fommenden Waflerläufe an diejen Fijchen führen müßte, und 
es hat diejer Geſichtspunkt in dem Berliner Rheinlachöfiichereivertrag durch entiprechende 
Borichriften (jiehe oben S. 399) bejonderen Ausdrudf gefunden. — Anfänglich waren es 
die Winterjalmonidenarten (Lachs, See: und Bachforelle), jorwie die Koregonen-(Felchen⸗ 
Arten, welche zumeift den Gegenstand der fünftlichen Fiſchzucht bildeten; dod) hat man die: 
jelbe neuerdings nicht ohne Erfolg auch auf Frübjahrslaicher (Aeiche, Huchen, Hecht, Naſen :c.) 
ausgedehnt ?’). In Amerika hat man in großem Stil dad Syſtem der künſtlichen 
Fiſchzucht auch auf Seefijche ausgedehnt, wobei die fünftliche Erbrütung des Shad (einer 
Maifiſchart) in eriter Reihe fteht. Da nicht überall vor der Zaichzeit Fiſche in der nötigen 
Anzahl gefangen werden können, um fie jpäter zu Zwecken der künſtlichen Fiſchzucht zu 
verwenden, da manche Fiſcharten überhaupt eine längere Aufbewahrung in gejchlofjenem 
Raum (Zeichen, Behältern zc.) nicht ertragen und jedenfall® nur unter Beeinträchtigung 
des Erfolgs der fünjtlichen Fiichzucht, jo jehen viele TFiichereigejege bezw. -Verordnungen 
die Möglichkeit der Gewährung der Fangerlaubnis für einzelne Fiicharten auch während 
der Schonzeit behufs Gewinnung von brauchbaren Fortpflanzungselementen für die Brut: 
anjtalten unter entiprechenden WVorfichtövorfehrungen vor. — Mißerfolge der fünft: 
lbichen Fiſchzucht, welche da und dort zu Tage traten, wurden zumeift durch die un: 
genügende Bejchaffenheit des Brutwaſſers (das von allen Beimengungen frei und außerdem 
für Salmoniden: und Koregonenarten kalt jein jollte), oder durch eine unzweckmäßige Art 
der Ausfegung (zu früh oder zu jpät, oder an ungeeigneten Plägen, d. h. an folchen, an 
denen die junge Brut nicht hinreichend Nahrung und Schlupfwintel findet) veranlagt und 
werden verjchtwinden, je mehr die Erfahrungen der beten Züchter durch Belehrung in Wort 
und Schrift Gemeingut Aller werden. Die Thatjache, daß auch die Wiſſenſchaft ihre For: 
ſchungen dieſem Gebiet zugemwendet hat und neuerdings insbejondere ſich bemüht, die Er- 
nährungsverhältnifje der Jungbrut und die Entjtehungsbedingungen der ihnen zur Nab: 
rung dienenden animalifchen Keinen Lebewelt (insbeſondere aus der Klafje der Flohkrebschen, 
Daphniden, Eopepoden) fejtzuftellen, wird ebenfall3 der künſtlichen Fiichzucht mehr und mehr 
einen feiten Boden und fichere Stützpunkte gewähren. 

Gleichwohl darf die Bedeutung der künſtlichen Fiichzucht nicht überjchägt werden und 
e3 wäre verhängnisvoll, wenn die Meinung auftäme, mit ihrer Hilfe könnten die zum Schuß 
der Fiſche erlafjenen fiichereipolizeilichen Worjchriften entbehrt werden. Es ift vielmehr zu 
betonen, daß die künftliche Fiichzucht nur den Wert einer Nachhilfe hat und daß fie allein, 


23) Ueber die Technik der künſtlichen Fiſch- einige Vertreter derjelben find im Eingang er: 
zucht ift eine jehr große Litteratur entftanden; wähnt. 
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ohne jene verftändige Hege, wie fie die neueren FFiichereigejege durch ihre Beftimmungen zu 
erzwingen ftreben, eine dauernde Beſſerung noch nicht herbeizuführen vermag. An diejem 
Standpunft muß jedenfalls infolange feftgehalten werben, als die Ergebniffe der fünftlichen 
Fiſchzucht noch nicht in allen Fiſchwaſſern die Probe beftanden haben, als insbejondere noch 
nicht über allen Zweifeln klargeftellt ift, daß die im Weg der künstlichen Fischzucht erzielten 
Fiſche in Bezug auf Wachstums-, Fortpflanzungs: und Widerftandsfähigfeit den Produkten 
der natürlichen Laiche nicht nachitehen ; dieje Feitftellungen werden aber erjt nad) einer Zeit 
längerer praftijcher und wiſſenſchaftlicher Verfuche und Beobachtungen möglich fein. 
Zweifel betreffö der Erfolge ber künſtlichen Fiſchzucht find namentlich in neuerer Zeit betreffs 
ihrer Anwendung auf die Seefifche geäußert worden, weil eben die Nachhilfe, die die menſch⸗ 
liche Hand zu leiſten vermag, gegenüber den Leiftungen der Natur felber regelmäßig nur eine 
verihtwindende fein werde. Der bekannte Forſcher Henſen hat nad von ihm veranitalteten 
Zügen mit dem Plenktonneg im Stagerad (Juli 1885) die Zahl der dort gleihmäßig im Meer 
verteilten fchwimmenden befruchteten Fiſcheier auf 278 795 Millionen für die Quadratmeile (geo: 
araphiihe Meile) Oberfläche berechnet. Heinde, indem er danach nur für das Gebiet der 
Awendaler Fiicherei (10—20 geographiiche Quadratmeilen) die jährlich ausgeſchlüpfte junge Brut 
an Dorfchen und Plattfiichen auf 160 000 bis 360 000 Millionen Stüd veranfchlagt, fragt nicht 
aanz ohne Grund, was gegenüber ſolchen enormen Ziffern die Ergebniffe der künstlichen Fiſch— 
sucht füglich bedeuten wollen, folange nicht mindeitens Milliarden künitlich erbrüteter Fiichchen 
ausgeſetzt werben können ?*). 


Eine Unterart der künftlichen Fischzucht ift die Zucht von Fiichen in geichloffenen Ge— 
wäſſern (Teihwirtichaft), wobei in erfter Reihe die Karpfenteichwirtichaft, dann die: 
jenige von einzelnen Salmonidenarten (See- und anderen Forellen), ferner von Bandern, 
Koregonenarten zc. genannt zu werden verdient. Dieje Art der Fiichzucht (z.B. mit Mu: 
ränen) war jchon im Altertum wohlbefannt und in der römischen Kaiſerzeit zu großer Blüte 
gelangt; im Mittelalter waren ed namentlich die Mlöjter, welche Fifchteiche anlegten und 
in denjelben Karpfen und Hechte heranzüchteten, In neuerer Zeit hat namentlich in Nord- 
deutichland, aber auch in einzelnen Kronländern der öjterreichiichen Monarchie bejonders 
die Karpfenteihwirtjichaft einen großen Aufſchwung genommen und der Jahres: 
umjag in diefen Fiſchen beläuft fich auf viele Millionen Markt. Auch hier haben genauere 
Beobachtungen und Forichungsergebnifje über die Ernährungsbedingungen der Karpfen und 
die Mittel, diefen Schon in dem Jugendzuſtand lebende animaliiche Nahrung in reichlichiter 
Weiſe zur Verfügung zu ftellen (durch periobiiches VBerpflanzen der einjährigen Brut in 
kurz zuvor frisch befpannte Teiche nach dem jog. Dubijch- Verfahren), ferner die Sorge 
für gute Auswahl der zur Zucht beftimmten männlichen und weiblichen Fiſche zu jehr be- 
merfenöwerten Fortichritten geführt und das vielfach gehörte Wort, daß bei richtigem Be- 
trieb der Karpfenwirtichaft ein Hektar Teichfläche denjelben Neinertrag abwerfe wie ein 
Hektar beiten Weizenbodens, fcheint keineswegs übertrieben zu fein. — Für Heinere Beſitz— 
verhältnifje eignet fich namentlich die Forelle als Teichfiih, beſonders jeit in fünftlichen 
Auttermitteln verjchiedener Art zu mäßigen Preifen für die früher für nötig erachtete Füt- 
terung mit Fiſchen ein ausreichender Erſatz gegeben zu jein fcheint. Endlich wäre auch noch 
die Anlegung von Kreb3gehegem zur rafchen Gewinnung zahlreicher Nachkommenſchaft 
diefer Wafjertiere ſowie die Einjammlung der in den Flüſſen aus dem Meer aufjteigenden 
Aalbrut (montee) und deren Verpflanzung in Teiche und andere geeignete Wafler zu 
erwähnen, wobei in leßterer Beziehung die VBerjuche, den Aal auf diejem Weg dem Donau: 
gebiet, vem er bis dahin fremd war, zuzuführen, bejondere Beachtung in Anipruch nehmen, 

Die unvertennbare Wichtigkeit der künftlichen Fiſchzucht als eines der Mittel zur Wieder: 
bevölterung der Fiſchwaſſer mit geeigneten Fiicharten rechtfertigt Beihilfen aus allgemeinen 
Staatsmitteln, wie ſolche vielfach in Deutichland und in anderen Ländern, zum Zeil in 
anſehnlicher Höhe, gegeben werden, und zwar entweder in der Form von Beiträgen zur 


24) Bol. Heinde, Die Ueberfii hung der der Mitteilungen des deutichen Seefiichereiver: 
Nordjee und Schugmaßregeln dagegen in Nr. 3 eins für 1894 Nr. 3, 
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Errichtung von Anftalten, oder in Form von Prämiierung beftehender Anſtalten oder in 
Form des Abkaufs der erzielten Eier oder der Jungbrut. In bejonderem Maße haben 
fich die Fürjorge für die Hebung der fünftlichen Fiichzucht die Fiſchereivereine an 
gelegen fein lafjen, deren Aufgabefreis auf diefem wie auf anderen Gebieten der Fiſcherei— 
hege und -Pflege bereit3 oben berührt wurde. 


Die Wichtigkeit der Fünftlihen Fiſchzucht für die Wiederbevölterung von Wafjerläufen 
mit Fifchen ift in dem mehrfach erwähnten Berliner Staatövertrag vom 30. Juni 1885 über die 
Rheinlachsfiſcherei amtlid anerfannt worden durch die Beſtimmung in Art. VII, dab „zur 
Hebung des Lachsbeſtandes im Rheingebiet darauf Bedacht genommen werden joll, bie ort: 
pflanzungselemente der gefangenen Lachſe möglichft zu Zweden der künſtlichen Fiſchzucht zu ver: 
wenden“ und durch die damit in Verbindung ftehende Vorfchrift in Art. V, wonad „in denjenigen 
Streden der Nebenläufe des Rheins, in welchen fich geeignete Laichitellen für den Lachs befinden, 
und im oberen Stromlauf des Rheins jelbit von Mannheim aufwärts bis Schaffhaufen die Yadız- 
fiicherei während der Dauer von mindeftens 6 Wochen innerhalb der Zeit vom 15. Oltober bis 
16. Dezember nur mit ausdrüdlicher obrigkeitlicher Genehmigung betrieben und dieſe nur erteilt 
werben joll, wenn die Benügung der Fortpflanzungselemente der gefangenen laichreifen oder der 
Laichreife naheftehenden Ladıje zum Zweck der künstlichen Fiſchzucht gefichert ift“. Gleiche Ver: 
pflihtungen hatten fich die oberrheiniihen Staaten — Baden, Eljaß-Lothringen und die Schweiz 
— ſchon in der erften Fiſchereiübereinkunft von 1877 auferlegt und es gelangte von da ab durch 
diefe Staaten alljährlid; über 1 Million Lahsbrut zur Ausiegung in das Aheingebiet, welchen 
Mabnahmen eine augenfällige Steigerung der Fangergebniffe in Holland und im Unterrhein, 
jahrweile auch im Oberrhein folgte. — Eine ganz zuverläffige Statiftif über den Umfang ber 
in Deutichland zur Zeit in die Gewäſſer zur Ausfegung gelangenden künftlichen Fiſchbrut ift nicht 
vorhanden; die Veröffentlichungen des beutichen Fiſchereivereins und der einzelnen Zandesvereine 
lafien aber erfennen, daß in jedem Einzelftaat alljährlic Millionen Fiſcheier der verjchiedeniten 
Arten künftlich erbrütet werden und daß fortwährend neue Brutanftalten entftehen, — Eine ähn: 
lihe Bewegung auf diefem Gebiet ift in den andern europäifchen und außereuropäiſchen Ländern 
zu beobachten; wie auc auf fonitigen Gebieten ift ganz bejonders in Nordamerifa bie fünit- 
liche Fiſchzucht in großem Stil organifiert worden: Kanada befigt zwölf fisfaliihe Brutan- 
ftalten (mit einem Jahrestoftenaufwand von 35000 Dollars), aus denen feit 1873 im ganzen 
630 Millionen Stück Fiihbrut den kanadiſchen Gewäſſern zugeführt wurden; im Jahr 1838 
wurben von 98 Millionen Eiern 88 Millionen Stück Jungbrut erzielt (Abgang nur etwas mebr 
als 10 Prozent), — In den Bereinigten Staatenvon Norbamerifa jhägt man 
den Mehrertrag der ?Filcherei in den großen Seen, in der Alojenficherei (im Gebiet von Eon: 
neftitut bis Norblarolina) und in der Lachsfifcherei (Kalifornien) für die achtziger Jahre bis 
jegt auf rund 17 Millionen Pfund. Die Steigerung der Ausbeute fpeziell der Shadfiicherei zwi: 
ichen 1880 und 1888 von 18 Mill. auf 35,7 Mill. Pfund ift man in Amerifa den Erfolgen der 
fünftlihen Erbrütung diejer Fiſchart ebenfall$ zuzuschreiben geneigt, mittelit deren von ber: 
jelben 1872—74 faum 4, 1888 aber 154 Millionen junge Fiſchchen erbrütet und ausgejest 
wurden. Als ein umnbejtrittener Erfolg der künftlihen Fiſchzucht mag die Einbürgerung bes 
Shad an dem pazifiſchen Küftengebiet bezeichnet werden. Weſentliches Verdienſt um 
die Hebung der fünftlihen Fiſchzucht in Norbamerifa hat die im Jahr 1871 geichaffene Fifh— 
Commiſſion mit dem befannten und inzwiihen F Profeffor Sp. F. Baiod als eritem 
Leiter. Die Ctatmittel diefer Kommiffion belaufen fih jährlih auf 1. Mill. M., darunter 
850 000 M. für Zwede der künftlichen Fiichzüchtung. — Einen bemerkenswerten Einblid in die Ver: 
anftaltungen der künſtlichen Fiſchzucht gewähren die alljährlichen Berichte der deutſchen und außer: 
deutichen FFiichereivereine, die amtlichen Berichte einzelner Staat3behörben (Preußen, Schweize 
riiher Bundesrat 2c.) jowie die Ueberſichten über Erbrüätungen und Brutausfegungen, welche all 
jährlich der Deutiche jFiichereiverein in feinen „Zirkularen“ giebt. 


XX. 


Bergban. 


Agricola, De re metallica. 1556, Freiesleben, Der Staat und der Bergbau mit vor— 
zügliher Rüdfiht auf Sachen. 1839, v. Hingenau, Handbud der Bergrechtskunde. 1855, 
Roſcher, ©. II, Kap. 12, NR. Kloftermann im Hob. 2. Aufl. Band IL Abh. XVII. 
v. Dech en, Die nugbaren Mineralien im deutſchen Reiche. 1873. 2. Bed, Geſchichte des Eifens. 
1. Abtl. 1884. 2. Abtl. 189, A. Gurlt, Die Bergbau: und Hüttenkunde. 3. Aufl. 1884. 9. v. 
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der öff. Arbeiten. Zeitichrift für Bergrecht, herausgeg. von H. Braſſert, 37 Jahrgänge, Berlin. 
Revue de la legislation des mines, publide sous la direction de M. E. Delecroir, Paris- 
Bruzelles. 12 Jahrgänge. Defterreihiihe Zeitſchrift für Berg: und Hüttenwejen. Wien 
jeit 1858. Arndt, Art. Bergbau im H.W. II, ©. 364 und Leris, Art. Bergbauftatiitit im 
HB. II, ©. 376 ſowie J. Suppl.Bd. ©. 196. U. Arndt, Bergbau und VBergpolitif, Leipzig 
1894 nebit einer Bibliographie von 8. Frankenſtein. 


I. Begriff, voltswirtfhaftlihe Bedeutung und faftoren des 
Bergbaues. 


$1. Begriffded Bergbaues. Unter Bergbau im volkswirtichaftlihen Sinne 
verfteht man diejenige Thätigfeit, wodurd die Mineralien aus ihrer. Lagerſtätte im Erd— 
boden Losgelöft und zur weiteren wirtichaftlichen Verwendung und Bearbeitung bereit ge- 
jtellt werden. Der Bergbau charakterifiert fich als Befigergreifung an den unorganijchen 
Beitandteilen der Erdrinde; die Mineralichäge, welche in ihrer Verbindung mit der Erd- 
rinde eine twirtichaftlihe Verwertung nicht zulaffen, werden durch den Bergbau aus ihrer 
Lagerftätte entfernt umd in diejer mobilifierten Geftalt für die wirtjchaftlicyen Zwecke ver: 
fügbar gemacht. Als eine auf Befikergreifung der unorganischen Bodenbejtandteile gerichtete 
Thätigkeit unterjcheidet fich der Bergbau von anderen Wirtſchaftszweigen, insbejondere von 
der Yand» und Forjtwirtichaft einerjeitö, und von der die Mineralien verwendenden und 
bearbeitenden Induſtrie anderjeit3, mit welchen er im übrigen durch die Dertlichkeit des 
Betriebes und dur innere Zujammenhänge in naher Verbindung ſteht. Ein Grenzgebiet 
zwiſchen dem Bergbau und der Landwirtichaft liegt dort, wo die Bodenbeftandteile zwar 
durch Graben von ihrer Lagerftätte losgelöft, aber an Ort und Stelle wieder zu einer die 
landwirtichaftlihe Erzeugung fördernden Bodenmijchung verwendet werden; eine derartige 
Gewinnung umd Verwertung der mineralischen Stoffe gehört noch zur Landwirtichaft. Die 
Grenze zwiſchen Bergbau und Induſtrie ift dort gezogen, wo die weitere Verarbeitung 
der bergmännisch zu Tage geförderten Mineralien eintritt; die erjte Zurichtung der vom 
Erdboden gelöften Stoffe, jomweit fie lediglich die Abjcheidung der nugbaren Mineralien 
vom tauben Geftein und die erjte Sortierung unter Verwendung mechanijch wirkender 
Mittel zum Zweck hat, die „Aufbereitung“, wird überall noch dem Bergbau zuge: 
rechnet, während die weitere Verarbeitung, insbejondere durch chemifche Prozefje, wie fie 
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in Hüttenwerken, Kokereien, Salinen ſtattfindet, auch wenn ſie in unmittelbarem Orts- und 
Betriebszujammenhang mit der Mineralförderung vorgenommen wird, nicht mehr Bejtand: 
teil des Bergbaues, jondern eine induftrielle Thätigkeit ift. 

Gegenstand des Bergbaues find alle im Erdboden enthaltenen Mineralien, 
jowohl die unmittelbar an die Oberfläche „anjtehenden“, als die „unter Tage“, unterirdiſch 
geborgenen, ſowohl fejte Stoffe, als flüffige, wie Erdöl, Solquellen. Dagegen gehört die 
Aneignung und Benügung des Wafjers, insbejondere auch die Verwertung der Thermal: 
und Mineralquellen, jelbjt wenn fie die Gewinnung der feſten Duellerzeugnifje in Geitalt 
von Rajtillen u. dgl. zum Zwecke hat, nicht mehr in den Bereich des Bergbaues. Der 
Bergbau ift bloß auf die Befigergreifung der unorganiſchen Bodenbejtandteile gerichtet; 
zu dieſen find aber aud) diejenigen Stoffe zu zählen, welche fi) als Ablagerungen aus 
vegetabilifhen und animalischen Körpern darftellen, 3.8. die bituminöfen Dele, der Guano, 
der Torf’). Nur dann, wenn die Mineralien auf ihrer natürlihen Xagerftätte 
gewonnen werden, iſt die Thätigkeit ald Bergbau zu behandeln, aljo nicht z. B. das Auf: 
graben und Abräumen von verlaffenen Trümmerjtätten; eine natürliche Yagerftätte ijt aber 
auch dann vorhanden, wenn das Mineral durdy die plößlich oder allmählich wirkende Thätig- 
feit der Naturgemwalten von einer Stelle an die andere fortbewegt wurde, wie dies insbe: 
jondere jtet3 bei den im Anjchwemmungsboden (dem Alluvium, den „Seifen”) und in den 
Kiesrüden der Flüffe fich findenden Gold: und Binnvorfommniffen der Fall ift; übrigens 
wird nad geltendem Bergredht die Ausbeutung der Halden verlafjfener Bergwerke, in denen 
die Mineralien nicht mehr ihre natürliche Lagerftätte haben, dem Bergbau zugerechnet”). 

In der Geitaltung des pojitiven Bergrechts hat freilich der Begriff des Berg- 
baues meiſt eine engere Bedeutung erhalten; man verfteht unter dem Bergbauim 
Rechtsſinne nur diejenige Mineralgewinnung, welche aus volfswirtichaftlichen und 
fiherheitspolizeilihen Rüdfichten befonderen berggejeglidhen Vorſchriften unter- 
worfen ift. Charafterijtiich für die bejonderen bergrechtlichen Normen ift dabei inäbejondere, 
daß dadurd die Gewinnung der denjelben unterliegenden Mineralien dem Grunbdeigen- 
tümer entzogen und unter beftimmten Vorausjegungen Jedermann zugänglich gemacht wird. 
Jedoch ift dieſes Merkmal nicht unbedingt maßgebend derart, daß von einem Bergbau im 
Rechtsſinne nur gejprochen werden könnte, wo nicht der Grundeigentümer, jondern die Ge: 
meinjchaftsgewalt oder der Finder über die Mineralien verfügt. Vielmehr gelten auch in 
den Nechtögebieten, wo die unterirdiichen Mineralichäge als dem privatrechtlihen Ver— 
fügungsrecht des Grumdeigentümers unterworfen behandelt werden, für die Gewinnung 
diejer Mineralien vielfach eigenartige bergrechtliche Normen, namentlich über das Verhältnis 
zu anderen Grundeigentümern bei den Veranjtaltungen zur Gewinnung, über die Ent: 
eignungsbefugnifje und den Bergichaden, über die Arbeiterverhältnifje, über die im volks 
wirtſchaftlichen und ficherheitlichen Intereſſe auszuübende Staatsaufficht. Und es ift, wo 
joldye eigenartige Normen des Bergrehts Pla greifen, auch die kraft Grundeigentümer-: 
rechts betriebene Mineralgewinnung als Bergbau im Rechtsjinne zu betrachten ). 

Den bejonderen Normen des Bergrechts, aljo insbejondere der Ausionderung aus dem 
Eigentumsrecht des Grumdbefigers, find in den meiften Ländern nur beftimmte Gattungen 
wertvollerer und jeltener vorfommender Mineralien unterworfen. Es giebt zwar einige 


1) Das Chilenijche Berggeieg vom 10. Dezbr. in Griechenland geworden, ſ. R.Rajie, Zeiticht. 
1888 erjtredt jich auch auf die Öuanolager (Staatd- für Bergrecht 13. ©. 221 ff. 
monopol); die deutihe Berufsſtatiſtik von 1882 3) Zumeit geht Arndt, Bergbau und Berg- 
ordnet die Zorfgräberei der Gruppe „Bergbau, | baupolitif &. 6, weun er als Bergbau im recht- 
Hütten» und Salinenwejen“ ein. ‚lichen und engeren Sinne nur die Gewinnung 

2) Siehe & 54 des Preußiichen Berggeieges | und Aufbereitung derjenigen Mineralien behandelt 
vom 24. Juni 1866 ; bejonders wichtig ift diejer wiffen will, melde durch Gefeg der Verfügung der 
Haldenbau für die antilen lauriſchen Bergwerle Grundeigentümer entzogen find. 
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Berggeiege, welche ihre Worjchriften auf die gefamte Mineralgewinnung ausdehnen, bei 
denen fich alfo der volfswirtichaftliche und der Nechtöbegriff des Bergbaues dedt. Dazu 
gehört das franzöfiiche Berggejeg von 1810, welches drei Klaſſen von bergbaulichen Unter: 
nehmungen unterjcheidet, die eigentlichen Bergtwverfe, mines, auf die Gewinnung bejtimmter 
genau bezeichneter Mineralarten, insbejondere Metalle, Kohlen und Salze, gerichtet, ſodann 
die Gräbereien, minieres, welche die Ausbeutung der Rajeneifenerze, gewiſſer Erdarten 
und der Zorflager bezweden, und endlich die auf Gewinnung jonftiger Stein: und Erd: 
arten gerichteten ober- und unterirdiichen Brüche und Gruben, carrieres. Die eigenartigen 
bergredhtlichen Vorjchriften des franzöfiichen Gejekes von 1810, insbejondere der Ausſchluß 
der Verfügungsgewalt des Grundeigentümers, finden aber nur für die Bergwerke, mines, 
Anwendung, während die Gräbereien ') und Brüche im wejentlichen dem gemeinen Rechte 
unterworfen find, namentlich hinfichtlich der dahin gehörigen Stein: und Erdarten die aus— 
ihließlihe Gewinnungsbefugnis des Grundeigentümers gewahrt ift. 

Die Berggejege der meisten übrigen Länder, insbejondere von Deutichland, find dieſem 
franzöfiichen Vorgange nicht gefolgt; fie beichränfen vielmehr die bergrechtlichen Borjchriften 
von vornherein auf bejtimmte Mineralarten, Hinfichtlidy deren wegen ihrer volkswirtſchaft— 
fihen Bedeutung und der verhältnismäßigen Seltenheit ihres Vorkommens eine eigenartige 
rechtliche Ordnung als wünjchenswert erjcheint. In der Regel werden die drei großen 
Gattungen der Metalle (Erze, edle und unedle), der Salze und der brennbaren Stoffe 
(Kohlen und Bitumen) al bergredtliche Mineralien und nur die auf ihre Gewinnung ge 
richteten Unternehmungen als Bergbaubetriebe behandelt. Während die meiften älteren Ge— 
jege und auch noch $ 3 des öfterreichiichen Berggejeges von 1854’) nur ganz allgemein 
die Hauptgattungen der bergrechtlihen Mineralien bezeichnen, hat es die neuere Geſetz— 
gebung, wie dies jchon im franzöſiſchen Gejege von 1810 hinfichtlich der mines geſchehen 
war, für erforderlich erachtet, die Einzelarten der Metalle, Salze, Inflammabilien, welche 
dem Bergrecht unterliegen, mit genauer Bezeichnung aufzuführen, jo insbejondere das preu- 


Bilche Berggejeß von 1865 $ 1. 

Nach den Zufälligkeiten geſchichtlicher Entwidlung, aber auch im Anichluß an die volkswirt— 
ichaftlihen Bedürfniſſe und die geologiichen Beionderheiten hat ſich der Begriff der bergrechtlichen 
Diineralien in der Gefeggebung der einzelnen Staaten jehr verjchieden geitaltet. Faſt überall ijt 
die Gewinnung der weit verbreiteten Geſteins- und Erdarten, welche einen regelmäßigen Be: 
jtandteil der Erbrinde bilden, Steine, Thonerde, Sand, Kies, Torf, aus den Gebiete der Berg: 
bauunternehmung ausgejchlofien, jo daß hinfichtlih der Gewinnungsbefugnis und der dem Unter— 
nehmer dabei zufommenden Rechte und Pflichten das allgemeine Recht gilt, insbejondere der 
Srundeigentümer ausihließlih über diejelben verfügt. Nur foweit die Gewinnung der Steine 
und Erden durch diejenigen Betrieböformen, welche dem Bergbau eigentümlich find, nämlich mit: 
telft unterirdifcher Brüche und Gruben erfolgt, ift nicht felten das Bergrecht, wenigitens in feinen 
auf die Sicdyerheit und ben Arbeiterfhug bezüglichen Beſtimmungen, als amvendbar erklärt ®). 
Dod find auch manche oberirdifc zu gewinnende Gefteins: und Erdarten wegen ihres feltenen 
Vorkommens und ihrer beionderen voltswirtichaftlichen Bedeutung in einigen Gejegen der Stlafje 
der bergredhtlihen Mineralien überwiefen; fo iit dem befonderen Bergredit in Parma, Maſſa und 
Sarrara der Marmor, in Peru und Chili der Guano unterworfen. Die Gewinnung der Edel: 
fteine und des Bernjteins ') ift wenigitens in Europa meift eine nach gemeinem Hecht zu be: 
bandelnde Befugnis des Grundeigentümers geblieben, wogegen in Spanien, in den überjeeijchen 
Yändern, namentlid in den Kolonien und Schußgebieten, die Aufſuchung der Edeliteine in der 
Kegel den bergredtlidhen VBorichriften unterliegt *). Auch in denjenigen Staaten, welche die Ge— 

4) Durch Gejeg von 1866 ift diefer Begriff 18. ©. 284. Noch weiter ging das vor Einfüh- 
bejeitigt und die dafür vorgeichriebene bejondere rung des Berggeießes von 1890 für Baden gel- 
permission aufgehoben worden. | tende Recht, welches dem Bergregal jede in Form 
5) Siehe aud) das im wejentlichen dem öfter- | bergmänntfchen Baues ftattfindende Gewinnung 
reichiihen Bergrecht nadıgebildete — fir von Stein- und Erdarten unterwarf, ſ. Art. 27 
Bosnien und die Herzegovina vom 14. Mai 1881. des 7. bad. Organifationsedift von 1803. 
Zeitſchr. für Bergredht 23. ©. 146 und 203. 7) Nach Weit» und DOftpreußifchem PBrovinzial« 
6) Siehe Bayriiches Berggeſetz Art. 197, Heffen | recht ift aber der Bernftein vorbehaltenes Eigen- 
Art. 188, Eljaß-Lothringen $ 172, Anhalt. Ge: | tum des Staats. 
jeg vom 26. Febr. 1877, Zeitichr. für Bergredht 5) Spaniſches Berggeieg vom 6. Juli 1859, 
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winnung der Metalle, Salze und brennbaren Stoffe ald Bergbaubetrieb behandeln, find doch 
nicht felten einzelne Arten diefer Mineralien wiederum aus ——— Gründen aus dem Gebiet 
des Bergrechts ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen; ſo ſind in Sachſen und in den ehemals ſäch— 
ſiſchen Gebietsteilen Preußens die Kohlen, in den öſterreichiſchen Ländern Galizien und Bukovina 
und in den meiften deutſchen Staaten (auögenommen Eljaß:Lothringen und Baden) das Erdöl 
und Erdwachs, in der Provinz Hannover das Salz, in Bayern und Baden das Waſchgold und 
jehr häufig die fi nahe an der Erdoberfläche befindenden Rafeneifenerze ’) im Gegenjag zu den 
bergreditlihen Mineralien als dem ausſchließlichen Grundeigentümer-Redhte überwieſen anerkannt, 
jo daß auf ihre bergmännijche Gewinnung bie Grundjäge über das Bergregal, die Bergbau: 
und Schürffreiheit feine Anwendung finden. 


$ 2. VBolkswirtichaftlihe Bedeutung des Bergbaues. Der Bergbau beziwedt, 
den nicht wieder erjeßbaren Vorrat an mineraliichen Bodenbejtandteilen zu gewinnen und 
zur Verwendung an anderen Orten verfügbar zu machen. Es iſt daher dem Bergbau im 
Unterſchied von anderen Wirtjchaftszmweigen eigentümlich, daß er nicht dauernde Renten aus 
dem bejtändig fich wieder ergänzenden Grundjtode des Unternehmens erwirtichaftet, jondern 
durch den Betrieb und die Jahreseinnahmen in abjehbarer Zeit den Wirtichaftsgegenftand 
erihöpft und damit aufhebt. Der Jahresertrag des Bergbaues ftellt aljo nicht wie das 
periodiiche Ergebnis des land- und forjtwirtichaftlichen Betriebes lediglich die aus dem in 
feiner Ertragsfähigkeit ſich gleichbleibenden Boden gezogenen Nugungen dar, jondern er ent: 
hält die einzelnen Teile des durch den fortjchreitenden Betrieb in kürzerer oder längerer 
Beit zum Abbau und damit zur Erjchöpfung gelangenden Grundjtodes der Unternehmung ?®). 
Ye nach der Urt und dem Umfange de3 in der Hand eines Unternehmers vereinigten 
Einzelbetrieb8 macht ſich dieje wirtichaftliche Eigenart des Bergbaued mehr oder weniger 
geltend. Ein Torffeld von ein paar Hektar, der Erzgang eines Eigenlehners, eine Kiesgrube, 
ein Steinbrud wird durch flotten Betrieb in einigen Jahren erjchöpft jein, während aus: 
gedehnte Kohlenfelder und Eijenerzlager, die ſich im Beſitze großer Gejellichaften befinden, 
ehe fie ic) beim Fortichreiten des Betriebes erfchöpfen, auf Jahrhunderte hinaus regelmäßige, 
ja bei dem durch eine erfindungsreiche Technik ermöglichten Niedergang in größere Tiefe 
ſich fteigernde Erträgnifje abwerfen. 

Eine zweite Eigentümlichkeit des Bergbaues ift die Unficherheit der Erträgnifie. 
Nur bei kleineren, fi) auf den Tagebau bejchräntenden Unternehmungen, bei der Ausbeutung 
von GSteinbrücden, Kiesgruben, oberirdijchen Eijenlagern u. dgl. ift es möglich, ſchon vor 
Beginn des Betriebes ein jicheres Bild über Umfang und Wert der Minerälvorräte und 
über die durch den Betrieb erwachſenden Koften zu gewinnen. Bei den wichtigſten Arten 
des Bergbaubetriebes, der in größere Tiefen gehenden Ausbeutung der Kohlen: und Salz: 
lager, der Erzgänge, der auf weite Gebiete jich ausdehnenden Ausnutzung der gold», zinn- 


Chileniſches Berggeieg vom 10. Dezbr. 1888 
(Beitichr. für Bergrecht 30. ©. 430), franzöſiſche 
Berg-Ordnungen für Annam und Tonkin vom 
16. DOftober 1888 (a. a. ©. ©. 170), die Kaiſerl. 
deutjchen Verordnungen vom 15. Aug. 1889 über 


das Bergmejen im ſüdweſtafrikaniſchen Schuß: | 


gebiet und vom 28. Novbr. 1892 über das Schür- 
fen im Schuggebiet von Kamerun. 


neralien für fich genommen find alle erihöpfbar: 
der Gejamtvorrat der Erde aber ift wenigſtens 
an einigen Mineralien, jo namentlih an den 
Salzen, ferner auch an den Erzen (Eijen, Kupfer, 
Zinn, Zink, Blei, Silber, Gold) faft unerſchöpf— 
lich ; wogegen der erſchließbare Gejamtbeftand der 
in der Erde vorhandenen Vorräte an Kohlen und 
Bitumen vorausfichtliih noch vor Ablauf des 


9) 81 des Preußiſchen Berggeieges beläßt die | nächſten Jahrtauſends jehr fühlbar zufammenge- 
Rajeneijenerze augdrüdlich der Verfügungsgewalt ſchmolzen jein wird. R.Najije gelangt in der 
des Grundeigentümers. Das Yuremburgiiche Ge- | Schrift: Die Kohlenvorräthe der europätichen 


jeg vom 15. März 1870 erklärt, ähnlich wie das 
franzöjische Berggeieß von 1791, die Grundeigen- 
tümer jogar als ausichliehlich beredhtigt, alle jene 
Lager von oolithiſchen Eijenerzen auszubeuten, 
bei welchen die unterjte Sohle des Vorkommniſſes 
nicht tiefer ala 34 bis 35 m unter der Ober— 
fläche liegt. Zeitichr. für Bergredt 13. ©. 35 ff. 
und 24. ©. 312 ff. 

10) Die einzelnen Lager und Gänge der Mi- 


Staaten, insbejondere Deutichlands (1893) auf 
Grund eingehender Prüfung der geologiichen, ſta— 
tiftiichen und techniichen Materialien zu dem Er- 
gebnis, daß beim FFortichritte der Förderung Die 
Erihöpfung der Rohlenlager in Deutichland etwa 
in 800 bis 1000 Jahren, in Deiterreih-Ungarn, 
Frankreich, Belgien und Großbritannien noch 
| früher, in Nordanterifa ſchon in etwa 650 Jahren 
‚ eintreten werde. 
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haltigen Seifen, vermag auch die fortgejchrittene geologische Wiſſenſchaft und bergmännifche 
Technik duch die Schürfungsarbeiten den Umfang, die Verbreitungs: und Lagerungsver- 
hältnifje der Mineralvorlommmifje nicht in der Art zum voraus zu ergründen, daß fich dar- 
auf ein einigermaßen ficherer Betriebsplan fejtjtellen ließe. Auch wenn der nad Eröffnung 
des Betriebes gefundene Mineralvorrat ein nachhaltiger und baumürdiger ift, jo werden 
doch die Hoffnungen des Unternehmers nicht jelten dadurch getäufcht, daß ſich dem Fort- 
gange der Förderung durch unvorhergejehenen Waſſerzufluß und durch jchlechte Wetter Schwie- 
rigfeiten entgegenftellen oder daß durch andere günjtiger gelegene Funde, durch die mit dem 
Sinten der Frachtpreije ermöglichte Beifuhr des Minerales aus entfernt gelegenen Gruben 
der Preis des geförderten Minerals bis an oder unter die Grenze der Selbjtkoften gedrückt wird. 

Der Bergbau ift daher mehr ald andere wirtjchaftliche Thätigkeiten in jeinem Erträgnis 
unfiher und insbejondere jeit der Entwidelung einer Weltwirtichaft großen Schwankungen 
in den periodifchen Einnahmen unterworfen. Er bietet zwar Ausfiht auf mächtigen Glüds- 
gewinn für demjenigen, welcher jeinen Unternehmungsgeift und jein Kapital an die Hebung 
der verborgenen Schäge wagt; er trägt aber auch die Gefahr langer Ertragslofigkeit und 
gänzlihen Verluſtes der aufgewendeten Mühen und Kapitalien in fi. Nicht bloß bei Be- 
ginn der Bergwerksunternehmung find die Anzeichen über die weitere wirtichaftliche Ent: 
widelung meift unberechenbar, jondern auch, wenn die Grube im Gange iſt, jteigt und finkt ihr Er- 
trägnis oft in jo raſchem Wechjel, daß eine fejte Berechnung des dauernden Werts des Bergwerk⸗ 
eigentums ausgejchlofjen ift. Daher find die Montanwerte ein beliebter Gegenftand börjenmäßi- 
ger Spekulation, während das Bergwerkseigentum für eine auf gleichmäßigen Ertrag rechnende 
Kapitalanlage, für die hypothekariſche Beleihung und für die Verpachtung weniger geeignet ift ''). 

$ 3. Die wirtſchaftlichenFaktoren des Bergbaues. Die vier Faktoren, welche 
zur Bildung des wirtichaftlichen Wertes eines Bergwerfs zujammenmwirten und welche aus 
den Erträgnifjen des Bergbaues ein Entgelt beanjpruchen, find der im Grubenfeld geborgene 
Mineralvorrat, die auf dejjen Entdedung und Förderung verwendeten Kapitalien, 
die Thätigkeit des findenden, organifierenden, betriebsleitenden Unternehmers und endlich 
die beim Betriebe bejchäftigten Arbeitskräfte. Nur bei den Betrieben kleinſter Art, 
insbejondere bei Steinbrüchen, Kies-, Thongruben, Torfgräbereien, find alle dieſe Faktoren 
in einer Hand zufammengefaßt, jo daß der Befiger der Grube unter Verwendung der 
eigenen Kapitalien und der eigenen Arbeitskraft, etwa unter Mitwirkung feiner Familien— 
angehörigen, die Gewinnung der Mineralien unternimmt und ausübt; auch im Erzbergbau 
des deutſchen Mittelalters fand fich vielfach eine ſolche Bereinigung der bier wirt- 
ſchaftlichen Faktoren in der Hand des Eigenlehnersd. Jede höhere Entwidlung der Berg- 
bautechnit und jede verjtärfte Nachfrage nach den Erzeugnifjen des Bergbaues führt aber 
dazu, diefe Faktoren unter verjchiedene Perſonen zu verteilen. Die Organifation der Berg- 
wertsunternehmung wird von Gejellichaften in die Hand genommen, welche vielfach we— 
nigftens einen Teil der zur Erihürfung und zum Betriebe erforderlichen Kapitalien durch 
Anleihe bejchaffen. Wenn auch in der Regel der Unternehmer gleichzeitig Befiger des unter: 
irdischen Mineralvorrats ift, jo ergiebt ſich doch namentlich infolge eigenartiger Geftaltung 
des Bergrechts oder durch Bachtverhältniffe da und dort auch eine Scheidung zwijchen der 
Berjon des das Mineralfeld befigenden Eigentümers und des die Grube betreibenden Unter: 


11) Ein bezeichnendes Beijpiel, wie raſch in ſchon an die erfte Stelle aller golderzeugenden 
kurzer Zeit jich unter günftigen Berhältnifjen eine | Länder gerüdt hatte. ©. Handbuh I ©. 39. 
Art der Mineralgewinnung heben und wie die- Ueber die Transvaaler Goldvorlommniffe |. 
jelbe jchnell und ausgedehnt zum Gegenftand der Schmeijjer, VBorlommen und Gewinnung der 
wildeiten Börjenipefulation werden fann, ift die | nüglichen Mineralien in der Südafrikan. Re— 
Goldgewinnung in Trandvaal, dejjen Goldberg: | publit (Transvaal). 1894 und K. Futterer, 
bau nach faum einem Nahrzehnt diejes verhältnis, | Afrika in feiner Bedeutung für die Goldprodut- 
mäßig fleine Gebiet 1693 an die dritte und 1894 | tion. 1895. 
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nehmers. Insbeſondere aber bat hie großbetriebliche Gejtaltung der Bergwerksunterneh— 
mung zur Folge, daß eine ftrenge Trennung des den Betrieb organifierenden und leitenden 
Unternehmers, welchem Gefahr und Gewinn zufommt, von dem mit dem Bergbauarbeiten un- 
jelbftändig befchäftigten Perfonal, den Betriebsbeamten, den Steigern, den Arbeitern ein- 
tritt; dieſes unjelbftändige Perſonal wird mit Gehalt und Lohn bezahlt, in der Regel gan; 
unabhängig von den Schwankungen des thatjächlichen Ertrags; und aucd mo man die Höhe 
des Lohns oder Gehalts an die thatjächlichen Betriebsergebniffe anfnüpft, wie dies 5.8. 
bei der Gewährung von Gemwinnanteilen oder Prämien an die Betriebsbeamten, Steiger 
u. dgl. der Fall ift, enthält dies nur eine eigenartige Berechnungsweije des Lohns und 
Gehalts, ohne da dadurch dieſes Perjonal zum Mitunternehmer gemacht wird. 

Die Thatjache, daß ein Teil des Gewinns aus den Bergwerfen fi als Rente des un 
beweglichen Mineralvorrats, ald Grund- oder Bergrente, darftellt, ift jchon von Adam 
Smith’ hervorgehoben worden. Sie ergiebt fi daraus, daß eine Anzahl von Berg: 
werfen wegen des Neichtums und der glnftigen Geftalt der Lagerftätten, der erleichterten 
Betriebsbedingungen, der vorteilhaften Lage zu Verkehrswegen und Jnduftriegebieten dauernd 
einen höheren Ertrag als andere auf gleiche Mineralien gerichtete Bergwerke ergeben, einen 
Ertrag, welcher nad) Befriedigung des Unternehmers und der Arbeiter ſowie nad 2er: 
zinfung der hineingejtedten Kapitalien noch einen Ueberſchuß abwirft; diejer Ueberſchuß it 
ein Voraus, welches durd; die bejonderen Berhältniffe des Mineralvortommmifjes bedingt 
it. Darum werfen die Bergwerke nur zum Teil und oft nur mit zeitlichen Unterbrechungen 
eine Bergrente ab; auch, wo eine ſolche Rente vorhanden ift, erhält dies keineswegs immer 
einen äußeren Ausdrud, namentlich nicht in den die Regel bildenden Fällen, wo der Unter- 
nehmer gleichzeitig voller Eigentümer der Grube ift. Mehr oder weniger deutlich tritt das 
Vorhandenfein einer Bergrente insbejondere in dem Entgelt zu Tage, welches der bergbau: 
berechtigte Grumdeigentümer (3.8. in England) als Zins bei der Verpachtung der Grube 
bezieht. Der Charakter ald Bergrente haftet ferner auch denjenigen Abgaben an, welde 
unter der Herrichaft des Bergregals dem Staate als Entgelt für die regale Verleihung oder 
unter der Herrichaft der Bergbaufreiheit dem Grundeigentümer ald Entgelt für die Aus 
icheidung der Mineralvorräte aus feinem Verfügungsrecht vorbehalten werden '”), am deut: 
lichjten dort, wo die Abgabe in einem Anteil am Roh- oder Reinertrag befteht, nur noch jehr u: 
deutlich, wo fie eine Art Rekognitionszins in Gejtalt einer feften Grubenfeldgebühr geworden it. 

Der ſich ald Rente darjtellende Teil des Bergwerksertrags ift nach der Natur des Mi- 
neralvorrat3 großen Schwankungen und einer allmählihen Erihöpfung unterworfen; er 
fteigt rajch, wenn fi) die Zahl der Nachfrager und das Abſatzgebiet, z. B. durch Berbeile 
rung und Vermehrung der Straßen, Wafjerwege, Eifenbahnen, durch Sinken der Frachten, 
vergrößert, wenn andere im wwirtichaftlichen Bereich des Bergwerks gelegene Gruben ihre 
Förderung einftellen, vermindern oder durch niedern Waſſerſtand, Eidgang u. dgl. am der 
Mitbewerbung gehindert werden, wenn neue Verwendungsarten des geförderten Minerals 
(3: B. des Nidels für die deutjche Reichswährung) auflommen; die Bergrente finft, wenn 
der Betrieb durch Herabgehen in größere Tiefen, durch Wafjerzudrang und fchlechte Luft 
Schwierigkeiten antrifft, wenn die Berwendbarkeit der gewonnenen Mineralien eingeſchränkt 
wird, wenn in das Übjahgebiet der Grube andere, durch günftigere Abbaubedingungen, 
billige Frachten u. dgl. bevorzugte Mitbewerber eindringen. 


Auch auf dem Gebiete des Bergbaues find zu einem großen Teil die Verhältniſſe der Welt 
wirtichaft für die Nentabilität maßgebend geworden, es gilt dies namentlich für den Bergbau 
auf die wertvolleren Metalle, wie Gold, Silber, Kupfer u. dgl., bei denen die Beförderumgstoften 
einen verhältnismäßig Heinen Teil des Platzwertes darftellen. Aber die großartige Entwidlung 
der Seeihiffahrt und des Eifenbahnweiens und die dadurch ermöglichte Herabjegung der Be 
förderungspreife haben aud) die Abjaßgebiete der minderwertigen Mineralien, in&bejondere Kohlen 


12) Handb. Band I. ©. 675. 18) Siehe unten $ 10. 
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und Eifenerze, ungemein erweitert, wie denn 3. B. in der Mitte der Ser Jahre die Siegener 
Bergwerfe zur weitgehenden Einſchränkung ihres Betriebes genötigt waren, weil die Gruben ihr 
früheres Abfatgebiet, den niederrheiniich-weitphäliichen Bezirk, durch die maflenhafte Einfuhr der 
ſpaniſchen Eifenerze immer mehr verloren haben. Soweit das Abſatzgebiet der Bergwerke durch 
die befonderen Eigenſchaften der darin geförderten Mineralien, durch Schußzölle oder die Ver: 
fehrsverhältnifie gegen fremde Mitbewerbung einigermaßen gefichert ift, übt eine Menderung in 
der Nachfrage eine oft unverhältnismäßige Einwirkung auf die Preife der Mineralien und ber 
Bergwerfe aus. Es liegt dies in der Natur des Bergbaubetriebs; denn es kann der Grubenbefiger 
der erhöhten Nachfrage nicht mit erhöhter Erzeugung in gleichem Schritte folgen, da dies eine 
Erweiterung des Betriebes erfordert, zu welder mandımal mehrjährige Vorbereitungen, die An— 
ihaffung neuer Maſchinen, die Einftellung und Einübung weiterer Arbeitäfräfte nötig werben. 
Daher hat häufig eine nicht jehr erhebliche Vermehrung der Nachfrage eine jehr beträchtliche Er- 
höhung der Preiſe und damit ein bedeutendes Steigen der Nente zur Folge. Anderjeits ift es, 
wenn die Nachfrage zurüdgeht, den Grubenbefigern meift nicht möglich, die Erzeugung jofort 
dementiprechend zu mindern, jchon deshalb nicht, weil jede erhebliche Einſchränkung des Betriebs 
mit Erhöhung der Selbitloften für die Förderung der herabgefegten Menge und mit einer Ge- 
fährdung des Beſtandes der Betriebseinrichtungen verbunden und eine Ent afjung einer größeren 
Arbeiterzahl, namentlich des Stammes erprobter Arbeiter, vom wirtichaftlihen wie vom —— 
Geſichtspunkt nicht ratſam ift “). 

Jede wirtſchaftlich bedeutendere Bergbauunternehmung nimmt erhebliche Kapitalver— 
wendungen in Anſpruch, zunächſt ſchon für die Aufſchlußarbeiten (insbeſondere das 
Schürfen), ſodann zur Vorbereitung und Führung des Betriebs. 

Das Abteufen, Auszimmern oder Ausmauern der der Mineralgewinnung dienenden Schächte, 
die Beihaffung des Grubenholzes, der Werkzeuge und Förderungsmittel, die Herftellung der 
Förderbahnen, Fahrten und Aufzüge, die Gewinnung des für die Halden und die Aufbereitung 
dienenden Geländes, die Ausführung der Betriebögebäude erfordern bedeutende Stapitalauf- 
wendumgen; insbeſondere find die beim Hinabgehen in größere Tiefen nötigen Stollenbauten, 
durch welche das Waſſer abgeleitet und die Yuft friſch erhalten wird, koftipielige Anlagen. Seit 
etwa einem Jahrhundert hat die Technik der dem Bergbau dienenden majchinellen Vorrichtungen 
große Fortſchritte gemacht; ein beträchtliher Teil der früher der menfchlichen Hand oder dem 
Pferdebetrieb überlaffenen Gewinmungss, Förderungs- und Hilfsarbeiten wird nunmehr den durch 
Waffer, Dampf und Elektrizität getriebenen Mafchinen überlaffen. 

Nur bei den Heineren mit Tagebau betriebenen Gruben und Brüchen tritt die wirtichaft- 
liche Bedeutung der Kapitalverwendung zurüd, während bei allen größeren Bergbauunter- 
nehmungen größtenteil® erjt durch die Kapitalaufwendungen der wirtjchaftliche Wert der 
Grube geichaffen und ein erheblicher Teil des Ertrags zur Verzinfung und Amortifation 
der in die Unternehmung geftedten Kapitalien zu verwenden ift. 

Die erhöhte Bedeutung, welche für den jegigen Bergbau die Kapitalaufwendung hat, tritt 
insbefondere in zwei Erjcheinungen zu Tage. Vor allem in dem Bejtreben, den Bergbau, 
wenigſtens was die Gewinnung der volf3- und weltwirtichaftlich wichtigften Meineralien, 
Eijenerz, Kohlen, Salze, anbetrifft, in Gejtalt groß angelegter fapitaliftifcher Unternehmungen 
zu organifieren. Sobald der Kapitalfaktor bei einem Unternehmen eine überwiegende Be: 
deutung erlangt, ift ja der Großbetrieb die rationelljte und leiftungsfähigfte Unternehmungs- 
form; er ift im jtande, die bejten Einrichtungen, Majchinen und Hilfsbauten für ein größeres 
Grubenfeld zu verwenden und jo die Gewinnungsfoften, namentlih aucd den Aufwand für 
Wetterlojung und Wafjerhaltung zu mindern. So kommt es, daß die Bergwerte fich immer 
mehr in der Hand der großen Kapitaliftengejellichaften vereinigen und daß fie, was die 





14) Als in Breußen der Steinfohlenabjaß von | 


1869 mit 23,75 Mill. Tonnen in 1873 auf 32,35 
Mill. ftieg, d. h. um ein geringes mehr, als nad) 


der jeitherigen fteten Abjapmehrung um etwa 
7° jährlid zu erwarten war, wurde durch dieje 
mäßig verfiärfte Nachfrage der Durchichnittäpreis | 


der Tonne Steinfohlen (nach dem ftenerbaren 


Bert am Geninnungeorte) von 5%. M. in 1809| 
auf da& Doppelte, 11M. in 1873 hinaufgetrieben. 


Dagegen ſank der Durchſchnittspreis der Stein: 


rung des in diefem Jahr 87,67 





fohlen 1879 wieder auf 4° M. für die Tonne, 
weil die Vermehrung der —— die Steige— 

ill. Tonnen 
betragenden Abſatzes überwog. 

Ebenſo ſtieg in London der Preis der Stein— 
kohlen von 18 sh. 6 d. 1870 auf 24 sh. 11 d. 
1872 und 32 sh. 6 d. 1873, während der Abjat 
1870: 110, 1872: 128 und 1873: 129 Mill. 
Tonnen betrug (Annales des mines, ser, VII, 


27 * 


it. 4. ©. 299 fj.). 
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Bahl der in einem Unternehmen bejchäftigten Arbeiter anbetrifft, allen gewerblichen Unter: 
nehmungen voranjtehen '°). 

Aus der Entwidlung des Steinkohlenbergbaues in Preußen ergiebt fich ein jchlagendes Bei- 
ipiel dafür, wie mit der mächtigen Steigerung der Gejantterzeugung die Verminderung der Ge: 
jamtzahl der Ginzelbetriebe, das Anwachſen der Großbetriebe, die Bildung von — 
geſellſchaften Hand in Hand gebt. Im Jahr 1862 beſtanden in Preußen 434 Steinkohlengruben 
mit einer Gejamtförderung von 13 Mill. Tonnen, 1887 betrug die Zahl diefer Gruben, unge: 
achtet infolge der Vergrößerung des Staats neue Stohlenfelder Bin ugelommen waren und fich die 
Geſamtförderung auf 59% Mill. T., aljo etwa das Vierfache, gehoben hatte, nur nod 357; im 
Jahr 1894 war die Zahl der Preußifchen Koblenaruben jogar bis auf 281 geſunken, während 
die Stohlengewinnung auf eine Menge von 70% Mil. T. geftiegen war. 

Eine zweite damit zufammenhängende Erjcheinung ift die, daß der Anteil, welcher der 
Kapitalaufwendung am wirtichaftlichen Gejamtergebnis ded VBergbaues zukommt, im Ber: 
hältnis namentlich zu dem Unteil der Handarbeit, beftändig im Wachjen begriffen ift. 


Hierüber giebt folgende Ueberfidht Auskunft, welche die Gejamtförderung des deutſchen 
Eifenerz= und Kohlenbergbaues und die Größe der dabei verwendeten Belegichaft 
jeit 1850 darftellt. Es betrug 


; ; Geförderte Menge Zahl der beihäf: Zahl der geförderten 
beim im Jahre in Tonnen tigten Arbeiter aan auf einen Arb. 

1850 838 425 15 987 52 

2 1870 3889 233 27 289 142 
Eiſenerzbau 1888 10 664 307 36 009 296 
1894 8 433 784 30 335 278 

— 1870 821 2 
Braunfohlenbau 1888 16 573 963 99 630 559 
1894 22 064 575 35 6%0 619 

1850 5 168 484 38 514 134 

1894 76 741 127 299 627 256 


Da die Zahl der auf den Kopf des Arbeiters im Jahre geförderten Mineralmenge jeit 45 
Jahren in jo beträchtliher Weile geftiegen ift, kann nur zum Kleinften Teil darauf zurüdgeführt 
werden, daß ſich die Beſchäftigungsdauer oder die Leiftungsfähigkeit des Arbeiters in dieſem 
Zeitraum vergrößert hat; im ganzen find die von alters her üblichen Arbeitsjdhichten von 8 bis 





15) Ueber dieje Verhältniffe giebt die deutſche Arbeiter, welche in Meineren Erz- und Kohlen: 
Berufszählung von 1882 ein anjchauliches Bild, gruben Beſchäftigung fanden, ganz verichmwindend 
welches fich wohl jeither noch mehr im Sinne gegen die Zahl der in den Großbetrieben be- 
der großbetrieblihen Entwidlung verſchoben hat. ſchäftigten, wie ſich aus nadjfolgender Ueberjicht 
Hiernach war in Deutjchland die Zahl derjenigen | ergiebt. i 


— der Hauptbetrieb ahl der ahl der Haupt⸗ Arbei 
Arten der Vergwerte gebt 34 —A— * Bias ee; mn bare 8 — Far Puma er 
und Gruben: hochſtens 5 Gehilfen tigten Perjonen als 5 Gehilfen Perſonen mit mehr ald 5 @. 
Erze (auög. Eijenerze) 49 165 161 48974 
age 34 138 268 29 823 111 
Steintohlen 5 21 352 173 862 493 
Braunfohlen 51 188 460 24 590 53 


Es find denn auch nach der deutichen Berufs | zahl von mehr ald 50. Dabei überwiegt vor dem 
zählung von 1882 99,4% ſämtlicher Steintohlen- | durch einen Einzelunternehmer geführten Betrieb 
Bergwerte, 97,3°/ jämtlicher Bergwerke auf Erze, | ganz entichieden der Bergmwerköbetrieb durch Ge- 
ausgenommen Eiſenerze, 88,7% der Eifenerzs | jellichaften und öffentliche Gemeinſchaften. Nach 
Bergwerte und Gruben und 72,7°/o der Braun | der Berufszählung von 1882 waren in Deutich- 
fohlenbergmwerte Großbetriebe mit einer Arbeiter: | land: 


Am Beflge von mehreren Geſell⸗ 
Im Vefige einzelner Perſonen: jhaftern, von wirtfchaftlihen Ge- Im Befite bes Staates ! 


Arten der Berg: felfhaften u. Genoffenſchaften 


werte und Gruben: Zahl per Zablderbeihäfe Zahl ver Hab! der beihäf: Zahl der Be- Zahl der beihäf- 
Betriebe tigten Perfonen Betricbe tigten Perſonen triebe tigten Berionen 
Erze (ausg. Eifenerze) 34 2 716 164 41011 12 5412 
Eijenerze 9 6 394 204 22 598 7 969 
Steinfohlen 5] 16 496 266 119 500 36 36 716 


Braunkohlen 263 7544 241 16 030 7 1204 


Entwidlung bes Bergbaues bei den Kulturvölkern. $ 4. 421 


12 Stunden die gleichen geblieben, nur bie Heberichichten werben vermehrt worben fein; ber ficher 
teilweife eingetretenen Steigerung der Geſchicklichkeit des Arbeiter ſteht aber wieder das andere 
Moment gegenüber, daß bei der großen Steigerung der Erzeugung in den legten Jahrzehnten 
vielfach minder taugliche und geübte Arbeitskräfte eingeftellt werden mußten. So ift die Urſache 
jener die Vermehrung der Arbeiterzahl bedeutend überiteigenden Produftionsvermehrung im we— 
jentlihen darin zu finden, daß bie Leiſtung der mit großen Kapitalveriwendungen hergeitellten 
verbefierten Betriebseinrichtungen aufs Doppelte und Mehrfache gefteigert worden ift. Uebrigens 
ift in den legten Jahren —— dem Stande in der Mitte ber 80er Sg wenigftens im 
Eifenerz- und Steintohlenbergbau wieder eine Minderung der auf den Kopf der Belegihaft ge- 
förderten Menge bemerkbar, was namentlich mit der feitdem eingetretenen Verkürzung der Ars 
beitsichichten zufammenhängen wird, 


ID. Gefhihte und Statiftif des Bergbaues, 


$ 4 Entwidlung des Bergbaues bei den Kulturvölfern'. Am früheften 
wurden wohl die zum Schmude dienenden edlen Metalle, insbejondere Gold, gewonnen, da 
fie in gediegenem Zuſtande nahe der Erdoberfläche im Schwenmlande vorfommen umd zu 
ihrer Verarbeitung metallifche Werkzeuge nicht unbedingt nötig find. Die Nupmetalle, na: 
mentlich Eifen, Kupfer, Zinn, ftehen zwar ebenfalld nicht jelten an der Oberfläche an, find 
aber nur in Heinen Mengen und vereinzelt gediegen zu finden, 3. B. als Meteoreijen; in 
der Regel find fie durch atmoſphäriſche Einflüffe aus ihren urſprünglichen Verbindungen 
gelöft und in Oxyde, d. h. Sauerjtoffverbindungen, umgewandelt. Erjt dann findet ein zu- 
nächft in der einfachiten Weije, mit Gruben und Schädhten, betriebener Bergbau auf Nub- 
metalle ftatt, wenn die Anfänge des Hüttenmwejend aufgelommen und die Hilfsmittel befannt 
find, um aus den Erzen durch Reduktion der Oxyde mit glühender Kohle in einer Grube 
oder einem Dfen das gediegene Metall darzuftellen. So fteht im Bergbau das goldene Zeit: 
alter voran, ihm folgt das eijerne, welches zuerjt die auf dem Erbboden weit verbreiteten 
Rajeneijenerze auf einfachite Weile in Schmiedeeifen verwandelt. Die Gewinnung des viel 
weniger häufigen Kupfers und Zinns und die Darjtellung der Bronze aus ihren Reduftionen, 
wodurch ſich das „eherne Zeitalter“ Tennzeichnet, ift jedenfalls nicht vor die Eifengewinnung, 
wahrſcheinlich ſpäter zu jeßen '’). 

Die orientaliſchen Kulturvölfer, Inder, Aegypter, Afiyrer, kannten jchon einen entwidelten 
Bergbau auf Nutmetalle und eine reich ausgebildete Technik ihrer Bearbeitung. Insbeſon— 
dere durch Vermittlung der Phönizier und Karthager verbreitete fich dieje Kunſt nad) den 
Inſeln des mittelländiichen Meers, nad) Griechenland, Ktalien und Spanien. Die Römer 
brachten mit der Ausbreitung ihres Reichs Bergbau und Hüttenbetrieb in ihre nörblichen 
Provinzen Gallien, Britannien (da3 Zinn von Gornwallis), in die Schweiz und das ſüd— 
weſtliche Deutichland, nad; Norikum (Krain, Kärnthen, Steiermark). Der auch die Stürme 
der Völkerwanderung überdbauernde deutjche Bergbau, insbejondere auf Silber, Eijenerz, 
Kupfer, Blei gerichtet, nahm in den öftlichen und füdlichen Ländern jeit dem 12. Jahr- 
hundert mit der Entdedung reicher unterirdifcher Metallihäge einen großen Aufſchwung. 
Namentlich wanderten zahlreiche Bergleute aus Sachſen aus, um bie im flavijchen und ma- 
gyariſchen Boden entdedten unterirdiichen Erzvorräte auszubeuten; in Schlefien, Böhmen, 
Mähren und Ungarn find damals blühende Kolonien von diefen deutichen Einwanderern 
im Anſchluß an den Bergmwerfbetrieb gegründet worden. Gleichzeitig geht ein Zug berg- 
männijcher Auswanderung aus Deutichland aud) nad) dem Weiten, insbefondere nad) England '*). 


16) Eine vorzügliche Darftellung der Geſchichte Naturvölfern. 1884. Worjaac, Vorgeſchichte 

bes wichtigſten mweiges giebt dad Werl von 2. | des Nordens. 1878. 2. Bed, Geſchichte des 
Bed über bie Geichichte des Eifens, 1884 und Eiſens. 
1895; im übrigen fehlt es, ungeachtet wertvoller 18) Steinbed, Seichichte des ſchleſiſchen Berg- 
Monographien, noch an einer zufammenfafenden baue. 1857. Kloftermann, Wanderungen 
Geſchichte des Bergbaues, deutſcher Bergleute. Zeitſchr. für Bergrecht 13- 

17) Siehe Andree, Die Metalle bei den S. 46. 
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Bei der Entdedung von Amerika wendete fich, wie faſt überall bei der Erwerbung von 
Kolonien, die Unternehmungsluft der neuen Beherricher zuerft der Ausbeutung der Boden: 
ihäße zu; unter dem Einfluß der amerifanijchen Gold- und Silbererzeugung ftieg im Laufe 
des 16. Jahrhunderts die Menge des jährlich gewonnenen Goldes von 5000 auf 7000 kg, 
des Silbers jogar von 47000 auf 419000 kg. Seit dem 18. Jahrhundert erhob ſich die 
Gewinnung der Steinkohle, weldye als hauswirtichaftliches Brennmittel jowohl in England 
als in Weſtfalen und im Rheinland jchon im frühen Mittelalter befannt war '*), gefördert 
durch die Erfindung der Dampfmaſchine und der Sicherheitälampe (Humphry Davy 1815), 
jowie gejteigert durch die Fortichritte der Eifenhüttentechnif, zur centralen volkswirtſchaft— 
lichen Bedeutung, insbejondere in denjenigen Gebieten, wo wie in Englaud, Belgien, Deutſch— 
land, Nordamerika die Kohle und die mit ihrer Hilfe zu bearbeitenden Erze nahe bei ein: 
ander gelagert find. Im Lauf des 19. Jahrhunderts wurden mächtige Lager edler Metalle, 
insbejondere von Silber, in Meriko, Peru, Chile, den jüdlichen Gebieten der Vereinigten 
Staaten entdedt; die Erſchließung der kalifornischen und auftralifchen Goldfelder in der Mitte 
diejes Jahrhunderts hob die jährliche Golderzeugung, welche im Durchichnitt der Jahre 1831 
bis 1840 20289 kg betrug, auf 197545 kg im Durdhichnitt der Jahre 1851 bis 1855. 
Ueberall in den überfeeifchen Ländern ift das Vordringen der europäiichen Kultur durd 
die Eröffnung bisher verborgener Bodenichäge gekennzeichnet, wie denn eine der eriten Map: 
nahmen nach Erwerbung von Kolonien und Schuggebieten die Erlaffung bergrechtlicher Nor: 
men zu fein pflegt *°). Seit dem Jahre 1859 iſt das Erdöl, welches vereinzelt jchon jeit 
dem Altertum in Sizilien und in Mittelitalien für Beleuchtungszwede gewonnen wnrde, 
zu einem wichtigen Gegenjtande bergmännijcher Ausbeutung geworden; am mafjenhafteiten 
findet es ſich in Nordamerika (New-York, Pennſylvanien, Ohio) und auf der ruſſiſchen Halb: 
inſel Apicheron bei Baku. 

85. Entwidelung der Bergbautehnik. Bis zum Ausgange des Mittelalters 
find die Fortichritte in den technischen Mitteln, deren fich der Bergbau zur Hebung der 
unterirdiichen Schäge bediente, nur langjame. In den Anfängen werden die die Mineralien 
enthaltenden Lagerftätten ımd Gänge mit einfachen Gruben oder Schächten erſchloſſen umd 
nur auf diejenige Erjtredung abgebaut, bis zu welcher die Beichaffenheit des Wetters, d.h. 
der Grubenluft, und die Verhältniffe des unterirdiichen Waſſers es gejtatten; wo fich Hin: 
dernifje ergeben, wird abgebrochen und der Abbau mittelft eines neuen in jenkrechter Rich— 
tung angelegten Schachtes fortgejeßt. Schon der Bergbautechnit des ausgehenden Mittel: 
alter& aber gelingt e8, durch bejondere Vorrichtungen, Kauenkünfte und Pumpen, das Wafler 
zu heben und abzuleiten und durch Beranftaltungen zur Wetterführung die Luft in den 
Schächten atembar zu erhalten, jo dag num ein zufammenhängender unterirdiicher Bau zur 
Ausbeutung der ganzen Lagerftätte geführt werden kann. Mit diefen koftjpieligeren Anlagen 
entwickelte fich auch die fapitaliftiiche Unternehmungsform des Bergbaues; der Waijerhal: 
tung und Wetterführung dienen insbejondere die von der tiefen Thaljohle aus möglichit 
wagrecht gegen die Lagerſtätte getriebenen Stollen, deren Heritellung für eine Gejamtbeit 
von Gruben ſich in Deutichland vielfacd, zu einer von der Mineralgewinnung gejonderten 
Unternehmung, dem Erbjtollen, gejtaltet hat. Da der Bergbau von allen Wirtjchaftszweigen 


19) Schon die Römer haben in England Stein- | und in Zwidau ftattgefunden zu haben. In Wachen 
fohle gebrannt, wie Funde von Steinkohlenaſche war nad den ftädtiichen erg ſchon 1333 
in römischen en darthun. Im Jahre | die Steinkohle das gewöhnliche Brennmaterial. 
1259 giebt Heinrich III. den Bürgern von New: | Siehe E. Hull, The coal-fields of Great- 
kaftle einen Freibrief zur Steinfohleneinfuhr nad) | Britain. 1861. Zeitſchr. für Bergrecht 13. ©. 483, 
London. Am 14. Jahrhundert bezeugen Betrarca | 20) Bgl. die oben angeführte ranpöftiche Berg: 
und Meneas Sylvius den allgemeinen Gebrauch | ordnung von 1888 für Annam und Tonfin und 
der Steinkohle in England, In Deutichland die deutiche VBergordnung von 1889 für Süd— 


\ 


jcheint der ältefte Steinfohlenbergbau in Wachen | weftafrifa und von 1892 für Kamerun 
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am früheften den großbetrieblichen Charakter annahm, ift es begreiflich, daß hier auch zu- 
erſt an Stelle menſchlicher und tieriicher Kraft die durch Wafler und Dampf getriebene 
Maichine Verwendung fand; feit dem 18. Jahrhundert finden ſich in England Dampf: 
maschinen zur Waflerhebung (von Neutomen 1705 erfunden) ſowie bald darauf Schienen: 
bahnen. Erjt in diefem Jahrhundert aber hat die großartige Entwidlung der der Wafjerab: 
leitung, Luftzuführung, wie auc) dem Bohren und der Mineralförderung dienenden mit Dampf 
und Wafjer getriebenen Majchinen einen früher nicht gefannten bergmännifchen Großbetrieb 
möglich gemacht, der mit jeinen Bauten in Tiefen von mehr als 1000 m niederfteigt. Die Ge: 
winnung der nutzbaren Mineralien und die Ausſchachtung des tauben Geſteins erfolgte ur: 
ſprünglich durch einfaches Brechen mit Schlägel und Eifen, nachdem zuvor das Geftein durch 
Feuerjegen in feiner Feſtigkeit gelodert war. Seit Ausgang des Mittelalter, im Harz jeit 
dem 17. Yahrhundert, fand allmählich das Schießpulver zum Sprengen im Bergbau Ber: 
wendung, welches in neuejter Zeit durch die wirffameren und auch zum Teil gefahrloferen 
Sprengmittel, Dynamit u. a., erjegt wird. Bon der größten Bedeutung für die Ausdeh— 
nung der bergmännifchen Erzeugung war e3 endlich, daß die Technik des Hüttenweſens in 
der Verarbeitung der gewonnenen Mineralien, namentlidy der Eiſen- und jonftigen Erze, jeit 
Ausgang des 18, Jahrhunderts großartige Fortichritte machte, welche zur Zeit hinſichtlich 
des Eijens in dem Beſſemer-, Martin: und Thomas-Berfahren gipfeln; daß durch die Ver: 
befferung der Waſſerſtraßen, die Umgeftaltung und Vermehrung der Schiffögefäffe, den Ausbau 
eines eng veräftelten Eiſenbahnnetzes die Möglichkeit zur Verjendung auch der im Verhältnis 
zuihrer Schwere minderwerligen Bergbauerzeugnifje auf weite Entfernungen eröffnet ; daß end- 
lich ſowohl hierdurch als durch mannigfache technifche Erfindungen den nutzbaren Mineralien, 
jowohl den als Hilfäftoffe für den Verkehr und die Anduftrie dienenden Kohlen als den Me: 
tallen und Salzen, weite bis dahin unbekannte Berwendungsgebiete erichlofjen worden find *). 

86. Statiftif der Bergwerkserzeugung ). An Menge der Zahresförderung 
und an Wichtigkeit für alle Zweige twirtjchaftlicher Thätigkeit ftehen unter allen bergmännijc) 
gewonnenen Beitandteilen der Erdrinde die Kohle und das Eiſenerz voran. Es haben 
daher in dem Gedeihen von Induſtrie, Handel und Verkehr und in dem internationalen 
Wettbewerbe ganz bejonders diejenigen Länder einen Vorſprung, wo fich noch große und 
leicht zugängliche unterirdifche Vorräte an Kohlen (Stein: und Brauntohlen) vorfinden; und 
dieje Vorteile find dort wejentlich verjtärft, wo die Kohlen: und die Eijenerzlager nahe bei 
einander liegen, wo aljo die Umwandlung des Eifenerzes durch den Verhüttungsprozeh in 
das Rohmetall fi vollziehen kann, ohne dag Kohle und Eifenerz durch koftipielige Trans: 
portleiftungen zu diefem Zwecke erjt zuſammengebracht werden müfjen, ferner auch dort, two 
dad Meer und die durch dasjelbe gegebene billigite Beförderungsgelegenheit die mit Kohlen— 
und Eifenvorräten gejättigten Gebiete angrenzt, oder wo leiftungsfähige, der Schiffahrt mit 
großen , tragfräftigen Kähnen (bi zu 2000 Tonnen) dienende Binnenwaſſerſtraßen, feien 
es Flüſſe wie der Rhein, jeien es künstlich geichaffene Kanäle, in das Herz der Kohlen: und 
Eijenerz.Gegenden hineinführen. Dieje Vorausſetzungen find für Europa namentlich in Groß— 
britannien, in Deutjchland und in Belgien, ferner auch für einen Teil der nordamerifanifchen 
Union gegeben. Mit der Berbefjerung der Verkehrsmittel und mit der Zunahme der kohlen: 
verzehrenden Induſtrie hat jich jeit dem lehten Vierteljahrhundert die Förderung an Kohlen 
und Eifenerzen in den meiften Staaten aufs Vielfache gehoben. Ueber dieſe Verhältniſſe 
giebt nachfolgende Statiftif ein überfichtliches Bild: 


21) So find erft feit 1857 die im Staffurter den, daß es gelungen ift, durch Eleftrolyie das 
Beden gelagerten Abraum-(Kali)jalze für die Land- | darin befindliche Aluminium auszufceiden. 
wirtichaft nutzbar gemacht worben ; die Förderung 22) Ansführlichere ftatiftiiche Nachweiſungen, 
derielben betrug 1861—65 durchichnittlihim Jahre | die für Obiges vielfach benutzt wurden, j. bei 
79 300 t und hat fich bis 1894 auf 1643 600 t ge- Leris, H.W. IT. ©. 376 und Suppl. I. ©. 196, 
hoben. Neuerdings ift die Thonerde ein berg: | ſowie Arndt, Bergbau und Bergbaupolitif 
männiſch wichtiges Vorlommnis dadurch gewor- ©. 12. 


494 XX. Schentel, Bergbau. 


Steinkohlenförderung von 1850 bis 1898 
im in Groß⸗ in den Ver, Dentfinfrant in in Defter- 


Jahr britannien — land reih Belgien — Rußland 
Menge in Millionen Tonnen zu 1000 kg 
und bei Amerika zu 1016 kg. 
1850 64, 66°) — 5,18 4,48 5,82 0,58 0,05 
1860 80, 04 15,20 12,35 8,31 9,61 1,95 0,13 
1870 110, 48 32,86 26,40 13,33 13,70 4,30 0,68 
1880 146, 82 70,48 46,97 18,80 16,89 6,70 3,25 
1885 159, 85 99,07 58,82 19,07 17,44 8,34 4,23 
1890 181, 61 — 710,28 _ 20,87 9,98 6,28*) 
1893 104.326 162,30 75,85 8 19,4 10,99%) = 


Der Wert der gelamten Steintohlenförderung in Deutjchland betrug im Jahre 1850 30,53 
Millionen M. und ift bis 1890 auf 538 Millionen geftiegen und jeitdem trog Vermehrung 
der geförderten Menge wieder gegen 500 Millionen M. gejunten. 

Nachſtehende Ueberficht mweift die Wertfteigerung der im Deutjhen Reich geför- 
derten Menge des näheren nad). 


Mil. M. Mil. M. 
Am Jahre 1850: 830,58 Im Jahre 1885: 302,94 
z „1860: 79,14 5 „ 1890: 588,04 
= „ 1870: 168,54 r „ 1898: 498,89 
- „1880: 245,66 . „ 189: 509,10 


Zu den Steintohlen fommen noch die Braunkohlen, welche zwar wohl in gleichem 
Umfange wie die Steintohlen in der Erdrinde verbreitet find, aber wegen ihrer geringeren 
Verwendbarkeit für technifche und fonftige Heizzwede in viel geringeren Mengen gewonnen 
werben. In der vorjtehenden Statiftit find unter den in den Vereinigten Staaten gewon— 
nenen Steinftohlenmengen aud die mit ihnen zujammen erhobenen Brauntohlen einbegriffen. 
Im Uebrigen giebt über die Braunfohlengewinnung in den biefür wichtigften Gebieten nad): 
ftehende Ueberſicht Auskunft : 

Deutfhland Defterreih Ungarn Frankreich 


Menge in Millionen Tonnen 


1850 1,52 0,36 — — 
1860 4,38 1,31 0,24 — 
1870 7,61 3,46 0,54 — 
1880 12,14 8,42 1,01 0,56 
1885 15,36 10,51 1,59 0, 

1890 19,05 15,33 2,25 — 
1892 21,71 16,19 2,92 — 


Die Kohlenerzeugung der übrigen europäiſchen Länder fällt gegenüber den in den 
eben gedachten Staaten geförderten Mengen nicht ſehr erheblich ins Gewicht; es erzeugten 
Italien (1892) 296000 t, Spanien 1288000 t, Schweden 387 000 t Steinkohlen. Zn Nord: 
amerifa ift für die Kohlenförderung neben der Union aud Kanada und Neufundland 
(mit 3117000 t Steintohlen) von Bedeutung; eine große Zukunft hat die Kohlenerzeugung 
außerdem in Auftralien (1891 betrug dort die Gejamtfürderung 5127000 t) und in Oſt— 
ajien, namentlich in Japan und Ehina ; die Kohlenförderung von Britiich: Indien betrug 1891 
2366 000 t; in Japan ift die Menge der geförderten Steintohlen 1891 ſchon auf 32150001, 
aljo denjenigen Betrag geftiegen, welcher Ende der 50er Jahre in Deutichland gewonnen 
wurde. Die Gefamterzeugung der Erde an Kohlen wird für das Jahr 1892 auf 529 250 000 
Tonnen geihägt. 


23) Für die Vereinigten Staaten ift auch die | 1892 eingeſetzt, für — ſtatt 1890 und 1893 
geförderte Braunfohlenmenge — das u für 189 
den in den Steinkohlen enthalten. — Für Oeſter- 24) Hier ift an Eheite von 1850 für Groß⸗ 
reich-Ungarn ift hier ftatt 1893 das Ergebnis für | britannten 1854 zu fegen. 
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lleber die Menge der gewonnenen Eifenerze — für die wichtigſten Gebiete nachſtehende 





die gewonnene Tonnenzahl nachweiſende Ueberſicht Auskunft. 

— J 1850 1860 | 1870 1887 ı 180-9 
Großbritannien — 8.152 592 14 600 584 13.098 041| 11 500 000 (1892) 
Deutichland (einſchl. Sugemburg)], = 456 | 1400800, 3839 222 9351100 1239065 (1894) 
Frankreich 1170 3604600 2899 593, 2579465 3579286 (1891) 
Algier | 3 125 69891 84714 437643 404964 (1891) 





Bereinigte Staaten von N.⸗A. — 

Belgien | 299 9272 809 176] 654 332| 202 204 (1891) 
Spanien | ' 585 762| 3933 298 5 679599 (1890) 
Defterreih- Ungarn (1851) 5 13079 079 | 798 354 1156708 1412627| 1966 722 (1899) 
Italien | 71.000, 74 000. 209 082 214500 (1892) 
Schweden 280 078 417079 630378 903174 987 405 (1891) 
Aubland h — — 799 3%6 1200000 1795 609 (1890) 


Die Eifenerzgewinnung der Erde wird im Jahre 1892 auf etwa 50 Millionen Tonnen 
geihägt, dad daraus gewonnene Roheifen auf etwa 26,5 Millionen Tonnen. Die Gewin- 
nung des Roheiſens durch Verhüttung des Eifenerzes fteht meift in engem örtlichen Zu- 
jammenhange mit den Eifenerzgruben; wo aber mit den Eiſenerzvorkommniſſen nicht in 
naher Verbindung die Kohlenvorräte gelagert find oder wo es zur Erzeugung der vorteil: 
bafteften Mifchungen und zur Ausnutzung der Betriebsmittel der errichteten Hütten zweck— 
mäßig ift, werden vielfach audy unter Benugung des Waſſerwegs die Eijenerze zum Zweck 
der Verhüttung in Roheiſen auf weite Streden transportiert, jo 5.8. die ſpaniſchen Erze. 
E3 ſteht daher die Menge des in den einzelnen Ländern hergejtellten Roheijens keineswegs 
immer im Verhältnis mit der Menge des dajelbjt geförderten Eijenerzes. 

Ueber das erzeugte Roheijen der hiefür wichtigften Länder giebt nachjtehende Tabelle 
Auskunft: 

Noheifen Mengein Tonnen. 


1850 1860 1870 1890 

Großbritannien 3 070 000 6 058 931 7559 518 8 025 012 
Deutſches Reid; mit Luxemburg 208 011 1391 124 4 023 953 4 337 121 
Nordamerikanifche Union 573 823 1 665 179 6 417 148 6 598 574 
rare 415 653 1178 114 1 567 622 1 683 300 

elgien 144 452 565 234 755 781 826 850 
Oeſterreich⸗ Ungarn 195 558 402 958 704 580 785 959 
Rußland 227 743 559 989 528 162 660 953 


Unter den brennbaren Mineralien hat in den legten dreißig Jahren namentlid) 
da3 Bitumen, und zwar ganz bejonders in der flüjfigen Form ald Petroleum, eine 
große wirtichaftliche Bedeutung getvonnen. Die Haupterzeugungsgebiete von Petroleum liegen 
in Rußland, wo die geförderte Geſamtmenge 1890 3987574 t, und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa, wo fie 1891 7595 702 t und 1892 7603049 t erreichte. In 
Europa fteht in der Förderung des Petroleums voran: Defterreich mit 47818 t im Jahre 
1887, Deutichland mit 10444 t im Jahre 1887 und 17232 t im Jahre 1894, Frankreich 
mit 6154 t im Sabre 1887, Italien mit 219 t im Jahre 1887 und 1155 t im Jahre 1891. 

In der Gewinnung des Rohſchwefels geht allen anderen Ländern Jtalien weit vor- 
aus, wo diejer Stoff das wichtigfte Bergwerkserzeugnis bildet mit einer Förderung von 
374343 t (Wert 27962282 Free.) im Jahre 1886 und 418555 t (Wert 39 222 000 Fre3.) 
im Jahre 1892. 

Neben den Eijenerzen find von bejonderer wirtichaftlicher Bedeutung diejenigen Erze, 
aus welchen einerjeits die Edelmetalle, Gold und Silber, andererjeit3 Kupfer, 
Blei, Zint und Zinn gewonnen werden. Ueber die Beteiligung der hauptjächlichiten 
europäiichen Erzengungsgebiete an der Förderung diefer Erze giebt nachſtehende Ueberjicht 
Auskunft: 
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ee Kupfererze Bleierze Zinterze | Binnen: 
Dienge Wert | Wert Menge Wert Menge Wert Menge Bu 
In e| | Menpe Mm int MM int. int ® 

Deutſchland 1887| 25 726/4 177 720 F * 14 551 | 715 ‚157 570 15 923 240900 712110 022000 126 16508 

1894| 19 0802 519 0001| 588 195 16 240 000 162 676 12 104 000 728 616 10 278 000) — _ 
Pfund fund Pfund fund ı Plan 
Großbritannien 1887 85 209 9359 24 057 | 51563 429137| 25445 76182 14 189 8%8ı 
1892] 10 150 9250| 6 091 — 40 664 — 27 810 8 14 558 87 5 

Frks. rks. 
Frankreich mit] 1887| — — 10 En 371159 17648 3 RE 464 23 802) 1 a 330 — _ 
Algier h 1891| — — 6408 — 25897 4731620 70478 7733105 — -_ 
Peſe Peſetas Peſetas Peſetas 
Spanien 1885| 313603 907 810 2 199 12524 362 000 263 825,30 337 000| 45 509; 1196 000| — - 
18 14 767 252 5129 477 889 12 803 400 368 348.23 117 730 62572, 2308 2501| — _ 
ı Milreis | Milreis Milreis | j 
Portugal 1887] 1288| 28624| 399247 2496 778 | 2418 276 — — 0,5 364 
Ftts. | Fıfe. Fris. Frtks. 
18861 12 3981 974 051 5 1621 1 100 065 | 40 773 7141 288 107 548 6912000 — _ 
1891| 97351 951 889 ı 30283: 5 948 231 120 685 1 270 605 - 
| | Fe. Frks. 

1887] — — — — 548 92385 20879 897000 — — 

181. — 1 - — 70 5 100| 14280 1 058 400 — 
Oeſterr.Ungarn 1887] 16 843 3 427 712 4 987 341 582 17825 1467764 20 099 220 171 75 10 
1891] 14 978,3 195 331 9 | 354 Ta 3% 


575, 13 360 28828 557547, 
| | | | 
Ueber die Gewinnung der Fupfer:, blei-, zint: und zinnhaltigenErze in Ruf: 
land und in den außereuropäiſchen Staaten fehlen aus der neuejten Zeit vollftändige An: 
gaben. Die Förderung diefer Erze ift aber in einem großen Teile diejer Känder, namentlich 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, in Meriko, in Aujtralien, Südafrifa und Dft- 
afien in einer zum Teil mächtigen Zunahme begriffen, tie ſich insbeſondere aus den Mitteilungen 
über die Mengen der aus dem Erze gewonnenen und ausgeführten Metalle ergiebt. So 
wird das gewonnene Kupfer für die Vereinigten Staaten von Nordamerika für 1893 auf 
150600 t, für 1894 ſchon auf 171000 t berechnet, für Kanada 1891 auf 4800 t, für Merito 
1893 auf 8480, für Chile 1893 auf 21400 t, für Auftralien 1891 auf 8200 t, für Süd— 
afrifa 1893 auf 6100 t, für Japan 1891 auf 19043 t, die Gejamterzeugung der Erde an 
Kupfer im Jahre 1892 wird auf 315 000 t geichäßt. An Blei haben die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika 1893 146000 t, Merifo 1893 63 100 t, Auftralien 1891 1100t, Japan 
1891 800 t erzeugt; die Gejamterzeugung der Erde an Blei beträgt 1892 etwa 631000 t, 
an Zink etwa 3 700000 t, wovon 70000 t auf die Vereinigten Staaten fallen. Reich an 
Zinn find befonders Auftralien, welches 1891 5400 t gewann, Bolivia, welches 1893 allein 
nad England 2900 t ausführte, und die Sunda- und Malakkas-Inſeln, deren Ausfuhr nad 
Amerika und Europa 1893 auf 50400 t Zinn gejchägt wurde. 

Ueber die Gold- und Silbererzeugung ber Erde und die wichtigjten Gewinnung? 
gebiete find jchon im erften Bande des Handbuchs (S. 398 ff.) Nachweiſungen gegeben. 

Das Salz ift teils als fefter Beftandteil der Erdrinde, teild in flüffiger Form, in Salz: 
quellen und im Meere ein fait in allen Ländern gemwinnbares und in fait unerjchöpflicher 
Menge vorhandenes Vorkommnis. Es wird entweder als Steinjalz bergmänniich zu Tage 
gefördert oder aus den in der Erde enthaltenen wäflerigen Löſungen durch Salinenbetrieb 
gewonnen oder endlich, namentlich in Rußland, Italien, Frankreich, ſowie anderen Küſten— 
ändern, aud dem Meerwafjer dargeftellt. Die Gefamterzeugung an Salzen diefer verjchie- 
denen Gattungen war in Tonnen; 
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in Großbritannien: in den Vereinigten Staaten: 


1887: 2193 951 1887: 995579 
1892: 2 000 000 1891 : 1300 107 
1892: 1471875 
in Rußland: in Deutfhland: 
1887: 1 183 168 1887: 889512 
1890 : 1389 961 1894: 3245 437 
in $ranfreid: in Defterreid: in Stalien: 
1887: 823 910 1887 : 283 389 1887 : 383 127 
1891 : 810 675 1891 : 300 815 1891: 387817 


Unter der in Deutichland im Jahre 1894 gewonnenen Salzmenge von im Ganzen 3245437 
Tonnen befinden ſich 734937 ı Steinfalz, 726524 t Kainit, 917049 t andere Kaliſalze und 
858499 t aus wäſſeriger Löjung gewonnene Salze. Der Wert der in Deutichland 1894 
gewonnenen Salze beträgt für die Mineralfalze 25": Millionen und für die aus wäſſeriger 
Löfung gewonnenen Salze 42’ Millionen Markt. Eine hervorragende volt3wirtichaftliche 
Bedeutung hat in Deutjchland jeit etwa dreißig Jahren die Förderung der jog. Kali: oder 
Abraumfalze (Karnallit, Kainit u. ſ. j.) erhalten, welche einerjeit3 der Induſtrie zur Her: 
jtellung von Chlorkalium, Glauberſalz, Salpeter, Bottajche u. ſ. f. dienen, andererjeit3 als 
falihaltige Düngemittel dem Boden in großen Mengen zugeführt werden. Das Vorkommnis 
it für Deutjchland um jo wichtiger, ald, abgejehen von wenig bedeutenden Lagern in Ga: 
lizien, jeither jolche mineralischen Kaliſalze in anderen Ländern noch nicht erſchloſſen worden 
find. Ueber die Steigerung der deutihenKaligemwinnung giebt nachjtehende Ueberſicht 
Auskunft. Es wurden an Kaliſalzen gefördert: 

in den Jahren 


1861 —65 durchſchnittlich 79 300 Tonnen 1 665 00 Tonnen 
1867 te Tee 1535400  „ 1890 2.2. ..12749%00 2 
1870 BR a u 291 WW „ 1894 .. 0.0. ..1643600 pr 


Die deutſche Bergwerkserzeugung hat jeit der Mitte des 19. Jahrhunderts einen 
gewaltigen Aufſchwung erfahren *°) ; der Gejamtwert der geförderten Mengen, einjchließlich die 
aus wäſſeriger Löjung getvonnenen Salze betrug im Jahre 1894 mehr als 700 Mill. M. 
und übertraf den Wert der in Frankreich geförderten Mineralien um das Dreifahe. Nur 
wenige deutiche Gebiete giebt es, in denen nicht wenigjtens eine Gattung volfswirtichaftlich 
wichtiger Mineralien gewonnen wird. ft auch die im Mittelalter weit voranftehende Ge— 
winnung der edelmetallhaltigen Erze in Deutfchland nunmehr unter dem Einfluß der Wett: 
bewerbung überjeeijcher Gebiete an Bedeutung jehr zurüdgetreten, jo fteht die deutjche För— 
derung an Kohlen, Eifenerz und Salzen nunmehr unter den europäiſchen Ländern in erjter 
Reihe. Die Steinfohlenförderung ift bejonders reich entwidelt im Königreich Preußen im 
Ruhrgebiet (Regierungsbezirte Arnsberg und Düfjeldorf), Ober: und Niederjchlefien (Re: 


25) Ueber die Fortſchritte der Mineralgewinnung in Deutjhland jeit 1861 giebt 
folgende Ueberficht Auskunft : 


Menge in 1000 Tonnen (die Tonne Wert der erzeugten Jahresmenge 
zu 1000 kg) in 1000 M. 
Durchſchnitt der ; in © Durchſchnitt der 
Jahre ee — Jahre im Jahr im Jahr 
Mineralarten: 1861—65 1888 1894 1861—65 1888 1804 
Steinkohlen 17563 65 386 76 741 94 087 341 063 509100 
Braunfohlen 5 625 16 573 22 064 15 987 40 896 53 152 
Eijenerze 2 406 10 664 12 392 12 361 39 961 42 178 
Binferze 321 667 7128 58531 15 747 10 278 
Steinfalz 79 414 735 954 1816 3 140 
Kalijalze 58 1335 1633 881 14 915 22 281 


Nähere Angaben finden fich für Deutichland | chen Reichs, in den ftatift. Veröffentlihungen 
in dem ftatift. Jahrbuch für das deutjche Reich der übrigen deutichen Länder und in Bädeders 
und in den Monatsheften zur Statiftif des deut- Berg. und Hüttenfalender für 1895, 
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gierungsbezirfe Breslau und Oppeln), im Saargebiet (Regierungsbezirk Trier), im König- 
reih Sachſen (bei Zwickau und Dresden) und in den lothringischen Kreiſen Forbach und 
Bolchen. Für die Eifengewinnung find die Hauptgebiete die Provinzen Rheinland, Weit: 
falen (dad Siegener Land mit jeinem Spatherjenftein), Schlefien, Heſſen-Naſſau und Loth: 
ringen, Nachjtehende Tabelle giebt eine vollftändige Ueberficht über die Bergiwerk3erzeugung 
des deutichen Reichs im Jahr 1894: 
Mineralgewinnung im Deutfhen Reid im Jahre 189. 
1. Mineraltohlen und 


Bitumen. Menge in Tonnen zu 1000 kg Wert in Mark 
Steinfohlen 76 741 127 509 100 213 
Braunkohlen 22 064 575 58 151 6% 
Graphit 3133 182 928 
Asphalt 55 981 451 049 
Erböl 17 2832 97247 
Summe von 1 98 882048 Summe von 1 568 858 272 
2, Mineraljalze. 
Steinfalz 734 987 8 139 692 
Kainit 726 524 10 312 881 
Andere Stalifalze 917049 11 968 598 
Bitterſalze 8252 71998 
Borazit 176 44 261 
Summe von I 2386 988 Summe von 2° 537 
3. Erze. 
Eifenerze 8433 784 34 628 63 
Zinkerze 728 616 10 278 055 
leierze 162 676 12 103 536 
Kupfererze 588 195 16 240 156 
Silber: und Golderze 19 080 2 518 689 
Zinnerze 211 65 238 
Kobalt, Nidel: und 
Mismuterze 4 524 778 582 
Arſenikerze 2906 120 026 
Manganerze 43 702 465 650 
Uran» und Wolframerze 40 24 778 
Schwefelkies 134 787 979 45 
Sonſtige Vitriol⸗ und 
Alaunerze 465 3907 
Summe von 3 10 118 986 Summe von 78206710 
Summe von 1, 2 u. 3 111 387 972 667 602 362 


Dazu kommen noch die nicht auf bergmännifche Weife aus wäfjeriger Löſung in Deutid- 
land gewonnenen Salze, deren Mengen 1894 im Ganzen 858499 t mit einem Werte von 
42321389 M. (ohne Steuer) betrug. 


II. Das Bergredt. 


87. Das ältere Bergredt bis Ende des 18. Jahrhunderts"). Die For: 
Ihung nad den älteften Normen des Bergrechts führt keineswegs auf den vielfach aus der 
Natur der Sache und den urjprünglichiten Rechtsanjchauungen abgeleiteten Grundjaß zurüd, 
daß dem Eigentümer der Erdoberfläche auch die privatrechtliche Herrichaftsgemwalt 
über alle durch jenfrechte Verlängerung der Eigentumsgrenze bis in den Erbmittelpunkt ein— 
geſchloſſenen Bodenbeftandteile zufommen ſoll. Vielmehr ift aus den freilich nur lückenhaft 
erhaltenen Normen des ältejten Bergrechts meift zu entnehmen, daß der Gemeinſchafts 
gewalt im Gegenjaß zum Privateigentümer aus finanziellen und volf3wirtichaftlichen Rüd: 
fichten ein Verfügungsrecht über die Gewinnung der nußbaren Mineralien vorbehalten ift. 
Ein folches Verfügungsrecht ergiebt fich insbejondere für die Gemeinde, wo fie noch Be- 


26) Einen gedrängten UWeberblid über die W. Raymond. Zeitjchrift für Bergrecht 28. 
Geſchichte des VBergrechts giebt der Amerifaner ©. 48 ff. 


Das ältere Bergrecht bis Ende des 18, Jahrhunderts. 8 7. 499 


figerin oder Obereigentümerin der Gemeindegemarfung oder der in gemeiner Nugung ftehen- 
den, für den Bergbau bejonder8 wichtigen Weide: und Waldländereien ift *’); ein ſolches 
Verfügungsredht kommt ferner dem Staate zu, wo er, wie Rom in den eroberten Provinzen, 
die amerifanijche Union in ihren Territorien, Rußland in feinen der Krone heimgefallenen 
weiten Landſtrichen, die europäiichen Staaten in ihren überjeeiichen Kolonien und Schuß: 
gebieten, DObereigentümer gewaltiger Ländereien geworden ijt. Während e3 hier noch zweifel- 
haft ijt, ob Gemeinde und Staat das Verfügungsrecht über die unterirdifchen Bergichäße 
aus einem privaten oder aus einem öffentlichrechtlichen Herrichaftsverhältnis ableiten, fo 
bat fi) jchon früh der Gedanke, daß die öffentlihe Gewalt kraft ihrer Hoheitöbefugnifje 
über das Bergbaurecht zu verfügen habe, in dem KRechtsinftitute des Regals und der Berg: 
baufreiheit zum Ausdruck gebradit. 

Das römijhe Recht ift niemals dazu gelangt, den vom Grundeigentum [osgelöften 
Anſpruch der Allgemeinheit auf Gewinnung der wertvolleren Mineralien ald eine durchge: 
bildete Rechtseinrichtung auszugejtalten. Nach den PBandelten **), die die Rechtsauffaſſung 
der früheren Juriſten wiederjpiegeln, hat wohl der Grundeigentümer auch die Befugnis, 
jofern er anderen dabei nicht jchadet, die unter der Oberfläche befindlichen Mineralien zu 
gewinnen. In Stalien war übrigens der Bergbau nicht von großer Bedeutung und ein 
Senatustonjult der erjten Kaiferzeit verbot überhaupt, in Ftalien zu ſchürfen. Für die Pro— 
vinzen aber gejtaltete fich die Rechtslage kraft Eroberungsrechts jo, daß der römijche Staat 
thatjächlich faft alle Bergwerke, insbejondere auch die darunter begriffenen Marmorbrüche, 
in Befig nahm, teil3 als Zubehörden des in das fisfaliiche Eigentum übergegangenen Pro: 
vinzialbodens, teild durch Konfiskation und fonjtige Ermwerbsarten, jo daß faft überall ein 
StaatSmonopol zum Betrieb der Bergwerte begründet war. In der römijchen Kaijerzeit 
wurde diejes ſtaatliche Bergwerkseigentum teils in eigener Verwaltung vom Staate ausgeübt, 
wobei als Arbeiter meift Sklaven und Sträflinge, übrigens auch Halbfreie und freie, ver: 
wendet wurden, zum großen Teil auch durd; Verpachtung an Privatunternehmer, deren 
Pachtzinſen und Abgaben eine wichtige Einnahmequelle für den Staat bildeten. Erjt im 
4. Jahrhundert n. Ehr. juchten die Kaifer dem Niedergange des Bergbaues und jeiner Badht- 
und Abgabenerträgnifje dadurch entgegen zu wirfen, daß wieder in weiterem Umfange die 
Befugnis zum Bergbau gegen Abgabenzahlung an Privatunternehmer verliehen wurde ?*). 

Ein Teil der römischen Bergwerke jcheint ſich aud) in Deutjchland, insbejondere im Schwarz 
wald, am Rhein und in den Alpen, über die Stürme der Völkerwanderung erhalten zu 
haben, und damit nicht bloß die techniichen, jondern auch die Berwaltungseinrichtungen der 
Römerzeit, namentlich der Grundſatz, daß, abgejehen von den an der Oberfläche gewonnenen 
Vorkommniſſen, das Hecht auf Mineralgewinnung in der Kegel der „Derrichaft“, d. h. dem 
für das betreffende Gebiet zur nächſten Ausübung der Hoheitsrechte Befugten zuftehe. Die 
freilich jehr lüdenhaften Ueberlieferungen des früheften Mittelalterd und die Rüdjchlüfje 
aus dem Kar daliegenden Rechtszujtande des 12. und 13. Nahrhunderts führen zu der nun- 
mehr von den hervorragendjten Kennern der Rechts- und Wirtichaftsgejchichte vertretenen 
Anſchauung, daß in den Anfängen der deutichen Gejchichte in der Regel nicht der Grund: 
eigentümer oder die im Gemarkfungsverbande vereinigten Befiger °°), jondern fraft regalen 
Rechts der König und die in jeinem Namen mit der öffentlichrechtlichen Herrichaft, insbe— 


27) Bel. Maurer, Geſchichte der Marlen- Bortugal aufgefundene Erztafel, welche die lex 
verfafjung. ©. 163. | metalli von Bipasfa enthält. Wilmanns, 

28) Dig. VII, I. 13.8 5. ' Beitichrift für Bergrecht 19. ©. 217 ff. 

29) Binder, Ueber die Bergmwerfe im römi- 30) So Ahenbacd, welder annimmt, dab 
ihen Staatöhaushalte. Zeitichrift für Bergrecht ſich urjprünglich aus dem Rechte der Gemeinde— 
32. ©. 61 und 191. Eine interefiante noch nicht | genofien an der Almend die Bergbaufreiheit ent- 
ganz aufgellärte Urkunde über das römische Berg- | widelt habe. Ahenbacd, Deutſches Bergrecht. 
recht in der Provinz Spanien ift die 1876 ın | ©. 70 ff. 
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jondere der Gerichtägemwalt, betrauten weltlichen und geiftlichen Großen zur ausſchließlichen 
Gewinnung der wertvolleren (bergrechtlichen) Mineralien befugt gewejen find, als melde 
namentlich die Silbererze und im Zuſammenhang damit Blei-, Kupfer und Eifenerze, jo: 
wie die Salze in Betradyt kommen *'). Dieſes Bergregal wurde vom König und von den 
Dynaſten nur jelten und in geringem Umfange durch Eigenbetrieb der Bergwerke und Salinen 
ausgeübt, vielmehr wenigstens in der früheren Zeit meist unter Vorbehalt von beträchtlichen 
Abgaben, die ſich ald Anteil am Rohertrag darjtellten, unter Feitjegung eines Borfaufs- 
recht3 an dem gewonnenen Edelmetall und unter Feithaltung eines bei Einftellung der Für: 
derung mit Berluft des abgeleiteten Rechts verbundenen ftrengen Betriebszwangs an Genofien- 
ſchaften von Bergarbeitern und jpäter aud von Kapitaliften verliehen. Ferner entwidelte 
ih aus diefem Bergregale der Herrichaft namentlich im ſlaviſchen Kolonifationsgebiete die 
Rechtseinrichtung der Bergbaufreiheit, in dem die Regalherren vielfach, jo in Böhmen, Mähren, 
Ungarn, Trient, die wegen ihrer technijchen Geſchicklichkeit Hoch geichägten fränkischen und 
Harzer Bergleute dadurd zum Zuzug anlodten, daß fie beftimmte Mineralfelder für frei 
erklärten und jedem Befähigten unter bejtimmten Borausjegungen dort zu jchürfen und zu 
graben gejtatteten. 


Die Geltung des föniglihen Bergregals ergiebt ſich aus einer Anzahl von Verleihungs- 
urkunden und Bergorbnungen, welche das gewohnbheitärechtliche Beſtehen dieſes Inſtituts voraus- 
jegen; eine freilich nur einzelne Gegenftände des Bergregals hervorhebende und zunächit nur für 
Italien beitimmte gefegliche Feititellung des Bergregals Findet ſich in der Konititution Friedrichs 1. 
vom 11, November 1158, wo die argentariae et reditus salinarum als zum Regal gehörig 
bezeichnet find; endlich enthalten wohl auch die deutichen Rechtsbücher, der Sadıen- und Schwaben: 
ipiegel, eine —— des Bergregals, wenn fie ausſprechen, daß alle Schätze (wohl Metall: 
ſchätze), die tiefer unter der Erbe liegen, als der Pflug gebt, der königlichen Gewalt gehören. 


Wie das Waſſer- und Wegeregal, jo ift auch dad Bergregal mit der Stärkung der 
Territorialgewalten vom Könige auf die Landesheren gelangt, meift durch ausdrüdliche Ber: 
leihung, zum Teil auch durch ftillichweigende Befignahme; in der goldenen Bulle von 1356 *) 
wurde dieſer Rechtszuftand hinfichtlich der deutichen Rurfürftentümer mehr anerkannt als 
neubegründet. Auch die übrigen Landesherrn, welche fich die Reichsftandichaft wahrten (nicht 
auch die reichſsunmittelbare Ritterfchaft), find in gleicher Weije allmählich in den Befit des 
Negals für ihre Hoheitsgebiete gelangt, jo daß gegen Ausgang des Mittelalters das Tandes- 
herrliche Bergregal in Deutichland gemeines Recht geworden war. 


In England”) haben nach der normanniichen Eroberung die Könige ebenfalls das Berg- 
regal in Anſpruch genommen; 1201 bezeichnet König Johann alle, auch die auf den Befigungen 
der Biſchöfe, Aebte, Barone gelegenen Zinnbergwerte als fein Eigentum mit der Rechtsfolge, 
dab die Befugnis der Zinnbergleute zur Metallgewinnung und zu ber damit zufammenhängenden 
Wald: und Waflerbenügung aus önigliher Werleihung abgeleitet werde. Ebenjo nahm 1276 
Eduard I. alle metalliihen Bergwerte —* die Krone in Anſpruch. Aber in England gelang es 
ben weltlihen und geiitlichen Großen af: nicht, eine die Einheit und Gewalt der Krone auf: 
löfende Hoheitsgewalt zu erringen, wohl aber jeit dem 14. Jahrhundert allmählich für ihre aus- 
gebehnten Ländereien dem Grundjage Anerkennung zu verichaffen, daß der Grund: (Dber:) 
Eigentümer ausjchließlich bergbauberedhtigt fei. So ilt in England feit der Königin Elijabetb 
die Verbindung des Rechts zur Mineralgewinnung mit der dem Grundeigentümer zuſtehenden 
privatrechtlihen Herrichaft zur Regel geworden, freilich nicht ohne wichtige einen Reſt der frü- 
heren Reditsauffaffung daritellende Ausnahmen, indem auch jest noch der Krone das Recht auf 


3l) ©. insbeſondere für die älteite Zeit: Ina- Für Sachſen: Ermiſch, Das fächfifche Berg: 
ma»-Sternegg, Deutihe Wirthichaftsgeichichte | recht des Mittelalters. 1887. 

II. ©. 329— 338; ferner überhaupt Sch molfer, | 32) 8 1 erlannte an, daß die Kurfürften in 
Die deutjche Bergwerfäverfafjung von 1150— 1400 | ihrem churfürftlichen Gebiet universas auri et 
in J. f. 6.8.15. 5%. ©. 660 ff. und 963 ff. argenti fodinas atque mineras stanni (Zinn), 
Gothein, Wirthichaftsgeihichte des Echwarz- | tam inventas quam inveniendas, tenere juste 
walds. I. ©. 583 ff. A. Arndt, Vergregal und | possint et legitime possidere, cum omnibus 
Allgemeines Preußiiches Berggeieg ©. 20. Derj., juribus nullo prorsus excepto prout possunt 
Zur Geſchichte und Theorie des Bergregald und | sen consueverunt talian possidere. 

der Bergbaufreiheit. 1879. Speziell für Goslar: 33) Arndt, Allgemeines Berggeieg, Einlei— 
Neuburg, Goslars Bergbau bis 1552. 1892. tung. 5. 22 ff, Bergbau. ©. 29, 
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die reinen Gold- und Silberbergwerfe, auf die unter den öffentlichen Flüffen und dem Meeres: 
boden tlegteres für die Kohlenlager von großer Bedeutung) befindlihen Mineralien, ſowie auf 
die Bergwerke in einigen Gebietöteilen (Glouceſter- und Derbyſhire, Inſel Man) zuiteht "*). 
In Frankreich wurde, nachdem im früheren Mittelalter fich vielfach die Feudalherrn gegen: 
über der geſchwächten königlichen Gewalt in den Befig des Bergbaurechts geſetzt hatten, durd) 
die ältefte befannte Bergordnung des Königs Karl Vi. vom 30, Mai 1413 dem König das Recht 
auf alle im Staatögebiet gelegenen Bergwerke und die Befugnis zugeftanden, den Bergbau gegen 
Abgaben Jedermann zu geitatten. Dabei Elingt aber der Gedanke an die Anſprüche der Grund- 
eigentümer infofern durch, als denſelben zeitweile ein Vorbaurecht und ein Anivruc auf Abgabe 
eines Teils der auf ihrem VBelit gewonnenen Mineralien zuerkannt wurde. Seit diefer Zeit wurde 
in Frankreich das Bergbaurect für bejtimmte Felder von der Krone nad) freien Ermefien ver: 
lieben, namentlih aud an monopoliftiich neftaltete Unternehmungen unter mannigfadyen die volks— 
wirtichaftlide Entwidlung ſchädigenden Mißbräuchen *). Auch in den andern romanischen Yändern, 
insbejondere Stalien und Epanien, wurde die Befugnis zur Gewinnung der nugbaren Mineralien 
und zur Berleihung von Bergbauberechtigungen meift als ein Hoheitsrecht der Krone betrachtet **). 


Wie der mittelalterliche Bergbau vornehmlich in Deutichland feinen Aufſchwung nahm 
und deutiche Bergleute mit ihrer Humjtfertigfeit jich in die umliegenden Länder Frankreich, 
England, Böhmen, Ungarn, Oberitalien verbreiteten, jo ward aud) die Geftaltung des deutfchen 
Bergrechts vielfah für diefe außerdeutjihen Gebiete vorbildlih. Die älteften Nor- 
men de& deutjchen Bergrecht3 über die VBorausjegungen für die Erwerbung des Bergwerks— 
eigentumsd und über den Anhalt der darin enthaltenen Befugniffe, über die Verhältniffe der 
Unternehmergejellichaften und der Bergleute entwidelten fich, als der deutiche Erzbergbau jeit 
dem 12, Jahrhundert in Aufſchwung fam und in der Mitte des 13. Jahrhunderts jeinen 
erjten Höhepunkt erreichte, zunächſt gewohnheitsrechtlich; fie find insbejondere den regalen 
Verleihungsurfunden und den zur Schlidtung von Streitigkeiten erlafjenen Weisthümern 
zu entnehmen; die Heimat diejes Älteften deutjchen Bergredhts liegt in den früheſten Siten 
eines lebhafteren Bergbaues, in Sachſen (Freiberg), am Harz (Goslar) und in Schlefien- 
Ein Anlaß zur ausführlichen jchriftlichen Feſtſetzung der bergredhtlichen Normen war dort 
gegeben, wo im außerdeutjchen Oſten und Süden eingewanderte deutiche Bergleute in grö- 
Berem Umfange Bergbaubetriebe eröffneten; jo finden ſich die älteften urkundlichen Auf— 
zeichnungen deutſchen Bergrechts in dem zwiſchen Biſchof Albrecht von Trient und den Ge- 
werten am 24. Mär; 1185 abgejchlojjenen Bergmwerkövertrag, in den von Biſchof Friedrich 
von Trient 1208 niedergejchriebenen Bergwerfsgebräuchen und in dem Weistum der Tri- 
dentiner Gejchivorenen von 1213, weit vollftändiger aber in dem Bergredht der mährijchen 
Stadt Iglau von 1250 und dem etwas jpäter dieſem nachgebildeten der niederungarijchen 
Stadt Schemniß ). 

Im 16. und 17. Jahrhundert gab das wirtichaftliche und technifche Emporblühen 
des deutichen Bergbaues, welcher damals unter dem Einfluß technijcher Verbefjerungen (Stollen- 
bauten, Waſſerkünſte), bei Verwendung größerer Kapitalien und vielfach auch unter Wieder- 
aufnahme des landesherrlichen Regiebetriebs jeinen zweiten Höhepunft erreichte, den nun- 
mehr erjtarkten und der volfswirtichaftlichen Verwaltung fi) widmenden Yandesgemwalten 
Anlaß, die rechtlichen Berhältnifje des Bergbaues durch Erlafjung von eingehenden terri- 
torialenBergordnungen zu regeln; dabei dienten meift die Bergordnungen jächfiichen 
und böhmischen Urjprungs zur Vorlage; es handelte ſich nicht jo jehr darum, neue Rechts: 
aufjafjungen zum Durchbruch zu bringen, ald den in Gebräuchen, Einzelvorichriften und 
Berleihungsurfunden zerjtreuten Rechtsjtoff einheitlich zufammenzufaffen, dur Gewährung 


34) R. Förfter Mac Swinnen, The law | Beitichr. für Bergredt 1, ©. 153 ff., fortgejept 
of mines, quarries and minerals. 1884; F. in Bd. 2, 3,5, 7, 8 u. 9 dieſer Beitichrift und 
Spencer Baldwin, Die Engliihen Berg: | befondere Ausgabe von 1869. 
werfägeiege. 1894 (in&bejondere die neueren Ar» | 36) Ueber Spanien, Merifo, Chile fiehe Zeit— 
beiterichußgeiege behandelnd); ſ. auch Zeitichrift | jchrift für Bergrecht 26. ©. 452 u. 30, ©. 430. 
für Bergredit 27. ©. 141 Fi. 37) Kloftermann, Dad allgemeine Berg- 

35) Arndt, Allgemeines Berggeiep zc., S.25 ff. geſetz der Preußiſchen Staaten, 4. Aufl. 1885. 
Achenbach, Das franzöfiiihe Berg-Recht in der | S. 17 ff 
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von Privilegien, durch genauere Feitfegung der Rechte und Pflichten der Bergbautreibenden, 
durch Anweifung der fandesherrlichen Bergbehörden den für eine gedeihliche Entwidelung 
des Bergbaues dienlichen ficheren Rechtsboden zu jchaffen. Einzelne Bergordnungen, ins 
bejondere die Annaberger des Herzogs Georg von Sadhjen von 1509 und die Joachims— 
thaler des Königs Ferdinand von Böhmen von 1548 erlangten hierbei die Bedeutung viel 
nachgeahmter Muftergejege *%). Im 18. Jahrhundert jchritten faſt alle größeren deutjchen 
Landesherrichaften, insbejondere unter Berüdjichtigung der VBerhältnifje der damals zu grö- 
Berer Bedeutung auffteigenden Kohlengewinnung, zur Durchficht der älteren Bergordnnungen; 
hervorzuheben find die für die Hauptjädhlichiten preußischen Bergbaugebiete erlafjenen revi- 
dierten Bergordnungen von 1766 (für Eleve, Mörs und Mark), von 1769 (Schlefien und Glatz) 
und von 1772 (Magdeburg, Halberjtadt u. ſ. f.; ſowie die ausführlichen bergredhtlichen Vor: 
ichriften des preußischen allgemeinen Landrechts von 1794, durch welche übrigens die Gel: 
tung der provinziellen Bergordnnungen nicht bejeitigt worden ijt “). 

88. Die neueren Berggejege*). Als gegen Ende des 18. Jahrhunderts die aus 
den thatjächlichen und rechtlichen Zuftänden in England gejchöpfte Lehre von A. Smith über 
die Unzweckmäßigkeit des ftaatlichen Eingreifens in den Wirtichaftsbetrieb ihren Umlauf durd 
die Welt machte, wurden auch die Staatögewalten vielfach zur Prüfung der praftijchen Frage 
veranlaßt, wie das Bergbaurecht vom Gefichtspunfte einer reicheren voltswirtichaftlichen Ent: 
widlung umzugejtalten jei. 


Auf dieſe Einflüffe ift es zurüdzuführen, wenn kurz vor Beginn der franzöfiihen Revolution 
die ruffiiche Saiferin Katharina in einem Manifefte vom 28. — 1782 das in dem Bergbau: 
privileg Peters des Großen von 1719 anerkannte ftaatlihe Bergregal aufhob und beitimmte, das 
der Srundeigentümer auch über die in feinem Boden enthaltenen Mineralihäge ausſchließlich 
verfügungsberechtigt fei*'), und wenn der Großherzog Leopold von Tosfana durch eine Verord: 
nung vom 13. Mat 1788 in der Abficht, „die Rechte des Grundeigentümers und ben Gewerbe— 
fleiß der Unterthanen auszudehnen“, alle Negalien und Privatredhte der Krone in Bezug auf die 
Gewinnung der Erze, Salze und Edelſteine zu Gunſten des ausjchließlichen Grunbeigentümer: 
rechts abſchaffte **). 


Namentlich wurden die wirtſchaftlichen Grundlagen des Bergrechts einer eingehenden Prü— 
fung unterworfen, als es die franzöjifhe Nativonalverjammlung 1791 unternahm, 
den damaligen Recdhtszuftand, der in eine willtürliche und monopoliftiiche Verfügung der 
Krone über die Bergichäge ausgeartet war, durch eine ſyſtematiſche Berggeießgebung zu er: 
jegen. In den Berhandlungen der franzöfiichen Nationalverfammlung iſt die Frage, ob dem 
Grundeigentümer, dem Finder oder der Staatögewalt dad Gewinnungsrecht zuftehen jolle, 
anjcheinend vom Standpunkte naturrechtlicher Borausjegungslofigkeit, in der That aber viel: 
fach auch unter dem Eindrud der geſchichtlich gewordenen Verhältnifje und nicht ohne ver: 
tiefte Berüdfichtigung der volfswirtjchaftlichen Bedürfniſſe, eingehend erörtert worden; das 
Ergebnis war das franzöſiſche Berggeijet vom 28, Juli 1791, welches eine Aus- 
gleihung zwijchen dem jeitherigen Regalredht und den Anſprüchen der Grundeigentümer ver: 
juchte, indem und zwar hauptjächlich unter der Wirkung von Mirabeau's Beredjamteit feit- 
gejeßt wurde, daß die nugbaren Mineralien zur Verfügung der „Nation“ ftehen und nur 
fraft einer königlich bejtätigten, auf höchitens fünfzig Jahre zu erteilenden Verwaltungs: 
fonzejfion ausgebeutet werden dürfen, indem aber anderjeitö dem Grundeigentümer ein Bor: 
recht auf Konzejjionierung eingeräumt und, zum großen Nachteil eines wirtichaftlichen Berg- 
baues, die ausschließliche Gewinnungsbefugnis hinſichtlich der höchſtens 100 Fuß unter der 


38) Ebenda ©. 39 ff., jowie die in Anm. 31 pays, publi6es sous les auspices du Comite 
angeführten Werte. ‚ central des Houillöres de France. Die jeither 

39) Braſſert, Die Bergordnungen ber Preuß. | veröffentlichten zwei Bände behandeln Belgien 
Lande 1858 und Zeitichrift für Bergrecht 24. S. 84. und Rußland. 

40) Eine vollitändige Ausgabe der neueren 41) v.Röppen, Zeitichrift für Bergrecht 31. 
Berggeſetze will geben das in Paris erichienene | ©. 49 fi 
Werf Codes miniers, Recueil des lois re- | 42) Zeitſchrift fir Bergrecht 2. S. 1 ff. u. 28. 
latives à l’industrie des mines dans les divers S. 36 (Zir). 
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Dberflähe lagernden Foſſilien zuertannt wurde *). Die franzöfiiche Gejeßgebung erhielt 
Fortbildung und Abjchluß durch das mit wenigen Abänderungen nocd jet gültige Berg- 
gejeg vom 21. April 1810, 


Hiernach wird dad Recht zur Gewinnung der einzeln aufgeführten Mineralien (insbefondere 
Metalle und Kohlen, jeit einem Gejeg vom 17. Juni 1840 aud die Salze) durch eine Konzeſſion 
des Staat&oberhaupts verliehen, ohne daß dem Grundeigentümer ein Vorrecht auf Berleihung 
oder ein Widerſpruchsrecht eingeräumt wäre; auch die Befugnis, zu diefem Zwecke nad Mine: 
ralien zu jchürfen, ift hinſichtlich fremden Bodens nicht von der Zuftimmung des Grundeigen- 
tümers abhängig. Die Konzeffion für Bergwerke (mines, im Unterichied von den miniöres und 
carridres) wird, nad) vorausgegangener Offenlegung und Prüfung durd den Bergwerksrat, nad) 
freiem Ermeſſen der Regierung erteilt, ohne daß dem eriten Finder ein Vorreht auf Verleihung 
zuftünde. Das in diefer Weife verliehene Bergwerkseigentum fann ohne weitere Einwirkungen 
der Staatsgewalt im gewöhnlichen Nechtsverfehr auf Andere übertragen, übrigens nach beitehender 
Praris wegen Zuwidberhandlung gegen die Konzeffionsbedingungen zurüdgezogen werden. Die 
im Art. 552 des Code c. begründeten weit und insbejondere auch in die Tiefe gehenden Eigen- 
tumsbefugniffe des Grundbejigers haben dem gegenüber injofern eine gewifje Anerkennung ge 
funden, als das franzöfiiche Berggeſetz vorfieht, dab ber Grundeigentümer ohne Staatserlaubnis 
Ichürfen darf und daß in der Stonzeifion dem Bergwerksbeſitzer eine feite oder verhältnismäßige 
Abgabe vom Ertrage zu Gunften des Grundeigentümers auferlegt werden foll. 


Wie die franzöfiihe Revolution jo hat aud) das franzöfiiche Berggejeß im übrigen 
Europa und darüber hinaus die Runde gemacht, teil® infolge der zeitweifen Ausdehnung 
des franzöſiſchen Machtgebiets auf die Nachbarſtaaten, teils aus inneren Gründen, indem 
bier die dem wirtichaftlichen Aufſchwung des Bergbaues günftigen Grundjäße der Schürf: 
und Bergbaufreiheit, des Wegfalld der ftaatlihen Betriebsleitung und der Sicherheit und 
Beräußerlichkeit des erworbenen Bergwerfeigentums zu einem wenn auch nicht ganz konſe 
quenten Ausdrud gelangt waren. Das franzöfiihe Berggejeg hat in Belgien, den Nieder- 
landen, in Quremburg, im linksrheiniſchen deutjchen Gebiete, namentlich Rheinpreußen, auch 
nach der Loslöſung von der franzöjiihen Herrſchaft zunächſt jeine Geltung behalten und 
bat auf die neueren Berggejege bejonders der romanijchen Länder (jo das Sardinifch-Lom- 
bardiiche Gejeg vom 20. November 1859 **), das jpanijche Berggeje vom 6. Juli 1859 
das portugiefifche Geje vom 31. Dezbr. 1851), von Griechenland (Geſetz vom 22, Aug. 1861) 
der Türkei (Gejeg vom 17. Juli 1861) und Tunis (Gef. vom 10. Mai 1893) einen be- 
deutungsvollen Einfluß ausgeübt. 

In Preußen waren jeit der 1815 erfolgten Wiederherjtellung des Staatsweſens zwei 
grundſätzlich verjchiedene bergrechtliche Syſteme neben einander in Geltung, für die alten 
Zandesteile das im wejentlichen auf der Grundlage des Erjtfinderredht3 und der Bergbau: 
freiheit aufgebaute Syitem des allgemeinen Landrechts und der provinziellen Bergord— 
nungen, dejjen mannigjache Vorzüge durch die unzeitgemäß gewordene Staatäbevormundung 
der Privatbergwerfe (Direktionsprinzip!) und durch die teilweije jehr hohen Bergabgaben 
(bis zu 16% des Werts der geförderten Mineralien) verdunfelt wurden, und auf dem preu- 
Bifchen linten Rheinufer das franzöfiiche Syitem, das dem Ermefjen der Verwaltung hin: 
fichtlicy der Bergwerksverleihung zu weiten, anderjeit$ aber der Privatthätigfeit des Berg- 
wertöbefigers ausreichenden Spielraum gewährte. Nachdem jchon jeit den zwanziger Jahren 
eine Anzahl von Entwürfen eines einheitlichen Berggejeßes ausgearbeitet und eine Reihe 
von Einzelgejeßen erlafjen worden waren, ijt durch das preußiſche Berggejeg von 24. Juni 
1865 die ganze Materie für das Gebiet der Monarchie neu geregelt worden. Dieſes Ge- 
ſetz fußt auf der deutjchrechtlichen Grundlage der Bergbaufreiheit und des Erjtfinderrechts, 
hat aber vielfach auch, namentlich was die Bejeitigung der Staat3bevormundung über den 
Privatbergbau anbetrifft, die Bejtimmungen des franzöfiichen Berggejeges nachgebildet. Das 


43) Ahenbad, Zeitichr. für Bergredt 2. | liche Berggeieggebung zu ſchaffen; es gelten noch 
©. 601. 3. ©. 222 ff. die älteren Bergredhte der Länder, aus denen 

44) In Italien ift es biöher, trog umfafjender das jegige Italien gebildet wurde, vgl. Zeitſchr. 
Borarbeiten, noch nicht gelungen, eine einheit- für Bergrecht 28. ©. 30 ff. 
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preußiſche Berggeieh von 1865 *°) hat jeinen Weg durch Deutſchland gemacht; dasjelbe ift 
mit verhältnismäßig geringfügigen Uenderungen in Bayern, Württemberg, Eljaß-Lothringen, 
Heſſen, Braunjchweig und in einer Anzahl von Kleinftaaten eingeführt worden, jo daß in 
93 des bergbautreibenden Reichögebiet3 materiell im wejentlichen preußiiches Bergredht gilt"); 
nur für das Königreich Sachſen und im Anjchluffe hieran im Großherzogtum Sachſen und 
Schwarzburg:Sondershaufen gilt unter teilweifer Einwirkung des öfterreichiichen Bergredts 
eine eigenartige, übrigens ebenfalls den deutjchrechtlichen Grundſätzen entiprechende Geſetzgebung. 

Das deutſche Bergredht hat aucd in neuerer Beit auf die Gejeßgebung außer— 
deutjher Länder mannigfacdhe Einwirkungen ausgeübt. Die Rechtsgedanken des deutichen 
Bergrechts haben insbejondere im öfterreichiichen Berggeiege vom 23, Mai 1854 *") umd 
in den Bergredhten einiger jchweizeriichen Kautone **) eine nähere Ausgejtaltung erfahren; 
auf dem öfterreichischen Gejeg beruht unter Benügung einzelner Vorſchriften des preußiſchen 
Berggeieges das Berggejeh für Bosnien und die Herzogovina vom 14. Mai 1881. Na: 
mentlich war es für die Weiterverbreitung des neueren deutichen Bergrechts von Bedeutung, 
daß die trefflichen deutschen Hochichulen für Bergbau vielfady von ausländijchen Studierenden 
des Bergfachs bejucht werden. Und jo finden ſich zahlreiche Anklänge an das preußiſche, 
ſächſiſche und öfterreichiiche Bergredht in den neuern Berggejegen von Rußland, Schweden, 
Spanien und Portugal, Merifo, ja auch in dem japanifchen Berggejege von 1873. Auch 
in Frankreich haben bei den Beitrebungen nad einer Durchficht des Berggejeßes von 1810 
die Gedanken des deutichen Bergrechts manchen Anklang gefunden, wie denn der neueſte 
Entwurf des franzöfiichen Berggeiches von 1894 dem Erjtfinderrecht Anerkennung zu ver: 
ichaffen ſucht und das Recht der Mineralgewinnung jchärfer als jeither von jedem Zufam: 
menhang mit dem Grundeigentum Löft *). 


IV. Die Bergbauberedtigung. 


89 Das Grundeigentümerredt. Bei der Beitimmung der Borausfegungen, 
welche für das Vorhandenſein der Befugnis zur Mineralgewinnung maßgebend find, gebt 
die Gejeggebung der Kulturftaaten von zwei verjchiedenen Grundgedanken aus. Nach dem 
einen Syſtem, welches nur in wenigen, aber für die Mineralgewinnung hervorragend wid: 
tigen Staaten, zur Anerkennung gelangt ift, wird dem Grundeigentümer fraft jeiner 
privatrechtlichen Herrichaftsgewalt die ausschließliche Verfügung über die in feinem Eigen: 
tumsgebiet befindlichen Mineralien zugejtanden, und zwar bis in die Tiefe, jeitlich abge: 
grenzt durch Linien, die jenkrecht von der Oberflädhengrenze gegen den Erbmittelpunft ge 
zogen find. Nach dem andern Syſtem wird es ald Sache der Staatögewalt erklärt, 
über dad Gewinnungsrecht hinſichtlich der wichtigeren nugbaren Mineralien ohne Zuſtim— 
mung des Grundeigentümers zu verfügen. 

Die wichtigſten Gebiete, in weldyen wenigjtens als Regel dad Grundeigentümer 
recht an den nugbaren Mineralien anerkannt ift, find England unddieBereinigten 
Staaten von Amerika; hier bejteht diefer Rechtszuftand kraft alten Gewohnbeitsredts; 
diejes Vorbild hat aber nur in wenigen europäiichen Staaten, insbejondere in Tosfana, in 
Genf, zeitweiſe auch in Rußland und in Braſilien, Nachahmung gefunden. 





45) Ausführlich erläutert von 9. Brajjert; 47) Siehe das allgemeine Berggeſetz v. 23. Mai 
(dem Verfaſſer des Gejegentwurfs), Allgemeines | 1854 in der Manz'ſchen Taſchenausgabe der oͤter · 
Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten, woſelbſt reichiſchen Geſetze. 1885. 7. Auflage. 
auch (Einleitung S. VIII) die übrigen haupt- 48) Ueber das kantonal zerſplitterte Vergredit 
Jählichen Kommentare zu diejem Gelet nachge⸗ * Schweiz ſ. Zeitſchr. F Bergrecht 11, ©. 411, 
wieſen ſind. „S. 305 und 86 ©. 1. 

46) Auch in Baden ift am 22. Juni 1890 ein —F Siehe Zeitſchr. für Bergrecht 27, S. 322 Fl. 
im wejentlihen dem Preußiſchen nachgebildetes | und 36 ©. 50. Vgl. auch Brajiert, Ueber dad 
Berggeieg erlaffen worden, | deutfche Bergredht im Auslande ebenda 5, ©. 489 fi. 
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In Deutichland gilt das Grundeigentümer-Redt nur ausnahmsweiſe in einzelnen Landesteilen 
für bejtimmte Mineralien: in der Provinz Hannover infolge des Eindringens der engliihen Rechts - 
anſchauung für das Salz und die Salzquellen, in Schlefien, Hinterpommern, Nügen und Hohen: 
zollern für die Eifenerze. — Eine eigenartige Vermiſchung der Rechtsiyfteme des Grundeigen: 
tümerrehts und der ftaatlihen Verleihung des Bergbaurechts findet ſich in dem durc eine An— 
zahl fpäterer Novellen ergänzten und geänderten Goldgejeg vom 30, Juli 1885 für Tranavaal, 
indem bier zwar grundfäglich der Grundeigentümer aud über das im Boden enthaltene Mineral 
verfügungsberedhtigt iſt, aber diejes Recht nur auf Grund einer hinzufommenden Negierungsver- 
leihung ausüben darf, zudem aber auch der Regierung die Befugnis zufteht, den im Privateigen— 
tum befindlihen Boden als öffentliches Grubengebiet zu erklären und damit dafelbit die Berg— 
baufreiheit (mit Schürferlaubnis, Feldesſteuer und Betriebszwang) einzuführen °°), 

Für die Verbindung des Mineralgewinnungsredhts mit den Gigentumsbefug- 
niſſen des Grundeigentümers werden jowohl Gründe des Rechts als der volks— 
wirtihaftliden Zwedmäßigfeit geltend gemadjt®'), Insbeiondere wird betont, dab bas 
Grundeigentum nad) der Natur der Sache alle möglichen Herrichaftsbefugnifie und zwar audı 
an dem Untergrund in fich jchließe und daß die Herauslöfung des Mineralgewinnungsrehts3 aus 
dem Grundeigentum eine ungerechtfertigte Einſchränkung des Grundeigentümers mit ſich bringe, 
welche in doppelter Hinficht zu Willfürlichfeiten führe, einmal infofern, als feite Gefichtspunfte 
für die Beftimmung der 28 nl und der Mineralarten, bei welchen das Recht des Grund: 
eigentümers aufhöre, nicht gefunden werden können, jodann injofern, als an Stelle der Verwer: 
tung der Bodenbeitandteile durch den Grundeigentümer die mit mehr oder weniger Willtür ver: 
bundene Verfügung des Staats über die Mineralihäge gelegt werde, Ferner wird darauf hin— 
gewiejen, daß der Grundeigentümer bei richtiger Erkenntnis der eigenen Intereſſen am beiten in 
der Lage jei, aud zum Vorteile der Volkswirticaft die Verwertung der in feinem Boden ent— 
haltenen Mineralvorfommnifje in die Hand zu nehmen. Sei der Grunbbefig parzelliert, jo werde 
der Eigentümer ſchon durch die Natur der Verhältniffe veranlaßt, fich zum Zwede der gemein: 
ſchaftlichen Ausbeutung und der ſachgemäßen Heritellung der dazu dienenden Anlagen mit den 
benachbarten Befigern, auf deren Boden ſich das Mineralvorkommnis erftredt, zu vereinbaren, 
oder ed werde die Gefamtheit der an einem Grubenfeld beteiligten Eigentümer die Mineralge: 
winnung gemeinfam an andere Unternehmer, weldye Kapital und — zum Bergbaubetrieb 
beſitzen, faufs oder pachtweiſe überlaſſen. Auch unter der Herrſchaft des Bergbaurechts der Grund: 
eigentümer biete es feine bejondern Schwierigkeiten, ohne Rüdficht auf die Gigentumsgrenzen 
genügend große Grubenfeldbezirke zum Zwecke eines einheitlihen und möglichit ſachgemäßen Be: 
trieb3 zu bilden. Dieſe Erwägungen werden wenigitens teilweife durch die Erfahrung beitätigt. 
Auch beim Bergbaurehte des Grundeigentümers jondert fih dur die Veräußerungsgeſchäfte 
und unter der Einwirkung einer diejen Berhältniffen fi anpaflenden Gejeggebung bald das Recht 
auf Mineralgewinnung als ein unbewegliches Recht mit eigenem Rechtsichidjale von dem Grund: 
eigentumäredte und den übrigen darin enthaltenen ———— ab ®*); auch bier ge: 
mwinnt der Bergbauberedhtigte durdy Ermwerbung von Dienfibarkeiten oder kraft verwaltungsredt: 
licher Ermächtigung die Befugnis, zum Zwecke der Mineralgewinnung gewiſſe ſich in frembes 
Grundeigentum eritredende Benügungshandlungen auszuüben, unter Umftänden ſogar den unter: 
irdiichen Gang auch bis in fremdes Eigentum hinein auszubeuten ). 


Namentlich dort, wo das Eigentum oder Obereigentum in großen und zufammenhängen- 


den Flächen dem Staat, jonftigen öffentlichen Gemeinjchaften oder Großgrundbefigern zu- 
fteht, ift es faum als ein Hindernis für die volfswirtichaftliche Entwidlung des Bergbaues 
zu betrachten, wenn das Bergbaurecht als Zubehör der Grundeigentums:Befugniffe behan- 


de 


It wird. E3 geftaltet fi alddann die Erwerbung des Bergbaurechts durch den Unter: 


nehmer nicht viel anders ala dort, wo das 


50) Beitihr. f. Bergr. 32. ©. 417 u. 33. ©. 466, 
51) gl. hierüber au Dunoyer, De la li- 


bert& du travail 1845. 3 Bde. 1845. Schom- 
berg, Betrachtungen über die neueſte deutiche 


Berggejepgebun 
Beitichrift für 


einheitlichen italienischen Berggeſetzes gepflogenen 
Erörterungen alljeitig geprüft worden, Sella und 
Luzzati waren für die ftaatliche Verleihung, Fon— 
tanelli für das Grundeigentümerrecht, ſiehe dar— 
über die italienische Ausgabe des Handbuchs 
©. st: und Beitjchrift für Bergrecht Jahrg. 18. 
©. 142. 

52) So nad) dem Sächſiſchen Berggeſetz von 


S. 71. Achenbach in der, 
ergrecht 1, S. 162 ff. Die Frage 
iſt insbeſondere bei den über Erlaſſung eines | 





Gemwinnungsrecht von dem Staat kraft einer 


1868 88 48 ff., dem Sächſiſchen Geſetz vom 18. 
März 1887 und dem Preuß. Geje vom 22. Febr. 
1869 für die ſächſiſchen Mandatslande Hinficht- 
lich der aus dem Grundeigentümerrecht abgelei- 
teten Berechtigungen zum Bau auf Steinfohlen, 
jo nach dem Vefterreichiichen Gejeg vom 11. Mai 
1884 hinfichtlich der Berechtigungen zur Gemwin- 
nung des Naphta (Erdharz und Erdöl) in Ga- 
lizien und in der Budomina. 

53) So nad) dem Gejeg von 1874, revidierte 
Berfafliung der Vereinigten Staaten von Nord— 
Amerita Tit. 32. ap. 6. 8 2322, Beitichr. für 
Bergreht 20. S. 156 fi. und 23. ©. 581 ff.; 
über das amerifanifche Bergreht: Henn MN. 
Kopp, United States mineral lands. 1882. 
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Hoheitsbefugnis dem Finder oder einem jonftigen Unternehmer verliehen wird; denn wenigſtens 
Staat und Gemeinde pflegen bei der Uebertragung der ſich aus ihrem Eigentumsrecht er 
gebenden Mineralgewinnungsbefugniffe aud von gemeinmwirtjchaftlichen Intereſſen fich leiten 
zu lafjen. Wenn in Großbritannien die Verbindung des Bergbauredht3 mit dem Grumd 
eigentum der Entwidlung des Bergbaues verhältnismäßig geringe Hemmnifje bereitet, jo 
hängt dies insbejondere damit zujammen, daß weitaus der größte Teil der die Kohlen und 
Eijenerze enthaltenden Gebiete fih im abgerundeten Eigentum der engliſchen Ariftokratie be: 
findet, deren Familien fie in zweckmäßig abgeteilten Grubenfeldern durch langfriftige und 
jtet3 wieder ernenerte Verträge an Unternehmer zum Betrieb zu verleihen pflegen. An 
den Vereinigten Staaten, wohin der engliihe Grundjag des Grundeigentümer-Bergredts 
ohne die engliichen Ausnahmen übertragen worden ift, hat die in dem Befig unermeßlicer 
mineralhaltiger Ländereien befindlihe Bundesftaatögewalt in einem Ergänzungögejege von 
1874 zur Unionsverfafjung ſich dahin entjchieden °*), daß der Staat Jedermann, welcher 
unter Beobachtung der vorgejchriebenen Formen auf bejtimmte im Staatöbefige befindliche 
Mineralfelder mutet, das Recht des Bergbaues verleiht. Aehnlich wird in Rußland nad 
Gejeg vom 2/14 Juni 1887 und hinſichtlich des Erdöl vom 1/13 Februar 1872 die dem 
Staate ald Eigentümer der umfangreihen Kronsländereien zuftehende Berfügungsgemalt 
über die dort eingejchloffenen nugbaren Mineralien derart verwertet, daß dem erjten Finder 
das Bergbaurecht im entdedten Grubengebiet jtaatlich eingeräumt wird *). Je näher die zu 
getvinnenden Mineralien an der Erdoberfläche liegen und je weniger es zur Gewinnung 
umfafjender Anlagen und Eoftipieliger ſich auf ein größeres Gebiet erjtredender Hilfsbanten 
bedarf, dejto mehr ſprechen Gründe des Nechts und der wirtichaftlichen Zweckmäßigkeit da- 
für, daß die Befugnis zur Mineralgewinnung als ein Ausfluß des Grundeigentums be 
handelt werde. Es ift daher faft allgemeines Recht, daß der Grundeigentümer ausſchließlich 
zur Gewinnung der Gejteind: und Erdarten berechtigt jei; und aud dort, wo das Ber: 
fügungsrecht über gewijje wertvolle Mineralarten dem Grundeigentümer entzogen ift, gilt in 
der Regel der Grundjaß, daß für den Ausihluß aus der Gewinnungsbefugnis des Boden 
befigers ausdrückliche Rechtönormen vorliegen müſſen und, ſoweit ſolche nicht gegeben find, 
die privatrechtliche Herrichaftögemwalt des Grumdeigentümersd ſich auch auf die im umd unter 
den Boden gefundenen Mineralvorfommnifje erjtredt. 

8 10. Bergregal und Bergbaufreiheit. Das zweite Syitem, wornad) die 
Gewinnung der wichtigern nugbaren Mineralien aus dem Inhalt der Grundeigentumäbe 
fugniſſe losgelöft ift, hat ich jeit vielen Jahrhunderten bei der großen Mehrzahl der euro: 
päiſchen Kulturvölker Geltung verjchafft und ift auch, abgejehen von den Vereinigten Staaten, 
in den meiften der überjeeiichen Kolonien zur Herrſchaft gelangt. Schon hieraus ergiebt 
ſich eine Vermutung dafür, daß dasjelbe den volföwirtichaftlichen Bedürfniffen am meijten 
entjpricht und auch vom Rechtsſtandpunkte aus eine innere Begründung in fich trägt. Bei 
der Löjung des Bergbaurehts vom Zujammenhang mit den Eigentumsbefugnifjen wird ee 
möglid, die Ausbeutung der Mineralihäge denjenigen Perſonen zu fichern, welche durd 
VBorbildung, Unternehmungsluft und Kapitalbefig zur Erforſchung und Gewinnung der: 
jelben am meijten befähigt find; diejes Syſtem gejtattet es, ohne Rückſicht auf die zufällige 


54) a. a. O. (Anm. 53), auch Beitichr. f. Bergr. 18. 
S. 65 ff. (Hörnede) Aehnlich für die Staats 
ländereien in Britiich-Nordamerifa nach Gel. v. 


5. Oltbr. 1887, Beitichr. f. Bergr. 31. ©. 289. 


55) v. Köppen, ZBeitichr. 1. Bergr. 31. ©. 


66 ji. und Gejellius, Nothmwendigfeit der Ver— 
ftaatlihung des Erdinnern in Rußland, cbenda 
Jahrg. 35. ©. 526. In Polen wurde das auf 
Grund des Urt. 552 des Code Napoldon dem 
Grundeigentümer  zugeftandene Wlineralgewin- 


nungsrecht durch die neueren Gejege vom 16. bis 
28. Jumi 1870 und 28. April bis 10, Mai 18% 
hinfichtlich wichtiger Mineralarten (insbeiondere 
Kohlen, Zink, Blei und Eilenerze) weſentlich 
eingejchräntt, indem der Regierung die Befugnis 
zuftegt, unter Erpropriation des Grumdeigen 
tümers das Recht zur Gewinnung diefer Mine- 
ralien demjenigen zu verleihen, welcher als der 
erjte finder hierauf Anwartichaft hat. Köppen, 
Beitichr. f. Bergr. 34. S. 73 
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Geftaltung und Berteilung des Oberflächeneigentums das Grubenfeld jo zu bilden, wie es 
den mwirtjchaftlichen und technifchen Bedürfniffen eines zwedmäßigen, billigen, fichern und 
nachhaltigen Betrieb3 am meiften entipricht ; e8 entbindet ferner den Bergwerksunternehmer 
von der koftipieligen und läftigen Pflicht, wegen Gewinnung und Ausdehnung bes Gruben- - 
feld3 mit den Eigentümern der davon jehr oft gar nicht berührten Oberfläche lang: 
wierige Berhandlungen zu führen und denjelben einen Zeil des Ertrag zu opfern. 
Eine Verlegung des Grundeigentumsrechts wird dadurch nicht herbeigeführt; denn nad) 
der gejchichtlichen Entwidlung erfchöpft fich der Inhalt der Eigentumsbefugniffe in der Ber- 
fügungsgewalt über die Oberfläche und über die nächſt gelegenen Teile des Untergrunds; 
bei der Erwerbung des Grundeigentums und bei der Bemefjung feines Verkehrswerts wurde 
nur hierauf, nicht auch auf das Borhandenjein der in größerer Tiefe gelagerten Mineral: 
Ihäge Rüdjiht genommen; der Grundeigentümer hat für das Vorhandenjein und das Er: 
ſchließen dieſer unterirdiichen Bodenbeftandteile nicht geleiftet, hat von denjelben in der 
Regel keine Kenntnis, hat das Eigentum am Boden nicht zum Zwecke ihrer Gewinnung 
erworben, ift zu ihrer Ausbeutung in der Regel nicht befähigt. 


lebrigens ift au in den Staaten, wo dem Weg das ausschließliche Verfügungs: 
recht über die Bodenihäge entzogen ift, manchmal in Anknüpfung an einen früheren Rechtszu— 
ftand oder aus Nüdfichten der Billigkeit dem Grundeigentümer ein Vorzugsrecht auf 
Berleihung oder eine Mitbeteiligung an dem Bergbauunternehmen zugeitanden, welches 
im unterirbifchen Bereiche feiner Grundflähe von einem Konzeſſionär eröffnet wird. So kam 
unter der Herrichaft des deutichen Bergregals nad) den älteren Bergordnungen vielfach dem Grund: 
befiger ein Anteil am Grubenertrage in Geitalt des Grunde, Erb oder Freikuxes (meift "ı2s 
des Ertragö), der Tradde (das "Inss—"ssofte Faß der geförderten Steintohlen), nad der ſchleſiſchen 
Bergordnung von 1769 fogar ein Anfpruch auf Mitbau zur Hälfte zu, in welchen Anteildrechten 
übrigens nicht felten auc; die Vergütung für die abzutretenden Bodennutzungen und für zuge— 
fügten Schaden enthalten war. Nach Art. 6 und 42 des franzöfifchen Berggeſetzes von 1810 ift 
dem Grundeigentümer durch die Konzeffionsalte ein Anteil am Grubenertrag in Geftalt einer 
verhältnismäßigen oder feften Nente auszubedingen; es find allmählich feite Abgaben von 2 bis 
20 Fr. jährlih aufs ha Grubenfeld üblich geworden. Dieje feiten Abgaben an den Grundeigen— 
tümer gelten auch in den übrigen Gebieten des franzdfiihen VBergrechts wie Belgien und Holland; 
nach dem portugiefiichen Berggeiet von 1851 foll dem Oberflächeneigentümer ein verhältnismäßiger 
Teil des NReinertrags, nicht über 2Y/2”/o, gewährt werden; nach dem ſchwediſchen Steinkohlengeſetz 
vom 238. Mai 1886 hat der Klonzeffionär dem Grundeigentümer '/rs vom Werte der gewonnenen 
Steinfohlen zu leiften, während nach dem allgemeinen jchwebdiichen Berggeieg vom 16. Mai 1884 
und nad dem finnländiichen Bergrecht ®*) dem Grunbeigentümer bie Befugnis zufteht, unter 
Zragung eines entiprechenden Teild der Koften mit dem Muter zur Hälfte am Betrieb und Ge: 
winn der Grube teilzunehmen. Einem wirtichaftlihen Aufihwunge des Bergbaus find derartige 
Anteilörehte der Grundbefiger jehr hinderlich, am meiften dort, wo fie in einem Teil deö Rein— 
oder gar Rohertrags beitehen oder den Grundeigentümer zum Zwangsgeſellſchafter des Son: 
zeifionärs beim Betriebe machen, am wenigiten dort, wo fie fich zu einer geringfügigen feiten 
Abgabe zur Anerkennung des Grundeigentümerred;ts, wie in Frankreich, verflüchtigt haben. ft 
die Abgabe aber bloß eine theoretiiche Huldigung gegenüber dem Recht des Privateigentümers, 
jo hat jie weder rechtlichen noch wirtichaftlihen Wert, weshalb auch der Teamgbi de Entwurf 
von 1886 deren Beleitigung in Ausfiht nimmt, — Das belgifche Geſetz vom 2, Mai 1837 °7) 
hat die Grundfäge des franzöfiichen Berggeſetzes zu Gunften des Grundeigentümers injofern ab- 
geändert, als demielben vor andern Bewerbern ein Vorrecht auf Konzeſſionierung eingeräumt ift, 
wenn bie betreffende Grundfläche fich zu einem regelmäßigen und vorteilhaften Bergwerksbetrieb 
eignet und der Befig der hiefür erforderlichen Mittel nachgewieſen wird. 


Wenn die meijten Gejeßgebungen die Befugnis zur Gewinnung der „bergrechtlichen“ 
Mineralien aus dem Inhalte des Eigentiimerrechts herausgelöft haben, jo war dabei der 
Gedanke maßgebend, daß die Gewinnung diefer Bodenichäge im volfswirtichaftlichen und 
ſtaatlichen Intereſſe möglichft gefördert werden ſolle. Won diefem Gefichtspunfte aus find 
denn auc die Borausjeßungen näher geregelt worden, unter denen nichtgrundeigentumsbe: 
rechtigte Unternehmer zur bergbaulichen Gewinnung diejer Mineralien befugt find. Je nad): 
dem dabei die volfswirtichaftlichen Intereſſen einer möglichft allgemeinen Nutzbarmachung 

56) Ueber Schweden 5. Beitichr. f. Bergr.26. ©. 57) Achenbach, Zeitihr. für Bergrecht 5. 
1 ff. u.28. S.1, über Finnland eb. 28, 5. 273. ©. 222, 
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und der thunlichſten Nachhaltigkeit des Bergbaubetriebs oder das Staatsfinanzintereſſe am 
Bezug eines Ertragsanteils im Vordergrund ſtanden, iſt dieſe Frage in den verſchiedenen 
Berggeſetzen verſchieden gelöſt worden. 

Nur ſelten werden die bergrechtlichen Mineralien als herrenloſe Güter in dem Sinne 
einer weiteſten Bergbaufreiheit mit der Wirkung erklärt, daß jedermann ohne Staats— 
erlaubnis zur Gewinnung befugt jei. Eine derartige Bergbaufreiheit ift mit Zuftänden höherer 
Kultur ſchon deshalb unvereinbar, weil fie eine Sicherheit des Beſitzes nicht auffommen 
läßt und demjenigen, welcher Mühe und Koften für die Erſchürfung und die Grubenan- 
lagen gehabt hat, die Früchte jeiner Arbeit nicht gewährleiſtet. 

Nach Anficht einiger Nechtslehrer beftand diefe allgemeine Bergbaufreiheit in manchen Gegenden 
Deutihlands vor Einführung des Vergregals; und ähnliche Zuſtände traten in manchen friſch 
befiedelten Kolonialgebieten und in den Vereinigten Staaten ein, als die in Kalifornien und 
andere Gebiete des Weſtens eingewanderten Solbfucher nach ſelbſtgeſetzten, meift an die mexila— 
nischen Normen angelehnten Bräuchen die von ihnen entdedten Mineralfelder in Befig nahmen ®). 
Auch nach dem franzöſiſchen Berogeieh bon 1888 für Annam und Tonfin ift zur Gewinnung 
gewiffer Mineralien, nämlich zur Goldwäfcherei in Flußbetten mit Trögen, Jedermann bie Er- 
mädtigung erteilt; ebenjo nad dem Berggeſetz vom 30. Juni 1891 für Venezuela zur Gewin: 
nung bon Edelfteinen, Edelmetallen an der Oberfläche von Grumdftüden, die nicht im Privat: 
bejig find, zur —— bon gold» und zinnhaltigem Sand und anderen Mineralvorkomm- 
niffen aus Flußbetten und Seifen ?®), 

Abgejehen von diejen Ausnahmezuftänden ift es bei der Loslöfung der Gemwinnungsbe- 
fugnis aus dem Grundeigentumsrecht überall Sache der Staatsgewalt, über das 
Bergbauredit zu verfügen; das Recht zur Mineralgewinnung ift von einer ftaatlichen 
Berleihung, Konzeifion, Erlaubnis abhängig. Nach der älteren Nechtsentwidlung, ins— 
bejondere in Deutjchland, wurde diejes Verfügungsrecht al3 ein Regal des Königs oder 
des Gebietsherrn ausgejtaltet. Das Regal ftellt ſich als eine Miihung aus hoheitlichen und 
privatwirtichaftlichen Befugnifjen dar. Die Staatögewalt ift kraft des Bergregals befugt, 
einerjeits die Mineralgewinnung im ganzen Staatögebiet auch auf fremdem Grundbefts auf 
eigene Rechnung zu betreiben und fich von vornherein zum Zmede künftiger Grubeneröffnung 
Mineralfelder beliebiger Größe vorzubehalten (Feldesrejervationen), anderſeits bieje Ber: 
fügungdgemwalt auch derart auszuüben, daß andern Unternehmern für beftimmte Felder und 
Mineralien das Gewinnungsrecht verliehen wird; auch in den legteren Fällen trat meiſt 
das fiskaliſche Interefje infofern in den Vordergrund, ald die Verleihung von der Entrid) 
tung einmaliger oder periodijcher Abgaben, oft in einem Teil des jährlichen Rohertrags be: 
jtehend, abhängig gemacht wurde. Die hoheitliche Seite des Negals zeigte ſich insbeſondere 
darin, daß der Regalherr es jich zur Aufgabe machte, den Betrieb der Bergwerke vom Ge 
fihtspunfte der Sicherheit und der Nachhaltigkeit zu überwachen. Unter dem Ueberwiegen 
der volfswirtichaftlichen Geſichtspunkte entwidelte fi) aus dem Bergregal in dem größern 
Teile Deutſchlands und in einigen Nachbarländern binfichtlich einer Anzahl der bergredt- 
lihen Mineralien das Recht der Bergbaufreiheitin einemengeren Sinne; 
um die Nachforſchung nach nußbaren Mineralien und die Anlage von Gruben zu fördern, 
wurde vom Regalherrn Jedermann, welcher einen Fund gemacht hatte und welcher unter 
bejtimmten Formen um die Befugnis zur Mineralgewinnung auf nicht rejervierten und nicht 
von Beljerberehtigten in Beichlag genommenen Feldern nachſuchte, ein Anſpruch auf Be: 
lehnung mit einem Grubenfelde in Ausficht geftellt. — Mit der Einführung des preußiſchen 
Berggejeßes von 1865 ift zwar das Staatöregal jowohl in Preußen als im größten Teil 
der übrigen deutichen Staaten bejeitigt worden, aber der dem Staatsregal eigentümliche 
Grundſatz iſt geblieben, daß nur durch ftaatliche Verleihung für den Einzelnen ein Gewin- 
nungsrecht Hinfichtlich der bergrechtlihen Mineralien begründet werde; und zwar find die 


58) Zeitſchr. für Bergrecht 20. ©. 156 ff. für Bergredt 30. ©. 185 und binfichtlich Vene 
59) Ueber Annam und Tonkin j. Beitichrift | zuela ebenda 83. ©. 67. 
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Vorausjegungen, unter benen dieſe ftaatliche Verleihung zu erfolgen hat, nach diejen deutſchen 
Berggejegen im Sinne der Bergbaufreiheit derart geregelt, daß Jedermann beim 
Vorliegen der gejeßlihen Vorausjegungen den Anſpruch auf Erwerbung des Mineralge: 
winnungsrechtes hat. Jedoch find kraft landesgejeglicher Vorſchriften ausnahmsweije ein- 
zelne der bergredtlichen, der Verfügungsgewalt des Grundeigentümers entzogenen Mine: 
ralien nicht von der Bergbaufreiheit ergriffen, vielmehr dem ausjchlieglihen Gewinnungs— 
rechte ded Staats vorbehalten, mobei ed im Ermeſſen der Staatsbehörden fteht, Privat: 
unternehmern die Konzeifion zur Ausbeutung jolcher Mineralvortommniffe zu erteilen. 
Dies gilt in&befondere hinfichtlih des Salzes in einer Reihe von deutſchen Staaten, 
im Großherzogtum Sachſen nad Geſ. vom 22. Juni 1857, im Königreich Sachſen nach Gei. 
von 1868, in Bayern nach dem Berggeſetz von 1868 Art. 222 wenigſtens für das hauptfädhlichite 
Salzgebiet in Berchtesgaden, in Medlenburg: Schwerin nad der im Landtage von 1894 als 
weiter gültig erklärten, zuerft mur für fünfzehn Jahre erlaffenen Verordnung vom 16. Mai 1879, 
Durch die neueren deutichen Berggeieße geht fait allgemein das namentlid durch den Eindrud 
des riefenhaften Aufichwungs der Salifalz: Ausbeutung im Staßfurter Beden geförderte Beſtreben, 
die Salzausbeutung von der Bergbaufreiheit auszuſchließen und dem Staate vorzubehalten ; fo 
insbeiondere das anhaltiiche Geſetz vom 4, April 1883, das badiiche Berggeſetz von 1890, bie 
Berggefegnovellen für Schwarzburg:Sondershaufen, Sahfen-Meiningen, Gotha und Braunfchweig, 
welche ausdrüdlic die Sali- und Mangnefiafalze neben dem Steinjalz als dem Staate vorbe- 
halten erwähnen. Der in Preußen in dem Geiegentwurf von 1894 gemachte Verſuch, die Aus: 
beutung der Kali- und Magnefiafalze ausfchließlich dem Staate vorzubehalten, ift an dem Wider: 
foruch des Abgeorbnnetenhaufes geiceitert. In Oeſterreich ift durd 3 4 des Berggeſetzes von 
1854 das Regal: und bamit das ausfchließliche Gewinnungsrecht des Staates in Bezug auf das 
Salz vorbehalten worden ®), 
$ 11. Schürffreiheit und Shürferlaubnis®'). Inſoweit der Staat fein Regal 
im Sinne der Bergbaufreiheit ausübt oder für gewiſſe Mineralien die Bergbaufreiheit ohne 
Staatäregal eingeführt hat, ift es eine natürliche Folge diefes Rechtszuſtands, daß unter 
den zum Schuß der öffentlichen Intereſſen und der Privatrechte erforderlichen Beichräntungen 
Jedermann die Befugnis eingeräumt wird, auch auf fremdem Grundeigentum nad) den frei— 
gegebenen Mineralien zu juchen und die zu diefem Zwecke erforderlichen Aufichliegungsar: 
beiten, in3bejondere Schürfungen, vorzunehmen. Ueberall ift al3 eine Konjequenz der Berg: 
baufreiheit die Shürffreiheit anerkannt; fie erftredt ſich aber nur auf die der Bergbau: 
freiheit unterworjenen Mineralien, alfo nicht auf die der ausſchließlichen Gewinnung 
des Grundeigentümers oder des Regalherrn vorbehaltenen. Nach dem Syftem des franzö- 
ſiſchen und preußiſchen Bergrechts bedarf es zum Schürfen auf jolche Mineralien an fich feiner 
bejonderen Berwaltungserlaubnis; nur wenn der Eigentümer des durch die Schürfung be: 
rührten Bodens jeine Zuftimmung verjagt, ift eine Entichliegung der Berwaltungsbehörde, 
meiſt der Bergbehörde, über die Zuläffigkeit der Schürfarbeiten zu erwirken; es begründet 
aber hier auch die Thatiache der Schürfung oder die bein Widerſpruch des Grundbefißers 
erteilte Berwaltungsgenehmigung keinen vorzüglichen Anſpruch auf Vornahme der Schürf- 
arbeiten in einem bejtimmten Felde und auf fpätere Beleihung mit dem Gewinnungsredhte. 
Anders war die Regelung unter der Herrjchaft des deutjchen Bergregals und ift fie noch 
jet nach öfterreichiichem, jächfiichem und manchen auferdeutichen Bergrechten; bier ift zu 
jedem Schürfen die Genehmigung der Bergbehörde erforderlih, und es kann infolge der 
Erteilung de3 auf beftimmte Beitdauer beſchränkten Schürficheins der Unternehmer einen 
Freiſchurf, d.h. ein ausichließliches Recht zum Schürfen innerhalb eines beftimmten Felds 
mit dem eventuellen Anſpruch auf künftige Verleihung, erwerben; es wird jomit durch die 
Schürfbewilligung das Feld für eine beftimmte Zeit gegenüber anderen Bohrverfuchen ge- 
ſperrt; dadurd wird dem Schürfer eine Gewähr gegeben, daß ihm nicht durch Schürfar: 
beiten von Mitbewerbern im gleichen Felde zuvorgefommen werde, und im volkswirtſchaft— 
„0 
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lichen Intereſſe verhindert, daß nicht auf dem gleichen Fund durch nebeneinander hergehende 
Schürfarbeiten mehrerer Unternehmer Koften verjchwendet werben. Der jähftich-öfterreichiiche 
Grundſatz des Freiſchurfs hat in den technijchen Verhältniffen des an Wichtigkeit bedeutend 
voranstehenden Flögbergbaues auf Kohlen und Salz feine gute Begründung, indem das Nach— 
juchen auf dieje oft in großer Teufe liegenden Vorkommniſſe mit großen Kojten verbunden 
und daher ein Schuß des Schürfers gegen Mitwerbung volkswirtichaftlich gerechtfertigt ift. 
Wenn trogdem das preußifche Bergrecht den Grundſatz der Schürfbewilligung und des Frei- 
Ihurfs hat fallen lafjen, jo war dafür die andere volfswirtichaftliche Erwägung maßgebend, 
daß das Freiſchurfrecht durch viele Feldesiperren leicht die Unternehmungsluft hemmt und 
zu mannigfachen Streitigkeiten Anlaß giebt. Sole Erfahrungen (im Jahr 1874 waren 
in Defterreich 63389 Freifchurfrechte in Geltung) haben auch in Defterreich in den beteiligten 
Kreiſen ein Bejtreben nad Bejeitigung des Freilchurfrechts hervorgerufen **). 

Sowohl beim Syitem der Schürffreiheit als bei dem der Schürfbewilligung find dem 
Scürfer durch öffentliche Intereſſen und Privatrechte Schranten gezogen; erjteres infofern, 
als das Schürfen an beftimmten der Allgemeinheit dienenden Dertlichkeiten, 3. B. Friedhöfen, 
öffentlichen Wegen, Plägen, Deichen, verboten oder nur bedingungsweiſe zugelafjen ift ; letzteres 
infofern, als beftimmte im Privateigentum ftehende Grundftüde, Gebäude, Anlagen (aud) 
fremde Bergwerke, ſoweit es fich um die ins Bergwerkseigentum fallenden Mineralien handelt 
oder die Schürfarbeiten den Betrieb jtören würden) gegen ſolche Arbeiten befriedet find 
und als der Schürfer zum Erjage alles Schadens verpflichtet ift, welcher dem fremden Eigen: 
tum durch jeine Arbeiten zugeht. 

$ 12. Finderrecht oder Berwaltungsdermesjen. Was die materiellen Voraus: 
jegungen für die Verleihung der Bergbaubefugnis durch den Staat angeht, jo ift hier ent- 
weder der Verwaltung ein freie Ermejjen eingeräumt oder gejeglich genau bejtimmt, wer 
gegenüber dem Staat einen Anſpruch auf Verleihung habe. Wo ſich das Syiten des ſtaat— 
lihen Bergregals noch nicht zur Bergbaufreiheit ausgeftaltet hat, ferner nach dem franzö- 
ſiſchen Berggejeg von 1810 und einer Anzahl der demjelben nachgebildeten Gejege fteht es 
im Belieben der Staatsverwaltung, bei der Verleihung eines noch freien Grubenfelds unter 
den mehreren Bewerbern zu wählen, wobei namentlidy die technijche Befähigung des Unter: 
nehmers und die Garantien, die er nad) jeiner Verjönlichkeit und den ihm zu Gebot ſtehen— 
den Kapitalien für einen zwedentiprechenden Bergbaubetrieb bietet, in Rüdficht gezogen werden 
jollen. Schon das ältere mit der Bergbaufreibeit verbundene deutjche Regalrecht, ferner das 
öſterreichiſche Berggeieß von 1854, das ſächſiſche Berggeieß, das preußische Berggeſetz von 1865, 
jowie die große Zahl unter dem Einfluffe diejes Rechts jtebender deutſcher und außerdeuticher 
Berggeſetze haben diejes Ermefjen der Verwaltung eingeſchränkt und bejtimmt, daß bei Erfüllung 
der formellen VBorjchriften dem erjten Finder des noch bergfreien Minerals oder, wenn e3 in 
einem jchon belegten Grubenfeld vom Unternehmer entdedt wurde, dem Bergwerfbefier ein Bor: 
recht auf die Verleihung zuftehe. Die dem Syitem der freien Wahl innewohnenden Bor: 
züge, daß dem Befähigtiten, Zuverläffigiten und Kapitalkräftigiten der Betrieb übertragen 
werden kann, werden durch die ihm anhaftenden Nachteile der Berwaltungswilllür und der 
Proteftionswirtichaft weitaus überwogen. Die Verleihung an den erjten Finder entipricht 
am meijten den Anforderungen des Rechtsgefühls und der Volfswirtichaft, indem es dem 
Entdeder den Lohn für jeine Arbeit und Koſten gewährleiftet und durch die hinfichtlich der 
Erwerbung des Bergbaurecht3 gegebene Sicherheit zu den mit Mühe und Aufwand ver: 
bundenen Aufichlußarbeiten anlodt. Einen vollen Erſatz für das Erftfinderrecht kann auch 
die manchmal geübte Braris nicht bieten, wornadh dem mit Uebergehung des Entdeders be 
liehenen Bewerber die Verpflichtung auferlegt wird, dem Finder eine Vergütung für jeine 
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Arbeit und Koften zu gewähren **), Es geht daher auch der Zug der Gejeßgebung dahin, 
das Ermejjen der Verwaltung bei der Bergwerföverleihung zu Gunften des erjten Finder 
möglichſt zu bejchränfen. So ift auch in die von franzöfifchen Rechtsgedanken beherrichten 
Gebiete der Grundjah des Erftfinderrecht3 fiegreich eingedrungen; er ift insbeſondere 
im wmejentlichen im ſardiniſch-lombardiſchen Berggejeg von 1859, in der niederländijchen 
Berwaltungspraris, in dem Berggejeg von Merito von 1884 und Chile von 1888, in dem 
ſchwediſchen Berggejeg vom 16. Mai 1884 °*), in den Bergverordnungen für den Kongo: 
ftaat von 1888 und 1893, im bulgarischen Berggejeg vom 12/24 Dezbr. 1891 *) anerkannt. 
Und auch in Frankreich ringt er fich zur Anerkennung durch, wie die für die Kolonien Kale: 
donien und Tonkin erlajjenen Berggejege und der Entwurf eines neuen franzöfiichen Berg: 
gejeges von 1894 beweijen. 


Mo gewiſſe bergbaulich noch nicht in Beichlag genommene Minerallager durch Aufichlüffe hin: 
länglich befannt find, aljo eine Entdeckung derjelben nicht mehr in Frage kommt, geht das Be: 
ftreben mander neueren Gejege dahin, für die Wahl unter mehreren Bewerbern eine die Ver: 
waltungswilltür ausfchließende Grundlage derart zu ſchaffen, daß eine Ööffentlihe Ver: 
fteigerung des noch nicht vergebenen Grubenfeldes an den Meiftbietenden vorgenommen wird, 
Diejes Syſtem ift neben dem des Eritfinderrechts in den folonialen Berggejegen Frankreichs und 
auch im Entwurf des franzöfiihen Berggeſetzes von 1886 vorgeichen ; im weientlihen das gleiche 
Ergebnis hat es, wenn nad dem Iuremburgiichen Geſetz von 1874 beitimmt wird, daß bie Kon: 
zeſſion für die bereits befannten Grubenfelder mittelit Spezialgefeßes zu erteilen jei °®). 


8 13. Die Mutung und das weitere Verfahren Wo der Staat zu Gunjten 
anderer Unternehmer über die Verleihung des Bergbaurecht3 verfügt, ift ftet3 ein genaues 
formelled Verfahren für die Anbringung der Verleihungsgefuhe und für die Verbejcheidung 
derjelben geordnet. In der Regel wird der Unjpruch des erjten Finders auf Verleihung 
nur dann gewahrt, wenn er innerhalb einer kurzen Frift von der Entdedung an bei der 
zujtändigen Bergbehörde durch Einlegung der Mutung geltend gemacht wird; der erjte Muter 
wird bis zur Führung des Gegenbeweijes durch einen Befferberechtigten auch als der erjte 
Finder behandelt und hat das Vorrecht auf das durch bejjere Anjprüche noch nicht belegte, 
von ihm entdedte freie Feld. In dem weiteren Verfahren ift zunächſt das Vorhanden— 
jein eines dem Berfügungsrechte des Staats unterliegenden Mineralbefunds feitzuftellen, 
wobei nad) dem franzöfiichen Berggeieg von 1810 ähnlich wie nad) dem frühern deutjchen 
Regalrecht nicht bloß, wie nunmehr nach preußiichem Berggejeg, die abjfolute Bau— 
würdigfeit, d.h. ein vernünftigerweile zum Bergbau geeignetes Mineralvorkommnis, 
jondern auch noch die relative Bauwürdigkeit, d. h. die Möglichkeit einer wirtichaftlich 
zwedmäßigen Ausbeutung des Funds, nachzuweiſen ift. Sodann ift durch öffentliche Be- 
kanntmachung andern Beteiligten, welche etwa ein bejjeres Recht auf das Mineralvortomm: 
nis haben, Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Ansprüche und zur fontradiktoriichen Ber: 
handlung zu geben. 

8 14. Die Berleihung und das Bergwerkseigentum. Nachdem im Vorver— 
fahren die Baumürdigkeit und Bergfreibeit des Funds fejtgeftellt worden ift, wird durch 
die Bergbehörde (Preußen: DOberbergamt) oder durd die Verwaltungsbehörde (in Frank: 
rei dur das Staatsoberhaupt nad) Anhörung des Bergwerfsrats und Staatsrats) über 
die Berleihung des Bergwerfäeigentums, die Erteilung der Bergbaukonzeſſion für ein be- 
jtimmtes Grubenfeld, beſchloſſen. Durch den ftaatlichen Verleihungsakt wird für den Be— 
fiehenen ein eigenartiges Privatrecht begründet, kraft dejjen er befugt ift, innerhalb des 
Bergfelds die bergrechtlichen Mineralien zu gewinnen und zu Tage zu fördern, jowie alle 


63) So nah franzöfiicher Praxis. Achen- 28. ©. 80 ff., 26. S. 452 ff., 30. ©. 480 ff. 
bad, Zeitichr. für Bergredt 7. S. 520 fi. und: 65) Ueber das Bergrecht im Kongoſtaat j. 
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zum zwedmäßigen Betrieb erforderlichen Handlungen vorzunehmen; der Bergbauberechtigte 
erwirbt damit in der Hegel aud die Befugnis, zu diefem Zwede die Oberfläche zu benüßen 
jowie Hilfsbauten für Wafjerhaltung und Wetterführung ſelbſt außerhalb des Grubenfelds 
anzulegen. Nach deutſchem und franzöfiihem Recht erfolgt die Verleihung des Bergbau: 
recht3 ohne Zeitbeſchränkung, während nad) manchen neueren Gejegen die Rechtswirkſamkeit 
der Verleihung von vornherein auf einen beftimmten zur alljeitigen Ausbeutung des Gruben: 
felds ausreichenden Beitraum eingegrenzt wird, fo nad) dem bulgarischen Berggeſetz von 
1891 auf 99 Jahre, nach dem venezolaniichen Berggejeg von 1891 auf 50 bi8 99 Fahre “). 
Dieje8 Bergbaureht oder Bergwerkseigentum ift nicht al3 ein dem Oberflächen: 
eigentum gegemübergejtellte3 Eigentumsreht an der Gejamtheit der unterirdiichen Lager: 
jtätten zu betrachten, jondern als ein eigenartiges dingliches und unbewegliches Recht, welches 
die Befugnis im fich jchließt, durch Bergbaubetrieb Eigentümer der gewonnenen Mineralien 
zu werden und eine Anzahl von Einwirkungen auf die Oberfläche, ja auch über dad Gruben- 
feld hinaus in fremdes Eigentum und in fremde Bergfelder auszuüben. Nur dann ift die 
volle wirtichaftliche Ausnüßung dieſes Bergbaurechts gewährleijtet, wenn e3 eine von der 
Vermwaltungswilltür unabhängige Dauer hat und wenn dem Bergbauberechtigten die Be: 
fugnis zufteht, durch Beräußerungsafte frei über das Necht zu verfügen. Dieſen die Unter: 
nehmungslujt fördernden Gefichtspunften wird insbejondere das preußische Berggejeß geredt; 
nach franzöfiichem Bergrecht und vielen andern Berggejegen ift dagegen das Bergwerks— 
eigentum wegen Buwiederhandlungen gegen die gejegliche Betriebspflicht oder gegen die Kon: 
zeiftonsbedingungen im Berwaltungswege widerruflic) oder wird dasfelbe nur auf bejtimmte 
Beit **) verliehen; auch ift der dem franzöfifchen und preußischen Bergrecht eigentümliche 
Grundjag der freien Llebertragbarfeit in manchen Berggefegen dadurch befchräntt, daß es 
zu jedem Uebertragungsakte unter Lebenden der nach freiem Ermeſſen verjagbaren Verwal: 
tungögenehmigung bedarf. 

Sehr wichtig für eine gedeihliche Entwidlung der auf ftaatlicher Verleihung beruhenden 
Bergbauunternehmungen ift es endlich, wie bei der Konzeſſion Gejtalt und Ausdehnung des 
Grubenfelds geregelt und die dem Gewinnungsrecht unteriworfenen Mineralien abgegrenzt 
werden. In beiderlei Hinficht hat eine gejunde Bergbaupolitit darauf Bedacht zu nehmen, 
daß durd Mare Abgrenzung de3 Bergbaurechts Irrungen zwijchen benachbarten Gruben: 
befigern möglichft ausgejchloffen werden, daß nicht einerjeits der Bergwerkseigentümer durd 
unzwedmäßige Einjchränfungen hinſichtlich der Größe und Gejtalt des Bergfelds und der 
Art der zu gewwinnenden Mineralien in der wirtichaftlichen Entwidlung der Unternehmung 
gehemmt jet, daß aber auch nicht anderjeit3 zum Nachteile fonftiger Unternehmungen eine 
Feldesſperre herbeigeführt werde, welche die legteren von der Ausbeutung eines Feldesteils 
oder Minerals ausſchließt, deſſen Nugung nicht mehr im Zwecke des beliehenen Bergwerks— 
eigentümers liegt. Zur Vermeidung diefer Nachteile find die neueren Berggeſetze, insbejon- 
dere das franzöfiiche und preußifche, von dem nad) älterem deutjchem Rechte namentlich für 
den Gangbergbau auf Erze geltenden Syftem der Längenfelder abgegangen, wornad) das 
Srubenfeld auf feine unterirdiiche Längenerjtredung durch die natürlichen Grenzen des gang: 
artigen Minerallagerd (Ausgehendes und Tiefftes, Hangendes und Liegendes, erweitert durch 
die Vierung) gebildet wird; denn hierbei war durch das von vornherein unbeftimmte Ver: 
halten der Yagerjtätten ein Moment der Ungewißheit in die Feldesbeſtimmung hineingetragen, 
weiches zu vielen Streitigkeiten über das Alter im Felde führte. Nunmehr wird das Berg: 
baureht in Geviertfeldern, d.h. in folchen Feldern verliehen, welche, ſoweit es die 
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Dertlichteit geftattet, von geraden Linien an der Oberflähe und von jenfrechten Ebenen in 
die ewige Teufe begrenzt werden. Und zwar ift dem Muter meijt ein Anjpruch auf Ber: 
feihung einer beftimmten Feldesgröße (in Preußen ungefähr 100000, bezw. 2000000 qm, 
verschieden je nad den Mineralvortommnifjen der einzelnen Landesteile) eingeräumt. — 
Ras die Art der von der Verleihung erfaßten Mineralien anbetrifft, jo erjtredt fich nad) 
preußifchem und deutſchem Bergrecht die Gewinnungsbefugnis des Bergwerkseigentümers 
nur auf die in der Verleihungsurkunde ausdrücklich bezeichneten Mineralien; auf die Ge— 
winnung der andern in ſeinem Grubenfeld vorkommenden bergrechtlichen Mineralien hat er 
keinen Anſpruch, wohl aber ſteht ihm ein Vorrecht zu, das Gewinnungsrecht hinſichtlich 
ſolcher Mineralien ſelbſt vor dem erſten Finder dann durch Mutung zu erwerben, wenn ſie mit 
den ihm zuſtehenden Mineralien in einem ſolchen Zuſammenhange vorkommen, daß ſie aus 
bergtechniſchen oder »polizeilihen Gründen gemeinſchaftlich gewonnen werden müſſen. Im 
übrigen aber iſt es nach preußiſchem Recht zuläſſig, daß für das gleiche Grubenfeld ver: 
ſchiedene Perſonen das Bergbaurecht zur Gewinnung verſchiedener Mineralarten erwerben. 
In anderen Berggeſetzen hat über die den preußiſchen Vorſchriften zu Grunde liegende Rück— 
ſicht auf möglichſte Nutzbarmachung der Mineralien zu Gunſten des Entdeckers die andere 
wirtſchaftliche Rückſicht eines thunlichſt einheitlichen Bergbaubetriebs den Sieg davongetragen; 
jo ſteht nach dem öſterreichiſchen Berggeſetz 5 123 dem mit dem Bergbaurecht Beliehenen 
innerhalb des Grubenfelds die Befugnis zu, alle bergrechtlichen Mineralien, auch die in 
der Berleihungsurfunde nicht verzeichneten, ausschließlich zu gewinnen. 


V. Der Bergbaubetrieb. 


$ 15. Betrieböfreiheit und Pflicht zur Eröffnung und Fortjegung des 
Betriebs. Vom Bergbaubetrieb gilt im allgemeinen wie fr jonftige Unternehmen, daß 
er in der Regel dann den größten privat: und volkswirtſchaftlichen Nuten abwerfen und 
nah Umfang und Stärke der Leiftung den höchſten Erfolg erzielen wird, wenn dem Unter: 
nehmer, welcher jein technijches und kaufmänniſches Willen, feine geiftige Spannkraft und 
fein Kapital auf den Betrieb verwendet, ein möglichft freier Spielraum der Bethätigung 
gelafjen ift. Freilich kommen gerade binfichtlih der Bergbauunternehmen auch volkswirt— 
ſchaftliche Momente und andere öffentliche Intereſſen in Betracht, welche unter Umjtänden 
für eine gejeßliche Einſchränkung der Betriebsfreiheit den Ausichlag geben. Bor allem drängt 
fih hier die Thatjache auf, daß der Vorrat der innerhalb eines Wirtjchaftsgebiet3 vorhan- 
denen unterirdijchen Schäße ein bejchränfter und durch die Ausbeutung allmählich erjchöpf: 
barer ift. Die Intereſſen der Allgemeinheit können ſomit für ein mehr oder weniger ge- 
ſchloſſenes Wirtichaftsgebiet im Gegenſatz zu den Privatintereffen des Unternehmers unter 
Umftänden dahin drängen, daß die Ausbeutung der Mineralvorräte, wenigjtens joweit fie 
zum Zwed der Ausfuhr in andere Gebiete ftattfindet, verlangiamt und eingejchränft werde 
oder daß ber Unternehmer entiprechend der in dem betreffenden Wirtichaftsgebiete bejtehen: 
den erhöhten Nachfrage die Mineralförderung fortjege oder mehre, während er vom privat: 
wirtichaftlihen Standpunkte zur Betriebseinftellung oder Minderung geneigt ift. Endlich 
tommt auch in Betracht, daß bei einer lediglich auf den größten privatwirtichaftlichen Rein: 
ertrag gerichteteten Betriebsführung wenigftens bei gewifjen Dlineralarten, 5. B. Kohlen, 
Betrofeum, Salzen, gerade durch die Art des Betriebs ein Teil der Foifilien dauernd der 
Möglichkeit weiterer Gewinnung entrüdt, alſo durch die für den Unternehmer lohnendſte 
Gewinnungsmweife vom Gefichtspuntte der Volkswirtichaft aus Raubbau getrieben werden 
kann. Soweit der Grundeigentümer ausjchließlich zur Gewinnung der Foifilien berechtigt 
ift, überwiegt in den betreffenden Berggejegen faft überall der Grundjaß freier Ausnugung 
des Brivateigentums und fehlt es an Vorfchriften über Betriebseinfchräntungen im volts- 
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wirtichaftlichen Intereſſe ). Wo aber die Mineralihäge ald ein der Allgemeinheit gehöriges 
Gut behandelt werden und die Staatögewalt über das Gemwinnungsrecht verfügt, find meift 
dem mit dem Bergbaurecht ftaatlich beliehenen Unternehmer kraft öffentlichen Rechts beftimmte 
Betriebsbeſchränkungen und »verpflichtungen auferlegt worden. 

Nach deutſchem Regalrecht und nad) manchen fremden Berggeiegen joll durch Die dem be- 
liehenen Unternehmer auferlegte Betriebspflicht eine Gewähr dafür gegeben werden, 
daß die bei der Verleihung des Bergbaurechts beftehende Abficht thunlichit allgemeiner Nut: 
barmachung der Bodenſchätze auch thatjächlicy zur vollen Verwirklichung gelange. 

Es ift nämlich möglich, daß der mit dem Gewinnungsrecht Belichene den Bergbaubetrieb gar 
nicht eröffnet oder den begonnenen Betrieb wieder einftellt und zwar nicht bloß deshalb, weil 
ihm die dazu erforderlihen Mittel fehlen oder weil die Mineralförderung wegen der natürlichen 
Verhältniffe oder der Markttonjunfturen feinen Ertrag verſpricht; vielmehr wird unter Umftänden 
die Erwerbung des Bergbaurechts ohne Abficht des thatjächlichen Betriebes nur dazu bemust, 
um zunächſt auf das Mineralvorfommnis Beſchlag zu legen, das Grubenfeld für andere Mit: 
bewerber zu fperren, fih das Recht an der Grube zum Zwecke fpäterer ſpekulativer Veräußerung 
bei günftigen PBreisverhältnifien zu wahren; auch kann bei Unterlaſſung des Betriebes die Ab: 
ficht beftimmend fein, die Gefamtnenge der in einem Wirtichaftögebiet geförderten Mineralien 
gewifler Art einzuichränten und jo zum Nugen beftimmter Unternehmer die Preife zu fteigern. 
Zur Verhütung einer derartigen unproduftiven Abichließung verliehener Grubenfelder hatte ſich 
unter der Herrichaft des deutſchen Vergregals der Grundiag herausgebildet, daß, im Falle die 
Grube längere Zeit nicht betrieben werde, von anderen Mutern bei der Bergbehörde die Frei 
fahrung und die andermweite Verleihung des Bergbaurechts erwirft werden könne ‘”); die Frei— 
fahrung erfolgte nur unter forgfältig ſchützenden Formen und nachdem dem Unternehmer durch 
—— Gelegenheit zur Wiederaufnahme des Betriebes gegeben war; auch konnte Befriſtung 
erteilt werden. 


Eine derartige Betriebspflicht iſt noch im öſterreichiſchen Berggeſetz von 1854 8 174 und 
im ſächſiſchen Berggejeb von 1868 8 58, 59, 68 aufrecht erhalten worden, nach welch’ letzterem 
Geſetz der Befiger eines verliehenen Bergwerks bei Vermeiden der Entziehung verpflichtet 
ift, den Bergbau dauernd mit einer zum Umfange des Grubenfelds in angemefjenem Ber: 
hältniffe ftehenden Zahl von Betriebsträften zu betreiben, Im franzöfifchen Bergrecht hat 
ih ein ähnlicher Nechtszuftand ohne Gejegesgrundlage durch Berwaltungspraris heraus: 
gebildet, indem in dem Laftenhefte dem Konzeifionär die Entziehung ſeines Bergbaurechts 
in Ausficht geftellt wird, wenn er den Betrieb nicht binnen eines Jahres eröffnet oder den 
eröffneten Betrieb während bejtimmter Zeit ohne behördliche Erlaubnis einftellt. Eine weitere 
auf Verhütung der Feldesjperre abzielende Beſtimmung ift nad) franzöfiihem Bergrecht da: 
durch gegeben, daß nach einem Dekret von 1852 Demjenigen, welcher fich jchon im Befige 
eines Bergwerks befindet, die Erwerbung einer weiteren Grubentonzeffion jelbjt im Erb: 
wege unterjagt ift. Eine Anzahl anderer unter dem Einfluffe des deutichen Regals und 
des franzöfiichen Bergrecht3 ftehender Berggeiehe haben der Verwaltung ähnliche Befugniſſe 
für den Fall des unterlaffenen Bergbaubetriebs eingeräumt “). 

Wird die Betriebspflicht mit der Nechtöfolge der Entziehung des Bergbaurechts bei Be: 


69) Doch wird auch ſchon in den Vereinigten | berggeieh von 1885 erlifcht der Anfpruch auf das 


Staaten über den bei Kohlen und Erdöl ftatt- 
findenden Raubbau geklagt, vgl. U. ©. Hemitt, 
A century of mining and metallurgy in the 
United States. 1876 und Ausführung von Gies— 
ler in Beitichr. für Bergrecht 18. ©. 161 ff. 

70) Kloftermann, Gehrbudh des Preußischen 
Bergrechts. ©. 19 ff. 

71) So das ſchwediſche Berggeſetz von 1886, 
das portugiefiiche Geſetz von 1851, das ſpaniſche 
Geſetz von 1859, das jardiniiche Geſetz vom 20. 
Novbr. 1859, die Gelege der ſüdamerikaniſchen 
Staaten, von Rußland, Yapan u. a. Die meiften 
neueren nichtsdeutichen Berggeiege halten an dem 
Betriebszwange feit; nad dem Transvaaler Gold- 





verliehene Feld jchon, wenn die Bearbeitung 
auge als — a Eye wird (Zeitſcht. 
f. Bergredht 32. S. 417). Erft nach jahrelanger 


ı Einftellung des Betriebes ift die Zurüdziehung 
des verliehenen Bergbaurecht® in dem venezo— 


lanifchen Berggeieg vom 30. Juni 1891 (ebenda 
33. ©. 67) und in dem polnifchen Derggeich vom 
28. April bis 10. Mai 1892 (ebenda 34. ©. 73) 
vorgejehen. Auch der der Deputiertenfammer im 
Jahre 1894 vorgelegte Entwurf eines neuen fran- 
zöfiichen Berggeſetzes ſchlägt vor, daß die Ent- 
ziehung des Bergwerkseigentums zuläflig fein joll, 
wenn der Betrieb ohne geieglichen Grund mäh- 
rend zweier Jahre eingeftellt war (ebenda 36. S.50). 
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triebaunterbrechungen feitgejegt, jo wird dadurch in den Beſitz des Bergwerkseigentums ein 
Moment der Umficherheit hineingetragen und der Fortbeitand diejes Rechts bei jeder zeit- 
weiſen Einftellung des Baues vom freien Ermeljen der VBerwaltungsbehörde und vom Mu- 
tungsantrage anderer Bewerber abhängig gemacht; ein jolher Rechtszuſtand ift geeignet, 
tüchtige Unternehmer und gut rechnende Kapitaliften vom Bergbau abzujchreden. Thatjächlich 
wird denn auch, wo jene Betriebapflicht gilt, von der Befugnis zur Zurüdziehung des Berg— 
baurechts im Falle unzulänglicher Grubenbelegung oder zeitweifer Betriebseinjtellung nur jelten 
Gebrauch gemacht und durch reichliche Befriftungen ein Zuftand herbeigeführt, ald ob das 
Bergwerkseigentum ein unentziehbares Recht jei. 

Das preußische Berggeieß von 1865 hat mit dem Grundjag der Betriebspflicht im we— 
jentlichen gebrochen ; eine Verpflichtung des Bergwerksbeſitzers, das Bergwerk zu betreiben, 
ſoll nach $ 65 nur dann Platz greifen, wenn der Unterlafjung oder Einftellung des Be- 
trieb3 nad) der Entjcheidung des Oberbergamts überwiegende Gründe des öffentlichen Inter— 
eſſes entgegenstehen, aljo in dem jelten (insbejondere im Kohlen: und Salzbergbau) vor: 
fommenden Falle, wenn der Nichtbetrieb einen allgemeinen Notjtand wegen Mangels der 
betreffenden Mineralien zur Folge hätte. Dieſem Grundjage haben fi) aud die übrigen 
deutjchen Staaten, welche die Beitimmungen de3 preußischen Berggejeges übernommen haben 
angejchlojjen, aber nicht ohne daß da und dort Befürchtungen und Beſchwerden über die 
beim Wegfall der Betrieböpflicht eintretenden Feldesiperren ſich ergeben hätten ”*). 


Sr deutiche und außerdeutſche Berggeſetze ſuchen mittelbar durch Einführung einer fid nad) 
der Feldesgröße richtenden Gebührenpflict darauf hinzuwirken, daß ein ununterbrocdener 
Betrieb ftattfinde und daß der Srubenbefiger in Falle des Nichtbetriebes auf fein Bergbaurecht 
verzichte. So das bayriiche Geieg vom 6. April 1869 dadurch, daß der Grubenbefiger verpflichtet 
wird, eine jährliche Grubenfeldabgabe, aufs ha des Bergfeldes 27 BE, zu entrichten; ähnlich 
it im Chileniſchen neropeie von 1888 eine FFeldesitener, nad) der Mineralart in verichiedener 
Höhe von 40 bis 200 aufs ha, eingeführt, durch deren Bezahlung der Bergwerksbeſitzer ſich 
auch für die Dauer der Betriebseinitellung das Recht am Grubenfelde wahrt; und das Schwediſche 
Berggeieg von 1884 beftimmt, daß der den Betrieb ausſetzende Befiger ſich das Bergbaurecht 
durch Zahlung einer Abgabe von 50 Kronen wahren faun, von welcher die Hälfte dem Staat, 
die Hälfte dem Grumdeigentümer zufällt. Auch das bulgarifche Berggeſetz vom 12,—24, Dezbr. 
1891 ſieht vor, daß bie Verleihung zurücdgezogen werden kann, falld die vom Beliehenen an den 
Staat zu entrichtenden feiten und verhältnismäßigen Abgaben trog Mahnung nicht gezahlt werben ’*), 


$ 16. Pflicht zum nachhaltigen Betrieb, Ueber die einfache Betriebspflicht, 
welche durch Fortiegung der Förderung mitteljt einer angemefjenen Belegicjaft erfüllt wird, 
geht es hinaus, wenn im volfswirtichaftlichen Intereſſe der ausgiebigften Ausbeutung der 
nur in bejchräntten Mengen vorhandenen Mineralvorräte dem Bergwerksbefiger die Ver: 
pflichtung auferlegt wird, den Betrieb nahhaltig und mit Vermeidung jeden Raub- 
baues, d.h. derart zu führen, daß thunlichjt alle im Grubenfeld eingeichlofjenen Mine- 
ralien, bezüglich deren nad) dem Stande der Technik die Möglichkeit der Ausbeute gegeben 
ift, und zwar auch mit erhöhten Kojten gewonnen werden. Auch hier ſteht fich nicht jelten 
das volt3wirtichaftliche und das privatwirtichaftlicye Interefje gegenüber. Weniger beim Berg: 
bau auf Erz als bei Gewinnung der Salze und der brennbaren Stoffe, indbejondere Kohlen 
und Erdöl, bejteht die Gefahr, daß bei einer nur auf den größten Neinertrag bedacdhten 
Betrieböweije ein Teil der Mineralvorräte ungewonnen bleibe, verjchüttet und der jpäteren 
Gewinnung dauernd unzugänglich gemadt, daß die Erdölquellen vorzeitig geſchwächt und 


72) Solche Beichwerden über unproduftive Fel- | preuß. Recht nachgebildete Berggeſetz vom 9. Dr 
desiperre ſeitens ſpekulativer Unternehmer ſind tober 1870 durch ein Geſetz vom 28. November 
namentlich in Elſaß-Lothringen nach Einführung 1876 im Sinne der Wiedereinführung der Be— 
des Berggeieges von 1873 erhoben worden, fiehe | triebapflicht — wurde. Siehe Zeitſchr. 
Mitteilungen des kaiſerl. Oberpräſidiums aus der für Bergrecht 20. S. 

Verwaltung von Elſaß-Lothringen 1871 bis 1878| 73) Ueber die Grabenfuibgebüßren verjchiedener 
©. 146. Im Fürftentum Reuß j. 2. haben der- Staaten j. geitihrift, für Bergr. 26. S. 1 ff, 
artige Erfahrungen dazu geführt, dab das dem 30. ©. 430 ff., 34. ©. 145, 
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erichöpft, daß die Salze durch Waflerzudrang verdorben werden. Bei Kohlengruben liegen die 
Berhältnifje Häufig derart, daß ein beträchtlicher Teil der durch taubes Geſtein räumlich getrennten 
Flötze zwar an ſich brauchbares Material liefern würde, aber wegen der geringen Mächtigkeit und 
der höheren Haukoſten vom privatwirtichaftlichen Gefichtöpunfte unter beftimmten Breisverhält- 
nifjen nicht mehr als bauwürdig ericheint ; im allgemeinen werden in den preußijchen Brivatzechen 
nur diejenigen Flöge, welche eine Stärke von mehr als "/s m befigen, als abbauwürdig erachtet ’*). 

Als jeit dem 16. Jahrhundert in Deutichland die erftarkten Landesgewalten der För- 
derung der vollswirtichaftlichen Intereſſen eine eingehende Fürforge zu widmen begannen, 
haben fie ihre regalen Aufſichte- und Anordnungsbefugnifie namentlich auch dazu bemütt, 
um durch die Bergordnungen umd durch bergbehördliche Verfügungen eine den volkswirt— 
ſchaftlichen Intereſſen entiprechende Beiriebsweife in den Bergwerken herbeizuführen und 
den Raubbau zu verhindern. Dies hatte eine weitgehende Einmischung der landesherrlichen 
Bergverwaltung in die Feitiegung und den Vollzug des Betrieböplanes zur Folge, welche 
ihren ausgeprägtejten Ausdrud in dem in Preußen durchgeführten, im allgemeinen Zand- 
recht genauer geregelten „Direftionsprinzip“ fand ”), Hiernach jtanden namentlich vom 
Geſichtspunkte des nachhaltigen Betriebes auch die Privatbergwerke in technifcher und wirt- 
ſchaftlicher Hinficht unter der Leitung der ftaatlichen Bergbehörden; nach der preußischen 
Inſtruktion vom 24. Mai 1783 jollte diefer Gefichtspunft jchon bei der Eröffnung neuer 
Gruben gewahrt werden, indem jie zu unterjagen jei, jolange nicht ein Bedürfnis nach 
Vermehrung der Förderung nachgewiejen werde; namentlid aber wurde jener Grundjag 
beim Grubenbetriebe derart durchgeführt, daß das königliche Bergamt nicht bloß die tech— 
niſchen Berrichtungen des Bergbanes leitete, jondern auch die Mengen und die Preiſe der 
Mineralien feitiegte, die Bergarbeiter annahm, die vom Unternehmer zu beziehende Aus- 
beute und zu entrichtende Zubuße beſtimmte. Mit diefem in Europa weit verbreiteten Syſtem 
der jtaatlihen Leitung des Bergbaues hat zuerjt die neue franzöfiihe Berggeſetzgebung 
von 1791 bis 1810 gebrochen, freilich nicht ohne daß dem bevormundenden Geifte der 
franzöfiichen Verwaltung durch die Lüden des Geſetzes wieder Gelegenheit gegeben wurde, 
mittelft der bei der Konzeifionserteilung ins Laftenheft aufzunehmenden Betriebsbedingungen 
je nach den Bebürfnifjen des Einzelfall dem Unternehmer gewiſſe Berpflichtungen zum 
nachhaltigen Betriebe aufzuerlegen. Schon ein großer Fortjchritt aber war es, daß durch 
das franzöfiihe Bergreht die Einwirkung der Staatöbehörden auf die Betriebsführung 
nicht mehr als unmittelbare Leitung, jondern als eine gegenüber dem Privatunternehmer 
zu übende Aufficht geftaltet wurde, welche fi auf die Erfüllung der im Gejeg und im 
Laſtenhefte bezeichneten Verpflichtungen zu beſchränken hatte. Damit fiel aud im links— 
rheinischen preußijchen Gebiete jeit Anfang diejes Jahrhunderts die bevormundende Staats» 
leitung de3 privaten Grubenbetrieb8 weg. Diejes Syftem hat dann das preußifche Berg- 
gejek von 1865, nachdem jchon jeit 1851 durch eine fortichreitende Novellengejeggebung 
den Bergwerkbefigern größere Freiheit ihrer wirtjchaftlichen Bewegung eingeräumt worden 
war, nicht bloß angenommen, fondern auch im Sinne voller Betriebsfreiheit weiter ge- 
bildet; dem Grubenbefiger liegen hiernach keinerlei Verpflichtungen zum nachhaltigen Be- 
trieb und zur Vermeidung des Raubbaues ob, und fie können ihm auch nicht im Ver— 
feihungsatte auferlegt werden. In den wenigen deutſchen Gebieten, wo noch das alte Berg- 
regal in Kraft fteht, wird dagegen auch heute noch, freilich mit wenig Nadhdrud und praf: 
tifchen Erfolg, der Grundjag aufrecht erhalten, daß der belichene Bergwerfsbefiger zu 
einem nachhaltigen Betriebe verpflichtet jei. Auch hat diefer Grundjag bei der Neuordnung 
des auf dem Boden des Bergregals ftehenden öfterreidhiichen Bergrechts erneute Anerken 
nung gefunden, indem die 88 174 bis 177 des Berggejeßes von 1854 insbejondere be— 


74) Triebel, in J. f Na. I. 18 ©! 75) Kloftermann, Kommentar zum allge» 
9 ff. ‚ meinen preußifchen Berggejeg. 4. Aufl. ©. 46 fi. 
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ftimmen, daß in den verliehenen Grubenmaßen der Abbau möglichit volltommen und auf 
ſolche Weije gejchehen müſſe, daß der weitere Aufſchluß nicht unnötigerweife verhindert 
oder erjchwert werde. Die gleiche Verpflichtung ift auch in $57 des ſächſiſchen Berggejeges 
bon 1868 fejtgejegt, jedoch mit der weſentlichen Abſchwächung, daß dem Bergwertbefiger, 
jofern ihm durch die Erfüllung der Pflicht zum nachhaltigen Betriebe erhebliche Nachteile 
erwachſen, von demjenigen, welcher die Durchführung der Verpflichtung beantragt hat, Ent: 
ſchädigung zu leiften jei. 


In Ländern und Zeiten, wo Unternehmungsluit und Bergbautechnik noch wenig entwidelt 
find, wo die Landesgrenzen vielfach auch ein abgeichloffenes Wirtichaftsgebiet bezeichnen und wo 
auch in andern Erwerbszweigen weitgehende Einwirkungen der Staatögewalt jtattfinden, wirkt 
es erfahrungsgemäß nicht felten günftig auf das Gedeihen des Bergbaues, wenn der Unternehmer 
von Staatämwegen im volkswirtſchaftlichen Intereſſe beitimmten Betriebsverpflihtungen unter: 
worfen ift; eine volle Gewähr für deren Erfüllung iſt aber nur dann gegeben, wenn die Staats: 
behörden ein in die Einzelheiten des Betriebes eindringendes Syftem der Bevormundung des 
Privatbergbaues handhaben. Wo Stapital und Unternehmungsgeiſt in reiherem Strome ji dem 
Bergbau zuwendet und die Mittel der Technik in den Händen der Privatunternehmer alljeitig 
ausgenugt werden, it erfahrungsgemäß die Aufrechterhaltung des alten Syitems eingehender 
Betriebsverpflihtungen durch die volfswirtichaftlihen Intereſſen nicht geboten und aud) der Grund: 
fag der Bevormundung gegenüber der jelbitändig gewordenen Induſtrie nicht mehr durchführbar. 
Es war daher die in Deutichland jeit Mitte des 19, Jahrhunderts erfolgte Befreiung des Berg: 
baubetriedes von den meilten der früheren Einfhränfungen aud) in volkswirtſchaftlicher Hinficht 
ein großer Fortfchritt und neben anderen Umſtänden die Urſache des feit jener Zeit eingetretenen 
Aufſchwungs der deutichen Mineralförderung. Immerhin bleibt auc jet noch die ſchwere Frage 
offen, ob auch auf diefen Gebiete mit der Einführung der Betriebsfreiheit für alle Dauer das 
legte Wort geſprochen ift, ob es nicht vielmehr doch Aufgabe des Staates fei, wenigitens bei den 
volkswirtſchaftlich wichtigſten Mineralvorkommniſſen, insbeſondere den Kohlen und Salzen, durch 
Geſetz und ſtaatliches Eingreifen dahin zu wirken, daß eine die vorhandenen Vorräte vorzeitig 
erſchöpfende, einen Teil derſelben verderbende und unzugänglich machende Betriebsweiſe unter- 
laſſen werde. Es iſt daher neuerdings und zwar auch in Preußen eine zum Teil von der öffent: 
lichen Meinung getragene Strömung zu Tage getreten, welde auf die Notwendigfeit einer Ein: 
ſchränkung der unbedingten Betriebörreiheit, insbejondere im Stohlenbergbau, hinleitet; wenn aud) 
nicht die Wiederaufnahme der ſtaatlichen Bevormundung empfohlen wird, jo wird doch vorges 
ichlagen, e8 möge durd) eine geänderte Regelung der Bergfteuer darauf hingewirft werden, dab 
es der Privatuınternehmer im eigenen Intereſſe finde, den Betrieb nahhaltig unter thunlichiter 
Ausbentung aller vorhandenen Diineralvorräte zu führen. Nach dem Vorſchlage des Bergrats 
ZTriebel ‘*) würde zu diefem Zwede für den Kohlenbergbau eine Flögfteuer einzuführen jein, 
welde für die einzelnen abgebauten Flöge in verſchiedener Höhe erhoben wird und zwar um jo 
niedriger, je höher während eines bejtimmten Zeitraums die auf die Fördereinheit berechneten, 
in dem Flötze erwachſenden Abbautoften jtehen. 


$ 17. Verhältnis zum Grundbeſitzer und Schadenserjagpflidt 
desBergwerksunternehmers. Soweit der Bergmwerfbefiger kraft ftaatlicher Ver: 
leihung oder allgemeiner Bergbaufreiheit zur Gewinnung der Mineralien befugt iſt, hat er 
dem Eigentümer der Oberfläche eine Entihädigung für den Wert der dem Boden ent: 
nommenen Mineralien nicht zu gewähren. 

Auch dort, wo im Anklang an das Rechtsſyſtem des Grundeigentümerbergbaues dem Berg: 
werkbeſitzer gewiſſe Leiſtungen an den Grundeigentümer auferlegt find, carakterifieren fich die: 
jelben nicht als Entihädigungen, die dem Werte der aus dem Boden entnommenen Mineralien 
entiprechen; der Anipruch des Grundeigentümers auf feite oder verhältnismäßige Abgabe, auf 
den Grundfur oder auf den Mitbetrieb ftellt fih als eine nach Durchichnittsfägen beredinete Ver: 


gütung für den ihm geſetzlich auferlegten Verzicht auf das ausſchließliche Bergbaurecht, nicht als eine 
Erſatzleiſtung für den konkreten Wert der vom Grubenbefiger entnommenen Bodenbejtandteile dar, 


Nach dem preußischen Berggeſetz $ 57 hat der Grumdeigentüner auch dann feinen Ent- 
ihädigungsanipruch gegen den Grubenbefiger, wenn derjelbe im Zuſammenhang mit dem 
Bergbau nicht-verleihbare Mineralien zur Verwendung für die Bwede des Betriebs ge— 
winnt; hinſichtlich der nicht in diefer Weile verwendeten Mineralien nicht:verleihbarer Art, 
welche beim Grubenbetrieb mitgerwonnen werden, jteht dagegen dem Grundeigentümer ein 


76) ©. darüber Näheres Triebel, Die|baus im Wege der Steuergejeggebung, in J. |. 
Bahrung der Nachhaltigkeit des Steinfohlenberg- ' Nat. II. 18. (1889) ©. 291 ff. 
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Anſpruch auf Herausgabe zu, fofern er dem Grubenbefiger die Gewinnungs- und Förde: 
rungsfoften erjeßt. 

Der Inhalt des Bergbaurechts erichöpft ficy naturgemäß nicht in der Befugnis zur Ge: 
twinnung der den Gegenjtand des Rechts bildenden Mineralien; jondern es fteht dem 
Grubenbefiger im Intereſſe eines ziwedmäßigen Betrieb3 auch die Befugnis zu, unter Ein- 
wirkung auf die Oberfläche beftimmte Nutzungs- und VBerfügungshandlungen auf fremdem 
Grundeigentum vorzunehmen. Einer älteren Rechtsentwidlung gehört es an, wenn bie 
Bergbautreibenden befugt find, die für die Betriebszwede erforderlichen Pflanzenmaterialien 
innerhalb des Oberflächenbereich8 zu entnehmen, alſo Nugungen an Wald und Weide aus- 
zuüben, wie fie namentlich im deutjchen Mittelalter dem Bergbauberechtigten vielfach zu: 
ftanden '’). Ganz allgemein wird jowohl in den alten deutſchen Bergordnungen ala im 
neueren deutjchen und ausländischen Bergrecht dem beliehenen Bergwerkbejiger die Befugnis 
zugeftanden, die Benugung fremden Bodens und Waſſers in Anjpruch zu nehmen, jomweit 
diejelbe zu den mit dem Bergbau zujammenhängenden Arbeiten und Anlagen erforderlid 
ift; insbejondere für die Halden und Lagerpläge, für Wege, Kanäle und Grubenbahnen, 
für die Aufftellung der dem Betrieb dienenden Majchinen und Gebäude, für die Zu: und 
Ausgänge der Schadhte und Stollen. Und zwar erjtredt fich diejer Anfpruch über das im 
Bereiche des Grubenfelds gelegene Gelände hinaus und begründet auch für benachbarte 
Grubenbefiger eine Pflicht, die für den eigenen Bergbau unjchädlichen Hilfsbauten einer 
Nachbargrube zu dulden. Auch wo dad Bergwerfseigentum ein Ausflug des Grundeigen 
tümerrecht3 ift, bringt es jede regere Entwidlung des Bergbaues mit fi, daß dem Gruben: 
befiger ähnliche Eingriffe in das Eigentum dritter im Intereſſe des zwedmäßigen Betriebs 
gejtattet werden 7). 

Die dem Grundbefiger obliegende Pflicht, für die bergbaulichen Betriebszwede das Ober: 
flächeneigentum zur Berfügung zu jtellen, ift nad dem Vorgang des franzöfiichen Berg 
gejeges von 1810 in dem preußiichen Geſetz von 1865 und den meijten andern deutichen 
Berggejegen dahin eingegrenzt worden, daß der Bergwerföbefiger nur die Abtretung 
zur Benutz ung, nicht die volle Enteignung verlangen fann, wogegen dem Grundeigen- 
tümer ein Anſpruch darauf zufteht, daß unter beftimmten Borausjegungen (preußiichet 
Berggejeg) oder unbedingt auf jein Verlangen der Grubenbefiger die erforderliche Fläche 
zu vollem Eigentum erwerbe. 


Um eine eigentlihe Erpropriation handelt es fich in diefen Fällen nicht ; denn, abgeſehen 
davon, daß in der Negel nur ein Benugungs-, nicht ein Eigentumsrecht beaniprucht wird, mangelt 
meiſt die Vorausiegung eines Öffentlichen Intereſſes; es iſt vielmehr der Eingriff ins Privatrecht 
ion dann zuläffig, wenn er durch das privatwirtſchaftliche Interefie des Unternehmers 
an einer zwedentiprehenden Führung und Weiterentwiclung des Grubenbetriebes unterjtügt wird. 
Ebenfo wenig handelt es fi um die Auflegung einer privatrehtlihen Dienſtbarkeit; 
denn es ſpricht bei diefen Beichräntungen doch auch wieder der voltswirtihaftlihe Gefihtspunft 
einer thunlichiten Förderung des Bergbaues mit. Bielmehr charakterifieren fich die Aniprüche des 
Bergwerfsbeligers als verwaltungsrehtlide VBejhränfungen des Grundeigen: 
tums, wie fie im überwiegenden Intereſſe der Landeskultur und Induſtrie namentlich binficht: 
lid) der Benukung des Waſſers, Waldes, des landwirtichaftlihen Befiges vielfach eingeführt find. 
(53 enticheidet daher auch über die beitrittene Frage, ob im Einzelfalle ſolche Beichränfungen 
des Grumdbefiges im Intereſſe des Bergbaues Play greifen, weder die zu Erpropriationsent- 
ſchließungen zuftändige höchſte Staatsbehörde, noch das bürgerlihe Gericht, ſondern meiit die 
mittlere oder höhere Verwaltungsbehörde zufammen mit der gleichitehenden Bergbehörde. 


77) Auch im modernen Recht ergeben fich unter das Bergweien im ſüdweſt-afrikaniſchen Schuß— 
gleichartigen Berhältniffen derartige Nugungen gebiet eine Bodenflähe von höchſtens zwei ha 
des Grubenbejigerd am „gemeinen Beſitz“; jo zum Viehweiden benußen. 
haben die Grubenbefiger nach dem Unionögejeg , 78) Preußiiches Gejep vom 22. Febr. 1869, 
von 1878 die Befugnis, für Betriebszwede auf über den Bergbau in den jog. Mandatslanden 
den öffentlichen Ländereien Bäume zu fällen, $ 9, Sächfiiches Berggeiep von 1868, $ 4, ie 
Beitichr. für Bergrecht 23. ©. 532; fo darf der neuerdings aud im Dejterreichiichen Naphta-Ge— 
Schürfer nach $ 11 der kaiferl. Verordnung über ſetz von 1884, 8 10. 
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Allgemein ift in den neueren Berggejegen anerfannt, daß dem Grundbeſitzer für die durch 
jolhe Anſprüche bedingten Störungen und Wertsverminderungen volle und vorgängige 
Entichädigung zu gewähren jei. Die nad) früherem deutjchen echt vielfach übliche Ab— 
findung des Grumdeigentümerd mit einer Baujchjumme oder einem Bergwerksanteile iſt 
abgefommen, auch die dem franzöfiichen Recht eigentümliche Bejtimmung des Schadenser: 
jages auf das doppelte des vorausjichtlichen Reinertrags der benüßten Fläche hat wenig 
Nahahmung und in Frankreich jelbjt Bedenken gefunden. Wenn auch über die Höhe des 
zu vergütenden Schadens im Streitfall das Gericht entjcheidet, jo ift doch meiſt eine Bor- 
entjcheidung der WVerwaltungsbehörde (Bergbehörde) aud) über die Schadensfrage als Ber: 
juch rajcher und wenig foftipieliger Erledigung vorgejehen ($ 144 preußifches Berggeieh). 

Auch abgejehen von den Fällen, wo der Grubenbefiger zu Betriebsziweden unmittelbare 
Benugungseingriffe in fremden Grundbefig in Anjpruch nimmt, fommt es nicht jelten vor, 
daß der unterirdiche Bergmwerköbetrieb jtörende und jchädigende Rüdwirktungen auf die 
im fremden Eigentum ftehende Erdoberfläche, deren Kultur und Benügung oder die darauf 
befindlichen Gebäude und Anlagen ausübt. 

Derartige Rüdwirkungen, wie 3. B. Einftürze des Bodens, Einriffe an Gebäuden, äußern ſich 
nicht in Form unmittelbarer Benügungshandlungen, jondern werden bloß mittelbar durd bie 
Arbeiten des unterirdiichen Betriebes herbeigeführt; fie liegen meift nicht in der Abficht des 
Grubenbefigers, jondern find eine nicht gewollte Folge feiner Betriebshandlungen. Es kann frei: 
lich die Grenze zwiichen Benügungseingriffen der oben gedadıten Art und ſolchen mittelbaren 
Rückwirkungen auf die Oberfläche unter Ummftänden zweifelhaft fein; dies ift namentlich dann der 
Fall, wenn bei der Gewinnung von Braunkohlen ein planmäßiges Jubrudhbauen der Ober: 
fläche ftattfindet; für diefen Fall hat fich aber die preußiiche Braris dahin entichieden, daß ein 
beabjichtigter Benügungseingriff vorliege, aljo das Zubruchbauen mangels der Einwilligung des 
Grundbejigerd nur nad) vorher erteilter Verwaltungsgenehmigung und geleiftetem Schadenserjage 
zuläffig ſei ’*). 

Jene mittelbaren Einwirkungen find, joweit fie jich nur auf Privatrechte und-Intereſſen 
erjtreden, polizeilic nicht verboten, zu ihrer Vornahme bedarf es feiner Verwaltungsge— 
nehmigung, wohl aber ift der Grubenbejiger verpflichtet, nachträglich den dadurch erwad)- 
jenen Schaden zu vergüten. Solange der Bergbau meift in ummirtlichen Gegenden 
baufte und wejentlid auf Erze beichränft war, Hatten dieje Schäden feine große Bedeu— 
tung; nachdem fich aber jeit dem legten Jahrhundert ein große Flächen umfafjender und 
in fruchtbaren Niederungen betriebener Kohlenbergbau entwidelt hat, ift die Bedeutung 
der Entihädigungsfrage mit der Bedeutung ded Bergbaues gewachſen. Zuerjt bildete fich 
im Anſchluſſe an die unvollftändigen Bejtimmungen des Berggejehes von 1810 in dem 
franzöfijchen Gerichtsgebraud der vom römijchen Recht abweichende Grundjak aus, daß 
der Bergmwerkbefiger für jeden Schaden diejer Art Hafte; diejer Grundjag ift in der 
ihm durch $ 148 des preußijchen Berggejeges gegebenen Haren Formulierung nunmehr in 
Deutſchland faſt allgemeines Hecht geworden. Der Leitgedanfen war dabei der gleiche, 
welcher in der jegigen Haftpflicht: und Unfallsverficherungsgejeßgebung wenigſtens teilweife 
zum Ausdrud gelangt ift: der Gewerbsunternehmer joll für allen Schaden auftommen, 
welcher im urjächlihen Zujammenhange mit jeinem Betriebe andern zugeht; es wird jomit 
die Vergütung jolher Schäden zu einem in den Voranjchlag aufzunehmenden Beftandteil 
der Betriebsausgaben gemacht. Die Abweichung von den allgemeinen Grundjägen des 
bürgerlichen Recht liegt darin, daß der Grubenbefiger für den Schaden aud dann haftbar 
ift, wenn ihm und feinen Leuten eine Fahrläſſigkeit bei der Betriebsführung nicht zur Lat 
liegt und wenn er bei der Schadenszufügung die Grenze jeiner Rechtsbefugnifje nicht über- 
jchritten hat; es genügt, daß der Schaden im urjächlihen Zujammenhang mit dem Berg: 
werfbetriebe hHervorgetreten iſt. Nur joll natürlich nicht Bergichaden künſtlich gezüchtet 





79) Brajjert, Kommentar zum Preuß. Berge in Defterreich auf Grund von Enticheidungen des 
geſetz 1888. S. 8537. Anders hat ſich die Praxis | dortigen Verwaltungsgerichtshofs geſtaltet. Arndt, 


hinſichtlich des Zubruchbauens der Braunkohle Bergbau. S. 58. 
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werden; und es tritt daher die Erjagpflicht nicht ein, wenn die gejchädigten Gebäude, An- 
lagen u. dgl. zu einer Zeit errichtet worden find, wo die denjelben vom Bergbau drohenden 
Gefahren dem Grundbefiger bei gewöhnlicher Aufmerkjamteit befannt fein mußten ®). In 
andern Ländern, z. B. Dejterreidy, gelten übrigens auch für den Erſatz des Bergſchadens 
die einjchränfenderen Beitimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts *'). 

818, Fürjorge für die Sicherheit beimBergbau. Der Bergbau ijt ein 
mit mancherlei Gefahren verfnüpfter Betrieb; jchon die oberirdifche Mineralgemwinnung in 
Geſtalt der Grube und des Bruchs, der Tagebau, bringt eine Anzahl befonderer Gefahren 
jowohl für die im Betrieb beichäftigten Perſonen ald die Umgebung und die fich dajelbit 
Aufhaltenden mit ſich; namentlich aber find die unterirdifchen Arbeiten mit vielartigen und 
ſchweren Gefährdungen der Sicherheit verbunden, nicht bloß find dabei die auf der Erb: 
oberfläche befindlichen Perjonen, Grundftüde, Gebäude und Anlagen, der Beitand der 
Quellen und Wafjerläufe mancherlei jhädigenden Einwirkungen ausgejegt, jondern es iſt 
insbejondere die Sicherheit und Gejundheit der unter Tage Beichäftigten vielen Gefähr: 
dungen unterworfen, deren Häufigkeit und Stärke wächſt, je mehr der Grubenbau in die 
Tiefe hinabfteigt. 

Haft alle Berggejege legen dem Unternehmer die Verpflichtung auf, auf feine Koſten die: 
jenigen Beranjtaltungen beim Betriebe zu treffen, welche zur Verhütung von gemeinjchäd- 
lihen Einwirkungen des Bergbaues, von Störungen des Öffentlichen Verkehrs, von Ge— 
fährdungen der perjönlichen Sicherheit und Gejundheit erforderlich find. Abgeſehen davon, 
daß bei einem infolge der Nichterfüllung diefer Pflicht eingetretenen Schaden der Unter: 
nehmer erjagpflichtig wird, kann in der Regel bei Vernachläſſigung diefer Pflichten auch 
ftrafgerichtliche Verfolgung und außerdem bergpolizeilihes Einjchreiten zum Zwecke der 
Berhütung der Gefährdungen und der Herbeiführung eines geordneten Zuftands jtattfinden. 
Während nad) manchen Gejegen (3. B. Frankreich) wegen Nichterfüllung diejer Pflichten 
fogar eine Zurüdziehung des verliehenen Bergbaurechts im Verwaltungswege eintreten 
fann, ift nach preußiichem Berggeſetz (88 70, 75) nur eine polizeiliche Einftellung des Be 
trieb3 für jo lang zuläfjig, als fich der Grubenbefiger im Widerjpruch mit dem bergamt:- 
lich genehmigten Betriebsplan befindet. 

In allen Staaten mit entwidelterem Bergbaubetrieb find bejondere mit techniſch gebil- 
beten Beamten bejegte Staatsbehörden eingerichtet, deren Aufgabe darin befteht, die 
Bergwerfe ficherheitspolizeilich zu überwachen und für die Durchführung der in diejer Hin- 
fiht dem Unternehmer obliegenden Berpflichtungen und Beichräntungen zu jorgen. Ju 
Deutſchland find dies die auch mit den jonftigen ftaatliben Aufgaben der Bergvermwaltung 
(3. B. Schürfgenehmigung, Verleihung des Bergwerkseigentums) betrauten Berg- und Ober: 
bergämter, in Frankreich und Italien die ähnlich gejtellten ingenienrs des mines, in Eng- 
land die ausjchlieglih mit der Handhabung der Sicherheitspolizei betrauten Bergwerls 
inipektoren ®*), 

Die Gejeggebung hat bei der Feitjtellung der den Grubenbefigern im gntereſſe der 
Sicherheit kraft öffentlihen Rechts obliegenden Verpflihtungen und Be 
ſchränkungen verichiedene Wege eingeichlagen. 


In Frankreic enthalten ſowohl das Berggefe von 1810 als die Vollzugsverordnungen 
vom 3, Januar 1813 und 26. März 1843 nur jpärliche Veftimmungen über die dem Grubenbe: 
figer in ficherbeitlicher Beziehung obliegenden Pflichten; wohl aber ift in Art. 50 bes franzd- 
fiichen Berggeießes von 1810 der ſtaatlichen Auffichtsbehörde eine weitgehende Befugnis einge: 


80) Vgl. darüber $ 150 des Preuß. Berggeiches. | 82) Auch in Nordamerika haben einzelne 

81) Die frage ift in Defterreich beftritten und Staaten mit der Einfegung von Bergwerksinſpel 
es befteht die Abficht, durch Geſeß die Haftpflicht toren begonnen, die den Staatägouperneur bei 
des Bergwerföunternehmers über die Verihuldens- Handhabung der Bergpolizei beraten, jo Benn- 
fälle hinaus zu erweitern. Beitichrift für Berg- ſylvanien 1869 und Ohio 1874, fiehe Zeitichr. für 
recht 33. ©. 76 und 35. ©. 138. Bergrecht 18. ©. 65 ff. 
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räumt, den Konzeffionären im Falle einer Bedrohung der öffentlichen Sicherheit u. dal. die er: 

forderlihen Auflagen zu machen, Für Belgien wurden die fiherheitspolizeilichen Vorjchriften 

für Bergmwerfe in einer ausführlidien Bergpolizei:Verordnung vom 18. April 1884 zuſammen— 
geitellt. In England find für die Erzbergwerke durch Geſetz vom 10. Auguft 1872 und für 
die Stohlenbergwerfe durd) das die Gelege von 1872 und 1886 auihebende Geſetz vom 16, Sept. 

1887 die im einzelnen zu beachtenden Sicherheitsvorfehrungen jehr eingehend geregelt und außer: 

dem die Grubenbejiger als befugt und unter beitimmten Vorausſetzungen als verpflichtet erklärt 

worden, unter jtaatliher Aufficht und Einwirkung die nad den Verhältniffen der Grube erfor: 
derlichen bejonderen Sicherheitsvorfchriften zu erlaſſen ®). 

Sn Preußen ift durch das Berggejeg von 1865 im wejentlichen nur der allgemeine 
Grundjag, da der Unternehmer auf die Sicherheitsinterefjen Rüdficht zu nehmen babe, 
mit einigen zu dejjen Durchführung erforderlichen Hilfsnormen fejtgeießt, im übrigen aber 
den Bergbehörden die Befugnis eingeräumt worden, zur Verhütung von Störungen der 
öffentlichen und perjönlichen Sicherheit und der Gejundheit jowie überhaupt von gemein: 
ihädlichen Einwirkungen beim Bergbau allgemeine Bolizeiverordnungen zuerlafien 
und beim Auftreten joldyer Gefahren die erforderlichen polizeiliben Verfügungen im 
Einzelfall zu treffen. Die gejeglich feſtgeſetzten Berpflichtungen des Grubenbefigers be- 
jtehen nach dem preußischen Berggejeg und nach den meijten übrigen deutſchen Geſetzen ins- 
bejondere darin, daß der Bergwerfsbetrieb nur unter der Leitung, Aufficht und Verant— 
wortlicdhfeit von Perſonen geführt werden darf, deren Befähigung hiezu von der Bergbehörde 
anerkannt ijt, daß für jedes Bergwerk ein genauer Betriebsplan aufzuftellen ift, welcher der 
Bergbehörde vorgelegt wird und von dieſer aus Sicherheitsrüdfichten beanftandet werden 
fann, daß endlich ein über den Stand und die Lage der Baue Auskunft gebendes, ftets auf 
dem laufenden zu haltendes Grubenbild angefertigt und in einem Eremplar an die Berg- 
behörde eingeliefert werden muß ($$ 67—76 preußiſches Berggeieg). Aehnliche Verpflich— 
tungen hinsichtlich der Befähigung des Betriebsleiters und der Fertigung von Grubenbildern 
enthalten auch das öſterreichiſche Gejeg vom 31. Dezember 1893 über die Bergbau: Aufficht 
und die englischen Gejehe über die Erz: und Kohtengruben *). 

Hinfichtlih der Befähigung der Arbeiter bejtehen in den Berggejegen meijt feine ein: 
jchräntenden Borjchriften; jedoch können nunmehr nach der neuen Faſſung des preußischen 
Berggeiepes vom 24. Juni 1894, $$ 196 und 197, im Intereſſe der Sicherheit durch Berg. 
polizeiverordnungen Vorſchriften über die Vorbildung der Bergarbeiter getroffen werden; 
jo ift durch Verordnung des Oberbergamts Dortmund vom 28. Mai 1894 vorgejchrieben 
worden, daß ein Hauarbeiter über 21 Jahre alt jein, wenigjtens drei Jahre in einer Grube 
gearbeitet haben und davon 1 Jahr unter Aufficht eines Hauers mit Hauarbeiten bejchäftigt 
gewejen jein muß *). 

Die dem Bergwerklsunternehmer obliegenden ficherheitlichen Verpflichtungen beziehen ſich 
zum Zeil auf den Schuß der Oberfläche und der daſelbſt befindlichen Perſonen, Ge— 
bäude, Anlagen, Wege und Berfehrsanftalten, jowie der Quellen und Wafjerläufe. Dabei 
gehen die Berggelete, 3. B. das Preußiiche, meift von dem Gefichtspunfte aus, daß nicht 
ichon jede Rüdwirkung, welche für beteiligte Befiter und Nupungsberechtigte einen Schaden 
und damit für den Grubenbeliger eine zivilrechtliche Erjagpflicht zur Folge hat, polizeilid 
verboten jei; denn derartige Rückwirkungen find unvermeidlich mit jedem entwidelten Berg: 
baubetrieb verbunden und ihre polizeiliche Verhinderung würde oft bedeuten, dal; Damit der 


83) BZeitichr. für Bergreht 14. ©. 121 u. 30. J. f. G.V. 16. III. S. 386. — Die internatio- 
S. 278 f. — Für Belgien a.a. O. 25. ©. 336. nale Arbeiterichugfonferen; von 1590 hat es als 

84) Ueber das Dejterreichiiche Sei. von 1893 ſ. wünſchenswert erklärt, daß die Stellen der mit 
Beitichr. für Bergredt 35. ©. 160. — In Eng der Leitung eines VBergwerls betrauten Betriebs. 
land jind 1892 14 Bergwerlsinipektoren, daneben führer ausichliehlich mit Perſonen beiegt werden, 
noch eine Anzahl Hilfsinjpeltoren angeftellt ge-) deren Erfahrung und techniiche Befähigung ge 
weſen, die aber zur Bewältigung der großen Auf- | hörig feitgeftellt iſt. 2 
gabe noch nicht ausreichten, ſ. Bringsheim in, 85) Beitichrift für Bergrecht 36. ©. 36. 
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Srubenbetrieb zu Gunften privatwirtichaftlicher, weit mindermwertiger Intereſſen in drüdende 
Feſſeln gelegt würde. Vielmehr tritt ein polizeiliches Einfchreiten der Bergbehörde zur Ber: 
hütung von Gefährdungen und Schädigungen der Oberfläche nur dann ein, wenn öffent 
liche oder gemeinwirtjichaftliche Intereſſen in Frage ftehen, aljo insbefondere wenn 
die Sicherheit der Perſonen bedroht ift oder zur Verhütung der Verunreinigung der weiteren 
Kreifen zur landwirtichaftlihen oder gewerblichen Benübung dienenden Wafferläufe, der 
Ableitung von therapeutisch wichtigen Mineral: und Thermalquellen oder von Quellen, welche 
Ortſchaften und größere Gebiete mit Waſſer verjorgen, zur Sicherung der öffentlichen Wege, 
Kanäle und Eifenbahnen. 

Ob jener polizeilihe Schuß aud Wohngebäuden und Ortichaften gegen die Schädigungen, welde 
die beim Bergbau eintretende Bodenjenfung mit fih bringt, zu gewähren jei, ift eine nadı 
Lage des Einzelfalles verfchieden zu beantwortende Frage; jedenfalls können die Gebäudebefiger 
einen joldyen polizeilihen Schug dann nicht beanspruchen, wenn überhaupt erit die Entwicklung 
des Bergbaubetriebes Beranlafjung zur Beltedelung der Gegend und zur Gründung von Ort: 
ihaften gegeben hat, oder wenn ber u; da MWeiterbetrieb der Grube an wirtichaftlicer Be: 
deutung den durch die Beeinträchtigung der Gebäude bedingten Schaden jehr erheblich überwiegt. 
Die preußiiche Negierung hat es daher 1875 abgelehnt, den aus Iſerlohn und Oberhaufen an 
ben Landtag gebraditen Petitionen um polizeiliches Einfchreiten gegen die durch ben bortigen 
ei are vor bewirkten Bodenjenfungen und Häuferbeihädiqungen ſtattzugeben *). Leberhaupt 
greift bei der Frage des berapolizeilidien Cinfchreitens in ſolchen Fällen itet3 ein freieres Er: 
meſſen der Behörde ſowohl hinfichtlich des Ob als der zu wählenden Mittel Platz; fie hat ftets 
auc die große volkswirtichaftliche Bedeutung eines ungeftörten Bergbaubetriebes im Auge zu 
behalten, ihre Auflagen, natürlich vorbehaltlich der Schadenserjagpflicht, auf das im öffentlichen 
Interefje unbedingt erforderliche zu beichränfen und fih damit zu rn wenn der Schaden 
in anderer Weife ausgeglichen, aljo 3. ®. für die verfiegte Quelle durch anderweite Waſſerzu— 
leitung ein Erjag gejhaffen wird. 


Bon befonderer Bedeutung find die Verpflichtungen, welche dem Bergwerksbeſitzer zur 
Verhütung von Gefährdungen der beim Bergbau über und unter Tage beſchäftigten 
Berjonen obliegen; hier liegen eine Anzahl dem Bergbau und der unterirdifchen Arbeit 
eigentümliche Gefährdungen vor, welche diejen Wirtſchaftszweig zum gefahrenreichiten madjen *"). 
Nicht bloß ift die Sicherheit der Arbeiter dur da8 Sprengen, durch Steinfall, bei der 
Seilfahrt und der Stredenförderung 2c. vielfach bedroht, jondern es find insbejondere bei 
der Kohlengewinnung in den jchlagenden Wettern (erplofiven Gemijchen der aus den auf: 
geichlofjenen Kohlenlagern entwidelten Grubengaje mit der atmojphärijchen Luft) eigenartige 
Gefährdungen gegeben, welche mit der neuerdings wachjenden Tiefe des Abbans an Häufig: 
feit und Stärke zunehmen *). Auch ift die Gejundheit der Arbeiter in den engen Schaditen, 


86) Beitichrift für Bergrecht 17. ©. 455. fiht für 1893 nur noch 2,18 und 1894 nur nod 

87) Nach der vom deutſchen Neichsverfiche- 1,86 Todesfälle. 
rungsamte für das Jahr 1887 aufgeftellten ge- | 88) Nach den amtlichen Veröffentlichungen (}. 
nauen Unfallöftatiftit hatte die Knappichaftäbe- Zeitichrift für das Berg-, Hütten- und Salinen- 
rufögenofienichaft die relativ größte Zahl von Ver- |weien im Preuß. Staat 48. Bd. 1895 1. ſtatiſt. 
legungen mit tödlichem Ausgang, nämlich auf Lieferung) find von den 371 198 Arbeitern, melde 
1000 Berficherte 2,45 Getödete, die ihr folgende ‚1894 auf den Preuß. Bergmwerlen beichäftigt waren, 
Fuhrwerks⸗-Berufsgenoſſenſchaft 2,40, Binnenichiff- 736 Mann oder 1,983 auf je Taujend mit töd- 
fahrt3-Berufagenofjenichaft 1,76. Vgl. amtl. Nachr. lichem Ausgang verunglüdt ; die Zahl bleibt hinter 
der RB. 6, 267. Nach der vom Neichöver- dem Durchichnitt der Perioden von 1867 bis 1880 
fiherungsamt veröffentlichten Meberficht über die mit 2,465 und von 1881 bis 1890 mit 2,455 
Thätigfeit der Berufsgenofienihaften kamen bei tödlichen Verunglüdungen im Jahresdurchſchnitt 
der Knappichaftsberufsgenofjenichaft auf 1000 ver- auf 1000 Mann wejentlich zurüd ; Dagegen weilen 
jiherte Mitglieder im Jahr 1893 89 und im Jahr frühere Perioden weniger entwidelten Bergbauet 
1894 89,65 Verlegte, bedeutend mehr als im eine verhältnismäßig geringere Zahl tödlicher Um 
Durchſchnitt jämtliher Berufsgenofjenichaften, fälle auf, der Durchſchnitt der Jahre von 1841 
der 1893 35,23 und 1894 36,37 Verletzte auf 1000 bis 1850 ergiebt 1,680, von 1851—1860 1,910, 
Mitglieder betrug, und mehr als bei fajt allen ‚von 1861 - 1866 2,167 tödliche Bersnglüdungen 
anderen Berufsgenoſſenſchaften. Immerhin ift auch auf 1000 Arbeiter jämtlidher preußiichen Berg: 
im Bereiche des Bergbaues die Zahl der Ver: werke. Nach der Art der Gruben ſtuft fich bie 
legungen mit tödlichem Ausgang im Abnehmen; Häufigkeit der tödlichen Unfälle folgendermaßen 
auf 1000 Berficherte fommen nach der Statiftif ab: Im Jahresdurchſchnitt find in Preußen auf 
von 1887 2,45, dagegen nad) der obigen Ueber- 1000 Mann der Belegichaft tödlich verunglüdt 
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welche zuweilen hohe Temperatur, verdorbene Luft und Feuchtigkeit haben, mancherlei fang: 
ſam wirkenden Schädigungen ausgeſetzt. 

Damit den Bergwerksunfällen entgegengewirkt werde, iſt vor allem eine behördliche Feſt— 
ftellung aller Unglüdsfälle umd ihrer Urjachen erforderlich. Es ift daher nach dem 
preußischen Berggejeß und dem deutſchen Unfallverficherungsgejeg vorgeichrieben, daß jeder 
Unfall, welcher eine fchwerere Verlegung oder eine Tötung zur Folge hat, bei der Berg- 
polizeibehörde anzuzeigen und von diefer zu unterfuchen ift; aus dem Ergebnis dieſer Unter: 
ſuchungen und aus der darüber geführten Statiftit **) ergeben fich wichtige Anhaltspunkte 
jowohl für das bergpolizeiliche Einfchreiten im Einzelfalle als für die Erlaffung allgemeiner 
Sicherheitsvorjchriften. Die großen Mafjenunglüde durch Erplofion der Kohlengaje gaben 
den europäiichen Staaten, deren Kohlenbergbau die größte Entwidelung gewonnen hat, Eng: 
land, Frankreich, Belgien, dann auch Preußen, Sadjjen und Defterreih, zum Zeil jchon 
jeit längerer Zeit Beranlafjung, durch befondere Kommilfionen die Urjachen diejer Schlag: 
wetter und die Mittel zu ihrer Verhütung unterfuchen zu lafjen. Als hauptſächlichſte Bor: 
beugungsmittel ergaben ſich dabei die Verwendung geeigneter Sicherheit3lampen, die Ber: 
meidung des Schiehpulvers ald Sprengmittel, eine jorgfältige Beobadjtung der Luftverhältnijie 


der Gruben und die Fürjorge für zweckmäßige Yufterneuerung *"). 
Nach dem preußiichen Berggeſetz iſt es Sache der Oberbergämter, durch Polizeiver— 


im Steintohlenbergbau im Braunfohlenberabaun im Erzbau in jonftigen Gruben 
1867 — 1880 2,939 X r ‚ 
1881 — 1890 2,934 2,198 1,253 1,951 
1894 2, 209 1 ‚968 1,005 1,935 


Es ergiebt ſich hieraus, daß an Unfallgefähr- 
lichfeit der Kohlenbergbau, und zwar der auf 
Steintohlen gerichtete weſentlich voranfteht. In 
England find in den Kohlengruben durch Unfälle 
aller Art — worden in den Jahren 1851 
auf 219, 1870 auf 354, 1890 auf 529 Mann der 
gelamten Belegichaft je ein Arbeiter; e3 hat alio 
infolge der befferen Einrichtung und Bewahung 
der Kohlengruben, deren Belegichaft von 1851 mit 
216217 bis 1890 auf 613 233 geftiegen ift, Die 

Zahl 


Im Durchſchnitt der Jahre 1861—70 

1871—80 

1881—90 
1893 
1894 


” ” * 


" ” 
im Jahre 


"” 


Unfallgefährlichfeit des eg ſehr er: 
heblich abgenommen (Pringsheim, J. f. G. V. 
16, I1I. ©. 286). 

Ueber bie Unfallgefährlichkeit der ihlagenden 
Wetter giebt die gleiche Unfallftatiftit für die 
Preußiſchen Bergwerke eingehende Auskunft. 
ledig war die Zahl der Schlagwettererplo- 
tonen mit tödlihem Erfolg in den Preußiſchen 
Kohlenbergwerfen folgende: 


der Schlagwettererplofionen 


mit tödlichem Erfolg Bahl der Toten 


11, 36,1 
20,1 42,4 
26,9 100,0 
21 127 
12 26 


Und zwar famen auf 1 Million Tonnen Kohlenförderung auf je 1000 beichäftigte Arbeiter 
tödliche Exploſ. dabei getödet mn ap getödete Arb. 


Im Durchſchnitt der Jahre 1861—70 0,61 
— „ 1871-80 0, ‚so 

z z 1881-90 0,50 

. . . 18983 0,81 

1894 0,17 


In den Kohlengrüben von Großbritannien wur— 
den auf 1000 Arbeiter im Jahresdurchſchnitt durch 
Schlagmetter getödet von 1851—1860 : 0,992, von 
1861— 1870: 0,710, von 1873— 1878: 0,339. Die 
Zahl derartiger Berunglüdungen war alfo hier 
im ®Berhältnis zur Arbeiterzahl wenigitens früher 
erheblich größer als in Preußen; von den preu— 
ßiſchen Kohlengruben ift nur ein Zeil, nament- 
lich die im weſtphäliſchen Bezirk, bejonders ſchlag— 
wettergefährlih, audh die Saargruben hatten 
übrigens 1885 durd die Erplofion der Grube 
Camphauſen ein jchweres UInglüd mit 180 Todten. 

89) Die Ergebnifje der Unfalljtatiftit für die 


‚96 126 ‚404 
1,26 0.188 0,280 
1,85 0,139 0,517 
1,87 0,081 0,490 
0,37 0,045 0,097 


preußischen Bergwerfe werden alljährlich in der 
Beitichrift für das Berg-, Hitten- und Salinen- 
weien der preußijchen Staaten veröffentlicht ; 
außerdem wird für alle der Anappichafts-Berufs- 
Genoſſenſchaft angehörigen deutichen Bergmwerfe 
von diejer eine Unfallftatiftif geführt. 

90) Der Bericht der franzöfiichen Schlagwetter- 
kommiſſion iſt deutſch überjept von Haßlacher 
in Zeitſchrift für Berg-, Huͤtten- und Salinen— 
weſen Bd. 29; der Hauptbericht der preußiſchen 
Schlagwetterfommifion, von Haßlader er 
ftattet, ift nebſt 5 Bänden Anlagen und einem 
Atlas 1887 veröffentlicht worden. 
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ordnungen für ihren Bezirk oder einzelne Teile desſelben insbeſondere auch die zur Ber- 
hütung von Gefährdungen der Sicherheit und Gejundheit der Arbeiter erforderlichen Vor: 
jchriften zu erlaflen; dabei können nicht bloß die Pflichten der Bergwerfsbefiger und der 
Betriebsführer, fondern auch das Verhalten der Arbeiter näher geregelt werden °'). Durd) 
das deutiche Unfallverficherungsgeieg von 1884 ift beftimmt worden, daß von der Berg: 
polizeibehörde allgemeine Vorſchriften zur Unfallverhütung nicht mehr ohne vorgängige An— 
börung des Sektions- oder Genofjenjchaftsvorftands der betreffenden (in der Regel Knapp— 
ichafts-) Berufsgenofjenichaft erlaffen werden fünnen. Ferner ift durch dieſes Gejeg nun— 
mehr auch den Unfallberufsgenofjenschaften die Befugnis eingeräumt worden, für die zur 
Genofjenichaft gehörigen Gruben mit Genehmigung des Reichsverfiherungsamts Unfall; 
verhütungs-Vorjchriften zu erlafjen, zu deren Beratung und Beichliefung die Arbeiterver: 
treter mit vollem Stimmrecht zuzuziehen find. Die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft hat 
übrigens bisher von diejer Befugnis noch feinen Gebraud) gemadht. 

In Frankreich ift durd ein Geſetz vom 8. Juli 1890 eine neue Form der Aufficht über 
die erg in Bergwerfen eingeführt worden, indem aus denjenigen Perſonen, welde 
als Arbeiter in den Gruben beichäftigt find oder früher mindeitens Fünf Sabre lang beichäftigt 
waren, auf drei Jahre Arbeitervertreter zu wählen find, denen gegen Tagesgebühr die Aufgabe 
nn das Bergwerk regelmäßig zweimal im Monat zu befahren und die Einrichtungen zur 
Unfallverhütung behufs Befeitigung etwaiger Mängel zu prüfen. Die durch die Thätigkeit dieſer 
Arbeiterdelegierten erwachienden Koften werden vom Staate bejtritten, der fie von dem beteiligten 
Bergwerkbeiigern zurücderhebt. Auch nadı den engliihen Kohlenbergwerk-Geſetzen fteht den Ar: 
beitern die Befugnis zu, durch zwei von ihnen ernannte und auch zu bezahlende Delegierte die 


een der Grube prüfen zu laffen; es wird aber hievon nicht in allen Berg: 
werfen fortdauernd Gebraud, gemacht ”*). 


VI. Die Bergbauunternehmer. 


$ 19. Einzel» oder Gejellihafts3-Unternehmung. Die Mineralgewinnung 
durch Einzelunternehmer findet namentlich dort Anwendung, wo e3 ſich um die Ausbeutung 
bon Lagerjtätten Fleineren Umfangs handelt, bei welchen Rififo und Kapitalvermendung gering 
ift und der mwirtichaftliche Erfolg hauptſächlich von der Gejchidlichkeit des Unternehmers und 
feiner Arbeitskräfte abhängt. 

Insbeſondere wird die Förderung von Kies, Sand, Erde, Torf und Steinen in ober: und 
unterirdiichen Gruben und Brüchen vielfah von Einzelunternehmern betrieben, wobei oft der Be: 
figer und feine Familienangehörigen mitarbeiten und nur wenige fremde Arbeitskräfte mitwirken, 
Sehr häufig findet diefe Art der ee gg im Zufammenbange mit dem land: umd 
foritwirtichaftlichen Betriebe ftatt, derart, daß fie dem Unternehmer Gelegenheit giebt, in den 
Zeiten, wo die Land- und Foritwirtichaft geringere Leiſtungen beanſprucht, feine Arbeitätraft 
und die feiner Leute und Geipanne zu verwerten. Auch die Ausbeutung Fleinerer Neiter und 
Gänge von Erzen oder des Gold, Zinn und andere Metalle führenden Schwemmlandes wurde 
namentlich in früheren Zeiten und wird, wenn auch feltener, noch jegt durch Einzelunternehmer 
betrieben. Im deutichen Mittelalter ift eö der Eigenlöhner oder Eigenlehner, welcher fo den Berg 
bau in eigenem Lohne oder, wohl richtiger, in eigenem Xehen mit Familie und Gefinde betreibt. 
Die Natur des Bergbaues führt aber überall mit der größeren wirtichaftlichen Entwid- 

lung zur Bildung von Geſellſchaften. Bor allem ift dies durd) die Art der dem Berg: 
bau dienenden techniichen Arbeiten und Anlagen bedingt; denn auch wo die unmittelbare 
Haus und Förderarbeit in der Grube durch den wenig bemittelten Einzelunternehmer be 
wältigt werden fann, bedarf es zur Herjtellung und Unterhaltung der oft gleichzeitig mehreren 
Gruben dienenden Hilfsbauten für die Wafferhaltung und Wetterführung, manchmal auch 


91) Die auf Grund des 8197 des preußifchen | für Bergweien 86. ©. 37. 

Berggeſetzes erlaffenen VBergpolizeiverorbnungen | 92) Das franzöfiiche Geſetz ift abgedrudt uud 
find in einer Sammlung von Buff, Die Gejepe | erläutert in dem Archiv V ©. 183 und in der 
und Verordnungen betr. die Bergwerfe, 1883, Zeitichrift für Bergrecht 32. ©. 26. — Ueber bie 
nebft Ergänzungsheft 1885 erichienen. Bejonders für die englifchen Koblenbergwerte beftellten Zr 
wichtig tft die Bergpolizeiordnung für den Cber- arbeiterdelegierten ij. Pringsheim in‘. |. 
bergamtäbezirt Dortmund von 1894, j. Zeitichrift G.B. 16, III. S 288 ff. 
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zur Ausführung der Hauptförderichadhte eines gemeinfamen Zuſammenwirkens. Außerdem 
aber führt die Notwendigkeit, größere Kapitalien flüffig zu machen und die Verluftgefahr 
zu verteilen, bei jeder reicheren Entwidlung des Bergbaues zur Vergejellichaftung. 


‚Schon in der Ältejten Entwidlung des deutichen Bergbaues geſchieht es, daß die Grubenfelder, 
die nicht in Selbitbewirtihaftung des Regalherru ftehen, einer Genofienihaft von Mehreren zur 
gemeinfamen Ausbeutung verliehen werben; das Bergwerk befindet ſich alsdann im Befige einer 
Arbeitsgenojfenjhaft von Eigenlehnern (Fröhnern) oder Gefellen, welche jomohl ihre 
Arbeit als das bei dem unvollkommenen tehnifhen Betrieb noch geringe Kapital in die Grube 
verwenden und bei denen die Merkmale des felbftändig und unjelbitändig Beichäftigten, des 
Meifters und Arbeiters, kaum unteriheidbar in einander übergehen. Die Gruben find noch Hein 
und die Mitglieder der Arbeitsgenoffenihaft ſowie die dadurd bedingten Grubenanteile wenig 
zahlreich, 16 bis 32, Durch Erbihaft und Kauf gelangen einzelne Anteile an Perſonen, die 
nicht gleichzeitig mitarbeiten, und diefe Entwidlung fteigert fich, ala mit der technifchen Bervoll: 
fonmnung des Bergwerksbetriebs durch Stollenbau und Wafjerkunft, mit der Vergrößerung und 
Vertiefung der Grubenfelder auch Bürger der Bergitabt und der Nachbargemeinden, dann auch 
entferntere ſtädtiſche Kapitaliften ihre Gelder in die Bergwerfe verwenden. So erwächſt wohl 
ihon im erften Höhenpunkte des deutſchen und flavifchen Bergbaues, im 13, Jahrhundert, na— 
mentlich aber feit der zweiten Blütezeit Ende des 15. Jahrhumderts aus ber urfprünglichen Ar— 
beitögenofjenihaft eine davon getrennte Gemeinjhaft der Kapitaliften, weldhe das Berg: 
wert mit ihren Aufwendungen befruchtet haben, jelbit aber im Bergwerkbetriebe nicht mitthätig 
find. Es entfteht die deutjcherehtlihe Gewerkſchaft, als eine mit Nechtöperfönlichkeit aus: 
geitattete Gemeinſchaft der Perionen, welche, ohne beim Bergbau mitthätig zu fein, auf Grund 
einer Verleihung als Unternehmer auf Gewinn und Rifito das Bergwerk betreiben. Während 
zuerst nur die am Bergbau Mitthätigen und ihre Erben jowie die Bürger der Bergitädte als 
Gewerken auftreten, findet man in der weiteren Entwidlung vielfach auch die Angehörigen der 
durh Kaufmannſchaft reich gewordenen Gejchlechter entfernter Städte ala Bergwerksteilhaber *°), 

Eine ähnliche Organifation, wie die Gewerkichaft bei den Erzbergwerten, entwidelte fich bei ber 
Ausbeutung der Salzvorfommniffe wohl ſchon ſeit dem 12, Jahrhundert für die durd ganz 
Deutichland verbreiteten Salinen in den Pfännerfhaften. Auch hinfichtlih der Salzlager 
und der Soolquellen bildete fid), fei e3 im Zuſammenhang mit dem Grundeigentümer-Recht, fei 
e3 aus der Hoheitögewalt, ſchon im frühen Mittelalter ein Regalanſpruch des Königs und der 
mit Gerichtsgewalt befleideten weltlihen und geiitlihen Grundeigentumsherrichaften auf aus: 
ſchließliche Salzausbentung heraus, der aber nur jelten durch Selbitverwaltung, meift durch Leber: 
tragung der Ausbeutung und der Verarbeitung an Arbeitsgenoffenichaften zuerſt höriger, dann 
freigeworbener Salzfieder ausgeübt wurde. Indem die Arbeitögenoffen die Mittel für die unter: 
irdiihen Bauten und die Werfsanlagen zum Teil felbft aufbradıten, zum Teil von den am Salz: 
bezug Beteiligten hierfür Zuwendungen erhielten, geftaltete fih auc die Pfännerſchaft almäl- 
lid) als eine von der Gemeinichaft der Salzarbeiter getrennte und als Nechtsverjönlichkeit or: 
ganifierte Gemeinſchaft der infolge der Sapitalverwendung an der Saline dinglic berechtigten 
en, masSternegg, a. a. O. II. S. 338 ff. Schmoller,in J. f. G. V. 

5, I. ©. An 


820. Die Gewerkſchaft und die Aktiengejellichaft. Seit dem 14. Jahrhundert 
finden fih in Deutſchland die Bergwerke vielfach in der Hand von Gewerkſchaften; 


fie find Gejellichaften zum Bergwerkbetrieb, bei welchen lediglich das dingliche Moment, der 
Anteil an der durch das darein verwendete Kapital befruchteten Grube, und nicht mehr das 
perjönliche Moment, die Vereinigung zur gemeinfamen Bejorgung der bergbaulichen Ar: 
beiten, die Grundlage für die Mitgliedichaft darjtellt *). 





8) Juama-Sternegg, Deutihe Wirt- 
ihaftägeihichte II. ©. 329 f. Schmoller, Die 
geichichrliche Entwidlung der Unternehmung in 
J. G. 8. 15, II. ©. 26 ff. IV. ©. 1 fi. 
Wirthichaftägeichichte des Schwarz- 
walds I. ©. 583 ff. Derj., Heitichrift für Ge- 
ihichte des Oberrhein: N. %. II. 4. ©. 385 ff. 
Neuburg, Goslar Bergbau bis 1552. 1892, 
©. 235, 287. — Beim Bergbau des Schwarz- 
wald3 waren Freiburger Bürger, bei dem bes 
Harzes Magdeburger, ded Mannsfelder Leipziger, 
des Tarnowißer Bergbaues Breslauer und Kra— 
fauer Kaufleute und Patrizier hauptſächlich Ger 
werfen ; die reichen Augsburger find Mitbeteiligte | 


J. f. ©. 
Gothein, 





bei vielen deutſchen und ungar. Bergwerlen geweſen. 


94) Verſchieden von den durch Arbeits⸗ und 
Kapitalvereinigung auf eine beftimmte Grube ge: 
bildeten Erwerbögemeinichaften der Gewerken find 
die lediglich auf die Gemeinſamkeit ded Berufs 
gegründeten genofjenichaftlichen Verbindungen der 
Bergleute beftimmter Bezirke, die Berggemeinden; 
erftere find Vereinigungen rein wirtichaftlicher 
Natur, letztere haben einen focialen und poli- 
tiihen Zweck; jo bildete in Goslar die Gejamt- 
heit aller Bergleute und Waldwerfen eine Ge- 


noſſenſchaft, welche unter dem jelbitgewählten 


Bergmeifter oder Bergrichter und unter dem Ein: 
fluffe des Rats verwaltende und redhtiprechende 
Aufgaben im Bergweien vollzog. Gierke, ®e- 
noſſenſchaftsrecht 1. S. 443, 


456 XX. Schentel, Bergbau, 


Die dinglihen Anteile an der Gewerkſchaft, Kuxe genannt, wurden kraft Gewohnheit: 
rechts auf eine feite Zahl, jeit Agricola 1621 meift 128, eingegrenzt. Die Gewerkſchafts— 
teilhaber hatten einerſeits Anſpruch auf eine ihrem Anteil entjprechende Ausbeute, anderjeits 
die Pflicht zur Beitragsleiftung in Geftalt von Zubußen, wenn und folange der Gruben: 
ertrag zur Erfüllung der durch den Betrieb erwachſenen Verbindlichkeiten nicht ausreichte. 
Die Kuxe waren, vorbehaltlich der in den Bergordnungen und Gewerkſchaftsſatzungen vor: 
geichriebenen Förmlichkeiten (meift Eintragung ins Berg-, Gegenbuch), frei veräußerlich, wo: 
bei aber nicht jelten der Gewerkichaft oder den Mitgewerken ein Vorkaufsrecht zuftand. 
Die Gewerkſchaft bejorgte ihre wirtichaftliche und techniiche Verwaltung durch ſelbſtgewählte 
Beamte, Schichtmeifter zc., und bejchloß in Verfammlungen oder Ausichüffen der Gewerken 
über die Leitung der gewerkichaftlichen Angelegenheiten. Der Negalherr führte durch feinen 
Bogt oder jonjtigen Beamten von jeher eine nicht jelten bis zu vieljeitiger Einmifchung in 
die Verwaltung gehende Aufficht, insbefondere um ein Gewähr für geordneten Grubenbe— 
trieb und für Leiftung der gejchuldeten Hegalabgaben zu jchaffen. Mit der Stärkung der 
Landeögewalten wurde durch die jeit dem 16. Jahrhundert erlafienen Bergordnungen die 
gewerfichaftliche Selbjtverwaltung allmählich in die dem Beamten des Regalherrn zufom: 
menden Auffichtsbefugniffe aufgejogen und jowohl der technische Betrieb als die wirtichaftlide 
Verwaltung der Gewerkichaftsangelegenheiten der Leitung der Iandesherrlichen Bergbehörden 
unterworfen ®), bis dann endlic im Verlaufe des 19. Kahrhunderts den Gewerkichaften 
ihre Selbjtverwaltung unter Vorbehalt der Staatsaufficht wieder zurüdgegeben worden iſt. 

Mit diejer neueren Nechtsentwidelung, wie fie in den öfterreichiichen, ſächſiſchen und preu- 
ßiſchen Berggejegen zum Ausdrud gelangt, ift auch die gewerkſchaftliche Verfaſ— 
jung einer eingreifenden Reform unterzogen worden. Nach dem im allgemeinen Land: 
recht Eodifizierten älteren preußifchen Rechte ftellte der Kur nicht bloß einen für fid 
übertragbaren Anteil an dem durch das Bergbaurecht der Gewerkichaft begründeten Gejamt- 
rechtöverhältnifje jondern auch ein im Grundbuch eingetragenes Miteigentumsrecht an dem 
als unbewegliche körperliche Sache behandelten Bergwerfe dar; und ed wurde hieraus zur 
großen Schädigung des Realkredits der Gewerkichaft die Nechtöfolge abgeleitet, daß jeder 
Kurbefiger für fich befugt jei, jeinen Anteil am Bergwerke hypothekariſch zu verpfänden; 
es war jomit die Gewerkichaft, jomweit derartige Verpfändungen der Anteile erfolgt waren, 
überhaupt verhindert, falls nicht jämtliche Gewerken ald Miteigentüimer zuftinmten, den 
Realkredit der Gewerkichaft durch Verpfändung des Bergwerkseigentums auszunugen. Nun: 
mehr ift durch das preußifche Berggejek von 1865 der durch den Kurz gebildete Berg: 
werfsanteil als ein für fich beftehendes beweglihes Recht erklärt, welches fein Mit: 
eigentumsrecht am Bergwerke begründet und im Grundbucd nicht eingetragen wird; ber 
Kur kann wie ein Wertpapier für fich veräußert und verpfändet werden. Davon vollftändig 
getrennt ift das der Gewerkichaft als folcher zuftehende im Grundbuch eingetragene Berg: 
werkseigentum ; dasjelbe kann kraft gewerkichaftlichen Beichlufjes hypothekariſch verpfändet 
werden, jo daß der volle wirtichaftliche Wert des Bergbaurechts ausſchließlich von der Ge— 
meinjchaft der Gewerfen zur Erlangung von Realtredit für den Bergbaubetrieb ausgenugt 
werden kann. Für die vor Einführung des neuen Bergrechts ſchon vorhandenen Gewerk 
ichaften find die jeitherigen Normen zwar aufrecht erhalten, gleichzeitig aber ift ihnen die 
Möglichkeit eröffnet worden, die neue Verfaffung anzunehmen und die Kuxe zu mobilifieren, 
wobei die don den Kuxinhabern beftellten Hypotheken fich, jofern der Gläubiger nicht deren 
jofortige Realifierung vorzieht, in Fauftpfandrechte an den Kuxſcheinen verwandeln. 


Aehnlich find die Grundlagen des Gewerkihaftsrehts nad dem Defterreihifchen Berg: 
geieg von 1854 und dem Sächſiſchen Berggeſetz von 1868 georbnet; während aber die Zahl 


9) Gierke, ebenda ©. 972 fi.; D. O pet, quellen des Mittelalters, LZeitichrift für Berg- 
Das Gewerkſchaftsrecht nach den deutichen Rechts- recht 84. ©. 218 fi. umd 298 ff. 
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der Anteile nach preußiichem und ſächſiſchem Rechte nunmehr auf 100 eventuell 1000 feſtgeſetzt 
worden ijt, hat das öſterreichiſche Recht die alte Kuxenzahl 128 beibehalten. 

Das preußiſche Recht betrachtet die Gewerkichaft fo ſehr als die naturgemäße Form für 
den Gemeinichaftäbetrieb von Berabauunternehmungen, daß bei allen nicht lediglidh durch Wer: 
erbung herbeigeführten Mitbeteiligungsverhältnifien an einem Bergmwerf das Vorliegen einer Ge— 
werkſchaft ohne weiteres angenommen wird, fofern nidıt die Mitbeteiligten durch eine in öffent: 
liher Urkunde niedergelegte Willenserklärung ausbrüdlid; eine andere Form der Gefellichaft oder 
Genofienihaft gewählt haben. Nach öfterreichiichem und ſächſiſchem Rechte danegen entiteht eine 
Gewerkſchaft nur dann, wenn die mehreren Teilhaber des Bergwerfes dies vereinbaren und den 
von ihnen beſchloſſenen Eatungen die ftaatlibe Genehmigung erteilt wird *), 


Es ift übrigens in feinem diejer Bergredjte ausgeichloffen, daß das Gemeinjchaftsver: 
bältnis an einem Bergwerfe in die Form einer Aktiengeſellſchaft gekleidet wird. Die 
Gewerkſchaft hat mit der Aktiengejellichaft gemein, daß fie eine von der Berion der Gejell- 
ichafter getrennte eigene juriftiiche Perſönlichkeit befigt, da ihre Organe mit Mehrheit über 
die Gejellichaftsangelegenheiten bejchliegen, daß nah außen hin nur das Gejellichaftöver: 
mögen, nicht auch dad Bermögen der Mitglieder für die Gejellichaftsverbindlichkeiten haftet. 
Sm Unterjchiede von der Aktiengejellichaft wird aber bei der Gewerfichaft das zur Eröff: 
nung und zum Betrieb des Unternehmens aufzubringende Kapital nicht, wie das Grund: 
fapital der Aftiengejellichaft, von vornherein nad) jeinem Betrage beftimmt und auf Ver: 
langen eingezahlt; vielmehr werden die für die gemeinichaftlihe Zeche erforderlichen Kapi— 
talien nach dem wechſelnden Bedarf und Stande der Unternehmung durch ein= oder mehr: 
malige Beiträge oder auch aus den Betriebsüberfchüffen beftritten; es lautet daher auch der 
Gewerkichaftsanteil, der Kur, nicht wie die Aktie auf einen feiten Nominalbetrag, jondern 
er jtellt bloß eine Duote des im Bergwerkseigentum enthaltenen, beftändigen Schwankungen 
untertworfenen Wertes dar; der Kuxinhaber ift, freilic; mit dem Vorbehalte der Befreiung 
von jeinen Berbindlichkeiten im Falle des Verzicht? und der Heimfchlagung, zur Entrichtung 
von Zubußen an die Gewerkſchaft nach Bedarf des Unternehmens verpflichtet, während der 
Aktienbeſitzer höchitens für die Einzahlung der in der Aktie bezeichneten Summe haftet; 
diefem engeren Verpflichtungsverhältnis des Kurinhabers zur Gewerkichaft entipricht es auch, 
daß die Kuxe nicht wie die Aktien auf den Inhaber, fondern ftets nur auf Namen aus: 
gegeben werden fünnen. Die Bejtimmungen des Aftienrechts, wonach Gerwinnverteilungen 
nur aus der durch die Bilanz feftgeftellten Vermehrung des Grundkapital erfolgen dürfen, 
finden auf die Gewerkſchaft feine Anwendung, vielmehr erfolgt die Verteilung von Ausbeute 
an die Gewerfen, jobald die periodischen Betriebserträgniffe hiezu verfügbare Ueberſchüſſe 
darbieten. 

Dieje eigenartige rechtliche Geftaltung des gewerkichaftlichen Gejellichaftsverhältnifjes hat 
jih aus den wirtichaftlichen Eigentümlichkeiten de3 Bergbaubetriebs naturgemäß heraus: 
entwidelt. Auf das Bergbauunternehmen find nicht bloß bei der erjtmaligen Inbetriebſetzung 
jondern auch im Laufe des Betriebs ſtets wieder von Zeit zu Zeit erhebliche Kapitalver: 
wendungen zu machen, je nachdem neue Feldesteile zum Abbau vorgerichtet werben oder 
fih das Bedürfnis zu größeren Hilfsbauten ergiebt ; der Gejamtbetrag diejer Aufwendungen 
und die Zeit, im welcher fie notwendig werden, ift von vornherein auch nicht einmal an- 
nähernd fejtzuftellen; diefem beftändig wechſelnden Bedürfnis ift die Beitragspflicht der Ge: 
werfen angepaßt, jo daß fie ſowohl bei der erjten Anlage und bei jpäteren Erweiterungen 
der Grube als bei vorübergehender Unzulänglichkeit der Einnahmen Zuſchüſſe leiften, bald 
in hohem Betrage für kurze Dauer, bald in kleineren Summen für längere Beiträume, 
welche Zuſchüſſe teild zur Erhöhung des Kapitaläwerts der Grube, teild bloß zur Aufredht: 
erhaltung des laufenden Betriebs beftimmt find. Dem entipricht es dann, daß der Gewerke, 
jobald die geiwonnenen Mineralien einen die Betriebskoften überjteigenden Erlös abwerfen, 
Anteil an der Ausbeute erhält, mit welchem ihm nicht bloß die für Dedung des Betriebs: 


96) Aehnlich * dem badiſchen Berggeſetz von 1890. 
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defizits, jondern auch die zur Vermehrung des Grubenkapitals entrichteten Zuſchüſſe zurüd: 
gezahlt werden. Würde man nur dann Ausbeute verteilen, wenn der Örubenerlös im Ber: 
hältnis zum bilanzierten Mert der Bergwerksanlagen einen KReingewinn abwirft, jo hätte 
dies zur Folge, daß in der Gewerkſchaftskaſſe häufig Summen zurüdgehalten werden müßten, 
für welche nad) dem gegenwärtigen Betriebsjtand eine Verwendung nicht gegeben ift; eine 
ſolche Zurüdhaltung iſt aber auch deshalb nicht geboten, weil der Gewerke doch verpflichtet 
it, im Falle jpäter auftretenden Bedarfs das Erhaltene wieder in Form der Zubuße zurüd: 
zuliefern; zudem fehlt es auch in der Gewerkſchaft an einer fihern Grundlage für die Feſt— 
jtellung des bejtändigen Schwankungen unterworfenen Kapitalwert3 der Grube und für eine 
jich hierzu ins Verhältnis jegende Berechnung des Jahresgewinnd. Damit hängt ein wei: 
teres ſich in der Unzuläfjigteit des Inhaberkures ausdrüdendes Moment zujammen ; der 
Mitbeteiligte an einer Gewerktichaftszeche ift genötigt, fich in einem engeren perjönlichen Ber: 
hältnis zur Gewerktichaftäleitung und zu jeinen Mitgewerfen zu halten; nach der Natur des 
Bergbaues, der eine unausgejegte Aufmerkſamkeit auf die technifchen Fortichritte und den 
Wechſel in den Verkehrs: und Abjagbeziehungen und ein dieſen Verhältniſſen zweckmäßig 
angepaßtes Handeln der Zechenleitung erfordert, und nad) der rechtlichen Gejtaltung des 
Hewerkichaftsvertrags, welcher dem Teilhaber nicht bloß Rechte gewährt, jondern während 
des Betriebs aud) weitgehende Zufhußpflichten auferlegt, muß dem Kuxberechtigten ein größerer 
Einfluß auf die Geihäftsführung zuftehen, als fie dem Aktieninhaber bei der Aktiengeſell— 
ſchaft eingeräumt ift. 

Es eignet fih daher die Ge werfihaft zur Kapitalanlage insbejondere für ſolche Perſonen, 
welche in der Nähe der Gruben wohnen, mit den technijchen und wirticaftlihen Verhältniſſen 
des Bergbaues vertraut find und rege perjönliche Beziehungen mit den übrigen Teilhabern und 
den Geſchäftsleitern unterhalten; derartige Gewerfen And in der Lage, das Nifiko zu überjchauen 
und einen fortdauernden Einfluß auf die Zeitung der Gefellihaftsangelegenheiten auszuüben. So 
ift dem auc in Deutichland und insbejondere in Preußen ein großer Teil des Kurbeſitzes in 
feiten Händen der im Bergbaugebiet angejejienen Familien, der Kux iſt dort noch fein umlau⸗ 
fendes Wertpapier geworden, ſondern eine feſte Kapitalanlage geblieben. Zum Teil aber ſind 
dieſe Verhältniſſe in der Aenderung begriffen und es giebt bereits eine Anzahl von Gewerkicaften, 
deren Sure börienmäßige Handelsobjefte geworden find; da der Kur nicht wie die Aktie einen 
Nominalwert befigt und der börienmäßige Wert wegen des Wechiels der Konjunkturen raſchen 
Schwankungen unterworfen iſt, jo hat die Erhebung der gewerlichaftlihen Anteile zu „ipefula: 
tiven” Werten manche Nachteile, fowohl für den Betrieb des Bergwerks jelbit, als für das Pub— 
likum, weldes ohne Kenntnis der Verhältniffe diefe Wertpapiere nicht zur Anlage des Kapitals 
jondern zur Erzielung eines Kursgewinns erwirbt, 

Wenn aud in Deutichland unter allen Gemeinichaftsverhältniffen bei der Bergbauunternehmung 
zur Zeit noch die Gewerkichaft die hervorragendfte Stellung einnimmt “), To ift doc ein ver: 
ftärkter Zug nach Gründung von Aftiengejellichaften für den Bergbaubetrieb nicht zu ver: 
fennen, der insbejondere auch in der zuweilen erfolgten Umwandlung von Gewerkſchaften in 
Aftiengeiellihaften zum Ausdruck gelangt. Unzweifelhaft iſt die Aktiengefellihaft weit mehr als 
die Gewerkſchaft in der Lage, die Kapitalien weiterer Sreife zum Bergbau heranzuziehen, und es 
find fowohl in Deutichland als in Defterreih durh Gründung von Bergbauaktiengeiellihaften 
dem Montanwejen bedeutende Summen zugeführt worden, welche gewertichaftlihe Unternehmungen 
wegen der dabei für den Teilhaber Bla greifenden perjönlichen Verpflichtungen gemieden haben 
würden. Da bei den Aftiengejellihaften, ungeachtet der durch die Altienrechtsnovelle von 184 
den Aktionären eingeräumten jelbitändigeren Stellung, die Geichäftsleitung thatſächlich dem Er: 
mefjen des Vorftandes und Auffichtsrates überlaffen zu werden pflegt, jo iſt hier die Gewähr für 
einen den Intereſſen aller Teilhaber entiprechenden umfichtigen und zwedmäßigen Betrieb offenbar 
geringer als bei der Gewerkihaft, und es beiteht in viel höherem Grade als bei dem Sug die 
Gefahr, daß die Bergwerfsaftie zum rein ipekulativen Papier und der Aktionär jedem periön: 
lihen Zufammenhang mit der Leitung des Bergwerks entfremdet wird, 


In den augerdeutihen Staaten find in der Negel die allgemeinen Geſellſchafts 
formen des bürgerlichen oder Handelsrcht3 auch für die Vereinigungen zum Betrieb von 


97) Am weitphäliichen KRohlenbergbau fam vom | attiengeiellichaften, 6% auf 5 Einzelunternehmer. 
Sefamtbetrag der Förderung des Nahres 1886 Mäheres hierüber in dem Werk: Die mwirtihaft- 
52"/. auf 79 Gewerkſchaften, 36% auf 25 Berg- liche Bewegung von Handel und Induſtrie in 
bausAftiengejellihaften, 6"/ auf 4 Eifenhütten- | Deutichland. 1890. II, 118. 
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Bergbauunternehmungen maßgebend, jo insbejondere nach frauzöfiichem Hecht ; jedod) hat das 
wirtjchaftlihe Bedürfnis auch anderwärts bejondere Rechtsformen der Bergeiellichaftung 
ipeziell für den Bergbau herausgebildet, jo namentlid) das ſpauiſche Geſetz v. 6. Juli 1859 
über die Bergwerfsgejellichaften *). 

5 21. Der Staat als Bergbauunternehmer‘). Dem Bergbaubetrieb ift 
es eigentümlich, daß mehr als in anderen Wirtichaftsztweigen — abgejehen von der Land: 
und Forjtwirtichaft — der Staat als Unternehmer auftritt. Nach der deutichen Gewerbe— 
zählung von 1882 waren im Bejige des Staats 7 Eifenerzgruben mit 969 Arbeitern, 12 
jonjtige Erzgruben mit 5412 Arbeitern, 10 Salzbergwerke mit 2593 Arbeitern, 23 Salinen 
mit 1654 Arbeitern, 36 Steintohlengruben mit 36 716 Arbeitern und 7 Brauntohlengruben 
mit 1204 Urbeitern. In bejonderem Maße überwog der Staatäbetrieb bei den Salzberg: 
werfen, wo jich 62,5 % jämtlicher Gehilfen beichäftigenden Hauptbetriebe in der Hand des 
Staates befanden; außerdem war der Staatsbetrieb ſtark vertreten bei den Salinen (31,9 %/o) 
und den Steinfohlengruben (10,1%). Diele Thatjache hängt vornehmlich mit der Entwid: 
lung des Bergredhts zujammen; indem dem Landesherrn kraft des Negals das Verfügungs: 
recht über die Mineralichäge zuftand, geichah es vielfach, dag der Staat als Unternehmer 
den Bergbau auf eigene Rechnung betrieb; jolange das Steuerweien noch nicht entwidelt 
war, flo aus dem Bergbaubetrieb dem Staat eine wichtige Duelle barer Einnahmen zu, 
deren Ergiebigkeit durch Berarbeitungs- und Handeldmonopole, insbejondere das Salz- und 
Hüttenmonopol, noch verjtärkt wurde. Im Laufe diejes Jahrhunderts find viele jtaatliche 
Bergbaubetriebe allmählich eingegangen oder an Private verkauft worden, teils weil fie im 
Kampfe mit der Mitbewerbung des inländiichen Privatbergbaues und der ausländijchen 
Einfuhr feine Erträgniffe mehr abwarfen, teils unter dem Einfluffe der volf3wirtichaftlichen 
Anjchauung von der Unzwedmäßigkeit des ſtaatlichen Gewerbebetriebs. Auch in Preußen 
wurde eine Zeit lang unter dem Drängen der Bolfsvertretung der Grundjag befolgt, nicht 
bloß die jtaatlichen Hüttenwerke ſondern auch einen Teil der im ftaatlichen Befige befind: 
lichen Gruben zu veräußern. Trotzdem befindet fich in Breußen und in den anderen deutichen 
Ländern der Staat noch im Befige einer größeren Zahl wichtiger Bergwerfe und Salinen, 
Im Königreich Sachſen wurde jogar 1885 die Mehrzahl der in Privatbefig befindlichen 
Gruben bei Freiberg und Brand vom Staate um einen Preis von 2244 000 M. erworben, 
vornchmlid aus jocialen Rüdlichten, um einer Bevölkerung von etwa 30000 Köpfen den 
Erwerb aus der Arbeit in den Bergwerken, deren Fortbetrieb in Brivathänden wegen mangelnder 
Keinerträge in Frage gejtellt war, zu ſichern ). 

Die Frage des ftaatlichen Bergbaubetriebs ift neuerdings, insbejondere im Zuſammen— 
hange mit der Berftaatlichung der Eijenbahnen und den großen Ausjtänden von 1889 in 
den Kohlengrubengebieten, Gegenjtand lebhafter Erörterung in der Preſſe und in befonderen 
Schriften geworden. Es wird nicht bloß Beibehaltung der ftaatlichen Bergbaubetriebe, jon- 
dern, namentlich Hinfichtlich der Kohlen: und Salzgewinnung, allgemeine Berftaatlichung 
empfohlen. Abgejehen von den fistaliichen Gründen, die für die Wiedereinführung des 
Salzregals und monopols geltend gemacht werden, fommt eine gewiſſe Zeitſtrömung 
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und auch manche ſachliche Rückſicht dieſer Bewegung entgegen. An ſich iſt der Bergbau nach 
ſeiner techniſchen und wirtſchaftlichen Natur für den ſtaatlichen Betrieb nicht ungeeignet. 
Er vollzieht ſich in techniſcher Beziehung nad) fein durchgebildeten, durch die Fortſchritte 
der Erfahrung und der Wiſſenſchaft fich beftändig vervolltommmenden Regeln, deren An 
wendung einem Beamtenorganismus jehr wohl anvertraut werden kann, bejonders dann, 
wenn der Staatäbetrieb fich im wefentlichen auf die Gewinnung und Aufarbeitung der Mine: 
ralien beſchränkt und die weitere gewerbliche Verarbeitung, den Hüttenwerfbetrieb, der Privat: 
industrie überläßt. In wirtichaftlicher Hinficht macht e3 keinen wejentlichen Unterſchied, ob 
der Bergbau fich ald Grofbetrieb in den Händen von Gejellichaften oder des Staats be 
findet; denn in beiden Fällen erfolgt der Betrieb durch Vermittelung eines zahlreichen, an 
den Ergebniffen nicht unmittelbar beteiligten Beamtenperjonald. Für den Staatsbetrieb 
ipricht die Erwägung, daß alddann die durch das beſchränkte Vorkommen beftimmter Mineral: 
vorräte bedingten Bergrentengewinne der Allgemeinheit und nicht einzelnen Privatunter: 
nehmern zu gute kommen, daß ferner der Staatsbetrieb in der Lage ift, durch thunlidjite 
Ausnügung der vorhandenen Vorräte, durch Vermeidung des Raubbaues, durch Anpaſſung 
der Produktion an den thatfächlihen Bedarf in wirtjchaftlicher Hinficht und durch ausge 
dehnte Fürjorge für die Bergarbeiter in jocialer Hinficht ein zur Nahahmung anregendes 
Mufter zu geben. Auch bietet der Betrieb größerer Staatögruben, in welchen die Mine 
ralien des allgemeinen Bedarfs, wie Eijenerze, Kohlen, Salze, gefördert werden, die Mög: 
lichkeit, gegenüber den Vereinigungen der Brivatunternehmer eine mäßigende und ausgleichende 
Einwirkung auf die Preisverhältnifje auszuüben. Endlich aber ift unter Umftänden die ftaatlice 
Erwerbung von Bergwerten, die in Privathänden notleidend geworden find, ein Mittel, 
um den für größere Bevölferungsteile Nahrung gebenden Bergbau über Zeiten ungünitiger 
Konjunkturen hinüberzuleiten oder die allmähliche Ueberführung der darin bejchäftigten Ar: 
beiterichaft in lohnendere Erwerbszweige zu vermitteln. 

Wenn ſonach gewichtige volfswirtichaftliche und focialpolitiiche Gründe dafür vorliegen, 
daß der Staat fich der Bergwerksbetriebe nicht entjchlage, ja daß er gelegentlich neue er: 
werbe oder eröffne, jo fann doch damit die allgemeine Verjtaatlichung gewiſſer Zweige des 
Bergbaus, indbejondere auf Kohlen und Salz, nicht gerechtfertigt werden. Denn der Staat 
wäre auch, wenn er in den Alleinbefi diefer Bergbauunternehmungen käme, beim Gruben: 
betriebe den gleichen wirtichaftlihen Bedingungen wie ein Privatbefiger unterworfen; aud) 
der Staat wäre darauf angewiefen, die Gruben derart zu betreiben, daß er einen zur Ber: 
zinfung und Ubtragung der Erwerbungsjchuld und zur Dedung der Selbjtloften ausreichenden 
Ertrag, womöglich auch noch darüber hinaus einen Unternehmergemwinn erzielt. Es ift da 
her nicht einzujehen, wie bei ausjchlieglichem Staatsbergbau die erhofften volfswirtichaftliden 
Erfolge, insbejondere unbedingte Ausnügung aller, auch der vom privatwirtichaftlichen Ge 
fichtöpumfte nicht mehr abbaumürdigen Mineralvorräte, Hinausfchieben der drohenden Er: 
ihöpfung der Minerallager, allgemeine Berbilligung und Gtetigfeit der Preije von Koblen 
und Eifen, zu erzielen wären; umd es ift ferner auch jehr zweifelhaft, ob fich dabei die 
in jocialpolitiicher Hinficht von der Berjtaatlichung des Bergbaues erwarteten Vorteile er: 
geben würden ; denn erfahrungsgemäß find auch die Staatsgruben feither von Ausftänden 
nicht verjchont geblieben und die Mafregeln der Urbeiterfürjorge find unter der Herricaft 
einer ausgebildeten focialen und Wrbeiterjchuggejeßgebung und unter der Einwirkung der 
ftaatlichen Auffichtsbehörden und Mufterbetriebe auch in den im Befige von Privatgejell: 
ſchaften und leistungsfähigen Einzelnen befindlichen Gruben vielfach reich entwickelt worden. 
Gegen eine grumdjägliche Verftaatlichung der wichtigften Zweige der Mineralgewinnung 
jpricht, abgejehen von den großen Schwierigkeiten der Durchführung diefer Maßregel gegen 
über einem blühend entwidelten Privatbergbau und von dem gewaltigen Aufwand für Er- 
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werbung der Gruben, namentlich das ſchwere Bedenken, daß dadurch die Internehmungs- 
luſt und das Kapital, welche den deutjchen Bergbau troß mancher Mißſtände zur gedeih- 
lihen Entfaltung gebracht haben, von dem Nachjuchen nach nugbaren Minerallagern, von 
der Eröffnung neuer Gruben, von der Anwendung neuer Förderungsmethoden endgültig 
abgejchredt werden würde . 

$ 22. Bereinigungenpvon Bergbauunternehbmungen. Die Vorteile des 
Großbetriebs beim Bergbau, insbejondere Erjparnis an generellen Kojten und die Mög- 
lichkeit, große Kapitalien für die rationelle Gejtaltung des Betriebs zu verwenden, find jo 
bedeutend, daß fich vielfach das Beſtreben geltend gemacht hat, die Heineren und weniger 
leiftungsfähigen Bergwerfe zu größeren Betrieben zu vereinigen oder in jolche einzuverleiben. 
So haben die wirtichaftlichen Nachteile der Grubenzerjplitterung im Aachener Gebiet dazu 
geführt, daß fich dort ſchon vor längerer Zeit die „VBereinigungsgejellihaft“ gebildet hat, 
welche eine größere Zahl der weniger bedeutenden Gruben durch Ankauf in ſich aufnahm; 
ähnliche Beftrebungen find neuerdings auch im preußiichen Ruhrgebiet mit Erfolg thätig. 
Die Gejeßgebung kommt diefem Zug nah Zufammenlegung der zeriplitterten Be— 
triebe dadurch entgegen, daß das Verfahren bei der Konjolidation von Bergwerken, ins- 
bejondere unter Berüdfichtigung der auf den Einzelgruben ruhenden Pfandaniprüche, zweck— 
entiprechend geregelt wird (38 41 bis 49 des preußischen Berggeießes) ; durch die Zuſammen— 
legung mehrerer Bergwerte entjteht ein einheitliches neues Bergwerkseigentum und es bedarf 
diejelbe daher der Genehmigung der zur Berleihung zuftändigen Bergbehörde. 

Aber auch ohne daß dur Konfolidation von getrennten Gruben ein größerer Einheits- 
betrieb gejchaffen wird, lafjen ſich die durch die Zerjplitterung des Grubenbefiges bedingten 
wirtichaftlichen Nachteile im Wege der Bereinbarung der Bergmwerfbejiger 
wenigjtens teilweife überwinden *). In Deutichland haben fich indbejondere jeit etwa zwanzig 
Jahren eine Anzahl von Verbänden der Bergwerköunternehmer beftimmter Gebiete gebildet, 
welche einerjeit3 (mie der jchon 1858 gegründete „Verein für die bergbaulichen Anterejien 
im Oberbergamtöbezirt Dortmund”) die gemeinfamen Intereſſen der Verbandsangehörigen 
gegenüber den jtaatlichen Organen und den Berfehrsanftalten vertraten, anderjeits ſich aber 
auch die Regelung der Mineralförderung, die Einwirkung auf angemejjene Preiſe und ge: 
ordneten Abſatz zur Aufgabe machten. Für die Bildung folder Unternehmerverbände be- 
fteht dort, wo innerhalb eines Wirtichaftsgebiet3 eine größere Zahl von Gruben die gleichen 
Mineralien fördert, injofern ein Bedürfnis, als die zeriplitterte und ungeregelte Broduftion 
der Einzelzechen, deren jede von ihrem privatwirtichaftlichen Standpunkte aus nach mög- 
lichfter Vermehrung der Förderung jtrebt , leicht zu einer den Marktbedarf überjteigenden 
Erzeugung und damit zu rafchen, namentlich für die fleineren Unternehmer oft verhängnis- 
vollen Preisjtürzen führt; auch liegen die Verhältniffe im Bergbau für die Bildung der- 
artiger Vereinigungen meift nicht ungünftig, da die Zahl der für ein Wirtjchaftsgebiet in Betracht 
fommenden Werfe leicht überjehbar und nicht plößlich ohne erhebliche Kapitalverwendungen 
bermehrbar ift und da die meiften derjelben Großbetriebe find, welche durch ihre wirt: 





101) Zwar könnte auch bei ausjchließlichem | Ausficht genommen; hiernach joll die Berghaupt- 
Staatöbergbau die zur Zeit geltende allgemeine | —— die ——— der in einem Berg— 
Schürfberechtigung beibehalten und dem Entdeder ı baubezirf vorhandenen Bergmwerldunternehmungen 
bei der Uebertragung des Fundes auf den Staat. zu einer Genoſſenſchaft anordnen fünnen, deren 
ein angemefjener Finderlohn ald Erjag gewährt: Aufgabe aber im wejentlichen nicht in der Ber- 
werden. Die Ausficht auf den Finderlohn würde | folgung gemeinſamer wirtjhaftlicher, jondern in 
aber leineswegs zu den meift Loftipieligen und un- der Erfüllung jocialpolitiicher Zwecke, wie Er- 
ſicheren Schürfarbeiten in gleicher Weife anregen, | richtung gemeinnügiger Anftalten, Fürforge für 
wie dies durch die Anwartichaft auf felbjtändige jugendliche Arbeiter, für Arbeitsvermittelung, 
Ausbeutung der gefundenen Lagerftätte geichieht. außerdem in der Erftattung von Gutachten und 
102) Die obligatorifche Bildung von ftatiftiichen Nachweiſungen beftehen würde, Ueb- 
Genoſſenſchaften der Bergbautreibenden ift mad) | rigens ift der Entwurf noch micht zum Geſetz ge- 
einem öjterreichiichen Sejegentwurf von 1891 in | worden. Zeitichrift für Bergrecht 33. ©, 61. 
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ichaftliche Stärke einen Drud auf den Beitritt der übrigen ausüben können. Ein großer 
Teil diefer Unternehmerverbände charakterifiert ſich als Kartelle, welde, für eine be- 
ftimmte Zeit abgejchlofien, die Größe der in den Gruben der Mitglieder zu fördernden 
Mineralmengen auf ein bejtimmtes Höchſtmaß fejtiegen, auch vielfach die Abſatzpreiſe be 
ſtimmen und für einen geordneten Abjag Fürjorge treffen. Durch den internationalen Wett: 
bewerb ijt, abgejehen von wenigen auf beftinnmte Gebiete beſchränkten Mineralvorkomm— 
niſſen, wie den Kaliſalzen, dafür gejorgt, daß den Kartellen der Grubenbejiger eine die 
Förderungskoſten und den üblichen Unternehmergewinn erheblich überjteigende Preisiteige: 
rung auf die Dauer nicht gelingt. Und es haben nad) den jeitherigen Erfahrungen vieljad 
ſolche Unternehmerverbände in der Richtung größerer Stetigfeit der Erzeugung, der Breiie 
und des Abjages wohlthätig gewirkt. Bedenklicher find dagegen die unter der Mitwirkung 
der Finanzkräfte neuerdings gejchaffenen internationalen Verbände, welche jich den 
Belig oder doch die wirtichaftliche Beherrſchung aller wichtigeren, ein bejtimmtes Mineral 
erzeugenden Gruben zu jichern juchen, um durd ihre Monopoljtellung die Preife der Berg- 
werfserzeugnifje zu jteigern. Während Verbände der legteren Art nur auf kurze Zeit geſchloſſen 
zu werden pflegen, um die durch unmäßige Breisfteigerung bedingten Gewinne zu realifieren, 
ijt in den amerikanischen Trujts eine auf die Dauer berechnete Gattung der Unternehmerver: 
einigungen entjtanden, wobei die Einzelwerte von der die ganze Erzeugung leitenden und die 
Preiſe bejtimmenden Verbandsvoritandichaft wirtſchaftlich vollfommen abhängig gemacht wer: 
den, thatſächlich alſo an Stelle der Einzelunternehmungen eine gewaltige ſowohl die Mi: 
neralgewinnung als die weitere Verwertung zujammenfajjende Wirtihaftsmacht gejegt wird. 
Im weitphäliihen Bergbaugebiet wurden feit 1879 unter der Einwirkung des bergbanlicen 
Vereins eine Anzahl von nur zum Teil gelungenen Verſuchen zur Kartellbildung gemadıt; 1879 
kam zwiſchen 141 Zehen, die 95,1%/0 der gefamten Kohlenförderung daritellten, eine Verabredung 
zu jtande, für 1880 bie im Vorjahr geförderte Menge bei Gedingftrafe um 5" zu mindern; 
diejes Kartell wurde mit geringerer Beteiligung für 1881 ‚verlängert und im Frühjahr 1885 mit 
Wirkung bis Ende 1886 wieder erneuert. Int Jahr 1887 wurde durd die Mehrheit der der 
Berggewerkſchaftskaſſe angebörigen Mitglieder für ein Jahr beichloffen, eine 15%oige Wertfteuer 
zu Gunften dieſer Kaſſe auf die Produktion jeder Zeche zu legen, welche H0%a des in den legien 
drei Jahren erreichten Höchſtmaßes überfteige :03). Durch das Kartellübereinkommen vom 9. Auguit 
1890 erhielt diefe Vereinigung eine feitere und dauerhafte Grundlage, hiernach wurde zunãchſt 
auf fünf Jahre der Dortmunder Kohlenverkaufsverein als eine Attiengeſellſchaft für den Er: 
zeugungsbereich des ganzen Nuhrfohlengebiets gebildet mit dem Zivede, den Wettbewerb der be- 
teiligten Zechen auf dem Kohlenmarkte auszufchliegen und mit andern beim Wettbewerb in Be: 
tracht kommenden Stohlengruben und Vereinigungen von Zehen Bereinbarungen über die Be 
teiligung am Gefamtabjag jowie über die Preiſe und die Yieferungsbedingungen einzugehen. Der 
Stohlenverfaufsverein übernimmt für feine Mitglieder den Abjag der geförderten Kohlen und jegt 
die von jeder zum Verein gehörigen Zeche zu fördernde Höchſtmenge feit 194). — Die jieben Salz⸗ 
werke, welche im Staßfurther Becken mit einem thatſächlichen Monopol Kaliſalze erzeugen. haben 
fich feit 1883 wegen gemeinſamer Regelung der Förderung und des Abjages zu einem Syndikat 
vereinigt +05). Ueberhaupt haben die deutihen Salzwerfe und Salinen ſchon feit längerer Zeit 
Konventionen zur Feſtſetzung der Salzpreife und Verteilung der Abfaggebiete abgeſchloſſen. — 
Beijpiele der Kartelle bedenklicherer Art find die Vereinigungen der Diamantminen am Kap zur 
monopoliftiihen Aufrechterhaltung der Rohpreiſe diejes Edeljteins (1887), die 1887 in Paris 
gebildeten Konfortien zur Beherrſchung der Zinnproduktion, wodurch bejtimmte Marken von WM. 
für 100 kg bis Ende des Jahres auf 350 M. geiteigert wurden, und zur Steigerung der Supfer: 
Pak wodurch bis Ende 1887 eine Erhöhung des Preiſes von B5—95 M. für 100 kg auf 
150—160 M. erzielt wurde, freilich nicht ohne daß beide Spekulationen, die erite 1888, die an 
dere 1889 zum Nachteil der Unternehmer zuſammenbrachen 106), — Der bedeutenbdite Unternehmer: 
verband im Gebiet der Vlineralgewinnung ift in den Vereinigten Staaten der 1882 gegründete, 


noch jegt beitehende Standard-Oil-Trust, welcher das ganze Petroleumgeſchäft in der Hand einer 
Sejellichaft vereinigt hat 107). 


103) Bol. st. Dldenberg, Studien über die 105) Die wirtichaftliche Bewegung von ze 
ne weſtfaliſche Bergarbeiter-Bewegung in und Induſtrie in Deuiſchland x. I. S. 96. 
J. f. G. V. 14. ©. 613 ff. und Die wirtihaft- | 106) Ebendaſelbſt II. ©. 328, I. ©. 37, Il. 
liche Bewegung von Handel und Induſtrie in | ©. 19. 
Deutichland. II. ©. 105. 107) Aſchrotk, Die amerilanifchen Trufs, 
104) 3.1.8. 2%. 15, 1. ©. 239, I. ©. 155. !im Ardiv II. ©. 389. 
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823. Arbeiterverhältnijje im allgemeinen. In den Fleineren Gruben, 
wo der Unternehmer noch ſelbſt mitarbeitet, gejtaltet ſich das Verhältnis zwiichen dem Be- 
figer und jeinen Gehilfen ähnlich wie im Handwerk und es ift hier die Gejellenfchaft nur die 
Borftufe zum Eintritt in den jelbjtändigen Betrieb. Bei der jet ganz überwiegenden Mehr- 
zahl der großbetrieblichen Bergwerke tritt dagegen der Gegenjag zwiichen dem Unternehmer 
und den gegen Lohn ohne Ausficht auf Uebergang in jelbjtändige Stellungen beichäftigten 
Arbeitern in aller Schärfe hervor. 

Im antifen Bergbau wurden ald Bergarbeiter meift Kriegsgefangene und Sflaven 
verwendet; aud) diente nicht jelten die Grubenarbeit als Strafmittel. Jedoch war, wie die 
Inſchrift von Bipafka lehrt, auch die Verwendung freier Yohnarbeiter üblih. Im deutſchen 
Mittelalter waren nach den früheiten Aufzeichnungen der bergrechtlichen Gewohnheiten 
die Bergleute, und zwar jowohl die im Mitbefig der Grube befindlichen Eigenlehner als 
die umjelbjtändig bejchäftigten Knechte, der Leibeigenichaft und der Abhängigkeit von einem 
Gutsherrn nicht unterworfen und im freien Zug nicht bejchränft ; fie bildeten zufammen mit 
den Unternehmern eine auf der Gemeinjamkeit des Berufs beruhende perjönliche Verbin— 
dung, die Berggemeinde, deren Einheit in der Berjon des fie ſchützenden Gerichtsherrn und 
deren Aufgabe in der Rechtsfindung beftand, welche aber von den auf der Gemeinſamkeit 
des Bergwerkseigentums beruhenden wirtichaftlichen Bergejellichaftungen ſtreng gejchieden 
war *0). Schon im jpäteren Mittelalter ift das Verhältnis der Bergarbeiter durch Arbeits- 
ordnungen des Regalherrn geregelt, welche eine „rechte Bergichicht“ von acht Stunden feit: 
jegen und den Lohn ala Schichtlohn mit Ausschluß des Altords nad Zeit regeln (fo daß 
fi die Arbeiterjchaft nach dem Termin der Lohnzahlung in Tagelöhner und in Arbeiter 
mit monatlichem Lieblohn gliedert) '"°), welche endlich bejtimmen, daß die Lebensbedürfnifje 
den Arbeitern nur durch Beauftragte des Negalherrn, nicht durch die Gewerfen (Unter: 
nehmer) verkauft werden dürfen. Die reiche Entwidlung des mittelalterlihen Bergbaues 
in Deutjchland und den benachbarten Ländern hatte die Anfammlung eines großen Arbeiter- 
jtandes auf engbegrenzten Gebieten zur Folge, welcher abgefchloffen von der landwirtſchaft— 
fihen und ftädtiichen Bevölkerung und unter dem Einfluffe der bejondern Berufsgefahren 
und »bedürfniffe in genoſſenſchaftlichem Zuſammenhange ein mit wirtichaftlicher , jocialer 
religiöfer Eigenart durchtränktes Sonderleben entwidelte und jeine Gebräuche auswandernd 
auch in fremde Gebiete mit fi) nahm ""), Mit der Zunahme der rein kapitaliftiichen Berg: 
werföunternehmungen entjtand gegen Ende des Mittelalters eine ftrengere Bindung der Berg: 
arbeiter, welche fich zumächft insbejondere in deren Beeidigung auf den Dienft und in der 
Ausbedingung längerer Kündigungsfriften geltend machte und inden jeit dem 16. Jahr— 
hundert erlaffenen deutjchen Bergordnungen allmählich dahin ausgeftaltet wurde, daß die 
Verträge der Gewerkichaft mit den Arbeitern obrigkeitlicher Beftätigung bedurften, die Ar- 
beitslöhne behördlich fejtgefegt, die Arbeiter zulett jogar durch die Staatsbehörde für den 
Bergbauunternehmer angenommen und entlaffen wurden. Hierdurch und durch mancherlei 
den Bergarbeitern namentlich hinfichtli der Heeres- und Steuerpflicht gewährte Bevor- 
jugungen wurde zwar vielfach der Gehilfenjchaft im Bergbau eine gewifje mittlere Sicher: 
heit der Lebenshaltung ftaatlich gewährleiftet, zuweilen aber auch die Arbeiterichaft, z. B. 
auf dem hannoverjchen Harz, auf einer tieferen Stufe der Kümmerlichkeit fejtgehalten. So 
entwidelte fich im deutjchen Bergmannsitand bis in diefes Nahrhundert hinein infolge der 


108) Gierke, Deutiches Genoſſenſchaftsrecht I. 109) Gothein, a.a.D.5.419. Schmoller 
5.493. E. Got he in, Beiträge zur Geſchichte des in %. f. G. 8. 15, IV. ©. 40 ff. 
Bergbaues im Schwarzwald in ber Beitiarift | 110) Kloftermann, Wanderungen deuticher 
für Geſchichte des Oberrhein, N. F. 11,4, ©. 421. | Bergleute. Zeitichr. für Bergrecht 13. ©. 46. 
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natürlichen Verhältniffe des Bergbaus und der rechtlichen Regelung mehr als in der Ar- 
beiterjchaft der Großinduftrie ein gejchloffenes Standesgefühl, welches meift durch ftreng 
religiöje Gefinnung und durch gemeinjame Fürjorgeeinrichtungen, twie Bruderladen, Knapp— 
ſchaftskaſſen, gefräftigt wurde. In den größern Bergbaugebieten, insbejondere in Preußen, 
jtellte die Bergarbeiterjchaft einen durch die ftaatliche Anftellung und durch gemeinjame Ein- 
richtungen zujammengehaltenen Organismus dar, welcher mit Recht mit der Staatsbe— 
amtenſchaft verglichen wird, namentlich auch deshalb, weil den vollberechtigten Knappichafts- 
angehörigen bis zu einem gewiffen Grade eine rechtliche Unmwartichaft auf Arbeit und auf 
den Normallohn zuftand ''). 

Seit Ende des vorigen Jahrhunderts ift wie in anderen Staaten jo auch 
in Deutichland dieje rechtliche Gebundenheit der Bergarbeiter gelodert und aufgehoben worden. 
Namentlich ift in Preußen durd die Gewerbeordnung von 1851, die Novelle vom 21. Mai 
1860 und das Berggejeß von 1865 der Grundjag des freien Urbeitsvertrags 
auch für die Bergleute anerfannt worden; die in 8 244 des preußischen Berggejeges noch 
beibehaltenen Strafen wegen eigenmächtigen Austritt aus der Arbeit und wegen verab- 
redeter Arbeitseinftellung wurden durd) den in der deutſchen Gewerbeordnung ausgeiprochenen 
Grundjag der bloß zivilrechtlichen Haftung für Vertragsbud und der Soalitionsfreiheit 
erjegt. Auch im übrigen Deutichland wie in den außerdeutihen Staaten ift nunmehr all 
gemein anerkannt, daß es Sache der freien Vereinbarung zwiſchen dem Bergbauunternehmer 
und den Arbeiter jei, die Bedingungen des Arbeitöverhältniffes und insbejondere des Lohnes 
feſtzuſetzen. 

Was die Form anbetrifft, in welcher die für das Arbeitsverhältnis maßgebenden Be— 
dingungen fejtgejegt werden, beitanden bis zum Jahre 1892 in diejer Hinficht nach dem 
preußifchen Berggeieße von 1865 und den meiften übrigen deutſchen Bergrechten feine be- 
ichränfenden Vorfchriften ; es war insbejondere dem Unternehmer anheimgegeben, ob er die 
Arbeitöbedingungen in Form einer allgemeinen befannt gegebenen Arbeitsordnung 
oder in fonftiger Weife, durch chriftliche, mündliche Vereinbarung feitiegen wollte. Nur in 
einzelnen Berggeiegen, jo in Defterreich im $ 200 des Gejeges von 1854, in Deutichland 
im 8 78 des Königlich ſächſiſchen Berggejeges von 1868 und im $ 74 des badijchen Berg: 
gejeges von 1890, war dem Unternehmer die Verpflichtung auferlegt, eine ſolche Arbeits 
ordnung zu erlaffen, und der Auffichtsbehörde zur Aufgabe gemacht, dur Ausübung ihrer 
Beitätigungsbefugnis dafür zu forgen, da der Inhalt der Arbeitsordnung mit dem Ge- 
jege umd den öffentlichen Intereſſen im Einklang ftehe. Nachdem durd die Novelle zur 
deutfchen Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 für die Fabrifen mit mindejtens zwanzig 
Arbeitern die Pflicht zur Erlafjung einer Arbeitsordnung eingeführt worden war, find 
durch die Novelle vom 24. Juni 1892 zum preußifchen Berggejet auch allgemein die Bergwerk: 
unternehmer, vorbehaltlich der Nacdjlichterteilung für Betriebe geringen Umfangs, als zur 
Erlafjung von Arbeit3ordnungen verpflichtet erflärt worden. Diejelben find von der Berg- 
behörde zwar nicht zu genehmigen, wohl aber auf die Yormrichtigfeit ihrer Erlafjung und 
die Geiegmäßigkeit ihres Inhaltes mit der Maßgabe zu prüfen, daß der Unternehmer die 
von dieſem Gefichtöpunfte aus beanftandeten Mängel zu bejeitigen hat. 


Die Bedeutung der obligatorischen Arbeitsordnung für die Bergwerke befteht insbefondere darin, 
dab dadurch der Unternehmer genötigt wird, die hauptſächlichſten Bedingungen des Arbeitsver- 
hältnifjes in einer für die Arbeiter Har erkennbaren und möglichſt vollitändigen Weile feitzu- 
jtellen. Nach der Preuß. Novelle von 1892 muß die Arbeitsordnung insbefondere Beftimmungen 
enthalten: 1. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit und über die Ar— 
beitspaufen für erwachiene Arbeiter, über die Pflicht zu Heberarbeit und Nebenichichten, über die 
Negelung der Ein: und Ausfahrt bei unterirdiicher Arbeit, 2. über die Art, wie der Arbeitslohn, 
inöbefondere der Gedinglohn, feitgeitellt und bemefjen wird, 3, über Zeit und Art der Abrech— 
mung und Lohnzahlung, über die Borausfegungen der Kohnabzüge wegen vorichriftswidriger Ar- 


111) Roſcher, ©. 5. Aufl. II. ©. 84. 
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beit, 4. über Kündigung, Entlaffung und Austritt aus der Arbeit, 5. über die Strafen, 6. über 
die Verwendung der wegen Vertragsbruch verwirkten Lohnbeträge, 7. über die etwaige Verab— 
folgung und Berechnung der Betriebsmaterialien und Werkzeuge ($ 80b des Gef.). 

Vor dem Erlaß der Arbeitsorbnung oder eines Nachtrags iſt den auf dem Bergwerfe bezw. 
in der betreffenden Anlage oder Abteilung beicäftigten großjährigen Arbeitern oder, wo ein 
ftändiger Arbeiterausfhuß befteht, diefem Gelegenheit zur Aeußerung über den Inhalt der Ar- 
beitsordnung zu geben. Auch find Normativbeitimmungen über die Zufammenjegung des Ar- 
beiterausichuffes beigefügt ($ 8Of). Auf den Staatsbergwerken im Saargebiet find ſchon im Jahre 
1890 folche Arbeiterausſchüſſe gebildet worden !12), 


Mit der Freigebung des Arbeitsvertrags ift in den meiften Staaten auch die Verpflid)- 
tung des Bergarbeiters, zum Nachweis über jeine Beichäftigungsverhältnifie, manchmal aud) 
über jein Verhalten und über jeine Leiftungen ein Arbeitsbuch zu führen, deſſen Vor— 
lage die Vorausjegung für die rechtsgültige Begründung eines neuen Arbeitsverhältnifjes 
bildet, weggefallen. 


In Deutſchland ift der in der Gewerbeordnung für die minderjährigen gewerblichen Arbeiter 
beibehaltene Arbeitsbuchzwang auf die Bergarbeiter nicht ald anwendbar erklärt worben, Auch 
das Preußiſche Berggeſetz von 1865 und nad feinem Vorbilde die übrigen deutjchen 
Berggeſetze enthalten feine Beftimmungen über die Pflicht der Arbeiter zur Führung eines Ar: 
beitsbuchs. Erſt durch die Novelle vom 24. Juni 1892 zum Preußiſchen Berggeſetze find die 
minderjährigen Arbeiter binfichtlich des Arbeitsbuchzwangs den gewerblichen Arbeitern aleichge: 
ftellt worden. Außerdem aber fennt das Preußiiche Bergrecht (83 84 und 85) die der Gewerbe: 
ordnung fremde Einridhtung des —————— der Arbeitgeber it hiernach verpflichtet, auch ohne 
Antrag dem aus dem Wrbeitsverhältnis, und zwar auch vertragsbrühig, ausjcheidenden Berg— 
manne ein Zeugnis über Art und Dauer feiner Beihäftigung auszuftellen, und e8 dürfen fchon 
früher im Bergbau beichäftigte Perfonen von anderen Unternehmern zur Bergarbeit nicht eher 
angenommen werden, als bis dem Bergwerkäbefiger oder feinem Stellvertreter dieſes Zeugnis 
(Abkehrſchein) vorgelegt ift. Außerdem hat der Bergmann beim Ausjceiden aus der Arbeit noch 
einen Anſpruch auf Ausftellung eines vom Abkehrſchein getrennten Führungs: und Befähigungs: 
zeugnifies. In Defterreicdh müflen die Pergarbeiter mit den nach der Gewerbeordnung vor— 
geichriebenen Arbeitsbüchern verjehen jein, welche nicht blos über das Beichäftiaungäverhältnis, 
jondern aud über Leiftung und Führung, fofern fie gut find, Auskunft geben; diefelben ver: 
treten die Stelle ber in $ 208 des Öjterreichiichen Berggeleges von 1854 vorgejehenen Entlaß— 
icheine. Der in Franfreih und Belgien auch für die Bergarbeiter früher geltende Arbeits: 
buchzwang ift durch die neuere Geſetzgebung, belgiiches Geſetz dom 10. Juli 1883 und franzöd- 
ſiſches Geſetz von 1890, aufgehoben worden; in Italien ift das Arbeitsbud) nad Geſetz von 
1865 bloß fakultativ. 


Wie für die gewerblichen Arbeiter, jo macht ſich auch für die Bergarbeiter das Beſtreben 
geltend, die Entjheidung von Streitigfeiten aus dem Arbeiterver- 
hältnijje den ordentlichen Gerichten zu entziehen und auf bejondere Berggerichte zu 
übertragen, welche durch ihre Zuſammenſetzung (fie beftehen aus einem beamteten VBorfigenden 
und einer gleichen Zahl von Weifigern aus dem Stande der Unternehmer und der Berg: 
arbeiter) für eine fachverftändige und durch die einfachen VBerfahrensgrundjäge für eine 
raſche Erledigung der Streitiachen bejondere Gewähr bieten. Insbeſondere ift im 8 77 
de3 deutjchen Gewerbegerichtögeieges die Einrichtung der Gewerbegerichte auf den Bergbau 
ausgedehnt und hier noch mwejentlich dadurch erleichtert worden, daß der Landeszentralbe: 
hörde ganz allgemein die Befugnis zur Bildung von Berggewerbegerichten eingeräumt und 
die Tragung der often dem Staate überwiejen ift. "). In England iſt ebenfall® vorge: 


112) Ueber die zum Vollzug der Novelle von | Saarbrüden und Nachen, fünf Gerichte im König— 
1892 herausgegebene Normal-Arbeitdordnung für reich Sachen, eines in Braunjchweig. — Die 
die Königl. Steintohlenbergwerfe im Saargebiet, internationale Arbeiterjchußfonferenz von 1890 
die .. Anhörung der dortigen WArbeiteraud- erflärte in I, 3e ihrer Beichlüffe, es jcheine er- 
ſchüſſe feitgeftellt worden ift, — Zeitſchrift für fahrungsgemäß das beſte Mittel zur Verhütung 
Bergrecht 34. ©. 17. von Arbeiterausſtänden zu fein, wenn Arbeit— 

113) Seither find ſolche Berg-Gewerbegerichte geber und Bergarbeiter fich freiwillig verpflichten, 

ebildet worden bezw. in Bildung begriffen: in in allen Fällen, wo ihre Streitigleiten nicht durch 
—— für die wichtigeren Bergbaubezirle mit unmittelbare Einigung beigelegt werden können, 
dem Sitze in Beuthen, Waldenburg, Dortmund, die VBermittelung eines Schiedsgerichts anzurufen. 
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jehen, daß Streitigkeiten über Geldanſprüche der Bergleute gegen ihre Arbeitgeber durch 
einen Gerichtshof für jummarijches Berfahren entjchieden werden jollen ''*). 

Die Arbeit des Bergmanns hat ungeachtet der damit verbundenen Mühen und Gefahren 
einen eigenartigen Reiz; fie bietet im Vergleich mit der an die Werkitätte und die Majchine 
gebundenen gewerblichen Arbeit eine größere Mannigfaltigfeit und mehr Spielraum, Um— 
fiht und Geſchicklichleit zu bethätigen ; die Bergarbeiterjchaft iſt nad) der Art der Arbeiten 
mannigfacher gegliedert, jo daß ein allmählicyes Aufiteigen von den niedrigen Handarbeiten 
des Schleppers zu der Beichäftigung als Hauer, Majchinenarbeiter, zur Verwendung bei 
der Auffichtsführung als Steiger und auch beim Vorherrichen des Gedinglohns eine Mehrung 
der Einnahme mit der größeren und befjeren Arbeitsleiftung ermöglicht if. Die Arbeits- 
löhne der Bergleute find denn auch vielfach durchichnittlic höher als die Löhne gewerb- 
licher Arbeiter in benachbarten Induſtrien, und es ift eher ein Uebergang der gewerblichen 
Arbeiter in den Bergbau als umgelehrt ein Abflug der Bergarbeiter in die Induſtrie be- 
merkbar. Die Arbeitszeiten ded3 Bergmanns find meiſt geringer als die des gewerblichen 
Arbeiters, die Fürjorge für Krankheit, Unfälle und Erwerbsunfähigkeit ſowie für die Hinter- 
bliebenen war im Bergbau vielfach früher und reicher als in der Induftrie entwidelt. Nach 
feinem focialen Gehalt bildet auch jegt noch der Bergarbeiterftand der größern Grubenge- 
biete eine jowohl von den land- und forjtwirtichaftlichen ala von den gewerblichen Arbeitern 
geichiedene Klaſſe der Arbeiterbevölferung. Er nähert fich einerjeit3 durch die Art jeiner 
offupatorischen Arbeit, welche mit dem Erdboden und den Naturgewalten in enger Fühlung 
jteht und ſich meift in örtlich von der Großinduftrie getrennten Gebieten vollzieht, den Ar- 
beitern der Land- und Forftwirtichaft; früher ftand fogar meift den Bergleuten ein Mit- 
genuß an der ländlichen Almende und am gemeinen Walde zu"), und auch jegt noch übt 
der Bergarbeiter in vielen Gegenden Deutichlands auf eigenem oder gepadhtetem Beſitz ſelbſt 
oder dur die Familienangehörigen einen Heinen Landwirtichaftsbetrieb aus. Anderjeits 
aber ſtehen die Bergleute den Arbeitern der Großinduftrie infofern nahe, als der Gegen— 
ja zwiſchen der fapitaliftiich organifierten Unternehmung und der von den Vorrüden in 
jelbftändige Stellungen ausgeſchloſſenen Arbeiterjchaft gerade in den Hauptzweigen des Berg: 
baues in jehr entjchiedener Form ausgeprägt ift ). 

$ 24. Der Arbeitslohn. Die Höhe des Lohns der Bergarbeiter iſt natürlich 
von dem durch Verkauf der geförderten Mineralien zu erzielenden Reinerlöſe abhängig; bei 
finfendem und fteigendem Ertrag des Bergwerks macht fich eine Tendenz zum Sinken und 
Steigen der Löhne geltend, aber auch nur eine Tendenz; fie fommt in der Regel nur für 
größere Gebiete, aljo nicht abgejondert nach dem Ergebnis der Einzelgruben, und für längere 
Beiträume thatſächlich zur Wirkjamteit. 

Denn auch, wenn die Kohlen: und Eijenpreife herumtergeben und die Werte zeitweife feinen 
oder nur geringen Ertrag liefern, können die Löhne nicht alsbald dementiprechend herabgeiest 
werben, da es im Intereſſe deö Unternehmers liegt, fih für den Wiedereintritt befjerer Kon: 
junfturen und zur Sicherung der Grube gegen Ertrinfen u. dgl, den Arbeiterftamm mit einem 
zur Zebenshaltung ausreichenden Lohn zu erhalten; auf der anderen Seite gelangt nicht jede 
Beflerung der Kohlen-, Eiſenpreiſe in einer Lohnerhöhung zum Ausdrud, ſchon deshalb nicht, 
weil die Mehrerträgniffe oft zur nadıträglichen Dedung Fakt Ein- und Zubußen zu ver» 
wenden find. Je mehr aber, wie dies in England ſchon feit mehr als zwanzig Jahren durch bie 
trades unions geichehen ift und in Deutichland zur Zeit angeftrebt wird, die Bergarbeiter zur 
Wahrung ihrer Intereffen organifiert find, defto mehr gelingt es, die Höhe des Lohns auf die 
Dauer mit dem Steigen und Fallen der Mineralpreife in Verhältnis zu jegen !17), 


114) Eo nady Art. 18 des engl. Binuberg- | zuverläffigen ftatiftifchen Materials enthält das 

werfgejeged vom 16, Sept. 1887. Werf von D. Täglichsbeck, Die Belegichaft 
115) E. Gothein, a. a. O. ©. 443. der Bergwerfe und Salinen des Oberbergamts- 
‚116) Eine eingehende Darftellung der Berhält- | bezirts Dortmund nach der Zählung vom 16. De- 

nifje der Bergarbeiterichaft eines Bergwerksbe- jember 1893. 1894. 

zirks hervorragendfter Bedentung in techniicher, | 117) So ift fürdie Nordengliichen Kohlengruben 

wirtſchaftlicher und focialer Hinficht auf Grund |im Benehmen zwijchen den Unternehmern und 
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Außerdem ift aber für die Lohnhöhe der gejamte Stand der Lebenshaltung der Berg- 
arbeiterichaft maßgebend; der Kohn iſt niedriger, wo das Bedürfnis nach bejjerer Nahrung, 
Vohnung, Kleidung noc weniger entwidelt ift und wo auch die gewerblichen Arbeiter nie- 
driger gelohnt find; auch übt vielfach die Thatjache, daß die Bergleute und ihre Familien- 
angehörigen einen Teil des Lebensbedarfs aus eigenem landwirtichaftlichem Betriebe ziehen, 
eine lohnerniedrigende Wirkung. Im ganzen aber ift der Lohn der Bergleute in der Hegel 
höher, als der der land» und forjtwirtichaftlichen Arbeiter und der in benachbarten In— 
duftrien bejchäftigten Perfonen. Ein Herunterfinten unter diejes Niveau wird insbejondere 
dort beobachtet, wo der Bergbau im Kampfe mit auswärtiger Mitbewerbung hinfiecht und 
der Uebergang der an bergmännifche Arbeit gewöhnten Bevölkerungskreije in andere Wirt: 
ſchaftszweige nur jchwer durchführbar ift. 

Bejonders wichtig ift es, daß der Lohn in einer Weije feitgejtellt und berechnet wird, 
welche volle Klarheit über die Höhe des Lohns gewährleijtet und namentlich eine Schmäle- 
rung durch ungerechtfertigte Abzüge möglichſt verhütet. 

Nadı der Preußischen Berggefegnovelle von 1892, $ 80b Ziff. 2, ift daher vorgefchrieben, 
dab das über den Kohn abgeichloftene Geding zu beurfunden iſt, was durch jede jchriftliche Feſt— 
ftellung, 3. ®. auch die einfeitige Niederichrift im Notizbuche des Steigers, erfolgen kann. — 
Dem da und dort aufgetretenen Mißbrauche, daß dort, wo der Gedinglohn nad dem Gewichte 
der geförderten Wagen und der Reinheit der darin enthaltenen Fördermenge berechnet wird, von 
dem Auffichtöperfonal zuweilen das Gewicht zu gering bemefjen oder einzelne Wagen als unrein 
außer Betracht gelaffen werden (das jog. Wagen - Nullen), traten die Englijchen Kohlen: 
Vergwerfgeiege vom 10. September 1887 und 25. Auguft 1894 dadurch entgegen, daß den Ar: 
beitern das Recht eingeräumt wird, auf ihre Koften Wiegefontrolleure anzuftellen, welche Auf: 
zeichnungen über das Fördergewicht machen und die zuläffigen Abzüge fejtitellen dürfen 118), 
Aehnlich ift in $ 80e der Preußiſchen Berggeſetznovelle von 1892 bejtinmmt, daß den Arbeitern 
zu geftatten ift, durch gewählte Vertrauensmänner das Verfahren bei Abzügen wegen ungenüs 
gender oder vorichriftswidriger Beladung der Förbergefälle zu überwachen. Auch ift in $ 80k 
dieſes Geſetzes nach dem Englischen Vorbilde beitimmt, daß entweder der Nauminhalt oder das 
Leergewicht am Förbergefäß deutlich und dauernd erfichtlid gemacht fein muß, je nachdem die 
Yeiftung und der Lohn nad den Raum- oder dem Gewictsinhalt diefer Gefäſſe berechnet wird. 


Was die Art derLohnberechnung anbetrifft, jo ift in Deutjchland, England und 
andern Staaten der Geding- (Stück-, Aktord-)lohn durchaus vorherrſchend; der Gedinglohn 
wird nad Verhältnis der geförderten Raum: oder Gewichtseinheit (in den rheinijch: weit: 
fäliihen Kohlengruben nad) dem Wagen zu 10 bis 12 Ztr.) und der Reinheit der geför: 
derten Menge bemefjen, wobei auch die größere oder geringere Schwierigkeit der Förderung 
in Betracht gezogen und insbejondere dem Hauer, welcher die Mineralien aus der Lager: 
ftätte loslöſt, ein höherer Lohn als den mit dem Transport betrauten Schleppern, meijt 


Jüngeren Arbeitern, bezahlt wird. 

Nach den infolge des Ausftandes von 1889 vorgenommenen amtlichen Unterfuchungen ergeben 
fh für die Preußiſchen Sohlengruben folgende Xohnhöhen. Im Ruhrgebiet betrug für 
eine Arbeiterihaft von etwa 100 000 Köpfen der Durhichnittslohn eines Hauers im erjten Viertel: 
jahr 1888: 2,56 M., im erften Vierteljahr 1889: 3,07 M, täglich, eines Schleppers 2,30 bezw. 
2,40 M.; von der Belegichaft des Nubrgebiets hatte etwa die Hälfte (49,60) über 3 M., mehr 
als *s (69,4"/s) über 2,50 M. Lohn für den Arbeitstag. Noch günftiger waren die Kohnver: 
——— im Saargebiet, wo in März 1889 10,99% der ſich auf etwa 25000 Arbeiter belau— 
enden Belegihaft 4 M. und mehr, 64,07% 3 M. und mehr in Tage verdienten. Weſentlich 
niedriger ftanden dagegen die Löhne in den ſchleſiſchen Kohlengruben; in Niederichlefien verdienten 
1859 von der gejamten Belegichaft mit 13 919 Köpfen 22,02% 2,50 M. und mehr, 81% von 
2 bis 2,50 M., 43,89% weniger als 2 M., in Oberichlejien bei einer Belegſchaft von 29 331 
Köpfen 14,72% 2,50 M, und mehr, 19,02% von 2 bis 2,50 M. und 59,790 weniger ala 2 M, 
Ter durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienft der Arbeiter, nad) Abzug aller Arbeitstojten, wie der 


den Arbeiterverbänden eine gleitende Stala feſt- ftändige, jiehe Conference Internationale con- 

gelegt, durch welche die Lohnhöhe in ein Ver- cernant le reglement du travail aux etablisse- 

bältnis zum jeweiligen Stand der Kohlenpreije ments industriels et dans les mines. 189. 

gelegt wird; die Berechnung geidhieht durch zwei S. 173. 

von beiden Teilen gemeinjam gewählte Sachver- 118) Beitichrift für Bergredht 36. ©. 145. 
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Arbeiterverfiherungsbeiträge, war in den Preußischen Bergwerken in den Jahren 1892 und 189 


folgender: 
im Jahr 1892 1893 
in Siepertihlefie et - RR — 
im toi „pin Niederſchleſien... > 
1. ee in Weſtfalen. a 976 96 „ 
bei Saarbrüden . 142 95 „ 
bei Nahen . . EEE 42 „ 
2. beim Brauntohlenbergbau - » - «=» > 20 mn 0 0. 758 7 „ 
BOB te a tea „AO 1040 „ 
in Mandfld »- - - 2 0 2 2.2... 89 Tr 
ne et sr 2 
4, beim Erzbergbau n StegensKallau . » +» » . 
— im rechtsrheiniſchen Gebiet 645 —— 


im Kintsrheinifchen Gebiet . . . . . 689 # 

Hiernadh befinden fich die Löhne im Preußiihen Bergbau im Jahr 1893 fait allgemein in 
einer rücdgängigen Bewegung 119), Am höchſten ftehen wohl, unter dem Einfluß befierer Lebens— 
haltung und der Arbeiterverbände, bie Löhne der Bergleute in England und in den Ber: 
einigten Staaten. In dem wichtigiten Kohlengebiet Englands, in Northumberland, war 
der Durchſchnittslohn eines Häuers im Jahre 1879 53 Pfund, ftieg bis 1883 auf 68 Pfund, 
ſank bis 1888 wieder auf 55 Pfund, um bis 1890 auf 90 Bund hinaufzufchnellen, von da aber 
wieder allmählich zu finfen 12°), Die Bedürfnislofigkeit der Bevölferung, der Mangel an jon- 
ftiger Erwerbögelegenbeit und an lebensfähiger Arbeiterorganijation hat nasegen in Stalien 
zur Folge, daß dort der Lohnſtand der Bergarbeiter meift ein fehr tiefer ift. In den Schwefel: 
gruben von —— mit einer Belegſchaft von 29182 Köpfen betrug der Verdienſt eines er— 
wachjenen Grubenarbeiters 1887 im —— 2,45, im Akkord 2 Franken, der der Kinder 1,% 
Fr. täglidı, in den Schwefelgruben der Romagna (Belegichaft etwa 1200 Köpfe) für den Hauer 
2,25, für den Schlepper 2,02 Fr. durchſchnittlichen Tagelohn ; etwas höher waren 1887 die Yöhne 
in den Zintbergwerlen Sardiniens mit einer Belegihaft von 10 036, nämlich für den tüchtigeren 
feftländifchen Arbeiter 4, für den injularen Arbeiter 2,40 Fr., wobei jeit dem legten Jahre Lohn— 
verminderungen um 10 bis 20% eingetreten find 121), 

Auch im Bergbau hatte fih da und dort ein den Arbeitslohn jchmälerndes Trud: 
iyftem '**) entwidelt, und es gelten daher die Gelege, welche für die Verhältnifje der 
gewerblichen Arbeiter den Unternehmern Beichränfungen binfichtlid des Kreditierens und 
der Lieferung von Waren an ihre Arbeiter auferlegen, meift auch für die Arbeitsverhält- 
niffe im Bergbau; fo die englifchen Gejege vom 15. Dftbr. 1831 und 16. Septbr. 1887, 
jo die 88 115 ff. der deutjchen Gewerbeordnung, durch welche die jpeziell für den Berg: 
bau erlaſſenen Borjchriften des preußischen Berggejeßes von 1865 $$ 86 bis 91 außer Kraft 
gejegt wurden; jo das belgiſche Gejeh vom 18. Aug. 1887, An Defterreich gilt noch jpeziell 
für den Bergbau der $ 131 lit. g des Berggejeges von 1854, welcher den Unternehmern 
verbietet, bei Berjehung ihrer Arbeiter mit den nötigen Yebensmitteln einen gewerbsmäßigen 
Gewinn zu machen. 

Vielfach ift es üblich, daß die Anihaffung beftimmter Hilfsmaterialien, des Arbeitszeugs (Ge 
sähe), der Stoffe für Beleuchtung, Eprengen, dem Arbeiter obliegt, wobei ihm diejelben gegen 
Bezahlung oder unter entipredhenden Lohnabzug vom ——— geliefert werden. Da die 
Lie San biejer ung und Stoffe durch den Unternehmer ſowohl von Gefichtäpunft einer 
uten und gleihmäßigen Beſchaffenheit als der Kojteneriparnis ratſam ift, jo wird aud im den 

rudgejegen der Lohnabzug zur Bezahlung derartiger Lieferungen geftattet; jo im $ 115 ber 
deutichen Gewerbeordnung, jedoch nad der Novelle vom 1. Juni 1891 mit der Maßgabe, dab 
in der Regel nicht mehr als die durchſchnittlichen Selbitkoften der Werkzeuge und Stoffe ange 
rechnet werben dürfen, ein höherer Preis nur dann, wenn er den ortsüblichen nicht überiteigt 

und zum voraus vereinbart ift. Nehnlich geitatten die englifchen Trudgefege von 1831 und 1 

die Aufrechnung der Koften für ſolche Lieferungen nur unter der Vorausjegung, daß der zurüd- 

behaltene Betrag den wahren Wert des Werkzeugs 2c. nicht überjchreitet und daß der Unter: 
nehmer über jeine Anihaffungskoften jährlich mindeftens einmal zwei von den Arbeitern zu wäh— 

lenden Neviforen Rechnung ablegt 25). 


119) Nähere Nachweiſe über die Löhne in den! 121) ®. Sombart im Ardhiv II. ©. 276. 
preußiichen Bergwerfen find jeit 1882 vom preuß. 122) Ueber die älteren deutichen Trudverbote 
Arbeitsminijter veröffentlicht worden ; die neueften | fiehe Achenbach in Zeitichr. für Bergrecht 12, 
Mitteilungen finden ſich in der Zeitichr. für das S. 107 ff, Shmolter in J. f. G. V. 15, IV. 
Berg-, Hütten- 2c. Weſen Sepraang 1894 1. Band. | ©. 40. 

120) Bringsheim, 3. 5. ©. 2. 16, III. 128) Siehe Moore, Das Trudgejeg in Groß- 
©. 386. | öritannien im Ardiv Il. ©. 219 und 338, 
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Einer ähnlichen Nüdficht wie das Truckverbot ift bie Borichrift ber engliſchen Schutzgeſetze ent: 
jorungen, daß die Lohnzahlung nit an Stellen, wo Spirituofen verkauft werden, jtatthaben 
darf, welches Verbot in weiterem Umfange (Gaft: und Scanfwirtihaften und Verkaufsitellen) 
nunmehr auch in Deutichland für bie Seluhlung an die Bergarbeiter gilt. 


$ 25. Die Arbeits zeit. DieDauer der unterirdiichen Bergarbeit ift entiprechend 
der anjtrengenden Thätigkeit „unter Tage“ im Bergbau von jeher kürzer geweien als in 
gewerblichen Betrieben. Im Kohlenbergbau des deutſchen Weſtens hat ſich mit wenig Aus- 
nahmen die altübliche Schicht von acht Stunden erhalten, wobei die durchſchnittlich zuſammen 
etwa eine Stunde erfordernde Zeit für Ein: und Ausfahrt nicht mitgerechnet ift. Im deutichen 
Diten ift die Schichtdauer entiprechend den weniger anftrengenden Gewinnungsverhältnifien 
und der niedrigeren Lebenshaltung etwas länger, fie beträgt einjchließlih Ein: und Aus— 
fahrt in Niederjchlefien 8 bis 10, in Dberjchlefien 8 bis 12, im Braunfohlenbergbau des 
Bezirks Halle 11,4, im Erzbergbau des Dberharzes 10,4, im linksrheiniſchen Erzbergbau 
9 Stumden. Unverfennbar ift in den legten Jahren eine Abkürzung der unterirdiichen Schicht, 
wo fie ausschließlich der Ein- und Ausfahrt mehr ala 9 Stunden betrug, im Werte. Freilich 
bedingen es Die eigenartigen Verhältniffe des Kohlenbergbaues, daß in einem Teil der Gruben 
zeitweije Ueberichichten von 1 bis 2 Stunden zu leiften find. In Defterreich ift durch Ge— 
je vom 21. Juni 1884 eine Höchſtdauer der Arbeitsihicht auch für erwachſene Bergar: 
beiter fejtgejegt ; die Schicht darf 12 Stunden und die tägliche wirkliche Arbeitszeit 10 Stunden 
nicht überfteigen, der Beginn der Schicht wird nach der Einfahrt, die Beendigung nad) 
der vollendeten Ausfahrt berechnet. In Preußen ift dur) $ 196 des Berggeſetzes in der 
Faſſung der Novelle von 1892 den DOberbergämtern die Befugnis eingeräumt, für jolche 
Betriebe, in welchen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gejundheit der 
Arbeiter gefährdet wird, Dauer, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der zu 
gewwährenden Pauſen auch für die erwachjenen Bergarbeiter vorzujchreiben; jchon vor Er- 
laß Diejer neuen Vorſchrift hatten auf Grund der allgemeinen bergpolizeilichen Zuftändig- 
feit mehrere preußifche Bergpolizeiordnungen beftimmt, daß in unterirdifchen heißen Räumen, 
über 29° C., nicht länger als ſechs Stunden täglich gearbeitet werden dürfe '*'). Die Be- 
fugnis, auf Grund dieſer Vorjchrift allgemein eine Höchftarbeitszeit für die Be: 
Ihäftigung der erwachjenen männlichen Bergarbeiter unter Tage einzuführen, ift aber durch 
dieje neue Vorſchrift des preußischen Berggejeges nicht begründet. — In Großbritannien 
betrug nad) einem Barlamentsbericht vom 8. Juli 1890 die durchſchnittliche Schichtdauer 
der Bergarbeiter 8 Stunden 36 Minuten, und überftieg in allen Gruben, die Zeit der Ein- 
und Ausfahrt eingerechnet, acht Stunden. Schon Jahre lang bejteht in England bei einem 
großen Zeile der Belegichaft das Streben, jei es durch die Machtmittel der Gewerkvereine, 
jei es im Wege des Geſetzes allgemein die Achtftunden-Schicht für die Bergarbeit einzu- 
führen; im Parlament hat diefe Bewegung zunächſt durch die 1892 erfolgte Ablehnung der 
Bill Leafe ihren Abſchluß gefunden '*). — An einer Anzahl von Staaten der Nordameri- 
kaniſchen Union ift dagegen bereit gejeglich ein allgemeiner Höchſtarbeitstag von 10 oder 
8 Stunden für den Bergbau eingeführt worden '**). 

Schon unter dem Einflufje der in der Bergarbeiterichaft lebendigen religiöjen Sitte ift 
es in den widhtigeren Bergbauftaaten Hebung, dag an Sonn: und gebotenen Feier: 
ne en in den ———— abgeſehen von den zur Aufrechterhaltung des Betriebs unbe— 


124) Dentichrift über die Unterjuchung der Ar- denen es der Technit nicht gelingt, alle aus der 
beiter- und Detrieböverhältnifie in den Steine Wusbeutung einer Grube oder beftimmter Baue 
tohlenbezirfen. 1890. ©. 22. — In Ziff. 2 der für die Gejundheit der Arbeiter ſich ergebenden 
Beichlüffe der internationalen Arbeiterichupfon- Gefahren zu bejeitigen. 
ferenz von 1890 wurde ed als wünschenswert be» * Pringsheim, J. f. G. V. 16, II. 
zeichnet, daß die Arbeitsdauer in Bergwerlen po» S. 286. 
lizeilich in den Fällen eingeſchränkt werde, in #126) Arndt, Bergbau. ©. %. 
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dingt erforderlichen Berrichtungen, nicht gearbeitet wird. So ruht namentlih in Grof: 
britannien die Bergarbeit kraft allgemeiner Sitte am Sonntage, ohne daß ein 
Geſetz die Ruhe gebietet. In Defterreich ift die Arbeitäruhe am Sonntage, ausge: 
nommen die unverjchieblichen Verrichtungen, durch Gejeß vom 21. Juni 1884 angeordnet. 
Auch in Deutihland hat jchon feit jeher die Bergwerksarbeit an den Sonntagen und ge: 
botenen Feiertagen gerubt, teild zufolge landesrechtlicher Verordnungen, teils kraft altherge: 
brachter religiöfer Hebung. Die Novelle vom 1. Juni 1891 zur deutjchen Gewerbeordnung 
hat die neuen Vorſchriften der 88 105b bis 105 h über die Einftellung der Beſchäftigung der Ar: 
beiter an Sonn: und Feiertagen auch auf die Bergwerke, Salinen, Brüche und Gruben erjtredt. 


Die gefeglichen Ausnahmen des $ 105c der G. O., betreffend die an Sonn: und Feiertagen 
in Notfällen, zur Bewachung der Betriebsanlagen, zur Initandhaltung ꝛc. zuläffigen Arbeiten, 
finden auf die Betriebshandlungen des Bergbaues nur fpärlide Anwendung, 3. B. bei ber 
Wafferhbaltung und Wetterführung; und der Bımbesrat hat die Bergwerfe im allgemeinen nicht 
zu denjenigen Betrieben geredinet, für welche mit Nüdficht auf darin vorkommende unverfchieblice 
Arbeiten u. dgl. durch Verordnung nad) $ 105d Nusnahmen zuzulaffen wären; nur für die Erb: 
Ölgetvinnung find durch die Verordnung vom 5, Februar 1895 Anlage A Ziff. 1 beftimmte Sonn: 
tagsarbeiten (Betrieb der Pumpwerke und bei Springölquellen has Auffammeln des Dels und der 
Transport desjelben zu den Sammelbehältern) unter Vorbehalt der Ablöfung der dabei beidäf: 
tigten Arbeiter an jedem zweiten oder dritten Sonntage geftattet worden. 


$ 26. Jugendlihe und weiblide Arbeiter. Als jeit dem vorigen Fahr: 
hundert der Kohlenbergbau in Form des Großbetrieb3 zunächjt in England, dann aud) auf 
dem europäiſchen Kontinent einen gewaltigen Aufſchwung nahm, wurde die Verwendung 
von Frauen und Kindern in dem unterirdifchen Betriebe in vielen Gegenden üblich, teils 
weil dieje Urbeitsfräfte billiger waren, teil auch weil bei der Unvollkommenheit der unter: 
irdiichen Anlagen für gemwifje Arbeiten in engen Schächten nur jugendliche Perjonen ver: 
wendet werden konnten. Daraus haben fich insbejondere in England und Belgien ſchwere 
Mipftände entwidelt. Die unterirdiiche Arbeit der Kinder ſchwächt und verunftaltet den 
Körper und hemmt die geiftige und moraliihe Entwidlung, während die Frauenarbeit in 
den Gruben, abgejcehen von ihrem nachteiligen Einfluß auf den weiblichen Organismus, Leicht 
eine Schule der Unfittlichfeit wird. Die Gejeggebung ift diefen Mißftänden, vielfah im Zu: 
jammenhang mit der Regelung der gewerblichen Frauen- und Kinderarbeit, in faft allen 
Staaten mit Erfolg entgegengetreten, jo daß auf der internationalen Arbeiterjchußfonferenz 
von 1890 die Bevollmächtigten der dort vertretenen Staaten über einen, wenn auch nod 
da und dort verbefferungsbedürftigen, doch im ganzen zufriedenftellenden Zuftand berichten 
fonnten '*"). 


‚Sn Großbritannien wurde zuerft durch ein Gefeg vom 10, Aug. 1842 '**) die unter: 
irdiſche Beihäftigung von Kindern unter 10 Jahren und von Frauen in Bergwerken jeder Art 
verboten; dieſe Geſetzgebung wurde in der Folge Fortichreitend weiter entwidelt; mad) den derzeit 
geltenden Geſetzen über die Erzbergwerfe vom 10. Aug. 1872 und über die Kohlenbergwerke 
jowie gewifie Eifenbergwerfe und die Schieferthonwerfe vom 16. Septbr. 1887 dürfen Kinder 
unter 12 Jahren in Stohlengruben überhaupt nicht mehr, alfo aud) nicht über Tage, in anderen 
Bergwerken nicht unter Tage beichäftigt werden. In den Erzbergwerten dürfen jugendliche Per: 
jonen zwiſchen 12 ımd 16 Jahren, in den Kohlenbergwerken jugendliche Perſonen zwiſchen 13 
und 16 Jahren und Frauen in der Moche nicht länger als je 54 Stunden, an einem Tage nicht 
länger als 10 Stunden, arbeiten, mit einer Unterbredung von mindeftens 12 (vom Freitag zum 
Sonnabend 8) Stunden; die jugendlichen Perſonen zwiichen 12 und 13 Jahren dürfen in Kohlen: 
bergwerfen, wenn fie an mehr als 3 Tagen in der Woche beſchäftigt werden, nicht mehr als 6 
Stunden, jonft nicht länger als 10 Stunden täglich arbeiten. Außerdem ift in Kohlenbergwerlen 
die Nachtarbeit der geihügten Perſonen und die Verwendung derielben zum Wagenfchieben ver: 


127) Die internationale Konferenz erflärte ed Lebensjahr erhöht werde (jedoch fei die Grenze 
als wünſchenswert, dab die untere Alterögrenze, für füdliche Länder aufs 12. Lebensjahr feſtzu— 
mit welcher Kinder zur unterirdiichen Arbeit in ſetzen) und daß die umterirdiiche Arbeit in Berg: 
Bergwerken zugelafjen werden können, in dem werten und jonftigen Gruben Perſonen weiblichen 
Maße, ald es die Erfahrung als thunlich er- Geſchlechts ganz unterjagt werde. 
icheinen laffe, allmählich auf das vollendete 14. 128) Beitlähr. für Bergrecht 14. S. 1 fl. 
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boten und angeorbnet, daß denfelben während der Beihäftigung Zwiſchenpauſen, nadı 5 Stunden 
"a, bei Bftündiger Arbeit 1'/ Stunden gewährt werben *9. 

In Frankreich hat das Dekret vom 3. Januar 1813 die unterirdifche Arbeit von Kindern 
unter 10 Jahren verboten; im übrigen blieb die Einihränfung der Stinderarbeit der ng rin 
Regelung überlaffen; es traten übrigens erheblihe Mißftände durch Beihäftigung von Kindern 
und Frauen nur in den nörblichen Steinfohlengruben und Scieferbrüden auf. Das Geſetz von 
1841 über die Einſchränkung der Kinderarbeit im Gewerbebetrieb fand auf den Bergbau feine 
Anwendung; erit das Geſetz vom 19. Mai 1874 und die fpeziell auf den Bergbau bezügliche 
Verordnung vom 12, Mai 1875 hat die Beichränfung der jugendlichen und weiblichen Arbeit 
aud; für das Bergweſen weiter ausgebildet. Hiernady dürfen Finder unter 12 Jahren und Frauen 
nicht unterirdiich beichäftigt werden; ferner darf die Beihäftigungsdauer von jugendlichen Ber: 
fonen zwiſchen 12 und 16 Jahren unter der Erde nicht länger ala 8 Stunden auf 24 Stunden, 
und zwar unterbrochen durch einftündige Paufe, dauern, auch dürfen diefelben nicht zu den eigent: 
lichen Grubenarbeiten, als Häuer, Bohrer, Zimmerleute, fondern nur zu leichteren Hilfsarbeiten, 
wie Beförbern der Wagen, Bedienung der Wetterthüren 2c. verivendet werben '?%), Das fran: 
zöſiſche Geſetz vom 2, November 1892, welches die gewerbliche Beihäftigung von jugendlichen 
und weiblichen Arbeitern mit Wirkfamfeit vom 1. Januar 1893 an allgemein, auc im Bergbaube— 
triebe, geregelt hat und durch welches das beſondere Gejet vom 19. Mai 1874 und deſſen Vollzugs— 
beitimmungen außer Sraft geſetzt worben find, hat die Einfchränkungen der weiblichen und jugend: 
lichen Arbeit im Bergbaubetrieb wejentlich erweitert und verſchärft. au unterirdiichen Arbeiten 
dürfen weibliche Perjonen überhaupt nicht. männliche jugendblihe Perſonen zwiichen 13 und 18 
Sahren nur unter befonderen im Berwaltungsmwege feitzuftellenden Bedingungen zugelaffen wer: 
den. Nactarbeit ift für jugendliche Perfonen unter 18 Jahren und Frauen unterjagt. ‘Ferner 
find Finder unter 13 Jahren vom Bergbau ganz ausgeichloffen mit dem Vorbehalt, zwölfjährige 
auf Grund eines Volksſchul- und Gefundheitäzeugnifies ausnahmsweiſe zuzulaffen; auch können 
jugendliche Perſonen bis zum 16. Jahre durch den Arbeitsinipeltor von der Bergarbeit ausge— 
ichlofien werden, falls dieje Beihäftigungsweile nach ärztlidem Gutachten ihre Kräfte überfteigt. 
Die Beihhäftigungsdauer ift für jugendliche Perfonen unter 16 Jahren auf 10 Stunden täglicd, 
zwiichen 16 und 18 Jahren auf 60 Stunden in der Woche, höchſtens 11 im Tag, für weibliche 
Berionen auf11 Stunden täglich eingeſchränkt; aucd muß die Arbeit diefer Berfonen durd Pauſen 
mit der Gefamtdauer einer Stunde unterbrochen fein ’*'), 

In Deutihland hat kraft quter Sitte die unterirdiiche Arbeit der Frauen nie einen er: 
heblichen Umfang gewonnen; ſchon früher bergpolizeilich vielfach verboten, iſt fie durd) die Ge: 
werbeordnung $ 154 allgemein befeitigt worden. Die Sinderarbeit wurde in Preußen zuerſt Durch 
das Regulativ vom 9. März 1839 eingefchräntt, indem die Beihäftigung von Kindern unter 
9 Jahren in Bergwerlen unterfagt und bis zum 16. Jahr die — auf höchſtens 10 
Stunden normiert wurde. Nunmehr ſind die Beſtimmungen der deutſchen Gewerbeordnung über 
die Beſchränkungen der Arbeit der jugendlichen Perſonen und Frauen in Fabriken auch auf die 
Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüche und Gruben 
(S 1544 Abſ. 1 Gew.O.) anzuwenden, und zwar die weſentlich verſchärften Vorſchriften der No— 
velle von 1891, ſo daß die Beſchäftigung von Arbeiterinnen unter Tage ganz ausgeſchloſſen iſt und 
Kinder unter 18 Jahren gar nicht, über 18 Jahren nur wenn fie nicht mehr volksſchulpflichtig 
find, jugendliche Arbeiter bis zum 16. Jahre nicht während der Nacht, nur mit regelmäßigen 
Bauien, bis zum 14. Jahr nur 6, von da bis zum 16, nur 10 Stunden täglich, Frauen ober: 
irdifch nicht während der Nacht und höchſtens 11 Stunden täglich beichäftigt werden dürfen *). 


Jugendliche und weibliche Arbeiter. & 26, 





129) Zeitichr. für Bergrecht 28. ©. 135 u. 30. | nationalen Konferenz waren in frankreich einichl. 


S. 278. Nach den Mitteilungen des englifchen 
Bevollmächtigten auf der internationalen Arbeiter: 
ichugfonferenz; waren in Großbritannien 1888 in 
Bergwerken zufammen 592 656 Arbeiter, davon 
534 945 in Kohlengruben beichäftigt und zwar 
465 006 männliche unter Tag, 121970 männ- 
liche und 5680 meibliche über Tage. Von den 
männlichen unter Tag beichäftigten Perſonen find 
127 bloß vorübergehend beichäftiate unter 12 


Sahren, 42 045 zwiſchen 12 und 16 Jahren und 


396 730 erwachſen; von den männlichen über Tage 
beichäftigten PBerionen find 228 zwiſchen 12 und 
13 Nahren, 8729 amwiichen 13 und 16 Jahren, 
88 151 über 16 Jahre. Weibliche Berfonen find 
nur über Tage — und zwar zwei zwiſchen 
12 und 13 Jahren, : 
Jahren und 8630 über 16 Jahre. 

130) Mo3ler in der Zeitichr. für Vergrecht, 15. 
S. 370 und 16. ©. 345. — Nad) der Mitteilung 
des franzöfiichen Bevollmächtigten auf der inter- 


03 awiichen 13 und 16 





Algier 1887 beim Bergbau jugendliche Perionen 
zwifchen 12 und 16 Jahren in Kohlenbergwerken 
4462 unter Tage, 3243 über Tage, in anderen 
Bergwerfen 42 unter Tage, 239 über Tage be- 
ihäftigt. Nach einem der frangöfiichen Abge 
ordnnetenfammer vorliegenden Entwurf ſoll das 
Mindeftalter der unterirdiichen Beichäftigung auf 
13 Jahre erhöht, für Berjonen zwiichen 13 und 
16 Fahren die Nachtarbeit ganz unterfagt werden. 

131) Zeitichrift für Bergreht 34. ©. 60 ff., 
über die dazu ergangene Bollzugsverordn. vom 
3. Mai 1893 f. ebenda 35. S. 39. Ferner Archiv 
VI. ©. 116. 

132) S. Handbuch II. Band, Abb. XXII. Durch 
& 139a der Gew.O. ift dem Bundesrat auch für 
die Bergwerke die Ermächtigung erteilt, mit Rück⸗ 
ſicht auf befondere Betriebsverhältnifje die Ver— 


| wendung von Arbeiterinnen und jugendlichen Ar- 
ı beitern noch mehr einzufchränfen oder Ausnahmen 
‚von bejtimmten geleglihen Beichränfungen zu— 
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Zum Teile noch weiter als die derzeitige deutiche Schußgefeßgebung geht das öſterreichiſche 
Gefek bom 21. Juni 1884, weldes außer der unterirdiichen Beichäftigung von Frauen die 
Beihäftigung von Kindern unter 14 Jahren beim Bergbau und zwar aud über Tage, vorbe: 
haltlich der Zulaſſung von Ausnahmen, verbietet und beitimmt, daf jugendliche Berjonen männ- 
lihen Geſchlechts vor vollendetem 16. und weiblichen Sefchlehts vor dem 18. Lebensjahr beim 
—— “p in einer Weiſe beſchäftigt werden dürfen, welche ihrer körperlichen Entwicklung nicht 
nachteilig iſt. 

Am weiteſten verbreitet iſt die Kinder- und zum Teil auch die Frauenarbeit in den Schwefel— 
gruben von Sizilien und den Kohlenbergwerken von Belgien. Die 1865 auf das König— 
reih Jtalien ausgedehnten Vorfchriften des ſardiniſch-lombardiſchen Berggeſetzes von 1859, 
wornach die unterirdiiche Arbeit von Kindern unter 10 Jahren unterfagt und auch ſonſt die Ar: 
beit von Kindern unter 14 Nahren im Intereſſe der körperlichen Entwicklung gewiffen Beichrän: 
fungen unterworfen war, find in Ermanglung einer Aufficht und Straffanktion nur ſehr unvoll: 
ftändig durchgeführt worden, Grit das italienifche Gejeg vom 11. Febr. 1886 und die Vollzugs: 
verordnung vom 17. Septbr. 1886 hat die Stinderarbeit in Bergwerken entjchiedener eingeichränft 
und durch Beauftragung ber ftaatlihen Bergingenieure mit der fortlaufenden Ueberwachung für 
ftrengeren Vollzug geſorgt; darnach dürfen Kinder unter 10 Jahren nicht unterirdiich, von 10 
bis 12 Jahren nicht länger ala 8 Stunden täglich und nicht während der Nacht in Bergwerlen 
beihäftigt werden; auch ift für jugendliche Perſonen zwiſchen 12 und 15 Jahren die Nadıtarbeit 
in Gruben auf höchſtens 6 Stunden beſchränkt!). In Belgien waren ed namentlich die zum 
Teil jchwierigen Gewinnungsverhältniffe, welde die Unternehmer veranlaßten, durd; zahlreice 
Heranziehung weiblider und jugendlicher Arbeitskräfte die Koften herunterzudrüden. Dort haben 
auch vor allem die großen Mibitände der unterirdiichen Frauenarbeit ſchon frühe die öffentliche 
Aufmerkfamteit erregt (Unterſuchung von 1843), Demungeachtet wurben bis zum Jahr 1884 Be: 
ſchränkungen der Kinder: und Frauenarbeit in Belgien nicht eingeführt und auch die Vorſchriften 
bes faiferl. Defrets vom 3. Januar 1813 über das Verbot der unterirdbiihen Arbeit von Kindern 
unter 10 Jahren nicht gehandhabt. Erit durch Art. 69 der königl. Verordnung vom 28, April 
1884 wurde es verboten, Stnaben unter 12 und Mädchen unter 14 Jahren im Bergbau zu be: 
ſchäftigen. Die eingehenden Unterſuchungen, welche feit 1886 durch eine Arbeitstommiffion aud 
über die Zuſtände der frauen: und Kinderarbeit in den belgiichen Kohlengruben angeftellt wurden, 
führten endlich dazu, dab durch ein Gejeg vom 23. Dezbr. 1889 die unterirdifche Befchäftigung 
von weiblichen Berjonen unter 21 Jahren vom 1. Januar 1892 an verboten wurde '**), 

In den übrigen europäiſchen Staaten hat bie Frauen: und Kinderarbeit in Berg: 
werfen feine erhebliche Bedeutung gewonnen, fo dab es in den Niederlanden, Schweden und 
Norwegen und Spanien bisher nicht nötig fiel, gejeglihe Beſchränkungen zu erlafien, In Yu: 
remburg, weldes bloß Eilenbergwerfe befigt, iſt durch ein Geſetz vom 21. Nov. 1876 die 
unterirdifche Arbeit von Perfonen unter 16 Jahren ganz verboten worden. 

Auch in den einzelnen Staaten der nordamerifanijhen Union ift meilt die unter: 
irdifhe Arbeit von weiblichen PBerfonen und von Stnaben unter 12 Jahren ganz, von männlichen 
Perſonen zwiichen 12 und 16 Jahren, jolange fie noch nicht fchreiben können, unterjagt, in Wis: 
fonfin, Dakota, Maſſachuſets, Mithigan und Minnefota gelte befondere Vorſchriften zum Schuge 
weiblicher Arbeiter im Bergbau ). 


zulaffen; legteres ift, übrigens im mäßigen Um— 
fange, geichehen dur die Verordnungen vom 
17. März 1892, erjegt durch die Verordnung vom 
1. Februar 1895 (für die Beihäftigung jugend» 
licher Arbeiter auf Steinfohlenbergwerten) und 
vom 24, März 1892 (für die Beichäftigung von 
Arbeiterinnen in Bergwerken des Regierungsbe- 
zirks Oppeln). — In Preußen waren in Berg: 
werten bejchäftigt Kinder unter 14 Jahren im 
Jahr 1888: 286, im Jahr 1863 nur noch 102, 
junge Leute zwiichen 14 und 16 Jahren im Kahr 
1888 : 9548, im Jahr 1893: 10 588, davon unter: 
irdiich 1888: 882 und 1893: 814, bei einer Ges 
jamtzahl von 295 824 (1888) und 361 832 (1893) 
Arbeitern. 

133) Nah der Italieniſchen Statiftit waren 
1888 in den Schwefelgruben von Sizilien neben 
19 023 männlichen Arbeitern über 14 Jahren 5966 
Knaben unter 14 Fahren und 35 Arbeiterinnen, 
in den Binfgruben von Sardinien neben 9055 
männlichen Arbeitern über 14 Jahren 499 Knaben 


und 218 Mädchen unter 14 Jahren und 608 Frauen | 


über 14 Jahren beichäftigt. Gegen 1885, wo die 


Beh! ber beichäftigten Knaben unter 14 Jahren 
in Sizilien 8460, in Sardinien 606 betrug, zeigt 
ſich ſchon infolge der neuen Gejeggebung eine 
erhebliche Abnahme. 

154) ©. Zeitjchrift für Bergrecht 31. S. 158 
und 9. Herkner, Belgien. Gejeg betr. die Ar- 
beit von Frauen zc. im Archiv VI S. 125. Nadı 
einer Erhebung von 1886—87 waren zu dieſer Zeit 
bei einer Gefamtbelegihaft von 94 957 in den 
beigiichen Kohlengruben 4388 Knaben und 1958 
Mädchen unter 14 Nahren, 7277 Knaben und 
2816 Mädchen zwiſchen 14 und 16 Jahren und 
6961 Frauen über 16 Jahren beſchäftigt. Der 
beigiiche Bevollmächtigte auf der internationalen 
henhteradl rag sung hie von 1890 teilte mit, dab 
damals in den Kohlengruben 2747 Kinder zwi— 
ihen 12 und 14 Jahren, 4792 jugendliche Per- 
jonen zwijchen 14 und 16 Jahren und 3961 rauen 
und Mädchen beichäftigt waren, was einen er- 
heblichen ir jeit 1887 bedeuten würde. 

135) S. dar. Clinton W. Woodruff ın 
HM. 1. ©. 498; Beitichr. für Bergrecht 18. ©. 74; 
Arndt, Bergbau. ©. 96. 


Arbeiterverfiherung und »fürforge. $ 27. 473 


8 27. Urbeiterverfiderung und »fürforge. Berfchiedene Urſachen wirkten 
dahin, daß fich die Urbeiterverficherung und »fürforge gerade im Bergbau vielerorts am 
früheften und volltommenjten entwidelt hat; insbejondere war dabei von Bedeutung, daß 
der Gegenjag zwiſchen der Fapitaliftiich organifierten Großunternehmung und der Arbeiter: 
ichaft hier ſchon ſeit Jahrhunderten herausgebildet ift, daß der Bergbau den Arbeiter mit 
eigenartigen und fchweren Gefahren bedroht, daß fich endlich wegen der Entlegenheit des 
Betriebs von der ftädtifchen Kultur umd deren Hilfsmitteln die Notwendigkeit eigener Für: 
jorge befonders aufdrängte. Dabei kommen jehr verjchiedene Formen der Fürjorge in Be: 
trat. Am einfachften geftaltet fich die Hilfe bei vorübergehend auftretenden Berlegungen 
und Krankheiten, wogegen die Sicherung gegen die dauernden Folgen von Unfällen wegen 
der Gefahr der Mafjenverunglüdungen die Bereitjtellung bedeutender Mittel und umfafjende 
Drganijationen erfordert; dad Gleiche gilt, wenn fich die Fürjorge auf die Unterjtügung 
der allmählich arbeitsunfähig Gewordenen und der Hinterbliebenen erjtreden joll. Außer: 
dem machte fich im Bergbau das Bedürfnis nad mancdherlei Wohlfahrtseinrichtungen jchon 
frühe geltend, namentlich zur Erfeichterung des Schulbeſuchs, zur Beichaffung billiger Woh— 
nungen und Lebensmittel, zur Darbietung der Babdegelegenheit u. dgl. 

In den deutſchen Bergbaugebieten hat fich dieje Art der Fürſorge jchon ſeit Jahr- 
hunderten jehr verjchiedenartig entrwidelt, zum Teil lediglich auf Grund freier Vereinigungen 
der Arbeiterſchaft, zum Teil auf Veranlafjung und unter Mitwirkung der Unternehmer jehr 
häufig auch auf Grund der Anordnung der Bergbehörden oder gejeglichen Bwangs. Schon 
in den älteren deutjchen Bergordnungen '*) find Kafjen erwähnt, aus welchen den durch 
Krankheit oder jonjtige Urfachen erwerbsunfähig gewordenen Bergleuten Unterjtügungen zu: 
tommen follen; dieje Beranftaltungen, Bruderladen, Knappſchafts-, Gnadengroſchenkaſſen ge- 
nannt, beruhen auf freiwilligem Zujfammentritt der Bergleute oder auf Errichtung jeitens 
de3 Unternehmerd unter Mitwirkung der Arbeiterfchaft, wobei nicht jelten der Regalherr 
die Fürforgeeinrichtung anordnete und die Beitragslaft näher regelte. Vielfach) wurde durch 
die Bergordnung, Gewohnheitsrecht oder Geſetz dem Werkbefiger die Pflicht auferlegt, einen 
Anteil des Grubenertrags in Geftalt einer oder mehrerer Freituren jolchen Kaſſen zufließen 
zu laſſen '*). Endlich bildete fich nicht felten die Uebung oder der Nechtsiag heraus, daß 
der Bergwerkbefiger bei vorübergehenden Erkrankungen den Lohn für einige Wochen fort- 
zuzahlen hatte '**). 

So haben fi unter der Einwirkung der Uebung und des Geſetzes im deutjchen Berg: 
bau viele Hilfskaſſen gebildet, welche entweder bloß für das Einzelunternehmen wirkten oder 
zur Erhöhung der Leiftungsfähigkeit ihre Thätigkeit auf eine Anzahl örtlich benachbarter 
Gruben erjtredten, und ftet3 in Krankheitsfällen, außerdem aber auch bei jonjtiger Unter: 
ftügungsbedürftigfeit jei es kraft Nechtsanjpruchs jei es nach freiem Ermeſſen Gaben ge- 
währten. Namentlich war dem Grubenbefiger dort, wo ihm nad dem bürgerlichen Rechte, 
wie dies nach Art. 1382 bis 1384 des Code Napoleon und nad) dem deutfchen Haftpflicht: 
gejeg von 1871 der Fall ift, eine weitgehende Haftpflicht für die durch Verjchulden des Auf: 
ſichtsperſonals und (franzöfiiches Recht) der Mitarbeiter herbeigeführten Unfälle obliegt, 
Beranlafjung gegeben, joldhe Einrichtungen zu jchaffen und aus eigenen Mitteln zu unter: 
jtügen. Sobald aber die freien und für ein Heineres Gebiet errichteten Hilfs und Penfions- 
fafjen mehr als bloß vorübergehende Unterftügungen gewähren, reicht ihre Thätigkeit jelten 
aus; zur Fürjorge für Invaliden und Hinterbliebene, zum Eintreten bei Maffenunglüden 


136) So in der Ruttenberger Bergord. v. 1300. | dem franzöfiichen Dekret vom 3. Nanuar 1813 
137) Das Allg. Preuß. Landrecht, II, Tit. 16 der Unternehmer verpflichtet, auf dem Bergwerk 
$ 134 beftimmte für die Knappſchafts- und Ar- | die erforderlichen Arznei und Rettungsmittel zur 
nıenfafie zwei Freikuxe. Behandlung erfranfter und verlegter Bergleute 

138) Nach Allg. Preuß. Landrecht, IL, Tit. 16 bereit zu halten und unter Umftänden einen Wund— 
58 214—216 auf vier Wochen. Aehnlich ift nad) | arzt anzuftellen. 
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ift nicht bloß der Beftand an Mitgliedern und an Referven zu ſchwach, jondern es ift aud 
ihre finanzielle Grundlage für die weiterausfehenden Unterftügungen deshalb nicht tragfähig, 
weil beim Syftem der Freiwilligkeit der Fortbeitand durch den Austritt von Mitgliedern 
und durch das Nachlaffen weiteren Zugangs leicht in Frage geftellt wird; auch find fie ein 
Hindernis für die freie Bewegung der Arbeiterichaft, wenn fie, was im Intereſſe der ge- 
ordneten Verwaltung und der dauernden Leiftungsfähigkeit kaum vermieden werden kann, 
an den Austritt aus der Bejchäftigung bei den zum Kafjenbezirk gehörigen Gruben die Rechts: 
folge des Berluftes der Anwartichaft auf Unterftägung knüpfen. 


Daß übrigens auch auf dem Wege der Freiwilligkeit im Gebiete der Arbeiterverfiherung und 
:fürforge Großes geleiftet werden kann, beweifen die Erfahrungen in Großbritannien, wo 
namentlich im Meere er aus der Mitte der Arbeiter heraus, zum Zeil unter Mitwirkung 
der Grubenbefiger, eine Anzahl von Unterſtützungskaſſen für den Fall der Krankheit, des Unfalls 
und ber Invalidität errichtet worben find, welche insbeſondere feit der Zeit eine geſicherte Thätig: 
keit entfalten, ſeitdem die Haftpflicht der Unternehmer aud für das Verſchulden der Aufſichts— 
beamten (nicht der Mitarbeiter) durch Gefek vom 7. Septbr. 1880 näher geregelt, die Negiitrie: 
rung der Kaſſen geſetzlich vorgefehen und fie damit hinfichtlich ihrer verficherungstechniichen Grund— 
lagen beſtimmten Vorfchriften und einer fortlaufenden Aufficht unterworfen worden find. Auch 
die engliiche Berggeſetzgebung hat ſich zum Teil fpeziell auf die Verhältniffe dieſer Kaſſen er: 
ftredt, eine Pflicht zur Errichtung zwar nicht begründet, aber beftimmt, daß die Beſtände der- 
jenigen Sranten:, Unfalle und Invalidenkaſſen, für welcde der Unternehmer Lohnabzüge macht 
oder fonft Beiträge der Bergarbeiter erhebt, den Arbeitern und nicht der Unternehmung gehören 
und daß den Bergleuten über die Ergebniffe joldher Kaſſen Rechnung abzulegen und eventuell 
auch Teilnahme an deren Verwaltung einzuräumen ſei 199), 

In Frankreich und in Belgien, wo die Berngefeßgebung, abgejehen von bem Dekret 
von 1813, den Grubenbefigern eine Fürforge für Krankheits- und Erwerbsunfähigkeitsfälle nicht 
auferlegt, find vielfah unter dem Zuſammenwirken von Unternehmern und Arbeitern für größere 
Bergwerfe freiwillige Hilfstaffen entitanden. Die franzöftihen Bergwerkskaſſen waren zwar zahl: 
reich, zum Teil auch gut verwaltet, litten aber an den Mängeln der Freiwilligkeit, der fleinen 
Bezirke, der unficheren Anfprüche, des Verluftes der Anwartichaft bei Austritt aus ber Beichäf: 
tigung. Nad) den amtlihen Erhebungen waren anfangs der neunziger Jahre von der etwa 150000 
betragenden Gefamtzahl der franzöfiihen Vergarbeiter im Ganzen 120 579 auf diefe Weile gegen 
Alter und Invalidität verfichert, aber auf einer jo unzureichenden Grundlage, dab das Defizit 
der Penfionseinrichtungen gegenüber dem nad verfiherungstechniihen Grundfägen erforderlichen 
Dedungstapital auf 45 Millionen Franken berechnet wurde. Schon feit den adıtzjiger Jahren 
hat ſich Regierung und Parlament mit einer geſetzlichen Neform des Arbeiterverficherung&weiens 
überhaupt und insbejondere im Bergbau beichäftigt. rg der Unfallverſicherung, welde 
für die VBergarbeiter zufanmen mit der Regelung dieſes Berficherungszweigs für ſämtliche 
aewerbliche Arbeiter behandelt wird, ift ein Ergebnis feither noch nicht erreicht worden 14), 
Dagegen gelang es, die Kranken- ſowie die Alters: und AInvalidenverfiherung fpeziell für den 
Bergbau durch das Geſetz vom 29, Juni 189, betr. bie Kranken» und bie Benfionstaffen für 
die Bergarbeiter, auf einer neuen Grundlage zu ordnen. Hiernach werden für die Srankenver: 
fiherung obligatoriich Örtliche, von den Beteiligten verwaltete Krankenkaſſen eingerichtet, zu denen 
die Arbeiter mit höchitens 2% des Lohns und die IInternehmer mit der Hälfte des Arbeiter: 
beitrags zahlungspflichtig find. Hievon getrennt find die Benfionskaffen der Bergarbeiter, melde 
im weſentlichen auf Altersverforgung (Beginn des Rentenanſpruchs mit dem erreichten 55, Le 
bensjahr mit der Maßgabe, dab die Zahlung auf Antrag des Berechtigten weiter hinausgeſchoben 
werden kann) gerichtet ift. Die Penftonskaffen werben nad dem Syſtem der Kapitaldeckung von 
den Beteiligten mit ftaatliher Ermächtigung gebildet und unter Staatsaufficht verwaltet, wobei 
die IInternehmer minbeften& 4% des Lohns als Beitrag zu bezahlen haben mit dem Rechte, die 
Hälfte dem Arbeiter am Lohn abzuziehen. Es ift Übrigens aud) geftattet, anftatt der Gründung 


139) Siehe Art. 13 und 14 des Geſetzes über | 


die Zinnbergwerfe vom 16. Sept. 1887. Beitichr. 
für Bergrecht 30. ©. 3. Insbeſondere für die 
Kohlengruben find in England feit der Mitte der 
ſechziger Jahre durch Zuſammenwirken der Ar- 
beiter und Bergwerfsunternehmer mehrere große 
Hilfslaffen für Unfall-, auch Kranken- und In— 
validenunterftügung errichtet worden, welche fich 
auf eine größere Zahl benachbarter Werte er- 
ftreden. Ende 1878 beftanden auf den engliichen 
Kohlengruben ſechs folder Kaffen mit 117600 
F liedern, etwa ſämtlicher Kohlenarbeiter; 
ie 


rbeitgeber leiſteten Zuſchüſſe von etwa 10 


bis Wꝰ/des Arbeiterbeitrags; die ſechs Vereins⸗ 
kaſſen beſaßen Ende 1879 zuſammen ein Ber 
mögen von 112466 Pfund oder 19 sh. auf den 
Kopf; fiehe Nafje in der Zeitichr. für Berg: 
recht 22. ©. 46. Seit 1879 wurden dieje Kaflen 
zu einem Centralverbande zufammengefaht. Ihre 
Zahl ift bis Mitte 1891 auf 8, ihre Mitglieder- 
zahl auf 269 961 geftiegen, jo daß fie nunmehr 
faft die Hälfte aller im engliichen Kohlenbergbau 
beichäftigten Arbeiter (1890: 613 233) umfaflen. 
Pringsheim, J. f. ©. 2. 16, III. ©. 286. 

140) Bödider, Die Arbeiterverficherung in 
den europäiichen Staaten. 1895. ©. 112 ff. 


Arbeiterverfiherung und »fürforge. $ 27. 475 


einer beionderen Penſionskaſſe das fo gebildete Dedungsfapital an die Nationalkaffe für Alters: 
verjorgung einzuzahlen. Durch Uebergangsbeſtimmungen ift für die Ordnung ber BVerhältniffe 
ber feitherigen PBenfionskaffen Sorge getragen 9), In Belgien wurden aus Veranlaffung 
zweier großer Grubenunglüce von 1838 und 1839 in leßterem Jahre mit Staatsunterftügung 
und föniglicher Beftätigung für die hauptſächlichſten Bergwerke mehrere Penſionskaſſen für be: 
ftimmte Bezirke errichtet, welche insbeſondere der IInfall:, außerdem aud) der Alters:, Invaliden— 
und Hinterbliebenenverjorgung dienen; ein gejeglicher Beitrittszwang befteht zwar nicht, doc 
wurde feit 1840 ben beliehenen Unternehmern in der Konzeſſion eine Verpflichtung zum Beitritt 
auferlegt. Dieje caisses communes haben jeitdem in Belgien eine gewiſſe Blüte erreicht, was 
namentlich dadurch gefördert wurbe, daß ihnen durch Gefeg von 1868 und Verordnung von 1874 
die Möglichkeit, die Nechtsfähigkeit zu erlangen, eröffnet wurde, mwodurd fie auch einer gewilfen 
Staatsauffiht unterworfen werden 112), An Italien ift, mangeld einer Gejeßgebung über 
Knappſchaftskaſſen, die Errichtung von Hilfskaffen für die Bergarbeiter zur Zeit noch der Frei: 
willigkeit überlaffen 149). 


Während in allen dieſen Staaten die ſociale Verſicherung der Bergarbeiter noch im wejent: 
lichen auf dem Grundfage der Freiwilligkeit beruht und nur in Franfreid ganz neuerdings 
wenigftens im Gebiete der Kranken: und Anvalidenverfiherung zum Zwangsſyſtem vorge: 
ichritten wurde *%), find in Deutſchland und Defterreich die jchon von früher her 
vorhandenen Anſätze zur Zmwangsverficherung der Bergarbeiter durch die neuere Berg: und 
jociale Gejeßgebung zu einer umfaſſenden auf dem Grundjage der Beitrittspflicht beruhenden 
Arbeiterfürforge entwidelt worden. In den wichtigften deutjchen Berggebieten waren, ohne 
daß allgemeine Rechtsnormen über die Zwangsverficherung beftanden, unter der die Berg: 
werfe leitenden behördlichen Einwirkung für die meiften Gruben durch die Unternehmer 
unter Mitwirkung der Arbeiter Hilfskaſſen mit weitefter Zwedbejtimmung errichtet worden, 
zu welchen die Bergleute kraft des Arbeitsvertrags beitragspflichtig waren. Durd das 
preußiiche Gejeh vom 10. April 1854 wurde den Unternehmern die Pflicht zur Errichtung 
von Knappſchaftskaſſen auferlegt, welcher Zwang um jo leichter durchführbar war, als jchon 
1852 in Breußen 53 Knappſchaftsvereine mit 56 462 Mitgliedern, fünf Sechftel der damals 
vorhandenen Bergleute, bejtanden. Das preußijche Berggejeg von 1865 hat dieje Bejtim: 
mungen über die Knappſchaftskaſſen beibehalten und bei feinem Rundgang durch die größeren 
Staaten zu ihrer Weiterverbreitung beigetragen. Bei der Revifion der ſächſiſchen Berggeſetz— 
gebung im Fahr 1868 wurde die Schon früher vorhandene Einrichtung der mit gejeglichem 
Zwang ausgeftatteten Revierkafjen im Erzbergbau weiter ausgebildet, während die Benfions: 
kaſſen beim Grundeigentümerbergbau auf Kohlen wie jeither freiwillige Einrichtungen blieben. 

Die nad) preußische m Bergredht gebildeten Anappichaftstasjjen find öffentliche 
Genofjenihaften der Bergwerkbefiger und Bergarbeiter, durch Vertreter beider Teile unter 
ftaatlicher Aufficht verwaltet, mit der Aufgabe, den Bergarbeitern und deren Hinterbliebenen 
im Falle der Hilfsbedürftigkeit kraft Rechtsanſpruchs Unterjtügungen zu gewähren. Sämt: 


141) Beitfchrift für Bergredt 36. S. 42 und 
Archiv VII ©. 473 (Jay). 

142) Siehe Achenbach, Zeitichr. für Berg: 
recht, 8, ©. 528, Die ſechs Belgischen Kaſſen um— 
fabten 1885 180 Werfe mit 101 855 Arbeitern, 
die Einnahmen betrugen im jahr 1880 1680455 
Fre, wovon 258378 auf Arbeiterbeiträge, 1084 442 
auf Unternehmerbeiträge, 44969 und 9800 Fr. 
auf Zuſchüſſe des Staat? und der Provinzen 
famen. Mataja, Art. Die Arbeiterverjicherung 
in Belgien in 9.®. I. ©. 567 und Beitichrift 
für Bergredt 17. ©. 273 ff. 

143) Für die die größte Arbeiterzahl umfaj- 
jenden Schwefelgruben in Sizilien find bloß die 
erften Berjuche zur Bildung ſolcher Kaſſen ge- 
macht worden, mwährend für die zwei anderen 
wichtigeren Bergbaugebiete in Sardinien und in 
der Romagna fait alle Grubenbefiger freiwillig 
Hilfstaffen, casse di soccorso, errichtet haben; 


die jardiniichen Hilfsfaffen werden ausſchließlich 
von dem Unternehmer ohne Mitwirkung der Ar- 
beiter verwaltet, wogegen leßtere Beiträge durch 
Lohnabzug von 3—4%e entrichten, fie gewähren 
Unterftüßung bei Krankheiten und Unfällen; ähn— 
lich verhält es fih in der Romagna; nur zwei 
der dortigen Kaſſen gewähren den Arbeitern eine 
Mitwirkung bei der Berwaltung. Siehe italien. 
Ausgabe des Handbuchs, S. 462, 

144) Auch die internationale Arbeiterjchupfon- 
ferenz von 1890 hat fich micht für das Syſtem 
der Zwangsverſicherung audgeiproden, jondern 
es in 1,3, d ihrer Beichlüffe nur ald wünſchens— 
wert erflärt, daß die Einrichtungen zur Siche- 
rung der Bergarbeiter und ihrer familien gegen 
die Folgen von Krankheiten, Unfällen, vorzeitiger 
Arbeitsunfähigfeit, Alter und Tod im Einflang 
mit den Gemwohnbeiten jedes Yandes mehr und 
mehr ausgebaut werden. 
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liche Bergwerke eines beftimmten Bezirks find öffentlichsrechtlich verpflichtet, einem Knapp: 
ichaftöverein anzugehören; der Bezirk wird durch freie Vereinbarung und eventuell durd 
Entihliegung der Bergbehörde beftimmt. Die Arbeiter der dem Verein angehörigen Berg: 
werte find bei Erfüllung der ftatutarifchen Borausfegungen berechtigt und verpflichtet, in 
die Kaffe einzutreten; durch das Statut dürfen nicht ganze Klaſſen von Bergarbeitern aus; 
geichloffen werden. Sowohl die Werkbefiger als die Arbeiter haben Beiträge zu entrichten, 
erjtere mindeftens die Hälfte des Arbeiterbeitrags. Die Leiftungen der Knappichaftätafien 
find einerjeits vorübergehende, für welche die Unjammlung größerer Bejtände nach verſiche 
rungstechniichen Grundjägen nicht erforderlich ift, jo für ärztliche Behandlung, Arznei, Kranken: 
geld, Begräbniskoſten, zuweilen auch Schulgeld, anderjeits dauernde, welche die Anjamm:- 
lung größerer Kapitalien auf den fernerliegenden Zeitpunkt der Fälligkeit des Anſpruchs 
nötig machen, insbejondere Renten für VBerunglüdte, jonftige Invaliden, Witwen und Waijen 
von Bergarbeitern. Nach der Berichiedenheit dieſer beiden Arten der Leiftungen ijt die 
Trennung in zwei Kaſſen, wenn auch nicht unbedingt geboten, jo doch wünſchenswert. Der 
Aufwand für die vorübergehenden Unterjtügungen kann im twejentlichen aus den Jahres: 
beiträgen beftritten werden, jo daß es außer einem etwa die doppelte Jahresausgabe 
betragenden Reſerve- und Betriebsfond feiner Rüdlagen bedarf; zur Gewährung der Kranfen- 
und fonjt vorübergehenden Unterftügung ift die Kaſſe auch dann leiftungsfähig, wenn fie 
fih nur auf eine geringere Mitgliederzahl, auf eine oder wenige Gruben erftredt, ja es wird 
dur dieje Lofalifierung die Verwaltung billiger und einfacher und die Kontrolle gegen 
Simulanten leichter. Dagegen find bei den Unfall-, Invaliden- und Hinterbliebenentafien 
größere Kapitalien für den zum Teil fernliegenden Zeitpunkt des Eintritts der Rentenver: 
pflihtung anzufammlen; mit Nüdficht auf die Dauer umd Höhe ihrer Leiftungen und bie 
Unficherheit über den Eintritt der den Anſpruch bedingenden Momente empfiehlt es ſich, 
in den Kafjen diefer Art thunlichit viele Werke und Mitglieder zufammenzufaffen. Es hat 
daher jchon das preußiiche Berggeieg $ 172 vorgefehen, daß für die vorübergehenden und 
einmaligen Leiftungen (Kranken: und Sterbegeld) bejondere Kafjen mit engerem Umfang 
und eigener Verrechnung errichtet werden fünnen, und es ift bei einer Anzahl der preu: 
Biichen Knappichaftsvereine die Abtrennung der Krankenkaſſen von den Penfionstaffen mit 
fichtlihem Vorteile durchgeführt worden. Wenn auch im allgemeinen die preußiichen Knapp- 
ſchaftspenſionskaſſen nach verfiherungstechnischen Grundjägen die Beiträge derart bejtimmen, 
daß fie außer zur Veftreitung des laufenden Aufwands noch zur Anjammlung einer Prö- 
mienrejerve behuf3 Dedung der künftigen Nentenanfprüce ausreichen, jo waren doch bei 
Bemeſſung diejer Reſerven nicht die Grundjäge von Privatverficherungsanftalten unbedingt 
maßgebend; vielmehr wurden dieje Reſerven unter Berüdfichtigung der Höhe der Renten: 
anjprüche, der Zahl, des Alter umd der Familienverhältniffe der Verficherten nach empiriſch 
gewonnenen Grundjäßen wejentlich niedriger bemefjen; diejes Verfahren ift durch das Be- 
jtehen der Beitrittspflicht gerechtfertigt, welche für ftändigen Mitgliedernachwuchs und gegen 
plöglihen Austritt Gewähr giebt, und wirtichaftlich vorteilhaft, indem es dadurd möglich 
wird, die Belaftung der Beteiligten auf mäßiger Höhe zu halten und die Anſammlung der 
vollen Dedungstapitalien zu vermeiden '*), Es haben ſich denn auch bei den teilweije ſchon 
jeit hundert Jahren in Wirkjamkeit ftehenden preußiſchen Knappſchaftskaſſen, abgejehen von 
wenigen, welche, bloß für Einzelwerke errichtet, zu Kleinen Umfang hatten, jeither weſentliche 
Beanjtandungen der Leiftungsfähigkeit nicht ergeben. Dagegen hat fich bei mehreren Knapp— 
ichaftsfafjen im Königreih Sachſen in neuerer Zeit eine Unzulänglichkeit der finanziellen 


145) Vgl. über diefe Frage Caron, Die Be- | zielle Zuftand der Preuß. Anappichaftsvereine, 
rechnung der Beiträge bei der obligatorischen Ar- in Zeitſchr. des Preuß. Statift. Büreaus, X 
beiterverficherung, 1882, und die Neform der S. 289 ff., ferner Zeitichr. für Bergreht, 2, 
Knappichaftsvereine, 1882; Brämer, Der finan- ©. 62 ff. 
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Grundlagen herausgejtellt, was 1884 dazu Beranlajjung gab, eine Reform durchzuführen, 
deren Grundgedanke ift, die Krankenkaſſen vollftändig von den Penſionskaſſen zu trennen 
und Die leßteren durch deren Zujammenlegung leistungsfähiger zu machen (Gejeg vom 
2. April 1884) *°). 

Für die im Beginn der achtziger Fahre in Angriff genommene jociale Reichsgeſetz— 
gebung war die im Bergweſen bereit3 vorhandene und erprobte Organijation der Ar: 
beiterverficherung geradezu vorbildlid. Die Reichsgejete, insbejondere von 1883, 1884 und 
1889, über Kranken-, Unfalle und Jnvalidenverfiherung erjtreden ſich ſämtlich auch auf die 
Arbeiter in Bergwerten, Salinen, Aufbereitungsanftalten jowie in Brüchen und Gruben, 
jo daß materiell die Bergwerkbefiger und Bergarbeiter in gleicher Weije wie die ge- 
werbfichen Unternehmer und Arbeiter zu Beiträgen u. ſ. f. verpflichtet und Hinfichtlich der 
Unterftügungen anjpruchsberechtigt find. Was dagegen die formale Organijation der Kaſſen— 
einrichtungen anbetrifft, jo wurden bei Einführung jener Reichsgejege mit jchonender Hand 
die knappſchaftlichen Hilfsverbände der Bergmwerkbejiger und Bergarbeiter thunlichſt in das 
Syitem der reichögejeglichen Einrichtungen mit den durch die Rüdjicht auf die gejeglichen 
Grundgedanken gebotenen Aenderungen eingefügt. 

In Bezug auf die Fürforge in Kranfheitsfällen ift nummehr für alle Bergarbeiter 
und ferner für diejenigen Auffichtsbeamten, deren Arbeitsverdienit 6° M. für den Arbeitstag 
nicht überichreitet, die Krankenverfiherungspflihbt nad dem Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883 in 
der Faflung der Novelle vom 10, April 1892 begründet; für die une der berggeieglicden 
Stnappichaftsfafjen 147), welche die Mindeitleiftungen der reihsgefeglichen Betriebs: Stranfenkafjen ge: 
währen, tritt aber einerjeits die Verpflihtung, einer Gemeinde: Kranfenverfiherung oder einer 
nach dem Neichsgejeg organifierten Krankenkaſſe anzugehören, nicht ein, auberjeits bleiben be: 
zügli ihrer Aufnahnte Äh die Knappichaftstafie die berggejeglichen Vorſchriften maßgebend, jo 
daß insbejondere auch die Zugehörigkeit zu einer freien Hilfsfaffe von der Mitgliedichaft bei der 
Stnappichaftstaffe nicht befreit. So iſt unter teilweijer Erhöhung der Unterjtügungsleijtungen die 
alte Organifation der Knappſchaftskaſſen auc für die reichögelegliche Kranfenverjicherung beibe- 
halten und die für die gewerblichen Betrieböfrankenlaffen eingeführte Nötigung zur Trenmung 
von Kranken: und Penſionskaſſen auf die Anappichaftävereine nicht eritredt worden. 

Auch bei Erlaß des IInfallverfiherungsgeießes vom 6. Juli 1884 wurde den 


Verbältniffen der Knappſchaften dadurch Rückſicht getragen, dab S 94 vorfieht, es können die 
Unternehmer von Betrieben, welche landesgeſetzlich beftehenden Sinappicaftäverbänden angehören, 


146) Leuthold, Beitichr. f. Bergr. 25. S.290ff. | als Imvaliden 41902, als Witwen 39660, als 

147) Die über die Ergebnifje der Kranfenver- Waiſen 51157, zujammen 138719 unterftügte Per— 
jiherung geführte Reichsſtatiſtik erftredt fich nicht Tonen. Das Vermögen der Breußiichen Knapp— 
auch auf die Knappichaftätrantentafien. Aus Band78 | jchaftsvereine betrug Ende 1898 52119614 M.; 
der bezüglichen Reichäftatiftit für 1893 ift über die Sefamteinnahme diejes Jahres war 29 792484 
die im Weiche beftehenden Knappichaftsfafien nur M., darunter Beiträge der Arbeiter 14 908 281 M., 
folgendes zu entnehmen: Ende 1893 war bei den der Bergwerldeigentümer 12500416 M., Rapital- 
deutichen Rnappichaftsvereinen, bez. Knappſchafts- zinien 1566 573 M.; die Ausgaben betrugen 1893 
fajlen folgende Berfonenzahl gegen Krankheit ver- im Ganzen 26648071 M., davon famen auf Kran- 


ſichert: lenunterſtützung 8906412 M., ——— 
in BV und Hinterbliebenenverſorgung 13613847 M. (da- 
— —— — von 9329345 M. auf Invaliden, 4318669 M. 
" Sadien -. . » . 30802 auf Witwen und 1965838 M. auf Waifen), außer- 
gi Württemberg . - 2161 dem 335 654 M. auf Begräbnisfoften, 145 007 M 
„Selen . ... 1785 auf außerordentliche Unterftügungen und 89.907 
fonftigen Ctaaten 8291 M. auf Schulunterricht. Auf ein Mitglied der 
u k 478 119 Breußiichen Snappichaftävereine fam 1893 eine 
zuſammen Ausgabe von im Ganzen 64,13 M. (davon 21,43 


Ueber die Zahl der Knappichaftsvereine in M. für Krankenunterftügung, 37,57 M. für In— 
Preußen giebt die Zeitichrift für das Berg-, ! Sütten- valide- und Hinterbliebenenveriorgung und nur 
und Salinenwejen im Preuß. Staat Bd. 42 nady: 1,54 M. für Verwaltungskoſten), ferner eine Ein» 
ftehende ausführliche Auskunft. Im Jahre 1893 nahme von 71,70 M. (davon 35,88 M. aus Bei- 
beftanden in Preußen 74 Stnappicaftävereine, trägen der Arbeiter und 30,08 M. aus joldyen 
welche 1948 Bergwerfe, Hütten und Salinen um- der Unternehmer). Der Bermögensdanteil eines 
fahten; die Zahl der VBereindmitglieder (Arbeiter) ae lieds der Knappſchaftsvereine war 1893 203M. 
mar Ende 1893 427200, davon 267 732 meiftbe- 9 Ira. im Nahre 1888 bloß 157 M. 11 Pf. 
rechtigte und 159468 "minderberechti te. Ende, —— ſich eine raſche und beträchtliche Zunahme 
1893 erhielt folgende Perſonenzahl Unterſtützungen: des Vermögens ergiebt. 
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vom Bundesrat zu einer bejonderen Berufsgenofjenichaft vereinigt werben. Demgemäß ift die 
ſich aufs Reichsgebiet eritredende Senappfchafts«Berufögenoffenfchaft mit adıt Sektionen errichtet 
worden. Für dieſelbe gelten infofern bejondere VBorfchriften, ala nad $ 46 des linfallverfice: 
rungögeieges Die — der Unfallrenten, anſtatt durch die Poſt, unmittelbar durch die 
Stnappichaftskaffen erfolgen fann und als den Sektionen die Tragung der in ihrem Bezirk er: 
wachſenen Entihädigungslaft in weiterem Umfange, als mit 50%, u t werden darf '#*). 
Die auch für die Bergarbeiter maßgebende Inpvalidbitäts- und Altersveriiherung 
des Geſetzes vom 22. Juni 1889 unterjcheidet fi) von der jeitherigen Benfionsfürforge der Snapy: 
ſchaftskaſſen insbefondere dadurd, daß Borausjegung für den Anſpruch auf Invalidenrente all 
gemeine Erwerbsunfähigfeit, nicht wie bei den Stnappichaftstaffen Berufsinvalidität (Bergfertig— 
feit) ift, daß die reichsgeſetzliche Verfiherung ohne Nüdjiht auf den Beruf nadı gewiſſen Lohn— 
klaſſen bei deu territorialen Yandesverjiherungsanftalten erfolgt und dab das Reichsgeſetz feine 
Fürſorge nicht wie die Knappſchaftskaſſen aud auf die Hinterbliebenenverjorgung erjtredt. Aud 
diejes Reichſsgeſetz hat dem Weiterbeftehen der bewährten nappichaftlihen Einrichtungen Ned: 
nung getragen. Bor allem fann nad) 83 5 bis 7 des Geſetzes durch Beſchluß des Bumbesrats 
einem Knappſchaftsverein, ſofern feine Leitungen mit den reichögejeglichen gleichwertig und einige 
weitere Borausjegungen erfüllt find, die Eigenihaft einer befonderen Stajjeneinrichtung mit der 
Maßgabe beigelegt werden, dab durd die Mitgliedichaft bei derfelben die gefegliche Invaliden— 
verficherungspflicht erfüllt wird; in diefem Falle haben die betreffenden Knappſchaftskaſſen den 
gleichen Anſpruch auf den Reichszuſchuß zur Invaliden- und Altersrente, wie die Landesver— 
fiherungsanftalten. Den nicht in diefer Weile deu Berfiherungsanftalten gleichgeitellten Knapp— 
Ihaftstaffen ift ala Zuſchußkaſſen ein reiches Feld der Thätigkeit geblieben, namentlich für Fälle 
bloßer Berufsinvalidität und für die Witwen: und Waijenverforgung; nadı $ 36 des Geſetzes 
find fie bereditigt, unter gleichzeitiger Herabjegung der Beiträge ihre Unterftügungen an jolde 
Berjonen, welde auf Grund des Neichögejeges Invaliden- oder Altersrente beziehen, um dei 
Wert diefer Rente zu ermäßigen. Für die Mehrzahl der deutichen Bergleute ift der erjtbezeid- 
nete Weg beichritten worden, indem entweder der Stnappichaftäverein, dem fie bis zum Erlaß 
des Gejeges vom 22, Juni 1859 angehörten, als bejondere Kafjeneinrichtung für die Alters: 
und Invalidenverfiherung zugelaſſen, oder indem durd; Vereinigung einer Anzahl von Knapp: 
ichaftsvereinen fpeziell für die Beſorgung dieſes BVerfiherungszweigs eine neue Kaffeneinrichtung 
gebildet wurde. Eo wurden von vornherein die Königl. jähfiihe knappſchaftliche Penfione: 
tafje, der 27 nappichafisvereine und 83 Bergwerköunternehmer angehören, und der Saar: 
brüder Knappſchaftsverein als Staffeneinrihtungen anerkannt, was ſchon deshalb leicht durchführbar 
war, weil bei eriterer der fähjiihe Staat der Hauptunternehmer, bei legterer der preuktice 
Landesfiskus alleiniger Arbeitgeber ift, jomit hinter diefen Kaſſen die durch die Staatsgarantie 
gegebene Sicherheit fteht. Erit nadı längerer Verhandlung gelang es in gleicher Weije, auc die 
inumwejentlihen Privatbergwerke umfafjenden Stnappichaftsvereine in Bodum, denen etwa 140 000 
Bergleute angehören, die Eigenichaft einer bejonderen Staffeneinridhtung zu verichaffen, was zur 
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148) Demgemäß hat $ 35 des Statut der 


Knappichafts-Berufsgenofjenihaft beftimmt, daß 
die Sektionen den Aufwand vollitändig zu tragen 
haben, jo lange er nicht im Laufe eines Jahres 
höher ift als die normale Ausgabe ausgedrüdt 
in Prozenten der anrechnungsfähigen Lohnſumme. 


acht Sektionen, bei denen ſich ein auf jämtlide 
Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegender Mebrbe: 
trag ergab. — Leber den Beltand der Knapp— 
ichaftberufsgenofjenichaft im Jahre 1888 giebt 
‚folgende dem Nahresbericht entnommene Nach— 
weiſung Auskunft. E3 waren hiernach 


Im Yahre 1888 waren es mur zwei von dem | 


Art ber Betriebe ——— 
Steinkohlenbergwerke 324 
Braunfohlenbergwerfe . . 406 
Eijenerz und metalliihe Gruben 665 
BE; u are nie eo 64 
Andere Mineralien . 283 
Im ganzen . 1742 


Im Jahr 1893 war die Zahl der bei der Knapp— 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft verſicherten Betriebe auf 
1853, die der verficherten Arbeiter auf 426276, 
die anrechnungsfähige Lohnfumme auf 377 706 194 
M. (durchſchnittlich 886 M. auf den Arbeiter) ge- 
ftiegen. Die Ausgaben der Knappſchaftsberufsge— 
nofjenichaft betrugen im Ganzen 4715239 M. 
(in Jahr 1888) und 8409338 M. (1893), davon 
für Unfallentihädigungen 1722559 (1888) und 
5913464 M. (1893), für Unfallunterfuhung und 
Feſtſtellungen, Ichiedsgerichtliches Verfahren und 
Unfallverhütung 65456 (1888) und 245947 M. 
(1893), für Berwaltungstoften 218385 (1888) und 


Zahl der Arbeiter Die geiamte Lohns Durchſchnittslohn auf 


fumme in M. 1 Arbeiter in M. 
227 862 188 573 093 827,58 
30 526 21 343 081 699,18 
83 040 55 219 589 664,98 
10 183 9 376 347 920,78 
5971 3 602 260 603,29 
357 582 278 114 372 777,76 


436 398 M. (1893), auf den Kopf der Berficherten 
0,61 bezw. 1,02 M. für den Reſervefond 2658839 
(1888) und 1783059 M. (1893). Der Rejerveiond 
beitrug Ende 1883 6790047 und Ende 1893 
22900705 M. Die Gefamt-Einnahmen waren 
5099336 (1888) und 8919292 M. (1893). Die 
ı Baht der Berlegten, für melde Entihädigungen 
feftgeitellt wurden, beirug im Nahr 1888 2749 
‚oder 7,69 auf 1000 Berficherte, 1893 4779 oder 
11,20 auf 1000 Berficherte, die Zahl der Verlepten, 
für welche Unfallanzeigen erjtattet wurden, im 
jahre 1888 26530 oder 74,19 auf 1000 Berficherte, 
| und 1893 34241 oder 89,65 auf 1000 Berjicherte. 


Arbeiterverfiherung und =fürforge. $ 27. 479 


Folge hatte, daß dieſe Bergleute, die bereits der rheinischen und der weftfäliichen Verſicherungs— 
anitalt zugewiejen waren, auf den 1. Januar 1892 wieder aus den territorialen Verbänden aus: 
ihieden. Endlich traten 18 Knappſchaftsvereine jur Bildung der als befondere Kaffeneinrichtung 
zugelaffenen Norddeutſchen Knappſchaftspenſionskaſſe zufammen. Die knappſchaftlichen Kaſſenein— 
richtungen bieten insbeſondere auch den Vorteil, daß hier die Beiträge für die Alters- und In— 
validenverſicherung zuſammen mit den übrigen knappſchaftlichen Beiträgen erhoben werden, ſomit 
die Notwendigkeit des Markenklebens wegfällt. 

In Defterreic war durch die 85 210 bis 214 des Berggeſetzes von 1854 nur ganz all— 
gemein für die Bergwerfsbefiger eine Bfliht zur Errichtung von Bruderladen, nicht aud) zur 
Beitragsleiftung für diefelben und für die Bergarbeiter eine Beitrittöpflicht begründet; da alles 
einzelne dem Vollzuge überlafjen war, jo haben ſich die Berhältniffe in den öfterreichiichen Berg: 
werfen jehr mannigfaltig und zum Teil mangelhaft ausgeftaltet 14%), Im Anſchluſſe an die öfter: 
reihiiche Unfalls und Eunbnoscküerunaerchnchng von 1887—88 wurde durch Gejeg vom 
28. Juli 1889 eine eingreifende Umgejtaltung der Arbeiterverfiherung im Bergbau durchgeführt. 
Hiernad) foll die Verficherung der Bergleute gegen Krankheit, Unfall und Invalidität, jowie die 
Verſorgung ihrer Hinterbliebenen wie feither durch befondere Bruberladenkafjen, getrennt von den 
allgemeinen Kranken: und Unfallverfiherungstaffen, erfolgen; die Werkbefiger und Arbeiter haben 
je die Hälfte der Beiträge aufzubringen, die Aufjicht über die Bruderladen führt die Bergbe— 
hörde. Innerhalb der Bruderladen find die beiden Berficherungszweige, die Krankenverſicherung 
einer: und die Unfalle, Invaliden:, Hinterbliebenenverforgung anderfeits rechnungsmäßig ftreng 
in eine Kranken- und eine Proviſionskaſſe zu trennen; die Krankenkaſſe fol die nad dem all: 
gemeinen Krankenverfiherungsgeieg beitimmte Krankenhilfe gewähren, während die Proviſions— 
kaſſe, mit Rüdjicht auf ihre ſonſt erweiterten Leiftungen, bei Unfällen weniger alö nad dem all: 
gemeinen Unfallverfiherungsgeieg zu leiften hat. Der Mindeftbetrag der Brovifion für Invalide 
ijt, mag die Erwerbäunfähigfeit durch Unfall oder fonftige Urſachen herbeigeführt jein, für Männer 
100, für Frauen 50 Gulden; diefer Betrag erhöht ſich nad) der Länge der Verſicherungsdauer. 
Die Proviſionskaſſe hat verfiherungstehniic Prämienreferven anzufammeln; für den aus dem 
betreffenden Arbeitsverhältnis austretenden Bergarbeiter ift ein den feitherigen Leiftungen ent: 
iprechender Nejerpefonds auszuicheiden, anzulegen oder an die Bruderlade des Werks, in welches 
er übertritt, zu überweilen. Zur Verteilung der Gefahr bei Mafjenunglüden ift lediglich aus 
Beiträgen jämtlicher Werkbefiger, nicht höher als 0,1% der Lohnjumme, ein Gentralrejervefonds 
anzufammeln. Durch die unterm 30. Dezember 1891 und 17. September 1892 erlafjenen No: 
vellen zum öfterreichiichen Bruderladengejeg wurde für die Sanierung der nad) verficherungsted): 
wiichen Grundjägen mit Unterbilanz arbeitenden Bruderladen weitere Fürſorge getroffen 150), 


Am wenigjten ausgebildet ift im Bergbau zur Beit der legte und jchmwierigfte Zweig der 
BVBerfiherung gegen Arbeitslojigkeit. Diefem Zwecke dienen namentlich eine große 
Anzahl meift auf örtliche Gebiete bejchränkte Gewerkvereine der engliichen Bergarbeiter, 
indem fie aus den Beiträgen der Mitglieder Mittel zur Unterjtügung arbeitälofer und ge: 
maßregelter Bergleute anſammeln. Die meijten diejer ürtlichen Gewerkvereine haben ſich 
in den letzten Jahren wieder zu großen Verbänden zujammengejchlojjen, deren wichtigjter 
der die mittelengliichen Grafichaften umfafjende miners federation of Great Britain ift mit 
einer Mitgliederzahl von 36000 im Fahre 1888, die bis 1892 auf 178513 anwuchs *). 


VOL Beziehungen des Staats zum Bergbau. 


$ 28. Mehr ald andere Wirtichaftszweige unterliegt der Bergbau den Finwirkungen des 
Staats. Vielfach ift der Staat Bergbauunternehmer, meift wird das Bergbauredht aus jtaat- 
licher Verleihung oder Konzeſſion abgeleitet, der Privatbergbau unterliegt überall zum Zeil 
aus volfswirtichaftlichen Rüdfichten und ftet3 vom Gefichtspunkte der Sicherheit3polizei einer 
eingehenden jtaatlichen Regelung und Beauffihtigung. E3 werden denn aud alle wichtigen 
Vorgänge im Bergbau fortlaufend durch die Staatsbehörden beobachtet und feitgeftellt, wie 


149) 1885 wurde bei einem Beſtande von 354 recht, 28. S. 134 ff. und 31. S.1ff. 

Bruderladen nur für 136 feftgeftellt, daß die Wert: 150) Beitichrift für Bergredt 33. ©. 65 und 
befiger Beiträge leijteten; 1882 tamen von den 182 und Bd. 34 ©. 158. 
Kafjenbeiträgen im ganzen 35% auf die Arbeit- | 151) Bringsheim, Die Bergarbeiterver- 
geber ; wegen Mangelbaftigfeit der verfiherungs- | hältnifje in Großbritannien, in J. f. ©. V. 16, 
techniichen Grundlagen wurde ein Defizit von etiva | III. S. 286 ff. Vgl. auch das Iehrreiche Wert von 
20 Mill. Gulden für fämtliche Bruderladen be | R. Naſſe und G. Krümmer, die Bergar- 
rechnet. ©. Brajjert, Zeitſchr. für Berg: | beiterverhältnifje in Großbritannien. 1891. 
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denn z. B. nad) 8 79 des preußischen Berggejehes den Unternehmern die Lieferung von fta- 
tiftiichen Nachweiſungen zur Pflicht gemacht ift. 

Auch nachdem das Syftem unmittelbarer jtaatlicher Leitung des Privatbergbaues aufge- 
geben worden iſt, find eine Reihe fürdernder Einwirkungen des Staats auf den Bergbau 
übrig geblieben. Zwar ift die noch im vorigen Jahrhundert in Deutfchland weit verbreitete 
Uebung, das Auflommen voltswirtichaftlich wertvoller Privatbergwerte durch unentgeltliche 
Darlehen und durch Zuſchüſſe aus der Staatäkafje zu unterftügen, nunmehr aufgegeben 
worden '°), Es find aber die aus Beiträgen des Staats und der Bergwerke in Deutſch— 
land, insbejondere in Preußen und Sachſen, jowie in Dejterreich gebildeten Bergbaubilfs- 
und Bergrevierlaffen aufrechterhalten und nad) dem Grundjage der Selbjtverwaltung durd 
die Beteiligten reorganifiert worden; denjelben kommt die Aufgabe zu, einzelne Gruben durd 
Darlehen zu unterftügen jowie gemeinnügige Einrichtungen im Bergweſen herzuftellen und 
zu unterhalten '’). Bon großem Wert für die Förderung des Bergbaues ift e3 ferner, daß 
ſämtliche Kulturjtaaten mit bedeutenden Mitteln die geologischen Zandesverhältniffe unter: 
ſuchen und die Ergebnijje veröffentlichen laſſen und daß in allen wichtigeren Bergbauftaaten 
zur Vorbildung der höheren Bergbeamten und Bergtechnifer Bergafademien (in Deutſch— 
lend: Berlin, Nahen, Clausthal und Freiberg, in Defterreich in Leoben und Bribram) umd 
zur Ausbildung der unteren Auffichtsbeamten, wie Steiger, Schichtmeijter, jowie der Marf: 
jcheider Bergichulen jtaatlich errichtet und unterhalten werden '’*). 

Eigenartig find die Einwirkungen, welche der Staat durch die Art der Beiteuerung auf 
den Bergbau ausübt. Einerjeit3 wird vielfach den Bergwerken im Intereſſe ihrer Förderung 
Freiheit von den direkten Ertragsfteuern, Gewerbs-, Erwerbs-, Grundfteuer, zugeitanden; 
anderfeit3 aber wird meiſt den „verliehenen“ Bergwerken als Gegenleiftung für die Ueber: 
lafjung des Mineralgewinnungsrechts die Pflicht auferlegt, einen Teil des jährlichen Kein 
ertrag3 (Frankreich, 5 */) oder Rohertrags (Preußen, jeit dem Jahre 1865 für die ganze 
Monarchie 2° des Bruttoertrags der verliehenen Bergwerfe) an den Staat abzugeben, 
manchmal aud) eine feite Grubenfeldabgabe nad) Umfang des verliehenen Felds dem Staat 
zu entrichten. Neuerdings tritt das Bejtreben hervor, dieje bejondere jteuerliche Behandlung 
der Bergwerke zu bejeitigen und diejelben, wie andere Betriebe, den allgemeinen Ertrag: 
und Eintommenftenern zu unterwerfen. So iſt namentlid in Preußen durch Gejeg vom 
14. Juli 1893 vom 1. April 1895 an die zweiprozentige Bruttofteuer (Bergmwerf3abgabe 
und Auffichtsftener) aufgehoben worden, jo daß dort nunmehr die Bergwerfbejiger nur 
der Staatlichen Eintommenftener (nicht auch der Gewerbeiteuer) und den nach dem Gemeinde: 
jteuergejege von 1893 eingeführten Kommunalſteuern (wozu auch die Sewerbejteuer gehört) 
undermworfen find '*°). 


152) Nach einem Badiſchen Geſetz v. 14. Mai | für —5* Bu Hütten- und Salinenweien, 37. 
1828 wurde für folde Bergbauprämien eine Jahres- ıl. Heft. 
jumme von 9000 Bulden aus der Staatäfaffe zur) 155) uber die Befteuerung der Vergwerte vgl. 
Verfügung geitellt. Arndt in Beitihrift für Bergrecht, 23, ©. 18 fi. 
153) Kloftermann, Lehrbudy des und Arndt, Bergbau S. 170 bis 186, ſowie 
Bergrechts, S. 485 ff. und Kratz in W. d. 8, Kratz in W. d. 8, l. S. 168. Ueber die Auf— 
1890 1. ©. 162. hebung der — Bergwerfsabgaben f. Beitichr. 
154) Siehe ebenda I, ©. 161, 168 u. Zeitichr. | f. Bergr. 35. ©. 1 ff. 
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Gewerbe. I Teil. 


Diejer Teil behandelt das Gewerbeweſen mit Ausjchluß der gewerblichen Arbeiterfrage 
(Abb. XXIL), des Schuges der gewerblichen Urheberrechte (Abh. XXIII.), des Schußes 
der Gewerbe durch Zölle (Abh. XXIV. Handel), und des Apothefergewerbes (Abh. V. Ge- 
jundheitäwejen in Bd. III. Verwaltungslehre). 


L Das Gewerbewefen im allgemeinen. 


Roſcher, ©. IU. Abt, 11. $ 102-177, Nau, I. 8 392 fi, I. 177 8. Mohl, BB. II. 
S 156 fi. 3. Kudler, Grundlehren der Volkswirtſchaft. 2.9. TLII. 1856. $ 72f. Schäffle, 
Art. Gewerbe in Bluntihli St.W. IV. F. Bülau, Der Staat und die Induftrie. 1834. J. ©. 
Hoffmann, Die Befugnis zum Gewerbebetriebe ꝛc. 1841. A. Emminghaus, Allgemeine Ge: 
werfälehre. 1868. M. Haushofer, Der Anduftriebetrieb. 1874, K. Bücher, Art. Gewerbe 
in H.W. II. ©. 922 fi. — Zur Gefhihte und Statiſtik de3 ©. im allgemeinen: 3. Haſe— 
mann, Art. Gewerbe in Erich und Gruber, Alle. Encyflopädie zc. Sektion I. TI. 65, ©. 352 ff. 
(j. auch dort die Litteratur S. 40% F.). A. Beer, Allg. Geſchichte des Welthandels. 2 Bde. 1860-64 
(mit vielen Litteraturangaben). v. Gülich, Geſchichtliche Daritellung des Handels, der Gewerbe ꝛc. 
5 Bde, 1830-45. 9. F. Bradelli, Die Staaten Europas. 4. A. 1884. M. Chevalier, Die 
Weltinduftrie 2c. deutih von J. E. Horn. 1869, K. Karmarſch, Geſchichte der Technologie. 1872, 


1. Begriff und Bedeutung. 


$ 1. Die Worte gewerbliche Arbeit, gewerbliche Produktion, Gewerbe werden in der 
Politischen Oekonomie in verjchiedenem Sinne gebraucht '). Nach dem üblichſten Sprach— 
gebraud bezeichnet die gewerbliche Arbeit ftet3 eine materielle Arbeit*) und zwar 
diejenige, welche in einer Bearbeitung von Stoffen zur Herjtellung neuer oder Verbejjerung*) 
ihon vorhandener Sachgüter bejteht. Nach ihm ift die gewerblihe Produktion die 
auf die Herftellung neuer oder Verbeſſerung jchon vorhandener Sachgüter gerichtete Stoff: 
bearbeitung; fie bildet einen der großen Produftiongzweige in der Volkswirtſchaft. Die 
gewerbliche Arbeit und Produktion unterjcheiden ſich hiernach als bejondere Thätigfeiten 
von andern materiellen Arbeiten und Produktionen, welche fich richten auf die Okkupation 
der von der Natur jelbjtändig hergejtellten NRohftoffe, oder auf die Hervorbringung von 
vegetabilijchen oder animalijchen Rohſtoffen mit Benugung der Natur (des Bodens und der 





1) Bol. hierüber bei. Hafemann a. a. ©. | vatthätigfeit". 
S. 352 ff.; Shäffle aa. dD. 6.318; Bücher, 2) d.h. eine an etwas Stofflichem ſich äußernde 
a. a. D. ©. 922, und über den Rechtsbe— bewußte Thätigkeit des Menjchen, um einen wirt- 
griff:; M.Seydel, Das Gewerbepolizeirecht 2c. ſchaftlichen Wert hervorzubringen, der in bezw. an 
in Annalen. 1881. ©. 569 ff.; Gol dſchmidt, einem materiellen Gut, einen Stoff- oder Sachgut 
Hanbbud) bed Handelsrechts. Bd. I. 2. A. 1875. zur Ericheinung fommt. Ueber den Begriff der Ar— 
5.454 ff. ; Thöl, Handelärecht. Bd. 1. 5. 9. 1875. beit j. meinen Art. Arbeit im H. W. I., ©. 372 ff. 
830; Bejeler, Syſtem des gemeinen deutihen | 3) Zur gewerblichen Arbeit gehört auch die Stoff: 
Privatrechts. 2. A. 1866. F 210. Seydel bearbeitung, welche nur in der Umänderung (Repa- 
formuliert denfelben al3 „jede erlaubte, auf Er- raturen, Umbauten zc.), Reinigung oder jonftigen 
werb gerichtete und berufsmäßig ausgeübte Pri- | Verbefferung ſchon vorhandener Sachgüter bejteht. 
Handbuch d. Polit. Oelonomie. 11,1. 4. Aufl. 3l 
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Naturkräfte) oder auf den Transport und die bloße Abjapvermittlung ſchon vorhandener 
Sachgüter. Nach diefem Sprachgebrauch bedeutet nun das Wort Gewerbe zweierlei: einer: 
jeit3 diejenige berufsmäßige Erwerbäthätigfeit, deren Gegenftand die Bearbeitung von 
Stoffen zur Herftellung neuer oder Verbefjerung Schon vorhandener Sachgüter ift, anderer 
jeits den dieſe Thätigkeit umfafjenden Produktionszweig der Boltswirtichaft *). Das Ge: 
werbe der Volkswirtſchaft (in diefem Sinne) fteht koordiniert neben der Urproduftion (Land: 
wirtichaft, Forftwirtichaft, Fifcherei, Jagd, Bergbau und jonftige Gewinnung roher Natur: 
ftoffe), dem Handel, dem Transportweien, der Verficherung und den perjünlichen Dienft- 
leiftungen. Es jcheidet fich in viele, verjchiedenartige Produktions: und Berufszmweige ($ 13 ff), 
jeder derjelben ift ein Gewerbe (ein Produftionszweig, in dem Stoffe zur Herftellung neuer 
oder Verbeſſerung jchon vorhandener Sachgüter be: oder verarbeitet werden). 

An einem weiteren Sinne bezeihnet Gewerbe: jede berufsmäßige Thätigkeit, ſo— 
fern ihr Zweck der Erwerb ift’). Man jpricht in diefem Sinne auch von Landwirtichafts- 
Handels:, Preß-, Verficherungs-, Schant:, Verkehrsgewerben, jelbjt von gelehrten Gewerben 
(Gewerben der Schriftjteller, Aerzte, Lehrer zc.). Die Thätigfeit der Beamten, da ihr Zwed 
nicht der Erwerb ift, wird nicht darunter begriffen. Ebenjo werden der Geſindedienſt und 
diejenige gewöhnliche Taglöhnerarbeit, die nicht eine nach einer bejtimmten Richtung an- 
haltend fortgejegte Erwerbsthätigkeit ift, — welche beide nach jener Begriffsbeitimmung 
unter den Begriff des Gewerbes fallen würden, — in der Regel nicht zum Gewerbe ge: 
rechnet. Gegenüber den Gewerben in diejem weiteren Sinne werden dann Die Gewerbe, 
für welche die vorhin angegebene Begriffsbeftimmung zutrifft, als Gewerbe imengern 
Sinne bezeichnet. 


Die genannten beiden Bedeutungen von Gewerbe erſchöpfen nicht die in der Politischen Deko: 
nomie vorfommenden, es find nur die am meiſten gebrauchten *). Hinfichtlich des Umfanges ber 
unter ben Begriff „Gewerbe“ zu jubjumierenden Produktions: und Erwerböthätigkeit ſteht zwi: 
ſchen diejen beiden ein Sprachgebrauch, der das Wort als einen rein äußerlichen Kollektivbegrift 
erfaßt, ohne eine eigentliche und einheitliche Begriffsbeftimmung einzelner Produftionsziveige dar- 
unter begreift, aber im gewöhnlichen Leben ziemlich verbreitet ift und leider auch der Anwendung 
diejes Woris in den „Sewerbeorbnungen” des 19. Jahrhunderts in Deutichland und Oeſterreich 





4) Die berufsmähige Erwerbsthätigfeit der Bar- 
biere und Frifeure, jomweit die letztere nicht in 
der Unfertigung von Perrüden Beteh, ift nicht | 
gewerbliche Thätigfeit im engern Sinne, ſondern 
gehört in die Klaſſe ber perjönlichen Dienftleift- 
ungen. Aber beide Erwerbszweige wurden und 
werden regelmäßig zu den Gewerben im engern 
Sinne gerechnet. — Rau, Emminghaus und 
Andere, die das Wort Gewerbe i in einem weiteren 


bemühen um etwas, e& betreiben”. Weigand, 
a. a. O. Bd. I. 1843. ©.18, und Derf., 3. Aufl. 
S. 684: unter „Bewerb = Betrieb und Bejdäfti- 
gung ald Nahrungszweig (Erwerb)“ ſ. auch San⸗ 
‚ders, Wörterbuch der deutſchen Sprache. 1865. 
Bd. Il. 2, ©. 1565. — Aber in der Politiſchen 
Delonomie ift e8 nicht notwendig, für die öfe- 
nomiſch jo verichiedenartigen Erwerbszweige einen 
eigenen Begriff zu haben. 





Sinne („Beihäftigungen für den Zwed des Er- 
werbs") anwenden, gebrauchen für Gewerbe im 
obigen Sinne die Worte Gewert und Gewerks— 
arbeit. Gewerk aber, dad Sammelwort von 
Werk, bedeutet ſprachlich und nad) allgemeinen 
Spradgebraud die Gejamtheit der einerlei Werk— 
eichäft Betreibenden (Weigand, Deutjches | 
Wörterbud, 3. U. 1878. I. ©. 684). | 
5) Diefe Bedeutung entipridt mehr der ur- 
jprünglichen des Worte. „Das Gewerbe oder Ge— 
werb mhd. daz gewäörbe "oder gewörp, gewörft, 
bedeutet zunächit dad Werben um Etwas und ift 
dann jo viel, al® was man zu verrichten hat. 
Abd. auch einfach nuörb = Geſchäft. Der Grund: | 
begriff des Wortes aber ſpricht jih in der Be- 
deutung „Drehepunkt, Gewinde” aus, gemäß der | 
Abjtammung von werben goth. hvairban, althd. 
hwöerpan, nıhd. werben — ſich drehen, ringsum 
fehren (Wirbel), woher dann auch die Bedeutung: 
hin und wiedergeben und fo fort ſoviel als ji) 


6) Andere find z.B.: Man jcheidet die beruis 
‚ mäßigen Erwerböthätigleiten in die wiſſenſchaft. 
lichen und künſtleriſchen einerſeits (artes liberales) 
und die gemeinen, banaufifchen, andrerieit® (artes 
illiberales) und bezeichnet dieje ala Gewerbe. — 
Manche verftchen unter Gewerbe nur das Hand- 
werk im Gegeniag zur Induſtrie. — Haie: 
mann dla a.D. ©. 354) begreift unter Gewerbe 
außer ber Stofiverarbeitung noch das Geſchäft 
‚der Fuhrleute, Spediteure, Schiffer und Eilen- 
babngejellihaften, den Bergbau und die fFiicerei. 

Die „Sewerbe”zählung vom 1. Dezember 1875 
im Deutichen Reiche umfjahte einen noch weiteren 
Kreis berufsmähßiger Erwerböthätigfeiten (and) 
‚ die Kunft- und Handelögärtnerei, Die Gewinnung 
von Steinen, Sand, Kies, Lehm ꝛc. und die 
delägewerbe”), die „Sewerbe“ aäbhlung vom 8 
1882 außerdem die gewerbsmäßige Tierzudt, 
außer der Zucht Tandwirtichaftlicher Nuptiere, und 
die „Verſicherungsgewerbe“ ſ. darüber $ 18. 
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zu Grunde liegt. Nach demielben ’) umfaßt Gewerbe: 1) das Gewerbe in dem obigen eriten 
Sinne, 2) den Handel inkl. Transportweien, 3) die Verficherung, 4) die jonjtige Erwerbsthätig- 
feit, joweit fie nicht häuslicher Gejindedienft oder eine höhere Geiftesthätigkeit ift, und find da— 
bon nur ausgeichlofien: 1) die Urproduftion, 2) der häusliche Gefindedienit, 3) die willenichaft- 
lihen und künjtleriichen Berufsarten, 4) die Thätigkeit der Beamten, Für die Volitifche Oeko— 
nomie ift diefer, ganz heterogene Produftionszweige willkürlich zufammenfaffende, Spracgebraud) 
nicht empfehlenswert; für die Gewerbeordnungen hat er den Nachteil gehabt, daß die Geſetz— 
gebung nicht immer die Unterſchiede dieſer Produftionszweige, welche zum Teil eine jehr ver: 
Ihiedene Rechtsordnung erfordern, in genügender Weife berüdfichtigte. 
In der Darjtellung des Gewerbewejens in diefem Werk wird das Wort Gewerbe nur 
in der zuerjt angegebenen Bedeutung angewendet. 
$ 2. Die gewerbliche Produktion jest die Urproduftion voraus; fie verarbeitet die in 
diefer Produktion gewonnenen Stoffe. Sie iſt als bejondere Berufs: und Erwerbsthätigkeit 
und als jelbftändiger Zweig der Volkswirtſchaft hiftoriich jünger wie die Landwirtichaft, 
Jagd und Fiicherei”). Die Stoffverarbeitung iſt urjprünglich bei Jäger, Fiſcher-, reinen 
Aderbauvöltern nur eine Produktion von Gütern für den Gebraud in der eigenen Wirt: 
ſchaft, fie entwidelt fich aber dann allmählig zu einer jelbjtändigen Berufsart und in mannig: 
fach wechjelnden Betriebsformen zu einer Produktion von Taujchgütern in von einander 
verjchiedenen Einzelgewwerben und wird die Urſache der Entjtehung eines regelmäßigen 
Tauſchverkehrs, der Entwidiung des Handels zu einem jelbjtändigen Berufs: und Produf: 
tiondzweige und der Umwandlung der Naturalwirtichaft in die Geldwirtjchaft; mit der 
fteigenden Bildung und Kultur, mit der Zunahme und Berfeinerung der Bedürfniſſe, mit 
den Fortichritten der Technit und des Verkehrs fteigt die Zahl der Einzelgewerbe?) und 
die Mannigfaltigkeit ihrer Erzeugnifie. Die gewerbliche Bevölkerung wird eine größere Quote 
der Gejamtbevölferung und eime nicht nur die wirtichaftlichen, jondern auch die focialen, 
rechtlichen und politischen Berhältnifje umgejtaltende Volksklaſſe In diejer Entwidlung des 
Gewerbes und des auf ihr beruhenden Handels hat einer der wichtigjten Faktoren der 
menschlichen Kulturgejchichte, dad Städtewejen, feinen Entitehungsgrund; die Städte ent: 
ftehen bei den bisher nur Aderbau, Viehzucht, Jagd und Fiſcherei treibenden und in länd— 
lichen WBerbäuden lebenden Völkern als die Koncentrationspunfte der Gewerbe und des 
Handel3 und als die Wohnftätten der Gewerbe und Handel treibenden Bevölkerung, wenn 
die Stoffbearbeitung ſich zu einer Produktion von Taufchgütern in Einzelgewerben ausbildet. 
Die Gewerbsprodufte find teild Genußmittel teils Produftionsmittel. Die Gewerbe liefern 
der Konjumtion einen jehr großen Zeil der Genußmittel, fajt alle eigentlichen Kulturbe— 
dürfniffe erfordern zu ihrer Befriedigung Gewerbsprodukte; ald Produftionsmittel aber 
jtellen fie für alle Broduftionszweige unzählige Güter der verjchiedenjten Art (Majchinen, 
Werkzeuge, Geräte, Transportmittel, bauliche Anlagen 2c.) ber, welche deren Produktion 
teils erhöhen teild überhaupt erjt ermöglichen. Die Entwidlung der gewerblichen Produftion 
bedingt daher ſtets jehr wejentlich den Zuftand der gejamten Konjumtion und Produk— 
tion eines Volkes. Für die Volkswirtſchaft hat die gewerbliche Arbeit noch die weitere Be- 
deutung, daß fie wegen der leichteren Transportabilität und des höheren Wertes ihrer 
Produkte den Völkern in hervorragenden Maße auch Erportprodufte zu liefern vermag; 
durch den Abſatz derjelben kann nicht nur der Wohlitand eines Landes gejteigert, jondern 
fönnen auch die Eriftenzmittel für eine größere Zahl von Menjchen, als jonjt auf dem Territori- 
um ernährt werden könnten, bejchafft und damit die Gefahren einer Uebervölferung ver- 
ringert rejp. bejeitigt werden. 
Die gewerbliche Arbeit dient auch der hohen Kunjt: die materiellen Produkte der Archi— 


7) Seydel, a. a. O. ©. 575 ff. 88 104. 105. 

8), S. meine Abh. I. im Hdb. Bandl. ©. 33 ff.; Vergl. darüber u, A. auch G. Schmoller, Die 
vgl. auch Roſcher ©. III. 8 102. Thatjachen der Arbeitstheilung im J. f. G. 8. 13. 

9) Ueber die Aufeinanderfolge der einzelnen Ge: | S. 1041 ff. Derſ., Die geihichtliche Entwid- 
werbszweige in der Gejchichte vgl. Roſcher S. III. lung der Unternehmung, — * 15. 
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teftur, der Plaftif, der Malerei find Gewerbsprodukte; der Muſik liefert fie die Inftrumente 
und die Notenwerke, die Werfe der Dichter macht fie zum Gemeingut der Menjchen. Durd 
die Erzeugniffe der Druderei befördert fie die Bildung und Wiljenichaft wie das gejamte 
geiftige Leben der Völker. Indem fie endlich für ihre Produktion eine höhere techniiche und 
geiftige Bildung vieler Produzenten erfordert und die Menjchen zu dem engen Zujammen: 
leben in größerer Zahl in den Städten, zu dem kontinuierlichen geijtigen Verkehr in den: 
jelben und dem daraus entipringenden geiftigen Fortichritt führt, wird fie auch dadurch zu 
einem wejentlichen Faktor dieſes Fortichritts. Ihr Zuftand ift mehr wie der irgend eines 
anderen Produftionszweiges ein Gradmeſſer der Kultur eines Volkes. 

Bei der Bedeutung, welche dad Gewerbeweſen für die Volfswirtichaft und das geiamte 
Volksleben hat und welche Hier nur in einigen Hauptpuntten berührt wurde, ift die Sorge 
für einen guten Zuftand ($ 23) und den fteten Fortichritt desjelben eine der wichtigiten 
Aufgaben jedes Kulturvolfes. Für dieje Aufgabe kommt in Betracht, daß die ganze Geital: 
tung der gewerblichen Produktion in einem viel höheren Grade als die vielfach durd un: 
abänderliche Naturverhältniffe und Naturgejege bedingte Urproduktion von dem Willen der 
Menjchen abhängig und die Steigerung derjelben in einem faft unbegrenzten Maße möglic 
ift. In einem viel höheren Maße ift deshalb bei ihr die Einwirkung des Staats umd der 
Geſellſchaft auf die Beſſerung und den Fortichritt möglich. Ebendeshalb zeigt aber auch das 
Gewerbeweſen bei den gleichzeitig lebenden Völkern und bei demjelben Volke im Laufe der 
Beit größere Unterjchiede und Veränderungen wie die Urproduftion. 


2. Die gewerblihe Unternehmung. 


s 3. Eine Unternehmung’) ift die Bereinigung verjchiedenartiger produftiver Kräfte — 
Arbeit, Kapital, event. auch Grundftüde und Naturfräfte — zum Zweck der Produltion 
und des Abſatzes von Taujchgütern auf Rechnung und Gefahr einer Perjönfichkeit. Die 
gewerbliche Unternehmung ift eine ſolche Bereinigung verjchiedenartiger produftiver Kräfte 
zum Zwed der Produktion und des Abjages von gewerblichen Taufchgütern: Gewerbs— 
produften, d.h. von Gütern, die bearbeitete Robjtoffe find, oder Arbeitsleiftungen an ſolchen. 

Die Unternehmung wird für das Gebiet der gewerblichen Arbeit die herrichende pro- 
duftive Wirtichaftsform erft auf der Wirtichaftsftufe der Gewerbe: und Handelsvölter und 
nad) Einführung der Geldwirtichaft ''). Die gewerbliche Produktion ift, wie jchon erwähnt 
($ 2), in der Geſchichte des Wirtichaftslebens zuerſt nur Produktion innerhalb der eigenen 
Wirtichaft und für diejelbe, eine Produktion von Gütern für den eigenen Gebrauch, wird 
aber dann, umd im ftetig fteigendem Maße, eine Produktion für Andere, eine Produftion 
von Taufchgütern, eine Produktion in Unternehmungen. Aber jelbft auf der höchſten Stufe 
diejer Entwidlung bleibt noch immer ein Teil der gewerblichen Arbeit Produktion für den 
Gebrauch in der eigenen Hauswirtichaft rejp. der eigenen Unternehmung. 

Die gewerbliden Unternehmer find Perſonen, welche auf ihre Rechnung und Ge 
fahr eine jolche Unternehmung betreiben. Dieje fönnen private oder öffentliche Perjonen 
(Staat, fommunale Körperichaften) fein. Die privaten Unternehmer find, je nachdem die 
Privatperjonen jelbjt die Unternehmerarbeit verrichten oder diejelbe durch andere, von ihnen 
bezahlte, Perſonen vornehmen lafjen, arbeitende oder nicht arbeitende Unternehmer (zu den 
legteren gehören z. B. Aktionäre und in der Hegel Kommanditiften und ftille Teilnehmer). 

Den gewerblichen Unternehmern jtehen die gewerblidhen Hilfsperjonen gegenüber 
(in den Unternehmungen thätige, von jenen für ihre Arbeit bezahlte Perjonen). Jene find 


10) Das Wort Unternehmung wird hier in dem |e8 überhaupt die Vereinigung verichiedenartiger 
Sinne gebraucht, den e3 nad) dem üblichen Sprach- produftiver Kräfte zum Zweck der Produktion von 
gebrauch hat, wenn von Unternehmung ſchlechthin Gütern. Vgl. Hdb. Band I. Abh. Vv.gs22 
die Rede iſt. In einem weiteren Sinne bedeutet | 11) Vgl. meine Abh. J.Hdb. BandI. S. HN. 
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die Arbeitgeber, diefe die Arbeitnehmer. Die letzteren jcheiden ſich nach der Art ihrer Ar- 
beitsfeiftungen in 1) Zeitungs hilfsperjonen (Leitungs: und Auffichtsperjonal: Betriebs 
direftoren, Ingenieure u. a. Techniker, Werkmeifter, Werkführer, Faktoren, Fabrikaufſeher zc.), 
2) Hilfsperfonal für den merfantilen oderrehnerijchen Teildes Geſchäfts (Komptoi— 
riften, Buchhalter, Kaflierer, Geſchäftsreiſende, Schreiber, Boten 2c.) und 3) techniſche 
Handarbeiter (jog. Xohnarbeiter). 

Die beiden erften Klaffen gewinnen mit ber Entwidlung des Großbetriebs eine zunehmende 
Bebeutung. Ihre Ausſcheidung von den andern Arbeitnehmern ift für die Beurteilung bes Ge: 
werbewejens in focialpolitiicher Hinfiht von großer Wichtigfeit und daher für jede Berufsftatiftif 
heute vorzunehmen. Die Mehrzahl derfelben fteht focial in ihrem Bildungsgrad jowie in der Höhe 
ihres Einfommens Unternehmern gleich und ein Teil, die Leiter von Unternehmungen für fremde 
Rechnung, haben den andern Arbeitnehmern gegenüber aud) die Rechte und Befugniſſe eines Unter: 
nehmers '?), — Die tehnifhen Handarbeiter find gelernte oder ungelernte 
(„mechanische“) Arbeiter (je nachdem ihre Arbeit eine durch — techniſche Lehre zu erwer⸗ 
bende Arbeitsfähigkeit vorausſetzt oder nicht) oder Lehrlinge (wenn fie an der technijchen 
Produktion zwar mithelfen, aber zugleich eine vertragsmäßig beftimmte Lehrzeit durchmachen, um 
eine derartige Arbeitsfähigkeit zu erwerben); nach dem Alter werben fie in Kinder, jugenb- 
fihe Arbeiter und Erwachſene, nad) dem Geichleht in männliche und weiblide 
Arbeiter unterichieben. 

Die Gewerbetreibenden find im w. ©. (gewerbliche Bevölkerung) diejenigen Perfonen, 
welche in einem Gewerbe ihren Beruf und Erwerb haben (ein Gewerbe treiben), i. e. ©. 
nur Diejenigen, welche ihren Beruf und Erwerb als gemwerbliche linternehmer haben (ein 
Gewerbe betreiben). In jenem Sinne gehören dazu auch die Hilfsperjonen, und werden dann 
dieje als unſelbſtändige Gewerbetreibende gegenüber den Unternehmern (jelbftändigen Ge: 
werbetreibenden) bezeichnet; zu den Gemwerbetreibenden im e. S. gehören die Hilfsperjonen 
nicht, ebenjo wenig diejenigen PBerjonen, welche zwar gewerbliche Mitunternehmer find, aber 
darin nicht ihren Lebensberuf haben (Aktionäre, Kommanditiften, ftille Teilnehmer). 

Die gewerblichen Unternehmer vereinigen in der Negel nur Arbeit3- und Kapitalkraft!“). 
Das Gewerbskapital kann aus verichiedenartigen von Menjchen hergejtellten materiellen 
Produftionsmitteln beftehen '*). Die Hauptklaffen find: 1) das auf den Ankauf von Grund 
und Boden (Grundftüden) für die Unternehmung verwendete Geldkapital (gemwerbliches 
Bodentapital), 2) das ebenjo auf den Ankauf von Waflerkräften verwendete Geldfapital, 
3) Werkgebäude (Werkftätten inkl. Fabritgebäude, fog. Betriebsanlagen, wie Maſchinenhäuſer, 
Oefen, Trodenhäufer zc., Magazine, Stallgebäude für Arbeittiere), 4) notwendige Wohn: 
gebäude, 5) Maſchinen, Werkzeuge, Geräte und andere innerhalb und außerhalb der Ge— 





12) Bgl. Engel in der Zeitichrift des Preußischen | gewerblichen Produktion dienen, find entweder von 
Statiftiichen Bureaus, Jahrg. 1877 ©. 248. In | den Unternehmern entgeltlich erworben und reprä- 
Deutichland wurden bei der Berufszählung vom | jentieren für dieje ein beim Kauf ausgelegtes und 
5. Juni 1882 unterfchieden: 1. Gejchäftäleiter, 2. | in ihnen angelegtes Geldkapital (Teil des ftehen- 
wifjenschaftlich, kaufmänniſch oder technisch ausge: | den oder Anlagefapitald) oder werden von den 
bildetes Verwaltungs- und Auffichts-, jowie das | Unternehmern für den Nußen, den fie dieſen ge- 
Bureauperfonal, 3. jonftige Gehilfen. währen, Nändig (im Mietzins für Gebäude, im 

13) Die Natur wirft zwar bei aller gewerb- | Pachtzins für Arbeits- und Lagerpläße) bezahlt 
lihen Broduftion mit in der Form von Grund» | (Teildes umlaufenden oderBetriebsfapitals). Eben- 
ftüden, infofern auf denfelben produziert wird | jo ift die motorijche Kraft des Waſſers bei ent- 
(auf ihnen die für die gewerbliche Produktion not» | geltlicher Benutzung eine durch die dafür gemachte 
wendigen Gebäude errichtet find reip. fie unmittel- | Rapitalauslage (Kaufpreis, Pachtzins) des Unter- 
bar al& Arbeits- oder Lagerpläge, Hofräume die- nehmers bei feiner Produktion mitwirfende Kraft. 
nen) und vereinzelt ala Wind- oder Wafier- | Andere motorifche (Tier-, Dampf-, Gas, Heiß— 
traftz;aber als ein jelbftändiger produftiver Faktor, | Iuft-, Eleltrizität-Kraft) oder jonft bei der Pro— 
welcher auf den Reinertrag der Unternehmungen | dultion zur Berwendung fommende Naturfräfte 
einwirkt und eine rentenerzeugende Kraft hat, fommt | find von den Unternehmern jelbft hergeftellte reip. 
fie in diefen Formen in gewerblichen Unternehmun: | mit Kapitalaufwand erworbene Produftiondmittel. 
gen und für gewerbliche Unternehmer nur ald Wind- 14) Es wird hier der engere Kapitalbegriff (ij. 
kraft und als unentgeltlich zur Verfügung ftehende  Handb. Band 1. Abh. V. S. 202 ff.) vertreten 
Waſſerkraft zur Geltung. Beides iſt jedoch nur und unter Kapital verjtanden: ein von Menfchen 
ausnahmsweiſe der Fall. Grundftüde, welche der | hergeitelltes materielled Produftionsmittel. 
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bäude angebrachte Betriebsanlagen und »einrichtungen, 6) Urbeitätiere, 7) Rohſtoffe (Haupt: 
ftoffe, die verarbeitet werden und in veränderter Form im fertigen Produkt erjcheinen, und 
Nebenftoffe, die im technischen Produftionsprozeh verbraucht werden, wie Kohlen, Delac.), 
8) die bereits fertigen oder halbfertigen Warenvorräte, 9) das Geld zum laufenden Ge: 
ichäftsbetrieb ’°). Die Hlaffen 1—6 gehören zum ftehenden oder Anlagefapital, die Klaſſen 
7—9 zum umlaufenden oder Betriebstapital der Unternehmungen. 

Die gewerblichen Unternehmungen unterfcheiden ſich in verjchiedene Arten. 


3. Die Artender gewerbliden Unternehmung. 
1. Reine und gemifchte Unternehmungen. 


8 4. Bei jenen ift der Unternehmer nur gewerblicher Unternehmer. Seine berufsmäßige 
Erwerbsthätigteit befteht ausſchließlich in der Herftellung und dem Abjag gewerblicher Bro: 
dufte bezw. Arbeitsleiftungen auf feine Rechnung und Gefahr. Bei diejen ift er zugleich 
noch Unternehmer in einer andern Richtung. 


Bei den gemiſchten Unternehmungen kann das Gewerbe Haupt: oder Nebenzweig der Geſamt⸗ 
unternehmung fein. Das erftere ift der Fall 3. B. bei gewerblichen Unternehmern, die neben: 
ber nody Kaufleute find, Waren kaufen und unverändert verkaufen (Uhrmacher, Jumeliere, Bud: 
binder, Putzmacher, Frifeure, Bürftenbinder, Bernfteindreher, Elfenbeinichniger, Sattler, Schub: 
macher 2c. mit Zadengeichäften, in denen fie die gekauften Waren verkaufen, Apotheker u. a.) 
Beifpiele der legteren Art find: die „Iandwirtichaftlihen Nebengewerbe* (Butter und Küle: 
fabrifation, Branntweinbrennerei, Mühlen:, Bäcdereibetrieb 2. von Landwirten), Bergbauunter— 
nehmer, welche zugleich Hütten und Walzwerte haben, Tuch- oder Hleiberhändler, welche daneben 
noch felbftändig die Schneiderei betreiben, Aerzte, welde jelber Arzneien heritellen und verkaufen x. 


2. Bandwerfs. und induftrielle Unternehmungen. (Handwerk und Jnduftrie.) 


$ 5. Die Unterjcheidung ift für die Vergangenheit von größerer Bedeutung als für die 
Gegenwart. Für die heutigen Wirtjchaften der Hulturvölfer laſſen fich feit der Entwicklung 
der Mafchinenproduftion und feit Einführung der Gewerbefreiheit Handwerk und Jnduſtrie 
nicht mehr jcharf gegeneinander abgrenzen. Früher konnte man die gewerblichen Unter: 
nehmungen in zwei Gruppen diejer Art jcheiden: in der einen (Handwerk) waren die Pro: 
dukte mit Hilfe von Werkzeugen und Geräten von der Hand erzeugt, in der andern (Ju: 
duftrie) mit Hilfe von Maſchinen hergeftellt, und für jene beftand bezüglich der Gründung 
und ded Betriebes der Unternehmungen, der Ausbildung der Produzenten, der Gewerbe: 
verfafjung 2c. eine ganz andere Rechtsordnung wie für diefe. Jene waren in der Regel zünftige 
Gewerbe, dieje nicht. Aber heute befteht für die rechtlich früher getrennten Gruppen keine ganz 
verschiedene Rechtsordnung mehr und Maſchinen werden auch von jog. Handwerkern benuft. 

Will man die Unterfcheidung noch heute fejthalten, jo fünnte man als unterjcheidende 
Merkmale nur etwa folgende anführen, die indes feine jo ſcharfe Unterjcheidung geitatten, 
daß nicht bei zahlreichen Unternehmungen es zweifelhaft wäre, ob fie zum Handwerk oder 
zur Induſtrie zu rechnen. Merkmale des Handwerks: die arbeitenden Perfonen jcheiden ſich 
in Meifter, Gejellen und Lehrlinge. Die Hilfsperfonen, in der Regel nur männliche, find aus: 
gelernte oder lermende Arbeiter, die normale Arbeitsleiftung der Erwachjenen erfordert eine 
längere technifche Lehre und Ausbildung, auch die Unternehmer haben eine jolche durchgemacht. 
Dieje find ſtets phyſiſche Berfonen, und in der Regel auch bei der praftifch-technifchen Aus: 
führungsarbeit (nicht bloß der Leitung des Unternehmens) thätig. Zwijchen ihnen und ihren 
Geſellen befteht in der Regel ein Unterjchied im Alter und in der Erfahrung, dagegen 
weniger in ber technijchen und allgemeinen Bildung, ebenſowenig ein eigentlicher jocialer 
Klaffenunterjchied ; beide haben ihren Urſprung in der gleichen Volksſchicht, die Einen haben 


— 


15) ©. über dieje Klaffen und ihre Bedeutung Emminghaus, Allgemeine Gewerkslehre S. 
im Einzelnen die ausführliche Darftellung, weiche , 168— 265 giebt. 
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vor den Andern voraus, daß fie bereit3 die jelbjtändige Stellung eines Unternehmers er: 
rungen haben, welche, wo &ewerbefreiheit herricht, die Andern ebenfalld einnehmen könnten, 
auch in der Mehrzahl zu erringen ftreben und jpäter erringen. Der größere Teil der im Hand: 
wert thätigen Perjonen befteht aus Unternehmern. In der technifchen Produktion überwiegt 
die Handarbeit, die Arbeitsinftrumente find weſentlich Werkzeuge und Geräte. Die Unter: 
nehmer produzieren in der Regel für lokale und individuelle Bedürfniffe '*), verkehren meift 
direft mit ihren Kunden, den Konjumenten, und arbeiten gewöhnlich auf Bejtellung; zum 
Teil verrichten fie nur gewerbliche Urbeitäleiftungen, ohne daß fie den erforderlichen Stoff 
liefern. In Gewerben, wo Reparaturen oder jonftige Umgeftaltungen jchon vorhandener Ge: 
werbsprodufte vorkommen, übernehmen fie regelmäßig auch diefe Arbeiten, und bei vielen 
Unternehmern bilden diejelben einen Hauptteil ihrer Erwerbsthätigfeit. Die Unternehmungen 
find in der Regel Kleine oder mittlere. Merkmale der In duſtrie: die jelbitändigen Gewerbe: 
treibenden (gewöhnlich „Fabrikanten“) find von ihren Arbeitern durch eine jociale Kluft ge- 
ihieden. In der Regel find fie aus einer andern Volksſchicht hervorgegangen, haben fie eine 
andere Schule der Bildung und des Lebens durchgemacht, und überragen fie ihre Arbeiter weit 
in allgemeiner Bildung und in der Qualität der Arbeitskraft. Dieje äußern fie twejentlich 
in der Leitung de3 Unternehmens. Die Hilfsperjonen find teils höhere (mit der Leitungs: 
und höheren technijchen Arbeit beichäftigte „Beamte“, Direktoren, Techniker, Ingenieure, 
Buchhalter zc.) teild niedere Arbeiter, die letzteren („Lohnarbeiter“) teils gelernte, teild unge: 
lernte, diefe in großer Zahl, und darunter häufig auch weibliche Arbeiter. Nur ein Heiner 
Teil der „Lohnarbeiter“ kann und will Unternehmer werden, die Zohnarbeiterftellung ift für 
die große Mehrzahl die Lebensftellung. Maſchinen kommen bei der Produktion in der Regel 
und in hervorragendem Maße zur Verwendung, und jtet3, mo eine größere Zahl von Perjonen 
einer Unternehmung jtändig in den Werfgebäuden derjelben thätig ift. Die Unternehmungen 
produzieren für den Mafjentonfum, für den großen Markt und häufig auf Vorrat. Die Pro- 
duftion ift in den Unternehmungen entweder ausſchließlich oder doch weitaus überwiegend 
Herftellung ganz neuer Produkte, für welche die Unternehmer auch die Stoffe beichaffen. 
Der Großbetrieb ift die herrſchende Wirtichaftsform. 

Eine bejondere Art beider ift dad Kunſtgewerbe (Kunſthandwerk, Kunftinduftrie). 
Man bezeichnet damit einen Gewerbebetrieb, bei welchem ein Hauptpunft der technijchen 
Produktion die künſtleriſche Ausführung der Produkte ift und Produkte hergejtellt werden, 
die wejentlich durch die Schönheit der Form und Farben den Menjchen ald Genußmittel 
dienen ſollen (j. Abjchn. III dieſer Abh.). 

3. Sabrifinduftrie, Hausinduftrie und Handwerk, 


Die Betriebsformen der modernen Großinduftrie, in 3. f. St. W. 2 ©, 585 ff, 
©. 17 ff. Rofder, ©. II. $ 112—118, 


Bol. auch G. Shmoller, Die —— 
Entwicklung der Unternehmung in 3. f. G.B 


O. Schwar 
Engel, Breufilhe Statiftit. Bd. XXXX. Einl. 


16) , „Hanbwerter* arbeiten aber auch zum Teil 
nicht mehr für den lofalen Bedarf (d. h. den Be- 





darf an ihrem Produftiondort reip. in der Nähe 
desſelben), ſondern auch für einen auswärtigen Be— 
darf in entfernteren Gegenden und produzieren 


dann Gegenſtände des Maſſenabſatzes. Den * | 
an 


beforgen in diejem Falle Zwiſchenhändler. 
unterjcheidet hiernach „lokales Handwerk“ und 
„handwertsmäßige Induſtrie“. 
im Mittelalter in der Blütezeit des Städtewejens, 
namentlich in Deutſchland, für einige Gewerbs⸗ 


zweige ſchon ſehr entwickelt und nahm mit der Ent⸗ 


ſtehung größerer Staaten, der Verbeſſerung des 
Transportweſens, der Einführung der Gewerbe— 
freiheit mehr und mehr zu; zum Teil sg aus 
ihr die Fabrilinduſtrie hervor. ©. dar. Thun, 
Die —R Niederrhein, in Schmoller, F. 


». II. ©. 


Die legtere war | 





(1890) S. 1043 ff. Schmoller definiert dort ©. 1047 


die Handwerldunternehmung: „Das Heine mit der 


framilienwirtichaft des Inhabers eng verbundene 
Seichäft eines mit Handwerkszeug arbeitenden 
Meiiters, der faum mit anderem Kapital als jei- 
nen Werkzeugen und einigem Rohſtoff, ohne oder 
mit wenigen ®ehilfen oder Familiengliedern, ent: 
weder rein periönliche Dienftleiftungen übernimmt 


ı oder als techniicher Hilfsarbeiter für Stunden und 


Tage die wirtichaftlichen Arbeiten der Familie un- 
terſtützt undleitet oder endlich Waren auf Beftellung 
und auf Borrat in beichränttem Umfang für feine 
Kunden, für einen regelmäßigen, begrenzten, nahe: 
liegenden, hauptiächlich den ftädtiichen Marft an- 
fertigt." S.auh Bücher, Art.Gewerbe im H. W. III. 


ı ©. 922 mitandern Begriffäbeftimmungen. ſ. U. 106. 
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Derſ., lleber Induſtrie im Großen und Stleinen, in ſ. Anfichten der Vollswirtihaft. 1878. 9. 
Thun, Induſtrie am Niederrhein. 2 Bde. 1880 (in Schmoller, 5.) Abd. Held, Zwei Bücher zur 
jocialen Geſchichte Englande. 1881, S.541 ff. Emminghaus, a. a. O. ©. A Marr, 
Das Stapital. Bd. 1. 3. Aufl. 1888, ® Shmoller, Sur Befchichte ber deutſchen ——— 
im 19. Jahrhundert. 1870. Derſ., Die geſchichtliche Enwidlung der Unternehmung in 3. f. G. V 
14 (189%) S. 9 fi. Pal. audı Bücher, Art, Gewerbe im H.W. III ©.922 ff. Stieda, Art. 
Fabrit im H.W. IL. ©. 330 ff. 


$ 6. Die Unterjcheidung ift praftiich brauchbarer, aber auch nicht ftreng durchzuführen. 

Die Fabrikinduſtrie ift die gewerbliche Produktion in Fabriken, d. h. in gewerblichen 
Anftalten, in welchen gleichzeitig und regelmäßig eine Mehrzahl von Arbeitern außerhalb 
ihrer Wohnung in gefchloffenen Räumen beſchäftigt wird. Die Produktion, ausſchließlich 
oder faſt ausjchließlich Produktion neuer Güter, beruht ftet3 auf einer ſyſtematiſchen Teilung 
der Arbeit in der einzelnen Unternehmung, die jich insbejondere aud) auf die technijchen Hand- 
arbeiter erjtredt, und im der Regel heute auf der Benugung von Majchinen. Die Arbeits- 
räume, Urbeitsinjtrumente, Rohjtoffe werden vom Unternehmer gejtellt, die Arbeiter präftieren 
nur Arbeitsleiftungen und werden für dieſe bezahlt '"). 

Die Hausinduftrie'*) ijt diejenige gewerbliche Produktion, bei welcher die Arbeiter 
in ihren eigenen Räumen für größere Unternehmer auf Beitellung in der Produktion von 
Gegenftänden des Maſſenkonſums für den Vertrieb im Großen arbeiten. Die Unternehmer 
bejorgen auf ihre Rechnung und Gefahr den Abjag, den Vertrieb der Waren. Die Arbeiter 
jtellen entweder ganz fertige Gewerbsprodufte rejp. Teile von ſolchen her oder verrichten 
nur im Produftionsprozeß derjelben einzelne, vertragsmäßig beftimmte Arbeitsleiftungen. 
Die wejentlihen Mertmale der Hausinduftrie find: die Arbeit in eigenen Räumen der 
Urbeiter, die Produktion auf Beftellung und für Rechnung eines größeren Unternehmers 
und für den großen Markt, der Vertrieb der Waren durch den Unternehmer. Die Arbeiter 
befinden ſich auch bei diefer Betriebsform in einer ökonomiſchen Abhängigkeit von einem 
fapitaliftiichen Unternehmer, find aber doc als jelbjtändige Gewerbetreibende anzujehen. 
Sie wohnen in Städten oder auf dem Lande (ftädtiiche, Ländliche Hausinduftrie), ihr Arbeits- 
raum ift entweder ihre Wohnung oder auch eine bejondere, Fleine Werfftätte, fie arbeiten 
entweder allein oder auch mit Hilfsperfonen (Familienangehörigen oder Fremden) und im 
der Regel mit eigenen Arbeitsinjtrumenten (Werkzeugen, Geräten, neuerdings auch Heinen 
Arbeitsmaſchinen). Unter den Hilfsperfonen fommen auch Gejellen und Lehrlinge vor; die 
jelbftändigen Arbeiter nennen ſich bisweilen auch Meifter. Die hausinduftrielle Thätigkeit ift 





17) Manche (z. 8. Thuna.a O. Il., S.242ff.) | Tand im Archiv IV. ©. 108 ff. E.Schwiedlanp, 


unterjcheiden bei der gewerblichen Produftion, in 
welcher jämtliche Yohnarbeiter in großen „Etab- 


liffements vereinigt find“ zwiſchen Manufak— 


turen und Fabrifen, je nachdem die Arbeit 
noch mehr mit der Hand oder mit der Maichine 
geichieht, die Produktion alfo überwiegend Hand- 
oder Maſchinenproduktion ift. 

18) Ueber Begriff, Weſen und Bedeutung der 
Hausinduftrie ſ. bei. Shwarz,a. a. O. 
Stieda, Die deutiche Hausinduftrie. 1889 (S. 2. 
f. 5.39). Stellmader, Ein Beitrag zur Dar- 
ftellung der Hausinduftrie in Rußland. 1886. G. 
Schmoller, Die geihichtlidhe Entwidlung der 
Unternehmung in 3.1.6.8. 14 (1890) ©. 1054 ff.; 
auch Richter, Die nationale Hausinduftrie. 1874. 
9. Grothe, Der Einfluß des Mandheftertums 
auf Handwerf und Anduftrie 2c. 1884. F. Zieg 
ler, Die jocialpolitiichen Aufgaben auf dem Ge— 
biete der Hausinduftrie. 1890. W. Sombart, 
Art. Hausinduftrie in H.W. 1V. ©.418 ff. (Dort 
auch ©. 435 ff. weitere jehr ausführliche Littera- 
turangaben). Derj., Die Hausinduftrie in Deutich- 


MR. ler, a. a. O. 
ſtrie „alle diejenigen Arten von gewerblichen Be— 


Kleingewerbe und Hausin uftrie in Deiterreich. 
2 Bde. 1894. ©. aud die Litt. in Anm. 38 
Stieda, a. a. O. ©. 22 definiert Hausin— 
duftrie als diejenige gewerbliche Thätigfeit, welche 
zu Hauſe nicht auf Beitellung von Kunden am Ort 
und für den lokalen Abſatz, jondern regelmäßig 
für ein Geſchäft oder für den Export, überhaupt 
für den Vertrieb im Großen arbeitet. Schmol 
S. 1058 bezeichnet ald Hausindu- 


trieben, die jich dadurch harafterijieren, daß die 
Broduftion in der Familie, im Haufe, handwerks— 
mäßig, mit einfacher Technik geihieht, während 
der Abjag nicht mehr durch die Broduzenten jelbit 
bejorgt wird, jondern durch eine beiondere Klafie 
von Bandeltreibenden, ob dieje nun jelbft auch 
einzelne technische Prozeduren vornehmen, in ihren 
Häuſern und Geichäften einzelne Lohnarbeiter ha- 
ben oder nicht.“ 

lleber die Begriffäbeftimmung der Hausinduftrie 
bei der Yu Berufszählung vom 5. Juni 
1882 ſ. $ 8. ©. 49. 
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entweder ausjchließliche Berufsarbeit oder nur eine Nebenbeichäftigung, das legtere nament— 
lih auf dem Lande. Die Hausinduftrie zeigt verjchiedene Formen mit mannigfachen 
Uebergängen. Die Hauptform bei Induſtrievölkern ift heute, daß ein größerer Unter: 
nehmer, der entweder nur Kaufmann, Händler (mit fertigen Produkten bezw. auch mit 
Rohſtoffen der Hausinduftrie) oder daneben noch jelbjtändiger Fabrifant (Fabriffaufmann) 
in dem betreffenden Gewerbszweige ijt, den Arbeitern das Rohmaterial liefert, Art und 
Form der Produkte rejp. Arbeitsleiftungen vorjchreibt und für die fertige Arbeit einen ver: 
abredeten Stüdlohn zahlt. Teurere Werkzeuge oder Vorrichtungen ftellt oder leiht er in der 
Regel. (H. „Jelbftändiger Lohnarbeiter“, Lohnſyſtem). Bisweilen ſteht er aber 
auch in gar feiner direften Beziehung zu diefen Arbeitern, fondern läßt den Verkehr durd) 
die „Faktoren“ („Fabrikverleger“, „Fercher“ 2c.) vermitteln, die entweder ausſchließlich nad) 
jeinen Juſtruktionen handeln und jeine Untergebenen find oder jelbjtändig operieren und 
ſich in einer Art Deltrederejtellung befinden, in der Weife, daß fie den Arbeitern auf ihre 
Rechnung und Gefahr die Waren gegen Zahlung des bedungenen Stüdlohns abnehmen, 
dem großen Unternehmer die Auswahl aus denfelben überlafjfen und den von demjelben 
nicht genommenen Teil auf eigene Rechnung (die aber erſt nad Abjak der Waren oder in 
6—12monatlidher Frift beglichen wird) weiter vertreiben (Faktorenjyitem). — Seltener ift 
es, daß der hausinduftrielle Arbeiter auch den Rohſtoff liefert (3. B. Strohfledhterei, Holz: 
jchnigerei) oder daß er in dem ausjchließlichen Dienfte eines größeren Unternehmers (Fabri- 
fanten) dauernd ftehend, von diefem außer dem Rohmaterial auch noch die nötigen Werf- 
zeuge und Geräte (Webftühle, Nähmafchinen 2c.) empfängt. Im leßteren Falle ift er von 
dem Fabrifarbeiter in jeiner Stellung zum Urbeitgeber nur dadurch unterjchieden, daß er 
zu Haufe, nicht in der Fabrik arbeitet. (SH. „unjelbjtändiger Lohnarbeiter“, oft nur 
der Uebergang zur 9. „jelbitändiger Xohnarbeiter”, indem der Arbeiter die Werkzeuge und 
Geräte nur vorſchußweiſe empfängt, bis er fie durch allmählige Abzahlung erwirbt). — 
Häufig rechnet man zur Hausinduftrie auch noch die gewerbliche Produktion Feiner Hand- 
werfsmeifter, die ebenfalls für jolche Unternehmer auf Beitellung arbeiten, aber das Material 
jelbjt liefern, auch nicht bloß für einen Unternehmer arbeiten, jondern die Beitellungen ver: 
jchiedener Auftraggeber ausführen, aber deshalb „zur Induſtrie“ zu rechnen jeien, weil, 
wenn aud ihr Betrieb ein handwerfsmäßiger, der Abja ihrer Brodufte durch jene Unternehmer 
bewirft würde, die in vielen Fällen außer der Sortierung und Berpadung der Waren diejen 
auch noch die legte Vollendung geben und für die Mufter forgen („Raufiy tem“ der 9.). 
Aber dieje Heinen Handwerksmeiſter find nur dann zu den hausinduftriellen Arbeitern zu 
rechnen, wenn fie ausjchließlich für einen Unternehmer rejp. einen Vermittler arbeiten '). 
Man unterscheidet, namentlich feit den Verhandlungen des Internationalen Statiftiihen Kon: 
grefjes in Budapeft im Herbit 1876, aud) die „Fabrifmäßige* und die „nationale“ Haus: 
induftrie. Als jene bezeichnet man die im weftlihen Europa, insbeſondere die in Deutichland, 
Frankteich, Belgien und England vorherrichende, „bei weldhen ein Handlungshaus von felbitän: 
digen oder unjelbitändigen, aber in ihren eigenen Behaufungen arbeitenden Gewerbetreibenden 
Waren oder Teile von Waren, nad beitimmten Vorichriften oder Muſtern, gegen Stüdbezahlung 
fertigen läßt und in der Negel den Rohſtoff bezw. die Zuthat zu den Waren oder Warenteilen 
liefert“. Als diefje bezeichnet man die Hausinduftrie, „welche nur eine zeitweilige Nebenbeichäfs 
tigung der landwirtichaftlicen Bevölkerung ift und diefer dazu dient, die lange Muße des Winters, 
als auch die übrige Zeit, die nicht” durch die landwirtichaftlichen Arbeiten in Anspruch genommen 
wird, lohnend auszufüllen, Sie hat ihre Heimftätten mehr unter den Völkern des Oftens als 
des Weſtens. In manchen Teilen des öftlidhen Europa jteht fie in hoher Blüte, Im weitliden 
Europa ift fie nur noch iporadiicd anzutreffen und dafelbit fait überall, wo fie nod vorhanden, 
im Ausfterben begriffen. Das Vordringen der Mafchinen in der Spinnerei, Weberei und Wirkerei, 
in der vi und Metallwarenfabrifation und andere Fortichritte der Technik rauben ihr das Ar: 
b 


beit3= und Abfatfeld, obgleich fie die Ältere Form der Hausinduftrie ift. Sie hat hier ihren Ueber— 
gang von ländlicher Nebenbeihäftigung zu gewerblicher Hauptbeihäftigung nahezu vollendet“ *°), 


19) Bol. auh Stieda,n.a.D.695,18. S. XVI und ©. 17 ff. Bgl. auch Stieda, a. a. 
20) €. Engel, Preußiſche Statiſtik Bd. 40. O. S. 12 ff. Sombart in H.W. IV S. 419 ff. 
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Das Handwerk bezeichnet dann — mit den in $ 5 angegebenen Merkmalen — die: 
jenigen gewerblichen Unternehmungen, die nicht Fabrik: (infl. „Manufaktur“ j. Anm. 17) 
und hausinduftrielle Unternehmungen find. 

$ 7. Bergleiht man die Hausinduftrie mit der Fabrikin duſtrie als Betriebsform 
vom focialpolitifchen Standpuntte *'), jo hat fie als ſolche an fich diefer gegenüber einerjeits 
für die Arbeiter und ihr Familienleben unleugbare Borteile. Die Arbeit ift eine Arbeit in der 
Familie. Eltern und Kinder, Ehegatten find nicht getrennt. Der Bater kann die Erziehung 
feiner Kinder leiten und ihre Ausbildung überwachen, die Frauen können für ihren Haus: 
halt und ihre Kinder jorgen, die Mädchen ftehen unter der Kontrole und dem Schuß der 
Familie. Die Arbeitszeit ift nicht durch einen Arbeitövertrag (Fabrikordnung) feſt beftimmt, 
ift nicht vom Willen eines Dritten, jondern von dem eigenen Willen des Arbeiters ab: 
hängig; der Arbeiter ift in diefer Hinficht frei und ungebunden. Und was die Arbeitsart 
betrifft, jo ift fie zumächit als einfache Handarbeit der ifoliert thätigen Perjonen, bei welcher 
nur einfache Geräte, Werkzeuge oder auch Heine Arbeitsmaſchinen benutzt werden, an ſich 
in der Regel keine gejundheitsjchädliche oder Tebensgefährliche. Ferner ift bei ihr nicht der 
Zwang zur unausgejegten Arbeitsverrichtung während der Arbeitszeit vorhanden, wie er 
bei der Fabrifarbeit ald Arbeit an der ohme Unterbrechung thätigen Majchine oder durch 
die jonftige Betriebsorganijation und durch die Vorjchriften der Arbeitorduung und die 
Kontrole der Aufjeher befteht. In der Megel find auch die Arbeitsleiftungen nicht jo ein: 
fürmige, reine mechanifche, geiftloje, wie das bei einem nicht unerheblichen Teil der Yabrif- 
arbeiter die notwendige und unvermeidliche Folge der Arbeitsteilung und der Majchinen: 
produftion ift; zum Teil (3. B. bei funftgewerblichen Leiftungen, Kinderſpielwaren, Kon: 
feftionsarbeiten zc.) find es jogar Leiftungen, die mannigfache Abwechslung bieten, höhere 
Anforderung an die geiftige Thätigfeit des Arbeiters ftellen und auch jeiner individuellen, 
erfinderifchen Thätigkeit Gelegenheit zur Bethätigung geben. Und da der hausinduftrielle 
Arbeiter in der Regel neuc Gewerbsprodukte vollftändig herftellt, während der Fabrifarbeiter 
jehr häufig nur als Glied einer großen arbeitöteilig kooperierenden Arbeiterjchaft einzelne 
der zur Herſtellung der Gewerböprodufte nötigen Operationen verrichtet, kann auch die 
Arbeit als jolche ihm leichter Freude und Befriedigung gewähren; dadurd aber, daß er 
fie in feiner Familie vornimmt und während der Arbeit mit feiner Familie verkehrt, wird 
die Arbeit ſelbſt angenehmer und kann überhaupt das ganze Leben des Arbeiterd behag- 
licher, gemitvoller und inhaltreicher werden. Bei der ländlichen Hausinduftrie insbeſondere 
wechjelt die gewerbliche Thätigfeit ab mit gejunder landwirtichaftlicher Arbeit, und wird 
die Mafjenkoncentration von Lohnarbeitern an einem Orte mit ihren Nachteilen für die 
Arbeiter und die Gemeinden vermieden. Die Hausinduftrie gejtattet endlich auch noch die 
zeitweife Verwendung aller produftiven Erwerbskräfte der Familie und ermöglicht dadurd 
— ohne die fpezifiichen Nachteile der Fabrifarbeit der Kinder, jugendlichen und weiblichen 
Arbeiter für die Berfonen und das Familienleben -— eine Erhöhung des Familieneinkommens. 

Aber auf der anderen Seite hat dieje Betriebsform an ſich auch ſchwerwiegende Nachteile 
für die hausinduftrielle Arbeiterbevölferung. Diejelben haben faft alle ihren Grund darin, daß 
bier die Arbeiter nicht wie in der Fabrikinduſtrie in größerer Zahl in derjelben Unter- 
nehmung vereinigt find, fondern zerjtreut über das Land oder in der Stadt in ihren eigenen 
Räumen thätig find und daher eine obrigkeitliche Regelung und Kontrole der Arbeits: 
verhältnifje, ftaatlihe Schugmaßregeln und andere Maßnahmen in erfolgreicher Weiſe 
außerordentlich jchwer durchführbar find, und ebenjo, namentlidy bei der ländlichen Haus: 
industrie, die Koalition der Arbeiter zur bejjeren Geftaltung ihrer Verhältniffe jehr erſchwert 
und teilweife kaum möglich ift. Unter den Nachteilen fteht in erfter Reihe, daß fie eine über: 


21) Bgl. auch Ziegler, a. a. O. ©. 236 ji. 
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mäßige, gefundheitsichädliche Verwendung der Kinder und jugendlichen Arbeiter ermöglicht 
und der Egoismus oder die Notlage der Eltern eine folhe in hohem Grade herbeiführen 
fan, weil die Gejeßgebung und die obrigfeitliche Kontrole diejelbe weniger als bei der 
Habrifinduftrie zu verhindern vermögen **). Schwieriger ift auch die forporative und obrig: 
feitliche Fürforge für eine gute technijche Ausbildung der Lehrlinge **). Ferner fann eine an fich 
nicht gejundheitsjchädliche Arbeit dadurd für die Gejundheit der Arbeiter und ihrer Familien 
ſchädlich werden, daß fie nicht in einer von der Wohnung abgefonderten Werfitätte jondern 
in den Räumen, die zugleich Wohn: undSclafräume find, betrieben wird; und Wrbeiten, 
welche an fich gejundheitsichädlich find, aber durch janitäre Vorſichtsmaßregeln diejen Charakter 
verlieren, können dadurch gejundheitsichädlic; wirken, daß die janitären Vorſichtsmaß— 
regeln nicht getroffen werden, eine obrigkeitliche Intervention zur Verhinderung der Gejund- 
heitsſchädlichkeit folcher Arbeiten aber teild3 gar nicht teil nur jehr ſchwer durchführbar 
ift. So fann e3 kommen, daß die Arbeitäräume und die Arbeitsleiftungen der Hausindu- 
ftriellen in gejundheitliher Beziehung jchädlicher wirken, ald die Fabrifen und die Fabrik— 
arbeit **). Sodann ijt die Ausbeutung der Arbeiter durch Unternehmer und namentlich durch 
die Mittelperjonen (Faktoren, Verleger) in einem hohen Grade möglich’); die Nachteile 
der Iſolierung der Lohnarbeiter **) (Unfähigkeit zur Beurteilung der allgemeinen Geſchäfts— 
lage, öfonomifche Abhängigkeit von dem Unternehmer, geringere Widerjtandsfraft gegen 
Lohnherabjegungen, das Truckſyſtem“), Abrehnungsmißbräuche 2c.) machen fich hier geltend: 
ungünstige Ronjunkturen des Waren- oder Arbeitsmarktes werden ftet3 ihre Yage verjchlechtern, 
günftige dagegen werden ihnen nur jelten den entiprechenden Vorteil bringen ; daher leicht 
Lohnverringerungen und dauernd niedrige Löhne?). Die Folge ift nicht jelten eine über- 
mäßige, inhumane und gejundheitsichädliche Anſpannung aller Arbeitskräfte bei geringem 
Berdienjt ”’). Das veranlaft dann die Arbeiter zu Veruntreuungen des Materials, zu jchlechterer 
Arbeit und gefährdet die Eriftenzquelle. Dieje Uebelſtände fteigern fich, wenn die betreffende 
Hausinduftrie in Konkurrenz tritt mit einer fich entwidelnden Fabrikinduſtrie und aufhört 
eine rationelle konkurrenzfähige Betriebsform zu fein. Zu diefer ungünftigen Situation der 
bausindujtrielen Arbeiter kommt noch, daß, weil bei der Hausinduftrie der große Unter: 
nehmer nur umlaufendes, nicht ftehendes Kapital vertvendet, weil bei ihr nicht wie bei der 
Habrifinduftrie jede Vergrößerung des Geichäftsbetriebs des Unternehmers auch eine Ver: 
größerung des ftehenden Kapitald erfordert und der Unternehmer nicht für die dauernde 
Rentabilität des feit angelegten Kapitals und aus diefem Grunde für die Erhaltung einer 
gleichen jtändigen Urbeiterzahl zu jorgen bat, leichter Leberproduftionen und Kriſen“), deren 
Folgen die Arbeiter jchtver zu fühlen haben, entjtehen können und die dauernde Beichäftigung 
ſelbſt guter Arbeiter eine wenig geſicherte iſt, aber auch in normalen Zeiten durch die leicht 


22) Bgl. dar. Biegler, a. a. D. ©. 74 ff.; | Nohmaterial (Garn, Seide, Metall 2c.) Eigentum 
auh Stieda, a. a. O. S. 76 ff. (dort auch des Arbeiterd wird, was da notwendig ift, two 
weit. Yitt.) über die Identität des NRohftoffs feine Kontrole 

23) Ueber die llebelftände des Lehrlingswejens Br ift, aber zu vielen Betrügereien Anlaß giebt, 
in der Hausinduftrie j. Biegler, a. a. ©. ©. deren Riſiko der liefernde Berfeger oder Faktor 
81 fi. durch den hohen Preis zu deden ſucht. ©. dar. 

24) Bl. Biegler,a.a.D.©.91ff.;Stieda, auh Morgenftern, Die Fürther Metallichläs 
a. a. D. € . 90 ff. (dort auch weit. Litt.) gerei. 1890. ©. 218 

25) S hm oller, Pie Entwidlung_ und die 28) In der Konfeftionsbrande, einem Saupt- 
Krifis der deutichen Weberei ꝛc. 1873. ©. 85 fj.; gebiet der Hausinduftrie, wirft auch jehr un— 
are a. a. O. © 117 ff. Grothe, a. a. günftig auf die Löhne die Konkurrenz weiblicher 

©.337 ff. Stieda, a. a.D. ©. 85 ff. (dort Perſonen, die nicht ausichließlich Lohnarbeiterin- 


a weit. Ritt.) nen find, jondern in der Arbeit für hausinduftrielle 
26) ©. dar. die folgende Abh über die gewerb: | Unternehmer nur einen en fuchen. 
a = Urbeiterfrage. 29) Bgl. Stieda, a. 5 . 79 #.; Bieg- 


27) Biegler,a.a. D. ©. 150 ff. Bu den ler,a.0a.D. ©. 60 ff. Sr fi- 
Ausbentungsmitteln gehört auch der zu hohe Preis» 30) Bal. ee E a. O. © 112 fi; 
anjag für das Nohmaterial, wenn Das gelieferte Stieda, a, a, D. ©. 103 ff. 
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wechjelnden Marktkonjunkturen die Beichäftigung eine jehr ungleihmäßige ift und ſtoßweiſe 
Beiten fieberbafter, übermäßiger Anftrengung mit Zeiten gänzlicher oder teilweijer Arbeits: 
fofigfeit abwechſeln“). Endlich; können auch Wohlfahrtseinrichtungen humaner Arbeitgeber 
den hausinduftriellen Arbeitern nicht oder doch nur in geringem Maße zu teil werden. 

Wägt man diefe Vorteile und Nachteile gegen einander ab, jo dürfte doch, jo ſchwer 
auch unleugbar das Gewicht der legteren ift, die Hausinduftrie für die jocialen Verhält— 
nifje der Arbeiter als die an fich günftigere Betriebsform erjcheinen. In Wirklichkeit kann fie 
das jedoch nur jein, wo fie ala Betriebsform der Fabrifinduftrie gegenüber dauernd konkurrenz— 
fähig ift und wenn e3 hier gelingt, die Nachteile möglichjt zu vermeiden. Unter diejen Bor: 
ausjegungen ift ihre Erhaltung und Stärkung volfswirtichaftlich berechtigt und wünjchenswert. 

Die Hausinduftrie ift aus technifchen Gründen nicht überall anwendbar und wird in der 
modernen Volkswirtſchaft bei freier Konkurrenz mit der Fabrikinduftrie durch dieje unver— 
meidlich auf ein eng begrenztes Gebiet beichränft. Sie ift technisch unmöglich, wo der Pro- 
duftionsprozeh das gleichzeitige Zuſammenwirken einer größeren Zahl von Arbeitern in 
demjelben Raum erfordert, und fie ift unhaltbar, wo in der Fabrik bei der Heritellung des 
Produfts Arbeitsteilung oder foftjpielige Mafchinen anwendbar find und durch deren An- 
wendung dad Produkt billiger oder beſſer hergeftellt werden kann. Vom Standpunft der 
Produktion ift die rationelle Betriebsform diejenige, die das gleiche Produkt mit den ge: 
ringjten KRoften oder die bei gleichen Koften ein beſſeres Produkt herftellt, und dieſe ent- 
widelt fi bei freier Konkurrenz in der Volkswirtſchaft naturnotwendig; fie verdrängt die 
andern. Sofern die Fabrikinduftrie den Vorzug geringerer Produktionskoſten oder befjerer 
Waren vor der Hausinduftrie hat, ift dieje ihr gegenüber nicht fonfurrenzfähig, und wenn 
die Hausinduftrie auf einem Produktionsgebiet bejteht, auf dem der Fabrifbetrieb an ſich 
möglich ift und billiger oder befjer das Produkt Herjtellen kann, jo entjtehen Fabriken, es 
entwidelt fich ein Kampf zmifchen Fabrik- und Hausinduftrie, bei welchem dieje erliegt. Die 
Geſchichte des Gewerbeweſens liefert zahlreiche Beweije für dieje Säge: in einer Reihe von 
Gewerben ift die Hausinduftrie der Fabrifinduftrie ald Betriebsart vorhergegangen aber 
diejer erlegen; die Fortichritte in der Erfindung und Anwendung von Majchinen umd im 
der Arbeitsteilung haben fie konkurrenzunfähig gemacht und die hausinduftrielle Arbeit durch 
die Maſchinen- und Fabrikarbeit erſetzt“). Ein jolcher Kampf vollzieht fi gewöhnlich unter 
ſehr traurigen Verhältniſſen für die hausinduftriellen Arbeiter, weil diejelben die bisherige 
Erwerbsgquelle nicht aufgeben wollen und bei gleicher oder größerer Anftrengung eine jtete 
Berringerung ihres Einkommens erleiden. Bei Hausinduftrien diefer Art treten die jchweren 
Uebelftände hervor, die gemeinhin zu generell als Uebelftände der Hausinduftrie überhaupt 
bingejtellt werden: die übermäßige, geiundheitsichädfiche Anjtrengung der Arbeiter und ihrer 
Familienangehörigen, nanentlich auch der Kinder, bei wahren Hungerlöhnen, armfelige und 
ungejunde Wohnungen, eine jchlechte, elende Ernährung, das Truckſyſtem, große Kinder- 
jterblichkeit, zahlreiche Krankheiten auch der Erwachjenen zc.; hier hat die Arbeiterbevölferung 
Iroß des größten Fleißes eine unfäglic traurige Eriftenz und geht fie körperlich und geiſtig 
immer mehr zurüd *). Der Verdrängungsprozeß der Hausinduftrie durch die Fabrikinduftrie 
it heute noch nicht beendet, das Reſultat ift aber überall, wo jener Betriebsvorteil für die 
Fabrifinduftrie obwaltet, unzweifelhaft und auch von der Staatsgewalt nicht zu verhindern, 
da dieje die Pflicht hat, die Entwidlung derjenigen Betriebsart, welche die Produkte billiger 
oder befjer Herftellt, nicjt zu hemmen. 


31) Bgl. Ziegler, a. a. ©. ©. 155 ff. |teratur. Ueber die Verdrängung des Handwerks 

32) ©. dar. insbej. die Schriften von Schwarz, durch die Hausinduftrie im 18. Jahrh., und der 
Thun, Roſcher, Schmoller, Held, auch | Hausinduftrie durch die ae in Eng- 
St Ar a. a. D. ©. 108 ff, Ziegler, a.a. land f. Held, ©. 550 ff., 577 ff, ©. 674 fi. 
D. ©. 16 ff. 39 ff. und die Anm. 38 citierte its | 33) Bgl. giegler, a. a. ©. ©. 158 fl. 
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Indes die Hausinduftrie ift nicht abjolut konkurrenzunfähig **). Der Grad und Umfang 
ihrer Konturrenzfähigfeit find zur Zeit nach dem bisherigen Stand der Unterfuchungen nicht 
ficher zu beftimmen. Jedenfalls aber ift fie dauernd fonkturrenzfähig nur, wo 1) feine größeren 
foftipieligen Majchinen techniich anwendbar find (die Arbeit aljo weſentlich Handarbeit 
mit einfachen Werkzeugen, Geräten if, oder, wenn auch Majchinenarbeit, diefe doch nur 
bei Heinen, nicht koftipieligen, Majchinen, z. B. Näh-, Strid-, Stidmafchinen zur Ber: 
wendung kommt), 2) feine Arbeitsteilung die Produktionskoſten erheblich verringern kann, 
oder zwar Arbeitsteilung mit diejer Wirkung möglich aber feine unmittelbare Aufeinander: 
folge der verjchiedenen Operationen und feine Kooperation der verjchiedenartigen Arbeiter 
in demjelben Raume geboten ift, und unter diejen Borausjegungen dann namentlich bei Waren 
mit jchnell wechjelnder Nachfrage und großer Mannigfaltigkeit der Sorten. Diefe Voraus— 
jegungen treffen auch heute noch bei nicht wenigen Bweigen der gewerblichen Produktion 
zu) (jo namentlic) bei der Stroh-, Korb-, Haarflechterei, Holzichnigerei, Handſchuhnäherei, 
Steinjchneiderei, Handftiderei, Spigenflöppelei, feinften Jaquart- und mancher anderen 
feinen Weberei, bei der Fabrikation von künftlichen Blumen, Bugwaren, Kleidungsjtüden, 
Spielwaren, bei manchen Zweigen der Bijouterie, und ZTabletterie, ferner bei der lihren-, 
Eigarren:, Kleineifen- und »ftahlwarenfabrifation 2c.) und wenn auch im WUllgemeinen die 
Habrifinduftrie im lebten Jahrhundert die Hausinduftrie vielfacdy verdrängt hat, jo hat dieje 
doc auch einige Zweige wieder gewonnen: die Eigarren-, Uhrenfabrifation, die Holzjchnigerei, 
Tabletterie u. a. Eine weitere Ausdehnung der Hausinduftrie jcheint namentlich auf dem 
Gebiete der kunſtgewerblichen Produktion möglich zu jein, wenn diefer die entjprechende 
Fürſorge (Fachſchulen, Lehrmwerkftätten ac. vgl. Abjchn. III) zugewendet wird. Jedenfalls 
bildet e3 eine wichtige, bisher leider nod wenig in Angriff genommene, Aufgabe der Ge— 
werbe- und Socialpolitif, in den lebensfähigen Zweigen der Hausinduftrie dieſe zu fürdern 
und die Nachteile diejer Betriebsſorm für die Arbeiter, namentlich auch durch eine troß der 
Schwierigkeiten ein» und durchzuführende befondere den individuellen Verhältnifjen der ein- 
zelnen Hausinduftrie Rechnung tragende Schuß: und Berfiherungsgejeggebung, möglichjt 
zu beſeitigen“); eine der jchwierigften Aufgaben aber ift ed, in andern Zweigen, wo die 
hausinduftrielle Bevölferung den ausfichtälojen, verzweifelten Kampf ums Daſein kämpft, 
diejer zu helfen. Die einzig wirkliche und vernünftige Hilfe ift hier nur die Ueberleitung 
derjelben in andere Arbeitögebiete “). 


Was die einzelnen Arten ber vr sinduſtrie betrifft, jo wird ber Unternehmer da, wo 
ber Sauptzopftotf von verjchiedener Qualität fein kann und deren Kontrole für ihn bei Annahme 
der Waren jchwierig oder zeitraubend ift, oder wo er durch eigene Anichaffung (im Großen) den— 

jelben billiger erlangen kann und der Nohitoff einen wichtigen Beitandteil der Produktionskoſten 

bildet, es vorziehen, den Rohſtoff jelber zu liefern. Die Hausinduftrie Heiner „Meifter“, die den 

Nobitoff liefern, wird fich daher in der Hegel nur da erhalten, wo der Nobitoff ein geringer Bes 

ftandteil des Produltenwerts (3.8. feine Holzihnigerei, Strohflechterei, Kiitenmacherei), die Rob: 

ftoftqualität eine leichte kontrolierbare und gleihmäßige und der fleine Meifter im Erwerb des 

Rohitoffs vor dem großen Unternehmer bevorzugt iſt (geringere Transportkoften, beilere Stoff: 

fenntnis 2c.), oder doch mindeitens dieſem gleichiteht (eventuell durch Rohſtoffgenoſſenſchaften). 

Ueber die thatſächlichen, Zuſtände der Hausinduftrie in Deutihland, 
inöbejondere über die Lage der hausinduftriellen Arbeiter, find im neuerer Zeit eine Neihe ver: 
dienftvoller Monographien erichienen, welche jih die Schilderung der hausinduftriellen Verhält— 
niſſe je nad) einer beitimmten Gegend oder eines beftimmten Orts zur Aufgabe gemacht haben ”*). 

34) S. au Bücher im H.W. II, 947, | ftehung — re age 1893. ©. 117. 
Shmoller in J. f. G.V. 14. ©. ya 15. 'iher, © Img 118. Anderer Anſicht ift N 
S. 35 fi. 'Sombart (i. die Anm. 18 cit. Schriften), der — 

35) Bgl. aud Ziegler, a. a. O. S. 49 ff.; aber m. E. au& unzureichenden Gründen — in der 
Schmoller in Z.f. G. V. 14. en 1071. Hausinduftrie eine für die Arbeiter nur ſchädliche 

36) Vgl. bar. iegler, a. a. O. 189 ff. und auch volläwirtichaftlich heute bei den Kultur: 

37) Die hier vertretene ne über die | völfern nicht mehr berechtigte umd deshalb zu be» 
Hausinduftrie und ihre relative Berechtigung ift jeitigende Betriebsform erblidt. 
die in der Wiſſenſchaft noch herrichende. * auch 38) Wir erwähnen hier nur ann bie ältere Pitt. 
Bücher im H.W. 1. ©. 947. Derj., Die Ent- vgl. Stieda, a. a. O. ©. 3 ff.) Thun, Die 


494 


Auch der Verein für Socialpolitif hat derartige Schilderungen veranlaßt, um ein Elareres Bild 
von der deutſchen Hausinduftrie zu erlangen, und vier Heinere Bände mit einer Zahl von Einzelbe: 
richten, welche die mehrfady citierte Schrift von Stieda über Litteratur, heutige Zuftände umd 
Entſtehung der deutihen Hausinduftrie einleitet, in den Jahren 1889—1891 veröffentlicht. Aber 
die Unterfuchungen eritreden fih doch nur auf einen Sehr Kleinen Teil der deutihen Hausinduſtrie, 
gerade jehr wichtige hausinduftrielle Bezirke find teils noch gar nicht teils noch nicht genügend 
erforicht worden. Die bisherigen Schilderungen haben große Uebelſtände der Hausinduftrie Far 
gelegt, aber fie geben fein vollftändiges und richtiges Bild der deutſchen Hausinbuftrie: fie be: 
treffen zumeift nur die Verhältniffe ſolcher Andustriezweige und Gegenden, in denen die Haus: 
induftrie gegenüber der Fabrifinduftrie nicht mehr konkurrenzfähig iſt. Das vollftändige und richtige 
Bild der deutichen Hausinduftrie und die fichere Grundlage für die richtige volkswirtſchaftliche 
Würdigung diefer VBetriebsform und für die richtige Socialpolitif iſt nicht durch derartige Einzel: 
unterfuhungen und Schilderungen, jondern nur durch eine umfaifende ftaatlide Enquete 
zu gewinnen; diefe ebenfo notwendige wie dringliche Aufgabe des Deutichen Reichs habe ich ſchon 
in der 8, Auflage betont. 


$ 8. In Deutihland") wurden bei der Berufszählung vom5. Juni 1882 zum 
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eritenmal auch Erhebungen über die Hausinduftrie gemacht“). Zu der Hausinduftrie wurden 
nur die vorher ($ 6) erwähnten beiden formen der „jelbjtändigen und unjelbjtändigen 
Lohnarbeiter“ gerechnet (nicht das jog. Kaufſyſtem der Hausinduftrie). Die Zahl der Haus: 
induftriellen, Alter, Gejchleht und Familienstand derjelben wurden ermittelt. Deutjchland 
erhielt durch dieje Erhebungen eine Statiftit der Hausinduftrie, wie jie bisher fein anderer 
Staat auch nur annähernd hatte. Aus den Rublifationen des K. ſtatiſtiſchen Amts“) geben 
wir nachjtehend in drei Tabellen einige der wichtigften Ergebniife. 


Als das Mertmalder Hausinduſtrie wurde angefehen: Das Arbeiten in der eigenen 
Wohnung (zu Haus) für Rechnung eines fremden Gefhäfts (für einen Unternehmer, Fabrikanten, 
Verleger, Kaufmann, für ein Magazin, ein Stleider:, Wäſche- oder anderes Geihäft 2c.), dem der 
Vertrieb der Ware obliegt. Erwerbsthätige Perſonen dieſer Art galten nadı den Erhebungsvor— 
fchriften als jelbitändige Gewerbetreibende ee gleichgiltig, ob fie die Mobitofie 
ſich ſelbſt beichaffen oder vom Verleger geliefert erhalten. Sie hatten in dem Berufszählbogen 
anzugeben, ob fie diefe Erwerbsthätigfeit al Haupt: oder Nebenberuf ausüben, und hatten, ebenſo 
wie die auf eigene Rechnung arbeitenden Gewerbetreibenden, jofern fie das betr. Sewerbe mit Gehilfen 
(in dem für die Erhebung maßgebenden weiteren Sinne, wonach dazu nicht nur als joldye gegen Lohn 
beionders angenommene Berfonen, jondern aud; yamilienangehörige und Dienftboten zu rechren 
find, weldye gewerbsmäßig und regelmäßig in dem Gewerbe arbeiten oder ala Dienitboten für 
den Gewerbebetrieb bejonders angenommen find) oder Mitinhabern oder unter Verwendung von 
Motoren ausübten, über ihren Betrieb eine Gewerbefarte auszufüllen und darin (bei Ziffer 9 
das in ihrem Betriebe beichäftigte Perional auszufüllen, Auf Grund diejer (von den felbjtändigen 


Induſtrie am Niederrhein. 2 Bde. 1880. Eman. 
Sar, Die Hausinduftrie in Thüringen. 3. Bde. 
1882—88. G.Schnapper-AUrndt, Fünf Dorf- 
gemeinden auf dem Hohen Taunus. 1883. 2. Bein, 
Die Induftrie des Sächſiſchen Boigtlandes. 1884. 
® Schanz, Zur Geſchichte der Kolonijation und 
Induſtrie in Franken. 2 Bde. 1883. 1884. K. fär— 
ger, Die Lage der Hausweber in Weilerthal. 
1886. KeFrankenſtein, Bevölkerung und Haus— 
induſtrie im Kreiſe Schmallalden ſeit Anfang die— 
ſes Jahrhunderts. 1887. Die deutſche Hausindu— 
ftrie. 4 Bde. in ©. V. f. S. Bd. 40—42. 48 (Bd. II. 
Das nördliche Thüringen. 1889. Bd. II. Aus 
der Hausinduftrie im jüdmeftlichen Deutichland. 
1889. Bd. IV. Die Hausinduftrie in Berlin, Osna— 
brüd, im Fichtelgebirge und in Schlejien. 1890. 
Bd. V. Die Hausinduftrie in Leipzig und Um- 
ebung. 1891). ®. Yange, Die Hausinduftrie 


Eniehiens. 1890 (auch in S. 2. f. ©. Bd. 42.) F. 


Biegler,a.a.D.189. F. Morgenſtern, Die 
Fürther Metallichlägerei. 1890. — Die Litteratur 
über Hausinduftrie in der Schweiz und Oeſterreich 
bei Stieda, a. a. O. S. 49 ff. Dazu Gee- 
ring, Handel und Juduftrie der Stadt Baſel. 
1886. (Entftehung der Bajeler Hausinduftrie im 


17. Jahrh.) Weitere Litteratur bei Sombart im 
98. IV. ©. 436 ff. und in J. f. Nat. III, 6. 
©. 736 ff. (dort auch Schilderung von Zuftänden). 

39) Ueber die Verbreitung der Hausinduftrie in 
 Defterreich-Ungarn, der Schweiz, Frankreich, Ita— 
lien, Rußland, England, Belgien, Skandinavien, 
Britiich Oftindien, auf die hier nicht näher einge— 
gangen werden fann, .W. Sombart im H.W. IV. 
©. 42 ff. und in . f. Nat. Ill, 6. ©. 894 fi. 

40) Neue Erhebungen wurden bei der dritten 
Berufs- und Semwerbezählung, die am 14. Juni 1895 
im Deutichen Reich erfolgte, gemadıt. Das Wate- 
trial iſt aber noch nicht (Frühjahr 1895) bearbeitet, 
die Rejultate der Zählung find noch nicht befannt 
und werden auch vor Publikation diejes Ban: 
des nicht befannt werden. Für die 4. Auflage 
fonnte Daher leider dieje Zählung gar nicht benutzt 
werden. 

41) Statiftit des Deutichen Reichs. Neue Folge. 
Band 6. Gemwerbeftatiftit des Reichs ꝛc. Teit 1. 
1886. Vgl. auch W. Stieda, Die Hausinduftrie 
im Deutichen Reiche in Annalen. 18%. S.1fi. 
und PB. Kollmann, Die gewerbliche Entfaltung 
im Deutſchen Reiche in 3. f. ©.8. 12, (1888) ©. 
44 ff., ©. 500 ff. 
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Hausinduftriellen gemachten) Angaben im Berufszählbogen refp. in der Gewerbefarte ift die Zahl 
derjenigen Gewerbebetriebe und ber in denjelben thätigen Perſonen ermittelt worden, 
welche der Hausinduftrie angehören. 

Der IImfang der hausindujftriellen Thätigkeit ift aber noch auf einem andern Wege zur Ermitte: 
lung gelangt, dadurch nämlich, daß alle Gewerbetreibenden unter Ziffer 11 der Gewerbefarte dar: 
über Auskunft zu erteilen hatten, ob fie außer den bei Ziffer 9 angegebenen (innerhalb ihrer 
eigenen Betrieböftätten 2c. verwendeten) Verfonen nod) für Rechnung des Geſchäfts Berfonen in 
deren eigener Wohnung beichäftigten und wie hoch sich zutreffenden Falls die Zahl 1) der in 
eigener Wohnung unmittelbar für Rechnung des Geſchäfts beichäftigten Verſonen, 2) der Gehilfen 
oder Mitarbeiter derjelbeu belief. Die Angaben follten ſich auf das in der Regel oder im Jahres: 
durchſchnitt in der Hausinduftrie befhäftigte Perjonal beziehen. 

Hausinduftrielle Betriebe waren in den 20 Gemwerbegruppen der Gewerbezählung 
von 1882 (j. $ 21) mit Musnahme von 7 (5 in Gr. 1 Kunſt- und Handelsgärtnerei 2c., 2 in 
Gr. III Bergbau 2c.), die nicht zu den Gewerben i. e. ©. gehören, nur in den Gruppen IV bis 
XVI vorhanden. 

Sehr ſtark differieren die Angaben der Hausinbuftriellen und ihrer Arbeitgeber über das durch— 
ſchnittlich in der Hausinduftrie beſchäftigte Perſonal. Es waren nämlid) im Jahresburd): 
jchnitt beihäftigt in den Gruppen IV—XVI nad den Angaben der 

| Hausinduftriellen Arbeitgeber 
Selbitändige bezw. unmittelbar Beſchäftigte 348001 394446 
Gehilfen oder Mitarbeiter der Selbftändbigen 128071 150516 
476027 544 962 

Der Wirklichkeit entipricht mehr die Angabe der Arbeitgeber. Sie ift jehr wahricheinlich etwas 
zu hoch, aber fie bringt im Großen und Ganzen den Umfang der hausinduftriellen Thätigkeit 
richtiger zum Ausdruck als die Angabe der Hausinduftriellen, die zweifellos nicht die volle Zahl 
der in der Hausinduftrie thätigen Arbeitskräfte umfaßt **). Die Yahl der am 5. Juni 1882 in 
den hausinduftriellen Hauptbetrieben beihäftigten Perjonen beträgt 479526 (vgl. Tab. I und Il). 

Die Tabelle I giebt für die einzelnen Gewerbegruppen die Zahl der hausinduftriellen 
Hauptbetriebe (91,1%) und Nebenbetriebe (8,9%) und ber inden Hauptbetrieben 
am 5. Juni 1882 beſchäftigten Perſonen an. 

Tabelle Il. Die hausinduftriellen Betriebe des Deutichen Neihs (am 5. Juni 1882), 





darunter (Sp. II den Hauptbetrieben (Sp. 3) 


Gejamt: | Hausindujtrielle befchäftigte Perfonen 
Gewerbegruppe —— Betriebe 
Betriebe „ Neben: DE RR 
ze bes | Männliche, Weibliche Zuſammen 
triebe | 
1 | 2 | 3 ı 41 5 | 6 7 
IV. Ind, der Steine u. Erden 59 772 2211 296 2382 810 3192 
V. Metallverarbeitung (ausg. 

Sr 16 678 1505 245 1688 1173 2 861 
Gijenindujtrie . . . . | 160669 8079 | 152] 13976 | 307 | 14283 
VI Maſchinen ?ꝛc. 94 807 2475 106 4.068 ı 468 4531 
VII. Chemische Induſtrie . . 10 438 129 13 64 110 174 
VII. Ind. der Leuchtitoffe ꝛc. . 10 314 53 _ 7 50 57 
IX. Terxtilindufttie . » . . | 406574 | 210145 25218) 183382 | 103074 ı 286.456 
X. Bapierinduftrie . » . - 16 655 1584 | 158 2131 1418 3549 
Leberindufttie ». » . 49 642 1 006 130 1 366 510 1876 
xl. Holz: u. Schnitzſtoffe . . | 2834502 1269 | 2798| 12871 6591 19 462 
XII. Nahrungs: u. Genußmittel | 288771 5845 520 5 899 2529 8428 





XI. Bekleidung u. Reinigung . | 99704 | 105596 | 4686| 40589 92510 | 133049 


XIV. Baugewerbe . . 184 698 8 — 23 _ | 23 
XV. Rolygraphifche Gewerbe . 10 395 363 10 673 9 7164 
XVI. Stünftleriihe Gewerbe . . 8 669 379 10 712 49 821 
28552 298 | 352072 34337 | 269836 | 209690 , 479526 

386 409 


Weitaus die größten Zahlen finden ſich in der Tertilinduftrie (IX) und in den Belleidungs- 
und Neinigungsgewerben (XII). Von der Gejantzahl der im Deutichen Reich vorhandenen haus- 
induftriellen Betriebe — 336409 — entfallen bereits 235 363 (ca. *s) auf die Tertilinduftrie, 
110282 (nahezu 10) auf die Befleidungsgewerbe; der Neft umfaßt 40 764 (nur wenig mehr als 
’/o aller Betriebe). 


42) Bgl. Statiftil des Deutſchen Reiche. Bd. 6. a. a. O. S. 82; auch Kollmann, a.a. O. ©. 74. 
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Ungefähr in demſelben Verhältnis find die beiden Hauptgruppen auch hinfichtlich des Perſonals 
nach den Angaben der Hausinduftriellen an der Hausindujtrie beteiligt; denn nach dieſen war 


am 5. Juni 1882 im Jahresdurchſchnitt 
476 072 


die Zahl der Hausindbuftriellen überhaupt 479 526 

Davon entfallen auf 
Tertilinduftrie . — 286 456 285 102 
Belleidungsgewerbe 240.7 133 049 131 861 
alle fonjtigen Gewerbe . . . - 60 021 59 109 


Nach den Angaben der Arbeitgeber find die Zahlen für den Jahresdurchſchnitt: Hausinduftrielle 
544 962, Tertilinduftrie 350665, Belleidungsgewerbe 107846, alle fonjtigen Gewerbe 86 451. 

Sept man, um die Bedeutung der Hausinduftrie als Betriebsform innerhalb der Gewerbe: 
gruppen *°) zu ermitteln, die aus den Angaben der Hausindujftriellen feitgeitellten Zahlen zu den 
betreffenden Gejamtzahlen der Betriebe und Perſonen in Beziehung, jo ergiebt jich : es find unter je 100 


Betrieben Berjonen Betrieben — 
Hausinduſtrielle Haus in duſtrielle 
1V. Induſtrie der Steine und X. Papierinduſtrie. .105 85 
Erden..42 0,9 Leder-, Wahstud- und 
V. Metallverarbeitung ausg. Gummi-Induftrie . . 23 15 
Een . . . . . 105 3,8 XI. Holz» und Schnigftoffe. 54 4 
Gijenverarbeitung . 5,1 8,7 XI. Nahrungs u. Genußmittel 2,2 1,1 
VI. Maſchinen, Imjtrumente, XIII. Bekleidung u. Reinigung 11,6 10,5 
Apparate . . 2... 37 1,3 XIV. Baugewerbe. . . . . 0,0 0,0 
VII. Chemiſche Induftrie . 1,4 0,2 XV, Bolygraphijcdie Gewerbe 3,6 11 
VII, Induftried. Leuchtſtoffe ac. 0,5 0,1 XVI. Stünftlertihe Gewerbe . 45 5,1 
IX. Zertilinduftrie . . . . 57,9 81,3 


Die nebenftehende Tabelle II (S. 497) giebt für die Gewerbegruppen die Zahlen der Haupt: 
und Nebenbetriebe und der in den Hauptbetrieben bejdäftigten männliden 
und weiblihen Berjonen an. 

Die Tabelle giebt jene Zahlen 1) für die Alleinbetriebe ohne Motoren (Stand am 5. Jun 
1882); 2) für die Mitinhaber:, Gehilfen: und Motorenbetriebe, mit Unterſcheidung der jelbitän: 
digen Hausindujtriellen und ihrer Gehilfen, nah dem Stand am 5. Juni 1882 und mad) der 
Durchſchnittsangabe der Arbeitgeber, außerdem noch nad) diefer Angabe (in Sp. 16-20) die Zahlen 
der in der Hausinduftrie, in den Gewerbegruppen, beichäftigten männlichen und weiblichen Per: 
jonen mit Unterſcheidung der jelbftändigen Hausinduitriellen und der Gehilfen. 

Nach dem Stand am 5, Juni 1882 waren von der Geſamtzahl der in hausinduftriellen Haupt- 
betrieben beſchäftigten Berfonen (479526) jelbitändige Arbeiter 348 001 (189430 männl, 158571 
weibl.) und Gehilfen 131525 (80406 männl., 51 119 weibl.). Nadı den Angaben der Arbeitgeber 
war die Gejamtheit 544962, davon jelbitändige Arbeiter 394446 (228715 männl, 165731 weibl.) 
und Gehilfen 150516 (68600 männl., 81916 meibl.). 

Die Tabelle III (S. 498) zeigt die widıtigeren hausinduitriellen Gemwerbearten, in denen nadı den 
Angaben der Arbeitgeber mindeftens 500 Berjonen beichäftigt find; fie enthält für die einzelnen 
Gewerbearten („Slaflen* und „Ordnungen“ ſ. $ 21) in Ep. 2 die Zahl der hausin— 
duftriellen Betriebe am 5. Juni1882 und in Ep.3 deren Verhältniszahl zu 
Gefantzahl der Betriebe, ferner in Sp. 4 die Gejamtzahl der nach den Angaben der Arbeitgeber 
im Jahresdurchſchnitt beichäftigten Berjonen und in Sp.5 deren Verhältniszahl zur 
Gelamtzahl der Gewerbthätigen überhaupt; fie enthält zugleidh in Sp.6 und 7, um dem Bergleid 
mit dem in den nichthausinduftriellen Betrieben der gleichen Gewerbsart innerhalb der Betriebs 
ftätten beichäftigten Perſonal, jofern in diefen mehr als 10 Perſonen beichäftigt find, zu ermög: 
lihen und die Konfurrenz der nn mitder Fabrikinduſtrie, ſoweit 
das möglich, zu veranſchaulichen, die Zahl der in dieſen Hauptbetrieben (innerhalb der Betriebe— 
jtätten) beſchäftigten Berjonen, und zwar mit Unterfcheidung der Betriebe von 11—50 Per: 
jonen und von mehr ala 50 Berjonen “). Es werden in der Tabelle zuerit unter Nr. 1 diejenigen 
Gewerbsarten aufgeführt, in denen das Perjonal der nichthausinduftriellen Betriebe überwiegt, 
dann unter Nr. 2 diejenigen, in denen die Hausindujtrie vorherricht ‘?), 


43) Bon größerer Wichtigkeit fürdie Beurteilung | niszahl in manchen Fällen über 100 feigt, und 


der Haudinduftrie als Betriebsform für die Ge- 
werbe ift die Ermittelung der betreffenden Berhält- 
niszahlen für die einzelnen Gewerbearten in den 
Sewerbegruppen. Bgl. die Tabellen in Statiftik 
d. Deutihen Reichs a. a. D. S.85 ff. S 1.180 fi. 

44) Die Zahlen in Sp. 4—7 jind der Tab. 31, 
die in Sp. Zu. 3 der Tab.30 in Statiftif des Deut- 
ſchen Reichs a. a. DO. ©. 91*, ©. 86* entnommen. 

45) Daß in der Tabelle in Sp. 5 die Verhält: 


ebenjo in manchen Fällen die Zahl der hausindu- 
ftriellen Betriebe in auffallendem Mihverbältnis 
zu der Zahl der hausinduftriellen Arbeiter ſteht, 
ja jogar 5mal die diejer überfteigt, erklärt ſich da» 
ber, daß nur die Zahlen in Sp. 4 auf den Au— 
gaben der Arbeitgeber der Hausinduftriellen, die 
übrigen Zahlen aber durch anderweitige Angaben 
feitgejtellt find. Vgl. Statiftil des Deutichen Reichs. 
a. a. O. ©. 90*, 
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Tabelle IM. Das hausinduftriell und fabrikmäßig beihäftigte Perſonal (1882) der für die 
Hausinduftrie wichtigften Gewerbearten. 


Hausinduftrielle [Zahl der Perfonen (Jahresdurdicnitt) 



























Betriebe am N Andere Hauptbe- 

Gewerbearten 5. Juni 1882 —J— triebe (Fabrilen) 

aller ' wo alter | 11-50 lüber50 

Be Fadl | wetriebe abſolut Bene | Berl. | Berl 

| 3 31 s fe fs | e |: 

1. Vorherrſchen der Fabriken. | | | 
IV. a. 2, Scieferbrüde x. . . 176 13,9 640 9,0 1516 | 3817 
d. 4, ar eg x. 1173| 57,7 4 888 21,2 1768 187% 
e. 1. Glasfabrifation 2c. . - * 35,7 712 2,4 467302 
V.a. 1. Gold:, Silber: Bijout.iwar, 313) 5,6 576 2,6 8393 | 37% 
b. 5. Metalllegierungen .. 361 8,2 1565 5,2 8548 12001 
e. 5. Stifte, Nägel, Schrauben 2c.| 1227 12,7 1611 6,8 2839 830 
8. Zeug-⸗, Senſen-, Meſſer— 

ſchmede ꝛcc. 416502 31,6 10675 19,1 8498 * 
VI. ce. 2. Büchſen-, Gewehrfabrilation 348 19,2 965 . 16,2 311 2841 
d. — (Uhrmachereij) 512 3,4 1027 3,9 1449 3 169 
e, 2, Mufitinftr. (außer Pianof.)| 1344 28,8 2482 22,2 2081 16% 
f, 1. Mathem., phyſikt. Inftr. 2.) 219 7,2 591 6,1 250 142 
vn. 9 Bleiſtifte ꝛc.. ++ -| 1988| 518 588 61 54 1389 
e. 2, Zündwaren. 13 8,2 1743 34,0 1933 2427 
IX. b. 3, Wollenfpinnerei . » - - | 1915 82,7 939 2,0 11578 138670 
b. 4. Mungo-Schoddyfabr. 2c. 12 67 63,88 1722 6447 
b. 6. Baummollenfpinnerei 5499 81,5 1200 2,0 343 5138 
e. 2, Wollenweberei 19122) 67,8 | 34059 | 831,5 19306 5124 
e. 5. Baumwollenweberei 146423 82,6 31904 | 25,4 5400 57206 
d. Gummi u, Haarflechterei 2] 451 40,3 788, 282 454 120 
i. 2. Nee, Segel, Säde 2, 224 244 871 39: ET | 
X. a. 2. Steinpappe, Papiermadef. | 739, 46,4 1737 | 32,2 95 | 1376 
4, Bunt: u. Luxuspapier 4 20,3 568 | ,6 1875 5A 
d. Buchbinderei, Hartonnage 948 12 2309 5,5 95 72307 
e. 1. Sattlerei u. Riemerei 976 3,3 2 961 5,6 38310 | 149 











XI. b. 2. Grobe Holzwaren . 1 2685 112 | 3358 121 
3. Tiſchlerei, Parketfabt. 1655, 1,3 2280 1,0 14395 5711 
d. SKorbmaderei. . . - .| 1683 6,3 1951 | 39 1016 | 8 
f. 1, Dredjslerei, Schnigwaren | 7726 7,6 5068 | 111 6298 5 986 
g. 1. Kämme, Bürjten, Pinfel 2c.] 463 Tl 1058 | 68 2467 248 
2, Stod: u. Schirmfabr. #45 11,8 1126 16,5 1150 | 20% 
XII. d. Tabatfabritation 630 387 | 15068 | 18,8 1380117 556% 
XII. a. 4. Putzmacherei, fünftl, Blumen] 2588 12,6 1781 583 46200 153 
5. Hutmacherei, Filzwaren 309 7,9 1489 | 87 39 | Tl 
9, Storiettfabrifation 12831 79,5 3085 | 523,2 93 | 28 
b.  Scuhmadjerei . [14594 5,5 15 368 8,9 8587 68% 
2. Vorherrſchen der Haus 
indujtrie, | 
IV. e. 2. Glasbläferei vor der Lampe 322 28,2 1096 52,7 918 _ 
V.a. 3. Sold- u. Silberdraht, leo: | 
nische Waren... . . 98 835 2420 | 67,2 591 | 1819 
IX. ec. 1. Seidenweberei, Sammet . [35428 86,2 65 192 85,5 3064 13580 
3. Leinenweberi  . - . . 185232 34,7 53446 | 51,5 34 754 
6. Weberei von gemilchten 2c. 


Warel . 2 2.0. 


Stleine, mittlere, große Unternehmungen. $ 9. 499 


Noch: III. Das hausinduftriell und fabritmäßig beichäftigte Perfonal (1882) der für die 
Hausinduftrie wichtigften Getreidearten. 


Hausinduftrielle Jahl der Perſonen ahresdurchſchnitt) 
Betriebe am Andere Hauptbe- 
5. Zumi aus | BUNTE _[iriebe (Sabriten) 





Gewerbearten - — 
| %o aller ' Go aller | 11-50 über 50 
WW Zahl | Yerriepe | ebſolut man | Bert. Perf. 
u 1 8.1.8). 41 Re IE 
e. Gtriderei und Wirkerei . |309883| 65,2 45 950 62,2 8156 | 89983 
f. 1. Häfelei und Stiderei . .| 7145 80,5 17308 : 167,6 1 735 524 
2, Spitzen, Weißzeugftiderei 7291| 35,8 5751 224 2537 | 2492 
g. 5. Strumpf:, Stridwarenappr.| 5 115 92,0 5801 73,1 1064 | 1354 
bh.  Bofamentenfabr. . . . [13807 82,1 2269 ' 732 5683 ;ı 5472 
Xl.e Weberei, Flechterei v. Holz, 
Stroh &. » » » 2. .16418 39,3 11 291 60,5 2326 | 2470 
f. 2. Storkicjneideri . . » .» 90 69,3 1438 66,2 731 |, 21 
XII a. 2, Schneiderei . » . . .1358315 112 8 892 2,8 7999 782 
3. Fertige leider u. Wäſche | 
(Konfektion) - » .» . .| 5850 56,7 62479 | 166,1 12609 | 8569 
7. Kürfhneri  » » 2... 900 121 1816 13,6 1090 | 376 
8. Hofenträger:,Handichuhes 2c. | 
fabrifation 2. 0.4 9241 75,9 12 359 55,7 3261 | 4119 





4. Kleine, mittlere, große Unternehmungen. 


©. die Litter. ©. 426, Bol. G. Schmoller, Ueber Weſen und VBerfaffung der großen Unter— 
nehmungen. 1890, (Abgedrudt auch in G. Schmoller, Zur Social: und Gewerbepolitit der Gegen: 
wart. 1890); ferner M. Haushofer, Das deutiche Stleingewerbe 2c. 1885. V. Böhmert, Die 
Segemwart und Zukunft des Stleinbetriebs im Arbeiterfreund, Jahrg. 16. S, 210 fi, Steglid, 
lleber die Zukunft der Handwerksarbeit; ebend. Jahrg. 21. ©. 59 fi. 217 ff. J. Selling, Hand: 
arbeit. 1887. Veris, Art. Groß: und Stleinbetrieb im H.W. IV, ©. 107 ff. Loſch, Nationale 
Produftion und Nationale Berufsgliederung. 1892. Unterfuchungen über die Lage des Handwerks 
in Deutichland mit befonderer Nüdficht auf feine Konkurrenzräbigteit gegenüber der Großin— 
duſtrie. Bisher 4 Bände, 1895 (S. ©. f. ©. 62-65). E. Frande, Die Schuhmadjerei in Bayern. 
1893. G. Hersgberg, Das Scneidergewerbe in München. 1894. PB. Arnold, Das Münchener 
Bäckergewerbe. 1895. L. Sinzheimer, leber die Grenzen der Weiterbildung des fabrikmäßigen 
Großbetriebes in Deutichland. 1893, P. Scheven, Die Lehrwertitätte. Band I. 1894, 


$ 9. Die Unterfcheidung beruht auf der Größe des Betriebs, insbejondere auf der Zahl 
und Stellung der in der Unternehmung thätigen Perjonen, auf der Größe des Anlage- und 


Betriebsfapitald und auf dem Umfang des Roh: und NReinertrags. 

Es iſt freilich nicht möglich, für jede der Arten diefe Merkmale in einer ſolchen Weile quantis 
tativ zu firieren, daß danadı eine vollftändig genaue ftatiftiihe Sonderung aller gewerblichen 
Unternehmungen in drei Stlaffen vorgenommen werden könnte ‘°). Man kann wohl (und jchon 
allein durch die Feititellung der Perſonenzahl) eine Anzabl von Unternehmungen ermitteln, die 
unzweifelhaft zu den Heinen zu rechnen find, ebenjo eine Anzahl, die unzweifelhaft große find 
— und dieſe Ermittlung ijt in mancher Hinficht bereits eine jehr wertvolle —, aber zwiſchen 
diejen beiden Gruppen Liegt noch eine größere Zahl von Unternehmungen, bei denen die Grenz: 
beitimmung jehr ſchwierig ift. Und wenn man als Mittelgruppe die der mittleren Unternehmungen 
einſchiebt, fo it die Schwierigkeit der genauen Eonderung vielleicht eher erhöht als verringert, 
denm nun iſt die Schwierigkeit einer doppelten Grenzbeitimmung, die zwiichen Klein: und Mittel: 
betrieb und die zwijchen Mittel: und Großbetrieb, vorhanden. — Indes wenn auch die genaue 
ftatiftiihe Sonderung der thatlädhlichen Unternehmungen in jene zwei reip. drei Klaſſen auf kaum 
zu löſende Schwierigkeiten jtößt, fo laſſen ſich doch die harakteriftiihen Merkmale für die volts- 
wirtſchaftlich außerordentlih wichtige Einteilung im dieſe Klaſſen in einer ſolchen Weiſe aufitellen, 
daß es in der Regel möglich fein wird, im konkreten Falle die einzelne Unternehmung in die 
eine oder andere Klaſſe einzureiben und zu annähernd richtigen Ermittelungen des thatſächlichen 
Verhältniſſes dieſer Klaſſen in der heutigen Volkswirtſchafi, und damit zu einer genügenden 
Grundlage für die Beurteilung der Zuftände des Gewerbeweſens nad diefer Seite hin zu gelangen. 

46) ©. darüber E Engel, Preußifche Statiftif, Bd. XL. Einleitung. S. 8 ff. 
32 * 
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In fleinen Unternehmungen ift der Unternehmer ſtets als Arbeiter mitthätig 
und jeine Arbeit bejteht nicht bloß in der Direktion des Unternehmens (der eigentlichen 
Unternehmerarbeit) jondern auch in manueller, bei der technijchen Herftellung reip. Umge— 
ftaltung des Produkts mitwirkender Thätigfeit. Die Gejchäftsleitung nimmt nur einen Heinen 
Teil der Arbeitszeit und Kraft eines Menichen in Anſpruch. Der wichtigjte Faktor der 
Produktion ift die Arbeitskraft des Unternehmers; dieje fann unter Umjtänden eine quali- 
tativ hohe fein, kann jogar eine wifjenjchaftliche oder höhere techniiche Ausbildung, ein be: 
jonderes Talent erfordern (Künftler, Mechaniker z. B.), aber das trifft doch nur für einen 
jehr Heinen Teil der Unternehmungen zu; in der großen Maſſe ift daher auch das Arbeits: 
einfommen de3 Unternehmers nicht höher als das der befjer fituierten Lohnarbeiter. Hilfs: 
perjonen (Lehrlinge, Gejellen) werden gar nicht oder nur in geringer Zahl beichäftigt. Die 
Hilfsperjonen find nur technijche Handarbeiter (Lohnarbeiter $ 3); fie arbeiten im gleichen 
Räumen mit denjelben Arbeitsinftrumenten wie der Unternehmer und find von dieſem nicht 
durch einen jocialen Klaſſenunterſchied getrennt; fie werden meift jelbjt Kleine Unternehmer. 
Lehrlinge und Gefellen wohnen in der Regel im Haufe des Unternehmers und verkehren 
in und mit der Familie desjelben. Der Unternehmer braucht ein geringes Anlage: und 
Betriebsfapital, in der Negel mehr Betriebs: ald Anlagelapital. Der Reinertrag der Unter: 
nehmung ift weſentlich Arbeitsertrag und zum größten Teil Ertrag der Unternehmerarbeit. 
Das Eintommen des Unternehmers aus dem Betriebe jeines Gejchäfts entipricht gewöhnlich 
dem Eintommen der niederen, höchſtens der mittleren Einkommensklaſſen. In der Gejamt: 
heit der Unternehmungen, deren Form mit wenigen Ausnahmen die Einzelunternehmung ift, 
überwiegt beim Perſonal die Zahl der Gejchäftsleiter. 

An großen Unternehmungen erfordert die eigentliche Unternehmerarbeit min: 
dejtens die Zeit und Kraft eines Menjchen, nicht jelten mehrerer Perſonen. Der Unter: 
nehmer, fofern er arbeitender Unternehmer ift, überläßt fid) nur jener Arbeit, die manuelle 
techniiche Produktion gejchieht durch Hilfsperjonen. Dieje find ftet3 in einer Mehrzahl und 
in der Regel in jo großer Zahl vorhanden, daß jchon die Direktion und Kontrole der 
Thätigkeit derjelben mindejtend einen Menjchen jelbjtändig beichäftigt. Häufig find dazu 
mehrere Perjonen (Direktoren, Aufjeher, Werkmeiſter, Polierer 2c.) nötig. In allen Fällen 
erfordert die Unternehmung ein größeres Kapital (in der Regel jchon ein größeres Anlage: 
fapital), dad Produkt ift wejentlich auch Kapitalproduft, der Ertrag zu einem erheblichen, 
bisweilen zum größeren Teil Kapitalrente. Die Produktion beruht ftet3 auf Arbeitsteilung. 
Der normale NReinertrag der Unternehmung erreicht bei Einzelunternehmungen die Ein- 
fommenshöhe der höheren und höchſten Eintommensklafjen, bei großen gejellichaftlichen Unter: 
nehmungen beziffert er fich zum Teil auf Millionen. Die Unternehmerarbeit kann in großen 
Unternehmungen auch durd bezahlte Hilfsperjonen geſchehen, die Direktoren derjelben ge: 
hören durch ihr Arbeitseinkommen zu den höheren und höchſten Eintommenskfafjen. In 
der Gejamtheit der Unternehmungen, die teild Einzelunternehmungen, teil gejellichaftlicye 
Unternehmungen find, überwiegt jtart die Zahl der Hilfsperfonen. Dieje find Arbeiter ver- 
ihiedener Art, in ihrer Leiftungsfähigkeit, in ihren Urbeitsverrichtungen, in ihrer Stellung 
in der Unternehmung und in der jocialen Klaſſenordnung zeigen ſich Unterſchiede; fie find 
zum weitaus größten Teil „Lohnarbeiter“ und von den Dirigenten durch eine jociale Kluft 
gejchieden; nur ein Heiner Teil gelangt zu der Stellung eines Aufjehers, Vorarbeiters, 
Werkmeiſters und Unternehmers. 

An der Mitte zwifchen beiden ftehen die mittleren Unternehmungen. In 
ihnen nimmt der Unternehmer in der Regel aud) noch, aber in geringerem Grade wie bei 
der Heinen Unternehmung, an der ausführenden Arbeit Teil. Hilfsperfonen find ftet3 in 
ihnen bejchäftigt, Kapital ift mehr wie bei der Heinen Unternehmung erforderlich, aber das 
Produkt ift in der Kegel doch noch überwiegend Arbeitsproduft. Das Einfommen der Unter 
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nehmer ftellt diefelben in der Regel in die mittleren, bisweilen aber auch in höhere Ein: 
tommensklaſſen. Größere Handwerfer, Feine Fabrikanten gehören in dieje Kategorie. Die 
Unternehmungen find in der Regel Einzelunternehmungen ausnahmsweiſe noch offene Ge: 
jellichaften. 

Man kann mit Net von einer Unterfcheidung der Begriffe Groß- und Hleinbetrieb in 
einem volfswirtjihaftliden Sinne (dem oben geihilderten) und in einem ftatiftiichen 
Sinne (für die Zwecke der Gewerbeftatiftif) ſprechen. Die Gewerbeftatiftif muß beſtimmte, fta- 
tiftifch feftftellbare Merkmale haben, und könnte als ſolche nur die Zahl ber Gehilfen, die Größe 
des Kapitals und Umſatzes und die Ausftattung mit Maſchinen und Werkzeugen wählen. Da die 
Ermittelung der Größe bes Kapitals und Umſatzes aber auf faum zu überwindende Schwierig: 
feiten ftößt, überdies die Gehilfen- und gg nicht in einem proportionalen Verhältnis 
ftehen, wird fie fich auf die beiden anderen Merkmale befchränfen müſſen, damit aber zu einem 
Ergebnis von Groß- und Sleinbetrieb fommen, das nicht den Begriffen im vollswirtichaftlichen 
Sinne entipriht. Und jedenfall® müßte die Jah ber Gehilfen höher gegriffen werben, als es in 
Deutichland bei den Zählungen von 1875 und 1882 (j. unten $ 11) geſchah, die große und Meine 
unterfchieden, je nachdem über 5 Gehilfen oder weniger befhäftigt wurden. In Frankreich wurde 
(richtiger) für ähnliche Ermittelungen die Zahl von 20, in England die von 50 angenommen. 
Für die Gewerbeftatiftif dürfte fich die Ermittelung der Unternehmungen nad) der Gehilfenzahl 
in 4 Klaſſen: 0-5, 6-20, 21-50 und über 50 empfehlen. 
$ 10. Verhältnis von Groß-, Mittel: und Kleinbetrieb. Das beite 

und volföwirtichaftlich zu erftrebende Verhältnis ift, da die Volkswirtichaft nicht nur eine 
Produftionsgemeinichaft fein ſoll und für fie nicht nur das Produftionsintereffe in Betracht 
fommt *”), unzweifelhaft dasjenige, bei welchem die kleinen umd mittleren Unternehmungen 
in geficherter Eriftenz die große Mehrzahl find und der gewerbliche Mittelitand mit einem 
genügenden Eintommen eine breite fejte Schicht der gewerblichen Bevölkerung und ein ge: 
jundes Mittelglied in dem gewerblichen Organismus bildet und es ift eine der wichtigften 
Aufgaben der Gewerbepoliti, ein jolches Verhältnis zu fichern und für die Erhaltung diejes 
Mitteljtandes zu jorgen. 

Es iſt eine in neuerer Zeit viel ventilierte Streitfrage, ob und wie weit in der modernen 
Boltswirtichaft der Klein: reſp. Mittelbetrieb dem Großbetrieb gegenüber konkurrenzfähig 
ift. Die Socialdemokratie behauptet die abjolute Konfurrenzunfähigteit beider Betriebsarten 
bei freier Konkurrenz und weisſagt ald die naturnotwendige Folge der heutigen Wirtichafts- 
ordnung die volljtändige Auffaugung der Heinen und mittleren Unternehmer durch die 
großen. Eine andere weitverbreitete Anficht **) geht zwar nicht jo weit, aber begrenzt doc) 
das bei freier Konkurrenz dem Klein: und Mittelbetrieb zu erhaltende Produktionsgebiet 
auf einen Heinen Teil der Gejamtproduftion und fieht in dem Großbetrieb die weitaus 
herrjchende, naturgemäße Betriebsart der Gewerbefreiheit. Beide Anfichten find irrig. 

Bon den heutigen Gewerbsproduften fann ein Teil technifch nur aus großen Unterneh: 
mungen hervorgehen, weil jeine Herjtellung die Kooperation zahlreicher Arbeitskräfte in ge: 
teilter Arbeit und die Anwendung von großem Kapital, namentlich von großen Fabrikan— 
lagen mit großen koftjpieligen Maſchinen abjolut erfordert (3. B. Lokomotiven, eijerne Brüden 
und Dampfichiffe, größere Segelichiffe, Schwere Gußſtahlkanonen, ſtarke Banzerplatten, Dampf: 
hämmer, größere Dampf: und andere Majcdyinen, Rübenzuder zc.). Aber die Produkte diejer 
Art bilden doc nur einen Heinen Teil der Gejamtproduftion. Die große Mafje ift an ſich 
technijch ſowohl in großen als in mittleren rejp. Heinen Unternehnmmgen herftellbar. Be— 
züglich der Herftellung und des Abjates diejer Produfte hat num allerdings unleugbar der 
Großbetrieb unter beftimmten Vorausjegungen feiner Natur nach vor den beiden an- 
deren Betriebsarten Vorteile. Er kann 1) gleiche Produkte mit geringeren Koſten her- 
jtellen, denn er kann höher gebildete, intelligentere Unternehmerfräfte verwerten, Majchinen 
benugen, welche bei kleinerem Betrieb zu koftipielig wären, Rohftoffe und Leihkapital billiger 


47) ©. dar. Hdb. Band I. ©. 16. 61. 788. | nomen geteilt und in nicht bemweisträftigen Aus- 
48) Dieſer Anjicht, welche in nenefter Zeit auch | führungen vertreten wird, war auch Held, So- 
von einer Reihe jüngerer deuticher Nationalöfo- | ciale Geichichte Englands, ©. 669 ff. 
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beichaffen und erftere beffer verwenden, er kann Werkzeuge und Geräte vollftändiger aus: 
nugen und leichter durch befjere erjegen; ihm ftehen die beſſeren Hilfsperjonen zur Ber: 
fügung, weil diefe in großen Unternehmungen die größere Sicherheit fortdauernder Be: 
ichäftigung haben auch beifer je nad) ihren Leitungen bezahlt werden können; die Vorteile 
größerer Arbeitsteilung fommen zur Geltung ; dazu können ſich aud) die Koften der baulichen 
Anlage, Heizung, Beleuchtung und des Abjapes als Kojtenbeftandteile des Einzelprodufts 
niedriger ftellen ze. Er kann 2) befjere Produkte (d. h. Produkte von befjerem Stoff, jchönerer 
Form, größerer Zwedmäßigkeit) herftellen. Die Urfachen liegen in der leichteren und billi- 
geren Beichaffung befierer Stoffe, in der Verfügung über beffere, intelligentere Arbeitskräfte, 
in der Benutzung beſſerer Arbeitsinſtrumente, in der Anwendung beſſerer Produktions: 
methoden. Und in beiden Richtungen (1 und 2) iſt bei ihm auch ein Fortſchritt durch neue 
Betriebseinrichtungen, durch Erfindung neuer Maſchinen, neuer Produkte ꝛc. leichter möglich. 
Endlich vermag er 3) ſchneller und pünktlicher Produkte auf Beſtellung zu liefern und fertige 
Vorräte in größerer Auswahl anzubieten, weil er mehr Arbeitskräfte und Kapital zur Ber: 
fügung bat. 

Diefe Vorzüge des Großbetriebs Haben in der modernen Volkswirtſchaft bei der im ihr 
beitehenden Gewerbefreiheit die wichtige praftiiche Bedeutung, daß, fofern fie möglich find, 
der Großbetrieb ſich entwidelt und die beiden anderen Betriebsarten verdrängt. Weil er 
die Produfte billiger, befjer, mannigfaltiger, jchneller liefern faun, erlangt er in dem freien 
Konkurrenzlampf den Abjag, die Heineren und mittleren Unternehmer werden konkurrenz— 
unfähig; ihr Untergang wird bei dem heutigen Zuftand des Transport: und Kommunila— 
tionswejens durch Zwiſchenhändler, welche die Waren der großen Unternehmungen ver: 
treiben, befördert. 

Aber das thatjächliche Borhandenfein diejer Borzüge wird von den Vertretern der obigen 
Anſichten weit überfhägt. Von den Socialiften wird überjehen, daß diejelben nicht für das 
Gejamtgebiet der gewerblichen Produktion vorhanden find, und von den Vertretern der 
zweiten Anficht wird das Gebiet, für welches diejelben fich nicht geltend machen fünnen, 
jehr unterfchägt. Die Vorzüge find nicht abjolute, nicht überall mögliche. Damit diejelben 
fi) geltend machen fünnen, muß der tehnijhe BProduftionsprozef derart jein, 
daß eine Steigerung der Produktivität der in der Unternehmung wirkſamen Kräfte durd 
Arbeitsvereinigung und durch Arbeitsteilung, durch eine nur in großen Unternehmungen 
verwertbare Unternehmerintelligenz, durch eine Erhöhung des Kapitals, durdy Anwendung von 
fojtjpieligen Majchinen 2c. herbeigeführt werden kann und ferner müſſen die Abjagver: 
hältnifje dem einzelnen Unternehmer einen unbejchränkten und kontinuierlichen Abjag, reip. 
die Produktion auf Vorrat ermöglichen. Die nähere Prüfung aber diefer Borausjegungen 
des Großbetriebs als der an ſich — techniich und wirtichaftlich — vorteilhafteren Betriebsart 
in der heutigen Volkswirtſchaft ergiebt, daß, wenn auch der Großbetrieb in einer Reihe 
von Induſtriezweigen die herrichende Betriebsart ijt reip. werden wird und durch die Größe 
jeines Kapitals, durch die Jutelligenz jeiner Gejchäftsleiter, durdy die Produkte, die nur er 
für das Inland und für den Erport herftellen kann und heritellt, im Gewerbeweſen des 
Landes in vieler Hinficht eine dominierende Stellung einnimmt, jene VBorausjegungen doc 
nur in einem bejchränften Maße und quantitativ nur in einem ſolchen Grade vorhanden 
ind, daß bei der heutigen Gewerbeordnung nicht nur für jet noch fondern auch wahr- 
Iheinlic für eine abjehbare Zukunft dem Klein- und Mittelbetrieb ein jehr großes, ja viel- 
leiht das größere Arbeits: und Abjaggebiet gefichert bleibt. An Unternehmungen diejer 
Art kann jedenfalls zur Zeit noch die größere Zahl der Perſonen des Gewerbejtandes ihren 
Beruf und Erwerb finden **). 


49) Gegenüber den bifferierenden Anſchauungen | betrieb und bei der großen praftiichen Wichtig- 
über die Konlurvenzfähigfeit des Klein- und Mittel: | feit der Frage ift auch Hier, wie für die Hank 
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Der Kleinbetrieb und nod mehr der Mittelbetrieb find nach der Natur der 
Betriebsarten auch in der modernen Volkswirtſchaft bei freier Konkurrenz fonturrenz 
fähig’): 1) für das große, viele Arbeitskräfte erfordernde, Gebiet der Reparatur und 
Unterhaltung jchon vorhandener Gewerbsprodufte, — vorausgeſetzt, daß die Unternehmer 
techniich genügend ausgebildet find ®'), — weil die gewerbliche Leiftung weſentlich Arbeits: 
leiftung ift und fein großes Kapital erfordert, 2) für die Herjtellung neuer Produkte, a. wen 
das Produft am Orte jeined Abjages und jeiner Konſumtion hergeftellt werden muß, 
der Sroßbetrieb aber wegen der Kleinheit des Marktgebiets nicht genügenden Abſatz hat 
(Mebger, Bäder, Schuhmacher, Schneider, Schmiede, Sattler, Baugewerbe u. a. in nicht großen 
Städten und auf dem Lande, zum Teil auch in großen Städten), b. wenn zur Steigerung der 
Produktivität von Arbeit und Kapital weder Arbeitövereinigung und =teilung noch größere Ka— 
pital- (namentlich Majchinen-) Benugung anwendbar, und ebenjowenig hohe Unternehmerin: 
telligenz verwertbar ift, c. wenn, wie bei zahlreichen kunftgewerblichen Produkten, das Produkt 
wejentlich Handproduft eines oder doch nur weniger Menjchen ift und feine Herftellung eine hö- 
bere technijche Arbeit3qualität des Unternehmers erheifcht °”), d. wenn die einzelnen Produkte 
den individuellen Wünfchen und Bedürfniffen der Begehrer anzupaffen und auf deren direkte Be: 
ſtellung in Heinen Quantitäten verichiedenartig anzufertigen find. Das Gebiet der Broduftion, 
für welches dieſe Umftände zutreffen, ift ein jehr großes. Es kann dem Klein und Mittelbe- 
trieb gefichert bleiben. Und die Zunahme der Bevölterung, die Steigerung des Wohljtandes, 
insbejondere auch die Steigerung der Bedürfniffe und des Einfommens in den arbeitenden 
Klaſſen führen auc) zu einer Erhöhung der Nachfrage nad) Waren und Leiftungen, welche das 
Produft gelernter Handarbeit find ®?) und für welche zum großen oder größten Zeil der 
Klein: oder Mittelbetrieb die ausjchlieglichen bezw. dem Großbetrieb gegenüber konfurrenz: 
fähigen Betriebsformen find, letzteres namentlich, wenn für eine gute gewerbliche Fachbil— 
dung gejorgt wird. Die Heineren und mittleren Unternehmer können noch dazu einen Teil 
der Vorzüge des Großbetriebs (Anwendung koftipieliger Majchinen, billigeren Einkauf von 
Rohjtoffen und Beſchaffung befjerer Rohſtoffe, billigere Erlangung von Leihkapital, bejiere 
Ausnugung von Werkzeugen und Geräten jowie Verwendung befjerer Werkzeuge und Ge— 
räte, billigeren Abjaßzc.) dadurch paralyfieren, daß fie durch die Gründung von Predit-, 


induftrie, eine umfaffende, genaue, richtig veran- 50) Bgl. auch v. Biebahn, Gtatiftil des 
ftaltete ftaatlihe Enquete über die für zoflvereinten und nördlichen Deutichlands. 1868. 
dieje Frage wefentlichen thatjächlihen Zuftände der | IIL ©. 562; Haushofer, aa. O. ©. 13 ff.; 
feinen und mittleren Unternehmer in den einzel» | Stieda, Gewerbliche Zuftände in der Gegenwart 
nen Gewerbszweigen und über die Veränderungen, | in Preuß. Jahrb. 1866. Bd. 57. S. 180 ff. 
die in ihnen ſich in den legten Jahrzehnten voll- | 51) Wenn dies nicht der Fall, können allerdings 
zogen haben, — troß der unleugbaren großen | größere Unternehmer den Heinen auch auf diejem 
Scwierigfeiten — dringend zu fordern. Nur eine | Gebiet mit Erfolg Konkurrenz machen. 
ſolche Enquete fann das fichere und für die Ent- | 52) Kunftmaler, Graveure, Kunſtdrechsler, Meer: 
icheidung der Frage ausreichende bemweisfräftige | jhaum-, Elfenbein-, Bernftein-Holzichniger ꝛc., 
Material liefern. Alle Einzelunterfuhungen und | teilmeife auch Gold- und Silberarbeiter. 
privaten Ermittlungen für einzelne Gewerbe an | 58) ©. dar. insbeſondere auch Scheven, Die 
einzelnen Orten, jelbft wenn fie gute und richtige | Lehrwerkftätte und Derj., Ueber die Ausbildung 
find, vermögen das nicht umd fönnen unter Um- des Handwerferd und gelernten Fabrikarbeiters 
ftänden nur zu falfchen Verallgemeinerungen An- | im Arbeiterfreund, Jahrg. 33 (1895). ©. 16 ff. 
iaß geben. Die Notwendigkeit einer jolhen Enquete Scheven hebt hier u. a. auch die beachtenswerte 
zeigen gerade auch die neueften vom Berein fiir Thatſache hervor, dab auf Gebieten, wo biöher 
Socialpolitik veranlaßten und in den Bereins- | die Fabrik» und Maſchinenarbeit faſt ausſchließ⸗ 
ſchriften (ſ. S. 499) veröffentlichten Ermittlungen. | lich herrichte, die Handarbeit fi) wieder Geltung 
Eine wertvolle, aber nicht für diefen Zweck * verſchafft hat. Der Verfaſſer weiſt insbeſondere 


dern für die Frage der Möglichkeit einer neuen 
forporativen Geſtaltung des Handwerks gemachte 
Erhebung erfolgte im Deutſchen Reich im Som— 


hin auf die Zunahme von Steinmeßarbeiten, von 
Kunftichmiedearbeiten, von mit der Hand bearbei- 
‚teten Schlöflern, auf die zunehmende Hand» und 


mer 1895. Die Rejultate derjelben find veröffent- | Kleinmaſchinenarbeit im Belleidungsgemwerbe, auch 
licht als „Erhebung über Berhältniffe im Hand» | auf die neuere Geftaltung der Wandmalerei, der 
wert. 1895.” | Kunfttöpferei, der Schreinerei ꝛc. 


504 XXI. Schönberg, Gewerbe. 1. Zeil. 


Rohftoff:, Magazin-, Werkzeug: und Majchinengenofjenichaften ihre Produktionskoſten ver: 
ringern. Auch die nod in den Anfängen befindliche, aber, wie es jcheint, einer weiteren 
und jehr großen Ausdehnung fähige Erfindung und Verwendung von Arbeitsmajchinen 
(Kleintraftmajchinen, Gas-, Heißluft, Waſſer-, Elektro-Motoren von wenigen Pferdefräften) 
erichließt dem Kleingewerbe ein neues Arbeitögebiet, auf dem es bisher gegenüber der Ma— 
ichinenproduftion der großen Unternehmer nicht mehr konfurrenzfähig war °*). Und jehr 
wejentlih kann endlich die Konjervierung kleiner und mittlerer Unternehmer gefördert werden, 
wenn für eine gute Fachbildung, insbeſondere auch für die kunftgewerbliche, der Lehrlinge, 
Gejellen und Meifter und für einen guten Zuftand des Lehrlingsweſens überhaupt, ſowie 
für eine zwedmäßige forporative Organijation der Gewerbetreibenden gejorgt wird, während 
andrerjeit3 durch eine faljche, für die Erhaltung des gewerblichen Mitteljtandes gar nid 
jorgende Gewerbepolitif die Gefährdung desjelben begünftigt und der Untergang Feiner 
und mittlerer Unternehmer auc da herbeigeführt werden kann, wo derjelbe nicht die not- 
wendige Folge der fortichreitenden, und auch im allgemeinen Intereſſe nicht zu verhindernden 
wirtichaftlihen Entwidlung ift’°) (vgl. unten Abſch. III und V). So hängt allerdings die 
Erhaltung des Klein- und Mittelbeiriebd zum Teil aud) einerfeit3 von der Einficht und 
der Energie der in ihrer Selbftändigfeit gefährdeten Gewerbetreibenden, andrerjeit3 von der 
richtigen Gewerbepolitif ab. 

Aber freilich ſoweit jene Umjtände nicht obwalten, die vorerwähnten Vorteile des Groß— 
betrieb3 fich geltend machen können umd nicht paralyfiert werden, da entjteht bei freier Kon- 
furrenzder®ampf zwiihen Groß:, Klein- undMittelbetrieb, zwiſchen großen 
und andern, größeren und Heineren Unternehmern um den Abjag und in diefem Kampfe 
muß der Heinere Unternehmer und der Klein- bezw. auch der Mittelbetrieb erliegen. Diejer 
Kampf ift thatfächlich jeit dem vorigen Jahrhundert in allen Staaten entbrannt, am längjten 
in England; dort iſt im wejentlichen bereits der Großbetrieb, jomweit er anwendbar, (und infolge 
einer nicht richtigen Gewerbepolitik vielleicht mehr als an fidy notwendig) die herrichende 
Betriebsart geworden. Die kontinentalen Staaten jtehen noch mitten in dieſem Kampf, der 
Ausgang ift auch Hier nicht zweifelhaft. Immerhin aber ift die thatjächlihe und mögliche 
Entwidlung des Großbetriebs nur eine partielle und die Vorjtellung über den Umfang der: 
jelben, wie gejagt, oft eine übertriebene. Die Entwidlung des Großbetriebs innerhalb jeiner 
berechtigten Grenzen ift volkswirlſchaftlich ein Fortichritt, der Fortjchritt zu einer rationelleren 
Betriebsart, denn es ift die Aufgabe, die Produkte möglichjt gut, mannigfaltig und mit 
dem geringiten Koſtenaufwande herzuftellen, und fie hat auch ſonſt, auch für die arbeitenden 
Klafjen, eine Reihe von Vorteilen im Gefolge °*). Unleugbar hat diejelbe aud) ihre Schatten: 
jeite in focialer Hinficht. Bisher jelbjtändige Unternehmer verlieren die jelbjtändige Stel- 
lung, werden Lohnarbeiter. Die Zahl der Arbeitägebiete, welche Perſonen des wichtigen, 
unentbehrlihen Mittelitandes als Unternehmern die jelbftändige und geficherte Eriftenz er: 
möglichen, wird geringer, dazu fommen die Nachteile der Fabritarbeit für die Lohnarbeiter. 
Aber Erjcheinungen diefer Art gehören zu den unvermeiblichen Uebeln in der Geſchichte 
de3 menſchlichen Fortſchritts. Die großen Fortſchritte und Errungenſchaften der Völker voll— 


54) P. Hell, Die wichtigſten Kleinkraftma- ven, Die Lehrwerkſtätte I. ©. 199 Fi. 
ichinen. 1878. A. Muſil, Die Motoren für das 55) Für den SKleinbetrieb kommt auch eine 
Kleingewerbe. 1878. 9. Grothe, Ueber die Be- ſeinen berechtigten Intereffen entiprechende ‚geieh: 
deutung der Kleinmotoren s en für liche Regelung der „Abzahlungsgejchäfte* in Be: 
> Kleingewerbe im J.F 8 (1884). trat (in Deutichland jegt Sei. vom 16. Mai 
899 ff. F Neuleaur, die Meidhinei in der Ar 1894), ©. dar. im Handb. Band II, Abb. XXIV. 
beiterfrage. 1885. ©. 19 ff. Knofe, Die Kraft und Y.Pierftorff, Art. Abzahlungsgeichäfte im 
maſchinen bes leingewerbes. 1887. 9. Albrecht, H.W. Suppl. Bd. 1. (dort auch ©. 4 weit. Litter.). 
Die ae Bedeutung der we | v35 ©. dar. auch ©. v. Schulze-Gäverniß, 
mafchinen in J. f. &.8. 13 (1889). 473 ff. Der Großbetrieb ein wirtichaftliher und focialer 
E. Clauſſe n, Die Kieumoioren ic. si. Sche⸗ | Fortichritt. 1892. 
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ziehen fich nur zu oft auf Koſten Einzelner, über die das Rad der Sejchichte hinrollt, ihr 
Glück vernichtend, dad Glück Anderer und da3 Geſamtwohl befördernd. Die Nachteile der 
Fabrifarbeit für die Arbeiter lafjen fich noch bis zu einem gewifjen Grade bejeitigen, min- 
deſtens mildern, den menjchlichen Erfindungsgeift aber fann man nicht in Feſſeln fchlagen 
und man kann jedenfall3 nicht daran denken, dem Kleingewerbe durch künftliche Maßregeln 
den Abjak von Produkten zu fichern, welche die Majchine gleich gut und billiger herjtellt. 
Demgegenüber bleibt es aber eine der wichtigsten Aufgaben, wenn nicht die wichtigfte, der 
Gewerbepolitik, dem Klein: und Mittelbetrieb dasjenige Gebiet der Produktion zu erhalten 
und dauernd zu fichern, auf welchem er an ſich auch gegen den Großbetrieb fonkurrenzfähig ift. 


$ 11. In Nebereinftimmung mit der vorjtehend begründeten Anficht über bie Konkurrenzkraft 
des Klein- und Mittelbetriebs fteht die dur die Gewerbezähblung vom 1. Dez. 1875 und 
bie Berufszählung vom 5. Juni 1882 erwieſene und ficherlich au für die Gegenwart 
noch zutreftende Thatfache, daß damals im Deutſchen Reich der Sleinbetrieb als Betriebsart 
nicht nur ein fehr großes Feld behauptete und die, wenn auch vielfach nur beicheibene, Ernäh: 
rungsquelle für eine fehr große Zahl jelbftändiger Gemwerbetreibender war, ſondern daß in ihm 
noch der Schwerpunkt des beutfchen Gewerbefleißes lag ?’). In einem noch höhern Grad gilt 
bies für den Klein- und Mittelbetrieb. 

Beide Zählungen (vgl. darüber $ 20 und 21) eritredten ſich nicht bloß auf die Gewerbe im 
e. ©. und bie Publikationen der Ergebnifie derfelben geftatten nicht die genaue Feititellung der 
Zahl und des Perfonals der gewerblichen Unternehmungen im e. S. Aber im Großen und Ganzen 
beden fih von den 19 reip. 20 Gruppen der Zählungen die Gruppen IV—XV] mit den Ge: 
werben im e. S. und jedenfalls fo weit, daß die Schlüffe, welche man aus den für dieſe Gruppen 
feftaeitellten ftatiitiichen Daten zieht, annähernd für die Gewerbe im e. ©. zutreften. 

Betrachten wir diefe Daten mit Rüdfiht auf die hier vorliegende Frage, jo ift zunächſt folgen: 
des zu beachten. Die Zählungen haben nicht das thatfächliche Verhältnis von Groß- und Klein— 
betrieb, geichweige der drei Betriebsarten in den Gruppen IV—XVI feitgeftellt. Es wurden aller: 
dings die Betriebe in zwei Klaſſen gefchieden: 1. Betriebe ohne Gehilfen oder mit nicht mehr 
als 5 Gehilfen, 2. Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen. Num kann aber in den gewerblichen Unter— 
nehmungen (im e. ©.) die Zahl 5 für Gehilfen keineswegs die Grenzicheide für große und Fleine 
Iinternehmungen bilden, feinesfalls können alle lInternehmungen mit mehr als 5 Gehilfen als 
große angejehen werben. In der zweiten Klaſſe (Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen) befinden fich 
noch manche Feine und fehr viele mittlere. Aber andererſeits wird von den Betrieben der erften Klaſſe 
(B. ohne Gehilfen oder mit nicht mehr als 5) faum einer als groß zu bezeichnen fein, ſelbſt wenn 
bei der Zählung von 1875 3.8. bezüglich der Baugewerbe berüdiichtigt wird, dab die Zählung 
am 1. Dezember itattfand. Die Feititellung der Zahl und des Perjonals der Betriebe lieferte 
daher ein beweisfräftiges Material über den mindeften Umfang des Kleinbetriebs 
und einesTeiles des Mittelbetrie bs; freilich fein ganz genaues, denn die ermittelten 
Zahlen diejer Klaſſe bedürfen noch in mancher Hinficht einer Korrektur **), Es verringert fich 
insbefondere für 1875 die Zahl der in dieſer Klaſſe ermittelten en dadurch, dab eine 
3ahl von Perjonen, die als Inhaber von Betrieben gezählt wurden, eigentlich zu dem Berjonal 
der Hilfsperfonen der zweiten Klaſſe gehören ®°), (3. B. ein Teil hausinduftrieller Arbeiter). Es 
fommt ferner in Betracht, dak zu den Inhabern von Alleinbetrieben der eriten Klaſſe eine große 
Zahl von Perfonen gehört, welche, wie Näherinnen, Schneiderinnen, Wäfcherinnen, Blätterinnen, 
Holzipälter ac. in jocialer Hinficht von der Klaſſe der Zohnarbeiter fi wenig untericheiden. In— 
des dieſe und andere Korrekturen bewirken doch nur geringe Mobififationen und ändern nichts 
an dem wichtigen Refultat, daß beide Zählungen die Behauptung, dab der Großbetrieb in Deutich- 
land bereits die herrichende Betriebsart jei, widerlegen und im Gegenteil die vorher angegebene 
Thatſache erwieien haben *°). Der Beweis liegt in folgenden Zahlen (Klaſſe I umfaßt die Be— 
triebe ohne Gehilfen ober mit nicht mehr als 5, Klaſſe II die Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen) ®'). 


57) Bol. auh P. Kollmann, Die gewerb- | wurden auch Perſonen, welche in der Behaujung 


liche Entfaltung im deutichen Reihe in 9. f. 
G. 3. 11 (1887) ©. 986., ferner Scheven, Die 
Lehrwerkſtätte I. S. 170 ff. Welches Refultat die 
neue Gewerbezählung vom 14. Juni 1895, die 
bier leider noch nicht berüdfichtigt werden fonnte 
(f. Anm. 40) ergeben wird, muß abgemwartet wer- 
den. — ©. in Bezug auf Schweizeriiche Berhält- 
niffe 2. Shumann in. f. G. V. 20. ©. 246 fi. 

58) ©. dar. E. Engel, Die induftrielle En- 
quete und die Gewerbezählung ꝛc. 1878. ©. 27 
und Preuß. Statiftit Bd.40 Ein. S. 8Sff. Derſ., 
Die deutiche Induftrie. 1875 u. 1861. 2. Aufl. 1881. 

59) Nach den Beftimmungen des Bundesrats 


ihrer Runden für Lohn oder in ihrer eigenen 
Behaufung für fremde Rechnung arbeiten, als 
Inhaber eines Betriebes gezählt. 

60) Engel hat auf Grund der in Preußen 
in diefem Punkte jpezielleren Erhebung den Be: 
weis noch in einem höheren Grade geführt als 
dies durch das Material fürs Reich möglicd iſt. 
Preuß. Statiftit Bd. 40. Vgl. dagegen U, Be- 
terfilie, Zur Statiftil des Kleingewerbes in 
Preußen in Itſchr. des Preuß. Statiit. Bureaus. 
Jahrg. 27. 1887. ©. 249 ff. 

61) Bgl. auch die jehr intereflante und wich: 
tige Unterfuhung von Scheven, Die Lehrwerk: 
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A. Betriebe (in Gruppe IV—XVI). 1875, 1882, 
Geſamtzahl der Hauptbetriebe 2235118 2265 050 
davon in Klafie I 2178739 (97,4%) 2190370 (96,7 °/) 
ae RT 56379 (2,6 „) 74680 (3,3 „) 
Zahl der Betriebe mit 10 Perfonen und weniger 2200586 (98,4 „) 2221845 (98,1 „) 
— « „ mehr als 10 Perſonen 34532 (1,6 „) 43205 (19 „) 
Far „ 50 und mehr Berlonen 6970 (0,3 „) 8341 (0,35, ) 
B. Berfonal (in Gruppe IV—XVI). 
1. Gejamtperjonal 4961811 5503529 
davon in Stlafie 1 3238938 (65,3 „) 38368044 (612 „) 
n FRE. 1722873 (34,7 „) 2135485 (38,8 „) 
2, Perſonal in KlaſſeJ 3238 938 3368044 
davon Geſchäftsleiter 2176923 (67,2 „) 2205976 (65,5 „) 
Gehilfen 1062015 (32,8 „) 1162068 (34,5 „) 
3. Perſonal in Klaſſe II 1722873 2135485 
davon Geichäftsleiter 67405 (3,9 „) 77085 (3,6 „) 
„Gehilfen 1655468 (96,1 „) 2058400 (96,4 „) 
4. Geichäftsleiter in Klaſſe I und II 2244328 (45,2 „) 2283061 (41,5 „) 
Gehilfen in Stlaffe J und II 2717483 (54,8 „) 3220468 (58,5 „) 


Vergleiht man die Zahlen von 1875 und 1882, jo fcheint nadı ihnen das Verhältnis der Br: 
triebe in Klaſſe I und II fid in ber kurzen Zeit jehr bemerklich zu Ungunſten der Betriebe in 
Klaſſe I verändert zu haben. Aber die (Ergebniffe der beiden Zählungen find Feineswegs ein Be 
weis dafür, daß den Zahlenunterichieden entipredhende Veränderungen der Zeit von 1875 bie 
1882 vor fi gegangen find. Die Urſachen der Abweichungen find vielmehr zum großen Teil in 
der ungleihmäßigen Erhebung ber Betriebe und Perfonen zu fuchen. Die Zahlen von 1875 und 
1882 haben einen geringen Grad von Vergleichbarkeit, Die Zählungsreiultate von 1882 find viel: 
fadı weſentlich andere nicht nur dadurd, daß der Zeitpunkt der Zählung ein anderer war (1875 
Winter, 1882 Sommer), jondern vornehmlich dadurdı, daß 1882 eine viel eingehendere und jorg: 
fältigere Abfaffung der Vorfchriften über die Ausführung der Grmittelungen und über die Be 
antwortung der einzelnen Fragen erfolgt war. Und was insbejondere das Verhältnis der Betriebe 
in Klaſſe I umd Il betrifft, jo kommt hier noch hinzu, daß 1875 der Begriff „Gehilfe“ micht be: 
ftimmt war, vielfah zu eng gefaßt wurde, 1882 aber diefer Begriff beftimmt und erweitert murde 
und ſchon dadurch die Zahl der Vetriebe mit über 5 Perſonen und die Zahl der Gehilfen gegen: 
über der Zahl der linternehmer eine größere werden mußte *), Aus den Zahlen von 1875 und 
1882 ift daher keineswegs zu folgern, daß ſich das Verhältnis der Betriebe in Slaffe I umd Il 
zu Ungunften jener geändert hat. 


5. Private und Öffentliche Unternehmungen; die privaten Unternehmungsformen. 


$ 12. Ye nachdem der Unternehmer eine private oder öffentlich-rechtlidhe (Staat, Ge— 
meinde, Kreis, Provinz 2c.) Perfönlichkeit ift, find die gewerblichen Unternehmungen pri 
vate oder öffentliche Unternehmungen; die privaten find, nad dem Verhältnis 
der Unternehmerperjönlichkeit zu den im Unternehmen thätigen Arbeitskräften und Arbeits: 
inftrumenten unterjchieden, Einzelunternehmungen, offene Gejellichaften, Attiengejellichaften, 
einfache Kommanditgejellichaften, Kommanbditgejellichaften auf Aktien, jtille Gejellichaften, Ge: 
jellichaften mit bejchränkter Haftung, Produktivgenoſſenſchaften. 

Die öffentlihe Unternehmung hat für das Gewerbewejen, mit dem fich dieie 
Abhandlung beichäftigt, in der modernen Volkswirtſchaft nur eine geringe Bedeutung *"). 
Früher, als die Fabrifinduftrie erjt im Entjtehen war und es für die Gründung und den 
Betrieb von größeren privaten Internehmungen an geeigneten Unternehmerkräften, an Kapi- 
talien und ausgebildeten Arbeitern fehlte, konnte es mit Recht al3 eine Aufgabe der Staats: 
gewalt Hingejtellt werden, durch Gründung von Staatsunternehmungen neue Anduftriezweige 
im Lande einzuführen oder jchon bejtehende zu höherer Blüte zu bringen, fie insbeſondere 


ftätte, 1. S. 179 ff. über das Berjonal in den Ber Jauch PB. Kollmann, Die gewerbliche Entfal- 
trieben mit mehr als 10 und mweniger Perfonen ‚tung im Deutfchen Reiche in J. f. G. V. 12 
für 50 Gemwerbearten, in denen jämtlich aualifi- (1888) ©. 508 ff. ©. 514. H. Albrecht, Tie 
zierte Handarbeit erfordert wird, deren Reſultat  volfäwirtichaftliche Bedeutung der Kleinfraftme- 
die oben vertretene Anficht voll beftätigt. ichinen in 3. f. G. ®. 18 (1889) ©. 486 fi 
62) Bgl. dar. Statiftif des Deutichen Reihe. 63) Bgl. dar. auch Hodb. Band III. 3.8. Abb. 
Neue Folge. Band 6 Thl. 1. Einleitung S. 105* ff., Il. Wagner, 5.8. I. $ 256. Rau 111. $ 155 ff. 
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dem Auslande gegenüber konkurrenzfähig und zu Erportgewerben zu machen und zahlreiche 
Staaten des europäiſchen Kontinents haben auch in der That in durchaus rationeller Politik 
jeit dem 17. Jahrhundert, namentlich im 18., Staatöunternehmungen bejonders für die 
kunftgewerbliche Produktion, gegründet. Soldye Unternehmungen hatten die Bedeutung von 
Muſter- und Erziehungsanftalten. Aber heute fehlt es bei den Induſtrievölkern weder an 
Unternehmerkräften noch an Kapital, noch an Wrbeitern, um private Unternehmungen zu 
gründen und mit Erfolg zu betreiben und die Getwerbe bedürfen nicht mehr des früheren 
Erziehungsmitteld. Deffentliche Unternehmungen find nur noch ausnahmsweiſe zu rechtfertigen. 
Gegen diejelben jpricht im Allgemeinen, daß fie in der Regel teurer produzieren und den 
Bedürfniffen und Wünſchen der Konfumenten weniger entjprechen und daher in freier Kon: 
furrenz bei richtigen Betriebe (Angebot der Produkte zu einem Preiſe, der auch die Amor: 
tiſationsquote de3 wirklichen Anlagekapitals ſowie die Rififoprämie und die normale Rente 
für das ganze Kapital ergiebt!) und bei richtiger Bilanzaufftellung gar nicht mit privaten 
fonfurrieren fünnen °*). Die öffentliche gewerbliche Unternehmung würde nur rationell und 
gerechtfertigt fein: 1) aus volf3wirtichaftlichen Gründen a. wenn die Unternehmung einem 
dringenden gemeinwirtichaftlichen Bedürfnis dient, defjen genügende dem Gefamtinterefje ent: 
Iprechende Befriedigung durch private Unternehmer nicht zu erwarten ift; für den Staat dürfte 
dieje Vorausjegung allgemein nur in dem einen Falle der Produktion von Geldmünzen vorliegen, 
wenn man ftaatlihe Münzanftalten als gewerbliche Unternehmungen anjehen will, rationelle 
fommunale Unternehmungen können aus diejem Grunde Gasanftalten, Waſſerwerke, unter 
Umftänden auch (je nad) der Negelung des Apothekenweſens) Apotheken fein; b. wenn zur 
Produktion die Kraft der Privaten nicht ausreicht, die Broduftion andererjeit3 im Gejamt- 
interefje geboten oder wünjchenswert und der Staat dazu fähig ift; diefe Borausjegung 
könnte bei Induſtrievölkern nur ganz ausnahmsweiſe auf dem Gebiete der Kunftinduftrie zu: 
treffen *°); 2. aus jtaatswirtichaftlichen Gründen, wenn mit Domänen oder Foriten zufammen: 
hängende gewerbliche Unternehmungen als ſolche nicht Privaten überlaffen werden können 
oder bei ſonſt jchon beftehenden ein der Nentabilität entiprechender Kaufpreis nicht zu er: 
zielen ift; auch diefe Verhältniffe fommen nur ausnahmsweile vor. 3. Aus Gründen eines 
zwedmäßigen Strafvollzugs zur Beihäftigung von Strafgefangenen (Gefängnisarbeit) in 
einem gewerblichen Regiebetrieb de3 Staats, der den andern Syſtemen der gewerblichen 
Beichäftigung von Gefangenen — dem Privatbetrieb (auf Rechnung privater Unternehmer) 
und dem Akkordſyſtem oder der Kundenarbeit — vorzuziehen ift; ein Haupterfordernis für 
denjelben aber ift, daß nicht dieſer Betrieb den Gewerbetreibenden durch eine unrichtige 
DOrganijation (durch niedrige Preife oder Produktion von Schleuderwaren) eine jchädliche 
und unberechtigte Konkurrenz macht °°). Die meiften früheren Staatdanjtalten find daher 
mit Recht verihtwunden und die Gründung neuer ift nirgends in Frage. Außerdem kommen 
aber noch als Staatsunternehmungen in Ländern des Tabatmonopols Tabak: und Eigarren: 


au verbuchen jei 


64) Die Urjachen find, daß bei Öffentlichen 
Unternehmungen der Dirigent ein geringeres per- 
jönliches Intereſſe an der möglichit billigen Her— 
ftellung der Brodufte hat wie der private Unter: | 
nehmer, der Zwang zu wirtichaftlichiter Anlage 
und wirtichaftlichjtem Betriebe fortfällt und wegen 
der notwendigen Kontrole des Betriebes die Ge— 
neralfojten höher jind. 

65) „Wom Staat unterhaltene kunftgewerbliche 
Etabliſſements laſſen ſich da rechtfertigen, wo 
eine Induſtrie höhere Fünftleriiche Aufgaben nur 
zu löjen vermag, wenn fie in ununterbrochenem 
Kontaft mit Wiſſenſchaft und Kunſt bleibt und 
nicht darauf angewieſen iſt, von jeder Ausgabe 
zu fordern, daß deren Nupen jofort in Yiffern 


So fieht gegenwärtig die ganze 
Welt ein, daß — ſachverſtändige Leitung voraus: 
gelegt — Die * den Ein— 
trag, über welchen ſich die Privatinduftrie etwa 
zu beklagen hat, reichlich dadurch erjegen, daß ſie 
Opfer für die Fortichritte der ganzen Anduftrie 
bringen, neue Wege der Technik auffuchen und 
qute künftlerifche Tradition gegen den Tages- 
geihmad aufrecht erhalten.“ Bruno Bucer: 
Ueber funftgewerbliche Fachbildung in den Preuß. 
Jahr büchern, Band 41. S. 626. 

66) S. dar. L. Elſter, Art Hefängnisarbeit 
im H. W. III. S. 722 (dort auch weitere Litter.). 
auch H. a Das Programm der Hanbd- 
Erler 1893. 60 ff, 
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fabrifen vor; ob dieje öffentliche Unternehmung eine rationelle, ift in der Finanzwiſſen— 
Ichaft zu erörtern *”). 

Keine öffentliche gewerbliche Iinternehmung ift e8, wenn Staat reip. Kommunen gewerblice 
Produkte, welche fie für ihre eigene Wirtichaft gebrauchen, in eigenen MWerkftätten reip. Fabriken 
herftellen lafjen. Eine derartige Produktion ift volf3= und ftaatswirtichaftlic gerechtfertigt, wenn 
die Staaten reſp. Kommunen die Produkte auf diefe Weife billiger oder beſſer ihren Bedürfniſſen 
entiprechend erhalten (3.8. Heritellung und Reparatur von Uniformen und Armaturgegenftänden 
für Heer und Marine, Brotbädereien, Mebgereien für den Bedarf der Soldaten, Werkitätten von 
Staatöeilenbahnen, von Poſt- und Telegrapbenanftalten, Staatsdrudereien 2c.) oder wenn ber 
Staat nur dann auf die fichere Befriedigung feines Bedarfs rechnen kann (3. B. Pulver-, Gewehr, 
Kanonen u. a. Fabriken). 


$ 13. Private Unternehmungen‘). Die Hauptart derjelben ift und wird bleiben 
die Einzelunternehmung arbeitender Unternehmer **). Anlage und Betrieb gewerb: 
licher Unternehmungen find derart, daß fie in den weitaus meisten Fällen nicht nur an fich rationell 
anwendbar jondern aud) die rationellite Unternebmungsform ift und deshalb auch im freien Kon— 
furrenztampfe über die andern den Sieg davonträgt. Die befonderen Vorzüge diefer Unterneh: 
mungsform °°): 1. die Identität des Intereſſes des Leiter mit dem Intereſſe der Unternehmung, 
2. die Möglichkeit Schnellfter Enticheidung über gefchäftliche Operationen, weil nur ein Wille für 
die Enticheidung maßgebend und diefer völlig frei und ungebunden ist; 3. die günftige 
Wirkung auf den Fleiß und die jpekulierende Thätigkeit des Leiters, weil hier jede Steige: 
rung des Reinertragd, die durch größeren Fleiß des Dirigenten herbeigeführt wird, ihm 
allein zu Zeil wird und jeder Erfolg jeiner jpefulierenden Thätigkeit, der günftige oder un: 
günftige, jein Vorteil oder Nachteil ift, 4. die günftige Wirkung auf möglichſt große Spar: 
ſamkeit und Wirtfchaftlichkeit bei der Anlage und dem Betriebe, auf die jtete Verbeſſerung 
der Betriebseinrichtungen und auf neue Erfindungen und Entdedungen, weil den Vorteil 
davon allein der Unternehmer hat — fie machen fich in den weitaus meiften gewerblichen 
Unternehmungen geltend; die öfonomifchen Vorausfegungen für die rationelle Anwendbarkeit 
der gejellichaftlihen Unternehmungsformen find nur in wenigen Gemwerbözweigen und für 
verhältnismäßig wenige Unternehmungen vorhanden. 

Bon diefen haben die offene Geſellſchaft, die Aktiengeſellſchaft, die 
Kommanditgejelljchaft (in ihren beiden Arten, einfache K. und K. auf Aktien) 
insgemein ihre volf3wirtichaftliche Berechtigung nur für Unternehmungen, in welchen ein 
Kapital für die Unternehmungen erforderlich ift, welches nicht aus eigenem Vermögen noch 
dur individuellen Kredit einer Perjon beichafft werden kann, oder das Rififo für eine 
Perjon zu groß ift, oder eine Perjon für die Unternehmerarbeit nicht ausreicht und der 
Einzelunternehmer hiefür nicht bezahlte Hilfsarbeiter verwenden kann. Schon dieje allge: 
meinen Vorausſetzungen liegen auf dem Gebiet der gewerblichen Produktion nur ausnahms: 
weife vor. Und dasjelbe ift der Fall für die befonderen ökonomischen Vorausſetzungen der 
rationellen Anwendbarkeit jeder einzelnen diefer Unternehmungsformen. 

Die offene Geſellſchaft ſetzt eine Unternehmung voraus, welche mindeftens zwei 
Perjonen für die eigentliche Unternehmerarbeit erfordert, und diejen ein genügendes Ein- 
fommen ermöglicht, und ift unter diefer Vorausſetzung die rationelle Form auf die Dauer 
für Unternehmungen, welche an verjchiedenen Dertlichkeiten eine jelbftändige Betriebsleitung 


67) Bgl. dar. Hdb Band II. F.W. Abd. VII. belle ©. 512) in den Gruppen IV—XVI. unter 

68) Ueber Begriff, Weien und rationelle An- 2265050 Hauptbetrieben 2231832 Einzelbetriebe 
wendbarfeit der einzelnen Unternehmungsformen , (1430140 Alleinbetriebe, 801692 Mitinhaber: 
ſ. Schäffle, Die Anwendbarkeit der ıc. Unter- Gehilfen-Motorenbetriebe im Befige einzelner Ber: 
nehmungsformen in 8. f. St. W. 25 (1869) S. jonen) d. h. 98,53% und 33218 db. h 1,47% 
261 ff. Deri., Kapitalitmus und Eocialismus. jonftige Betriebe (darunter 845 Betriebe lommu— 
1870. ©. 487 ff. Emminghaug, a. a. D. | naler orporationen und 652 Betriebe der Staaten 
©. 297 ff., ferner Hdb. Band 1. Abh. V. ©. 220 ff. | oder des Neiche). 

69) Im Deutihen Reich waren nach der Be- 70) ©. darüber auch Hdb. Band I. Abb. V. 
rufs- und Gemwerbezählung von 1882 (j. die Ta- $ 27. ©. 220. 
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erfordern oder in welchen die notwendige Unternehmerarbeit eine jo verjchiedenartige Aus- 
bildung und Arbeitsfähigkeit erfordert, daß fich eine Perjon diejelbe nicht verichaffen kann, 
oder für welche erjt zwei Berjonen zufammen die für das Unternehmen notwendige Arbeits- 
und Kapitalfraft bejigen. Als eine nur vorübergehend in Ausficht genommene Unternehmungs- 
Form kann fie auch jonft Anwendung finden, entweder um in einer bisherigen Einzelunter: 
nehmung eine jüngere Kraft, die jpäter diejelbe als Einzelunternehmer leiten foll, ald Mit: 
unternehmer wirfen zu lafjen, oder um jüngeren Unternehmerfräften, welche nicht das hin- 
reihende Vermögen zu einer Einzelunternehmung haben, dies allmählig zu verjchaffen. 

Die Aktiengeſellſchaft erfordert jtet3 Unternehmungen, welche auf eine längere 
Dauer beredjnet find und in welchen 1) ein großes Kapital notwendig ift, 2) das Kapital 
zum größten Teil Anlagefapital ift, 3) die Urt des Betriebs im wejentlichen durd den 
Zweck der Unternehmung — und bei gewerblichen Unternehmungen auch durch die Natur 
des technischen Produktionsprozeſſes — gegeben, ift, der Unternehmungsziweig keinem ſtarken 
Konjunkturenwechjel unterliegt, das Spekulationsmoment bei den Geſchäften nicht weſentlich 
in Betracht kommt, für die gute umd erfolgreiche Geſchäftsführung die Berfügungsfreiheit 
des Dirigenten weniger wichtig ift, als die Intelligenz, Geichäftstenntnis, Moralität des- 
jelben jowie die Größe des Kapitals und daher durch ftatutarische Beftimmungen und durch 
Inftruftionen Art und Umfang der Gejchäfte und die Betriebsleitung zur Wahrung der 
Antereffen der Aktionäre geregelt werden können und 4) die volljtändige Öffentliche Klar: 
fegung der Gejchäftsverhältnifje ohne Gefährdung der Unternehmerinterejjen möglich ift; 
fie ift ferner noch die richtige Form, wenn 5) unter den Borausjegungen 1, 2 und 4 ein 
fo großes Riſiko vorhanden ift, daß die Unternehmung nur bei einer Berteilung desjelben 
auf eine größere Zahl von Perjonen ausführbar ift. 

Die Kommanditgeſellſchaft jegt voraus, daß ein großes Kapital erforderlich 
ift, die Dispofitionsbefugnis über dasjelbe für den Dirigenten eine möglichjt freie fein muß 
und die geeignete Unternehmerfraft ein jolches nicht befit noch fich im Wege des Kredits be- 
Ihaffen fann und erfordert wegen der Dispofitionsfreiheit des Dirigenten ein bejonderes, 
großes Vertrauen der Kommanditiſten zu der Berjönlichkeit des Dirigenten und feiner guten Ge: 
Ihäftsführung. Je nach dem Umfang des Unternehmens und nad) der Größe des notwendigen 
Unternehmungstapitals ift die einfache oder die Kommanditgejellihaft auf Aktien geboten. 

Die ftille Geſellſchaft jteht der einfachen Kommanditgejellihaft am nächſten, ihre 
rationelle Anwendbarkeit beruht auf den gleichen Borausjegungen wie dieje, aber erfordert, 
da das Kapital des jtillen Teilnehmers Eigentum des Unternehmers wird und der Teil: 
nehmer gejeglich noch weniger wie der Kommanditiſt gegen eine Gefährdung jeines Kapitals 
geihüßt ift, ein noch größeres Vertrauen des an der Unternehmung fich beteiligenden Dritten 
zu der Perſönlichkeit und Geichäftsführung des Dirigenten. 

Die in Deutjchland erjt durch das Gejeg vom 20. April 1892 neu gejchaffene Geſell— 
ihaft mit beſchränkter Haftpflicht, welche eine Mittelftellung zwifchen der 
offenen Gejellichaft und der Aktiengejellichaft einnimmt, ift eine dieſe Arten ergänzende Unter: 
nehmungsform für die verhältnismäßig jeltenen Fälle, wo diejelben nicht anwendbar find, 
aber das Bedürfnis einer Mehrzahl von Unternehmern mit Bejchränfung der Haftpflicht für 
die einzelnen vorhanden ift (S. d. Hdb. Band I, ©. 243). 

Prüft man num, wie weit diefe Borausjegungen der gejellichaftlichen Unternehmungsformen 
bei gewerblichen Unternehmungen vorhanden find, jo ergiebt fich, daß dies nur in verhältnis» 
mäßig geringem Maße der Fall ift. In allen Fällen können dieje Formen nur für große 
Unternehmungen in Frage kommen. Dieje bilden aber an ſich einen Heinen Teil der gewerblichen 
Unternehmungen und felbft bei diefem wird auch in der großen Mehrzahl noch die Einzel» 
unternehmung die rationellfte Form jein. Die ftille Gejelljhaft wird nur ganz 
ausnahmsweife und wejentlicdy nur unter Berjonen, die verwandt oder befreundet find, zur 
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Anwendung kommen können. Was die übrigen Formen betrifft, jo ift die offene Ge— 
jellihaft in einzelnen Fällen entichieden geboten und fie wird unter den gejellihaftlichen 
Unternehmungdformen noch am meisten anwendbar jein, Die einfache Kommandit: 
geſellſchaft und die Kommanditgejellihaft auf Aktien find das Mirtel, 
wenn der Unternehmer für feine Unternehmung ein großes, reip. ein jehr großes Kapital 
als fejtes eigenes Kapital der Unternehmung gebraucht, ihm Ddiejes zuzuführen, ohne die 
Vorteile, welche die Einzelunternehmung durch die Freiheit der Dispofitionsbefugnis des 
Dirigenten und die unbejchräntte Haftbarkeit desjelben hat, aufzuheben. Am wenigfteu er- 
icheint unter ihnen für das Gewerbewejen die Aktiengejellichaft als eine rationell an- 
wendbare Unternehmungsform’'). Denn die oben erwähnte dritte und vierte Vorausſetzung 
derjelben wird nur jelten vorliegen. Eine Bedeutung als Unternehmungsform hat fie bier 
wejentlih nur durch ihre Eigenschaft, daß in ihr leicht und jchnell ein großes Kapital für 
eine Unternehmung zujammengebradyt und das Rifito auf viele verteilt werden fan. Aber 
dies fann auch durch die Kommanditgejellichaft auf Aktien gejchehen, und dieje hat vor der 
Ultiengejellichaft den Vorzug, dat der Dirigent einerjeitö bei den gejchäftlichen Operationen 
durch feine unbegrenzte Haftbarkeit zu größerer Vorficht und bei der Anlage wie beim Be- 
trieb durch fein größeres perjönliches Anterejfe an dem Erfolge zu größerem Fleiß, größerer 
Solidität und Wirtjchaftlichfeit veranlaßt wird, andrerjeit3 die größere Dispofitionsfreiheit hat. 
Die Konkurrenz indbuftrieller Aktiengeſellſchaften mit andern in- 
duftriellenlinternehbmungen, insbejondere mit Einzelunternehmungen und offenen Ge: 
jelljhaften, hat noch eine bejondere, jehr beachtenswerte Wirkung: fie kann für dieje, felbft wenn 
die Altiengefellichaft die nleihe Ware nicht fo billig zu produzieren vermag, wie die Einzelunter- 
nehmung und die offene Gejellidaft, zu einer gefährlichen werden und einen unerfreulichen Zu— 
ftand der induftriellen Produktion herbeiführen. Es fommt hier in Betracht, daß Altiengeſell— 
ſchaften fortbeftehen können, auch wenn das Unternehmen nur einen jehr geringen oder gar feinen 
Neinertrag abwirft. Die Aktionäre erhalten in jenem Falle nur eine geringe, in dieſem Falle 
gar feine Dividende, aber das Unternehmen wird weiter betrieben, weil bei einer Liquidation das 
in der Unternehmung feft angelegte Kapital zum größten Teil verloren fein würde; es beichäftigt 
viele Arbeiter und gewährt fortbauernd den Direktoren ihr hohes Einkommen. Anders ift Die Lage 
der Einzelunternehmer und der offenen Gejellichafter. Erzielen fie feinen —— ſo werden 
fie verſchuldet und das Unternehmen geht zu Grunde. Dieſe verſchiedene Lage der Unkernehmer 
übt einen ſchädlichen Einfluß auf die Preisgeftaltung der Waren. Das Intereſſe der Direktoren 
von Altiengeiellihaften ift vor Allem darauf gerichtet, daS Unternehmen im Betrieb zu erhalten, 
auc wenn es feinen Reinertrag bringt. Sie können, um Abjag für ihre Waren zu haben, mit 
den Preisofferten mehr herabgeben, ald Einzelunternebmer und offene Gefellihafter und können 
die Preife auf einen ganz unnatürlichen und umberechtigten, feine Kapitalrente mehr gewährenden 
Stand herabdrücken. Und fie werben dies thun, wenn fie fi dadurch Abjag vericaffen können. 
Dadurd können fie aber nicht nur die Nentabilität der andern Unternehmungen ſchwer jchädigen, 
jondern auch die Unternehmer völlig ruinieren, die mit den irrationellen niedrigen Preiien der 
Altiengejellichaften nicht mehr konkurrieren können. Diefe verberblihe Konkurrenz der Aftien- 
—— kann in allen Induſtriezweigen, auch in ſolchen, wo Altiengeſellſchaften nach der 
Natur des Gejchäftsbetriebs eine ganz irrationelle Unternehmungsform find und nie die normale 
Sapitalrente induftrieller Unternehmungen erzielen können, ftattfinden, Die Geſchichte der Aktien: 
geiellichaften und 1 auc wieder der neueren Zeit, in der in durchaus irrationeller Weiie 
zahlreiche inbuftrielle Aktiengejellihaften gegründet wurden, zeigt vielfach dieſe ſchädlichen Wir- 
tungen der Aktiengejellichaften. Hier liegt ein jchwerer Mißſtand vor, der aber, da es geſetzlich 
nicht möglich ift, die Altiengefellichaften zu zwingen, nur Breisofferten zu machen, bei denen die 
normale Stapitalrente erzielt wird, kaum zu bejeitigen ift, jo lange es ben Gründern von Aktien: 
gelellfchaften gelingt, auch für Unternehmungen, die nachweislich nicht proßperieren können, das 
erforderliche Aktienkapital zu erlangen. — Die ungünftige Wirkung der Gewerbefreiheit, daß immer 
neue Unternehmungen über den Bedarf hinaus entitehen, die ihren Abjag nur auf Koſten der bie- 
berigen Unternehmer und durch Vernichtung eines Teils derjelben finden können, ohne daß da— 
durch die Waren beffer oder billiger werden, (j. auch $ 66) wird ganz bejonders auch durch die 
Gründung von gewerblichen Aktiengejellihaften herbeigeführt *). 


71) ©. dar. aud) v. d. Bergbt, Art. Aktien | 1884—1892 im Ganzen 812 Attiengejelliaften 
neiellichaften im H. W. Bd. 1. 1890, S. 119. (darunter 170 Brauereien) mit einem Kapital von 
Derf., Statiftiiche Studien über die Bewährung über 700 Mill. Mark gegründet. ©. dar. 2. 
der Altiengejellihaften. 1883. Hergenhbahn, Ergebniſſe der Statiftif der 

72) In Deutichland wurden in den Gruppen | Aftiengejellichaften 2c. S. 226 ff. in den Anlagen 
IV.-XVI. der Gewerbezählung in der Zeit von | zum Bericht der Börjen-Enquete-Kommifjion. 1898. 








Statiftit der privaten Unternehmungen. $ 14. 511 


Auch die früher vielfach ald Panacee für die Löjung der jocialen Frage gepriejene gejell- 
Ichaftliche Unternehmungsform der Broduftivgenofjjenjhaft ift ihrer Natur nad) 
auf gewerblichem Gebiet nur in jehr eng begrenztem Maße anwendbar. Denn ihre — ficher 
nachgewiefenen — Vorausjegungen find: größere Unternehmungen, aber zugleich folche, in 
denen 1. der Hauptfaltor der Produktion nicht das Kapital, jondern die Arbeit ift und 
namentlich fein großes Anlagelapital für den Anfang notwendig ift, 2. das Kapital einem 
geringen Rifito unterliegt, 3. für die Gefchäftsleitung feine hervorragende Unternehmer: 
fapazität mit höherer Intelligenz, großer techniicher Bildung und Gejchäftserfahrung er- 
forderlich ift, und außerdem 4, beim Arbeitöperfonal (den Genofjen) ein hoher Grad von Fleiß, 
technischer Arbeitsfähigfeit, Mäßigkeit und moralifcher Kraft, insbeſondere auch der rechte genoj- 
jenichaftlihe Sinn vorhanden iſt. Dieje Vorausſetzungen finden fich aber bei großen ge- 
werblichen Unternehmungen, die hier allein in Frage fommen, nur ganz vereinzelt??). 

8 14. Diefen Ergebnifjen bezüglich der rationellen Anwendbarkeit entfpricht auch im Großen 
und Ganzen die thatjächliche Anwendung der verjchiedenen Unternehmungsformen in den 
modernen Boltswirtichaften. Die Gejchichte derjelben zeigt nur, daß die Anwendbarkeit der 
Aktiengejellichaft und der Produftivgenofjenichaft verfannt und derartige Unternehmungen 
vielfach irrationell zum Schaden für die beteiligten Unternehmer, Altiengejellihaften aber 
auch zum Schaden anderer Unternehmer (Einzelunternehmer und offener Gejellichaften) 
gegründet wurden ’*). Bezüglich der irrationellen Gründung beider Arten bejteht allerdings 
ein wejentlicher Unterjchied. Die irrationelle Gründung von Produftivgenoffenjchaften ent: 
ijprang nur dem Srrtum über die Konfurrenzkraft der Unternehmungen, die von Aktien— 
gejellichaften beruhte aber jehr häufig Lediglich auf dem Bejtreben der Gründer, ſich durch 
die Gründung auf Koften leichtgläubiger und leichtfinniger Rapitalbefiger zu bereichern. 
Die Erfahrungen der Geſchichte und die Erkenntnis der bejchräntten rationellen Anwend— 
barkeit industrieller Attiengejellichaften verhindern leider nicht, daß das Intereſſe der ge- 
werbsmäßigen Gründer und bei Umwandlung von ſchon bejtehenden Einzelunternehmungen 
und offenen Gejellichaften in Aktiengejellichaften aud das Anterefje der Unternehmer, ihr 
Unternehmen zu einem den wirklichen Wert überjteigenden Preis zu verkaufen, immer wieder 
die Gründung von irrationellen industriellen Aktiengejellichaften veranlagt und durch die vor- 
erwähnte Geſchäftsführung diejer Altiengefellichaften aud andere Unternehmer ſchwer ge: 
ihädigt werden. 

Eine genaue Statiftit diefer Unternehmungsarten giebt es leider nicht. 


Für Preußen ift aus ben von Engel publizierten Materialien ’°) der Gewerbezählung von 
1875 zu berechnen, daß in den Gruppen IV—XVI der Gewerbezählung ’*) von den Hauptbetrieben 
überhaupt und von den Hauptbetrieben mit mehr als 5 Gehilfen waren: 


Unternehmungen (Hauptbetriebe) überhaupt mit mehr als 5 Gehilfen 
1) einzelner Berfonen (inkl. Kompagniegeichäfte 
und offene Gefellihaften 99,87 °fo 95,4 %o 
2) andere gejellidhaftliche Unternehmungen 0,11 „ I. 
3) fommumaler Sorporationen 0,012 „ 0,4 „ 
4) des Staats 0,008 „ 08 „ 





73) r über das Weſen diejer Unternehmungs- | ſuchungen auf Grund der Statiftil der deutichen 
form und ihre geringe Anwendbarkeit im Ges | Attiengeiellichaften zu dem Refultat, daß bis 1882 


werbeweien Hdb. Band II Abh. XXI. 

74) ©. bezüglich der Aftiengejellihaften u. a. 
Engel, in der Zeitichrift des Preuß. Statift. 
Bureaus Jahrg. 15 (1875) ©. 449 ff. Dediel- 
häuser, Die Nachteile des Akltienweſens ac. 1878, 
v. d. Borght, Statiftiihe Studien 2. 1883, 
ferner Hdb. Band I. Abh. V. ©. 226 ff. und bie 
Artikel über die Attiengejellichaften im H. ®.I. | 
und Suppi.Band I (dort auch weit. Litter.). 
vd. Borght fam in jeinen vortrefflichen Unter: | 


von den Gewerben im e. S nur die Gad- und 
Hütteninduftrie jich als rationelles Feld der Thätig- 
feit von Altiengejellihaften bewährt hatten. In 
neuefter Zeit aber haben namentlich auch Braue- 
reien, und ein Zeil der Tertilfabrifen und Ma— 
ſchinenfabriken günftigere Gejchäftsrefultate und 
zum Teil jehr 5* Dividenden erzielt 

75) Engel, Preußiſche Statiſtik. Bd. 40. 1878, 
Bol. insbejondere auch die Einl. S. 20 ff. 

76) Bgl. $ 20 ff. diejer Abh. 
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Die folgende Tabelle giebt im Einzelnen die Zahlen auch für die einzelnen Gewerbegruppen. 
ee reußen. 
Gewerbezä 


lung von 1875. 







































Hauptbetriebe . 

überhaupt mit mehr als 5 Gehilfen 

Bezeichnung E:E Sölr5| ” —— — 
der SEE kss5 8 | 558258 
Gewerbegruppen Geant: „E22 aS15E 5 | € SS a5 8 5 
al 15558 |.EE5 > | $ FREIE 
ses |ESIEE 8 | 3 |TRr EB En 
| EHER DASE HE 
— — —— u u | 5 I6 171 898 10 11 
IV. Ind. d. Steine u. Erden. | 24 5910| 5517| 858| 31 4 
V. Metallverarbeitung . . „| 97 3114 3040| 67 2 5 
VI. Maſchinen, Werkzeuge zc. . 44 2278 1932 AT - 89 
VI. Chemiſche Induſtrie . . 4 5 476 74 3 1 
VI. Ind. d. Heiz: u. Yeuchtitoffe 4 718 523 103 89 3 
IN. Zertilinduftrie . » » .» 94 4559 4449 107) 1 2 
X. zn u. Lederinduftrie . 1570 1517, 53 — - 
XI. Ind. d. Holz: u. Schnigitoffe 2926 2866 53 1: 6 
XII. Nahrungs: u. Genußmittel 5437 5161 8 2, 6 
Xlll. Bekleidung u. Reinigung . 2403 28838 14 15 
XIV. Baugewerbe . » . - 5193. 5177, 15 — 1 
XV. Polygraphiſche Gewerbe . 833 8021 3 2 6 
XVI. Stünftleriihe Gewerbe . . 109 109] — — — 
Summe [1 253060) 12514341467) 152) 107135604,33952 1392 1521108 





in % | 100 99,87 | 0,11.0,012.0,008| 100 | 95,4: 3,9 | 0,40,3 

Für Deutfhland ift bei der Zählung vom 5. Juni 1882 nad) 5 Stategorien das „Eigen: 
tumsverhältnis“ der Betriebe ermittelt worden. Unter „Eigentum“ wurde veritanden, auf weſſen 
Nedynung das Gejchäft betrieben wird. Die Befiger:Slategorien waren: 1) Einzelperjon, 2) mehrere 
Geſellſchafter, 3) wirtſchaftliche Gejellihaften und Genofjenichaften, 4) fommunale Korporation, 
5) Staat oder Neid. Die folgende Tabelle giebt die Zahlen für die einzelnen Gewerbegruppen. 

Defigverhältnisder Hauptbetriebe im deutſchen Reid. 
Berufs: und Gewerbezjählung von 189, 











„= Mitinhaber:, Gehilfen- und Motorenbetriebe im Befit 
= = = en Den 0% 
En 5 wirtſch. Geſell⸗ Tommunaler 
* Or ’ F mehrerer |; des Staats 
pr SE einzelner Perſonen ihaften und Ge:| Korpo⸗ 
F 5 = Ss Gefelligjafter nojjenihaften  rationen | ober Reipt 
5,8 = | Perfonen  „, 5 * ER |. 188 82 
„5 | 8 nd | 8 |ZE3) 3 |TE3 3 588 15 
a3 = Betriebe Durch⸗ E |288 E |\2E8$% E£ | su$8 E£ ERE: 
„>| * ihnitts® | 5 235 5 285 3 28558 888 
an angabe * 5 = Ss a | | os ı.= 
F E77) aa | an | _ Ba 
ri 8 I 3 4 5 6 7 8 9 1111] 2 
Iv | 14212] 35314 | 2928547 2967 71 780/844 ')| 803301112 ') | 1198| 45 9 819 
V| 67232] 93885 300 766| 2816 665833239 ) 22018 2 2| 61°) 3167 
vI 44 948] 35 742 160 650| 1 751 | 61 978282 9 55583 2 5 149 ) 32985 
vi 3014| 5330 23774] 621) 17274194 *) 19700) 16%) | 552| 16* 2463 
VIII 2052] 3848 17 449 732 10158242 °)| 6827277 °) | 5946| 119) = 
IX | 268 605] 75838 330 872) 4572 283 151 388 9 80056) 15‘) | 208| 649) 228 
X 27 302] 31294 132 139) 1778| 47455 140 9 14426) 9 107) 16 7) 9 
XI | 144155| 91999 284 507) 2510| 34445160 *)| 4405 48°) | 31 102 9 18% 
xl 67 091] 172 120 518 366 4 932 1105 926 796 ) 48 037,307 ®) | 2835| 40%] 21% 
XII | 697 182] 178 781 518 851] 2963| 38170119 '°)| 2344| 47°) | 248 97) 2986 
XIV 30 596] 69741 395 285] 2072| 41321] 72 '')| 8182| 13°) 867 | 41'')) 2310 
XV 2951 5 765 44 923| 834 19508 50 '?)' 1764 2 8 10) 88 
XVI 5800 2085 82681 145 1304 2 16 — — — — 
Summe [1430 140| 801 692 2869 397 2 693 |749 003 3.028 1288 633845 | 6 574 


77) Das Perjonal in diejen Betrieben am 5. Juni 1882 ſ. unten Tab. 11. $ 21. ©. 521. 


Klaffifizierung der Gewerbe und Gewerbezählungen. $ 15. 513 


Bon den in Sp. 7. 9. 11 angeführten Hauptbetrieben find u, a. 

Sp. 7. 1) 162 Zöpferei uud feine Thonwaren. 2) 127 Eiſengießerei und Eifenemaillierung. 
3) 217 Mafchinen und Apparate. 32 Wagenbauanftalten. 14 Schiffsbau. 4) 70 Chemiſche Groß: 
induftrie. 43 Erplofivitoffe. 5) 189 Gasanftalten. 6) 154 Spinnereien. 111 Webereien. 79 Bleicherei, 
Färberei, Druderei, Appretur von Spinnftoffen 2c. 7) 79 Bapierfabrifen. 8) 91 Holzzurichtung 
und Konjervierung. 36 Tiichlerei und Parketfabrifation. 9) 287 Brauereien. 165 Rübenzucderin- 
duftrie. 78 Mühlen. 54 Bäcereien und Konditoreien. 55 Fabrikation von Butter, Käſe, konden— 
fierter Milch. 31 Malzfabrifen. 31 Branntweindbrennereien, Liqueur:, Preßhefefabrifation. 10) 
60 Babanftalten. 11 Wäjchereien. 11) 32 Bauunternehmungen, 12) 41 Buchdruckereien. 

Sp. 9. 1) 54 Ziegeleien, Thonröhrenfabrikation. 43 Steinbrüce. 2 6 Abfuhr: und Desin- 
fettionsanftalten. 4 Apothefen. 3) 276 Gasanftalten. 4) 5 Spinnereien. 3 Webereien. 5) 28 Holz- 
zurichtung und Stonfervierung. 6) 155 Brauereien. 105 Wafferverforgung. 20 Mühlen. 18 
Fleifchereien, 7) 33 Badanftalten. 7 Wäfchereien. 8) 8 Einrichtung von Gas: und Wafferanlagen. 

Sp. 11. 1) 18 Steinbrüde. 12 Halkbrennereien. 9 Ziegeleien. 4 Borzellanfabriten. 2) 17 Metall: 
legierungen. 14 Sclofjerei. 6 Münzftätten. 3) 92 Maſchinen und Apparate, 33 Wagenbauan- 
ftalten. 4) 10 Herftellung von Exrvlofivitoffen, 5) 8 Gasanftalten, 6) 32 Webereien. 14 Spinnereien. 
9 Striderei und Wirkerei. 7) 12 Buchbinderei und Startonnagefabrifation. 8) 30 Holzzurichtung 
und Sonfervierung. 24 Tijchlerei. 15 Korbmacherei. 12 Sonftige Weberei und FFlechterei von Holz, 
Stroh xc. 9) 9 Brauereien. 9 Mühlen. 7 Bädereien. 6 Tabakfabriten, 4 Wafferverforgung. 10) 
39 Schneiderei. 29 Scuhmacherei. 16 Wäſcherei. 9 Näherei. 9 Babeanftalten. 11) 39 Bau: 
unternehmungen. 12) 4 Bucddrudereien, 4 Steindrudereien. 


6. Die Klaffifizierung der Gewerbe und die Gewerbezählungen. 


8 15. Die gewerbliden Unternehmungen werden endlicy noch nad) den Gegen: 
jtänden, die fie herjtellen, und den Bedürfniffen, denen fie dienen, klaſſifiziert. 
Eine ſolche Klaffifizierung ift umentbehrlich für jede Gewerbejtatiftif, aber auch für zahl- 
reiche andere Mafregeln und Fragen bezüglich des Gewerbeweſens. Die vielen Hunderte 
von Gemwerben, in welche ſich die gewerbliche Arbeit als Berufs- und Ermwerbsthätigfeit 
gliedert, laſſen fich aber hiernach in jehr verjchiedener Weile in Gruppen und Unter: 
arten einteilen und thatjächlich find viele derartige Hlaffifizierungen vorgenommen worden. 
Es kann hier nicht die Aufgabe jein, die Vorzüge und Nachteile diejer abzumägen und den 
Berjud zu machen, eine bejte zu begründen. Eine Uebereinftimmung oder auch nur eine 
herrſchende Meinung darüber, welche die beſte rejp. zweckmäßigſte jei, befteht nicht. Leider 
beruhen aud) die gewerbejtatiftiichen Erhebungen auf ganz verjchiedener Einteilung der Ge- 
werbe. „Es find zur Zeit auch nicht zwei Länder zu finden, deren Gewerbejtatiftif, wenn 
fie überbaupt eine jolche befigen, nad gleihmäßigem Syjteme Haffifiziert ift, jo daß die 
Gruppen, Klajjen, Ordnungen diejer ohne weiteres miteinander vergleichbar wären ’*).“ 
Deshalb find aud alle vergleichenden Zuſammenſtellungen auf Grund der thatfächlichen 
Erhebungen wie die daraus gezogenen Schlüffe nur mit äußerjter Vorficht und nicht ohne 
fritiiche Prüfung ihrer Grundlagen zu benugen; im der Regel find fie unzuverläffig und 
unridtig. Wir bejchränfen ung darauf, hier die vom Anternationalen Statiftischen Kongreß 


78) Was E. Engel 1870 jchrieb, gilt für die mifjen könnten und follten, daß fie ed nur mit 
meiften Staaten noch heute: „Under Möglichleit, | Nebelbildern zu thun haben, citiert und ald Be- 
eine ſolche Vergleichbarkeit herbeizuführen, hat es | weismittel gebraucht.“ Eng el, Die Notwendig: 
nicht gefehlt... Die Nachteile, daß es nicht ge> | feit einer Reform der volföwirtichaftlichen Statiftif, 
fchehen, liegen nun offen zu Tage. Die Herftellung | insbeſ. der Gewerbeſtatiſtik 2c. in der Zeitſchr. des 
einer europäiſchen Gewerbeftatittit ift zur Zeit ab» | Preuß. Statift. Bureaus. %. 1870. ©. 179. 
folut unmöglihd. Wenn gleichwohl hier und da| Engel made in diejer jehr inftruftiven Arbeit 


einzelne darauf bezügliche Zahlen mitgeteilt wer: 
den, jo ftammen fie zu einem fleineren Teile aus 
Vionographien, zum größeren liegen ihnen gar 
feine pojitiven Thatfadhen, jondern nur leere Ber- 
mutungen und mehr oder weniger gewagte Schäß- | 
ungen zu Grunde Tauchen dergleichen Zahlen 
anf, jo ijt man allerdings zuerst eiwas mißtrau— 
iſch, ſpäter gewöhnt man ſich an diejelben und 





fchließlich werden fie jogar von Gelehrten, welche 
Handbuch d. Folit. Defonomie, II, 1. 4. Aufl, 


auch nähere Angaben über die Spezialeinteilung 
der Generbe in der Berufäftatiitif von Belgien, 
Sadjen, England, Frankreich, Holland, Dänemarf, 
Schweden, Norwegen, Schweiz, Spanien, Italien, 
Dejterreichellngarn , im Bollverein, ferner anf 
den verjchiedenen Augftellungen (j. $ 16) und über 
die Vorichläge des Internationalen Statiftifchen 
Kongrefies. 

Bol. auch die Artifel von P. Kollmann im 
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empfohlene Einteilung anzugeben ’*) und in den SS 20. 21 diejenige hinzuzufügen, welde 
in Deutichland auf lange Beit für alle Unterfuchungen, für welche eine ſolche laffifizierung 
von Bedeutung ift, maßgebend jein wird: die Hlaffifizierung bei der Gewerbezählung vom 
1. Dezember 1875 und bei der Berufszählung vom 5. Juni 1882. 

z 16. Bon der Einteilung der Gewerbe nad) obigen Merkmalen ift zu unterfcheiden die 
Klaſſifikation und Einteilung der gewerblihen Erzeugniffe, melde 
für die Produftionsftatiftif, die gewerblichen Ausstellungen, die Zolltarife und Transport 
anjtalten vorgenommen werden muß und durch die Bemühungen, für die internationalen 
Weltausftellungen eine rationelle zu finden, in einem hohen Grade ausgebildet ift. 





©. darüber Engel’s (Anm. 78 cit.) Abb. in der Zeitfchr. des Preuß. Statift. Bureaus Jahre. 
10 (1870), ©. 179, in welder auch hierüber ein reiches Material beigebradt wird, U. a. find 
auch die Ktlafjififationen des Internationalen Statiftiihen Kongrefied zu Wien (1857), und die 
auf den Ausftellungen zu Berlin (1844), Leipzig (1850), London (1851), München (1854), Baris 
(1855), London (1862), Paris (1867) angegeben *%). Wir erwähnen von diefen Klaſſifikationen 
nur dievom Internationalen Statiltiihenfongrek inWien aboptierte (ſ. Engel 
a. a. D. ©. 177 ff.) welde v. Neumann:-Spallart als ein auf richtiger nationalöfono: 
mifcher Grundlage bafiertes”, für Ausitelungs;wede jehr brauchbares, „das nur in Bezug auf 
die Anzahl der Klaſſen einiger Amendements nach dem momentanen Stande des wirtichaftlichen 
Lebens —— erſcheint“, hinſtellt Engel a. a. O. S. 223) und Engel als „eine der beiten 
Grundlagen für den Um- und Neubau einer allgemeinen Jnduftrieitatiftif bezeichnet (a. a. DO. ©. 179). 

Die Kommilfion (Ref. v. Ezörnig), welde eine Klaffifitation der Gewerbe für die Werhand- 
lungen des Kongreſſes entwerfen jollte, nahm davon Abjtand, „weil eine Anftalt oft die vericie: 
benartigften Produktionszweige umfaffe“, und lieferte eine „Einteilung der induftriellen Erzeug: 
niſſe“ in 8 Gruppen mit 34 Klaſſen und 185 —— Die Gruppen und Klaſſen find 
folgende: I. Maſchinen, Werkzeuge, Transportmittel und Inftrumente (1. Motoren ; 2, Trank 
portmittel; 3, Arbeitsmafchinen, Apparate und Werkzeuge; 4. Inftrumente für Gewerbe, Künſte 
und Wiffenfchaften). II. Erzeugniffe aus nicht metalliihen Mineralien (5. Thonwaren; 6. Glas 
und Slaswaren; 7. fonjtige Arbeiten aus Steinen und Erben). II. Metalle und Metallwaren 
(8. Eifen und Eiſenwaren; 9. fonftige unedle Metalle; 10, edle Metalle; 11. Metallleguren). 
IV, Chemiſche Produkte (12. Chemikalien im e. S.; 13. Fettwaren, Leucht- und Zündftoffe; 14. 
Farbwaren; 15, fonftige chemifche Erzeugniffe). V. Nahrungsmittel und fonftige Verzehrungs— 
gegenftände (16. animaliihe Nahrungsitoffe; 17. vegetabiliiche Nahrungsftoffe; 18. Getränfe; 
19. Tabakfabrifate). VI. Garne, gemwebte, gewirkte und dergleichen Stoffe und Arbeiten aus ben: 
jelben (20, Garne und Gewebe aus Seide; 21. Garne und Gewebe aus Schafwolle; 22, Garne und 
Gewebe aus verſchiedenen Tierhaaren; 23. Garne und Gewebe aus Flachs und Hanf; 24. Garne 
und Gewebe aus Baumwolle; 25. Webewaren aus verfchiedenen Sarnen; 26. gewirkte, genoppte, 
getlöppelte, geſtickte und auf jonftige Weile erzeugte Stoffe; 27. Arbeiten aus gewebten, gewirkten 
und dergleihen Stoffen). VII. Arbeiten aus fonjtigen gen Stoffen (28, Leder und Leder: 
waren; 29. Arbeiten aus Pelzwerk und ionftigen animaliihen Stoffen; 30. Papier und Arbeiten 
aus Papier; 31. Arbeiten aus Strob, Bait, Kautſchuk, Guttaperha und dergl.; 32, Arbeiten ans 
Holz und fonftigen Siofen), VIII. Grzeugniffe der Bau und Sunftgewerbe (33, Erz. der Bau- 
eiverbe; 34. Erz. der Sunftgewerbe). Die Kommiſſion bemerkte dazu: „Wenn die Einteilung 
in Gruppen mehr auf einer abftraften, theoretifchen, die Heberfichtlichkeit fördernden Grundlage 
berubt, jo bilden die Klaſſen die eigentlichen felbjtändigen, der abminiftrativen und techniſchen 
Praxis genau entiprehhenden Abteilungen, melde johin als die Grumdpfeiler der Einteilung ber 
induftriellen Erzeugniffe überhaupt angefehen werden müjlen. Man kann über die Reihung der 
induftriellen Erzeugniffe nadı Gruppen verſchiedener Anficht fein; gegen die Einteilung nad) Klaſſen 
wird faum ein wejentliches Bedenken zu erheben fein und ebenfo kann man eine ganz andere Gruppen: 
einteilung vornehmen und doc die bezeichneten Klafien ganz ungeändert laſſen.“ 

Die in den Gewerben Verwendung findenden Rohſtoffe —* die Kommiſſion in drei Gruppen 
mit 17 Klaſſen und 69 Unterarten (rechnete dazu aber aud) einzelne, die felbit ſchon Gewerbe— 
probufte im e, S. find, 3. B. Papier): I. Nohitoffe aus dem Gebiete bes Mineralreichs. 


H W.: Gewerbeftatiftif. III. ©. 1089 ff. Berufs- | verfchiedenen Gewerbsarten in den europätichen 


und Gewerbejtatiftit Suppl.Band I. ©. 202 (dort 
auch weitere Litter.). 
79) Ueber die von Emminghaus, Bradelli 
nnd Haushofer gemachten in dieſer Auflage 
fortgelafienen Einteilungen ſ. Hob. 3. Aufl. Band 
1. ©. 450; Emminghaus, Gewerkslehre. 
S. 20; Bradelli, Die Staaten Europas. 1876, 
S.257. Der Verf. giebt zugleich S. 257— 388 eine 
Neberficht des Standes und der Bedeutung diejer | 





Staaten. Haushofer, Lehr- und Handbud der 
Statiftit. 1872. ©. 318 fj., der Verfaſſer giebt 
gleichfall8 eine furze ftatiftifche Ueberſicht des Zu- 
itandes dieſer Arten in den europäiichen Staaten. 

80) Ueber die Mlaffifitation der Wiener Ausftel: 
ung (1873) ſ. den Oeſterreichiſchen Offiziellen Aus: 
ſtellungsbericht van 1873 und über die der Welt 
ansftelung in Paris (1878) ſ. Roſcher, S.1ll 
$ 106. Anmerkung 2. 
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1, Brenuftoffe, fett: und barzhaltige Mineralien 13: Steinkohlen, Anthracit, Braunkohlen; Ns: 
phalt, Naphta; Betrolenm). 2. DMetallhaltige M. (3: Edle Erze; andere Metallerze; Schwefel: 
Hlaunerze, Braunftein),. 3. Salghaltige M. (2: Mineralwäfjer; jalzhaltige Sejteine und Erden 
mel, Spathe). 4. Zu Baufternen und Zement geeignete M. (2: Baufteine, Schieferplatten, Schotten ; 
Bauzement). 5, Farbhaltige u. a. M. (8: Natürlibe Mineralfarben; M. zur Farbenerzeugung ; 
Thone; Kieſel und Eand; Talke; Kalle; mineraliihe Dünger; andere M.. 6, M. für Runit- 
zwecke unb Juwelen (2: Gefteine für Kunſtzwecke; Ebel: und Halbebeliteine), II. Rohſtoffe aus 
dem Gebiet des Pflanzenreichd, 1. Nahrungsmittel, Gewürz: und Arzneipflanzen (9: Se: 
treide; Hülſeufrüchte; Knollen: und Wurzelgewächſe; eßbare Früchte der Küchengewächſe; andere 
Semüfe; ehbare Früchte der Holzgewächle, friſch und getrodnet; Futterpflanzen; gewürzbafte 
und arzneiliche Pflanzen und Pflanzenbeſtandteile inkl. Zabat; Pflauzen, aus welchen Geiränke 
bereitet werden Kaffee, Thee, Kakao zc.). 2. Faſer- und Frlechtitofte (4: Hanf; Fladıs; Baum: 
wolle ; andere Spinn-, Web⸗, Wirk oder Flechtſtoffe und Pflanzen). 3. Brenn= und fettitoff-, 
wachs⸗, harz⸗, gummi⸗ und lautſchulhaltige Pflanzen (5: Brennholz; Zorf; Fett-Del- Pflanzen ; 
Früchte und Sämereien; Wachspflanzen und Pflanzenwachs; Harz, Gummi und Kaufſchuk). 4. 
Gerb⸗ und Farbſtoff⸗, ſalz⸗, zuder:, öl-, eiweiß: und ftärfehaltige Pflanzen (6: Gerbitoffe, Rinden, 
Borke; Farbenftofte; alkaliiche Bilanzen; Zuckerbflanzen; B. zur Bereitung ätherifcher Oele und 
Kampher; B. zur Bereitung von Eiweiß, Kleber, Pollenin, Fungin, Stärke). 5, Bau⸗ und Nut: 
bölzer u. a. inbuitrielle Bilanzen (3: Bau-, Werft: und anderes Nußbols; Papier und andere 
Filzſtoffe; andere induftrielle Bilanzen und Pflanzenbeftandteite), 6. Zierpflanzen. III. Rohſtoffe 
au: dem Gebiete des Tierreihs. 1. Nahrungsmittel, gewürz: und arzneibaltige Subftanzen 
(7: Fleiſch, friich und getrodnet, geräucert und geialzen; Mil, Rahm, Butter, Molken, Quarf; 
Käſe; Eier; Honig; andere Nahrungsmittel aus dem Gebiete des Tierreichs; arzneiliche und aro: 
matijche Rohſtoffe). 2. Animaliiche Spinne, Web-, Wirk: und Flechtitoffe (3: Seide; Wolle ; Haare). 
3, Antmaliihe Feite und Gallerte (3: Fett; Wachs der Bienen; Gallertftoffe). 4. Animaliſche 
Farb: und Dungitoffe (3: Farbſtoffe; ſtickſtoffhaltige Subftanzen; phosphorz, tohle- und kalkhaltige 
S.). 5. Andere nugbare animaliihe Subitanzen (6: Felle und Hände zur PVearbeitung in Leder 
und Belzwerk; Federn und Vogelbälge; Fiſchſchuppen und Fiſchbein; Gebilde der Mollusken, 
Perlen, Muſcheln; Zähne, Knochen, Hörmer, Geweihe, Hufen, Klauen, Stadheln, Schilde; andere 
tieriiche Gebilde, Därme zu Saiten. — Auf den Weltausftellungen wurden die Ausſtellungs— 
objefte, die aber nicht nur gewerblihe Brodufte im e. S. waren, eingeteilt zu London (1851) 
in 30, zu Paris (1855) in 28, zu London (1862) in 36, zu Paris (1567) in 95, zu Paris (1878) 
in MO lafien. 


mit der Volkszählung am 1. Dezember 1875 vorgenommenen Gewerbezählung*") 
zu Grunde gelegt. Dieje Zählung war die erſte gemeinjame in den Staaten des Deutjchen 
Reichs und lange vorbereitet. Als gemeinjame Gewerbezählungen in Ländern des Deutjchen 
Bollvereind find ihr vorhergegangen, gleichjalld im Anſchluß an die allgemeinen Volks— 
zählungen, die Gewerbezählungen von 1846 und 1861. Bei der erjten unterließ nur Württem:- 
berg von den damals zum Bollverein gehörigen Staaten die Erhebung, die zweite erfolgte 
in allen Bollvereinsjtaaten. 

Alle drei Gewerbezählungen erjtredten fich nicht bloß auf die Gewerbe im e. S. Ber: 
jchieden waren bei jeder der territoriale Umfang des Erhebungsgebiets, der Kreis der ge- 
zählten Gewerbe im e. S. und die Klaffifizierung der Gewerbearten. 


$ 18. Die Gewerbezählung von 1846 *) follte ſich nadı dem Beihluß der Jollver— 
einsregierungen auf der 6. Generaltonferenz (1843) nur auf die Fabriken und fabritmäßig be- 
triebenen kleineren Gewerbe eritreden, aber Preußen beſchloß jpäter die Ausdehnung der Erhebung 


81) Siehe darüber: Die Ergebnifje der Ge— |tiftik ac. 1872; Derj., Die induftrielle Enquete und 
mwerbezählung vom 1. Dezember 1875 im Deut- die Gewerbezählung im deutichen Meich zc. 1878. 
ſchen Reich. Bd. 84. Teil 1 und 2, und Bd. 35.| 82) Die Ergebniffe der erjten Gewerbezählung 
Teil I und 9 der Statiftif des Deutichen Reichs. | find, joweit fie an das Centralbureau des Boll: 
1879. Die Ergebnifie find von Engel bejonders | vereins eingejendet wurden, in 27 Heften (ohne 
bearbeitet für das Reich; Die deutiche Induftrie | Angabe von Ort und Jahr) gedrudt — j. Titel 
1575 und 1861. 2. Aufl. 1881, und für Preußen : |; und Inhalt der einzelnen in Statiftil des Deuts 
Die definitiven Ergebniffe der Gewerbezählung | ſchen Reichs. Bd. 34, 1. Ein. 5.76 —, die der 
vom 1. Dezember 1875 im preußiſchen Staat. | zweiten find 1864 als „Tabellen der Handwerker, 
Bd. 40 und 41. Preußiiche Stariftit. 1878, 1880. der Fabriken, fowie der Handeld- und Transport 
Bahlreihe Spezialergebnifje find auch über Die gewerbe im Follverein, nad den Aufnahmen in 
Ergebnifle in andern deutichen Staaten erichienen. | Jahre 1861 von Gentralbureau des Bollvereins 
Bgl. auh Engel, Die Reform der Gewerbejta- | zujammengeftellt“, publiziert. 
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auf die Gewerbe im mw. ©. überhaupt und auch noch auf andere Berufsarten und bie meiften 
damaligen Zollvereinsftaaten nahmen die weitere Erhebung nad den von Preußen aufgeitellten 
Mujfterformularen vor *”), Dieſe ſcheiden zwei Tabellen: .Gewerbetabelle enthaltend 
die mechaniſchen Künstler, die Anftalten und Unternehmungen zum litterariichen Berfehr gehörig, 
die Handelsgewerbe, Schiffahrt, das Fracht- und Lohnfuhrweien, die Gaſt- und Schankwirtſchaft, 
fowie die Handarbeiter und das Gefinde (A. Mechaniſche Künſtler und Handwerker in 90 $tlafien. 
B. Andere Gewerbetreibende in 14 Klaſſen. C. Anjtalten und Unternehmungen zum litterarifchen 
Verkehr gehörig in 7 Klaſſen. D. Handelögewerbe in 15 Klaſſen. E. Schiffahrt in 2 Klaſſen. 
F. Fradıt:, Stadt: und Reiſefuhrwerk in 2 Klaſſen. G. Gaft- und Schankwirtſchaft in 5 Klaſſen. 
H. Handarbeiter und Gefinde in 2 Klaſſen). 1. Gewerbetabelle der Fabrikationsanitalten 
und Fabritunternehmungen. (I. Geipinfte in 5 Stlafien. II. Gewebe in 29 Klaſſen. III. Mühlen— 
werte in 9 Klaſſen. V. Fabriken in Metall und überhaupt dem Bergbau angehörige oder ver: 
wandte Unternehmungen in 23 Klaſſen. VI. Andere Fabriken in 50 Klaſſen. VII. Vereinzelt vor: 
kommende Fabrifanlagen in 67 Klaſſen. Die IV. Gruppe umfaßte die Dampfmaſchinen, worin 
die Dämpfe mechanisch wirken, in 12 Klaſſen) **). 

8 19. Die Gewerbezählung von 1861 erfolgte in allen Staaten in gleihem Umfange 
und nad gleichen Formularen. Es wurden drei Tabellen aufgeitellt. I. Tabelle ber 
Handwerker und der vorherricend für den örtlichen Bedarf befchäftigten Gewerbetreibenden 
und Stünftler. (I. Bereitung von Nahrungsmitteln, 6 Klaſſen. II. Perfönliche Dienftleiftungen, 
5 Kl. 111. Bereitung von Stoffen für gewerbliche und häusliche Zwecke, 4 KL, IV. Berfertiger 
von Stein, irdenen und Glaswaren, 3Kl. V. Bauhandwerker, 7 RL VI. Maichinen:, Müblen:, 
Wagen: und Schiffäbau, 6 Kl. VIl. Metallarbeiter, 12 Kl. VII. Inftrumentenmacder, 4 RL 
IX. Bereitung von Gejpinniten und Geflehten, 5 Kl. X. Zurichtung von Geweben, 3 Kl. XI. 
Bereitung von Lederwaren, 481. XII, Bereitung fertiger Kleidungsſtücke, 5 KL XIII. Verfertiger 
von Holzwaren, 6 Kl. XIV. Verfertiger kurzer Waren von Holz, Horn, Bein, Metall, Bern: 
ftein, 5 Sl. XV. Gewerbszweige für Stunftdarftellungen und Ausihmüdungsgegenftände, 9 HL 
XVI. Handwerfe und bejtimmt abgegrenzte Gewerbszweige, welche nur provinziell oder nur ört— 
lih vortommen, 38 Kl.). II. Tabelle der Fabriken und der vorherrſchend für den Groß— 
handel bejchäftigten Gewerbsanitalten, ſowie ſämtlicher Dampfmaſchinen und der für gewerbliche 
Zwede arbeitenden mechanifchen Sträfte (1. Zubereitung von Spinnitoffen, Maſchinenſpinnereien 
und Zwirnereien, 10 Kl. Il. Weberei, Zeug: und Bandwarenmanufaktur. A. Gehende Webftühle 
in 8 Kl. B. Fabriten für Gewebe und Zeuge aller Art, 11 Sl. 0. Bleichereien, Färbereien, 
Drudereien, Appreturanitalten, 8 Kl. II. Metullproduftion, 8 8. IV. Fabrifen für Metall: 
waren, 14 Kl. V. Bereitung von mineraliihen und gemifchten Stoffen für gewerbliche, offizinelle 
und häusliche Zmwede, 13 Kl. VI. Zubereitung von Pflanzen: und Tierftoffen für den gewerb- 
lien und häuslichen Bedarf, 10 Kl. VII. Holzwaren, Papier: und kurze Waren, 14 8. VII. 
Verzehrungsgegenftände. 11 SL IX. Andere; abrifzweige, welche in beitimmter Abgrenzung nur 
örtlich oder provinziell vortommen, 58 Kl. Nr. X bezieht ſich auf Dampfmaſchinen). II. Ta- 
belle der — del s⸗- und Transportgewerbe, der Gaſt- und Schankwirtſchaft, ſowie der An— 
ſtalten und Unternehmungen zum litterrariſchen Verkehr (6 Gruppen mit 21 Kl. ) *). 


$ 20 Die Gewerbezählung von 1875*) iſt auch eine Zählung von Gewerben im 


w. ©. Außer auf die Gewerbe im e. ©. erftredte fie fi) audy auf die Ermwerbszweige: 
Kunſt- und Handelsgärtnerei, Fiicherei, Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, 
Handel, nicht poftaliicher Perjonen- und Gütertransport auf Land: und Waſſerſtraßen, per 





83) Engel, Zeitichr. des Preuß. Statift. Bu- 
reau& %. 1870. ©. 161 ff.; Statiftil des Deut- 
ichen Reichs. Bd. 34. Teil I. Einleitung ©. 75 ff. 
Ueber den geringen Wert des Materiald) Engel, 
a. a. O. ©. 163. 

84) Die Spezialeinteilung 1. 
Deutſchen Reihe. Bd. 34. Teil 1. Einleitung 
©. 78 ff. 

85) Die Spezialeinteilung ſ. in Statiftil des 
Deutihen Reichs, 34, Einl. ©. 87 ff., auch in 
Engel, Zeitihr des Preuß. Statift. Bureaus 
%. 1870. ©. 167 ff. Nah Engel ©. 173 ift bei 
der Art, wie die Erhebung erfolgte, die Richtig: 
feit der Reſultate an fich eine jehr zweifelhafte, 
der Grad der Nichtigfeit durch eine Enquete, die 
allein darüber Aufichluß geben fonnte, nicht er— 
mittelt und der Bublifation von 1861 höchſt wahr: 


icheinlich nur „ein verhältnismäßig geringer in- 


nerer Wert“ zuzuſprechen. 
Für die®ergleihung der Ergebnifje der 


in Statiftif des 


Aufnahme von 1861 und der Neichägemwerbezäb- 
lung von 1875 j. obige (Anm. 83) Einleitung 
©. 107 ff., auch Engel, Die Reform der Ge— 
werbeftatiftit 2c 1872. Derſ., Die Ergebnifie 
der Gewerbezählung vom 1. Dezember 1875 ver- 
glihen mit denen der Aufnahme von 1861, in 
der Zeitſchr des Preuß. Statift. Bureaus. J. 
1877, ©. 239 ff., insbefondere ©. 266 fi. 

Das Material der Erhebung von 1861 iſt in v. 
Viebahn's audgezeicdneter, viel zu wenig be- 
fannter und gewürdigter hiſtoriſch-ſtatiſtiſcher Dar- 
ftellung des deutſchen Gewerbeweſens (Statiftit 
des zollvereinten und nördlichen Deutichlands 
Bd. Ill. S. 578—1157) verarbeitet. 

86) Ueber den Gegenftand und die Ausführung 
der Gewerbezählung ſ. die Litteratur in Anm. Bl, 
und über die Zuverläjligfeit der Reſultate die 
Arbeiten von Engel über diejelben, insbeion- 
dere defjen Einleitung in Band 40 der Preußiſchen 
Statiftit. 
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fönlihe Dienftleiftungen von Trägern, Dienftmännern, Lohndienern, Saft: und Schank 


wirtichaft. 

Ausdrücklich ausgefchloffen waren von ber Aufnahme nach $ 4 der Verordnung des Bundes: 
rat3 vom 10. Juni 1875: 1) die von ber Militärverwaltung und der Verwaltung der Kriegsmarine 
betriebenen Arbeiten gewerblicher Natur, 2) der Eifenbahn:, Boit: und Telegraphenbetrieb, 3) 
das Berfiherungswefen, 4) die Heilanftalten, der Gewerbebetrieb der Aerzte aller Art, der Heb— 
ammen, bes ärztlichen Hilfsperfonals, die Totenbeftattung, 5) das Mufitgewerbe, das Theater: 
aewerbe und die Schauftellungen aller Art, 6) der Gewerbebetrieb im Umherziehen, 7) die in den 
Beſſerungs- und Strafanitalten * Beſchäftigung der Inſaſſen ausgeführten Arbeiten, 8) die— 
jenigen Betriebe, deren Produkte lediglich für den Bedarf der eigenen Haushaltung der Gewerbe— 
treibenden beftimmt find. Nicht umfaßte fie ferner die Land» und Foritwirtichaft, den Wein: und 
Obitbau, die Rechtsanwaltihaft und das Notariat, den litterarifchen Erwerb ). 


Die berüdfichtigten Gewerbebetriebe wurden in Gruppen (19), Klaſſen (92), Ordnungen 
(141), und Spezies eingeteilt). Die 19 Gruppen waren folgende: I. Kunſt- und Handels- 
gärtnerei. II. Fifcherei. III. Bergbau, Hütten- und Salinenwejen. IV. Induſtrie der Steine 
und Erden. V. Metallverarbeitung. VI. Berfertigung von Maſchinen, Werkzeugen ꝛc. VII. Che: 
miſche Induftrie. VIII. Induftrie der Heiz: und Leuchtftoffe. IX. Tertilinduftrie. X. Bapier: 
und Lederinduftrie. XI. Induſtrie der Holz: und Schnigftoffe. XII. Nahrungs: und Genuß: 
mittelinduftrie. XIII. Bekleidung und Reinigung. XIV. Baugewerbe. XV. Polygraphifche 
Gewerbe. XVI. Künſtleriſche Betriebe für gewerbliche Zwecke. XVII. Handelsgewerbe. 
XVII. Berfehrögewerbe. XIX. Beherbergung und Erquidung. 


Die Zählung unterſchied allgemein und ftellte feit die Betriebe ohne Gehilfen ober mit nicht 
mehr als fünf Gehilfen („Stleinbetriebe*) und Betriebe mit mehr als fünf Gehilfen („Großbe— 
triebe*). Nah 8 5 der 3. v. 10. Juni 1875 follten bei allen feitgeftellt werden: die Zahl der 
Haupt: und Nebenbetriebe, der Sit und Gegenitand des Betriebs, die Zahl ber Geichäftsleiter, 
unterihieden nadı dem Geſchlecht, die Zahl der männlichen und weiblichen „Gehilfen“ und Lehr: 
linge und die Zahl der etwa verwendeten Web-, Wirk: und Strumpfftühle und Nähmaſchinen 
nit Trittbewegung, bei den Großbetrieben außerdem (durch befondere Fragefarte): die Form der 
Unternehmung, von den zur Zeit der Aufnahme innerhalb der Betriebsräume (reſp. auf Schiffen) 
und als Geſchäftsreiſende beichäftigten Perfonen, unterfhieden nah dem Gefchlecht, die Zahl der 
Inhaber, Pächter, Geichäftsleiter, des faufmänniich und techniſch gebildeten Auffichts: und Ned): 
nungsperfonals (mit Ausichluß der Anhaber, Pächter und Gefcäftsleiter), und der andern Ber: 
fonen nah Altersklaſſen (über 16 Jahre, über 14—16 %., über 12— 14 J. unter 12 J.) und Ehe: 
ftand, ferner die Zahl der im Durchſchnitt des 3. 1875 beichäftigten Hilfsperfonen der letzleren 
Aıt, endlich die Zahl der Umtriebs- und Arbeitsmafchinen, fowie der wejentlichiten charafteriftifchen 
NVorrihtungen und Apparate. Viele Staaten find in ihrer Zählung über dieſe Minimalgrenze 
der Bundesratsbeitimmungen hinausgegangen, wenn aud) nicht in dem Umfange, wie es im Inter: 
eſſe der höheren Brauchbarfeit wünschenswert geweien wäre. 


Die Publikation der Ergebniffe ift vom Reid; für die Gruppen, Klaſſen und Ordnungen 
erfolgt. Dieje Publikation geftattet nicht die genaue Feititellung jener Ergebnifje für die Ge— 
werbe im e. ©., da manche Klafjen und Ordnungen gewerbliche Betriebe im e. S. und 
andere umfafjen ) und die Daten nur für die betreffende Klaſſe reip. Ordnung gegeben 
find. Im Großen und Ganzen deden fich die Gruppen IV—XVI mit den Gewerben im 
e. ©., aber nicht vollftändig; die Gruppen III und XIX enthalten, auch wenn man die 
Hüttenwerfe und Salinen nicht zu den Gewerben im e. S. rechnen will, unzweifelhaft ein: 
zelne gewerbliche Unternehmungen im e. ©. (z. B. Gr. III Drahtfabrifanten:, Gr. XIX die 
Speijewirte) und andrerjeit3 befinden fi in den Gruppen IV—XVI einzelne nicht ge— 


87) Eine empfindliche Lücke der Gewerbezäh— 
fung war, dab die Berhältniffe der Hausin- 
duſtrie nicht gemügend berüdfichtigt wurden. 
S. Engel, Breußiihe Statiftit Bd. 40. Einl. 
©. 17 ff. Die Lüde wurde durch die Berufszäh- 
lung von 1882 ausgefüllt. 

88) Die Gruppenbenennungen beziehen fich auf 
die einzelnen Zweige der Erwerböthätigfeit, die 
Klaffenbenennung auf die Erzeugniffe derielben 
und die Benennung der Ordnungen wiederum 
(mit feltenen Ausnahmen) auf die einzelnen Se- 


werbe. Bei den Klaſſen ohne Ordnungen umfaßt 
die Klaffenbenennung die Betriebäftätten ftill- 
ichweigend mit. Die Zahl der in dem alphabeti» 
ichen Verzeichnis der Gewerbe aufgeführten ein- 
zelnen Erwerbs- und Berufsthätigleiten — Spe: 
zies — (Deutiche Statiftit. Bd. 34. 1. Einleitung 


S. 44 ff.) ift über 3000. 
9 3. B. in Gruppe Ill, Kl. 2, Ord. 2; in 
Gr. IV, 1. 1, Ord. 1; Br. IV, Kl. 8; Gr. IV, 


Kl. 4; Gr. IV, Kl. 5, Ord. 1; Gr. IV, Sit. 5, 
Ord. 3; Gr. XIX, Kl. 1; Gr. XIX, Kl. 2, 
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werbliche Betriebe im e. S.“). Die Zahlen, die man nach den Daten der Gruppen IV—XVI 
für die Gejamtheit der Gewerbe im e. S. giebt, und die Schlüffe, die man daraus für 
die Gewerbe im e. ©. zieht, treffen daher nicht ganz genau zu, aber dody im wejentlichen. 


Die erfte Auflage des Handbuchs enthielt eine große Tabelle (Bd. I. S. 812—818), welche an- 
gab die Zahlen der Gewerbebetriebe am 1. Dezember 1875 in den 19 Gruppen, für die Gruppen 
IU—XVI aud; nad) Klaſſen und Ordnungen, mit den Zahlen der Haupt: und Nebenbetriebe und 
der in ihnen beichäftigten Perjonen, ſowie mit den Zahlen der Betriebe mit O—5 Gehilfen und 
der Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen (mit Unterfcheidung derjelben in drei Kategorien 6—10, 
11—50, 51 und mehr Perjonen). Diefe Tabelle wurde fchon in der 2. Auflage fortgelafien, weil 
diefe Zahlen feitbem im leicht zugänglichen Werfen zu finden find ?’), überdies neuere Zahlen 
nah der Zählung von 1882 vorlagen. Dagegen bringen wir aud in diefer Auflage (S. 520) 
als Tabelle I die Tabelle II der erften Auflage (©. 819) zum Abdrud, die aus ben amt: 
lihen Publikationen befonders zufammengeftellt wurde und an fich für das Verhältnis von Groß— 
und Stleinbetrieb von Wert ift, in dieſer Hinficht auch den Vergleich mit den Rejultaten der Zäh— 
lung von 1882, welche in der Tabelle II (S. 521) gegeben find, ermöglicht. 


Die Tabelle I (S. 520) weift für jede der 19 Gewerbegruppen die Zahl der Haupt: 
und Nebenbetriebe und die Zahl der Seichäftsleiter und der Hilfsperfonen — nad) dem 
Geſchlecht unterſchieden — bei den Betrieben ohne Gehilfen oder mit nicht mehr als 5 Ge— 
bilfen („Kleinbetriebe*) einerjeit3 und den Betrieben mit mehr als 5 Gehilfen („Großbe: 
triebe*) andererjeit3 nad. Die Gefamtzahlen für die Gruppen IV—XVI find in der legten 
Reihe angegeben. 

g 21. Am 5. Juni 1882 fand in Verbindung mit einer allgemeinen Berufszählung *") 
eine neue Gewerbezählung”) ftatt. Sie war wie die von 1875 eine Gewerbezählung 
im w. ©., umfaßte aber noch einige weitere Erwerbszweige (die gewerbsmäßige Tierzucht 
außer der Zucht landwirtichaftlicher Nußtiere, das Verſicherungsweſen, die Zeichenbejtattung, 
den Hafen: und Lootjendienjt). Ausgeichlofien waren von der Erhebung Land: und Forit- 
wirtichaft, Zucht landwirtſchaftlicher Nuptiere, ärztliches und geburtshilfliches Perſonal, 
Heil- und Kranfenanftalten, Mufit: und Theatergewerbe, Schauftellungen aller Art, Ge: 
werbebetrieb im Umberziehen, wiſſenſchaftliche, Unterrichts: und Erziehungsunternehmen, 
jowie Eijenbahnbetrieb außer Straßenbahnbetrieb. 

Zu den 19 Gruppen fam (al$ Nr. XVIII) eine neue Gruppe hinzu: Berficherungsge- 
werbe. Die 20 Gruppen waren folgende: I. Kunſt- und Handeldgärtnerei; Baumjchulen. 
II. Gewerbömäßige Tierzucht (ohne die Zucht landwirtichaftliher Nußtiere) auch Filcherei. 
Il. Bergbau, Hütten: und Salinenwejen, Torfgräberei. IV. Induſtrie der Steine und 
Erden. V. Metallverarbeitung. VI. Maſchinen, Jnftrumente und Apparate. VII. Chemiſche 
Induſtrie. VI. Sorjtwirtichaftliche Nebenprodukte, Leuchtftoffe, Fette, Dele und Firniffe. 
IX. Zertilinduftrie. X. Papier und Leder. XI. Holz: und Schnigftoffe. XII. Nahrungs: 
und Genußmittel. XIII. Bekleidung und Reinigung. XIV. Baugewerbe. XV. Bolygraphiice 
Gewerbe. XVI. Künftleriiche Gewerbe. XVII. Handelsgewerbe. XVII. Verſicherungsgewerbe. 
XIX, Bertehrögewerbe. XX. Beherbergung und Erquidung. Die Gruppen wurden aud 
wieder (außer I und XVI) in Klaſſen (96), die Klaſſen meijt in Ordnungen (246) gejchie: 
den, die Zahl der einzelnen Getverbebenennungen war 6459. Die Drdnungen umfaffen in 
der Hegel nod) verichiedene, aber einander nahe verwandte Gewerbe. Gegenüber der Zäh— 
lung von 1875 wurden mehrfache Aenderungen in der ſyſtematiſchen Einteilung vorge: 
nommen, teil® durch weitere Zerlegung einiger Ordnungen, teils durch Umjtellung und 
anderweitige Zuſammenfaſſung der Gewerbe zu Ordnungen und Klaſſen, teils endlich durch 


90) In Gr. IV find insbefondere eine ganze! Reich. 2. Jahrg. 1881. S. 38 ff. 
Neihe von Zweigen der Urproduftion enthalten, 92) Statiftil des Deutichen Reiche, Neue Folge 
ferner in ®r. VII, 81. 8, Ord. 1 die Abfuhr- | Bd. II, III, IV. 1884. Bd. V. 2 Teile 1884. 18%. 
und Desinfeftionsanftalten, Ord. 3 die Scharf- | 98) Die Refultate find veröffentlicht in: Sta- 
richterei, in Gr. XI, Kl. 8, Ord. 1 die Waſſer- | tiftit des Deutichen Reiche. Neue Folge Bd. VI. 
werfe und Waflerverforgungsanitalten. ı Gewerbeftatiftit des Reichs ıc. Teil 1. 1885. 
91) Statiftiiched Jahrbuch für das Deutiche | Teil 2. 1886, 
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den Hinzutritt der 1875 nicht berüdfichtigten Gewerbe. Die Erhebungen waren umfang: 
reichere als 1875. Bor Allem ift in diefer Hinficht die fchon früher erwähnte (S. 494 ff.) 
Ausdehnung auf die Hausinduftrie und die genauere Feſtſtellung des Umfangs der ein: 
zelnen Betriebe (d. h. der Zahl der in ihnen beichäftigten Perfonen) hervorzuheben. Die 
Betriebe wurden wie früher in Haupt: und Nebenbetriebe, außerdem in Alleinbetriebe ohne 
Motoren °*) einerjeitd und in Mitinhaber-, Gehilfen: und Motorenbetriebe andrerjeits ge- 
ihieden. Für das Perjonal derjelben wurde nicht bloß der Stand am Zählungdtage, jon: 
dern teilweife auch der mittlere Stand im Jahre bezw. in der Arbeitsperiode, aljo die 
Bahl der in der Regel in einem Betriebe beichäftigten Perjonen ermittelt. 

Die Tabelle II (©. 521) enthält für die Gruppen IV—XVI die Bahl aller Betriebe 
(Sp. 2), der Hauptbetriebe (Sp. 3) und des Perſonals der legteren (Sp. 4) am 5. Juni 1882, 
jodann (in Sp. 5—7) die Zahl der Alleinhauptbetriebe ohne Motoren und des männlichen 
und weiblichen Perſonals in denjelben am 5. Yuni 1882, ferner die Zahl aller Mitinhaber-, 
Gehilfen- und Dlotorenhauptbetriebe am 5. Juni 1882 (Sp. 8), und nah Durchſchnittsangabe 
die Zahl diefer Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen (Sp. 9), ſowie die Zahl der durchſchnittlich 
in diefen Hauptbetrieben bejchäftigten Perjonen mit Unterfcheidung von drei Kategorien von 
Betrieben — ohne Gehilfen, 1—5 Gehilfen, mehr ald 5 Gehilfen — (Sp. 10—13), end: 
fih noch (Sp. 14) die Summe aller in den Hauptbetrieben beichäftigten Perfonen, teils 
nach dem Stande am 5. Juni 1882, teild nah Durchſchnittsangabe. 

Die Tabelle II (©. 522) ergänzt die Tabelle II durch die Zahlen der Hauptbetriebe 
und des Perſonals derjelben, (beide nach Durchichnittsangabe), in denen 6—10, 11—50, 
51—200, 201—1000, und mehr ala 1000 Berjonen (inkl. Sejchäftsleiter) bejchäftigt werden. 

$ 22. Die Tabelle IV (S. 522) giebt aus den Gruppen IV—XVI inkl. Hüttenbetrieb 
das Perjonal der gewerblichen Berufsarten (Ordnungen reſp. Klafjen ohne Ordnungen), 
in denen am 5. Juni 1882 über 10000 erwerbsthätige (ausſchließlich oder Hauptjächlich 
dem Beruf zugehörende) Perjonen gezählt wurden ®), mit Unterjcheidung der jelbjtändigen 
Berjonen und der Gehilfen, in der Reihenfolge der Gewerbe nad der Gejamtzahl der Er: 
werbsthätigen an. Als jelbjtändige Berjonen wurden gezählt: Selbjtändige für eigene Red): 
nung und jonftige Gejchäftäleiter, fjowie jelbjtändige Gewerbetreibende, die in der eigenen 
Wohnung für ein fremdes Geihäft — zu Haus für fremde Rechnung — arbeiten, ala Ge— 
hilfen: nicht Leitende Beamte, jomit alle übrigen Gehilfen (Lehrlinge, Fabrik-, Kohn: und 
Tagearbeiter, einjchließlich der im Gewerbe thätigen Familienangehörigen und Dienenden). 

Dieje Tabelle giebt einen Leberblid über die Bedeutung der einzelnen Berufsarten als 
Erwerbs: und Ernährungsquellen der Bevölkerung, ebenjo eine Jlluftration zu der vorher 
(S. 504 ff.) erörterten thatjächlichen Berbreitung und Bedeutung des SPleinbetriebs in 
Deutichland. Eine Zufügung der betr. Zahlen von 1875) mußte unterbleiben, weil die 
Aenderung in den Hlafjen und Ordnungen eine jolche nur für einen Teil gejtattete. 

Eine neue Gewerbezählung mit wejentliher Ausdehnung der Feititellung gewerb- 
licher Betriebsverhältnifje wurde im Deutſchen Neih am 14. Juni 1895 vorgenommen, 
aber e3 find zur Zeit (Mai 1896) noch feinerlei Ergebniffe derjelben veröffentlicht worden. 
Nachdem Vorgange Deutichlands haben au in der Schweiz (1888), Dejterreich (1890), 
Ungarn (1891) und Frankreich (1891) neuere Berufs: und Gewerbezählungen jtattgefunden 
und in England und den Vereinigten Staaten find neuerdings mit den Bolfszählungen auch 
Berufsermittelungen verbunden worden. ©. dar. die Arbeiten von P. Kollmann (in Anm. 78) 
und über Die Ergebnifje diejer Zählungen im Hdb. Band III. V. 2. die Abh. Statiftif. 

94) Die von einem einzelnen Geſchäftsleiter ſtiſches Sun für das Deutjche Reich. 5. Jahrg. 
ohne Verwendung eines durch Elementarfraft be- | 1884. S. 11 ff. 
wegien Triebwerld oder eines Dampfkeſſels ohne 96) Die ausführliche Angabe derjelben j. in 


Kraftübertragung geführten Betriebe. Statift. Se für das Dentiche Reich 3. Jahrg. 
95) Die Zahlen find entnommen aus: Stati- 1882. ©. 35 ff. 





520 


Tabeltlel. 
Zu $ 20. ©, 518, 
* Haupt⸗ und Nebenbetriebe und das } Berfonel ber — und * im —— Reid, Gewserbegäblung ı vom 1. Dezbr. 1875, 


















































0-5 * r ala ; 9 
0-5 Gehilfen mehr als 5 Gehilfen 
Gewerbegruppen Gehitfen PR en ws 

— | Neben: — Geſchaftsleiter Hilfsperfonen | | Zufammen | Geihäftsl. | Hilfeperfonen | Iufammen 

u be: be: be: Den en ee —— Verſonen — LE he r Verfonen 

. triebe | triebe | triebe | männl. | weibt. | männl. | weibl, en. so männl, weib, männl. weibl. | Sh 

en once aa 51] 6 ı 7 ı 8 ı 98 Iı 0 ı N ıBı WB ı a ı 1% 

I. Kunſt- und Handelsgärtnereil 18131) 567 2 | 12008 637 630 197 20882 A 10 3197) 1161| 48612 
U, Fiicherei . . 15629) 1240) 33 3 155583 344 3176 140 19213 51 — | 355 7 413 
III, Bergbau, ütten- u. Sal.wefen 4870 644 3006| 90 4396 107 4740 1324 10540 2528 29 409 624 10485) 422 666 
IV. Ind. der Steine und Erden 44754 3991| 6637| 109%] 42994 1176 4758 2279 922307 6977 203 150 845| 153238) 173348 
V. Metallverarbeitung . . . .| 1592281 3873 5291| 991] 157372 2470 121036 1568. 282446 6408 159 118502) 12237 137306 
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v1. eg Anduftrie . » 
VII. Ind, d. Heize u. Keudtftoffe 
IX. Tertilinduftrie ee ; 





9519 43881 513019 9633 309 214 1101189 691 





X. Bapier und Leber . . 53723] 2507 2929 450] 52554 1410) 40788 2183 %925 3627 110 60678 25945] 90 360 
xl Ind. d. Holz u. Schnigftoffe 128256 4561 373604 5670 111 76658 8005 90444 
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XII. Nahrungs: und Genußmittel 
XII. Belleidung und Reinigung . 
XIV. Baugewerbe . . > 
XV. Polygraphiſche Gewerbe . . 
XVI. Künſtil. Betr, f. gewerbl, Zwede 
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Zufammen Gewerbegruppen IVY—XVIl2 178 739 115 213 56 379 | 9 si 751 157. 425 166 953 252 
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Tabelle II. 


I und al d triebe (1882) mit ala 5 
a Me —— =” ae 























Zu S 22, ©. 519. 
Gewerber| 6-10 | 11—50 | 51200 | 201 — -1000 ae als 1000 
gruppen | g.. Ber | Be -n — — 
triebe | jonen | triebe Verſonen zebe Verſonen tie Berfonen tiche |Beinm 











ı [2ej8]ı4 5 6| 7 s| 9 TI ı 
iv. | 471137005| 4829| 98722 | 755 66204 | 116 | aase | 4 | 6768 
v. | 2384 19060] 2675| 67358 | 609, 54664 | 91 | 29490 | 1 | 1081 
VI. | 1369 11109) 2280| 50876 | 670 62344 | 209 | 88659 | 15 | 20596 
vil. 385 3093| 67ı| 154 | 210) 20155 | 36 | 12615 | 2 | 3808 
viii 484 3964 634 | 12980 | 105 925 | 14 1 — | — 
IS. | 2613 21080] 4394| 100728 | 1668 160790 451 | 167985 | 15 | 18988 
X. | 1433 11647] 1871| 40425 | 409 35788 | 72 | 24976 | 1 | 164 
xl. | 2722 21761] 2488| 48598 310 368 | 18 | 520 | — | - 
xii. | 5307. 42146 4100| 84571 954 9571 170 | 51815 | 1 | 11% 
XII. | 4330 34208 2595| 48168 ° 386 25013 | sed EI e 
XIV. | 4644187291 7080 141527 849) 66102 78 | 4198 | 8 | 5369 
XV 927 T5S9 1238| 26054 | 175 1585 , 11, 8556| — | — 
xvi 173 1896 123, 2186 4 20 | — - FOR | * 





Tabelle IV, 
Die Gewerbe mit über 10000 Erwerbsthätigen nad) der Zählung vom 5. Juni 1882. 














Zu 8 22. ©. 519. 
a Berufsart Se: | um 
ige bilfen | @3> 
| — — —— 
er 1181184 429 32 
2, | Maurer . . — ER OT 270 
3. | Schneiderei (S hneider und Schneiderinnen) 695 
4, | Näherei (Näherinnen) . . 607 123 
5. | Weberei infl. Bandweberei als Hausbetrieb 202 607| 78 230 1 
6. | Tifchlerei und Parketfabrifation . . 645.276 321 
7. | Bauunternehmung erfl. Feldmeſſer und Baugewerbe im e. © 15 300/196 565/211 865 
8, Weberei inkl. Bandweberei als —— —— 1 63 86 3621198 317 
9, immerer . ge “220000. + | 32 581]161 1991183790 
10, äderei und Konditorei a a 183 30 
11. | Grob: und Sufihmibe - - - > 2 2 2 2 2 2 2 0 en 87 306159 142 
12. Sleiicherei — re een ee + | 60684] 699971180681 
13, | Schlofjerei (int. Seldichränte) 5 ae a 322 128 39 
14. | Ziegelei, Thonröhrenfahrtfatton 3 ERS En 12932338 
15. | Hüttenbetrieb (auch Friſch- und Stredwerte) ea an ut 248120 647121 8% 
16. | Mühlen (Getreide:, Mahl-, Schäl) . ————— 72 836.118. 091 
17. | Spinnerei, Hedhelei, aspelei 2c. als Fabrikbetrich . u 398 113 175 
18. | Verfertigung von Maſchinen, Werkzeugen, Apparaten u 32 240 109 722 
19, Waſchanſtalten, —— En 5* ER 2) 17 60210264 


20, | Tabakfabrifation.. . . ea 368) 81392) 96 760 


21. | Stubenmalerei, Staffirerei, Anftreicherei 

22, | Stellmaderei, Wagenbau . . 

23. | Marmor:, Stein:, Schieferbrud: grobe M.-, St.-, Sa. waren x. 
24, | Bleicherei, Färberei, —“ — von Soinn i ehnoen 
25. | Mälzerei, Brauerei . . —— —25 
26, ! Buddrud, Steine ꝛc. DE 5 6 
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Noch: Die Gewerbe mit über 10000 Erwerbsthätigen nad der Zählung vom 5. Juni 1882, 




















Erb Erwerbäthätige 
Nr. Berufsart + | ee | @umme 
bige hilfen Sp. 2—3 
| 1 2.787 4 
27. | Sattlerei, Riemerei - : © 2 2 2 2 2 2 nennen. 12745 81 705| 58 950 
28. | Böttcherei . . u 005 26 490) 58495 
29. | Stricerei, Wirkerei (Strumpfivaren) vbauebetrieb 220202138075) 13588| 51 663 
30. | Slempnerei, Blechwarenfabritation . . ER OR NE 18.438) 32 927| 51 355 
31. | Verf. v. Senſen, Meffern, eif. Geräten u. Kurzwaren, — 18428 30922] 49 350 
32. | Verfertigung von Papier und Pappe ’ 3676 44 680| 48 356 
33. | Dredslerei, Dreh: und Schnitzwaren, Korkichneiberei > 2. .1 20322 26 321| 46 643 
34. | Gerberei, Bergamentfabr., Färben, Ladieren von — x . .10588 38 988 44 521 
3. | Buchbinderei und Sartonnagefabrifation. . . . >. . 511938 30514| 42 452 
36. | Töpferei, feine Thonwaren . - >» 2» 2 2 2 2.2"2 20% .] 11396) 25788] 37184 
37. | Bader, Haarichneiber . 222...» | 21044 15624] 36 668 
38. | Bußmaderei, künftliche Blumen und Federn “2.2.0.0. 118 265 18151) 36 416 
39. erlige leider und Wäſche (Konfeltin) . - 2 2 2... 12481) 22988] 35469 
40. ifengießerei und Emaillierung von Elfen . . : 2 2 2 0. 931 34237 35 168 
41, uts und ——— — ———— ꝛ2c.... 13598 20221 38819 
42, orbmacherei . . ; “2. 421206 11 972] 83 178 
43. | Rofamentenfabrifation . . . een... . 1 14666 17 547) 92218 
44. —— und Konſervierun ...3195 26742) 31 937 
45. erarbeitung edler Metalle Fir SER xc. 6551| 23548! 30 099 
46. unedler Metalle (außer Eiſen, Kupfer) Metallleg . 5414 24649 30 063 
47. Slashütten, Glasveredlung, Glasbläferei vor der — . 1 2869 26 855 29724 
48. | Daddeder . . i . . „| 11911! 17095) 29 006 
49. | Fanence- und Porzellanwarenfabrikation 22 22.2... 4 1 M0| 26 150 28 090 
50. | Verfertigung von Zeitinftrumenten (Uhrmaher) . . » » . „| 18830] 18891| 27 721 
51. Zante, Stiderei, Spigenfabrifation als Hausbetrieb . . . . | 23802! 2450| 26252 
52, pinnerei, Hechelei, Haspelei ꝛc. ald Hausbetrieb . . . 119496) 4679| 24175 
53, | Künftler (Stunt: Dealer, een und fünftler. Gewerbe . . | 8908| 14 990| 23 893 
54. | Branntwein:, Liqueur:, Preßhefefabritation . . 5503| 16 487 21990 
55, Verfertigung von Kämmen, Bürsten, Pinſeln, Stöden, Schirmen ıc. | 8525) 13291 21 816 
56. PR „ groben glatten Holzwaren und Holzftiften . . | 12839 8598 21437 
57. a „Stiften, Nägeln, Schrauben, Nieten, Stetten ac. | 8257 11910. 20 167 
58, = „ Holenträgern,Strawatten, Handichuhen,storjetts 2c. | 8527 11519 20 046 
59. | Schiffebau - - » 2 2 2 2 En nee een. | 1160| 18874 20089 
60. Glaſeerr... 44111901 8081190 982 
| 
61. | Kied:, Sand», Half, Cement⸗ zc, —— TEE 2.058 17413) 19471 
62. Tapezierarbeiten . een en. 6482) 12345) 18777 
63. | GSeilerei, Reepichlägerei, Netze, Se el. . > .2..1 9076| 9570 18646 
64. | Ehemifhhe, pharmazentifche, olograpbiche Präparate - . ..4 1485 17076 18561 
65. | Rübenzuderfabrifation und — ———— ur — 630 17834 18 464 
66. | Striderei, Wirkerei —— als Fabrifbetrieb . >... 1602 15861 17468 
67. | Verf. v. mathem., phyſik. hem., hirurg. Inſtr. u. Appar. . „1 5004 12070 17074 
68. | Weberei und Srlechterei von Holz, Stroh, Baſt, SUR .. ..11722 5316 17038 
69, | Asphaltierer, Steinjeger, Brunnenmader . . . > . .1 4864 10700 15564 
70. | Berfertigung von mufifaliihen Inftrumentn . » 2 2» 2. ..] 5699 98312 15011 
71. | Holz» und — — — —— ERROR . 1 3343 11453 147% 
72. | Mpotheler . . . . 1 4829| 7593 12422 
73. | Kupferfchmiede . . „1 83777 7551| 11 328 
74, | Nähnabel:, Nadlerwaren:, Drahtgewebe⸗ x. fabrifation , 2251 8817 11068 
75. Verfertigung von vegetabil. EEUEHRBRNER 2 10, 16, . 1384 9523 10907 
76. arbmaterialien, auch Tierlohle x. . . } 813 9735 10548 


7. fenſetzer und Schornfteinfeger » » = =» 2 2 9 14660 5814 10474 
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4. Dergute Zufltand des Gewerbewefens. 


$. 23. Es ift jchon in $ 2 hervorgehoben worden, daß bei der wichtigen Bedeutung des 
Gewerbeweſens für die moderne Volköwirtichaft und bei der Abhängigkeit desjelben von 
dem Verhalten der Menjchen (Einzelne, Gejelliaft, Staat und Kommunen) die Sorge für 
einen guten Zujtand des Gewerbeweſens eine der wichtigiten Aufgaben jedes Kulturvolkes 
ift. Worin befteht ein joldher Zuftand ? E3 kann ſich hier zunächft nur um die Angabe der 
allgemeinen Bojtulate handeln, deren Realifierung ihn herbeiführt. Dies dürften 
vorzugsweiſe folgende jein: 

1) Möglihft große und mannigfaltige Produktion. Die gewerbliche Produktion muß ent: 
ſprechen der vollen Leiftungsfähigkeit der vorhandenen Kräfte (der für fie disponibien 
Arbeits-, Kapital: und Naturkräfte), doch dürfen bei der Verwendung von Arbeitäfräften 
durh das Streben nad möglichft vollftändiger Ausnutzung derjelben nicht die ethiſch be: 
rechtigten Anſprüche des arbeitenden Menjchen und die fittlihen Zwede und Ziele der 
Volkswirtſchaft gefährdet oder verlegt werden (vgl. darüber die folgende Abhandlung). Sie 
muß ich aber auch innerhalb der Grenzen des Bedarfs und des geficherten Abjages (im 
Julande und Auslande) halten, jo daß Ueberproduftion und Abjapkrijen möglichjt vermieden 
werden. Je mannigfaltiger fie die Produkte bildet, um jo höher ift das Genufleben des 
Volkes, ſoweit es durch den Gebrauch gewerblicher Produkte bedingt wird. Aucd die Er: 
portfraft kann dadurch gefteigert werden. 

2) Möglichjt wirtichaftliche Produktion d. i. Herftellung der Produkte mit dem geringjten 
Koftenaufwand. Die Durdführung diejes Prinzips in der Eigenwirtichaft wie bei der An- 
lage und dem Betriebe der Unternehmungen (richtige Beftimmung der Form, der Art und 
de3 Umfanges, des Standorts, der technijchen Betriebsorganifation der Unternehmungen zc.) 
hat aber gleichfalld die Grenze innezuhalten, welche für die Verwendung der menschlichen 
Arbeitskraft durch die Ethik, die Religion und die fittlichen Zwede und Biele der Volks 
wirtichaft gezogen wird. 

3) Möglichſt jelbjtändige nationale Produktion. Die Aufgabe ift hier nicht eine nationale 
Selbftändigfeit im Sinne der Merkantilijten, jo daß alle Gewerbsprodukte für den inlän- 
diſchen Bedarf im Inlande hergejtellt werden, auch wenn die Herſtellungskoſten und Preiſe 
derjelben dauernd höher find, als die der ausländischen, und daß die Konkurrenz des Auslandes 
auf dem inländiichen Markt unbedingt verhindert wird, jondern eine Selbftändigfeit nur 
in der Art, daß alle Produfte, die man billiger oder doch gleich billig wie dad Ausland 
herjtellen könnte, im Inlande hergeftellt werden (vgl. die Abh. XXIV). 

4) Möglichft regelmäßige Produktion, gejicherter Abjag und normale Preisbildung. Es 
jollte eine jtetige ununterbrochene Verwendung der Arbeits: und Kapitalkräfte jtattfinden, 
der Betrieb feinen Abſatz- und Produktionsftörungen ausgejegt fein, der reine Kapitalertrag 
(abzüglich der Rifitoprämie) der durchſchnittlichen reinen KRapitalrente entjprechen, das Ar: 
beitseinftommen ein regelmäßige und im richtiger Höhe jein, jede monopoliftiiche Preis- 
bildung, joweit fie nicht auf unvermeidlichen natürlihen Monopolen beruht, fortfallen. 

5) Leichter Erwerb guter preiäwerter Waren. Eine berechtigte Forderung im Intereſſe 
der Konjumenten. 

6) Gute gejunde Verhältniſſe der gewerblichen Bevölferung (Unternehmer und Hilfs- 
perjonen) in öfonomijcher, jocialer und politiicher Hinficht. Für die Unternehmer ergeben 
ih hier die Forderungen eines möglichjt geficherten und genügenden Einkommens, einer 
höchſten Entfaltung und Verwertung der individuellen Kräfte, einer focialen Klaſſenord— 
nung von fleinen, mittleren und großen Unternehmern, in welcher die Heinen und mitt- 
feren Unternehmer in geficherter Eriftenz mit gemügendem Eintommen überwiegen, einer 
joliden, reellen, ehrenhaften Geſchäftsführung, einer guten Ausbildung, eines jorgenden 
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und humanen Verhaltens aud in Bezug auf ihre Arbeiter ꝛc. und für die gewerblichen 
Arbeiter die in der folgenden Abh. XXII zu erörternden Boftulate, deren Erfüllung die 
Löjung der gewerblichen Wrbeiterfrage ift, dazu die Forderung einer guten technijchen wie 
moraliſchen Ausbildung der Lehrlinge (vgl. Abſchn. LIT). 

Wo dieje Pojtulate wirklih erfüllt find, wird das Gewerbewejen auch den für alle 
Zweige der Boltöwirtichaft gebotenen jteten Fortichritt zeigen, jowohl in der eigentlichen 
Technik ald darin, daß in ihm die Poftulate der Humanität und Gerechtigkeit in einem 
immer höheren Grade realifiert werden und die Volkswirtſchaft die Baſis eines immer 
höheren Rulturlebens der Einzelnen und des Volkes wird (j. Hob. Band I, ©. 16,29). Die 
Berwirflihung der Boftulate ift eine jehr große und jchwierige und vollftommen kaum zu 
erfüllende Aufgabe, fie hängt ab von dem richtigen Verhalten der Geſetzgebung, der öffent: 
lihen Berwaltung, der Einzelnen und der Gejellichaft. 


I. Dierehtlihe Ordnung des Gewerbewefens. 
1. Die Gewerberedtsfyftemeimallgemeinen. 


o” ad, 2 Aufgabe des Staats in Bezug auf das gewerbliche Leben in 3. f. St.W. 23 (1867) 

.39 ff. 9. Held, Art. Gewerbe in Bluntichli-Löning, es Bd. II. W. A. Lette, 
wi Gewerbe in Rotted-Welder, a 3. Aufl. Bd. IV. Schäffle, Art. Gewerbe in 
Bluntihli, St.W, Bd. IV. Roſcher, ©. Ill. 8 127 fi. 

$ 24. Die rechtliche Ordnung des Gewerbewejens kann nad dem Maß der individuellen 
Freiheit in der Gründung und dem Betrieb der gewerblichen Unternehmungen, in der Be: 
nugung und Verwendung produftiver Kräfte für Gewerbözwede und nad) dem Maß der 
pofitiven Mitwirkung der Staatsgewalt an der Pflege und Förderung diejes Produktions: 
jweiged eine jehr verjchiedene fein. Hierauf beruht die Unterjcheidung von Gewerberecht: 
ſyſtemen. Diejelben lafien fich im Allgemeinen zunächſt in Syſteme der Gewerbefreiheit und 
der Gewerbeunfreiheit teilen. 

1) Bei den Syſtemen der Gewerbefreiheit ijt die Freiheit der Einzelnen in der 
Gründung und dem Betrieb der gewerblichen Unternehmungen das Grundprinzip der Rechts— 
ordnung. Der Staat überläßt ausschließlich oder doch im wejentlichen dem freien Willen 
der gewerblichen Bevölkerung die Geftaltung der gewerblichen Produktion und der jonftigen 
gewerblichen Zuftände. Dieje Freiheit kann eine abjolute oder eine beſchränkte jein. 
Jene, das deal der Phyfiofraten, des Smithianismus und der Mancheſterdoktrin“) ift 
in feinem modernen Kulturſtaat durchgeführt”). Bei dieſer ift die Freiheit des Einzelnen 
die Regel, aber fie ift feine jchranfenlofe; es bejtehen Ausnahmen im öffentlichen Intereſſe, 
und neben der &ewerbefreiheit die Gewerbeordnung und eine pofitive Mitwirkung des Staats 
an der Pflege und Förderung des Gewerbeweſens. Dieſe Gemwerbefreiheit ift das in der 
Gegenwart herrſchende Syſtem und diejenige, welche ald „Gewerbefreiheit“ jchlechthin be: 
zeichnet wird. Bei ihr find im Einzelnen noch wieder erhebliche Unterjchiede möglich, die 
Schranken künnen in größerer oder geringerer Zahl vorhanden, weitere und engere, und 
die pofitive Mitwirkung des Staats kann größer oder geringer jein. 

2) Bei den — — der Gewerbeunfreiheit iſt nicht die Freiheit der Einzelnen 


m Bi über dieſe verjchiedenen Richtungen Pa eine ganz andere Wirkung und Bedeutung. 
die A im Hdb. Band I Abt. 11 S.91 ff. | Die jchranfenlofe Gewerbefreiheit und die Politik 
“bh. I ©. 67 fi. des laisser faire und aller auf diefem Gebiet war 

98) Eine ſolche Freiheit beſtand im Altertum | zweifeldohne o auch eineder Urjachen des Untergangs 
in einer Reihe von Staaten, in Rom unter der | der antifen Staaten und der Vernichtung der an: 
Kepublif wie unter dem Kaiſerreich (j. $ 27). tiken Kultur durch rohe Barbarenvölfer. In Frank— 
Aber neben der vollen Gewerbefreiheit eriftierte | reich war die Gemerbefreiheit eine faſt unbe- 
die Sflaverei und dadurd) Hatte die Gewerbefrei- ſchränkte kurze Zeit nad) 1791 (j. dar. unten $ 47). 
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fondern die obrigkeitliche Regelung und Bevormundung mit weitgehender Beſchränkung der 
individuellen Freiheit dad Grundprinzip der Rechtsordnung. Die Obrigkeit übernimmt in 
erjter Meihe die Sorge und Verantwortung für die Lage der Einzelnen und für den Ge 
jamtzuftand des Gewerbemwejens. Als Syfteme diejer Art find in der Gejchichte vornehmlich 
jeit dem Mittelalter das Zunftſyſtem ımd jpäter das Syftem der obrigkeitlichen 
Konceffionierung ausgebildet worden. Bei jenem beruht die Regelung auf der Organi- 
jation von Bünften und auf dem Prinzip des Zunftzwanges (f. $ 32 ff.); die Berechtigung zum 
Gewerbebetrieb ift in der Negel abhängig von dem Beitritt zu einer Zunft oder von bejon- 
derer obrigkeitlicher Genehmigung. Bei diefem beruht der Gewerbebetrieb im Allgemeinen 
auf ftaatlicher Konceffion, die teild generell gejeglich geregelt und ein Hecht des Einzelnen 
ift, teils mit Nüdficht auf die beim Gewerbebetriebe hervortretenden Interefjenkollifionen im 
einzelnen Fall durch obrigkeitliche Verwaltungsorgane erteilt wird (ſ. 8 37 ff.). Bu den 
Syftemen der Unfreiheit, und der denkbar größten, gehören auch die fom muniftijchen und 
jocialiftifhen Gewerberechtsſyſteme, d. h. die die individuelle Bewegungsfreiheit und 
Berantwortlichkeit aufhebende Regelung der gewerblichen Thätigfeit in fommuniftiichen oder 
jocialijtiichen Gemeinwirtichaften (vgl. dar. Hob. Bd. I Abh. III). 

8 25. Die rechtliche Ordnung des Gewerbewejens bei den heutigen Kultur 
völkern ift, wie erwähnt, ein Syftem der Gewerbefreiheit. Dasjelbe ift in den 
meiften Staaten erft im legten Jahrhundert zur Geltung gefommen umd an die Stelle 
eines Syſtems der Gewerbeunfreiheit getreten, welches im Allgemeinen auf der recht 
lihen Scheidung von Handwerk und Induſtrie (j. oben $. 5) beruhte und beide Gewerbs- 
arten verjchieden regelte, häufig and in der Rechtsordnung zwijchen dem Gewerbebetrieb 
in den Städten und auf dem Lande umterjchied, und für welches folgende, in der neuen 
Ordnung fortgefallene, Beſchränkungen befonderd Harafteriftijch waren: 1) Der 
jeibftändige Gewerbebetrieb war in der Regel abhängig von der Zugehörigkeit zu einer gewerb- 
lichen Korporation (Zunft, Innung) oder von bejonderer obrigkeitliher Konceffion. Der Ein: 
tritt in die Korporation jtand aber nicht Jedem frei, jondern war von Bedingungen abhängig, 
deren Erfüllung nicht immer in der Macht des Bewerber lag. Er hing nicht jelten von 
dem Willen der Korporationsmitglieder ab, die ihnen unbequeme oder jonft unliebjame Per: 
jonen, auch wenn dieje an fich zum Gewerbebetrieb völlig qualifiziert waren, an dem Eintritt 
verhindern fonnten. Die eventuelle Gefährdung des Erwerbs der Mitglieder war häufig nicht 
nur thatjächlich, fondern auch rechtlich) ein Ausſchließungsgrund gegen Bewerber. Und wo 
ausdrücklich obrigkeitliche Konceſſion gefordert wurde, hatte die Willtür der Beamten in der 
Negel auch einen großen Spielraum, Rüdficht auf die Sicherung der Eriftenz der bisherigen Ge— 
werbetreibenden konnte auch bei ihren Entſcheidungen maßgebend fein. 2) Vorausſetzung für 
den Betrieb eines zünftigen Gewerbes war in allen Fällen eine beftimmte Art ber tech— 
nijchen Ausbildung, gewöhnlich eine beftimmte Lehrlingszeit, Gejellenprüfung, Gejellen: und 
Wanderzeit. 3) In den meiften Handwerkögewerben eriftierte die Meifterprüfung. 4) Be 
ſchränkt war die Niederlaffung für Unternehmer wie Lohnarbeiter, teils durch hohe Gebühren, 
teild durch disfretionäre Befugniſſe der Ortsobrigteit. 5) HZahlreihe Bann: und Zwangs— 
rechte und gewerbliche Privilegien beftanden, ebenfo 6) Betrieböbeichränfungen der Gewerbe: 
treibenden mannigfachjter Art in Bezug auf die Art ihrer Produkte und den Umfang ihres 
Betriebes, die Zahl und Urt ihrer Hilfsperfonen, endlich 7) hie und da auch noch obrig- 
feitliche Preistaren für gewerbliche Produkte. Wo die „Gewerbefreiheit“ befteht, find diele 
Beichräntungen völlig oder doch bis auf ganz vereinzelte Ausnahmen befeitigt und ebenjo 
die rechtlichen Unterjchiede von Handwerk und Induſtrie, von ftädtifchem und Ländlichen 
Gewerbebetrieb nicht mehr vorhanden. 

Charakteriftiihe Merkmale der fog. Gewerbefreiheit jind daher: 1) das Recht 
der Freizügigkeit und freien Niederlafjung; 2) das Recht der freien Wahl des gewerblichen 
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Berufs; 3) die Gründung gewerblicher Unternehmungen und der jelbitändige Gewerbe 
betrieb iſt in der Regel Jedem freigejtellt und lediglich an die Bedingungen polizeilidyer 
Anzeige bei Beginn desjelben gefnüpft. In der Regel wird kein Nachweis einer bejonderen 
perſönlichen Qualifikation, feine beftimmte Art der Vorbildung, keine obrigkeitliche Konceſ— 
fion, keine Zugehörigkeit zu einer Korporation gefordert. Wo aber ausnahmsweiſe das Recht 
auf den Gewerbebetrieb von einjchränfenden Bedingungen abhängig gemacht ift, find dieſe 
im öffentlichen Interefje erlaſſen und für Alle gejeglich die gleichen, die Erfüllung fteht, 
jomweit es ſich um perjönlihe Qualififation handelt, in der Macht des Einzelnen, die Ent: 
iheidung, ob die Bedingungen erfüllt find, hängt nicht von der Willtür Dritter ab; 4) die 
Gewerbetreibenden find im Allgemeinen frei in der Herjtellung und dem Abjag gewerb— 
liher Produkte, 5) aber die freiheit des Betriebes ift feine abjolute. Schranken beftehen. 
Für dieſe ift jedoch, im Unterjchiede von den früheren Schranten, charakteriftiih: a. fie 
beftehen nur ausnahmsweije; b. fie find für Alle gleich durch das Geſetz; c. fie find im 
öffentlichen, nicht im privaten Intereſſe errichtet. 

Im Allgemeinen find die Schranken ſiebenfacher Art und als ſolche in allen Staaten 
vorhanden. Im Einzelnen zeigt das Gewerberecht der Staaten nicht unerhebliche Unter- 
ichiede. Sie bejtehen: 1. in Staatömonopolen, die aus voll: und ftaatswirtichaftlichen 
Gründen aufrecht erhalten werden (allgemein Münzmonopol, in einzelnen Staaten Tabat-, 
Bulver:, Zündhölzermonopol), 2. in dem Erfordernis obrigkeitlicher Genehmigung für die 
Anlage und die Einrichtung gewiſſer Unternehmungen, durch welche die Gejundheit oder 
das Leben von Perjonen gefährdet oder jonjt bereditigte Intereſſen Dritter verlegt werden 
können“), 3. in Betriebsbejchränfungen zum Schutze der Arbeiter !%), 4. in Betrieböbe- 
ſchränkungen zum Schutze berechtigter Ansprüche anderer Produzenten (Patent, Mufter-, 
Marten: und jonftiger Urheberrehtsihug!"), Schuß gegen unlauteren Wettbewerb !%), 
5. in Betriebsbejchränfungen im Intereſſe und zum Scuge der Konjumenten zur Ver— 
hinderung des Berkaufes gejundheitsichädlicher oder verfäljchter Waren 10) oder zur Wah- 
rung jonjtiger berechtigter Anſprüche, 6. in Beſchränkungen bezüglid; der Gründung und 
des Betriebs bei einzelnen Unternehmungen, (Attiengejelichaften und Produktivgenoſſen— 
ichaften), bedingt durch die Natur der Unternehmungsform !+), 7. in Betriebsbejchränfungen 
aus Steuerzweden zur rationellen Durhführung indirefter, von gewerblichen Produzenten 
erhobener Steuern !®). 


2. Die Geſchichte des Gewerberedts. 


8 26. Die Geſchichte des Gewerberechts ift bei der großen Zahl von Völkern, welche die 
Stufe eined Gewerbe- und Handelsvolkes erjtiegen, und da bei jedem einzelnen dieje Ge— 
jchichte wieder eine von andern verjchiedene ift, auch im Laufe der Zeit in der Regel große 
Beränderungen zeigt !%), ein außerordentlich fompliziertes und zu einem nicht unerheblichen 


99 8. 2. für: Anlagen, welche durch die ört- zeit und Wrbeitsart, Berbot des Trudiyitems zc., 
liche Lage oder die Beichaffenheit der Betriebs- ſ. über dieje Beichränfungen und ihre Berech— 
ftätte für die Befiger oder Bewohner der benach- | tigung die folg. Abhandlung. 
barten Grundftüde oder für das Publitum über- | 101) Siehe darüber die — Abhandlung 
haupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belä- | XXI. 
ftigungen herbeiführen können; Dampfleffelanta- | 102) ©. darüber unten $ 66. 
gen; Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhnlihem 108) 3. 8. das deutiche Neichsgeſetz vom 1. Mai 
Geräuſch verbunden ift, in der Nähe von Kirchen, 1879, betr. den Berfehr mit Nahrungsmitteln, 
Schulen oder anderen öffentlichen Gebäuden, Genußmitteln und Gebraudysgegenftänden ꝛc, die 
Krankenhäuſern; Stau-Anlagen fürWafferbetriebs- Beſchränkung — OR. Hdb. Band 
werte; wor 2c. (vgl. die deutſche Reichd- 111. 8.2. Abh. V 
gewerbe- Ordnun 28) event. für Fabriken 104) Bgl. Hdb. Band I Abb. V, $ 33 fi. 
tes 53 vom 23. März 1877, | 105) Bal. darüber die Sarttelung in Hdb. 

Bd. III I Abh. VIl u. VII 
— Fu ‘2. geiegliche Vorjchriften über Arbeits: | 106) Die Geſchichte des — wird 
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Teil noch nicht genügend erforjchtes Gebiet der Wirtichaftsgeichichte. Bei dem hier zur Ver: 
fügung ftehenden Raum wird fich die jpezielle Darftellung im wejentlichen auf die Entwid: 
lung in Deutſchland bejchränten. 

Ehe wir dazu übergehen, erjcheint ed angemefjen, aus der antiken Bolfswirtichaft 
wenigftens die griehijche und römische Gewerbepolitif, wenn auch nur furz, zu berühren. 
Auf ein näheres Eingehen kann um jo mehr verzichtet werden, als ein Einfluß derjelben 
auf die Geftaltung des Gewerberechts und der Gewerbeverfaſſung der heutigen Kulturvölfer, 
wenn er überhaupt vorhanden war, nur in einem jehr geringen Grade ſich geltend madhte. 


1. Griehenland. Rom. 


Beer, Allgemeine Gefchichte des Welthandels Bd. 1. 1860 &.65—113. B. Büchſenſchütz, 
Belig und Erwerb im Haffiihen Altertum. 1869. Derf., Die Hauptitätten des Gewerbfleißes im 
flaffiihen Altertum. 1869. H. Blümner, Die gewerbliche Thätigkeit der Völker des klaſſiſchen 
Altertums. 1869, Ders, Technologie und Terminologie der Gewerbe und Künfte bei Griehen und 
Römern. 3 Bde. 1875— 1884. Rodbertus-Jagetzow, Unterfuchungen auf dem Gebiet der Na— 
tionalötonomie des klaſſiſchen Altertums in 3. f. Nat. 2,4 5, 8 9.9.8. Heeren, Ideen 
über die Politit, den Verkehr und den Handel der vornehmften Völker der alten Welt. 5 Bde. 
1812—1815. W. Drumann, Die Arbeiter und Kommuniſten in Griechenland und Rom. 1860. 
K. %. Hermann, Lehrbuch der Griechifchen Antiquitäten. 3. TI. 2, Aufl. 1870, $S41 ff. J. Mar: 
quardt, Römiſche Privataltertümer. Abt. II. 1867 (TI. V, Abt. II des Hanbb. der Röm. Alter- 
tümer von W. U. Beder und %. Marquardt). 2. Friedländer, Darftellungen aus der Sitten: 
geihichte Roms. 5. Aufl. Bd. 1. 1881. Abfchn. II. Th. Mommſen, Römiſche Geſchichte. 7. Aufl. 
1881. 8. Bücher, Die Aufitände der unfreien Arbeiter 142—129 v. Chr. 1874. 3. Müller, Hand» 
buch der klaſſiſchen Altertumswiffenihaft Bd. VI und VIL. 1887. E. Meyer, Die wirtihaftlüche 
Entwidelung des Alterthums in 9. f. Nat. II, 9. ©. 696 ff. (189). ©. auch G. Schmoller in 
J. f. 68. 15. ©. 38 fi. 16, ©, 731 fi. 


$ 27. Wenn man von dem Gemwerbewejen und der Gewerbepolitif der 
Griechen und Römer als einer Gejamterfcheinung jpricht und für dieje allgemeine 
Merkmale aufftellt, die ihren Charakter und den Gegenjag derjelben zu den entiprechenden 


naturgemäß auch bedingt durch die Entwidlung tion eine Taufchwertproduftion ift, aber der Ab- 
der gewerblichen Produktion, der Technik, der Ar-  jag an den unmittelbaren Konjumenten erfolgt = 
beitöteilung, der Art des Betriebs, der Geftaltung Handwerk, aber mit Ausschluß des Lohnwerks“, 
der Unternehmungen und die daraus fich erge- | jo dab Handwerk „dasjenige gewerbliche Betriebs- 


bende Gliederung und wirtichaftliche Stellung und 
Lage der gewerblichen Bevölferung. 8. Bücher 
hat aus der geichichtlihen Entwidelung der ge 
werblihen Produktion eine zum Zeil neue Stu« | 
fenreihe „biftorifch auf einander folgender Betriebs- 
ſyſteme“, von denen aber die fpäteren, höheren, 
die früheren nicht ganz verdrängen, abgeleitet. Er 
unterjcheidet mit einer von dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch jehr abweichenden und m. E. zum 
Zeil nicht empfehlenswerten Nomenklatur ala 
Hauptiyfteme fünf: 1. den „Hausfleiß“: die 
newerblihe Produftion in der „geichlofjenen* | 
Hauswirtſchaft, anfangs nur für den eigenen Be- | 
darf, dann allmählig auch zum Abſatz eines Teils 
der gewerblidyen Brodufte, die in manchen Zwei» 
gen der Produktion ſchon eine hocdhentwidelte 
Technik und auch eine Fünftleriiche Vollendung 
zeigen; 2. das „Lohnmerf“: die berufsmäßige 
entgeltliche Berrichtung von gewerblichen Arbeits- 
leiftungen an fremden Rohſtoffen, um für den 
Konfum des Eigentümers der Stoffe Gebrauchs» 
güter herzuftellen,, in zwei Formen „Stör“ und 
„Heimwerk“, je nachdem der Lohnwerker die Arz | 
beit in der Wirtichaft ded Bejtellers, des Kunden, | 
oder in feiner eigenen Betriebsjtätte verrichtet ; 





ſyſtem, bei welchem der Produzent als Eigen- 
tümer jämtlicher Betriebömittel Taujchwerte für 
nicht feinem Haushalt angehörende Konfumenten 
erzeugt“, ilt; 4. das „VBerlagsinyftem“: die 
jenige Art des gewerblichen Großbetriebs, bei wel- 
cher ein Unternehmer regelmäßig eine größere Zabl 
von Arbeitern außerhalb jeiner eigenen Betrieb®- 
werfftätte in ihren Wohnungen beihäfti t (biäher 
Hausinduftrie genannt) ; 5. das „Fabrif Mn ftem“: 
diejenige Art des gewerblichen Großbetriebs, bei 
welcher ein Unternehmer regelmäßig eine größere 
Zahl von Arbeitern außerhalb ihrer Wohnung 
in eigener Betriebsftätte beichäftigt. ©. dar. K 
Bücher, Die gewerblihen Betriebsſyſteme x. 
in des Berf. „Die Entftehung der Vollswirtichaft”. 
1893. ©. 81 ff. Derj. Art. Gewerbe in H.W. 
III. ©. 922 ff. 

Die bisherigen furzen Darftellungen Bühers 
über die hiftorische Aufeinanderfolge und Berbrei- 
tung diejer Betriebsarten laffen jeine Anfichten 
darüber nur als eine noch nicht erwieſene Hypo— 
theje ericheinen, gegen die aber bezüglich des Al— 
tertums (j. dar. inäbejondere E. Meyer, Die 
wirthichaftlihe Entwidiung des Alterthums im 
J. f Nat. III, 9 (1895). ©. 696 ff.) und m. €. 


3. das „Breismwerf*: die Form der gewerb- auch bezüglich der Aufeinanderfolge von „Lohn- 
lichen Produltion für fremden Bedarf, bei wel- wert” und „Preiswert“ im Mittelalter in ber 
chen der Produzent zugleich Arbeiter und Eigen- | von Bücher angegebenen Weije erhebliche Bes 
tümer der Roh- und Hilfsftoffe und die Produk: | denten obwalten. 
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Berhältniffen der heutigen Kulturvölker im Mittelalter und in der Folgezeit ausdrüden 
follen, jo ift dabei zu beachten, daß diefe Merkmale natürlich nicht in gleicher Weiſe für alle 
griechiichen Staaten und nicht in gleichem Grade für alle Zeiten der griechischen und römischen 
Geihichte zutreffen, es find aud hier in der wirtichaftlichen Entwidlung im Laufe der 
Zeiten große Veränderungen und Wandlungen vor ich gegangen. Dieje Merkmale find 
hauptjächlich folgende: Die griechifchen Staaten wie der römische Staat betrachteten die 
Pilege und die Förderung der Gewerbe nicht ald eine bejondere Staatsaufgabe und joweit 
überhaupt eine Rechtsordnung für diejelben erijtierte, war eine jehr weitgehende, zeitweiſe 
eine abjolute Gewerbefreiheit dad Grundprinzip derjelben 1%), Die obrigfeitliche Regelung 
beijchränfte ficy in der Regel auf die Ordnung des Münz-, Maß- und Gewichtsweſens und des 
Marktverfehrs. In Rom kamen jpäter Binstaren und Rreistaren bejonders für Lebensmittel, 
auch Lohntaren, ſowie einzelne polizeiliche Warenqualitätsbeftimmungen im Intereſſe der 
Fonfumenten hinzu. Der Staat befümmerte fich nicht um die gewerbliche Ausbildung und 
regelte nicht die Gründung und den Betrieb gewerblicher Unternehmungen. Der legtere war 
nie von dem Nachweis einer beftimmten Dualifitation noch von obrigkeitlicher Genehmigung 
abhängig, andererjeitö ſchränkten auch nicht Monopole und Privilegien die individuelle Freiheit 
in der Produktion und dem Abjag ein. Eine forporative obrigfeitliche Gewerbeverfafjung, 
wie fie fih in den Bünften feit dem Mittelalter herausbildete oder in modernen Innungen 
zeigt, gab e3 nach den bisherigen Unterjuchungen nicht. 


In der Stadt Nom eriftierten freilih von den älteften Zeiten bis zum Ende der Kaiſerzeit 
ewerbliche Verbindungen (collegia, corpora) !08) und in der Staiferzeit, für welche die- 
jelben in den Quellen ald collegia und corpora opificum, jpäter aud) collegia 
und corpora opificum et artificum bezeidinet werben, gab es ſolche audı in Kon— 
ftantinopel und an zahlreihen Orten in ben Provinzen. Diele Kollegien waren nicht nur, wie 
man aus dieſer Bezeichnung meinen könnte, Verbindungen von Handwerkern, fondern aud Ver: 
bindungen anderer Berjonen (Schiffer, Fuhrleute, Weinhändfer, Hülfenfrüchtehändler, Getreide: 
meſſer, Laitträger, Schanfwirte ꝛc.). Die Gefchichte diefer Verbindungen ift im Einzelnen troß 
neuerer verbienitvoller Forſchungen noch nicht hinreichend erforicht, aber als erwieſen ift anzunehmen, 
daß fie zu allen Zeiten einen weientlid anderen Charakter und eine andere Bedeutung als die 
Zünfte, Innungen und andere gewerblidye Korporationen moderner Völker gehabt haben 1%), Die 


107) =. bar. Rodbertus— Fagezom,a.a.D., porations ouvrieres à Rome, 1887. ©. Boij- 


insbeſ. J. f. Nat. 5. ©. 241 ff., und Büchfen: 
ſchütz, RBeſib und Erwerb xc. S. 232 ff. — Die 
Griechen und Römer unterfcheiden jich darin von 
einzelnen orientaliihen Völkern (Aegyptern, In— 


jier, La religion Romaine d’Auguste aux An- 
tonins. 2 Bde. 3. Aufl. 1884. 9. CE. Maue, 
Die Vereine der fabri, centenarli und dendro- 
phori im Römiichen Reich (Gymnafialprogramm). 


dern), deren gewerbliche Produktion auf der Ka- | 1886. W.Liebenam, Zur Geſchichte und Orga- 


ftenverfafjung beruhte. 


niſation des römiſchen Vereinsweſens. 1890. E. 


108) S. dar. Rodbertud,a.a.D. in J. f. Nat. | Herzog, Geichichte und Spitem } der römischen 


5.8. Nodbertus hat das VBerdienft, zuerſt nachge: 
wiejen zu haben, daß die gewerblichen Kollegien im 


Romiſchen Weltreich nicht „Zünfte oder nungen | 


nach germaniicher Weije”, jondern lediglich eine 
ftaatswirtichaftliche Einrichtung gewejen find, die 
feit dem Ende der Republik und in der Kaijer- 


zeit in dem römischen Naturalftenerigftem und in 
den jtaatlihen Naturalleiftungen ihren Grund | 


hatte. E. Gebhardt, Studien über das Ver: 
pflegungsweſen von Rom und — in 
der ſpäteren Kaiſerzeit. 1881. (Gebhardt nimmt 


irrtümlich an, daß die qu. Korporationen nur in S 


Rom und Konftantinopet eriftiert haben, in den 
Provinzen aber die Dienitleiftungen derſelben 
den Aurien und den Kurialien auferlegt waren.) 
Mommijen, De collegiis et sodalicıiis Roma- 
norum. 1843. Marquardt, Römiſche Staats: 
verwaltung Bd. III (Bd. VI im Handb. Röm. 
Alterthümer von Mommſen und Marquardt). 1878. 
S. 135 ff. M. Cohn, Zum römiichen Bereins- 
recht. 1873. U. Gerard, 

Handbuch der Polit. Detonomie, II, 1. 4. Aufl. 





Etude sur les cor- 


Staatöverfafjung. Bd. II, 2.1891. S. 987 ff. Das 
Hauptwerk ift jept J. ® Waltzing, Etude hi- 
storique sur les corporations professionelles chez 
les Romains ete. 2 Bde. Biäher (Npril 1896) er: - 
jchienen Band I. 1895. in M&moires couronn&s de 
l’Academie royale de Belgique. (Dort auch die 
weitere Litter.) %. Merkel, Art. Collegia in 9.8. 
II. S. 485 ff. (Dort auch weitere Litter,) Für 
einzelne Verhältniffe_ von Kollegien der jpäteren 
Kaijerzeit ſ. auch D. Serrig ny, Droit public et 
administratif romain. 2 Bde. 1862. Bd. II 
©. 290 ff., S. 354 ff. Bgl. aut Herzog, Gal- 
liae Nurbonensis historia. 1864. ©. 188 ff.; 
Komik feld, Die Getreideverwaltung in der 
Römischen Raiferzeit im Pbilologus 29 (1870), 
S. 09 ff.; Derjs., Unterfuchungen auf dem Ge— 
biet der hrömifchen Verwaltungsgeichichte. 1877. 
— ©.137; V. Du ruy, Histoire des Romains. 
1885. ©. 408 ff; DO. ®ierfe, Das deutiche 
Sensfienihaftkrenil "Band III 1881. ©. 66 ff. 
109) Dies gilt auch für die uralten, angeblid) 
34 
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Art und Zahl diefer Kollegien, ihre rechtliche Stellung, ihre Verfaſſung, ihre thatſächliche Bedeu— 
tung für die römiiche Volks: und Staatswirtichaft hat gewechſelt, aber nie haben fie einen ge: 
werbepolizeilihen Charakter gehabt, nie waren es Verbindungen zur Förderung der Gewerbs- 
interefjen und des Gewerbemweiens. In der Gefchichte der Kollegien find als Perioden zu unter: 
Icheiden: die Zeit bis zum Ende der Republik, die Zeit vor Diokletian und die Zeit nach Dio- 
kletian. Die gewerblichen Kollegien der Republik jcheinen rein private, freie und weſentlich religiöfen 
Zweden, aber auch der Förderung und Wahrung mancher gemeinfamer ntereffen dienende Ber: 
jonenvereine gewejen zu fein. Die Kollegien der Staiferzeit waren dagegen öffentlich:rechtliche, ftaats- 
wirtfchaftliche, konceſſionierte (ſpäter — jedenfalls zum Teil — auch obrigkeitlich errichtete) im 
Dienfte der öffentlichen Verwaltung — Verbindungen, teils zur direkten Befriedigung des 
Staatöbedarfs im e. S. (für Öffentlihe Bauten, Heer, Kultus 2c.), teil zur Befriedigung von Be: 
bürfniffen Privater, für welche die Freiheit des Gewerbebetriebs nicht genügend forgte 110) oder 
welde die Staatögewalt (unentgeltliche Spenden von Lebensmitteln) übernahm, teils zur Wer: 
richtung von Dieniten, welde jonit als allgemeine Gemeinde: und Bürgerlaft von der Gejamtheit 
der Bürger zu leiften geweſen wären ui). Die Eriftenz und Einrichtung derielben hatte ihren 
wejentlihen Grund in dem römiichen Naturalfteueriyftem und den ftaatlichen Naturalleiftungen. 
Die Kollegien eritredten ſich deshalb auch, jelbjt in den Zeiten, wo fie die größte Verbreitung 
hatten, nur auf einen Teil der Gewerbetreibenden im e. ©. und umfaßten von jeder Gewerbe: 
gruppe, in der Sollegien eriftierten, nur einen Teil der zu berjelben gehörigen Berfonen und 
feineöwegs immer Gewerbetreibende einer und derfelben Art ıı2), Zahl und Art der Kollegien 
wechjelte nad) dem Maß ber öffentlichen Bebürfniffe, denen die Stollegien dienten. Die wichtigiten, 
die größte Zahl von Perfonen umfafjenden, Kollegien gehörten in der Saiferzeit nicht dem Ge: 
werbe im e. S. an; es waren diejenigen, welche damit betraut waren, bie Bevölkerung der Haupt: 
ftädte mit Lebensmitteln, insbeiondere Getreide (jpäter auch Wein, Fleiih, Hülfenfrücten) und 
mit Holz zu veriorgen. Kollegien, von deren Mitgliedern gewerbliche Produkte bergeftellt wurden, 
waren anjcheinend mit wenigen Ausnahmen nur ſolche, die direkt für den Staatäbedarf im e. S. 
für öffentliche Bauten und andere Anlagen, für den Bedarf des Heeres, für die Münze 2c. jpäter 
auch des faiferlihen Haushalts arbeiteten; gewerbliche Kollegien im e. S. zu anderen Zmeden 
jcheinen wejentlih nur die Bäder (aber erit jeit Trajan) und (mod) jpäter) die Schlädhter ?13) ge- 
weſen zu fein. In der eriten Kaijerzeit find in Rom als Kollegien erwiefen 1. für die Nahrungs» 
verjorgung der Stadt mit Getreide, Mehl, fpäter aud) Brot: die navicularii, pistores, mensores, 
eodicarii, catabolenses, und mit Scyweinefleiich (ſeit Aurelian) die suarii; 2, für andere Zwede: 
die fabri (Zimmerleute), dendrophori (Lieferanten von Nugholz und Brennmaterial), centonarii 
(Berfertiger von Filzdecken), fullones (Walfer), aud) piscatores et urinatores, saccarli salarii !14), 
lleber die zahlreichen Stollegien außerhalb Noms f.Liebenama.a.D. ©. 60 ff., 106 fi. ; faſt überall 
fonımen die fabri, dendrophori und centonarii vor. In der nachdiokletianiſchen Zeit gab es in 
Rom und Stonftantinopel auch pecuarii (Hammelmeßger) und boarii (Rindsinegger), auch caleis 
coctores (Stalfbrenner) u.a, 116). Charakteriftiich ift in der zweiten Periode der Kaiſerzeit gegen: 


von Numa (Plutarch, Numa c. 17) geftifteten | KlaſſeFreigelaſſener — seit rege durch 
acht Kollegien der Flötenbläſer, Goldſchmiede, Anſchluß aneinander ihre jociale Stellung zu heben, 
Kupferichmiede, Zimmerleute, Walter, Färber, | Gejelligkeit zu pflegen und ſich nötigenfalls gegen- 


Töpfer, Schufter, neben denen nach Plutarch alle 
übrigen Gewerbe das neunte Kollegium bildeten. 
Margquardt,a. a.D. ©. 136. Der eigentliche 
Zwech derjelben ift noch unaufgeflärt und fon» 
troverd; fie jcheinen aber wejentlich private ſa— 
frale Berbindungen geweſen zu jein (j. auch Mer- 
tel, a. a. O. S. 895, Walging, a. a.D. ©. 77). 
Mommſen (Römiiche Geihichte I S. 193), Her- 
zog (Gallia Narbonensis ©. 189) und Andere 


vermuten, dab durch ihre Einrichtung u.a. auch 


die Tradition der Technik feiter und ficherer be- 


wahrt werden jollte. Rodbertus hält auch fie 


für Kollegia gleiher Art wie die jpäteren (a. a. 

. I 8. ©. 424) Liebenam (a. a. O. S. 9) 
ſieht in ihnen auch Schutzverbindungen gegen die 
Konkurrenz der Sclavenarbeit 


Maus, a. aD. ©, 4 unterjcheidet unter den 


gewerblichen Kollegien in der Kaiſerzeit 1. ſolche 
der älteren Zeit, die zum Teil jchon während der 
Republik beftanden (zu ihnen gehören auch dic Nu— 
manischen), zum andern Zeil aber während der frü- 
heren Kaiſerzeit jedesmal durdy ein beſonderes Se- 
natuslonfult geftattet wurden, und 2. die ſtaatlichen 
Bwangsinnungen der jpäteren Kaiferzeit. Bezüg— 
lich der erjteren meint er, daß fie „lediglich her- 
borgingen aus dem Bedürfnis der meiftens der 


feitig mit Rat und That zu unterftügen“, da fie 
ftet& auch ſakrale Verbindungen gemeien (©. 26 ff.), 
aber nie den Zwed verfolgt hätten, „die Kunft 
‚der Handwerker zu erhalten und weiter zu ver- 
erben” (S. 47 ff.) Im Gegenjag zu ihnen jeien 
die jpäteren Korporationen (feit der Mitte des 
2. Jahrh.) ausschließlich ftaatlihe Organijationen 
geweien im Intereſſe des Staatshaushalts und 
der ftaatlichen Fürjorge für die Präftation öffent- 
licher Leitungen und für die Befchäftigung und 
Ernährung der untern Volksklaſſen. 

110) Dazu gehörte auc in der Kaiſerzeit die 
Lieferung von Nutz- und Brennholz durd die 
dendrophori, ferner der Berfauf von Brot und 
Fleiſch zu Nom und in Sonftantinopel zu obrig- 
feitlich beftimmten billigen Preiſen. 

111) Hierzu gehörte u. a. auch der Feuerlöſch— 
dienit der fabri, centonarii und dendrophori. 

112) Rodbertus, a.a. D. in J. f. Nat. 8 
©. 422, Anm. 62, 

113) Diele Kollegien veriorgten die Bevölke— 
rung der Hauptftädte mit Brot und Fleiſch teile 
unentgeltlich, teil® zu obrigfeitlich beftimmten bil» 
| ligen Breijen. 
| 114) Mertel, a. a. D. ©. 848. 

' 115) Merkel, a.a. O. ©. 851. 
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über ber erften eine eingehende gejegliche Organifation und Regelung der gewerblichen Kollegien 
namentlich zu dem Zwed, ihre Dienſte zu fichern und dieſe möglichft nutzbar zu machen 116), Eine 
a des römiſchen Naturaliteuerfgftems war auch die Entftehung rein kaufmännischer Kollegien 
zur Verwertung der in den Steuern erhobenen Naturalien für den Staat. Dafür, daß die Mit: 
glieder aller diejer Kollegien (collegiati) zu beftimmten Leiſtungen im öffentlichen Intereffe ver: 
pflihtet waren, erhielten fie außer jehr verichiedenartigen Entgelten Privilegien verichiedeniter Art, 
namentlich aud) Befreiungen von allgemeinen Bürgerleiftungen 1417), Mitglieder der Kollegien waren 
deshalb häufig auch nur „Poſſeſſoren“, welche die betreffenden Leiftungen durch ihre Leute ver- 
richten ließen, Da die Kollegien Leiftungen zu präftieren hatten, welche im öffentlichen Intereſſe 
geboten erſchienen, mußte die Staatsgewalt aud dafür jorgen, daß für die verjchiedenen Zwede 
nicht nur die entiprechenden Stollegien, fondern diefe auch in genügender Stärfe eriftierten. 
Die Sorge hierfür lag obrigkeitlihen Organen, bei den mit der annona zujammenhängenden 
Kollegien 3.8. dem praefectus annonae, ob, Noch in der erften Kaiſerzeit — die den Kolle—⸗ 
— erteilten gr re ausreichend geweſen zu jein, eine genügende Stärke der einzelnen 

ollegien durch freimilliges Angebot herbeizuführen, ſpäter aber muß dies nicht mehr der Fall 
ewejen fein. Für die jpätere Zeit, jedenfalls jeit dem Ende des 3. Jahrhunderts (wo auch die 
urien Zwangsverbindungen wurden), ift ficher, da; den Stollegien zwangsweife Mitglieder von 
der Obrigkeit zugewiejen, daß fie mehr und mehr Zwangäverbände 115) wurden und. in denfelben 
eine erbliche Gebundenheit herrichte, wie fie der Codex Thbeodosianus jchildert. Die Mitgliedihaft 
fonnte nicht aufgegeben werden und vererbte ſich, nicht mehr als ein Recht jondern als eine Pflicht, 
von den Eltern auf die Kinder und, wenn trogdem die Kollegien nicht die genügende Zahl von 

Mitgliedern Hatten, wurden ihnen neue mit diejer Gebundenheit von der Obrigkeit zugewieſen. 

Anderer Art waren die Collegia tenuiorum; fie fcheinen nur für bie niedere Bevölke— 

rung (aud Sklaven) beftimmt gewejen zu fein und abgejehen von dem auch bei ihnen gepflegten 

Kultus einer Gottheit die Bedeutung von Begräbniskaſſen, vielleicht aud) von anderen Hilfskaſſen, 

auch von Konjumvereinen gehabt zu haben !19), 

In Griehenland lafien ih „Innungen und Zünfte aus den Zeiten, in welchen die 
riechiſchen Inftitutionen ohne fremden Einfluß beitanden, und im eigentlihen Griechenland über: 
aupt nicht nachweiſen“. Leber fpätere, durch Inſchriften bezeugte, gewerbliche Verbindungen in 

afiatiihen Städten (Thyateira, Hierapolis, Laodiceia, Smyrna, Magnefia, Philadelphia) ift nichts 

näheres bekannt 120), 

Die Volkswirtſchaft der Griechen und Römer zeigt bei den erfteren jchon feit der Mitte 
des 5. Yahrhundert3 dv. Ehr., bei dem leßteren jeit dem 2. Jahrhundert v. Chr. als cha- 
rakteriftiiche Merkmale die Herrichaft einer auf Grund» und Kapitalbeſitz beruhenden Geld— 
oligardhie, ein Proletariat der großen Mafje der Kleinbürger und die Sklaverei. Die ge- 
werbliche Technik war in einigen Zweigen zu einer hohen fkünftleriichen Vollendung ent: 
widelt, aber das Gewerbewejen hat in der antiten Volkswirtſchaft troß voller Gewerbe: 
freiheit nie eine hervorragende Bedeutung erlangt und der Stand der Gewerbetreibenden 
war, von den Künftlern abgejehen, nie eine geachtete und ökonomisch gut fitnierte Gejell- 
ſchaftsklaſſe. Durch körperliche gewerbliche Arbeit Geld zu verdienen, galt als etwas Schimpf- 


liches und nur ungern verftand fid) der Bürger dazu 2), Die gewerbliche Produktion, in 


116) Ueber die Unterfchiede in der Organifation | Sparta, Thespiä, Epidamnus), teils ſehr erichwert 
in beiden Perioden j. Mertel, a. a. O. S. 851. | (5.8. Theben). Und in demofratiichen Staaten, 


855; Liebenam,a. a. D. ©. 161 ff. 

117) Die widhtigften, bei den einzelnen Kollegien 
übrigens verichiedenen, Privilegien waren: Be— 
freiung von der Pflicht zum Eintritt in die ftädti- 
ſche Kurie (ebenfalld eine Ehrenlaft), von per- 
fönlihen Dienftleiftungen und vom Wilitär, von 
Böllen und von der collatio lustralis, von der 


Srundfteuer und Immunität von der VBormund- | 


ichaftsübernahme, außer über lorporationsange- 
hörige. Merkel, a. a. D. ©. 855. 
118) ©. auh Hera og, Staatöverfafjung S. 993. 
119) Büchſenſchühz, Bejig u. Erwerb S.331; 
Liebenam, a. a. O. 5.40; Herzog, Staatd- 
verfaſſung S. 790 ff. Mer kel beftreitet den Cha— 


wo derartige geſetzliche Beſchränkungen fortfallen 


mußten, hielt, was das Recht nicht behaupten 


fonnte, meiſt die Sitte feſt. Die Handwerksarbeit 
galt feit dem Beginn griehiichen Kulturlebens 


als eine ded Bürgers nicht angemeflene Beichäf- 


tigung und daher nahmen meiftens die Bürger in 
demofratiihen Staaten, wenn ihre Vermögens: 
verhältniffe ed nur irgend geitatteten, am Ge— 
werbebetrieb entweder gar feinen Teil oder nur 
foweit, al& derjelbe ohne eigene regelmäßige Ar- 
beit möglich war ; jie betrieben Handwerfe haupt- 
ſächlich durch Sklaven oder überliehen fie den 
jtaatlich minder berechtigten Metölen. Auch bie 
griechiſche Morallehre harmonierte mit jener An— 


rafter von Unterjtügungsvereinen für dieſe Kol- Ichauung Denjelben nadteiligen Einfluß, wie 

legien; a. a. O 49 Fi. die Handwerföarbeit auf die Kraft und Schönheit 

120) Bühjenihüg, a.a.D. ©. 332. Anm. 1. | des Körpers ausübe, meinte man, übe diejelbe 

121) In Griedhenland war in Staaten | auch auf den Geift aus; fie beeinträchtige die Frei— 

mit ftreng ariftofratijcher Berfaflung den Bürgern | heit und Ausbildung des Geiſtes und erzeuge eine 

der Gewerbebetrieb teild ganz unterjagt (z. B. niedrige („banaufijche*) — Geſinnung, 
* 
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der man nie über die Handarbeit mit einfadhen Werkzeugen und Geräten hinauskam, war 
wie die Produktion im Altertum überhaupt zu einem großen Zeil Skflavenarbeit und nad: 
dem fich die eigentümliche Geftaltung der antiken Hausmwirtichaft (olxos) infolge der Sklaverei 
herausgebildet hatte, nur in einem verhältnismäßig geringen Umfange eine Produktion für 
den Markt. Die Reichen und Wohlhabenden ließen die Gewerbsprodufte, welche fie gebrauchten, 
in der Hauptſache durch ihre Sklaven herftellen. Was fie an ſolchen fauften, waren meijt 
nur Qurusgegenftände. Die Produktion für den Markt erftredte ſich daher weſentlich nur 
auf dieje Güter und auf Waren für die niedere Bevölferung. Hinderten ſchon dieje Berhält: 
niffe die Entftehung eines tüchtigen geachteten und ehrenwerten gewerblichen Mitteljtandes 
als des gefunden Kerns der Bevölkerung der Städte und Stadtftaaten, jo kam noch hinzu, 
daß die Heinen freien Handwerker und Bürger in den Schußverwandten (Metöfen in Griechen: 
land in großer Zahl) und in Sklaven und fFreigelaffenen, weldye für eigene Rechnung ar: 
beiteten, aber von ihrem Verdienſt eine beftimmte Abgabe an ihren Herrn zahlten, ſowie 
in fapitaliftiichen Großunternehmern, weldye ihre Unternehmungen mit Sklaven betrieben, 
jehr gefährliche Konkurrenten hatten !*2). Wohl eriftierte der Großbetrieb mit mweitgehender 
Arbeitsteilung in einer Reihe von Gewerben !2°), aber in ihm waren in der Regel nicht 
freie bezahlte Hilfsperfonen jondern Sklaven thätig. Selbjt die Leitung de Unternehmens 
lag zumeift Sklaven oder Freigelafjenen ob. Die großen Unternehmer, welche in diejer Weiſe 
die Unternehmungen betreiben ließen, waren namentlich bei den Römern zur Beit ihrer Welt- 
berrichaft entweder Ritter, rein ftädtische Kapitaliften, oder Großgrundbefiger, die auf ihren 
Latifundien mit der Landwirtichaft gewerbliche Unternefmungen (Biegeleien, Töpfereien, 
Färbereien, Filzfabriken, Kohlenbrennereien 2c.) vereinigten !**). 


2. Das Gemwerberedht in Deutfchland. 


8 28. Die Geichichte des Gewerberechts und Gewerbeweſens in Deutichland, welche in 
den vielen deutjchen Staaten und ftädtijchen Gemeinweſen eine jehr verjchiedene, mehr oder 
minder eigenartige war, fann hier nur in den allgemeinen Entwidlungsjtadien, die fie im 
großen Ganzen zeigt, nicht in ihrer Einzelgeftaltung dargejtellt werden !%). Als Perioden 
dieſer Geſchichte find zu unterjcheiden 1) die ältefte Zeit bis zur Stäbdtebildung, 2) die 
Beit vom 12, bis zum Ende des 16. Jahrhunderts (Entwidlung und Blüte des Zunft: 
wejens), 3) die Zeit vom Ende des 16. Jahrhunderts bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts 
(Berfall des Zunftweſens und ſtaatlich polizeiliche Negelung des Gewerbeweſens), 4) das 
19. Jahrhundert bis zur Gründung des Deutichen Reichs (Durchbruch der Gewerbefreibeit), 
5) die Zeit jeit 1871. 

1. Die ältejte Zeit bis zur Stäbtebilbung. 
Madernagel, Gewerbe, Handel und Schiffahrt der Germanen in ſ. Kleinere Schriften. 


Bd. 1. 1872, ©. 35 ff. (auch in Haupt’s Heitichrift für deutiches Altertum Bd. 9. S. 530 fi.) 
W, Arnold, Deutiche Urzeit. 2, Aufl, 1880, Ders, Anfiedelungen und Wanderungen deutſcher 


(Büchſenſchütz, Hauptitätten des Gewerbe- 
fleißes, Einl.; Derj., Belig und Erwerb ac. 
S. 366 ff. Drumann a. a. O. S. 283 ff.) Und 
die gleichen Anichauungen herrichten bei den Rö— 
mern in Mafjifcher Zeit (vgl. Dionysius Halie. 
IX, 15. Cicero de off. I, 42. Epist. ad Luc. 90). 

122) ©. auh Mommien, a. a.D. ©. 445 ff. 

123) Ueber den Großbetrieb in Griechenland 
in der Tertil-, Metall-, keramiſchen Induſtrie, 
in der Herſtellung von Kleidern, Lebderarbeiten, 
Lampen, Barfümerie-, Arznei» und Badwaren |. 
Büchfenihüß, Befig und Erwerb, ©. 336 ff. 
In Rom große Entreprifegeihäfte der Nobilität 


für den Bau von öffentlihen und PBrivatgebäu- 


den, Wafjerleitungen und Straßen, Unterbaltung 
der Öffentlichen Gebäude, Brüden, Kioaten 2c. 
Marquardt, a. a. O. ©. 7. 

124) Friedländer a. a. O. J. S. 28. War- 
quardt, a. a. O. S. 8 ff. Selbſt die Kaiſer und 
Mitglieder der kaiſerlichen Familie verſchmähten 
dieſen Erwerb nicht. Bal. auch Shmoller in 
8. f. G.B. 15 (1891) ©. 47. 

125) Ein diefe Geichichte in erihöpfender Weiſe 
darftellendes wiſſenſchaftliches Werk ift nicht vor» 
handen. Biel Material zur Geſchichte, aber nicht 
immer zuverläffiges, in H- 4. Maſcher, Das 
deutiche Gewerbeweſen der frübeften Zeit bis auf 
die Gegenwart. 1866. 
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Stämme. 1875, v. Inama:Sternegg, Deutihe Wirtichaftsgefhichte. 2 Bände. 1879, 1891, 
G. Mais, Deutſche — rg O. Gierke, Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht. Bd. J. 
1868. A. F. Gfrörer, Zur Geſchichte deutſcher Volksrechte im Mittelalter. 2Bde. 1865. 1866, 
P. Roth, Geſchichte des Benefizialweſens ꝛc. 1850. Der ſ. Feudalität und Unterthanenverband. 
1863. 6.8.0. Maurer, Geſchichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der Hofverfaſſung in Deutſch— 
land. 4 Bde. 1862. 1863. G. Schmoller, Die gefhichtlihe Entwiclung der Unternehmung in 3. 
f. G.V. 14 ff. S.auh 8. Lamprecht, Deutſches Wirtfchaftsleben im Mittelalter. 4 Bde. 1886. 


829. In diefer Periode, die einen fangen Zeitraum, über 1000 Jahre, umfaßt, in welchem 
viele Veränderungen in der deutjchen Volkswirtſchaft vor ſich gingen, ftehen die Deutjchen 
noch auf der Wirtſchaftsſtufe eines reinen Aderbauvolfes'%), 

Sn der älteften Beit, vor der Völkerwanderung, ift die gewerbliche Arbeit, mit viel 
feicht einziger Ausnahme der Gießerei und Schmiederei, noch nicht eine jelbjtändige Berufs: 
und Erwerböthätigfeit. Die wenigen gewerblichen Brodufte, welche die Germanen gebrauchen, 
erzeugen fie in ihrer eignen Wirtjchaft mit ihren Familienangehörigen und ihrem Gefinde, 
Die technifche Herftellung derjelben ift eine jehr einfache, primitive. Möglich, daß ſchon in 
diefer Periode in den Grenzdiftriften auf diefelbe fürdernd die römische Technik, welche die 
dort wohnenden Germanen kennen lernten, einwirkte, jo namentlich im Wejten und Süden 
auf die Töpferei und Weberei und allgemein auf die Bearbeitung der Metalle. Aber jeden: 
falls kannten die Germanen diefe gewerblichen Broduftionsarten jchon vorher und ficher führte, 
wenn überhaupt Fortichritte in der Technik durch römischen Einfluß gemacht wurden, dies nicht 
zur Entjtehung jelbftändiger Gewerbe diefer Urt. Für die Eriftenz von Töpfern als jelb- 
ftändiger Handwerker und gewerblicher Unternehmer liegen feine Anhaltspunkte vor. Ob 
bei den riefen, bei denen, im Unterjchiede von allen andern germanischen Stämmen, die 
Weberei ſich früh al3 ein jelbjtändiges Erportgewerbe entwidelte, dies jchon in diejer Zeit 
geſchah, iſt mindeftend unſicher. Aber ſehr wahrjcheinlich wurde jchon in diefer Zeit die 
Gießerei und Schmiederei, welche Haus: und Adergeräte aus Metall anfertigte, welche 
ferner für die Jagd und den Krieg Waffen, für den Gottesdienft die heiligen Wagen, 
metallene Bilder und Opferbeden, für den Schmud des Körpers Ringe, Spangen und 
leuchtende Baugen lieferte, vereinzelt als jelbjtändiges Gewerbe von Freien betrieben, deſſen 
Produkte von den Schmieden im Naturaltauſch abgejegt wurden 2), Daß eine rechtliche Ord— 
nung dieſes Gemwerbebetriebes bejtanden habe, ift nicht anzunehmen, 

Selbftändige Berufsthätigkeit außerdem wurde die gewerbliche Arbeit erſt nad der 
Böllerwanderung!?), insbejondere nad der Entjtehung der Grumdherrichaften, und 
auf den Höfen der Grundherrn. Auf den Königshöfen und auf den Höfen der geift- 
fichen und weltlichen Grundherrn entwidelte fich das Handwerk als ein neuer und jelbftändiger 
Lebensberuf von Menjchen und die gewerbliche Berufsarbeit teilte fich in verjchiedene Arten. 
Aber die Handwerksarbeit war auf diejen Höfen noch feine freie Erwerbäthätigfeit. Die Hand: 
werfer waren unfreie Berjonen, Hörige des Grundherrn, und arbeiteten wie andere Knechte 
und Hörige für den Herrn im Hofdienft und nach Hofrecht. Die Urbeitsmittel waren Eigen: 
tum de3 Hofherrn. Die Entitehung der neuen Urbeiterflaffe war die naturgemäße Folge 
der Grundherrichaften und der grundherrlichen Wirtichaft. Auf den Höfen war eine größere 
Zahl von Menſchen in einer Wirtichaft vereinigt. Der Grundherr Hatte für deren Bedürf- 
nifje (Nahrungs, Wohnungs-, KHleidungs:Bedarf) zu forgen. Derjelbe brauchte ferner für 
die größere Wirtihaft auch eine größere Zahl von Geräten, Werkzeugen, Waffen. Erweitert 
und verfeinert war dazu durch die Berührung mit der antiken Kultur die Bedürfnisfähigkeit 
des Grundherrn und der ihm näher ftehenden höheren Hofleute, auch verbreitete ſich all- 
mählig, anfangs nicht felten durch fremde Lehrmeifter, die Kenntnis der römischen Technik. 


126) Ueber dieſe j. Hdb. Band I, Abhand. J. ſchon das Zimmer: und Wagnerhandwerk ſelb— 
Ss 20. ftändig betrieben. Wadernagel,a.a.D. ©. 46. 

127) Wadernagel,a.0.D.©.43 ff.v. Ina- 128) ©. bei. Gfrörer, a.a. D. Band IT. 
ma,a.a.D.1.©. 132, Früh wurde vielleiht auch S. 139 ff. 
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Die notwendige Herftellung von Gewerbsprodukten in größerer Zahl und Mannigfaltigfeit 
gab für die einzelnen Arten je einer Anzahl Perſonen fortwährend hinreichende Beſchäftigung. 
Die techniichen Vorteile der berufsmäßigen Arbeitsteilung (db. 5. der Sonderung der ge- 
werblichen Arbeiter in verjchiedene Berufsflafien) veranlaften deren Einführung und Weiter: 
bildung nad) Maßgabe des Umfangs und der Art des Bedarfs an Produkten. Die Volks— 
rechte erwähnen ald Handwerfer bereit3 Schufter und Schneider, Gold- und Silberarbeiter, 
Schmiede, Schwertfeger, Sattler, Köche, Bäder, Müller, Zimmerleute, Drechsler u. a. mit 
der Berfertigung von Haus: und Adergeräten beſchäftigte Handwerker. Dieje lebten, jeden- 
falls in der Mehrzahl, auf den herrichaftlichen Höfen, erhielten von ihrem Herrn, wie andere 
unfreie Knechte, was fie zum Leben gebrauchten und leifteten ihm ihre Dienjte ald Hand: 
werfer. Einige mögen aud wohl, wie jpäter, als Hinterjafjen auf ihren Keinen Gütern 
gejeffen haben und dem Herrn nur zu beftimmten Arbeitsleiftungen und Lieferungen von 
gewerblichen Produkten verpflichtet gewejen fein. Aber die gewerbliche Produktion war 
überall eine unfreie, ihr Zuftand von dem Willen des Fronherrn abhängig. Ausnahme: 
weife geftattete diejfer wie durch die lex Burgundionum (l. 21 c. 2) bezeugt wird, auch 
unfreien Handwerkern, auf eigene Rechnung für Dritte zu arbeiten. — Ob und wie weit 
in den freien Gemeinden diefer Beit freie Handwerker jelbftändig auf eigene Rechnung 
ein Gewerbe betrieben haben, ift nicht näher befannt. Schmiede wird es wie früher gegeben 
haben, vereinzelt wohl auch einige andere Handwerker (Wagner, Zimmerer, Töpfer 2c.), 
aber im wejentlichen produzierten auch damals noch die Bauern, was fie an Gewerböpro: 
duften gebrauchten, in ihrer eigenen Hauswirtichaft. Die Mühlen jcheinen Gemeindeanlagen 
gewejen zu jein 29). 

"Der gleiche Rechtszuſtand herrſchte auh noch im Anfang des Mittelalters, 
in der Beit der ausgebildeten Fronhofswirtſchaft jeit den Karolingern bis 
zur Beit der Städtebildung. In den Fronhöfen, die fich über das ganze Land verbreiteten 
und neben denen nur wenige freie Gemeinden fich erhielten, beruht alle gewerbliche Berufs- 
thätigkeit rechtlich auf dem Willen des Fronheren. Das Hofrecht gilt auch für die Hand— 
werfer des Fronhofs. 

Uber mandhe Beränderungen vollzogen fich im Laufe der Zeit. Die Technik machte 
erhebliche Fortichritte, zuerjt und vor allen auf den königlichen Fronhöfen und den Höfen 
der größeren geiftlichen Herren, insbejondere aucd in den Hlöftern 130). Die Technik des Alter: 
tums wird befannt und nachgeahmt. Fremde Handwerker und Künſtler werden an die Höfe 
gezogen und mit bejonderer Vorliebe widmen fich auch die Mönche jelbjt der gewerblichen 
Produktion. Einzelne Gewerbszweige zeigen bereits eine künftlerijche Geftaltung der Produkte. 
Bon jenen Höfen verbreitet jich die Kenntnis der höheren Technik über das Land, fie werden 
die nationalen Lehrwerkſtätten. Durch die königliche, zuerit von Karl dem Großen erlafjene, 
Verordnung '#), daß auf allen königlichen Fronhöfen die verjchiedenen Handwerker in der 
nötigen Zahl vorhanden jein jollten, und durch die Verbreitung der Klöfter wurden überall 
Fleine Centren gebildeter gewerblicher Produzenten geichaffen. Die Zahl der gewerblichen 
Berufsarten nimmt zu. Einzelne Fronhöfe wurden auch Mittelpunfte eines Marftvertehrs 
und Kaufleute fiedeln fich auf ihmen unter dem Schutze des Fronherrn an ?32). 


129) Lamprecht, a. a. O. Bd. I ©. 17. qui cervisam vel pomaticum sive piraticam 

130) ©. darüber auch Schmoller, a. a. O. vel alind quodcumque liquamen ad ern 
in J. f. G.V. 14 ©. 778 ff. (dort auch weitere  aptum fuerit, facere sciant; pistores qui si- 
gitteratur). milam ad opus nostrum faciant, retiatiores 

131) Cap. de villis (v. 812) c. 45: Ut unus- qui retia facere bene sciant, tam ad venan- 
quisque judex in suo ministerio bonos habeat | dum quam ad piscandum sive ad aves ca- 
artifices , id est fabros ferrarios et aurifices | piendum, necnon et reliquos ministeriales, 
vel argentarios, sutores, tornatores, carpen- | quos ad numerandum longum est. 
tarios, scutarios, piscatores, aucipites, id est 132) v. Jnama, a. aD. Bd. IL ©. 91. 
aucellatores, saponarios, siceratores, iıl est S. 370 ff. 
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„Bon ben drei großen nationalen Gewerben, welche ſchon in älterer Zeit in einiger Blüte 
ftanden, ift jedenfalls da8 Metallgemwerbe am meilten entwickelt worden. &8 zeigt ſich das 
nicht bloß in der beſonders reichlichen Arbeitsteilung und Spezialiſierung, welche dasſelbe in dieſer 
Zeit angenommen hat, fondern auch in der Mannigfaltigkeit und vieljeitigen Anwendung, welche 
die Produkte diefes Gewerbes gefunden haben. Sowohl für die Kriegsausrüftung wird die Mes 
tallarbeit immer wichtiger, als auch für den täglichen Bedarf des Saufed und des lanbwirtichaft: 
lihen Betriebs und auch als Handelöwaren fpielen beſonders Metallfabrikate ſchon jegt eine große 
Nolle. Nicht minder ift ficherlich Die deutihe Weberei vervolllommt worden, Die Pflege, welche 
die nationale Produktion durch die Arbeitsorganifation der großen Grundherrſchaften gefunden 
bat, ift auch diefem Gewerbözweige in herborragendem Make zu gute gefommen. In den oft 
zahlreich bevölferten, gut ausgeftatteten, Frauenhäufern entwidelten die Grundherrn eigentliche 
abrifationsftätten für Gewebe aller Art; und die größere Mannigfaltigkeit und zunehmende 
Bradıt der Gewänber, das Ueberhandnehmen zahlreicher Kleidungsſtücke in den berrichenden Trachten 
jener Zeit zeigen auch bier, wie Produktion und Bedarf fich gegenieitig fteigerten, Doch läßt ſich 
andererſeits nicht verfennen, daß die einheimiiche Weberei noch weit davon entfernt war, den Be— 
dürfnis zu genügen; ja es ift erfichtlich, dab fie dem raſch fteigenden Kleiderluxus niht Schritt 
zu halten vermochte, Die ſchon in älterer Zeit begründete eberlegenheit der friefiihen Gewand: 
industrie fcheint fich in diefer Zeit nicht nur behauptet, jondern fogar geiteigert zu haben; orien— 
talifche Gewebe in Seide und Baummolle beginnen ihre bedenkliche Konkurrenz mit den mwollenen 
und leinenen Gewandftoffen auch auf deutichem Boden, und immerhin bleibt es befremdend, daß 
während der ganzen Periode von eigentlihen Handwerkern der Weberei in Deutichland feine 
Nede gebt; die ganze Technik diefes Zweiges, fo ſcheint es, ift noch im Beſitze der herrſchaftlichen 
Frauenhäuſer, und eben als Weiberarbeit über das Stadium der, wenn auch entwickelten, Haus: 
induftrie noch nicht hinausgelommen, Am auffallendften und ganz umerflärt bleibt es, daß die 
Töpferindujtrie gar nicht vertreten erfcheint. Wir hören weder aus den Starolingiichen Wirt: 
ſchaftsvorſchriften noch aus fonftigen Schilderungen großer Gutshöfe oder Urkunden diejer Zeit 
irgend eine Andeutung über diefe Industrie, von weldher man doch annehmen follte, daß fie zu 
allen Zeiten und bejonders in der verhältnismäßig noch immer unentwidelten Wirtſchaft der 
Deutſchen eine Rolle geipielt. Aber nicht einmal der thönernen Gefäfle wird gedacht in jenen 
ausführlichen Gutsbeichreibungen, welche die alleinigen Ouellen für die Stenntnis der inneren Ein— 
richtungen des Haushalts find. Die Gefäffe, deren das Capitulare de villis, jowie die Breviarien 
fönigliher Fiskalgüter gedenken, find teil von Holz, teils von Kupfer, Blei und Eifen. Dagegen 
hat dieſe Zeit in Deutihland ein Gewerbe erft entwicelt und auch bald zu hoher Bedeutung ge— 
bracht, das in älterer Zeit als ſolches gar nicht befannt war, das Baugewerbe mit allen feinen 
Zweigen von den unteriten Verrichtungen für Fabrikation des Rohmaterials und der Werkzeuge 
bis zu den höchiten künftleriihen Leiftungen, welche die Prachtliebe der Großen, auch wieder im 
Geiite Karls d. Gr. für ihre Baläfte und Kirchen zu verwenden liebte. Auch bei den Klöſtern war 
die Kunſt an großen und üppigen Gebäuden jchon fo entwidelt, ja nicht felten ins Maßloſe ge: 
fteigert, daß fie einer Neihe von gut geichulten Bautechnikern und künftleriich Durchgebildeten Bau: 
meijtern nicht entraten konnten, die von übetall her an die Höfe der Großen gezogen wurden“ '), 


Die Mehrzahlder grundherrlihden Handwerker arbeitete jtändig und ausichließlich 
auf den Fronhöfen für den Fronherrn nach feiner und jeiner Beamten Anweiſung. Sie 
waren in der Regel Unfreie 1%) und erhielten teils, wie andere unfreie Hofarbeiter, vom Fron— 
herren Kleidung, Belöftigung und Wohnung in gemeinjamen Wohngebäuden teils eine eigene 
Wohnung und, als Wequivalent der Verpflegung und Bekleidung, Land zu jelbjtändiger 
Nutznießung. He größer der Fronhof, um jo entwidelter war die Arbeitsteilung. Ein 
Teil der gewerblichen Hofarbeit, namentlich die Herjtellung der Kleidungsſtücke, wurde von 
weiblichen Arbeitern bejorgt, die zu diefem Zwede auf großen Höfen in bejonderen Frauen- 
arbeitshäujern (genitia) vereinigt waren. Auf den königlichen Höfen entjtand auch zuerft 
eine obrigfeitliche herrichaftliche Organijation der Hofhandwerfer. Um die Aufficht über fie 
und ihre Arbeit zu führen, wurden fie in der Regel nad) Handwerkszweigen zu Verbänden, 
Innungen (societates) vereinigt }35) und einem herrichaftlichen Beamten unterjtellt, der wohl 
auch für die ordentliche technische Ausbildung Sorge zu tragen hatte. In den hofrechtlichen 
Innungen jchieden fi die Handwerker bereits in Meifter, Gejellen und Lehrlinge. Die ge: 
werbliche Arbeit war Handwerk, und das Handwerk für die Hofhandwerfer Hofdienſt; man 
nannte dieje wie alle auf dem Hofe Dienenden Amtleute oder Diener (ambahtleute, officiales, 





133) S.Jnama, a. a.D. Bb.I. ©. 422—426. |v. YJnama Bd. IL ©. 865. 
134) freie Hofhandwerfer gab es unzweifel— 1385) Sierfe, a. a. O. J. ©. 1%. ©. aud 
haft auch, aber doch nur ausnahmsweiſe. S. dar. |v. Jnama,a. a. ©. Bb: II, ©, 309 ff. 
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officiati, servitores), und ihre Beichäftigung, demgemäß aucd ihre Gejamtheit ſelbſt ein 
ministerium, offieium oder Amt. In diefen hofrechtlichen Innungen, diefen herrſchaftlichen 
Aemtern, war aber von irgend welcher genofjenichaftlich-forporativen freien Gliederung und 
Wirkjamkeit feine Rede. Die Einzelnen hatten Fein Recht auf die beftimmte Art der Arbeit 
oder auf die Mitgliedichaft ded Amts, der Herr konnte jie vielmehr nad) jeinem Belieben 
bineinjegen oder herausnehmen. Zucht und Gerichtsbarkeit über fie ftand dem von Herrn 
ernannten Meifter reip. dem höhern herrichaftlichen Beamten und Richter und in legter In— 
ftanz dem Herrn jelbft, defien Vertreter jene waren, zu, ebenjo die Regelung der Arbeit 
und die Ordnung des Dienjtes. Von einem Genofjengericht, einem eigenen Hecht des Amts, 
einer noch jo untergeordneten Selbjtverwaltung findet ſich feine Spur. Es waren lediglich 
fronberrichaftliche adminiftrative Zmwangsverbände. — Einzelne Handwerker auf den Höfen 
gelangten wohl perjünlic zu Anſehen und zu einer geachteten freieren Stellung, aber die 
Handwerferflafje war eine untergeordnete, unfreie, rechtloje Klaſſe der Gejellichaft. 

Ein Teil der Handwerker lebte jedoch auch außerhalb des Herrichaftshofes '3%) aber auf dem 
Gebiet der Grundherrichaft — in freierer Stellung — als Inhaber ländlicher Wirtichaften 
(Kolonen). Ihre Dienftpfliht war nad) Arbeitätagen und gewerblichen Produkten '’7), die 
fie zu liefern hatten, beſtimmt. Für weitere Leiftungen erhielten fie eine bejondere Entjchä- 
digung. Mit fronherrlicher Erlaubnis durften fie auch für Dritte auf ihre Rechnung ent: 
geltlich arbeiten und dieje Erlaubnis wurde im Laufe der Zeit in größerem Umfange er- 
teilt. Sie waren entweder Hörige und Hatten als ſolche Dienst: und Lehnhufen als Amts: 
lehen, die ganz wie die großen Benefizien allmählig zu erblichen Befiggütern wurden und 
dahin führten, daß das Handwerk jelbjt erblich, das Gewerberecht ein Realredht, die damit 
verbundene Pflicht eine Reallaft wurde; die Hörigfeit diefer Handwerker wurde der gemeinen 
Freiheit immer ähnlicher. Oder fie waren urjprünglich Freie (rejp. die Söhne von Freien), 
die fich in die Schußvogtei eines Fronherrn gegeben hatten und nun als Inhaber von Zins- 
gütern Dienjt (Urbeitsleiftungen und Gemwerbsprodufte) gegen Schuß verſprachen und ihre 
&ewerbe wie jene trieben. 

In den wenigen freien Gemeinden gab es ficherlidh au) ganz freie Handwerker. 
Diejelben verbanden mit dem &etverbebetrieb, die Yandwirtichaft. Aber die Zahl joldher 
Perjonen und die Zahl der Gewerbe, die von ihnen betrieben wurde, kann nur eine geringe 
gewejen jein. Die rein landwirtichaftliche Bevölkerung diefer Gemeinden verfertigte noch 
twejentlich jelber, was fie an Gewerbsproduften gebrauchte !38). 

Eine fundamentale Umgejtaltung des Gewerbeweſens und der gejamten Volkswirtſchaft 
vollzieht fi mit der Städtebildung. Die Deutjchen fteigen auf zu der Wirtichaftsftufe 
eines Gewerbe: und Handelsvolfes (Hdb. Band I Abh. IS 21). Die gewerbliche Arbeit 
wird freie Berufs: und Ermwerbsthätigfeit. Neben den wenigen alten Römerftädten in den 
Grenzdiftriften, wie Köln, Mainz, Worms, Trier, Straßburg, Bajel, Konjtanz, Augsburg, 
Negensburg zc. war jeit den Ottoniſchen Privilegien durch die Verleihung des Markt, Zoll: 
und Münzrechts auch an einigen andern bifhöflichen Sigen wie Utrecht, Cambray, Bremen, 
Magdeburg, Meigen, Halberjtadt, Merjeburg, Dsnabrüd zc. im 10. Jahrhundert die An- 
fiedelung von Kaufleuten und Handwerkern, die Errichtung von Märkten und eine ftädtijche 
Entwidlung gefördert worden, aber die eigentliche Zeit der Städtebildung und mit ihr der 


136) v. Jnama, a. a. D. Bd. Il. ©. 301 fi. 
S. 312 ff 


> 


ſchuhen, Ader: und Wirtichaftsgeräten x. ©. dar. 
v.Maurer, Bejchichte der Fronhöfe ꝛc. III. S.243 ff. 


137) Daher die ſehr verbreiteten Lieferungen 
von ſolchen Gewerbsproduften der Kiolonen, die 


nur durch Berufshandwerker hergejtellt jein fönnen, 


wie von Schüffeln, Platten, Keſſeln u. a. Geſchirr 
aus Blech und Kupfer, von Meffern, Scheeren, 
Baugen, Mörjern, Haden, Werten, Bechern, Sät- 
teln, Spießen, Waffen, Hufeijen, Schuhen, Hund» 


138) Gegenüber diejen allgemein herrichenden 
Gewerbözuftänden muß bei den Friejen ein an- 
derer —— mindeſtens für die Weberei ge: 
wejen jein. Diefe muß, wie aus dem Handel 
mit friefiichen Geweben zu jchließen, dort ſchon 
als ein jelbjtändiges freie Gewerbe betrieben 
| worden jein. 
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Uebergang zu einer neuen Wirtichaftsftufe und insbejondere in der Geſchichte des Gewerbe: 
weſens zu einer neuen Periode ift die Zeit des 11. und 12. Jahrhunderts 139). 


2. Die Zeit vom 12, bis zum Ende des 18. Jahrhunderts. 


C. Wehrmann, Die älteren Lübeckiſchen Zunftrollen,. Einleitung. 1864, ©. Schönberg, 
gur wirtihaftlichen Bedeutung des beutichen Yunftwejens im Mittelalter. 1868 (aud in 3. f. 
Nat. 9), Roſcher, S.1I1.8129 ff. Maſcher, Das deutiche Gewerbeweien 2c. 1866 ©. 46 ff. Böh— 
mert, Beiträge zur Geichichte des Zunftweſens. 1862, W, Stieda, Die Entitehung des deutfchen 
Zunftweſens. 1876, E. Neuburg, Die älteren beutichen Stadtrechte. 1876 (in 3. f. St.W. 32), 
Der, — und Zunftverfaſſung in der Zeit vom 13. bis 16. Jahrhundert. 1880, 
W. Stahl, Das deutfhe Handwerk. Bd. I. 1874. 2. Brentano, Die Arbeitergilden der Gegen: 
wart. 3b. I. 1871, G. Schmoller, Straßburg zur Zeit der zit x. 1875. Derj,, Straß: 
burgs Blüte 2c. im 13, Jahrhundert. 1875. Ders, Die Straßburger Tucher: und Weberzunft ꝛc. 
1879, Ders, Das Brandenburgiich-Preußiihe Innungswefen von 1640 bis 1806 in Bd. I der 
Forſchungen zur Brandenburgiihen und Vreußiſchen Geihichte. Br. Hildebrand, Zur Geihichte 
der deutichen Wolleninduftrie, in 9. f. Nat. 6 und 7. Die umfangreiche, in neuerer Zeit jehr an— 
geichtwollene, Litteratur über Quellenwerke (Zunfturfunden) und über die Geſchichte einzelner Zünfte 
\. bei ®. Stieda, Art. Zunftweien im H.W. VI (1894) ©, 896 ff. — O. Gierke, Deutfces Ge: 
noffenihaftsreht. Bd. 1. ©. 249 ff. bei. S. 358 fi. G. L. v. Maurer, Gejhichte der Städtever- 
faffung in Deutſchland. 4 Bde. 1869-71, W. Arnold, Das Auffommen des Handwerkerſtandes 
im Mittelalter. 1861. Derſ., Zur Geſchichte des Eigentums in den deutfchen Städten. 1861. Ders, 
Berfaffungsgeichichte der deutichen Freiſtädte. Bde. 1854. Wilda, Das Gildeweien im Mittel 


139) €3 kann hier nicht näher auf die — fehr |d. h. das Gebiet, welches rechtlich als Marftge- 
fontroverje — Frage der Entftehung der Städte | biet (Marftplag) galt. Das Marktgebiet war als 
und der Stadtverfafjung eingegangen werben. tönigliched Burggebiet ein Gebiet des aa 
©. dar. außer der obigen Litteratur auch G. | dens, des Königfriedend und als folches ein Aſyl, 
Waiz, Deutiche Berfafiungsgeihhichte. Bd. VII. ein befreiter Ort, eine „Freiheit“. Ein bejonde- 
1876. ©. 874 ff. WU. Heusler, Der Urfprung | red Stadtgericht, ald königliches Gericht, nicht 
der deutichen Stadtverfafjung. 1872. Rathgen, das Landgericht übte auf ihm die Markt- (Stadt-) 
Die Entſtehung der Märkte in Deutichland. 1881. | gerichtöbarteit, eine niedere Gerichtsbarkeit. Der 
Gothein, Wirtfchaftsgeihichte ded Schwarz- ; ordentliche Stadtrichter war der Schultheih, der 
walds ꝛc. Band I. 1892, &. v.Belomw, Der Ur- Eentenar der fräntiichen Reichsverfaſſung. Auf 
iprung der deutichen Stadtverfafiung. 1892. W. dieſen Marktgebieten entitand im Reich neben dem 
Barges, Zur er, der deutichen Stadt» Nitter- und WBauernftand ein neuer Stand, die 
u Al in J. f. Nat. III, 6. S. 161 ff.; 7. Bürger d. h. die am Burgrecht, welches für das 
©. 801 fi.; 8. ©. 481 ff. F. Keutgen, Unter Marftgebiet galt, teilnahmen, auf einem Martt- 
ſuchungen über den Urjprung der deutihen Stadt: gebiet nad; Weichbildrecht (Burgrecht) fich anfie- 
verfafjung. 1895. beiten und Grundbefig erwarben und am ftän- 

R.Sohm ſucht in feiner Schrift (Die Entftehung digen Markt Anteil — — Bürger waren ur— 
bes deutſchen Städteweſens. 1890) der jchon früher ſprünglich nur (!) Kaufleute (mereatores). Das 
vum R. Schröder ud U. Schulte vertretenen | Stadtgericht war ein Bürgergericht (Burggericht), 
Anficht folgend den Nachweis zu führen, daß die ein Gericht der Kaufleute und nach dem Recht 
Städte (im Rechtsſinn) durch Errichtung eines Kaufleute wurde in ihm geurteilt. Die ftändigen 
ftändigen Marftö an einem Orte entftanden und | Urteilfinder des Gericht? waren die mit Weich— 
das Stadtrecht aus dem Marftrecht hervorgegan- bildgrundbefig in der Stadt angeſeſſenen Kauf- 
gen. Sohm ſucht dann weiter mit großem ju- leute. Aus ihren Neihen bilden fich fpäter die 
riftifchem Scarffinn folgende Anfichten zu be⸗ Gefchlechter der Stadt, die Erbgeiefjenen, die alten 
gründen, die teild Zuftimmung, teils entichiedenen  ratsfähigen Familien des ftädtiichen Patriziats. 
Wideripruc gefunden haben. (S. bei. Shmoller Sohm behauptet insbeſondere, daß bei dieier Ent- 
in J. f. G. V. 14 ©. 1001 ff; Kruse in J. f.  ftehung der Städte die Handwerker in denjelben 
Nat. III, 2 ©. 845 ff.; W. VBarges, Stadt nur eine untergeordnete Stellung eingenommen 
recht und Marftrecht in J. f. Nat. III, 3 (1892) hätten, dab nur die Kaufleute VBollbürger, die 
©. 670 f.; ©. v. Below, a. a. D. ©. 11 fi, Handwerker und andere Einwohner dagegen nur 
Ders. in. f. Nat. III, 3. 1ff.; Keutgen, Schutzgenoſſen, Hinterfaßen geweſen jeien(?) Erft 
a. a. D. ©. 63 fi). Für den Marktplatz (dad die fpätere Zeit brachte den Handwerkern Bürger- 
Marftgebiet) galt ein beionderes Rect, und zwar recht und Weichbildrecht. Ein ſolches Marktrecht 
das föniglihe Burgrecht (Weichbildreht). Die hätten zuerft (im 9. Jahrh.) die alten (Römer-) 
Verleihung ded Markts und Marktrechts war Re: | Städte befommen; das Marktgebiet jei anfangs 
gal, aber die Könige verliehen vielfach dies Necht in der Hegel Mein und neben der jchon beſtehen— 
an die Großen des Reichs, die dadurch Marltherrn | den Anfiedlung gelegen geweien, aber jpäter jei 
wurden. Die Stadt war eine Anfiedlung mit dann auch diefe dem Marftrecht unterftellt worden. 
ſolchem Marktgebiet. Die Grenzen des Markt: Nm 10.(?) namentlich im 11. Jahrhundert feien 
gebiet3 wurden durch Kreuze (MWeichbilder) be⸗ | dann zahlreiche neue Marktorte mit dieiem Marft- 
zeichnet. So entjtand das Weichbild der Stadt | recht durch Königliche Verleihung entftanden. 
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alter. 1831. 8. Nitz ſch, Minifterialität und Bürgertum im Mittelalter. 1859, 8. Hegel, Städte 
und Gilden der Germanifchen Völker im Mittelalter. 2 Bde. 1891. S. aud) die Litter. in Anm. 139. 

$ 30. In denjenigen Städten, die vorher Herrenhöfe waren, herrichaftliche Burgen, Site 
der Könige, der Fürften, der geiftlihen und weltlichen Grundherren — und aus jolchen 
Höfen entftanden, jedenfalls in den erſten Zeiten der Städtebildung, die meijten Städte — 
gejellen fich durch Zuzug von außen außer Kaufleuten zu den unfreien hofrechtlichen Hand: 
werfern auch fremde Handwerker. Die Stadtherren, namentlich) die geiftlichen und weltlichen 
Grundherren, begünftigen diefen Zuzug, um die Bevölferung der Stadt und damit ihre 
Macht zu erhöhen. Die fremden Zuzügler werden perſönlich frei, auch wenn fie vorher Un— 
freie waren, entweder jofort oder nady Jahr und Tag. („Stabtluft macht frei”). Mit dem 
Recht der Niederlaffung erhalten fie aud) das Recht Handel und Gewerbe in der Stadt zu be: 
treiben. Bisweilen werden ihnen PBräftationen, aber nur mäßige, an den Stadtherrn auferlegt. 
Zwiſchen den zugezogenen und den alten hofrechtlichen Handwerkern bejtand wahrſcheinlich 
Anfangs ein Unterjchied der perjönlichen wie gewerblichen Rechtsjtellung. Auch die hof: 
rechtlichen Handwerker werden aber im Laufe der Zeit perjönlid) frei, ihre gewerbliche Thätig- 
feit wird ebenfalls freie entgeltliche Erwerbsthätigfeit, fie bleiben dem bisherigen Herrn 
nur noch zu beftimmten Leiftungen und Abgaben — das Zeichen ihrer früheren Hörig: 
feit — verpflichtet. 

In ganz neu ald Handel und Gewerbe treibende Drte gegründeten Städten, ebenjo in 
den bisher vollfreien oder gemeinfreien landwirtichaftlichen Gemeinden, die durd Erlangung 
des Marktrecht3 mit dem Mearktfrieden, durch die Erhebung zu einem bejondern und jelb: 
jtändigen Gericht3bezirf mit eigenem Recht und durch Befeftigung Städte wurden, waren 
von Anfang an nur gleichberechtigte freie Handwerker und die Handwerfsarbeit für Alle 
freie entgeltlihe Erwerbsthätigkeit. 

Wie im Anfang in den Städten die rehtlide Drdnung ded Gewerbe: 
wejens gewejen, ift zur Zeit noch nicht genügend erforjcht *). Soweit eine ſolche bejtand, 
ging fie wie die Förderung des Gewerbewejens von dem Stadtherrn (in den Land: 
jtädten von dem Landesherrn) aus, der in dieſer Beziehung wie früher der Fronherr auto- 
nom war. Er gab das Recht zum Gewerbebetrieb, konnte die Art der Ausübung normieren, 
übte die Gewerbepolizei und verhängte die Strafen. Eine bejondere obrigfeitliche Regelung 
des Rechts zum Gewerbebetrieb jcheint Anfangs nicht erjolgt zu fein. Ob diejes Recht all: 
gemein mit dem Recht der Niederlaffung reip. dem Bürgerrecht verbunden war oder ob 
e3 in jedem einzelnen Falle von bejonderer ftadtherrliher Genehmigung abhängig war, 
find ungelöfte Fragen. Allgemein wurden obrigfeitlich Markt und Verkehr, Münze, Maß 
und Gewicht geregelt, auch wurden für einzelne Gewerbe (Mebger, Bäder, Weber, Gerber, 
Hutmacher, Tuchmacher, Müller, Brauer u. a.) im Anterefje der Konſumenten polizeiliche 
den freien Betrieb einjchränfende Schugbeftimmungen der mannigfadjiten Art !*!), gelegent- 
lich auch einzelne Schugvorjchriften im Intereſſe der Produzenten #2) und obrigfeitliche 
Zaren erlajjien und Uebertretungen bejtraft. Die Stadtherren ließen fi aud, die Hebung 
der Gewerbe in ihren Städten durch Beförderung des Zuzugs von fremden und gejchidten 
Handwerkern, durd Einführung bisher noch nicht in der Stadt betriebener Gewerbe, durch 
Bau von Mühlen, Schladhthäufern, Waltmühlen, Werkitätten, Bänken (Bertaufsbuden von 


140) ©. darüber bef. die Schriften von Stieda, | brauchbare Arbeit) verboten. 
Neuburg md Schmoller, —— 142) Zu dieſen fann man auch das Bann- 
Tucerzunft, S.27 ff. Derj. in 3. f. G. 8. 17 meilenrecht zählen, das ſchon in vorzünftiger u 
(1893) ©. 289 ff. v. Jnama, a. a. O. »b. II, nich jelten vorfommt (Stieda, a.a.D. 
©. 290 fi. ©. 314 ff. 8 ff.) und darin beftand, dab innerhalb be 
141) Stieda, Entftehung des Zunftweſens, u Umfreijes um die Stadt herum fein 
S. 91 ff. Neubur —— ⏑⏑———— S. Gewerbetreibender ſich niederlaſſen durfte, der 
80 ff. In Lübeck z. war nach dem Stadtrecht darauf rechnete, den Abſatz ſeiner Produkte in 
von 1254 allen Handwertern „aliches Werk" (un- | der Stadt zu finden. 
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Bädern, Metzgern, Scuftern, Kürſchnern 2c.) angelegen fein. Neue ſtädtiſche Gewerbe ent: 
ftehen #3). Im Allgemeinen jcheint bei dieſer „patriarchaliich regaliftiichen* (Schmoller) Yei- 
tung eine liberale Politit, die auch den Intereſſe der Stabtherrn entiprad), befolgt und 
der Gewerbebetrieb im wejentlichen ein freier gemwejen zu fein. Gewerbliche Beichränfungen, 
wenigſtens wie fie die fpezifiichen des fpätern Aunftrechts find, waren damals wohl nicht 
vorhanden. Man kann für jene Zeit vielleicht von einem liberalen Konceſſionsſyſtem Sprechen. — 
Die Gewerbetreibenden find Handwerker, mit einfachen Werkzeugen und Geräten verrichten 
fie ihre Arbeit, ihr Betrieb ift leinbetrieb und die Gewerbe find zum Teil nur Lohnge— 
werbe, in denen die Handwerker nur Arbeitsleiſtungen entgeltlich verrichten. Sie arbeiten 
überwiegend oder ausschließlich für den Bedarf der Stadt und der mächjten Umgebung. 
Das Handwerk gliedert ſich faft überall in diefelben Arten. Die Haupthandwerker jind 
überall: die Bäder, Mebger, Brauer, Schmiede, Metallgießer, Gold: und Silberarbeiter, 
BZimmerleute, Maurer und Steinmegen, Wagner, Schreiner, Maler, Töpfer, Kürjchner, 
Schneider, Gerber und Schuhmacher, Sattler und Riemer, Färber, Walter, Weber 2c. 1), 

In den Städten, die jelbjtändiger, unabhängiger von dem bisherigen Herrn wurden, jo 
namentlich in den alten Biſchofs- und Königsſtädten, geht jeit der Mitte des 12. Jahrhun— 
dert3 dies herrichaftliche gewerbliche Regiment allmählig mehr und mehr in die Hände des 
Stadtrats über und wurde anjcheinend in gleich liberaler Weife gehandhabt. 

Jedenfalls blühten unter diefer Politik in den Städten Gewerbe und Handel auf. Die 
Städte werden die gewerblichen Produzenten für die Landbevölferung. Auf den Grund: 
berrichaften hört die bisherige gewerbliche Produktion allmählig auf, auch in den bäuerlichen 
Wirtſchaften nimmt die Herftellung gewerblicher Produkte für die eigne Wirtjchaft ab. Die 
Geldwirtihaft (Hdb. Band. I. Abh. I $ 21. 25) verbreitet fi. Die Grundherrn wie die 
bäuerliche Bevölkerung kaufen in den Städten, wenigſtens zu einem großen Teil, was fie 
an Gewerböproduften gebrauchen. Die gewerbliche Technit macht entjchieden Fortichritte, 
die berufsmäßige Arbeitsteilung in den Gewerben nimmt zu, die Handwerker in den Städten 
haben eine gejicherte Eriftenz und gelangen teilweife zu Wohlſtand. 

8 31. Hand in Hand mit diefem FFortichritt des Handels und der Gewerbe geht eine 
forporativde freie Bereinsbemegung in der Handel und Gewerbe treibenden 
ftädtifchen Bevölferung !%). Diejelbe erftredte fich nicht bloß auf die eigentlichen Handwerker 


142 v. IJnama, a. a. O. Band II. ©. 816 ff. | 
144) Bol. auch &. Schmoller, Die That: | 


weltlichen Zwecken die Genofien eines Gewerbes 
aufammenzufcliefen. Das Amt, unzweifelhaft 
hofrechtlichen Uriprungs, eine von Anfang an welt: 


ſachen der Arbeitstheilung im J. f. &.8. 13 (1889) 
S. 1044, 


145) Nipich Hatte in einer feiner letzten Ar- 
beiten (lleber die niederdeutichen Genofjenichaften 
des 12, und 13. Jahrhunderts in den Monats- 
berichten der Preuß. Alad. der Will. zu Berlin. 
1880 ©. 4 ff.) nachzuweiſen gefucht, daß die ge | 
werblichen Genofjenichaften der älteren Zeit (12. 





liche Gemeinschaft, umſchließt deshalb von vorn- 
herein die Genoſſen eined oder mehrerer Gewerbe 
zum Zweck ſowohl des ausjchliehlichen Gewerbe— 
betrieb3 ald der Ueberwachung der Gewerbepolizei, 
dod) immer unter der Vorausſetzung einer höheren 
weltlichen Gewalt, die, wie früher die Herrichaft, 
das Genoffenichaftsrecht verleiht und die Selbit- 


u. 13. Jahrh.) verjchiedener Art geweſen jeien und | verwaltung fontroliert. Die Verleihung des Amts 
dab von den Worten Zunft, Brüderichaft, Amt, an eine Brüderſchaft giebt diejer erſt ihre offi- 
Gilde, Innung, welche Wilda und Andere jchon | zielle weltliche Bedeutung, ftellt fie aber auch erft 
für dieſe Zeit als gleichbedeutend betrachten, jeden- definitiv unter jene Kontrole. Die Errichtung einer 
falls die Worte Brüderichaft, Amt, Gilde, Innung | Brüderichaft dagegen veritärtt im Amt das auto- 


in Norddeutſchland im 12. Jahrhundert und im 
Anfang des 13. ganz verichiedenartige gewerbliche 
Genofienichaften bezeichnet haben. Nitzzſch faht 
die Rejultate jeiner Unterjuchung dahin zufammen: 
„Die Brüderjihaft, geiltlichen Urſprungs, ift 
diefem nad eine weltlichen Gewalten gegenüber 
autonome Bildung. Sie bietet die Möglichkeit eines 
gemeinjamen Vermögens und in dejien Verwal— 
tung auch die, dasjelbe für weltliche Zwecke unab- 
hängig zu verwenden und zu diejen firchlichen und 


ınome Element. Beiden Formen gegenüber, die 
ihre mwejentlihe Ausbildung in Süd- und Weit- 
deutichland gewannen, jteht die Bilde als ein 
durchaus norddeutiches Inſtilut. Im 12. Fahr: 
hundert ericheint fie an den Handelsplägen al 
' eine Bereinigung für Verfehröinterefjen und zwar 
für alle an diejen beteiligten Einwohner eines 
Platzes ſowohl der Kaufleute und Krämer, als 
der Handwerker. Sie iſt weder kirchlichen noch 
hofrechtlichen Urjprung® und Iennt zunächſt die 
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fondern auch auf andere Erwerbszweige. Die Bewegung hat ihren Vorläufer in den alten 
Schutgilden, den Berbrüderungen, Schwurgenofjenichaften, (conjurationes) !4%), die 
ſchon jeit Jahrhunderten beftanden. Wie die Kaufleute, Krämer, Wirte, Fiſcher, Schiffer, 
Weingärtner (Rebleute) 2c. treten au Handwerker eines Gewerbes oder nah verwandter 
Gewerbe zu Bereinen zujammen, um durch die genofjenichaftlihe Verbindung ihre 
gemeinjamen Intereſſen zu fördern, ihre wirtihaftlihen und jocie- 
fen wie ihre politijhen. In Städten, wo noch hofrechtliche Innungen bejtanden, 
ſchließen ſich auch dieje, deren Charakter Häufig durch Hinzugetretene freie Mitglieder bereits 
verändert war, diejer Bewegung an. Die vereinten Handwerker erftreben auch größere po- 
litiſche Rechte für ihre Mitglieder, die Teilnahme am Stadtregiment, die jelbjtändige Rege— 
lung ihrer gewerblichen Berhältnifje, die Erlangung einer gewerblichen Gerichtöbarfeit. Die 
Bewegung wächſt mit der jteigenden Zahl und dem fteigenden Wohlitand der Handwerker 
in den Städten, die Stabtherrn und Stadträte, deren Macht durch diejelbe gefährdet wird, 
treten ihr entgegen und rufen die kaiferliche Hilfe an, es ergehen auch Verbote diejer Ber: 
eine’) — aber Kaijer und Stadtherrn haben nicht die Macht, die Bewegung einzubämmen 
und inihrer fiegreichen Entwidlung aufzuhalten. Das Ende diefer Bewegung ift das Zunft: 
wejen und Bunftredt, wie es fich vereinzelt jchon im 12. umd 13. allgemeiner aber 
im 14. und 15. Jahrhundert ausbildete. 

Die Entftehung und Entwidlung des Zunftweſens kann hier im Einzelnen nicht weiter 
verfolgt werden. Die Entftehung von Bünften beginnt in Deutichland (ſpäter als in 
Stalien, Frankreich, England) im 12. Jahrhundert, vielleiht auch ſchon am Ende des 11. 
Sahrhunderts ’*®), zunächſt nur in einzelnen Städten 5.8. Köln, Mainz, Worms, Regens: 
burg, Speier, Straßburg, Bajel, Würzburg, Magdeburg ꝛc. und für einzelne Gewerbe. Im 
13. und 14. Jahrhundert folgen viele Städte nach, aber erft im 15. Jahrhundert wird das 
Bunftwejen in faft allen Städten eine allgemeine, alle Gewerbe umfafjende Organijation der 
gewerblichen Arbeit und zu der Ausbildung und Vollendung gebracht, deren e3 fich fühig 
war. Die Gewerbepolitif des Mittelalters war keine jtaatliche, jondern aus: 
ſchließlich ſtädtiſche Politik. Die mittelalterlichen Städte, welche nad) ihrer Bevölkerungszahl 
feine großen jondern nur mittlere und zumeist feine Städte waren 4), waren nicht Glieder 


Scheidung nad einzelnen Gewerben nicht. Mit 
dem erflufiven Recht des Verkehrs an dem be- 
treffenden Platz verbindet fie, joweit wir jehen, 
eine vollftändige Autonomie, wie wir feine Stif- 
tungsurfunde für fie fennen. Ihr gegenüber er- 
jcheint die norddeutihe Innung überall als ein 
Broduft fürjtlicher Verleihung und als undenkbar 
ohne eine jolhe. Das Recht der Innung als 
»gratia vendendi et emendi« verleiht die un— 
beichräntte Vertehr&befugnis entweder der gelam- 
ten vorhandenen Einwohnerjchaft oder ſämtlichen 
Mitgliedern eines einzelnen Gewerks eines be- 
ftimmten Platzes. Die Innung fteht ſomit injofern 
im Gegeniag zur Brüderſchaft, als dieje nicht 
verliehen wird, zum Amt, als dieſes immer nur 
ein Gewerbe oder eine Gruppe von folchen um: 
faßt, endlid und am entichiedenften zur älteren 
Gilde, als dieje einmal jämtliche Verfehrötreibende 
eines Ortes begreift und aljo auch die jämtlichen 
Gewerbe, und die Ausbildung ded Verlehrs von 


ihrer Bewilligung und nicht von der der Gejamt- 


heit oder Gejamtbehörde der Bürger abhängig 
macht.“ 

Die Nitzſch'ſche Gildentheorie ift aber jeitdem 
durhHegel,a.a.D. Bd. 11. ©. 321 ff. und Andere 


als unrichtig erwiefen. ©. au ©. v. Belom: 


im J. f. Nat. II, 3 (1892) ©. 56 ff. (dort aud 
weit. Litter.). 

146) ©. dar. Gierke, Genofienihaftsrecht 
©. 230 ff. 240 ff, auh Hegel, aa. 
501 fi. 

147) Schon im 12. Jahrhundert waren Verbote 
der Reichsgewalt gegen bie —— ſſenſchaften 
ergangen, jo 1181 durch Heinrich VI., 1157 durch 
Friedrich I., im 13. Kahrhundert durch Friedrich II. 
1219, Gonft. von Worms (1231) und Edift von 
Ravenna (1232). Gierfe, a.a.D. 1. ©. 305 fi. 

148) Die älteften bisher befannten Zunfturfun- 
ben find die der Fiſcher zu Worms von 1106, 
der Schuhmacher zu Würzburg von 1128, der 
Bettzeugweber zu Köln von 1149, der Schuiter 
(1158?), der Gewanbichneider (1183), der Scil: 
derer und Sattelmaher (1197) zu Magdeburg, 
‚der Lakenmacher in Braunfchweig aus der Zeit 


I. 
nd 
D. ©. 


‚von Frankfurt a/M. xc. Bd. I. 1886; v. Ina ma— 
Sternegg, Art. Bevölkerungsweſen im H.®. I. 
©. 436 ff. (dort S. 442 auch weitere Yitter.); 
Saftromw, Die wer beutjcher Städte zu 
Ende des Mittelalters. 1886; Höniger im}. 
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eines größeren Staats, deren Gewerberecht die Staatögemwalt einheitlich geftaltete, jondern 
jelbftändige mwirtichaftliche Organismen und zum größten Teil auch jelbjtändige politische 
Gemeinwejen, welche ihre wirtjchaftlichen Verhältnifje jelbftändig regelten. Dieje lokale Re- 
gelung der wirtichaftlichen Werhältnifje erfolgte auch in den Städten, die nur Landſtädte, 
d. h. Städte eines Landesherrn, waren. Es gab fein Reichs-, kein Landesgewerberecht, jon- 
dern nur ein lokales ftädtifches Gewerberecht; jede Stadt hatte ihr bejonderes Gewerbe: 
recht und ihre befondere Gewerbeverfafjung. Deshalb war aud die Geſchichte des 
Zunftweſens in den einzelnen Städten eine jehr verjchiedene, fie war nicht nur durch 
die wirtjichaftliche, jondern auch durch die politiiche Entwidlung der Stadt bedingt, aber 
trog aller Unterjchiede im Einzelnen waren die Zünfte in den deutjchen Städten am Ende 
des Mittelalters doch eine Organijation der gewerblichen Arbeit mit einem gleichartigen 
Charakter und Wejen, mit gleichen Endzweden und Endzielen, mit einer gleichen volkswirt— 
Ihaftlihen und focialen Bedeutung. 

Bei den älteren Bünften war die Entwidlung überall die, daß urfjprünglich rein 
private Vereine öffentlich-rechtlicy anerkannte Organe der Selbjtverwaltung wurden, die aus 
eignem Recht gewiſſe obrigfeitliche Funktionen ausübten. 

Die Geſchichte des Zunftwejens reicht bis zum 19. Jahrhundert. Aber in diefer Geſchichte 
müſſen zwei Bhajen unterjchieden werden, die der Blüte und des Verfall. Das Zunft: 
wejen hat in beiden Phajen eine ganz verichiedene Bedeutung gehabt. In der erjten war es 
eine zeitgemäße und gemeinnüßliche Inſtitution: es entſprach den Anterefjen der Produzenten 
und Konjumenten, ſchuf für die gewerbliche Bevölkerung gute, geſunde Berhältniffe, führte große 
Fortſchritte in der gewerblichen Technik herbei, hob den Wohlftand und die Macht der Stadt 
und war jo ein wichtiges Förderungsmittel des gemeinen Wejens und Wohls. In der zweiten 
war e3 von alledem, jedenfall bis zu den Reformen des 18. Jahrhunderts, das Gegenteil. 

Dad Zunftweien war nicht nur eine Jnftitution der gewerblidhen Arbeit 
im e. ©. Es erjtredte fi von Anfang an auch auf andere ftädtiiche Berufsarten. Auch 
Kaufleute, Krämer, Wirte, Schiffer, Rebleute, Fiiher u. a. waren zünftig organifiert. Und 
ala im 15. und 16. Kahrhundert das Zunftwejen die allgemeine Form des ftädtijchen ge: 
werblichen Lebens geworden war, wurden Name, Organijation, Einrichtungen und Ge: 
bräuche der Zünfte auch von allen anderen Erwerböperjonen, ja jelbjt von vielen gejelligen 
und jonftigen Vereinen angenommen !50), 

Im Bunftwejen müfjen ferner die politifh-militärifchen Korporationen und 
die gewerblichen unterjchieden werden. In vielen Städten hatten die Zünfte als jolche 
Anteil am Stadtregiment erlangt’), fie waren politifche Wahlförper für den Stadtrat und 


f. G.V. 15. ©.193 ff. Die neuen Unterfuchungen 
haben die früheren Borftellungen von Bevölle— 
rungöziffern wie 120 000 (Köln), 90000 (Straß: 
burg, Mainz), 60000 (Worms, Ulm), 50000 
(Speier, Frankfurt a / M., Bajel), als völlig falich 
erwiejen und mögen auch die durch jehr jorgfäl- 
tige Unterfuchungen neuerdings ermittelten Zahlen 
von Baiel und Frankfurt (8—10 000), Dresden (ca. 
5000), Mainz (ca 6000), Meißen (ca. 2000), 
Nürnberg und Straßburg (ca. 26000) ze. von 
manchen Kritikern in ihrer Richtigkeit beanjtandet 
werden, jo kommen doch auch dieſe nicht au erheblichen 
Erhöhungen diejer Zahlen und jedenfalls jelbit für 
die allergrößten Städte nicht über eine obere Grenze 
von 50—60 000. 

150) „Man fand in der Form der Zunft, in 
ihrer rechtlichen und gejelligen Organijation das 
richtige Gefäß für alle möglichen Vereinigungen 
und gejellichaftlichen Gruppierungen; nicht bloß 


die Handwerler, auch die Schüler und Lehrer, die | 


Notare und Aerzte, die Bader und Spielleute, die 
Bettler und die feilen Dirnen, die Totengräber 
und Abtrittäfeger organifierten fich gegen 1500 
zünftlerifch; die Aderer und Hebleute der Städte 
aben ihren uralten Genoſſenſchaften zünftleriiche 
Form und zünftleriihen Namen. Die Meifter- 
jänger ahmten in der Singſchule die Formen und 
den Stufengang der Zunft nah; die Soldaten 
gemeinde der Landsknechte entlehnte mweientliche 
Normen ihres Zuſammenſchluſſes, ihres Gerichts, 
ihres Standesbewußtſeins und ihrer Standesehre 
dem Handwerf, aus dem ein großer Teil ihrer 
Mitglieder hervorging.“ Shmoller, Straf» 
burger Tucherzunft, ©. 119. 

151) Auch da, wo die Zünfte ala ſolche nicht 
direft politifche Wahlförper waren, wo deren Vor— 
ftände oder Deputierte nicht Mitglieder der ftädti« 
ichen Kollegien waren, war die Zunftgemeinichaft 
dad Mittel, den Zunftgenofjen einen Anteil am 
Stadtregiment zu jihern ;in der Zunftverjammlung 
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für andere Stellen in der Verwaltung, hie und da übten fie jelbft direkte Verwaltungs 
funktionen, in manchen Städten gewährte nur die Mitgliedichaft einer Zunft Teilnahme am 
Stadtregiment und war fie die Vorbedingung des Bürgerrechts. Ferner war fajt überall 
der ſtädtiſche Wacht- und Kriegsdienft auf die Zünfte verteilt. Dieſe Umftände bewirkten, 
daß neben gewerblichen Zünften auch nicht gewerbliche entjtanden, daß auch Korporationen 
von Nichtgewerbetreibenden zu Zünften gemadjt wurden, daß in urſprünglich rein gewerb— 
lihen Zünften auch Nichtgewerbetreibende aufgenommen oder mehrere gewerbliche Zünfte, 
von denen jede für fi) als politische Zunft zu klein gewejen wäre, zu einer politijchen 
vereinigt wurden, und daß Handwerker, die wegen ihrer geringen Zahl feine Zunft bilden 
konnten, einer Zunft zugewiejen wurden, aucd wenn ihr Gewerbe dem Gewerbe rejp. der 
Gattung von Gewerben, welche die Zunft eigentlich vertrat, gar nicht verwandt war. Die 
thatjächlichen Zünfte vereinigten deshalb oft jehr verjchiedene, wenig verwandte Berufs: 
klaſſen 1602). E3 war daher eine naturgemäße Folge, daß in joldhen Zünften für die Ber- 
folgung der jpezifiich gewerblichen Zwede und Biele gewerblihe Innungen, die jid 
nit der politifch- militärischen Zunft nicht mehr oder doch nicht völlig dedten, entjtanden und 
die einſt vereinigten Zwecke auf verjchiedene Genoſſenſchaften übergingen, von denen die eine mehr 
die Öffentliche Seite des alten Zunftwejens fortjeßte, die andere wegen ihrer ausichließlichen 
gewerblichen Bejtimmung mehr und mehr den Charakter einer Brivatforporation annahm 3). 
Die Zünfte waren regelmäßig auch religiöfe, geiellige und ſittliche Verbindungen. Jede 
hatte einen Heiligen als Schugpatron, verfolgte firhlihe und mwohlthätige Zwede, verfammelte 
ihre Mitglieder zu Gebet und Andadıt, unterhielt oft einen eigenen Altar oder doch eigene Sterzen 
in der Slirhe und ließ für die verftorbenen Brüder Seelenmefjen fingen. Jede vereinigte ihre 
Mitglieder und deren Familien auch zu gefelligen FFeitlichkeiten, nicht bloß bei eigentlichen Zunft: 
anläffen (Aufnahme neuer Mitglieder 2c.), jondern auch bei anderen Gelegenheiten. Und bie Zünfte 
pflegten auch die werkthätige brüberliche Liebe unter den Zunftgenofien, fie unterftügten die armen 
und kranken Genofien, jorgten für Witwen und Waifen, jpendeten den Berftorbenen ein ehren: 
volles Begräbnis und überwachten das moraliihe Verhalten ihrer Dlitglieder 15%), 
Die Darftellung hier muß fich auf da3 Zunftweſen nad) feiner gewerblichen Seite 
und foweit e8 dad Gewerbeweſen im e. ©. betrifft beichränfen. 
$ 32. In diefen Zünften waren die Gewerbetreibenden forporativ organifiert. Die Zünfte 
waren genofjenihaftlihde Verbindungen von Gewerbetreibenden 
(in der Regel eines Handwerks oder verwandter Handwerk3zweige) zur gemeinjamen 
Förderung ihrer Intereſſen. Sm erjter Reihe handelte es fih um ihre wirt: 
Ihaftlihen und ſocialen Intereſſen, aber die Wirkſamkeit der Zünfte erjtredte fich, 
wie jchon erwähnt, auch auf alle anderen Intereſſen ihrer Mitglieder, insbejon: 
dere auch auf die politifhen. Diefe Verbindungen wurden auh obrigfeitlide Dr: 
gane des Gewerbemwejend. Sie regelten unter der Autorität und Oberaufjicht der Stadt: 
obrigfeit die Verhältniffe ihres Gewerbes: fie erließen bindende Rechtsvorſchriften, übten 
eine Gewerbe-Polizei und »Gerichtsbarfeit, hatten aber auch beftinmte Pflichten. Der Um— 
fang ihrer obrigfeitlichen Rechte, Befugnifje und Pflichten war in den Städten, aud im 
einzelnen Zünften und im Laufe der Zeit ein verjchiedener. 
Die oberjte Gewalt in der Zunft hatte die Verſammlung der Bollgenofjen, der Meifter, 
die jog. Morgenjprade, bei der jeder Meijter erjcheinen mußte. In ihr wurden die 
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wurden die Öffentlichen Angelegenheiten wie die 


des Handwerks verhandelt, Steuern und andere Ab- 

gaben wurden oft zunftweile aufgebradt. Im 
Bürgerheer aber waren die Zünfte eigene Abtei- 
lungen, die von ihren Meiftern zufammenberufen 
und geführt unter dem Yunftbanner fodhten und 
im Frieden Waffen in Bereitichaft hielten, deren 

Borhandenjein die Melterleute unter Oberaufficht | 
des Rats fontrolierten. Gierfe, a. a. O. J. S. 


372, 386. Vgl. auch Shmoller, Straßburger 
Tucherzunft, ©. 4, 168 

152) gl. 5. B. über die verichiedenen Berufs- 
Haflen in den Basler Zünften: Schönberg, 
Finanzverhältniſſe der Stadt Bajel im 14. und 15. 
Jahrhundert. 1879. ©. 299; der ſ., Baſels Bevöl- 
ferungszahl im 15. Jahrh. ind. j.Nat. 11,65.372 fi. 

153) Gierke, a. a. D. —* 384. 

154) Gierfe,a.a.D. 1 . 384 fi. 
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Bunftangelegenheiten beraten und die Zunftbeichlüffe gefaßt, die Zunftgefeße gegeben, auch 
wichtigere Streitigkeiten gerichtlich entjchieden, die Lehrlinge, Gejellen und Meifter in die 
Zunft aufgenommen, die Vorfteher und Beamten der Zunft gewählt ꝛc. Anfangs hatten 
die Bünfte als ſolche in der Regel ein unbejchränktes Verſammlungsrecht und, wo fie zur 
Regierung kamen, blieb ihnen auch die Recht; aber in andern Städten beruhte vielfach 
ipäter das Recht, Morgeniprachen zu halten, auf obrigfeitliher Genehmigung; in manchen 
Orten, wo die Selbftändigkeit der Zünfte unterbrüdt wurde, mußte jogar jede einzelne Morgen: 
ſprache vom Rat erbeten und in Gegenwart von Kommiſſaren des Rats abgehalten werden. 
Die allgemeine Einführung derartiger Beſchränkungen gehört indes erft jpäteren Jahrhun— 
derten an. Den Borjtand der Zunft bildeten die gewählten oder erloojten Zunftmeifter 
oder Nelterleute, deren Name, Zahl und Amtsdauer verjchieden waren; in größeren Zünften 
ftanden ihnen auch noch Beifiger oder Ausſchüſſe zur Seite. Sie vertraten die Körperſchaft 
nach außen wie dem einzelnen Genoſſen gegenüber, beriefen die Berfammlungen, führten den 
Borfig in demjelben, zogen die Bußen und Gebühren ein, richteten in jtreitigen und pein- 
lihen Sadyen entweder allein oder mit einem Ausschuß, verwalteten das Zunftvermögen, 
übten die der Zunft zuftehende Sitten» und Gewerbepolizei, insbejondere auch die Schau 
und Kontrole aus, jofern dafür nicht befondere Schaumeijter ernannt waren ꝛc. Als Erſatz 
für ihre Mühe und manche damit verbundenen Ehrenlaften genofien fie einzelne pekuniäre 
oder gewerbliche Vorteile; fie bezogen u. a. häufig eine Quote der Bußen und Eintrittögelder. 

Schon in diejer Periode des Zunftwejens vereinigten ſich auch Zünfte des gleichen Gewerbes 
an verjchiedenen Orten teild vorübergehend teild dauernd, in diefem Falle in einer bejonderen 
genoſſenſchaftlichen Organifation (mie 3. B. die Steinmetzen im ganzen Reich), zur gemeinfamen 
Wahrung ihrer AInterefjen und Herjtellung eines gleichen Gewerberechts. (S. $ 36.) 

Die Zünfte hatten eine eigentümlihe Doppelftellung. Sie waren einerjeits 
freie jelbftändige Genojjenihaften, weldhe für die Intereſſen ihrer Mit- 
glieder jorgen wollten und jorgten. Als jolche hatten fie private und öffentliche Rechte gegen 
Dritte wie gegen ihre Mitglieder und waren fie in der Ausübung diejer Rechte nur ver: 
pflichtet, dem Intereſſe der Stadt nicht feindlic; entgegen zu handeln. Aber fie waren 
andrerjeitd zugleih Organe der Stadt, der öffentliden Berwaltung, 
VBereine zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt. Ahren Rechten 
entſprachen auch Pflichten, insbeſondere die pofitiven Pflichten: auch das Intereſſe der Kon: 
jumenten zu wahren, für die Ehre ihres Handwerks zu jorgen, den Nutzen und die Ehre 
der Stadt, dad gemeine Wohl zu fördern, und dieje Pflichten wurden in der Blütezeit des 
Bunftwejens in den Vordergrund gejtellt. Die Zunft war aud) in ihrer gewerblichen Funktion 
der Träger eines ihr von der Stadt anvertrauten Amts, das fie zum Bejten des gemeinen 
Weſens verwalten mußte. Nur weil fie auch diefe Stellung und Aufgabe hatte, wurden 
ihr die weitgehenden Privilegien und obrigfeitliche Rechte und Befugnifje erteilt. Aus diejer 
Doppelftellung der Zunft ergab fich für ihr Verhältnis zum Stadtherrn und feinen 
Beamten rejp. der Stadt und dem Stadtrat oder dejjen Beamten eine Miſchung von 
Ubhängigkfeit und Freiheit!) Das Maß ihrer Selbjtändigkeit hierbei war nad) 
Beit und Raum überaus verjchieden. Teild die freiere oder unfreiere Stellung der Stadt 
jelbft, teild die Stellung der Handwerker in der Bürgerjchaft wirkten darauf ein, und 
während die Zunftbewegungen fait überall zu einer jehr ausgedehnten forporativen Selb: 
jtändigkeit der Zünfte führten, war andererjeit3 in einzelnen Städten, in denen ein arifto: 
kratifches Regiment fich behauptete, die Selbftändigfeit der Bünfte eine jehr geringe und 
die Selbftverwaltung derjelben faft nur auf die inneren genofjenjchaftlichen Angelegenheiten 
beſchrantt = Nirgend aber beftand eine volle Autonomie. In gewiljen Grenzen, 





155) en a. D.1 ©. 373 ff. \E. Elkan, Dad Franffurter Gewerberecht von 
156) 3. B. in Frankfurt aM. Vgl. darüber | 1617—1631. 1890. ©. 16. 47 ff. 
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die hier weiter dort enger gejtedt waren, war überall die genofjenjchaftliche Gewohnheit 
und Beliebung als Rechtsquelle anerkannt, aber andrerjeit3 war, und zumal in gemwerb- 
lihen Dingen, die Befugnis des Rats reip. Stadtherrn unbeftritten, einfeitig Verordnungen 
zu erlafjen, welche in wichtigen Beziehungen in die genofjenjchaftlichen Rechte eingriffen, 
und jedenjall® bedurfte ſowohl die Entjtehung, Trennung, Auflöfung einer Zunft wie das 
vollftändige Zunftjtatut der Genehmigung des Rats reſp. des Stabtherrn. 

Auch der Grundgedanke des Zunftweiens in gemerbliderBeziehung war 
ein Doppelter. Durch die zünftige Regelung des Gewerbeweſens jollte erftens eine har- 
moniſche Verſöhnung der Intereſſen der Produzenten und Konjumenten herbeigeführt und 
zweitens für die Zunftgenofien die dee der Gleichheit und Brüderlichkeit verwirklicht werden. 
Beided war nur zu erreichen durch eine Einſchränkung der individuellen Freiheit, durch 
einen Ausſchluß der Gewerbefreiheit und freien Konkurrenz. Dies ift denn auch ein wejent: 
liches Merkmal des Zunftgewerberechts !5%), 

$ 33. Für diefes find im Allgemeinen folgende Jnftitutionen charakteriftiich !97): 

1. Die Zunftorganifation beruht auf der rehtlihen Gliederung dergemwerb- 
lihen Berjonen in Meifter, Gejellen (Knedhte) und Lehrlinge. Die 
Meifter waren die VBollgenofien, die Gefellen und Lehrlinge waren die Schutzgenoſſen der 
Zunft. Dieje unterftanden nicht nur in allen gewerblichen Angelegenheiten, jondern auch in 
ihren Streitigkeiten unter einander und mit den Meiftern und bei ihren Vergehen gegen 
die Eitte oder Ehre des Handwerks der Bunftgerichtsbarfeit. Wie die Lehrlinge gehörten 
auch die Gejellen in der Regel zum Hausweſen des Meifterd. Alle waren freie Berjonen. 
Der Eintritt in jede Klaſſe war geregelt und von bejtimmten Bedingungen abhängig gemadıt. 
Das Lehrlings: und Gejellentum war indes lange Zeit nur eine Vorſchule und Borjtufe 
für die Meifterichaft. Die Gejellen bildeten in diejer Zeit noch feinen bejonderen Arbeiter: 
jtand, defien Mitglieder nur als unjelbjtändige Arbeiter ihren Lebensberuf erfüllen konnten, 
fondern waren eine Arbeiterklafje, der diejenigen angehörten, welche ausgelernt hatten aber 
dad Meijterrecht noch nicht erwerben konnten. „Deshalb war auch von einer bejonderen 
förperichaftlichen Verbindung der dem Amt als eine bloße Klafje organiſch eingefügten Ge 
fellen urjprünglich nicht die Rede, e3 kommen nur zu frommen Sweden eigene Bruderichaften 
unter ihnen vor, die gleich den geistlichen Bruderichaften der Meifter in einer gewiſſen Be- 
ziehung und Abhängigkeit zur Geſamtzunft jtanden, doch aber verjchieden von ihr waren !58)*. 

Aus diefen geiftlihen Bruderfhaften der Handwerksknechte wurden aber im Laufe ber 

Zeit, vielfady ſchon feit dem Beginn des 15. Jahrhunderts, namentlich jeit mit dem Aufblüben 

der Gewerbe aud die Zahl der Hilföperjonen zunahm und das Wandern allgemein üblich wurde, 

weltlihe Senoifenihaften '’”) zur Wahrung und Förderung ber ökonomiſchen und focialen 

Intereſſen ihrer Mitalieder, die Anfangs und lange Zeit von ben Meiitern energiich befämpft 

und von den Obrigfeiten verboten wurden, aber ſich trogdem behaupteten und ihre Anerkennung 

jeitens der Zünfte und der Obrigkeit durchſetzten. Mit der Bildung und Anerkennung diefer Ge: 
fellihaften durd die Zünfte und die Obrigkeit entitand für die Knechte der Name Sejellen. 

Diefe Gejellichaften waren zwar im Zufammenhang mit den Zünften und von dieſen abhängig, 

aber hatten doc ihre eigenen Statuten, wählten ihre eigenen Borftände (Altgeſellen) und Be 

amıten, verwalteten, anfangs unter Aufficht eines ihnen meift gegebenen Meiiters, ihre Angelegen: 
heiten ſelbſt, jegten auc autonomiich Beliebungen feit, erhoben Beiträge und Strafgelder und be: 
faßen beiondere Vermögen. Sie übten ihre eigene Disziplin und juchten in dieſer Periode Ehre 
und gute Sitte des Gejellenitandes durch genoſſenſchaftliche Ueberwachung und Gerichtsbarkeit zu 
wahren. Sie hatten ihren Mittelpunkt in ihren Herbergen, wo die wandernden Geſellen einkehrten 


und die am Ort bejchäftigten Gefellen fi regelmäßig verjammelten. Sie unterftügten die wan— 
dernden Geſellen und ihre kranken und armen Genoſſen. Das Hauptbeitreben diefer Verbände 





157) Das Zunftrecht, welches ſich allmählich | darüber auch Schmoller, Straßburger Tuder- 
teild durch die Autonomie der Zünfte, teils durch zunft, ©. 121 ff. 
Verordnungen der Stadtobrigfeit ausgebildet hatte, 158) Vgl. die ausführlichere Darftellung ın 
wurde faft überall im 15. und 16. Nahrhundert, Schönberg, Deutiches Zunftweien, S. 13-124, 
fodifiziertes Necht und bei dieſen Kodififationen auch Gierke, a. a. D. 1. $ 38. 
vielfah auch modifiziert und verbeſſert. gl. 159) Gierke, a. a. 8.1 ©. 404. 
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war aber darauf gerichtet, die Arbeitsvermittlung (durch Herberge und Altgejellen) felber zu be— 
forgen, das Arbeitsangebot zu regeln, und die Arbeitöbedingungen, insbejondere Arbeitslohn und 
Arbeitözeit, zu beeinfluffen und zu beherrihen. Daraus entitanden auch fchon in dieſer Periode 
ernitere Konflikte mit den Meiftern, die nicht jelten zu Verrufserflärungen einzelner Meifter und 
Zünfte und zu gemeinfamen Arbeitseinftellungen führten. Und, wie bie Zünfte, traten auch Ges 
jellenverbänbe de3 gleichen Gewerbes an verſchiedenen Orten mit einander in Verbindung zu gegen- 
jeitiger Uinterftügung und zu gemeinjamem Borgehen gegen die Meiſter. Zu ihren Beitrebungen 
gehörte auch, im Gewerbegericht und in der Zunftverwaltung eine Vertretung ihrer Korporation 
u haben ſowie auf das Lehrlingsweſen einen Einfluß zu erlangen, aber in jener Hinficht ſcheinen 
he nur vereinzelt ug gehabt zu haben. Trog erniter Streitigkeiten der Verbände mit den 
Zünften führte aber in der Blütezeit des Zunftweſens die forporative Organifation der Gejellen 
nicht zu einem feindlichen * der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Geſellenverbände wahrten 
die berechtigten Intereffen ihrer Mitglieder, fie ergänzten die Zunftorganilation, unberechtigten Be— 
ftrebungen traten Stäbte: und Zunftbündniffe entgegen und jo trug im Großen und Ganzen dieſe 
Organifation nur bazu bei, ben Gejellenitand zu heben und die Gewerbe zu fördern 160), 


2. Dad Reht aufpden jelbftändigen Gewerbebetrieb (die Meifterichaft) 
war in der Regel abhängig von der Mitgliedichaft der Zunft, zu welcher das betreffende 
Gewerbe gehörte. Und dies war ein Recht der Zunft (Recht des Zunftzwangsß). Ur— 
Iprünglid) war der Anhalt desjelben nur, daß der Zunft das Recht erteilt wurde, eben, 
welcher das betreffende Handwerksamt oder Gewerberecht erlangte oder ausübte, zum Eintritt 
in die Zunft zu zwingen, ein Zwang, defjen thatjächliche Bollziehung teild bei der Stadt: 
obrigfeit verblieb, teild den Zünften felbjt überlaffen wurde. Später wurde vielfach, indem 
der Zunft die Entjcheidung über Aufnahme oder Nichtaufnahme zufiel, der Zunftzwang 
dahin erweitert, daß die Erteilung des Rechts auf den Gewerbebetrieb als eine Befugnis 
der Zunft galt. Indes wurde dieje Befugnis in diefer Periode nicht zu einem abjoluten 
und unbedingten Privileg der Zünfte, jondern die Stadtobrigfeit behielt das Necht, in Aus- 
nahmefällen auch Nichtzünftigen, jog. Freimeiſtern, das Recht zum Gerverbebetrieb zu erteilen 
und jelbjt in der Ausübung jener Befugnis erjcheint die Zunft auch nur al3 ein Organ 
der Stadtobrigfeit, die demgemäß eventuell Beichlüffe der Zunft abändern konnte #2), 

3. Die zünftige Meifterjchaft war ferner von dem Machweis einer beftimmten 
Dualifitation der Bewerber in moralijcher und tehnijher Hinjicht abhängig. 
Man verlangte mafellojen Ruf, wozu nach mittelalterliher Anſchauung aud ehrliche Ge- 
burt gehörte, und in technischer Hinficht, daß der Neueintretende fein Handwerk veritehe. 
Der Erwerb diejer Dualifitation war Anfangs nicht zünftig geregelt. Die Natur der Sache 
brachte es aber mit fi, daß der faktiich allein mögliche Weg — eine Lehr: und Dienit- 
zeit bei einen Meifter — allmählig als der rechtlich notwendige galt. Später wurde dann 
eine beftimmte Art der Ausbildung für Lehrlinge und Gefellen vorgejchrieben — eine be- 
ſtimmte Lehr: und Dienftzeit, die Wanderpflicht '%), bei einzelnen Bünften aud) eine ſog. 
Probe: oder Mutzeit. Ebenjo wurde eine bejondere Form des Nachweijes jener Dualifilation 
urjprünglicd nicht verlangt, jpäter wurde e3 vereinzelt und im 15. Jahrhundert allgemeiner 
(aber nicht überall) üblich, eine förmliche Prüfung durch die Aufgabe eines Meiſterſtücks 
vorzujchreiben. Die Vorjchriften diefer Art und ihre Handhabung waren natürlich jehr ver- 
jchieden, aber der Rechtszuſtand war doc überall, jedenfalls al3 Regel, ein ſolcher, daß 
jeder ordentliche Menſch die Bedingungen erfüllen, die Dualifitation erwerben und zum 
jelbjtändigen Gewerbebetrieb gelangen konnte. Die Zunft verjagte dem Dualifizierten nicht 
die Aufnahme. Bisweilen jtand dies als Rechtsgrundſatz feit. Eventuell konnte jedenfalls 
die Stadtobrigkeit als die höhere entjcheidende Behörde einjchreiten. 

160) Ueber dieje Gejellenverbände j. bei. &.| 161) Bol. auch Schmolfler, Das Branden- 
Schanz, Zur Gejhichte der deutichen Gejellen- | burgisch- Breußiiche Innungsweſen, S. 77. 
verbände. 1877. Bgl. aud) Gierke, a. a. O. 4 162) Schönberg, a. a. O. S. 18 ff. Gierke, 
©. 404; Schmoller, Straßburger Tucherzunft, a. a. O. I. ©. 361. 364. 
©. 172 ff.; der ſ. Das Brandenburgiſch-Preußi- 163) Das Wandern mwurbe als ein wichtiges 


iche Innungsweien. S. 76; Shönlanf, Art.) Bildungsmittel der Geſellen eingeführt. ©. dar. 
Gejellenverbände im H.W. IL. 5. 820 ff. auh Stieda, im H.W. VI. ©. 886. 
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„Auch ohne rehtlihen Zwang weigerten die Zünfte in der Blütezeit bes Gewerbes Keinem, 
welcher die erforderlich fcheinenden perfönlihen Eigenihaften befaß, den Eintritt in die Genofien- 
ſchaft. Wiejen fie Jemanden —— ſo geſchah dies, weil er zu gering für die Zunft, nicht — 
wie ſpäter — weil er zu konkurrenzfähig für die Genoſſen erſchien. Ob aus letzterem Geſichts— 
punkt eine Zurückweiſung zuläffig fei, fam überhaupt erft in den Zeiten eines feimenden VBerfalls 
zur Sprade. So lange Städte- und Gewerbeweien fi in jener wunderbar aufiteigenden Rich— 
tung entwidelten, hatten die Zünfte keinen Grund, die Konkurrenz zu fürdten. Der hohe Gemein: 
finn des mittelalterlichen Handwerks ſah in der Mehrung ber Genoffenzahl, in welder der jpätere 
Zunftgeift allein die Minderung des Genofjenanteils erblidte, weit mehr noch die Mehrung der 
Genofienihaft. Es kam hinzu, daß die politifche Seite der Zünfte, welche vor der gewerblichen 
häufig noch in den Vordergrund trat, naturgemäß ftatt der Verengerung die Erweiterung des 
Streifes wünſchenswert erſcheinen ließ. Ein Machtzuwachs durch friiche Kräfte fonnte nur will: 
tommen fein, wo bei dem nächſten Aufitand gegen den Nat vielleicht die Zahl der Fäuſte ent: 
ſchied! In der That finden wir denn auch — und nichts kann darakteriftiicher fein für Blüte 
und Verfall der deutichen Genofjenihaft —, daß diefelbe Schließung, melde ipäter alle Korpo— 
rationen eifrig als vornehmftes Privileg erftrebten, urſprünglich ein gefücchtetes Verbot war, welches 
die Feinde eines Vereins ihm aufdrangen. Nur fehr vereinzelt Fommen im 14. Jahrhundert ge: 
ihlojjene Zünfte vor und gewöhnlich ift eine ſolche Schließung ein lleberbleibjel des Hof: 
recht, deſſen Äemter vielfah auf eine beftimmte Stellenzahl beſchränkt waren, ober fie beruht auf 
der realrechtlichen Natur eines Gewerbes, indem dieſes mit einer Anzahl jtädtiicher Verkaufsitellen 
oder fonftiger für den Gewerbebetrieb beitimmter Grundftüde verfnüpft ift. Als ein allgemeineres 
und wünſchenswertes Privileg galt die Geſchloſſenheit erſt jeit dem 16. Sahrhundert. Daher er: 
Härt es fi, daß, foviel Streitigkeiten zwwifchen verſchiedenen Aemtern ſchon aus dem 14. Jahr: 
hundert überliefert find, Bönhafen oder Pfuſcher und die fpäter fo zahllojen Streitigteiten mit 
diejen vor dem 16. Jahrhundert faum erwähnt werben“ 16%), 

Zu den notwendigen Erfordernifjen gehörte auch, jchon aus politifhen Gründen, die 
Erwerbung des Bürgerrechts. An vielen Zünften fam ſchon in der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts das Erfordernis eines beftimmten eigenen Bermögens, wofür oft Bürg- 
ſchaft geleiftet werden konnte, hinzu. 

4. In der Form von Zwangs- und Bannrehten der Zünfte war ein Recht auf 
Arbeit, ein Schuß der zünftigen Arbeit, eine Sicherung des Abjages durchgeführt. Jeder 
Bunft (oder jedem Handwerksamt) waren beitimmte gewerbliche Arbeiten (Handwerfsprodufte 
bezw. gewerbliche Arbeitzleiftungen) als ihr jpezifiiches Produftionsgebiet zugewieſen und 
nur ihre Mitglieder hatten — als ſolche — das Recht, diejelben in dem Stadtbezirk (dem 
ftädtifchen Bann) vorzunehmen bezw. abzujegen. Es war ein Hecht, das die einzelne Zunft 
gegen fremde Handwerker, aber auch gegen die einheimijchen Kaufleute und Krämer und 
gegen andere Handwerközünfte der Stadt hatte. Aber durch dieje Beichränfung der freien 
Konkurrenz follte nicht das Antereffe der Konfumenten und das Wohl der Stadt leiden. 
Das Recht hatte als Korrelat die Pflicht der Zunft, dafür zu forgen, daß die Konſumenten 
gute Waren rejp. Leiftungen preiswürdig nad) Bedarf erhielten (j. S. 547). Erfüllte die 
Zunft diefe Pflicht nicht, jo konnte unbefümmert um jenes Recht die Stadtobrigfeit fremde 
Handwerker in die Stadt ziehen oder Kaufleuten und Krämern das Recht erteilen, von 
auswärts? Waren in die Stadt zu führen. Und damit nicht dennod eine Benachteiligung 
der Konſumenten eintrete, waren regelmäßige Märkte eingerichtet, auf denen aud) aus: 
wärtige Handwerker ihre Produkte in der Stadt abjegen durften, vorausgejeßt, daß dieje 
den Anforderungen entſprachen, welche man an die Produkte der jtädtiihen Handwerker 
ftellte. Der Rechtszuftand war übrigens in diejer Beziehung nad) Zeit, Städten und Zünften 
überaus verjchieden, die Zulafjung der auswärtigen Konkurrenz mehr oder minder bejchränft, 
aber überall wurde bei den Beſchränkungen aud) das Intereſſe der Konjumenten berüdfichtigt ’*). 





164) Gierke, a. a. O. J. ©. 367 fi. unterwerfen. Erft allmählig erfolgten größere Be— 

165) Shönberg, a. a. O. ©. 18 ff., vgl. ſchränkungen der fog. Gäfte hinſichtlich der Zeit, 
auch Blümcde, Die Handwerkszünfte im mittel» des Octs und der Art des Verlaufs, anfänglich 
alterlichen Stettin. 1884. ©. 123 ff. Fremde waren aus Rückſicht auf die Ermöglihung einer Kon« 
urfprünglich von der Konkurrenz mit ftädtiichen trole der angebotenen Gemwerböprodufte, jpäter 
Handwerkern keineswegs ausgeichlofjen, fondern | trat aber biete Rüdfiht in den Hintergrund und 
mußten fich nur, wenn fie ihre Waren in die Stadt | die Sicherung des ftädtiichen Markts für die 
brachten, der in der Stadt geltenden Arbeitspolizei | Stadthandwerfer wurde dad Hauptmotiv. Die 
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Dieje gewerbemonopoliftiichen Rechte der Zünfte hatten damals ihren Urfprung nicht in 
einer Furcht vor fremder Konkurrenz, jondern fie waren die naturgemäße Folge einerjeits 
der ökonomiſchen und politifchen Stellung der damaligen Städte, andererjeit3 des amtlichen 
Charatterd und der Dienftpflicht der Zünfte. Die Städte waren, wie jchon erwähnt, nicht 
wie heute Glieder und Organe eines größeren Staats, jondern jelbjtändige politische und 
ötonomifche Gemeinweſen, die, wie heute die Stanten, das Intereſſe und die Pflicht hatten, 
für ihre Angehörigen, aber auch nur für dieje, zu forgen, aljo auch dafür zu forgen, daf 
denfelben nicht durch Fremde ihr Erwerb gejchmälert würde. Die gewerbliche Konkurrenz: 
regulierung war damals lediglich eine jtädtiiche und eine lokale. Gegenüber den weitgehenden 
Verpflichtungen nun, welche man den Bünften im Intereſſe der Konſumenten (. unten) und 
de3 gemeinen Wohls auferlegte, war es faſt jelbjtverftändlich, daß man ihnen das natür- 
liche Abjaggebiet, fomweit dadurd nicht das Intereſſe von andern Stadtangehörigen verlegt 
wurde, thunlichſt ficherte. 

Das Recht des Zunftzwanges umd die Borfchriften über Lehr- und Gefellenzeit, 
Wanderpfliht und Meifterftüd waren damals nicht ein Mittel, das natürliche Recht Aller 
auf wirtichaftlihe Selbftändigkeit zu Gunjten eines privilegierten Teils zu verkürzen; Grund und 
— dieſes Gewerberechts war vielmehr: einerſeits eine möglichſt hohe techniſche Ausbildung der 
Sewerbögenoffen herbeizuführen, die ein wirtſchaftliches wie politiſches Intereſſe der Zünfte war, 
weil von ihr die Sicherheit und Größe des Einkommens, der gewerbliche Fortichritt, Wohlitand, 
Anfehen und politiihe Macht der Handwerker abhingen, andererjeits den Zünften es zu ermög: 
lihen, die Verpflichtungen, welche die einzelne Storporation in Bezug auf die ordentliche Befrie— 
digung der Konſumenten hatte, zu erfüllen und die Ehre ihres Gewerbes zu wahren. Nur wenn 
die Zunft die Obrigkeit für alle Gewerbetreibenden ihres Gewerbes war, konnte fie auch bindende 
Borichriften für Alle erlafien, über Alle die genofjenichaftliche Gewerbe: und Sittenpolizei aus— 
üben und nur wenn tüchtige Meifter, die ihr Gewerbe an verjtanden, in der Zunft waren, 
fonnte diefe eine Garantie für die Güte der Produfte übernehmen und wirklich durchführen, Da- 
ber mußte die genügende Qualififation fonftatiert und von Zunftwegen für eine gute Ausbildung 
Vorſorge getroffen werden. Die rechtliche Negelung und Ueberwachung der Ausbildung war das 
einfachſte und ficherfte Mittel diefe herbeizuführen, die Negelung der Meifterprüfung zugleich das 
Mittel, der Willfür bei der Aufnahme in die Zunft, wovon das Recht auf ben Gewerbebetrieb 
abhing, vorzubeugen., 

5. Aus dem Bejtreben, durch die Gewerbeordnung den einzelnen ordentlichen Gewerbe: 
treibenden die jelbitändige Eriftenz und ein genügendes Einkommen zu fichern und einen 
achtungs- und ehrenwerten Handwerferjtand zu haben, zugleid aber aud) das Intereſſe 
der Konſumenten zu wahren, gingen ferner zahlreiche Betrieb3bejhränfungen 
der einzelnen Zunftgenojfjeu hervor, die gleichfalls der Zunftorganijation eigen- 
tünlich und für ir Weſen charafteriftiich find. Diejelben laſſen ſich deshalb and) in zwei 
Gruppen jcheiden, in Borjchriften und Maßregeln im Interejjeteild der Konfumenten 
teil3 der Produzenten. 

Die Mapregeln im fnterejje derffonjumenten bezwedten insbejondere die 
Sicherung der guten Dualität und der Preiswürdigkeit der Waren), Die 
Sorge hierfür war eine Pfliht der Zunft. Die erjte Borausjegung guter Leiftungen 
ift die gute technifche Keiftungsfähigkeit der Produzenten. Eine ſolche war, wie jchon vorher 
erwähnt, Borbedingung der Aufnahme in die Zunft. Die mannigfachen Vorjchriften, deren 
Bwed die tüchtige Ausbildung der Gewerbetreibenden umd die Sicherung der Zünfte gegen 
die Aufnahme untüchtiger Mitglieder war, ermöglichten e3 überhaupt, daß der Zunft jene 
Pflicht auferlegt und von ihr übernommen werden fonnte, Aber außerdem wurden von den 
Bünften zu jenem Zwed bindende VBorjchriften über die Art und Weije der Herjtellung, 
über da3 zu verwendende Material und deſſen Behandlung, auch über die Form, Größe 
und ſonſtige Dualität der Produkte erlaffen. Geld-, Wachszins- und jelbjt Körperjtrafen 
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wurden auf die Nichtbefolgung diefer Vorfchriften und überhaupt allgemein auf die An- 
fertigung und den Verkauf jchlechter Waren, noch jchtwerere auf Fäljchung oder Betrug 
gejegt, unbrauchbare oder verdorbene Ware wurde dazu konfisziert oder vernichtet. Regel: 
mäßige Bifitationen der Werfftätten, Beauffichtigung der einzelnen Meifter bei der Fabri- 
fation, Prüfung der fertigen Waren (jog. Schau) durch Zunftvorfteher, Markenzwang und 
andere Maßregeln waren weitere Mittel, die Durchführung jener Vorſchriften zu fichern. 
Ungebübrliche Verzögerung der Arbeit wurde gleichfall3 beftraft und die Zunftpolizei wachte 
auc über das Benehmen der Zunftgenoffen gegen das Publikum. Die Breismwürdig- 
feit juchte man durch Preisbeftimmungen teils der fertigen Produkte teil (in den reinen 
Xohngewerben) der einzelnen Arbeitsleiftungen herbeizuführen. Neben der Zunftpolizei ftand 
aber in allen diefen Beziehungen das Oberaufſichtsrecht der Stadt, und obrigkeitliche Ber: 
ordnungen und Taxen ergingen, wo die Bünfte nicht genügend für das Intereſſe der 
Konjumenten forgten. 

Den Zunftgenoſſen follte dagegen die Regelung des Gewerbebetriebs ein ſtandes— 
gemäßes Einkommen und die wirtjhaftlihe Selbftändigkeit fichern. 
Uber e3 jollte auch die Gleichheit und Brüderlichkeit unter ihnen ala Gewerbe: 
treibenden realifiert, der Unterjchied von Reichen und Armen möglichft verhindert, für die 
Uermeren bejonderd gejorgt werden. Die notwendige Folge war die Ausſchließung 
der freien Konkurrenz unter ihnen und eine jehr weitgehende Beihränfung 
des Einzelnen bei der Produktion und dem Abſatz zu Gunften der Gejamtheit. 
Man verhinderte durch zahlreiche und zum Teil jehr komplizierte Betriebsbeichräntungen !) 
die Entwidlung des Großbetriebö, wies dad Kapital ald Produktionsfaktor und 
Einfommensquelle in jehr enge Schranken, machte dad Einfommen der Handwerfer 
wejentlich zum Arbeitseinfommen, und innerhalb diefer Schranten erftrebte man nod) die 
möglichfte Gleichheit der Broduftionskoften, ebenfo des Produktions: 
umfanges und der denjelben bedingenden Unwendungder BProduftionsmittel, 
endlih des Abſatzes. 

Um eine Gleihbeit der Produktionskoſten herbeizuführen, wurde in den Gewerben, 
in welden die Handwerker die von ihnen gefauften Rohitoffe verarbeiteten, 
Be in der ne für gleihen Anfhaffungspreis und gleiche Qualität der Stoffe geſorgt. Zu 

iefem Zwed wurde bei vielen Zünften das Material gemeinfam durch befonders damit beauf: 

tragte Genoffen angeſchafft und entweder zu gleichen Teilen oder nadı dem beſondern Bebarf unter die 

Einzelnen verteilt; bei andern war zwar der Einzelantauf geitattet, der betreffende Käufer indes 

verpflichtet, jeinen Genoffen von dieſem Ankauf Anzeige zu machen und fic die Teilung mit Denen, 

welhe von dem Material haben wollten, gefallen zu laffen, oder wo dieje Pflicht zur Anzeige 
nicht eriftierte, konnte doch jeder — wenn er von einem ſolchen Ankauf erfahren hatte, 
einen Teil zu dem Einfaufspreife verlangen. Diefe verichiedenen Maßnahmen zeigten im Ein: 
zelnen viele Modifikationen. Bisweilen wurde aud nur durch Feſtſetzung beftimmter Einkaufs 
pläße oder einer beftimmten Einkaufszeit für die betreffenden Rohſtoffe die Möglichkeit gewährt, 
daß dasjelbe Material von allen Genofjen zu gleicher Zeit gelauft werden konnte. Ferner wurde 
der Arbeitslohn für Gejellen event. aud) für Lehrlinge von der Zunft normiert, ſowohl nad Art 

(ob — oder Stücklohn, mit und ohne Koſt 2c.) wie nach feiner Höhe, und durch die nachher 

erwähnten Vorſchriften verhindert, daß erhebliche Unterfchiebe in den Produktionskoſten infolge 

verihiedengradiger Anwendung der Arbeitsteilung und des Kapitals eintreten konnten. — Bei 
reinen Xohngemwerben (in denen die Meiſter nicht die zu verarbeitenden Rohſtoffe lieferten) 
war der Lohn nad Art und iR für Meifter und Gehilfen von der Zunft feitgeiekt. 

Der Broduftionsumfang follte nicht über das Mab des Kleinbetriebes hinauf 
gehen. Das ift ein Grundprinzip des mittelalterlichen Zunftweiend. Der damalige Gewerbebetrieb 
war Handwerks: und Stleinbetrieb, Die Zünfte waren genofienihaftliche Verbindungen Kleiner 
Meifter. Die Hauptmaßregeln : die Firierung der Zahl der Gejellen und Lehrlinge eines Meifters 
und Beichränfung derjelben auf eine Feine Zahl. Bei Baugewerben kam in der Negel das Per: 
bot der Lieferung des Materials hinzu. Oft war aud) die Arbeitszeit fixiert; die Nachtarbeit und 


die Arbeit an — war überall bei Strafe verboten. Häufig war feſtgeſetzt, daß jeder Meiſtet 
nur in einer Werkftätte und mit beftimmten Gerätichaften arbeiten durfte, Bei manchen Gewerben 
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war geradezu das Marimalquantum beftimmt, welches der Einzelne in einer beftinnmten Zeit pro— 
duzieren durfte. Die Affociation einzelner Zunftgenoffen war bisweilen, die Societät mit Nicht: 
zünftigen und der Ankauf und Abjag fremder Produkte waren in der Regel verboten. Verboten 
war aud), mehrere Gewerbe zugleich zu betreiben oder Kaufmann und Handwerksmeiſter zugleich 
zu fein. Bei denjenigen Gewerben, die aud damals nicht ohne ein größeres Anlagelapital be— 
trieben werden konnten, errichtete entweder die Stadt reip. der Stadtherr die betreffenden An: 
jtalten (Wolltühen, Kammhäufer, Walfmühlen, Sihleifereien, Tucrollen, Mang: und Färbe— 
häuſer, Schlahthäufer 2c.) und überließ fie den Zunftgenofjen zu gleihmäßiger Benugung gegen 
einen mäßigen Zins oder die Zünfte legten felbit auf gemeiniame Koften diefe Anftalten zu ge— 
meinfamen Gebrauch an. Zur gg diefer Anftalten war Jeder gleich verpflichtet und berechtigt. 

Sorgien für die Gleichheit des Abſatzes ſchon die Preistaren und die vorher erwähnten 
eine gute Qualität der Produkte fihernden Maßregeln, jo fuchte man auch noch durch die Rege— 
lung der Art des Angebots die Einzelnen bezüglich des Abſatzes möglichit gleich zu ſtellen. 
Niemand jollte den Genoffen durch unredliche oder unanftändige Mittel zu übervorteilen juchen. 
Deshalb waren unſchickliche Nellamen verboten, das Ausftehen auf dem Markt, das Aushängen 
oder Schauftellen der Waren beichräntt, der Verkauf von nicht felbitgefertigten Waren unterfagt 
und mannigfad jonft Art, Ort und Zeit des Verkaufs geregelt. Das Haufieren war in der Negel 
ganz verboten. Gewöhnlich durfte Jeder nur einen Laden oder eine Verfaufsftelle halten und 
häufig wurden bie Verkaufäftellen in einem beitimmten Turnus verloft. Verboten war, einem 
Zunftgenofjen feine Stunden oder Käufer abwendig zu machen, feine Gehilfen abzubingen, feine 
Werk- oder Verkaufsitätte vorweg zu mieten, ebenjo das von einem Genoffen begonnene Merk 
ohne deſſen fpezielle Erlaubnis fortzufegen. 


6. Wie jchon aus dem Biöherigen erhellt, hatten die Zünfte als obrigkeitliche Organe 
weitgehende gewerbepolizeilihe Befugniffe und Funktionen Der Um: 
fang derjelben war bei den einzelnen Bünften nach Beit und Stadt überaus verjchieden, 
aber überall lag ihnen ob, die Durchführung der zahlreichen gewerbepolizeilihen Borjchriften, 
welche teils fie ſelbſt erlafjen hatten, teild die Stadtobrigkeit angeordnet hatte, zu überwachen 
und hierbei das Intereſſe ihrer Angehörigen zu wahren, aber auch für einen guten Zuftand und 
die Ehre ihres Gewerbes zu jorgen. Bor Allem gehörte dazu die Kontrole der technijchen 
Produktion der Zunftgenofjen und der von Fremden in die Stadt gebrachten reip. von 
Nichtzünftigen in der Stadt angefertigten Gewerb3produfte !%). Uber auch eine Sitten: 
polizei übten die Zünfte. Sie hatten das moralifche Verhalten der Meifter wie der Ge— 
jellen und Lehrlinge zu überwachen. — Vielfach ging im Laufe der Zeit ein Teil der exe— 
futiven Gewerbepolizei infolge mißbräuchliher Ausübung von den Bunftvorftänden auf 
ſtädtiſche Organe oder gemijchte Kommijfionen über. 

8. Die Zünfte waren endlih auh rehtbildende und rihterlicdhe Genojjen: 
ichaften?®), Durch Gewohnheit und Autonomie, durch Weistum und Beliebung bildeten 
fie, hier mehr dort minder, ein genofjenichaftliches von oben bejtätigtes und gemehrtes Recht, 
einen Inbegriff für fie geltender Satzungen aus und fie jhügten ihr Recht und ihren Frie— 
den nad Außen und Innen durch das genoſſenſchaftlich gebildete und mit genofjenjchaftlicher 
Kompetenz ausgeftattete Zunftgericht. Auch die richterlihen Befugniffe der Zünfte zeigten 
im Einzelnen große Unterſchiede. Die Entwidiung der Zunftgerichtsbarkeit 170) ftand überall 
mit der Entwidlung der politiichen Berfaffung der Städte in engftem Zuſammenhange. 
Die Kompetenz und Selbjtändigkeit war eine größere oder geringere. Als Typen des ver: 
jchiedenen Rechtszuftandes können in Deutjchland die Berhältniffe in Straßburg, Hamburg 
und Lübeck gelten, in Straßburg war die Selbjtändigfeit am größten, in Lübeck am ge: 
ringften, Hamburg fteht in der Mitte. In der Regel war bis zum 16. Jahrhundert die 
Selbftändigkeit der Zunftgerichte eine weitgehende. Alle Streitigkeiten unter Genofjen mußten, 
ehe man den ordentlichen Richter anrief, vor das Bunftgericht gebracht werben. Diejes 
entjchied ferner in allen eigentlichen Zunftſachen, insbefondere aud) über den Bruch des 
genoſſenſchaftlichen Friedens und über Vergehen gegen das Amtsherkommen und die Amts— 
beliebungen, bisweilen auch über eine Schuldſachen. E3 war endlich das Organ der zünf: 
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tigen Sitten: und Gewerbepolizei und fomit in vielen Angelegenheiten auch für Nichtgenofien 
die unterfte Inftanz. Doch war die höchſte Strafe, welche das Zunftgericht erkennen konnte, 
neben den regelmäßig angedrohten Vermögensſtrafen in Geld, Wachs, Wein, Bier ꝛc., die 
völlige oder zeitweile Ausichliegung aus der Zunft, womit der Berluft des Gewerberedts 
verbunden war. Behufs VBollftredung der Erfenntnifje mußten die Zunftgerichte bisweilen 
den ordentlichen Richter requirieren. 

$ 34. Die Zunftorganifation und das Zunftrecht, als eine Rechtsordnung der Gewerbe: 
unfreiheit, beichräntten den Einzelnen in feiner Freiheit in hohem Grade. Sie ließen ihn 
als Unternehmer nicht reich werden, fie verhinderten die Entwidlung des kapitaliſtiſchen 
Betriebs, des Großbetriebs und der großen Unternehmungen, aber fie fiherten Allen die 
jelbftändige wirtichaftliche Eriftenz und der Handwerkerklaſſe als Gejamtheit Wohljtand, 
Ehre, Anjehen und politifchen Einfluß”). Die Herftellung und der Abſatz gewerblicher 
Produfte wurde nicht ald eine Erwerbsquelle angejehen, die Feder möglichſt nur für fi 
auf Kojten Anderer ausbeuten dürfe, jondern als eine Quelle, aus der Alle bei gleicher An- 
ftrengung und gleichen Leiftungen in gleihem Maße ichöpfen jollten. Nicht das egoiſtiſche 
Streben, auf Koften Anderer reich zu werden, follte die Einzelnen beherrichen, jondern der 
Semeinfinn, das Streben in brüderlicher Gemeinjchaft mit den Gewerbsgenoſſen opfer: 
bereit das Wohl Aller zu fördern und die Ehre ihres Gewerbes zu wahren. Und alle jene 
Beichränfungen der individuellen Bewegungsfreiheit und ökonomiſchen Machtentfaltung waren 
bei dem damaligen Stande der Abjakverhältnifje, jowie der Technik und ihrer Entwidlungs: 
fähigkeit weit entfernt, den Fortſchritt der Technik zu hemmen. Im Gegenteil, fie beförderten, 
unterftügt von der Fürjorge der Bünfte für die tüchtige Ausbildung der Einzelnen, den 
jelben. Weil fie die Entwidlung des Großbetriebs verhinderten und der Einzelne ſich nicht 
vor feinen Genofjen durch die Ausdehnung feines Geſchäfts hervorthun konnte, richtete fih 
num der Wetteifer der einzelnen Handwerker eines Orts und der Wetteifer der einzelnen 
Gewerbe verichiedener Orte auf die befiere und mannigfaltigere Herftellung der Produkte, 
insbejondere auch auf die künftleriiche Geftaltung und Bollendung derjelben. Das Zunft: 
wejen von damals war gerade durch jeine Beichränfung des Betriebes der Einzelnen und 
dur feine Negelung der gewerblichen Ausbildung die Urjache, daß das Handwerk zur 
Kunft wurde und die einfachen Heinen Handwerker allgemein eine Geſchicklichkeit und Kunſt 
fertigfeit zeigten, wie fie jpäter nie wieder erreicht wurde. Und jo wurde die Zunftorgani- 
jation auch zu einer wejentlichen Urjache jener Blüte deutjchen Städtewejend im 15. und 
noch im 16. Jahrhundert, die eine der erfreulichjten und glänzendſten Erjcheinungen der 
deutſchen Geſchichte ift. 


Schmoller urteilt über die günftigen Folgen noch für das Ende des 15, und den An- 
fang des 16. Jahrhunderts folgendermaßen: Für dieſe ein „waren fie jedenfalls noch weit über: 
twiegend. Wenn auch die Umbildung von ftädtischen in ftaatlihe Wirtihaftsformen ſchon begann 
und manches zu ändern nötigte, wenn die rafch wachſende Arbeitsteilung, der Yortichritt der 
Technik der alten Abgrenzung der Gewerbe Schwierigkeiten bot, wenn die alte Form der Klein 
unternehmung da und dort nicht mehr ausreichte, umd fid; Neucs vorbereitete, teils waren diele 
Aenderungen nod zu unbedeutend, teils fonnte das Zunftweſen diefen Neuerungen ſich anpalien. 
Und die aligemeinen Borftellungen der — über Verwaltung, Polizei, Güterverkehr und Nab- 
rung bes Einzelnen, die Technik, der Verkehr, die Abjagverhältniffe im großen Ganzen waren 
nod durchaus im Einklang mit dem, feiner zu weitgehenden Autonomie beraubten, durch die Neformen 
des 15. Jahrhunderts in die Stadt: und Territorialverfafiung paffend eingefügten Zunftweſen. 

Vor allem die genoſſenſchaftlich erziehende Seite des Zunftweiens ftand in dieſer Epoche, welche 
ein genau —— Lehrlings-⸗ und Geſellenweſen, welche die Ausbildung des Meifterftüds erit 
geihaffen, jtand in dieſer Glanzzeit deutſcher Kunſt und Technif noch auf ihrem Höhepunkt. Die 
Zunft war noch das richtige Gefäß der menfchlichen und technifchen Erziehung eines großen Teils 
der Gejellichaft, fie war noch das einzige Mittel einer geficyerten Ueberlieferung der Technik von 
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Geſchlecht zu Geſchlecht. Sie hemmte durch ihre Schranken den Fleiß und die Arbeitsenergie eines 
doch noch immer zu parent und Schlemmerei mehr als billig geneigten Volks (2) nicht fo, als 
fie ihn durch feite nahe Ziele anreizte und feine Kunftfertigfeit fteigerte. 

Im Haufe des Meifters lernte der Lehrling neben dem Handwerk Zucht und Sitte, in der 
Geſellenbrüderſchaft wurde der Gefelle geichult, in ber Zunft und auf der Zumftitube lernte der 
angehende Meifter gutes Betragen und höfliche Sitte, er lernte Mäßigkeit im Efjen und Trinken, 
er lernte Schweigen und Gehorden, wo es fich ziemt, er lernte, daß felbft die Freuden des ges 
meinfamen Lebens, der Tanz und der Schmaus, das Zehen und die Hochzeit, nur in beftimmten 
Formen und Geremonien behaglid und ohne Störung fid) vollziehen und voll genofien werben 
fönnen; er lernte, daß auch die Schmerzen des Lebens, der Tod von Weib und Kind leichter 
zu tragen find, wenn teilnehmende Genofien mit der gebührenden Ehre, mit den Leichengerät- 
ihaften der Zunft den Leidtragenden auf folhem Wege feierlich geleiten. Wenn er die reichen 
hocdhmögenden Herren Kaufleute beneiden wollte, daß fie fih in unbegrenzter Hark Seelenmeffen 
fauften und ihm fo felbft im Himmel zuvorkämen, jo erinnerte er fi, daß auch feine Zunft ihre 
Altäre im Münfter habe und bei den Prozeffionen mit jo viel Schönen Lichtern ericheine. In der 
Ausübung der politiichen Rechte der Zunft lernte er fich als Glied eines größeren Gemeinweſens 
fühlen, lernte er Recht und Gefeg achten, aud; wenn fie im Einzelnen oft hart und unerbittlic) 
mit ihrem blinden Mechanismus walteten. Kurz er war nicht ein einzelner vereinfamter Mann, 
der allein fein oft fümmerlihes Geſchick zu tragen hatte, wozu die individualiftiihe Aufklärungs— 
gejeggebung des 18. u. 19. Jahrhunderts den Heinen Handwerker und Fabrifarbeiter machen wollte, 

Die genoffenihaftlihe Ehre hob jein Selbftbewußtiein; die Idee des Zunftamts, die Erfüllung 
jeder Werkſtatt mit der Vorftellung zünftleriicher Amts» und Berufspflichten verflärte und fittigte 
feinen Erwerbsfinn, der ohne diejen moraliihen Zaum noch zu roh und gewaltthätig ſich Platz 
gemacht hätte. Denn harte Unterbrüdung und brutaler Klaſſenhochmut war jener Zeit viel mehr 
noch als der unfrigen da eigen, wo nicht die mildernde Zucht beitimmter Sittlichkeits- und Rechts— 
begriffe eingriff. In einer Zeit ohne ftaatsbürgerliche Freiheit ficherte die Zunft dem Kleinen 
Manne Standes» und Berufsehre; nach einer Zeit großer volkswirtſchaftlicher Umwälzungen und 
jocialer Revolutionen hatte fie ihm eine Sicherheit des Erwerbes und des Bejiges ** en, die 
ihn in die Reihe der konſervativen erhaltenden Elemente der Geſellſchaft herüber gezogen hatte. 
Die Zunft war eine Organiſation zu Gunſten des arbeitenden Mittelſtandes, zu —— des 
Kapitals und der großen Beſitzer; de war eine FFriedensftation in dem großen mweltgeichichtlichen 
Stampfe zwifchen Arbeit und Befig, aber eine ſolche, die der mit dem Heinen Kapital verbiindenen 
Arbeit am günftigften war. Die Handwerker des 16. Jahrhunderts pochten bereits auch auf Beſitz 
und Kapital, fie waren nicht mehr die Nevolutionäre des 14. Jahrhunderts, fie wurden gerade 
im Laufe des 16. Jahrhunderts, in den friedlichen Zeiten einer raſch wachſenden Bevölkerung 
immer fonjervativer und engherziger; aber im Ganzen hielten fie doch nod die Ehre der 
Arbeit hoch im ftädtiihen Negiment und in der Zunftitube, in der Werfitatt und beim Meifter: 


geſang“. 

Im Verlaufe der Zeit wurde aber der Charakter und die Bedeutung des Zunftweſens völlig 
verändert. Es folgt eine neue Periode: die des Verfalls der Zünfte, der ſtaatlichen 
Regelung des Gewerbeweſens im obrigfeitlichen Bevormundungsjtaat und der merkantilifti- 
jchen Gewerbepolitif. 


8, Die Zeit vom Ende des 16, bis zum 19. Jahrhundert. 


©. bei. Gierke a. a. O. 1. ©, 915—944 und bie dort angegebene Litteratur. Mafcher 
a. a. O. S. 91477. Roſcher, S. Ill. $s 14 8 Schmoller, Die Straßburger Tucer: 
und Weberzunft 2c. 1889. Derſ., Das Brandenburgisch- Preußische Innungsweſen von 1640-1806 
a.a.D. und deſſen in Anm. 210 citierte Schriften. M. Meyer, Geichichte der Preußiichen Hand: 
werferpolitif. 2 Bde. 1884. 1885. lieber das pofitive Gewerbereht: Strupde, Systema juris- 
prudentiae opificiariae. 3 Bde, 1738, Ortloff, Corpus juris opifieiarii. 1804. Derf., Das Nect 
der Handwerker. 1803. Weiſſer, Das Nedt der Handwerker. 1799. Stieda a. aD. im H.W. 
VI. ©. 887 fi. ©. aud) K. v. Rohrſcheidt, Unter dem Zunftzwange in Preußen während des 
18. Jahrhunderts in 5. f. Nat. III, 5, 6, (1893). 


$ 35. Spuren des Verfalls zeigen ſich jchon im 15. und 16. Kahrhundert in 
jolhen Städten, in denen die Zünfte in der egoiſtiſchen Ausnugung ihrer Nechte und ihrer 
Macht durch die Stadtobrigfeit nicht genügend gehindert wurden. Der allgemeine 
Berfall, die eigentliche Mipbildung ging aber erjt jeit dem Ende des 16. Jahrhunderts 
und insbejondere im 17. Jahrhundert vor fi. Die Erjcheinung hängt mit allgemeinen 
politijhen, volfswirtjihaftlihen und rehtlihen Berhältnifjenzu: 
ſammen, welche hier nur angedeutet werden können. Am Reich hatten ſich zahlreiche Terri- 
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torialftaaten, große und Feine, gebildet, in denen die Idee des obrigfeitlidhen Staats !”), 
der ftaatliche die Autonomie und Selbftverwaltung ausichliegende Abjolutismus, die obrig: 
feitliche Bevormundung, die Ungleichheit des Rechts für die Staatsunterthanen, die Privi- 
legierung einzelner Klaffen und die politische wie wirtſchaftliche Abſperrung gegen andere 
Staaten mehr und mehr durchgeführt wurden. Die Städte, ſoweit fie nicht jelbft Heine Terri- 
torialftaaten diefer Art wurden, verloren zum Teil ihre frühere Selbjtändigfeit und Freiheit. 
In allen verjchlechterten ſich die wirtichaftlichen Eriftenzbedingungen der Gewerbetreibenden. 
Dieje fanden für ihre Produkte nicht mehr wie früher den geficherten Abjag. Die Abſatz— 
möglichkeit für die Gewerbsprodukte war, ftatt zu fteigen, geringer geworden. Einwirkten 
hierauf einerjeits internationale VBerhältniffe: namentlich die für Deutſchland ungünftige Um- 
geftaltung in den Welthandelöverhältniffen infolge der Entdedung des Seeweges nad) Dit: 
indien, welche den deutjchen Städten insbejondere in Süddeutſchland den früher jo lukrativen 
Zwiſchenhandel mit indifchen und andern orientalifchen Waren entzog, ferner der Verfall der 
Hanſa, welcher die norddeutichen Handwerker um den Abſatz ihrer Produkte nad) den früher 
von der Hanja abhängigen nordifchen Reichen brachte, auch der Aufſchwung des Gewerbeweſens 
und die ökonomiſche Abſperrung anderer Länder, welche infolge deſſen nicht mehr wie früher 
deutiche Gewerbsprodufte kauften, im Gegenteil mit ihren Waren als Konkurrenten auf dem 
deutfchen Markt erfchienen — andererjeits aber aud) nationale und lofale Verhältuiffe : nament 
lich die ftarfe Vermehrung der gewerblichen Bevölkerung der Städte im 16. Jahrhundert, die 
Berringerung der Konſumtionskraft der landwirtichaftlichen Bevölterung durch den Rüdgang 
der landwirtichaftlichen Produktion, die vielen Kriege, vor allem im 17. Jahrhundert der un: 
glüdjelige dreißigjährige Krieg u. a. Am übelften waren die zahlreichen unabhängig gebliebenen 
Neichsftädte und die halb unabhängigen jog. eivitates mixtae, wie Bremen, Erfurt, Magde 
burg 2c. bezüglich der Ernährung ihrer zahlreichen gewerblichen Bevölkerung fitwiert *), 
die, angewiejen auf den Abjat in den umliegenden Territorialgebieten und in der Ferne, 
an jenem durch die merkantiliftiichen Abjperrungsmaßregeln der ihnen mißgünftigen Terri- 
torialherrn, an dieſem durch die den Transport der Waren verteuernden zahlreichen und 
hohen Durchgangszölle verhindert wurden. Dazu kam, daß die Entjtehung neuer Gewerbe: 
arten und die Entwidlung der Technik, der berufsmäßigen Arbeitsteilung und des Verkehrs 
eine Umgejtaltung des Gewerbebetriebs in einzelnen großen Gewerbszweigen erheiſchten, 
für welde das Zunftweſen feinen Raum bot. Dad Bunftwejen war eine ziwedmäßige Ge: 
werbeordnung für die Städte des Mittelalters und die eigentümlichen Wirtjchaftszuftände 
jener Beit, ſolange vermöge derjelben der Abjag der Gewerböprodufte für die Geſamtheit 
ein geficherter und wejentlich ein lokaler war, die Meifter größtenteils direft an die Kon 
jumenten verfauften 175), das Gewerbsproduft Handwerk war, neue Gewerbsarten nicht oder 
doch nur jelten entjtanden und daher der Zwang zum $leinbetrieb fein Hemmnis für den 
technischen Fortichritt und den Abſatz war. Seitdem aber zahlreich neue Gewerbsarten ent: 
Itanden, die in den alten Zunftrahmen nicht paßten, der Abjag in die Ferne, die Produktion 
für den großen Markt und damit die Bildung neuer großer induftrieller Unternehmungen 


übernahmen die Kaufleute. In diefen Erportge 


173) ©. darüber Gierke, a a. O. 1. S. 
641 werben entwidelt fich vereinzelt Schon im 14. und 


174) S. auch Schmoller, Straßburger Tu- 
cherzunft, S. 200. 

175) Manche Handwerker arbeiteten aber auch 
ichon im Mittelalter für den Erport db. h. für den 
Abjap ihrer Waren nach entfernteren deutichen 





15. Jahrhundert in deutjchen Städten ein haus— 
induftrieller Betrieb, dieje Betriebsform 
wird häufiger im 16. Jahrhundert. Vergl. ®. 
Stieda, Die deutfche Hausinduftrie (S. 8. f. 
©. 39) 1889. ©. 115 ff. Bücher, Art. Gewerbe 


Gegenden und nad dem Ausland. So waren im im 9.8. III. ©. 941. Ferner €. Nübling, 
15. Jahrhundert Aachener Tuche, Lübeder Pater- Ulms Baummollmeberei im Mittelalter, 18%, 
nofterfränzge, Hamburger und Wismarer Bier (Schmoller, F. IX, 5), eine ausführliche wiſſen— 
nachweisbar deutſche Erportartifel, wahrjcheintich | ſchaftliche Darftellung diefer großen, Stadt und 
auch Brodufte der Goldichmiede, der Kannengieher, | Land umfaffenden, Hausinduftrie im 15. und 16. 
Seiler, Kürjchner ꝛe. Den Vertrieb dieler Waren | Jahrhundert. Vgl. auch unten $ 37. ©. 562. 
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mit der Verwendung größerer Kapitalien und zahlreicher Arbeitskräfte und die freie Ent: 
widlung der Unternehmerfräfte zu einem dringenden Bedürfnis geworden war }7°), und jeitdem 
in den Territorialftaaten, namentlich den größeren, die Regelung des territorialen Markts 
und der territorialen Konkurrenz jtatt der biäherigen nur lokalen, ftädtiichen Konkurrenz 
eine wichtige Aufgabe der Wirtfchaftspolitif wurde, reichte die alte Rechtsordnung und 
Gewerbeverfaffung nicht mehr aus. Für eine zeitgemäße Reform, die das Gute des Zunft: 
weſens beibehielt, aber zugleich ein den veränderten Wirtfchaftsverhältniffen entiprechendes 
Gewerberecht jchuf, fehlte das hinreichende Verftändnis, aber auch die politischen Zuftände, 
vor Allem die Eriftenz der vielen Territorialftaaten und »ftaatsfplitter, der Mangel eines 
deutjchen Staats und einer deutichen Bolkswirtichaft ftanden ihr entgegen. Es erfolgten in 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts und im 17. Jahrhundert Aenderungen im Ge: 
werberecht und Handwerksbrauch, aber diefe waren faſt überall feine Verbefjerungen, feine 
zeitgemäßen Reformen, fondern im Gegenteil Berjchlechterungen des bisherigen Rechtszu— 
ftandes und es bildete fich ein Zuftand des Gewerberechts und Gewerbeweſens, der, ver: 
derblich für einen großen Teil der gewerblichen Hilfsperjonen, ganz unnatürliche, unerträg- 
fihe und gemeinjchädliche Verhältniſſe herbeiführte, jeden Fortichritt der gewerblichen Pro: 
duftion und der gewerblichen Bevölkerung ausſchloß oder doch auferordentlich erichwerte, 
auch die berechtigten Intereſſen der Konjumenten vielfach auf das Empfindlichite jchädigte 
und, joweit er das Zunftwejen betraf, als eine völlige Entartung desjelben bezeichnet werden 
muß. Diefe Berjchlechterung wurde dadurch herbeigeführt, daß die Zünfte teils die ftatuta: 
riſchen Beftimmungen mit ausdrüdlicher Genehmigung oder doch ftillfchiweigender Anerken— 
nung der Obrigkeit änderten, teils ungehindert von der Obrigkeit beftehende Beftimmungen 
einfach ignorierten oder anders als früher handhabten. Bon Einfluß auf dies Berhalten 
der Obrigkeit war auch die durch die Neception des Römischen Rechts begünftigte Auf: 
fafjung der öffentlichen Rechte der Bünfte ald Privilegien und erworbener Brivatrechte 77). 

8 36. Die alten Zunfteinridtungen blieben bejtehen, aber fie dienten an: 
dern Zweden, wurden in einem andern Geifte benußt, hatten einen andern Cha: 
rafter. Sie waren nicht mehr das Mittel, die kollidierenden Intereſſen der Produzenten 
und Konjumenten harmonijch zu verjühnen, die gewerbliche Arbeit zu einer fihern Erwerbs: 
quelle für Alle zu machen, die Ehre des Handwerks und des Handwerkerſtandes zu wahren, 
die gewerbliche Produktion zu heben und das gemeine Wohl zu fürdern, fondern fie dienten 
nur noch dazu, einer Eleinen Zahl privilegierter Familien eine fidere 
Eriftenz zu ſchaffen — auf Koften der größeren Zahl der gewerblichen Produzenten 
und zum Schaden der gewerblichen Produktion wie der Konſumenten und des gemeinen 
Weſens. Die alten Rechte und Befugniſſe der Zünfte und Zunftmitglieder, die ihren 
Grund nur darin hatten, daß die Klorporation den Charakter eines öffentlichen dem all: 
gemeinen Wohl dienenden Amts habe, wurden privatrehtlihe Privilegien der 
Korporationgmitglieder, welche diefe ohne Rüdficht auf das öffentliche Intereſſe und die 
berechtigten Anſprüche Dritter, ohne Rüdficht auf die Ehre des Gewerbes und das geimeine 
Wohl lediglich in ihrem perjönlichen Intereſſe egoiftiich ausbeuteten. Der Zunftgeift 


176) Was Schmoller in Bezug auf die Ber- | Meifter verlegte. Es war, wenn ed gelang, die 
hältnifie der Weberei in Straßburg im 17. Jahr- | rechten Beziehungen zwiichen den Parteien herzu— 
hundert jagt (Straßburger Tucerzunft, ©. 197), | ftellen, ein entichiedener Fortichritt und in ber Re- 
gilt allgemein für das Gewerbeweſen jener Beit: | gel das einzige Mittel, einen den Zeitverhältniffen 
„Die Armut und Berfommenheit weiter Kreije een Abſatz im großen zu organifieren.“ 

des Handwerls einerieits, das Bedürfnis eines T) Bol. auh U. Bruder, Die Behandlung 
ihwunghaften faufmännifchen Betriebes und die bi Danbwertertorporationen durch die Juriſten 
Macht des Kapitalbefiges andererſeits drängte zu 7* 7. und 18. Jahrhunderts in 3. f. St.W. 36 
veränderten Unternehmungsfornen, zunächſt zu Shmoller, Das Brandenburgiich- 
ſolch hausinduftriellem Betrieb, wobei ein größerer ren ice Innungsweſen, S S. 68 (dort auch wei⸗ 
Meiſter oder ein Kaufmann eine Anzahl Meiner tere Litt. ©. 82). 
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ift der Ausdruck nicht mehr fittliher von einem hohen Gemeinfinn getragener Beftrebungen, 
fondern des gemeinften, Frafjeiten, engberzigften Egoismus. Der ZuUnftz wang wurde 
aus einem Mittel, Gewerbetreibende gleicher Gattung im Intereſſe der Konjumenten und 
des gemeinen Wohl in die Genofjenichaft zu zwingen, zu einem Mittel, Linzünftige im 
Jutereſſe der privilegierten Gewerböberechtigten aus Konkurrenzfurdt und Brotneid vom 
Gewerbebetrieb auszuſchließen, die Zunft jelbft wurde für die Mitglieder aus einem Gemein: 
weſen im fleinen zu einem privatrechtlichen Inſtitut behufs Verwertung und Ausnutzung 
des gemeinjfamen Privilegd. Es war nur die andere Seite diefer Entwidlung, wenn auch der 
ſittliche Inhalt der Zunft mehr und mehr verloren ging, und wie Gierke die 
jo treffend ausdrüdt, „die alten Genofjentugenden des Standes in die entiprechenden Febler 
umjchlugen, der Gemeinfinn in Korpsgeiſt, dad Streben nad) Macht, Ehre und Anjehen 
der Genoſſenſchaft in egoiftiihe Gewinnjucht, der alte Handwerksſtolz in Heinliche Eitelkeit, 
die Ehrliebe in geipreizte, oft nur der Selbftjucht als Dedmantel dienende Ehrjucht, die 
Pietät für Sitte in leere Ceremonielliucht, die Abjchliegung gegen das Unwürdige in eng: 
herzige Erflufivität, der Sinn für die VBrüderlichkeit und Gleichheit in Konkurrenzfurdt 
und Brotneid, das lebendige Gefühl für das öffentliche Leben in den Bartifularismus einer 
auf ihr Monopol pochenden Körperichaft.“ Auch das gejellige Leben der Zünfte entartete. 
Die gemeinjamen Fejtlichkeiten, Schmaufereien und Zechgelage nahmen überhand, ebenio 
der ſonſtige Wirtshausbejud. 

Das Meifterredht wurde als ein von der Zunft zu verleihendes Recht angejehen und 
daher zum Gegenitand des Kaufes von der Zunft gemacht. Bei der Erteilung dieſes Rechts 
wurden die Familienglieder der Privilegierten (Söhne, Schwiegerjühne von Meiftern, Gatten 
oder Berlobte von Meeifterwitiwen) in ımerhörter Weife vor Fremden begünftigt. Vielfach 
war es nicht „geborenen Genoſſen“ (d. h. Nicht-Söhnen von Meiftern) nur durch Verhei— 
ratung mit der Tochter oder Witwe eines Meifterd möglich, zum jelbjtändigen Gewerbe: 
betrieb zu gelangen. Allgemein wurde die Geſchloſſenheit der Zunft (die Be 
ihränfung der Meifter auf eine feſt beftimmte Zahl), vielfach die Sperrung derjelben 
(Ausſchluß Auswärtiger von der Zunft) als Privileg erftrebt und nicht ſelten durchgeſetzt. 
Wo man aber die nicht erlangen konnte, fuchte man den Zweck auf Umwegen zu erreichen. 
Fremden erichwerte man jchon die Aufnahme als Lehrling durch Steigerung der perjön: 
lichen Vorbedingungen und Erhöhung der Einjchreibe- und Aufnahmegebühren, ebenjo die 
Gejellenaufnahme durch die Handhabung der Gejellenprüfung, Verlängerung der Gejellen-, 
Wander:, Probezeit und vor Allem handhabte man die Meifterprüfung in der Art, daß 
man unbequeme Konkurrenten in der Stadt nicht zum Gewerbebetrieb zuließ ?7®). Wie früher 





178) „Neben ſolchen gewerblichen Erforder- | Abdeder, fondern auch der Leinweber, Barbiere, 
niffen wurden auf jeder Stufe der Aunftleiter Müller, Zöllner, Stadtknechte, Gerichtädiener, 
ichwere Geldpräftationen, koſtſpielige Schmänfe, | Turm-, Holz- und Feldhüter, Totengräber, Nacht 
Erprefjungen aller Art den Auffteigenden aufge- | wächter, Bettelvögte, Gaſſenkehrer, Bachfeger, 
bürdet und die genaue Erfüllung eines finnlos ge- | Schäfer, Mufitanten 2c. die Erlernung einer ehr- 
wordenen Ritual gefordert. Was am tiefften in | lichen Kunft. Man ſchloß nicht bloß Verbrecher, 
den Verfall des Zunftweiens einbliden läßt, war | jelbft wenn fie ihre Strafe abgebüßt, jondern 
die Art, wie man hierbei die alte ftolze Senofjen- | wegen der Schuld der Frau den Ehemann, wegen 
Ichaftsehre, welche in der Parömie „das Hand- der Schuld der Eltern die Kinder aus und lief 
werk foll fo rein fein, als hätten e8 die Tauben | Berjonen, die den Verdacht eines Verbrechens oder 
zufammengelejen“ ihren Ausdrud fand, zu Gun- | die Folter erduldet hatten, troß nachher erfolgter 


ften interelfierter Selbſtſucht ausbeutete und unter 
dem Borwande der Bunftehre die Tächerlichiten 
und abgeihmadteften Gründe für Verſagung des 
Eintrittö oder Erzwingung des Austritts erfand. 
Nicht nur, dab man an der Ausſchließung unehe— 
lich oder wendiſch Geborner fefthielt: man erklärte 
aud eine immer vermehrte Anzahl von Beichäfti- 
gungen für „unehrlich“ oder „unrein“ und ver 
ſagte den Kindern und jelbft Enkeln nicht bloß der 


Freiſprechung nicht zu. In abfurdefter Weife nahm 
man bei eingebildeten und äußerlichen Berftöhen, 
3. B. wenn Jemand einen Hund oder eine er 
| getötet, ein Aas angerührt, einen erhängten Selbit- 
mörder abgeichnitten, Vieh vergraben, unwiſſend 
mit einem Abdeder gegeſſen oder getrunfen, ihn 
oder jein Weib oder Kind zu Grabe getragen oder 
eleitet hatte, Verluſt der Handwerksehre an. Und 
indem man eine ähnliche Reinheit von der grau 
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wurde der Betrieb der Einzelnen durch Bunftoorichriften geregelt, die Ge- 
bilfenzahl firiert, der Einzelne in der Anſchaffung des Materials, in der Verwendung von 
Werkzeugen, in der Art umd Form feiner Produfte, in der Art und dem Umfang jeines 
Abjages beſchränkt und überwacht, die Konkurrenz unter ihnen gehindert. „Uber nicht mehr 
wie ehemals paarte ſich mit diefer Sorge für die wirtjchaftlihen Intereſſen der Einzelnen 
die Sorge für das Intereſſe des gemeinen Weſens. In einer furzfichtigen Verbiendung, 
durch welche der Egoismus ſich zulegt immer gegen das eigene Intereſſe wendet, glaubte 
man, die Sorge für das Gemeinwohl der Obrigkeit überlafjen zu dürfen und jelbjt nur 
zu forgen zu brauchen, daß man möglicht viel Geld mit möglichjt wenig Mühe verdiene. 
Jene die Ehre des Gewerbes über Alles ftellende Arbeitöpolizei, das ftrenge Geſamtein— 
Ichreiten gegen Untüchtigfeit oder Betrug, die genoſſenſchaftliche Schau hörte mehr und mehr 
auf, und kaum ein Schatten blieb von dem hohen Sinn, der einft jo jchön das allgemeine 
und das eigene Intereſſe verſöhnt hatte“ 1°). Ebenfo wurden die zünftigen Zwangs— 
und Bannrecdte in engherzigfter Weiſe zu wahren und noch auszudehnen gejucht, die 
früheren Korreftive derjelben vielfach bejeitigt; zahlreiche Zunftprozeſſe waren die Folge. 

Mußte Schon durch alle diefe VBerhältniffe die wirtichaftliche und jociale Yage der Geſellen 
fich verjchledhtern und die Zahl der Gejellen, welche nicht Meifter werden konnten, jtetig 
zunehmen, jo fam noch hinzu, daß bei den Bünften gegenüber der Sorge für die privile- 
gierten Meifter die Sorge für eine tüchtige Ausbildung der Lehrlinge und für 
das Wohl der Gejellen ganz in den Hintergrumbd trat und dadurch aud) die mo- 
raliſche und technische Dualifitation derjelben fich ftetig verjchlechterte. Die Folgen waren 
nicht nur fortwährende Streitigkeiten der Gejellenverbände mit den Meiftern und der Obrig: 
keit, ſondern auch energiiche Gegenmaßregeln der ausſchließlich auf Selbfthilfe angewiejenen 
Gejellen, Verrufserklärungen, YWrbeitseinftellungen, ernjtere Aufftände und ſchließlich eime 
völlige Demoralifierung des Gejellenjtandes. Bei den Zunftmeiftern aber verſchwand aud) 
der frühere Wetteifer in der Herftellung guter und mannigfaltiger Produkte fowie in der 
Beförderung des gewerblichen Fortichritts, der Arbeitsfleiß und die durchichnittliche Arbeits: 
fähigfeit janten, die alte Gejchidlichfeit und Kunftfertigfeit — einft der Stolz und Ruhm 
deuticher Handwerker — gingen verloren, das gejamte Gewerbeweſen geriet in einen Zu— 
ftand teils einer völligen Stagnation teil eines entſchiedenen Rückſchritts. 


Die Zunft und Handwerlämigbräuhe hatten eine weientlihe Stüge auch in der interlofalen 
DOrganijation des Handwerks 'o), d. h. in den Haupt: und Nebenladen der Meifter, in 
den großen an feine einzelne Stadt gebundenen Innungen und den über ganz Deutichland ver: 
breiteten, eng verbundenen Gefellenverbänden. Dieje interlofalen Verbindungen der Meiiter und 
Geſellen hatten fich im 16, und 17. Jahrhundert über ganz Deutichland verbreitet, die Öffentliche 
Gewalt ftand ihnen in ben vielen Fleinen Territorialftaaten machtlos gegenüber. 

Die Meister organifierten fid in zweifacher Weife interlofal, teils in Verbänden Einzelner, 
teils in Verbänden Iofaler Zünfte oder Innungen. Kenen gehörten im weſentlichen nur 
Gewerbetreibende an, die techniſch einfahe Gewerbsprodulte herftellten, aber zeritreut wohnten 
und auf einen Haufierbetrieb im Umberziehen angewiejen waren !#}), Die Mitglieder diefer Ber: 
bände beichräntten fich in ihrer Thätigfeit nicht auf eine beftimmte Stadt, der einheitliche Ber: 
band behnte fihh über weite Gebiete aus, die Genoſſen famen jährlich einmal zufammen, hatten 
ein Genoffengericht 2c. Verbände der zweiten Art waren interterritoriale Bereinigungen 
von großen angejchenen Zünften, wie der Steinmegen, Schloffer, Tuchmacher, Mefjerichmiede u. a. 
welche teils nur vorüber yon d fich über gleiche gewerbliche Einrihtungen und über ein gleiches 
Verhalten gegenüber den Gejellen verftändigten, teil& zu diefen Zweden dauernd organifiert 


des Meifterd verlangte, famı man indireft dem Preußiſche Innungsweſen, a. a. O. ©. 69 ff. 
Heiratszwang zu Hilfe. Kurz man lich fein Mittel Vgl. darüber auch Schanz, Gejellenverbände, 
unverſucht, um in Meinlicher Furcht vor einer ſo- S. 28ff. M. Meyer, a. a. O J. S. 40 ff. Schön: 
genannten „Ueberſetzung“ des Handwerks zu Gun- lank im H.W. III. ©. 828. 

ſten des hergebrachten Schlendrians das natürliche 181) z. B. Keßler und Kaltſchmiede, auch Kupfer— 
Recht auf Arbeit zu verfümmern.“ Gierke, a. ſchmiede, Ziegler. Aehnliche Verbände entſtanden 


a. ©. 1. ©. 918 fi. dann auch unter Pfeifern und Spielleuten, Badern, 
179) Gierke, a. a. D. I. ©. 920. Schäfern. Schmoller, Brandenburgiich-Breuß. 


180) Rah Schmoller, Das Brandenburgifch-  Innungsweien, S. 70. 
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waren und namentlich auch eine genofienfchaftliche Gerichtsbarkeit übten. Bon den bauernden Ber: 
bänden war der wichtigfte der der Steinmegen, welder fid 1459 in Regensburg eine feite 
Verfaſſung geb, um bie Unordnungen im —— abzuſtellen und die Zwietracht zu bannen, 
und von 1498—1621 eine Reihe kaiſerlicher Genehmigungen erhielt. Dieſer „Verband“ hatte u. a, 
für alle Streitfragen Gerichte organifiert. Die erfte Inftanz bildete das Hüttengericht ber lolalen 
Zunft oder Innung, die zweite das Gaugericht, weldes jährlich zufammentrat, über den Gau: 
gerichten ftanden die Hauptlaben Straßburg, Wien, —— jpäter auch Bern (Zürich) und ba: 
neben Magdeburg für die ſächſiſchen Hütten, im 17. Jahrhundert ericheint aud) Dresden als Vor: 
ort. Die Strakburger Bauhütte bildete bis zum Anfang des 18, Jahrhunderts die oberite In: 
ftanz. Neben diejen interterritorialen Innungen gab es aber and) zahlreiche territoriale. In 
Gewerben, in denen bie Zahl der Meifter an den einzelnen Orten nur eine geringe war, bildeten 
dieſe für das ganze Territorium eine Zunft oder Innung, in andern Gewerben, in denen jchon 
lofale Zünfte beftanben, vereinigten fich dieſe noch zu einer territorialen Oberinnung (Yandes- 
innung, Hauptlade) 2). Alle dieſe Verbände juchten die gemeinfamen Interefien ihrer Mitglieder 
zu wahren und ein aleiches Gewerberecht zu jchaffen, das durch die erweiterten Verkehrsverhältniſſe 
und durch das Wandern der Gefellen zu einem Bedürfnis geworden war, aber von der Reichs: 
und Staatögewalt nicht geichaffen wurde; fie haben lange Zeit günftig gewirkt, aber im Laufe 
der Zeit erfolgte die Wahrung diefer Intereſſen und die Ausbildung dieſes Rechts in der oben 
angegebenen Richtung mit einem rücfichtslofen, die berechtigten Intereffen Anderer und das Öffentliche 
Wohl vielfach ——— und verletzenden Egoismus. So entſtanden zahlreiche Konflikte nicht 
nur mit den Geſellen fondern audı mit ben Negierungen, fchtwere und fortwährende entitanden 
namentlich zwiichen den Yanbesregierungen und den —— die außerhalb des Landes, deſſen 
Zunftweſen fie beinflußten und beherrſchten, ihren Sitz hatten, aber auch zwiſchen den Landes— 
regierungen und den territorialen Hauptladen oder Landesinnungen '®°) und bei den Reichstage— 
beratungen von 1672 fi, über die Handwerksmißbräuche wurden die Hauptladen, zumal diejenigen, 
weldye Handwerker aus andern Territorien vor fid) forderten, als ein Hauptübelitand bezeichnet. 
Dem Beifpiel der Meifter folgten die Geſellen; wie jene vereinigten fie ſich auch interlofal 
in verfchiedenen Formen, auch fie organifierten fich teilweile in Haupt: und Nebenladen. Es ift 
ſchon oben erwähnt worben, dab bie lofalen Geiellenverbände lange zeit eine den Gejellen und 
dem Gewerbe förderfame Organifation waren und auch für die interlofale Organifation derjelben 
läßt fich dies nachweiſen 164), aber mit der zumehmenden Macht erfolate auch bier die Entartung; 
diefelbe wurde gefteigert durch das arbeiterfeindliche Verhalten der Meifter und burch bie In: 
fähigkeit reip. den mangelnden Willen der Staatägewalt, die hs Forderungen zu erfüllen 
und ben unberedhtigten Forderungen wie den gemeinihädlichen Ausſchreitungen der Geſellen energiſch 
entgegenzutreten. Diele Entartung äußerte ſich namentlich in einem übermäßigen und wüften 
bergöleben, in zunehmender Rohheit, Liederlicheit und Arbeitsichen, in dem Mißbrauch des iog. 
Geſchenks an die wandernden Gefellen, von denen ein großer Teil zu reinen Landitreihern wurden, 
in der freier des blauen Montags, in übertriebenen Anforderungen an die Meiiter, unbegründeten 
Arbeitseinftellungen und wirklichen Aufftänden, namentlich aber auch in der Art wie fie ihre Straf: 
gerichtsbarfeit gegen Gejellen und Meiſter übten und Berrufserflärungen derſelben ausipradıen. 


Begreiflih, daß dieſe Verhältnifje Gegenftand fortwährender Klagen waren. Und es 
wurden auch int 17,, teilweiſe fchon im 16, Kahrhundert, vom Reich, von Territorialherrn 
und von einzelnen Obrigfeiten der Reichsftädte ’%5) Verjuche gemadt, die „Handwerksmiß— 


182) Beilpiele folder Landesinnungen waren: | 185) In Frankfurt a Me 3.8. erfolgte eine 
die pommerjchen Innungen der Weihigerber, Reform des Zunftgewerberehts, nach dem fog. 
Kupferichmiede, Schwarzfärber, Zuchicherer und Fettmilch'ſchen Aufftand (1612—1616), in der Zeit 
Schleifer, die märfifchen der Seiler, Seifenfieder, | von 1618—1631. Die Zünfte wurden aufgehoben, 
Tuchſcherer, Schwarzfärber, Kupferichmiede, Ba- |ihre Statuten wurden faffiert, ihre bisherigen 
ber, bie magdeburgiiche der Seiler ꝛc. In Würt- | Rechte wurden bejeitigt; Die einzelnen Gewerbe 
temberg gab es ım 16. und 17. Fahrhundert | erhielten vom Hat neue Ordnungen, welche alle 
Landedinnungen teils für das ganze Land, teils | gewerblichen Verhältniſſe, das Lehrlings- und Ge— 
für das Land „ob der Staig” und für das Land | jellenweien, das Recht auf den Gewerbebetrieb, 
„nied der Staig“ mit einer centralifierten Ber: | dad Meifterftüd, die Art der Ausübung des Ge 
faffung, mit einem dem Herzog verpflichteten und | werbe& ꝛc. obrigkeitlicdy regelten. Es wurde nod 
vereideten Zunftichreiber, mit Jahresverſamm- eine forporative ——— der einzelnen Ge— 
lungen, Oberzunftmeiftern in Urach, Stuttgart, | werfe beibehalten, aber dieje gewerblichen Korpo- 
Tübingen, neben lofalen Obmännern und Unter 'rationen waren nicht mehr Zünfte in dem alten 
zunftmeiftern. Schmoller, a. a. O. S. 78. Sinne, führten auch nicht mehr den Namen von 

183) In Württemberg wurden beöhalb die Zünften. Sie hatten feine Öffentlichen Rechte und 
früher von der Regierung begünftigten Landes- Befugniffe, feine Autonomie, feine Gerichtäbarteit, 
zünfte aufgehoben, an ihre Stelle traten Meinere fein Befteuerungsrecht, eine Gemwerbepolizei :c., 
Oberamtözinfte, wenigitend für die wichtigeren | fie waren völlig vom Nat abhängige Verbindun- 
Handwerker. Shmoller, a. a. O. ©. 75. gen und haben nad, den bisherigen Unterjuchun- 

184) Bgl. darüber insbejondere auh Schmol⸗ gen auch nie wieder eine Selbftändigfeit erlangt. 
ler, aD. ©. 77. gl. dar. E. EIkau, Das Frankfurter Gewerbe 
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bräuche“ abzuftellen, hie und da hatten biefelben einigen Erfolg, aber im Allgemeinen jchei- 
terten fie meift: teil3 an der Rechtsanſchauung, daß privatrechtliche Privilegien, wohler: 
worbene Brivatrechte vorhanden jeien, die ohne Rechtöbruch nicht einjeitig aufgehoben wer— 
den fünnten, teild an dem energiichen Widerftande der Zünfte und der Gejellenverbände, 
teil3 aber auch an der Macht der allgemeinen wirtſchaftlichen Kalamität, welche namentlich 
in den Zeiten des dreißigjährigen Krieges für die deutjchen Städte hereinbrach. Einer Re- 
form im Großen und einer Bejeitigung insbejondere der Lebeljtände, die ihren Grund in 
den interterritorialen Verbindungen der Meifter und Gefellen hatten, ftand entgegen die 
Unfähigfeit des Reichs, ein neues Gewerberecht zu fchaffen, das überall gehalten und durch— 
geführt würde, und die Unfähigkeit der Einzelftaaten, etwas zu befehlen, was vom Hand- 


werfögebraucd im übrigen Reich abwich 1%), 


Auf den Reihstagen haben im 16. und 17. Jahrhundert die Reichsſtände ſich vielfach) 


mit den Handwerksmißbräuchen befhäftigt und eine Neihe von Beſchlüſſen zu ihrer Be: 
feitigung gefaßt, die auch vom Kaiſer fanktioniert twurben 187), Aber dieſe Beſchlüſſe waren von 
— irkung. Die Durchführung derſelben war lediglich den Landesherrn überlaſſen; fie 

atten in den Territorialgebieten nur Geſetzeskraft, wenn und ſoweit der Landesherr ſie in landes— 
herrlichen Berordnungen verkündete. Schon das geſchah nur zum Teil und, mo es geſchah, unter: 
ließ die Obrigkeit zumeiſt, die Beſtimmungen auszuführen. Die Reichsbeſchlüſſe erſtreckten ſich im 
weſentlichen auf ——*—— Beſtimmungen bezüglich der Mißbräuche, insbeſondere gegen die Ge— 
ſellen; jede poſitive Reform, jede Neugeftaltung des Gewerberechts wurde als eine interne Landes— 
angelegenheit betrachtet. Schon 1510, auf dem NReidystage zu Speyer, beichlofjen die Städte, die 
Aufhebung der „geſchenkten Zünfte* 188) zu beantragen und auf dem Tage E Gßlingen, 1517, 
formulierten fie diejen ee in einer ausführlichen Beſchwerde. Die erite Neichspoligeiordnung 
von 1530 (Tit. 39) verbot alles Schenken und Zehren beim An- und Abzug ber Seiellen. die 
Verrufserklärungen und fonftigen Strafverhängungen gegen Gejellen, Meifter und Zünfte, unter: 
fagte den Geſellen, den Meiſtern eine beftimmte Gefellenkoft vorzuſchreiben, wies aber zugleich die 
Meifter an, ihre Geſellen jo zu halten, daß fie feine Urſache hätten, zu Klagen, regelte die Ars 
beitövermittlung für zumwandernde Gejellen, gebot auch die Zulaffung von Kindern der Yeineweber, 
Barbiere, Schäfer, Müller, Zöllner, Pfeiffer, Trompeter, Bader in die „Zünffte, Gaffeln, Aempter 
und Gülten“ 2c. Dieſe Beitimmungen wurden in den Neidyöpolizeiorbnungen von 1548 (Tit. 36 
und 37) und 1577 (Tit. 37 und 38) mit dem Bemerfen wiederholt, daß fe bisher nicht befofgt 
feien, aud) die Reichsabſchiede von 1551 ($ 83, 84), 1559 ($ 75—80), 1566 ($ 78), 1570 (S 172) 
und das faiferlihe Mandat von 1571 kommen auf fie zurüd und empfehlen nachdrücklich die 
Durchführung derjelben, aber die Mißbräuche blieben im weſentlichen biejelben. 

Im 17. Jahrhundert wurde namentlich 1669—1671 die Reform des erg und die Be: 
feitigung der Handwerksmißbräuche eingehend auf dem Reichstage verhandelt. Bon Kurbranden— 
burg insbejondere wurde eine radikale Ilmgeitaltung des Zunftgewerberehts durch Reichsgeſetz 
—— und ſogar die Beſeitigung der Zünfte befürwortet, mindeſtens aber, unter Aufrechter— 
haltung der den Ständen zuſtehenden jura territorialia et regalia, gefordert: 1. Aufhebung aller 
Furisdiltion der Zünfte, 2. ftändige Gegenwart der Magiftratsdeputierten bei den Morgenſprachen, 
3, eine vernünftige Einrichtung der Metiterftüde, 4. Ermäßigung der Aufnahmegebühren, 5. Er: 
leihterung des Meifterwerdens für die Gefellen überhaupt. Nach langen Verhandlungen kam 
ſchließlich das dieſen Forderungen im weſentlichen entiprechende Neihsgutachten vom 3. März 
1672 189) zu Stande, das zwar unmittelbar keine allgemeine Wirkung !%0) hatte, weil es nicht die 


recht 2c. 1718— 1731, 18%. (S. 72—136 die weſent⸗ 
lichiten Beftimmungen der 34 neuen Ordnungen). 

186) Shmoller, Brandenburgiich-Preuß. 
Innungsweſen ©. M. 

187) Die Beichlüffe j. bei Gerſt hacher, Hand- 
bud) der deutichen Reichögefege Bd. IX. ©. 1722 ff., 
Bo. X. ©. 2046 ff. Neue Sammlung Teil 1V. 
©. 877 ff. Bgl. die ausführliche Geichichte der 
Reichsgeſetzgebung bei Struve, a. a. O. 1. 2.3. 
e.5. ©. 114 fi, auch Maſcher, a. a. O. ©. 
313 ff., ferner Meyer, a. a. O. 1. ©. 73 ff. und 
Schmoller, Brandenburgifch- Preuß. Innungs— 
weſen. 

188) Die Unterſcheidung von geſchenkten und 
ungeſchenkten Zünften, d. h. von ſolchen, 
welche an die wandernden Geſellen ein Geſchenk 
verabreichten, und ſolche, welche dies nicht thaten, 
führte im Laufe der Zeit zu einer Feindſchaft 


beider Zunftgattungen. Die erſteren hielten ſich 
für beſſer, „ehrlicher und redlicher“, die Geſellen 
der ungeſchenkten Zünfte wurden von ihnen nicht 
in Arbeit genommen reip. gewieſen. Der Haupt- 
übelftand aber war, dab das Geſchenk an die Ge— 
jellen „da8 müßige Umgehen, Schenken und Zechen“ 
und das Landftreichertum der Gejellen in hohem 
Grade beförderte. 

189) Abgedrudt bei Struve,a.a.D.1. ©. 144. 

190) Auf Grund der am Reichstag angeregten 
Neformbeftrebungen erfolgte noch im 17. Jahr: 
hundert in Braunijhmweig- Hannover 
unter dem erjten Nurfürften von Hannover, Ernft 
Auguft, eine durchgreifende Reform. Im September 
1692 wurde dort ein neues Gewerbegeſetz „Regle— 
ment wegen Einrichtung der Memter und Gilden, 


auch Abichaffung ber bei den Künftlern und Hand— 
werkern eingeriffenen jchädlihen Gewohnheiten 
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faiferlihe Approbation erhielt, aber fpäter die Grundlage für neue Verhandlungen in den Jahren 
1726—1781 bildete und fait wörtlich in den Reichsſchluß von 1731 (f.$ 37) aufgenommen wurde. 


$ 37. Uber im Laufe der Zeit fam ed doch, namentlich im 18. Jahrhundert, ſeitdem 


das Reich durch den großen Reichsſchluß von 1731 eine radikale Umgeſtaltung des Ge— 
werberechts herbeizuführen fuchte, in einem Teil der Staaten zu wirklichen Reformen und 
in einer Reihe von Territorialftaaten, insbejondere größeren, bildete fih ein neues 
Syftem ftaatlih obrigkeitlicher Regelung im merkantiliſtiſchen 


Sinne aus. 


Der Neihsfhluß von 1731191), welcher nad Iangjährigen und jchwierigen Verhandlungen 
im Frühjahr 1731 zu Stande fam und an defjen Zujtandelommen Preußen das Hauptverbienit 
hatte, wurde vom Kaiſer am 16, Auguft 1731 genehmigt und unterzeidinet. Das Reichsgeſetz 
(kaijerl. Batent), aus 15 zum Teil fehr langen Paragraphen beitehend, ift ein außerordentlid 
Ichwerfälliges, in dem ſchlechten Kanzleiftil jener Zeit verfaßtes Gejeg, ohne jede ſyſtematiſche 
Ordnung der einzelnen Beſtimmungen. Das Geſetz hatte als ſolches feine Gültigkeit, zu feiner 
Rechtskraft in den Territorien mußte es durch die Kaudesherrn publiziert fein und praftijche Be 
deutung konnte es in dieſem Falle nur erlangen, wenn es durd die Landes- und lofalen Obrig- 
feiten ausgeführt und zu diefem Behuf gleichzeitig die bisherigen Zunftordnungen und das jonitige 
Gewerberecht in den Territorien revidiert wurden. Die Gejeggebungsgewalt der Zerritorialberrn 
jollte durch das Geſetz nicht beichränft werden, der landesherrlichen Gewalt wird in dem Geſetz 
ausdrüdlic vorbehalten, „die Innungsbriefe in ihrem Gebiet allwege zu ändern und zu ver- 
beſſern“ ($ 1), „Zünfte und Laden zu errichten und ihnen allein Geſetze vorzuichreiben“ (5 6) x. 
Inhaltlich enthält das Gejeg feine vollitändige Negelung des Gewerberechts, jondern beichränfte 
fid nur darauf, durch eine Neihe von Beitimmungen, welde die Bejeitigung von ſolchen Hand: 
werfsmißbräuden bezwedten, die ſich über alle Territorien erftredten und die nur durch gleiche 
Beitimmungen in den einzelnen Territorien befeitigt werden fonnten, ſowie durch generelle Be: 
ftimmungen über die rechtliche Stellung der Zünfte und Gejellenverbände überhaupt die Grund: 
lage für ein gleiches territorialed Gewerberedt in Deutſchland, foweit diejes durd das Reiche: 
interefje d. h. das Intereſſe aller oder der meiſten Territorien geboten war, zu ichaffen. Es 
wurde deshalb auch die „Reichszunftordnung“ genannt. 

Aus dem Inhalt des Geſebes heben wir hier nur folgende, befonders charakteriitiiche, Be— 
ftimmungen in vier $ruppen hervor. 1) Der $ 1 hob die bisherige Autonomie und Selbitändigfeit der 
Zünfte auf und unterftellte dieſe vollftändig der Staatägewalt. Artikel, Gebräuche und Gewohnheiten 
jollten nur, joweit fie von der Landes» oder zuitändigen Orts-Obrigkeit genehmigt jeien, als gültig 
angejehen werden; Zunftverfammlungen follten ohne Vorwiſſen der Obrigfeit und ohne Anweſen— 
heit eines obrigkeitlihen Beamten nicht ftattfinden dürfen. Der $ 6 hob auf die Hauptladen und 
Haupthütten und jede AJurisdiktion der Zünfte oder Zunftverbände über Zünfte und Zunftan: 
gehörige anderer Orte, verbot auch den Zünften verichiedener Orte und Territorien jede ſelb— 
jtändige Storrefpondenz oder Abjendung von Abgeordneten. Nad 82 follte den Zünften nur od 
eine geringe polizeiliche Strafgewalt (bei der nur auf Keine Gelditrafen erfannt werden dürfe) be 
lafjen werden, jedes eigenmächtige, felbitändige Vorgehen der Zünfte gegen Meiiter, Gefellen oder 
ſonſtige Berjonen wurde ftreng verboten ($ 5). Ganz bejonders wurde das „Auf: und Umtreiben* 
von Meiltern und Gejellen durch Zünfte oder Gejellenverbände oder Einzelne, die alte genoſſen— 
ſchaftliche Aechtung und Verfehmung, wiederholt unter jcharfe Strafe geitellt und gefordert, daß 


eihafft Habe. Sch moller, Brandenburgiic- 


und Mißbräuche“ erlaflen, zugleich wurden alle 
bejtehenden Gildebriefe Fafjiert und neue mit dem 
Geſetz übereinftimmende ausgegeben. Den Zünften 
und Gejellenbruderichaften wurde jede Jurisdiktion 
genommen, exit jpäter befamen die Zünfte wieder 
das Recht, im Beijein des Magiftrats Heine Geld— 
jtrafen zu verhängen. Als die neuen Statuten fich 


noch nicht ausreichend erwiejen, wurden jämtliche | 


nochmals revidiert; 1723 erging noch ein beionderes 
Patent (vom 14. Juli) gegen die Geſellenkoali— 
tionen und Arbeitseinftellungen und jpeziell gegen 
die Thätigfeit der Aitgejellen. (Auch in den Deiter: 
reichiſchen Erblanden war am 30. Juni 1722 ein 
außerordentlich ftrenges Edift gegen Arbeitsein- 
ftellungen erlafjen worden). Aus Hannover konnte 
man jchon damals berichten, daß man troß aller 
notwendigen Rüdjicht auf die Nachbarftädte Lü— 
bed, Hamburg und Bremen, wo der Magiitrat 
nicht allemal jo verfahren könne, wie er molle, 
die weſentlichen Mißbräuche in der Hauptjache ab- 





Preuß. Innungsweſen, a. a. D. ©. 326 ff. 

An Heſſen, welches zu den wenigen Yändern 
gehörte, in denen das faiferliche Mandat von 1671 
publiziert wurde, erließ Landgraf Karl am 29. 


Juli 1698 eine allgemeine Zunftordnung mit Nor 
| mativbeftimmungen für die Abänderung der be- 


itehenden Bunftjtatuten; unter jeinem Sohn und 
Nachfolger Landgraf Friedrich I. wurde dielelbe 
revidiert und verichärft durch die Zunftorduung 
vom 21. November 1730. 

191) Bal. Meyer, a. a. O. Il. S. 4 fi. 
Schmoller, Brandenburgiich- Preuß. Innungs- 
weien S. 325 ff. Den Wortlaut des Gejeges ſ. 
auh bei Emminghaud, Corpus Juris Ger- 
manici, 2. Aufl. 1844 ©. 548 ff. Den Anſtoß 
zu den Verhandlungen der NReichsftände, welde 
ichließlich zu dem Reichsſchluß von 1731 führten, 
gab der Augsburger Schuhmacheraufftand von 
1726. ©. darüberauh Shmoller,a.a.D.©.33l. 
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Jeder unmeigerlic einen ſolchen geicholtenen oder handwerk3sunfähig gemachten bei reſp. neben 
ji) arbeiten laffe, bis die Obrigkeit gefprochen habe; das Auftreiben durch die Obrigkeit wurbe 
aber beibehalten ($ 2, 5). Den Sünften wurde die vollftändige Aufhebung und Abſchaffung an: 
edroht, wenn fie „in ihren bisherigen Muthwillen, Bosheit und Halsftarrigfeit verharren und 
—* alſo Zügel-los aufzuführen fortfahren ſollten“ (J 14). — 2) 33 beſtimmte, daß die örtlichen 
Unterſchiede in der Erlernung desſelben Handwerks nicht das Arbeitsrecht der Geſellen beeinträch— 
tigen ſollten; jeder Geſelle, der ſein Handwerk an einem Orte vorſchriftsmäßig gelernt hat, ſollte 
an allen Orten arbeiten dürfen. Der $ 4 ſtellte den Grundſatz auf, daß Niemand wegen feiner 
Abftammung, mit alleiniger Ausnahme der Kinder von Schindern bis in die zweite Generation, 
von der Erlernung eines Handwerks ausgeichloffen werben dürfte, Die Koften für die Aufnahme 
und Zosfprehung der Lehrlinge jollten fortan obrigfeitlich feftgejtellt werben ($ 7). — 3) Die koſt— 
baren und unnützlichen Meiſterſtücke follten durch obrigkeitliche Verordnungen abgeichafft werden 
und die Obrigkeit jollte eventuell ala höhere Inſtanz darüber entjcheiden, ob ein gefertigtes Meifter- 
ftüdt genügend ſei (5 12). Aucd die Koſten für den Erwerb des Meijterrehts follten durch die 
Obrigkeit bejtimmt werden ($ 7). Der $ 13 enthält eine größere Zahl von Beitimmungen gegen 
fonftige Mißbräuche der Zünfte; u. a, wurde bie Gewohnheit, daf, was ein Meifter angefangen, 
ein anderer nicht fertig machen dürfe, aufgehoben, ferner jede Preisabrede der Meifter, die über: 
mäßig lange Mutzeit, die Bevorzugung der Meifterföhne und jolcher Geſellen, die Meifterwitwen 
oder »töchter heirateten, 2c. verboten. — 4) Bejonders ſcharf lauteten die Beitimmungen gegen bie 
Gefellen. Diefen wurde nicht nur jede Jurisdiktion über Meifter oder Gejellen dürch Gejellen- 
gerichte ($ 10), jedes „Auftreiben und Schelten” von Gejellen wiederholt (8 2, 5.10) und jedes 
„unvernünftige Aufftehen und Austreten“ bei Strafe verboten, fondern auch jede Koalition, jede 
gemeinfame Arbeitseinftellung, jeder Kontraktbruch jollte jtreng beftraft werden (5 10). Die Kün— 
digungsfrift wurde, jofern nicht eine längere ortsüblich jei, auf 8 Tage feitgefegt ($ 2). Alle Ge- 
jellenbriefe follten faifiert werden (3 10). Die „allerhand ſeltſamen theils Lächerlichen theils ärger: 
lihen und unchrbarlihen Gebräuche* und Geremonien beim Losfprechen der Lehrlinge, die „Hands 
werfögrüße, läppiihen Redensarten und audere dergleichen ungereimten Dinge“, die als all: 
ftride für die Gefellen dienten, unt Gelditrafen von ihnen zu erprefien, jollten durch die Obrig- 
feiten abgeicafft, ebenfo von diefen der „blaue Montag“ und das Degentragen der Geſellen nicht 
mehr —— werden ($ 9). Der Unterſchied von geſchenkten und ——— Handwerken ſollte 
wegfa en; dad Geſchenk an die wandernden Gefellen wurde auf einen Marimalbetrag feitgejett 
($ 7). Die widtigite Beſtimmung, welde auch am allgemeinften zur Ausführung gelangte, war 
die Vorichrift, um der Liederlichkeit und allem Unfug der wandernden Gejellen zu fteuern, daß 
fein Gefelle wandern nod an einem Orte Arbeit oder ein Geſchenk erhalten dürfe, ohne eine be= 
glaubigte Abjchrift feines Geburts: und Lehrbriefes 192) und ohne eine ſog. Kundſchaft zu haben 
db. h. eine überall nad gleihem Formular +93) von zwei Zumftmeiitern und dem Arbeitgeber des 
betr. Geſellen ausgefertigte Urkunde über die Dauer feiner legten Beihäftigung und über ein 
treues, fleißiges, jtilles, friedfames und ehrliches Verhalten ($ 2). Durd die Inftitution der 
Kundſchaften follten die Gejellen nicht nur der polizeilihen Kontrole unterftellt jondern aud) in 
ein ftrenges perjönliches me von den Meijtern gebracht werden, 

Als Termin für die Bublifation des Patents durd die Territorialheren wurde Anfangs 
der 1. Mai 1732 in Ausficht genommen, aber die ge meinschaftliche, gleichzeitige Publikation unter: 
blieb, weil die Stände fi über den Termin und über die ftaatsrechtliche har a ha nicht 
einigen konnten. In Oeſterreich 19%) wurde das Patent als Landesgejeg am 13, Juni 1732, je: 
doch in etwas veränderter Faffung, in Preußen am 80. September 1732195) publiziert, nachdem 
Preußen vergebens gefucht hatte, wenigitens mit feinen benachbarten Staaten, ae Bram: 
ihweig, Sadıfen, dem NiederrheinifchWeitfälifchen reife eine gleichzeitige Publikation vorzus 
nehmen. Das Gejeg wurde überall publiziert, jehr verjhieden war aber die Durchführung in den 
einzelnen Territorien 1%), Dieje jegte, wie oben erwähnt, eine neue Negelung des territorialen 
Gewerberechts und insbefondere der beftehenden lofalen Zunftorbnungen und Statuten voraus. 
Die fchnellfte und energiſchſte Durchführung erfolgte in Preußen 1732—1740 (j,. unten). Sn 
Hannover:Braunfchweig hatte die un ſchon vorher die Reform des Gewerberechts durch—⸗ 
geführt (ſ, Anm. 190). Die übrigen Staaten, ſoweit fie ein neues Gewerberecht ſchufen, erließen 


192) Das Driginal der Geburts» und Lehrbriefe 
follte in der Lade der Zunft, bei welcher ber | 
Lehrling ausgelernt hatte, bis er an einem Orte 
Meifter werden wollte, verbleiben. 

198) Das im Gejeg enthaltene Formular lautete: 
Wir gejchworne Vor- und andere Meifler des 
Handwerd3 derer N. in der Stadt N. beicheinigen 
biemit, daß gegenwärtiger Gejell, Namens N. von | 
N. gebürtig, jo... Jahr alt und von Statur... 
auch Haaren ... ift, bey uns allhier ... Jahre 





... Wochen in Arbeit geftanden, und ſich jolche 
Beit über tren, fleißig, File, friedfam und ehrlich, 


verhalten hat, was wir alfo attejtieren, und deß— 
falls unfere jämtlihe Mit-Meiftere, diejen Ge— 
jellen nad) Handwerd3-Gebraud überall zu förde— 
ren, geziemend erjuchen wollen. N. den ... 

194) Ueber die Geſchichte der Gewerbegeſetz— 
gebung in Defterreich j. die bejondere Darftellung 
unten in $ 48. 

195) König Friedrih Wilhelm I. unterzeichnete 
ed am 6. Auguft 1732. 

196) Die Art der Durdhführung des Reichöge- 
jepes von 1731 ift außer für Breußen (f. dar. 
die cit. neueren Arbeiten von Shmoller und 


wie einem jeglichen Handwercks⸗Purſchen gebühret, Meyer noch nicht genügend erforjcht. 
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die Gewerbeordnungen auf der Grundlage des Neichögefeges von 1731197) zumeiſt erft feit der 
Mitte des 18, Jahrhunderts (f. unten). J Ri 


Dad neue territoriale Gewerberecht des 18. Yahrhunderts kann hier mır 
im Allgemeinen charakterifiert werden. Allgemein wurden die Zunftrecdte zwar als 
privatrechtliche Privilegien, aber doch nur als vom Staat verliehene und aus Gründen des 
öffentlichen Wohls revofable aufgefaßt. Es wurde anerkannt, daß der Staat nid bie 
Bunft die Duelle des Rechts auf Gewerbebetrieb jei!®) Es galt faft überall 
als ein Recht der Obrigkeit, neben den Zünften nad) Belieben Freimeifter, denen meilt 
nur einzelne Rechte wie z. B. die Ausbildung von Lehrlingen fehlten, anzuftellen; ja jelbit 
ein ausdrückliches Privileg der Gejchlofjenheit wurde dahin interpretiert, daß die Ernennung 
von SFreimeiftern doch dann zuläffig jei, wenn die gemeine Wohljahrt es erfordere. Und 
weiter wurden allgemein die Zünfte ald ftaatlih-polizeiliheAnftaflten zur 
Förderung des Gewerbeweſens angejehen und demgemäß das Zunftrecht und das Zunft: 
wejen von der Staatögewalt neu geregelt. Man handelte hierbei nach den Marimen des o brig- 
feitlihen Bevormundungsfstaats und des Merkantilſyſtems. Eine äußerſt 
fomplizierte und detaillierte Gerverbegejeggebung wurde in den meiften Staaten erlafjen 
und in weitgehendfter Weiſe reglementierte und übermwachte die Staatöverwaltung im ihnen 
alle gewerblichen Berhältnifje. 

Die Gewerbe wurden in zünftige und unzünftige unterjchieden. Für beide 
galt der Grundjag, daß das Recht auf Gewerbebetrieb auf obrigfeitlich ftaatlicher Konceſſion 
beruhe und unter Ausſchluß der Gewerbefreiheit und der allgemeinen Rechtögleichheit der 
Staat ald der Vertreter und Wahrer des öffentlichen Juterefjes und Wohls für einen guten 
Zuftand des Gewerbeweſens zu jorgen habe. 

Für die zünftigen Gewerbe blieben in der Hegel die früheren Einrichtungen (Zunft: 
zwang, geſetzliche Lehrzeit, Gejellenprüfung, Gejellenzeit mit Wanderpflicht, Befähigungs- 
nachweis durch Meifterprüfung, Betriebsbejchräntungen der Meiſter, Zwangs- und Bann- 
rechte, bisweilen auch eine gewerbliche Polizei und Gerichtsbarkeit 2c.) beftehen, aber Alles 
wurde neu von der Staatögewalt geregelt und die Durchführung der gefeglichen und regi- 
minellen Borjchriften den Staatsbehörden unterjtellt 9). 

Dpbrigkeitlich wurden die Bedingungen fürdie Yufnahbmeindiegunft nor 
miert, bei deren Vorhandenjein diejelbe gewährt werden konnte oder mußte, bei deren Nicht: 
vorhandenfein fie verjagt, und jelbjt der Ausſchluß verfügt werden konnte oder mußte. Obrig- 
feitlich wurde das Lehrlingsmefen (Annahme, Behandlung, Ausbildung, Losſprechung, 
Kontraktbruch der Lehrlinge) reguliert und der Zunft insbejondere die Pflicht auferlegt, 
die Lehrlinge unter den ftaatlich vorgeichriebenen Bedingungen zuzulafjen 2%), Obrigkeitlich 

197) ©. bie — — derſelben bei Höhe der Gebühren und die Bedingungen ihres 
DOrtloff, aa. O. € Erlafjes, die Fälle, in denen Sicherheit gefordert 

198) Streitig war hierbei längere Zeit nur, ob | werden fonnte 2c., wurden durch generelle oder 
dad Handwerksamt an die Zunft als ſolche für | fpezielle Bolizeiverordnungen beitimmt. Obrig 


immer fortgegeben jei oder ob der Staat auch keitlich wurden ferner die Lehrjahre oder doc 
Unzünftige damit betrauen könne. Die legtere | deren Minimum und Marimum feitgelegt, häufig 


Auſicht wurde die herrichende und vielfach praf- 
tiſch durchgeführt. 

199) Näheres darüber bei Gierke, a. a. O. 
I. ©. 924 ff. 

200) „Als ſolche wurden zwar ferner noch Frei⸗ 
heit, eheliche Geburt, Unbeicholtenheit und ehrliches | 
Herlommen verlangt, es wurde aber durch Reichs» 
und Landesgejege die ungebührliche Ausdehnung 
defien, was die Zünfte unter diejen Erfordernifjen 
verftanden, verboten. Die Borlegung eines Ge— 
burtsbrief3, Eintrittd- und Einjchreibegebühren 
und unter Umpftänden Kautionäftellung blieben 
notwendig, die Formen der Urkunden aber, Die 


aud die Höhe des Lehrgelds, der Dispens von 
diefem oder von einem Teil „Der Lehrzeit, die 
ı Verlängerung der Lehrzeit bei Säumnis oder bei 
Nichtentrichtung von Lehrgeld normiert. Endlich 
wurde dann auch die Losſprechung vor wder gunftlade, 
mit welcher die Aufnahme in den Stand der Ge— 
ſellen ohne weiteres verbunden ſein ſollte, und 
die Erteilung des Lehrbriefs nach Vorausſetzung, 
Form und Wirkung geſetzlich feſtgeſtellt, und es 
wurden insbeſondere bei Fixierung der Gebühren 
der dabei übliche Aufwand und die „teils lächet 





lichen teil® ärgerlichen unehrbaren” — 
verboten“. Gierke, a. a. 1. ©. 925 ff. 
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wurden ebenfo die Verhältniffe der Geſellen geordnet. Dauer, Richtung und Beding- 
ungen der zur Erlangung des Meifterrechts — außer bei „geiperrten“ Bünften (bei denen 
fein Uuswärtiger zur Erlernung des Handwerks zugelafien wurde und die Gejellen nur 
zu Geiperrten reifen durften) — erforderlihen Wanderfchaft und die Fälle, in denen fie 
erlafjen reſp. verkürzt werden durfte, wurden bejtimmt, die Form der dem Gejellen mitzu- 
gebenden Abjchriften des Lehr- und Geburtsbriefes und der durch das Reichsgeſetz von 1731 vor- 
geijchriebenen Kundſchaft“ (Anm. 193) wurde geregelt und durch das ftrenge Verbot der An- 
nahme eines mit jolchen Dokumenten nicht verjehenen Gejellen eine polizeiliche Paßkontrole 
herbeigeführt. Die bei den „geſchenkten“ oder „ſchenkenden“ Gewerben zu gewährenden Prä— 
ftationen wurden firiert, Recht und Pflicht, den wandernden Gejellen in Arbeit zu ftellen, 
wurde geordnet. Nod) in einer Neihe anderer Punkte wurde eine umfafjende Wander: und 
Herbergäpolizei durchgeführt. Probejahr und Mutzeit wurden teils abgejchafft, teils be- 
ihräntt und die Mutung geregelt. Eine bejondere Aufmerkjamkeit wandte die Geſetzgebung 
der Meifterprüfung zu. Man ließ fie in der Hegel noch den Bünften, aber unter 
der Kontrole einer Staatsbehörde: Mißbräuche und Ehikanen bei Berfertigung des Meiſter— 
ſtücks wurden bejeitigt; oft wurde genau beftimmt, was gefordert werden jollte; gegen die 
Verwerfung wurde ein Rekurs an die obrigkeitliche Behörde gejtattet 2%). 

Der Charakter der Zunft als einer ftaatlich-polizeilichen Anftalt fand darin feinen jchärfften 
Ausdrud, daß der Landesherr in jedem Falle befugt war, jowohl von den gejeßlichen Er- 
fordernifjen zu dispenfieren und der Zunft aus Gründen des öffentlichen Wohls, auch der 
geichlofjenen, wider ihren Willen ein Mitglied aufzuzwingen, als ihr die Aufnahme eines 
jolhen zu unterfagen und die Anzahl der Meifter zu bejcyränfen. Im Sinne einer Bolizei- 
anftalt wurde auch die Organijation der Zunft (Vorftand, jonftige Beamte, Verſammlungen, 
Morgenjprachen, obrigfeitliche Auffichtöperfonen 2c.) geregelt 2%). Die ehemalige Gerichts: 
barkeit und damit zufammenhängende Zwangsgewalt der Zunft, wo man fie nicht gänzlich 
abjichaffte, wurde auf ftaatliche, teild generelle, teils jpezielle Delegation zurüdgeführt und 
möglichjt eingejchräntt 29), Der Zunftzwang, als das Recht der Zunft den Betrieb des 
zunftinäßigen Gewerbes innerhalb des der Zunft angewiejenen Diftrifts Allen, welche weder 
zur Bumft gehören nody vom Staat bejonders privilegiert find, zu unterfagen, wurde an- 
erkannt. Aber das Recht auf Gewerbetrieb galt ald ein vom Staat verliehenes Privileg, 
das er ebenjogut andern Berjonen (Freimeiſtern) verleihen oder mit dem Befib von Ge— 
bäuden oder Grundſtücken verbinden (Realgewerberechte, Bannrechte 2c.), oder auch jelbft 
ausüben könnte (Regale, Staatömonopole); dazu konnte er frei jenes Hecht der Zünfte nad) 
Inhalt und Umfang bejtimmen, aljo auch das beftehende ändern oder aufheben. Der alte 
Bunftzwang war dadurch ein andrer geworden. Auch darin wurde das alte Recht geändert, 
daß das Hecht der Zunft auf Selbjthilfe gegen Pfuſcher und Störer an obrigfeitliche 
Mitwirkung gebunden, vielfach aber überhaupt oder doc den Landhandwerkern gegenüber 
völlig aufgehoben und die Zunft zur Anzeige an die gewöhnliche Obrigkeit gewieſen wurde. 
Die Zwangsd- und Bannrehte der BZünfte, die Abgrenzung des Arbeitögebiet3 der 
einzelnen wurden gleichfalld der obrigkeitlichen Regelung unterworfen, ebenjo die Betriebs: 
beijhränfnngen zur Sicherung des Einfommens der Meifter und des Intereſſes der 
Konjumenten; insbejondere wurden neue, zahlreiche und detaillierte obrigkeitliche polizeiliche 


201) „Auch bier wurden die üblichen Beichwe- Orten fol ei einer gleihen Zunft an andern 
rungen mit Aufnahmegeldern, die Schmaufereien | Orten follte ein Recht auf Aufnahme geben, bei 
und Die „läppiichen Ceremonien und Poſſen“ ab« | Zweifeln aber die Polizeibehörde entſcheiden; die 
geſchafft, nur ein mäßiges Meiſtergeld und mit- Rechte der Witwen * — und geregelt.“ 
unter ein Meiftereffen jollten gefordert werden | Gierke, a. a. O.l 

fönnen. Gänzlich wurden der Ehezwang, die Be- 202) ©. Gierke, a. = D. I. ©. 929 ff. ; dort 
borzugungen ber ig Belt und Meiftertöchter, | auch die _Gelepgebung der *35* Staaten. 

die Burüdweifung Berheirateter verboten, die, 208) S. Sierfe,a. a. O. J. ©. 988 


Sanbbud d. Polit. Oetonomie. IL, 1. 4. Aufl. 36 
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Borfchriften bezüglich der Güte und der Preiswürdigkeit der zünftigen Arbeiten er: 
lafjen 2%). Die polizeiliche Regelung und Ueberwachung feitend des Staats erftredte ſich 
endlich auch auf die Jjonftigen Sitten und Gebräude der Zünfte und die Unter: 
ſtützung ihrer Mitglieder 2%), Die Landesgejege machten es ſich zur Aufgabe, alle durd 
Gewohnheit oder Verabredung fejtgeftellten fittenpolizeilichen und gejelligen Gebräuche, jo: 
weit fie der Obrigfeit ſchädlich oder überflüffig erfchienen, abzufchaffen. Insbeſondere wandte 
fi) die Gejeßgebung gegen die unnügen Schmaufereien und Gelage, das übermäßige Trinfen, 
den Aufwand und den Lurus, das Degentragen der Handwerföburjchen, die Handwerts 
grüße und das gejamte durch Jahrhunderte ausgebildete Ritual. Der Müßiggang und das 
Feiern, namentlich der „blaue Montag“, wurden, (der „hartnädige Müßigang“ fogar mit 
Zuchthaus) bejtraft, auch die Meijter, die den Müßigang und den blauen Montag geftatteten, 
mit Strafe bedroht. Die früheren fittlihen Genofjenpflichten, wie die Unterftügung ver: 
armter und notleidender Brüder, die Sorge für Witwen und Waijen geftorbener Genofien, 
ja jelbjt die Verbindlichkeit zur Leichenfolge wurde jegt der Zunft rejp. den Einzelnen vom 
Staat auferlegte Pflichten. Daher wurden auch die bejonderen Hilfs-, Armen-, Seranten:, 
Begräbnis-, Spar- und Vorſchußkaſſen der Gewerbe obrigkeitlich reglementiert und beauf: 
ſichtigt oder neu eingerichtet und geleitet. Die Gejellenverbände und Bejellengerichte wurden ent: 
ſprechend dem Reichsſchluß von 1731 durch zahlreiche Partikulargeſetze bejeitigt, jede dauernde 
oder vorübergehende Koalıtion derjelben wurde verboten, der Kontraltbruch hart beftraft *%*). 

Neben den zünftigen Gemwerben, in denen außer zünftigen Meijtern auch Freimeiſter das 
Gewerbe betrieben, gab es nun aber auh nicht zünftige Gewerbe. Dieje umfapten 
wejentlich den neuen fich entwidelnden Fabrikbetrieb, die Induftrie im e. S. Das 
Recht auf Gewerbebetrieb beruhte in der Regel auf befonderer obrigfeitliher Konceifion, 
die Staatögewalt regelte auch hier bis ins Detail in obrigkeitliher Bevormundung teils 
durch allgemeine gejeglihe und regiminelle Borfchriften teil durch befondere Bejtimmungen 
für die einzelne Unternehmung Urt und Umfang des Betriebs. 

Eine neue obrigkeitliche Regelung erfuhr auch die Hausinduftrie”), die als bejon- 
dere Betriebsform jeit dem 16. und 17. Jahrhundert in Deutichland entjtanden war und 
im 18. Jahrhundert neben der Fabrikinduftrie, zum Zeil ald Vorgängerin derjelben, eine 
große Verbreitung gefunden hatte. 


In ihr war neben den Heinen Meifter, der früher direlt an das Bublitum verkauft hatte, der 
Verleger getreten, der num die Ware in bie Ferne vertrieb, Für dieſe Betriebsform paßte das 
alte Lofale, rein ftädtiiche Zunftrecht nicht mehr. Die Hausinduftrie beſchäftigte auch Arbeiter auf 
dem Lande, der Betrieb der einzelnen Unternehmung ging über das Weidhbild der Stabt hinaus, 
die Verleger waren nur zum Teil Meifter und Einbermifche, fie waren zum Teil aud Kaufleute 
und eingewwanberte Fremde, die Betriebsbeichränkungen des Zunftrechts waren ein Hemmmis für 


204) „An die Stelle ber genofienichaftlichen | lee der Handwerker in alter Weije die wirt- 
Polizei traten obrigfeitliche Vorſchriften über die schaftlichen Berhältniffe felbft zu regeln, murde 
Art und Brauchbarleit der Arbeit, über den Hand» | scharf eingejchritten. So kafjierte und verbot man 
wertäfram, das Haufieren und den feilen Verkauf, | die Verabredungen über die Preisminima, die 
obrigfeitlihe Preistaren, obrigfeitlihe Normie- | Burüdweifung der von einem andern Meifter ber 
rung bes Berhältniffes von Meiſtern, Gefellen | gonnenen Arbeit oder eines Kunden, der einem 
und Lehrlingen, obrigfeitliche Kontrole und Bes | Genofjen etwas fchuldete, und endlich zum Teil 
ftrafung von ſchlechter Arbeit, Säumnis oder ‚auch ſchon die Beſchrantungen hinſichtlich der Zahl 
Müßiggang und eine umfaſſende, auch das ger der rg e und Gefellen.“ Gierke, a.a. O. 
werbliche Verhalten der Meiſter unter einander J. ©. 941 
in ihren Kreis ziehende Arbeitspolizei. Die ge- 205) Bierte, a. a. O. J. ©. 912 fi. 
noſſenſchaftliche Schau hörte auf, und wenn ſich 206) Gierke, a. a. O. Jl. ©. 943 fi. 
bei Tuchhaͤndlern und Tuchmachern die alten for- | 207) Die obige Darftellungnay®. Schmoller, 
porativen Schaueinrichtungen nicht ganz verloren, | Die Beglement und ihre älteren Brbausgen 
jo nahmen fie doch auch hier allmählig einen | und Weglements in 3. Ai 8.8. 5.11 (1837), $ 
obrigteitlichen Charalter an und verwanbelten ſich 371 ff. Ders. in 3. f. G.V. 3. 14 (1890), S 
in ftaatspolizeilihe Schauanftalten und Schau- | 1061 fi. und 15 (891), ©. 1 fi- Bat. and 
ämter, Gegen die hier und da, freilich meiſt nur 5 tieda, Die _beutiche Hausinduftrie (S. 8. !. 
noch in jelbftfüchtigem Autereffe vorfommenden | S. 39.) 1889, ©. 108 ff. 
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die Produktion und den Warenabjag im Großen und in bie Ferne. Die Unternehmer mußten 
das Recht haben, mehr Gejellen zu halten, _ und Finder zu beichäftigen, auf dem Lande 
arbeiten zu laſſen und die Produkte anderer Meifter zu kaufen. Die Entjtehung der Hausinbuftrie 
war eine wirtichaftliche Notwendigkeit und lag im öffentlichen Interefje; die Hausinduftrie gab 
Arbeitslojen in den Städten und auf dem Lande eine Beihäftigung und gewährte auch vielen 
Heinen Meiftern in den Städten eine befiere Eriftenz, und wurde daher vielfach von der Obrig— 
feit, namentlich den Landesherrn, begünftigt. Die Nechtsentwidlung für die Hausinduftrie ging 
naturgemäß nicht ohne Kampf gegen die Zünfte vor fi; fie war in den verfchiedenen Gegenden 
eine verjchiedene. Teils bildeten ſich aud für die hausinduftriell betriebenen Gewerbszweige Ver: 
bände und Innungen, deren obrigkeitlich normierte Statuten die Gewerbs- und Betrieböverhält: 
niffe F die Beteiligten regelten, teils ergingen obrigkeitliche Reglements und Ordnungen zur 
Regelung der Verhäͤltniſſe für größere Landesteile, oder nur für eine Stadt oder auch nur für 
eine große Unternehmung. Die Gründung von Innungen entſprach vielfach dem Intereſſe ſo— 
wohl der Verleger und Kaufleute wie der Heinen Meifter. Die Erfteren wünfhten, daß bie Heinen 
Meifter, welche fie beihäftigten, nicht felbit haufieren gingen, die Meffen überführten, die Preiie 
drücten und daß fie in technischer Hinficht_gleiche und gute Waren ihnen lieferten; die Heinen 
Meifter fanden in der Genofjenihaft den Schug gegen eine preisbrüdende Konkurrenz und gegen 
die Kapitalmacht der Verleger. In der Negel — ſtaatliche Schauämter für die Güte der 
Waren. Der Inhalt der rechtlichen Ordnungen, die den freieren Betrieb der Unternehmungen 
ermöglichten, war im Einzelnen ein ſehr verſchiedenartiger, auch im Laufe der Zeit vielfach wech 
jelnder. Im Allgemeinen zeigen fi erhebliche Unterfchtede, je nachdem die Verleger eine beſon— 
dere Innung erhalten, wie die Schleierhändler im Voigtlande, oder in der Innung der Hand: 
werfsmeifter bleiben, wie beim Schwabacher Nablergewerbe, ebenjo, je nachdem die hausindu— 
ftriellen Arbeiter urſprünglich zünftige Meiſter ſind und ihre Zunft aufrecht erhalten, wie die 
Solinger Schmiede und Schleifer, die Erlanger und Apoldaer Strumpfwirker, oder überwiegend 
aus Frauen, Mädchen, Bauern und ländlichen Tagelöhnern beſtehen, die keinen Verband bilden. 
Im Großen und Ganzen war man bemüht, durch dieſe Ordnungen die Hausinduſtrie als neue 
Betriebsſorm nicht nur zu ermöglichen ſondern auch zu befördern und dieſer Zweck wurde viel— 
fach erreicht. Insbeſondere hatte die obrigkeitliche Regelung auch den Zweck, eine zurückgebliebene 
techniſche Uebung ii ein höheres Niveau zu erheben, für gute, reelle, im Auslande geſchätzte 
Waren zu ſorgen und der Induſtrie diejenige Einheitlichkeit, welche an ſich ſtets der loſen Maſſe 
zerſtreuter Kleinmeiſter und Verleger fehlt, zu geben, ſo daß die Arbeitsprozeſſe richtig in einander 
reifen. Sie verfolgte meift aber auch den Zwed, die gonge Produktion nad) dem Maße der vor: 

andenen Abfagmöglichkeit quantitativ zu regulieren und daneben als eine Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
die Heinen Leute gegen übermäßige Arbeit, Preis- und Lohndrud zu fchügen. 


Vielfach war der Gewerbebetrieb ein ausjchließliches Recht der Städte, fait überall das 
Gewerberecht für Stadt und Land ein verjchiedenes. Jenes Necht wurde teils 
al3 notwendig zur Erhaltung des Nahrungsftandes und namentlich der Steuerfähigkeit der 
Städte, teild als ein Mequivalent für die den Städten befonders auferlegten Abgaben und 
Laſten (3. B. Servis, Einquartierung 2c.), teild ald unvermeidlich im Intereſſe der regi- 
minellen Ueberwachung der Gewerbe angejehen. Auf dem Lande wurden in der Regel nur 
einzelne Gewerbe, die im Intereſſe der landwirtjchaftlichen Bevölkerung als [Lokal betriebene 
unentbehrlich waren, zugelaffen. Hier und da jepten freilich Adel und Ritterfchaft in ihrem 
Antereffe auch Ausnahmen von der Regel, eine Beichränfung des Gewerbemonopols der 
Städte, neue Zwangs- und Bannrechte 2c. durch. 

Bei dieſer obrigfeitlichen Negelung des Gewerbemwejend wurden vielfach auch noch die 
weiteren jpezifiihen Marimen der merfantiliftiihden Gewerbepolitif 
durchgeführt. Diefe waren im Allgemeinen darauf gerichtet, die Jnduftrie des eignen Landes 
unabhängig von der des Auslandes zu machen, ihr den inländiichen Markt zu fichern und 
den Erport inländifcher Gewerbsprodukte zu befördern. Demgemäß ließ fich die Staats- 
regierung angelegen fein, Induſtriezweige, die bisher im Lande noch nicht reſp. nicht ge- 
nügend betrieben wurden, durch ftaatliche Unterſtützung ins Leben zu rufen reſp. zur Blüte 
zu bringen und gegen die Konkurrenz des Anslandes zu ſchützen 208); die Beförderung des 
Erport3 einheimijcher Gewerbsprodufte geſchah insbejondere durch eine direkte ftaatliche 
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Unterftügung der Erportgewerbe, durch Maßregeln welche möglichjt geringe Herjtellungs: 
foften der Erportprodufte herbeiführten 2), durch Ausfuhrprämien, durch Vorjchriften be 
treffend die Qualität der Waren und obrigfeitlidhe Ueberwachung der für den Erport be 
ftimmten, durch Staatöverträge, welche den inländijchen Erporteurd im Auslande günftige 
Abſatzverhältniſſe verjchafften, (in Seejtaaten) auch durch Begünftigung der inländischen Rhederei. 

Aber dieje obrigkeitlihe Bevormundungspolitif, wenn fie auch unzweifelhaft viele Uebel 
ftände bejeitigte und in einer Neihe von Staaten, namentlid) den größeren, wie z. B. in 
Preußen, zur Hebung des Gewerbeweſens und insbejondere zur Entftehung der Fabrit: 
und Großinduftrie beigetragen hat, ſchuf doch allmählig einen Zuftand des Gewerbemejiens, 
der durch die Unterdrüdung der individuellen Bewegungsfreiheit gegenüber den neuen 
großen Veränderungen, die in der Technik der gewerblichen Produktion infolge zahlreicher 
Erfindungen und Entdedungen und in den Transport: und Verkehrsverhältniſſen vor fid 
gingen, zu einem Hemmnis des gewerblichen Fortichritts, insbejondere der notwendigen 
und wünſchenswerten Entwidlung des Großbetriebs wurde, der dazu die neuen Rechte, 
welche man jeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts in dem Beſtreben, den Rechtsſtaat 
zu verwirklichen, für die Einzelnen forderte, vielfach auf das Schreiendfte verlegte und der 
Staatögewalt eine Aufgabe auferlegte, welche dieje, wenigftens in größern Staaten, unter 
den veränderten allgemeinen wirtichaftlichen Zuftänden nicht mehr erfüllen konnte, Hinzu 
kam die tiefere wiſſenſchaftliche Erforſchung des rationellen Rechtszuſtandes für den Ge- 
werbebetrieb, die Erkenntnis der Vorteile der Gewerbefreiheit, welche von den Phyſiokraten, 
Adam Smith und der Smith'ſchen Schule ausging, und unter dem Einfluß diejer Ver: 
hältnifje, der durch die großen politiihen Umgeftaltungen im europäifchen Staatenleben 
jeit dem Ausbruch der franzöfiichen Revolution unterftügt wurde, machte teils plötzlich 
ohne Uebergang teil allmählig das bisherige Rechtsigften einem neuen, dem der Ge: 
werbefreiheit, Plaß. 

Im Einzelnen ift die Geſchichte jener Gewerbepolitif in den deutſchen Staaten 
eine jehr verjchiedene. Es fehlt hier der Raum, näher darauf einzugehen. Unter denjenigen 
Staaten, in denen diejelbe in einer für das Land erjprießlichen Weife und am konjequenteften 
befolgt wurde, ift Preußen in erfter Reihe zu nennen ?'0), 


In der Markt Brandenburg?) war bis zum Anfang des 17. Jahrhunderts die ge 
werbliche Entwidlung eine geringe. Zünfte eriftierten vor dem 16. Jahrhundert verhältnismäßig 
wenige, die meiften Gewerbe wurden erjt im 16, und 17, Jahrhundert zünftig organifiert. Das 
ältere zünftige Handwerksrecht war auch hier ein lofales Gewerberecht mit den für das Zunft— 
209) Für niedrige Arbeitslöhne forgte | Vgl. auh M. Meyer und v. Rohrſcheidt, 

man durd Lohntaren, Preistaren für Nahrungs- |a. a. O. Das Material zur Innungspolitik in 
mittel, Verbot der Getreide- und Viehausjuhr, Mylius, Corpus Constitutionum Marchica- 
freie Einfuhr von Getreide und Vieh, für nied-, rum V. 1750 und Novum corpus constitutionum. 


rige Kapitalzinjen duch Zinstaxen, für 
billige Rohſtoffe ber Erportgewerbe durch 
freie Einfuhr derjeiben, Einfuhrprämien und Aus- 
fuhrverbote. Man begünftigte die Ausdehnung 
der Arbeitszeit, die Beſchäftigung der Frauen 
und finder, hemmte die Steigerung des Klaſſen— 
bedarfs (standard of life) der Arbeiter zc. 
210) &. Schmoller hat durch eine Reihe 
höchſt bedeutender Arbeiten auf Grund Tangjäh- 
riger Forichungen die Politit Preußens Mar 
gelegt (Das Brandenburgiich-Preußiiche Innungs— 


weien von 1640—1806 a. a. D. Das Städte 


weien unter Friedrich Wilhelm I. in der Yeit- 
ichrift für Preußische Geichichte und Landeskunde 
VIII. X. XL Xıl. 1871-1875. Studien über 
die Wirtichaftspolitit Friedrichd des Großen in 
8. f G.V. VII. X. XI. Die Ruſſiſche Kom- 
pagnie in Berlin in der 3. f. Preuß. Geſch. ꝛc.). 


1751—1810. Bgl. aud v. Biebahn, Statiſtik 
Deutfchlands 1. ©. 113 ff., III. S. 527 ff. Leber 
das Gewerberecht des Allg. Landrechts von 1794 
insbeſ. Yette, Artifel Gewerbe in Rotted und 
Welcker Staatslexikon 3. Aufl. Bd. XI. ©. 558 
und die anonyme Schrift : Die volkswirtſchaftlichen 
Grundjäpe des allgemeinen Landrechts zc. 1869. 

Ueber die Sewerbepolitif anderer deutider 
Staaten ſ. Biebahn, a. aD, Maiker 
©. 349 ff., über die von Württemberg int 
bei. noch Schüpg, Die altwürttembergiice Ge 
werbeverfafjung in den legten drei Jahrhunderten 
im 3. f. St ®., %. 1850, auch 2. Köhler, Dat 
 Württembergiihe Gewerberedht von 1805 — 1870. 
1891. Ueber Defterreic ſ. unten $ #8. 

211) Die obige Darftellung nad Sch m oller, 
RERESBS » Preußiihed Innungsweſen 0. 
a. O. 
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recht überhaupt charakteriſtiſchen Imftitutionen, im Einzelnen außerordentlich verfchieden in den 
einzelnen Städten und in berjelben Stadt auch für die verfchiedenen Gewerbe. Eine hervorragende 
Stellung im öffentlichen Leben haben die Zünfte nie erlangt. Eine fteigende Mißbildung des Zunft: 
weſens trat auch hier ein, namentlid im 17. Jahrhundert, wenngleih die Handwerksmißbräuche 
bei Meiftern und Gefellen nicht jo ftark, wie in andern Gegenden fich zeigten. Die bei jedem Re— 
gierungswechſel jeit dem Ende des 16, Jahrhunderts erfolgende Beltätigung der Zumftprivilegien 
binderte fie nicht; die Betätigung erfolgte nur der Form und der Sporteln wegen, der Inhalt 
der Statuten, die ald wohlerworbene Privatrechte angejehen wurden, wurde nicht geändert. 

Unter bem großen Kurfürften und Friedric I. wurben ernitere Neformverfuche ge: 
macht. Nach den Verhandlungen am Regensburger Reichstag (1666—1672) ergingen einzelne 
Edikte (von 1676, 1682, 16, Juni 1684, 3. Nov. 1686) genen die ichlimmften Mißbräuche bezüglich 
der Wanberzeit, des Meifterftüds, der Aufnahmekoſten, der übermäßigen Feitlichkeiten 2c., 1684 
wurde eine allgemeine Beauffihtigung des Zunftweſens durch ſtaatliche Beamte, die „Steuer 
fommifjare*, eingeführt, für das Magdeburgifche Sebiet wurde am 3, Januar 1688 ein allges 
meines Handwerksgeſetz erlaffen, aber dies Gejeg war von geringer Wirkung, weil es als allge- 
meines Geſetz der lex specialis, alö weldes die Iofalen Innungsitatuten angeſehen wurden, de— 
rogierte, dieje aber nicht abgeändert wurden. Unmittelbar nad) dem Negierungsantritt Friedrichs I. 
wurde die Lehnskanzlei angewiefen, bei der ee der Innungsprivilegien feine Geſchloſſen— 
heit der Zunft ** zuzulaſſen (Reſkript vom 7. Mai 1688), das Meiſtergeld und alle Koſten 
entjprechend zu ermäßigen (Rejkript vom 13. Juni 1688), den Berliner Handwerkern feine andern 
Privilegien zu erteilen, als den Handwerkern in andern Städten (Reftript vom 29. Jan. 1689) 2c. 
Aber die Durdführung ftieß auf große Schwierigkeiten und erfolgte nur teilweife. Die geichloffenen 
BZünfte wurden iwenigfiend teilweije geöffnet, die Meifterftüde wurden billiger, die Eintrittögelder 
ermäßigt 2c. Die Zahl der von der Regierung eingeiegten Freimeiſter nahm zu. 

Eine wirkliche Reform und in großem Maßſtabe erfolgte erft unter Friedrih Wilhelm. 
Manche Mikftände wurden fchon gehoben und neue den Lanbesintereifen entiprechende Beſtim— 
mungen getroffen dur die Beſtätigung der Zunftftatuten und durch bejondere obrigfeitliche Re— 

lements und andere abminiftrative Maßnahmen in der Zeit von 1713—1731, es wurde inäbe: 
Bee: und zwar im Intereſſe und zu Gunften der Städte, aud; neu reguliert das Landhand⸗ 
werk durd die Principia regulativa vom 4. Juni 1718 212) und weitere fih daran anschließende 
Edifte und Maßregeln, aber die Hauptreform geſchah nad) 17831 im Anfchluß an das vorzugs— 
weife durch das energiiche Drängen der preußiichen Regierung zu Stande gekommene Neichäneleh 
vom 16. Auguft 1731 (f. oben). Dieſes wurde noch 1732 als Landesgeſetz publiziert, für die Pro— 
vinz Oftpreußen erging eine befondere Handwerksordnung vom 10. Juni 1733 218), welche den 
Inhalt des Neihöpatents in beſſerer Anordnung enthielt, aber darüber hinaus noch weitere zeit: 
gemäße Beitimmungen traf. In den Jahren 1734—87 wurde dann in den zum deutichen Reiche 
gehörigen Landesteilen eine vollftändige Revifion jämtliher Zunft: oder Innungsſtatuten 214) unter 
Rafjation aller älteren vorgenommen, nachdem im Jahre 1733 die für die neuen Statuten maß- 
gebenden Grunbfäge im er gr feitgeitellt waren, auf Grund der, vom u. unterzeichneten, 
in der Zeit vom 14. April 1734 bis 28. März 1736 publizierten 63 „Generalprivilegien“ 21>), 
Durch diefe Revifion wurde ein neues Gewerberecht für die zünftigen Gewerbe geihaffen; unter 
der Regierung Friedrich Wilhelms I. wurde aber zugleich die Induftrie durch die Befolgung merfan: 
tiliftiicher Maßregeln befördert. 

Das Preußiſche Innungsrecht 216) entipricht dem vorher im Allgemeinen harakterifierten deutichen 
Gewerbereht. Im Einzelnen feien hier nodı folgende bejondere Beitimmungen desielben hervor: 
gehoben. In der Beſchränkung ber Jurisdiktion der Innungen aing man noch weiter als das 
Reichsgeſetz. Die Morgenſprache follte in der Regel nur 1—2mal im Jahr gehalten werden, Die 
polizeiliche Waren: und Werkitattihau verblieb den Innungen, foweit nicht befondere ftaatliche 
Schaubehörden eingejegt wurden. Der Ausſchluß aus der Innung durch die Obrigkeit wurde nur 
noch für feltene Fälle vorbehalten. Zunftunfähig waren nur Schinderkinder, die das Geſchäft des 
Vaters ſchon getrieben, ferner Juden und Bauernkinder ohne Erlaubnis der Obrigkeit. jeder Lehr: 
ling muß lejen und jchreiben können und die Hauptſtücke des Statechismus kennen. Die Einichreibe- 
foften waren allgemein niebrig beitimmt, bie Lehrjahre für faft alle Gewerbe auf drei, die Probe: 
zeit auf vier Wochen feſtgeſetzt. Das Losiprechen erfolgte ohne Geremonien und Schmaujereien. 
Der Gefelle muß eine Anzahl von Jahren als Gejelle gearbeitet haben und, mit einzelnen Aus— 
nahmen, drei Jahre „ee nur im Inlande) getwandert fein, ehe er Meifter werden kann. Sol: 
datendienst gilt als Wanderzeit. Die Mut- oder Sigjahre wurden gänzlich befeitigt; nur wer fein 
Zeugnis feines Wohlverhaltens mitbringt, muß noch an dem Orte, wo er Meifter werben will, 
'a Jahr als Geſelle arbeiten, damit man ihn kennen lerne, Wer Meifter werben will, muß außer: 
dem großjährig und Fantonfrei fein, refp. vom Negiment die Erlaubnis haben, ein genau vorge— 





212) Mylius, a. a D. V. bt. 11. ©. 670.| 215) Dan nannte fie im Gegenſatz zu den alten 
©. auh Meyer, a. a. O. II. S. 28. Schmoller, | Yolalprivilegien®eneralprivilegien, weil der gleiche 
a. a. O. ©. 107 fi. ' Wortlaut nun generaliter für die Innungen aller 

213) Meyer, a. a. O. II. ©. 97 ff. Städte e* 

214) ©. diefelben bei Mylius, a. a. ©. V. 216) ©. dar. auh K. v. Rohrſcheidt, a. 
und X. Anhang. ‚a. ©. in %. f. Nat. III, 5, 6 (1393). 
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fchriebenes, aber billiges und verfäufliches Meiſterſtück machen (für Landmeifter geringere Anfor: 
derungen), und die feitgejegte Gebühr zahlen. Die Witwe darf das Handwerk mit Gejellen weiter 
treiben, aber feine en halten. Die Geſchloſſenheit der Zunft ift mit ganz wenigen Ausnahmen 
bejeitigt. Auf 2—3 Gejfellen darf in der Regel nur ein Lehrling gehalten werden. Freimeiſter 
konnte die har per, nach Belieben einfegen, aber dieſe durften feine Lehrlinge halten, Die Ab: 
grenzung der Arbeitsgebiete wurde beibehalten, aber die Konkurrenz verichiedener Gewerbe wurde 
dadurch befördert, daß einer Reihe von verjchiedenen Handwerken die auf der Grenze liegenden 
Arbeiten gemeinfam — wurden. Das Verbietungsrecht gegen die „Pfufcher und Störer* 
blieb jedem Handwerk, aber erftredte fich nicht auf die auffommenden Fabriken. Die unreelle Kon: 
furrenz, das gehäffige Tadeln der Arbeit des Andern, das Abjpenftigmahen der Geſellen u. dergl. 
wurde verpönt. Bejeitigt wurden bie Einkaufs: und Verkaufsabreden der Meifter unter fich, der 
Neihedienft, wo er üblid war, die Beſchränkung des Betriebs auf eine beftimmte Gejfellenzahl, 
auch für eine Neihe von Gewerben da3 Verbot der Frauenarbeit zc. Eine freiere Stellung und 
Bewegung wurde den Kaufleuten gegenüber den Handwerkern gegeben. Es wurde ihnen mit ver: 
hältnismäßig eg Ausgaben das Necht gegeben, Haudwerkswaren zu kaufen und zu verfaufen. 
Gegen die direkte —— von Landmeiſtern beſtanden gewiſſe Schranken. Die Beſtimmungen 
des Neichögefeges gegen die Geſellen wurden faſt mit denſelben Worten wiederholt und die Leber: 
tretung derfelben mit den ftrengiten Strafen bebroht. Geitattet wurbe den Gejellen, ihre Her: 
bergen als ſolche und als Arbeitsvermittlungsbureaus zu behalten, auch neue Ordnungen = ih 
des Kirchgangs, ber Leichenbeitattung einzuführen, mit Wiffen des Altmeifterd 1 oder 2 ge: 
fellen zu wählen, die für jie jprechen, eine Geſellenkrankenkaſſe zu halten zc. 

Schmoller 27) harakterifiert die Preußiſche Innungsreform dahin: Sie erftrebte und er: 
reichte 1. die vollftändige Unterordnung des Innungsweiens unter die Staatögewalt, 2, die Neu: 
regulierung der inneren Konkurrenz im Sinne ihrer Veritärfung und Ausdehnung vom lokalen 
auf den ftaatlihen Markt, und 8, die Umgeſtaltung des Arbeitsrecht der Gejellen im Sinne ihrer 
Unterorbnung unter Polizei, Meifter und ruhigen Gang der Geſchäfte. Das bisher lokale Ge: 
werberedht wurde ein allgemein ſtaatliches. Die neue Rechtsordnung entiprad; dem rationaliftichen 
bureaufratijchen Geift der Zeit; ihr * war berechtigt, ſie ſuchte das allgemeine Staatsintereſſe 
zu wahren. Die lokale Regulierung der Produktion, der Konkurrenz, der Preiſe war der vor: 
herrſchende Geſichtspunkt der alten Innungsftatuten geweien; die neuen Statuten weilen, joweit 
eine Negulierung der Produktion möglich, diefe den ftaatlihen Behörden und ftaatlihen Maß— 
regeln unter Wahrung der Landesinterefien zu. Der Innungszwang für alle wichtigeren herge: 
brachten Gewerbe, bie Scheidung von Stadt und Land in Be u auf das Recht des Gewerbe: 
betriebs, die innungsmäßige Erziehung und der Gang vom Sehr! ng zum Gejellen und Meifter, 
der Wanderzwang und das Meifterftüd blieben erhalten; aber jede Erſchwerung des Meifter: 
werdens war befeitigt. Den Innungen wurde das Recht genommen, eine jelbftändige lokale wirt: 
ſchaftliche Intereffenpolitit zu treiben, ihre Jurisdiktion, ihre Korrefpondenz war ihnen beichnitten, 
wie ihre monopoliftiihen Mißbräuche, aber die Schranken, welde ihnen gejegt waren, wieſen fie 
wieder mehr auf perſönliche Anjtrengung und Arbeit hin, und hinderten nicht, baß das reiche 
Kapital an Zucht, an Ehrbarkeit, an moralifher und technifcher Erziehung, das in dem Hand: 
werferjtand auch damals vorhanden war, fich erhielt, vermehrte und ausbreitete. Mit der genojien- 
ichaftlihen Organifation erhielt man eine cenforifhe Sittenpolizei, eine normale Arbeitävermitt: 
lung, ein gewerbliches Unterftügungsweien. Das neue Innungsrecht entſprach den damaligen Zeit: 
verhältnifien, d. b. in Bezug auf den Durchſchnitt der Verhältniffe, in Bezug auf den überwie- 
genden Stand der Technik, der Arbeitsteilung, des Perfehrs und der Betriebsformen jener Zeit. 
Ind dadurdh, daß es ſich nur auf das Handwerk beſchränkte, hinderte es nicht die Emtwidlung 
und den Fortichritt der Haus: und Fabrikinduſtrie. 

In der Provinz Oftpreußen fand die Nevifion der Gewerförollen erft unter Friedrid II. 
(1751 — 1755) ftatt, für Weftpreußen wurde erft 1774 eine allgemeine Handwerksordnung (vom 
24, Januar) gegeben, ganz ähnlich der oſtpreußiſchen von 1783, Friedrich II. erließ auch nodı 
einige Edikte gegen Mikbräuce (Ed. vom 18, April 1747, Ed. vom 24, März 1788 wegen des 
blauen Montags der Handwerker), und förderte in noc höherem Grade durch merkantiliſtiſche 
Mahregeln die Anduftrie feines Landes, aber an dem Innungsrecht wurde unter feiner Regierun 
und überhaupt bis 1806 nichts erhebliches geändert. Auch das Preußifche Landrecht TI. II. Tit. 
ichuf fein neues Gewerberecht, es „giebt nur in geläuterter Sprache die Grundjäge der laufenden 
Verwaltung wieder”. 

Eine ähnliche Neform wie in Preußen 1731— 1740 erfolgte in Kurſachſen 1780. In Würt: 
temberg erhielten von 1758 an die Innungen bes ganzen Landes neue und übereinftimmende 
Statuten. In Baden wurde 1760 (25. Oktober) eine allgemeine Zunftordnnung erlafien. 


Preußen ging auch den übrigen Staaten auf der Bahn der Gewerbefreiheit voran, zum 
Teil dem Beifpiel folgend, das Frankreich in feiner radikalen Gewerbegeſetzgebung von 
1789— 1791 gegeben. Die Revolution hatte dort die Gewerbefreiheit gebracht. Die Zünfte 
und Gilden, alle gewerblichen Privilegien und Beichränfungen waren aufgehoben, das Recht 


217) Brandenburgifch-Preufiiches Innungsweſen a. a. ©. ©. 373. 
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auf den freien Getverbebetrieb ftand allen rechtlich unbejcholtenen Perſonen in Frankreich zu, die 
Ausübung des Rechts war nur von der Löjung eines mit einer Gewerbefteuer belegten Ge: 
werbejcheins abhängig gemacht (Gejeg vom 2.—17. März 1791) f. unten & 47, 


4 Das 19 Jahrhundert bis zur Gründung bes Deutfhen Reichs. 


Maſcher, a. a. O. S. 481ff. v Biebahn, Statiftit 2c. Deutſchlands II. S.528 ff. Gierke, 
a. a. O. J. S. 949 ff. Hack in 3. f. St. W. 28. S.62f. Rösler, Verwaltungsrecht II. S.5% ff. 
Schmoller, Deutſche Kleingewerbe, passim. (Böhmertu. a.), Die Gewerbegeſetzgebungen 
deutſcher Staaten. 1859. (Malz), Das Konzeſſionsweſen in Deutſchland. 1860, Für Preußen: 
% ©. Hoffmann, Die Befugnis zum Gewerbebetriebe 2c. 1841. v. Rönne, Gewerbepolizei, 
1. ©, 11 ff. Der ſ., Preußifches Staatsreht II. 440 fi. E. I. Bergius, Die Preußischen Ge— 
werbegefege. 1857, K. v. Rohrſcheidt in I. f. Nat. III, 8 (1894). Für Baden: 2. Turban, 
Die deutfche Gewerbeorbnung 2c. 1872, Für Württemberg: 3. Köhler, Das Württembergifche 
Gemwerbereht von 1805—1870, 1891, Für Bayern: I. Kaizl, Der Kampf um Gewerbereform 
und Gewerbefreiheit in Bayern von 1799—1868 (in Schmoller %.) 1879, 


$ 38. Nad) dem unglüdlichen Kriege von 1806 und 1807 und dem Frieden von Tilfit, 
in welchem Breußen auf die Hälfte feines bisherigen Befigftandes reduziert wurde, er- 
kannten Preußens Staatslenter, Stein und Hardenberg, al3 die erfte Aufgabe zur Reſtau— 
ration des Staats die wirtichaftliche Hebung des Volkes durch Bejeitigung der bisherigen 
Unfreigeit und Bevormundung auf allen Gebieten. Zu den erjten Reformen der großen 
Stein: Hardenbergijden Bejeggebung in diejer Richtung gehörte auch die 
von Hardenberg veranlaßte Einführung der Gewerbefreiheit. Nachdem durch 
das Edikt vom 9. Dftober 1807 die Gutsunterthänigfeit aufgehoben und die freiheit des 
Grundeigentums eingeführt war und die große Gejchäftsinftruftion für die Regierungen vom 
26. Dezember 1808 die Gewerbefreiheit im Prinzip anerkannt hatte, erfolgte die geſetzliche 
Regelung durch das Edift über die Einführung einer allgemeinen Gewerbejteuer vom 2. 
November 1810 und das Geſetz über die polizeilichen Verhältniffe der Gewerbe vom 
7. Sept. 1811. Dieſe Gewerbegejege find wie alle jpäteren in Preußen und in fajt allen 
anderen deutjchen Staaten Gewerbegejege im mw. ©. (ji. $ 1. 8 17 ff.). 


Die denkwürdige Geihäftsinftruftion von 1808 (Befek: Sammlung für 1806—1810, 
Anfang der jeit 1810 edierten Geleß-Sammlung. 1822, ©. 481 ff.) enthält namentlich in den 
58 34 und 50 die leitenden Grundfäge und maßgebenden, der Phyſiokratiſch-Smith'ſchen Lehre 
entnommenen, Motive der neuen Gewerbepolitif: 

„$ 34. Bei allen Anfichten, Operationen und Borichlägen der Regierungen muß der Grundſatz 
leitend bleiben, Niemanden in dem Genuß jeines Eigentums, feiner bürgerlichen Gerechtiame und 
Freiheit, fo lange er in den geſetzlichen Grenzen bleibt, weiter einzufchränfen, als e3 zur Beför- 
derung des allgemeinen Wohls nötig ift; einem Jeden innerhalb der gejeglichen Schranken die 
möglichft freie Entwidlung und Anwendung feiner Anlagen, Fähigkeiten und Sräfte, in mora= 
licher ſowohl als phyſiſcher Hinficht zu geitatten und alle dagegen noch obwaltenden Hinderniffe 
baldmöglicit auf eine legale Weife hinweg zu räumen.“ 

„Ss 50. Die Wirkſamkeit der Regierungen bei Ausübung der Bolizeigewalt muß nicht bloß auf 
die Abwendung von Gefahren und Nachteilen und Erhaltung defien, was fchon da tft, jondern 
aud auf die Mehrung und Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt fich erjtreden. Diefes kann 
nur dur eine feite Ausübung des in $ 34 enthaltenen Grundiages und durch die möglichite Ge— 
werbefreiheit, jowohl in Abficht der Erzeugung und Verfeinerung als des Vertriebes und Abſatzes 
der Produkte geſchehen. Es ift dem Staate und feinen einzelnen Gliedern immer am zuträglichiten, 
die Gewerbe ee ihrem natürlichen Gange zu überlaften, das heit: feine derſelben vorzugs— 
weife durch befondere Unterftügungen zu begünftigen und zu heben, aber auch feine in ihrem Ent: 
fteben, ihrem Betriebe und Ausbreiten zu bejchränfen, infofern das Nechtäprinzip dabei nicht ver— 
legt wird, ober fie nicht gegen Religion, gute Sitten und Staatsverfafjung anſtoßen. Es ift un: 
ftaatswirtfchaftlich, den Gewerben eine andere, als bie eben bemerkte Grenze anweilen und ver: 
langen zu wollen, daß biejelben von einem gewiſſen Standpunkt ab in eine andere Hand über: 
geben, oder nur von gewiſſen Klaffen betrieben werben. 

Neben diefer Unbeſchränktheit bei Erzeugung und Verfeinerung der Produkte, ift Leichtigkeit des 
Verkehrs und Freiheit des Handels, ſowohl im Innern als mit dem Auslande, ein notwendiges 
Erfordernis, wenn Induſtrie, Gewerbefleiß und Wohlitand gedeihen ſoll, zugleich aber auch das 
natürlichite, wirkſamſte und bleibendfte Mittel, ihn zu befördern. 

Es werden ſich aladann diejenigen Gewerbe von jelbit erzeugen, die mit Vorteil betrieben werben 
fönnen, und diefes find wieder diejenigen, welche dem jedesmaligen Produftionszuftande des Landes 
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und dem Kulturzuftande der Nation am angemeffeniten find. Es ift unrichtig, wenn man glaubt, 
es jei dem Staat vorteilhaft, Sahen dann noch jelbit zu verfertigen, wenn man fie im Auslande 
wohlfeiler kaufen fann. Die Mehrkoften, welche ihm die eigene Verfertigung verurjadt, find rein 
verloren, und hätten, wären fie auf ein anderes Gewerbe angelegt worden, reichhaltigen Gewinn 
bringen können. Es ift eine fchiefe Anficht, man müfle in einem folden Fall das Geld im Lande 
zu behalten juchen, und lieber nicht kaufen. Hat der Staat Produkte, die er ablaflen kann, jo kann 
er ſich auch Gold und Silber kaufen, und es münzen laffen. 

Se vorteilhafter der Produzent und Fabrifant feine Erzeugniffe abſetzen kann, je mehr beftrebt 
er ſich, fie hervorzubringen, und je mehr davon hervorgebradt wird, um fo weniger läßt ſich 
Mangel davon beforgen. Ausfuhrfreiheit ift alſo gerade dahin gerichtet, dem Mangel vorzubeugen, 
jtatt, wie man gewöhnlich glaubt, ihn herbeizuführen. Freiheit des Handels macht den Speku: 
lationägeift des Kaufmanns rege. Diefer wird feine Waren nicht fofort abjegen, wenn er noch 
Ausficht hat, joldes vorteilhafter thun zu können, oder gerne das Steigen der Preije abwarten 
wollen, wenn er fie höher eingefauft hat; er wird fie alfo aud nicht ausführen, wenn er fie im 
Lande felbit noch mit Vorteil abzufegen hoffen darf. Auf diefe Weile ſchafft fid der Staat Vor: 
räte und Magazine im Yande, ohne daß er befondere Koſten darauf verwenden darf. Leichtigkeit 
des Verkehrs und der Kommunikation wird die Waren im Lande jebesmal dahin bringen, wo 
fie am nötigften find, weil fie da am teuerften bezahlt werben. 

Es ift nicht notwendig, den Handel zu begünftigen, er muß nur nicht erichwert werben. 

Eben diefe Freiheit im Handel und Gewerbe ichafft zugleich die möglichfte Konkurrenz in Ab: 
ficht des produzierenden und feilbietenden Publikums, und jchügt daher das fonjumierende am 
fiherften gegen Teuerung und übermäßige Preisfteigerung. 

Es ift lich, das Gewerbe an einem Ort auf eine beftimmte Anzahl von Subjelten einſchränken 
zu wollen. Niemand wird dasielbe unternehmen, wenn er dabei nicht Vorteil zu finden alaubt ; 
und findet er diefen, fo ift es ein Beweis, bat das Publikum feiner noch bedarf; findet er ihn 
nicht, jo wird er das Gewerbe von jelbit aufgeben. 

Man geitatte daher einem eben, jo lange er die vorbemerfte Grenzlinie hierin nicht verlegt, 
fein eigenes Interejfe auf feinem eigenen Wege zu verfolgen, und jowohl feinen Fleiß als jein 
Stapital in die freieite Konkurrenz mit dem Fleiße und Stapital feiner Mitbürger zu bringen. 

Dieſes find die Grumdzüge, nad) denen die Megierungen bei Verwaltung der Gewerbes und 
Handelspolizei zu verfahren haben. 

Nicht ftaatswirtichaftliche, ſondern bloß politiiche Gründe (oder allenfalls Bebürfnis des Augen: 
blidö, weldem aber, wenn diefe Maximen befolgt werden, der Negel nadı immer wird vorge: 
beugt werden können) können es nötig und rätlich machen, anderweite Mahregeln zu ergreifen. 
Von einem folhen Falle werden die Regierungen aber jedesmal höheren Orts benachrichtigt werden, 
vorzüglidy in Abſicht der Getreideausfuhr. 

Ahr Augenmerf muß dahin gehen, die Gewerbe: und Handelsfreiheit jo viel als möglich zu 
befördern und darauf Bedacht zu nehmen, daß die verfchiedenen Beichränfungen, denen fie noch 
unterworfen ift, abgeichafft werden, jedod nur allmählig auf eine legale Weife, und felbit mit 
möglichiter Schonung des Vorurteils, da jede neue — mit Reibungen verbunden iſt, und 
ein zu ſchneller Uebergang von Zwang zur Freiheit manchmal nachteiligere Folgen hervorbringt, 
als der Zwang ſelbſt. Auf keinen Fall aber müſſen die Regierungen von jetzt ab, Konzeſſionen 
oder Berechtigungen zu Gewerben, von welcher Gattung dieſe ſein mögen, erteilen, durch welche 
ein Exkluſiv- oder gar Zwangs- und Bannrecht begründet werden ſoll. Letztere ſollen von jetzt 
ab unter feinen Umſtänden mehr verliehen, und Exkluſivrechte gleichfalls, fo viel als möglich, ver: 
mieden, höchitens nur dann und nur auf gewiffe Jahre gegeben werden, wenn bei einem neuen Ge— 
werbe der Verſuch gemacht werden joll, ob es gebeihen werde. Es ift dazu auch jedesmal die Ge— 
nehmigung der höheren Behörde erforderlid).” 

Im Sinne der neuen Bolitif wurde der Mühlen:, Brau: und Branntweinzwang, bejonders 
zuerst in Oftpreußen und Yitthauen (Edikt vom 29. März 1808), dann im ganzen Staate (Edikt 
vom 28. Oftober 1810) aufgehoben. Schon durh ®. v. 4. Mai 1806 waren in der Provinz 
Preußen und LYitthauen die Zünfte, Gilden und Innungen der Garn: Zücner, Leineweber und 
Baumtwollenweber aufgehoben und die Weberei freigegeben, und durh V. v. 4. Oktober 1806 
der Zunftzwang und das Verlaufsmonopol der dortigen Bäder, Schlächter und Höfer beſeitigt. 


Das Ediktvon 1810 machte, wie in Frankreich, den jelbjtändigen Gewerbebetrieb Lediglich 
abhängig von der Löjung eines Gewerbejcheins As), der Niemandem verjagt werden durfte, 
welcher ein polizeiliches Zeugnis über feinen rechtlichen Lebenswandel beibrachte *"°), und 
von der Zahlung der neueingeführten Gewerbefteuer. Nur in einzelnen Erwerbszweigen, „bei 
deren ungejchidtem Betriebe gemeine Gefahr obwaltet oder welche eine öffentliche Beglau— 


218) Der Gewerbeichein lautete auf die Berjon ; Einwilligung ihrer Eltern oder Bormünder, für 
und ein Gewerbe (Edift,$ 7). Wer mehrere Bewerbe | Ehefrauen der ihrer Ehemänner, für Staatödiener 
verichiedener Art betreiben wollte, hatte für jedes | der ihrer Dienftvorgefepten, für in Privatdienften 
einen bejonderen Gewerbeſchein zu löſen ($ 9). |ftehende Perfonen der ihrer Lohnderrn. (Edikt, 
219) Für Minderjährige bedurfte es noch der z 19.) 


Dentiches Gewerberecht. Preußen. Gewerbegeſetzgebung von 1810 nnd 1811. 8 38, 569 


bigung oder Unbefcholtenheit erfordern“, ſollte vorher der Befig der erforderlichen Eigen: 
haften nachgewiefen werden. Bon den im 8 21 des Edikts ala ſolche namhaft gemachten 
34 Kategorien find nur 8 Gewerbe im ec. S. (Apotheker; Juwelierer; Maurer; Mühlen, 
baumeifter; Schornfteinfeger ; Seefchiffszinmerleute; Verfertiger hirurgiicher Anitrumente ; 
Zimmerleute). Der bisherige Unterſchied zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den Ge: 
werbebetrieb, alle Bor: und Widerſpruchsrechte gegen den Gewerbebetrieb eines Dritten, 
welche bis dahin Zünften, Innungen und Privatperfonen zugejtanden hatten oder mit dem 
Beſitz eines Grundftüds verbunden gewejen waren 2%), alle bisherigen auf Gewerben ruhen: 
den Abgaben, welche die Berechtigung zu deren Betrieb betrafen, auch wenn fie an Kämme— 
reien, Grund: und Gutsherrn zu entrichten waren (Edikt $ 30) wurden bejeitigt. Der Inhaber 
eined Gewerbeſcheins jollte nur den Polizeiverordnungen eines jeden Orts, wo er fein Ge: 
werbe treibe, untertworfen fein umd fich bei Ausübung desjelben Bejchränfungen, welche die 
Aufrehterhaltung einer guten Polizei und aller andern allgemeinen Gejege fordert, gefallen 
laſſen müſſen (Edift $ 18). Das Geſetz von 18112) — das eigentliche Gewerbegeſetz — 
jteht auf dem Standpunkt der weiten Gewerbefreiheit des Edikts von 1810, hat die Ver: 
hältnifje nur im Einzelnen noch geregelt 2?2), insbejondere auch die Einſchränkungen des Ge— 
werbebetrieb3 aus polizeilichen Rüdfichten näher beftimmt und teilweife weiter ausgedehnt. 
Eine Prüfung von Gewerbetreibenden im e. S. wurde ausdrüdlich nur für Apotheker, Archi— 
teften, Mühlenbaumeifter, Schiff3: und Hauszimmerleute, Maurer, Röhren: und Brunnen: 
meifter beibehalten und diejelbe ftaatlichen Kommiffionen übertragen. Schornfteinfegermeifter 
bedurften der Konceifion 223), Juwelierer des Atteftes vollkommenſter Rechtlichkeit. Die Zünfte 
(Gewerke, Innungen) wurden nicht aufgehoben, ihre Forteriftenz vielmehr ausdrüdlich ge- 
ftattet; aber die Inhaber von Gewerbeſcheinen waren nicht verpflichtet denjelben anzugehören 
und fonnten dennoch Lehrlinge und Gehilfen annehmen. Jedes Vorrecht, jeder Unterjchied 
von zünftigen Meiftern und Gejellen wurde bejeitigt. Der Austritt aus der Zunft, die Auf: 
löfung derjelben dur Stimmenmehrheit der Meifter??*), war frei, aud) die Landespolizei 
erhielt die Befugnis, jedes Gewerk zu jeder Zeit für aufgelöft zu erklären. Dagegen behielt 
fich die Regierung vor, wenn es von Landespolizei wegen in bejonderen Fällen zu einem 


220) Für Sewerbegerechtigfeiten, „die nicht auf dürfen, fönnen auch auf den Grund des Gewerbe» 
einem Grundftüd haften, und damit in feiner un- fcheins nur nach Erlangung des Bürgerredhts 
zertrennlichen Verbindung ftehen, die aber den- oder der Gemeinemitgliedichaft betrieben werden“ 
noch in den Hnpothefenbüchern ftehen*, follte den (8 1). „Wem megen Beicholtenheit das Necht, 
Berechtigten von den MNegierungen eine billige | Bürger oder Gemeinemitglied zu fein, geſetzlich 
Entjhädigung reguliert werden. (Edift $ 17.) verjagt wird, der darf auch auf den Grund eines 

221) Das Edilt vom gleichen Tage (7. Sept. Gewerbeſcheins fein Gewerbe jelbftändig betreiben, 
1811) über die finanzen des Staats und das deſſen Betrieb das Bürgerrecht oder den Beitritt 
Abgabenſyſtem bezeichnete in der Einleitung aus | zur Kommune erfordert” ($ 2), — Das Geſetz 
drücklich als Grundlagen, auf welchen das im enthält aud) ($ 32—51) die näheren Beftimmungen 
vorigen Jahre ausgeiprochene Abgabeniyftem und über die Ablöfung der ausichließlichen, vererb- 
die neuere Gejeggebung beruhen, und welche man | lichen und veräußerlichen, als foldhe in den Hy— 
feineöwegs verlafien, auf welche man vielmehr pothefenbüchern eingetragenen ſtädtiſchen (Heal-) 
fortwährend bauen wolle, weil man fie als die Gewerbsberechtigungen, ſowie derjenigen gewerb⸗ 
heilſamſten für die Unterthanen aller Klaſſen halte: lichen Berechtigungen, welche vormals (bis zum 
Gleichheit vor dem Geſetz, Eigentum des Grund Edikt vom 9. Ottober 1807) unzertrennlich auf 
und Bodens, freie Benugung desjelben und Dis- ſtädtiſchen Grundftüden hafteten (der radizierten 
pofition über ſolchen, Gemwerbefreiheit, Aufhören Gewerbe), ferner (8 52—56) über die bieherigen 
der Zwangs- und Banngerechtigfeiten und Mono- Realberechtigungen auf dem Lande ac. 
pole, Tragung der Abgaben nad) gleichen Grund 223) Für Schornfteinfeger wurden aus polizei« 
jägen von Jedermann, Bereinfahung derjelben | lihen®ründen die gwangsbezirke beibehalten. $108. 
und ihrer Erhebung. (G.S. ©. 254.) 224) Das reine Vermögen fonnte durch Stimmen- 

) „Die Löfung eines Gewerbeſcheins ändert | mehrheit unter Genehmigung des Magiftrats zu 
nicht in der Verpflichtung, Bürger zu werden | gemeinnügigen Zweden beftimmt werden. Mangels 
oder der Gemeine als Mitglied beizutreten und | einer Einigung darüber war es unter alle vor- 
Kommunallaften zu übernehmen. Gewerbe, weldye handenen —8 und das Gewerbe fortſetzende 
nach allgemeinen Grundſätzen oder örtlichen Sta- Meiſterswitwen zu gleichen Teilen zu verteilen. 
tuten nur Bürger oder Gemeineglieder treiben |$ 26—27. 
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gemeinnügigen Zwed für nötig erachtet werden ſollte, Gewerbetreibende gewiſſer Art in eine 
Zwangskorporation zu vereinigen. (Gef. $ 31.) Es blieben vielfach Zünfte — als freie 
Innungen — bejtehen. 

Die Gewerbefreiheit erjegte damals das bisherige Syftem der Unfreiheit noch in einem 
erheblichen Teil des übrigen Deutſchland. E3 wurde nämlich in denjenigen deutichen 
Ländern, die dem franzöfiichen Staat einverleibt wurden, (jchon feit 1797), ebenjo im König: 
reich Weftphalen (Dekret vom 5. Auguft 1808 und 12, Februar 1810), im Großherzogtum 
Berg (Dekret vom 31. März 1809) und in den franzöfiich-hanfeatiichen Departements die 
franzöfiiche Gewerbegeſetzgebung von 1791 (j. darüber unten $47) eingeführt. Aber nad) 
den Freiheitöfriegen, dem Friedensſchluß und der Neubildung der deutjchen Staaten wurde 
in den meilten Staaten, in deren Gebiet die franzöfiiche Geſetzgebung beftanden hatte, 
dieje wieder aufgehoben und das frühere Gewerberecht mit der Zunftverfaffung, zum Teil 
mit einzelnen liberalen Modifikationen, wieder hergeftellt, jo in Hannover, Kurhefjen, Olden— 
burg, Bremen, vorübergehend auch in Naffau 22). 

$ 39. Anders in Preußen Man ließ in den neu und in den wieder erworbenen 
Zandesteilen das Gewerberecht und die Gewerbeverfafjung beftehen, wie fie zur Seit der 
Befignahme waren, troßdem die Unterfchiede jehr große waren. Denn während z. B. in 
denjenigen, die zum Königreich Weftphalen und Großherzogtum Berg gehört hatten, die 
ſchrankenloſe Gewerbefreiheit des franzöfiichen Rechts herrichte, bejtanden im Herzogtum 
Sadjen, in der Ober: und Niederlaufig, in Neuvorpommern Zunftverfafjungen, wie fie jchon 
im Allgemeinen Landrecht nicht mehr anerfannt waren. Nur die finanziellen Beftimmungen 
des Edikts von 1810 wurden in ihmen eingeführt und es mußte demgemäß im ganzen 
Staat die Gewerbefteuer nach denjelben Grundjägen gezahlt werden, In den alten Landes— 
teilen, welche in der Zeit von 1810 bis 1815 zum preußijchen Staate gehört hatten, blieben 
ebenjo die Getwerbebeftimmungen von 1810 und 1811 in Kraft. Dieje Verjchiedenheit der 
Gewerbeverfafjung und ordnung war ein jchwerer llebeljtand. Derjelbe fteigerte fich, nach— 
dem das Gejek vom 30. Mai 1820 betr. die Entrichtung der Gewerbefteuer, welches die 
bisherige Gewerbefleuer durch eine neue erjegte, an Stelle des Edikts von 1810 trat. Das 
neue Bejeg, ein reines Steuergejeg, enthielt fich aller Beftimmungen über die Berechtigung 
zum Gewerbebetrieb, hob aber die Löjung der Gewerbejcheine für alle jtehenden Gewerbe 
gänzlich auf und verpflichtete nur einen Jeden, der ein neues Gewerbe beginnen oder ein 
bisher betriebenes aufgeben wollte, zur Anzeige hiervon bei der Orts-Kommunalbehörde 
(Gef. $ 19, 20) 228), 

Man begnügte fich zunächſt dem dringenditen praftiichen Bedürfnis durch Einzelbejtim: 
mungen zu genügen, der Gewerbebetrieb im Umherziehen, insbejondere das Haufieren wurde 
duch Regulativ vom 28. April 1824 einheitlich geregelt, für die Provinz Pojen ergingen 
Spezialgejege (drei vom 13. Mai 1833), die Beichäftigung der Kinder in den Fabriken 
wurde durch dad Regulativ vom 9. März 1839 bejchränft zc. Erft 1845 gelangte man 
durch die allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar, die dad Rejultat fait 
zehnjähriger, außerordentlich gründlicher Beratungen (einer Spezialtommiffion, der Pro- 
vinzialregierungen, des Staatsminifteriumsd, der Provinzialftände, des Staatdrats) war, 
auch für den ftehenden Gewerbebetrieb zu der lang erwünſchten einheitlichen und gleichen ®e: 
werbeordnung für den Staat. 





225) Yu ber Bayerifchen Pfalz blieb die fran: | ge eben und ftatt deſſen ber Grundſatz aufgeftelt, 
zöſiſche Geſetzgebung beftehen. Ueber die Baner. | da jedes Gemerbe fteuerfrei jei, wenn das Ge 
Gewerbegeſeßgebung in diefem Jahrh. |. Kaizl, ſetz nicht ausdrücklich deffen Befteuerung anordne. 
Die Gewerbereform in Bayern 2c. 1879, Dabei wurde, jeibjt bei den befteuerten Gewerben, 
226) Der früher angenommene Grundſatz, daß gänzlich von der Befugnis zu deren Betriebe ab- 
jedes Gewerbe fteuerpflichtig fei, wenn das Geſetz gejehen und die Entrihtung der Steuer nur von 
dasjelbe nicht ausdrüdlich ausnimmt, wurde auf- der Thatjache des Betriebes abhängig gemadıt. 


Deutiches Gewerberecht. Gew.Ord. v. 1845. 8 39, 571 


Preußen. 


Die Gewerbeordnung von 1845 hielt im weſentlichen an dem Prinzip der freiheit: 
lichen Gewerbegejeggebung von 1810 und 1811 feft, befeitigte demgemäß alle in einzelnen 
Landesteilen noch beftehenden Beſchränkungen des freien Betriebes (befonders alle ausſchließ— 
lihen Gewerbeberedhtigungen, aud die an einem Grundftüd haftenden, alle Berechtigungen 
zur Erteilung gewerblicher Koncejfionen, alle Zwangs: und Bannrechte — mit geringen 
Ausnahmen —, die Beichränfung gewiffer Gewerbe auf die Städte, das Verbot gleichzeitigen 
Betriebes mehrerer Gewerbe, alle gewerblichen Abgaben mit Ausnahme der an den Staat 
zu entrichtenden Gewerbefteuer Tit. I. $ 1—13), aber fuchte in Innungen eine neue dem 
Gewerbeweſen fürderliche forporative Organifation der Gewerbetreibenden herbeizuführen. 
Man ftellte fich prinzipiell auf den Boden der Gewerbefreiheit, aber hatte doch das Be— 
denfen, ob es eine richtige Politik fei, gar nicht mehr von Staatöwegen für korporative 
Verbände zur Pflege und Förderung gewerblicher Intereſſen zu jorgen, insbejondere die Aus— 
bildung der Lehrlinge lediglich den Einzelnen und dem rein privaten Vertrage zu über: 
lafjen. Man meinte — und mit Recht — dies verneinen zu müffen, wollte aber andrer- 
jeitö feine Zwangsverbände und keine obrigkeitlichen Zwangsvorſchriften über die Ausbil: 
dung der Lehrlinge, feine obligatorifchen Prüfungen für Alle. Das Prinzip der Freiheit 
und das der Ordnung glaubte man erreichen zu künnen durch eine diefem Geſetz eigen: 
tümliche viel: und wohlerwogene Begünftigung der Innungen. 

Die hauptſächlichſten Beftimmungen, foweit fie die Gewerbe im e. ©. betrafen, waren 
folgende. 1) Das Recht auf den jelbftändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes war in 
der Regel 227) nur abhängig gemacht von den Erforderniffen der Dispofitionsfähigkeit, des 
fejten Wohnfiges und der Unzeige an die Ortsfommunalbehörde. Nur ausnahmsweije wurde 
noch bei ſolchen Gewerbetreibenden, deren Ungejchidlichkeit mit Gefahr für Leben und Ge— 
jundheit oder Vermögen Anderer verbunden fein kann, eine Prüfung 2%) und für Apotheker 
außerdem die Konceffion vorgejchrieben. 2) Anlage und Betrieb der Unternehmung war 
in der Regel **®) frei. Nur zur Errichtung folcher gewerblichen Anlagen, welche durd) die 
örtliche Lage oder die Bejchaffenheit der Betriebsftätte für die Befiger oder Bewohner ber 
benadhbarten Grundftüde oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren 
oder Beläftigungen herbeiführen können, wurde allgemein eine befondere polizeiliche Genehmi— 
gung gefordert ($ 26—41). 3) Die Forteriftenz der älteren Innungen wurde gejtattet, ihre 
Statuten jollten aber revidiert und den Borjchriften der 88 101—117 angepaßt werden. 
Das Geſetz regelt näher die Organijation und Rechte neuer Innungen, teils ſolcher, welche 
einen Nachweis der Befähigung für ihre Mitglieder zu fordern haben, teils ſolcher, welche 
ohne ſolchen Nachweis ſich bilden können. Die erjteren erlangten durch die Beftätigung ihrer 
Statuten die Rechte einer Korporation. Der Zweck derjelben follte die Förderung der gemein: 
jamen gewerblichen Intereſſen fein, insbeſondere follten fie die Aufnahme, die Ausbildung und 
das Betragen der Lehrlinge, Gejellen und Gehilfen der Innungsgenofjen beauffichtigen, die Ver: 
wal ung der Kranken-, Sterbe-, Hilfd- und Sparkaſſen der Innungsgenofjen leiten, der Für: 
forge für die Witwen und Waijen der Innungsgenoſſen, namentlich durch Förderung der 





227) Beiondere Beftimmungen für Minderjäh- | baumeifter, Nu ie wor hr met) ei 
rige, Ausländer, Militärperionen, Staatöbeamte, Feuerwerker, Bandagiften und Berfertiger chirur— 
beitrafte Perſonen in $ 17—21, für Schloffer ($ 49. giicher Inſtrumente ($ 45). Ueber die Brüfungen 


Erfordernid der Unbeicholtenheit und Zuverläſ- ergingen beſondere Borfchriften. Diejelben er- 
figfeit, durch Polizeibehörde zu atteftieren). Aber 
der Beſitz des Bürgerrechts follte nicht mehr Be- 
a der Bulaftung zum Gewerbebetrieb jein. 


228) Es waren dies: Apothefer ($ 42), Baus 
meifter, welche aus der Leitung von Baunnter- 
nehmungen ein Gewerbe machen ($ 44), Maurer, 
Steinhauer, Sciefer- und Biegeldeder, Haus: 


und Sciffäzimmerleute, Mühlen- und Brunnen: | 


folgten durch ftaatlihe Kommiffionen. 

229) Ausnahmen: für Bäder (unter Umftänden 
Brottaren mit Genehmigung der Minifterien $ 89, 
Befugnis der Ort&polizeibehörde, die Bäder an: 
zuhalten, monatlid die Preife und das Gewicht 
ihrer verichiedenen Badwaren durch einen An— 
ſchlag im Berfaufslofal zur Kenntnis des Bubli- 
fums zu bringen, $ 90), für Schornfteinfeger und 
Apotheker (Taxen, $ 92. 93). 


XXI. Schönberg, Gewerbe TI. Teil. 


Erziehung und des gewerblichen Fortkommens der Waifen, fich unterziehen. Ein Beitritts: 
zwang beitand nicht, aber die Mitgliedfchaft war abhängig von dem vorherigen Nachweis 
der Befähigung zum Gewerbebetrieb 2°). 4) In einer großen Zahl von Gewerben 231) wurde 
für die Gewerbetreibenden die Befugnis, Lehrlinge zu halten, davon abhängig gemacht, daß fie 
entweder in eine ältere oder neuere Innung nad vorgängigem Beweis der Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen werden oder dieje Befähigung bejonders nachweiſen 2), 

Die Beitimmungen der Gewerbeordnung waren jehr gründlich erwogen, aber es kamen 
feine ruhigen, normalen Zeiten, in denen fie fich erproben konnten. In den Jahren 1846 
und 1847 die Kriſen, im Jahre 1848 die Revolution 33), Die Gewerbetreibenden Hagten, 
in zahlreihen Petitionen an die Preußische Nationalverfammlung wurde die Schuld vieler 
Mipftände auf die Gewerbefreiheit geichoben und die Einſchränkung derjelben und Abände- 
rung der Gewerbeordnung von 1845 beantragt 234). Dies geſchah denn auch durch die beiden 
(Ipäter von den Kammern genehmigten) E.Berordnungen vom 9. Februar 1849) 
betr. die Errichtung von Gewerberäten und verjchiedene Abänderungen der allgemeinen Ge: 
werbeordnung (Gej.Sanımlung ©. 93 ff.) und über die Erridtuug von Gewerbegerichten 


(Gej. Sammlung ©. 110 fj.). 


Die die Gewerbeordnung von 1845 abändernde Verordnung von 1849 war eine weit: 
gehende Beſchränkung der bisherigen Gewerbefreiheit; der ausgeiprochene Grund und Zweck 
diefer Beihränfung war die Erhaltung und Kräftigung des Handwerferftandes. 


230) In der Regel follte dies durch eine Prü— 
fung geichehen. Soweit nicht für das Gewerbe 
überhaupt eine Brüfung obligatorifch war (ſ. Anm. | 
228), wurden eigene Brüfungsbehörden zu dieſem 
Zwed aus den geichidteften und geadhtetiten Ge- 
werbetreibenden mit einem Mitglied der Kom— 
munalbehörde als Borfitendem durch die Kom: 
munalbehörde des zum Sitz der Prüfungsbehörde 
beftimmten Orts unter Genehmigung der Regie 
rung ernannt ($162— 167). Durch Innungsbeichluß 
und Zuftimmung der Prüfungs reip. Kommunal- 
behörde fonnte denjenigen, die das Gewerbe an 
demjelben oder einem andern Orte ſchon einige Zeit 
hindurch mit Auszeichnung jelbftändig betrieben 
haben, dieje Prüfung erlaflen werden (8 108). 

231) Diele Gemwerbetreibenden waren: Gerber 
aller Art, Lederbereiter, Ledertauer, Korduaner, 
Pergamenter, Schuhmader, Handſchuhmacher, 
Beutler, Kürjchner, Riemer, Sattler, Seiler, Reif- 
Schläger, Schneider, Hutmader, Tiichler, Rad— 
macher, Stellmader, Böttcher, Drechsler in Hola 
und Horn, Töpfer, Grobichmiede, Hufichmiede, 
Waffenihmiede, Schlofjer, Zirkelichmiede, Zeug- 
ichmiede, Bohrſchmiede, Sägeichmiede, Mefier- 
fchmiede, Büchſenſchmiede, Sporer, TFeilenhauer, 
Kupferjchmiede, NRotgieher, Gelbgieher, Glocken— 
gießer, Sürtler, Zinngießer, Klempner, Buch— 
binder, Färber. Nadı Maßgabe örtlicher Verhält- 
niffe fonnten die Regierungen unter Genehmigung 
der Minifterien den Nachweis der Befähigung für 
einzelne Diejer Gewerbe erlaffen, andererfeit3 auch 
für andere als dieſe anordnen. $ 131. 

232) Der Nachweis mußte durch eine nach den 
Beftimmungen der 88 162—167 abgelegte Prü— 
fung geführt werben. Die Ablegung einer förm— 








lihen Prüfung konnte jedoch Denjenigen, welche 


das Gewerbe jchon einige Zeit hindurd mit Aus- 
zeichnung felbftändig betrieben haben, von ber 
Prüfungsbehörde erlaffen werden, wenn dieſe fich 
auf andere Weije die Ueberzeugung verichafft habe, 


werbes erforderlichen Kenntniſſe und Geſchicklich— 
feiten beſitze. $ 132. 

233) Die Frankfurter Nationalverjammlung be- 
ihloß auch den Erlaß einer Gewerbeordnung und 
beauftragte einen Ausihuß mit dem Entwurf 
derjelben. Ueber den im ?Februar 1849 vorge: 
legten Entwurf fam es aber zu feiner Berftän- 
digung. ©. dar. Stieda, Art. Handwerk im 
9.3. IV. ©. 374 ff. 

234) Diefe Anfichten entſprachen den damals 
in Deutichland allgemein in den Handwerterfreiien 
herrichenden. Das ſog Handwerterparlu 
ment, weldhes in Frankfurt aM. vom 
15. Juli bis 18. Auguſt 1848 tagte, hatte in 
jeinem Entwurf einer deutichen Gewerbeordnung 
u.a. folgendes gefordert: Beſchränkung der SM 
der Meijter an jedem Drte, Verbot des Haufier- 
handeld, Zugehörigkeit aller Handwerksarbeiten 
in den Fabriken an die zünftigen Meifter des 
Orts, Beichränfung jedes Sewerbetreibenden auf 
ein Gewerbe, Zufcheidung des Kleinhandels mit 
Handwerlöwaren an die Innungsmeiſter, regel- 
mäßige Alleinberechtigung der Städte zum Ge— 
werbebetrieb, Unguläffigfeit von®emeinde-, Staat# 
oder Aftienwerkitätten, Verbot des Zuſchlags der 
Öffentlihen Arbeiten an den Mindeftiordernden 
und Berteilung derjelben an die Meifter durd 
den von dieſen eingelegten Gewerberat, Verbot 
der öffentlichen Berfteigerung neuer Gewerke 
waren, des Haltens von mehr als zwei Lehrlingen, 
Beiteuerung der Fabriken zu Gunften der Hand: 
werfer, Lehrzwang, Wanderzwang, Prüfungs 
zwang 2. ©. bar. auh Stieda im H.®. IV. 
©. 369 ff. (dort auch weit. Litter.). 

235) Beide Verordnungen waren in einer nad) 
Berlin berufenen Verſammlung von Beteiligten 
des Gewerbeftandes, welche aus Abgeordneten der 
Provinzial-Handwerfervereine, jowie der Handels: 
fammern und kaufmänniſchen Korporationen be 
jtand, vom 17. bis 30. Januar 1849 beraten und 


daß der zu Prüfende die zum Betriebe jeines Ge- | genehmigt worden. 


Deutiches Gewerberecht. Preußen. Gewerbenovelle von 1849, $ 39, 573 


Der Bericht des Staatöminifteriums an ben König vom 7. Februar 1849, welcher 
den Erlaß der Verordnungen auf Grund des Art. 105 der Verfaffung motivierte, ſpricht fich über 
die Tendenz berjelben u. a. dahin aus: „Die lagen des Handwerkerjtandes bezichen ſich vor: 
zu Sweile auf die Leichtigkeit, mit welcher fi Jedermann ohne Ausnahme als Handwerker nieder: 
aflen fönne, ohne durch genügende Vorbereitung und den Nachweis wirklicher Befähigung eine 
Gewähr für gefiherte bürgerliche Eriftenz darzubieten, ja ohne auch nur die gehörige Reife des 
Alters erlangt zu haben. Die Folge davon fei, da dergleichen Perſonen mehr denn zu oft mur 
Arbeit und Geld verichleuberten, um fich durch die Konkurrenz der ungezügelten Wohlfeilheit zu 
erhalten oder emporzubringen, daß fie aber dann teils bald jelbit wieder zu Grunde gingen und 
mit ihren Familien den Gemeinde-Armenkaffen zur Laſt fielen, teils durch jene ihre verderbliche Kon— 
furrenz den folideren Handwerkern und ihren Familien ein gleiches Loos bereiteten, jo daß der Hand— 
werferitand mit dem Geſchick bedroht fei, ſich in einen unjelbitändigen Arbeiterftandb aufzulöfen, 
wenn bier nicht abhilflihe Maknahmen getroffen würden. Man wiünjcht daher vornehmlid, daß 
das Erfordernis einer genügenden Vorbereitung und Befähigung zum Handwerksbetriebe geitellt 
und dadurch die Grundlage zur Erhaltung eines tüchtigen rg gr wieder hergeitellt 
werde; daß ferner der Handwerkerftand die Mittel erhalte, Zucht und Sitte unter Meijtern, Ge— 
fellen und Zehrlingen zu handhaben, daß aber auch dem Geſellen- und Arbeiterftande die gebührende 
Rückſicht gewährt und derjelbe ſowohl vor Bedrüdungen in Schug genommen, als ihm die Mög: 
lichkeit gegeben werde, feine Intereſſen felbft wahrzunehmen; daß endlich die Stellung der ver: 
jchiedenen Gewerbe zu einander und zu den Fabriken: und Handelöverfehr, namentlich zu dem 
Halten von Magazinen geordnet, ferner die Zulaffung der häufig fo verderblid wirkenden Ver: 
fteigerungen von As ie fowie der Wochenmarktsverkehr mit joldhen und der gleich- 
zeitige Betrieb mehrerer Gewerbe geregelt werde. Dabei wird dann insbejondere Wert darauf 
gelegt, das dem Gewerbejtande durch ein, das Geſamtintereſſe diefed Standes vertretenes Organ 
mittelit Gründung von Gewerberäten die Möglichkeit geboten werde, durch Sadıverftändige aus 
feiner Mitte die Intereffen und Berhältniffe des gewerblichen Verkehrs im Allgemeinen und der 
einzelnen Genofien wahrzunehmen und zu regeln, und daß demſelben duch Gründung von Ge- 
werbegerichten die Gelegenheit geboten werde, durd) ſolche Sadyverftändige die gewerblichen Streitig— 
feiten unter jeinen Angehörigen zu jchlichten und zu entſcheiden.“ 

„Diefe Verordnungen juchen den Bebürfniffen und Wünſchen des Gewerbeftandes, wie fie von 
den Abgeorbneten des Handwerkerjtandes faſt einitimmig und von den anmwejenden Vertretern 
des Handels: und Yabrikitandes teils einftimmig ober in ihrer Mehrheit anerfannt und geteilt 
worden jind, zu entiprechen, ohne in die Berhältniffe andrer Klaſſen tief einzugreifen und allge: 
meine Berhältniffe zu gefährden. Sie machen fortan die Zulafjung zum Beginn der eigentlichen 
Handwerke, indem fie zugleich; dafür forgen, daß die jpeziellen Örtlihen und Jonitigen Verhältnifie 
überall zur Berüdjichtigung gelangen, überhaupt von dem Nachweiſe der Meifterbefähigung ab- 
hängig, welcher in der allgemeinen Gewerbeordnung ſchon zur Erlangung der Befugnis, Lehr: 
linge zu halten, vorgejchrieben ift und ordnen zugleich das Innehalten einer genügenden Lehr: 
lings⸗ und Gejellenzahl an; fie jhügen den Haudwerfsbetrieb vor den llebergriffen anderer Ge: 
werbetreibenden, ſoweit ſolche wirklich als ſolche anzuerkennen find; fie fihern den Handwerfs- 
genofien die Mitwirkung bei der Enticheidung und Beratung ihrer gewerblichen Angelegenheiten; 
fie nehmen die Arbeiter vor den Bedrüdungen des Trudiyitems und vor jonitiger Nichtbeachtung 
ihrer Intereſſen in Schuß; fie gewähren ihnen die Möglichkeit, die Intereffen jelbit wahrzunehmen, 
fie bieten die Gelegenheit dar, für Beauffihtigung und Fortbildung der Lehrlinge und Gehilfen; 
für Aufrehthaltung von rn und Sitte und für gegenjeitige Hilfe in Fällen der Not Fürjorge 
zu treffen, und dadurd auf Erwedung und Bildung eines thatkräftigen gewerblichen Gemeinweſens 
hinzuwirken; fie regeln endlich zugleich, um auch in diefer Beziehung die Hinderniffe zu befeitigen, 
welche dem Gedeihen des Handwerkerftandes entgegenstehen könnten, das Gebühren= und Abgaben: 
wejen desjelben, joweit es bier in Nede kommt.“ v. Rönne, a. a. D.1. ©. 29 ff. 


Der jelbjtändige handwerksmäßige Gewerbebetrieb wurde bei einer jehr großen Zahl von 


Handwerfögewerben 23%) abhängig gemacht von der Mitgliedjchaft einer Innung (nach vor- 
gängigem Nachweiſe der Befähigung) oder dem Nachweis der Befähigung vor einer Prü— 
fungstommiffion. Zur Meijterprüfung follte in der Regel nur Jemand zugelaffen werden, 
welcher mindeſtens 24 Jahr alt, jein Gewerbe ald Lehrling bei einem jelbitändigen Ge— 
werbetreibenden erlernt, die Gejellenprüfung bejtanden hatte und mindeſtens 3 Jahre aus 
dem Lehrlingsverhältnis entlaffen war. Als Regel wurde eine dreijährige Lehrzeit vorge- 
jchrieben. Fabrifinhaber durften Handwerksgeſellen nur zur unmittelbaren Erzeugung und 


236) $ 23 der B. zählt fie auf. Zu den in 
8 131 der G.O. v. 1845 erwähnten (f. Anm. 231) 
wurden noch hinzugefügt: Müller, Bäder, Pfeffer— 
füchler und Konditoren, Fleiſcher, Bantoffelmacher, 
Täſchner, Tapezierer, Bürftenbinder, Perrücken— 


macher, Tuchmacher und Tuchbereiter, Weber und | 


Wirter jeder Art, Bofamentierer und Anopfmacher, 
Stuhlmadyer, Kammmacher, Korbfledhter, Glaſer, 
Kleinſchmiede, Nadler und Siebmadher, Gold- 
und Silberarbeiter, Gold- und Silberſchläger, 
Uhrmader, Bergolder, Maler und Ladierer, 
Geifenjieder. 
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Fertigmachung ihrer Fabrikate jowie zur Anfertigung und Inftandhaltung ihrer Werkzeuge 
und Geräte bejchäftigen, und auch dieje nur innerhalb ihrer Fabrikftätten, falls fie ein Ge: 
werbe betrieben bei defjen handwerfsmäßigenm Betrieb Prüfung notwendig war und fie nicht 
jelbft geprüft waren. Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerfe konnte unter Um— 
ftänden einer Perſon unterfagt werben. Gefellen und Gehilfen durften in der Regel nur 
bei Meiftern ihres Handwerks in Arbeit treten, letztere durften zu dem technifchen Arbeiten 
ihre Gewerbes — ohne Dispend — nur Gejellen, Gehilfen umd Lehrlinge ihres Hand- 
werf3 verwenden. Der Enticheidung des Gewerberats wurde die Abgrenzung der Arbeits: 
gebiete der verjchiedenen einzelnen Handwerke unterjtellt. Das Halten von Magazinen zum 
Detailverfauf von Handwerferwaren fonnte ort3ftatutarisch andern als geprüften Meiftern 
verboten und allenfall3 nur von der Kommunalbehörde — nad Vernehmung der beteiligten 
Innungen und des Gewerberatd — geftattet werben. Selbft Inhaber von Magazinen zum 
Detailverfauf von Handwerkerwaren follten künftig die erforderliche Meifterprüfung befteben, 
wenn fie ſich mit Anfertigung diefer Waren befaffen wollten. Die Innungen wurden nod) 
dadurch bevorzugt, daß durch Ortsſtatuten Aufnahme und Entlaffung aller Lehrlinge, jobald 
für das Gewerbe am Orte eine Innung beftand, vor dieſe gewiejen und derfelben eine Mit- 
wirkung bei der Aufficht über die Ausbildung und das Betragen jelbft derjenigen Lehrlinge, 
deren Lehrherrn nicht zur Innung gehörten, eingeräumt werden konnte. Ausländer jollten 
zum Betriebe eines ftehenden Gewerbes, joweit nicht die Erlaubnis aus Gründen der Reci- 
prozität ganz zu verjagen, nur aus erheblichen Gründen zugelafjen umd hierüber jedenfalls 
die Drtögemeinde, die beteiligte Innung und der Gewerberat gehört werden. Durd Orts: 
jtatut jollten Zwangsunterſtützungskaſſen gebildet und den Urbeitgebern konnte für Unter: 
ftügungstaffen von Gejellen, Lehrlingen, Fabrifarbeitern eine weitgehende Beitragspflicht 
auferlegt werben. 

Bur Förderung der allgemeinen AYntereffen des Handwerks und Fabrikbetriebs und zur 
Ueberwachung diejer Vorjchriften wurde das Anftitut der Gewerberäte eingeführt. Die: 
jelben jollten für jeden Drt oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs 
dad Bedürfnis nad einem joldhen Organ obwaltete, auf den Antrag von Gewerbetreibenden 
nad Anhörung der gewerblichen und kaufmänniſchen Korporationen und der Gemeindever: 
treter mit Genehmigung des Minifteriums errichtet werden. Sie waren mit weitgehenden 
obrigfeitlichen Befugniffen ausgeftattet. Die Mitglieder wurden zu gleichen Teilen aus dem 
Handwerfer:, Fabriken und Handelsftande gewählt — die der Handwerks: und Fabrifab- 
teilung bejtanden aus Urbeitgebern und Arbeitnehmern 277), 

Nach dem Erjcheinen diejer Novelle entitand im Handwerkerſtand wieder ein Tebhafteres 
Interefje an den Innungen. Nach Biebahn 238) wurden „die Statuten der alten revidiert, 
zahlreiche neue errichtet. Die Zujammenkünfte, die Prüfungen und Freiſprechungen beför: 
derten das forporative Aujammenhalten und die Bildung unter den Gewerbsgenoſſen. Die 
Handwerkerfortbildungsichulen find großenteild aus der Anregung oder unter Mitwirkung 
der Innungen hervorgegangen und wenn jich der gewerbliche Standpunkt und die Leiftungen 
der preußifchen Handwerker gehoben haben, jo fann auch den Innungen ein gewifjes Ver- 
dienst dabei nicht abgejprochen werden.“ Die Gewerberäte aber, auf deren Mitwirkung bei 
der Durchführung der neuen Beitimmungen jehr weſentlich gerechnet war, waren ein ver: 
unglüdtes Erperiment. Die unzwedmäßige Zufammenjeßung derjelben, die Unbeſtimmtheit 
der ihmen erteilten Befugniffe und der Mangel an korporativer Willenskraft und an Ge 
meinfinn in den Kreiſen der Gewerbetreibenden ließen fie nicht zu der gehofften Entwid- 
lung kommen 23°). 

237) Ein jpäteres Gejeg vom 15. Mai 1854 | 238) Statiftif 2c. III. S. 542. 
beichränfte das aktive Wahlrecht zum Gewerbe | 239) Bon einigen 9, die im Jahre 1849 ge- 


rat auf jelbftändige Gewerbetreibende und Ger | bildet wurden, beftanden im Anfang ber ſechziger 
meindewähler. | Jahre nur noch ganz wenige. 








Deutjches Gewerbereht. Norddeuticher Bund. Gewerbeordnung von 1869. 8 40, 575 


Die neue Gejeßgebung mit ihrer weitgehenden Beſchränkung, wenn fie auch die Inter— 
eſſen eines Teils des Gewerbeftandes befriedigte und förderte, ftieß indes in andern Teilen, 
für welche dies nicht zutraf, auf lebhaften Widerftand. Derjelbe würde noch viel mehr her: 
vorgetreten und die Gejeßgebung viel früher und ftärfer als ein Hemmnis des gewerblichen 
Fortjchritts, namentlich auf dem Gebiete der Induftrie, und als eine Verlegung berechtigter 
Intereſſen und Anſprüche erjchienen fein, wenn die gejeglihen Beſtimmungen ftreng durch— 
geführt worden wären. Aber das Gegenteil war der Fall. Die Braris der Behörden war 
eine jehr liberale, durch die Nichteriftenz der Gewerberäte fehlte für zahlreiche Maßnahmen 
dad ausführende und überwachende Organ, die Bejtimmungen ftanden vielfach nur auf dem 
Papier und wurden nicht befolgt. 

Einige Uenderungen in liberaler Richtung erfolgten noch durch die Gejege vom 22, Juni 
1861, vom 1. Yuli 1861, vom 13. September 1865, aber im wejentlidyen blieb in Breußen 
die Gewerbeordnung von 1845 mit den Abänderungen durch die V. dv. 1849 zu Recht be- 
jtehen, bis die Gründung des Norddeutichen Bundes umd die bundesgejegliche Regelung des 
Gewerbeweſens (j. unten $ 40) einen neuen Recdtszuftand ſchuf. 

Für die übrigen deutſchen Staaten ?*) ift im Allgemeinen die Zeit vor und nad) 
1860 zu jcheiden. In jener bejtand faft überall noch ein Syſtem der Gewerbeunfreiheit je- 
doch mit Bejeitigung vieler Mifftände des früheren Recdhtszuftandes und mit mannigfachen 
Modifikationen im Sinne der Gewerbefreiheit, ſeit 1860 aber gelangte in den meijten Staaten 
das Prinzip der Gewerbefreiheit zur Durchführung. 

Neue freiheitliche, den bisherigen Rechtszuſtand faſt überall fundamental ändernde Gewerbe: 
gejege wurden erlafjen in: Naſſau (1. Juni 1860), Bremen (4. April 1861), Olden- 
burg (11./23. Juli 1861), Kgr. Sadjen (15. Oktober 1861), Württemberg (12. Fe 
bruar 1862) 2) Sahjen- Weimar (30. April 1862), Meiningen (16. Juni 1862), 
Walded (24. Juni 1862), Baden (20. September 1862), Gotha (21. März 1863), 
Altenburg (31. März 1863), Neuß j. %. (11. April 1863), Koburg (26. Juni 1863), 
Schwarzburg:Rudolftadt (8. April 1864), Frankfurt a / M. (1. Mai 1864), Braun: 
Ihmweig (3. Auguft 1864), Hamburg (7. November 1864), Shwarzburg-Sonder®: 
baujen (14. Nov. 1865), Lübeck (5. Dftober 1866). 

In den von Preußen 1866 anneftierten Ländern wurden, außer in Nafjau, 1867 Ber: 
ordnungen betr. den Betrieb ftehender Gewerbe erlafjen, welche das Recht der Zünfte, An- 
dere vom Betriebe des Gewerbes auszuſchließen, und einzelne jonftige gewerbliche Beſchrän— 
kungen aufhoben (in Kurheſſen V. vom 29. März 1867, in Hannover B. vom 29. März 
1867, in Homburg V. vom 9. Auguft 1867, in Schleswig-Holftein B. vom 23. September 
1867); im übrigen blieb da3 dort geltende Gewerberecht in Kraft. 

$ 40. Alle dieje Gejehe waren nidyt von langer Dauer. Die Gründung des Nordbdeutichen 
Bundes und des Deutichen Heiches jeßte neue Bundes- rejp. Neichögejege an ihre Stelle. 
Nach Art. 4 der Verfaſſungsurkunden jollten der Gejeßgebung der neuen Staaten aud die 
Bejtimmungen über den Gewerbebetrieb unterliegen. 

Der Norddeutſche Bund betrachtete ald eine feiner dringlichiten Aufgaben die neue 





240) Bol. ——— a. O. S. 605 ff.; v. Bie- Die Gewerbeordnung vom 5. Auguſt 1836 be- 
bahn, a. a. O. 543 555. ſchränkte die Zahl der zünftigen Gewerbe auf 44; 

241) In ——— erfolgte die erſte in ihnen blieben Bedingungen des Gewerbebe. 
ſchon freiheitliche, zugleich ein einheitliches Ge— | triebs : Volljährigkeit, Erlangung des Meifterrechts 
werberecdht für das Land herftellende Geſetzgebung bei der betr. Zunft nach ii br Nachweis der 
1828 (Gejeg vom 22, April). Die jritherigen Be- Befähigung und Befig des Gemeindebürger- oder 
ichräntungen in der Ausdehnung des Betriebs, Beiſitzerrechts. Eine B. von 1854 verſchmolz 28 
in der Zahl der Lehrlinge zc. wurden Tre wre ; zünftige Gewerbe zu 7. Das Geſetz vom 12. Fe— 
der Fabrikbetrieb und der gleichzeiti etrieb bruar 1862 führte die Gewerbefreiheit mit jehr 
mehrerer Gewerbe blieben tonzeffionspflichtig; die wenigen Beihränfungen ein. Vgl. dar. die aus— 
Bünftigkeit wurde für 13 Gewerbe aufgehoben. führliche Darftelung von Köhlera.a. O. 
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einheitliche Regelung des Gewerbeweſens. Die Majorität des Reichätaged, die Bundesre 
gierungen, die Öffentliche Meinung waren für die Gewährung der Gewerbefreiheit in einem 
jehr weiten Maße. Nachdem am 1. November 1867 das Gejek über die Freizügigfeit er- 
gangen war, welches den Angehörigen der verbündeten Staaten ein gemeinjames Jndigenat 
mit der Wirkung gewährte, daß diejelben in jedem Bundesftaat als Inländer behandelt und 
zum Afenthalt und Gewerbebetrieb unter den für Einheimifche geltenden gejeßlichen Be 
ftimmungen zugelaffen werden follten, und nachdem der Reichstag in derjelben Seſſion be 
ichloffen hatte, den Bundeskanzler aufzufordern, dem nächſten Reichdtag eine allgemeine auf 
dem Brinzip der Gewerbefreiheit beruhende Gewerbeordnung vorzulegen, wurde in der That 
ihon am 7. April 1868 der Entwurf einer ſolchen vorgelegt. Da derjelbe in der Sejfion nicht 
erledigt werden konnte, regelte proviforisch das jog. Notgewerbegejeg vom8.Yulil868 
den ftehenden Gewerbetrieb. Es führte bezüglich desjelben die Gewerbefreiheit für alle Staaten 
des Norddeutichen Bundes, in denen diejelbe noch nicht bejtand, herbei, indem es die aus 
jchließenden Gewerberechte der Zünfte und kaufmännischen Korporationen, das Erforderms 
des Befähigungsnachweiſes für den Betrieb eines Gewerbes (audg. für Apotheker), die Unter: 
jcheidung zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf deu Gewerbebetrieb und die Ausdehnung 
desjelben jowie ferner die Beſchränkung von Handwerkern auf den Verkauf jelbjtverfertigter 
Waren aufhob, den gleichzeitigen Betrieb verjchiedener Gewerbe jowie desjelben Gewerbes 
in mehreren Betrieb3- oder Berkaufslofalen geftattete und jedem Gewerbetreibenden das Redt 
gab, Gejellen, Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder Art und in beliebiger Zahl zu halten. 

Auf der Bafis der Gewerbefreiheit regelte dann die Gewerbeordnung des Nord: 
deutihen Bundes vom 21. Juni 1869, welche fi in der Anordnung des Stoff 
an die Preußiiche Gewerbeordnung von 1845 anlehnte, auch manche Beitimmungen aus 
diefer wörtlich entnommen hat, aber in der Durchführung der Gemwerbefreiheit viel weiter 
als diefe ging, neu das Gewerbeweſen und dies Gejeß wurde nach der Gründung des Deutſchen 
Reiches Reichsgeſetz 2*2). 

An Bayern war auch im öſtlichen Teile der Monarchie (f. Anm. 225) jchon vorher 
durch das Gewerbegeieg vom 30. Januar 1868 die Gewerbefreiheit eingeführt worden. 


5. Das geltende Reichsgewerberecht. 


M.Seydel, Das Gewerbepolizeiredt nach der Reichsgewerbeordnung in Annalen, 1881, 5.569 
— 767. G. Meyer, Lehrbuch des deutichen Verwaltungsredhts. Band I 2, Aufl, 1893. 8 119. 
Derj, Art, Gewerbegefeßgebung in H.W. II. S. 61 ff. Suppibd. I. S.371 ff. — T. Boöpiler, 
Die Gewerbe: und Verſicherungsgeſetzgebung des Deutichen Neichs. 2. Aufl. 1887 (dort auch ©. 106 fi. 
die vollftändige Litteratur über die Gew. Ord.). Der ſ. Nachtrag zur 2, Aufl. 1889, K. v. Schider, 
Die Gewerbeordnung für das Deutiche Reich 2c- 3. Aufl. 1892, Fr. Marcinomwski, Die deutice 
Gewerbeordnung 2c. 5. Aufl. 1892. 8. Schenkel, Die deutſche Gewerbeordnung nebit Volljugs- 
vorjchriften. 2. Aufl. 2 Bde. 1892. 1894. T. Ph. Berger und L. Wilhbelmi, Neichsgewerbe 
ordnung zc. 18, Aufl. 1895, %. Jacobi, Die deutiche Gewerbegefetgebung. 1874. 


8 41. Dad Hauptgewerbegejeg ift die Gewerbeordnung vom 21. Yuni 1869, wit 
die früheren Preußiſchen Gewerbegeſetze und wie die meiften Gewerbegejeße in andern deutichen 
Staaten ein Gewerbegejeg im weiteren Sinne *#). Dies Gejeh ift aber durch eine große 





242) Die Gewerbeordnung von 1869 trat in | werbe, Dampffeffelbetrieb, THeater- u. Wirtichaitt 
Kraft: in Südheffen am 4. Januar 1871, in | gewerbe) ift der Yandesgejeßgebung vorbehalten. 
Württemberg und Baden am 1. Januar 1872, Auf der Inſel Helgoland, die durd ei. 
in Bayern am 1, Januar 1873, bezüglich der | vom 15. Dezember 189V mit dem Deutichen Reid 
Vorſchriften in $ 29 und $ 147 Nr. 3 aber jchon | vereinigt und dem Preußiſchen Staat einverleibt 
am 1. Juli 1872, in Eljaß-Lotbringen erjt am | wurde, ift bisher (April 1896) die Gewerbeord- 
1. Januar 1889, nachdem vorher nur einige Be- nung noch nicht eingeführt. 

ftimmungen eingeführt waren (Gejeg vom 27.) 248) Der 5 6 enthält jpeziell diejenigen Er- 
Februar 1888, dazu B. vom 22. Dezember 1888) werbszweige, auf welche (außer Perſonen des Be 
bier jedoch mit einigen Mobdififationen ; die Rege- amten- und Soldatenftandes) die Gew.Ord. feine 
lung einzelner Berhältnifje der Gew.Ord. (Prege- Anwendung findet. „Das gegenmärtige eich 
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Zahl von Geſetzen abgeändert worden und es wird durch eine weitere erhebliche Zahl von 
Gejegen ergänzt, welche als Spezialgejee eine Reihe von Berhältniffen, die bisher teil® 
gar nicht, teild in ungenügender Weiſe in den Einzelftaaten geregelt und in der Gewerbe- 
ordnung nicht behandelt waren, reichsgejeglich regelten (3. B. den Schuß der gewerblichen 
Urheberrechte, den Verkehr mit gejundheitsihädlichen und verfälichten Waren, die Arbeiter: 
verficherung, die Erwerbs: und Wirtichaftögenofjenichaften, das Notenbankweſen zc.). Ganz 
neu ift in großen Geſetzen die Kranken-, Unfall:, Invaliditäts- und Alteröverficherung der 
Arbeiter geregelt worden. Das Gewerberecht ift durch dieje Gejeßgebung jehr viel umfang- 
reicher und komplizierter getworden. Soweit die neuen Reichögejege den Gewerbebetrieb be- 
treffen, ijt die allgemeine Tendenz derjelben, der individuellen freiheit, ohne das Prinzip 
der Gewerbefreiheit aufzugeben, im öffentlichen Intereſſe engere Schranken zu ziehen, als 
fie nad) der Gewerbeordnung von 1869 bejtanden. Die Erfahrung lehrte, daß man in 
der Bejeitigung der Schranken der Gewerbefreiheit zu weit gegangen war. Die Gemwerbe- 
ordnung war zu einer Zeit gegeben, in der man, zu jehr beeinflußt von der damals die 
öffentliche Meinung beherrichenden Manchejterlehre, die Bedeutung der Freiheit überjchägt, 
die notwendigen Schranken derjelben nicht richtig erkannt, die pofitive Aufgabe der Staats— 
gewalt zur Pflege und Förderung des Gewerbewejens und zur Sicherung guter gewerb- 
licher Zuftände unterfhägt und die jocialpolitiichen Aufgaben der Gemwerbegejeggebung faſt 
völlig ignoriert hatte. 

Auf Grund des Art. 16 des Geſetzes vom 1. Juli 1883 wurde am 1. Juli 1883 ein 
neuer Tert der Gewerbeordnung (Reichsgeſetzblatt S. 157 ff.) veröffentlicht, aber auch diejer 
bat jeitdem viele und erhebliche Veränderungen erfahren 2). 


Die die Gewerbeordnung abänderndenbejerge haben insbefondere bei einzelnen 
Sewerben (welche aber nicht zu den Gewerben im e. ©. gehören) das Recht auf den Gewerbe: 
betrieb eingeichränft, ferner das Gewerbeweien im e. ©. durch eine neue Negelung des Innungs— 
wejens zu fördern geſucht, die ftaatliche Fürſorge für die Arbeiter durd weitergehende Schuß: 
bejtimmungen für Diefelben ausgedehnt und die gewerbliche Gerichtsbarkeit neu geregelt. Dieje 
Geſetze find: 1. Tas Geſetz vom 12, Jumi 1872 betr. die Abänderung einiger Strafbeitimmungen 
der Gew.Ord.; 2. das Gejek vom 2, März 1874 betr. gewerbliche Anlagen; 8. die Geſetze vom 
7. und 8, April 1876 betr. gewerbliche Hilfskaſſen (erjegten Titel VIII der Gew.Ord.; das Geſetz 
vom 7. April wurde modifiziert, das Gejeg vom 8. April wurde aufgehoben durch das erite 
Stranfenverfiherungsgejeg vom 15. Juni 1883) ; 4. das Geje vom 11. Juni 1878 betr, den Ge— 
werbebetrieb der Maſchiniſten auf Seedampfichiffen; dazu a bom 30. Juni 1879, 
erjegt dur die V. vom 26, Juli 1891; 5. das Geſetz vom 17. Juli 1878 (erſetzte Tittel VII 
der Gew.Ord., die gewerblichen Arbeiter betr., gab insbejondere u. a, beifere Beitimmungen be- 
züglich des Lehrlingswejens, der Fabrikarbeiter der Fabrikinſpektion) mit den auf Grund bes 
neuen $ 139a ergangenen „Belanntmadungen” des Bundesrats betr.: Arbeiterinnen und jugend: 
liche Arbeiter in Walz: und Hammerwerten (23, April 1879), in Glashütten (28, April 1879), 
jugendliche Arbeiter in Spinnereien (20, Mai 1879), auf Steinfohlenbergwerten (10, Juli 1881), 
Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter in Drahtziehereien (8. Februar 1886), in Bleifarben- und 
Bleizuderfabriten (12, April 1886), die zur Anfertigung von Zigarren beftimmten Anlagen (9. Mai 
1888), Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter in Gummiwarenfabrifen (21. Juli 1888); außer 
ber legten durch neue feit 1891 erſetzt (1. Nr. 15); 6. das Geſetz vom 28, Juli 1879 betr. die Umer— 
nehmer von Privatkranken-, Privatentbindungs: und Brivatirrenanftalten, die Saft: und Scanf: 
wirtfchaft und den Branntweinkleinhandel, das Bfandleihgewerbe (verichärfte die $8 30 Abſ. 1, 33 
Abi. 3, 34, 85, 88 der Gew.Ord.); 7. das Geſetz vom 15. Juli 1880 betr. die Schaufpielunter= 

findet feirie Anwendung auf das Bergmweien (vor- | der Verficherungsdunternehmer und der Eifenbahn- 
behaltlicdy der Beftimmungen der $$ 152, 158 und | unternehmungen, den Bertrieb von Lotterielojen, 
154), die Filcherei, die Ausübung der Heilkunde | die Befugnis zum Halten Öffentlicher Fähren und 
(vorbehaltlich der Beftimmungen in den &5 29, 30, | die Nechtöverhältniffe der Schiffämannihaften auf 
58, 89 und 144), die Errichtung und Verlegung den Seeſchiffen.“ ©. aud oben ©. 483. 

von Apothefen und den Berfauf von Arzneimitteln | Das Ge. von 23. Juli 1879 hat zu den Aus— 
tvorbehaltlih der Beftimmung in S 80), dad nahmen noc hinzugefügt: die Erziehung von 
Unterrichtämweien, die advofatorische und Nota- Kindern gegen Entgelt. 

riatspraxis, den Gewerbebetrieb der Auswande- | 244) Oben im Text find die weiteren Beſtim— 
rumgsunternehmer und Wuswanderungsagenten, mungen bis Ende Mai 1896 angegeben. 


Handbuch d. Polit. Defonomie, 1, 1. 4, Aufl, 37 
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nehmer (verichärfte $ 32 der Gew.Ord.); 8. das Innungsgeſetz vom 18. Juli 1881 (regelte neu 
das Innungsweſen und erjegte die 83 97—104, 148 Nr. 10 der Gew.Ord,), ergänzt durch Gelete 
vom 8, Tezember 1884, 23, April i und 6, Juli 1887; 9, das umfangreiche Geſetz vom 1. Juli 
1883 (verihärfte u. a. die Beftimmungen bezüglich der gewerbsmäßigen Veranitaltung von Sing: 
ipielen 2c., der Erteilung von — urn⸗, Schwimmunterricht, des Betriebes von Badeanſtalten, 
des Trödelhandels, der gewerbsmäßigen Beſorgung fremder Reditsangelegenheiten, der Gefinde: 
und Stellenvermittler 2c., regelte neu und in ftrengerer Weile den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
— Titel II der Gew. Ord. — und änderte viele Strafbeitinumungen); 10. das Gejeg vom 13. Mai 
1884 betr. die Anfertigung von Zündhölzern; 11. das Geſetz vom 1. Juni 1884 betr. die einge 
jchriebenen Hilfskaffen (änderte das Bejeg vom 7. April 1876); 12, das Geſetz vom 9. Juni 18% 
gegen den verbrecheriihen und gemeingefährlicden Gebraud; von Sprengftoffen (dazu Bekannt. 
vom 13. März 1885 und vom 16, April 1891); 13, das Geſetz vom 16. Juli 1884 über den 
ey Bien der Gold» und Silberwaren (dazu Bekanntm. vom 7. Januar 1886 betr. die Form 
des Stempelzeichens); 14. das Geſetz vom 29, Juli 1890 betr. die Gewerbegerichte ; 15. das Gei 
vom 1. Juni 1891 (dehmte den Arbeiterſchutz erheblich aus und regelte neu aud andere Berhältnifie 
der — Hilfsperſonen) dazu V. betr. das völlige Inkrafttreten der Beſtimmungen über 
die Sonntagsruhe vom 4. Januar 1895, die Bekanutmachungen vom 5, Februar und 25. Oftober 15% 
und 20. April 1896 betr. die Uusnahmen von dem Verbot der Sonntagsarbeit, und auf Grund der 
s$ 120e und 189a der Gew.Ord. den Arbeiterſchutz betreffende Bekanntmachungen des Bundesrats 
a. allgemeine betreffend die Einrichtung und den Betrieb: von Anlagen zur —— von Zünd⸗ 
hölzern unter Verwenduug von weißem Phosphor (B. vom 8. Juli 1893, früher B. vom 1). Juli 
1884), der Bleifarben: und Bleizuderfabrifen (B. vom 8, Juli 1893, früher B. vom 12, April 
1886), der zur Anfertigung von Zigarren beftimmten Anlagen (B. vom 8, Juli 1893, früher B. 
vom 9, Mai 1888), betrefiend den Betrieb von Bädereien und Konditoreien (B. vom 4. Mär; 
1896); b. befondere betreffend die Beihäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
in Glashütten (B. vom 11, März 1892), in Drabtziehereien mit Wafjerbetrieb (B. von 11. März 
1892), in Gichorienfabrifen (B. vom 17, März 1892), in Rohzuderfabrifen und Zuderraffinericu 
(8. v. 24. er Maren in Walz: und Hammerwerten (B. vom 29. April 1892 und 1. Februar 18%, 
in Ziegeleien B. vom 27. April 1893), in Anlagen zur Berfertigung von Zigarren (obige B. vom 
8. Juli 1893), ferner betreffend die Beihäftigung von jugendlichen Arbeitern auf Steinkohlenberg: 
werfen (B. vom 17. März 1892, erfegt durch B. vom 1. Februar an, in elräumen (B. vom 
29. April 1892), in Spinnereien (Nahmittagspaufen; B. vom 8. Dezember 1893), endlich betreffend 
die Beichäftigung von Arbeiterinnen auf Steinfohlen-, Zink-, Bleierzbergwerten und Kokereien im 
Neg.Bez. Oppeln (B. vom 24, März 18921, in Meiereten (Moltereien) und Betrieben zur Stere 
lifierung der Milch (B. vom 17, Juli 1895) und betreffend die Ermittlung der Zahl der in Fa— 
brifen und diejen gleichjtehenden Anlagen beichäftigten Arbeiterinnen (B. vom 26. a 189); 
16, Die Gefege vom 19. Mai 1891 und 20, Dezember 1892 betr. die Prüfung der Läufe und 
Berjchlüffe der Handfeuerwaften, dazu — des Bundesrats betreffend die Ausführung 
vom 22, Juni 1892, 28. Juli 1893 und 8, Mai 1895, 

Die Urbeiterverjiderungsgeiege find —— 1. die vorher ſchon unter 3 und 
11 erwähnten Geſetze vom 7. und 8. April 1876 und 1. Juni 1884; 2, das Geſetz vom 15. Juni 
1583 betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter; geändert durch Gefeg vom 28. Januar 18% 
Denn des 5 75) und namentlich durch Geſetz vom 10. April 1 (in Folge deſſen neu 

edaftion des Krankenverſicherungsgeſetzes — Geſetz vom 10, April 1892 — in Reichsgeſetzbl. 18%. 
S. 417 ff.); dazu Geje vom 14, Dezember 1892 betr. die Einführung des $ 75a; 3. das lim 
fallverfiberungsgefeg vom 6. Juli 1884; dazu Gefeg vom 16. Mai 1892 (Aenderung von $ 87); 
4. das Gejeg vom 28. Mai 1885 betr, die Ausdehnung der Unfalle und Sranfenverficherung ; 
5. das Gejeg von 5. Mai 1886 betr. die Unfall und Sfranfenverfiherung der in land- und forit: 
wirtichaftlihen Betrieben beichäftigten Berionen (dazu V. vom 13. Novbr. 1887); dazu Geſetz 
vom 16, Mai 1892 (Aenderung von $ 95); 6. das Gejeg vom 11. Juli 1887 betr. die Unfallver: 
fiherung der bei Bauten beichäftigten Perfonen; T. das Gefeg vom 18, Juli 1887 betr. die ln: 
fallverfiherung der Seeleute und anderer bei der Seeichiffahrt beteiligten Perionen; dazu Be 
kanntm. vom 6. Februar 1896; 8. das Geſetz vom 22, Juni 1889 betr, die Invaliditäts: und 
Alteröverfiherung (dazu V. vom 25. November 1890 über die Inkraftjegung des Gejeges und V. 
vom 1. Dezember 1890 betr, das Verfahren vor den Sciedögerichten); ferner Gejeg vom 8. Juni 
1891 (Aenderung des $ 157), Bekanntmachungen des Bundesrats betr. die Durchführung der Per: 
fidierung (B. vom 24. Dezember 1891), betr. die Ausdehnung der — auf Hausgewerbe⸗ 
treibende der Tabakfabrilation (B. vom 16. Dezember 1891) und der Textilinduſtrie (B. vom 
1. März 1894; B. vom 9. November 1895) und betr. die Befreiung vorübergehender Dienit: 
leiftungen von der VBerfiherung (B. vom 24. Januar 1893; B. vom 31. Dezember 18). 

Die die Gewerbeordnung ergänzenden Spealalgeiche find: 1. das Gejeg vom 4. Juli 1868 
betr. die privatredhtliche rg ber Erwerbs: und eg heine aufgehoben und 
erfet durch das Geſetz vom 1. Mai 1889 betr. die Erwerbs: und Wirtichaftsgenofienfhaften (dazu 
Belt. betr. das Genofjenjchaftsregifter vom 11. Juli 1889); 2, das Gefeg vom 21. Juni 1869 
betr. die — ———— des Arbeits- oder Dienſtlohns; 3. dus Geſetz von 7. Juni 1871 bett. 
die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz für die beim Betriebe von Eijenbahnen, Bergwerken x. 
herbeigeführten Tötungen und Störperverlegungen; 4 das Gefjeg vom 7, Mai 1874 über die 
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Preſſe; 5. das Geſetz vom 11. Juni 1870 betr. das Urheberreht an Schriftwerken 2c.; 6. das 
Geſetz vom 30. November 1874 betr. den Markenſchutz; neues Gejeg vom 12. Mai 1894 zum 
Schuß der Warenbezeihnungen; dazu V. vom 30. Juni 1894; 7. das Geſetz vom 9. Januar 1876 
betr. das lirheberreht an Werten der bildenden Sünite; 8. das Gejek von 10. Januar 1876 
betr. den Schuß der Photographien; 9. das Gefeg vom 11. Januar 1876 betr. das Urheberrecht 
an Mujtern und Modellen; dazu Gejeg vom 1. Juni 1891 betreffend den Schuß von Gebrauchs— 
muftern, ®. vom 11. Juli 1891, V. vom 30, Juni 1894; 10. das Batentgejeg vom 25. Mai 1877 
(dazu V. vom 18. Juni 1877 betr. das Patentamt und ®, vom 1. Mai 1878 betr. das Berufungs: 
san): neues Valentgefeb vom 7, April 1891 (erſetzte die SS 1—40 des Gef. von 1877), dazu 
V. vom 11. Juli 1891 betr. die Ausführung und V. vom 6, Dezember 1891 betr. das Berufungs— 
verfahren beim Reichögericht in Patentſachen; }1. die Verordnungen vom 4. Januar 1875 betr, 
den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 9. Februar 1880 betr. den Verkehr mit künſtlichen Minerals 
wäfjern, vom 3, Januar 1883 betr. den Verkehr mit Honigpräparaten — aufgehoben und erjegt 
durch die V. vom 27. Januar 159% betr. den Verkehr mit Arzneimitteln, dazu V. vom 25, No— 
veniber 1895; 12. das Gejeg vom 14. Mai 1879 betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genuß: 
mitteln und Bebrauchsgegenitänden (dazu Geſetz vom 29, Juni 1887); 13, die 8, vom 24. Febr. 
1882 über das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum; 14, die V. vom 1. Mai 
1882 betr. die Verwendung giftiger Farben, aufgehoben und erjegt durch das Geſetz vom 5. Juli 
1887 betr. die Verwendung geiundheitsihädlicher Farben bei der Heritelung von Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchögegenitänden; 15, das Gejeg vom 25. Juni 1887 betr. den 
Verfehr mit bleis und zinkhaltigen Gegenständen; 16. das Geſetz vom 12, Juli 1887 betr. den 
Verkehr mit Erſatzmitteln für Butter; 17, das Gefeg vom 24. Mai 1880 betr. den Wucher; dazu 
Geſetz vom 19. Juni 1893: 18. das Gefeb vom 1. Juli 1868 betr. die Schließung und Beichrän: 
fung der öffentlichen Spielbanken; 19. das Bankgejeg vom 14. März 1875 (dazu Geſetz vom 18. De— 
zember 1889); 20. das Gejeg vom 18, Juli 1884 betr. die Kommanditgefellihaften auf Aktien 
und die Altiengeiellibaften; 21. die ®. vom 1, Februar 1891 betr. das Verbot von Mafchinen 
zur Herftellung künſtlicher Kaffeebohnen; 22, das Gejet vom 20, April 1892 betr. die (Seiell: 
ihaften mit beichräntter Haftung; 23. das Geſetz vom 20. April 1892 betr. den Verkehr mit Wein, 
weinhaltigen und weinähnlichen Getränfen; dazu Beltm. vom 29, April 1892; 24. das Gefeg von 
16. Mai 1894 betr. die Abzahlungsgeicäfte; 25. das Gele vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs; ferner 26, die Geſetze betr. den Gewerbebetrieb zur See und die 
Prüfungsverordiiungen betr. Die Seeſchiffer, Seeitenerleute, Maſchiniſten; 27. die Brüfungsver: 
ordnungen für Aerzte, Apotheker, Zahnärzte und Tierärzte, Hierhin gehörte auch das im J. 1890 
nicht verlängerte Geſetz vom 21, Oktober 1878 gegen die gemeingefährliden Veitrebungen der 
Socialdemokratie. 


Die rechtlihe Ordnung des Gewerbemwejend imengeren Sinne, die hier 
allein Gegenftand der Darftellung ift, ift eine Rechtsordnung der Gewerbefreiheit, 
aber einer aus Gründen des öffentlichen Intereſſes und zum Schuge berechtigter Anſprüche 
eingejchränften &ewerbefreiheit, wie fie oben in $ 25 gejchildert wurde. 

1. Ullgemeine Grundjäge. Die Gewerbeordnung jtellt an die Spitze den Satz, 
daß der Betrieb eines Gewerbes Jedermann gejtattet iſt, jomweit nicht durch Reichsgeje Aus: 
nahmen oder Beſchränkungen vorgejchrieben oder zugelafjen find (G.O. 8 1). Jeder Unter: 
ichied zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbebetrieb und dejjen Ausdehnung 
ift aufgehoben (G.O. 82). Der gleichzeitige Betrieb verjchiedener Gewerbe ſowie desjelben 
Gewerbes in mehreren Betriebs: oder Berkaufsjtätten ijt geftattet. Eine Bejchränfung der 
Handwerker auf den Berkauf jelbjtverjertigter Waren findet nicht ſtatt (G.O. $ 3). Den 
gewerblichen und kaufmännischen Korporationen fteht ein Hecht, Andere von dem Betriebe 
eines Gewerbes auszuſchließen, nicht zu (G.O. SH. Alle ausjhlieglichen Gewerbeberechti— 
gungen, Zwangs- oder Bannrechte, Realgewerbeberechtigungen find aufgehoben und können 
nicht mehr begründet werden (8.0.85 7—10). Das Geſchlecht, das Glaubensbefenntnis und 
die Staatsangehörigkeit begründen feinen Unterichted in der Gewerbeberechtigung. Der Ge: 
werbebetrieb ijt in feiner Gemeinde und in feinem Gewerbe von dem Bejig des Bürgerrechts 
abhängig; jedoch kann, two dies in der bejtehenden Gemeindeverfaflung begründet ift, die 
Verpflichtung zum Erwerbe desjelben binnen drei Nahren ausgejprochen werden (6.D.$ 13). 
Der Gewerbebetrieb bleibt jedoch allen in den Gejegen begründeten oder auch örtlich gel: 
tenden Bolizeivorichriften, fowie den durch Zoll-, Steuer: und Poſtgeſetze im fiskaliſchen 
Intereſſe ausgeſprochenen Beſchränkungen unterworfen, 

37* 


XXI. Schönberg, Gewerbe, I. Zeil. 
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2, Der Betrieb eines ftehenden Gewerbes—6), mit Ausnahme des Apotheferge 
werbes, der Herjtellung und des Abjages von Geldmünzen, des Gewerbebetriebs der Daici- 
niften der Seedampfichiffe und der Herjtellung gewifjer Sprengjtoffe **°) ift Jedermann geitattet. 
Nur ift vor Beginn desjelben der zuftändigen DOrtöbehörde Anzeige zu machen, von Bud) 
und Steindrudern auch das Gewerbelofal anzugeben (G.O. 8 1.814). Außerdem kann der 
Betrieb des Hufbeichlaggewerbes durch die Yandesgejeggebung von der Beibringung eines 
Prüfungszeugnifjes abhängig gemacht werden 27). 

Für den Gewerbebetrieb im Imherzichen***), der für das Gewerbe im e. 
eine geringe Bedeutung hat, ift ein von der für den Wohnort oder Aufenthaltsort des Nach 
juchenden zuftändigen höheren Berwaltung&behörde zu erteilender Wandergewerbejchein er: 
forderlich, der indes Reihsangehörigen nur aus gefeßlichen, in der Berjon des Nachjuchenden 
liegenden Gründen verjagt werden darf. (G.O. $ 55. 57. 57a. 57b)2). Die Gewerbeordnung 
icheidet die Fälle, in denen derjelbe verjagt werden muß, in denen er in der Hegel zu verjagen 
ijt und in denen er außerdem verjagt werden darf. Die Herſtellung und der Abjag einzelner 


Gewerbsprodukte ime. S. ift umherziehenden Gewerbetreibenden unteriagt (G.D. 


3. Die Art der Anlage gewerblicher 


245) Die Gewerbeordnung giebt feine Defi- 
nition. Die Motive von 1869 jagen nur, „alle 
Betrieböformen, die nicht in Titel III ausdrüd- 
lich als Gewerbebetrieb im Umherziehen quali» 
fiziert find (ij. Anm. 248), werden als Ausfluß 
der Berehtigung zum ftehenden Gewerbebetrieb 
betrachtet“. Der ftehende Gewerbebetrieb muß 
fteıd mit einer jelbftändigen gewerblichen Nieder- 
lafjung in einem Gemeindebezirk (GO. 3 42) 
verbunden jein, und beim Gewerbe im e. ©. in 
einem bejtimmten Ort und Xofal einen feiten 
Mittelpunkt der gewerblichen Thätigleit haben, 
eine gewerbliche Anlage oder einen Geſchäftsraum 
zur Erzeugung von Waren bezw. Anbietung von 
gewerblichen Yeiftungen; leßterer kann aud mit 
dem Wohnraum des Gewerbetreibenden verbunden 
jein. ©. auh Schentel,a.a. ©.1. ©. 83. 


246) Für das Mpothefergewerbe beiteht ber | 


Prüfungs und Konceifionszwang (Prüfungsver— 
ordnung vom 5. März; 1875). Die SHerftellung 
von Geldmünzen ift Staatäregal. Für die Ma- 
ichiniften der Seedampfichiffe ift der Befähigungs- 
nachweis vorgeichrieben (Sej. vom 11. Juni 1878. 
PBrüfungsverordnung jept vom 26. 
Die Herftellung von Sprengitoffen, mit Aus- 
nahme ſolcher, welche vorzugsmweije ald Schieh: | 
mittel (S dar. die Beltm. vom 13. März 1885 | 
und 16. April 1891) gebraucht werden, erfordert 
polizeilihe Genehmigung (Gef. vom 9. Juni 1884). 

247) Gef. 
allen Staaten geſchehen 3. B. in Prenßen durd) 
ef. vom 18. Juni 1884 (Prüfungsordnung vom 
23. Januar 1885), in Bayern durch Gel. vom 
1. März 1884 (Prüf.®. v. 1. März 1884), in 
Sachſen durch Sei. vom 14. April 1884, in Wiürt- 
temberg durch Geſ. vom 28. April 1385 (B. v. 


Juli 1891). 


v. 1. Juli 1883. Dies ift in fait: 


$ 56) ®). 
Unternehmungen ift in der Regel dem freien 


ohne Begründung einer gewerblichen Niederlafjung 
* ohne vorgängige Beſtellung in eigener Berion 
Waren feilbieten, 2, Warenbejtellungen auf- 
a oder Waren bei andern Berjonen, als Kauf: 
leuten, oder an anderen Orten, al& in offenen 
Vertaufsitellen zum Wiederverfauf anltaufen, >. 
gewerbliche Leiftungen anbieten, 4. Mufitauffüh- 
rungen, Schauftellungen, theatraliſche Vorſtellungen 
oder jonftige Yuftbarleiten, ohne daß ein böheres 
Anterefje der Kunft oder Wiſſenſchaft dabei ob- 
waltet, darbieten will”. — Eine Menderung der 
‚ geieglichen Beltimmungen über diefen Gewerbebe 
trieb (im Sinne der Berjhärfung und weiteren 
Beichränfung) bilder jeit Nahren den Segenftand 
der Berhandlungen im Reichsſtag. Ein vom Bun 
desrat am 14 Janunar 1896 vorgelegter Geſeß 
'entwurf(Drudiachen des Reichſtags 1895/ 6 No. 35) 
ift zur Heit (Mai 1896) noch nicht erledigt. 
249) Ein Recht zum Gewerbebetrieb im Um: 
herziehen innerhalb der gejeglichen Brenzen (Hau 
jiergewerbe) giebt die Gewerbeordnung nur den 
Reichsangehörigen. Ausländern fann dieſer Gr 
| werbebetrieb gejtattet werden. Der Bundesrat if 
befugt, die deshalb nötigen Beſtimmungen zu 
treffen (Gew.Dd. $ 56d). Die geltenden Beitim- 
ı mungen enthält die Bektm. vom 31. Oftober 1883) 
(Eentralblatt für das deutjche Reich 1883 ©. 305). 
| 250) Die Beftimmungen der Gew.D. von 1869 
find in beiden Beziehungen auch für Gewerbe 
treibende im e. ©. durch dad Wei. vom 1. Juli 
1883 verichärft. Zu den verbotenen Gewerbspto 
duften im e. S. gehören: 1. geijtige Getränfe; 
2. Sold- und Silberwaren, Bruchgold und Brud- 
filber, Tajchenupren; 3. Spielfarten; 4. exploſibe 
Stoffe, insbeſondere Feuerwerkskörper, Schieß— 
pulver und Dynamit; 5. ſolche mineraliſche und 


11. Juni 1885), in Baden buch Bei. v. 5. Mai | andere Dele, weldye leicht entzündlich ind, ind 
1884 (B. v. 24. Juni 1884) ꝛc. Die übrigen Ge-  bejondere Betroleum und Spiritus; 6. Stoß, 
jeße bei G. Meyer, Verwaltungsrecht I. S. 400, | Dieb» und Schußwaffen; 7. Gifte und gifthaltige 

248) Nach der Gew.Ord. ($ 55) ift dies ein | Waren, Arznei» und Geheimmittel; 8. Drud- 
Gewerbebetrieb, bei weldhem Jemand „außerhalb | Ihriften, andere Schriften und Bildwere, inio 
des Gemeindebezirks jeines Wohnorts oder der fern jie im fittlicher oder religiöjer Beziehung 
durch bejondere Anordnung der höheren Verwal: | Hergernis zu geben geeignet find, oder melde 
tungsbehörde dem Gemieindebezirke jeines Wohn- mittelſt Zuſicherung von en oder Gewinnen 
orts gleichgeftellten nächften IImgebung desjelben | vertrieben werden. 


Deutſches Gewerberecht. Das geltende Reichsgewerberecht. 8 41. 581 


Ermeſſen der Gewerbetreibenden überlafjen. Eine Ausnahme bejteht für einzelne gewerbliche 
Anlagen (zur gewerblichen Erzeugung dienende Vorrichtungen) aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes: 1) Gewiſſe gejeglich beftimmte *51) Unlagen, welche durch die örtliche Lage oder 
durd die Beichaffenheit der Betriebsstätte für die Befiger oder Bewohner benachbarter Grund- 
jtüde oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen 
herbeiführen fünnen und die Anlage von Dampfkeſſeln **), (d. h. von gejchloffenen, zur 
Erzeugung von Dampf beftimmten Gefäfjen) bedürfen der Genehmigung der nad) den Bandes: 
gejegen zuftändigen Behörde (G.D. 8 16—26). 2) Die Errichtung und die Verlegung folder 
nicht jchon genehmigungsbedürftiger Anlagen, deren Betrieb mit ungemöhnlichem Geräujche 
verbunden ift, muß der Ort3polizei angezeigt und kann, wenn in der Nähe der Betriebsjtätte 
Kirchen, Schulen oder andere öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanftalten vorhanden 
find, deren bejtimmungsmäßige Benugung durd den Gewerbebetrieb eine erhebliche Störung 
erleiden würde, unterjagt rejp. normiert werben (G.D.$ 27). 3) Die Unternehmer find bezüglid) 
ihrer gewerblichen Anlagen zu Einrichtungen verpflichtet, durch welche ihre Arbeiter gegen Ge— 
fahren für Leben und Geſundheit jomweit, wie e3 die Natur des Betriebes gejtattet, geſchützt find 
und die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anftandes gefichert ift 253), und bei denen 
für Arbeiter unter achtzehn Jahren auch die durch ihr Alter gebotene befondere Rüdficht auf Ge— 
jundheit und Sittlichkeit genommen ift 254). Die Gewerbeordnung giebt zu diejen Zwecken nod) 
zwingende Einzelvorjchriften 2°%) und ermächtigt den Bundesrat event. auch die zuftändigen Lan— 
desbehörden zur Durchführung diefer Verpflichtungen weitere Vorſchriften zu erlaffen (G.O. 
$ 120 a—e) 25°). 4) Allgemein kann wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das 
Gemeinwohl die fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage durch die höhere Ver: 
waltungsbehörde, gegen Erjaß für den erweislichen Schaden, unterjagt werden (G.D.$ 51. 52). 


251) Verzeichnis derjelben in GO. $ 16 Abi. 2 
(das urjprüngliche Berzeichnig der Gew.Ord. von 
1869 ift erheblich und auch jeit 1833 ermeitert 
worden.) Für einzelne Arten von Anlagen (Stau- 
anlagen für Waffertriebwerfe, durh Wind bes 
wegte Triebwerke, Schladhthäufer) läßt die Gem.- 
Drd. neben den reichegejeglichen Vorſchriften noch 
gewiſſen landesredhtlihen Normen Raum (G.O. 
s 23, 8 28). Die Landesgefepgebung darf ins- 
befondere für ſolche Orte, in welchen öffent 
hiche Schlachthäuſer in genügendem Maße 
vorhanden find oder errichtet werden, bie fernere 
Benugung beftehender und Anlage neuer Privat: 
ichlädhtereien unterfagen. In einer Reihe von 
Staaten find teils ſchon vorher, teils im Anſchluß 
an dieſe Beltimmung Gelege über öffentliche 
Schlachthäuſer ergangen (Preußen Geſ. vom 18. 
März 1868 und Gel. vom 9. März 1881, Mei: 
ningen Geſ. vom 6. März und 22. Dezember 1875, 
Gotha Gef. vom 6. Mai 1875, Koburg Geſ. vom 
6. Mai 1875, Braunichweig Gej. vom 12. April 
1876, Sadıfen Geſ. vom 11. Juli 1876, Bremen 
Geſ. vom 27. November 1877, Anhalt Gef. vom 
20. April 1878, Didenburg Gef. vom 22. Januar 
1879 und 12. Januar 1888, Weimar Gej. vom 
20. September 1887. Weitere Geſetze in Meineren 
Staaten bei G. Meyer, a. a. O. S. 393). In 
Bayern, Württemberg, Baden enthalten die Po— 
lizeiftrafgelegbücher die betreffenden Beitimmungen 
(Bayern Art. 145, Württemberg Art. 29, Baden 
—15— Die Geſetze überlaſſen das Verbot der 
Privatſchlächtereien ſowie die Einführung einer 
obligatoriichen Fleiſchſchau der ortäftatutarischen 
Beftimmung. — Die Landesgeſetzgebung darf auch 
den Gemeinden die Befugnis geben, durch Orts: 


ftatut einzelne Ortsteile ausfchließlich oder vor- 
zugsweiſe für die Errichtung koncejlionspflich- 
tiger Anlagen zu beftimmen. ($ 23. Geſchehen in 
Sachſen, Bürztemberg, Baden, Heſſen, Braun: 
ichweig, Anhalt.) 

252) Die zur Zeit geltenden allgemeinen poli- 
zeilihen Beftimmungen über die Anlegung von 
Dampfkeſſeln, welche nah $ 24 der Gew.Ord. 
vom Bundesrat zu erlaflen jind, enthält die Beftm. 
vom 5. Aug. 1890 (Reichsgejegblatt ©. 163 ff.). 

253) Das Arbeiterjhupgeieg vom 1. Juni 1891 
bat die Verpflichtung der Unternehmer in diejer 
Beziehung erweitert bezw. bejtinmter formuliert, 

253) Das Arbeiterfchußgeieg vom 1. Juni 1891 
hat die Berpflichtung der Unternehmer in diejer 
Beziehung erweitert bezw. beitimmter formuliert. 
Bis dahin waren fie nach $ 120 Abi. 3 nur ver: 
pflichtet, „alle diejenigen ‚Einrichtungen herzu— 
jtelen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht 
auf die beiondere Beichaffenheit des Gewerbebe- 
triebes und der Betriebsftätte zu thunlichiter Si- 
cherheit gegen Gefahr für Leben und Geſundheit 
notwendig find“. Der Bundesrat fonnte aud) 
ihon nad) dem Geſetz vom 17. Juli 1878 Bor: 
ichriften über die Einrichtungen für alle Anlagen 
einer bejtimmten Art zu dieſem Ywed erlafien 
und es waren auch folche erlafien worden. ©. 
‚die betreffenden Bekanntmachungen oben ©. 577 
unter Wr. 5. Diejelben find durch neue erjeßt. 
S. oben ©. 578 unter Wr. 15. 

254) Dieſe Beftimmung enthielt ſchon der frü- 
here $ 120 Abi. 1. 

255) ©. darüber die folgende Abh. XXI. 

256) Die vom Bundesrat erlaffenen Belannt: 
macungen ſ. oben ©. 578 unter Wr, 15 





582 XXI. Schönberg, Gewerbe. I. Teil. 


4. Auch der Betrieb der Unternehmungen (Beichaffenheit der Produfte, Art der 
Herftellung, Beihäftigung von Hilfsperjonen, Abſatz, Preisbejtimmung 2c.) unterliegt in der 
Regel keinen Beichränkungen. Ausnahmen beftehen nur 1) im Intereſſe der Lohnarbeiter 
zum Schutze gegen Gefahren oder Nachteile für Leben, Gejundheit, Moral, Einkommen, 
Ausbildung 2c. (fog. Arbeiterfchußgefeßgebung 7), 2) im Intereſſe der Ausbildung von Lehr: 
fingen ®°®), 3) zur Durchführung des Patent, Mufter:, Marken:, und Firmenſchutzes, des 
Schutzes von Photographien gegen unbefugte Nachbildung und des Urheberrechts an Werten 
der bildenden Fünfte 25%), 4) im Intereſſe der Konjumenten zur Verhinderung des Verkaufes 
gefundHeitsichädlicher, nachgemachter oder verfäljchter Nahrungs: und Genußmittel und ge: 
jundheitsichädlicher Spielwaren, Tapeten, Farben, Eß-, Trink, Kochgeſchirre und anderer 
Gebrauchsgegenftände 26%), ſowie des Verkaufs von Margarine ftatt Butter?®), 5) für Apo: 
teten 262), 6) für die Anfertigung und den Berfauf von Gold: und Silberwaren injofern, als die 
Ungabe des Feingehalts auf den Waren nur nach Maßgabe der Beftimmungen des Geſetzes 
vom 16. Juli 1884263) geftattet ift, 7) für Berfertiger von Zündhölzern injofern, als die 
Anfertigung von BZündhölzern unter Verwendung von weißem Phosphor nur in Unlagen 
jtattfinden darf, welche ausschließlich für die Herftellung von Zündhölzern benugt werden *%), 
8) für Handfeuerwaffen, die nur dann feilgehalten und in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn ihre Läufe nad) den gejeglichen Borjchriften 2%) in amtlichen Prüfungsanftalten geprüft 
und mit Prüfungszeichen verjehen find, eventuell 9) für Bäder und Verkäufer von Bad: 
waren 2%) und 10) für Schornfteinfeger 2%); auch 11) für Aktiengejellihaften, Kommandit— 
gejellichaften auf Aktien und eingetragene Genofjenichaften in den durch die Natur diejer 
Unternehmungsformen bedingten Normativbeftimmungen 2%), und 12) im fiskaliſchen Intereſſe 
für gewifje Unternehmungen durch Zoll: und Steuergejeße. 

5. In Bezug auf die gewerblichen Korporationen der Innungen ift gegenüber der 
Gewerbeordnung von 1869 eine wejentliche Veränderung durd das Gejeg vom 18. Juli 
1881 und die dasjelbe ergänzenden Gejege vom 8. Dezember 1884, 23. April 1886 und 
6. Juli 1887 eingetreten (j. darüber Abſch. V diefer Abh.). Die Innungen der Gewerbe: 
ordnung von 1869 waren rein privatrechtliche, in ihrer Selbjtverwaltung beſchränkte Korpo- 


257) Bal. darüber die folgende Abh. XXI, | die Form des Stempelzeihend. ©. dar. aud) T. 
in welcher auch die einzelnen Beitimmungen der Böditer, Die geiepliche Negelung des Feinge— 


Gew.Ord. angegeben jind. 

258) S. Abſchn. III diefer Abh. und $ 
—133 der Gew. Ord. 

259) ©. darüber Abh. XXI und die ©. 579 | 
eitierten einzelnen Geſetze. 

260) ©. dar. die Geſetze vom 14. Mai 1879, 
25. Juni 1887, 29. Juni 1887, 5. Juli 1887, | 
die 8. von 1. Februar 1891 und das el. vom 
20. April 1892. 

261) Gef. vom 12, Juli 1887. Ein neuer Ge 
jepentwurf, der den Schuß beffer regelt, auch auf 
Margarineläje und Kunftipeijefett ausdehnt, iſt 
dem Reichsſtage am 13. Dezember 1895 (ſ. No. 72 
der Anlagen. Reichstag 1895/6 und Bericht der | 
Kommiſſion vom 17, März 1896 Nr. 224 der Ans 
lagen) vorgelegt, aber zur Zeit (Mai 1896) nodı 
nicht Gejeß geworden. ©. dar. und über die 
Margarinefrage überhaupt U. Lavalle, Die! 
Margarinegeiepgebung und ihre Entwidelung in 
den einzelnen Kulturitaaten. 1896. 

262) S darüber Hdb. Band III. BL. Abh. V. 
$ 80 der Gew.Ord. bejtimmt, da Taren für Apo— 
theler durch die Gentralbehörden feſtgeſetzt werden 
fönnen, Ermäßigungen jedody durch freie Ber: 
einbarung zuläſſig jind. 

263) Dazu Beltm. vom 7. Januar 1886 betr. 


; 126 


halt3 der Gold- und Silberwaren. 1886. 


264) Sei. v. 13. Mai 1884 5 1. Bektm. vom 
'8. Juli 1898. 
265) Gef. vom 19. Mai 1891; dazu Beltm. 


‚vom 24. Juni 1892, 23. Juli 1898 und & Mei 
' 1895. 

246) Diejelben fünnen durch die Ortäpolizei- 
behörde angehalten werden, die Preiſe und das 


Gewicht ihrer verfchiedenen Badwaren für ge 
wiſſe von derjelben zu beftimmende Zeiträume 


durch einen von außen ſichtbaren Anichlag am 
Verfaufslofale zur Kenntnis des Publikums zu 
bringen (8.0. $ 73). Wo Died geichieht, Tann 
die Rolizeibehörde die Bäder und Verkäufer zu— 
gleich anhalten, im Verkaufslokale eine Waage mit 
den erforderlichen geeichten Gewichten aufzuitellen 
und die Benugung derielben zum Nachwiegen der 
verfauften Badwaren zu gejtatten (G.D. 5 74). 

267) Das Landesrecht kann die Einrichtung 
von Kehrbezirfen für Schornfteinfeger geitatten 
(6.D. $ 39). Wo ſolche beftehen, können Zaren 
aufgeitellt werden (8.0. $ 77). 

268) Gef. betr. die Kommanditgejellichaften auf 
Aktien und die Aftiengejellichaften vom 18. Juli 
1884, und Gel. vom 1. Mai 1889, betr. die Er- 
werbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 


Deutjches Gewerbereht. Das geltende Neichdgewerbereht. $ 41. 583 


rationen jelbitändiger Gewerbetreibender zum Zweck der Verwaltung gemeinfamer gewerb: 
licher Angelegenheiten. Durch das Gejeß von 1881, welches die 88 97—104 der Gewerbe: 
ordnung aufhob und neue Beitimmungen an deren Stelle jegte, find die Innungen zu öffentlich: 
rechtlichen Korporationen jelbftändiger Gewerbetreibender umgejtaltet worden, indem ihnen 
Aufgaben ftaatlicher Berwaltung zur jelbjtändigen Wahrnehmung unter der Aufficht der 
ftaatlichen VBermwaltungsorgane übertragen find und dieje das öffentliche Anterefje nicht das 
geichäftliche Einzelinterefje der Mitglieder befriedigende Thätigkeit derjelben den leitenden 
Gefichtspunft ihrer rechtlichen Geftaltung bildet (ſ. darüber Abſchn. V) 2°), 

6. Die Rehtsverhältnijjedergewerblihen Arbeiter (Gefellen, Gehilfen, Lehr— 
linge, Fabrikarbeiter Betriebsbeamte, Werkmeilter, Techniker) 27°), regelt insbejondere der 
Titel VII der Gew. Drd. (gewerbliche Arbeiter) in den 88 105—139 b, welcher durch das 
Arbeiterjchußgejeg vom 1. Juni 1891 mejentlich verändert wurde. In Betracht fommen auch 
Beitimmungen in Titel VI (Annungen), in Titel IX (Ortsjtatuten), in Titel X (Strafbe: 
ftimmungen). Die gejeglichen Beſtimmungen haben teild einen privatrechtlichen teild einen 
öffentlich-rechtlichen Charakter. Abgejehen von den bejondern Beitimmungen, welche das Lehr: 
lingsweſen, den Arbeiterſchutz und die Arbeiterverficherung betreffen und von denen die 
erfteren unten im Abjchnitt III, die andern in der Abh. XXI in diefem Werke zur Dar- 
ftellung fommen, find die wichtigjten folgende. Die Freiheit des Arbeitövertrages ift anerkannt 
($ 105). Die Arbeiter fünnen aber nicht zu gewerblichen Arbeiten an Sonn: und Feſttagen 
verpflichtet werden, ausgenommen zu jolchen, welche ausdrüdlich nach dem Geſetz von 1891 
an joldhen Tagen vorgenommen werden dürfen ($ 105a). Gewerbetreibende, welchen die bürger: 
lichen Ehrenrechte aberfannt find, dürfen, jolange ihnen diefe Rechte entzogen bleiben, mit 
der Anleitung von Arbeitern unter achtzehn Jahren ich nicht befafjen ($ 106). Arbeiter 
unter 21 Jahren müfjen ein Arbeitsbuch ($ 107—112, $ 114) haben. Alle Arbeiter können 
ein Zeugnis über Art und Dauer ihrer Bejchäftigung, auch über ihre Führung und über 
ihre Leiftungen verlangen (Urt. 113). Die Löhne find ihnen baar zu zahlen ($ 115—119b ?”'). 
Für Arbeiter unter achtzehn Jahren kann der Bejud einer Fortbildungsichule obligatorisch 
gemacht werden, die Unternehmer müfjen ihnen die zum Beſuch einer obrigkeitlich anerkannten 
Fortbildungsichule notwendige Zeit gewähren ($ 120). Gejellen und Gehilfen find zu häus— 
fichen Arbeiten nicht verpflichtet ($ 121). Das Arbeitsverhältnis zwijchen ihnen und ihren 
Arbeitgebern kann, wenn nicht eine andere für beide Teile gleiche Auftündigungsfrijt ver- 
abredet ift, durch eine jedem Teile freiftehende vierzehntägige Kündigung gelöft werden ($ 122). 
Der Vertragsbruch eines Teils giebt ftatt des Schadenerjaged dem andern ein Recht auf 
einen an den Nachweis des Schadens nicht gebundenen gejeglich normierten Betrag ($ 124 b). 
Die gejeglihe Kündigungsfrift der gegen feſte Bezüge beichäftigten Betriebsbeamten, Wert: 
meister, Techniker, — wenn nicht etwas anderes verabredet iſt — iſt 6 Wochen vor Ablauf 
eines Kalendervierteljahrs. Die SS 123 und 124 bejtimmen für Gejellen und Gehilfen und 
die SS 133 b— 133 für Betriebsbeamte 2c. die Fälle, in denen dieje gewerblichen Hilfs: 
perjonen vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Auffündigung entlaffen werden 
reip. die Arbeit verlaffen können. Ein Arbeitgeber, welcher einen Gejellen oder Gehilfen zu 
vorzeitiger widerrechtlicher Beendigung des Arbeitsverhältnifjes verleitet oder denjelben an- 
nimmt rejp. behält, von dem er weiß, daß derjelbe einem andern Arbeitgeber noch verpflichtet 
ift, haftet dem früheren Arbeitgeber als Selbſtſchuldner für den dadurch entjtandenen Schaden 
bezw. den nad) $ 124b an Stelle des Schadens tretenden Betrag ($ 125). Dies gilt aud) 
für hausindujtrielle Arbeiter ($ 125 Abſ. 3, $ 119b). 

Die Entiheidung von gewerblihen Streitigfeiten zwiſchen Arbeitern einer- 


268) er darüber auch Seydel, a.a. O. ©. gorien hat erft das Geſetz vom 1. Juni 1891 gegeben. 
60 — 271) Vgl. über das in ” s$ 115—11$9 ent- 
270) Sesam über die legteren drei Kates , haltene Trudverbot Abh. X x, 
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jeit3 und ihren Arbeitgebern andererjeits, ſowie zwiſchen Arbeitern desſelben Arbeitgebers 
ift durch das Geſetz betr. die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 neu geregelt worden. 
(Vgl. dar. Abſchn. VI diefer Abh. $ 85. 86.) 


XXI. Schönberg, Gewerbe, 1. Teil. 


3. Das Gewerberedyt anderer moderner Staaten. 


1. Im Allgemeinen 


$ 52. Aud in faft allen andern Kulturftaaten hat fich im legten Jahrhundert die Gewerbe: 
freiheit mit größeren oder geringeren Bejchränfungen Bahn gebrochen. Sie befteht im heu: 
tigen Belgien?) ſchon feit 1795 infolge der damaligen Vereinigung des Landes mit Fran. 
reich, in Holland jeit dem Anfang des Jahrhunderts (Gew. Gej. v. 21. Mai 1819, V. 
v. 31. Januar 1824), in Spanien jeit 1813 (durch die Eortes eingeführt, zeitweife wieder 
durch die Krone befeitigt), in Norwegen jeit 1839 rejp. 1866, in Schweden feit 1846 
reſp. 1864 (Gef. v. 18. Juni 1864), in Dänemark jeit 1857, in der Schweiz, in ein: 
zelnen Kantonen (Urkantonen, Bug), ſeit uralter Zeit, in den meisten andern ſchon vor 1848, 
allgemein durd die Bundesverfaflung vom 18. Septbr. 1848, ebenjo in Italien, Por: 
tuaal, Griehenland, Rumänien. In der nordamerifanijhen Union wurde 
fie Schon durch die Deklaration der Menjchenrecdhte dv. 4. Juli 1776 eingeführt. 


In der Schweiz?73) ift die Gewerbegeießgebung noch eine kantonale. Dem Bunde ift ver: 
faffungsmäßig nur die Geſetzgebung über die gewerblichen Urheberrechte 274) vorbehalten umd die 
Befugnis eingeräumt, gewiffe gemeinfame Arbeiterfchugvorfichriften zu erlaffen 275). Die Pulver: 
fabritation ift Bundesregal. Vor der Bundesreform von 1848, durch welche die Schweiz aus 
einem Staatenbunde zu einem Bundesſtaat wurde, war die fantonale Gefeggebung eine jehr ver: 
ichiedene. In den Urfantonen, in den franzöjiihen Kantonen, aud in den meiften deutichen Kan: 
tonen beftand bereit3 die Gewerbefreiheit, wenn auch bier und da noch mit weitgehenden gewerb: 
lihen Beſchränkungen (in einer Reihe von Kantonen wurde die Gewerbefreiheit fait gleichzeitig 
in den dreißiger Jahren eingeführt, fo in Zürich 1832—1837, St. Gallen 1832, Thurgau 1832, 
Luzern 1833, Solothurn 1834), aber in andern Kantonen (3. B. Bern) herrſchte noch die Zunft: 
verfaffung mit den Die Gewerbefreiheit ausfchließenden Beitimmungen und Einrichtungen. Die 
Bımdesverfaffung von 12, September 1848 gemwährleiftete in Art. 29 „für Gewerbserzeugniiie 
jeder Art freien auf und Einkauf, freie Ein- Aus: und Durchfuhr von einem Kanton in den 
andern.“ Nadı Art. 31 der Bundesverfafiung vom 29, Mai 1874 „iſt die a des —— 
und der Gewerbe im ganzen Umfange der Eidgenoſſenſchafi gewährleiſtet“. Vorbehalten ſind den 
Kantonen Verfügungen über die Ausübung von Gewerben, doch dürfen dieſe den Grundſatz der 
Gewerbefreiheit feIbft nicht beeinträchtigen. Manche Schranken in kantonalen Verordnungen, die 
dem Prinzip der Gewerbefreiheit widerfpradhen, find durch Nekursenticheide des Bundesrats und 
der Bundesverfammlung bejeitigt, durdy die Handels: und Niederlaffungsverträge mit auswärtigen 
Staaten find auch noch foldhe | eftinumungen aufgehoben, welche den Schweizer in der Ausübung 
feines Gewerbes gegenüber dem Ausländer zu ſchützen beabfichtigten. Seit 1843 wurden nur in 


272) ©. auch darüber v. Steinbeis, Elemente durch Modelle dargeftellt und gewerblich vermert: 
der Gewerbebeförderung 2c. 1853 ; befonders S 2 ff. | bar find“ Daraufhin find die Bundesgeſetze vom 
und $86 ff. Foo z, Droit administratif Belge. 23. Dezember 1880 betr. Kontrolierung und Ga 
4 vis. 1859—1866. iron, Droit administratif rantie des Feingehaltd von Gold- und Silber: 
de la Belgique. 2. edit. 3 vis. 1885. waaren, vom 29. Juni 1888 betr. die Erfin- 

273) Bgl. 3. Schollenberger, Die ſchwei- dungspatente und vom 1. Juni 1889 betr. die 


zerischen Handeld- und Gewerbeordnungen. 1889. 
Deri., Art. Gewerbegeieggebung in H.W. II, 
©. 1014. Ferner den Artikel Gewerbe in Furrers 
Volksw. Lerifon der Schweiz 1. 1885 ©. 738 ff. 
Göttisheim, Die Gewerbegeſetzgebung ber 
Schweiz. 1885. 9. Emminghaus, Die Schwei- | 
zeriſche Bolfswirthichaft. I. 1860. ©. 194 ff. 
274) Art. 64 der Verf von 1874 wies dem 
Bunde die Gejepgebung über das Urheberrecht 
an Werfen der Yitteratur und Kunft zu. Durd) 
Geſetz vom 20. Dezember 1887 wurde dem Ar: 
tifel der Zuſatz beigefügt: „Dem Bunde fteht die 
Geſetzgebung zu über den Schuß neuer Mufter | 
und Modelle, jomwie folder Erfindungen, melde | 


gewerblichen Mufter und Modelle erlafien. 

275) Art 34 der Bundesverfaffung vom 29. Mai 
1874: „Der Bund ift befugt, einheitliche Be 
flimmungen über die Verwendung von Kindern 
in den Fabriken und über die Dauer der Arbeit 
erwacdjener Perjonen in denſelben aufauftellen. 


Ebenſo ift er berechtigt, Borjchriften zum Schupe 


der Arbeiter gegen einen die Gejundheit und Si— 
cherheit gefährdenden Gewerbebetrieb zu erlaflen.“ 
Auf Grund dieſes Artikels find die Bundesge— 
jepe vom 23. März 1877 betr. die Arbeit in den 
Fabriken und vom 1. Juni 1875 und 25. Juni 
1881 betr. die Haftpflicht ergangen. ©. dar. die 
folg. Abh. XXII. 


Das Gewerberecht in Franfreih. $ 48. 585 


wenigen Stantonen allgemeine Gewerbegejeße 276) erlafien (Bern: Gefe über dad Gewerbeweſen 
vom 7.November 1849, Schaffhaufen: Geſetz über das Gewerbeweien vom 1. Mai 1855, Baiel- 
land: Geſetz über das gefamte Handeld:, Gewerbs- und Berufsweſen von 10, Dezember 1855, 
Wallis: Geſetz über den freien Handelöverfehr und die freie Gewerbs: und Kunſtübung vom 
27. Mai 1857), in einigen andern Stantonen, bie allgemeine Gewerbegejege haben (Zürich, Baiel- 
ftadt, St. Gallen, Luzern 2c.), datieren dieſe aus Älterer Zeit, deren Beitimmungen find aber viel: 
fad) objolet. Dazu find Einzelbeitimmungen erlafien. In den meiften Stantonen aber bejteht die 
Gewerbegejeßgebung mur aus folhen Einzelbeitimmungen. Das heute geltende kantonale Gewer— 
beredht zeigt im Einzelnen nicht unerhebliche Unterfchiede, im Allgemeinen find die Beſchränkungen 
des Gewerbebetriebs mur geringe ?7?), es find zumeift Beſchränkungen polizeiliher Art, Der 
Mangel einer einheitlichen ſchweizeriſchen Gewerbeordnung wird allgemein als ein ſchwerer llebel— 
ftand empfunden und die Agitation für diefelbe und die zu diefem Zweck notwendige partielle 
Revifion der Bundesverfaifung it jeit vielen Jahren eine lebhafte. Die Agitation richtet ſich aber 
auch auf eine beffere Geitaltung des Gewerberechts. An der Spige diefer Agitation fteht der 
Scweizeriiche Gewerbeverein. 


Auf die Entwidlung des Gewerberecht3 in Frankreich, Oeſterreich-Ungarn, England, Ruß: 
land, den Standinaviichen Staaten, Italien, Rumänien gehen wir noch näher ein. 


2. Frankreich. 


Ueber die Geſchichte des franzöfifhen Gewerbeweiens und Gewerberehts im Allgemeinen 2 e- 
vajieur, Histoire des classes ouvriöres en France depuis la conquöte de Jules Cesar jnsqu'A 
la revolution. 2 Bde. Paris 1859. Derf., Histoire des classes ouvrieres en France depuis 1789 
jJusqu’a nos jours. 1867; für das 18. Jahrhundert bis zur Nevolution ſ. auh Henry W. 
Farnam, die innere franzöfiihe Wewerbepolitit von Golbert bis Turgot (Heft 4 Bd. 1, in 
Schmoller, F.), 1878; für die Zeit jeitdem W. Lexis, Gewerkvereine und Unternehmerverbände 
in Frankreich. 1879, Für die Gegenwart vgl. die betr, Artikel in Blod, Dictionnaire de l'ad- 
ministration frangaise 3. edit. 1891 mit Supplementen; M. Th. Ducrocq, Cours de droit ad- 
ministratif. 2 Bde. 6. Aufl. Paris 1881; Haurion, Droit administratif zc. 1892; auch Mataja, 
Art. Gewerbegejeßgebung im H.W. III. ©. 1007 fi. und G. Meyer im H.W. Suppl. Bd. 1 ©. 377. 


$43. Auch in Frankreich ijt, wie in Deutichland, für das Gewerbeweſen im Mittel: 
alter:’*) die Organifation der Gewerbetreibenden in Zünften charakteriftiich. Das franzö- 
fiiche Zunftwejen, deſſen Entwidlung eine frühere wie die deutjche war und dieje jehr wahr: 
jcheinlich beeinflußt hat, ift, was die Gejchichte derjelben außerhalb Paris betrifft, noch wenig 
erforjcht 2°). Die Zuftände des Pariſer Zunftweiens find, wenigſtens für das 13. und 14, 
Sahrhundert, durch die vortrefflichen Unterjuchungen von Fagniez?*") Har gejtellt worden. 
Dieje haben ergeben, daß trotz mancher Unterſchiede im Einzelnen’) das Pariſer Zunft: 





276) ©. den Anhalt derjelben in der Echrift 
von Schollenberger, a. a.D. und in dem| 
cit. Art. Gewerbe in Furrer's Vollsw. Leriton. 

277) ©. dar. die Darftellung in der Schrift 


Die Hauptquellen bleiben die 1837 von Depping 
zuerft in ihrer Gejamtheit herausgegebenen Re- 
glements sur les arts et metiers, redigds nu 
XIIIe sidcle und die Ordonnances des rois. S. 
von Scollen berger,a.a.D. und den Art. auch U. Thierry, Recueil des monuments 
Bewer be in Furrer's Perifon. 'inedits de l’histoire du tiers &tat. 1850. Bol. 

278) Ueber die Zeit vorher f. Levaſſeur, | über franzöfiiche Bunftverhältnifie auch M. Wo— 
Histoire etc. jusqu'â la révolution. tom. 1, u 'tomäti, De l’organisation industrielle et de 
Gasquet, Precis des institutions politiques la lögislation douaniere de la France avant 

et sociales de l’ancienne France. 2 ®be. 1 5, le ministere de Colbert. Revue de legislatiou 
auh 8. Lamprecht, Beiträge zur Geichichte et de jurisaprudence. tome XVII. 1843, Neu— 


des franzöfiichen Wirthfchaftstebens im 11. Jahrh. 
in Schmoller, %. I 

279) Du Bour g, Les corporations ouv- 
rieres de la ville de Toulouse du XllIe au 
XVe siecle. 1884. Ueber Gewertsgilden der äl- 
teren Beitj. auh Hegel, Städte und Gilden. Bd. LI. 

280) G. Fagniez, Etudes sur l’industrie 
et la classe industrielle A Paris au XIIl® et 
au XIV* siecle. 1877. (Bgl. meinen Art. dar. 
in der Revue historique. Bd. XII.) Die Ge— 
ichichte des Barijer Zunftweſens wird vollftändig 
nie erhellt werden, da der größte Teil der Ur- 
funden, die bis zur Nevolution noch vorhanden 
waren, in der Hevolutiondzeit vernichtet wurde. 


burg, Zunftgerichtebarfeit und Zunftverfafjung. 
1880. 


281) Zu Dielen gehören u. a.: Die Pariſer 
Bünfte waren feine politiichen Körperjchaften. Sie 
hatten als ſolche feine politiichen Rechte, feinen 
Einfluß auf die Stadtverwaltung, feinen Zuſam— 
menbang mit dem Schöffenamt. Paris war eine 
unfreie fönigliche Stadt und die Gewalt des Königs 
eine jehr meitgehende; die Adminiftration und 
Bolizei waren foncentriert in der Hand des könig— 
lichen Profoßen, der auch das obrigfeitliche, ad- 
miniftrative wie richterliche Organ für die Zünfte 
war. Von einer Verrichtung politischer Funktionen 
jeitens der Zünfte fan ‚nur injofern geiprocen 


586 XXI. Schönberg, Gewerbe. I. Teil. 


weſen in jener Zeit im Großen und Ganzen in den Bweden, Zielen und |njtitutionen von 
dem deutſchen nicht weientlich abweicht. 

Weſentlich anders aber geftaltete fich in frankreich das Verhältnis der Staats: 
gemwalt zu den Zünften?®), Die Entftehung des großen nationalen Staats und der 
ſtarken königlichen Gewalt mußte hier naturgemäß zu einer andern Machtſtellung und Auf: 
gabe des Staat3 gegenüber den Zünften führen. Die Staatdgewalt mußte hier viel früher 
der Autonomie der Zünfte entgegentreten, in ihnen Staatsanftalten jehen und ihre Rechte 
und Befugnifje beftimmen. Auch mußte fi in dem großen Staat viel früher das Beftreben 
geltend machen, eine einheitliche Volkswirtſchaft herzuftellen und deshalb die Schranken, welde 
durch die Zunftorganifation zwiichen Stadt und Land, zwiichen Stadt und Stadt, zwiſchen 
Gewerbe und Handel aufgerichtet waren und welche die Entwidlung der Induſtrie und des 
Großbetriebs hemmten, einzureißen oder doch dem Gejamtinterejfe und der Gejamtentwid: 
lung weniger jchädlich zu machen. Die Gewerbepolitif der Könige im 14,, 15. und 16. Jahr: 
hundert zeigt manche Wandlungen; im 14. Jahrhundert ift fie den Zünften und ihren Rechten 
entichieden feindlich, jeit dem Anfang des 15. Jahrhunderts aber wird die herrichende Ten- 
benz; derjelben, wie Levafjeur (II, S. 122) jagt: „conserver Ja corporation et lui enlever 
son caractöre föodal d’excelusion, maintenir les r&glements et la surveillance, et en mäme 
temps faire que chaque sujet da roi püt s’&tablir oü bon lui semblerait dans tout le 
royaume ou du moins dans une grande partie du royaume.“ Aber, und das ift für dieſen 
ganzen Zeitraum charakteriftiich, die königlichen Vorſchriften und Intentionen, ſoweit fie das 
Zunftwefen wirklich reformieren wollten, famen nur in einem geringen Maße zur Ausführung 
und die am tiefften einjchneidenden am wenigjten. 

8 44. Die Eapetinger hatten eine der Entwidlung der Zünfte günftige Politik befolgt. 
An ihrem großen und langen Kampfe gegen die Feudalherrn waren die Städte und das 
Bürgertum ihre Stüße und ihre Bundesgenofjen. Die Könige begünftigten, um den ihrer 
Macht gefährlichiten Gegner zu überwinden, den politischen und wirtichaftlichen Aufſchwung 
der bürgerlichen Klaſſen und die Freiheit der Kommunen, fie ließen deshalb auch die Zünfte 
frei gewähren, ihre eignen Angelegenheiten, Gewerbe und Handel jelbjtändig regeln. 

Als aber unter den legten Capetingern der Kampf gegen den Adel mit dem Siege dei 
Königtums geendet hatte, die fünigliche Gewalt erjtarkt war und 1328 die Balois ben 
Thron von Frankreich bejtiegen, wurde die Bolitif gegen die Städte und Zünfte eine andere. 
Die neue Dynaftie jchloß Frieden mit dem Adel und wollte auf ihn die fünigliche Gewalt 
ftügen. Die erjten Balois, Philipp VI. (1328—1350) und Johann I, (1350— 1364), 
befämpften nun gemeinfam mit dem Adel die bürgerliche und fommunale Selbjtändigfet 
und gingen deshalb auch entjchieden gegen die Selbftändigkeit der Zünfte und Die monopo- 
liftiichen Rechte derjelben vor. Obrigfeitliche Taren wurden erlafjen, die Zunftrechte mannig: 
fach eingejchränft, allgemeine Staatsgejege traten den egoiftiichen Bejtrebungen der Zünfte 
entgegen und fuchten freiheitlih das Gewerbeweien zu regeln, Johann I. proflamierte jogar 
direft 1350 die Gewerbefreiheit. Er gefjtattete allen Handwerkern, die ihr Handwerk ver: 
jtanden und ehrlich arbeiten wollten, ohne weiteres frei den Gewerbebetrieb, erlaubte ihnen 
Lehrlinge zu halten jo viel fie wollten und unterjtellte ihre Arbeiten nur der Kontrole obrig 
feitlich ernannter prud’hommes. Auch fremden Handwerkern wurde der freie Verkauf ihrer 


werden, als die Staatägemwalt ſich ihrer bei der | lichen Profoßen beftätigt wurden. — Die Zahl der 
Erhebung der tailles bediente und ein Teil der- | Pariſer Zünfte war eine ſehr große, am Ende 
jelben zur Verrihtung des Wachtdienftes ver- des 13. Jahrhundert? jedenfall über 100. Von 
pflichtet war. Die äußere Organifation zeigt einen | 100 regiitrierte damals der Profoß Etienne Bor: 
wejentlichen Unterichied darin, daß bei den meiſten leau die Statuten in dem livre des metiers, umd 
Bünften ftatt freigewählter unabhängiger Zunft: er hat nicht die aller damaligen Zünfte regiftriert 
meifter die abminiftrativen und polizeilichen Be- (Depping, Introduction, S. 39, 85). 

fugniffe der Zünfte durch gardes jures ausgeübt | 282) ©. dar. Levaſſeur, Histoire ete. jus- 
wurden, die, von der Zunft gewählt, vom Fönig- |qu’& la revolution I. ©. 389 ff. und II. 


Das Gewerberecht in Frankreich. 14, und 15. Jahrhundert. $ 44. 587 


Waren in den Städten erlaubt. Aber die Föniglichen Verordnungen famen nicht zur Aus: 
führung. Die Zünfte und Städte ſetzten ihnen den entjchiedenften Widerftand entgegen, das 
Königtum, in Anſpruch genommen und geihwächt durch den großen Krieg mit England 
und durch Aufftände im Innern, hatte nicht die Zeit noch die Macht, die Durchführung zu 
erzwingen. Die Zünfte behaupteten fich in ihrer Rechts: und Machtjtellung als jelbjtändig 
die Angelegenheiten ihres Gewerbes regelnde und polizeilich überwachende Körperichaften. 
Unter Karl VI. (1380—1422), dem Nachfolger Karla V. (1364— 1380), wurden infolge 
des Aufftandes der maillotins 1383 (Ord. dv. 27. Januar) die Pariſer Zünfte direkt auf- 
gehoben, aber die Mafregel war bebeutungslos. Schon 1387 wurde die mächtige Zunft der 
bouchers, deren Vermögen man fogar 1383 fonfisziert hatte, durch königl. Dekret wieder 
retabliert, fie erhielt ihr Vermögen und ihre alten Privilegien wieder, und auch die andern 
Zünfte, welche der Ordre fi fügen mußten, erjtanden allmählig wieder, mit ihren alten 
Rechten; einzelne hatten fich troß des königlichen Verbot erhalten können. Die durch Kriege, 
Aufftände umd ftete Geldverlegenheit Schwache Regierung des wahnfinnigen Monarchen wandte 
fich in der Folge wohl noch gelegentlich gegen einzelne Zünfte (3.8. 1416 wieder gegen die 
grande boucherie zu Paris, deren Rechte — vorübergehend — einjchränfend), im Großen 
und Ganzen aber ließ fie die Zünfte bei ihrem Gewohnheitsrecht und die radikale Verord— 
nung Johanns I, blieb unausgeführt. 

Günftigere Zeiten famen für das durch den hundertjährigen Krieg mit England und die 
inneren Aufftände erichöpfte Frankreich unter Karl VII. (1422—1461), nachdem die Eng: 
länder aus Frankreich bis auf Calais vertrieben waren. Diejer König war den Zünften 
freundlicher gefinnt als feine Vorgänger. Weit entfernt, die Bolitif Johanns I. zu verfolgen, 
begünstigte er die Eriftenz der Zünfte und ihre Förderung; er wollte ihre Grundrechte fon- 
jervieren, forderte aber, daß dieje als Ausfluß der königlichen Gewalt angejehen umd daher 
die Statuten ihm vorgelegt und von ihm beftätigt würden. Bei diejen Beftätigungen, die 
zahlreich erfolgten, wurde manches im politischen und jonjtigen öffentlichen Intereſſe revidiert. 
Auch wurden viele Zünfte, die eingegangen waren, durch fönigliche Anordnung (1437 — 1461) 
von neuem, zahlreiche andere ganz neu fonjtituiert, und neue Privilegien (ausjchliegliche 
Sewerbeberechtigungen) in Menge erteilt. In den neuen Statuten zeigt ſich jchon die jeit- 
dem immer mehr ausgebildete und für die weitere Gejchichte des franzöfiichen Zunftweſens 
charakteriftiiche fisfaliiche Zunftpofitif: die Geftattung von Zünften und Zunftrechten als 
eine Finanzquelle zu behandeln. Der König behielt ſich einen Teil der Strafen, häufig aud) 
einen Teil der Aufnahmegebühren vor. In der Regel wurde auch verordnet, daß die Zunft: 
verjammlungen nur mit obrigfeitlicher Genehmigung und unter dem Vorſitz eines königlichen 
Beamten ftattfinden durften. Yudwig XI. (1461—1483), der bürgerfreundliche Monarch, 
verfolgte die gleiche, den Zünften im Ganzen freundliche Politit wie jein Vater, aber noch 
energiicher und konjequenter wahrte er zugleich das fünigliche Recht und übte er ftaatliche 
DOberaufficht und Proteftion 2°?) Er vindizierte insbejondere der Krone das Necht, in allen 
Korporationen Meifter zu ernennen und dieje von den jonft üblichen Prüfungen und Ab: 
gaben an die Zunft zu befreien. Maßgebend waren auch bei diefer Mafregel nicht bloß 
wirtichaftspolitiiche, jondern auch finanzielle Motive. Die Krone wollte die Erteilung von 
Meijterbriefen auc ale Finanzquelle benugen und das geſchah thatjächlich. Die Hebung von 
Handel und Gewerbe ließ diejer König fich in hohem Grade angelegen fein. Die Bolitit 
Karls VII. (1483—1498) war nur die Fortiegung der Politit Karls VII. und Ludwigs XT. 

Das 16. Jahrhundert, das Jahrhundert der Renaifjance, ift eine Zeit, in welcher 





283) Unter jeiner Regierung wurden noch viel | 61 derartige vom Könige gegebene reip. geneh> 
zahlreicher Bunftftatuten neu gegeben, beftätigt und , migte Statuten, die Zahl der nicht in diefe Samm- 
revidiert. Die Sammlung der Ordonnances des lung aufgenommenen war — größer. Le— 
rois enthält von 1461— 1481 nicht weniger als yallenz, a. a. O. J. S. 
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in Frankreich durch die Verbindung mit Falten und die energiiche Unterftübung und För- 
derung jeitens der Könige die Kunſt ſchnell zu hoher Blüte ſich entwidelte und die Industrie 
im Lande ihren erjten großen Auffhwung nahm. Im Handwerk dagegen, in den Zünften 
zeigte fi) ein Rüdichritt, ein Verfall. Die „Mißbräuche“, wie fie in Deutichland feit dem 
Ende des 16. Jahrhunderts allgemein beklagt wurden, traten jet hier im ganz ähnlicher 
Weiſe und überall hervor. In Heinlich-engherziger egoiftiicher Weife juchten die Zunitmeifter 
ihre Rechte und Privilegien auszunugen und auszudehnen. Klagen der Zünfte über die Ge: 
fährdung ihres Erwerbs durch Konkurrenten, Klagen Anderer über die Zünfte wegen des 
Ausichliegens ihnen unbequemer Konkurrenten, wegen Erſchwerung der Meifterprüfung, der 
Lehrlingsbedingungen zc., Streitigkeiten unter den Zünften und unter den Zunftgenofjen, ger: 
würfniffe zwijchen Meiftern und Gejellen waren überall an der Tagesordnung. Die Klagen, 
Streitigkeiten und Berwürfniffe wurden hier zum Teil mit veranlaßt durch die Art, wie die 
Krone von ihrem Recht, frei Meifterbriefe zu verleihen, Gebraud; machte, indem fie dasjelbe 
teils ſelber ſtark als Finanzquelle ausbeutete, teils durch Andere, denen fie es eimräumte, 
ausbeuten ließ ?*+). Wohl ergingen zahlreihe DOrdonnanzen, um den Mißbräuchen, die teil: 
weije ihren guten Grund auc) in einer Notlage der zünftigen Handwerker hatten, zu ſteuern — 
aber die meijten blieben erfolglos; e3 fehlte die zur Durchführung nötige Energie 2%). 

In der zweiten Hälfte de3 Jahrhunderts machte ſich jtärfer das Streben der Regierung 
geltend, eine umiforme Regelung des zünftigen Gewerbeweſens im Königreich herbeizuführen. 
Beſonders bemerkenswert ift ſchon in diefer Richtung die große Ordonnance Karla IX. 
von 1567 über die Bolizei der Zünfte und die ftaatliche Ueberwachung des Geiwerbebetriebs **. 
Aber Karl IX. (1560— 1574) hatte darin noch die Monopolrechte der Zünfte intakt gelafien, 
jein Nachfolger, Heinrich III. (1574— 1589), dagegen ging darin weiter, er wandte fi 
auch gegen dieje. Nachdem er in der Drd. v. 1577 die Beftimmungen der Ord. v. 1567 
wiederholt und in mancher Beziehung verjchärft hatte, erließ er die denfwürdige Ord. v. 1581, 
welche die ganze Organijation des Handwerks reformieren und nad) einem einheitlichen Plan 
alle Handwerke des Königreichs auf neuen zünftigen Grundlagen regeln jollte. 


Die Bedeutung der neuen Ordnung von 1581 charakterifiert Levaffenr (ll. S. 119 ff.) folgender: 
maßen: dieſelbe „itellte fich vier Ziele: 1. Die Organifation aller Handwerker des Königreichs in 
Zünften; 2, das Syitem der Storporationen follte weniger erflufiv, die Zulaſſung leichter gemacht 
werden; 3. die Mißbräuche der Zünfte jollten abgeichafft und dieſe unter direkte Fönigliche lleber: 
wachung geitellt werden; 4. die Erhebung einer Steuer von der Arbeit zum Vorteil des Königtums, 

Viele Heine Städte in Frankreich hatten feine Zünfte, in großen hatten einzelne Gewerke feine 
Jures noch Statuten. Dies war nad) dem Gefeßgeber der große Fehler der arbeitenden Geiel: 
ſchaft. Um dem abzuhelfen, befahl er, daß die Handwerker in allen Städten und Dörfern des 
Stönigreihs in Zünften fonftitwiert würden und jofort den Meiftereid vor dem ordentlichen Richter 
ihres Wohnorts leifteten. 

Alle diefe neuen SKorporationen follten ihre Statuten, ihr Geichworenenamt (jurande) haben 
und Niemand, ber nicht ſchon vorher vor der Publikation des Edikts fein Gewerbe betrieben, follte 
aufgenommen werben, ohne fein Meifterftüc gemacht oder einen königlichen Meifterbrief gekauft 
zu haben. Ju Gegenden, wo die Zahl der Handwerker eines Fleckens nicht groß genug war, ver: 
einigte man alle Handwerker einer grundherrlichen Gerichtsbarkeit oder eines Gerichtäfprengels zu 
einer Korporation; denn es follte im ganzen Stönigreich feinen Handwerker gebe, der nicht einer 
fonftituierten Körperſchaft angehörte, 

Die Korporation, nunmehr eine allgemeine geſetzliche Anftitution, wurde weiter und leichter 
zugänglid. Bis dahin waren die Zünfte ifoliert geweien und feindlich einander von Stadt zu 


284) Bringen und PBrinzeifinnen 4. ®. wurde 
auch das Hecht, eine Anzahl von Meifterbriefen 
zu erteilen, als Geſchenk erteilt. 

285) U.a. follten audy die Bruderichaften 
(confreries, j. darüber Levaſſeur, aa. O. J. 
©. 467 ff.), welche in den anarchiſchen Zeiten des 
14. Jahrhunderts entftanden, von den Königen 
im 15. Jahrhundert geduldet, ja zeitweile begün- 
ftigt waren, jett völlig bejeitigt werden. franz 1. 
(1515 — 1547) verbot 1539 »toutes confrairies de 


gens de mestier et artisans« im ganzen König 
reich. Das Vermögen derſelben follte fonfisziert 
werden. Aber die Mafregel wurde von Anfang 
an nur zum Teil und lar ausgeführt, die meilten 
Bruderichaften blieben unbeheifigt beſtehen, jelbit 
die aufgehobenen wurden bald wieder mit fönig- 
licher Genehmigung bergeftellt. Levaſſeur, 
a. a. O. II. ©. 113. 

286) Siehe darüber Levaſſeur, a.a.d. ll. 
@. 118 ff. 
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Stadt, von Vorſtadt zu Vorftabt, und die Meifter waren verurteilt, immer an dem Orte zu wohnen, 
wo fie einmal das Meifterredht erworben hatten. Die Ord. v. 1581 riß die Schranfen zwiſchen 
den Städten und ihren Vorftäbten nieder, die Meifter der Vorſtädte konnten nach dreijährigen 
Gewerbebetrieb fih in der Stabt niederlafien. 

Die Einwohner von Lyon konnten fi in ihrer Stadt etablieren, gleichgiltig wo fie ihre Lehr— 
zeit durch gemacht hatten, und, wenn fie Meifter geworben waren, fonnten fie im gangen Bezirk des Par: 
laments von Paris ihr Gewerbe treiben, ausgenommen in der Hauptitadt jelbft. Allgemeines Geſetz: 
Ieder Handwerker, der Meifter geworden war an dem Hauptort eines Amts (baillinge) oder 
eines Landgerichts (söndchaussce), konnte fein Gewerbe frei ausüben in dem ganzen Amts- oder 
Gerichtsipengel und ſich aufnehmen lafjen in die Korporation einer benadhbarten Stadt, ohne ſich 
bon neuem einer Prüfung unterziehen oder neue Aufnahmegebühren zahlen zu brauchen; die Hand: 
werter, welche das Meifterreht in einer Stadt, wo ein Parlament jeinen Sig hatte, erhalten 
hatten, genoßen das gleiche Recht in dem ganzen PBarlamentsbezirk. 

Das waren die großen Neformen, die beabfichtigt waren mit Rüdficht auf die nationale Ein- 
beit und die individuelle Freiheit. 

Einzig Paris mit feinen Borjtädten bildete eine Ausnahme von diefer Regel; dort durfte kein 
fremder Meifter einen Laden halten, während die Meifter von Paris das Recht hatten ſich zu 
etablieren nicht nur in dem Parlamentsbezirk, fondern im ganzen Königreich. 

Ein anderer Artikel geftattete jedem Handwerker, fid) nad) Anfertigung von zwei Meifterftücen 
in zwei Gewerke der gleichen Gattung aufnehmen zu lafien. 

Die Verbote gegen die alten Yunftmißbräuche der Bruderſchaften, Gelage, ungejeglihen Ge: 
bühren wurden erneuert. Verboten wurde, die Lehrjahre abzufaufen, in einem Alter unter 
20 Jahren und vor breijähriger Gejellenzeit fi zur Meifterichaft zu melden: ein neuer Beweis, 
dab das Königtum nicht daran dadıte, die Geiwerbefrtiheit mit Unterdrüdung des zünftigen Her: 
fommens einzuführen. 

Die Herftellung des Meifterftüds follte in keinem Handwerk mehr ala drei Monate dauern. Die 
Innungsgeihworenen (jures) hatten dasjelbe jpäteftens acht Tage nad) der Meldung zu bejtimmen 
und zu prüfen. Fanden fie es jchlecht, jo follte der königliche Nichter eine beſtimmte Anzahl von 
Meiftern ernennen, das Urteil zu prüfen; waren biefe Meifter der gleichen Anficht wie die Ge— 
ihworenen, fo wurde nod) eine dritte Stommiffion mit der Prüfung des Meifterftüds betraut. Der 
Bewerber wurde nur dann zurüdgewieien, wenn drei Berichte ihn für unfähig erklärten. Bei 
Meinungsverichiedenheit fiegte die ihm günftige Anficht und der Nichter zwang die Geichtwornen, 
ihm das Meifterrecht zu erteilen. Der Geſetzgeber befämpfte vor Allem die Eiferjucht von Meiftern 
gegen diejenigen, welde Meifter werden wollten, und wollte ungerechten Enticheidungen vorbeugen. 
Auch ſonſt erleichterte man das Meijterftüd, man ſorgte durch Vorjchriften, dab es aufhörte ein 
Hemmnis zu fein; das war eine große Wohlthat und ein wirkffames Mittel das Necht zu arbeiten 
zur Anerfenmung zu bringen. 

Das KHönigtum bejeitigte die Gelage, die außerordentlicen Ausgaben und unterwarf einem 
leihen und feiten Gejeg die Handwerker. Es berüdjicdhtigte aber audı, daß es durch die Ab— 
ſchaffung der Selage ihnen in Baris eine Erfparnis von 60 bis 300 Thalern verichafite. Dafür 
forderte es nun aber auch von ihnen eine Geldfumme »tant en reconnaissance d’iceluy bene- 
fice que d’autant qu'en ce faisant ils demenreront deschargez de ring parts, les six faisant 
le tout, des frais qu'ils ont accoustume faire pour estre passez maistres (Art. 20)«. Vor 
Übleiftung des Eides mußte jeder Meiiter dem föniglichen Steuereinnehmer eine Gebühr zahlen, 
die in kleinen Flecken zwiſchen 1 und 3 Thaler variierte, in großen Städten wie Paris, Tou- 
loufe, Rouen, Yyon für die geringern Gewerke auf 10, für die höhern auf 30 Thaler ftieg. 

Diefe Summe war nod erheblich genug. Sie repräfentierte wenigitens ſechs Arbeitstage in den 
Hleinften Fleden und ftieg auf 300 Tage in den großen Städten. 

Um armen Arbeitern die Etablierung zu erleichtern, ſchuf man gelegentlich diefer Orbonnance 
drei Meifterfreiftellen in jedem Gewerk und erflärte, daß man während der drei erften Monate in 
die neuen Zünfte ohne Yehrbrief eintreten dürfe, lediglich nad Abjolvierung des Meiſterſtücks 
und Zahlung der königlihen Gebühr.“ 


Dies Gejeg hätte bei ordentlicher Durchführung einen neuen Zuftand des Handwerks her- 
beiführen müſſen, es blieb indes wie jo viele frühere im wejentlihen unausgeführt. Die 
alten Zünfte widerjchten fich, wieder wie 1450 von den Borjtänden der Städte unterftüßt, 
fajt überall der geplanten Reform, die religiöjen Unruhen und Kriege, welche das König: 
tum in Anjpruch nahmen und das Land in einen ähnlichen Zuftand des wirticyaftlichen Rück— 
gangs und Berfalls wie am Ende des 100jährigen Krieges brachten, famen ihrem Wider- 
jtande zu Hilfe und jo blieben der alte Nechtszuftand und auch die alten Mißbräuche im 
wejentlichen troß des Gejeges bejtehen. 

Etwas, aber auch nur etwas befjer ging e3 mit dem Geſetz von 1597 Heinrichs IV. 
(1589— 1610), des erften der Bourbonen, welches die Beftimmungen des Geſetzes von 1481 
wiederholte und die Reform noch weiter auch auf die Kaufleute ausdehnte. Die Klagen der 
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Bünfte und über die Zünfte blieben die gleichen. Die Reform, joweit fie erfolgte, fand aber 
damals auch in andern Kreifen feine Zuftimmung. Bei der Verfammlung der Etats göneraux 
1614 verlangte der dritte Stand die Aufhebung aller jeit 1576 entftandenen Zünfte und 
die Kontrole der Handwerker lediglich durch Staatsbeamte. Die Regierung eutiprach diejem 
Verlangen nicht, aber kümmerte ſich auch nicht viel um die Ausführung der Gejege, gewährte 
vielmehr ausdrüdlich zahlreiche Befreiungen von den Zwangsbeſtimmungen des Geſetzes 
von 1597, Und jo blieb es auch unter der Megierung der Kardinäle Rihelieu und Ma: 
zarin. Dieje hatten ohnedies für das Gewerbe geichweige denn für eine wirklihe Reform 
des Zunftwejens fein Intereſſe. Unter ihnen ergingen feine den Rechtszuſtand weſentlich 
ändernde Verordnungen. Die Ueberwadhung der Gejege wurde eher eine noch larere. Be— 
greiflich daher, daß die egoiftiiche Ausnutzung der Rechte in den Zünften fich jteigerte und 
die allgemeinen Klagen insbejondere über die Handhabung der Meifterprüfung und über 
die jonftige Erſchwerung der Aufnahme im die Zunft zumahmen. Die großen Verdienite, 
weiche Heinrih IV. und fein Minifter Sully um die Hebung der franzöfiihen Landwirt: 
ichaft gehabt, find längjt allgemein befannt, weniger allgemein bekannt und gerwürdigt iſt, 
daß diejer Monarch auch — zum Teil gegen den Willen Sullys — mit Anwendung durd: 
aus merkantilijtiicher Maßregeln einzelne Induftriezweige begünftigte, neue Unternehmungs: 
zweige, deren Produkte bisher vom Auslande bezogen wurden, durch jeine direfte Inter— 
vention (durch Herbeiziehung ausländijcher Urbeiter, durch Gewährung von Staatsgeldern, 
Privilegien und Monopolen 2c.) ind Leben rief und andere, die in Frankreich jchon be- 
jtanden, aber in Verfall geraten waren, neu zu beleben ſich bemühte. Es waren dies na: 
mentlich Zweige der Kunftinduftrie (die Seidenindujftrie, die Fabritation venetianijcher Spiegel 
und Kryjtalle, die Goldleder:, Tertil- und Metalltunftinduftrie). Den Baugemwerben ſuchte 
er dur großartige Bauten in Paris und in den Provinzen aufzuhelfen, im Louvre in: 
jtallierte er eine Anzahl privilegierter Künstler 2°”). Heinrich IV. hatte in diefer Politif ent: 
ſchiedene Erfolge, aber unter feinem Nachfolger 2 u d wi g XIII (1610-1643) wurde, was 
er begonnen, nicht fortgejegt und viele feiner Schöpfungen gingen zu Grunde, 

$ 45. Eine wejentliche Aenderung de3 Gewerbeweſens und des Gewerberechts erfolgte 
nun aber unter Ludwig XIV. (1643— 1715) durch Colbert während der jegengreichen 
Verwaltung (1661— 1683) dieſes großen Staatsmannes ?**), 

Eolbert war nicht bloß der große Reformator des tief zerrütteten franzöfiichen 
Finanzweſens jondern auch der franzöfiihen Boltswirtjchaft. Es ift hier nicht 
die Aufgabe, jeine gejamte jtaunenswerte Wirkſamkeit in diefer Richtung zu jchildern d. b. 
jeine Maßregeln zur Hebung des auswärtigen Handels, der Schiffahrt und Ahederei, zur 
Förderung der Zandwirtichaft (Steuerreformen, Verbeſſerung der Landwege, Bau von Fa: 
nälen, Entwäfjerungsanlagen, Bejeitigung der Binnenzölle 2c.) und des Bergbaus — es 
handelt ſich hier nur um jeine Gewerbepolitit im e. S. Als er die Leitung derjelben 
übernahm, jtand die franzöfiiche nduftrie hinter der anderer Staaten (Holland, Stalien, 
England) erheblich zurüd und technisch noch auf einer niedern Stufe: ja fie hatte Rückſchritte 
gemacht, erportierte wenig, zahlreiche Jnduftrieprodufte famen vom Ausland. Bei den Hand— 
werfern aber hemmten die Privilegien und der Egoismus den Arbeitsfleig und den Fort: 
jchritt. Ueberall im Gewerbe wie im Handel war es ein Heinlicher engherziger Krämergeift, 
der in der Geſchäftsführung herrichte. Colbert wollte hier Wandel jchaffen. Er wollte das 
Volk zu einem arbeitiamen machen, den Geſichtskreis der Gejchäftsleute erweitern, die Technit 
und den Gejchäftsgeift heben. Er wollte insbeiondere durch eine neue Gewerbepolitif Fran 


287) Siehe darüber Levaſſeur, a. a. ©. Il. tions et memoires de Colbert. 7 vols. 1360— 
©. 136 ff. 173. Derf., Histoire de Colbert, 2”® ed. 2 
288) ©. dar. Levaſſeux, a.a. O. II. S. vols. 1874. Auch G. Eohn, Eolbert zc. in 3. f. 
167-278. F. Jobleau. Etudes sur Colbert. St.®. 25. (1869) ©. 469 ff. 26 (1870) ©. 3% fi. 


2 vols, 1856, P. Clement, Lettres, instrue-Farnam, a. a. O. © 5—19. 
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reich aud) zu einem vom Auslande unabhängigen, jelbitändig erportierenden Induſtrieſtaat 
machen und das Handwerk durch neue ftaatliche Kegelung und Ueberwachung der zünftigen Ord— 
nung heben. Dies waren feine neuen Ziele franzöfiicher Gewerbepolitif, aber unter feinem 
Monarchen früher wurden fie in dem Umfange verfolgt und wurden die obrigkeitlichen Vor: 
Ichriften in dem Maße und mit der Energie wirklich durchgeführt wie damals unter Ludwig 
XIV,, und das war das Verdienſt Colberts. Die Aufgabe, welche Colbert ſich für die 
Induſt rie gejtedt, glaubte er nur erreichen zu können einerjeit3 durch eine vollitändige 
obrigfeitliche und abjolutiftiiche Regelung und Bevormundung der Induſtrie, andrerjeits 
durch eine jehr weitgehende Staatsunterftügung. Die Maßregeln, die er in diefer Richtung 
anmendete, im Einzelnen jehr verichieden, waren die ©. 563 erwähnten, die man jpäter 
„merkantiliftiiche* nannte. Er begann (1665) jeine Reform der Anduftrie mit der obrig- 
feitlihend#tegelung der Tertilgewerbe, insbejondere der Weberei, als der für Frant- 
reich wichtigſten Induſtrie 28%); die Reform der meijten andern Jnduftriezweige folgte. Die 
Gründung, die Art der Anlage und des Betriebes der Unternehmungen wurden von obrig- 
feitliher Genehmigung abhängig gemacht, Staatsreglements normierten bis in das minu- 
tiöfejte Detail die Art der Fabrikate (Stoffqualität, Größe, Form 2c.) und den gejamten 
Fabrikationsprozeß. Die fertigen Fabrikate wurden obrigkeitlich geprüft. Durch dieje Re: 
glementierung jolte vor Allem die Herftellung guter Waren gefichert und dadurch das In— 
terefje der inländischen Konjumenten befriedigt twie der Warenabjag im Auslande gefördert 
werden. Die uniformen Borjchriften ftiegen wegen ihres Zwanges gegen die Einzelnen, 
ihrer Unterdrüdung jeder individuellen Bewegungsfreiheit, ihrer Störungen des Betriebes 
ganz allgemein, bei vielen Unternehmern auch noch wegen der durch fie herbeigeführten 
Schädigung ihres Abjahes auf lebhaften Widerjtand; die Eolbert’jchen Unterbeamten be: 
Hagten jich, daß fie die Durchführung nicht erzwingen künnten. Golbert ließ ſich dadurd) 
nicht beirren, er verſchärfte die Strafbeftimmungen für Uebertretung und Nichtbefolgung 
jeiner Anordnungen und jchuf zur befjeren Durchführung eine neue große Organijation von 
Fabrifinjpeftoren für das ganze Königreich 2°) (Geſetz dv. 30. April 1670). Die Vorjchriften 
wurden jeßt mehr, aber auch noch nicht volljtändig ausgeführt. Die Induſtriezweige, 
die er jodann durh dDirefte Staat3unterftüßung (Kerbeiziehung ausländijcher 
Arbeitskräfte, Gewährung von Staatsmitteln, Privilegien, Monopolen, Schußzöllen zc.) 
teils neu in Frankreich begründete, teils zu neuer Blüte brachte 2°"), waren in erjter Reihe 
Zweige der Kunftinduftrie, vornehmlich die Seiden- und Tapiſſerie-Induſtrie, die Fabri— 
fation von Spigen, venetianischen Spiegeln u. a. Glaswaren zc. Aber aud) anderen Zweigen, 
die allgemeinere Gebrauchsgegenſtände produzierten, wie 3. B. der Weberei und Metall: 
induftrie, juchte er in gleicher Weiſe aufzubelfen, um ihnen den Markt im Innern zu fichern, 
im YAuslande zu eröffnen und zu erweitern. Eine jeiner großartigiten Schöpfungen iſt die 
Drganijation der großen „manufacture royalle des meubles de la couronne* in dem hotel 
des gobelins unter Yebrun zur Bildung des künftlerifchen Sinns und Geſchmacks in Zimmer: 
einrichtungen, insbejondere Möbeln. — Das Handwerk jollte zünftig organifiert, der 
Gewerbebetrieb von der Mitgliedichaft der Zunft abhängig bleiben, aber der Eintritt in 
die Zunft jollte gejeglich geregelt und erleichtert und überhaupt das Zunftreht — mit Aus» 
ichluß jeder Autonomie der Zünfte — neu durch den Staat in der Weife bejtimmt werden, 
das die Zünfte in Zukunft nur Mittel zur Förderung des Gewerbfleißes und der Geſchick— 
lichkeit und als obrigkeitlihe Organe reine, unter der Auflicht umd Direktion der Staats- 


289) Levaſſeur, aa. O 11. ©. 176 ff. vier umfangreichen Reglements vom 13, Auguft 
Zuerft erfolgte eine Negelung der einzelnen Ya» 1669. 

briten und Lolalgewerbe durh Spezialverord- 2%) ©. darüber Levaſſeur, a a. O. Il. 
nungen und durch einzelne bejondere Maßnahmen, S. 190; au Jarnam,a.a.D.6© 11. 
dann des Gefamtgewerbes auch der dazu ge 291) ©. dar. Levajjeur, .a O. Ill. ©. 
hörigen Zünfte der Weber, Färber 2c.) durch die | 195 ff 
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gewalt ftehende ftaatliche Polizeianftalten würden und die bisherigen Mifbräuche aufhörten. 
Colbert erneuerte zu dieſem Zwed die Gejete von 1581 und 1597, revidierte die Statuten 
der beftehenden Zünfte, gründete zahlreiche neue Zünfte und regelte das Zunftrecht (die Be: 
dingungen der Zulafjung zur Zunft, die Lehrlings-, Gejellenzeit, dad Meifterjtüd, die Dr- 
ganijation der BZünfte, Zunftvorftände und Zunftverfammlungen, das Vermögensrecht :c.) 
im Einzelnen ähnlich, wie es jpäter in Deutichland geichah und oben ©. 560 ff. dargeftellt 
ift. (Hauptgejege v. 12, März 1673 und 24. Februar 1674.) Seine Gejege wurden beſſer 
als die von 1581 und 1597 ausgeführt *??). Auch die Gewerbegericdhtsbarfeit wurde ein- 
heitlich und entiprechend dem abjolutijtiichen Charakter der Colbert'ſchen Reformen neu ge 
regelt (Geſ. v. 13. Auguſt 1669) #3), In einem Punkte aber unterjchied fich die Eolbert’iche 
Reform von den jpäteren Reformen größerer deuticher Staaten: die Verpflichtung der Zünfte, 
ihre Statuten durch den Staat neu beftätigen zu laffen, das Meiſterrecht und das Recht 
des Bunftzwanges wurden auch von ihm als eine berechtigte Finanzquelle betrachtet und 
als ſolche jeit 1672 9) behandelt. 

Colbert erreichte in der Hauptjache was er erjtrebte. Seine Verwaltung ift ein Glanz: 
punkt in der franzöfiihen Wirtjchaftsgeichichte. Die Induſtrie entwidelte fich überrajchend 
jcjnell in den Städten und auf dem Lande, überflügelte in einer Reihe von Zweigen die 
anderer Staaten und erportierte nad) dem Ausland ; im Handwerf herrichte Zucht und Ordnung 
und zeigte ſich ein entjchiedener Aufihwung. Uber diejer gute Zuftand dauerte nur, jolange 
er lebte und regierte. Seine Nachfolger führten jein Werk nicht weiter, jondern zerjtörten 
im Gegenteil, wa3 er gejchaffen. Die Fnduftrie erlitt bald nach jeinem Tode (1683) einen 
jchweren Schlag durd die Aufhebung des Edikts von Nantes (1685) 2%), welche zur Folge 
hatte, daß hunderttaufende von Reformierten, die einen Teil der arbeitiamften und gejcid- 
teften induftriellen Bevölkerung bildeten, nad England, Holland, Brandenburg ꝛc. aus 
wanderten und dort die von ihnen in Frankreich betriebenen von Golbert gepflegten In 
duftriezweige zu hoher Blüte entwidelten; die Kriege Ludwigs XIV. ruinierten fie vollends. 
Durch diefe und durch die unfinnige Verjchwendung des Hofes wurde auch die Finanzlage 
wieder eine troftloje, die Steuerlaft wuchs und wurde bei ihrer ungerechten Verteilung für die 
weniger bemittelten Volksklaſſen eine umerjchtwingliche. Für die Gewerbepolitif waren nod 
die merkantiliftiichen Marimen Eolberts maßgebend, aber man führte fie weder mit jeinem 
ftaatsmännischen, prattiichen Blid durdy, noch verftand man fie den ſich verändernden Ber 
hältniſſen entiprechend zu modifizieren. Die ganze Verwaltung wurde eine rein büreau 
tratiſche. Neue umfangreiche und detaillierte ftaatlihe Neglements wurden in großer Zahl 
erlafien *%6), aber dieje fürderten nicht mehr, jondern hemmten nur den indujtriellen Fort 
ichritt ; die Umgeftaltung der Technik durd Erfindungen und Entdedungen und die verän 
derten Verkehrsverhältniſſe erheischten jeßt eine freiere Bewegung der Großindujftrie. Jhre 
Wirkung würde noch viel Ichädlicher gemwejen fein, wenn nicht die Fabrikanten — allerdings 
nicht zum Borteil der Bollsmoral — Mittel und Wege gefunden hätten, fie zu umgeben. 
Auch unter Ludwig XV. (1715—1774) wurden nod) nad) Eolbert’schen Marimen einzelne 
Anduftrien (z. B. die Porzellaninduftrie; Fabrik in Sevres) begünftigt, aber die Induſtrie 
im Ganzen bob fich nicht. Und nicht viel bejjer jah’s im Handwerk aus. Für die Hand: 
werfer war insbejondere die fisfaliiche Ausbeutung der Gewerbe von den verderblidjiten 


292) Manche Brovinzen befreiten ſich allerdings tiſcher Würdenträger, und übertrug möglichit alle 
durch Geldzahlungen von den gejeplichen Beftim- gewerblichen Streitigkeiten unter Verbot jeder Ad⸗ 
mungen, aber in den meiften famen dieje doch zur vofatenzuziehung, jeder Sporteln und jeder Ap- 
Ausführung. Ueberall entjtanden viele neue Zünfte, | pellation bei einer Wertiumme unter 150 Lioret 
in Barid z. B. gab es 1672 nur 60, im Jahr 1691 | an den Maire und bie Schöffen der Stett. 
aber 129 Zünfte. 294) Levaffeur, aa. O. II. 184. 


1 


293) ©. darüber garnam,a.a. D. ©. 12. 295) Levafjeur,a. aD. I. 8 2: 
Er bejeitigte die feudale Innungsjuftiz ariftofra- : 296) Zevafieur, a. a. O. II. S. 5571. 


Das Gewerberecht in Frankreich. Turgot. $ 46, 593 


Folgen. Ein Edift von 1691 belegte zunächſt die Erlangung des zünftigen Meifterrechts 
mit einer Abgabe an den Staat, die in Paris zwilchen 10 und 40 Livres betrug. Später 
wurde auch den nicht zünftigen Gemwerbetreibenden eine ähnliche Abgabe auferlegt. Gleich— 
zeitig entjtand auch hier jener Aemterſchacher (die Schaffung und entgeltlihe Veräußerung 
von Staatsämtern zu Gunsten der Staatskaſſe), der unter den vielen Mipftänden des Landes, 
die zu dem Ausbruch der großen Revolution führten, einer der jchwerften war. Man er- 
richtete angeblih aus wirtichaftspolitiichen Gründen, in Wirklichkeit aber aus fiskaliſchem 
Intereſſe **), neue Kontrolämter für die Gewerbetreibenden, verkaufte fie als vererbliche 
und verpflichtete die Zünfte den Inhabern Gebühren zu zahlen, gejtattete ihnen aber meijt 
fih von diefen Hemtern durch Geldzahlungen an den Staat loszufaufen. Bisweilen wurden 
neue Aemter diefer Urt auch nur errichtet, um für ihre Wiederaufhebung von den Zünften 
große Geldjunmen zu erprejjen. Auch für nichtzünftige Gewerbetreibende wurden zu gleichem 
Zweck ſolche Aemter geichaffen. Viele Zünfte wurden durch die ihnen abgezwungenen Zah— 
lungen an den Staat verjchuldet und überjchuldet **) — die chronijche Krankheit der Zünfte 
in 18. Jahrhundert. Dieje mußten deshalb die Aufnahmegebühren und Beiträge erhöhen 
und fuchen, ſich durch Fernhaltung von Konkurrenten und Ausdehnung ihrer Monopolrechte 
ſchadlos zu halten — das geſchah aber auf Kojten der gewerblichen Tüchtigkeit, des Fleißes 
und der Gejchidlichkeit. Die allgemeine Korruption in der Staatöverwaltung — die nicht 
bloß die Folge des Aemterſchachers war — famı ihren Bejtrebungen erfolgreich zu Hilfe. 

$ 46. Das eigentliche Gewerberecht, der Gemwerbefoder wurde, bis Turgot 1774 Minifter 
wurde, nicht wejentlich verändert. Einige unbedeutende liberale Reformen erfolgten jchon in 
den fünfziger Jahren des 18. Jahrhunderts unter dem Einfluß phyfiokratifcher Anjchauungen 9). 
Die Phyſiokraten vertraten den Standpunkt der abjoluten Gewerbe: und Handelsfreiheit. In 
Zurgot 2%), einem ihrer Hauptvertreter, kam dieſe Richtung zur Regierung. Zu den vielen 
und radifalen Reformen, die auf feinem Programm ftanden, gehörte auch die möglichjt baldige 
Erjegung des bisherigen Syſtems der Gewerbeunfreiheit durch ein Syftem der Gewerbe— 
freiheit in mweiteftem Umfange und wie überall ging er auch hier feft und entſchloſſen vor. 
Nachdem er die Induftrie-Reglements durch jeine Anweiſung an die Fabrik-Inſpektoren von 
26. April 1775 thatſächlich außer Kraft gejegt hatte 3%), erging das berühmte Edikt vom 
Februar 1776 zur Bejeitigung des Zunftweſens. E3 wurde gegen den Willen des Parla— 
ments durch einen lit de justice (12. März 1776) Geſetz. Dies Edikt, welches in feinen 
Motiven im Gegenſatz zu der bisher von der Krone feftgehaltenen Anſchauung, daß das 
Recht auf Erwerb durd Arbeit ein vom Staat rejp. von der Krone verliehenes Recht fei, 
dies Recht als ein natürliches Recht jedes Menjchen Hinftellt, führte die Gewerbefreiheit ein. 
Die Zinfte (und alle jonjtigen Verbindungen) wurden bis auf vier Gewerbe, deren Ber: 
hältniffe bejonders geregelt werden jollten — Barbiere, Upothefer, Goldſchmiede, Buchdruder 
und Buchhändler — aufgehoben. Jeder Perjon, auch Ausländern wurde die Ausübung 
jedes andern Gewerbes freigeftellt (Art. 1). Die einzige Bedingung war die Anzeige des 





. 297) ©. — —— Darſtellung bei Levaſ- nam, a. a. O. ©. 23.) 


ſeur, a. a. 291 fi, auch Farnam, 299) Levaffenr; aa O. I. ©. 354 ff. 
a. a. O. ©1 — 
298) Der ae⸗ Ruin vieler Zünfte wurde 300) Levaſſeur, a. a. ©. II. ©. 387 fi. 


ein vollftändiger durch die vielen Zunftprozeſſe, 
die im 18. Jahrhundert um fo zahlreicher wurden, 
ie unbaltbarer bei der Entwidlung der Technik und 
der größern Mannigfaltigteit der Gewerbsprodukte 


Farnam, a. a. O. ©. 51 ff. (dort auch weit. 
Litt.) Batbie, Turgot ꝛc. 1861. WU. Ney- 
mard, Turgot et ses doctrines. 2 vol. 1885. 
v. Scheel, Turgot als National-Delonom in 


die biöherige ftrenge Abgrenzung der Arbeitsge— 
biete mit dem Monopolredit der betr. Zünfte wurde 
(Farnam, aa. D. ©. 26) — Die Schulden 
der Zünfte wurden für 1758 auf 30 Mill. 2. und 
17 Jahre jpäter auf 20 Mill. L. berechnet. (Far— 
Handbuch d. Volit. Oefonomie. IT, 1. 4, Aufl. 


3. f. St.®. 24. (1868) ©. 74 ff. 

301) © Farnam, a. a. O. S. 52. Leber 
einige vorher erfolgte, aber auf Heine Kreiſe beziig- 
liche liberale Reformen vgl. die Darftellung bei 
Farnam ©. 5l. 
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Namens, der Wohnung und des Gewerbes an die Volizei. Jede ftaatliche Oberaufficht (aus- 
genommen die polizeiliche über mit Unannehmlichkeiten oder Gefahren verbundene Gewerbe), 
jede Einjchränfung des Betriebes wurde aufgehoben, jede forporative Verbindung von Ge: 
werbetreibenden verboten. Als Vermittler zwischen Regierung und Gewerbetreibenden jollten 
bon diejen für jeden Stadtbezirk ein Syndikus und zwei Adjunkten alljährlich gewählt werden ꝛc. 
Über das Geſetz jollte vorläufig nur für Paris durchgeführt werden, in den Departements 
jollten zunächjt die VWermögensverhältniffe der Zünfte ermittelt werden. Das Parlament 
hatte die Neformbedürftigkeit der Zuftände anertannt, jedoch das Turgot’iche Edikt als eine 
zu plößliche und zu radikale Aenderung verworfen. Die Zähigfeit, mit der Turgot an dem- 
jelben fejthielt, bejchleunigte feinen Sturz. Seine baldige Entlafjung war bereits ficher, als 
das Gejeh in Kraft trat, trogdem benußte er noch die Zeit bis zu derfelben (12. Mai 1776), 
um das Edikt emergiich zur Ausführung zu bringen. Er jchloß eine Reihe von Barijer 
Bünften, liquidierte ihre Forderungen und VBerbindlichkeiten, veräußerte ihre Mobilien umd 
Immobilien, und wies die Provinzialintendanten an, in ihren Bezirken die Aufhebung der 
Bünfte durch eine Liquidation derjelben vorzubereiten. 

Nach dem Sturze Turgots wurde unter feinem Nachfolger Elugny zwar das Ge— 
werbeedikt zurüdgenommen, aber die von Turgot aufgehobenen Zünfte wurden nicht wieder 
hergeſtellt. Dagegen erfolgte ſchon durch Edit vom 23. Auguft 1776 eine Reform des Barijer 
Bunftwejens in liberalem Sinne, Von den 121 Gewerben, die früher in Paris ihre Zünfte 
hatten, wurden 21 zu freien gemacht, die andern auf 50 (44 Handwerfer-, 6 Handelögewerbe) 
zünftige Gewerbe reduziert und für diefe die Zünfte neu Eonftituiert. Das Arbeitsgebiet der 
meijten Gewerbe wurde dadurch erweitert, zugleich wurden ausdrüdlic die Aufnahmebe— 
dingungen der Lehrlinge und der Meifter erleichtert (auch Frauen und Ausländern der jelb- 
ftändige Gewerbebetrieb gejtattet), der Betrieb mehrerer Gewerbe wurde mit Erlaubnis des 
Profureur und bei Aufnahme in die betr. Zünfte zuläjfig, die Gewerbepolizei wurde nen 
und verjtändig geregelt, die Meifterrechtögebühr verringert 3%), Die Reform wurde bald 
darauf auch in dem meiften Brovinzialftädten durchgeführt 39). Die Ordre vom 19. Dezember 
1776 unterjtellte auch die nicht zünftigen Gewerbe der Aufficht von Syndici, die vom lieutenant 
general de police ernannt wurden, deren Funktionen aber ganz ähnlich denen der Zunft- 
vorjteher (gardes) waren. Es war dadurch die Gewerbepolizei einheitlich geordnet. Im Ganzen 
fand indes bei den Gemwerbetreibenden die Reform wenig Anklang. Noch 1782 hatten viele 
der neuen Bünfte nicht einmal ihre Statuten entworfen, ed erging daher das Allg. Regle- 
ment vom 1. Mai 1782, das den Mangel bejeitigte. Gleichzeitg brach man auch maßvoll 
für die Industrie mit dem Syftem der Unfreiheit, in liberalem Sinne wurden duch Neder 
jeit 1779 die Reglements reformiert, das Edikt vom 5. Mai 1779 enthält das liberale Pro» 
gramm), Durch diefe Reformen war bereits der Boden für die Gejeggebung der 
Revolution vorbereitet. 

$ 47. Dieje bradte, was Turgot gewollt, die volle Gewerbefreiheit 9%). Schon die Be- 
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302) In den meiſten Gewerben um mehr als die 
Hälfte; in Paris variierte ſie zwiſchen 100 und 
1000 Liv., in Provinzialſtädten erſter Klaſſe zwi— 
ſchen 100 und 500 Liv., zweiter Klaſſe zwijchen 
50—100 Liv. 4 erhielt der König, ’/s die ger 
meinjante Kaffe, "so die Gardes oder Syndici, Die 
außerdem nichts erheben noch annehmen durften. 

803) „Bon Baris verbreiteten fich dieje neuen 
Ktorporationen bald in den Provinzen. Ein Edift 
vom Januar 1777 jchuf deren 41 in Lyon. Ein 
Edikt vom April führte fie in 95 anderen Städten, 


die zu dem Bezirk des Parlaments von Paris | 


gehörten, ein, und firierte ihre Zahl auf 20 für! 


jede Stadt. Diejelbe Mafregel fam dann allmählig | 


aud in den andern Provinzen zur Ausführung. 
Nur jechd Parlamente, die von Bordeaux, Tou- 
loufe, Air, Bejangon, Rennes und Dijon verwei- 
gerten jede Menderung und behielten trog Turgot 
und dem Refonjtitutionsedilt ihre alten Korpo— 
rationen mit ihren Meifterjtüden, ihren VBerbräde- 
rungen und allen Mißbräuchen. Im übrigen Teil 
des Königreichs entging feine Stadt der Reform, 
und am Ende des Jahres 1780 waren nur Die 
Dörfer dem Suftem der neuen lorporationen nicht 
unterworfen.“ Levaſſeur, a.a.D. II. S. 402. 

804) Levajjeur, aa. D. U. ©. #7 ff. 
Farnam,a.a.dD. ©. 60 ff. 

305) Für das Gewerbeweſen und Gewerberecht 


Das Gewerberecht in Frankreich. Geſetzgebung von und feit 1791. 8 47, 595 


Ichlüffe vom 4. Auguft 1789 befeitigten thatſächlich das Zunftrecht. Die Zünfte beftanden 
zwar noch zu Recht, aud Aufnahmen in diejelben fanden noch ftatt, aber man kümmerte 
ſich nicht mehr um das beftehende Necht. Unbehelligt von der Obrigkeit etablierten ſich zahl- 
reiche Gewerbetreibende, deren Gewerbe zünftig war, ohne Mitglieder von Zünften zu fein. 
Das Geſetz vom 2.—17. März 1791 hob dann die Zünfte formell auf und gab den Ge- 
werbebetrieb vom 1 April 1791 ab frei. Die einzige Bedingung des jelbitändigen Gewerbe: 
betrieb war die vorherige Löſung eines Gewerbeſcheins (patente), der Niemanden verjagt 
wurde, welcher die dafür feitgejegte Steuer bezahlte. Fine Ausnahme wurde nur noch für 
Apothefer und Droguenhändler gemacht (Dekr. vom 14.—17, April 1791,30), Auch der 
Betrieb wurde freigegeben. Das Dekret vom 27. September 1791 hob die ftaatliche Inſpektion 
der Fabriken auf, mit ihr fielen die Reglements. Bejtehen blieben nur die gejundheitspoli- 
zeilihen Beftimmungen, fo weit diejelben nicht mit neuen Gejegen im Wideripruch waren 
(Dekr. 2. Dez. 1791). Einzig die Goldjchmiede (orfevres) wurden einer bejonderen Polizei: 
kontrole bezüglich des Metall$ der Gold: und Silberwaren unterjtellt (Dekret v. 31. März 
— 3. April 1791)%7). Das Geſetz vom 14.—17 Juni 1791 verbot jede Koalition von 
Arbeitern, Arbeitgebern und Wareninhabern, aber auch jede Afjociation von Genoſſen des— 
jelben Gewerbes. Während jo die freiheit auf breitefter Bafis gegeben wurde, wurden aber 
doc; gewerbliche Erfindungen geihüßt und der Patentſchutz neu geregelt (Gef. v. 31. Dezember 
1790, Ge. v. 7. Januar 1791, Ge. v. 14.—25. Mai 1791). 

Die radikale Gejeggebung erfuhr indes bald Einſchränkungen, die zumeift erft unter 
dent zweiten Kaijerreih durch den Einfluß Rouhers wieder fielen. Wir berühren auch * 
dieſelben nur, ſoweit ſie in den Rahmen dieſer Abhandlung gehören. 

Schon das Munizipalgeſetz vom 19.—22. Juli 1791 reſervierte (Tit. I Art. 30) * 
viſoriſch den Gemeindebehörden das Recht der Taxierung von Fleiſch und Brot. Unter dem 
Konſulat und erſten Kaiſerreich ging man in der Beſchränkung des Bäcker- und Fleiſcher— 
gewerbes viel weiter. Durch die Konſularverfügungen vom 19 Vendémiaire X (11. Oft. 1801) 
und 28 Vendömiaire XI (30, Sept. 1802) wurden troß des Aſſociationsgeſetzes von 1791 für 
beide Gewerbe zunächſt in Paris zur Sicherung der Berproviantierung der Hauptjtadt geſchloſ— 
jene Korporationen unter der Leitung von Syndilaten konftituiert. Der Betrieb ver Bäderei?") 
wurde von obrigfeitliher Genehmigung abhängig gemacht und diefe an die Erfüllung ver: 
jchiedener Anforderungen u. a. auch des Halten gewiſſer Mehlvorräte geknüpft. Bei Be- 
gründung der neuen Korporationen (1801) waren 641 Bäder im Stande, die vorgejhriebenen 
Bedingungen zu erfüllen, die Zahl derjelben war in wenigen Jahren ſchon auf 560 redu— 
ziert 3"). Dazu kamen die Brottare’'®) und weitgehende Betriebsbejchränfungen ®'!). Auch 
in den PDepartement3 wurde während des erjten Kaijerreichd und der Rejtauration (von 
1812—1828) das Bädergewerbe an vielen Orten (165) ein obrigfeitlich foncefjioniertes und 
reglementierted Gewerbe geichloffener Korporationen. Die polizeiliche Fürjorge des Staats 
fügte 1854 dem — Syſtem in Paris noch einen weiteren Mechanismus durch die 


ſeit der Revolution: ©. bei. Levajjeur, Hı- zählte man in der leßteren nur 601 Bädereien, 


stoire cc. depuis 1789 zc. und & exis a. a. O. 

306) Dieſe blieben konceifionspflichtig. Ueber 
die weitere Gejeßgebung ſ. Block, Dict. de 
Vadm. frang. Art. Pharmacie. 

307) Eine neue eingehende Regelung des Fein— 
gehalt3 der Gold- und Silberwaren, erfolgte durch 
das noch beftehende, erjt 1884 ergänzte Geſetz vom 
19. Brumaire VI. mit obligateriicher Feingehalts— 
beſtimmung, Legierungs- und Stempelzwang. 

308) Blodh, Dict. Art. Boulangerie (dort auch 
weit. Pitt.). Lexis, a. a. D. ©. 28 ff. 


durch die Bäder der Vorftädte ftieg diejelbe auf 920. 

310) Diefe wurde 1811 in der Weile feftgeftellt, 
daß man den Bädern auf den Sad Mehl von 
157 Kilo netto 9 Fris 40 es ald Koſtenerſatz und 
Gewinn zugejtand und die Zahl der Brote auf 
104 à 4 Iiv. per Sad firierte (taxe instantande). 
Später (1823) wurde dieje Vergütung erhöht 
(taxe periodique), doch blieb fie von 1832 bis 
zum Anfang der jechziger Jahre auf 11 Frks 
ftehen. Blod, Dict. 295. G. Jollos, Die 
— — in Paris in 3 f. G. V. IX. (1885) ©. 


309) Nach 1859, zur Zeit der Bereinigung der | 1162 


Bannmeile mit der eigentlihen Stadt Paris, 


Diet. ©. 293. 
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311) Blod, 
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Bädereifafje ®12) ein. Erſt durch ein Defret vom 22, Juni 1863 wurden die Verordnungen 
und Reglements über die Beſchränkung der Zahl der Bäder, über ihre Vertretung durch 
Syndifate, über die obligatoriihen Mehlvorräte zc. für Paris wie für die anderen Städte 
(vom 1. September ab) außer Kraft geſetzt. Die Brottare wurde in Paris durch eine einfache 
Bekanntmachung eined nad den Weizen- und Mehlpreiſen berechneten angemefjenen Brot: 
preijes erjegt. Dasſelbe Syſtem juchte man auch in den Departements durchzuführen, aber 
viele Maires gaben in diefem Punkte nur zögernd nad, ja manche führten jogar jpäter die 
Tare wieder ein, wozu fie nad) dem Gejeh von 1791 berechtigt blieben 313). Der Betrieb 
de3 Fleifhergemwerbe3:*) in Paris wurde jeit 1800 von der Genehmigung des 
Polizeipräfeften abhängig gemacht und einer jpeziellen obrigfeitlichen Regelung unterworfen, 
die Verfügung vom 28 Vendemiaire XI (30. September 1802) ſchuf auch eine gejchlofjene Kor: 
poration der Fleiſcher, ähnlich wie die der Bäder. Ein Dekret vom 6. Febr. 1811 vervoll: 
jtändigte die Organifation. Die Zahl der Fleiſcher (1100 unter dem Direktorium) wurde 
auf 300 herabgeießt. Die Zahl derjelben wurde jpäter auf 370 (1825), 400 (1829) und 500 
erhöht. Eine Fleiſchtaxe wurde zuerſt 1855 (B. vom 1, Oktober) verjucht, aber mit jo jchlechtem 
Erfolge, daß man den Berjuc wieder aufgab. Durdy Dekret vom 24. Febr. 1858 wurde 
die Korporation und das Syndikat des Fleiſchergewerbes aufgehoben und der Betrieb des- 
jelben im Rahmen der ordnungs- und gejundheitspolizeilichen Vorjchriften frei gegeben’''). 
In den Provinzen gab es feine Fleiſcherkorporationen, aber dagegen wurde die FFleiichtare 
in vielen Städten auf Grund des Geſetzes von 1791 eingeführt und in einem Teil noch bis 
heute beibehalten. Auch das von dem Fleifchergewerbe ſchon jeit dem Mittelalter abgejon- 
derte Shweinemegger:&emwerbe®!*) (charcuterie) wurde unter dem Konſulat in 
Paris, jpäter auch in anderen größeren Städten, einer ftrengen Reglementation unterworfen 
und der Betrieb von obrigfeitlicher Genehmigung abhängig gemacht. Das Gewerbe ift nod 
heute in großen Städten ein fonceffionspflichtiges, aber die Konceſſion nicht zu verjagen, 
wenn dad Etablifjement allen polizeilichen Anforderungen entipricht. Der Betrieb ijt mannig- 
fahen Beſchränkungen unterworfen. 

Allgemein wurde durch Napoleon I. ferner die Freiheit der Druderei?) eingejchräntt. 
Das Dekret vom 5. Februar 1810 machte das Gewerbe zu einem fonceifionspflichtigen (Per 
jonaltoncejjion), ftellte ald Koncejfionsbedingungen den Nachweis der Befähigung, des fittlichen 
Lebenswandels und der Anhänglichkeit an das Vaterland und den Souverain auf, ordnete 
die Fixierung der Zahl der Drudereien in den Departements an, beftimmte für Paris die- 
jelbe auf 60 3°) umd führte eine Reihe von Betriebsbeſchränkungen ein. Das Preßgejeg vom 


312) „Diefes Sinanzinftitut hatte den Zweck, 
eine Ausgleichung der Brotpreije zu bewirken, ins 
dem e3 in teuren Heiten durch Vorſchüſſe an die 
Bäder die Herabiegung der Tare ermöglichte, wäh. 
rend bei billigen ®etreidepreifen die Summen 
durch eine entiprechende Erhöhung der Normaltare 
wieder eingezogen wurden. Außerdem aber wußte 
Herr Haußmann dieſe Kaffe auch als gefälligen 
Banquier für die mit ihren großen Bauten be- 
ſchäftigte Stadt Paris zu benugen, und dies war 
ein Hauptgrund, weshalb fidy der Seinepräfelt 
ſtets hartnädig der Freigebung der Bäderei wider: 
ſetzte.“ Leris, a. a. ©. ©. 31. 

313) ———— anerlannt durch den Kaſſa— 
tionshof (arröt v. 3. Yan. 1878). Die frage der 
Aufhebung des Art. "50 des Gef. v. 1791 wird noch 
nicht als ſpruchreif angeiehen. Vergl. dad Minis 
fterialichreiben v. Nov. 1878 in Blod, Dict. Art, 
Boulangerie, Suppl. 11. 1881. ©. 89, 1879 eri- © 
ftierten Brottaren in 898, und im Dezember 1886 
in 1096 Gemeinden. Blod, Dict. 3. Aufl. ©. 294. | 


314) ©. dar. Blod, Diet. Art. Boucherie 
(dort auch weit. Litt.) und Abattoir. Lexié, 
: a. O. ©. 33 ff. Levaſſeur, a. a. f. 1 

©. 142 ff. II. ©. 326. 

315) Wer fich etablieren will, muß der Obrig- 
feit Ort und Raum, wo er jchlachten mill, an- 
zeigen und die Beftätigung erhalten, daß diejelben 
den im Intereſſe der Öffentlichen Geſundheits 
pflege zu jtellenden Bedingungen eutſprechen. Das 
Fleiſch wird fontroliert. Leber den Berfauf von 
Fleiſch auf den Märkten: Delr. v. 18. Jan. 1860 
und 23. Yan. 1878 (Blod, Diet. ©. 291) und 
die Fleiſchlolportage: Defr. v. 5. Sept. 1870. 


316) ©. Blod, Dict. Art. Charcuterie und 
Lexis, a. a. O. ©. 36. 
317) Blod, Art. Imprimerie, Librairie. 


Sleichzeitig wurde auch der Buchhandel Be 
Ichränfungen unterworfen. S. auch Yeris, a. a. 2 
40. 


318) Die Zahl wurde durch Defr. vom 11. Febt 
1811 * 80 erhöht. 
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21. Oktober 1814 ließ dieje Beftimmungen in Kraft, fie wurden ſpäter (Ord. vom 8. Oft. 1817 
und Defr. vom 22, März 1852) auch auf die Lithographie und auf Kupfer: und Stahldrudereien 
ausgedehnt. Das Preßgejet vom 11. Mai 1868 erteilte den Journalen die Befugnis, Drudereien 
ausjchließlich für ihren eigenen Gebrauch anzulegen. Nach dem Sturze des Kaiſerreichs wurde 
dur Dekr. vom 10. Sept. 1870 die Gründung von Drudereien freigegeben und nur noch 
eine Anzeige beim Minifterium des Innern vorgefchrieben, aber manche Betriebsbeſchränkungen 
blieben noch beftehen. Diejelben wurden im wejentlichen bejeitigt Durch das noch geltende Geſetz 
vorm 29. Juli 1881 319), Zu den unter Napoleon I. polizeilic) reglementierten, jpäter aber von den 
Beichräntungen wieder befreiten Barifer Gewerben gehörten auch noch die Bierbrauerei, 
das Zimmer: mdMaurergemer be 32%) und allgemein die Waffenfabrifation. 

Ferner wurde durch Ge. v. 13 fructidor V (30. Auguft 1797) das Bulvermonopol 
und durch Defr. v.29. Dezember 1810 und V. v. 12, Januar 1811 da Tabafmonopol 
eingeführt. Beide bejtehen noch heute, hinzugekommen ift durch Ge. v. 2. Auguſt 1872 (dazu 
Geſ. vom 27. Dezember 1889) dad Streihhölzgermonopol2). Bejondere Be: 
ſchränkungen erijtieren heute®22) fonft noch bezüglid) der gefährlichen, geſundheitsſchäd— 
lichen oder läftigen Anlagen 323), der Anlagen von Dampffefjeln 3), der Verfälſchung von 
Lebensmitteln 2), der Fabrikation von Dynamit 32%), von Medaillen und Spielmarken #7), 
des Verkaufs von fünftlichen Düngemitteln32®), des Metallgehalts der Gold: und Silber: 
waren 32°); ein Gej. vom 14. März 1887 regelt reſp. bejchränft den Verkauf von künftlicher 
Butter (Margarine) 3%), Die früheren weitgehenden Bejchränfungen bezüglich der Herjtellung 
und des Berkaufs von Waffen und der dazu gehörigen Munition (ohne Ladung) 31) find 
durd das Bei. vom 14. Auguft 1885332) bejeitigt; die Freiheit dieſes Gewerbebetriebs ift 
nur noch durch einige Vorschriften 333) bejchränft binfichtlich im Heer und in der Marine 
reglementarijch eingeführter Waffen und der dazu gehörigen Munition (ohne Ladung) und 
durch die obligatoriihe Prüfung von Handfeuermwaffen 3°). 

Ueber die Schranten der Gewerbefreiheit durch die Fabrif- und fonftige Arbeiter: 
ſchutzgeſetzgebung j. die folg. Abh., dur das Patentrecht f. Abd. XXI. 

Bezüglich des Lehrlingsweſens hatte die Gejeßgebung von 1791 jede Regelung 
befeitigt. Aber jchon ein Geſ. vom 22 zerminal XI (12. April 1803) fchränfte die abfolute 
Freiheit ein, injofern durch dasjelbe beftimmt wurde, in welchen Fällen allein der Lehrver— 
trag don der einen oder andern Seite aufgelöft werden dürfe, ferner, daß der Meiiter den 
Lehrling nach Beendigung der Lehrzeit ein Entlafjungszeugnis zu geben habe und fein Meijter 
den Lehrling eines andern ohne ein Entlafjungszeugnis annehmen dürfe. Eine weitere ein: 


319) Beftehen blieb die Pflicht zur Depofition 
von Pflichteremplaren ſpäteſtens im Augenblid 
der Bublifation und zur Angabe des Namens und 
der Wohnung des Druders auf den Drudjaden 
©. dar. Blod, a. a. O. ©. 1265 

320) ©. dar. Leris, a. a. D. 38 f., über die 
Taren, die thatſächlich bei den Baugewerben fich 
re 43 ähnlich wie Fleiſch- und Brottaren) 
bei. ©. 

321) S. Blod, Dict. Art: Poudres et sal- 
petres, Tabac, Allumettes chimiques. 


322) ©. dar. auh Ducroca, a.a.D. Ro. 675 ff. 


— ©. dar. Block, Diet. Art. Etablissements 
ereux, insalubres ou incommodes. 
334) Blod, Diet. und Supplém. Urt. Appa- 
reils & va 
825) Gel. vi vom 27. März 1851. S Blod, 
Art. Dynamite. Gef. | 


Diet. Art. Subsistances. 
2) S. Blod, Dict. 
— März 1875. Deir v. 9. Auguft 1875 und | 
. Dftober 1882. Geſ. v. 18. Dezember 1893. 


327) ©. BIod, Diet. Art. Monnaies et me- 
dailles. Ducroca, a. a. O. No. 679. 

328) Gel. v. 4. Februar 1888. ©. Blod, 
Diet. Art. Engrais. 

329) Neues (j. Anm. 307) Geſetz vom 24. Ja— 
nuar 1884 für Erportwaaren. ©. Blod, Dict. 
Art. Garantie. 

330) Dazu Dekr. v. 8. Mai 1888. Block, 
Diet. Art. Margarine ©. auch W. Lavalle, 
Die Margarine-Gefepgebung. 1891. S. 100 ff. 

331) ©. über die umfangreiche und kompli— 
zierte Regelung Blod, Diet. Urt. Armes. Ein 
Dekret der Regierung v. 4 Sept. 1870 hatte die 
früheren Beichräntungen bejeitigt, Fabrikation 
und Handel freigegeben, aber das Geſ. v. 19. Juni 
1871 hatte jenes Dekret aufgehoben und die frü- 
bern Beitimmungen wieder hergeftellt. 

332) Blod, Suppl. 1885. Dict. Urt. Armes. 

333) vgl. Art. 3 

334) Fr vom 14. Dezember 1810. Regl. vom 
‚22, April 1868 und 26, Mai 1870. 
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gehende Regelung erfolgte durch das Gejep vom 22. Februar 1851. E3 machte nicht die 
Schriftlichkeit des Lehrvertrags obligatoriich, aber erjchiwerte den Berweis nur mündlich ab- 
geichlofjener Verträge. Dagegen verbot e3 u. a. gewiſſen Perfonen, Lehrlinge zu halten, 
normierte eine Marimalarbeitäzeit für Lehrlinge unter 16 Fahren, verbot für dieje die Nacht: 
und Sonntagsarbeit, regelte die Rechte und Pflichten beider Teile, führte eine Probezeit 
von zwei Monaten ein, bejtimmte neu die Fälle, in denen der Lehrvertrag teils ispo jure 
aufgelöft jei, teils einfeitig aufgelöft werden könne, machte Arbeitgeber, welche Lehrlinge 
ihren Meifter abwendig machen, um fie zu beichäftigen, für die dem verlaffenen Meifter zu: 
erfannte Entjchädigung haftbar zc. 336). 

Ueber die Regelung des gewerbliden Unterrichts ſ. Abichn. III, über Ge: 
werbegerichte j. Abjchn. VI diefer Abh. 

Das Geſetz v. 21. März 1884 hob das Gef. dv. 14—17. Juni 1791 betr. das Ajjociations: 
verbot und Urt. 416 des Code penal auf und gab die Gründung von gewerblichen Aſſo— 
ciationen (syndicats ou associations professionelles) mit einigen Beichräntungen frei ®*). 

Es giebt in Frankreich fein kodifiziertes Gewerberecht, und die gewerberedhtlichen Beſtim— 
mungen bejchränfen ſich doch im Ganzen auf eine verhältnismäßig geringe Zahl. 


3. Oeſterreich-Ungarn. 


I. Kropatſchek, Oeſterreichs Geſetze, welche den rn und den Gewerbs: 
leuten insbefondere vorgefchrieben find 2c. 2 Bbe. 1804. W. ©. Kopetz, Allgemeine öfterreichiice 
Gewerbögefegfunde 2. 2 Bde. 1829, 1880. Graf Barthb-Barthbenheim, Oeſterreichs Ge: 
werbe und Handel 2c. 2 Bde, 1846. H. Reihauer, Geichichte des Kampfes der Handwerker: 
zünfte und der Staufmannsgremien mit ber öfterreichtichen Büreaukratie. 1882, M. v. Stuben: 
rauch, Handbuch des neuen öſterreichiſchen Gewerberechts. ge Ders, —— der diter: 
reichiſchen Werwaltungsgejegkunde. 8. . 2 Bde. 1860. 1861. E. Mayerhofer, Handbud 
für den politiihen Verwaltungsdienit 2c. 4. Aufl. 3 Bde. 1880. 1881. 8. v. Nübe r, Die Ber: 
waltungsgeleggebung von 1880—1885. 1887, 1888. 3. Ulbrid, Handbuch der öfterreichifchen 
politiichen Verwaltung 2c. Bd. II. 1890. S. 821 ff. Maſcher, aa. O. ©. 314 fi. ©. 360 fi. 
S. 591 fi. — Geller, Defterreihiiche Gewerbevorjcriften. 6. en 1895. F. Seltjam um 
E. Poſſelt, Die Oefterreichifche Gewerbeordnung. 2. Aufl. 1888. ee Gom: 
pendium Der auf das Öfterreichiihe Gewerbeweſen bez nehmenden — 2c Aufl, 1 Mit 
vier Nachtragsheften. Heilinger, Gommentar zur ( ewerbeordnung. 2 Bde. 1894. 1895, F. v. 
Gall, Art. Gewerbegeſetzgebung in ee It. S. 983 ff. Mataja, Art, Gewerbe, Oefterrei: 
diſches Staatswörterbuch. Bd. I. 1895. ©. 853 ff. S. auch ©. Mayer, Die Aufhebung des 
Befähigungsnachweiſes in —— is C. dv. Paygert, Die öſterreichiſche Gewerdever— 
faſſung in Galizien in J. f. G.V. XV. ©, 181 ff. und die Litter. in Anm. 420. 


$ 48. Ju dem — Kaiſerſtaat war bis zur Gewerbeordnung vom 
20. Dezember 1859 das Gewerberecht nicht einheitlich geregelt und in den einzelnen Teilen 
der Monarchie ſehr verſchieden geſtaltet. Im Allgemeinen laſſen ſich in dieſem Jahrhundert 
bis 1859, von Dalmatien abgeſehen, das bei ſeiner geringen gewerblichen Entwicklung noch 
feine eigentliche Gewerbegeſetzgebung hatte, drei Rechtsgebiete unterſcheiden, die Jtalie 
niſchen Provinzen, die Länder der Ungariſchen Krone und die übrigen Länder, 
welche das heutige Oeſterreich bilden. In den Italieniſchen Propinzen (Lombardei, Venedig, 
Triejt) bejtand die Gewerbefreiheit mit verhältnismäßig wenigen Beichräntungen, im der 
Lombardei jchon jeit dem Edikt vom 13. Mai 1786, in Venedig feit dem Gejeß der Königl. 
Stalienifschen Regierung vom 26. Januar 1806, in Trieft, jeit es zum Defterreichifchen Kaiſer— 
jtaat gehörte. In den beiden andern Gebieten dagegen bejtand feine Gewerbefreiheit, jondern 
das jog. Konceſſionsſyſtem, aber der Nechtszuftand war in den einzelnen Qandesteilen, zum 
Zeil auch noch wieder in den Bezirken, Orten und für einzelne Gewerbe ein jehr vericie 
dener. Die Regelung war immer nur eine territoriale und lokale geweſen; Handwerk und 


335) Blod, Dict. und Suppl. Art. Enfants | Statuten einzureichen, die Namen der Mitglieder, 
employ6s dans Vindustrie. Neuburg, Das der Vorfteher 2c. anzugeben. Sie haben das Recht 
franzöfiiche Lehrlingsgeſetz von 1851 und die De» der juriftiihen Perjon. ©. dar. Blod, Dic. 
batten bei jeiner Beratung in 5.8. f. S. X. ©. 175. Art. Syndicats professionnels. Reina ud, Syn- 

336) Die Syndifate find u. a. verpflichtet, ihre dicats professionnels. 1886, 
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Anduftrie waren ftreng geichieden, im Handwerk eriftierten faft überall Zünfte, aber neben 
zünftigen Handwerksgewerben erijtierten auch unzünftige und in den zünftigen Gewerben 
gab es auch von der Obrigkeit zum Gewerbebetrieb zugelafjene außerhalb des Zunftver— 
bandes jtehende Gewerbetreibende. 

In den deutſchen Landesteilen, indbefondere den altöfterreihifhen Pro— 
vinzen, war der Recdtszuftand im Einzelnen ein außerordentlich komplizierter, territorial 
und lofal waren jehr jtarfe Unterjchiede vorhanden 337), Eine Kodifitation des Gewerberechts 
war weder für den Staat noch auch für eine Provinz erfolgt. Der Nechtszuftand läßt ich 
im Allgemeinen dahin charakterifieren 3%). Die Gewerbe im e. ©. („Manufakturgewerbe“ 
gegenüber den „Handelsgewerben“ genannt) wurden in zimftige und unzünftige gejchieden. 

BZünftige®emwerbe waren diejenigen, welche in der Regel nur auf Grund des bei einer mit 
landesherrlicher Genehmigung exiſtierenden Zunft 33%) geſetzmäßig erworbenen Meiſterrechts 


337) Eine ausführliche, auch auf die geichicht- 
liche Entwidlung eingehende Darftellung des in 
den zwanziger Jahren diejes Jahrhunderts gel: 
tenden Gewerberechts bei Kopetz, a. a. O. Kür— 
zere Darſtellungen des Gewerberechts im Anfang 
der fünfziger Jahre bei E. Mayerhofer, Hand— 
buch für den politiſchen Verwaltungsdienſt ꝛc. 
1. Aufl. 1856 ©. 810 ff. und bei v. Stuben— 

raud, zen der öfterreichiichen Verwal— 
hunaborienlunde. 1 Aufl. Bd. 11. 1852 ©. 510 ff. 

338) Die obige Parftellung ftügt jich zum Teil 
auch auf die einer Denkichrift der Hoffammer ent- 
nommene Darftelung von Reihauer, a. aD. 


S. 170 ff. Reſchauer jelbit bemerft aber zu‘ 


dieſer Darftellung, „wer aus ihr den Schluß ziehen 
wollte, daß jelbft nur in den altölterreichiichen 
Provinzen in Bezug auf Handel und Gemerbe 
nach einheitlichen apart m vorgegangen wor— 
den wäre, würde in einen Irrtum verfallen. Ge— 


wifle Hauptnormen hatten allerdings in allen 


dieſen Yändern Geltung, aber für jedes derjelben 
waren wieder Spezialverordnungen erlaffen wor: 
den, in einer jo großen Anzahl, daß am Anfang 
des Nahrhunderts jelbit bei den damaligen Hof— 
ftellen nicht ein einziger Referent eriftiert zu haben 
icheint, welcher genaue Kenutniffe der Details der 
Gewerbegeſetzgebung beſeſſen hätte und im Stande 
geweien wäre, von den in den einzelnen Ländern 
beftehenden Einrichtungen Rechenſchaft zu geben. 
Als daher im Jahre 1816 eine bejondere Hof- 
lommiſſion mit der Aufgabe betraut wurde, über 
die „Regulirung der Commerzverhältniſſe“ (d. h. 
der Manufaltur- und Handeläögewerbe) Borjchläge 
zu erftatten, gelangte man nad) dreijährigem Hin- 
und Herraten alljeitig zur Erfenntnis, daß es ab- 
folut unmöglich jei, fi in dem Wuſt von geſetz— 
lichen Beitimmungen, welche im Laufe eines Jahr— 
hunderts® ins Leben gerufen waren, zuredt zu 
finden, und daß daher nicht anderes übrig bleibe, 
als vor einem näheren Eingehen in die zugewie— 
jene Aufgabe den Yänderftellen den Auftrag zu 
erteilen, daß fie die in den einzelnen Provinzen 
beftehenden Gemwerbe- und Handeldeinrichtungen 
mit „pragmatiicher Genauigleit und getreuer An- 
führung des Urtertes der Urkunden und Akten— 
ftüde in ebenjo eingehender als überjichtlicher 
Weile” darftellen mögen. Die Länderftellen waren 
aber erft Ende der 20ger Jahre im © 
Auftrage der k. k. Commerz.Hoflommilfion (an 


deren Stelle im Jahre 1824 die k. f. allgemeine | 





Stande, dem | 


Hoffammer getreten ift), zur Sammlung der Ge: 
werb& und Sandelöprovinzialeinrichtungen und 
zur Berichterftattung hierüber zu entiprehen. Es 
wurde daher während dieſes langen Zeitraums 
und bis in die Mitte der 3Oger Jahre Hinein 
raftlos fortgefahren, die ohnedies längſt ſchon zu 
einem wahren Rattenſchwanz verwidelte Geſetz— 
gebung durdy eine weitere Anzahl von Spezial- 
verordnungen noch fompfizierter zu geitalten. War 
es Schon im Jahr 1816 unendlich jchwer, ja bei- 
abe unmöglich, auf dieſem Gebiete fich zurecht 
zu finden, jo mag dies zwanzig Jahre ſpäter mit 
noch weit größeren Schwierigkeiten verbunden ge- 
wejen jein, denn die faiferlichen Kabinettsſchreiben, 
die Hoffammerverordnnungen, die Defrete der Län: 
deritellen, die von den felbftändigen Magijtraten 
und fonftigen Unterbehörden im eigenen Wir: 
fungsfreiie getroffenen Verfügungen und die faft 
in jedem einzelnen reife und Bezirfe durch das 
Herlommen und nicht zum mindeiten auch die 


durch den Schlendrian hervorgerufenen Uebungen 


hatten das Chaos ins Unabjehbare vermehrt. Was 
in der einen Provinz volle Geltung hatte, alio 
ins Leben eingeführt worden war, das beitand 
für andere Provinzen wieder nur auf dem Pa— 
piere oder hatte in denjelben nur teilweiſe Gel: 
tung erlangt, und faum ein Monat verftrich, ohne 
dab nicht Enticheidungen berabgelangt wären, 
durch welche für einzelne Provinzen früher er- 
lafiene allgemeine Verfügungen teilweile wieder 
aufgehoben oder wenigjtens in einzelnen Punkten 
abgeändert worden wären“. 

339) Neben eigentlichen 3 ünften GGunft— 
laden), als privilegierten Vereinigungen meh: 
rerer jelbjtändiger Meifter eines Gewerbes oder 
verwandter Gewerbe, gab es, bejonders in Böhmen, 
auch ſog. Reihzünfte, d. h. Zünfte, in denen 
Meifter ganz verichiedenartiger Gewerbe vereinigt 
waren, und zwar meiit in fleinen Städten und 
Märkten, wo feine hinreichende Yahl von Meiftern 
desjelben Gewerbes vorhanden war. Zünfte durf- 
ten nur in Städten oder Märkten errichtet wer: 
ben. Die auf dem Lande zeritreut mwohnenden 
Meifter mußten ſich der nächjtgelegenen Zunft 
einverleiben laflen. Die Errichtung neuer Zunft» 
laden und die Trennung einer Zunft in mehrere 
war zuläffig, jollte jedody nur aus wichtigen Grün: 
den von den Gtatthaltereien bewilligt werden. 
Kopeg, a.a.D. 1819-23. Die Verwaltung 
der BZunftangelegenheiten war die Aufgabe der 
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verliehen und jelbftändig ausgeübt werden durften. Die Zahl der zünftigen Gewerbe war 
eine bedeutende. Wer ein ſolches Gewerbe jelbjtändig betreiben und das Meifterrecht zu er: 
halten wiünjchte, hatte bei der Obrigkeit, in deren Bezirk er dasjelbe ausüben wollte, darum 
nachzufuchen und fich über die erforderlichen Eigenjchaften auszumweiien. Ward ihm das Ge 
werbe verliehen, jo hatte er nach Ablegung der Meifterprobe, wo joldye eingeführt war, das 
Recht auf Eintritt in die Zunft. Die Zünfte hatten aber feinen Einfluß bei der Unterjuchung 
der gejeßlichen Bedingungen zur obrigkeitlichen Erteilung des Meifterrehts ; ihre Mitwirkung 
beſchränkte fih nur auf die Erteilung der von ihnen verlangten Auskünfte, Prüfung der 
Meifterjtüde und Inkorporierung der Beteiligten gegen Bezug der Gebühren 34%); gegen ab: 
lehnende Enticheide der Zunft ftand der Beichtwerbeweg an die Staatsbehörde offen. Die 
Geſchloſſenheit der Zünfte war überall bejeitigt. Die gejeglichen Erfordernifje zur Erlangung 
des Meifterreht2 waren: Großjährigkeit, moraliiches Berhalten, männliches Gejchlecht, die 
ordnungsmäßig abjolvierte Lehr: ®+') und Gejellenzeit®*?), und in der Regel die Meifter: 
probe 3#3), bei einzelnen Gewerben aud der Ausweis eines hinreichenden Bermögens +). 
Den Witwen der Meifter war gejtattet, jo lange fie ihren Witwenftand nicht änderten, das 
Gewerbe ihres verjtorbenen Mannes fortzuführen. Die Obrigkeit konnte aber auch in den 
zünftigen Gewerben Freimeifter zulafjen. Das Arbeitögebiet war für die einzelnen Gewerbe 
teilö durch jpezielle Anordnung, teils durch Herfommen abgegrenzt; innerhalb desjelben war 
der einzelne Meifter nicht in der Zahl der Lehrlinge und Gejellen, noch in der jonftigen 
Ausdehnung jeines Gewerbebetrieb bejchränft. 

Zu den unzünftigen Gemwerben gehörten 1. freie Gewerbe, 2. unzünftige Gewerbe 
im engern Sinne und 3. Fabriken. Freie Gewerbe 345) waren ſolche, welche ohne obrigfeit- 
liche Befugnis, ohne Nachweiſung von Eigenschaften, ohne Beſchränkung auf einen Ort oder 
einen Bezirk von Jedermann ohne Rückſicht des Alters, der Religion und des Geſchlechts, 
gegen bloße Meldung bei der Obrigkeit und Löſung eines Erwerbsſteuerſcheins ausgeübt 


Bunftvorfteher (Welteften), aber jede Zunft war | Alle Gefellenverbände (Bruderichaften) waren ver- 
der Kontrole eines von der Gewerbsbehörde zu | boten. Zur Aufrechterhaltung von Zucht und Ord- 
ernennenden Zunftinipeltors (Kommiffärd) nung unter den Gejellen beitanden jtrenge Bor: 
unterftellt, der auch den Zunftverfammlungen bei | jchriften , die gemeinfame Arbeitseinftellung und 
zuwohnen hatte. die gemeinfame Abrede zur Erzwingung höherer 
340) Der neue Meifter hatte eine Meiftertare Löhne wurden beftraft. Kopetz, a. a. D. | 
(Einwerbungdtare) an die Zunftlabe zu entrichten, $ 35—50. N 
die Tare jollte aber eine mäßige fein. Kopeg,' 343) Die Meifterprobe beftand zum Nachweiſe 
a. a. O. J. g 60. der genügenden Geſchäftskenntnis in der Regel 
341) Die Aufnahme als Lehrling, welche jedem in einem ſtatutariſch näher beſtimmten Meifter- 
zünftigen Meifter zuftand, erfolgte, nach einer be | ftüd. Die Aufgabe desjelben ftand im einigen 
ſtimmten mehrmwöchentlichen Probezeit, vor der | ironländern (3. B. Böhmen, Inneröſterreich) den 
Zunftverfammlung; an die Zunftlaffe war eine | Zünften, in andern (3. B. Niederöfterreich) den 
Aufdinggebühr zu zahlen. Ein Lehrgeld war alle Gewerbebehörden zu. Nach den allgemeinen Zunit- 
gemein üblich. Die Zahl der Lehrjahre war über- ordunungen ſollte es derart ſein, daß es die Ge— 
all ſtatutariſch oder geſetzlich, aber in den ein- ſchicklichkeit und Erfahrenheit des Bewerbers dar— 
zelnen Gewerben ſehr verſchieden (zwiſchen 2—4 zuthun vermag, ohne übermäßige Koſten zu ver 
Jahre) beftimmt. Der Lehrling wurde nadı Ab- urſachen und —9 verfäuflich zu ſein. Bei ſol⸗ 
lauf der Yehrzeit bei der Zunftverfammlung frei» | chen Gewerben, wo die vorlommenden Arbeiten 
geiprochen und erhielt einen Lehrbrief. Eine Lehr- nicht wohl als Meifterftüde angefertigt werden 
lingsprüfung war nur bei einem Teil der Ge- können (3. B. Maurer, Zimmerleute) hatte man 
werbe gejeglich vorgeichrieben reip. durch Hebung | jich mit der Borlegung von Zeichnungen, Skizzen, 
eingeführt. Kopep, a. a. O. L $ 26—34. Modellen 2c. zu begnügen; bei manchen wurde 
342) Die erforderliche Gejellenzeit war nicht auch eine Prüfung vorgenommen Die Prüfung 
geieglich, aber faft überall ftatutarifch normiert. des Meifterftiids ftand der Zunft zu. Kopeh, 
Eine Wanderpflidht der Gejellen beitand nicht a. a. D. I. $ 54—59. 
mehr, aber für die wandernden Gefellen, das Her- 344) Died war der Fall bei jolchen Gewerben, 
bergsweſen, die Arbeit&vermittlung waren regle- | die zur Sicherung des Publikums beftimmte Bor- 
mentarijche Vorſchriften gegeben. Die Kundichaften | räte zu halten verpflichtet jind, z. B. Bäder, 
(ſ. ©. 559) waren obligatoriid. DObrigkeitliche Fleiſcher ꝛc. 
Beftimmungen der Löhne waren nicht vorhanden. | 845) Kopep, a. a. D. 1.885. 
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werden konnten. Die Anzahl diefer Gewerbe war in den Provinzen eine jehr verjchiedene. 
Freie Gewerbe konnten auch von Denen betrieben werden, welche bereit zu einem andern 
Gewerbe obrigfeitlich befugt waren. Ferner konnten auf freie Gewerbe einfache und Landes: 
fabrifsbefugnifje (j. unten) zur Erwerbung der damit verbundenen Vorrechte erwirkt werden. 
Unzünftige Gewerbe im e. S. 3%) waren jolche, welche keiner Zunft einverleibt waren, 
aber aus polizeilichen oder ſtaatswirtſchaftlichen Rückſichten obrigkeitlicher Ueberwachung unter: 
ftellt waren und nur nad einem von der Behörde erhaltenem „Befugniffe“ betrieben werden 
durften. Die Zahl auch diefer Gewerbe war in den einzelnen Provinzen jehr verjchieden. 
Die gefeglichen Erforderniffe zur Erlangung eines Befugniffes waren außer Großjährigfeit und 
moraliicher Unbejcholtenheit: Gewerbskenntniſſe, nachgewieſen durch die amtlich vidierte Frei— 
ſprechungsurkunde oder dur ein Zeugnis des Polytechniſchen Inſtituts reſp. anderer öffent: 
liher Lehranftalten oder durch jonjtige Ausweiſe und Gejellenleiftung von unbejtimmter 
Dauer. Als Fabriten?) wurden alle „Manufalturgewerbe“ angejehen, „welche in einem 
ausgedehnten, bei bloßen Handwerkern und Meiftern nicht gewöhnlichen Betriebe ftehen und 
in der Hegel alle Arbeiten vereinigen, welche zur gänzlichen Vollendung ihrer Fabrifate not: 
wendig find“, mochten fie Erzeugnifje zünftiger oder unzünftiger Bejchäftigungen heritellen. 
Sie waren von allem Zunftziwang frei, auch wenn fie Erzeugniffe zünftiger Gewerbe lieferten. 
Das Recht auf den Betrieb einer Fabrif wurde obrigkeitlich verliehen („Fabritsbefugnis“). 
Es wurde zwilchen einfachen und Landesfabriksbefugniſſen unterjchieden. 
Die einfachen wurden neuen ausgezeichneten Unternehmungen von größerem Untfange 
und befonderer Nüßlichkeit erteilt, wenn auch dazu weder ausgedehnte Fabrifgebäude und Maga- 
zine noch ein zahlreiches Berjonal verwendet waren. Sie konnten ohne ängjtliche Vorerheb— 
ungen der Mittel zum Betriebe erteilt werden; die Verwaltung jollte ſich vorzüglich auf die 
Borficht beichränfen, daß gegen Ort und Perjon keine polizeilichen oder jonjtigen gejeßlichen 
Rückſichten jtreiten, der Verwendung von Kapitalien auf gemeinnüßige Jnduftrialunterneh: 
mungen jollte fein Hindernis gelegt werden. Der Unternehmer brauchte das Gewerbe nicht 
handwerksgemäß erlernt zu haben, jondern fich nur über höhere Bildung oder faufmännijche 
Kenntniffe ausweiſen; daher konnte das Befugnis auch Berjonen von höherem Adel, Güter: 
bejigern, Großhändlersfrauen erteilt werden, nur waren diefe Perſonen verpflichtet, ſach— 
kundige Werkmeifter anzuftellen. Durch das Befugnis erlangte der Unternehmer die öffentliche 
Anerkennung der Bedeutendheit und nüglichen Tendenz feiner Unternehmung, die Befreiung 
von allem Zunftzwang und das Recht, alle Arten von Hilfsarbeiten, welche zur vollftändigen 
Hervorbringung eines Produft3 notwendig find, auch wenn fie ſonſt verjchiedenen einzelnen 
Gewerben zugemwiejen waren, zu vereinigen. Landesfabriksbefugniſſe follten er: 
teilt werden auf bereit3 bejtehende Unternehmungen, welche in einer größeren Ausdehnung 
betrieben werden, viele Menjchen beichäftigen, ein bedeutendes Kapital umjegen, den Wert 
von Produkten oder Fabrifaten erhöhen, einen großen Verkehr ihrer Erzeugniffe im In- und 
Ausfande treiben, alio zur Vermehrung des Nationalwohlftandes wirkſam beitragen, daher 
der Auszeichnung durch bejondere Borrechte und eines vorzüglichen Schußes der öffentlichen 
Berwaltung würdig find, welche endlich durch ihre Ausdehnung und Wichtigkeit dem Groß: 
handel nahe kommen und zur Eröffnung ordentlicher Niederlagen fähig find 348), 


Die Gewerbe wurden and in freie und foncejfionierte Gewerbe und in Fabriken 
unterfchieden. Die erite und dritte Stategorie waren die vorerwähnten. Die freien Gewerbe bil- 
deten die Ausnahme ***), die fonceifionierten die Negel. Die koncejfionierten Gewerbe waren alle 
diejenigen, „zu deren Betrieb aus allgemeinen gewerblichen oder fonjtigen öffentlihen Nüdfichten 
die Erwirkung einer eigenen behördlichen Konceſſion über Nachweiſung der durch die Geſetze vor— 


346) ©. dar. Kopep, a. a. O. |. S 79. 80. in allen PBrovinzialhauptftädten Niederlagen au 
347) Kopep,a.a.0.1.881—84.8165.8199. errichten und in denfelben den Verkauf im Großen 
348) Das Befugnis beredhtigte u. a. die Fabrik und Kleinen au betreiben. 
als „R. 8. privilegierte* zu bezeichnen, den S.: 349) Ein Verzeichnis bderjelben bei Kopetz, 
K. Adler im Siegel und Warenzeichen zu führen, a. a. ©. 1. $ 85. 
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gefchriebenen Bedingungen gefordert wurde“. Diefe Gewerbe, zu bemen die zünftigen und bie 
unzünftigen im e. ©. gehörten, wurden gefchieden in die „Sommercialgewerbe* und 
J olizeigewerbe“ Unter letzteren verftand man diejenigen, deren Abſatz nur auf den 
Ortsbedarf, wo fie beftehen, beſchränkt ift, wo daher bei der Verleihung auf ein richtiges Ver: 
hältnis zwijchen dem Lolalbedarf und der Zahl der beitehenden Gewerbebetriebe Rückſicht ge 
nommen werden muß, unter erfteren diejenigen, die auch für den auswärtigen Verfchleiß betrieben 
werden. Man redinete ausnahmsweiſe zu jenen aber auch ſolche, die zwar einen erweiterten Abiat 
genießen oder desſelben fähig find, bei denen aber überwiegende Sanitäts: oder Sicherheitäräd- 
fihten eine bejondere Ueberwachung notwendig machen *°°). 

Eine weitere wichtige Einteilung der Gewerbe war bie in perfönlihe nd Realge— 
werbe*”*) Bei jenen waren die Gewerbörehte dem Erwerber nur für feine Berfon ver: 
lieben, fie erlojchen mit feinem Tode und durften weder an eine andere Berfon übertragen noch 
verpfändet oder verpaditet werden; nur Witwen konnten dad Gewerbe des verjtorbenen Mannes, 
fo lange fie nicht zu einer neuen Ehe jchritten, fortiegen. Nealgewerbe waren folde, melde 
nicht an die Berfon des Gewerbetreibenden geknüpft waren, vielmehr mittelft der Erwerbungs- 
arten des bürgerlichen Rechts (dur Kauf, Tauſch, Schenkung, Vermächtnis 2c.) von Einem auf 
den Andern übertragen, auch im Wege der Verpachtung ausgeübt oder verpfändet werben konnten; 
die Gewerberechte wurden ohne obrigkeitliche Verleihung erworben, ihre Ausübung fegte aber 
den Nadyweis der gefeglihen Eigenichaften bei der Behörde voraus. Unterarten derjelben waren 
die radicierten und die verfäuflihen fowie die in einigen Stronländern beitchenden 
Dominicalgewerbe Die radicierten Gewerbe waren mit dem Beſitz eines gar 
oder Grundftüds dergeitalt verbunden, daß fie einen integrierenden Beſtandteil der betreffenden 
Nealität ausmachten, daher mit derfelben von einem Befiger auf einen andern übergingen, ge 
trennt von ihr aber in der Negel nicht ausgeübt werden durften; fie waren in den Grundbücdern 
verzeichnet. Die verfäuflidhen bafteten auf feinem Haufe oder Grundftüde, der Berechtigte 
fonnte mit den Gerechtfamen wie mit feinem übrigen Eigentum fchalten; über fie wurden eigene 
Vormerkprotofolle geführt. Es galt der Grundjag, daß jedes Gewerberecht als ein perfönliches 
vermutet wird und daher die Nealeigenihaft von Demjenigen, der fie anſpricht, nachgewieſen 
werden muß. Die Erforberniffe zu diefem Nachweis waren in den Stronländern verſchieden. Es 
beftand das Prinzip, die Realgewerbe möglichit zu vermindern, die Entſtehung neuer war ver: 
boten; für die Ablöfung waren Normalpreife vorgefehen. Zu den Nealgewerben gehörten auch 
die in Böhmen und Niederöfterreich beitehbenden Dominicalgewerbe, melde nicht, wie das 
obrigkeitliche Propinationsredht und das Mühlenrecht **2), ein ausſchließendes Recht zum Betriebe 
gewiller Erwerbszweige involvierten, aber als Nechte der (ehemaligen) Dominicalbefiger im ftän- 
diſchen Gültenbuch verzeichnet waren und von den Gutsförpern, mit welchen fie verbunden waren, 
nicht getrennt werben durften, im übrigen aber von den Dominicalbefigern entweder auf eigene 
Nehnung oder im Wege der Verpachtung betrieben werden konnten. Solde Dominicalrechte 
hatten auch ftädtiiche Gemeinden, welche die zu den betreffenden Gewerben erforderlichen Gebäude 
hergeftellt und eingerichtet hatten *). 


Die Buftände in dem zünftigen Gewerben waren unerfreuliche und während der ganzen 
erjten Hälfte des Jahrhundert? Gegenftand fortwährender Klagen. Die zünftigen Meifter 
boten Alles auf, neue Konkurrenten, jofern diejfe nicht Söhne oder Verwandte eines Mit: 
meifterö waren, von denen ihr Brofneid und Monopolgeift eine Beeinträchtigung ihres Er- 
werbes bejorgte, vom Gewerbebetrieb auszuichliegen und wenn diejelben durch die Regierung 
das Recht auf den Gewerbebetrieb erlangt hatten, nicht auffommen zu laffen; für die ordent- 
lihe Ausbildung der Lehrlinge geſchah fo gut wie nichts, die Behandlung der Lehrlinge war 
eine jchlechte, die der Gejellen eine rüdfichtslofe und egoiftiiche, die Leiftungsfähigteit der 
Meifter und Gejellen war eine geringe, der Gejchäftsbetrieb der erjteren ein mehr als läj: 


350) Ein Verzeichnis der Polizeigewerbe bei ftredten ſich vornämlich auf die Erzeugung von 
Kopetz, a. a. 9.1.8 91. Meth, Bier, Branntwein und den Ausſchank diejer 
351) ©. dar. die Daritellung von Kope ß, | Getränfe und des Weind — zujangnen „Pr o- 


a a. O. l. 5 119-151. 

352) In einigen Kronländern exiſtierten von 
Alters Her auf den ehemaligen Herrſchaften (Do— 
minien) auch im einzelnen Gemeinden obrigfeit- 
liche Gewerberechte, nad denen die Herrichaft 
(refp. die Gemeinde) das ausfchliehliche Necht zur 
Erzeugung oder zum Berfauf gewiſſer Gegen- 
ftände innerhalb des herrichaftlichen Territoriums 
hatte, nicht jelten verbunden mit einem Zwangs- 
recht gegen die Konſumenten. Dieje Rechte er- 


pinationdrecdt” genannt — und auf ben 
Mühlenbetrieb (Mühlenredht, Müblenregal). 
Der Bier- und Branntweinzwang wurbe durch 
das failerlihe Patent vom 7. September 1848 
bejeitigt, da8 Propinationsrecht aber blieb weiter 
beitehen. 

353) In Böhmen waren es bejondere Mühlen, 
Kalt: und Biegelbrennereien, Schmiede, Leder» 
bäujer, Walfmühlen,, Färbereien, Glashütten, 
Fleiſchbänle ꝛc. Kopeg, a. a. D.1.8 147. 
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figer 34). Die Regierung trat zwar weitergehenden zünftleriichen Bejtrebungen entgegen, that 
aber im übrigen nichts, um den Gewerbeftand zu heben. Befjer waren die Verhältniffe in 
den unzünftigen Gewerben, namentlich in der Induſtrie, die, während die zünftigen Gewerbe 
nur die Stagnation und den Rüdjchritt zeigten, unter einem liberalen und den Aufſchwung 
begünftigenden Konceifionsiyftem aufblühte und ftete Fortſchritte machte. 


Bezüglich der Gefhihte des Gewerberechts im diefen Landesteilen vor dem 19, 
Ga ae t, die erft zu einem Teil erforicht ift, müffen wir uns hier auf eine furze Dar: 
ftellung der Hauptpunkte auf Grund der bisherigen Unterfuchungen beſchränken. 

In DOefterreih batten die Zünfte (Zehen, Gilden, Innungen, Mittel, Bruderfchaften, 
Gremien) nie eine Machtitellung wie in andern Teilen des Deutfchen Neiches erlangt, ihre frühere 
Autonomie war fchon feit dem Anfang des 16. Jahrhunderts befeitigt und die Ge— 
werbepolitif nahm feitdem einen „abiolutiftifhen“, ſpäter auch merkantiliftiichen Charakter an; 
die Zünfte wurden der „Policey“ untergeordnet, die Staatägewalt ſah die Rechte der Yünfte 
alö revofable ftaatlihe Privilegien an, auch das Recht zum Gewerbebetrieb galt als ein vom 
Staat verliehenes Recht umd der Landesherr ernannte auch Freimeiſter (fog. Hofbefreite), die 
von bem Aunftverband, in der Negel auch von den (Steuer-)Leiſtungen der zünftigen Hand» 
werf3meijter befreit waren, im übrigen aber, gegen Entrichtung eines jährliben Schuggeldes für 
ihre Perſon, wie diefe das Gewerbe betreiben, Lehrlinge und Gefellen halten durften, deren Ber: 
fonalreht jedoch mit dem Tode des Kaiſers, ber es verliehen, erloſch. Aber trotzdem herrichten 
auch hier im 16, und 17, Jahrhumdert die oben (©. 553 fi.) geidilderten Mißitände "°°) 
und alle Verſuche, weldıe die Staatögewalt mit der an die Neichspolizeiordnungen ſich anſchlie— 
benden Landesgejeßgebung machte, un die „Handwerksmißbräuche“ zu bejeitigen *°), hatten mır 
geringen Erfolg. Schwer wurde das Gewerbeweien durch die Ausichließung der Proteitanten 
aus den Zünften geſchädigt. Am Ende des 17. Jahrhunderts erwog Kaiſer Yeovold I, (1657 
— 1705), nadıdem er vorher, 1689, zur Belferung der Verhältniffe, aber ohne Wirkung, eine 
allgemeine Handwerksordnung erlaflen hatte, nad) der u. a. gegemüber der Geſchloſſenheit der 
Zünfte „in arbitrio eines jeden Magiftrates und Obrigkeit“ verbleiben follte „nach denen ver: 
änderlihen Zeiten und Umbſtänden die Anzahl zu vermehren oder zu mindern, damit denen 
monopoliis lein Plat eingeraumbt wird“, ernftlich die Aufhebung aller Zünfte Es wurden 
Gutachten von fäntlichen Landesregierungen eingefordert, „ob und wie die Handwerkszünfte, ad 
imitationem anderer Königreihe, Republiken und Länder, wo die Commerzien im beften Flor 
find, oder doch nicht wie im Nömifchen Neiche privilegiert find, abzuſchaffen, oder dod) jo zu 
reitringieren wären, daß fie feinen, welcer fi in einer Stadt oder einem Markte bürgerlid) 
niederlaffen und ein Handwerk treiben wollte, hindern, oder in ihr Gremium einzutreten nöthigen 
fönnten“; befannt ift nur das Gutachten der böhmischen Statthalterei, das fich gegen die Be— 
jeitigung, aber für eine Neform des Zunftweſens ausfprah. Es fam damals aber weder zu 
dem Einen noch zu dem Andern. Als im Anfang des 18. Jahrhunderts unter Joſephel. 
(1705—1711) die erften Fabriken konceffioniert wurden, erhielten die Unternehmer ſpezielle Pri— 
vilegien, fog. Privativa, welche fie außerhalb des Aunftrehts und der Zunftverfafiung ftellten 
und ihren Gewerbebetrieb davon unabhängig machten; die Förderung der Induſtrie nach mer— 
fantiliftiihen Marimen blieb feitben eine Sorge aller NRegenten und man gewährte den Fabri— 
fanten, namentlich aud Ausländern, Vergünftinungen aller Art: volle Neligionsfreiheit, Steuer: 
freiheit, Militairfreiheit der Arbeiter und Lehrlinge, Freiheit von der Einquartierungslaft, Er: 
findungsprämien, Staatsvorſchüſſe 2c. Ein direkter, entjchiedener und folgenreiher Schritt gegen 
die Zünfte geſchah durh Karl VI (1711—1740) im Jahre 1725 durd das kaiſerl. Patent 
vom 12, April, durch welches vermittelit der ſog. Schutbefugniffe oder Decrete (zuerit in Wien 
und Nieberöfterreic, ſpäter 1765 auch in Böhmen) für die weitaus meiften zünftigen Gewerbe *°”) 
rechtlich eine neue Klaſſe von Handwerkern („Decreter“) geihaffen wurde, die ohne Erwerb des 
Bürger: und zünftigen Meifterrehts mit obrigfeitliher Genehmigung das Handwerk betreiben, 
auch wie zünftige Meifter Lehrlinge und Gefellen halten durften"), Die „Decreter*, die neuen 
Konkurrenten zünftiger Meifter, waren insbejondere Nichtkatholifen, oder verheirathete Gefellen, 
welchen die Zünfte die Beichäftigung vermweigerten, namentlich auch geſchickte ausländiiche Ge— 
werbäleute. Die „Decrete” wurden jo häufig erteilt, daß am Ende bes 18, Jahrhunderts in 
manchen Gemwerben es fait ebenfoviel „Decreter“ wie bürgerliche zünftige Meifter gab. 

Schon vorher (1724) hatte der Kaiſer die Ausarbeitung einer „Generalgewerbe: und Zunft: 


354) ©. den Bericht der Allg. Hoffammer bei| 357) Ausgenommen wurden nad) einem jpätern 
Reſchauer, a. a. O. © 174. Hofreſkript von 1776 nur Apotheker, Fleiſchhauer, 
355) In Oeſterreich war u. a. auch ein Haupt- Maurer- und Zimmermeiſter, Schmiede und we— 
übelftand, daß die Gemwerbebefugnis vielfach auf nige andere. ©. darüber Kopetz, a. a. O. |. 
äufer „radicirt” und erblich war, und dazu die, ©. 101. 
Geſchloſſenheit der Zunft beftand. ' 358) Das Schußdefret wurde immer auf ein 
356) ©. dar. auh 3. Hatichel, Das Manu | Jahr audgefertigt, für dasjelbe war ein jährlich 
fafturhaus auf dem Tabor in Wien. 1888. ©. | zu bejtimmendes Schutzgeld zu bezahlen. Ko— 
7 f. (Schmoller, 5. VI, 1). pe, a. a. O. J. S. 9. 
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orbnung“ befohlen, welche die Zunftmißbräude ausrotten und eine „neue, gute Ordnung” ber: 
ſtellen ſollte. In Gemäßheit diejes Befehls wurden die Handwerkspatente vom 16. November 
1731 für die böhmifchen Provinzen, vom 19. April 1732 für Defterreidh ob und unter der Enns 
und für Tyrol, vom 21. Juni 1732 für Inneröfterreich erlaffen; gleichzeitig (13. Juni 1732) 
wurde der Neihsichluß von 1731 (f. oben ©. 558) als Landesgeſetz publiziert. Die Handwerks: 
patente ftellten die Errichtung neuer Zünfte und Laden und die Erteilung von Zunftfagungen 
als das ausſchließliche Net des Landesfürften hin, erflärten alle von den Handwerkern * 
landesfürſtliche Erlaubnis oder Beſtätigung errichteten Handwerksartikel und eingeführten Ge: 
bräuche für null und nichtig und trafen nadı den ©. 560 ff. gefchilderten Grundjägen für die Zünfte 
eine Reihe von reformatoriichen Beitimmungen, welden neu zu beftätigende Zunftjagungen ent: 
Iprechen follten und durch welche wideriprecdhende Beitimmungen bereitö beftätigter Zunftartifel 
aufgehoben wurden. Ein Gejeg vom 18. Januar 1732 verfügte die Vorlegung aller bisher nicht 
landesherrlich beftätigten Satzungen der einzelnen Zünfte an die Hofbehörde zur BVeftätigung. 
Auf diefe Weife entitanden die zahlreihen neuen Spezialartitel der einzelnen Zünfte. Weil aber 
fi in den eingereihten Sagungen eine außerordentliche Verfchiedenheit in den Gebräuchen und 
der bisherigen Rechtsordnung zeigte, wurden, um die Gleichförmigkeit zu erzielen und zugleich 
den ärmeren Zünften die mit der Beltätigung ihrer Spezialartifel verbundenen Koſten zu er: 
ſparen, für die kleineren Städte und Märkte in den böhmischen Provinzen mit Vatent vom 5. 
Januar 1739 Generalzunftartifel als gejeglide Richtſchnur über die Zunftverfaffung und das 
Zunftrecht erlaffen und nur noch den Zünften der größeren Städte geitattet, Spezialartifel zur 
allerhöchften Beftätigung einzubringen. Der Interichied zwiſchen den General: und Spezial: 
zunftartifeln beitand darin, daß in den leßteren auch über diejenigen Bunte, weldye in den General: 
artifeln dem Gutbefinden der Obrigfeiten und Magiftrate nur im Allgemeinen überlaffen waren, 
eine eigentlihe Ausmeſſung bewilligt und ebenjo in Anfehung der Gebühren, Unkoſten und der 
Lehrzeit andere gejegliche Beftimmungen oder auch jonftige Zufäge zu den Generalartifeln zu: 
geftanden wurden. Die Generalzunftartifel für die böhmiſchen Provinzen wurden fpäter aud 
der allgemeinen Zunftordnung für Galizien vom 9. Mai 1778 zu Grunde gelegt. Alle dieſe 
General: und Spezialartifel führten aber dod) in Wirklichkeit nicht zu einer durchgreifenden Ne: 
form, fie fcheinen nach NReichauer den Weg vom Papier ins praftifche Leben nicht gefunden zu 
haben, „denn die Mißſtände, welche fie ins Leben gerufen haben und deren Abftellung fie be: 
zweckten, dauerten ſaſt ungeihmwächt fort, und die fpäteren öſterreichiſchen Regenten ſahen fich daher 
wiederholt genötigt, im Wege von Spezialgejegen dasjenige anzuordnen, was bereits durd) bie 
Generalzunftordnung endgiltig geregelt zu jein fchien“ 99, 

Unter der Regierung der Haiferin Maria Thereiia’") (1740—1780) kam es zu einer Reihe 
einzelner wirklicher Reformen des Zunftrechts. Durch die Handwerkspatente von 1740 fi. ins: 
beiondere wurde die Jurisdiktion der Fünfte erheblich eingeichränft, den älteren Zunftmeiftern 
wurde auf das Strengfte verboten, die jüngeren durch unbillige Aufträge zu drüden, ebenio 
wurden gemeinsame Preisabreden unterfagt 2c. Die Anftruftion vom 25. Juli 1763 für Nieder: 
öfterreich wies die Behörden an, „bei allen Profeifionen, fo in das Manufakturenmweien einihlagen 
(d. h. den nicht für den lokalen Abjag arbeitenden), jebesmal die geſchickteſten Arbeiter zur Meifter: 
ſchaft auszumwählen, fih an feine Zahl zu binden, jondern die Zahl der Meifter nah Map, als 
die Manufakturen wachien, zu vergrößern“. In einer Menge von Spezialdefreten und Reikripten 
teils für einzelne Provinzen, teils für einzelne Gewerbe wurden einzelne beitehende Beichrän: 
tungen der Produktion und des Abſatzes gewerblicher Produkte aufgehoben und ganze Gewerbe 
zu Freien gemacht, welche ohne weiteres von Jedermann gegen bloße Anzeige und ohne Beichrän: 
fung auf einen gewiffen Ort und Bezirk ausgeübt werden durften *9). Einen entichieden gewerbe: 
freiheitlihen Gharafter hatte die Normalverordnung vom 30, März 1776 °%?), melde 84 Be: 
ichäftigungen zu freien Gewerben erklärte, den Magiftraten und Ortsobrigfeiten geitattete, dem 
Gommerzial:Profeffioniften, Fabrikanten und Manufakturiften jelbitändig das Bürger: und Meiiter: 
recht in ihren Bezirken zu erteilen, fie anmwies, dies in liberalfter Weile zu thun, den Handel mit 
gewerblichen Necten und Stellen nn verbot 2c.; aber die Verordnung erwies fi als nicht 
durdführbar, fie wurde auch nicht publiziert, die Behörden wurden nur angewieien, fich thun— 
lichft nad) derjelben zu richten, nachdem die Zahl der freien Gewerbe von 84 auf 64 reduziert 
worden war. Noc mehr war Joſeph Il. (1780—1790) bemüht, in liberaler, den Zünften miß— 
günftiger Politik durch Spezialbeitinmungen beftehende gewerbliche Beſchränkungen aufzuheben 
und dem Einzelnen die Erwerbögelegenbeit zu erleichtern °%*), Aber zu einer allgemeinen Innungs: 
reform, wie fie Preußen und andere deutſche Staaten im 18, Jahrhundert vornahmen, gelangte 
man damals nicht, ebenfo wenig in der erften Hälfte des 19, Jahrhunderts. 

Unter Leopold 11. (1790-1792) und namentlich unter Franz 1. (1792—1835) wurde bie 
Gewerbepolitif, joweit fie die zünftigen Gewerbe betraf, fogar eine realtionäre, man war mehr 


359) Reihauer, aa. D. ©. 12. Ihäftigungen (Ropep, a.a.D. 1.885. S. 122), 

360) U. Beer, Studien zur Gefchichte der die Hofverordnung für Niederöfterreich vom 17. 
öjterreichiichen Voltswirtichaft unter Maria The- Auguft 1765 zählt aber von ihnen jchon 37 freie 
refia. Bd. I. 1894. Gewerbe auf. 

361) Die Freigebung erftredte fich anfänglich | 862) ©. diejelbe bei Reſchauer, a. a. O. S. 18, 
nur auf die ald Hausinduftrie betriebenen Be- | 363) ©. dar. Reſchauer, a.0.D.©.38 fi. 
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beitrebt, den Zünften ihr Erwerbögebiet zu fichern, ald bie Grenzen der freien Produktion zu 
erweitern. Der Mangel eines einheitlihen Gewerberechts und der komplizierte Zuſtand der Ge- 
werbegejeggebung (j. Anm. 888) wurde aber zu einem immer größeren Uebelſtande, und noch kurz 
vor jeinem Tode beauftragte der Katjer (Dekret vom 4. Februar 1835) die allgemeine Hoffammer, 
für die deutichen Staaten ein Gewerbegejeg zu entwerfen, welches „aber nicht die beitehenden 
Innungen oder die Rechte der radicierten und verkäuflichen Gewerbe in Frage Stellen ſollte“. Die 
Hoffammer entwarf noch 1835 ein Gewerbegeieg für die deutichen Provinzen, Galizien und die 
Bukomwina °%*), welhes nur aus 67 kurzen Paragraphen beitand, für die weitaus meilten Ge— 
werbe den Befähigungsnachweis forderte, aber jeden Zunftzwang aufhob. Der Entwurf blieb 
Nktenmaterial, unter der Regierung Ferdinand's I. (1835—1848) konnte man fich nicht ent: 
ichließen, ihn zum Gefeg zu machen *) nod) eine andere Neugeftaltung des Gewerberedhts vor— 
zunehmen. Erjt nach den politiihen Veränderungen infolge des Jahres 1848 wurde in den 
fünfziger Jahren eine neue, einheitliche Negelung des Gewerberehts in Angriff genommen und 
durh die Gewerbeordnung vom 20, Dezember 1859 herbeigeführt. In dem Grund: 
prinzip einer neuen Gewerbeordnung vertrat Anfangs die Regierung in einem 1854 den Handels: 
und Gewerbefammern zur Begutahtung vorgelegten Gejegentwurf vollitändig ben Standpunkt 
einer, fogar noch über das bisherige Necht zurückgehenden, Gewerbeunfreiheit, ein zweiter Gejeg- 
entwurf von 1856 dagegen berubte auf dem Prinzip einer jehr weiten Gewerbefreiheit ; aus ihm 
ift die Gewerbeordnung von 1859 hervorgegangen, welche die Gewerbefreiheit einführte. 


Die Gewerbeordnung von 20, Dezember 18593%) wurde für den ganzen Um— 
fang des Reiches, mit Ausnahme des venetianischen Verwaltungsgebietes und der Militär- 
grenze erlafjen und trat am 1. Mai 1860 in Kraft. Sie ift wie die deutjche auch ein Ge— 
werbegeje im w. S. 3%), Ihre Beitimmungen galten „für alle gewerbsmäßig betriebenen 
Beichäftigungen, fie mögen die Hervorbringung, Bearbeitung oder Umgeftaltung von Verfehr3: 
gegenftänden, den Betrieb von Handelögejchäften oder die Verrichtung von Dienjtleiftungen 
und Arbeiten zum Gegenftande haben“ 3%), mit Ausnahme von 16 „Beichäftigungen und 
Unternehmungen“, welche in dem Einführungspatent angegeben find, zu denen aber von den 
Gewerben im e. S. nur das Wpothefergewerbe gehört. Die Gewerbe der Gewerbeordnung 
werden im Erzeugungd: und Handelögewerbe geichieden. Das Einführungspatent ſetzte alle 
beitehenden VBorjchriften über die Erlangung von Gewerbs:, Fabriks- und Handelsbered)- 
tigungen, jowie alle mit der Gewerbeordnung unvereinbarlichen älteren Normen über deren 
Ausübung vom 1. Mai 1860 ab außer Wirkſamkeit 3%). Uber die nad) den bisherigen ge- 
jeglichen Bejtimmungen erworbenen Fabrifs- und Handelsberechtigungen blieben aufrecht 370); 
ebenjo blieb die Realeigenichaft der zu Recht bejtehenden radicierten und verkäuflichen Ge- 
werbe unverändert, neue Realgewerberechte durften jedoch nicht gegründet werden ®?!). Be: 
züglich der Monopole und Regalien des Staats, jowie der in einigen Kronländern noch 


uhren, Spinnrädern 2c.). Für die Haufierer blieb 
das Kſrl. Batent vom 4. September 1852 in Straft. 
Bol. Einf. Patent No. V. 

Die Gewerbeordnung eritredte fich nicht auf 
die Hausindujtrie und diefe iſt auch jebt 
noch von der Einreihung unter die Gewerbe aus 
‚genommen (Gew. Ord. 8 1). Als Hausinduftrie 


364) ©. den — desſelben bei Reſchauer, 
a. a. O. S. isd 

365) Reſchauer, a. a. O. ©, 195 bemerkt 
hierüber: „wie wir vermuten, in der Beſorgnis, 
daß hierdurch der in den gewerblichen Kreiſen ohne: 
dies vorhandenen Unzufriedenheit mit den öffent- 
lichen Zuftänden neue Nahrung zugeführt würde“. 


366) Ueber dieje Gewerbeordnung und ihre Ein- 
wirfung auf das bisherige Recht vgl. bei. v. Stu: 
benraucd, Handbuch des neuen Oeſterr. Ge- 


werberechtes. 1860, auch E. v. Blener, „Ge 


werbegejeggebung in Oeſterreich“ in S.8. f. ©. 11 
(1875) ©. 72 ff. 

367) Das Gebiet der Gewerbe im w. ©., welche 
die Gewerbeordnung regelt, iſt aber ein engeres als 
das der Deutichen Gewerbeordnung. Sie erjtredt 
ſich im mwejentlichen nur auf die Gewerbe im e. ©. 
(außer Apothelergeiwverbe) und auf den Waren- 
handel, aber mit Ausschluß des Haufierhandels 
und anderer ausjchließlich im Herummwandern aus— 
—— gewerblicher Verrichtungen (wie z. B. der 

chleifer, Topf- und Drahtbinder, Keſſelflicker, 
Siebmacher, Korbflechter, Ausbeſſerung von Holz— 


iſt aber nach dem Erlaß des Handelsminiſteriums 
vom 16. September 1883 die gewerbliche pro- 
duftive Thätigkeit zu verftehen, weldye nach ört— 
liher Gewohnheit von Berjonen in ihren Wohn: 
'ftätten, fei es als Haupt- ſei es als Nebenbe- 
ſchäftigung, jedoch in der Art betrieben wird, daß 
dieſe Perſonen bei ihrer Erwerbsthätigkeit, falls 
ſie derſelben nicht bloß perſönlich obliegen, feine 
ewige Hilfsarbeiter (Gehilfen, Gejellen, 
Lehrlinge) beſchäftigen, ſondern ſich der Mitwir- 
‚fung der Angehörigen des eigenen Hausſtandes 
bedienen. 
368) Einf. Patent No. 
369) Einf. Batent No. 
370) Einf. Patent No. 
371) Einf. Batent Ro. 
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bejtehenden Propinations- und Mühlenrechte, und ber Regalbenefizien jollten die bisherigen 
Borichriften maßgebend bleiben 372), Die durch das jog. Privilegiengejeß vom 15. Auguft 1852 
den Inhabern von Erfindungs-, Verbeſſerungs- und Entdedungsprivilegien gewährten Rechte 
wurden durd das neue Gejeh nicht berührt 3). 

Die Gewerbeordnung hat für die im Reichsrat vertretenen Künigreiche und Länder in 
den Jahren 1883 und 1885 wejentliche Abänderungen erfahren; das Gejeg vom 15. März 
1883, welches von den neun „Hauptſtücken“ der Gewerbeordnung von 1859 die Hauptitüde 
I, II, III, IV und VII erjegte, jchränfte die Gewerbefreiheit ein und regelte u. a. neu das 
gewerbliche Korporationswejen 37*), das Gejeg vom 8. März 1885375) gab an Stelle der 
wenigen und ganz ungenügenden Beſtimmungen eine umfangreiche neue uud beſſere Arbeiter: 
ſchutzgeſetzgebung. 

8 49. Der Rechtszuſtand für die Gewerbe im e. S. war nach der Gewerbe— 
ordnung von 1859 in den Hauptpunkten folgender. 

Die allgemeinen Bedingungen des jelbjtändigen Gemwerbebetrieb3%) 
waren: In der Regel ift die Berechtigung zur Verwaltung de3 eigenen Vermögens erfor: 
derlich; Dispofitionsunfähige können aber aud mit Zuftimmung ihrer gejeglichen Vertreter 
und der kompetenten Behörde durch einen geeigneten Stellvertreter ein Gewerbe betreiben. 
Juriſtiſche Perſonen müſſen ebenfalls einen geeigneten Geſchäftsführer als Stellvertreter be: 
jtellen. Bejtrafte Perjonen fünnen unter gewiljen Borausjegungen ($ 7.8) von dem Antritt 
eines Gewerbes ausgejchloffen werden. Der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe ift ge- 
jtattet. Das Geichleht begründet in Bezug auf die Zulaffung zum Gewerbe feinen Unter: 
Ichied. Die Aufnahme in den Gemeindeverband ijt nicht erforderlih. Die Zulaffung von 
Ausländern ift der Entjicheidung des Minifteriums des Innern vorbehalten, joweit nicht durch 
Staatöverträge andere Beitimmungen getroffen find. 

Die Gewerbe wurden in freie und foncejjioniertegejchieden, je nachdem fie gegen 
bloße Anmeldung betrieben werden durften oder aus öffentlichen Rückſichten an eine bejondere 
Bewilligung der Behörde gebunden waren. Alle Gewerbe, welche nicht ausdrüdlich als kon- 
cejfionierte erflärt waren, waren freie. Das Verhältnis beider Gewerbearten wurde gegen 
bisher ein umgefehrtes. Während früher die freien Gewerbe die Ausnahme bildeten, wurden 
fie jegt die Negel und die foncejjionierten die Ausnahme, und nur die Nüdficht auf das 
Öffentliche Wohl begründete die Ausnahme. Zum Betrieb eines freien Gewerbes war 
nur die Anmeldung bei der zujtändigen Ortsbehörde erforderlic), welche bei Erfüllung der 
allgemeinen gejeglichen Bedingungen dem Unternehmer zu feiner Legitimation einen Ge- 
werbejchein ausfertigte. 


372) Einf. Patent No. VII. 

373) Einf. Batent No. IX. In Defterreich-Un- 
garn wurde das erfte Batentgeies ſchon im 
Jahre 1810 gegeben; nad) ihm beftand ein Vor— 
prüfungsverfahren. Durch Geſetz vom 31, März 
1832 wurde dad MAnmeldeverfahren eingeführt. 
Eine neue Regelung des Patentweſens ınit dem 
UAnmeldeverfahren erfolgte durch das noch heute 
geltende Privilegiengeiep vom 15. Auguft 1852. 
Die Aenderung des Geſetzes wird feit Fahren 
alljeitig al3 ein dringendes Bedürfnis anerlannt. 
Der Mufterjhug wurde durch Gejeg vom 
7. Dezember 1858 geregelt. 

374) Zur Nusführung dieſes Geſetzes find die 
Mind. vom 12. Mai 1885 (Wo. 69. R.G.Bl. 


Beitellung von Gewerbeinſpeltoren ermächtigte den 
Dandelöminifter, Gemwerbeinipeftoren und einen 
Gentralgemwerbeinjpeftor im Einvernehmen mit dem 
Minifter des Innern zu ernennen und regelte im 
Einzelnen dieje Injpektion. Die Zahl der In— 
ipeftionsbezirfe ift durdy Min.Ber. vom 15. Jan. 
1885 (R.G. Bl. S. 21 ff.) auf 12, jpäter durch B. vom 
Juni 1886 (R.G. Bl. ©. 295), dazu ®. vom 14. 
Dftober 1889 (R.G.Bl. S. 429) auf 15 feitgeiegt. 

376) Dieje Beſtimmungen find durch das Geieh 
von 1883 nicht geändert, nur ift bezüglich der 


Ausländer beftimmt, daß fie gegen Nachweiſung 
| der formellen Reciprocität ihres Staats in Bezug 


auf den Antritt und den Betrieb eines Gewerbes 
den Inländern gleichgeitellt find und nur im Falle die 


©. 176 ff.) und 5 minifterielle Verordnungen vom | Neciprocität nicht nachgewieſen wird, einer förm— 


27. Mai 1885 (No. 82—86 des R.G. Bl. S. 195 ff.), 


ergangen. 


375) Das Geſ. vom 17. Juni 1883 betr. die | verhältniffe j. Ulbrid, a. a. O 


lichen Zulafjung ſeitens der politiichen Landes: 
behörde bedürfen. Ueber die thatjächlichen Rechts— 
. ©. 824 fi. 
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Konceffionierte waren (nah $14) 1. alle Gewerbe, welche auf mechanijchem oder 
chemischen Wege die Vervielfältigung von litterarifchen oder artiftiichen Erzeugniffen zum 
Gegenjtande haben (Bud, Kupfer-, Stahl-, Holz, Steindrudereien 2c.), 2. das Gewerbe 
der Baumeister, Maurer, Steinmepgen und Zimmerleute, 3. das Rauchfangfehrergemwerbe, 4. die 
Berfertigung von Waffen und Diunitionsgegenftänden und da3 Gewerbe der Büchſenmacher 
insbejondere, 5. die VBerfertigung von Feuerwerksmaterial und Feuerwerkskörpern. Zu ihnen 
ift noch durch jpätere Verordnungen Hinzugefommen: das Gewerbe der Brunnenneijter, 
Hufjchntiede, die BVerfertigung von Sprengmitteln, die Runftweinerzeugung und die Gasan— 
ftalten. Die bejonderen Koncejfionsbedingungen (außer den allgemeinen) waren: Verläßlichkeit 
und Unbejcholtenheit, Befähigungsnachweis 377), Rüdfiht auf die Lokalverhältniſſe und auf 
die polizeiliche Meberiwachung. 

Eine bejondere obrigfeitlihde Genehmigung der Betriebdanlagen würde 
bei allen Gewerben vorgejchrieben, welche mit Feuerftätten, Dampfmajcinen oder Wafjer- 
werfen betrieben werden oder welche durch gejundheitsichädliche Einflüffe, durch die Sicherheit 
bedrohende Betriebsarten, durch üblen Geruch oder durch ungewöhnliches Geräuſch die Nach: 
barichaft zu gefährden oder zu beläftigen geeignet find ($ 31—41, jetzt Gew.Ord. $ 25—35 73), 

Bezüglich des Betriebes waren außer einigen dürftigen Urbeiterjchugbeftimmungen Be- 
ichränfungen in der Gewerbeordnung nicht enthalten. 

Preisſatzungen durften nur beim Sleinverkaufe von Artikeln, die zu den notwen— 
digſten Bebürfniffen des täglichen Unterhalt gehören, und beim Rauchfangkehrergewerbe 
jtattfinden. Bei jenen Artikeln konnte die Behörde das Halten von Vorräten und im Klein— 
verfauf auch dort, two dieje Artikel keiner Preisjagung unterlagen, die Erſichtlichmachung 
der Preiſe in den Verfaufslofalitäten anordnen. Bäder, Fleiſcher und Nauchfangfehrer durften 
den Gewerbebetrieb nicht nad) Belieben unterbrechen, jondern mußten die beabfichtigte Ein: 
jtellung der Behörde anmelden und auf deren Berlangen noch Durch eine gewilje Zeit, höchſtens 
zwei Monate, fortführen. 

Die Verhältniſſe zwilchen den Arbeitgebern und dem Hilfäperfonal ein- 
ichließlih der Lehrlinge wurden nach den Grundjäßen des freien Vertrags geregelt, aber 
e3 war für alle Arbeiter dad Arbeitsbuch obligatoriſch. 

Während die Gewerbeordnung die Gewerbefreiheit in einem weiten Maße gewährte, juchte 
fie andererjeit3 durch Zwangsgenojfenjhaften für alle Gewerbetreibenden (auch Fa— 
brifanten) eine neue forporative Organijation derjelben zu jchaffen. Sie ordnete die örtliche 
Bereinigung gleicher oder verwandter (unter Umftänden jelbjt verjchiedenartiger Gewerbe) 
in „Genoſſenſchaften“ an; Mitglied der Genofjenjchaft wurde jeder jelbjtändige Gewerbe: 
treibende durch den Antritt jeines Gewerbes. In dieje Genofjenjichaften jollten die beftehenden 
Gewerbstorporationen umgewandelt, aber neue auch für Gewerbsleute, die bisher in feinem 
Berbande jtanden, „joviel als möglich“ hergejtellt werden. Der Zweck der Genojjenjchaften 
jollte in der Förderung derjenigen Unjtalten und WBorbereitungen, welche die Bedingungen 
der gemeinjamen Intereſſen abgeben, bejtehen. Insbeſondere follte ihnen obliegen: 1. die 
Sorge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwijchen den Mitgliedern der Genofjenichaft 
und ihren Angehörigen, insbejondere in Bezug auf den Lehr: und Dienjtverband; 2. die 
Austragung der bezüglichen Streitigkeiten; 3. die Gründung, Förderung, Beauffihtigung von 


377) Ihre Befähigung mußten insbefondere Beſondere Beſtimmungen find jpäter nod) erlaſſen 
nachweifen Baumeijter, Bauhandwerker, (Maurer, für einzelne Betriebsanlagen zur Erzeugung von 
Steinmegen, Zimmerleute,) Rauchfangfehrer, Büch- | Sprengmitteln (®. vom 2. Juli 1877 und ®. 
jenmader, Erzeuger von Feuerwerfämaterial und vom 22, September 1883), von Phosphorzünd— 
Feuerwerlskörpern, Brunnenmeifter, auch Huf» waren (8. vom 17. Januar 1885), zur Verar— 
jchmiede. beitung organijcher Stoffe x. (Erlaß vom 19. 

378) Näheres dar. und über das geltende Recht | März 1890) und über Bulververichleißftätten (8. 
bei Mataja, Art. Gewerbe a. a. D. S. 863 fi. |vom 17. Mai 1891). 
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Fachſchulen; 4. die Sorge für Kranken: und fonjtige Unterſtützungskaſſen; 5. Erſtattung von 
Auskünften und Gutachten über die Gewerbeverhältnifie an die Behörden; 6. die Mitwirkung 
in allen Vorkehrungen der öffentlichen Verwaltung, welche fi auf die Gejamtheit der Ge- 
werbögenojjen beziehen; 7. die Sorge für die Arbeitsvermittlung. 


Nur die jelbitändigen Gewerbetreibenden waren „Mitglieder“ der Genoffenichaft ; die Lehrlinge 
und Arbeiter wurden als „Angehörige“ betrachtet, in welcher Eigenihaft fie auch zu Beiträgen 
an Gehilfenkaſſen herangezogen werden fonnten, deren Marimum auf 3% vom Lohne normiert 
war. Bei ſolchen Kaſſen war den Gehilfen ein „angemeffener“ Einfluß auf die Verwaltung ein- 
zuräumen. Die Mitglieder hatten die mit behördlicher Genehmigung von der Genoffenichaft feit- 
gejegten Umlagen zu zahlen, welde nebſt den Erträgniffen eigenen Vermögens zur Erreidung 
der genannten Zwede, thatſächlich zur Beltreitung der Koſten der Krankenpflege für die Arbeiter 
und Dotierung der Unterſtützungskaſſe, verwendet wurden und im Verwaltungswege eingetrieben 
werden durften. 

Streitigfeiten der felbjtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Gehilfen und Lehrlingen aus 
dem Dienft: und Lehrverhältniffe, welche während der Dauer desjelben oder vor Verlauf von 
30 Tagen nad) deffen Aufhören angebraht wurden, waren, wenn ber Gewerbetreibende einer Ge: 
noffenichaft angehörte, von der Senojjenichaftsvoritehung im Wege der gütlihen Ausgleichung, 
event. dur Erkenntnis, andernfalls von der politischen Gewerbebehörde zu erledigen. Für bie 
Austragung der Streitigkeiten wurde dem Genofjenihaftsvoritande eine entipredyende Anzahl Ber: 
treter aus dem Gehilfenitande beigegeben, weldye aus den ehrenhafteiten und verftändigiten In— 
dividuen dieſer Hlaffe von der Gewerbebehörde für eine beſtimmte Dauer beftellt wurden. Die 
Erkenntniſſe der Genofjenihaftsvorftehung waren im Verwaltungswege vollziehbar ; gegen die— 
jelben jtand die Berufung an die Gewerbebehörde offen. Für jpäter angebradte Streitigkeiten 
war nur der ordentliche Richter zuftändig *). 


Außer den Bejtimmungen über die Verhältniffe zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
(inf. der Fabrifgejeßgebung) waren e3 hauptjächlich jene über die gewerblichen Korpora— 
tionen, welche einer Iteform bedürftig erfannt wurden. Die Gewerbegenojjenjhaften 
waren nicht zu der gehofften Wirkſamkeit gelangt, ausgenommen in Wien, ſowie in einigen 
andern größeren Städten und Anduftrieorten, wo noch von früher her Fräftige Innungen 
beſtanden. Neben ihnen hatten fich auf der Baſis des Vereinsgeſetzes vom Fahre 1867 freie 
Vereinigungen (Gemerfvereine, Fachvereine 2c.) gebildet, welche ähnliche Zwecke anjtrebten 
und zumeilen größere Erfolge erzielten. In den gewerblichen Kreijen jelbit gingen die An- 
fihten über die erwünjchte Reform auseinander. Während die Einen völlige Freigebung der 
Bıldıng von Genojjenjchaften verlangten, erklärten fi) die Underen für Beibehaltung der 
Zwangsgenoſſenſchaften mit verbejjerter Organijation und wejentlich erweitertem Wirfungs: 
freije. Die Lepteren haben in dem Gejeg von 1883 gejiegt. 

In der Zeit von 1859 — 1883 ergingen in Bezug auf gewerberechtliche Verhältnifie u.a. noch: 
1. Das Gefeß vom 19. Auguft 1865 (feit 1. Auguft 1866 in Kraft) über den Feingehalt von 

Gold: und Silberwaren und deilen leberwachung ; nach demielben bejteht der Stempelungs: 

und Staatstontrolgwang für die im Inlande zum Handel verfertigten Gold» und Silberbarren, 

für alle Gold» und Silbergeräte, zu denen auch Schmudjahen gehören, jowie für Gold: und 

Silberdraht und außerdem ein Legierungszwang (geieglicher Dlinimalfeingehalt) für Geräte umd 

Draht; dazu insbefondere die V.V. vom 30. November 1866 und 10, März 1872, 

2, Das Gefeg vom 7. Juli 1871 betreffend die Erprobung und periodiiche Unterſuchung ber 

Dampfkeſſel; dazu insbefondere V. vom 1. Oftober 1875", 


3. Das Sefet vom 9. April 1873 über Erwerbs- und Wirtihaftsgenoffenihaften; 
dazu V. von 14. Mai 1873 betr. das Genofjenichaftsregiiter, jegt erjegt durch B. vom 23, Mai 1895"), 


$ 50. Der Hauptzwed der Novellevom 15. März; 1883 war, das Slleingewerbe mehr 
als bisher zu ſchützen und die Lage des Handwerks und des Handwerferjtandes zu verbejjern. 
Die hauptjächlichiten AUenderungen des bisherigen Gewerberechts waren namentlich folgende: 
1. Das Geſetz fcheidet die Gewerbe in freie, hbandwerfämäßige und konceſſionierte. 


Die Negierung ı Minifterium des Handels und des Innern) hat bis zur gejeglichen Feititellung 
im Berordnungsweg die hbandwerfsmäßkigen Gewerbe zu bezeichnen °**), Es jollen als jolde 


379) Ein ſpäteres Gejeg vom 14. Mai 1869 ge- 380) Ueber die gejeglichen Beftimmungen und 
ftattete für jabrifmäßige Gewerbe die Errichtung das geltende Recht j. den Artikel Dampfkeſſel im 
bejonderer Gemwerbegerichte; die wenig zwedmä- | Deftr. Staatöwörterbuc I. ©. 271 ff. 
ßigen Beitimmungen des Gejeges hatten aber zur; 381) ©. dar. unten Abſchn. IV. 8 80. 

Folge, dab nur 4 Gerichte gebildet wurden. ©. 382) Nach den Viin.Berordnungen vom 17, Sept. 
unten Abſchn. VI. 1833 (R.G. Bl. S.465), vom 30. Juni 1884(R.®. BL. 
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diejenigen angefehen werden, bei denen es ſich um ‚yertigkeiten handelt, welche die Ausbildung 
im Gewerbe durch Erlernung und längere Verwendung in demjelben erfordern, und für welche 
dieje Ausbildung in der Regel ausreicht; Handelsgewerbe (im e. S.), fabritmäßig betriebene 
Unternehmmmgen und die Hausinduftrie find ausdrüdlid; von einer Ginreihung unter bie hand— 
werfämäßigen Gewerbe ausgenommen. Als Eonceffionierte werben diejenigen Gewerbe bes 
handelt, „bei denen öffentliche Rücdjichten die Notwendigkeit begründen, die Ausübung derjelben 
von einer bejondern Bewilligung abhängig zu machen“ (f. unten No. 4). Freie Gewerbe find 
alle, welche nicht alö handwerfsmäßige oder konceſſionierte erklärt werben. 

2. Für den felbftändigen Betrieb eines handwertömäßigen Gewerbes ilt der Be- 
A EEE, weis umd eine bejtimmte Lehrliugs- und Gejellenzeit?**) vorgejchrieben. 
Der Befähigungsnachweis wird durd das Lehrzeugnis und ein Arbeitszeugnis über eine mehr: 
jährige Verwendung als Gehilfe in demjelben Gewerbe oder in einem dem betr. Gewerbe ana- 
logen abrifbetrieb erbracht. An Stelle diejer Nachweiſe kann ein Zeugnis über den mit Er— 
folg zurüdgelegten Beſuch einer gewerblichen Unterrichtsanftalt (Fachſchule, Lehrwerkitätte, Werk: 
meiiterfchule an höhern Gewerbeichulen) treten, in welcher eine praftifche Unterweifung und fach— 
gemäße Ausbildung im betr. Gewerbe erfolgt *). Ausnahmsweile kann die Landesbehörde von 
der Beibringung des Befähigungsnachweiſes dispenjieren (die näheren Beftimmungen in $ 14). 

Der Umfang eines hbandwerftsmäßigen Gewerberedhts wird nah dem Anhalt 
des Gewerbejcheind, der von der Behörde nad) ng 1 der für den jelbitändigen Betrieb vor: 
geſchriebenen Bedingungen ausgeitellt wird, beurteilt. Der Inhaber eines Handelägewerbes im 
e.©. darf die handwerksmäßige Herftellung oder Verarbeitung von Gewerbserzeugnifien nur dann 
betreiben, wenn er bie Bedingungen für den jelbitändbigen Betrieb eines handwerfämäßigen Ge— 
werbes erfüllt hat. 

3. Bezüglid der Innungen „Benojjenjihaften“ wurde, nachdem die Gejeßgebung 
von 1859 mit ihrem Innungszwang fi) als völlig unpraftiih und erfolglos erwielen, ein neuer 
Verſuch mit Zwangsinnungen gemadht. Man bejchränfte fie jegt auf diejenigen Gewerbsunter— 
nehmungen, die nicht fabrifmäßig betrieben werden ($ 108). Man Lonftituierte ferner eine bes 
fondere Gehilfenverfammlung, beftimmte näher die Bildung des fchiedsrichterlihen Ausſchuſſes, 
erweiterte den Wirkungskreis der „Genoſſenſchaft“ durch die obligatorifche Aufgabe ber Sorge 
für ein geordneted Lehrlingsweſen, änderte die innere Organifation, regelte neu das Kranken— 


weſen 20,385), 


S.270 ff.), 14. Oft. 1884 (R. G. Bl. ©. 476), 10. | 
November 1886 (R.G. Bl. S. 409) und 20. Der 
zember 1893 (R.GBl. ©. 581) find folgende 47 
Gewerbe reip. Gewerbeklaſſen alö handwerksmä— 
ßige bezeichnet: Anſtreicher und Lackierer; Bäcker 
(mit Ausnahme der von Müllern nach der bisherigen 
Landesſitte als Nebengewerbe mittelſt der Hausge— 
noſſen oder des eigenen Hilfsperſonals betriebenen 
Schwarzbroderzeugung); Buchbinder, Futteralnıa« | 
cher, Ledergalanterie- und Cartonnage-Arbeiter; 
Bürftenbinder; Dredsler und Meerihaumbild- 
bauer, Rieifenichneider ; Erzeuger mufitaliicher In— 
ftrumente; Faßbinder ; FFeinzeugichmiede, Sporer, | 
Mefjerihmiede, Metall- undStahlichleifer(mitAud« 
nahme der Karrenichleifer), Feilhauer, Yaubfägen- 
macher, Nabdler und Webkammmacher; Fleiſch— 
bauer; Fleiſchſelcher; Friſeure, Rafeure und Ber: 
rüdenmacher ; Glaſer; Gold», Silber-, Jumwelenar- 
beiter; Gold-, Silber-, Metallſchläger; Graveure 
(Stein- und Gladgraveure), Emailleure, Guillo- 
cheure, Notenftecher, Formenitecher, Metallogra- 
phen und Metallausichneider, Gürtler und Bronce- 
mwarenerzeuger ; Hafner ;Handichuh- undBandagen- 
macher; Hutmacher; Kamm- und Fächermacher; 
Beinjchneider ; Kleidermacher ; Korbflechter Kürſch⸗ 
ner; Rauhmarenfärber, Kappenmacher; Kupfer: 
fchmiede ; Lebzelter und Wachszieher ; Metall» und 
Binngießer; Mechaniker (Fein: oder PBräcijions- 
mechanifer), Erzeuger hirurgiichemedizinischer In— 
ftrumente und Apparate, Optifer; Blattierer; Po— 
jamentierer, Schnür- und Börtelmacer, Knopf— 
und Erepinmacher, Gold- und Silberdrahtzieher, 
Gold- und Silberplättner und »Spinner, Bold», 
Silber:, Perlenftider; Roh- (oder Grob-) Schmiede, 
Wagenſchmiede; Rothgerber; Schloſſer; Schuh— 
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mader; Seiler; Siebmacher und Gitterftrider ; 
Sonnen- und Regenihirmmacher; Spengler; Ta- 
pezierer, Erzeuger von geiteppten Deden, Kifjen, 
Matrazen; Taſchner, Riemer, Beitichenmacher, 
Kappenihirmichneider, Sattler und Pferdegeſchirr— 
macer ; Tifchler; Uhrmacher ; Bergolder ; Wagner; 
Wagenjattler ; Weißgerber; Ziegel: und Schiefer: 
deder; Bimmermaler; Auder- und Kuchenbäder. 

383) Die Lehrzeit darf nicht weniger als zwei 
und nicht mehr ald 4 Jahre betragen. (Nach der 
V. vom 5. Juli 1892 unter gewiflen Boraus- 
ſetzungen für Lehrlinge, melde eine dreiklaſſige 
allgemeine Handwerkerſchule abjolviert haben, auch 
darunter, aber nicht unter 1» Jahre.) Inner— 
halb diejer Grenzen fteht es den Genoſſenſchafts— 
verſammlungen zu, die Lehrzeit zu beitimmen. 
Sofern dies nicht geichehen, ift die Beſtimmung 
der Lehrzeit innerhalb jener Grenzen Gegenitan 
der freien Uebereinkunft. Die Verwendung al® 
ur (bezw. Fabrifarbeiter) muß mindeftens 
2 Nahre betragen. Min.Ber. vom 17. Septbr. 
1883 (R. G. Bl. ©. 466). 

354) Die Min.Berordnungen vom 17. Sept. 
1883 (R.G.BL. S. 467), 24. April 1885 (R. G.Bl. 
©. 163), 20. Oftober 1887 (R.G. Bl. S. 448), 
25. März 1891 (R.G.B. S. 50) und 29. Mai 
1893 (R.G. Bl. ©. 273) bezeichnen die gewerb- 
lichen Unterrichtsanftalten, deren Zeugnifle beim 
Zutreffen der jonftigen gewerblichen Boraus- 
jegungen zum Antritt von handwerfämäßigen Ge— 
werben berechtigen. 

385) Ueber die Wirfiamkeit der Gewerlsge— 
noſſenſchaften ſ. F. Schmid, Statiſtiſche Studien 
über die Entwicklung der öſterreichiſchen Gewerbs— 
genoſſenſchaften ꝛc. 1888, v. Call, a.a.D. ©. 994; 
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610 XXl. Schönberg, Gewerbe. 1. Teil. 

Die wichtigften Beftimmungen des heutigen Gewerberechts über die „Benoffenichaften” find folgende: 
Für alie gewerblichen Unternehmungen, mit Ausnahme der Fabrilken, ift die Bildung von 
Zwangsinnungen „Genoſſenſchaften“ vorgejchrieben. Dieje Genoſſenſchaften umfajjen gleiche oder 
verwandte (unter Umſtänden auch verjdyiedenartige) Gewerbe in einer Gemeinde oder in bemad): 
barten Bemeinden. Zu ihnen gehören die gewerblichen Unternehmer als Wlitglieder, die Hilfs— 
arbeiter derjelben als Angehörige. Die bejtehenden Genoſſenſchaften find aufrecht zu erhalten, fie 
müfjen aber ihre Statuten nad) den Bejtimmungen des neuen Bejeges geitalten; wo nod) feine 
bejtehen, jind neue nach Einvernehmung der Handels: und Gewerbefammer, welche die Betei- 
ligten zu hören hat, durch die Wewerbebehörde herzujtellen, jofern es die örtlichen Verhältniſſe 
nicht unmöglid machen. Der territoriale Ilmfang der einzelnen Genoſſenſchaft wird durch die 
politiſche Xandesftelle im Einvernehmen mit der Handels: und Gewerbekammer beſtimmt; die 
Statuten jind von diejer Behörde zu genehmigen. Jeder jelbitändige Bewerbetreibende (der nicht 
Fabrikant it) wird, wenn für jeın Gewerbe im Bezirk eine Genoſſenſchaft beiteht, durch den An— 
tritt jeines Gewerbes Mitglied der Genoſſenſchaft. Wer mehrere verjchiedenartige Gewerbe jelb: 
jtändig betreibt, weldye nicyt in einer Senojjenichaft vereinigt find, kann deshalb audy mehreren 
Genoſſenſchaften angehören. 

Als Zweck der Genoſſenſchaft jtellt das Geſetz (& 114) zunächſt hin: Pflege des Gemeingeiites, 
Erhaltung und Hebung der Standesehre unter den Vlitgliedern und Angehörigen der Genoſſen— 
ſchaft, ſowie Förderung der gemeinjamen gewerblidien Jnterejjen derjelben durd Errichtung vou 
Vorſchußlaſſen, Rohſtofflagern, Berfaufshallen, durdy Einführung des gemeinihaftligen Majchınen: 
betriebs und anderer Erzeugungsmethoden 2c.5®). Als obligatoriihe Aufgaben derjelben bezeichnet 
es a, die Sorge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwiſchen den Sewerbsinhabern und ihren 
Gehilfen (Geſellen) bejonders in Wezug auf den Urbeitsverband, jowie die Errichtung und Er— 
haltung von Genoſſenſchaftsherbergen und die Einführung einer „Zuſchickordnung“ (Arbeitsver: 
mittlung); b. die VBorjorge für ein geordnetes Xehrlingswejen durch Erlafjung obrigkeitlich zu ge: 
nehmigender Bejtimmungen über die fachliche und religiögsfittlihe Ausbildung der Lehrlinge, über 
die Lehrzeit bei nicht handwerfsmägigen Gewerben, die Xehrlingsprüfungen ꝛc., über die Beding: 
ungen für das Halten von Xehrlingen überhaupt, jowie über das Verhältnis der legteren zur 
Zahl der Gehilfen im Gewerbe und durch Ueberwachung der Einhaltung dieſer Beſtimmungen 3); 
e. die Bildung „eines jchiedsgerichtlihen Ausſchuſſes“ zur Austragung der zwiichen den Genoſſen— 
ſchaftsmitgliedern und ihren Hilfsarbeitern aus dem Arbeits-, Lehr⸗ und Lohnverhältnis entjtehen: 
den Streitigkeiten und die Förderung der ſchiedsgerichtlichen Jujtitution zur Austragung von 
Streitigkeiten zwijchen den Genojjenjhaftsmitgliedern 3#>); d, die Gründung oder Förderung von 


in Galizien v. Baygert, a. a. O. ©. 146 ff. noflenjchaften in Defterreih in 3. f. Nat. III, 11. 

Ueber dıe Rechtsverhältniſſe Wataja, Art. Ge- (1895) ©. 718 ff. 

werbe, a. a. O. ©. YUS fi. 386) Soldye bejondere Anftalten bejtanden nad 
Eine jehr umjangreihe und genaue Statijtif , der Statiftit von 1894 im Ganzen nur 34. a.a. 

der Genoſſenſchaften giebt das amtlihe Werk: O. 1. ©. 19. 

Die gewerblichen Genofjenjchaiten in Defterreih. 37) Ueber die Statiftil in dieſer Hinficht im 

2Bde. 1895. or 1883 bejtanden nady amtlichen J. 1894 j. die gewerblichen Genoſſenſchaften x. 

Erhebungen im 3. 1874: 2870 Genofjenichaften, | ı. ©. 16. 9,2% jamtlicher Statuten enthalten 

aber nur ein Heiner Zeil derjeiben fann als Se» Beitimmungen über das Verhältnis der Zahl der 

noſſenſchaften mit einer der Gew. Ord. von 1859 | Wehilfen und Lehrlinge. 

entſprechenden Wirkjamfeit betradytet werden. Die 338) Zur Errichtung eines genojjenicaft: 


große Wehrzagl waren Ueberrefte der alten In— 
nungen und Zunfte oder nicht zu einer gedeih- 
lichen Entwidelung gelangte Bildungen auf Grund 
der Sew.Ord. von 1859. Es bedurfte Daher nad) 
dem Gejeg von 1883 einer faſt neuen Organi- 
jation. Die Zahl der dem Gejeg entiprechenden 
Senojjenihaften war 1887: 4433, 18491: 5113, 
Ende 1394: 5317 (darumter 180 ©. ohne ein 
Statut nad) dem Gejep don 1883, und 20 erjt 
1895 errichtete). Bon diejen 5317 &- waren 552 

- für einzelne Gewerbe (Fachgenoſſenſchaften), 
hauptſächlich Schuhmacher, Müller, Kleidermacher, 
Fleiſchhauer, Bäder, 440 G. für verwandte Ge— 
werbe, 2493 G. für mehrere nicht verwandte Ge— 
werbe und 1832 Collektivgenoſſenſchaften d. h. 
ſolche, welche in dem Sprengel, für welchen ſie 
errichtet find, die überwiegende Zahl der befte- 
henden Gewerbe in fich vereinigen Die Yahlı 
der Mitglieder und Angehörigen war 1247083 
(Mitglieder 554 335, Angehörige 692 753 und 
zwar Gehilfen 518348, Lehrlinge 174405). ©. 
dar. auch noch Mataja, Die gewerblichen Ge» 





lihden Schiedsgerichts fünnen ſich auch meh— 
rere Benofjenjchaften vereinigen ($ 114). Die Kom— 
petenz des ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſ— 
jes wird dadurd) begründer, daB beide jtreitende 
Zeile jich demjelben jhriftiich unterwerfen. Wird 
der Ausſchuß ohne jolche vorherige Unterwerfung 
von einer Partei angerufen, jo wird dejjen Zu— 
ftändigfeit dadurch begründet, daß die Gegenpartei 
infolge der an fie ergangenen Borladung vor dem 
Ausſchuß erſcheint und deſſen Zuftändigfeit an 
erfennt. Der Ausſchuß muß aus ciner gleichen 
Zahl von Mitgliedern aus dem Stande der Ge— 
werbsinhaber und der Gehilfen und einem Bor: 
figenden, weldyer legtere von den gejamten Aus 


ſchußmitgliedern aus ihrer Mitte mit abjoluter 


Majorität gewählt wird, beftehen. Die Zahl und 
Wahl der Mitglieder, Dauer der Funktionen x. 
regelt ein von der Genofjenichaftsverfammiung 
zu beichließendes, obrigfeitlihh zu genehmigendes 
Statut. Die Austragung der Streitigkeiten fann 
dur Vergleich oder Erkenntnis erfolgen. Außer 
dem Borfigenden (Obmann rejp. dejjen Stellver- 
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gewerblichen Fachlehranſtalten (Fachſchulen, Lehrwerkſtätten 2c.) und die Beauffichtigung derjelben ; 
e. die Vorjorge für die erkrankten Gehilfen (Gejellen) durch Gründung von Krankenkaſſen oder 
den Beitritt zu bereits beitehenden 3°) ; f. die Fürforge für erkrankte Lehrlinge, ſofern nicht be— 
reitö die geiegliche Verpflichtung des Lehrherrn eintritt; g. die jährliche Erftattung von Berichten 
über alle jene Vorkommniſſe innerhalb der Genofjenihaft, welche für die Aufitellung einer Ge: 
werbeftatiftit wejentlid find. Außer diefen Berichten haben die Genoffenihaften über die ihren 
Zwed berührenden Verhältniffe an die Behörben und an die Handels: und Gewerbekammer ihres 
Bezirks auf Verlangen Auskünfte und Gutachten zu geben; fie können auch aus eigenem Antrieb 
dieſe Öffentlihen Organe zur Förderung ihrer Zwede in Anfpruc nehmen, Die nötigen Geld: 
mittel für die Erfüllung der Zwecke werden mit Ausnahme der Beiträge für die Krankenkaſſe, 
ſoweit nicht etwa Zinfen aus eigenem Vermögen dazu hinreichen, auf die Mitglieder der Ge- 
nofjenichaft nach einem ftatutarifch feitgeitellten Maßſtab umgelegt und dürfen im Berwaltungs: 
* eingezogen werden. 

ie Genoſſenſchaften eines Bezirks können zur beſſern Wahrung ihrer Intereſſen Verbände 390) 
errichten, welche entweder aus ben gleihartigen oder verwandten oder auch aus verfchiedenartigen 
Genoſſenſchaften durd freien Beitritt derfelben gebildet werden können. 

Die Organe der Genofjenichaft find: die „BSenofienihaftsverjammlung* und 
die „Genoſſenſchaftsvorſtehung“ (Vorftcher, defien Stellvertreter, Ausihuß von Ges 
werbsinhabern; der Vorfteher bedarf der Veitätigung der Behörde). Die eritere beiteht aus ſämt— 
lichen ftimmberechtigten Mitgliedern und aus 2—6 Bertretern der Gehilfenverfammlung, denen 
„behufs VBorbringung von Wünjchen oder Beſchwerden“ beratende Stimmen zuftehen. Sie muß 
jährlich mindeitens einmal zufammentreten und ift aud dann einzuberufen, wenn der Vorſteher 
ober der Ausihuß es für notwendig erkennt oder wenn der vierte Teil der Mitglieder e8 verlangt. 
$ 119b des Geſetzes beitimmt näher den Wirkungstreis diefer Berfammlung. Den Gehilfen fann 
ftatutarifch eine Vertretung im Genoſſenſchaftsausſchuß eingeräumt werden. Die (mindeitens 18 Jahre 
alten) Gehilfen (Gefellen) bilden die Gehilfenverjammlung3®!), welche von einem von 


treter) muß das Schiedsgericht bei Vergleichen 
aus zwei, bei Erfenntnilfen aus vier Schieds— 
richtern beftehen. Der Vorſitzende enticheidet bei 
Stimmengleichheit. Vergleihe und Erkenntniſſe 
find im Verwaltungẽewege vollziehbar. Jeder 
Streitteil kann den Schiedsſpruch anfechten durch 
Einreichung einer Klage bei dem ordentlichen 
Richter binnen 8 Tagen nad) der Publifation. Die 
vorläufige Vollziehung des Schiedsſpruchs wird 
aber dadurd nicht aufgehalten ($ 122—124). Nadı 
der Statiftif von 1894 hatten genofjenichaftliche 
Schiedägerichte nur 3197 ©. (60%). Daten über 
die Thätigfeit. berjelben liegen nicht vor. 

389) Das Krankenkaſſenweſen der Ge- 
nofjenfchaft regeln die $ 121—121a-h. Zu den 
Kaſſen haben die Gewerbsinhaber und jämtliche 
Hilfsarbeiter derjelben mit Ausnahme der Yehr- 
linge Beiträge zu leiften, der Beitrag jener für 
den einzelnen Gehilfen darf nicht mehr als die 
Hälfte des Geſellenbeitrags fein, diejer darf nicht 
mehr als 3° vom Lohngulden ausmachen und 
wird event. vom Arbeitgeber eingezogen. Dieſer 
muß feine zum Eintritt in die Kaſſe verpflichteten 
Sehilfen anmelden. Dad Krankengeld muß für 
Männer mindeftensd die Hälfte, für Frauen min— 
deſtens ein Drittel des Tagelohns betragen und 
ift in Fällen längerer Kranfheitsdauer mindeftens 
für 13 Wochen zu gewähren. Am übrigen über- 
läßt das Geſetz dem von der Generalveriammlung 
zu beiliegenden und obrigfeitlich zu genehmigen» 
den Statut über „die Bedingungen, die Art und 
den Umfang der von der Kaſſe zu leiftenden Unter- 
ftügungen“ wie über die Höhe der von den Ge— 
hilfen und den Gewerbeinhabern zu leiftenden 
Beiträge und die Art der Einzahlung zc. die Be- 
ftimmungen zu treffen. Die Kaſſen find jelbjtän- 
dige, von der Genofjenihaft unabhängige An— 
ftaiten. Wenn diejelben aus irgendwelcher Urjache 
ihre Berbindlichleiten nicht erfüllen fönnen, brau- 


60,7%) eingerichtet. 


chen deshalb auch Genoſſenſchaften, welche ihren 
Verpflichtungen in Bezug auf die Vorſorge für 
Krantenpflege nachgefommen find, ebenjo wenig 
wie die Sewerbsinhaber, welche den Vorſchriften 
betrefis der Erhebung der Leitung der Beiträge 
entiprochen haben, für die Verbindlichkeiten der 
Kafie aufzukommen. Die Kafjen werden verwaltet: 
1. durch einen die Geſchäfte leitenden Vorftand, 
welcher zu */ aus Gehilfen (gewählt durch die 
Sehilfenverfammiung), zu "s aus Gemwerbsinha- 
bern (gewählt durch die Genofjenichaftsverjamm- 
lung) zu beftehen hat, 2. durch einen Ausſchuß 
ge Ueberwachung der Geſchäftsleitung und zur 
Prüfung und Begutachtung der Rechnung), welcher 
gleichfalld zu % durch die GSehilfen und au "a 
durch die Gewerbsinhaber je aus deren Mitte 
gewählt wird und 3. durch die Generalveriamm- 
lung reip. Delegiertenverjammlung (legtere obli- 
gatoriich, wenn die Kafje mehr als 300 Mitglieder 
hat). Die Gewerbsinhaber haben das Recht auf 
die Hälfte der den Kaflenmitgliedern (Gejellen, 
Gehilfen) in den Berlammiungen zuitehenden 
Stimmen und können durch Bevollmächtigte ver: 
treten werden. Die Kafjen ftehen unter Aufficht 
der Gewerböbehörde. 

Dieje Beftimmungen find jegt durd das Ge— 
18 vom 80. März 1888 betr. die Kranken— 
verjicherung zum Teil geändert. Vgl. insbeſ. $ 58 
und 8 77 des Geſetzes. ©. dar. die folgende Abh. 
XXll. Auh Menzel, Die Arbeiterverficherung 
nach Defterreichiichen Necht. 1893. 

390) Nach der Statiftif von 1894 beftanden 
23 Berbände a. a. D.1. S. 19. 

391) Gehilfenverfjammlungen waren nach der 
Statiftif von 1894 aber bei nicht viel mehr als 
der Hälfte der Genofjenjchaften (für 3229 G. — 
ine Vertretung der Gehil— 
fen im Genoſſenſchaftsausſchuß fand nur bei 28% 
der Genofjenichaften ftatt. a. a. O. J. S. 16. 
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ben Gefellen gewählten, von ber Gewerbibehörbe beftätigten Obmann geleitet wird; dieſelbe hat 
die Intereſſen der zur Genoſſenſchaft gehörigen Gehilfen He und zu erörtern, „ſoweit 
die eh dieſer Intereffen nicht den Zwecken der Genoijenichaft wiberftreitet”, außerdem 
verichiedene Wahlen vorzunehmen ($ 12Ca). Die Thätigkeit, Nechte umd Pflichten derjelben werden 
durd ein obrigfeitlic genehmigtes Statut geregelt. An den Verfammlungen können 2 bis 6 dele: 
gierte Mitglieder der Genoſſenſchaft (Gemwerbsinhaber) mit beratender Stimme teilnehmen; Ge: 
jellen, weldye 6 Wochen hindurch außer Arbeit jtehen, find von denfelben ausgeichloiien. 

Die Genofjenfhaftsvoritehung hat das Recht, bei Verlegung der Genoſſenſchaftsvorſchriften über 
die Mitglieder und Angehörigen der Genofienihaft Ordnungsjtrafen (Verweiſe und Geld- 
ftrafen bis zu 10 FL) zu verhängen. Die Fälle, in denen ſolche Strafen verhängt werden können, 
find in dem Statut der Genofjenihaft aufzuführen. 

4. Zu den bisher foncefionierten Bewerben fügte das Geſetz von 1883 noch einig: 
hinzu 392), jo daß nun zu diefen von den Gewerben ime. ©. folgende gehörten: 1. alle Gewerbe, 
welche auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege die Vervielfältigung von litterarifchen oder artiftiichen 
Erzeugniffen zum Gegenftande haben 393) (Buch, Kupfer-, Stahl-, Holz-, Steindrudereien u. dal. 
inkl. der Tretprefien), 2. das Baumeiiters, Brunnenmeifter:, Maurer, Steinmeg- und Zimmer: 
mannsgewerbe, 3. das Rauchfangkehrgewerbe, 4. die Verfertigung von Waffen und Munitions: 
gegenftänden, 5. die Verfertigung von FFeuerwerksmaterial, FFeuerwerkätörpern und Sprengprö- 
paraten 3%+) aller Art, 6. die — von Giften und die Zubereitung der zu arzneilicher Ver— 
wendung beſtimmten Stoffe und Präparate ſowie der Verſchleiß von beiden, inſofern dies nicht 
ausichlieglih den Apothefern vorbehalten ift3%), die Erzeugung von fünftlihen Mineralwäfiern, 
7. bie —— Erzeugung von Kunſtweinen und Halbweinen 3%), 8. die Ausführung von 
Sasrohrleitungen, Beleuchtungseinrihtungen und Waffereinleitungen, 9. dad Gewerbe der Er: 
zeugung und Reparatur von Dampfkeſſeln 397), 10, das Gewerbe der Spielkartenerzeugung, 11, die 
Ausübung des Hufbeichlags ($ 15). Außerdem kann ($ 24) der Handelsminifter, im Ginver: 
nehmen mit dem Minifter des Innern, „im Falle die Erfahrung im Hinblid auf die öffentlichen 
Rüdfichten es als erforderlich herausftellen follte”, nah Einvernehmung der betr. Handels: und 
Gewerbefammer jowie Genofjenihaften im Verordnungswege noch einzelne andere, als die im 
Geſetz aufgezählten Gewerbe im Allgemeinen oder für einzelne Bezirke an eine Konceffion binden 
und die Bedingungen der Erlangung feitiegen 39°). 

Die Bedingungen der Stoncefftonserteilung find außer ben — für alle Gewerbe vor— 
geſchriebenen: Verläßlichkeit mit Beziehung auf das betreffende Gewerbe, ferner bei Nr. 1.2.3.4 
5. 6. 8. 9, 11, der Nachweis einer befondern Befähigung 3%). Die unter 1. genannten Gewerbe 
dürfen in der Regel nur an Orten, wo eine politifche Bezirks: oder landbesfüritliche Polizeibehörde 
ihren Sig hat, errichtet werben, bei Verleihung der unter 1. 8. 7. erwähnten Gewerbe iſt audı 
auf die Lolalverhältniffe Bedacht zu nehmen, In allen Fällen ift die Verleihung einer Konceifion 
davon abhängig, dak vom Standpunkt der Sicherheits, Sittlichkeits- Gejundheits-, Feuers- oder 
Verkehrspolizei fein Anftand gegen den beabfidhtigten Gewerbebetrieb obwaltet. 

5. Die Beitimmungen betr. das Erfordernis einer Genehmigung der gewerbliden 
Anlagen aus janität3- ober ficherheitspolizeilihen Gründen ($ 25—85) fügen den bisherigen 
bewährten Vorſchriften nur einige Ergänzungen und Erläuterungen binfihtlid des Verfahrens bei 
den fommijfionellen Verhandlungen über Einwendungen und Anſprüche der Parteien hinzu und 


392) Es jind dies die unter Ro. 9 u. 10 ge- 398) Hinzukam durch B. vom 28. Auguft 13% 
nannten, ferner die Erzeugung von künſtlichen die gewerbsmäßige Heritellung von Anlagen für 
Mineralwäflern (No. 6) und die Ausführung von die Erzeugung und Leitung der Elektricität und 
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BWaflereinleitungen (No. 8). 
393) Nach B. vom 3. Auguft 1890 (R. G. Bl. 
©. 343) ift der Handel mit einzelnen Erzeugnifien 


der Prejje, welche lediglich den Bedürfniffen des 
Gewerbes und Verlkehrs ober des häuslichen und | 


geielligen Lebens zu dienen beftimmt find, nicht 
mehr foncejlionspflichtig. 

894) In Defterreih ift wie auch in Dentich- 
land ein bei. Gejeg (vom 27. Mai 1885) ergangen 


betr. Anordnungen gegen den gemeingefährlidyen | 


Gebrauh von Sprengftoffen und die gemeinge- 
fährlihe Gebahrung mit denjelben. Dazu Min.Ber. 
vom 4. Auguft 1885 (R.G. Bl. Nr. 135 ©. 308). 

395) Vgl. dazu die Min.-®. vom 17. Sept. 
1883 (RG.Bl. Nr. 152 S. 470 ff.). 

396) Geſetz vom 21. Juni 1880. Min.-Berord. 
vom 16. Sept. 1880. 

397) Bezüglich des geltenden Rechts über 
Dampftefjel |. v. Thaa, Art. Dampffeffel im 
Defter. Staatswörterbuch Band I. 1895 ©. 271 ff 


durch 8. vom 20. März 1892 das Zahntechniker 
gemwerbe, wenn man basjelbe zu den Gemwerben 
im e. ©. rechnen will. 

399) Die nähere Regelung jollte für Bauge 
werbe durch Gejeg, für die andern im Rerord- 
nungswege erfolgen ($ 23). Bis aum Erlaf eine 
ſolchen Geſetzes —8 zufolge der Kaiſ. Verord 
vom 16. Sept. 1883 (R.G. Bl. ©. 463) die Be 
ftimmungen des $ 23 der Gew.Ord. vom 20, Dei. 
1859 und der Min.Ber. vom 20. Febr. 1875 
(R.G. Bl. Nr. 16) betr. den Nachweis der beion- 
deren Befähigung zur Erlangung der Konceifion 
für das Baumeifter-, Brunnenmeifter-,, Maurer, 
Steinmeß- und Bimmermanndgewerbe und den 
Berechtigungsumfang der einzelnen Kategorien von 
Baugewerben in Kraft bleiben. Das Geſetz für 
Baugewerbe kam erſt 1893 zu Stande. Geſeh 
vom 26. Dezember 1893 (S. dar. ©. 615). Be 
züglicy der andern Gewerbe ift die Min.®er. v. 
17. September 1888 (R.G. Bl. ©. 468 ff.) ergangen. 
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vervollftändigen das Verzeichnis der Betriebsanlagen, bei denen das Ediktalverfahren Platz 
greifen muß +00), 

6. In den allgemeinen Bedingungen des jelbftändigen Gewerbebetriebs 
($ 2—10) it fachlich) das Eine geändert, daß der Sag: „das Geſchlecht begründet in Bezug auf 
die Zulaffung zum Gewerbabetriebe feinen Unterſchied“ ($ 2 Abſ. 3) nach den vorerwähnten Be: 
ftimmungen über ben Befähigungsnachmeis bei handwerksmäßigen Gewerben nicht mehr gilt. 

Ein Geſetz vom 17. Juni 1883 betreffend die Beftellung von Gewerbeinfpettoren führte 
die obligatorifche Arbeitsinfpeltion ein 40), 


$ 51. Der Hauptzwed de3 Geſetzes vom 8 März 1885 war den gewerblichen 
Hilfsarbeitern 42) einen größeren und jehr weitgehenden Schuß 1%) zu gewähren, ohne die 
berechtigten Intereſſen der Arbeitgeber zu jchädigen. 


Die Rehtsordnung für diefe Arbeiter ift in den Hauptpunften — abgejehen von ber im 
Abſchn. III diefer Abh. erwähnten Regelung des Lehrlingsweiens ($ 97—104a) und der in der 
folgenden Abh. zu erörternden befondern Schutzgeſetzgebung für Hilfsarbeiter in fabrifmäßig be» 
triebenen Gewerbsunternehmungen — nad) diefem Geſetz folgende: 

Die Freiheit des Arbeitsvertrags ift anerkannt ($ 72)4%). Aber zwiichen den Arbeitsftunden 
find den Hilfsarbeitern mindeftens 1'/ Stunden Nuhepaufen zu gewähren #09), An Sonntagen 
bat alle gewerbliche Arbeit zu ruhen; ausgenommen find die an den Gewerbelotalen und Werks— 
vorrichtungen vorzunehmenden Säuberungs: und Initandhaltungsarbeiten. Der Handelsminifter 
ift aber ermächtigt, int Einvernehmen mit den Miniftern des Innern und des Kultus, die Sonn: 
tagsarbeit in Gewerben zu geftatten, bei denen eine Unterbrechung des Betriebs unthunlic oder 
der ununterbrochene Betrieb im Intereſſe der Koniumenten oder des öffentlichen Verkehrs er- 
forderlich ift ($ 75)40%), Den Hilfsarbeitern unter 18 Jahren ift die erforderliche Zeit zum Be: 
jucd der beftehenden Abend» und Sonntagsichulen zu gewähren ($ 75a). Die Löhne find baar aus: 
zuzahlen, jedoch können den Arbeitern Wohnung, FFeuerungsmaterial, Benügung von Grundjtüden, 
Arzneien, Ärztliche Hilfe, Werkzeuge und Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Erzeugnifjen 
unter reg | bei der Lohnzahlung nad) vorausgegangener Vereinbarung zugewendet und 
ebenfo kann die Berabfolgung von Lebensmitteln oder der regelmäßigen Beröltigun auf Red): 
nung des Lohns zwifchen beiden Teilen vereinbart werden, fofern fie zu einem bie Beihaffungs: 
foften nicht überfteigenden Preife erfolgt (8 78) 407), 

* ne müjfen Arbeits bücher haben ($ 79—80i) #08), Sie können ein Abgangszeugnis 
ordern ($ 81). 

Wenn über die Zeit der Entlohnung und über die Kündigungsfrift nichts anderes verabredet 
ift, wird die Bedingung wöchentliher Entlohnung und eine l4tägige Kündigungsfriſt vorausgefegt 
($S 77). In den $$ 82, 82a beitimmt das Gejeg die Fälle, in denen Hilfsarbeiter ohne Kündi— 
gung fofort entlaſſen werden refp. bie Arbeit verlaffen können. Ein Sontraftbrucd des Hilfsar: 

eiter3 ift ftrafbar und berechtigt außerdem ben Gewerbsinhaber, den Arbeiter durch die Behörde 
in die Arbeit für die noch fehlende Zeit zu verhalten und Erjag bes erlittenen Schadens zu be- 
aehren. Gewerbsinhaber, bie ſolche Arbeiter wiſſentlich in Arbeit nehmen oder behalten oder die 
Arbeiter zum Kontraktbruch verleiten, find ftrafbar und haften mit dem Arbeiter für den Schaden 
($ 85. 86), Wenn ein Gewerbsinhaber den Vertrag bricht oder durch jein Verſchulden bem Ar: 
beiter Grund zur vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältnifjes (nad) $ 82a) gibt, muß er dem Arbeiter 
ben Lohn und ſonſt vereinbarte Genüfje für die ganze Kündigungsfriſt reſp. den nod übrigen 
Teil derjelben vergüten (8 84). 


400) S. Anm. 378, S. 607. 
401) Dazu BB. vom 5. Juni 1886, 14. Ol. 
tober 1889 und 25. Oftober 1893. ©. dar. die 


beſondere Vorichriften dafür erlafien find. 
405) Das Nähere in & 74a. Die dem Mini- 
fterium vorbehaltene anderweitige Regelung ift 


folgende Abh. XXI. 

402) Unter ———— verſteht das Geſetz 
alle Arbeitsperſonen, welche bei Gewerbsunter— 
nehmungen in regelmäßiger Beſchäftigung ſtehen, 
ohne Unterſchied des Alters und Geſchlechts, mit 
Ausſchluß der für höhere Dienſtleiſtungen in der 
Regel mit Jahres- oder Monatsgehalt angeſtellten 
Individuen. Es ſcheidet dieſelben in Gehilfen, 
Fabrilkarbeiter, Lehrlinge und Arbeitsperſonen, 
welche zu untergeordneten Hilfsdienſten in den 
Unternehmungen verwendet werden (S 73). 

403) ©. über diefen Schuß nach dem geltenden 
Hecht im Hdb. Abh. XXI und Mifchler, Art. 
Arbeiterihug im Defterr. Staatswörterbuch 1. 
1895. ©. 47 fi. 


404) Für den Arbeitövertrag gelten die Ber 


ftimmungen des Allg. bürgerl. Geſetzbuches (26. 
Hauptftüd, insbeſ. SS 1151—1162), joweit nicht 


für einzelne Gewerbszweige durd die V. v. 27. 
Mai 1885 (R.G.BL. Nr. 82 ©. 195 ff.) riet: 

406) Die B. v. 27. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 83 
S.198 ff.) gejtattete die Sonntagsarbeit bei 26 Ge— 
werbszweigen im e. ©., bei denen der Betrieb die 
Unterbrechung nicht zuläßt und bei einer Anzapl 
‚ anderer im Intereſſe der Konjumenten teild un- 
beſchränkt teils im bejchränfter Weile. Die 8. 
vom 21. Auguſt 1894 (R.G. Bl. S. 489) traf eine 
Aenderung bezüglich des Bädergewerbes. Die Be- 
ftimmungen über die Sonntagsarbeit nach $ 75 
der Gew.Ord. find aufgehoben und erjegt durch 
das neue Gejeg über Sonntagsdarbeit vom 16. 
Januar 1895 (j. oben ©. 616). 

407) Das Nähere in 88 78—78e. 

408) Das Formular der Arbeitsbücher ift durch 
Min.V. vom 12. Mai 1885 (R.G. Bl. ©. 176) 
‚ geregelt. 
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Die Gewerbsinhaber find verpflichtet, alle Einrichtungen herzuftellen und zu unterhalten, welde 
zum Schuß des Lebens und der Geiundheit der Hilfsarbeiter erforderlich find +0), bei der Be: 
Ihäftigung von Arbeitern unter 18 Jahren und von Frauensperfonen auch die entiprechende Rüd: 
fidht auf die Sittlichkeit zu nehmen ($ 74), 

Zur Enticheidung von Streitigfeiten aus dem Arbeits-, Lehr: und Lohnverhältnis zwiſchen 
GSewerbsinhabern, welche nicht einer Benofjenichaft angehören, und ihren Hilfsarbeitern oder zwi: 
ſchen dieſen Hilfsarbeitern unter einander können beiondere ichiedsrichterliche Stollegien, die analog 
den jchiedsgerichtlihen Ausſchüſſen der Genoffenichaften zu bilden find 410), errichtet werden (zur 
Bildung erforderlich Antrag einer größern Zahl von Gewerbsinhabern oder Hilfsarbeitern umd 
Genehmigung der politiihen Landesbebörbe); mangels der Zuſtändigkeit eines Gemwerbegerihts 
ift für die Streitigkeiten, welde während der Dauer des qu. Verhältniffes oder wenigſtens immer: 
halb 30 Tagen nad) deſſen Aufhören angebradıt werden, die politiſche Behörde das kompetente 
Gericht (3 87c), 

Beſondere Arbeiterverzeichnifie find in jeder Unternehmung zu führen ($ 88), Eine Arbeits: 
ordnung ift obligatorifch für alle Fabriten und Gewerbsunternehmungen mit mehr als 20 Hilfs: 
arbeitern in einem gemeinihaftlihen Lolal (8 88a). 

Die keiner Genofjenihaft angehörenden Gewerbsinhaber müflen unter Beitragsleiftung der 
Hilfsarbeiter entweder eine beiondere Krankenkaſſe bei ihrem Etablifjement errichten oder einer 
ihon beitehenden beitreten ($ 89). 

Es dürfen Kinder vor vollendetem 12, Jahr gar nicht zu regelmäßiger gewerblicher Beſchäfti— 
gung, jugendliche Hilfsarbeiter von 12—14 Jahren zu folhen nur vertvendet werden, wenn ihre 
Arbeit der Geſundheit nicht nachteilig ift und die förperlihe Entwidlung nicht hindert, ſodann 
der Erfüllung der geſetzlichen Schulpflicht nicht im Wege fteht, und eventuell höchitens 8 Stunden. 
Wöcnerinnen dürfen erit vier Wochen nad ihrer Niederkunft regelmäßia beichäftigt werben. 
Der Handelsminifter kann für jugendliche Arbeiter und Frauensperſonen gefährlidie oder geiund: 
heitsihädliche Verrichtungen ganz unterfagen oder nur bedingt geftatten ($ 94). Jugendliche Ar: 
beiter unter 16 Jahren dürfen Nachts nicht beichäftigt werden, aber der Handelsminifter darf 
Ausnahmen geftatten ($ 95) 411). 

Für fabritsmäßig betriebene Unternehmungen wurde ber gefegliche elfftündige Normalarbeitstag 
mit zuläffigen Ausnahmen eingeführt. (Gew. Ord. $ 96. a) tı2), 


Die fabritsmäßig betriebenen Unternehmungen +13) find gemwerberechtlich eine beiondere Art 
der gewerblichen Unternehmungen. Im Zweifel, ob eine gewerbliche Unternehmung zu diejer 
Art zu rechnen, enticheidet darüber die politiiche Landesbehörde (Gew. Ord. $ 1). Für den 
Betrieb diefer Unternehmungen ift ein Befähigungsnachweis nicht erforderlich und gelten 
befondere Arbeiterihußgbeftimmungen ſowie einzelne abweichende Vorſchriften bezüglich der 
Arbeiterverficherung. Die Unternehmer find zur Teilnahme au den Genofjenfchaften nicht 
verpflichtet (Sew.Drd. 8 108). Im übrigen gelten für fie die allgemeinen Beftimmungen über 
gewerbliche Anlagen und Betriebsbejchränfungen. 

An der Zeit von 1885—1890 wurde für die gewerblichen Arbeiter neu die Unfall: 
und Krantenverjiherung (Sei. vom 28. Dezember 1887 betr. die Unfallverfiche: 
rung der Arbeiter ++) und Gef. vom 30. März 1888 betr. die Krantenverfiherung der Ar 


409) Nähere Beitimmungen in Abi. 2-4. Inuellen Urbeitäleiftung nicht teilnehmenden Ge: 

410) Das Nähere darüber in $ 87—8Tb. werbeunternehmers, dann durch höhere Steuer: 

411) Soldye Ausnahmen geftattet die B. vom | leiftung, durch ger For dgl. ein: 
27. Mai 1885 (R.G. Bl. Nr. 84 ©. 203) für die tritt. Min.Erl. vom 18. Juli 1883. Mataja, 
Senfeninduftrie und Seidenfilanden. Art Gewerbe, a. a. O. I ©. 860. 

412) ©. dar. Abt. XXIT SM, auch Miſchler, 414) Die geiegliche Unfallverficherung hat am 
a. a. O. ©. 51. 1. November 1889 begonnen. Zu dem Geſetz find 

413) Als ſolche ſollen im Allgemeinen anges |zahlreihe Min Verordnungen erlaffen: Ber. vom 
fehen werden gewerbliche Unternehmungen, in|30. März 1888 betreffend den Verficherungsbeiratb 
welchen die Herftellung oder Verarbeitung von (RG.Bl. S. 7). Ber. vom 3. April 1888 betr. die 
gewerblichen Berfehrsgegenftänden in geichloffenen | Anmeldung der Betriebe (R. G. Bl. ©. 75). Kund- 
Werkftätten unter Beteiligung einer gewöhnlich madhung vom 22. Januar 1889 betr. die Errid- 
die Zahl von zwanzig überfteigenden , außerhalb tung von 7 territorialen Berjicherungsanftalten 
ihrer Wohnungen beichäftigten Anzahl von ge (R.G. Bl. ©. 13). Ber. vom 24. Januar 1889 betr. 
werblichen Silfsarbeitern erfolgt, wobei die Be- die Form und den Anhalt der Unfollganzeigen 
nußung von Maſchinen als Hilfämittel und die (R.G.B1. ©. 13). Ber. vom 24. Januar 1889 betr. 
Anwendung eines arbeitsteiligen Berfahrens die dad Mufterftatut für die Berficherungsanftalten 
Negel bildet, und bei denen eine Unterfcheidung (R.G. Bl. ©. 15). Ver. vom 10. April 1889 betr. 
von den handiwertämäßig betriebenen Produktions- die Schiedsgerichte der Verficherungsanftalten 
gewerben auch durch die Perjönlichkeit des zwar (R.G.B1. ©. 181). Ber. vom 22. Mai 1880 betr. die 
das Unternehmen leitenden, jedoch an der ma- Feſtſtellung der Prozentſätze der Gefahrenkiafien 
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beiter #15) geregelt (f, dar. die Abh. XXIT); außerdem ergingen nur einige Minifterialver: 
änderungen zur Verhinderung einzelner gejundheitsihädlicher Fabrifationgmethoden *'*) und 


da3 Geſetz vom 6. Januar 1890 betreffend den Markenſchutz +17). 


Seitdem find — bis Ende 


1895 — abgejehen von den ichon vorher in den Anmerkungen zu $51 erwähnten — eine 
Reihe neuer gewerberechtlicher Beſtimmungen erlafjen worden, 


Durch das Gefeß vom 23. Juni 1891 wurde ftatt der fafultativen die obligatoriiche Prüfung 
aller Handfeuermwaffen eingeführt und neu geregelt (dazu ®. vom 9. November 1891 R.G. Bl. 
©. 481) — Die. vom 5, Juli 1891 (R.G. Bl. S. 301) reaelte neu (an Stelle der V.V. vom 
15. September 1858 und 19, September 1883) den Nachweis der Befähigung zur Bedienung 
und Ueberwahung von Dampfkeſſeln fowie zur Bedienung (Führung, Wartung) von Dampf: 
maſchinen, 2Zofomotivenund Dampfihiffsmaihinen — Das Geſetz vom 9, Februar 1892 
newährt Begünftigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen durd Befreiung von der 
Hauszinsfteuer. — Die V. vom 20. März 1892 (R.G. Bl. ©. 429) reihte das Zahntechniker: 
gewerbe unter bie fonceffionierten Gewerbe ein. — Das Geſetz vom 16, Juli 1892 betr. die 
regiftrierten Hilfskaſſen gibt das Recht der juriftiihen Verfon unter beitimmten Vor: 
ausfegungen und regelt weitere Nechtsverhältniffe für Gegenieitigfeitsvereine, deren Zweck die Ver: 
fiherung ift: 1. von Krankenunterſtützungen, 2. eines Begräbnisgeldes, 3. von Invaliditäts= oder 
Alterörenten, 4. von Witwen: oder Maifenunterftüßungen, 5. einer Summe Geldes von Seiten 
eines Mitgliedes zu Gunften eines Dritten zahlbar zu einem beftimmten Termine. 

Sodann erging das jchon 1883 verheißene Geſetz vom 26. Dezember 1893 betreffend die Ne: 
aelung der Foncejionierten Baugewerbe. Zu diefen gehören die Gewerbe der Bau: 
meilter, Maurermeifter, Steinmegmeifter, Jimmermeifter und Brunnenmeilter. Der Umfang der Be— 
rechtigung der einzelnen Gewerbebetriebe ift gefeglich beftimmt (S 2—7). Der Baumeister ift 
berechtigt, —— und andere verwandte Bauten mit Vereinigung der Arbeiter der andern 
vier Gewerbe zu leiten und mit eigenem Hilfsperſonal auszuführen, ausgenommen in den durch 
V. vom 27. Dezember 1893 (R.G. Bl. ©. 599) angeführten Städten — es find weſentlich die 
—— und einige böhmiſche Badeorte — die in das Fach der Zimmer-, Steinmetz⸗ und 

runnenmeifter einichlagenden Arbeiten, für deren Ausführung er fih an biefen Orten dieſer 
Meiſter bedienen muß, jofern er nicht felbit die Konceſſion auch für die betreffenden Gewerbe er: 
langt hat. Für die Arbeiten anderer konceiffonierter oder handwerfsmähiger Gewerbe (Tifchler, 
Schloſſer, Glafer, Anftreiher, Spengler 2c.) hat er fich ausnahmslos der zu den betreffenden Ar- 
beiten berechtigten Gewerbeinhaber zu bedienen. Der Manrermeiiter hat das Net, in den 
nicht ausgenommenen Orten Hochbauten und andere verwandte Bauten zu leiten und auszuführen, 
darf jedoh Monumentalbauten und andere beionders fchtwierige Bauten, bei denen in ftatiicher 
Hinſicht belangreiche Konſtruktionen vorfommen, nur unter der Yeitung eines Baumeiſters aus: 
führen. Er darf aber in das Fach der Zimmer-, Steinmetz- und Brunnenmeiſter fallende Arbeiten 
mit eigenem Hilfsperfonal nur ausführen, wenn in dem volitiichen Bezirk des Bauorts dieſe Ge— 
werbe nicht vertreten find; für die übrigen Arbeiten muB er fich ſtets ber beredhtiaten Gewerbes 
inbaber bedienen. Der Brunnenmeifter ift berectiat, alle zur Heritellung eines Brunnens 
erforderlichen Arbeiten zu leiten und ausanführen; in Orten aber, wo fein Brunnenmeiſter ift, 
fteht diefe Berechtinung auch den Baus, Maurer: und Zimmermeiftern zu. Die Steinmep- 
und Jimmermeifter find berechtigt, alle in ihr Fach einschlagenden Arbeiten — aber auch 
nur diefe — auszuführen, mit der Ausnahme, daß letztere noch ſolche Bauten leiten können, welche 


und die Einteilung der unfallverficherungepflich- | 


tigen Betriebe in®efahrenflafien (R.G.B1. 5.289) ; 
dazu weitere ®.B. vom 7. Dezember 1891, 12. 
Juni 1892, 28. Dezember 1893 — jämtlich er: 
jest durch die Ver. vom 20. Juli 1894 (R.G Bl. 
S,. 441). Ber. vom 22. Mai 1889 betr. die Feſt— 
ftellung des Tarifes der den Unfallverfichgrungs- 
anftalten zu Teiftenden Werficherungsbeiträge fir 
Das erite Betriebajahr (R.G.B. S. 301). Ber. 
vom 14. Juni 1889 betr. den Zeitpunkt des Be— 
ginns der geleglichen Unfallverfiherung (R.G. Bl. 
S. 340). Ber. vom 19, Juni 1889 betr. die Friſt 
für Rerfiherungsanzeigen (R.G.B1. 5.342). Wer. 
von 4. Mai 1890 betr. die Verſicherungsbeiträge 
der Arbeiter (R.G. Bl. S. 120). 

415) Dazu Kundmachung vom 20, Oftober 1888 
(R.G. Bl. S. 699) und vom 7. April 1889 (R. 
G. Bl. S. 92) betr. das Mufterftatut für Be- 
zirfsfranfenfaffen, und andere Min.Erlaife betr. 
andere Kranfentaffen; ferner Geſ. vom 4. April 


1889 betr. einige Menderungen des Geſetzes vom 


30. März 1888, ®. vom 14. Juni 1889 betr. den 
Reitpunft des Beginns der Krankenverſicherung 


R.G. Bl. ©. 340). Die Kranfenverficherung hat 


am 1. Auguft 1889 begonnen. 

416) ®. vom 1. März 1886 betr. das Berbot 
gewiſſer Farbftoffe bei Bereitung von Genußar- 
tifeln (R.G. Bl. ©. 113). V. vom 5. Juni 1888 
betr. die Verwendung unverzinnter Kupfergefäſſe 
bei der fabrifamäßigen Erzeugung der Gemüſe— 
fonierven (R.G.B. ©, 271), 9. vom 11. Aufi 
1888 betr. die newerbamähige Sodawajfererzeu- 
gung (R.G.BT. S. 467), 

417) Nah 8 6 des Geſetzes fann für Waren 
beitimmter Gattungen durch Minifterialverord» 
nung die Führung von Marfen obligatoriich ge: 
macht werden. Das geichah für Senjen, Eicheln 
und Strohmeffer durch Ver. vom 14. April 1890, 
erjegt durch die Verordnung vom 15. Juli 1895 
(R.GB. 5. 545). Das Marlenſchutzgeſetz iſt er- 
gänzt bezw. abgeändert durch das Geſetz vom 30, 
Juli 1895. 
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ihrem Weſen nad Holzkonftruftionen find, und im vorerwähnten Fall Brunnen herftellen dürfen. 
Die Gewerbe find Eonceifionspflichtig. Die Konceſſion erlangen nur männliche Perfonen auf Grumd 
ber —— des betreffenden Gewerbes (ſ. dar. & 10 des Geſ.), des Nachweiſes einer praltiſchen 
Ausbildung (6 Jahre für Bau: und Maurermeifter, 5 Jahre für Steinmeg: und Zimmermeiſter, 
3 Jahre für Brunnenmeifter mit zuläffigen Modifikationen f. $ 11. 12 des Gef.) und der abae- 
legten Prüfung (dar. ®. vom 27. Dezember 1893 R.G.B. ©. 600 und V. vom 11. April 18% 
RG.Bl. ©. 191). Die Vereinigung mehrerer Baugewerbe in einer Perſon ift zuläffig, wenn für 
jedes der Befähigungsnachweis erbradt und die erforderliche Konceffion erwirkt wird. Für dieien 
Fall beftehen Erleichterungen bezüglich der Erbringung des Befähigungsnadweifes (3, vom 27. De: 
zember 1893 R.G. Bl. S. 603). Aus Iofalen Gründen kann für einzelne Bezirke die Ausführung 
ortsübliher Bauten unter erleichterten Bedingungen geftattet werben. 

Die Unfallverfiherung wurde ausgedehnt durch Gefeß vom 20. Juli 189 auf 1. die 
gelamten Betriebe der Eifenbahnen, 2. die Binnenichiffahrtäbetriebe, 3. die Vaggerei, 4. die ge— 
werbsmäßige Reinigung von Straßen und Gebäuden, 5. die gewerbömäßig betriebenen Maren: 
lagerunternehmungen, 6. die ftändigen Theater, 7. die Berufsfeuerwehren, 8. die Stanalräumer, 
9. die Rauchfangfehrer, 10, die Steinmegen, Brunnenmacher und Eiſenkonſtrukteure binfichtlich 
aller Betriebsfategorien die noch nicht verficherungspflihtig waren #18), S. dar. die Abb. XXI. 

Die Sonn: und Feittagsarbeit im Gewerbe wurde (nad) dem Vorbilde des Deutichen 
Reichs) neu geregelt dur das Geſetz vom 16. Januar 1895 betr. die Ir der Sonn⸗ und 
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe. Dazu die V.V. vom 24. April 1895 (R.G.BL S. 138) und 
vom 11, Auguft 1895 (R.G. Bl. ©. 549) betr. die Geftaltung und — gewerblicher Arbeit 
an Sonntagen bei einzelnen Kategorien von Gewerben und V. vom 28. April 1895 (R.G. Bl. 
©. ———— den Hauſierhandel. S. über dieſe Regelung Abh. XXII. 

Die V. vom 10. Juni 1895 (R. G. Bl. ©. 211) regelt die ſtaatliche Unterſtützung von inlän— 
diihen gewerblidhen Ausftellungen. Endlich erging noch das Geſetz vom 21. Dezember 
1895 betr. das Ur heberrecht an Werfen der Litteratur, Kunſt und Photograpbie. 
Dazu V. vom 29. Dezember 1895 (R.G. Bl. ©. 675). S. dar. Abh. XXI. 

Nach dem jetzt geltenden Recht beftehen auch noch einzelne gewerbepolizeilihe Betrichs- 
beſchränkungen bezüglich ber Herftellung bezw. des Verkaufs für automatiihe Waagen und 
Verfaufsapparate, Beleuchtungsanlagen, das Brunnenmeiftergewerbe, Elektrizitätsanlagen, Kunſt— 
und Halbweine, fünftlihe Mineralwaffer, die Preßgewerbe, Spielkarten, Waffen und Munitions- 
gegenttände, MWaffereinleitungsunternehmungen, Zündwaren #19), 


$ 52. Auch in Ungarn?) war in den Städten bis zum Jahre 1859 das Handwerk 
zünftig organifiert und der jelbftändige Gewerbebetrieb mit wenigen Ausnahmen nur zünf- 
tigen Meiftern unter Ausichluß der Gewerbefreiheit geftattet; auf dem Lande aber konnte 
jeder Handwerker ohne Erwerbung des Meifterrehtd mit Bewilligung des Dominiums fich 
niederlajjen und jein Gewerbe mit oder ohne Gejellen betreiben. Das AZunftgewerberecht 
beruhte formell auf königlichen Privilegien, die den einzelnen Zünften im Laufe der Zeit mit 
jehr verjchiedenem Inhalt erteilt waren und auf allgemeinen Verordnungen, welche einzelne 
Verhältniſſe generell regelten, aber thatjächlich wurden dieſe geieglichen Beftimmungen wenig 
beachtet; auch hier maßten ſich die Zünfte weitergehende Rechte und Befugnifje an, auch hier 
trat, wie überall jeit dem 17. Kahrhundert, in der früher geichilderten Weiſe eine Entartung 
des Zunftwejens ein. Die Staatögewalt juchte diejelbe vergebens zu verhindern; wohl er: 
gingen Gejege gegen die „Handwerksmißbräuche“, jo u. a. 1659, 1715 und 1723, aber die- 
jelben hatten feinen Erfolg, weil die durch die Türfenkriege und durch Aufftände völlig in An: 
Ipruch genommene Staatsgewalt nicht die Macht hatte, fie auszuführen. Die Gewerbegejege, 
welche Karl Vl.in den deutjchen und böhmijchen Provinzen erließ, wurden auf dieſe Länder 


418) Dazu V. vom 27. Juli 1894 (R.G. Bl. 


©. 472) betr. FFeftiegung der Frift für die Be- 
——— V. vom 10. November 1894 (R.— 
8.81. S. 607) betr. die Einteilung der verſiche— 
rungspflicdtigen Unternehmungen in Gefahren- 
klaſſen. V. vom 18. November 1894 (R.G.B1. 
©. 623) betr. den Beginn der Berfiherung — 
1. Januar 1895 —. ®. vom 29. Dezember 1894 
(RS BI. ©. 697) betr. das Verfahren bei Feſt— 
ftellung von Entichädigungsaniprüchen. 

419) ©. dar. Mataja, Urt. Gewerbe, a. a. 
D. ©. 869 ff. 

420) Eine ausführliche Darftellung des in den 
zwanziger Jahren dieles Jahrhunderts geltenden 


Gewerberechts bei Kopep, a. a. D. I. Anhang 
Ss 276-309 ©. 476—535. Ueber das ungarische 
Gewerberecht im Anfang der fünfziger Jahre i. 
€. Mayrhofer, a. a. D. 1. Aufl. ©. 810 Fi. 
und v. Stubenraud, Hdb. der öſterr. Berwal- 
tungsgejeßfunde. 1. Aufl. Bd. I. ©. 510 fi. 
Bol. auh U. Jpolyi, Die geichichtlihe Ent- 
wicelung des Gewerbeweſens in Ungarn. 1877; 
ferner F. Heltai, Die ungariiche Gewerbebe 
wegung und das ungariiche Gewerbegeieg vom 
Jahre 1884 in J. f. G.V. 8 (1884) & 1117 fi. 
Steinader, Dad neue (ungariihe) Gewerbe 
geſetz. 1884. Földes, Art. Gewerbegeießgebung 


‚in H-W. Suppt. I. ©. 377 fi. 
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nicht ausgedehnt. Unter Maria Tberefia und Joſeph IL. juchte man dem egoiftischen und 
monopoliftiichen Treiben der Zünfte entjchiedener entgegenzutreten, u. a. wurde auch int 
Fahre 1784 die alte Zunftjagung, daß nichtftädtische Bürger und Proteftanten nicht in die 
Fünfte aufgenommen werden durften, abgejchafft, aber die Lebelftände und Klagen dauerten 
fort. Da die vereinzelten Mafregeln einen jo geringen Erfolg hatten, entichloß ſich Joſeph II. 
1786 jämtliche Zünfte, ohne Ausnahme, aufzuheben. Die Zunftprivilegien wurden faffiert und 
Jeden das Recht gegeben, jedes Gewerbe frei auszuüben. Indes auf jeinem Totenbette z0g 
der Monarch dieje wie andere liberale Verordnungen wieder zurüd. Nach mannigfachen Ver: 
juchen der Regierung und des Reichstags, mit Einzelmaßregeln den Mißftänden abzuhelfen, 
wurden von franz I. durch Entſchließung vom 18. Dezember 1812 im Jahre 1813 (6. April) 
Generalzunftartifel nach der in den böhmischen Provinzen beftehenden Form erlafjen, welche 
unter Aufhebung jämtlicher Zunftprivilegien das in den einzelnen Landesteilen, Städten und 
Gewerben verjchiedene Gewerberecht einheitlich und neu für das ganze Land regelten. Ein: 
zelnen Zünften wurde jedoch geftattet, mit Rüdficht auf ihre bejonderen Verhältniſſe um 
Spezialartifel einzukommen. 


Die neue Zunftordnung gab ein reformiertes Zunftgewerberecht. Sie geftattete auch die Auf: 
nahme einzelner Zandmeifter in die ftädtifchen Zünfte, ſowie die Bildung von Filial- und Reihe: 
zünften (©. dar. Anm. 339). Die Zünfte wurden obrigkeitlicher Aufficht durch die auch hier ge— 
troffene Einrichtung des Zunftlommiffärs unterjtellt, welcher auf dem Lande von den Gomitaten 
oder Dominien, in den Städten von den Magiftraten ernannt wurde. Die bisherige rechtliche und 
thatfächlihe Jurisdiktion der Fünfte wurde bejeitigt, fie durften nur noch in Gegenwart des 
Kommiffärs kleine Orbnungsftrafen verhängen. Die Beitimmungen bezüglich der Lehrlinge, Ge: 
jellen, des Meifterrechts, des Gewerbebetriebs 2c. wurden im MWejentlihen den in den beutichen 
Provinzen — nachgebildet. Zu den Abweichungen gehörte u. a., daß für die Geſellen eine 
dreijährige Wanderpflicht beibehalten wurde, Indulte oder Arbeitsbefugnifie konnten auch an Ge: 
jellen erteilt werden, dieje durften aber in der Hegel keine Geſellen beſchäftigen. Neben den zünf— 
tigen Gewerben gab e3 auch unzünftige: diefe waren 1, alle Gewerbe, welche auf dem Lande be- 
trieben wurben, wo und für welche feine Zünfte eingerichtet waren, 2, einzelne freie Gewerbe 
und 3, alle Fabriken. Die letteren waren von Anfang an wie in den deutſchen Provinzen vom 
Zunftzwang befreit, ihre Errichtung erforderte die Konceſſion, aber dieſe wurde leicht und gern 
gewährt, die Yabrifsbefugniffe wurden nad dem Hofdelret vom 29, Juli 1808 aud in einfache 
und Landesfabrifsbefugniffe mit gleichen Gerechtſamen unterschieden. 


Die einzelnen Zünfte erhielten auf Grund der Generalartifel neue Statuten, aber der 
egoiftiiche und monopoliftiiche Zunftgeift herrichte wie bisher in ihnen und erjchwerte der Re— 
gierung die Durchführung einer Politik, welche die Zünfte fonjervieren, aber den berechtigten 
Intereſſen der Konjumenten und der Gejellen Rechnung tragen wollte. Die öffentliche Mei: 
nung des Landes jpracd ſich immer jtärfer für die Aufhebung der Zünfte aus, namentlich 
jeit im Jahre 1830 die Freizügigkeit eingeführt worden war. Aber die Regierung fonnte 
ſich zu einer jolchen radikalen Reform nicht entichliegen. Im Jahre 1840 wurden durch den 
Geſetzartikel XVII die „Rechtsverhältniffe der Fabriken“ bejonders geregelt; an dem Kon— 
ceſſionsſyſtem wurde fejtgehalten, aber den Fabrikanten die größte Betriebsfreiheit gewährt. 
Mit Recht wird aber von Heltai 2!) hervorgehoben, daß diejes Fabrikgeſetz troß jeiner frei: 
heitlihen Tendenz in feinen Schugbejtimmungen für Kinder und jugendliche Arbeiter weiter 
ging als die damalige Gewerbegejeggebung eines andern Staats. Nach den revolutionären 
Berwegungen von 1848 eradhtete es die neu fonjtituierte Regierung für eine ihrer erjten Auf: 
gaben, das Gewerberecht neu zu regeln. Durch eine Verordnung vom Juni 1848 wurde 
zwar die Gewerbefreiheit nicht eingeführt, noch das Zunftwejen bejeitigt, aber die Erwerbs— 
freiheit wurde in mancher Hinficht erleichtert. Eine neue allgemeine Regelung erfolgte 1851 
durch die ungariiche Gewerbeordnung vom 6. Februar 1851, diejelbe enthielt jedoch feine 
weſentlichen Aenderungen des beftehenden Konceſſions- und Zunftſyſtems +22); erit die Ge- 
werbeordnung von 1859 bradte Ungarn die Gewerbefreiheit. 


421) a. a. D. in. f. G.V. 8. ©. 1120. dem Gewerbereht in den deutichen Brovinzen |. 
422) Ueber die einzelnen Abweichungen von Mayrhofer, aa. O. 
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Als im Jahr 1867 der Ausgleich; mit Defterreich erfolgt war, wurde aud ein bejonderes 
ungarijches Gewerbegeſetz gefordert. Ein 1869 von der Regierung vorgelegter Geſetzentwurf 
änderte nicht weſentlich das geltende Gewerberecht, aber enthielt doch manche neue Beichrän: 
kungen; jedoch im Abgeordnetenhaufe bejeitigte (1871) die ſtark mancheſterlich gefinnte Majorität 
nicht nur dieſe, jondern auch manche andere in der Gewerbeordnung von 1859 noch ent: 
haltenen Beichränktungen, das Oberhaus trat den Beichlüfjfen bei und jo erhielten die Pänder 
der Ungarischen Krone (Ungarn, Siebenbürgen #23), Kroatien, Slavonien #24), Militärgrenze, 
Fiume), in dem Gewerbegejeg von 1872 (Geſetzartikel VIII) ein in der Gewährung der 
Sewerbefreiheit weitejtgehendes Gewerbegeſetz; und da die wenigen einjchränfenden Be- 
jtimmungen, melde das Geſetz noch enthielt, nicht ausgeführt wurden, herrichte thatſächlich 
eine vollſtändige Gewerbefreiheit. Dieje führte zur Reaktion. 

Das Gejeh von 1872 hatte ftatt der Zwangsgenoſſenſchaften des Geſetzes von 1859 frei- 
willig fich bildende gewerbliche Genofjenfchaften vorgejehen. An Stelle der früheren ca. 3500 
Zünfte waren bis 1878 zwar 1275 Genojjenichaften entjtanden, aber der größte Teil der: 
jelben entfaltete feine irgendwie nennenswerte Wirkſamkeit und die befleren Elemente des 
Sewerbejtandes hielten fich von denjelben fern. Seit 1875 erhob ſich in den Kreijen der 
Sewerbetreibenden namentlicdy der Handwerker eine jehr energiſche Agitation gegen die be: 
jtehende Gewerbefreiheit, die Hauptziele derjelben waren die Forderung des Befähigungs: 
nachweiſes für alle Sewerbetreibenden und die Einführung von obligatorischen Innungen. 
Die Regierung wiederftrebte denjelben, aber jeit dem Dejterreichiichen Gejeß von 1883 hatte 
fie nicht mehr die Macht, den früheren Rechtszuftand aufrecht zu erhalten; fie verjtand ſich 
indes nur zu einem Kompromiß, der in dem Geſetzartikel XVII von 1884 über 
das Gewerbegejeh (18. Mai 1884) 15), welches am 1. Dftober 1884 in Kraft trat, feinen 
Ausdrud gefunden hat. 


Das Geſetz ftellt an die Spige den Sat, daß jeder Großjährige oder für großjähria Erflärte 
ohne Unterſchied des Geſchlechts innerhalb der Grenzen des Gejeges jebweden Gewerbezweig wo 
immer jelbftändig und frei ausüben könne und untericheidet, wie das Deiterreihiihe, Freie, 
foncejiionspflidtige und handwertsmäßige Gewerbe, Die freien können von Feder: 
mann auf eine einfache Anmeldung und nad dem Nachweis der Großjährigfeit betrieben werden. 
Für bie han dwerksmäßigen, welde durch den Miniiter für Landwirtidaft, Induſtrie und 
Handel im Verordnungswege beitimmt werden ($ 5) +26), iſt aud die Befähigung nahzumeiien, 
im Allgemeinen durch ein obrigkeitliches Lehrlingszeugnis und dur den Ausweis, dab Der Be: 
trefiende nadı Beendigung der Lehrzeit in einer im fein Fach ichlagenden Werkftätte oder Fabrif 
mindeftens zwei Jahre mit Facharbeit beihäftigt geweien. Es genügt aber auch für 21jährige 
zur Erbringung des Befähigungsnachweiſes, daß ſie nur wenigſtens drei Jahre hindurch in einer 
Fabrik oder Werkſtätte mit einer Facharbeit ſich beſchäftigt haben. Nach 8 7 kann Jeder, ber ein 
an den Nachweis der Befähigung gebundenes Gewerbe ſelbſtändig betrieben hat, zu jedem andern 
an die Befähigung nebundenen Beirieh a ohne beiondern Nachweis ber Beräbi gung übergeben. 
Und $ 8 erlaubt allgemein den Betrieb auch dann, wenn der Betreffende jeine Befähigung nicht 
nahweifen kann, aber eine Perſon in feinem Gewerbe beichäftigt, welche die geſetzlich vorgeichrie: 
bene Qualififation befitt. Zu den foncefjionspflidtigen Gewerben gehören von den Ge: 
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423) In Siebenbürgen murbe das Ges führungsverordnungen ergangen, insbeſ. die Alla 


werberecht zuerft generell durch die Gew.Ordnung 
vom 25. November 1851 geregelt, die auf dem 
Zunft» und Konceſſionsſyſtem beruhte. Bis dahin 
eriftierten nur die den einzelnen Zünften ver- 
liehenen Artikel und lokale Ordnungen. Ueber 
das Gewerberecht im Anfang diejes Jahrhunderts 
j. die jpezielle Darftellung bei Kopetz, a. a. 
1. $ 276 ff. 
1859 wurde die Gemwerbefreiheit eingeführt. 
424) Für Kroatien und Slavonien war 
auch dor 1859 eine mit der ungariichen Gewerbe» 
ordnung faſt wörtlich übereinftimmende Gemwerbe- 
ordnung vom 20. April 1851 erlafien worden. 


425) Zu dem Gejep find eine Reihe von Aus: | 


O. XVII: 
Durch die Gewerbeordnung von 


V. vom 26. Auguſt 1884, die Eirk.B. vom 22. 


Auguſt 1884 betr. die Gewerbeftatuten, die 8. 
vom 30. Dftober 1884 betr. die Bauhandwerfer, 
die Cirk. V. vom 21. Februar 1885 betr. die Wirk— 
ſamkeit der gewerbebehördlichen Bevollmächtigten. 
©. dieſe in: Das Gewerbegeſetz (Geſetz-Artilel 
1884) und die hierauf Bezug habenden ge— 
ſamten Miniſterialverordnungen. Budaveſt 1886. 

426) Durch die V. vom 26. Auguſt 1884 S 2 
wurden 46 Gewerbe als ſolche beitimmt; außer: 
dem ift der Befähigungsnachmweis erforderlich bei 


den fonceilionspflichtigen Gewerben der Zimmer:, 


Baur, Maurer- und Steinmeßmeifter und der 
Raucfangfehrer. 
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werben im e. ©.: das Rauchfangkehrergewerbe +27), das Baugewerbe (Baus, Maurer:, Zimmer:, 
Steinmegmeifter), die Bereitung von giftigen Stoffen und von Arzneimitteln, die Anfertigung 
von Erplofivftoffen. Für die beiden erftern Gewerbe ift der Befähigungsnachweis +2*), für das 
erfte auch noch Verläßlichkeit erforderlih. Die Selbftverwaltungsverbände (Munizipien: Gomitate 
und Städte) werben verpflichtet, diefe Gewerbe ftatutariich zu regeln, die Statuten unterliegen 
der Beltätigung der Regierung. Gefährliche und läſtige Betriebsanlagen bedürfen der gewerbe: 
behördlichen Konceffion ($ 25—35). , 

Zur Förderung des Lehrlingsweſens wurbe, da bie frühere Vorſchrift des obligatorischen jchrift: 
lihen Lehrvertrags meift außer Acht gelaflen wurde, bejtimmmt, daß ber Vertrag bei der Gewerbe: 
behörde erster Inſtanz abzuichließen ki, ferner wurde eine gefegliche Probezeit (2 Monate) und 
Marimalarbeitszeit der Lehrlinge eingeführt, die Nadıtarbeit geregelt und in Gemeinden, wo 
wenigitens 50 Lehrlinge find, der obligatoriſche Unterricht der Lehrlinge in einer Gemeindelchr: 
lingsichule unter obrigfeitlicher SKontrole angeordnet (Ilnterrichtszeit jährlih 10 Monate, wöcent: 
lid) mindeftens 7 Stunden +2»), 

Für alle gewerblichen Gehilfen und Fabrifarbeiter wurde wieder das 1872 aufgehobene obli- 
gatoriihe Arbeitsbuch eingeführt. Bemerkungen über Betragen und Fähigkeiten der Arbeiter 
dürfen aber in dasielbe nicht eingetragen werben. 

MWefentlich verfchärft wurden die Arbeiterfchußbeftimmungen für die in Fabriken beſchäftigten 
Perſonen. (Vgl. dar. die folgende Abh. XXIL) 

Gewerblidhe Korporationen find für die den Befähigungsnachweis erfordernden Ge— 
werbe vorgejehen. Bezüglich derjelben beftimmt das Geſetz, daß fie durch die Behörde in mit 
Diunizipalrechten bekleiteten oder mit cinem geordneten Magiſtrat verfehenen Städten, ferner dort 
zu bilden find, wo die Zahl der ein dem Befähigungsnachweis unterliegendes Gewerbe ausübenden 
telbftändigen Gewerbetreibenden mwenigitens 100 beträgt. Die Bildung der Korporation erfordert 
den Wunsch von */s aller das betr. Gewerbe ausübenden Handwerker. Diefe umfaßt dann zwangs: 
weile alle das betr. Gewerbe ausübenden Berjonen, auch diejenigen, weldie e3 im Großen be: 
treiben und Lehrlinge beichäftigen. Aber mit Ausnahme von Budapeit, wo die Gewerbeforpo: 
rationen nad Gewerbezweigen ober Gewerbegruppen errichtet werben können, ift überall nur eine 
Sewerbeforporation für fämtlidhe Gewerbe zu bilden. Die Zwecke der Korporationen find im 
Weſentlichen diefelben wie nad) dem Oeſterreichiſchen Gejeg ($ 126) 430%), Die Korporationen 
haben zur Entjheidung von Streitigkeiten der Gewerbetreibenden mit ihren Gehilfen und Lehr: 
lingen Scyiedsgerichte zu bilden, welche unter dem Vorfig des behördlichen Kommiſſärs der Kor— 
poration zur Hälfte aus den Vorftandsmitgliedern der Korporation und zur Hälfte aus Ge- 
bilfen beftehen, die von der Gefamtheit der Gehilfen zu wählen find; genen das Erkenntnis fteht 
aber die Berufung auf ben Rechtsweg offen. Die Bildung von Hilfskaſſen für die Gehilfen der 
Korporation unter Mitwirkung derjelben ift vorgeiehen ($ 142—146). Die Gew.Ord, hat auch 
die Organifation von Einigungsämtern vorgeſehen ($ 162— 168). Die Gewerbebehörde eriter An: 
ftanz (in Gemeinden der Stuhlrichter, in Städten mit geregeltem Magiftrat der Stadtmagiftrat, 
in mit Jurisdiltionsrechten befleideten Städten der Bolizeihauptmann) wird in ihrer Wirkffam: 
feit durch gewählte gewerbebehörblihe Bevollmächtigte (20 reip. 10) unterftügt 431). Die Ge— 
hilfen #32) find feine Angehörigen der Storporation, jondern üben die ihnen gewährten Rechte (bie 
Wahl der Mitglieder in den Hilfsfaffenausfhuß und in den jchiebsrichterlihen Ausschuß) in den 
vom behörbliden Kommiſſär zu diefem Zwed zufammenberufenen Verſammlungen #33), 


4. England, 


N. Gneiſt, Geihichte und heutige Geftalt der engliihen Kommunalverfaffung oder des Self: 
government. 2. Aufl. 1863. Deri., Selfgovernment, Kommunalverfaſſung und Verwaltungsge: 
richte in England. 3. Aufl. 1871, Derſ., Das Engliihe Verwaltungsrecht dev Gegenwart. 2 Bde, 
1883, 1884. E. Fiſchel, Die Verfaffung Englands. 1862. T. Smith, English Gilds. 1870, 

427) Für das Gewerbe beftehen in Städten | 431) ©. über die Wirfjamfeit und Wahl der- 
Arbeitäbezirfe und obrigfeitlihe Taxen. jelben die Verordn. vom 30. Juli 1884, vom 21. 
428) Der Befähigungsnachweis ift durch eine Februar 1885 und 4. Oftober 1885. 
bejondere Prüfung und mehrjährige praftiihe Be 432) Heltai,a. a. D. ©. 1139 fi. 
Schäftigung au erbringen. S. dar. die ®. vom | 4833) lieber die Wirkungen des Geſetzes urteilt 
30. Dftober 1884. 1895 Földes, Art. Gewerbegeiepgebung im 
429) Jeder Lehrling ift verpflichtet, die Schule ' H.W. Suppl. 1. (1896) S. 380: Die gewerb- 
während der ganzen Dauer feiner Lehrzeit zu liche Ngitation ift dadurd zum Stillſtand ge- 
beiuchen. Der Lehrplan erftredt ſich gewöhnlich fommen. Aber „die Bildung von Gewerbege— 
auf 3 Nahre. Die Zahl der Schulen 1895: ca. nofjenichaften ift hinter den Erwartungen zurüd- 
350 mit ca. 68000 Lehrlingen. SKoftenaufwand | geblieben. Auch das Prinziv der Qualififation 
ca. 450 000 fl. Suppl.Band XIV zum Central» dürfte die Verhältniffe gegen früher nicht weient- 
blatt für das gewerbliche Unterrichtsweſen in lich gebefiert haben. Auch die Organijation von 
Deiterreich. 1895. ©. 107. Lehrlingsichulen geht nur langiam vorwärts. Da: 
430) Im Jahre 1887 beftanden in Ungarn erft gegen hat die Thätigkeit der Schiedägerichte gün— 
148 Gewerbeforporationen. ftigere Ergebniffe aufzumeijen”. 
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2. Brentano, Die Arbeitergilden der Gegenwart. Bd. I. 1871, Kleinihrod, Großbritammiens 
Gejeßgebung über Gewerbe, Handel ꝛc. 1886. W. v. Ochenchowsti, Englands wirtichaftlice 
Entwidelung im Ausgange des Mittelalters. 1879. G. Schanz, Engliſche Handelspolitik aegen 
Ende bes Mittelalters. 2 Bde, 1881. A. Held, Zwei Bücher zur focialen Geſchichte Englands. 
1881. v. Bojanowski, Unternehmer und Arbeiter nad) Engliihem Recht. 1877. Smith, Law 
of master and servant etc. 4. ed. London 1885. St. Bauer, Art. Gewerbegefeßgebung in 
93. II. ©. 998 ff. (dort auch weit. Litter.). 


$ 53. Die Geihichte der Gewerbepolitif, des Gewerberechts und der Gewerbeverfafjung 
zeigt in mehrfacher Hinficht große Unterjchiede gegenüber den deutjchen Ländern umd Fran: 
reich. England wurde viel früher ein Einheitsftaat, die königliche Gewalt regelte viel früher 
und energiicher obrigfeitlich und allgemein dag Gewerbewejen und die obrigfeitlichen Vor— 
jchriften wurden, im Unterjchiede von Frankreich, aucd ausgeführt. Das engliiche Gewerbe: 
recht war jhon im Mittelalter nicht autonomes AZunftrecht, jondern Landesrecht. 

Zünfte (Gilden) entjtanden auch, vielleicht jchon feit dem Ende des 11. Kahrhunderts. 
Die Geſchichte des englifchen Zunftweſens ift noch nicht genügend erforjcht, aber die bis: 
herigen Unterfuchungen ergeben unzweifelhaft, daß die Zünfte in England eine wejent: 
lihe andere Bedeutung und Stellung gehabt haben wie in jenen Ländern. 
Die Unterjhiede treten namentlich in dreifacher Hinficht hervor. 

Einmal war die ganze Inftitution feine fo allgemein verbreitete. Zünfte 
eriftierten nicht in allen, jondern nur in den älteren Städten, und die Zunftorganifation er: 
ftredte fich nicht auf fo viele Gewerbe, wie auf dem Kontinent. Die Eriftenz der Bünfte 
beruhte jtet3 auf küniglicher Genehmigung (kings charter). Diefe wurde aber nur im weſent 
lihen für größere Städte (und intorporierte) gegeben, dagegen anfcheinend nicht für nicht 
inforporierte Städte und für Vorſtädte. 

Die bejtehenden Bünfte hatten ferner feine gejeggebende Funktion, waren als ſolche auch 
niht obrigfeitlide Organe für dad Gewerbeweien. Der Staat regelte und leitete 
dasjelbe durch Staatögefege und Staatsorgane. Solche Staatdorgane konnten auch Zünfte 
jein, aber die Zünfte ala folche waren in diefem Zweig der Staatöverwaltung weder ein 
allgemeines noch ein ftändiges Organ. Nur gelegentlicy wurden einzelnen Zünften, und dies 
auch erjt im 15. Jahrhundert, einzelne polizeiliche Funktionen übertragen; maßgebend waren 
dabei weſentlich lokale Bedürfniffe und Nüdfichten und daher die Stellung der Zünfte in 
diejer Beziehung nad Städten und Gewerben eine jehr verjchiedene. Die eigentliche gewerbe: 
polizeiliche Thätigfeit aber erfolgte in der Hauptſache durch reine Staatsorgane, anfangs die 
Sheriffs, jpäter die Friedensrichter, und durch die Stabtbehörden. Die Zünfte hatten im 
Ganzen twejentlich den Charakter von privaten Korporationen, wie joldye auch jonft beftanden, 
die wohl für ihre Mitglieder bindende Verpflichtungen in ihre Statuten aufnehmen durften, 
aber nur ſoweit diefe nicht im Widerjpruch ftanden mit dem allgemeinen Landesrecht, und 
ſelbſt dieje bedurften noch obrigfeitlicher Genehmigung. Die geringe Macht, welche die Zünfte 
überhaupt hatten, wurde dadurch faſt völlig vernichtet, daß die Krone denjelben, außer den 
Londoner, ihr Bermögen in der Reformationgzeit nahm. 

Die Zünfte hatten endlich nicht entfernt die gewerblihen Privilegien wiein 
Deutichland oder Frankreich. Wohl wurden den einzelnen Bünften ++) Privilegien von der 
Krone, die auc) hierbei lokalen Berhältniffen und Bebürfniffen Rechnung trug, verliehen, 
aber der Zunftzwang, die Zwangs- und Bannrechte und andere kontinentale zünftige Pri- 
vilegien wurden in England nie allgemeinere Inftitutionen #3). Der Grundjaß des Common 
law, dab dad Recht auf Gewerbebetrieb ein Recht des Freien jei, wurde auch bei der Re— 
gelung der Zunftrechte anerkannt und durchgeführt. Die jcharfe Trennung von Stadt umd 
Land im Gewerberecht ift in England nicht erfolgt. 








434) Eine allgemeine ftaatliche Innungsgeſetz- | Fönigliche —— ausſchließliche Zunftprivi⸗ 
gebung iſt nie erfolgt. legien entſtanden.“ Gneiſſt, Verwaltungsrecht I, 
435) „Nur in wenigen Städten waren durch | ©. 759. 
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Die Gewerbepolitit des Staat wurde deshalb auch durch die Eriftenz der Zünfte im 
Großen umd Ganzen wenig beeinflußt. Der große volt3wirtichaftliche Aufſchwung des Landes, 
namentlich im 17. und 18. Kahrhundert, vollzog fich außerhalb der alten Städte, in denen 
Zünfte eriftierten und ein Zunftrecht galt. 

$ 54. In der angeljähfijhen und normannijchen Zeit herrichte nad) dem 
Common law in den Städten wie auf dem Lande Gewerbefreiheit und die Staatdgewalt 
jah fich nicht veranlaßt, regiminell einzujchreiten. 

In der reichsſtändiſchen Zeit), insbejondere jeit dem Ende des 13. Jahrhunderts 
beginnt aber eine ftetig zunehmende, tief eingreifende und vieljeitige obrigfeitlich polizeiliche 
Regelung des Gemwerbewejens durch die Staatsgewalt. E& waren aber nicht allgemeine ge- 
jegliche VBorjchriften, die damals erlaffen wurden, jondern VBorjchriften für einzelne Gewerbe 
und Orte nad) lokalen Verhältniffen und Bebürfnifjen. 

Der Hauptziwed der zahlreichen und detaillierten Vorjchriften war bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts: die Konjumenten vor Betrug und llebervorteilung zu jchügen, ihnen gute 
und preiswürdige Waren zu fihern. Die VBorjchriften waren teilweiſe jehr ftrenge und wurden 
durchgeführt. Sie bejtanden in Normen für Maß und Gewicht, für die Qualität der Pro— 
dukte, die Art ihrer Heritellung und ihres Abjages, in Borfchriften zur Durchführung eines 
Martenzwanges, Breistaren 2c., ſachlich vielfach nicht von fontinentalen Vorjchriften diejer 
Urt verjchieden. Zum Zwed einer bejjeren Kontrole und leichteren Durchführung der Ber: 
antwortlichfeit der Gewerbetreibenden wurde obrigkeitlich aud) ein Teil der Gewerbe ftreng 
gegliedert und ihr Urbeitägebiet abgegrenzt. Daneben war aber die Zulaffung zum Gewerbe- 
betrieb in liberaler Weije geregelt, die vorgejchriebenen Bedingungen waren jolche, daß ihre 
Erfüllung von den Einzelnen abhing. Den Zünften war hierbei feine Mitwirkung, noch 
weniger eine Enticheidung eingeräumt. Der Befähigungsnachweis wurde in der Regel ge- 
fordert, aber dazu genügte meijt die orbnungsmäßig durchgemachte Lehrlingszeit. Für dieje 
bildete fich eine jiebenjährige als die Regel aus, aber die Hegel wurde in den Vorftädien, 
in freien Orten und auf dem Lande häufig nicht befolgt. Die Aufficht über die Gewerbe 
und die Durchführung diefer Vorjchriften lag den Friedensrichtern und den Stadtbehörden 
ob. Seit dem Ende ded 15. Jahrhunderts wurden damit häufig auch noch Zünfte beauf- 
tragt; man zog dieje in$bejondere zur Kontrole der Güte der Waren hinzu, indes jchlechte 
Erfahrungen, die man machte, veranlaßten nicht jelten, daß auf dieje polizeiliche Mitwir: 
fung der Zünfte bald wieder verzichtet wurde. Manche Zünfte behaupteten fie indes als 
Privileg bis in die neuere Beit. 

Seit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts zeigt fich in den obrigfeit- 
lihen Vorſchriften aber auch eine entjchiedene Rüdfichtnahme auf die Sicherung einer ge- 
nügenden Eriftenz der Handwerker. Dieje wurden damald allgemein durch zahlreiche im 
Lande angefiedelte, von ftädtiichen und zünftigen Laften befreite ausländifche Handwerker 
und durch den freien Abſatz ausländijcher Gewerbsprodufte, in den inforporierten Städten 
dazu noch durch die Konkurrenz der freien Handwerker in den Vorjtädten, in freien Orten 
und auf dem Lande, auch ſchon durch kapitaliftiiche Unternehmungen gefährdet. 

Unter den erften Tudors3#”), Heinrich VII (1485—1509) und Heinrich VII. 
(15091547), tritt diefe Tendenz ftärfer hervor. Unter ihnen und ihren Nachfolgern wird 
der Schuß der nationalen Arbeit, die Sicherung des einheimijchen Markts für die inlän- 
diihen Produzenten und zugleich die ftaatliche Fürjorge für die Hebung der einheimischen 
Induftrie (Stärkung der beftehenden, Gründung neuer Zweige), insbejondere der Export— 
induftrie und für die Beförderung des Exports inländifcher Gewerbsprodufte mehr und 
mehr das herrjchende Brinzip oder Gewerbe: und Handelspolitif. Und wir begegnen in jtetig 


436) ©. - v. Ohenhomwsti und Bren-| an ©. bei.v. Ochencho wsti und Schanz 
tano, a. a. a. a. O. 
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ſteigendem Maße jchon im 16. Jahrhundert den mannigfachen obrigkeitlihen Maßregeln, 
die man fpäter merkantiliftiiche nannte*3®). Zu diefen gehörten u. a. auch zahlreiche Privi- 
legien monopoliftiichen Eharakter8 an einzelne Unternehmer, Korporationen, Städte und Graf- 
ichaften, aber, und das iſt für England, auch für die Folgezeit, als die Merkantilpolitik in 
immer größeren Maßſtabe befolgt wurde, charakteriftiich, die gewerbliche Produktion im 
Innern wurde nie den ftarren und ftrengen Zwangs- und Bevormundungsmaßregeln wie 
in koutinentalen Staaten unterworfen. 

Unter Elijabeth (1558—1603) war die Mafje der ftaatlichen Verordnungen jo an: 
geſchwollen und der Unterſchied in den Rechtsbeftimmungen im Lande ein jo großer, daß 
die Kodifikation und einheitlichere Regelung ein dringendes Bedürfnis war. Diejelbe erfolgte 
in verjchiedenen Gejegen. Das Hauptgejeg, das für die Folgezeit bedeutjamjte, war das 
große Arbeits- und Gefindegejeg 5. Eliz. c.4 (1562), die jog. Lehrlingsakte 4°), die formell 
bis 1814 in Kraft blieb. 


Wir heben aus den Beſtimmungen diefes Gefeßes nur folgende allgemeinere hervor: Für ge: 
wife Gewerbe, welde eine techniſch zu erwerbende Handfertigfeit vorausjegen, wurde in Städten 
der Betrieb und ebenio die Beſchäftigung ala Gejelle von einer fiebenjährigen Lehrzeit abhängig 
gemacht. Jeder Haushalter, der in einer Stadt, in einem Flecken mit Korporationsrechten, in 
einem Marktflecken wohnte, durfte Lehrlinge annehmen, doch mußte die Lehrzeit wenigftens 7 Jahre 
betragen und außer eigenen Söhnen durften als Lehrlinge nur foldye angenommen werben, die 
nocd nicht 21 Jahre alt waren und deren Eltern ein gewiffes Vermögen bejaßen. In gewifien 
Gewerben war die gejeglicy zuläffige Zahl der Lehrlinge gegenüber der Zahl der Gejfellen (im 
Intereſſe diefer) in der Weife geregelt, daß, wer drei Lehrlinge halten wollte, mindeftens einen 
Geſellen beſchäftigen mußte, und für jeden Lehrling weiter aud) einen Gejellen mehr. Niemand 
durfte einen Gejellen auf weniger als ein Jahr Dingen mit gegenfeitiger vierteljährliher Kündi— 
gung. Die Arbeitszeit war feitgeiegt auf 12 Stunden im Sommer und auf die Zeit von Tages: 
anbruch bis zur Nacht im Winter. Der Lohn follte jährlih von Friedensrichtern und Stadt: 
wagijtraten 9— der allgemeinen Sitzung nach Oſtern feſtgeſetzt werden und ſo, daß der gedun— 
genen Perſon ſowohl in Zeiten des Mangels wie des Ueberfluſſes ein hinlänglicher Lohn zu 
Teil werde 410), Dieſelben Behörden ſollten auch Streitigkeiten zwiſchen Meiſtern und Lehrlingen 
ſchlichten und die letzteren beſchützen. 


Man interpretierte ſpäter, wie Adam Smith berichtet, das Geſetz ſo, daß es nur Geltung 
habe für die Städte und Flecken mit Korporationsrechten, welche vor 1562 beſtanden, und 
ebenjo nur für die damals jchon erijtierenden Gewerbe, aber thatjächlib galten jeine Be- 
ſtimmungen noch im 17. Jahrhundert als allgemeine, 

Eine Regelung der Monopolrechte erfolgte im 17. Jahrhundert durd die Akte 
von 1623, Schon unter Elifabety war das Parlament der Privilegienerteilung durch die 
Krone entgegengetreten und die Königin hatte vielfach Remedur eintreten lajfen. Als aber 
unter Jakob I. zahlreiche neue Privilegien erteilt wurden, jegte dad Parlament das Statut 
21 Jakob I. e. 3 (1623) durch **t), welches alle bisher erlafjenen oder künftig zu erlafjenden 
Bewilligungen, Charters und PBatentbriefe für Alleinverfauf oder Verkauf, Verfertigung von 
Gewerbserzeugniffen, Arbeit oder Gebraud) eines Gegenjtandes mit Monopolrechten (außer 
Erfindungspatente und einige andere ausdrüdlich genannte) für null und nichtig erflärte und 
jede neue Monopolverleihung von der Bewilligung des Parlaments abhängig machte. 

In der Folgezeit, im 17. und 18. Jahrhundert), blieb zwar für den interna: 
tionalen Verkehr noch das Syſtem der Merkantilpolitif bejtehen, aber im Innern befolgte 
man, und unbekünmert um entgegenjtehende gejegliche und jonftige obrigkeitliche Vorſchriften, 
im Großen und Ganzen eine Politit der Gewerbefreiheit. Man änderte formell wenig am 
alten Recht, aber ließ auch ruhig zu, daß die einjchränfenden Vorſchriften desjelben that 
ſächlich nicht mehr beachtet wurden, trog aller Verſuche der durch dieje Nichtbeachtung Be— 


438) ©. darüber oben ©. 563, ©. 591 ff., auch , diefe Pflicht der Friedensrichter und Magiftrate 
Band I. Abh. IL ©. 88 ff. noch einmal ausdrüdlih auf ben Lohnjag aller 
439) Vgl. dar. auh Brentano, Das Ar— | Arbeiter, der gelernten wie ungelernten, aus. 

beitöverhältniß ac. ©. 45 ff. ' 441) Kleinſchrod, a. a. D. ©. 58. 
440) Ein Geſetz Jacobs 1. (2 Jac. I. c. 6) dehnte 442) ©. bei. Brentano, Held, a. a. D. 
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Ihädigten und Bedrängten, die Regierung zur Wahrung des beftehenden Nechtd zu zwingen. 
In dem Kampf zwijchen Handwerk und Industrie, zwijchen Klein: und Großbetrieb, zwischen 
den Vertretern einer über die Öejege hinausgehenden Gewerbefreiheit und den Verteidigern 
de3 dieje einjchräntenden bejtehenden Rechts verhielt die Staatögewalt fich in der Regel 
pajfiv und beförderte mit dieſer Politik des laissez faire im vorigen Jahrhundert die Entwid: 
lung der engliſchen Großinduſtrie. Die gewerbliche Bedeutung der Zünfte verſchwand fajt völlig. 

Im 19 Jahrhundert wurden die meijten der alten rejtriftiven Gejege aud) for: 
mell aufgehoben, aber dieje Aufhebung in zahlreichen Spezialgejegen janktionierte meiſt nur, 
was längjt üblich geworden war. Die Lehrlingsafte von 1562 wurde im J. 1814 (St. 54 
Georg 111. c. 96) aufgehoben, die gewerblichen Vorrechte von Korporationen wurden auch 
fornıell durch das Dlunizipalitätsgejeg von 1835 (St. 5 und 6 Wilhelm IV. c. 76.) ab: 
geichafft *°), welches in Art. 14 beftimmte: „Nachdem in verichiedenen inforporierten Städten 
und Orten ein gewiſſes Herfommen geübt wurde und gewifje Statuten beftanden, daß Nie: 
mand, welcher nicht im Bejig der jtädtiichen Freiheiten oder Mitglied einer gewerblichen 
Zunft oder Gilde war, dajelbjt einen offenen Laden halten oder irgend ein Gewerbe oder 
Handwerk treiben durfte, jo jollen von nun am alle dergleichen ausſchließende Privilegien 
abgeichafft jein“. 

Neben diefer Bejeitigung alter Schranfen, zu der ſich auch die Nenderung der englijchen 
Gewerbepolitit für den internationalen Verkehr, die Bejeitigung der Aus: und Einfuhr: 
verbote und der Schußzöfle (in der Zeit von 1826— 1860) gejellte, j. Abb. XXLV), wurden 
aber zugleich eine neue rejtriftive Gejeggebung zum Schuß der arbeitenden Klaſſen (jog. 
Sabrifgejeggebung j. dar. Abh. XXL) und mancherlei neue, der Gewerbefreiheit die not: 
wendigen Schranten jegende, Beftimmungen erlajjen. 

$ 55. Heute bejteht in England Gewerbefreiheit, aber keine abjolute. Zu den Beſchrän— 
fungen gehören u. a. (abgejehen von Patent: und Autorrecht, von den mit den englijchen 
Steuerwejen zujanmenhängenden Bejchräntungen und von der Arbeiterjchußgejeggebung) 
Beſchränkungen im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung des Publitums gegen läftige und 
gejumdheitsgefährliche Anlagen und vor Betrug, gewerblihem Mifbraud und anderm Scha- 
den, jowie zur Förderung eines beſſeren Gewerbebetriebs +), Ein kodifizierted Gewerbe: 
recht gibt es nicht. 

1. Die Beſchränkungen find namentlich folgende: 

a. Zur Sicherung des Bublifums vor Betrug beſtehen polizeiliche Anordnungen für Bäder, 
Brauer, Müller und andere Yebensmittel- und Getränfegewerbe, beruhend auf Bopularklagen 
und Polizeis refp. Kriminalftrafen. Für Bäder find nad der allg. Bäderordnung von 1836 
(6 et ? Will. IV. c. 37) die Materialien, welde nur verbaden werden dürfen, vorgejchrieben 
(bei 5—10 £ Strafe und Veröffentlihung des Namens). Es darf nur nad Gewicht verkauft 
werden (ausg. fancy bread) und nur nad) dem üblichen Krämergewicht. In jedem Laden müjjen 
richtige Waagen und Gewichte an einem fichtbaren und zugänglichen Ort gehalten werden. Alles 
Nichtweizenbrod muß mit einem Mtixed) bezeichnet fein. Die Friedensrichter können jelbjt oder 
durch Hausſuchungsbefehl von Zeit zu Zeit eıne Vifitation der Bädereien veranlafjen. Das Baden 
am Sonntag und der Verlauf von Badwaren Sonntags nad) 1: Ihr Mittags ift verboten. Für 
Brauer galt bis 1875 die hauptſächlich gegen Fälſchungen Strafpejtimmungen enthaltende Brau— 
ordnung 42 Geo. Il c. 8. Sie ift erjegt durd das allgemeine Bejeg gegen Fälſchung 
jeder Art von Lebensmitteln, Getränken und Medizinen für den innern und äußern 
Gebrauch (Adulteration Of food and drugs act 1875 38 et 39 Viet. c. 63). Jede Art von 
Miihung, Färbung oder Präparierung folder Artikel „in einer der Gefundheit nachteiligen Weife* 
wird im erjten Webertretungsfall mit Geldbuße bis 50 £, beim Nüdfall mit Gefängnis bis zu 


6 Monaten bedroht, vorbehaltlich des Nachweiſes der Unkenntnis von der Beſchaffenheit der Waren. 

Niemand joll ferner einen ſolchen Artikel verkaufen, welcher nicht von der „Natur, Subftanz und 

443) Ausgenommen wurde die City of London | 699 ff., ©. 733 ff., ©. 1108 ff. Derſ., Self- 
(d. h. die alte Stadt), wo die Zünfte aber von , government SS 45. 47. 52. 56. 57. Derj., Ber 
jeher mehr politiiche Korporationen als aus maltungsrecht II Ss 108. 109. 111. 120. Ste 
ſchließlich Gewerbstorporationen waren. phens, New Commentaries on the laws of 

444) Ueber diefe Beichräntungen fiche bei. England. 9. Ausg. 1883. Bauer, a. a. O. S. 
Guſe iſt, Communalverfafjung S. 620—629, ©. | 1001 ff. 
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Qualität“ ift, welche der Käufer verlangt hat (Geldbuße bis zu 20 £). Das Gefeß von 1887 
(50 et 41 Viet. c. 29) regelt den Verkauf von Kunſtbutter (Margarine). Ein Gejek von 189 
(56 et 57 Vict. c. 56) verpflichtet die Verkäufer von fünftlihen Dung- und Futterftoffen 
zur Schriftlihen Angabe der Zulammenfegung berielben. Die Mühlenordpnung (36 Geo. Ill 
ce. 85) fchreibt Maagen für den Gebrauch der Hunden vor mit geeichten Gewichten und periodifcher 
Vifitation, einen Aushang des Mahlgeld-Tarifs und Vorwiegen des Korns und des Gemah: 
lenen auf Berlangen des Mahlgaites. 

b. Zur Sicherung des Publikums vor gewerbliden Mißbrauch und anderem Schaben 
find gewifje Gewerbe noch unter ftrengere Ordnungen geitellt, zuweilen mit dem Erfordernis einer 
bejonderen Konceſſion und mit Bifitationen von Beamten: Apotheker. Abdeder und Pferdeſchlächter, 
Schornjteinfeger, Schießpulverfabriten. Die Apothelerordnung (55 Geo. III c. 194) enthält 
zahlreihe Strafllaujeln; die Konceffionen werben von der Surporation in London erteilt (vgl. 
Hdb. Bd. III. BL. Abb. V). Abdedereien und Pferdeſchlächtereien bedürfen einer 
polizeilihen Sonceifion mit Verpflichtung zur Buchführung über geichlachtete Tiere und die Perſon 
des Berfäufers; SKontrole des Betriebs durd die Gemeinde. Pferdefleiih darf nur in Läden 
verfauft werden und muß als folches bezeichnet werden (Act. 1889. 52 et 53 Viet e. 11). Die 
Schornfteinfegerordbnung von 1840 (8 et 4 Vict. c. 85) enthält Vorfchriften über 
Scornfteine, verbietet, Saben unter 16 Jahren als Lehrlinge anzunehmen und gewifle gefähr: 
liche Arbeiten einem Gehilfen unter 21 Jahren zuzumuten. Zufäge in den Gejegen von 1864 
(27 et 28 Vict. c.37) und 1875 (58 et 39 Viet. c. 70) mit Einführung polizeilicher Koncejfionen, 
und im Gef. von 1894 (57 et 58 Vict. c. 51). Die Fabrilation von Schießpulver tft fon: 
ceffionspflidytig (Act 1860. 28 et 24 Vict. c. 139), ftreng örtlich begrenzt und auch im Betrieb 
manchen Beihränkungen unterworfen. Die Act von 1875 (88 et 39 Vict,. c. 17) und einige Kleinere 
neuere Gejege enthalten neue Beſchränkungen für alle gemeingefährlihen Exploſivſtoffe. — Noch 
weitere Beichränfungen gemeingefährliher und läftiger Gewerbe durd Stonceffion, Einregüftrie: 
rung und Bifitation behalten die neueren Gejundheitsgefeße den von den Gemeindebehörden zu 
beichließenden Ortspolizeigejegen vor. 

c. {Ferner #45) beitehen noch heute von den früheren zahlreihen Beichränfungen, deren Haupt: 
zweck die Förderung eines befleren Getwerbebetriebs war, einige bezüglich der Anfertigung von 
Mauer: und Zie elheinen (n. a. Normalmaße), von Stnöpfen, Mefferan Sciffsfetten und Ankern, 
aud in einigen Wollmanufakturen. 

d. Läftige und gefundheitsfhäblihe Gewerbsanlagen (Act 1875. 38 et 39 
Viet. ec, 55 und Act 1890, 53 et 54 Vict. c. 59) bedürfen des Konſenſes; ebenjo elektriſche 
Anlagen (Act 1882. 45 et 46 Vict. c. 56). Beſondere Beichränkungen beftehen für die An- 
lage von hemifchen Fabriken (Act 1881, 44 et 45 Vict. c. 37, Act 1892. 55 et 56 Vict. c. 30). 

e. Im Inland hergeitellte Gold=- und Silberwaren müflen einen gejeglich vorgeſchrie— 
benen FFeingehalt haben und unterliegen einem Markierungszwang (von legterem find Fleinere 
Schmudwaren außer Ehe: und Trauringen ausgenommen); fremde Edelmetallgeräte müſſen vor 
dem Verlauf geprüft und markiert (F) werben +46), 

f. Für Handfeuermwaffen beiteht ſchon feit 1637 (jet Gef. vom 13. Juli 1888) die 
obligatoriſche amtlihe Prüfung der Läufe und Verfchlüffe 447), 

g. Zu den Beichränfungen der Gewerbefreiheit gehören auch die Vorichriften über die Heilig: 
haltung der Sonn- und Feſttage“s«), nach welchen mit wenigen Ausnahmen feine Sonn: 
tagsarbeit und fein Gewerbebetrieb am Sonntag erlaubt ift. Diele Beitimmung wird zwar nicht 
ftreng durchgeführt, aber doch im Allgemeinen * Sitte gemäß befolgt. 

2. Aus der früheren weitgehenden obrigkeitlichen Regelung des Le brlingäwejens if 
nur nod) eine polizeiliche Jurisdiktion über das Lehrlingsverhältnis beftehen geblieben 4°), Der 
Lehrling kann gegen den Meifter wegen übler Behandlung oder Nichterfüllung der Meiiterpflichten 
vor einem Friedensrichter Hagen, welder durch Order den Streit nad Billigfeit beilegt, wenn 
fid} der Meifter fügt. Im Fall des Wideripruchs wird der Meifter vor die nächſte Quartalfigung 
geladen, welche auf Entlaffung des Lehrlings vom Lehrkontrakt oder auch auf angemeflene Strafe 
gegen den fchuldigen Lehrling erkennen fan. Der Lehrling kann auch vor zwei Friedensrichtern 
wegen Mikhandlung Hagen, welde durch Warrant auf Entbindung vom Lehrvertrag, auf Rüd- 
zahlung des Lehrgeldes, jowie auf Geldbuße bis 40 sh. (eventuell Sefängnisitrafe) erfennen können. 
Wegen verteigerter Nahrung oder lebensgefährlicher Mißhandlung kann eine Kriminalſtrafe bis 


XXI. Schönberg, Gewerbe I. Teit. 


445) Sneift, Selfgovernment ©. 270 ff. O. ©. 331. v. Bojanowski, a. a. O. S. 85 ff. 
Bauer, aa. D. ©. 1005. Die frühere Lehrlingihaft von Kirchipiel- (Ge- 
446) ©. über die fomplizierte Geleßgebung | meinde-) Lehrlingen in der Armenverwaltung 
Bauer,a. a. D. ©. 1005. ‚(Beranftaltung gewerblicher Ausbildung durch 
447) ©. dar. G. Koch, Art. Handfeuerwaffen | kommunale Anordnungen der Armenpflege und 


im H.W. Suppl.Band I. ©. 457 ff. 

448) Vgl. über die betr. Gejege auch bejonders 
Snomden, Police officers guide. 7. Aufl. 1875. 
©. 501. 

449) Gneift, Selfgovernment $ 57. Der ſ., 
Berwaltungsredht $ 109. Stephens I. a. a. 


»polizei) iſt, ſoweit das Syſtem auf zwangsweiſe 
durchführbaren obrigfeitlihen Maßnahmen berubte, 
durdy st. 7 et 8 Vict. c. 101 aufgehoben, und 
jomeit es fich in der Praxis der Rommunalver- 
mwaltung ſonſt zu erhalten vermochte, jo gut wie 
vollftändig außer Anwendung gelangt. 


Das Gewerberecht in Rußland vor Peter dem Großen. $& 56. 625 


zu 3 Jahren eintreten. Andererfeits kann auch der Meiiter wegen Uebelverhaltens im Dienft vor 
zwei Friedensrichtern oder vor den ——— klagen, welche auf Korreltionshaus oder an— 
gemeſſene Büdlipung oder Entlaffung aus dem Lehrvertrag erkennen können. Ein Zehrling, der 
ſich vor Ablauf der Lehrzeit entfernt, foll entweder um fo viel länger in der Lehre bleiben oder 
vollen Erjag leiften, im Weigerungsfalle kann er mit Korreftionshaus bis zu 3 Monaten bejtraft 
werden. Nad) dem »Common law«e wird anerkannt, daß der Meijter wegen Lebelverhaltens und 
Nadläffigkeit „mit Mäßigung” züchtigen kann. Die heutige gefeglihe Ordnung des Lehrlings- 
weſens iſt nad den Beitimmungen der beiden Arbeitögefege vom 13. Auguſt 1875 (88 et 39 
Vict. c. 90 und 38 et 89 Vict. c. 86) zu beurteilen +50), 

3. Für die Entiheidung von jonftigen Streitigfeiten zwijhen Arbeitgebern und Arbeits 
nehmern über den Lohn, über Beihädigung der Arbeit, Verzögerung, nicht Eontraftliche Ausfüh- 
rung 2c. hat ſchon 1824 das St. 5 IV Geo. c. 96 ein Schieböverfahren vorgejchen. Nad) dem: 
jelben kann dafür durch Uebereinkunft der Parteien jeder Friedensrichter ald Schiedsmann ein— 
treten. In Ermanglung einer Vereinbarung ſchlägt der Friedensrichter mehrere Schiedsrichter 
vor, und zwar eine gleiche Zahl von Arbeitgebern und Arbeitern; aus jenen wählt von den Strei- 
tenden der Arbeitgeber, aus diefen der Arbeiter einen Schiedsmann, welde dann zujammentretend 
endgültig enticheiden. Können fie ſich nicht einigen, fo jollen fie einen Friedensrichter ald Ob- 
mann wählen, der dann endgültig und vollſtreckbar enticheidet. Dabei darf fein Fabrikherr oder 
Agent als FFriedensrichter fungieren. Die Councils of conciliation act 1867 (30 et 31 Vict. 
ce. 105) führte Schiedskommiſſionen ein, deren Formation unter Negulative des Minifters des 
Innern gejtellt ift. Die Arbitration act von 1872 (35 et 36 Viet. c. 46) gab auc den pri- 
vaten Schieds- und Einigungskammern die Möglichkeit, rechtsverbindliche Enticheidungen zu fällen. 
Dur die Employers and workmen act vom 18, Auguft 1875 (38 et 39 Viet. ec. 90) wurde 
elettiv für Lohnftreitigkeiten, deren Streitgegenftand den Wert von 10 £ nicht überfchreitet, auch 
eine Nechtiprehung durch die neuen Streisgerichte (county courts) eingeführt und dem Lordfanzler 
die Befugnis beigelegt, die Spezialitäten des Verfahrens durch Negulative zu beftimmen +), 

Ueber die weitere befondere Arbeiterfhuggejeggebung f. Abh. XXII. 


5. Rußland, 


Dal. Stord, Hiftorifcheftatiftiiches Gemälde des Nuffiihen Reichs am Ende des 18, Jahr: 
hunderts. 1797. A. Thun, Yandwirtidaft und Gewerbe in Mittelrußland. 1880 (Schmoller F. Bd. 
IM. Heft 1). W. Stieda, Die Entwidelung der Nuffiihen Gewerbeverfafiung. Nordiſche Rund: 
fhau I, 5 (behandelt die Zeit bis 1801). v. Ordega, Die Gewerbepolitit Rußlands von Peter I. 
bis Katharina 11. (1682—1762). 1885. 2. Niffelomwitich (Ruſſiſch), Geſchichte der Fabrilgeſetz— 
geburg des Ruſſiſchen Neiches, Bd. J. 1863, Bd. 11. 1885, Matthäi, Induſtrie Rußlands. 2 Bde, 
1872. Korſſakt (Ruſſiſch), Weber die Formen der Induſtrie im Allgemeinen in Wefteuropa und 
in Rußland. 1861. Ditjatin (Muffiic), Organifation und Verwaltung der Städte in Rußland. 
Bd. 1. 1876. Abh. Zur Geſchichte der Handwerfe in Rußland_2c. in Ermann’s Ardiv für willen: 
ichaftliche Kunde von Rußland. Bd. 11, 1643. &.246 ff. Ehwanenbad, Die ruffiihe Städte: 
ordnung vom 16. Juni 1870 (Ruſſ. Nevue Ed.1V &.247 ff.) Eichelmann, Die ruſſiſche Städte: 
verfaffung im 18, Jahrhundert (Ruſſiſche Revue Bd. XVII S. 477 fi.) v. Schulze-Gacverniß, 
Eine Studie zum oftenropäifchen Merkantilismus im Archiv. VIIL 11895) S. 486ff. DO. Müller, 
Art. Gewerbegejeggebung im H.W. III. S. 1026. — Eine Darftellung der Geſchichte des Ruſſiſchen 
Gewerberechts giebt es nicht. 

$ 56. Für die Geichichte des Gewerbewejens ift die Zeit vor und nad Peter dem 
Geroßen zu unterfcheiden. Erft ſeit Peter dem Großen kann man eigentlich von einer Ge— 
werbepolitit Rußlands und von einer ruſſiſchen Gewerbegejeßgebung jprechen. Wohl kommen 
vorher einzelne gejegliche Beitimmungen und andere obrigfeitliche Maßregeln in Bezug auf 
gewerbliche Verhältniffe vor, aber es wurde feine Politik getrieben, die von allgemeinen und 
bejtimmten Grundjäßen ausgehend die Fürderung des Gewerbeweſens bezwedte, und es 
wurden feine Geſetze erlajien, welche das Gewerbewejen des Landes regelten. 

Sn dieſer Zeit (vor Peter I.) war die gewerbliche Produktion faſt ausjchließlich ein 
Nebengewerbe von Bauern im Kleinbetrieb, und es herrſchte völlige Gewerbefreiheit. Die 
Städte — nur in verhältnismäßig geringer Zahl vorhanden — waren mit ganz wenigen 
Ausnahmen nicht, wie im weltlichen und mittleren Europa, die Hauptjtätten der gewerb— 
lichen Produktion und die Mittelpunkte des gewerblichen Lebens. Städte entjtanden jchon 


früh, aber waren in der Regel nur mit Wall und Pallifaden befeftigte Dörfer, wohin in 


450) ©. dar. v. Bojanomäli, a. a. D. ©. |v. Bojanowski, a. a. D. ©. 27 ff. Ueber die 
77 ff, dort auch die beiden Geſetze S. 101—125. | Schieds- und Einigungsfammern und dies Geſetz 

451) Gneift, Verwaltungsrecht II. S. 770 ff. ſ. Abh. XXIL 

Handbuch d. Polit. Detonomie. II, 1.4. Aufl. 40 
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Kriegszeiten das Volk fich flüchtete. Die Bewohner waren Landleute, Bauern und ebenio 
wie die rein ländliche Bevölkerung von den Woimoden bedrüdt. Nur einige wenige Städte 
(wie Moskau, Archangelsk, Aſtrachan, Nowgorod und Pleskau) waren anderer Art: Mittel: 
punfte des Handels, mit einer gewerblichen Bevölkerung und ftädtiichem Leben, ähnlich wie 
im Wejten. Auch als jpäter die rujfiichen Städte allgemein die Sige der Verwaltungsbe: 
hörden wurden, bildete fi) ein Unterichied von Stadt und Land, von Stadt: und Land- 
bevölferung nicht heraus. Ueberall wurde Landwirtſchaft getrieben. Die gewerbfiche Pro: 
duktion aber war in Städten wie in Dörfern nur ein Nebenerwerb von Bauern, die dieier 
Thätigkeit fich entweder als jelbjtändige Gewerbetreibende, welche ihre Brodufte verkauften, 
oder als Wanderarbeiter, welche außerhalb ihres Wohnorts zeitweife arbeiteten, hingaben. 
Eine Organifation von Gewerbetreibenden in Bünften, eine forporative oder obrigkeitlice 
Fürforge für die Ausbildung derjelben gab es im Mittelalter nicht. 

Bis in's 17. und 18. Jahrhundert war der Zuftand der ijolierten Produktion (Eigen: 
gewinnung) die herrichende Broduktionsweije. Jeder Bauernhof erzeugte die Nahrungsmittel, 
die Bekleidungsſtücke und in der Hauptjache auch die jonftigen Güter, welche die zu ihm 
gehörenden Perſonen gebraudten. Das Gleiche thaten die Bojaren, Biſchöfe und Fürften; 
auch ihre Luxusbedürfniſſe ließen fie im Weſentlichen durch Leibeigene befriedigen, die teil 
auf dem Herrengut, teild auf eigenen Höfen arbeiteten. Aber die Eigenproduftion gemügte 
beim größten Teil der Bauern nicht für die Befriedigung des Lebensbedarfs. Die Sorge 
für die Befleidungsftüde wurde den Frauen, Kindern und Greifen überlafien. Die Männer 
juchten Nebenverdienjt teild als wandernde gewerbliche Arbeiter in der Fremde +2), teils 
durch Herjtellung von Gewerbsproduften in ihrer Heimat (örtliche Gewerbe im Kleinbetrieb). 
Die legteren verarbeiteten ihnen gehörige Rohjtoffe und verkauften die Produfte, meijt an 
Auffäufer (entiweder Bauern reip. Kaufleute des Heimatsortes oder reijende Kaufleute oder 
eigentliche Haufierer), welche die Mafje der Waren nicht den Detailhändlern oder den Kon- 
jumenten, jondern Großhändlern zuführten, die in den Mittelpunften des Handels umd ber 
Konjumtion ihren Sit hatten und von ihren Gejchäftslofalen aus oder auf Mefjen und 
Märkten die Waren weiter vertrieben. Die Technik der Produktion war eine einfache umd 
rohe, die einfache Produktion durch Konkurrenz nicht gefährdet. Die Produktion jelbjt wie 
der Handel mit Gewerböproduften waren völlig frei. 

In den älteften Da Scheint der Wandererwerb die übliche Form deö gewerblichen Neben- 
erwerb3 geweſen zu fein. Später, namentlid als mit der Erbebung der Nomanows auf den Thron 
in Moskau die Bevölkerung jehhafter, die Schollenpflichtigfeit eingeführt, das Abftrömen in bie 
unbefiedelten Steppen gehemmt, die Bevölkerung dichter, die Yandanteile Feiner wurden, ent: 
widelte fi mit dem ftärteren Zwange zum gewerblidyen Nebenerwerb das häusliche Kleingewerbe 
und in ihm eine Lokalifierung der einzelnen (Hewerbe. Diejelbe wurde teils durch die örtliche Pro- 
buftion der Nobitoffe, teils durd die Abjagverhältniffe der Produkte bedingt. Wo der lad 
ober Hanfbau ftärker betrieben wurde, wurden Yeinwand» und Hanfgewebe produziert, wo reich— 
liche Weiden die Schafzucht begünftigten, Tuch. Die rohen Gewebe der weiblihen Hand ver: 
Ihönerten die Färber und fpäter die Druder, Aehnlich lofalifierten fich die Pelz-, Stiefel, Fauſt 
bandihuhnäberei, die Gerberei, die Töpferei, die Eiien- und Holzverarbeitungsgewerbe u. a. We 
für den Abjag günftigere Verhältniſſe ſich darboten, entwidelten fich die Gewerbe ftärfer um 


behnten fie fi auch auf benachbarte Bezirke aus. So mamentlich in Gegenden in der Nähe von 
Hanbelsjtädten oder an belebten Straßen und jchiffbaren Flüffen. Es entftanden Fleinere und 


452) Bei diejen wandernden Arbeitern begegnet | die Beziehungen der Genoffenichaft zu dritten 


man fchon im 13, Jahrhundert organifierten Senofs 
fenichaften (wataga, druschina, jpäter Artell ge- 


nannt), aber dieje haben feine Berwandtichaft mit | 


Bünften oder Innungen, jondern waren, wie aud) 


noch heute, auf Vertrag beruhende Ermwerböge: | 


noflenichaften mit Solidarhaft der von ihrer Fa— 
milie getrennten Mitglieder, mit gemeinfamer Bes 
friedigung der Lebendbedürfnifje unter einem 


Führer, der die Leitung des Ganzen bejorgt und, 


Berionen vermittelt; die Artelle dienen auf diele 
Weile den Erwerbs. und Wirtichaftsintereilen 
ihrer Mitglieder. Bgl. dar. v. Ordega, a. a. 
D.©. 83 ff; Grünwaldt, Das Artellweſen 
in Rußland. Ruf. Revue IV. ©. 340 ff.; Stieda, 
Die Artelle in Rußland in J. f. Nat. U, 6. 
1883) ©. 193 ff. (dort auch weitere Litt.); ®. 
Stähr, Ueber Uriprung, Geichichte, Weſen und 
Bedeutung des rufjiichen Artells. 1. 1890, 
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größere Gentren der Broduftion, welche die Aufkäufer aufſuchten. Eine gefegliche Regelung dieſer 

Gewerbs- und Erwerböverhältnifje fand nicht ftatt. 

In den wenigen Städten waren die Handwerker teild Ruſſen teil Ausländer. Aus— 
ländiiche Handwerker wurden (jchon feit dem 10. Kahrhundert) von den Fürften für die 
Bedürfniffe des Hofes und der Kirche nad) Rußland gezogen (zuerjt Griechen, fpäter be: 
ſonders Deutiche). Diefe Handwerker und ihre Nachkommen bildeten eine bejondere, von den 
ruffiihen Handwerkern ftreng geichiedene Klaſſe. Sie ftanden auf einer höheren Stufe der 
allgemeinen Bildung und der gewerblichen Technif und verfertigten in der Hauptjache die 
wenigen inländijchen Gewerbsprodukte, welche den höheren Bedürfnifien, namentlich den Lurus- 
bedürfniffen der Fürften und der Kirche dienten. Ihre Produktion zeigt auch Fortichritte, 
Die ruffiichen Handwerker ftanden jocial und gewerblich viel tiefer. Sie waren in der Regel 
gar nicht ausjchlieglich Handwerker, jondern trieben neben ihrem Gewerbe noch Aderbau 
und andere landwirtichaftliche Arbeit. Sie bildeten rechtlich feinen bejonderen Stand der 
Bevölkerung, waren zwar frei, aber eine mifachtete, ärmliche, ungebildete Klaſſe. Der Ge— 
werbebetrieb der Handwerker unterlag feinen Bejchränfungen, war aber auch nicht weiter 
gejeglich geregelt, war überhaupt nicht Gegenſtand obrigkeitlicher Fürjorge. — Fabriken und 
größere gewerbliche Unternehmer erijtierten vor Peter I, nur ganz vereinzelt. 

$ 57. Die ruſſiſche Gewerbepolitift war von Peter I. bis KatharinalI. 
(1682— 1762) 453) eine merfantiliftifche. 

Peter I widmete bis 1719 auf dem Gebiete des Gewerbewejens jein Intereſſe aus: 
jchließlich der Begründung und Förderung einer jelbjtändigen ruffiihen Induſtrie. Seine 
erfolgreiche ſchöpferiſche Thätigkeit erftredte ſich einerjeit3 auf jolche Induftriezweige, welche 
den Bedürfniffen des Heeres dienten (PBulver:, Waffen:, Tuchfabrifen, Kanonengießerei), 
andererjeit3 auf Anduftriezweige, welche teild Erportprodufte für Rußland liefern, teils den 
Import fremder Jnduftriewaren verringern jollten (Leinen, Seiden:, Wolltapeten-, Strumpf-, 
Stahl- und Eijen-, Edelmetallwaren:, Nadel-, Glas: und Spiegel-, Papier, Pottaſche-, 
Leder: ꝛc. Fabrikation). Die Maßregeln waren zumeift die damals in europäiſchen Staaten 
üblichen merfantififtiichen #5*). Bis 1719 beftand die Politik des Zaren mwejentlich in der Sorge 
für die Entjtehung neuer lebensfähiger Fabriken; die Regelung der induftriellen VBerhältniffe 
erfolgte von Fall zu Fall für die einzelnen Unternehmungen rejp. Zweige und durch per: 
fünliche Entjcheidung des Monarchen. Bon 1719— 1725 wurden nur noch ausnahmsweiſe direkt 
vom Haren neue Fabriken gegründet, aber zur Pflege und Förderung der Induſtrie und zur 
Ueberwadhung des gejamten Fabrikweſens wurde in diejer Zeit eine bejondere Behörde, das 
Dianufakturkollegium, geichaffen und wurden generelle gejegliche und regiminelle, in mehr: 
facher Hinficht liberale, Beftimmungen erlaffen 55). 1725 gab es in Rußland über 200 Fabriken. 


453) Vgl. dar. bei. das cit. Werf v. Ordega,| aber für die induftriellen Verhältniffe Rußlands 
ferner Stieda, Peter der Große als Merkantilift. | im vorigen Jahrhundert von wihtiger Bedeutung 
Ruſſ. Revue IV. ©. 193 ff; der ſ., Die Ent⸗ gemweiene Beitimmung war da® Recht, Bauern zum 
widelung der Rufjiichen Gewerbeverfajlung. Nord. Zweck der Beihhäftigung in Fabriken zu kaufen. 
Rundihau I. S. 479 ff.; Brüdner, Peter der Ein folches bejtand von 1721—1762, Der Ukas 
Große. 1879. Weitere Litteratur bei v. Ordega vom 18. Januar 1721 gab, um die Anlage von 
S. Ll. Fabriken zu erleichtern und den Fabriken auch 

454) Ueber die merfantiliftiihen Maßregeln Arbeitskräfte zu ſichern, den Gründern reſp. Be— 
Peters J. im Einzelnen ſ. v. Ordega, a. a. O. ſitzern induftrieller Etabliſſements das Recht, Dör- 

. 33—53, | fer mit Bauern zu faufen und dieſe mit ihren 

455) Dieje Beitimmungen find in einer Neihe | Angehörigen in den Fabriken zu verwenden. Das 
von Ukaſen (1720—1724) und vorzugäweije in | Gejeg vom 7. Januar 1736 (j. Anm. 459) ver- 
den Inftruftionen des Manufakturfollegiums ent- bot den FHabrifunternehmern den Ankauf von Dör- 
halten. Die Darjtellung derielben bei v. Ordega fern, geitattete aber, Yeibeigene ohne Grund und 
©. 62 ff. Bu denjelben gehörten u. a. auch Vor- Boden zu faufen. Der Ukas vom 27. Juli 1744 
ichriften über die Ausbildung von Lehrlingen | ftellte wieder den früheren Nechtözuftand her. 
und Meijtern. v. Ordega ©. 70 fi. Durch Ufas vom 29. Mär; 1762 wurde der Ber- 

Eine der Ruſſiſchen Gejeggebung eigentümfliche, | fauf von Bauern zu jenem Zweck unterjagt. 


40 * 
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Der Zuftand des Handwerks und der Handwerker veränderte fich unter Peter 1. 
bi& 1719 wenig. Der Zar begünftigte zwar den Zuzug von Handwerkern aus dem Aus: 
lande, bejonders nach Petersburg, jorgte auch hie und da für die Hebung der Technik und 
für die Verbreitung gewerblicher Bildung, namentlich auch für die Entjtehung einzelner 
Handwerközweige in einzelnen Bezirken +°), aber im Großen und Ganzen blieben doch die 
Buftände des Handwerks wie fie gewejen. Gegen das Ende jeiner Regierung wollte der 
Bar aud) hier reformieren; er wollte einen blühenden Zujtand des Handwerks herbeiführen, 
die Handwerker zu einem tüchtigen geachteten Stand machen und jah dad Mittel dazu in 
der Schaffung von korporativen Verbänden derjelben (Zünften, Zechen). Er ſuchte deshalb 
1720 aud in Rußland ein „Zunftmwejen“ einzuführen, freilih ein anderes, als es 
in andern Staaten eriftiert hatte und damals noch eriftierte. Die Zünfte, deren Errichtung 
Peter I. anordnete +”), haben mit den Zünften des Weſtens eigentlih nur den Namen ge: 
mein, ihrem Wejen nach haben fie mehr Aehnlichkeit mit den modernen freien Innungen *°*), 
Die Zunftordnung Peters I. kennt weder den Bunftzwang, noch Zwangs- und Bannrechte 
oder andere Privilegien der Zunftmitglieder, noch die für das Weſen der Zünfte anderer 
Staaten charakteriftiichen Betriebsbejchränfungen. Dieje Zunftorganijation war indes ein ver: 
fehlte Experiment. Es entjtanden zwar Zünfte, aber diejelben gelangten nicht zu einer lebens: 
kräftigen Entwidelung und blieben ohne jede Bedeutung für das Gewerbeweſen. 

Der Schnelle Wechjel von Regenten und Miniftern, welcher nad) dem Tode Peters I. in 
der Zeit von 1725—1741 eintrat, war der Fortjegung des von Peter I begonnenen 
Werts und der Förderung des Gewerbewejens nicht günjtig #°). E3 erfolgte eine viel jtärfere 
und allgemeinere obrigfeitliche Reglementierung der Induſtrie, die allgemeine Einführung 
bon Monopolen, die Ausdehnung der Gewalt der Fabrikanten über ihre Arbeiter 2c., aber 
man befolgte feine zielbewußte, konjequente Gewerbepolitit und that im Ganzen wenig zur 
weiteren Entwidlung der Induſtrie. Befjer wurde es unter Elijabeth (1741—1761) und 
Peter III. (1761—1762). Die Staatsregierung nahm fich wieder energifcher der Hebung 
der Induſtrie und der Gründung neuer Fabriken (insbejondere Tertilfabrifen) an, gab aud 
den Fabrifanten mehr Freiheit und es entitanden in dieſer Zeit über 300 neue Fabrifen. 

$ 58. Eine neue, freiheitlihe und antimerkantiliftiiche Gewerbepolitik befolgte Katha:- 
rina Il, (1762—1796) 4%), Auf dem Gebiete der Induſtrie wurden die früheren Privi 
legien vielfach bejeitigt rejp. verringert, 1762 wurde Jedem, auch Mitgliedern des Bauern 
ftandes, das Hecht gegeben, Fabriken zu errichten, 1775 wurde auf die generelle obrigfeit- 
lihe Konceſſionierung derjelben verzichtet und 1779 das Manufakturfollegium aufgehoben. 
Gleichzeitig war man bemüht, die Yage der Fabrikarbeiter, die zumeift leibeigen waren, zu 
bejjern. Das Verbot Peters III., Bauern zu kaufen, wurde wiederholt (Ukas vom 8. Au- 
guft 1762). Die Beichäftigung, Löhnung 2c. der Fabrikarbeiter wurde in liberaler Weije ge: 
regelt. 1781 wurde das Hecht der Fabrikanten, ihre Fabrifbauern zu züchtigen oder jonit 
zu beitrafen, ausdrüdlicy aufgehoben. 1785 erfolgte infofern eine Einjchränfung der bis: 
herigen Gründungsfreiheit von Fabriken, als der Adel nur nod Fabriken auf dem Lande 
anlegen durfte und die Gründung von Fabriken (und Sawods) in den Städten nur den 
Mitgliedern der erjten und zweiten Kaufmannsgilde gejtattet wurde. Die Zahl der Fabriken 


456) Stord, a. a. O. 11. ©. 20 fi. 459) S. dar. Stieda, Ruf). Gew. Verf. a.a. ©. 

457) Ulas v. 15. Dezbr. 1720. Städteordnung | S. 4W fi. v. Ordega, a.a.D. S. 97 ff. Bon 
vom 16. Januar 1721. allgemeinerem Intereſſe ift insbeiondere das große 

458) Ach habe den Beweis für dieje meine Auf- | Geſetz vom 7. Jannar 1736 betr. die Verhältnifie 
fafjung, die m. E. namentlich aus dem Kaiſ. Ukas | der Fabrikarbeiter (v. Ordega ©. 106 ff.) und 
vom 27. April 1722, welcher die Verhältnife der |ein ükas vom 2. Sept. 1741 betr. die Tuch- und 
Zünfte im Einzelnen regelte, jich ergiebt (vgl. | Karaſeifabriken (v. Ordega ©. 118 ff.). 
auch die Senatöufaje vom 16. und 31. Juli 1722) 460) Vgl. dar. insbejondere auh Stieda, 
durch meinen Schüler, v. Ordega, in feinem | Rufj. Gew.verf. a. a. O. ©. 493 ff.; Brüdner, 
cit. Werte ©. 87 ff. erbringen En Katharina. Il. 1883. 
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itieg 1779-1796 von 501 auf 2276. — 1785 wurde durch die Städteordnung auch das 
Gewerberedht der Handwerker neu geregelt und mejentlich umgeftaltet +). Es war ber 
zweite Verſuch, das Handwerk in den größeren Städten durch forporative Bildungen zu heben. 
Die Stadtmagiftrate wurden verpflichtet, die Handwerke in Zünfte oder Memter zu teilen, 
Die Zunftordnung war indes eine liberale, fie enthielt nichts von ausfchließenden Gewerbe: 
rechten und andern Privilegien der Zünfte, noch Betriebsbeſchränkungen der zünftigen Meifter. 
Eine Zunft (Amt) mußte mindeftens fünf Meiſter umfaffen und war injofern eine Zwangs— 
innung, als in Städten, wo für ein beftimmtes Gewerbe ein Handwerksamt errichtet war, 
Niemand das Gewerbe jelbjtändig betreiben durfte, der nicht ald Meifter beim Amt ein- 
geſchrieben war. Bedingungen der Meifterjchaft waren dreijährige Lehrzeit bei einem zünf- 
ligen Meifter, Meifterftüd und Alter von 24 Jahren. Auf dem Lande war der Gewerbe: 
betrieb frei, ländliche Handwerker durften ihre Produkte auch in der Stadt verkaufen, doch 
jollten im Allgemeinen die jog. ftädtischen Handwerker in Dörfern, ausgenommen in Dörfern 
mit Fabriken, nicht geduldet werden. Die Zunftordnung erftredte fich aber nicht auf Städte 
und Flecken, wo die gewerbliche Thätigkeit noch wenig entwidelt war. 

Unter Baul I (1796—1801) griff wieder ein Syſtem obrigkeitlicher Bevormundung und 
Ueberwachung der Fabrifanten Platz. Das Manufafturfollegium wurde deshalb auch wieder 
errichtet. Die obrigkeitliche Fürjorge richtete fich wejentlic auf die Tuch, Seiden-, Leinen- 
lad: und Fayenceinduftrie. 

Seit Alexander I wurde indes die Politik obrigkeitlicher Bevormundung der In— 
duftrie aufgegeben +2), Man gewährte bezüglich der Anlage und des Betriebes induftrieller 
Unternehmungen eine jehr weitgehende Freiheit #63) und bejchränfte fich darauf, die Induſtrie 
durch Förderung der gewerblichen Bildung +), durch Vorſchüſſe an Unternehmer +%) und 
durch Schußzölle zu heben *%), Für die Handwerke („Beichäftigungen, welche die Be— 
arbeitung der Dinge mitteljt Handarbeit zum Gegenjtande haben“) wurde die Zunftorgani- 
jation in den Städten nad den liberalen Grundjägen von 1785 beibehalten, daneben in 
Orten mit geringerer Entwidlung der Gewerbe „eine vereinfachte Handwerkerverfaſſung“ 
durchgeführt. Ein umfangreiches „Reglement über Handwerte“ ##7) regelte das Recht auf den 
Gewerbebetrieb, die Handwerfäverfaffung, die rechtlichen Verhältnifje der Gejellen, Lehr: 


461) Stord, a. a. D. II. ©. 150 ff. 

462) Nach der Errichtung der Minifterien (1802) 
wurde 1803 das MWanufaltursflollegium aufge- 
hoben; deflen Funktionen wurden teild dem Mi— 
nifterium des Annern (jeit 1819 dem Finanz— 
miniiterium) teil® den Gouvernementsverwal— 


tungen übertragen. Ueber das leitende Prinzip | 
der richtigen Politik fpricht fih ein vom Kaiſer 


genehmigter Minifterialberiht von 1803 dahin 
aus: Freiheit und Ausficht auf Gewinn find Die 
hauptſächlichſten Triebfedern für die gewerbliche 
Thätigfeit. Daher befteht die Aufgabe einer Ber- 
waltung der Manufakturen im wejentlichen darin, 
genaue Nachrichten von den Fabriken zu jammeln 
und allgemeine Mafregeln anzuordnen, welche 
den Fabriken die größte Freiheit garantieren und | 
alle ihnen entgegenftehenden Hindernifje aus dem | 
Wege räumen.” 

463) Man unterfchied unter Alerander I noch 
freie und verpflichtete Fabrifen. Erftere, 


ohne Unterftügung der Regierung entftanden, | 9 


hatten nur freie Arbeiter und waren freie private 
Unternehmungen ;legtere, mit Staatdunterftüßung 
gegründet, hatten das Recht des Ankaufs vonBauern 
als Fabrifarbeiter oder riet Bauern der Do- 
mänen als ‚Arbeiter „zugejchrieben”, und waren 


dagegen verpflichtet, einen Teil ihrer Probufte 
an bie Regierung zu beftimmten Preiſen zu ver- 
faufen. Eine Reihe von Ukaſen regeln dieje Ver— 
hältniffe. — Durch Ukas vom 28, Dezbr. 1818 
und Manifeft vom 14. Nov. 1824 erhielten An- 
gehörige aller Stände das Recht Fabriken zu 
gründen. 

464) Heraudgabe amtlicher —— Jour⸗ 
nale (Nordiſche Poſt 1811—1819, Journal für 
Manufalturen und Handel ſeit 1825), Gründung 
des Technologiſchen Inſtituts. D. vom 2. Mat 
1825 x. 

465) 1802 wurde eine Million Rubel zur Ge- 
währung von Vorſchüſſen geftiftet (29. Dez. 1802); 
1811 wurde beicyloffen, dies Kapital, wenn nötig, 
zu erhöhen (22. Yan. 1811). 

466) S. darüber namentlich auch über den wid): 


| tigen Einfluß der Schußzollpolitit jeit 1822 auf 


die Hebung der Ruſſiſchen Induftrie W. Stieda, 
a iſche — in J. f. G. VB. 7 (1883). ©. 
09 fi. 


" 
467) Beiondere deutiche Ausgabe: Reglement 
über Handwerfe. Art. 1—257 inf. enthalten im 
—— Band XI. Nach der Ausgabe von 
1857 mit Berückſichtigung der Fortſetzungen von 
1863-1872 int. Riga. 1875, 
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finge 2c., es enthielt auch die vorerwähnten Vorſchriften von 17851%). Das Handels: und Ge: 
werbejteuerreglement vom 1. Januar 1863 machte wie das Handels: und Gewerbeſteuer— 
reglement vom 9. Februar 1865, welches an die Stelle des R. von 1863 trat, den Gewerbe: 
betrieb, aud der Handwerfe, von der Bezahlung gewerblicher Abgaben +%) abhängig. 


Das geltende Gewerberedhtin Rußland*). 


8 58a. 1) Die Bezeihnung „Gewer be“ iftim ruſſiſchen Recht keine genau beftimmte; die 
beiden Benennungen „Gewerbe“ (Promysly) und „Handel“ (torgowlja) find nicht jtreng ausein: 
ander gehalten. Der Großbetrieb vorzugsweiſe wird ganz allgemein „Handelsbethätigung“ 
(torgowoje deistwije — fommercielle Bejhäftigung) genannt, aber aud) das Gewerbegeichäft 
überhaupt fällt dann wieder unter dieje Bezeichnung. Dem Gejeßgeber hat gewiß die Vorſtellung 
vorgeichwebt, daß der Handel, ald Warenvertrieb, eben auch Gewerbe ijt und daß beim 
Gewerbe, ald Warenproduftion, auch der Handeläbetrieb mit den Gewerbeerzeugniffen eine 
unausweichliche Nebenbejchäftigung ift, die, wenn fie aus der Werfjtätte betrieben, gejtattet 
wird ohne die Erlegung von Ertrafteuern. Beim Grofßbetrieb ift von dieſem Standpunlt 
aus dad „Handelögeichäft” ein größeres, bedarf auch größerer Geldmittel; es wird daher 
vorzugsweiſe ald Handelöunternehmung in Betracht gezogen; beim Kleinbetrieb fommt vor: 
zugsweiſe der Erwerb durch Arbeit und mit Eleineren Geldmitteln zur Geltung. Damit in 
fonjequentem Zujammenhang fteht auch die Regel, daß der Hleinhandel unterfter Stufe an 
Gewerbejteuern dem Kleingewerbe in Werkftätten gleichgejtellt ift, das Großgewerbe in Wert: 
ftätten, Yabrifen und Manufakturen dagegen dem Großhandel (zweiter Gilde) #0). 

Die Gejepesbeitimmungen über das ruffiiche Gewerberecht find enthalten im Reichskoder 
an verjchiedenen Stellen +7"). 

2) Der Hauptfrage, auf die e3 in der Gegenwart beim Recht, Handel und Gewerbe zu 
treiben, ankommt, nämlich dem Prinzipder ®ewerbefreiheit, ift in der neueften ruſſi— 
ſchen Gejeggebung vollauf genügt. Wie fajt in allen Teilen des Volksorganismus in 
Rußland, jo Hat and) für dieſe Frage die Bauernemancipation die Wege geebnet und Re 





*) Die obige Darftellung hat Herr Staatsrat Profefjor Dr. Eibelmann in Kiew 
mir Freundlich für das Handbuch geliefert. Ich bringe die über die Grenzen des Gewerberedts 
im engern Sinne hinausgehende Darftelluna unverfürjt um fo lieber hier zum Abdrucd, als 
die weiteren in ihr berührten und für das Derftändnis rulfifcher ‚Gewerbezuftände doch aud wejent- 
lichen Redtsverhältniffe in der auferruffifhen Kitteratur wenig gewürdigt und in diefem Werke 
in andern Abfchnitten nicht berücfichtigt werden. 


468) In den Dftjeegouvernements und der Stadt 
Narwa ift der Betrieb des Handwerks frei ge 
geben. 
1868). Nach denielben ift „auch dem micht in die 
Zünfte eingejchriebenen Perſonen, ohne Unter: 
jchied der Konfeſſion, Berufsart und des Standes, 


die Errichtung von Gemwerbeanftalten (auf Grund 
des R. dv. 9. Febr. 1865) gejtattet und können 
die zu den Zünften verzeichneten Berjonen, wenn 
jie es wünſchen, aus denjelben unbehindert aus— 
treten und fich mit Handwerlen auf die oben an— 
gegebene ir beicyäftigen“. S. das Anm. 467 
cit. Regl. 

469) S. — oben S. 645 ff. 

470) Größerer Ueberſichtlichlkeit wegen wird = 
vorliegende Skizze auch auf das Recht des! 


(Beiondere Ukaſe vom 4, Juli 1866 und 





gefaßt find in dem Hauptabichnitt über „Aceiſen“. 

2. im 2. Teil des XI. Bandes, bezüglich der 
ftaatlihen Aufficht über das Groß- und Klein— 
gewerbe ; der ganze Hauptabichnitt über Diefe Ma— 
terie wird „Gewerbeordnung“ genannt (Ustaw 


'o promyschlennosti); berjelbe zerfällt in drei 
der freie Betrieb von Handwerken jeder Art und 


Unterabteilungen, von denen die erfte das „Fabrilk— 
gewerbe*, die zweite dad „Handwerfägemwerbe* 
behandelt, die dritte wird das Probirreglement 
genannt und bezieht ſich auf die Herftellung von 
Gold» und Eilberjahen, die geſetzlich mit der 
obligatorijchen Probe ihres Feingehaltes an Edel: 
metall verjehen jein müfjen. 

3. im 2. Teil des XIl. Bandes, bezüglich der 
Gaſtwirtſchaften (der jog. Trafteure). 

4. im 2. Teil des XI. Bandes, bezüglich der 
öffentlichen Inſtitutionen zur Vermittlung des 


delegewerbes in Rußland beiläufige Rü | Handeläbetriebes (über Börjen und Makler, Maß 


nehmen. 

471) 1. im V. Bande, bezüglich der Handels- 
und Gewerbefteuern, die jet neueſtens (1893) 
unter den Hauptabichnitt „direkte Steuern“ geftellt 
find, und der Verbrauchäfteuern, die zujammens» 


'und Gewicht); dieſe Beitimmungen find in der 

„Handeldordnung“ enthalten. In anderem Zu- 
fammenhange finden ſich im Reichskoder zeritreut 
Beftimmungen über dad Gewerbe der Rechtsan- 
wälte, der Aerzte, Apotheler u. a. 
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formen erheifcht, die nicht Tange aufgehalten werden konnten. Im Kleingewerbe fam im Zu— 
jammenhang hiermit auch die Handiverferverfaflung mit ihren, der Bunftverfafjung ana- 
logen, Einrichtungen nicht unbedeutend in's Schwanfen. 

Das Recht, Handel und Gewerbe zu betreiben, ift als jolches Jedermann freigegeben; 
die in Rußland beftehen gebliebenen unbedeutenden Ständeunterjchiede konnten ſich in dieſem 
Gebiet ebenjowenig erhalten, als in Eivil-, Eriminal:, Handelsrecht und in Prozeß. Staats: 
bürgerlich ift die Gewerbefreiheit alſo eine gleiche #72). 


Ausländer find bezüglich ber Gewerbefreibeit in Nukland den Inländern gleichgeftellt, was 
u wiederholten Malen bei verfchiedenen Gelegenheiten in Gefegesbeitimmungen beftätigt wird. Die 
Ausnahmen find ganz geringfügig. Internationale Berträge und Beziehungen zu fait allen euro: 
päilhen Staaten bringen diefen Grundjag in anderem Zufammenhang zur Geltung. Dem Bes 
mühen der ruffiichen Bolitit, auch Induftrieftaat zu werden, entſpricht das Alles in zwedmäßiger 
Weile; und diefe Tendenz ift nicht neu. 

Beſchränkungen im Handel und Gewerbebetrieb, denen die Juden in Rußland unterworfen 
find, beztehen ſich auf die territoriale Einſchränkung ihres Aufenthaltsrechts, das ihnen nicht im 
anzen Reich, ſondern nur in beftimmten Gebietäteilen zugeitanden ift, aber nicht auf die gewöhns 
iche Gewerbefreiheit an ihren geſetzlichen Wohnorten. Dagegen können jübifhe Handwer— 
fer, die den geiehlichen Befähigungsnadyweis befigen, aud außerhalb ber fog. „Judengrenze“ 
im übrigen Reich Wohnfig erwerben und ihr gejtattetes Gewerbe betreiben; es ift ihmen aber 
verboten, hier Handelsgeſchäften obzuliegen. 


3) Hinderniffe für die Bethätigung der Gewerbefreiheit der einzelnen Perjonen, die von 
ihr Gebrauch zu machen wünjchen, beftehen auch jeitens der Freizügigfeitsgejete nicht; 
die Leibeigenſchaft hatte bis 1861 das Freizügigkeitsrecht 10 der Bevölferung des Landes 
prinzipiell entzogen und in das arbiträre Ermefjen der Gutsherrn gejtellt. Für die andern 
Stände waren Reijepäfje obligatorisch, in der Regel befriftete. 


Das obligatorifhe Paßſyſtem hat fih in Rußland aud bis auf die neuefte Zeit er: 
halten; es hat feine Vorzüge und eine Abänderung desfelben ift nicht fobald zu erwarten, Es 
ift aber feine eigentlihe Ginichränfung der Freizügigkeit. Die Ausgabe des Pafjes an Die be= 
trefjende, um benjelben petitioniereude Perjon erfolgt gegen Entgelt und darin liegt natürlich 
eine EMRERe: (etwa 2’, M. oder 1 Rubel für eine Hahresfrift), denn für eine gewöhn— 
lihe Kanzleigebühr ift die Abgabe zu hoch, Aber die Ausgabe des Paſſes kann nicht willtürlic, 
nach Ermeflen der den Pak ausfertigenden Behörde, verweigert werden; nur aus gejeßlichen 
Gründen könnte folches geſchehen, nämlich wenn der Ehegatte feiner Frau oder der Vater feinen 
minderjährigen Stindern die Gimwilligung zur Ausgabe eines Paſſes verjagt, oder wenn der Pe: 
tent ſich weigert, feinen Pflichten an Steuern in der Gemeinde nachzukommen, eventuelle Unter: 
ftügungspflichten von Verwandten auf Verlangen der Gemeinde nicht ficherftellt oder Perſonal— 
diente in der Gemeindeverwaltung im bevorjtehenden Zeitraum zu leiften verpflichtet ift. 

Auch im Net, die Heimatsgemeinde zu wechleln, das für die ſog. Steuer- (d. h. Kopfſteuer) 
zahlenden oder nicht privilegierten Stände (Bauern, Sleinbürger und Handwerker) in Betracht 
fommt, beftehen feine arbiträren Hinderungsbefugniffe feitens der Verwaltungsbehörben, Die 
Praris hat in beiden Hinfichten oft ihre Befugniſſe überfchritten — nicht nur aus Mißverſtänd— 
nis in der Interpretation der zuweilen unklar gefaßten geſetzlichen Beftimmungen #73). 


472) Für Minderjährige kann das Recht der Bor- jondern für die periodijchen offiziellen Tertaus- 


mund ausüben. Frauen (überhaupt Perſonen weib- | 


lichen Geſchlechts) find von dieſer Freiheit nicht 
ausgeſchloſſen umd auch verheiratete Frauen ftehen 
in dieſer Hinficht ganz felbitäudig, bedürfen nicht 
eines Konfenies ihrer Ehegatten (die Güterrechte 


der verheirateten Frau find nach gemeinem ruf: 


ſiſchen Kivilrechte ganz unabhängig dem Ehe— 
gatten gepenäten). 

473) Die Geſetzesbeſtimmungen in diejen Fragen 
find in ihrem Wortlaut für das populäre Ber- 
ftändnis des Nichtjuriften allerdings nicht immer 
ganz ar nad, ihrem wahren Sinn und ihrer 
wirklichen Bedeutung. Diefe Bemerkung wird ein- 
leuchtend, wenn man in Betradt zieht, daß eine 
große Menge von Geſetzesparagraphen im Reiche: 
foder, auch in den hier allegierten ‚ragen, nicht 
fategoriiche urjprüngliche Gejegesformeln find, 


gaben der verjchiedenen Neglementd im Reichs— 
foder zufammengeftellte und ausgeglichene Bara- 
graphen, die einer ergänzenden legislatoriichen 
Sanktion nicht unterliegen, ſondern jo zu fagen 
auf dem Berwaltungsmwege auögegeben werden. 
Dabei jind natürlicherweiſe Fehler möglich und 
folche fommen vor; auch wird mande Berwir- 
rung dadurch angerichtet, daß Geſetzesbeſtim— 
mungen zuweilen aus ihren natürlichen urjprüng- 
lichen Zuſammenhang geriffen und anders ſyſte— 
matifiert oder obiolet gewordene Beitimmungen 
nicht entfernt werden, dagegen fortdauernde Be— 
ftimmungen ausfallen. Und in der That find ſolche 
Mihgriffe auch nicht ganz zu umgehen. In fol 
chen Fällen ift es denn mamentlich die Aufgabe 
der wiſſenſchaftlichen Forſchung, deraleichen Fehler 
der Kodififationdbehörde Mar zu ftellen und bie 
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Ein befonders verhängnisvoller Anachronismus beitand bei der Paßordnung bis auf die 
neuefte Zeit in der Beitimmung, daß die Inhaber befrifteter Päfje, wenn es Leute aus den 
Ständen der Kleinbürger, Bauern oder Handwerker waren, gejeglic; verpflichtet wurden, beim 
Ablauf der Paßfriſt, die nicht gr als auf 3 Jahre bemeflen werden burfte, fich an der Aus 
gabeftelle perfönlic zu melden, alſo tritt legal aud nur auf eine ſolche Weife einen neuen Pak 
für die nächte Zeitfrift erlangen konnten. Man muß aber zur Ehre der die Ausgabe diefer Päſſe 
(fog. Plakatpäfie) verwaltenden niederen ftändifchen Kommunalbehörden hervorheben, daß fie ſchon 
feit langer Zeit die Verantwortung auf ſich genommen haben, das Gefeg in diefem Punkte nicht 
zu beaditen, indem fie Päſſe an die benötigten Petenten per Poſt und durch andere Gelenen: 
heiten zufandten, ohne fih um bie Gefahr zu fümmern, dab die paßbenötigte Perfon vielleicht 
ihon geitorben fein konnte, denn der Nachweis, daß fie lebe, wurde in ſolchen Fällen fait mie 
verlangt. Kleine Sporteln, die fi hin und wieber an dieſe Liebenswürdigfeiten Inüpften, melde 
in Millionen von Fällen erwiefen wurden — fozufagen mit ftraffälliger Machtüberſchreitung —, 
famen wenig in Betraht und wurden nicht ala hart empfunden. 


4) Allgemeine Einfhränftungen für einzelne Berjonen, Handel und 
Gewerbe zu treiben und die bezüglichen Licenzicheine zu erhalten, beftehen ſowohl aus ftraf: 
rechtlichen Rückſichten, als auch aus Rüdfiht auf bejtimmte Verhältniſſe des öffentlichen 
Dienftes und als Folge von kommerzieller Inſolvenz. Dieſe Kategorien find ja auch ge 
wifjermaßen tosmopolitifcher Art; das Prinzip der Gewerbefreiheit durchkreuzen fie eigentlich 
nicht, es find notwendige Vorfichtsmaßregeln, von denen die ruffiihen Gewerbegeſetze übrigens 
feinen jehr ausgedehnten Gebrauch machen, 


1. Die Einſchränkungen aus ftrafrehtlihen Rüdfihten knüpfen fih an bie Be 
ichränfungen der bürgerlichen Ehrenrechte, die das betreffende Strafurteil defretiert; dieſe Be: 
fchränfungen bilden aber nur bei ſchweren Strafen dad Anner. Dabei ift zu beadjten, daß diele 
Einihränfungen in ganzem Umfange eigentlih nur am Deportationsort des VBerbannten gelten; 
dagegen auch ber über fein anderwärts gelegenes Vermögen das Eigentumsrecht befigende Ber: 
bannte des — — über dasſelbe nicht verluſtig geht und z. B. aus Irkutsk durch ſeine 
bevollmächtigten Vertreter in den inneren Gouvernements des Reichs Handel und Gewerbe treiben 
fann, ſoweit zu dieſem Betrieb nicht der Erwerb von Gildenjcheinen erfter und zweiter Klaſſe 
nötig ift (Str.-©.:B. 8 43-47), Für Deportierte find außerdem Dispenfe vom Verbot am Ber: 
—— zuläffig, über deren Genehmigung zu Gunſten einzelner Perſonen die Ortsbehörde 
enticheidet. 

2. Die Stellung einer Berfon im öffentlihenDienft benimmt ihr grumbfäglich nicht 
das Recht, Handel und Gewerbe aller Art zu treiben; nur Accifebeamte bürfen im ihrem 
Berwaltungsbezirt feine Gewerbe: und Handelsanftalten unterhalten, in denen Gegenftände ber: 
geftellt oder verkauft werden, welche der Accileaufficht unterliegen; ausdrüdlic erwähnt das Geſetz 
nur Fabrikation von geiitigen Setränfen und Tabak und Handel mit Tabak; die Praxis ift aber 
fonjequenter. Offiziere und Gemeine find im Betrieb von Handel und Gewerbe jeglicher 
Art und an allen Orten ganz frei, dürfen denfelben aber nicht perfönlicd ausüben, ſondern müſſen 
ihn Bevollmächtigten übertragen. Dagegen dürfen griechiſch-orthodoxe Geiftlidhe und 
Kirchendiener, ebenio  rstikgetifäe aftoren gar nicht Handel oder Gewerbe 
treiben, weder perſönlich, noch durch Bevollmächtigte. Dasjelbe gilt von Möndhen und Nor: 
nen der drei chriftlichen Stonfeffionen, die diejes Inſtitut befigen. Auf katholische und armeniſch⸗ 
gregorianifche Geiftliche ift diefes Verbot vom Geſetz nicht ausgedehnt worden. Frauen md 
minderjähbrige Kinder aller diefer im Betrieb von Gewerbe und Handel bejchränften 
Beamten und weltlichen Geiftliben werden durch das genannte Verbot nicht behelligt, mit Aus: 
nahme der Ehegattinnen und umverheirateten Töchter von griediichsorthodoren Geiftlichen und 
Kirchendienern. Das Geſetz hat alfo auch hier in pedantiſcher Weile das Prinzip der Gewerbe: 
freiheit gewahrt und ift dabei gewiß ohne die erforderliche Vorſicht verfahren *'*), 


5) Spezielle Einihränkungen, Handel und Gewerbe in beftimmten Branden 


Praris auf fie aufmerkſam zu machen, damit diefe  Handwerfer und Bauern), welche die raffinier- 
troß des ungeſchickt fodificierten Paragraphen den | teften Gaunereien begangen haben, deren Wert- 
urjprünglichen in der Geltung fortdauernden Ge- | beitrag aber nicht 300 Rol. überfteigt, da ihnen 
ſetzesinhalt anwende für ſolches Verbrechen feine Beſchränkung der 

474) Der überhaupt bedenkliche Grundſatz der bürgerlichen Rechte auferlegt wird, befugt find, 
vollftändigen Trennung der ehelichen Güterrechte | darauf ungehindert in den „privilegirten” Kauf- 
im gemeinen ruifiichen Privatrecht hat auch hier mannsſtand zu treten und unbeichränft alle Zweige 
in bezüglicher Hinficht unerfreulichen Nachklang | des Handels und der Gewerbe zu betreiben und 
erfahren. Aber geradezu Öffentliches Negernis er- | ald Vertrauendperfonen in den verwidelteiten Ge— 
regend ift ed gewiß, wenn Berfonen aus den fog. ſchäftsſachen aufzutreten. Hier hat das Geſetz eine 
niederen (unprivilegierten) Ständen (Kleinbürger, , radifale Befferung herbeizuführen. 
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zu treiben, beftehen außer dem obengenannten Fall, daß Accifebeamte feine accifepflichtigen 
Segenftände produzieren und verkaufen dürfen, auch in anderen Fällen. 


Sp namentlih wird ftrafrehtlih durch Gerichtsurteill Acciſedefraudanten für 
befonders fchwere Vergehen dieier Art das Recht entzogen, in Zukunft fih mit der Produktion 
bon Gegenftänden au beichäftigen, bezüglich derer die Defraudationen jtattgefunden haben. Die 
Strafe iſt ausſchließlich auf diefe Gegenſtände beichräntt, fo daß Defraubanten der Spiritusaccie 
die der betreffenden Strafe unterzogen worden find, accifepflichtigen Tabak, Preßhefe, Zuder zc. 
weiterprobucieren können, und fogar an dem nämlichen Ort. Die Strafe für Defraudanten ber 
Spiritus:, Preßhefe: und Vetroleumaccife iſt in der Regel eine unbefriftete, dagegen für Defraus- 
danten der Tabalaccife eine (auf ein und zwei Jahre) befriftete. Für Defraudationen der Zucker— 
accife kommt dagegen biejes Strafmittel nie und gar nicht zur Anwendung ). 

Aus ſehr gewichtigen Gründen ift der Detailverfhluß von Spiritusgetränfen 
namentlich außerhalb der Städte, auf dem flachen Lande, ftrenger fittenpolizeilicher Aufficht un- 
terftellt; von durchareifender Bedeutung ift hier die disfretionäre Gewalt der die Aufficht füh— 
renden Stollegialbehörden, diefen Gewerbszweig in jedem einzelnen Fall der fich um denſelben be: 
werbenden Berion an dem beitimmten erbetenen Ort zu konceffionieren. Die Konceſſion ift ganz 
arbiträr und kann aus gewichtigen Gründen, deren Umkreis ein weiter ift, auch wieder entzogen 
werden ohne allen Entgelt für die dadurch erlittenen Verluſte und in jedem Zeitpunkt. 

In neueiter Zeit find dem Finanzminiſter Scharfe dDisziplinäre Maßregeln den Bankgeſchäften 
gegenüber, die fich mit Epefulationen bezüglich des Rubelkurſes beichäftigen, anheimgegeben worden. 


6) Von vorzüglicher Bedeutung für das Großgewerbe der Neuzeit find die verjchiedenen 


gejellichaftlihen Gewerbeunternehbmungen. Die Bildung von ftillen und Kom: 
manditgefellihaften ift nadı ruffiichem Recht eine ganz freie und bedarf feiner 
obrigfeitlihen Yutorifation; fie ift reine Brivatjache, ihre Organijation wird nicht reglemen- 
tiert. Die Bildung von Akttiengeſellſchaften ijt dagegen immer durd) obrigfeitliche 


Genehmigung (des Minifterlomites) bedingt; 


Privilegien, die für folche Gejellichaften er: 


beten werden, müfjen im Reichsſsrat durchberaten werden. In beiden Fällen bedarf es der 


Kaiferlichen Betätigung 7°). 


Der Erwerb von Aktien in diefen Unternehmungen ift allgemein Jedermann freigegeben; Be: 


ſchränkungen beftehen in beftimmten Fällen für Juden und Ausländer, auch für Perſonen pol: 
nifcher Nationalität in den mweitlihen Neichsteilen, ſoweit es fih für die Aftiengejellihaft um 
Erwerb und Befig von unbeweglichem Bermögen außerhalb der Städte handelt, worin die ge: 
nannten Perſonen beichränft find, 

Ausländiſche Aktiengefellihaften dürfen in Rußland Gewerbe: und Handelsetabliffements mur 
mit bejonderer Genehmigung des Finanzminiſters eröffnen und unterhalten; die Konceffion kann 
ihnen zu jeder Zeit wieder entzogen werden aus arbiträren Gründen, Der bloße Vertrieb von 
Waren in Rußland, die ſolche Gejellichaften hier importiert haben, bedarf dieſer Erlaubnis nicht ; 
e3 fönnen en gros Lager und Läden für den Handel en detail fein; die Berantwortung für 
das Geſchäft in Rußland trägt 'dven Verwaltungsbehörden nnd Gläubigern gegenüber in diefen 


Fall der beglaubigte Vertreter des Geſchäfts mit dem gefamten Warenvorrat. 
Kredbitanftalten jegliher Art, namentlih auch ftäbtiihe Kommunalbanken, und auf 


475) Ueberhaupt find Acciſedefraudationen nach ' 
geltenden Strafrecht gleihjam privilegierte Ver: | 
untreuungen, die bebeutend gelinder bejtraft wer: | 
den, als ſonſt Diebftahl und Betrug von gleicher 
Bedeutung. Der Fiskus erjcheint in dieſen Fällen 
nach der herlömmlichen Anficht als ein durch das 
Strafreht weniger geichügter Eigentümer und 
Beliger; die Zollitrafgeiepe ftehen dagegen aller- 
dinge auf einem unvergleichlich rigorojeren 
Standpuntft. 

476) Für die Bildung von Aftiengeiellichaften, 
die fich feine Privilegien erbitten, ift dieſe Aller: 
höchſte Beſtätigung (die ja rechtlich immer nur | 
ein arbiträrer Aft jein und nicht irgendwie ein« 
geichränft werden fann) ein Deforum, das fich 
aus älterer Zeit erhalten hat. Denn die obrig- 
feitliche Genehmigung bezwedt hier feine volls— 
wirtichaftlihe Bevormundung der Gejellichafter, 
jondern einen rechtlichen Schuß derjelben der Ge— 
jelihaft und deren Bermwaltungsorganen gegen- | 


über. Diefer Gedanke ift ganz beitimmt ausge— 
drückt in$2193 des allgemeinen bürgerlichen Gejep- 
buches. Das Geſetz verwahrt denn auch mit aller 
Entichiedenheit die gig Se, gegen jeg- 
liche Verantwortung für den Erfolg oder für den 
Fall ded Mißlingens der beftätigten Aftienunter- 
nehmung gegenüber deren Mitgliedern und Gläu- 
bigern (daj. $ 2142). 

Einige herfömmliche Typen von Aftienunter- 
nehmungen für Kreditgeichäfte (namentlich Im— 
mobiliarfreditbanten) haben geſetzlich reglemen- 
tierte Normalftatuten, deren Beftätigun in den 
erforderlichen Fällen auf Antrag der Betenten 
durch den Finanzminifter allein erfolgt. In den 
übrigen Fällen hat jich die Bildung von Altien- 
geiellihaften auch an beftimmte, vom Gejeg ent- 
worfene Normalpunkte zu halten, — und auf die 


'entiprechende Anwendung derjelben in den pro» 


jeftierten Statuten fommt es auch eigentlidy bei 
ber Beftätigung nur an. 
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Gegenfeitigkeit begründete (genoffenihaftliche) Kreditiuſtitute kommen auch dem Kleingewerbe zu 

ftatten, Die Reichsbank ift in neueiter Zeit ebenfalls ernithaft beitrebt, diefes Gebiet in feine Ope: 

ration&bafis zu ziehen. Die Bildung der bezeichneten Kreditanftalten wird vom Geſetz jehr begünitigt. 

7) Zu den allgemeinen Beichränfungen der vorher jkizzierten Gewerbefreiheit gehören die 
nicht zahlreihen Staatsmonopole. In größerem Stile find fie erſt in ganz neuefter Zeit 
zur Geltung gelommen. Aber auch in diefer neuerlichen Geftalt find fie immer noch feine 
Breſche für das Prinzip der Gewerbefreiheit. 

Diefe neueren Staatömonopole find 1. die in der Ausführung bereits in Angriff genommene 
ftaatlihe Monopolifierung des Berkaufs von Branntwein: die Staatsverwaltung be: 
ftimmt die Berkaufsftellen und ftellt die Verkäufer an; fie kauft den Nobjpiritus beim Pro: 
duzenten, rektifiziert ihm aber felbft oder beitellt die Nektifitation, die gemäß beitimmten Regeln 
zu erfolgen hat, bei Brivatunternehmern. Die Zubereitung der verſchiedenen Sorten von ftarten 
geiftigen Getränken aus dem Haupttoff nimmt die Negieverwaltung in eigenen Anftalten vor *"), 

Tas ftaatlidie Monopol des Branntweinhandels ift vor allen Dingen eine großartige Finanz: 
wahregel, die auch fittenpolizeilihe und hygienische Ziele bezwedt. Die Regierung begünftigt 

erade jegt (mit lebhafter Zuſtimmung ber —— gleichzeitig die Bildung von 
äßigkeitsvereinen gegen die Trunkſucht und die Regie bringt nur die vorzüglichſt rektifizier— 

ten Getränke in den Handel. a 

2, Das Transportmittel der Eifenbahmen ift auch fchon in einem bedeutenden Maß ver: 
ftaatlicht worden. Die Hauptbahnen befigt bereits der Staat. Die Anlage von Sekundärbahnen 
durch Privatunternehmungen wird begünftigt. 

Es ift natürlich leicht veritändlich, daß dieſe beiden * Monopole von geringer Tragweite 
ſind für das eigentliche Gebiet der Gewerbefreiheit, auf dem dieſelbe von ſo grober prinzipieller 
voltswirtichaftlicher Bedeutung ift. Außerdem find beide Monopole auch gerade auf befiere För— 
derung des Voltswohlitandes und der Volklswohlfahrt berechnet und entziehen der Bevölkerung feines: 
wegs die gewerbliche Thätigkeit in diefen Wirtichaftsgebieten im Dienft der Monopolverwaltungen. 

8. Ein Staatsmonopol aus fiherheitspolizeiliher Rüdjiht bildet die Kanonen» und Waf- 
fenfabrilation; eine Ausnahme davon bilden Jagdgewehre, die aud von Privatunter: 
nehmern ———— werde: können. Die Pulver- und Batronenfabrikation iſt nicht Staatsmonopol. 
Das Monopol der Spieltartenfabrifation, weldes bis jegt befteht, gehört eigentlic 
nicht dem Fiskus, fondern der Verwaltung der Findelbäufer, es bezwedt, eine Steuer für Wohl: 
thätigkeitszwede zu fein. 

8) Bezüglich der Art und des Syftems des Gewerbebetriebes, der Größe und 
der topographiichen Lage desjelben, der Bezugs- und Abjabgeftaltung für Materialien und 
Waren, der Verwendung von technischen Vorrichtungen, der Beichäftigung von Hilfsper: 
jonen (gebildeten Technitern, gejchulten und ungejchulten Arbeitern — mit Ausnahme von 
Kindern und weiblichen Arbeitern, j. dar. die folgende Abh. XXII) find die Gewerbe: 
treibenden in der Regel feinen Bejhränfungen umterworfen. Aber von diejer all: 
gemeinen Hegel beftehen einzelne Ausnahmen, die ihren Grund in Wahrung berechtigter öffent: 
licher Anterefjen haben. Diefe Ausnahmen find im Wejentlichen folgende: 

1. Aus ficherheitspolizeilichen Rüdfichten und zum Teil auch aus fteuerlichen fiskalifchen Gründen 
beftehen Beichränfungen bei der Produktion und zum Teil aud bei dem PVerfauf von acciie 
pflihtigen, d. h. inneren Aufwanditeuern —— Gegenftänden. Indes auch 
in dieſem letzteren Fall bezweckt die Einſchränkung keine Hemmung für die Verwendung der 
zweckmäßigſten und beſten techniſchen Mittel in dem betreffenden Gewerbebetriebe; man verlangt 
andererſeits auch feinen Befähtaungsnachweis von den Werkleitern des Gewerbeetabliffements, unter: 
ftellt dagegen die Einrichtung deffelben und den Betrieb in ihm der genaueften Kenntnisnahme der 
Acciſebeamten. Dabei kommen allgemeine gefegliche Verbote in Betracht, welche die obligatoriiche 
Iſolierung der einzelnen Werkftätten (und Verkaufslofale) vorschreiben, was ala Rorfichtämaßregel 
des Fiskus gegen Accifedefraubation notwendig ift. Im Einzelnen jind diefe Dinge und Bor: 
forglichkeiten Details, die möglichit rationell abgemefien find, wegen ihrer ſpeziell techniichen Natur 
und zum Teil lokalen Bedeutung an diefer Stelle aber weiter nicht zu würdigen find. Ein gut 
geſchultes Perſonal von Technikern fteht für diefe Zwecke im Dienft der Staatsverwaltung und 
giebt in ſolchen Fragen mit feinen Gutachten den Ausſchlag bei der Feititellung der erwähnten 
Auffihtsmaßregeln. 

2. Beionderen Beſchränkungen unterliegen Apotheken. Bei ber Anlage von Apotheken üt 
der linternehmer zunächſt in der Auswahl der DOertlichkeit befchränft. Darüber, ob in der be 

züglihen Ortihaft (Stadt oder Flecken) eine neue Apothele angelegt werden darf, enticheidet der 
Gouverneur, gegen deſſen Verweigerung nur ein Enticheid bes Minifters des Innern zuläffig it. 
Nach dem Sinn des Gefeges ift eine Apotheke in jeder ftädtifchen Ortichaft abjolut berechtigt; 


4) Den Gedanken an eine ähnliche ftaatliche ; vor einiger Zeit aud für Rußland ernſtlich er 
Monopolijierung des Tabathandels, der|wogen wurde, hat man fallen lafjen. 
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aber die weitere Konkurrenz joll nur dann zugelaffen werden, wenn eine größere Anzahl von 
Apotheken dafelbit wirklich nötig find, d. h. nach den Bevölterungsverhältniffen eine Eriftenz 
friften fünnen. Die Anlage einer Apotheke hat ferner beitimmten Forderungen des Geſetzes be— 
züglich der Räumlichkeiten, der Verteilung derjelben, des Materialienvorrates, der Qualität des: 
felben und bezüglich des fonitigen Zubehörs des Apothefergewerbes zu genügen, Diefelben find redjt 
ftreng; fie ſchützen das Intereſſe des Publikums und ihre Beachtung wird ftaatlicherfeits kon— 
troliert. Zur Verhinderung der Monopolifierung des Apothelergewerbes an einem ftäbtiichen 
Ort, mo mehrere Apotheten nötig find, dur eine Perſon beftimmt das Geſetz, daß die Gründung 
einer neuen Apothele durch Jemanden, der am Ort ſchon eine Apotheke befitt, nicht zuläffig ift; 
einen Diipens von diefem Verbot fann mur der Minifter des Innern erteilen (was felten vor— 
fommt). Die Straße und das Haus für die Anlage jeder Apotheke find ebenfalls abminiftrativ 
zu genehmigen, ebenio jede Veränderung des Lokal. Die verantwortliche Leitung der Apotheke 
muß einem fachlich gevrüften Nharmacenten mit dem Proviſorgrade anvertraut fein; unter 
diefer Bedingung fann fie auch der Beſitzer felbft übernehmen *’°, Der Befiger der Apotheke 
braucht als folder keinen befonderen Bildungsnachmweis zu erbringen. In der Auswahl feines 
pharmacentifhen Dienftperfonals ift er vollftändig mabhängig von den Auffichtsbehörden; er 
darf aber nur Perfonen mit dem vorgefchriebenen Bildungsgrad anitellen und muß daher, für 
die Zwede der adminiftrativen Kontrole, der Auffichtsbehörde jeden Perſonenwechſel (Austritt, 
Eintritt und Beförderung) anmelden. Die Konceffion einer neuen Apotheke iſt eine Realkonceſ— 
fion; der Befiger der fonceffionierten Apotheke kann diefelbe an einen Anderen verfaufen, fie kann 
von Gläubigern in Beſchlag genommen werben; die Befiger können fie felbitverftändlich auch 
Schließen; Erben derfelben fünnen fie übernehmen u. ſ. w. Abminiftrative Einwände können gegen 
Alles dieſes nicht erhoben werden. Der Betrieb des Apothelergewerbes beiteht in der Herftellung 
von Meditamenten auf Beitellung nach Rezepten von geieblich anerkannten Nerzten. Die Aus: 
führung dieſer Beftellungen ift für die Apotheke obligatorisch zu jeder Zeit, Tags und Nachts; 
zu diefem Zweck find in jeder Apotheke Nachtwachen pflichtgemäß. Die Preife für die ausgeführten 
Nezepte ftellt eine vom Minifter des Innern allgemein zu firierende Taxe feit; diefelben waren 
früher unmäßig hoch, find aber neuerlich bedeutend herabgefest *'”). Eine freiwillige Anfegung 
niedrigerer Preiſe ift nicht unterjagt, aber der Beſitzer oder Leiter der bezüglichen Apotheke darf 
diefelben nicht in Zeitungen veröffentlichen. 

Das Geſetz enthält gleihfalls eine allgemeine Anleitung für die Ausführung des Apothefer- 
newerbes und verpflichtet die Apothefverwaltungen zu genauer Buchführung über die verabfolgten 
Rezepte und fonftigen Waren. 

Wegen arober Mißgriffe, Widerfeglichkeiten gegen die Apothefervorfchriften und Nacläkigkeiten 
im Apothefergewerbe fann bie gerichtlich feitzuleßende Strafe gegen die jchuldigen Leiter und 
pharmaceutifhen Bediensteten ber Apotheke bis zur Entziehung des Rechts, während eines beitimmten 
Zeitraumes oder überhaupt in Zukunft das Apothefergewerbe zu betreiben, fteigen. Das Nedht, 
eine Apotheke zu befigen, kann dem Befiger nur dann entzogen werden, wenn er in ben bezüg- 
lichen Straffällen ſelbſt verantwortlicher Leiter derjelben war ). 

Dielen fog. freien, Privat» oder Normal:Apotheken gegenüber ftehen Spezial: 
apothelen im Dienft mebiziniicher Anftalten (bei Kliniken, Hofpitälern), die ihre eigenen ge: 
feglihen Eriitenztitel befigen und nicht verpflichtet find, das Publikum zu bedienen, fondern nur 
ihre Anftalt; die Ausführung von Privatbeitellungen ift ihnen aber nicht unterjagt. 

In neueſter Zeit (1881) hat man den Verfuch gemacht, das Apothefergewerbe durch deffen 
Vereinfachung zu decentralifieren und mehr, als es bis dahin fein konnte, aus der Stadt auf 
das Land zu bringen. Dieje vereinfachten Apotheken heißen denn auch Tändlihe Apotheken, 
fönnen aber aud in Städten augelafien werden. Sie find berechtigt, eine bedeutend vereinfachte 
Einrichtung zu beſitzen; aud der obligatoriihe Materialientatalog ift für fie fürzer. Das Eins 
zelne wird durch Verfügung des Minifters des Innern beitimmt; Ausführung von Nezepten, bie 
nur im Laboratorium möglich wäre, iſt für dieſe „Heinen“ Apotheken nicht obligatoriih. Die 
Apothetertare ift für fie die allgemein gültige. Die Leitung ſolcher Apotheken kann auch einem 
zuverläffigen Apothefergehilfen übertragen werden ; für diefe Ausnahme ift aber in jedem ein- 
zelnen Fall eine befondere Genehmigung der Gouvernementömedizinalbehörbe ad personam er: 
forderlid. Diele Neform genügte einem tief gefühlten Bedürfnis; die Ausführung derſelben be- 
durfte aber auch einiger Borfichtsmahregeln. Aus dieſen Rüdfichten wurde denn das Apotheker: 
gewerbe in diefer vereinfachten Geftalt nicht der freien Konkurrenz anheimgegeben, jondern unter 
obrigkeitlihe Konceffion nicht mur bezüglich des Orts, ſondern auch der Perſon geftellt. Die 


478) Upothefergehilfen müflen die vorgeichrie- von Medikamenten ohne ärztliches Rezept ift den 


bene fahlihe Bildung erlangt, Apothelerlehr- 
linge den vorgejchriebenen allgemeinen Scul- 
unterricht abjolviert haben. 

479) Der Verlauf von Apothelerwaren ohne, 
ärztlichesd Nezept ift den Apothelen geftattet auch | 
ohne Beachtung der marimalen Breisgrenzen für 
deren Berbraudy bei der Herftellung von Medi— 
famenten nach ärztlihem Rezept. Die Herjtellung | 


Apothetern unteriagt, das bezieht ſich auch auf 
die einfachſten Miſchungen. Am Intereſſe des 
Publikums wird diefes legtere Verbot natürlich 
in liberalfter Weife umgangen. 

480) Für die meift in Geldftrafe zu beftimmen- 
den gerichtlichen Strafen bei Apothefervergehen 
haftet der bey nicht für die beitraften Leiter 
und jonftigen Bedienfteten feiner Anftalt, 
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Konceifion **') giebt der Gouverneur „im Mpothelergewerbe* geübten umb fittlich a 
Leuten. Es können diefe aber auch Nihtpharmacenten fein. Die Diſtanz diefer Heinen Apotheten 
untereinander und von „normalen“ Apotheken foll nicht kürzer ala 7 Werft (1 deutiche Meile) fein. 

Droguenhbandlungen find gewöhnliche Handelsgefchäfte und fallen nicht unter den Be- 
griff einer Apotheke. Bezüglich des Handels mit Giftitoffen und —— „ſtark wirkenden Mit: 
teln“, unterliegen ſie den gemeinen Beſtimmungen des allgemeinen Medizinalſtatuts und der Auf— 
ſicht der Medizinalbehörde. Die Konceſſion zum Handel mit Giftſtoffen giebt Nichtapothelern 
die Kaufmannsgemeinde. 

3. Pulver- und Patronenfabriken können nur von ruſſiſchen Unterthanen beſeſſen 
und verwaltet werben, Am Zartum Polen, den 9 Weitgouvernements, Taurien und Beffarabien, 
im Kaukaſus und Turkeſtan, und ebenjo auch in den beiden Gouvernements Moskau und Peters: 
burg, ift diefer Fabrifationszweig Privatbefigern ganz unterfagt. Ueber die Einrihtung und Be: 
trieböweife diefer Fabriken haben im Einzelnen gemeinschaftlich zu beftimmen ber Finanz- und 
Kriegsminifter und der Minifter des Innern. Durch ſolchen gemeinſchaftlichen Beſchluß wird auch 
die Anlage jeder neuen Fabrik in dieſen Branchen konceſſioniert, mit Angabe der Ortſchaft für 
diejelbe. Aber auf die Perfon bezieht ſich die Konceſſion nicht ausichließlih. Der erite Konceſ— 
fionär kann die Konceſſion auch wieder veräußern, wenn er dieſem Recht nicht ausdrüdlich entiagt 
hat. Die Arbeit in der hergeftellten Fabrik kann erft beginnen, wenn die Einrichtung für ordnungss 
mäßig befunden worden und die obrigkeitliche Genehmigung zum Beginn des Betriebes erfolgt iſt. 

4, Margarine und fünftlihbe Butter müllen nad dem Syitem von Mourrier zube: 
reitet jein; die Fabrikation ift nur in ganz ifolierten, eigenen Werkitätten geftattet, die beionderer 
Stontrole des Finanzrefforts unterftellt find, für welche diefe Werkitätten aud) die Koften zu tragen 
haben. Die Ware darf nicht die Farbe von Kuhbutter imitieren, darf auch nie mit ſolcher ver: 
mengt werben, Die Kiſten und Fäfler mit Margarinwaren müflen mit dem Namen der Fabril 
verjehen fein. In Lagern und fonftigen Zofalen, wo Margarinwaren fich befinden oder verkauft 
werben, dürfen feine Milchwaren gehalten werden, und der Verkauf der eriteren im Saufladen 
muß befonders durch ein bemerfbares Äußeres Schild fenntlich gemacht fein. Einer befonderen 
Konceifion unterliegt die Errihtung von Fabriken für Margarinwaren nicht. 

d. Die Zubereitung von Kirchenkerzen (d. h. Wachskerzen zum Gebrauch der griediid- 
orthodoren Kirche) ift auch ein freies Gewerbe; es bedarf Feinerlei Konceſſion; aber die Ware 
muß aus reinem Honigwachs zubereitet fein; fie muß fih nad befonderen Formen richten, die 
obrigkeitlich durch Minifterialverfügung allgemein feitgeftellt find, und darf nur in feit geſchloß— 
jenen Padeten von beitimmtem Gewicht (20 Pfund) in ben Handel gebradht werden, die mit 
einer Aufichrift, enthaltend die Benennung der Fabrik und die Angabe, daß es „Wachskerzen 
für den Stirchengebrauch“ find, verjehen fein müſſen. Der Detailverkauf diejer Kerzen ift ein Mo: 
nopol der griehifchorthodoren Sirchenverwaltung. 

6. Buhdrudereien, Lithographiſche dgl. Ähnliche Anftalten find konceſſions— 
pflichtig ; fie find wegen ber beitehenden Genfurgejeße verihärfter Aufficht der Verwaltuingsbehörde 
unterstellt; fie müſſen dieſe ftets in Stenntnis erhalten über alle Details ihrer Betriebseinrichtung und 
jegliche Aenderungen in derjelben. Zur Eröffnung folder Anftalten gehört ein Genehmigungs: 
patent des Gouverneurs, das dem einzelnen Betenten auch vorenthalten werben kann; die Leber: 
gabe der fonceffionierten Anftalt an einen anderen Befiger ift ebenfalls konceſſionsbedürftig, mas 
ſich aud auf den Antritt der Befigrechte an foldien Anftalten durch die Erben des Beſitzers für 
deſſen Todesfall bezieht. — Die Eröffnung von Schriftgießereien, Werfftätten für 
Drudereimajihinen u. dal. muß der Obrigkeit angezeigt werben, ebenjo die Eröffnung 
der Fabrikation zur Herftellung von Azotjäure; der Obrigkeit fteht es aber nicht zu, bie Geneh— 
miqung zu verweigern ). 

7. Etwas anahroniftifch nimmt fi die Beftinnmung aus, daß Ziegeleien, die für ben 
Verkauf arbeiten, ihre Ware in regelmäßigen Formen arbeiten müffen. Für diefen Zweck find 
beſtimmte techniſche Regeln für biejelben maßgebend **), 

8. Gefundheitspolizeiliche Vorfchriften machen es den bezüglichen Produzenten zur Pflicht, bei 
der Herftellung von Zebensmitteln (Getränken) und Gebraudhsgegenftänden als 
für die menſchliche Gejundheit Gefahrbrohende zu vermeiden. Speziell verboten ift die Herftellung 
von erg Tr Brot für den Verkauf, das Feilbieten von Fleiſch von ungelundem oder 
frepiertem Vieh und Geflügel; Fleiſchern iſt das Aufblähen ihrer FFleiihwaren unterfagt. Das 
Konditoreigewerbe dürfen mur ſolche Perſonen betreiben, die für dieſen Zweck die vorgeichriebene 
Genehmigung erlangt haben, Unterſagt ijt der Handel mit ſolchem Thee, der ſchon im Gebraud 
gemweien iſt; ebenio mit jog. wildem Thee (Koporski). Entfprechende Vorichriften beitehen für bie 
Heritellung von Erfrifchungsgetränfen. Die Herftellung von Koch⸗ und Aufbewahrungsgefäfien 
für Lebensmittel ſoll ftreng überwacht werden, damit nicht gelundheitsgefährliche Stoffe bei der 





481) Kommunalbehörden darf dieje Konceſſion und Leihbibliotheken iſt ebenfalls ein fonceifto- 


wohl nie verſagt werden, wenn die Diſtanzregel niertes Gewerbe (Perſonalkonceſſion). 


b 


eachtet ift. Die Wahl des Leiterd der Apothele, 483) 1847—1848, in den Entftehungsiahren 


wenn jie der Beliger jelbft nicht leitet, iſt der dieſes Geſetzes, hatte ed wahrſcheinlich auch eine 
Beftätigung des Gouverneurs unteritellt. Bedeutung; jest wohl faum. Deun Niemand 


482) Die Eröffnung von Bücherläden, Leje- | würde andere Wareais die „vorgejchriebene“ kaufen - 
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Fabrifation derfelben benügt werben. Der Gebrauch von Arſenik ala Färbſtoff für Tapeten und 
leichte Tragftoffe ift nur beichränkt geftattet, dagegen ganz unterjagt für tinderfpielzeug und Ber: 
zierungspapier ; ganz unterfagt ift auch papier nacre **), Anilinfarben dürfen nur in Kryſtall— 
form in den Verkehr gebradjt werden. Beim Handel mit Giftitoffen und „Itarf wirkenden Mit: 
teln“ find die Verkäufer in der Verabfolgung derjelben an Käufer auf beftinmte Perſonenkate— 
gorien beichräntt. 

Allen diefen Verboten reip. Einſchränkungen kann aber ein Rigorismus weder im Ganzen nod) im 
Einzelnen nachgeſagt werden; es find zum Teil recht alte Beitimmungen. Sie halten fich ftreng 
auf der Grenze ficherheitspolizeilicher Rückſichten und vermeiden polizeiftaatlihe Politik. Allge— 
mein wird ein weiterer Ausban einer mehr ſyſtematiſchen, abgerundeten Gejundheitspolizei auch 
in biefer Richtung erftrebt. 

Die nenere Gejeßgebung über die Kommunalverwaltung hat es in den Städten dem Stadtrat 
(Duma) und auf dem Lande den Gouvernementölandihaftäverfammlungen (eine Analogie der 
preußiichen te reg. anheimgegeben, Statuten feitzuitellen über janitäre Maßregeln, 
die von Verfaufslofalen mit XYebensmitteln in Bezug auf Neinlichkeit beobadıtet werben müffen **°). 

9, Sanitäts- und feuerpolizeilihe Rüdfichten find maßgebend für Beihränfungen bezüglich der 
Wahl des Ortes und der Einrichtung und Leitung von Fabriken und fonftigen Ge 
werbeanftalten. Ein altes Geſetz verbietet jchon die Errichtung von Fabriken in den Städten 
und gleichfalls oberhalb derſelben an Flüſſen und Waſſerläufen, wenn die Fabrik Luft und Waſſer 
verpeſten würde. Aus dieſem Grunde durften in Städten überhaupt Fabriken nur mit Genehmi— 
gung des Gouverneurs errichtet werden. Die Selbſtverwaltungsprinzipien vertretende Städteord— 
nung von 1870 überwies diejes Necht den Stadtausihuß, mit der Maßgabe, daß ein Regiſter 
derjenigen Fabriken, deren Zuläffigkeit in den Städten nur durch den Gouverneur gejtattet wer: 
den jollte, jährlich durch einen Gemeinbeichluß der Minifter des Innern, der Finanzen und (in 
einigen Fällen der Verkehrswege feitzuftellen ift +), Aber der Gouverneur muß, bevor er 
feinen Enticheid giebt, den Stadtrat über deſſen Meinung bezüglich jedes einzelnen Falles fon- 
ſultieren““4. Das Enticheidungsrecht des Gouverneurs iſt ein ganz arbiträres, und ihm steht 
feine gejegliche Appellationsinftanz gegenüber, Man hat bier natürlich nicht der Willtür Thor 
und Thür öffnen, fondern eine ſachgemäße Enticheidung in jeden einzelnen Fall erwirten wollen ***). 
Auf Landbezirke bezichen ſich alle diefe Konceſſionsbedingungen nicht. 

Aber ſowohl für Stadt: ald aud) Yandbezirke können die reſp. Stadträte und Gouvernements— 
landichaftsverfjammlungen eigene Statuten feitiegen 1) über Vorfichtömaßregeln gegen Feuers— 
gefahr, denen ſich auch Fabriken und fonftige Werkftätten zu fügen haben, und 2) über die bei 
der Einrihtung und dem Betrieb von Fabriken und jonjtigen Werkftätten zu beobadhtenden ſani— 
tären Bedingungen. Das Ausmaß diefer kommunalen Kompetenz iſt gewiß ein recht reichliches, 
ſcheint aber noch nicht ausreichend ausgenugt worden zu fein. Die Beitätigung der Statuten fteht 
bem Gouverneur zu. Die Stadtkommune erhält durch diefe Statuten die Möglichkeit, in einer 
fontinwierlihen und gleichförmigen Weile ihre Intereſſen gegen die einzelnen Enticheide des Gou— 
verneurs über Eröffnung neuer Fabriken in Städten, die mit Gefahren für öffentliche Hygiene und 
Feuerpolizei verbunden find, zu ſchützen. . 

Aus der Praxis iſt zu melden, daß die Anlage von Fabriken aller Art in dem MWeichbilde 
der Städte in jehr liberaler Weije bewilligt worden ift, und weit mehr, als es gehörig geweien 
wäre. Aber auch im Ganzen bilden alle diefe Beſchränkungen feine Einjchränfung des Prinzips 
der Gewerbefreiheit, jondern nur einen notwendigen gejellidbaftlihen Schuß gegen dasjelbe. Die 
Konceflionspflichtigkeit ift mur auf einzelne Orte, im vollberehtigten Antereffe derielben, beichräntt. 

Auf die Anlage von Yabrifgebäuden außerhalb der Städte ift die baupolizeilihe Auf: 
jicht erft im neueſter Zeit ausgedehnt worden *. 

10, Weitergehende, ganz ijoliert ftehende, Beichränfungen der Gewerbefreiheit bei der Anlage 
von Fabriken gelten für die Gouvernements der beiden Nefidenzitädte Moskau und Peters— 


454) Das Produktionsverbot diejer Segenftände | rechts des Stadtausschuffes haben Judikate fogar 


erftredt jich auch auf den Vertrieb derfelben und 
auf die Einfuhr aus dem Auslande. 

485) Die bezüglichen Statuten unterliegen obrig- 
feitlicher Genehmigung durch den Gouverneur und 
lönnen auch von ihm beantragt werden. 

486) Diejed Regifter it von Jahr zu Jahr im 
Grunde ein edietum perpetuum geworden und 
umfaßt allemit hemijchen Mitteln und mit Dampf- 
fraft arbeitenden Wertitätten. 

487 Indes diejer Enticheid, einerlei ob mit Zu» 
ftimmung des Stadtrat® oder ohne denjelben, ſchützt 
den Beſitzer niht vor einer Gerichtäflage auch 
jeitens der Privatperjonen auf Suspendierung der 
Fabrik, wenn diejelbe ſich als Luft und Wafler 
verpeftend erweiſt. 

488) Bezüglich des genannten Genehmigungs- 


(und mit Recht aus gewichtigen Interpretations— 

ründen) geradezu ie dab der Stadtaus- 
Kr genehmigen muß, da feiner Genehmigung 
nur nicht fanitäre oder feuerägefahrdrohende Fa— 
brifen unterjtellt find. 

489) Bauten beftimmter Art (ſchwerere Typen) 
jind an die Genehmigung der Bauauflichtäbehörde 
gebunden. Es fommen dabei natürlich nur rein 
technische Rüdfichten in Betracht, nämlich ob das 
Gebäude tragfähig ift und nicht mit Einfturz 
drohen würde. Nur diejes Erempel aus der Bau- 
mechanif iſt für den gegebenen Fall zu löſen. 
Auch hier ift man in der Praxis meiftens eher 
zu nadıgiebig, als zu ftreng, geweſen, obgleich 
die öffentliche Gerechtigfeit gerade in Fragen diejer 
Urt das Gegenteil verlangt. 
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burg und für bieje jelbit. In Moskau dürfen beftimmte Arten von Fabriken gar nicht ange: 
legt werben. Die übrigen mit janitärer oder Feuersgefahr verbundenen fönnen nur durch den 
Finanzminifter endgiltig genehmigt werden. In Petersburg gilt das Gleiche für alle ſog. „mit 
Gefahr verbundenen“ Fabriken, die in dem vorher (ſ unter Nr. 9, erwähnten Negifter verzeichnet 
find. Außerdem müſſen alle Fabriken in den Streisitädten und auf dem Lande in den beiden Gou— 
vernements vom Fyinanzminifter genehmigt werden. Diejen inftruiert nun das Geſetz, die Geneh— 
migung nur dann zu erteilen, wenn die erforderliche Arbeiterzahl in der Fabrik feine große und 
der Bedarf an Holz (Brennholz) fein jehr bedeutender fein würde +). 


9) Barallel mit den erläuterten Grundſätzen der Gewerbefreiheit in großem Stil, deren Aus: 
übung an die Erlegung von Gewerbefteuern geknüpft ift, dauert auch die Handwerker— 
verfajjung (Bunftverfafjung), wie fie im 18. Jahrhundert gejchaffen wurde, fort. Auf 
dieje Inſtitution hatte man große Hoffnungen gejegt für die Ausbildung des ſtädtiſchen ge- 
jellichaftlichen Lebens und für die gewerbliche Kunſtfertigkeit. Großes ift allerdings nicht 
erzielt worden; dazu fehlten viele Bedingungen. Aber unnüg ift die Inſtitution auch nicht 
geweſen; einen gewiſſen Dienft hat fie geleiftet. Der Handwerk treibenden Bevölkerung in 
den Städten hat fie vielfach die ſtändiſche Lage erleichtert und war für diejelbe bequem. 
Prunken tonnte fie nicht, und die büreaufratiiche Beurteilung derjelben, welche die immere 
Seite der Sache nicht zu bemerken verjtand, namentlich die Beurteilung jeitens der Central: 
fanzleien war jchon in neuejter Zeit geneigt, das Inſtitut über den Haufen zu werfen"). 


1. Die Handwerferverfaffung beruht auf Folgenden Grundlagen. In jeder Stadt 
und jedem fog. Flecken und Poſad, in dem eine bedeutende Handwerk treibende Bevölkerung an: 
fällig iſt, kann mit —— des Minifters des Innern ein beſonderer Handwerkerſtand (zünf: 
tig) organifiert werden zur Berbefierung des Hleingewerbes und zur Hebung der ſtändiſchen Stufen: 
leiter für diefen Teil der Kleinbürger der bezüglichen Stadtgemeinde. Die Gouvernementäregie 
rung iſt beauftragt, die Inſtitution in allen entiprechenden Fällen zur Anwendung zu bringen 
und die bezüglihen Vorftellungen dem Minifter zu unterbreiten. Die Inftitution iſt alſo nicht 
abjolut notwendig und obligatoriic in allen ftädtifchen Orten; und fie kann auch, wenn fie fi an 
dem betreffenden Ort nicht bewährt haben jollte, mit minifterieller Genehmigung wieder aufge 
hoben werden, 

Das Geſetz bezwecdt mit der Inſtitution Verbefferung und Hebung des Handwerks; der Betrich 
eines Handwerls an Orten mit Handwerferverfaffung ijt daher der Aufſicht der Handwerksbe— 
hörden unterftellt, mit Nüdficht auf den Befähigungsgrad, auf das fittlidye Betragen der Handwerter 
und auf gute und prompte Ausführung der angenommenen Beitellungen auf Handwerksarbeiten. 
Um diefen Zweck ficherzuftellen, mußte der Handwerferverfaffung das Monopolredyt zugeitanden 
werden, daß an Orten mit einer folden Organifation das Handwerk ) nur ſolche Perſonen zu 
betreiben berechtigt feien, die in diele Verfaflung an diefem Ort aufgenommen, d. b. als genügend 
funitfertig anertannt worden find. j 

Diejer Zwang bezieht ſich auf alle Handwerfe mit Ausnahme ganz beitimmter Branchen; dieie 
ehören in das Gebiet des Straßen: und Häuferbaues, auf welchem beſonders auch Arbeiter vom 
!ande thätig find. Perſönlich erimiert find von dem Zunftzwange allgemein folche Berjonen, 
die eine jpezielle technifhe Ausbildung in Lehranſtalten abjolviert haben, aljo ſchon einen gleich— 
ſam höheren, genügend beftätigten Befähigungsnachweis befigen. Der Fabrikbetrieb gehört nicht 
in die Handwerferverfaffung. Das Geſetz beftimmt denn aucd noch ausdrüdlicd, daß „der Erwerb 
des täglichen Brotes durch Arbeit Niemandem, der zur Zunft nicht gehört, unterjagt werden fann* 
und daß „perſönliche Dienftleiftungen“ aller Art außerhalb der Werkitätte, alſo auch im Gewerbe 
fach, nicht zunftpflichtig find. 

Das Gewerbeiteuergeieß von 1868, mit feinen fpäteren Erweiterungen, erjtrebte ja gewiß eine 
Steigerung gewerbefreiheitlicher Prinzipien, es hat aber die rehtlidye Stellung des Hand- 
werkerweſens nicht alterieren wollen; darauf weiſt nichts bin. Die Handwertsftätten wurden nur 
der neuen Gewerbeſteuer in der allgemein giltigen Weile unterworfen +). Aber irgend eine Be 
freiung der Handwerkſtätten von der Zunftorganifation wurde nicht ftatuiert. 
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490) Dieje Dinge fürdtete man 1805. Die ſetz nod in älterer Zeit: eine Verarbeitung von 
Verlehröverhältniffe find num mittlerweile ganz | Stoffen mittelft Handarbeit, im Gegenſatz zu 
andere geworden. Das alte Gejeg hat dann auch Fabriken, die große Etabliffements find und mit 





nicht gehindert, daß gerade die beiden genannten 


Souvernements in den verichiedenften Anduftries | 


zweigen zu den bedentenditen Fabrifrayons ans 
gewachſen find. 

491) Die Frage der völligen Bejeitigung der 
Handwerterverfafjung ift auh am mahgebender 
Stelle erwogen, aber, wie wir glauben glüdlicher- 
weile, nicht weiter verfolgt worden. 

492) Als Handwerk (remeslo) definiert das Ge- 


Majchinen arbeiten ; Handwerker beichränten ſich 
nur auf Handmaſchinen und Handwerkzeug. Diele 
notgezwungene Definition trifft wohl im Ganzen 
das Richtige, hilft aber nicht Aber alle juriftiichen 
' Schwierigfeiten. 

493) Gänzlich befreit von der Gemerbeiteuer 
find Handwerfsmeifter, die nur mit ihren Fe— 
ı milienmitgliedern (Kindern und Eukeln?) umd 
einem gemieteten Arbeiter ihr Gewerbe betreiben; 
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Die Schwierigkeit Tiegt nur in der fyrage, wie jest zwiſchen Handwerfitätten einerjeits und 
Fabriken andererjeits zu unterfcheiden iſt. Neben der Bezeichnung „Fabriten” werden unterſchieds— 
los gebraudt die Benennungen „Manufalturen“ (in neuerer Zeit ift dieſe Bezeichnung ganz fort- 
gefallen) und »sawody« — eigentlich wörtlich Anlagen, Etabliffements. Ganz ex abrupto hat 
man dann auch noch die Bezeichnung remeslennoje sawedenije — wörtlich Handwertsanitalt — 
dazwiſchen geichoben, was dann auch wieder eigentlih Manufaktur bedeuten würde. Endlich können 
Fabriken ohne Maſchinen arbeiten und auch eine Heinere Anzahl von Arbeitern verwenden. Sol: 
ches fonftatiert das Geſetz von 1868. Das Geſetz unterfceidet aljo in feiner Terminologie nicht 
ſcharf umd korrekt. Und eine ftrenge Grenze zwiichen Handwerkſtätte und Fabrik giebt es jekt in 
thesi nicht. Die Praris hilft ſich über diefe Streitfrage mit den drtlid üblichen Anſchauungen 
weg und jcheint die Frage nie an die große Glode gehängt zu haben. Judicate der höchſten Ad— 
miniftrativjuftizinftang find uns in der Frage nicht befannt geworden. Auch die Rechtswiſſenſchaft 
hat die Frage nicht geitreift. Schr natürlich in der Sache iſt es, daß die Fleinen Leute in diejen 
Fällen an Ort und Stelle vor den großen Herren fapitulieren. 

Jedenfalls ift eine Freigebung des Stleingewerbes ohne Zunftauffict in zunftpflichtigen Orten 
nicht beabfichtigt und fie wird auch in der Praxis nicht geduldet. Junftfrei find ganz beftimmte 
Fabriken, ald Werkftätten, die mit Dampffraft oder Maſchinen arbeiten; und wahrſcheinlich 
find ihnen gleichzuftellen große Werkftätten ohne dieje Merkmale, die aber eine Anzahl von mehr 
als 16 Arbeitern befigen. In beiden Fällen muß der Befiger einen ſog. faufmänniichen Gewerbe: 
ſchein löſen ımd erwirbt dadurd das Recht, fi in den privilegierten Stand der Saufleute 
einzujchreiben, alſo — wenn er Handwerker war — ſtändiſch zu avancieren, Alle diefe Fragen 
hatte der Geſetzgeber des Gewerbeſteuergeſetzes von 1863 nicht bemerkt, wenn er jie nicht abfichtlich 
au umgehen gewillt war. Die dadurch entitandenen Schwierigkeiten bei Löſung der Frage über 

en Handwerksbegriff find nottwendigerweile durch plaufible Gefegesinterpretationen zu bejeitigen, 
bis der Gejetgeber fi nicht Har und beftimmt in der Frage geäußert haben wird *'). 

2. Die Institutionen der Handwerlerorganiiation find folgende, 

1. Sie bilder eine ftändifhe Gemeinde in der Stadt, bie als ſolche den Nechten des 
Kleinbürgerſtandes gleichgeftellt ift +"). Als ftändifche Gemeinde verficht der Handwerferverband 
in der bezüglihen Stadt die Armenpflege feiner Mitglieder und ihm liegt auch die obenerwähnte 
Ausgabe von Päſſen an die Standesgenoijen, wie anderen Standesgemeinden ob. Für ihre ftändifchen 
Intereſſen darf die Gemeinde eigene Steuern erheben und dieielben in autonom zu beftimmender 
Umlage aufbringen *). In der Reihenfolge, in der das Gefe die Stände aufzählt, fteht der 
Hanbdwerteritand vor dem Kleinbürgerſtand. Der Handwerkeritand bejteht aus Meiftern, deren 
Gejellen und Lehrlingen “). 

2, Die Meifter des Standes bilden eine allgemeine Handwerferverjammlung 
zur Beratung und Beſchlußfaſſung über die Wahl von ftändifchen Kommunalbeamten und über 
das allgemeine ſtändiſche Kommunalbudget, deffen genaue Ausführung fie auch zu beauffichtigen 
hat. Die Verfammlung beichliegt die Ausgabepoiten und den Umlagemodus; fie kann auch den 
Beichluß fafjen, die allgemeine Handwerkerverjammlung durch eine Deputiertenverfamms 
lung, mit je einem Deputierten an Stelle von 5 Mitgliedern, zu eriegen. 

3. Für die Leitung des Kleingewerbes haben aber praktiic eine jehr viel größere Bedeutung 
der allgemeine Handwerferausihuß, als Erefutivbehörde, und dejien Präſi— 
dent; der Ausihuß wird aebildet aus einem gewählten „Handwerkerhaupt“ und den „Melter: 
männern“ der einzelnen (gleich näher zu fchildernden) Zünfte oder Zehen. Eine hervorragende 
amtliche Gewalt kommt dem Handwerkerhaupt zu. Er ijt befugt, die Handwerksarbeit überall in 
der ganzen Stadt zu befichtigen, Lehrlinge von ungeſchickten Meiftern fortzunehmen und die Kaſſen— 
verwaltung in allen Yünften zu jeder Zeit zu revidieren. Das Geſetz geftattet ihm auch noch jeßt 
die Verhängung von Disciplinararreit über ungehorfame Altermänner der ge wegen Nicht: 
vollzuges gewiſſer geießlicher Vorichriften. Der allgemeine Handwerterausihuß in pleno bejtimmt 
über die Verteilung des gefamten Handwerterftandes am Ort in einzelne Zünfte und ebenfo über 
alle Aenderungen in diefer Organifation; er genehmigt die Beihlüffe der Zunftverfammlungen 
über den Ausſchluß von Zunftmitgliedern aus dem Handwerkerverbande diejes Ortes wegen un- 
würdigen, anrüdigen Betragens; er beitimmt über den Inhalt der Statuten für die einzelnen 

bei zwei gedungenen Arbeitern ift jchon die Mi- | Körperftrafe unterliegt. Die Reformen der legten 

nimalfteuer zu entrichten (von 3—5 Rbl., gemäß | Jahrzehnte haben dieſe ftändifchen Privilegien- 
der Kategorie des Orts). unterjchiede ſtark bejchnitten. 

494) Die Freigebung des Kleingewerbes an 496) Bei der Aufbringung der Kopfiteuer, zur 
zunftpflichtigen Orten in den Oftieeprovinzen und Zeit — als fie beitand, haftete die Gemeinde 
in der Stadt Narva beruht auf einem Spezial | jolidarifch für die Beichaffung der ganzen, der 
geſetz mit Rückſicht auf die gonz anders geartete Gemeinde auferlegten, Steuerfumme, die fich nad) 
Bunftorganijation in diejen Landesteilen, al® in | der Zahl der männlichen „Seelen“ richtete, aber 
dem übrigen Reichsgebiet auch wie in anderen Steuergemeinden ganz au— 

495) Sie iſt darnach ein nicht privifegierter tonom umgelegt werden konnte. 

Stand, der früher Kopffteuern zahlte, die Re-, 497) Zur Handwerkergemeinde gehören auch 

fretenpflicht hatte und auch jegt noch in den be» die frauen der Meilter und Gejellen und deren 

züglichen, früher recht zahlreichen, Fällen der | unmündige Kinder, 
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Bünfte, welche der Oberbehörbe dur Betätigung unterbreitet werben follen; beftätigt die Wahlen 
von Neltermännern und deren Adjunkten, die von den Zünften — werben; verfügt über 
die Ueberweifung derjenigen Stinder von Handwerkern, bie das 13, Yebensjahr erreicht haben, 
aber nody fein Handwerk erlernen, in eine Werfitatt, wenn es die Eltern jelbit nicht thun; er 
verhängt Geldftrafen bis zum Betrage von 15 (refp. 30) Rubel für Vergehen der Handwerker 
betreffend die Ordnung des Standes. Auf die Sreierung neuer Meifter hat der ne. Hand: 
werferausfchuß als Auffichtsbehörde einen beftimmten Einfluß, insbejondere auch in den 

wenn der Abgewieſene fi wegen Nichtaufnahme gegen bie betreffende Zunft beflaat **). Die 
Sorge (Cura) für Witwen und Waifen des Standes und die —— von Nachläſſen liegt 
auch dem Ausſchuß ob. Dieſe Machtfunktionen ſind das Minimum der Bethätigung des Aus— 
ſchuſſes. Daneben uüberweiſt ihm das Geſetz die allgemeine kulturelle Funktion, „für die Ver— 
volllommnung der Künſte und Handwerke und deren Verbreitung Sorge * tragen“, 

4. Die Grundlage der Handwerkerverfafiung bilden die Zehen **) (Zechy) oder Zünfte, 
in bie der ganıe Stand verteilt wird nadı ben Si age Gemwerbözweigen. e Zunft bilden 
mindeftens eifter; bei geringerer Zahl werben die betreffenden en ge an einem 
—— ne Orte dem analogen Handwerk zugezähblt, jo etwa Sattler den Schuhmacern, 
Stellmacher den Tiihlern u. dgl. Indefien die Auswahl dieſer —— iſt auch ganz auto⸗ 
nom. Als Vollzugsorgan wählt die Zunft periodiſch ihren Aeltermann und zwei 
Gehilfen desſelben; diefe bilden den Zunftausihuß. Derfelbe kann aber auch wegfallen 
und die ganze Vollzugsgewalt kaun dem Weltermann allein übertragen werden. Die Junft- 
verjammlumg bilden alle Meifter der Zunft; irgend eine Deputiertenverfammlung kann die: 
ſelbe nicht erfeßen, Die Verfammlung vollzieht ihre Wahlen, beitinmt das Budget der Zunft: 
verwaltung, beichließt über Unterftügungen an verarmte und einfältige Zunftmitglieder, über das 
Maß und die Art der Geldumlagen in dem Verbande zu deſſen Ausgaben. Diele Finanzverwal: 
tung ift autonom; über die Ausſchließung von unmwürdigen Meiftern, Gejellen und Lehrlingen 
aus der Zunft ®°%) beichließt die Zunftverfammlung; der allgemeine Handwerkerausſchuß kann 
indeſſen die Beftätigung des *9 verweigern und dabei hat es ſein endgiltiges Bewenden. 
Die Aufſicht über „Ordnung und Frieden“ in der Zunft gebührt dem Aeltermann und deſſen 
Gehilfen (nady dem Wortlaut des Geſetzes unterſchiedslos), etenio das Schlichten von Streitig: 
keiten unter den Mitgliedern derfelben Zunft (offenbar aber nur als —— Verſöhnunge⸗ 
verfahren) und die Aufſicht über das Handwerkszeug in deu Werkſtätten und die Arbeit der Meiiter. 

5. Einen ſymmetriſchen Abichluß diefer Organtiotionen bildet eine gewiſſe Selftverwal: 
tung der Geſellen der Zunft. Diele wählen einen Ausſſchuß, beftehbend aus einen „Ge 
jellendeputierten*, als Präſes, und zwei „Sejellenbevollmädhtigten“, ala Mitglieder des Kollegiums; 
es fungiert bier nur der Ausſchuß in pleno; er wird von dem Zunftausſchuß beftätigt. Seine 
regelmäßige Funktion ift „die Echlichtung von Klagen, welche gegen Gejellen und Lehrlinge der 
Zunft in Angelegenheiten des Handwerks angebracht werden“ 01), Der Ausschuß verwaltet auch 
die Kaſſe der Geſellen (die Gefellenlade) unter Aufficht der erwähnten Neltermänner der 
Zunft und deren Gehilfen. Ueber eine pflichtgemäße Aufbringung von Geldmitteln für dieſe Kaſſe 
und deren Verwendung enthält das Gejeß keine Beſtimmungen; es hat ſolche nur bezüglich der 
Bewahrung der Kaſſe 502), in EN 

6. Die Zunftgemeinde bilden deren ftändige Mitglieder, die in den Handwerlkerſtand 
eingeichrieben werden; ſolches kann bezüglich aller derjenigen Perſonen geicheben, die in die Ge 
meinde der Kleinbürger eintreten dürfen. Es ift babei natürlich allen allgemeinen verwaltungs: 
rechtlichen Worausjegungen zu genügen. Die gleichzeitige Zugehörigkeit u zwei Ständen ift bier 
nicht geftattet. Mitglieder des Handwerkerftandes fönnen daher werden: Bauern, Kleinbürger und 
Perfonen, die in diefe Stände eintreten fönnen, und ausgetretene Kaufleute. Genau genommen, 
ſoll fich diefe Beſchränkung auch auf Gefellen und Lehrlinge beziehen. Man macht aber wohl zeit: 
gemäße Ausnahmen und läßt namentlich Lehrlinge zu, ohme fie jogleicd in den Handwerterftand 
des betreffenden Ortes aufzunehmen. 

8. Im Einzelnen ift zu der Zunftverfaſſung noch zu bemerken: 





498) Die zeitweilige Aulaffung auswärtiger lung jolcher Perfonen an die Regierung“, welche 
Handwerker zum Betriebe von Handwerfen an | ben Bauern» und Kleinbürgergemeinden aus Grün- 
dem bezüglicen Ort fteht gleichfall& unter der den tadelhaften Vetragens der betr. Leute zu 
Kontrole des Ausſchuſſes; dieſe Yeute treten aber | feht und welche mit Beftätigung der Regierung 
nicht in den zes des Ortes ein; dann die Verbannung derſelben nadı Sibirien 
Ausländer werden in dieſen Fällen nur mit Ge» | ohne Strafurteil und fonftige Strafe zur Folge 
nehmigung der Finanzdirektion des Gouverne- ' haben kann, findet auf den gleichfalls nicht pri- 
ments zugelaffen. vilegierten Stand der Handwerker keine Anwen: 

499) Die Bezeichnung »zech« ift natürlich dem | dung. 

Deutſchen entnommen. Das etwa ſynonyme Wort 501) Sehr präzis ift diefer Geſetzesſatz gerade 
„Gilde“ brauchte man für die Korporationen des nicht; er gehört noch ganz unverändert dem Ori⸗ 
Hanfmanneftandes; das gleichbedeutende Wort  ginalgeieg von 1785 an. 

„Bunft“ war wohl für die ruffiiche Ausipracdhe zu 502) Die Kaffe ift alfo nicht obligatoriich; die 
ichwerfällig. Armen- und Kranlenunterftügung der Geſellen 

500) Die Mafregel „der zur Dispofitionsftel- und Lehrlinge gehört zu den Pflichten der Zunft. 
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1. Lehrlinge follen vom Meifter in vorgefchriebener folenner Form aufgenommen werben. 
Die Auswahl und Zahl derfelben beftimmt jeder Meifter für fi allein. Die Lehrzeit beträgt 
5 bis 3 Jahre; mit Genehmigung des Zunftausfchuffes kann fie verfürzt werben bis zu einem 
geſetzlich nicht feſtgeſetzten Minimum. Wegen geiftiger oder phyſiſcher Untauglichleit des ange: 
nommenen Lehrlings für das ausgewählte Handwerk fann der Meifter den Lehrlingsvertrag auf: 
heben und den Lehrling entlafjen, Eine halbjährliche Probezeit ift indeſſen obligatoriich und länger 
darf der Meifter eventuell den Lehrling auch nicht hinhalten, ſonſt muß er Schadenserjag leiften. 
Wegen ungebührlichen Betragens kann der Meiſter zu jeder Zeit die Ausſchließung des Lehrlings 
aus der Zunft beim Zunftausſchuß beantragen. Nach betandener Lehrlingszeit bekommt der Lehr: 
ling von jeinem Meifter den Gefelleubrief, wenn er „treu, folgiam, ehrerbietig, fleißig, ge— 
ihidt und unbeſcholten“ gewejen iſt. Dieje jog. Freiſprechung löft das Zehrlingsverhältnis. Eine 
Einflußnahme auf die peeifprehung der Lehrlinge fteht der Zunftverwaltung in keiner Weile zu. 
Der Meifter hat in dieler Beziehung eine etwas despotiſche Machtbefugnis, 

2, Gesellen können ihre Meifter frei wählen; fie dürfen felbitändig ihr Gewerbe nicht 
treiben, möüfjen bein Meifter arbeiten und dürfen nur die Arbeit ihrer Branche, in der fie Ge- 
jellen geworden find, leiten. Sonft gegen Kohn zu arbeiten it ihnen nicht verwehrt. Der Zunft: 
ausihuß verfieht die Geſellen mit einem Beulschen; in das alle Meifter, bei denen der 
Sejelle gearbeitet hat, ihr Zeugnis über denfelben eintragen; gegen ein jchlechtes Zeugnis des 
Meifters kann der Gefelle an den Zunftausfhuß und an den allgemeinen Handwerkerausſchuß 
appellieren, Ohne Zeugnis darf der Geielle en Meifter nicht verlaffen. Geſelle foll Derjenige 
werden, „welcher fein Handwerf nad allen Regeln befielben erlernt hat”, alſo Gehilfe des Mei- 
jterö fein fann; zur „Erlangung vollftändiger Fertigkeit“ oder Meifterichaft ſoll der Geſelle ſich 
noch „durd Erfahrung üben“; es ift daher auch Gejellenwandern geftattet und begünitigt. 

8. Zur Erlangung der Meifterwürbde in feinem Handiverf muß der Gejelle wenigſtens 
3 Jahre Gejellenarbeit geleitet, tadellofes Betragen v*) bekundet haben und volljährig (21 3. 
alt) geworben jein, Seine Meifterfhaft muß er in der Zunft durd eine entjprechende Brobe- 
arbeit bezeugen; die Betätigung in der Meifterwürde gebührt dem allgemeinen Handwerker: 
ausſchuß, der auch eine neue Prüfungsarbeit verlangen kann, um fich in der Tüchtigkeit des Aſpi— 
ranten zu vergewiſſern. Beitätigt der Ausſchuß die Meifterwürde nicht, jo fann der Abgemwiejene 
an den Stadtausſchuß (dad Vollzugsorgan der allgemeinen ftäbtifjhen Kommunalverwaltung) 
Hagen; diejer fann die Klage abweijen (und damit if die Sache zu Ende) oder eine neue Prüs 
fung beim allgemeinen Handwerkerausſchuß anjegen, unter Beifein eines Mitgliedes des Stabt- 
ausſchuſſes. Diefes erweiterte Kollegium beſchließt dann in der Sahe endgültig. Auch gegen ein 
abweiiendes Urteil der Zunft darf der betreffende Gefelle beim allgemeinen Handwerkerausfhuß 
Appellation einlegen. 

4. Bon der durch entiprecdhende Prüfung erlangten Meifterwürde ift bag Meiftertum in 
der Zunft zu unterjcheiden, Der geprüfte Meifter kann auch weiterhin im Dienft anderer Mei: 
fter (in deren Werkitätten) verbleiben oder ſich in — verdingen oder von ſeiner Hände 
Arbeit ohne eigene Werkſtatt leben. Wenn er aber Meiſter in der Zunft werden, ein Aushänge— 
ſchild haben und mit Hilfe von Geſellen arbeiten will, jo muß er eine Werkſtatt haben, die mit 
allem nötigen Zubehör zum Betrieb des Handwerks verjehen fein foll, jo viel davon die Arbeit 
des Meiſters und mindeitens eines Geiellen bedarf’. Das Nedt, ftändiger Zunftmeifter zu 
werden, kann an dem betreffenden Ort Niemandem verweigert werben, der den gejeglichen Bor: 
Ihriften genügt. Einer engen Erklufivität des Zunftverbandes ift alfo fein Raum gelaffen, 

5. Dem Meifter liegen die üblichen Pflichten und Rechte den Lehrlingen gegenüber ob. 
Sie dürfen dieſe jtrafen, aber nicht ohne Verſchulden““). — Der Meifter darf in feiner Werk: 
ftatt nur die in fein Spezialfach einfchlagenden Arbeiten verrichten; bedarf er aber dazu ala Hilfs- 
arbeiten der Specialleiftungen anderer Zünfte, jo kann er die bezüglichen FFachgejellen annehmen, 
die jonit in Werkftätten anderer Spezialitäten nicht arbeiten dürfen, muß fid) jedoch in alle Die 
anderen Zünfte injtribieren, in deren Branchen er bei fich Hilfsarbeiten verrichten läßt, d. h. er 
muß in dieſe überall auch die obligaten Zunftbeiträge zahlen. — Die Zunftorganijation ift anf 
gute Arbeit bedacht; der Meifter ift verpflichtet, Pid zu leiſten und fie pünktlich zur verab— 
redbeten Zeit anäzuführen; er darf nicht Altes für Neues verkaufen; darf nur eigene Arbeit lie: 
fern, muß die fertig geftellte Ware mit einem Stempel verjehen, wenn er einen ſolchen von dem 
Zunftausihuß zu diefem Zwed erhalten hat. Alles diejes fteht unter Aufficht- des Zunftauss 
ſchuſſes, der die Beitrafung der Schuldigen anzuitrengen hat. Auf die Anfegung der Preiſe von 
Handwerlerarbeit hat aber der Ausihuß und überhaupt Niemand eine Einflußnahme 506), Aber der 


503) Ein eventueller Makel, ben fich der Ge— 
jelle Hat zu Schulden fommen laffen, kann zwar 
mit der Zeit auch als Hinderungsgrumd bejeitigt 
werben, aber es ift dazu die ausdrüdliche Zu— 
ftimmung des allgemeinen Handwerkerausſchuſſes 
und des AZunftältermannes erforderlich. 

504) Der Meifter muß aljo mindeftens einen 
Gejellen haben und darf Lehrlinge halten. Die 


zuverläffigen Geſellen. 

505) Un eine Aufficht über gerecdhtes Verfahren 
‚der Meifter und Gejellen gegen Lehrlinge hat man 
erſt in neuefter Beit für Die Stadt Peteräburg 
gedadıt. 

506) Eine Ausnahme bilden nur Bäder und 
Trleiicher in den Städten, für deren Waren die 
ftädtiiche Kommumalverwaltung Marimaltagen feſt— 





Witwe darf dad Geſchäft fortjegen mit Hilfe eines | jegen kann. 


Handbuch ber Polit. Orfonomie, 11, 1. 4. Aufl. 
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Meifter ift verpflichtet, fich mit feinem Kunden über den Preis der beitellten Ware zu verabreden. 

4. An Orten mit AZunftverfaflung können aber aud im ben Handwerkerſtand des Orts nid 
inftribierte Berjonen Mertitätten haben und bei Meiftern am Ort arbeiten, wenn fie bier in ber 
erwählten Branche die üblihe Prüfung als Meifter oder Gefellen bejtanden haben 507), Sie 
dürfen jeboc weder Lehrlinge ausbilden, noch Gejellen halten, haben aud wohl nicht das Recht, 
fih wie die Andern Meifter zu nennen. Diefe Handwerker, welde das Gejeg ald „tempo: 
räre Handwerker“ bezeichnet, find auc der Zunftaufficht unterjtellt und können auch re 
legiert (vom Gewerbebetrieb ausgeſchloſſen) werden. Die Zulaffung folder —— bebari 
der Genehmigung des allgemeinen Handwerkerausſchuſſes, wenn es fih um Betenten, die jelb- 
ftändige Gewerbetreibende jein wollen, handelt. it aber von ihnen allen gefeglichen Forderungen 
genügt, jo kann die Zunft und der allgemeine Handwerkerausihuß dem Petenten nicht verweigern, 
„temporärer Handwerfämeifter" am Ort zu werben. Temporäre Gejellenarbeiter müfjen einen 
Meifter finden; ihre Zulaffung genehmigt aucd die Zunft (der Zunftausſchuß). Das Geleg nennt 
die Geſamtheit diefer Perfonen auh „temporäre Zehen“; dielelben bilden aber feinen 
jelbftändigen Verband, fondern find ber betreffenden „ewigen“ oder ſtändigen Zeche attadiert. 
Sie haben natürlich feinen Anteil an der kommunalen Berwaltung des Standes und der Zünfte, 
aber den ftändiichen Steuerlaften unterwirft fie das Gejeb in ganzem Umfange ®0®), 

Das Handwerk hat in jeder Stadt, welche die Zunftoerfaſſung befigt, fein eigenes (jo zu 
jagen — autonomed) Maß an Stunitfertigteit, daher können auc auswärts Meiiter gewordene 
Perſonen an einem neuen Ort mit Zunftverfaffung in ihrer Spezialität, als ftändige oder tem- 
poräre Meifter, — in ber Regel nur nad) beitandener Prüfung — augelaflen werden. Diſpenſe find 
geftattet, das Geſetz ijt jogar beftrebt, fie zur vorwiegenden Praxis zu geftalten (Art. 372 umd 
380 der Gew.Orb. Ausg. von 1893). 

5, Neben dieje „Zunft oder Zechenverfafjung“, die einen Befähigungsnachweis der Handwerle: 
zur Vorausfegung hat und auf Spezialifierung des Gewerbes nadı einzelnen Branchen beruht, 
alfo aud) fompetente Spezialiften für diejelben befigt, ftellt das Gejeg jeit 1852 die fog. „ver 
einfadhte Handwerferverwaltung* für diejenigen Städte und Flecken, die eine 
Anzahl von Handwerkern befigen, aber mit geringer Ausbildung, und denen bie Bedingungen 
für ein Aufblühen des funjtfertigen Handwerks wegen Mangel an Abjag für gute Ware fehlen. 
An ſolchen Orten bilden die 2 ndweirfer wohl audy einen eigenen „Stand“ mit obrig: 
feitlicher Genehmigung; fie betigen ihre Standesverjammlung; an ber Spike fteht ein 
Neltermann und befjen zwei Gehilfen; fie haben aud ein kommmmales Beitenerungsrect; ihmen 
liegt die Armenpflege und Unterftügungspflicht der Standesgenofjen ob; Berfonen von anrüdyigen 
Betragen kann die Aufnahme in den Stand verweigert werden; Mitglieder, die fich ſolchen Ma: 
fels ſchuldig gemacht haben, Fönnen relegiert werden; die Organifation unterfcheidet auch ſt än— 
dige und temporäre — Aber es finden hier keine Geſellenfreiſprechungen und 
Meiſterprüfungen ſtatt, ebenſo keine Spezialifierung der Handwerke und eigentlich 
auch keine —88 über ordnungsmäßige Ausführung des Gewerbes. 

Es beſteht hier feine zünftige Gewerbeverfafiung, ſondern nur die Organiſation eines ſeba— 
raten Kleinbürgertums, dem man die Aufnahmebedingungen mit dem Recht ber Orts: 
bürgerſchaft erleichtern wollte gegenüber den jchwierigeren Mufnahmebedingungen in bie gewöhn— 
liche Kleinbürgergemeinde. Die Mitglieder des Verbandes haben als ſolche nicht das Recht, ih 
Meifter zu nennen; dies Hecht haben nur ſolche Handwerker, die in Zunftorten die Meiſterwürde 
erlangt haben und fid nun in Orten der vereinfachten Handwerterverwaltung niebderlafien. Die 
Werkitätteninhaber werben in der Wegel, normal, einfadı „Handwerker“ genannt und ihre 
Hilfsperjonen „Handwerksarbeiter“. 

6. Der Handwerkerftand war während der ganzen Zeit des Beſtehens der Handwerfer: 
verfafjung ausſchließlich auf fih allein angemwiefen. Eine angemefjene Fuͤrſorge und 
Zeitung von Seiten der Negierung wurde ihm nicht zu Teil; die ganze Sache wurde von dieſer 
einfach bureaufratiih behandelt. Ansbejondere hat eine ftaatlidie Förderung der gewerblidin 
Fachbildung, die gerade aud in Rußland in hohem Grade angezeigt geweien wäre und ein drin 
gendes Bedürfnis ift, in faum nennenswerter Weile I —— er Sroßindujftrie und bei 
entwidelten Verfehrsverhältniffen gegenüber hat jegt, wie überall, fo aud in Nußland, das Hand: 
werk einen ſchweren Stand, Aber die Ortöverhältniffe find in dem weiten Neich jo mannigfal— 
tige, dab die Handwerkerverfaſſung in ihren beiden gefeunzeichneten Geftalten, mit Zünften und 
ohne foldye, auch weiterhin ihre guten Dienfte leiften kann; fie follte aber einer gründlichen zeit: 
gemäßen Reform unterzogen und vor Allem follte die Hebung der gewerblichen Fachbildung ener: 
giſch auch feitens des Staats in Angriff genommen werben, 

Anderweitige gewerbliche Vereine aller Art können, aber nur mit Genehmigung 


507) Daß fie überhaupt dem Handbwerkerjtande | Tifation erlangt haben, fünnen auch immer nur 
angehören irgendwo an einem anderen Ort, iftitemporäre Handwerker fein. In den beiden 
nicht erforderlich. Reſidenzſtädten Moskau und Beteräburg iſ 

508) Auf Armenpflege und Unterſtützung des jedoch für dieſe beſonders eine getrennte Zunft 
Standes haben fie aber nicht den üblichen An- verfaſſung eingeführt, wegen der an dieſen Orten 
ſpruch. ſchon ſeit langer Zeit vorhandenen großen Ar 

Ausländer, fo lange fie nicht die Natura- | zahl ausländiicher Handwerker. 


Das geltende Gewerbereht in Rußland: Hausinduftrie; Großinduftrie. $ 58%. 643 


ihrer Statuten durch den Finanzminifter, gebildet werben. Ein freies Vereinsweſen ift überhaupt 
geieglich nicht anerkannt. Gewerbliche Vereine außerhalb der Handwerferverfaffung find aber eine 
jeltene Ericheinung geblieben; es find als ſolche vorzugsweiſe meiftens nur die ſog. Artelle 
entftanden: Vereine von Handwerksbefliffenen aber aud) anderer Arbeiter, die gemeinjan Ar: 
beiten ausführen 509), 


10) Eine große Ausbreitung hat in verjchiedenen Landesteilen des Reichs die Haus: 
indujftrie. Diejelbe wird ganz vorzugsweije von der ländlichen Bevölkerung, zumeift als 
Nebenbeichäftigung, betrieben, um die jehr bedeutende arbeitsloje Zeit auf dem Lande aus- 
zufüllen. Diefe Jnduftrie beruht denn auch zumeift auf Familienarbeit, mit Beihilfe von 
Groß und Klein und des Haudgefindes 510). 


Die Hausinduftrie kann allerdings unglaublich billig arbeiten und ift daher in hohem Grabe 
konkurrenzfähig; der beanſpruchte Arbeitslohn kann jehr beicheiden fein; die Arbeiter find ja in 
der Lage, lieber etwas zu verdienen, als die — in den Schoß zu legen. Einen ſicheren An— 
halt für ihre ölonomiſche ae haben die Hausinduftrie Treibenden zumeift an ihrem der: 
lande und defien Erträgen. Es liegt in diefer Erſcheinung daher auch ein weſentliches fittliches 
Moment für das Voltstum: daß überhaupt gearbeitet wird — zu einer Zeit, wo 
es keine landwirtichaftlihen Beichäftigungen giebt; daß dabei auch Minderjährige in paſſender 
Weife beteiligt werden, daß die Bevölkerung und namentlich auch Kinder zu Haufe bleiben und 
nicht genötigt find, in der weiten Welt fich in einen Lohndienft zu verdingen, defjen Neinerträge 
für den Familienhaushalt zu alledem fehr problematijd fein fönnen. 

In neuefter Zeit hat die Negierung ihre befondbere Fürſorge der Hausinduftrie 
zugewandt, Als Erjcheinung des ländlichen wirtichaftlichen Lebens it fie dem Landwirtichafts- 
miniſterium zugeteilt worden, das für ihre „Fortbildung und Entwidelung“ zu forgen hat. Diejer 
Sat ſteht an der Spige des neuen Neglements über die Organifation diejes Nefforts. Das 
ift ſymptomatiſch. Den Inftitutionen des Nefjorts ift ein beionderes Komitee für Haus 
induſtrie eingereiht. Die Angelegenheit kommt alfo in Schwung. Es joll geholfen werden auf 
jede zwedmäßige Weile: für Werbefierung der Hunftfertigkeit und Vereinfachung der Arbeits: 
feiftungen durch reifende Inftruftoren, die von der Regierung angeftellt und bezahlt find, für 
billige Beihaffung des erforderlihen Nohmateriald und für vorteilhaftrften Abjag der Waren 
dur paſſende Mufter und Erweiterung des Marktes, Die Negierung verbraucht für diefen Zweck 
ein beftimmtes Budget, das weiterhin immer vergrößert werden fol. Vorläufig handelt es ſich 
auch insbefondere darum, möglichit genau ftatiftiic den Zuftand und die Lage der Hausintuftrie 
feftzuitellen. Vieles ift dafür bereits geichehen auch durch Privatarbeiten; es ift aber diefe Er- 
forichung jeßt ſyſtematiſch und vollitändig durch einheitlich organifierte Arbeit zu leiften. 

An eine gleihförmige Organijation der Hausinduftriellen dachte man und denft man vernünf- 
tigerweife nicht; aber es ift ihmen nicht benommen, Vereine zu bilden und zu diefem Zweck ihre 
Statuten zu entwerfen, die der Genehmigung durch den Finanzminifter unterliegen. Irgend ein 
gleihmäßiges Schema ift für diefe Ordnungen nit vorgeichrieben. Die Vereinsentwidelung 
kann aljo eine vollftändig frei individuelle fein. 


11) Die Darftellung des Gewerberedht3 in Rußland darf auch die ſtändiſche Geftaltung 
ver Großinduftriellen nicht übergehen. Diejelbe ift allerdings nur eine fakultative. Es 
haben nämlich Diejenigen, welche zu ihren Handels: und Gewerbezweden jog. Handelsjcheine 
erfter und zweiter Gilde Löjen müfjen, das Recht, dem privilegierten Stande der Kaufleute 
beizutreten >"), Aber Handelsleute brauchen fie gerade nicht zu fein. Der Großgewerbebe- 
trieb ift jedoch ganz allgemein an dieje Scheine gefmüpft. 


Die Korporationen des Haufmannsitandes — Gilden — find freisweife zu 
trennen (ein Goupernement zerfällt in etwa 8—12 Kreiſe). Indeſſen eine Pflicht, dem Kauf: 
mannsjtande beizutreten, beiteht für Niemanden ; es ift aber ein Necht der Gildenjcheine Befigenden, 
diefes zu thun und kann ihnen nicht verwehrt werden. Sie können in der Gilde bleiben, fo 
lange fie den Gildenſchein alljährlich erneuern 512). In einzelnen Kreifen können dieſe Kaufmanns— 
gemeinden eventuell auch nicht zu Stande fommen und beftehen danı hier einfach nicht; Die be: 
ftehenden dagegen können auch eingehen und neue können wieder entftehen, 

Wo fie beftehen, haben fie ihre beftimmte Verfafjung. Die Leitung der ftändiicden Ver: 
waltung wird einem alljährlich zu wählenden Neltermann übertragen, dem zwei gewählte 


509) ©. dar. oben ©. 626. Anm. 452. nicht nur Frau und Kinder, fondern and) weitere 
510) Sie fonnte auch nur in den allerjeltenften | Berwandte in beftimmtem Umkreiſe. Die Aus— 
Fällen zur Gewerbeftener herangezogen werden, | wahl ift ihnen aber ganz frei anheimgeftellt. 
die felbft dann auch nur ein Unbedentendes be- 512) Den Namen „Kaufleute“ führen denn aud) 
tragen würde. nur Diejenigen, welde einen Gildenſchein gelöft 
511) Sie befigen dad Recht, in diejen Stand haben und in die Kaufmannsgemeinde eingetreten 
auch ihre Familienmitglieder mitaufzunehmen, und | find. 
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Gehilfen beigegeben werden. Alle Kaufleute der Gemeinde bilden eine Generalverjamm: 
lung, der die üblichen Funktionen zuftehen: fie beitimmt die Geldumlagen für die gemeinjamen 
Zwede und die Ausgabepoften und beſchließt über ſonſtige gemeinfame Angelegenheiten und fon: 
troliert die ordnungsmäßige Ausführung des Budgets. Ein gejeglihes Minimum von Angelegen: 
heiten ijt hier nicht vorgeichrieben. Die Beſteuerung iſt ebenfalls gänzlich autonom. Auf Nicht: 
mitglieder haben dieſe Beihlüffe und Umlagen felbftverjtändlicd Feine Anwendung. Eine ftän 
diſche Armenpflege liegt den Staufmannsgemeinden nicht ob; fie können fie aber freiwillig einrichten. 

iftorifch ift die Inftitution der Kaufmannsgemeinden ein lleberbleibjel älterer Zeit, 
entitanden unter anderen Verhältniffen. Aber zur eng des Vereinsweſens ift die Bildung 
auch jegt eine müßliche, die ja aud ihre Anziehungskraft befigt in den Vorrechten, die fie ihren 
Ditgliedern gewährt: bezüglich der ftrafrechtlichen Bejonderheiten, die fid noch erhalten haben, 
find die Diitglieder des Staufmannsftandes den privilegierten Ständen gleichgeftellt; auch ift ihnen 
der Erwerb des höheren Standes der jog. „Ehrenbürger“ (der ein Uebergang zum Adel tit), er: 
möglicht. Die Witwen und unverbeirateten Töchter von verftorbenen „Staufleuten* verbleiben 
im Kaufmannsſtande. Adelige und Ehrenbürger fünnen auch den faufmännifchen Gemeinden an: 
gehören, fie bewahren aber daneben ihre höheren ftändifchen Vorrechte ganz unverfürzt. Perſonen, 
die ſonſt nicht zu den privilegierten Ständen gehören, müffen beim Austritt aus dem Kaufmanns 
ftande ihre Auf zahme in den Gemeinden der niederen Stände ſich erbitten 513), 

Um den gewerblichen Unternehmungsgeift zu fördern und erworbene Nechte zu ſchützen, beiteht 
aud) in Rußland gejeglih Marken: und Muſterſchutz und der Batentihug für neue 
gewerbliche Erfindungen; Ausitellungen für inländiſche Induſtrieprodukte werden jehr begünitigt. 

Die Errihtung neuer Fabriken wird durch temporären Gewerbeiteuererlab (von 
3—10 Jahren) zu befördern geſucht. 

Mit Mufteranftalten für die einzelnen Induftriezweige giebt ſich die Negierung nicht ab. 
Sie hat jelber recht viele Fabriften — aber dieje dienen nur ihren eigenen gewerblichen nicht volks— 
wirtihaftlihen Zweden und haben nicht den Charakter folder Anitalten. Wohl aber ift man 
ſchon jeit längerer Zeit auf eine taatlihe Hilfedurh techniſchen Nat für die Fabrik— 
betriebe bedagyt, 1843 wurde zu dieſem Zwed das Amt der Gouvernementsmedhanikfer ge: 
ſchaffen; diefelben Hatten die Dampfkeſſel, die im Gewerbebetrieb benußt wurden, zu fontrolieren ; 
fie follten aber audy „den Fabritanten helfen (mit techniſchem Nat) ihre Etablifjements zu ver: 
vollkommnen“. Im Jahre 1894 ift diefes Amt aufgehoben, dagegen gleichzeitig das Inſtitut der 
Fabrifinfpeltoren aud mit Rüdfiht auf diefen Zweck reformiert worden. Das Geiek 
madıt dieſe Beamten, denen auch die Dampffeffellontrole übertragen wurde, ‚zwar nicht ſpeziell 
zu technifchen Inftruftoren für die Großgewerbe; diejelben find zunächſt zum Schug der minder: 
jährigen Arbeiter in Fabriken beftimmt und in einer neuerlich bedeutend erweiterten Anzahl von 
(14) Gouvernements ijt diefer Schug überhaupt auf alle Arbeiter in Fabriken ausgedehnt worden. 
Es ift aber zu beachten, daß die Fabrikinſpektoren 1. ſich mit ihrem Amt intenfiver zu beichäf: 
tigen im Stande und berufen find, als die früheren Gouvernementsmechaniler, welche ihre Re: 
venüen vorzüglich aus Sporteln bezogen, 2, vorzugsweije gelehrte Techniker find; und es Liegt 
ihre techniſche Einflugnahme mindeitens auf geringere Fabrikbetriebe, die oft ganz ohne gebildete 
Techniker arbeiten (aber nit nur auf diefe allein), daher jehr nahe. Und das geſchieht audı 
thatſãächlich. Natürlicherweife ift diefe Aufgabe ganz individuell zu behandeln. Inſtruktionsgemäß 
fteht fie nur feit. 

Die Darftellung der Fabrikinſpektion, als eine Frage der Arbeiterichußgeieggebung, mu wie 
diefe an diejer Stelle übergangen werden, was die Einzelheiten ihrer Aufjichtsthätigfeit anbe— 
langt. (©. dar. die folgende Abb. XXII.) Ein paar organilatoriiche Fragen find aber auch bier 
—— 1. Fabrikinſpektoren (mit dieſem Namen) find num eine allgemeine Inſtitution 
aft in dem ganzen europäiſchen Rußland worden. 2. In den Rayons mit verbreiteter Grofin: 
duftrie ift die Einrichtung eine veritärkte: es giebt über den Fabrikinſpektoren noh Ober: 
inſpektoren. In dieſen Nayons find aud befondere „Gouvernementäbehörden 
für Fabriltangelegenheiten“ gebildet; das Präfidium gebührt in denfelben, wie ge 
wöhnlich, dem Gouverneur; Mitglieder derjelben find Vertreter verichiebener Nefjorts, der Ober- 
infpeftor und Nepräfentanten der Handel: und Gewerbetreibenden. Diejer Behörde fteht ins 
bejondere das weitgehende Recht zu, „Ortsitatuten feitzuftellen über die Vaßnahmen, die zu be 
achten find zur Behütung von Leben, Gejundheit und Sittlichfeit der Arbeiter in Fabriken 
während der Arbeit und in den Wohnlofalen, ebenjo bezüglich ärztlicher Hilfe, die dem Arbeiter 
zu gewähren iſt“. Sie hat aud ein nicht unbedeutendes Jurisdiktionsrecht bei Verhängung von 
Geldſtrafen gegen Fabrikunternehmer und deren Vertreter, und enticheidet über Schwierigkeiten, 
die entſtehen können bei der Interpretation der Geſetze über die Nechte der Arbeiter in Fa: 
brifen und über Stlagen gegen Anordnungen der Fabrikinſpektoren. Gegen die Verfügungen, Ent: 
ſcheidungen und Beichlüffe diejer Behörde können die betroffenen Unzufriedenen Klage beim Fi— 
nanzımninifter führen; ausgenommen find die Urteile in Straffahen mit nicht über 100 Rubel 
Strafe, lleber joldye lagen entjcheidet der Finanzminifter im Verwaltungswege im Einverftändnih 
mit dem Minifter des Innern. 


513) Ein arbiträred Aufnahmerecht Neueintre- Mitgliedern gegenüber hat die KRaufmanndge: 
tenden gegenüber und ein Relegierungsrecht ihren) meinde nicht. 
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12) Staatliche Behörden zur Beauffichtigung und Pflege des Hanbel3- und Gewerbe: 
wejens find außer den genannten an erjter Stelle dad Finanzminifterium 5) und defjen 
bezügliche Unterabteilungen: Die Sektion (das „Departement*) für Handel und Manufaktur 
und dad „Eonjeil für Handel und Manufaktur. 


Das „ Departement” ift minifterielle Verwaltungsbehörbe; feine Thätigkeit hat in ber 
jüngiten Zeit eine große Ausdehnung erfahren, es hat infolge deſſen auch eine entiprecdhend er: 
weiterte Organilation erhalten. Das Gonjeil für Handel und Manufaltur fteht 
unter den Präfidium eines Miniftergehilfen und zählt Mitalieder, die aus gelehrten Ted: 
nifern und hervorragenden Gewerbs⸗ und Handelsleuten, die auf je 4 Jahre und auf failer- 
lihen Befehl, was das Anfehen dieſes Kollegiums fehr erhöht, ernannt werben. Dem Conſeil 
ift es auch geftattet, mit *s Majorität Kandidaten für die valanten Stellen in Vorfchlag zu 
bringen, was aber für die ernennenbe Gewalt nicht maßgebend ift. „Das Conſeil hat die Re: 
gierung mit feinem Nat bei Ausfindigmahung von Maßregeln zum Nugen der Gewerbe und des 
Handels zu unterftügen.” Petitionen um Patentverleihungen und um Gröffnung ber einer mi» 
nifteriellen Beſtätigung bedürftigen Fabriken werben ebenfalls hier burchberaten. Das Conſeil 
niebt Gutachten ab, hat aber feine beichließende Mactbefugnis, es kann indeflen auch aus eigener 
Initiative über beliebige Fragen aus den Gebieten feiner Kompetenz dem Finanzminifter Bor: 
ichläge unterbreiten 515), 

In den einzelnen Landesteilen haben fih die Generalgoupderneure und Gouper: 
neure für das Wohl umd den geieglihen Schug von Handel und Gewerbe zu intereflieren. 
Ueber die Lage und die Fortichritte der Großinduftrie haben die Gouverneure jährlih genaue 
Berichte an den Finanzminiſter zu eritatten. 

Den Landihafts: und Stadtlommunen ift es geitattet, nach Ermeffen dem Handel und 
Gewerbe am Ort ihre Fürforge angebeihen zu laffen und für dieſe Zwecke Geldmittel aus der Kom— 
munalkaſſe zu verwenden. Die Art diefer Fürſorge ift nicht auf beftimmte Maßregeln beichräntt. 

Außerdem können mit Genehmigung des Finanzminiſters in einzelnen Lanbesteilen für be= 
ftimmte Rayons lofale Komitees für Handelund Gewerbe gebildet werben. Solche 
Bildungen zu beantragen, fteht ſowohl dem Stadtrat als auch der vorerwähnten Kaufmannsge— 
meinde zu. Die Anzahl der Mitglieder folder Komitees kann zwiſchen 6 und 12 betragen; fie 
werben vom Stadtrat reip. der Kaufmannsgemeinde auf vier Jahre gewählt; es haben in dieſen 
Fällen auch andere Grokinduftrielle (die dem Stande nicht angehören), mitzuwählen und folde 
fönnen ebenfalls gewählt werden. Einer minifteriellen Betätigung bedürfen diefe Wahlen nicht. 
Dieje Komitees haben dem Minifter, dem Handeld: und Manufakturtonfeil und der Gouverne— 
mentsobrigfeit auf deren Anfragen Auskunft zu erteilen und Gutachten abzugeben, diefelben dürfen 
auch aus eigener Initiative den höheren Behörben ihre Anfichten über gewerbliche Verhältniffe, 
Betitionen u, dgl. unterbreiten, 


13) Mit dem Gewerberecht hängt in Rußland die Gewerbefteuer eng zuſammen. 
Mit Rüdficht auf diefelbe ift das ganze Gebiet der Handels: und Gewerbebetriebe in eine 
Anzahl von Gruppen verteilt, für welche die entiprechende, nah Stufen auffteigende, be: 
ftimmte Gewerbeſteuer zu entrichten ift. 


Beftimmte Arten des Handels und Gewerbes find von ber Steuer gänzlih befreit: 
fo der Verkauf landwirtſchaftlicher Produkte durch die Befiger, wenn für diefen Zweck feine be- 
fonderen Handelslofale eingerichtet find; fie können die Waren auch gewerbeftenerfrei auf ben 
Markt, in Hafenorte u. dgl. bringen oder bezüglich derielben, gewöhnlid durch Entrihtung von 
Gewerbefteuer bedingte, Lieferungsverträge mit dem Fiskus oder Öffentlichen Anftalten ſchließen; 
ferner find befreit von der Bewerbefteuer der Verkauf von Lebensmitteln, Früchten, Süßigkeiten, 
alten Bauernkleidern, bäuerliber Handarbeit und anderen ähnlichen Gegenitänden, wenn berjelbe 
nicht aus gefchloffenen Kaufläden ftattfindet. Auf Jahrmärkten, die nicht länger als 7 Tage 
dauern, ift der Warenvertrieb überhaupt gewerbefteuerfrei. Gewerbebetrieb, ald Warenzuberei- 
tung oder Stoffverarbeitung, find beiteuert, wenn das Geſchäft mehr als einen Arbeiter, außer 
dem Gewerbetreibenden jelbit und deſſen Syamilienmitglieder, in Anfpruch nimmt. Die fog. land» 
wirtichaftlihen Gewerbebetriebe, außer die accifepflichtigen, find in diefer Beziehung privilegiert: 
Sügemühlen, Ziegeleien, Zubereitung von Mildhwaren u. dal, weldhe die am Ort gewonnenen 
Rohprodukte verarbeiten, zahlen keine Gewerbefteuer, wenn die Fabrik außerhalb der Stadtarenze 
belegen ift und nicht mehr als 16 Arbeiter beihäftigt; ebenfalls ftenerfrei find Wafler:, Wind: 
und aud jogar Dampfmühlen außerhalb der Stadt, die nicht mehr als vier Gänge befigen 516), 


514) Ein jelbftändiges Minifterium für Handel wurde daſelbſt eine Geltion des Petersburger 
und Gewerbe war geplant, aber ift nicht zu Stande Conſeils errichtet; die Zahl der Mitglieder beträgt 
gefommen. Bei der großen Bedeutung der Ge- | 32, diejelben werden ebenfo durch faijerlichen Bes 
werbefteuer im Neichabubget wäre dad wohl auch | fehl ernannt wie in Beteröburg. Ihren Bräfidenten 
nicht gan; bequem geweſen. wählen fie indeflen jelbjt aus eigener Mitte, aber 

515) Mit Rüdiiht auf die große Bedeutung mit minifterieller Beftätigung. 
von Moskau für Handel und Großinduſtrie 516) Ob der Befiper des Geſchäfts in diefen 
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Einige weniger entwidelte Gewerbezweige werben von der Steuer befreit aus wirtſchaftspoli— 
tifchen Niüdfichten: fo das Transportgewerbe auf Schiffen, der Bau und die Neparatur von 
Schiffen; aber auf Dampfichiffe bezieht fich dieſes Privileg nicht; gewerbeſteuerfrei ift aud die 

erftellung von Majchinen und Geräten für Fabriken, landwirtſchaftlichen Maſchinen, chemiſchen 
Mitteln und Färbitoffen 517), 

Bei der Gemwerbeftener werben unterfchieden: 1) drei Arten von fog. Handelsfheinenmd 
2)Gewerbeiheine. Die Handelsfheine find die Gildenfcheine erfter und zweiter Klaſſe 
und die Scheine für den ſog. Kleinhandel, der auf den Vertrieb beftimmter Sahen beichränft ift, 
Die Gewerbeiheine zerfallen in 11 Tarife: mit Rückſicht auf die Anzahl der in der Anftalt be: 
ihäftigten Arbeiter bis zu 16 Perfonen und auf fünf Kategorien von Ortichaften. Die drei Arten 
Handelsicheine find auc verfchieden tarifiert nad den fünf Sategorien von Ortichaften. Die 
Handelsicheine erfter Gilde haben einen für alle Ortichaften gleihmäßigen Tarif von 565 Rbl. 
jährlich, diejenigen zweiter Hlaffe einen verfchiedenen nad) den fünf Kategorien der Ortichaften 
von 40—120 Rbl.; die Scheine für den Stleinhandel von 10-80 Rbl.; die Getwerbefcheine von 
3-30 Rbl. Die Tarife find ganz fir. Die Scheine für den Hleinhandel und die „Ge: 
werbefcheine” gewähren das Nedt, je ein Geichäftslofal zu halten. Die Gildeniheine erfter und 
zweiter Klaſſe gewähren das Recht en detail Handel und jegliches Gewerbe in dem reife zu 
treiben, wo der Schein gelöſt ift, mit der Maßgabe, dab der Schein erfter Bilde das Recht auf 
10 Anſtalten giebt, der Schein zweiter Gilde auf 5. Der Schein auf Hleinhandel beihränft die 
Gattungen der Waren, mit denen gehandelt werben kann, und ber Gewerbeſchein die Arbeiter: 
anzahl und den Dampfgebraud. Die Gildenfcheine thun ſolches nicht. Außerdem gewährt der 
Schein eriter Gilde gan allgemein das Recht auf en gros Handel. Srebitanftalten, die mit 
einem Kapital von über 50000 Rbl. operieren, find genötigt, einen Gildenichein eriter Klaſſe zu 
nehmen ; ebenfo jede Aktiengefellihaft, jedes Kommiſſions-, Verjiherungs: und Transportgeicätt. 
Großinduſtrielle Unternehmungen, die nicht eine Attiengejellihaft find, find alſo im Allgemeinen 
genötigt, Gildenſcheine zweiter Klaſſe zu löſen. Hat ein Geſchäft mehr als 10 Geſchäftslokale in 
demfelben Streife, jo muß es einen Ergänzungsichein zweiter Gilde nehmen, hat es je ein Ge 
ſchäftslokal in zwei oder mehr verſchiedenen Kreiſen in der Branche des Detailhandeld oder grö: 
berer Gewerbeanftalten, ſo muß es im jedem diefer Sreife je einen Gildenichein zweiter Klaſſe 
löfen. Die Befiger von Gildenfcheinen find aber auch —— in die Zahl von 10 reſp. 5 Ge: 
ihäftslofalen Geſchäfte für Kleinhandel und Kleingewerbe miteinzurechnen, eventuell nah Er: 
meſſen für dieſe Art von Geſchäften befonders die billigeren Scheine für Kleinhandel und Ge— 
werbe zu löfen. — Zu allen drei Arten von Handelsfcheinen gehören befondere Gebühren 
für Billete, die nadı den drei Arten der Handelsiceine und fünf Kategorien von Ortichaften 
a ig find in 11 Tariffäge, von 2—55 Rbl. Soldye Billete müflen für jedes Gejhäftslotal 
gelöſt werden. 

Der Haufierhandel zu Fuß und zu Wagen wird überall gleihmäßig befteuert ad personam, 
jener mit 6 Rbl., Diefer mit 16 Rbl. Der Geihäftsführer nd Gommispdienft m 
terliegt auch beionderer Beſteuerung; jener mit 35 Rol., diejer mit 6 Rol. für die einzelne Perſon. 

Die Tarifiäge für diefe verfchiedenen Handels- und Gewerbefcheine und Billete find auf die 
Dauer des Kalenderjahres firiert. Ohne den vorfchriftsmäßigen Schein ift ein Betrieb in dem 
betreffenden Geihäftslofal nicht ftatthaft. Die Steuerinfpeftoren haben jet diefe Aufficht fehr 
wejentlid verfchärft. Gewerbefteuerbefraudationen werden mit Gelditrafen geahndet, bie im Ber: 
waltungsverfahren auferlegt werben. 

Diejenigen Gewerbeanftalten, welche acciiepflihtige Waren produzieren, zahlen beiondere Ge: 
werbegebühren, find aber zum Teil auch verpflichtet, um dieſe Gewerbe treiben zu dürfen, außer: 
dem die gewöhnlichen Handels- reſp. Gewerbeicheine zu löſen, ald Steuer für die allgemeine Ge 
werbeberedhtigung. In diefen Gebiet rt noch einige Ständeprivilegien; insbefondere werben 
Branntweinbrennerei und Bierbrauerei auf dem Lande als privilegierte landwirtſchaftliche Ge: 
werbe des Adels und der Beamten betrachtet und von der allgemeinen Gewerbeiteuer befreit. 
gain ra zahlen überhaupt nur eine fpezielle Gewerbefteuer, ausgenommen ben 
Fall, wenn Altiengelellichaften diefelbe befigen. Diele Fabriken fallen ebenfalls in der Regel unter 
den Begriff großer landwirtichaftlicher Betriebe. 

Die ruffiihe Gewerbeftener befriedigt Schon lange nicht die Anforderungen einer rationellen Be- 
ftenerung. Man denkt insbefondbere auch ganz neuerdings wieder an eingreifende Reformen, Als 
Vorbereitung dazu diente die partifuläre Makregel, daß den Gewerbe: und Handeltreibenden als 
Surrogat der immer wieder abgewiefenen allgemeinen Einkommenſteuer nod) eine Ergänzung 
ftewer auferlegt wurde, die für die einzelnen Gouvernements alle drei Jahre auf dem Geſetzes— 
wege neu beftimmt wird. In den einzelnen Gouvernements wird die Geſamtſumme durd ge: 
miſchte Behörden aus Staatöbeamten und Kommmmalvertretern auf die einzelnen Geſchäftsbe— 


Fällen die Fabrik und den Grund und Boden zu 
eigen befigt, ober beides oder das eine oder an-| Speziell Iandwirtichaftliche Vereine und die 
dere zu anderm Necht hat, hat auf die Beſteuerung Landichaftfommunen haben das Recht erhalten, 
reip. Befreiung von derjelben feinerlei Einfluß. | Handel mit landwirtichaftlichen Geräten, mit Saat- 

517) Ebenjo der Betrieb von Heils und Lehran- | forn, Fünftlihem Dung u. dgl. fteuerfrei zu ber 
ftalten und Zejebibliotheten ;dasBuchhändlergewers | treiben. 


be ift nur in den beiden Reſidenzſtädten beftenert. 
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triebe repartiert. Aftiengefellihaften, Kreditanſtalten und dergl. Unternehmungen, die ihre Jahres: 
bilanz veröffentlichen, zablen anftatt diejer ergänzenden Nepartionsfteuer eine fünfprogentige Er: 
gänzungsftener vom Reingewinn. 


6. Die Scandinaviſchen Staaten*). 


2, G. Linde, Systematisk framställning af svenska ekonomi lagfarenheten. 2, Aufl. 1868, 
Th. Rabenius, Handbok i Sveriges gällande lagstiftning för politie-, civil- och ecklesiastik- 
förvaltningen. 1871. A. W. af Sillen, Svenska handelns och näringarnes historia. 1—5, 
1851—71. 3. 9. Deunger, Kort fremstilling af den danske naeringaret. 1879. O. J. Brod, 
Kongeriget Norge. 1876. Nordisk Retsencyklopädi. Heft 8. 1877. 9. Blomberg, Art. Ge 
werbegefeggebung im H.W. III. S. 1022 ff. (dort auch weitere Litteratur). 

8 59. In Schweden waren während des Mittelalters die Gewerbe jehr wenig entwicdelt. 
Die Bevölferung war nur gering und über das große Landgebiet zerftreut, die Kommuni: 
fationsanftalten waren mangelhaft, die den weitaus größten Teil des Volkes bildende bäuer- 
fiche Bevölkerung verfertigte felber die wenigen Erzeugniffe gewerblicher Arbeit, welche fie 
brauchte. Bis zum 13. Kahrhundert waren die wenigen Städte des Landes ald Marktorte 
nur Plätze für den Abſatz von Produkten der ländlichen Bevölferung. Seitdem entwidelte 
ſich aber in einigen Städten, Stodholm, Kalmar, Söderköping, Wisby u. a. ein größerer 
Gewerbebetrieb, der auch, und in immer zunehmendem Maße, Waren für die Tändliche Be- 
völferung heritellte. Das Aufblühen der Gewerbe war ohne Zweifel deutichen Gewerbetrei- 
benden zu verdanken, die namentlich jeit dem Ende des 13. Jahrhunderts in größerer Zahl 
in den Städten fich niederließen. Wie bedeutend diefe deutjche Einmanderung war, ergiebt 
fich unter Anderem daraus, daß nach dem allgemeinen Stadtgejeg (au dem 14. Jahrhun— 
dert) die Hälfte des Stadtrates aus Deutichen bejtehen jollte, eine Ordnung, die bis 1741 
beftehen blieb. Zünfte werden in dem für Wisby geltenden Stadtgejeb (aus dem 14. Jahr: 
hundert) — Wisby war allerdings im Wejentlichen eine deutjche Stadt — unter dem Namen 
Ammet ald jchon organifierte Vereine erwähnt, für die Städte im eigentlichen Schweden 
laſſen fich erjt jeit dem Ende des 15. Jahrhunderts in einzelnen Städten und für einzelne 
Gewerbe Zünfte nachweiſen. So hatten 3. B. die Schuhmacher von Stodholm 1474 eine 
BZunftordnung. Aber trogdem war die Herftellung von Handwerkswaren noch nicht an die 
Städte gebunden. Diejenigen, die in ihnen ein Handwerk treiben wollten, mußten jedoch 
Bürger der Stadt jein. 

Als endlich nad) den fortwährenden politiichen Kämpfen und Wirren, welche im 15. Jahr: 
hundert und noch im Anfange des 16. Jahrhunderts ftattfanden, Buftav Waſa (1521—1560), 
zur Regierung fam und in dem zerrütteten Staatöwejen wiederum Ordnung und gejeßmäßige 
Zuftände ſchuf, juchte diefer große Regent auch den Wohlftand des Landes und namentlic) 
der heruntergelommmenen Städte durch die Förderung von Gewerbe und Handel zu heben. 
Der Grundgedante jeiner Reformen des Gewerbeweſens war einerfeits, eine Verteilung der 
Gewerbe, die damals nur Handwerksgewerbe waren, zwijchen Stadt und Yand in der Weile 
herbeizuführen, daß in jedem Teile nur die ihm naturgemäßen Gewerbe getrieben würden, 
andererjeitö eine zeitgemäße Zunftorganifation der ftädtifchen Gewerbe zu jchaffen. Eine Reihe 
von Verordnungen wurde zu diefem Zwed erlaffen. Diejelben beftimmten, daß auf dem Lande 
nur der Betrieb gewifjer Handwerlsgewerbe und zwar vorzugsweije nur jolcher zuläffig jet, 
die im Intereſſe der Landbevölferung als lokal betriebene unentbehrlich waren, 3. B. das 
Mühlen:, Schmiede, Schuhmacher-, Schneidergewerbe zc., alle andern Gewerbe dagegen nur 
in den Städten und bier nur von folchen Perjonen betrieben werden durften, die außer 
der gewerblihen Dualifitation auch das Bürgerreht der Stadt beſaßen. Indem in diejer 


*) Die obige Darftellung rührt, fomeit fie die Entwidlung des Gewerberechts in diefen Staaten 
bis zum Jahre 1885 betrifft, vom dem inzwifchen verjtorbenen Profeflor Rabenius (Upfala) her. 
Ich habe an der für die zweite Auflage des Handbuchs gefertigten Arbeit im Mefentlihen nur 
formelle Aenderungen vorgenommen und diefe Arbeit weiter ergänst. 
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Weiſe der Gewerbebetrieb im Weſentlichen in den Städten foncentriert wurde, wurde zu: 
gleich verordnet, daß die ftädtiichen Handwerker fi) in Bünften organifieren follten; alte 
Zunftordnungen wurden revidiert und beftätigt, neue wurden erlaflen. Es jcheint dem König 
indes nicht gelungen zu fein, überall eine zünftige Organifation der Gewerbetreibenden durch: 
zuführen; in der Hauptjtadt Stodholm wurden alle Gewerbe in Zünften organifiert. Die 
neuen Zunftorbdnungen wollten unmifjende Pfuicher vom Handwerksbetrieb ausſchließen, aber 
gewährten den Zünften keine gemeinichädlichen monopoliftiichen Rechte; der König behielt 
fid) ausdrüdlich das Recht vor, auch unzünftigen Perjonen das Recht zum Gewerbetrieb 
zu erteilen und dies Recht wurde namentlich zu Gunſten von Fremden ausgeübt. 

Ein noch größerer Gönner der Zünfte war jein gleich energijcher Sohn, Karl IX, (1600 
bis 1611), der teils jchon ald Herzog, teild nachher ald König, BZunftordnungen für ein: 
zelne Gewerbe und für einzelne Städte beftätigte oder neu erließ. Bemerkbar ift in ihmen 
jeine Vorliebe für gejhlojjene Zünfte In Verbindung damit wurde der Gewerbe: 
betrieb auf dem Lande weiter bejchränkt; für jeden Gerichtsjprengel jollte die Zahl der darin 
erlaubten Handwerke fejtgejeßt werden und den Handwerkern auf dem Lande wurde der 
Gewerbebetrieb auc nur in einer gewifjen Entfernung von den Städten gejtattet. Auf dem: 
jelben Wege jchritt Guſtav Adolph (1611—1632) fort; die Zunftorganijation wurde aus: 
gedehnt, aber immer nur durch obrigkeitliche Bejtätigung der Statuten der einzelnen Ge- 
werbe für einzelne Städte oder höchſtens einzelne Provinzen. Dem Recht der Handwerler 
auf dem Lande wurden immer engere Grenzen gezogen. Aber während man jo gegen das 
Landvolk verfuhr, wurde dem Adel erlaubt, fid) Handwerker für ihren eigenen Hausbedarf 
zu halten, was zu ftändigen Zwiften mit dem Bürgerftande Anlaß gab. 

Die erjte allgemeine Landeszunftgejeßgebung war die von 1669. Diejelbe charakterifiert 
fi gegenüber den bisherigen Zunftordnungen als eine liberale. Zwar wurde nichts in der 
Stellung de3 platten Landes zu den Städten geändert, aber die gejchlofjenen Zünfte wurden 
verboten und das Recht, in die Zunft aufgenommen zu werden, wurde Allen zugefichert, 
welche das Handwerk reblich erlernt hatten. Zugleich wurde jogenannten Freimeiftern, die 
außerhalb der Zünfte ftanden, erlaubt, an gewiſſen Orten ſich niederzulafjen. Dieſe Geſetz— 
gebung blieb, obgleich ihre Sagungen mitunter in reftriftivem Geifte geändert wurden, bis 
zum Erlaß der Zunftordnnung von 1720 und dieje bis zur Verordnung vom 22, Dezember 1846, 
welche die Gewerbefreiheit, wenn auch noch mit erheblichen Beſchränkungen einführte, in Kraft. 

Uber während man in diejer Weije die eigentlichen Handiwerkögewerbe ftreng an die Zunft: 
verfafjung band, wurde im 18. Jahrhundert ein anderer Teil der Gewerbethätigfeit, der Be- 
trieb von Manufatturen und Fabriken, nad anderen Grundjägen geordnet. Für dieſe 
wurde durch die Hallordnung vom 21. Mai 1739 (fpäter erjeßt durch die vom 2, April 1770) 
und duch die Manufakturprivilegien vom 29. Mai 1739 eine befondere Ordnung eingeführt. 
Das Motiv zu der bejonderen Ordnung war namentlich aud das Bedürfnis, den Zwang, 
welchen die Zunftordnnung dem Gewerbebetrieb im Allgemeinen auferlegt hatte, zu mildern. 
Diejenigen, welche Manufalturen und Fabriken betrieben, waren der Zunftordnung nicht 
unterftellt; fie mußten zwar, wie die zünftigen Handwerker, Bürger einer Stadt jein umd 
ihr Gewerbe erlernt haben, aber nicht in der Weife, wie die Zunftordnung es beftimmte, 
ed war für fie feine Lehrzeit, feine Meifterprüfung vorgejchrieben. Das Recht zum Gewerbe— 
betrieb wurde von einer bejonderen Behörde, dem jog. Hallgericht, jpäter dem Kommerzien- 
Kollegium erteilt. Welche Gewerbe zu den Manufakturen und Fabriken zu rechnen, das war 
nicht deutlich im Geſetz beftimmt, fondern regelte ſich nach Gewohnheit und Sitte. Im All- 
gemeinen waren es die Tertilgewerbe und feinere Eifengewerbe. Später wurde rechtlich auch 
ein Unterjchied zwiichen Manufakturen und Fabriken gemacht; die Fabriken konnten auch auf 
dem Lande, aljo ohne Bürgerrecht der Unternehmer betrieben werden und auch von Per— 
jonen, die das Gewerbe nicht erlernt hatten, Die Verordnung vom 6. November 1821 er: 
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laubte unter dem Schuge der Manufalturprivilegien, alfo nicht zunftmäßig, alle Waren, 
welche nicht von den eigentlichen Handwerksgewerben verfertigt wurden, ebenfo eigentliche 
Handwerkswaren, wenn ihre Anfertigung in anderer Weiſe ald in den Handwerksgewerben 
geichah, herzuftellen 518). 

Das oben citierte Gejeh vom 22. Dezember 1846 hob die Zünfte auf und fehte an ihre 
Stelle Handwerkövereine, die aber nur freie Vereine zur Förderung der Intereffen der Hand: 
werfer waren; ald Bedingung des felbftändigen Gewerbebetrieb mit dem Recht, Lehrlinge 
und Gejellen zu halten, wurde für die meiften Handwerksgewerbe die Meifterprüfung bei- 
behalten, aber der Lehrzwang wurde bejeitigt; jojern das Handwerk in einer Stadt oder 
deren Gemarkung betrieben werden follte, war auch dad Bürgerrecht erforderlich; auf dem 
Lande wurde die Ausübung des Handwerk ganz frei gegeben; der Betrieb von Manu: 
fafturen und Fabriken wurde von gewiſſen perfönlichen Erforderniffen, zu denen aber ein 
Befähigungsnachweis nicht gehörte, abhängig gemacht. Jeder unbefcholtenen Berfon, Mann 
oder Frau, wurde dad Recht mit eigenen Händen und Beihilfe von Frau und Kindern ſich 
zu ernähren gewährt. Das Geſetz war zeitgemäß und ein großer Fortichritt, es entſprach 
den veränderten Berhältniffen. E3 wollte nur ein Uebergangsgefeß fein, aber erjt 1864 er- 
folgte durch die noch geltende Verordnung vom 18. Juni 1864 (ergänzt durch B. vom 20. Juni 
1879 und V. vom 23. September 1887) die definitive Regelung. Die Meifterprüfung und 
die meiften andern noc vorhandenen Beſchränkungen wurden durch diefelbe aufgehoben. 

Nach dem geltenden Recht fteht die Verfertigung von Gewerbewaren ohne irgend eine 
Bedingung Jedermann frei 1. wenn fie nur mit Beihilfe der Frau und der im Haufe woh— 
nenden Kinder betrieben wird; 2, zum Hausbedarf; 3. Bauern mit Beihilfe von Frau, Kin- 
dern und Gefinde. Soll ein ftehendes Gewerbe mit anderen Hilfsperſonen betrieben werben, 
jo wird erfordert: Beſitz der bürgerlichen Rechte, Mündigkeit und Meldung bei der zuftän- 
digen Behörde. Unter diefen Bedingungen fteht der Betrieb auch Frauen offen; wenn die: 
felben aber verheiratet find, ift außerdem noch Erlaubnis des Gatten und feine Verbürgung 
für die Verbindlichkeiten, welche die Frau eingeht, erforderlich. Mit der gleichen Erlaubnis 
und Berbürgung des Vormundes kann aud ein Minderjähriger ein Gewerbe betreiben. Be: 
jondere Kenntniffe werden nur von Denen gefordert, welche Gewerbe betreiben wollen, die 
eine Gefahr für Eigentum, Gejundheit und Leben mit fic führen; die kommunalen Behör: 
den führen die Aufficht über die Anlage von Fabriken und Handwerkäunternehmungen, die 
gejundheitsgefährlich find. (Alle diefe Beftimmungen gelten jedoch nur für die Schweden 
und die im Lande anjäßigen Norweger ; Ausländer unterliegen noch anderen Beitimmungen 519) 


518) Eine bejondere und eigentümliche obrig— 
feitliche Regelung beitand für die in Schweden 
vollswirtichaftlich jehr wichtige Eijeninduftrie. 
Der ganze Betrieb war durch die für dieſelbe 


beftellte oberite Behörde vollftändig reguliert. In 
gewiffen die Gruben umgebenden Diftrikten durfte 


nur Gußeiſen produziert werden, damit die Wäl— 


der, welche die Kohlen für diejes Hauptproduft, 


das die Vorausſetzung der ganzen ſchwediſchen 
Eifeninduftrie war, lieferten, nicht zu einem an— 
dern Zwed gebraucht würden; für die Eifenhäm- 
mer und Manufalturmwerfe jegte man, nach vor» 
heriger Feſtſtellung des Vorrats von Kohlen und 
Gußeiſen, ein bejtimmted Maß de3 von jedem 
Werk zu erzjeugenden Quantums feſt, welches bei 
Strafe nicht überjchritten werden durfte, jchrieb 
aud) vor, wie bie verichiedenen Sorten von Guß— 
eijen unter einander gemifcht werden jollten, um 
ein gutes Produkt herauftellen. Na, man ging 
zulegt (1753) joweit, jede neue Anlegung von 


Eifenhämmern zu verbieten, damit die Wälder 
nicht zu viel Ha würden und das treff- 
liche ſchwediſche Eifen nicht durdy Ueberproduftion 
feinen Preis verlöre, ein Verbot, das bis 1803 
beſtand. 

Alle dieſe einſchränkenden Beſtimmungen ſind 
ſpäter — nad) den Verordnungen vom 27. April 
1846 und vom 20. September 1859 — verſchwun— 
den und die Anfegung und der Betrieb von Eifen- 
werfen iſt jegt ım Weſentlichen denjelben Nor- 
men unterjtellt wie die Anlegung und der Be- 
trieb anderer Fabrilen. 

519) Sofern ihr Gewerbebetrieb nicht durch 
bejondere Konventionen noch geregelt ift, dürfen 
fie nur ein Gewerbe betreiben, wenn fie dispo— 
fitionsfähig und unbeicholten find, und jichere 
Bürgen für die Bezahlung der an den Staat und 
die Gemeinde zu entrichtenden Abgaben je auf 
drei Jahre ftellen (®. vom 18. Juni 1864. Gei. 
vom 20. Yuni 1879). 
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und müfjen insbefondere Erlaubnis zum Gewerbebeirieb von dem König haben.) Geſund— 
heitögefährliche und andere gewerbliche Anlagen mit erheblichen Nachteilen, Gefahren umd 
Beläftigungen für die Nachbarn und das Publikum find konceffionspflichtig. Für einzelne 
Gewerbszweige beftehen noch fpezielle Vorjchriften. Der Betrieb einer Buchdruderei ift in 
einer größeren Entfernung al3 5 Kilometer von einer Stadt verboten, hängt von der Mel: 
dung bei der zuftändigen Behörde ab und ift noch durch fpezielle Vorfchriften einigen Be: 
ihränfungen unterworfen. Die Branntweinbrennerei (Gej. vom 13. Yuli 1887) ift Denen, 
die die Dualifitation für den Fabrikbetrieb haben und aud auf dem Lande mit wenigen 
Ausnahmen Grundbefigern und Landwirten geftattet (ausgejchlofien find gewiſſe Beamte); 
die Ausübung des Betriebes unterliegt aus fiskaliſchen Gründen einer ſcharfen obrigkeitlichen 
Kontrole. Aus gleichen Gründen ift die Runkelrübenzuderfabrifation gewifjen Beſchränkungen 
unterworfen und obrigfeitlicher Kontrole unterjtellt. Die Fabrikation von künftlicher Butter 
(Margarine) — Geſetz vom 11. Dftober 1889 — ift koncejfionzpflichtig. Apotheken werden 
vom König privilegiert (Perjonalkonceffion), aber die Koncejfion erfordert den Befähigungs: 
nachweis. Der Befähigungsnachweis ift aud für Maſchiniſten auf Seedampfſchiffen vorge: 
Ichrieben. Für Schornfteinfeger beftehen ort3polizeiliche Regelungen. Für die Herjtellung von 
erplofiven Stoffen ift der Nachweis der nötigen Kenntniſſe und Koncejfion vorgejchrieben. 
Der Gewerbebetrieb im Umherziehen ift von obrigfeitlicher Erlaubnis, nach vorherigem Nach— 
weis der Nedlichkeit und Zuverläffigkeit, auf Grund der Führung eines Legitimations- 
ſcheines ꝛc. abhängig. 

Die Gewerbeordnung von 1864 enthielt nur ganz wenige und dürftige Arbeiterſchutzbe— 
ſtimmungen 52°). Fabrikherrn und Handwerker wurden nur angewieſen, bei der Behandlung 
und Beichäftigung ihrer Arbeiter allezeit Rüdficht auf die Gejundheit derjelben zu nehmen. 
Bejondere Schugmaßregeln wurden getroffen für die bei der Fabrikation von Zündhölzern 
beichäftigten Arbeiter durch V. vom 18. Februar 1870. Das Gejeh vom 18. November 1881 
gab bejondere Schußvorfchriften für Minderjährige in Fabriken, Handwerköbetrieben, Gruben 
und Steinbrüchen, diejfelben wurden aber wenig befolgt 52). Weitergehende Schußbeftim: 
mungen find erlaffen durch das Gejeh vom 10. Mai 1889, das zugleich die Durchführung 
derjelben durch die Einführung der Arbeitsinfpektion fihert. Die Bejtrebungen zur Rege— 
lung der Arbeiterverficherung, insbeſondere der Invaliditäts- und Altersverſicherung (neuejter 
Geſetzentwurf vom 14. Januar 1895) haben noch nicht zu einem legislatoriichen Abſchluß 
geführt 522). (Val. dar. die folg. Abh. XII.) 

s 60. In Norwegen wurde im Mittelalter zuerft dad Gildewejen, jpäter das Zunft: 
weſen durd Engländer und Deutiche eingeführt, welche letzteren in Bergen fait des ganzen 
Handels ſich bemächtigten und dort ein hartes Regiment führten, bis fie im 16. Jahrhun— 
dert ihre Privilegien verloren. Später folgte die Gerverbegejeßgebung in Norwegen den 
Marimen und Normen der dänischen Sejeggebung, aber e3 gelang hier niemals, den Hand: 
werföbetrieb in dem Maße wie in Dänemark auf die Städte zu bejchränfen. Das Grund: 
gejeg von 1814 ($ 101) verbot im Allgemeinen neue und beftändige Bejchräntungen der 
Gewerbefreiheit. Die erſte größere freiheitliche Reform der alten Zunftordnung erfolgte aber 
erft durch ein Gejeß über den Handwerfsbetrieb vom 15. Juli 1839, das noch jeßt, wenn 
auch mit jehr wejentlichen Aenderungen (B. vom 19. Auguft 1845), Geltung hat. Die Zünfte 
wurden damals nicht gejeglich aufgehoben, die bejtehenden konnten aber aufgehoben werden 


520) Bol. den Art. von —— — ung 2c. 1886, 
ſchutzgeſetzgebung im H.W. I. Bol. W.Kulemann, Die Invalidität 
521) In Schweden ift die gaht. KR, Fabrifen RR ———— im Königreich Schweden, 
und der "Fabritarbeiter noch eine geringe (1883: im Archiv VIII (1895) ©. 598 ff. Val. auch R 
2938 Fabriken, 69 193 Arbeiter) und die Lage Raphael, Die Schwediihe Socialpolitif ebenda 
der Arbeiter im Allgemeinen feine ungünftige; ©. 285 ff.; H. Martend, Socialdemofratie x. 
j. dar. DO. Smith, Die Schwedilche Arbeiter- in 3. f. &.8. 15 (1891) ©. 1221 ff 
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durch einftimmigen Beſchluß jämtlicher Meifter und hörten von felbft auf durch Tod oder 
Austritt fämtlicher Mitglieder. Wo indeffen eine Zunft bejtand, wurde der Zunftzwang bei- 
behalten. Für den jelbftändigen ftädtifchen Gerverbebetrieb als Meifter wurde allgemein wie 
bisher das Bürgerrecht ald Bedingung vorgefchrieben, außerdem für die noch zunftmäßig 
organifiert gebliebenen Gewerbe die Meijterprüfung und für die nicht zunftmäßig organi: 
fierten Handwerke ein Bejähigungsnachweis, aber die früheren Vorfchriften über eine be: 
jtimmte Lehr: und Gejellenzeit fielen weg. Gewiſſe Klaſſen von Perfonen, wie Seeleute, 
verabſchiedete Militärs u.a. erhielten das Necht, fich als Freimeiſter zu ernähren. Die Ge: 
jellenprüfungen wurden für die zunftmäßig organifierten Handwerke beibehalten, für die üb- 
rigen nicht. Der Handwerköbetrieb auf dem Lande wurde freigegeben, jedoch mit der Be— 
ihränfung, daß die Handwerfer, welche in einer gemwifjen Entfernung von der Stadt ihr 
Gewerbe betrieben, gewifje Abgaben an die Stadt entrichten mußten. Die volle Gewerbe: 
freiheit wurde, wie in Schweden, 1866 eingeführt. Das nod) geltende Gejeg vom 14. April 
1866 hob alle Zünfte auf, machte den Handwerköbetrieb in den Städten nur von dem Er: 
werb des Bürgerrechts abhängig, ftellte die Frauen (verheiratete ausgenommen) den Män: 
nern gleih und gab Jedermann das Recht, mit Beihilfe der Frau und der im Haufe woh— 
nenden Kinder fich nach Belieben gewerbsmäßig zu bejchäftigen. Nur das Apothelergewerbe 
blieb ein privilegiertes. Nach dem Gejeg vom 25. April 1874 (dazu V. vom 15. Juni 1881) 
ijt die Eröffnung einer Werkftatt auf dem Lande in beliebiger Nähe von der Stadt ganz 
frei. Zum Betrieb einer Fabrik ift der Erwerb des Bürgerrecht3 und die früher vorgefchrie- 
bene königliche Genehmigung nicht mehr erforderlich. Beſchränkungen bejtehen bezüglidy der 
Branntweinfabrifation (Gejeg vom 28. Juni 1887), der Malzbereitung, der Eiſenwerke (Ge— 
jet vom 14. Juli 1842), der Buchdruderei, der Anfertigung von erplofiven und feuerge- 
fährlihen Stoffen, für gefährliche Anlagen 2c. Jedem norwegiichen Unterthan ift im All— 
gemeinen geftattet, die Waren, welche er jelbft produziert, auch im Umherziehen außerhalb 
jeined Wohnorts abzufegen. Zu einer eigentlichen Arbeiterjchuggejeggebung ift man bisher 
troß mancher darauf jeit 1885 gerichteten Bejtrebungen noc nicht gekommen. 

$ 61. In Dänemart bildete fi mit mit dem aus England und Deutichland einge: 
führten Gildewefen im 14. und 15. Jahrhundert eine der deutjchen ähnliche Zunftordnung 
aus, welche den Gewerbebetrieb auf die Städte beſchränkte. Diejenigen, welche dasjelbe Hand- 
werf trieben, bildeten eine Zunft („Laug*), die fich jelbjt ihre Statuten gab, und, da viele 
Handwerker eingewanderte Deutjche waren, wurden dieſe Statuten denen der deutjchen Zünfte 
nachgebildet. Diefe Zünfte verlangten vom König die VBeltätigung ihrer Statuten und er: 
ftrebten die ausschließliche Gewerbeberechtigung. Der Rechtszuſtand in diejer Hinficht ge: 
ftaltete fi noch im Mittelalter in den einzelnen Städten verjchieden, in einzelnen wurde 
den Zünften dies Recht gewährt, in andern nicht. Die erften eigentlichen Beftimmungen über 
Zünfte finden fi in den Privilegien Waldemars IV. für Malmö 1360 und in dem Al: 
gemeinen Stadtrecht der Königin Margaretha, feiner Tochter. Die älteften Zunftartifel find 
die der Schneider in Ribe von 1349 und die der Bäder in Kopenhagen von 1403. Am 
15. Jahrhundert wurde die zunftmäßige Organifation der Handwerker eine allgemeine und 
fie wurde von Ehriftian II. (1513— 1523) noch mehr befeftigt. Infolge der zahlreichen Miß— 
bräuche hob Chriftian IV. 1613 alle Zünfte auf, ſah ſich aber genötigt, dieſelben jchon 
1621 wiederherzuftellen. Das dänische Gejegbuch von 1683 gab im Allgemeinen den Städten 
das ausjchließlihe Necht auf den Betrieb von Gewerbe und Handel, gejtattete jedoch, in 
Uebereinftimmung mit dem vorher geltenden Necht, den Betrieb einzelner Handwerfe aud) 
auf dem Lande; das Zunftweſen wurde beibehalten, jedody wurde auch Nichtzünftigen, die 
das Bürgerrecht erworben hatten, geftattet, ein Handwerk zu betreiben. Auch geichlofjene 
Zünfte entftanden, jedoch nur vereinzelt. Allgemeine, das Zunftweſen regelnde Verordnungen 
wurden am 23. September 1681 und 6, Mai 1682 erlaffen. Gejellen: und Meifterprüfungen 
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wurden eingehend geregelt, beftimmte Lehrjahre nicht vorgefchrieben. Im Jahre 1800 (8. 
vom 21. März) wurde der Lehrzwang aufgehoben und Denen, die vier Jahre als Gejellen 
gearbeitet hatten, das Recht gegeben als Freimeifter ihr Handwerk auszuüben; jpäter wurde 
auch von den Freimeiftern der Befähigungsnachweis gefordert. Das im Ganzen ftrenge Zunft: 
recht erhielt fich bi8 1857. Das Geſetz vom 29. Dezember 1857 (ergänzt durch die Gejege 
von 23. Mai 1873 und 30. März 1889) hob dasjelbe auf und regelte neu das Gewerbe: 
recht auf der Grundlage der Gewerbefreiheit. Dieje noch heute geltende Gewerbeordnung 
ließ die Zünfte als freie Innungen beftehen, bis die Mitglieder ihre Auflöfung bejchlofien 
hätten oder deren Anzahl unter 5 geſunken wäre. Der Austritt aus der Zunft wurde Jedem 
freigeftellt. Alle Gewerbe wurden in gebundene und freie geteilt; welches Gewerbe 
zu der einen oder anderen Klaſſe zuzurechnen ift, wird jedes fünfte Jahr durch jpezielle 
Verordnung beftimmt. Die Ausübung der freien Gewerbe jteht ohne weiteres Jedem zu; 
für die Betreibung der gebundenen wird in den Städten dad Bürgerrecht, auf dem Bande 
ein Nahrungsichein gefordert, zu deſſen Bewilligung gewifje perjönliche Qualifikationen nötig 
find. Unverheirateten Frauen fteht das gleiche Gewerberecht wie Männern zu. Für Diejenigen, 
welche fi mit Beihilfe von Frau und Kindern ernähren, ift der Handwerföbetrieb gauz 
frei. Im Allgemeinen befteht fein Unterjchied zwijchen Stadt und Land, aber mande Hand: 
werfögewerbe bürfen nur in einer gewiſſen Entfernung von den Städten betrieben werden. 
Goldichmiede und Buchdruder dürfen nicht ohne Genehmigung des Minifteriums fich auf 
dem Lande niederlaffen. Die Grenzen zwiſchen den verjchiedenen Handwerfen find teil durch 
das Geſetz, teild durch Gewohnheit und Sitte geregelt. Das Haufiergewerbe unterliegt weit: 
gehenden Beichränfungen. 

Beichränkungen beftehen bezüglich des Apothekergewerbes, das konceffionspflichtig ift, der 
Branntweinfabrifation (Gejeg vom 1. April 1887), der Rübenzuderfabrifation, der Bud) 
druderei, des Schornfteinfegergewerbes, deö Gewerbebetrieb der Mafchiniften auf See: 
dampfichiffen, der Anlage von Dampfkefieln und Dampfmaſchinen, der Fabrikation von 
Bündhölzchen (Gef. vom 14. Februar 1874), von künftlicher Butter (Gej. vom 5. April 1888, 
Geſ. von 1890) ꝛc. 

Die Arbeiterfchußgefeßgebung 5%) beginnt mit dem Geje vom 23. März 1873 betr. die Arbeit 
der Kinder und jungen Leute in Fabriken und fabritmäßig betriebenen Werkftätten ; dasjelbe 
ift bisher nur, außer dem vorerwähnten auch Arbeiterfjchugbejtimmungen enthaltenden Geſetz vom 
14. Februar 1874, durch das Geſetz vom 12. April 1889 betr. die Verhütung von Unfällen 
beim Gebraudy von Majchinen ergänzt worden. Auf dem Gebiete der Arbeiterverficherung ift 
eine Regelung für Kranken- und Begräbniskaſſen durch Geſetz vom 12, April 1892 und für eine 
allgemeine Alteröverforgung durch das Geſetz vom 9. April 1891 erfolgt5*). Abh. XXI). 
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9, Stringher, Ueber italienische Arbeitgefeßgebung in 3. f. St.W. 43 (1887) ©. 233 fi. 
— lleber das mittelalterlide Zunftwejen in Italien vgl. 3. Lampertico, Lavoro Gap. IX. 
V. & Orlando, Delle fratellanze artigiane in Italia. 1884, A. Zattes, Diritto commer- 
cinle nella legislazione statutaria delle eittä italiane. Conte A. Sagredo, Sulle consorterie 
delle arte edificative in Venezia. 1856. lleber das geltende Gewerbereht: M. Amar, Studi 
di diritto industriale. 1885, C. F. Ferraris, Die Gewerbegefeßgebung in Italien, im 9.8. 
Ill (1892) ©. 1020 ff. Vgl. auch die Jtal, Ausgabe des Handbüchs Br. II. 1887. ©. 13% fi. 
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bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts eine große Aehnlichkeit mit der früher 
(8 31—36) gejchilderten Geſchichte des deut ſchen Gewerbeweſens. Auch dort entjtanden 


598) ©. Beterfen Studniß, Art. Arbeiter: | verfiherung in Dänemark im u VII (189) 
ſchutzgeſe gebung im 9.3. I. ©. 475 ff. ©. 296 f.; H. Martend, in J. f. 8.8.15 
524) Bgl. 9. Weftergaard, Die Arbeiter: (1391) ©. 1231 ff. 
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im Mittelalter überall in den Städten Zünfte, welche die gefamte gewerbliche Produktion 
und Bevölkerung umfaßten, aud) dort bildete jich bei dem Mangel eines nationalen Ein- 
heitsjtantes fein einheitliches Gewerberecht und war die Geſchichte des Zunftweſens in den 
vielen Staaten und Städten im Einzelnen eine jehr verjchiedene, auch dort tritt troß dieſer 
Unterjchiede im Großen umd Ganzen eine Gleichartigfeit des Rechtszuſtandes und der wirt: 
Ihaftlichen wie jocialen Bedeutung der Zunftorganifation hervor und in diefem echt, in 
diefer Bedeutung des italienischen Zunftweſens ift eine jehr weitgehende Uebereinftimmung 
mit den entiprechenden Verhältniffen und Zuftänden in Deutjchland wahrzunehmen. Ebenjo 
find in der Geſchichte des italienischen Zunftweſens zwei Phaſen zu unterjcheiden, Die der 
Blüte und des Verfalls. 

Die gewerbliden Korporationen führten verjchiedene Namen: consorterie 
und matricole in Venedig, fraglie in Padua, arti capitudini in Florenz, universitä, collegi 
in Rom, compagnie in Bologna, maestranze in Gizilien, consolati, paratici im der Lom— 
bardei, abbadie, communitä, masse, scuole, fraterie 2c. an andern Orten. Der größte Teil 
ihrer Statuten gehört dem 13. Jahrhundert an. Die Unterjchiede unter den Korporationen 
in den einzelnen Zeilen und Städten Italiens betreffen mehr die politifche Stellung der 
Bünfte und ihre allgemeine wirtichaftliche und jociale Bedeutung für die Stadt, in der fie 
eriftierten, als ihre innere Einrichtung und dad Gewerberecht im engeren Sinne. 

Am wenigjten gelangten die Zünfte zu politischer Macht und Bedeutung in Venedig, wo 
das Batriziertum jeine Herrichaft fejt behauptete, in Piemont, wo der Feudaladel dominierte, 
und in den Königreichen Neapel und Sizilien. Uber überall jonjt, wo die Gemeinden und 
das bürgerliche Element über den Feudaladel den Sieg errangen, und das war in den 
übrigen Teilen Italiens in den meiften Städten der Fall, erlangten die Zünfte, hier mehr 
dort minder, Anteil am Stadtregiment und übten fie auf die politiſche Gejchichte einen großen 
Einfluß. So bejonders in Genua, Mailand, Perugia, Florenz 2c. In Florenz wurden fie 
u. a. bis zu dem Grade politifche Körperichaften, daß jeder florentinijche Bürger Mitglied 
einer der 21 Zünfte der Stadt fein mußte. 

Die gewerblichen Korporationen jchüßten den einzelnen Genofjen gegen andere Körper: 
ſchaften, ficherten ihm die wirtichaftlihe Eriftenz, wachten über jein moralifches Verhalten, 
gewährten in Krankheitsfällen den Bedürftigen die notwendige Unterftügung und forgten für 
die Hinterbliebenen der verftorbenen Mitglieder. In allen wurde der Genofjenjchaft auch 
ein religiöfer Charakter gegeben, der Sinn für Frömmigkeit und chriftliche Liebe gepflegt, 
jede hatte ihren Schugpatron, ihre bejonderen kirchlichen Feierlichkeiten und Feſte und wachte 
über die Beobachtung der Borjchriften der Kirche durch ihre Mitglieder. An Sonn» und 
Feſttagen war jede Arbeit verboten. 

Bur Gründung einer Korporation war jtet3 die Anerkennung der öffentlichen Ge— 
walt erforderlich, ihre Statuten mußten obrigfeitlich betätigt werden. Nach denſelben ver: 
pflichteten fich die Genofjen, vereinigt und dem Bunde tren zu bleiben, fich gegenjeitig zu 
unterftügen, niemald das Gewerbe aufzugeben, getreulich die geltenden Borjchriften zu be— 
obachten, nicht? zum Schaden des Gewerbes zu unternehmen. Aehnlich den deutichen ent- 
halten die Statuten detaillierte Vorjchriften über die Ausübung des Gewerbebetriebes und 
Strafbeitimmungen für die Uebertretung derjelben d3). 

Jede Zunft hatte ihre Vorſteher, gewöhnlich Konjuln (consoli) genannt (in Florenz 
und Bija priori, in Siena signori, in Mailand ‚abbati, an andern Orten auch massari, 
anziani, ministeriali, capitani). Die Zahl derjelben war nicht überall die gleiche, in der 
Regel zwei. Ihre Wahl war verjchieden geregelt, teils erfolgte fie (aber jelten) durch direfte 
Wahl der Zunftmitglicder oder durch's Loos, teild durch den Zunftrat oder jonft bejtimmte 





525) Bgl. dar. aud die tal. Ausgabe des Handbuchs, a. a. D. ©. 1357 ff. 
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Wahlmänner, teild durch die ausfcheidenden Vorfteher 2c. An Verona wurden fie von der 
Stadtobrigfeit ernannt. Die Amtödauer betrug ein Jahr. Wiederwahl war nur nad) be- 
ftimmter Zeit zuläffig. Für ihre Dienftleiftungen wurden fie entichädigt. Ihre Befugnifie 
waren politijche, abminiftrative und richterliche, zum Zeil jehr weitgehende. In den meijten 
Städten bildeten die Vorſteher aller Zünfte ein bejonderes Kollegium unter dem Borfig eines 
höheren ſtädtiſchen Beamten (camerlengo in Rom und Siena, abbate in Mailand). 

An der Regel hatten die Borfteher einen Beirat (consiglio, corpo consultativo) und 
Unterbeamte. Der Beirat, defjen Mitglieder (savi, consiglieri, boni viri, sapientes) 
entweder von den Konſuln oder von der Generalverfjammlung der Mitglieder gewählt wurden, 
war berufen, die Thätigkeit der Vorſteher teild zu unterftügen, teil3 zu bejchränfen, eine 
ipezifiiche Befugnis desjelben war meift, in Gemeinschaft mit ad hoc ernannten Mitgliedern 
(statutari, brevaioli) die ftatutarischen Beſtimmungen abzufafjen und zu revidieren. 

Das Grundprinzip aller Regierungen war, die Produzenten des eigenen 
Staats gegen fremde Konkurrenz zu jchüßen und durd die Organijation der Zünfte und 
die Regelung ihrer Rechte das Wohl der gewerblichen Bevölferung zu fördern, aber zugleidy 
für die Wahrung der Intereſſen der Konjumenten zu jorgen. Die Maßnahmen waren ähn- 
liche wie in Deutjchland. Die jpezielle Fürjorge für die Korporationen und die Leberwachung 
derjelben lag den ftädtiichen Magiftraten ob, in der Hegel dem höchſten jtädtiichen Beamten, 
bisweilen (3. B. Bologna, Venedig bis 1182) einem bejonderen Beamten. In Venedig und 
Badua herrſchte ein vollftändiges gewerbliches Schutzſyſtem. In Venedig jchügte bis 1396 
ein bejonderes Geſetz die Lehrlinge gegen den Egoismus der Meijter. Dort war auch An- 
fang und Ende der Arbeit, jowie die Dauer der Ruhepauſen genau beftinmt. 

Die Lehrlingszeit dauerte 5—7 Jahre. Die Zahl der Lehrlinge und Gejellen eines Meifters 
war bejchränkt. Für die Lehrlinge war ein beftimmtes Alter vorgefchrieben. Meijter fonnte 
nur werden, wer die vorgejchriebene Lehrzeit ordentlich durchgemacht, die Gejellenprüfung 
bejtanden hatte, eine Zeitlang (2—3 Jahre) Gejelle geweſen war und dann die Meifter- 
prüfung abgelegt hatte. Die Söhne von Meiftern genofien manche Begünftigungen. 

Wie in Deutichland eriftierten auch in Italien das Hecht des Zunftzwangs, die Zwangs- 
und Bannrecdhte der einzelnen Bünfte und zahlreiche Betriebsbejchränfungen für den Ein 
zelnen teild im Intereffe der Konjumenten (Vorjchriften über Warenqualität, Warenichau, 
Preistaren 2c.), teild zur Sicherung der Eriftenz aller Produzenten. Aber wie dort herrſchte 
auch hier in der Blütezeit des Städte: und Zunftwejens, wenn es auch hie und da an erniten 
Bwiftigkeiten zwiſchen Meiftern und Gejellen nicht fehlte (3. B. in Siena 1371), fein eng: 
berziger, egoiftiicher Monopolgeift, an manchen Orten, 3. B. in Piſa, Piacenza, Florenz, 
Bologna waren Koalitionen zur Schaffung von Monopolen ausdrüdlich verboten. Die Ge: 
jchlofjenheit der Zünfte fam damals noch nicht vor, in Brescia verfündete ein Geſetz aus: 
drüdlich in diefer Beziehung die „Freiheit der Arbeit“, ebenjo in Belluno, Modena, Palermo. 

Uber im Kaufe der Zeit, als die Zünfte ihre politiiche Bedeutung verloren, die Ge- 
meindefreiheit unterging, durch die veränderten Welthaudelsverhältniffe und die politischen 
Wirren der Wohlitand des Landes abnahm, entwidelten ſich auch in Ftalien ganz ähnliche 
Zuftände wie inDeutjhland im 17. und 18. $ahrhunmdert; die „Hajfiichen“ 
Nationalötonomen jener Zeit, Mengotti, Beccaria, Filangeri, Verri, Genovefi, Ortis ꝛc., 
beffagen die Zunftorganifation, die Privilegienherrichaft, die Engherzigkeit, den Egoismus 
der BZünfte, den Mangel an Gewerbefreiheit als ein nationales Unglüd, die „Handwerks— 
mißbräuche“ waren auch dort der Gegenjtand allgemeiner Bejchwerde. Verjchiedentlich ver: 
juchten einzelne Regierungen im vorigen Jahrhundert diejelben zu bejeitigen (z.B. Venedig 
1719, 1759, 1772, 1781, Neapel, Biemont 2c.), aber es wurden teild die erlafjenen Ber: 
ordnnungen nicht ausgeführt, teild famen die beabfichtigten Reformen nicht zur Ausführung 
und im Allgemeinen brachte erjt die Napoleonijche Herrichaft die Reform und allerdings 
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eine radikale: die Einführung der Gewerbefreiheit nad den Grundſätzen der 
Gejeggebung der franzöfiichen Revolution. Nur in Toskana hatte ſchon vorher Peter Leo— 
pold 1770 eine Reform begonnen und 1773 die Zünfte abgejchafft; ebeujo waren fie 1771 
in der Lombardei (unter der Regierung von Maria Therejia) und 1786 in Sizilien bejeitigt 
worden. Aber in manchen Staaten traten mit der Wiedereinjegung der früheren Regierungen 
nach 1815 auch frühere Gewerbegejeße wieder in Kraft, ohne daß indes das Prinzip der 
Sewerbefreiheit bejeitigt wurde. In Piemont 3.8. führte das Patent vom 10. Auguft 1816 
wiederum Zünfte ein, aber mit revidierten, von der Regierung zu bejtätigenden Statuten. 
Erſt das Patent vom 14. Auguft 1844 hob hier die Zünfte wieder auf, aber troßdem er- 
hielten fich ſolche. Ebenfo eriftierten Zünfte (universita) nad) der Gründung des Königreichs 
Stalien noch in andern Teilen Italiens. Dieje legten Rechte wurden definitiv bejeitigt durch 
das Gejek vom 29, Mai 1864 und das Gejeh vom 7. Juli 1878 (Regul. vom 14. Auguft 
1879). Ein Gejeg vom 2. Mai 1872 gab auch die Herjtellung von Gold: und Silberwaren 
in jedem Feingehalt frei und behielt nur die fakultative obrigfeitliche Stempelung bei 52%). 
Bei der Gründung des Königreichs erfolgte keine bejondere, neue und einheitliche Regelung 
des Gewerberechts und eine ſolche ift auch jeitdem nicht erfolgt. 

$ 63. In Stalien 57) eriftieren heute nur wenige gewerberechtliche Bejtimmungen, die Ge- 
werbefreiheit ift eine jo weitgehende, wie in wenigen andern Ländern. Was die Gewerbe 
im e. ©. betrifft, jo fann jede volljährige und dispofitionsfähige Perſon (ausgenommen ver: 
heiratete Frauen) jedes Gewerbe treiben. Auch die Fremden ftehen den Einheimijchen gleich 
(Art. 3 Cod. eiv.). Nur Apothefer bedürfen des Befähigungsnachweijes und der Koncejfion 
(Gel. vom 20. März 1865, K. 3. vom 8. Juni 1865 und 6. September 1874, Geſ. vom 
5. Juli 1882), ebenſo ift Eoncejfionspflichtig die Fabrikation von armi insidiose (Art. 456 
Cod. pen. Geſ. vom 6. Juli 1871), ferner von Pulver und erplodierenden Stoffen (B. vom 
21. Juni 1869, Gef. vom 20. März 1865 Urt. 89, Gejege vom 23. Dezember 1888, 30. Juni 
1889, 14. Juli 1891; — dad Pulvermonopol wurde durch Geſetz vom 5. Juni 1869 ab- 
geichafft) und als Folge des Tabatmonopols ift die Tabatfabrikation verboten. Buchdruder 
und Lithographen müſſen der Ortspolizeibehörde, Fabrikanten von Waffen dem Präfelten 
ihr Gewerbe anzeigen (Urt. 51. Art. 31 Al. B. zum Gej. vom 20. März 1865). Audy für 
gewerblidye Anlagen 52*) ift, außer für die Anlage von Dampffefjeln (Reglem. vom 3. April 
1890) keine obrigfeitlihe Genehmigung vorgefchrieben, jedoch hat bei ungejunden, gefähr- 
lichen und läftigen Anlagen die Obrigkeit unter gewiffen Vorausſetzungen die Befugnis, die 
Anlagen rejp. die Benußung derjeiben zu verhindern (Artt. 85.89 Gej. vom 20. März 1865, 
Art. 100 Regul. vom 18. Mai 1865). Gejegliche Betriebsbejchräntungen beftehen, um die 
Berjälihung der Nahrungsmittel und der Getränke, den Gebraud) von gejundheitsichädlichen 
Farben bei Waren 2c. zu verhindern (Reglem. vom 9. Oktober 1888 und 3. Auguſt 1890), 
neuerdings auch bezüglich der Herftellung und des Verkaufs von künftlicher Butter (Mar: 
garine- Gejeg vom 19, Juli 1894. Reglem. vom 23. Oftober 1895), im übrigen find ſolche 
nur ganz vereinzelt und ganz unbedeutende vorhanden. Ein Gejeg vom 7. Juni 1894 (Reglem. 
vom 25. DOftober 1895) regelt die Transmilfion von elektriichen Zeitungen über fremde Grund- 
ftüde. Der Gewerbebetrieb im Umherziehen ift von der Eintragung in ein Regijter bei der 
DOrtspolizeibehörde und von der Führung einer Legitimationsfarte abhängig. Zum Schuß 
der gewerblichen Arbeiter bejteht nur das eine neue Gejeh vom 11. Februar 1886 (B. vom 





526) Ein von der Regierung vorgelegter Ge- deſſen zum Teil noch geringe Entwidlung, ins— 
jegentwurf vom 31. Januar 1891 betr. die ob» | bejondere über den heutigen Yuftand der Jialieni— 
ligatoriiche Feſtſtellung des Feingehalts ift nicht | jchen Induftrie die auch viel ſtatiſtiſches Material 
Gejep geworden. enthaltende Daritellung von®, So mbart in defjen 

527) ©. bei. Ferrari, a. a. O. im H W. III. Studien zur Entwicklungsgeſchichte des Stalieni- 

. 1020 ff. ſchen Proletariats im Archiv VI (1893) ©. 177 ff. 

Bgl. über das talienijche Gewerbewejen und | 528) Amar, a. a. O. ©. 52—-%. 
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17. September 1886), welches für Kinder unter 9 Jahren die Arbeit in Fabriken, Gruben 
und Bergwerten 2) überhaupt und für Kinder unter 10 Jahren die unterirdijche Arbeit 
in Bergwerfen 2c. verbietet, für Kinder die Marimalarbeitäzeit auf 8 Stunden normiert 
und ungefunde Arbeit für die unter 15jährigen jonjt zu verhindern ſucht 530), Bezüglich der 
Lehrlinge, der Art der Lohnzahlung, der Haftpflicht 2c. giebt es feine bejonderen Bejtim- 
mungen oder jonjtige obrigfeitlihe Einrichtungen. Dagegen hat ein Gejeg vom 25. Juni 
1893 nad dem Vorbild der franzöfiichen und deutichen Geſetzgebung die Errichtung von 
Gewerbegerichten (collegii dei probi-viri) geregelt5®!). Die Erlangung des Rechts der ju— 
riftiichen Perſon ift für die gegenjeitigen Hilfsgenojjenichaften durch das Geſetz vom 15. April 
1886 geregelt532). Die gemeinrechtliche Schadenserjagpflicht der Unternehmer bei Unfällen 
ihrer Arbeiter ift der franzöfiichen ähnlich; ein von der Deputiertentammer nad langjährigen 
Berjuchen 533) (jeit 1879), diefe Materie neu zu regeln, am 15. Juni 1885 angenommener 
Geſetzentwurf, welcher die Haftpflicht auf alle Unfälle außer bei Schuld der Berlegten, Zufall 
und höhere Gewalt ausdehnen wollte, ift nicht Geje geworden. Bis zum Jahr 1889 be: 
jtand, außer in Toskana, dad Verbot der Koalition zum Zwed der Erhöhung des Urbeits- 
lohns oder der gemeinjamen Arbeitseinftellung (Art. 385—389 des Cod. penale); das neue 
Strafgefegbudy vom 30. Juni 1889, welches für das ganze Königreich gilt, enthält diejes 
Verbot nicht mehr; es bejtraft nur nod (Art. 163 ff.) die Beſchränkung der Freiheit der 
gewerblichen Arbeit mitteljt Gewalt oder Drohung und (bei Arbeitern und Arbeitgebern) 
die Aufhebung oder Unterbredung der Arbeit mittelit Gewalt oder Drohung zum Bwed 
einer Einwirkung auf die Arbeitslöhne oder Abänderung geichloffener Arbeitsverträge *). 
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8. Rumänien*) 

$ 64. Die Donaufürjtentümer Moldau und Waladei, welde 1859 zum Fürftentum 
Rumänien (jeit 1877 von der Türkei unabhängiger Staat, jeit 1881 Königreich) ver: 
einigt wurden, jtanden noch bis zur Mitte diejes Jahrhunderts in ihren politiichen und 
öfonomijchen VBerhältnifjen wie in andern kulturellen Beziehungen ganz auf der Grenzſcheide 
orientalifchen und occidentaliſchen Lebens und Wejens. Aber unter der glüdlihen und jegens: 
reichen Regierung des Hohenzollernfürften Karl, welcher 1866 den rumänischen Thron beitieg, 
hat ſich eine große Veränderung vollzogen 5%). Das begabte rumäniſche Volk ift in die Reibe 
der europäijchen Kulturvölfer eingetreten, der Wohljtand des Landes hat ſich außerordentlich 
gehoben, die Finanzwirtſchaft ift wohlgeordnet und unter der ficheren Führung eines jeine 


529) Ein neues Geſetz vom 30. März 1893 ſchaften hinſichtlich der Uebernahme von öffent: 
(Reglem. vom 12. Juni 1894 und 3. Oktober lichen Arbeiten erging das Geſetz vom 11. Juli 


1894) betr. die Polizei der Bergwerke, Gruben 
und Torfmoore enthält u. A. Schugbeitimmungen 
im Intereſſe der Gejundheit und der Sicherheit 
= in ſolchen Unternehmungen beichäftigten Ber- 
onen. 

530) In der Lombardei und Venedig regelte 
eine B. vom 7. Dezbr. 1843 die Kinderarbeit in 
Fabriken mit mehr al& 20 Arbeitern. Eine Be- 
ftimmung des Sardinifchen Gejeges vom 20. Nov. 
1859 (Art. 88), welche die Arbeit unter Tage für 
Kinder in Bergwerfen verbot 2c, wurde durd) 
Neg. vom 20. Dezbr. 1865 auf das ganze König— 
reich ausgedehnt, war aber mangels Strafbeitim- 


mung bebeutungslos; vgl. auch die Abh. Die Kinder: | 


arbeit in Italien zc. in 3. f. &8.9. ©. 777 fi. 
551) ©. dar. ®. Sombart im Ardiv VI 
(1893) ©. 549 ff. und 8 86 dieſer Abh. 
32) Die jonjtige rechtliche Regelung der Ge- 
nofjenichaften im Handelsgeſetzbuch von 1882 Urt. 
119 ff. Zur Unterftügung von Produftivgenofien- 


1889. ©. dar. %. Ebrojavacca ind}. f. &.8.17 
(1893) ©. 235. 

433) Ymar,a.a.D. ©. 427 ff. 

534) S. dar. FerrarigimH.®. Ill. ©. 1021. 

*) Das Material über das Rumäntfbe Ge 
werberecht bis 1887 verdanfe ich dem Miniſter 
herrn D, Sturdza und herrn Prof. Miffir. 

535) Vgl. über die wirtſchaftlichen und finan- 
ziellen Zuftände Rumäniens, über die außerordent: 
lichen Fortichritte jeit der Regierung des Königs 
Karl, über den großen natürlichen Reichtum des 
Landes und über die zahlreichen und zum Teil groß: 
artigen Maßnahmen (namentlich aud auf dem 
Gebiet ded Transport- und Verkehrsweſens) einer 
zielbewußten, weitblidenden Politik zur Hebung 
der Volkswohlfahrt und zur Sicherung des wei— 
teren wirtjchaftlichen Aufſchwungs — das vor- 
treffliche, gut orientierende Werk von G. Benger 
(Rum. Generallonjul in Stuttgart), Rumänien. 
Ein Land der Zukunft. 1896, 
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großen Ziele weiſe und thatkräftig verfolgenden Monarchen ift der junge, lebenskräftige Staat 
energisch bemüht, nicht nur feine wichtige Rulturmijfion unter den werdenden Staaten im 
Südoften Europas zu erfüllen, fondern auch durch den weiteren Ausbau des Staatsweſens 
und durch eine intenfive Förderung der Voltsbildung und des Volkswohlſtandes ſich auf 
tie Höhe der abendländijchen Kulturftaaten zu erheben. Auf dem Gebiete des Gewerbeweſens 
liegen ihm, um dies hier zu erreichen, noch große und jchwierige Aufgaben ob. 

Bis in den Anfang der jechziger Jahre beftand aud in Rumänien eine Zunftverfafjung 
und Gewerbeunfreiheit. Die gewerbliche Produktion war entiprechend dem Bildungsgrad und 
der Bedürfnisfähigkeit der Volkes im Ganzen noch wenig entwidelt 53%). Eine Fabrikinduſtrie 
gab es nicht, die Gewerbetreibenden in den Städten waren Handwerker, vielfach Ausländer, 
auf dem Lande überwog noch die Produktion für die Hauswirtichaft neben einer blühenden 
nationalen funftvollen Hausinduftrie. Das rumänische Zunftwejen hatte aber nie den exklu— 
jiven, privilegienhaften Charakter wie im Weſten, andrerſeits fehlten freilich auch die guten 
Einrichtungen der abendländijchen Zunftorganifation, Es eriftierten feine Zwangs- und Bann- 
rechte, feine Gerichtsbarkeit, fein polizeiliches Auffichtsrecht der Zünfte, die Mitgliedjchaft 
der Zunft war aber auch nicht an eine befondere moralijche und technische Dualififation ge- 
fnüpft 2c. Nach dem für beide Fürjtentümer im Jahre 1833 zujammengeftellten Röglement 
organique gab es einen Zunftzwang, injofern jeder Gewerbetreibende zum Eintritt in die 
Zunft obrigkeitlich gezwungen werden fonnte, aber der Hauptgrund diejes Zwangs war ein 
fisfalifcher, um den Eingang der Gewerbsabgabe („Patentabgabe*), deren Erhebung den 
Bunftvorftänden oblag, zu fichern. Der Eintritt in die Zünfte konnte Niemandem ver: 
wehrt werden >37), 

So unvollkommen auch an fich die damalige Zunftorganifation mit ihrem Gewerberecht 
gewejen jein mag, im Ganzen trug fie aber doch dazu bei, injoweit einen befriebigenden 
Buftand des Gewerbewejens zu jchaffen, als vermöge derjelben die Tradition der Technif 
erhalten und für eine den Bedürfniffen der Konjumenten bezüglich) der gewöhnlichen Waren 
entjprechende gewerbliche Ausbildung gejorgt wurde. 

Die allgemeine Strömung im Anfang der jechziger Jahre gegen Zünfte, gewerbliche Be- 
ſchränkungen und direkte ftaatlihe Fürjorge für das Gewerbeweſen ergriff auch Rumänien. 
Auch hier wurde damals unter Bejeitigung der Zünfte die Gemwerbefreiheit eingeführt umd 
in jehr weitem Grade, Die franzöfiiche Gejeßgebung diente ald Vorbild. Nur wenige umd 
unbedeutende Beichränkungen wurden beibehalten. Die Gewerbepolitif wurde eine Politik des 
laissez faire, laissez aller. Uber die von den Berteidigern derjelben gemweisjagten günftigen 
Folgen traten nicht ein, die Rüdwirkung auf das Gewerbeweien des Landes war im Ge- 
genteil im Ganzen eine nicht günftige. Während früher die einheimische Produktion den ge— 
famten Bedarf der unteren Klajjen und einen erheblichen Teil des Bedarfs der wohlhabenden 
Klaſſen befriedigte, entjtand nach Einführung der Gewerbefreiheit, namentlich jeit im An- 
fang der fiebenziger Jahre der Ausbau des Eifenbahnneges die Einfuhr und den Abjag 
fremder Gewerbsprodufte erleichterte, Rumänien aber als halbjouveräner Staat fid) nicht 
durch Schußzölle gegen fremde Konkurrenz wehren konnte, der inländijchen Produktion eine 
nicht nur ihren Fortſchritt Hindernde jondern auch ihr Abjaßgebiet empfindlich einjchräntende 
Konkurrenz des Auslandes. Die fremden Fabrikprodufte waren billiger und zum Teil auch 
bejier als die einheimischen Handwerkäprodufte. Zur Hebung der gewerblichen Ausbildung 
gegen dieſe Konkurrenz fehlten die Organe: gewerbliche Unterrichtsanftalten und Korpo— 


536) Rumänien ift auch noch heute ein Agris meiſt jelber her. Leibwäſche und Kleidungsſtücke 
fulturftaat. Faſt *4 der Bevölkerung betreiben werden von den Frauen aus jelbitgemonnenen 
die Landwirtichaft. In den Dörfern ift in der Rohſtoffen (Flachs, Wolle) gefertigt: Benger, 
Hegel der einzige Handwerker der Schmied, ge a. a. D. ©. 70. 
wöhnlich ein —— Die hölzernen Haushal«- 537) Cap. III Annexe R. Artt. 18, 22, 23, 
tungsgeräte und die Wohnungen ftellen die Bauern | 25, 28, 

Handbuch d. Polit. Defonomie. IT, 1. 4. Aufl, 42 
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rationen; zur Begründung der einheimischen Induſtrie fehlte die erfte Vorausſetzung: das 
Recht der Staatögewalt, die inländische Produktion durch vorübergehende Schutzzölle zu 
jhügen. Zu diefen Umftänden kam als weiterer für die Gewerbe ungünftiger noch hinzu, 
daß durch die größere politifche Bedeutung des Staats und die Ausbildung eines höheren 
ftaatlihen Organismus, welche ein größeres Beamtenperjonal erforderten, ſowie durch die 
mit dem allgemeinen Aufſchwung von Staat und Volk zunehmenden „Liberalen Berufsarten*, 
da der Beamtenftand und die „Liberalen Berufsarten” fich weſentlich aus den gleichen Ge: 
jellfchaftsichichten mie der eigentliche Gewerbeftand refrutierten, dem lepteren mehr wie früher, 
gerade intelligente, ftrebjame Kräfte entzogen wurden. Manchen Mißjtänden der damaligen 
Geſetzgebung ift jeitdem begegnet. 

865. Die Einſchränkungen der Gewerbefreiheit erfolgten lediglich aus Gründen des öffent: 
lichen Intereſſes und durch Spezialgejege. Es erifliert in Rumänien fein allgemeines Ge: 
werbegejeß; es ift das eine Lüde in der Rumäniſchen Gejeßgebung, die alljeitig empfunden 
wird 538), Der heutige Rechtszuſtand ift in den Hauptpunften folgender 59°). 

1. Die Wahl des gewerblichen Berufs ift frei und der Betrieb eines ftehenden Ge 
werbes in der Regel Jedermann gegen Löſung eines Gewerbeſcheins (ſ. Nr. 2) geftattet. 
Das Geſchlecht, die Konfejlion, die Staatsangehörigkeit begründen feinen Unterjchied in der 
Gewerbeberechtigung. Die Fremden find den Landesangehörigen rechtlich gleichgeftellt, das 
Bürgerrecht wird für den Gewerbebetrieb nicht mehr gefordert. Bon jener Regel beftehen 
folgende Ausnahmen. 

Das Apothelergewerbe 540) ift koncejfionspflichtig und unterliegt außerdem andern Be 
ſchränkungen. Ebenjo find konceffionspflichtig eine Anzahl von Kleingewerben, welche ihre 
Produkte „der öffentlichen Alimentation oder im täglichen Kleinverkehr“ anbieten. Kraft des 
Konmunalgejeges haben die Lokalverwaltungen für die öffentliche Wohlfahrt in jeder Kom— 
mune zu jorgen; zu diefem Bwede wurde ihnen das Recht gegeben, diejenigen Gewerbe, 
die damit in Beziehung ftehen, zu koncejfionieren. Ferner können diejenigen Produkte, deren 
Herjtellung rejp. Verkauf ein Staatsmonopol ift (Tabakjabritate, Pulver 5t)) von Privaten 
nur auf Grund obrigfeitliher Konceſſion hergeftellt reip. in den Handel gebracht werden. 

Der Gewerbebetrieb im Umherziehen ift durd ein Gejeh vom 13. März 188 
neu geregelt worden 542), Der Zweck des Geſetzes ift, dem ftehenden Gewerbebetrieb gegen 


538) Bgl. den Bericht des Miniftere Earp oder ber fraft desſelben eingeführten Reglements 
in der Anm. 559 cit. Bublifation. find die Apothefer vor der gewöhnlichen forrel: 

539) Vgl. auh N. Blaramberg, Essai | tionellen Jurisdiltion verantwortlich (Art. 97). 
compar& sur les institutions et les lois de la| 541) Bgl. Gejep über das Tabalsmonopol vom 
Roumanie etc. 1885, J. 1872 —— 14 und 15) und die Verordnung 

540) Das Sanitärgeſetz von 1885 regelt das | vom 12, März 1883 über den Verkauf des Pul— 
Upothelergewerbe. Die Ausübung desjelben unter- vers (Art. 3). 
liegt in Beziehung des fubjeltiven wie deö ob» 542) Nach dieſem Geſetze ift der Handel im 
jetiiven Rechts der obrigfeitlichen Aufficht. Umpberziehen in den Stabtgemeinden gänzlich ver- 
Das Geſetz teilt das Apothelerperfonal in vier boten (Art. 1) und in den Dorfgemeinden jowie 
Klafien ein: Dirigierende, Gehilfen, Affiftenten auf Jahrmärkten nur nah Koncejjion erlaubt 
und Lehrlinge (Urt. 92). Es verlangt von allen | (Art. 7). In beiden Beziehungen machen aber 
den Nachweis einer Qualifilation, von den Lehr: | eine Ausnahme diejenigen Ader- und Gartenbeu— 
lingen ein Sculzeugnis über vier abfolvierte | ſowie Hausinduftrieprodufte und Biltualien, welche 
Gyninafialflafjen, von dem anderen afademijche kraft allgemeiner minifterieller Genehmigung in 
Fachlenntniſſe (93—96), von den Dirigenten wird | jeder Gemeinde zum freien Verkauf zugelafien 
außerdem die Staatöbürgerichaft verlangt. werden (Art. 6). 

Außer der perjönlichen Qualififation ift zur | Dasielbe Geſetz verordnet: 1) dab die Waren- 
Neueröffnung einer Apothele noc die obrigkeit- | ausvertäufe nur nad vorheriger Genehmigung 
liche Koncejjion (Urt. 80) erforderlih. Den Sa- | der Lofalbehörde ftattfinden dürfen (Art. 3 md 
nitätöbehörden bleibt vorbehalten, Normativ-Be- | 4); 2) daß die Handeldreijenden der Lofalbe- 
ftimmungen betreff3 der Zahl, der Art, der Ver- | hörde fchriftlich den Namen ihrer Committenten 
arbeitung und des Preijes der Medikamente auf- | und ihre Vollmachten angeben müfjen (Art. 5); 
zuftellen (Art. 82 und 83), 3) daß Perſonen, welche von Ort zu Ort Mufil- 

Für alle Uebertretungen des Sanitärgefepes | oder jonftige Unterhaltungsvorftellungen geben 
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die unfolide Konkurrenz, gegen den Haufierhandel mit leichten oder verfälichten Waren zu 
ihüßen. Die Gewerbefreiheit wurde bejeitigt. Der Gewerbebetrieb im Umherziehen wurde 
— mit wenigen Ausnahmen für Biltualien, Hausinduftrieprodufte ꝛc. — in den Städten 
verboten, in den Dörfern von obrigkeitlicher Konceifion abhängig gemadıt. 

2, Für alle Gewerbetreibenden ift der Gewerbebetrieb von der Löfung eines Gewerbe: 
ſcheins (Patent) abhängig gemacht. Der Gewerbeſchein iſt aber lediglich die Quittung der 
Fiskalbehörde über die Bezahlung der für den betreffenden Gewerbebetrieb geſetzlich vorge: 
ichriebenen Gewerbaabgabe +3). 

3. Die Ausübung der Gewerbe ift frei, jofern nicht Gejeße oder Verordnungen 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Wohlfahrt Schranken jegen. Die Sicherheits- 
polizei und die Gemeindeverwaltungen treffen eventuell die zu diefem Behuf notwendigen 
Mafregeln. Außerdem unterliegen noch einzelne Gewerbe, 5.8. die Spiritusfabrifation +) 
und der Verkauf von Spirituojen*) im fiskalifchen Auterefje zum Zweck der fiheren Er- 
hebung indirekter Steuern bejonderen Beſchränkungen. 

4. Der Markenſchutz wurde durch ein Gejeh vom 30. Mai 187954), der Firmen- 
ſchutz durch ein Gejeg vom 15. März 1884 eingeführt. 

5. Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und ihren Arbeitern find durch die 
ordentlichen Gerichte zu entjcheiden. Diejelben gehören aber in erfter Jnjtanz zur Kompe— 
ten; des Sreisrichterd 47), welcher nach einem einfacheren und weniger Eoftjpieligen Ber- 
fahren entjcheidet. Bejondere Arbeiterihugbejtimmungen für gewerbliche Arbeiter eriftieren 
noch nichts); für die Arbeitsverhältniffe und insbejondere auch für die Nechtsverhältnifie 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern find nur die Vorjchriften des gemeinen Rechts, d. h. 
des in Rumänien recipierten Code Napoldon maßgebend. 

6. Mit der Förderung der gewerblidhen Ausbildung ift durch die Errichtung von 
gewerblichen (auch kunftgewerblichen) Fachſchulen, welche zum Teil mit Lehrwerkſtätten ver: 
bunden find und teils vom Staat teild von den Gemeinden unterhalten werden, ein erfreu- 
lidjer Anfang gemacht worden +). Auch die jährlichen Diftriktsausftellungen von Aderbau- 
und Induſtrieprodukten follen dem Zweck der gewerblichen Ausbildung dienen ©%0), 


Ein neues umfangreiches Geſetz vom 9. April 1898 regelt den Fachunterricht (zugleich 
den landwirtichaftlihen und faufmänniichen) Nach den Beftimmungen über die gewerblichen 
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wollen, von der Lofalbehörde jeder Gemeinde, ſchäft betreiben, wie e8 bei den Wirten, Zuder- 

wo fie fich aufhalten, eine jpezielle Genehmigung | bädern zc. der Fall ift (Art. 5). 

für die Ausübung ihrer Gewerbe erhalten müfjen | 546) Das Hecht auf den ausſchließlichen Ge- 

(Art. 11). brauch einer Marke wird durd) die —— 
Uebertretungen des Geſetzes werden mit Geld— | derielben beim Handelsgericht erworben (Art. 7), 

ftrafe (bis 1000 Fris.) vom Friedensrichter ge aber die Befiger von Handeld- und Induſtrie— 

ftraft (Urt. 16—19), niederlagen, welche außerhalb des Landes liegen, 
543) Vgl. das Batentgejeg von 1863 (Art. 1 ff.). haben dies Recht nur dann, wenn die Gegenfeitig- 
544) Da die Epirituofenlabritation einer in⸗ | feit betreff3 des Markenſchutzes zwiichen Rumänien 


direkten Abgabe unterliegt (Geſetz vom 14. Febr. 
1882), jo fann diefelbe ohne eine vieljeitige Kon— 
trole der Fislalbehörde nicht geichehen. Die vor- 
berige Anzeige und genaue Ungabe der Unter- 
nehmung (Art. 5), die Kontrole der Fabrikation 
durch einen bei der Fabrik ftationierten Fisfal- 
agenten (Art. 18) und außerdem durch den Fislal—⸗ 
inipeltor (Art. 16) find die Bedingungen, unter 
denen diefes Gewerbe betrieben werden fann. 
545) Vgl, Art. 1 des Geſetzes vom 1. April 
1873, nach welchem der Berfauf von Spirituoien 
nur Denjenigen gejtattet ift, die einen vom Fi— 
nanzminifterium gegen Tarenentrichtung ausge— 
ftellten Gewerbeichein (Licenz) löſen. Diejer Ber: 
pflichtung unterliegen die Spirituofenverfäufer, 
jelbjt wenn fie diefen Verlauf nur als Nebenge- 


‚und bem fremden Staate, wo ſich die Niederlage 
befindet, kraft einer Konvention befteht (Art. 11). 
In diejem Fall muß die fremde Marke bei dem 
| Bufarefter Handelsgerichte deponiert werben. 

547) Bgl. Art. 53 U. 5 der Sreisrichterord- 
nung vom 20. Februar 1879, 

548) Vgl. au E. Grünberg, Urt. Arbeiter 
ſchutzgeſetzgebung (Rumänien) imH.W. Bd.1.S.489. 

549) Die Zahl der Fachſchulen war im J. 1885 
ſchon 31. Sehe darüber den Art. von Rom- 
ftorfer, ®emerbliches Unterrichtäweien in Ru— 
mänien in Suppi. VIIL zum Gentralblatt für das 
ı gewerbliche Unterrichtäweien in Defterreih ©. 
18 iR und unten den Abjchnitt Lehrwerkitätten 
(8 78). 

550) Bgl. Geſetz vom 4 Juli 1881. 
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Fachſchulen find diefelben Staatsanftalten; mit Erlaubnis der Regierung können aber aud 

iſtrilts- und Kommunalſchulen unter ftaatliher Kontrole errichtet werden. Die Schulen haben 
den Charakter von gewerblihen Mittelſchulen; fie haben zwei Abteilungen für Eifen- und Holz: 
gewerbe. Der Unterricht dauert 6 Jahre und ift in den eriten 4 Jahren ein theoretiiher mit prat- 
tifchen Uebungen, in den legten 2 Jahren ein weſentlich praktifchstechniicher in mit den Schulen 
verbundenen Lehrwerkftätten. Für ben praftiich-techniihen Unterricht find in den beiden Abtei- 
lungen Unterabteilungen je nach‘ ebürfnis einzurichten. Der linterricht ift unentgeltlih. Die S Schüler 
find Interne oder Erterne; die Zahl der Schüler ift für die erften 4 Jahre auf 250 (150 In— 
terne, 100 Externe) firiert. Das Aufnahmealter der Schüler ift mindeitens 13, höchſtens 16 Jahr. 
— Das Geſetz ſieht auch die Organifation des gewerblichen Fortbildungsunterrichts an Abenden 
und Sonntagen vor. 

Die landwirtichaftlihen Kreditkaſſen („Credit agricol*), welche unter öffentlicher 
Autorität (Staat, Diftrittualverwaltung) mit privatem Kapital gebildet werden, dienen auch 
zum Zeil den Gewerbetreibenden #61), 

7. Befondere ftaatlihe Begünftigung genofjen jchon jeit längerer Zeit in Ru— 
mänien die Buderfabrifation ®%?) und die ordinäre Tertilinduftrie (Weberei, Flechterei) >). 
Bur Förderung der einheimiichen Induſtrie überhaupt aber ift jeit dem Jahre 1885 die 
Zollpolitik eine jchußzöllnerische geworden und außerdem ein bejonderes Gejeg vom 21, April 
1887 erlaffen worden. Die Schußzollpolitift war eine Notwendigkeit, wenn in Rumänien 
gegenüber der hochentwidelten ausländiichen Jnduftrie eine jelbjtändige nationale Induftrie, 
für welche in Rumänien die natürlichen Borbedingungen in hohem Grade vorhanden find 5), 
entftehen jollte. Auf Grund des Geſetzes von 1887 erhalten neue Fabriken, mit einem Mini- 
malfapital von 50000 Fres. und wenigſtens 25 Arbeitern, namhafte Vergünftigungen 5%). 
Der Fabrik wird eine Befreiung von Staatd-, Dijtriftd- und Gemeindeftenern auf 15 Jahre 
gewährt; alle Majchinen, welche vom Auslande zum Zwed der Errichtung der Fabrik be- 
zogen werden, jowie die für die Produktion bezogenen Rohprodufte genießen einerſeits auf 
die gleiche Zeit Zollfreiheit, andererjeit3 Transportermäßigungen auf den Eifenbahnen ; für 
die Ausfuhr werden Prämien, für den Abjag im Inlande, namentlich jofern die Fabrik 
aud dem Staatöbedarf dient, werden andere Vorteile gewährt; dem Unternehmer, wenn 
er Ausländer ift, werden 1—5 Heltar Land zu vollem Beſitz auf 90 Jahre überlafien. Die 
Anduftrie zeigt feitdem einen erfreulichen Aufjchrwung 596). In neuefter Zeit ift das Beſtreben 
der Regierung ganz bejonder3 auch auf die Hebung des Bergbau, der in Rumänien 
bei dem ganz außerordentlichen Reichtum an Mineralien der verjchiebenjten Urt eine große 
Bufunft hat 597), RE sse), 


551) Bgl. Geſeb vom 16. Juni 1881. S. dar. 555) Weitere Bedingungen der Vergünſtigungen 
auch Benger, a.a. D. ©. 19. find: Die Fabrik muß Mafchinen und Werkzeuge 
552) Nach den Geſetzen vom 7. April 1873 und von der größten Bolllommenheit verwenden, jte 
29. März 1882 erfreute fih die Zuderfabri-, muß von einem Fachmann geleitet fein und binnen 
fation in Rumänien allerhand Begünftigungen. 5 Jahren müſſen *%/ der Arbeiter Rumänen jein. 
Ihre Produkte waren bis zum Jahre 1843 von! 556) Ein Minifterialbericht vom 15. April 18983 
allen Staatd- und Kommunalftenern befreit, und zählt 114 Fabrifen auf, welche die Bergünftigungen 
bis zu demfelben Termin konnten alle technifchen | des Andujtriegefeßes erhielten. Seit dem Erlaf 
Inftrumente und Maſchinen, die der Fabrikation | des Geſetzes find 120 größere Etabliffements mit 
dienen, ohne BZollabgabe vom Auslande importiert einem Kapital von über 40 Mill. Fred. und ca. 
werden. Außerdem garantierte ber Staat eine Prä- 10000 ae gegründet worden. Benger, 
mie (16 Gentimes für Kilogr.). Aber es ift bisher a. a. D. 
troßdem nicht gelungen, dieſe Induſtrie in Kur, 657) ©. wo Benger, a. a. O. 1 fi. 
mänien emporzubringen. Es bejteht nur eine Fa- 558) Zu diefem Zweck wurde im * 1895 
brif, Die Haupturfahe ift nah Benger a. a. O. ein umfangreiches Berggeje vom 20. April/2. Mai 
©. 81 der noch ungenügende Rübenbau. ‚ erlaffen, das jich den modernen Berggejeßen Frant- 
553) Die ordinäre Tertilfabrifation genieht nach reichs und Defterreich® anſchließt und auf der Berg- 
dem Gejeg vom 7. April 1885 Zollfreiheit für die; baufreiheit beruht. Der Muter erhält eine Kon» 
importierten technifchen Werkzeuge, auch ift der ceilion auf 75 Jahre. Der Eigentümer der Über- 
Staat verpflichtet, für feinen Bedarf die Produkte fläche hat, jofern er nicht Mitbefiger eines Berg- 
derfelben vorzuziehen. werls wird, einen Anſpruch auf 3° des Rein— 
554) Ueber die für Rumänien bejonderd ange- ertrags. An den Staat ift eine Abgabe von 50 
zeigten InduftriezweigeS.Benger, a.a.D.&.75.| Centimes per Hektar und von 3% des Neinertrags 
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Das Jumimiſtiſche Minifterium Rofetti-Garp (1888) anerkannte die Notwendigkeit des Erlafjes 
eines allgemeinen Gewerbegeſetzes. Der damalige Minifter für Landwirtichaft, Gewerbe und 
Handel, Earp, arbeitete einen von bem Minifterium genehmigten Gefegentwurf 59%) aus, welcher 
auf dem Princip der Gewerbefreiheit beruhte und fi in vielen Punkten an deutiche und öfter: 
reichifche Berger ie anſchloß. Von jedem Befähigungsnachmeis ift in dem Entwurf abgefehen, 
aber er fieht die Bildung von Innungen d. h. von Storporationen ber Gewerbetreibenden, melde 
gleiche oder verwandte Gewerbe treiben, vor. Diefe Innungen find obligatoriic für eine größere 
Zahl (25) von Gewerben in den Städten mit mehr ald 20000 Einwohnern, fakultativ für die 
übrigen Gewerbe in diefen Städten und für alle Gewerbe in andern Orten. Die obligatoriichen 
Innungen werden verpflichtet, Lehrwerkſtätten unter ftaatlidher Kontrole, mit obligatorischen 
Unterricht der Lehrlinge, zu errichten; für dieſe follte aber, damit die Inländer mehr zum Ger 
werbebetrieb herangezogen würben, die Beitimmung getroffen werben, daß in ihnen die gest ber 
Ausländer nicht die der Inländer überfteigen dürfe. Für die Fabrifarbeiter enthält der Entwurf 
auch einige, aber keineswegs genügende 560) Schugbeftimmungen, außerdem u. a. auch Beſtim— 
mungen über obligatorifche apa her für den Fall der Krankheit und bes Todes. 

Der Entwurf, der eine jehr empfindliche Lücke in der Gefeggebung des Landes ausgefüllt hätte 
und namentlid durch die obligatoriichen Lehrwerkitätten das wichtigite Beförberungsmittel für 
die Hebung des Handwerks in Rumänien vorgefehen hatte, fam aber infolge des baldigen Sturzes 
des Junimiftifhen Minifteriums nicht zur legislatoriihen Behandlung. 

Nenere gewerbegefegliche Bejtimmungen ke dem Geſetz von 1893 find nicht erlaffen worden. 


3. Die Wirfungender Gewerbefreiheit. 


Bol. meine Abb. I in Hob. Band I. S. 55 ff. und diefe Abh. ©. 501 ff. ($ 9), ©. 524 (528), 
ferner Abh. XXI und XXIII. Roſcher, ©, IH. $ 145. 3.6. Hoffmann, Die allg rs zum 
Gewerbebetriebe. 1841. Böhmert, FFreiheit ber Arbeit. 1858, G. Schmoller, Sur eichichte 
der deutſchen Kleingewerbe. 1870. Dannenberg, Das deutihe Handwerk und die jociale Frage. 
1872, Fr. Kleinwädter, Zur Reform der Handwerköverfaffung. 1875. Bobertag, Die Hand: 
werferfrage. 1880, F. Hiße, Kapital und Arbeit. 1880, Derf., Schuß des Handwerks. 1888, 
Fr. Drojte, Die Handiwerlerfrage. 1884. M. Haushofer, Das deutiche Sleingewerbe 2c. 1885, 
8 Böttger, Das Programm der Handwerker. 189, W. Stieda, Art. Handwerk im H.W. IV. 

. 369 ff. und Suppl.Bb. I. ©. ff. (dort aud) weit. Litter.). Bol. audı über die Neform ber 
Gewerbeordnung die Verhandlungen des Vereins für Socialpolitit im 9. 1877 (bef. die Referate 
von Shmoller und Dannenberg in SB. f. ©. 14. ©. 173 ff. 

$ 66. Die gejchichtliche Entwidlung des Gewerbeweſens zeigt in allen Rulturftaaten in 
neuerer Zeit den Uebergang zu einer Politik der Gewerbefreiheit. Die Einführung der Ge- 
werbefreiheit entjprady den veränderten Wirtjchaftszuftänden und war ein Gebot der Not: 
wendigfeit im Intereſſe der Volkswohlfahrt. Die Gewerbefreiheit ift für die moderne Volks— 
wirtfchaft das richtige Grundprinzip des Gewerberecht, das ergeben ihre Folgen. 

Aber auch auf diefem Gebiet des Wirtſchaftslebens darf die Freiheit feine abjolute fein. 
Es ift unzweifelhaft, da man nicht nur in Frankreich im Jahre 1791 (j. oben S. 595), 
jondern aud in Defterreich 1859 und in Deutichland in den ſechsziger Nahren in vielen 
Gewerbeordnungen der Einzelftaaten und in der Gewerbeordnung des Norddeutichen Bundes 
von 1869 in der Gewährung der Gewerbefreiheit zu weit gegangen ift und daß noch heute 
in einer Reihe von Staaten die Grenzlinien der Freiheit nicht richtig gejtedt find. In diejem 
Werke find in Band I Abh. I in $ 30 die Wirkungen der wirtichaftlichen Freiheit in der modernen 
Bolkswirtichaft, die günftigen und ungünftigen, erörtert und in $ 31 die Notwendigfeit einer 
Einjchränfung derjelben und die leitenden allgemeinen Grundjäge für dad Maß der berech— 
tigten Freiheit entwidelt worden. Das dort Gejagte gilt ganz bejonders für die Gewerbe: 
freiheit. Unter Hinweis auf jene Ausführungen beſchränken wir uns an diejer Stelle darauf, 
noch einmal kurz die jpezifischen, günftigen und ungünftigen, Wirkungen der Gewerbefrei- 
heit hervorzuheben, und zivar derjenigen Gewerbefreiheit, die innerhalb der durch das Ge— 
jamtintereffe und das öffentliche Wohl gebotenen Beichränfungen, nach den verjchiedenen in 


zu zahlen. Das in | hat für die Bergarbeiter findet jich ala Loi des metiers in den »Projets 
die obligatorifche Kranfen-, Unfall» und Invalidi- des lois, Elaborss pour le Gouvernement pour 
tätöverficherung eingeführt. Benger, a. a. D. être soumis aux chambres.«e Bucarest. Sep- 
S. 61. | tembre 1888. ©. 48—73 und wurbe im September 
559) Der Gejegentwurf, einer der vielen, die! 1888 auch im Monitor official veröffentlicht. 
das Junimiſtiſche Minifterium vorbereitet hatte,| 560) Vgl. Grünberg, a. a. D. ©. 489 ff. 
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$ 25 diefer Abhandlung (S. 524) angegebenen Richtungen Hin gewährt und durd die in 
diefer und den beiden folgenden Abhandlungen begründete rationelle Gewerbe: und Social: 
politif ergänzt wird. Diefe Wirkungen find: 

I. Für die gewerbliche Produktion im Allgemeinen; 1. Sie veranlaßt die Produzenten 
zur höchſten Ausnugung der produftiven Kräfte und befördert dadurd die höchſtmögliche 
Produktion für den Abjag im Inlande und‘ Auslande; 2. fie zwingt die Unternehmer zur 
größten Wirtichaftlichkeit bei der Anlage und dem Betriebe der Unternehmungen und be: 
fördert dadurch die wirtjichaftlichfte Produktion in denjelben; 3. fie zwingt die Unternehmer, 
mannigfaltigere und befjere Produkte Hervorzubringen, befördert aljo den Fortichritt in der 
Qualität der Produfte; 4. fie jpornt an zu Berbefferungen und neuen Erfindungen in ber 
Technik, befördert jomit aud den Fortichritt in der technijchen Produktion; 5. fie führt zu 
der Bildung der rationellen Unternehmungsformen (f. S. 508 ff.); — aber fie begünftigt 
andererjeit3 auch 6. die Herftellung jchlechter, zwar billiger aber doch nicht preißwürdiger 
Produkte (Waren und Wrbeitsleiftungen), jowie 7. die Gründung fonfurrenzunfähiger umd 
unfolider Unternehmungen, und befördert endlich 8. Ueberproduftionen (Entjtehung von Unter: 
nehmungen und Produktion von Waren über den Bedarf) und Abſatzkriſen. 

II. Für die Konfumenten von Gewerbsproduften: Sie zwingt in der Regel die Unter: 
nehmer, auch in ihrem eigenen Intereſſe, dem Interefje der Konjumenten: die Waren reip. 
Leiſtungen nach Bedarf und möglichft bequem, mannigfaltig, brauchbar und preisivert zu 
erhalten, zu entfprechen 56), aber fie bietet allerdings auch feine Garantie mehr für die 
Güte, die Dualität, die Preiswürdigkeit der Waren. Der Konjument muß jelber prüfen 
und ift, wenn er dies nicht thut oder nicht kann, der Gefahr der Benachteiligung ausgeieht. 
Eine jchlechte Volks- oder lafjenfitte, beim Erwerb nur auf die Billigkeit der Ware, nicht 
auf die Qualität zu fehen, welche unfolide Gefchäftsleute fich zu Nutze machen, erhöht dieje 
Gefahr für die Konjumenten, namentlid) in den mittleren und unteren Klafjen, und die that: 
ſächliche Benachteiligung derfelben. Hiergegen die Konfumenten, jofern deren Schädigung 
ihre eigene Schuld ift, zu jchügen, kann nicht die Aufgabe der Staatsgewalt jein. Dagegen 
giebt es Waren, bei welchen die Käufer aud) trog aller Vorſicht das richtige Gewicht reip. 
die angebliche Dualität nicht prüfen können; wo dies der Fall, ericheint der Schub, joweit 
er ausführbar, an fich gerechtfertigt und um jo mehr geboten, als gerade dieje Lage der 
Konjumenten bei der Freiheit von unreellen Unternehmern ausgebeutet wird 5%2), Ebenjo muß 
es als eine allgemeine Pflicht des Staats hingeftellt werden, die Konjumenten vor dem bei 
der Gewerbefreiheit möglichen Verkauf gejundheitsichädlicher und gefälichter Waren durch 
Berbot und eventuelle Beftrafung desſelben zu ſchützen 5). Ein Mittel der Selbithilfe, das 
zugleich dem Intereſſe folider Unternehmer, nicht durch unjolide Konkurrenten gejchädigt zu 
werden, entipricht, ijt die Gründung von Sarantievereinen jeitend der Unternehmer 56) und 





561) Eine Ausnahme bildet dad Apotheler- ‚die Ware gewogen werden kann); Kunftbutter 


gewerbe. 

562) Hierhin gehören z. B. manche Waren der 
Tertilinduftrie, welche in bejtimmten Aufmach— 
ungen in den —— fommen (in großen oder 
Heinen Bäden, Büchien, Strähnen, aufgerollt zc.); 
j. über deren Fälſchungen, die jchweren Nachteile 
derjelben und die Abhilfe in v. Bader, Der 
gelegliche Schuß gegen gewerbliche Fälihungen. 
1882; ferner Gold- und Silberwaren (geboten die 
Verpflichtung zur Angabe des Feingehalts auf den 
Waren und ftaatliche Prüfung derjelben; j. T. 
Bödiker, Die gefegliche Hegelung des Feinge— 
halt3 der Gold» und Silberwaren. 1886); Bad: 
waren (Berpflihtung der Bäder zur Publikation 
des Gewichts und Preiſes ihrer Waren und zum 


Halten einer Wage, auf der jederzeit beim Abjag | 


(Margarine), Margarineläfe, Kunftipeifefett (ij. 
dar. A. Lavalle, Die Margarinegejeßgebung x. 
1896) ac. 

563) Diele Beichränfung der Gewerbefreibeit 
ift in den Ländern der Gewerbefreiheit meijt vor- 
handen (j. dar. oben die Darftellung des Gemerbe- 
recht®), für dad Deutiche Reich durch die Geſetze 
vom 14. Mai 1879 und 29. Juni 1887 betr. den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln ꝛc., die B. vom 
24. Februar 1882 betr. den Berlauf von Petro- 
leum, das Gejet vom 5. Juli 1887 betr. die Ber- 
wendung gelundheit3ichäblicher farben, das Geieg 
vom 25. juni 1887 betr. den Verkehr mit blei- 
und zinfhaltigen Gegenitänden, dad Geſetz vom 
20. April 1892 betr. den Berfehr mit Wein x. 

564) Solche Bereine beftehen noch nicht, ihre 


Die Wirkungen ber Gewerbefreibeit. $ 66. 663 


die Begünstigung derjelben feitend der Konſumenten. Die arbeitenden Klaſſen aber können 
ſich eventuell durch Konfumvereined%) gute und preiswürdige Waren verjchaffen. 

IH, Für die gewerbliche Bevölkerung: 1. Sie ftatuiert das gleiche Recht für Alle und 
erfüllt damit dad Grundprinzip des Rechtsſtaats. Sie gewährt Jedem rechtlich die Mög: 
lichteit, jedes Gewerbe zu ergreifen umd in ihm, wo und wie er will, beftmöglich feine Kräfte 
zu verwerten. 2. Sie gejtattet die höchſte Entwidlung der individuellen Anlagen und Ta- 
lente, des Arbeitsfleißes, des jpefulativen Sinns, der Sparjamfeit und die höchſte Verwer— 
tung der individuellen produktiven Kraft. 3. Sie erleichtert die Gründung von gewerblichen 
Unternehmungen, zwingt aber zugleich zur Vorficht bei der Gründung, denn jchtwieriger ift 
bei der freien Konkurrenz für die einzelnen Unternehmer die Erringung und Sicherung der 
jelbftändigen Eriftenz. 4. Die Ausbeutung von Lohnarbeitern und die VBerfchlechterung ihrer 
Lage infolge der völligen Betriebsfreiheit ift durch eine richtige Arbeiterfchußgejeßgebung 
zu vermeiden (S. Abh. XXII), ebenjo die Schädigung berechtigter Erwerbsinterejjen der 
Unternehmer infolge der Nachahmung ihrer Produkte, der Anwendung ihrer Warenzeichen 
(Marten) und der Benugung ihrer Firma durch eine Schußgefehgebung in diefer Richtung 
(S. Abh. XXI). 5. Auch die in der Natur der Gewerbefreiheit liegende Wirkung, daß 
der jog. umlautere Wettbewerb d. i. die Anwendung unreblicher, moraliſch vermwerflicher 
Mittel zu dem Zwed, um unberechtigte Vorteile gegenüber den Konkurrenten zu gewinnen, ſich 
geltend macht, kann durch eine zweckmäßige Geſetzgebung und Rechtiprechung, jedenfalls im We— 
jentlichen, verhindert werden, Aber nicht zu vermeiden ift, daß die Gewerbefreiheit 6. den Unter: 
gang mancher Handwerkszweige durch die Fabrifinduftrie Herbeiführt und 7. zahlreiche Kleine 
und mittlere Unternehmer durch große in ihrer Selbjtändigkeit und Konkurrenzkraft gefährdet. 
Bon diefen beiden Folgen war jchon oben S. 501 ff. die Rede. Jener Untergang, ein Uebel 
unzweifelhaft für die Betroffenen, ift eine nicht zu hindernde Folge des wirtjchaftlichen Fort— 
ichrittö und der rationellen Geftaltung der Boltswirtichaft ; Dagegen diefer Gefahr können 
die Gefährdeten auf dem Wege der Selbithilfe zum Teil durch genofjenfchaftliche Verbin- 
dungen begegnen (©. den folg. Abjchn. IV) und aud die Staatsgewalt kann durch eine 
richtige Gewerbepolitit die Gefahr verringern (S. Abſchn. ITT— VII). Was aber den Um— 
fang dieſer beiden Uebelſtände betrifft, jo ift jchon ©. 502 ff. gezeigt, daß derjelbe häufig 
jehr überjhägt wird und das Handwerk wie der Klein- und Mittelbetrieb auch bei freier 
Konkurrenz ein großes Gebiet der gewerblichen Produktion zu behaupten in der Lage find. 
8. Zu den unvermeidlichen Uebelftänden der Gewerbefreiheit und freien Konkurrenz gehört 
auch, daß neue Unternehmungen über den Bedarf hinaus entjtehen, welche die Waren weder 
billiger noch beſſer liefern, auch nicht zur Befriedigung eines gejtiegenen Bedarfs bejtimmt 
find, und welche, lediglich aus dem Ermwerbsinterejje der neuen Unternehmer hervorgegangen, 
nur dadurch ſich erhalten und prosperieren fünnen, daß fie den jchon beftehenden, für den 
Bedarf völlig genügenden Unternehmungen den Abjag nehmen und durch ihre Konkurrenz 
dieje in ihrem Erwerb jchädigen oder auch ruinieren. Einem Teil gelingt das, ein anderer 
Teil geht ſelbſt, nicht jelten aber auc) nad) erfolgter Schädigung Anderer, zu Grunde. Dieje 
Wirkung der freien Konkurrenz mit der Verfchärfung des Kampfes ums Daſein macht fich 
innerhalb der drei Betriebsarten (Groß-, Mittel-, Hleinbetrieb) geltend. 9. Eine für redlich, 
jolid und vernünftig ihr Geſchäft betreibende Unternehmer jchädliche Wirkung der Gewerbe: 


Gründung könnte aber wejentlich dazu beitragen, | Verbindungen entiprächen, wie bemerft, auch dem 
diejen Uebelftand der Gemwerbefreiheit zu bejeitigen | — der ſoliden Unternehmer, das durch die 
reſp. zu verringern. Wir denfen uns darunter Konkurrenz der unſoliden geſchädigt wird. Wo 
Berbindungen von Gewerbetreibenden einer Gat- Innungen beftehen (j. dar. Abſchnitt V), wäre es 
tung, welche direft ihre Waren an die Konfumenten | ganz befonder® auch deren Mufgabe, direft dieſe 
abjegen, mit dem Princip, nur Mitglieder zu dul- Garantie zu geben. nk: 

den, welche gute und preiswürdige Waren anbieten, | 565) S. über Konſumvereine in diefem Werfe 
dem entgegen Handelnde aljo auszuftoßen. Solche Ubh. XXI und XXIV. 
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freiheit ift weiter die auf Leichtfinn oder umverftändigem gejchäftlichen Handeln von Kon: 
furrenten beruhende übermäßige Verringerung der Preije. Sie kann dazu führen, daß das 
durchichnittfiche Unternehmereintommen ganzer Unternehmerklafjen 5%) dauernd ſinkt und da- 
durch die Lage derjelben dauernd verichledhtert wird. Endlich 10. find aud hier die Nach— 
teile der durch die Gewerbefreiheit begünftigten Leberproduftionen und Abjagkrifen für Unter: 
nehmer und Arbeiter zu erwähnen. Ueber das dieſer Gefahr gegenüber teilweife anwendbare 
Mittel der Kartelle j. $. 87. 


Die Belämpfung des unlanuteren Wettbewerbs iſt eine ee Auf 
gabe der Geſetzgebung. Es bedarf zu diefem Zweck geſetzlicher Vorfchriften: 1. gegen Ausfchrei: 
tungen im Reklameweſen zur Verhinderung oder Befeitigung einer trügeriſchen und ſchwindel— 
haften Reklame (insbejondere gegen die öffentliche oder für größere Kreiſe berechnete Vorfpiege: 
ung unwabrer Thatfachen über geichäftlihe Verhältniffe, namentlich über Beihaffenheit, Her: 
ftellungsart, Preisbemeffung von * oder gewerblichen Leiſtungen, Art des Bezuges, Bezugs⸗ 
quelle von Waren, Be von Auszeihnungen, Anlaß und Zwed des Verkaufs 2c., die geeignet find, 
das Angebot als ein befonders günjtiges erjcheinen zu laffen und dadurch zum Nachteil redlicher 
Bewerber Kunden anzuloden oder gegen gleich wirfende Veranftaltungen) — Gewährung eines 
Anspruchs aller Intereffenten auf Unterfafung folder Rellame und auf Schabloshaltung und 
Strafbarkeit, fowie Anfpruch auf Buße (ala Entihädigung) bei wiſſentlich unwahren und zur rre: 
——— geeigneten Angaben thatſächlicher Art in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders gün— 
ftigen Angebots bervorzurufen; 2, gegen Quantitätsverfchleierungen, die den Zweck haben, durd) 
eine für die Konjumenten jchwer bemerkbare Verkleinerung des Mengenverhältniffes den irre 
führenden Anfchein einer Preisermäßigung hervorzurufen, um hierdurch zum Scaben anderer 
Gemwerbetreibenden, welche zu ſolchen Mittelm nicht greifen, Kunden heranzuziehen und Abjag zu 
gewinnen — obrigfeitliche Normen über Verkauf gewiffer Waren nur in beftimmten Mengeein- 
heiten oder mit Angabe der Menge auf der Ware oder ihrer Aufmahung; 3. % unwahre, 
dem Geſchäftsbetrieb oder dem Kredit konkurrierender Gewerbetreibender nachteilige Erg en en 

Scabenserfaganfprud, Recht auf Unterlaffungsflage, Strafbarkeit und Buße (als Entſchä— 
bigung) bei wiſſentlich unwahren Behauptungen diejer Art; 4. gegen ben Berrat von Geſchäfts— 
oder Betriebsgeheimniffen — Beitrafung der Verräter und Derjenigen, die ihnen verratene Ge: 
heimniffe unbefugt verwerten. — In Frankreich hat die Nectiprehung es verftanden, auf 
rund des an fid) ungenügenden Art. 1382 des Code civil den Gewerbetreibenden einen recht: 
liben Schuß gegen die verfchiedenen Formen des unlauteren Wettbewerbs (concurrence deloyale) 
zu gewähren. In Deutichland war bisher die Geſetzgebung zu einem ſolchen Schug durchaus 
unzureichend. Durch ein Neichsgefet vom 27. Mai 1896 (j. den am 8, Dezember 1895 eingebraditen 
Gejegentwurf No. 35 der Anlagen Reichstag 1895/6, insbeſ. aud die Begründung, und den Kom— 
niffionsbericht vom 5. März 1896 No. 192 der Anlagen Reichstag 1895/6) ift aber den obigen 
Anforderungen in genügender Weile entfprochen worden 567), 

Die Einwirkung der Gewerbefreiheit und der freien Konkurrenz auf eine Verringerung der Preiſe 
bis zu einer übermäßigen und den redlichen Gewerbebetrieb ſchädigenden kann für ein erhebliches 
Gebiet der gewerblichen Produktion und zahlreiche Gewerbetreibende zu einem allgemeinen und 
ihweren Nachteil insbefondere auch durch eine unzweckmäßige Einrichtung des Submiſſions— 
wejend werben 568), 

Die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen im Wege der Submijfion d.h. auf Grund 

Schriftliher Angebote unter in Voraus beftimmten Bedingungen, zu deren —— öffentlich 
aufgefordert wird — im Gegenſatz zu der freihändigen Vergebung oder der Verge— 
bung im Wege der Licitation d. h. auf Grund einer Konkurrenz mündlicher Angebote — 
ift bei öffentlihen und großen gejellihaftlihen Unternehmungen (Aftiengejellichaften 2c.) und na— 
mentlich auch bei Kicferungen und Arbeiten für den Staat, die Gemeinden und andere Selbitverwal: 
tungsförper notwendig im Intereſſe der — — wie der Staaten ꝛc., um gute Waren reſp. 
Arbeiten zu möglichft niedrigen, angemefjenen Preifen zu befommen und zur Stontrole der Be: 
trieböleiter; fie entjpricht auc) den Snterefien der Gewerbetreibenden. Aber wenn dad Submii: 
fionsverfahren, welches fih auf eine erhebliche Quote der gewerblichen Broduftion eritredt und 
bei weldyem im Deutichen Neich jährlidy viele hunderte von Millionen Mark umgeſetzt werden, 
nicht zu einer ſchweren Schädigung der Gewerbe, von denen vorzugäweile die Baugewerbe, die 
Eiſen- und Tudinduftrie in Betracht fommen, führen fol, muB die „Schleuderkonkurrenz“ mög: 
lichit verhindert und dafür geforgt werden, daß nicht der folide Geihäftsbetrieb durch untüchtige 
566) ©. dar. 2 Band I Abh. XI ©. 761 ff. | Litteraturangaben). 
567) S. über dieſen Segenftand, in&bejondere | 568) ©. dar. indbelondere F.C. Huber, Das 
auch über die Gejeßgebung und den beftehenden Submiffionswejen. 1885. Derj., Das Submii: 
Schug in Frantreih, Belgien, Italien, England, | ſionsweſen in 3. f. St.®.41. ©. 150 ff. ©. 580 ff. 
Vereinigte Staaten, Schweiz E. Rofenthal, Ferner W. Leris, Nrt. Submiſſionsweſen im 
Art. Wettbewerb, unlauterer, im H.W. Suppl.- en VI, ©. 141 ff. (dort weit, Pitter.), auch 
Band I. 1896, ©. 869 ff. (dort auch ausführliche Böttger, a. a. D. ©. 256 ff. 
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und unreelle Konkurrenten von ber Erlangung der ausgeichriebenen Arbeiten und Lieferungen 
ausgeichloffen wird. Die Hauptabwehrmittel der „Schleuderkonkurrenz“ find: ftrenge, ſcharfe, ſach— 
verftändige Stontrole der Lieferungen und Leiftungen, ftrenge Garantieforberungen für die recht 
zeitige und qute Ausführung, Nichtanerlennung eines unbedingten Vorzugsrechts des Mindeſt— 
forbernden, ftrenge Ausſchließung aller Derjenigen, die fidy bei früheren ec als nicht lei- 
ftungsfähig oder unzuverläſſig erwiefen haben, eventuell engere Submiſſion, unter Umſtänden auch der 
Nachweis ausreichender Befähigung und Yeiftungsfähigkeit durch bisherige Leiftungen, durch geichäft- 
liche Solidität, hinreichenden Vermögensbefig, Kautionen ꝛc. Für öffentliche —— und 
überhaupt für die Staats- und Kommunalwirtſchaft bedarf es zu dieſem Zweck einer obrigkeit— 
lichen administrativen Regelung in dieſer Richtung. Bon den weiteren beachtenäwerten Vorſchlägen 
Hubers zur Befeitigung der großen Mifftände, die in Deutichland zu vielen berechtigten Klagen 
Anlaß gegeben haben, und zur Herbeiführung eines guten Zuftandes heben wir hier noch hervor: 
die thunlichfte Berüdfichtigung auch mittlerer Unternehmer, ferner der am Ort der Lieferung oder 
in der Nähe wohnenden Unternehmer bei annähernd gleihen Submiffionspreifen; die Errichtung 
eines centralen ftaatlihen Ausfunftsbüreaus, an das alle Behörden nad ftattgehabter Lieferung 
ihre Berichte über die Ausführung derjelben einzufenden und Anfragen über ihnen nicht befannte 
Submittenten zu richten haben und das ſeinerſeits auch direft Erfundigungen über Gewerbetrei- 
bende einzieht; eine umfaſſende ftatiftiiche Aufzeichnung der Preiſe von Waren und Arbeitslei- 
ftungen; die Einfeßung von Sadyverftändigen-Stommiffionen, welche, ähnlich wie die Eifenbahn- 
räte, periodiich einberufen werden zur Beratung zwedmäßiger Submiffionsbedingungen, Revifion 
der Submiſſionsſchemata, ſchiedsgerichtlicher Entſcheidung von Streitigkeiten zwifchen Behörde und 
Lieferanten ; die Schaffung eines ftändigen Sadverftändigenkollegiums, welches als Gentralinftanz 
des Submiſſionsweſens bei ben verichiedenen Behörden zu fungieren und für die im geichäftlichen 
Intereſſe dringend notwendige Einheitlichfeit in der Geftaltung und Durdführung des Submif:- 
fionswefens zu ſorgen hat 56°), 

Von weiten Streifen der Handwerker geht in Deutichland feit mehr als zehn Jahren eine jehr 
lebhafte und energiiche Agitation auf eine Einſchränkung der Gewerbefreiheit durch die geſetzliche 
Einführung eines Befähigungsmadhmeifess70) als notwendiger Vorbedingung für den 
felbitändigen Betrieb eines Handbmwerfägewerbes ımd duch rehtlihe Abgrenzung 
der Arbeitsgebiete folher Gewerbetreibenden aus und es bildet dieſe Forderung, welche 
im Deutſchen NReihstag aud von politiihen Parteien (insbejondere den Koniervativen und dem 
Gentrum) vertreten wird, einen — in dem von dem „Allgemeinen deutſchen Handwerker— 
bund“ und „dem Centralausſchuß der vereinigten Innungsverbände Deutſchlands“ aufgeſtellten 
und auf den „allgemeinen deutſchen Handwerkertagen“ beſchloſſenen ſog. „Handwerkerprogramm“. 
Anfangs wurde nur der in Oeſterreich im Jahre 1883 eingeführte „Befähigungsnachweis“ (ſ. 
oben S. 609) gefordert, der nur darin befteht, daß der Betreffende eine beitimmte Zeit ald Lehr: 
ling und Gehilfe (Gejelle bezw. Fabrifarbeiter) gearbeitet hat und ber jenen Namen eigentlicd) 
nicht verdient, da man unter einem Befähigungsnachweis doc nur den Nachweis beftimmter per: 
fönlicher Eigenichaften, insbefondere beftimmter Kenntniſſe und Fertigkeiten, veritehen fann. Man 
hat deshalb jenen Nachweis richtiger als „WVerwendungsnadtmweis“ bezeichnet. In neuerer Zeit wird 
aber ein wirklicher Befähigungsnachweis gefordert, und zwar der Nachweis der Befähigung zur ſelb— 
ftändigen Ausführung der gewöhnlichen Arbeiten des betreffenden Gewerbes durd eine Meiſter— 
prüfung und dieſe Forderung wird geftellt für eine große Zahl von Handwerksgewerben, die als 
ſolche gefeglich beitimmt werben follen, mit der Maßgabe, daß nur Derjenige, welcher dieſen Nach— 
weis erbracht hat, berechtigt jein joll, das betrefiende Gewerbe jelbitändig zu betreiben. Die felbit 
verftändliche Konſequenz diefer Forderung ift die rechtliche Abgrenzung der Arbeitsgebiete der ein: 
zelnen Gewerbe. Im Deutihen Reichstag ift feit dem Jahre 1884 regelmäßig ein Antrag auf geſetz— 
lihe Einführung eines Befähigungsnachweiſes, feit 1885 in der leßteren Art, eingebradt und im 
Sahre 18W ein darauf bezüglicher, von den Antragftellern eingebradhter und von einer ommif: 
fion durchberatener Gejeßentwurf von der Majorität (1892 : 130 gegen 92 Stimmen) angenommen 

und fpäter wiederholt befürwortet worden 71), aber der Bundesrat hat 1892 denjelben abgelehnt. 


569) Ueber die Regelung in Preußen für das W. Stieda, Der Befähigungsnachmeis. 1895. 


Neffort des Minifteriums der Öffentlichen Arbeiten 
(Erlaß vom 17. Juli 1885) und des Landwirt: 
ſchaftlichen Minifteriums (Erlaß vom 7. November 
1885) und in Frankreich (Dekret vom 18. November 
1885) ſ. auch Yerid,a.a. D. ©. 144. 

570) ©. dar. außer den cit. Schriften von Bo- 
bertag, Haushofer, Böttger, Stieda (gegen den 
Befähigungsnachweis) und den Schriften von Sipe, 
Drofte (für denfelben) insbejondere die Art. Be- 
fähigungsnachweis im HW. von Neuburg I 
®.857 ff. und Hampke Suppl.»Bd.1 ©. 194 ff.; 
ferner T. Hampke, Der Befähigungsnachweis 
im Hanbdwert. 1892; S. Mader, Die Aufhebung 
des Befähigungsnachweiles in Defterreich. 1894 ;| 


571) Der erfte Antrag wurde von Adermann und 
Sen. am 16. Dezember 1884 (Nr. 119 der An— 
lagen. Reichstag 1884/5) eingebradit. Der am 
20. Januar 1890 (Antrag Adermann, Nichbichler 
und Gen.) angenommene Geiegentwurf fordert den 
Befähigungsnachweis, beftehend in einer Meifter- 
prüfung nach vollendetem 24. Jahr und nach einer 
Lehr: und Gefellenzeit von je 3 Jahren für 63 
Gewerbe. Die Forderung ift lediglih die Rück— 
fehr zu dem Gewerberecht, wie e& in Preußen von 
1849 — 1868 beftand (f. oben S.572ff. — es find auch 
mit 2—3 Ausnahmen die gleichen Gewerbe, für 
weldye damals der Brüfungszwang vorgeichrieben 
war) und welches jich dort nidyt bewährt hat. 
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Begründet wird biefer Befähigungsnachweis als ein Mittel zur Hebung und Stärkung des 
Handwerks und mit der Behauptung, daß der Mangel des gejeglicen Erforderniſſes besjelben 
eine Haupturſache der Notlage und Gefährdung des Handwerks ſei, daß dieſer Nechtszuftand, 
in dem er Jedem ben jelbitändigen Betrieb eines Handwerkögewerbes ermögliche, zu einer Ver: 
ichlehterung der wenig le oh der Handwerker, zu einer den orbentlihen Handwerksbetrieb 
ſchädigenden Konkurrenz der Pfuſcher und der Händler mit Handwertswaren und in weiterer Folge 
zur Verringerung der Stonfurrenzfähigfeit des Handwerks und damit zum Ruin bes Handwerler: 
ſtandes führe, Die Einführung des Befähigungsnachweiſes fol insbefondere 1. erziehend auf bie 
Handwerker wirken, ihre Fachbildung, ihre geichäftliche Solidität, ihre Leiftungsfähigkeit erböhen 
und eine technifche Vervollkommnung der Gewerbe herbeiführen, 2. die Konſumenten vor ſchlechten 
Arbeiten von Gewerbetreibenden bewahren, 3. die ordentlichen, joliden Handwerker gegen die Kon: 
furrenz Anderer fchügen, welde durh Scleuberpreife und billigere aber fchlechte Arbeiten ihnen 
den Abjag nehmen bezw. bie Preiſe übermäßig herabdrüden, 4. das Uebergreifen von einer Ge: 
werbeart in die andere unmöglich machen, den Handwerkern den Vertrieb der handwerksmäßig 
hergeftellten Waren, foweit al® möglich, fihern und dadurch auch das Handwerk gegen die Son: 
furrenz der Händler mit folhen Waren und des Großbetriebs jchügen. 

Die erftrebten Ziele haben unzweifelhaft ihre Berechtigung, und es ift jedenfalls richtig, daß, 
wenn der Verſuch gemacht werben foll, fie mit Hilfe eines Befähigungsnachweiſes zu erreichen, 
diefer nur ein wirklicher Befähigungänachweis, nicht der öfterreichiiche ſein 
kann, der ſich auch in Oeſterreich nicht bewährt hat und die in Deutſchland beabſichtigten und 
gehofften Wirkungen gar nicht haben könnte; aber auch der in Deutſchland von den Handwerlern 
und der Majorität des Reichsſtags geforderte Befähigungsnachweis kann einerſeits nicht als das 
geeignete Mittel, jene Ziele zu erreichen, angeſehen werden und unterliegt andererſeits erheb— 
lihen Bedenken. In jener Hinficht wird von den Verteidigern desselben, welche die ungünſtigen 
Folgen des bisherigen Rechtszuſtandes für das Handwerk übertreiben und die wirflihen Urſachen 
vorhandener Webelftände nicht richtig erfennen, nicht hinreihend gewürdigt: 1. daß dieſer Be: 
fähigungsnachweis feine Garantie für die Solidität der Geihäftsführung bietet, da biefe nicht 
abhängt von dem Grad ber theoretiihen ober techniichen Fahbildung, Fondern von dem Cha: 
rafter der Gewerbetreibenden, 2. daß berielbe auch feine Garantie für die geſchäftliche Tüchtig- 
feit bietet, da der Grund der jchledhten Produktion und preisdrüdenden Konkurrenz in vielen 
Fällen nicht der ift, daß die Betreffenden nicht beffer arbeiten können, fondern nicht beſſer arbeiten 
wollen, weil fie möglichit billig producieren wollen, 8. daß berfelbe daher feinen Schug gegen bie 
ihädliche Konkurrenz unter den Handwerkern und noch weniger einen Schug gegen die Kon— 
kurrenz des industriellen Betriebs gewährt. In der andern Hinfiht aber fommt in Betradt: 
1. die Unmöglichkeit einer — — und ſcharfen Abgrenzung der verſchiedenen Handwerksgebiete 
gegen einander und gegen die Induſtrie, die Unvermeidlichkeit fortwährender Streitigkeiten bar: 
über 572) und die ſchwere Schädigung bes Gefchäftsbetriebes zahlreicher Handwerker gerade durch 
eine ſolche Abgrenzung der Gewerbegebiete und der einzelnen Gemwerberechte, die bie Konkurrenz: 
fähigkeit des Handwerks eher zu verringern als zu erhöhen geeignet ift, und 2. die Unmöglich— 
keit, die Meifterprüfung, wenn fie wirklich eine Garantie für ein ausreihendes Maß von Kenntniſſen 
und Fertigkeiten geben foll 573), jo durchzuführen, daß nicht berechtigte Intereſſen verlegt werden. 

Es ift zuzugeben, daß diefe Bedenken in geringerem Grade gegen bie Einführung des Befähi— 
gungsnachweiſes nur für einzelne Baugewerbe (namentlich Bauunternehmer, Maurer:, Zimmer:, 
Steinmegmeifter) obwalten, daß insbejondere hier der Durchführung besjelben geringere Schwie: 
rigfeiten entgegenftehen und dab anbrerjeit3 gerade in diefen Gewerben ein Zeil der oben er: 
wähnten Uebelſtände ſtärker hervortritt, audı das Publikum hier durch mangelhafte re 
und durch unfähige Meifter jchwerer geſchädigt werden kann. In Defterreich ift für diefelben 
neuerdings ein Befähigungsnachweis durch Prüfung eingeführt worden (f. oben ©. 615). Aber 
einen wirkſamen Schuß gegen unfolide Konkurrenten und gegen die „Schleuderkonkurrenz“ — 
und um dieſe handelt es Ki bier mehr wie um einen Schug gegen unfähige Konfurrenten — 
fann auch die Meifterprüfung nicht gewähren, Im Hinbli darauf würbe fich diefelbe nur recht: 
fertigen lafjen, wenn der Nachweis erbradjt würde, daß im öffentlichen Intereſſe ein bejonderer 
Schütz des Publikums genen unfähige Gewerbetreibende diefer Art geboten ſei und dieſer Schus 
durd; eine Prüfung wirklich gewährt werden könne. Daß diefer Nachweis bisher erbradt fei, 
fann nicht behauptet werben. Dagegen hat die Erfahrung gezeigt, daß die freiheit bei einer or: 
dentlichen Baupolizei und genügender Haftpflichtgefeßgebung keine erniten Gefahren herbeiführt 


572) Gerade die neueren Erfahrungen darüber | rung „der gewöhnlichen Arbeiten“ des betreffen- 
Deiterreich find in diefer Hinficht jehr lehrreich. | den Gewerbes gar keine Garantie für die au 


©. bei. das Werk: Entjcheidungen von Behörden | reichende Leiftungsfähigfeit der künftigen Hand- 


und qutachtliche Aeußerungen über den Umfang | 


von Gemwerberechten. 4 Bde. 1886—1890. Vgl. 
auh Böttger, a. a. D. ©. 206 ff, Mayer, 
a.a.D. ©. 51 ff, Hampfle, Der Befähigungsd- 
nachweis im Handwerk. ©. 129 ff. 

573) Es liegt auf der Hand, daß der bloße Nach— 
weis der Befähigung zur jelbjtändigen Ausfüh— 


werksmeiſter giebt. Diefe Garantie wird jchon durch 
die — leichter durchführbare — Gejellenprüfung 
gegeben. Dieſe ift auc in erzieheriicher Hinſicht 
wichtiger ald die Meifterprüfung (S. dar. auch 
unten $ 77). Ueber die Bedenken gegen die Meifter- 
prüfung ſ. auh Hampfe, a. a. ©. ©. 108 fi, 
Böttger,a.a. O. ©. 213 fi. 
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und die obligatorifhe Prüfung auch hier, wie überall, feine genügende Garantie für die erwünfchte 
Qualität der Leiftungen bietet. Immerhin aber wäre es in Deutichland angezeigt und eine Auf: 
gabe der Neichäregierung, für diefe Gewerbe gegenüber der Agitation der Gewerbetreibenden und 
mit Rückſicht auf die behaupteten Uebelſtände den Grad ber leßteren durch eine Enquete feſtzu— 
ftellen und die Möglichkeit einer Abhilfe durch die Einführung des Befähigungsnachweiſes, bei 
der ſchwere Nachteile nicht zu befürchten find, einer genaueren Prüfung und Erwägung zu unterziehen. 


So hat unleugbar auch die beſchränkte Gewerbefreiheit neben ihren Vorteilen ihre Nach: 
teile, aber die Vorteile find doch für die Hulturvölfer der Gegenwart weitaus jo über: 
wiegend, daß fie deshalb für diefe als die richtige Rechtsordnung ericheint. Die Nachteile 
erhöhen fich natürlich, je geringer die Moral eines Volkes und je weniger die notwendigen 
Schranken errichtet find; fie können in diefem Falle bis zu den in Abh. 1830(Hdb. Bd. I, 
©. 60 ff.) geichilderten Erjcheinungen ſich fteigern. 

Um aber heute einen guten Zuftand des Gewerbeweiens (j. ©. 524 ff.) herbeizuführen 
genügt es nicht bloß jene Gewerbefreiheit zu gewähren. Derjelbe ift noch jehr weſentlich 
abhängig von der Fürjorge für die gewerbliche Ausbildung, von der Gründung gewerb— 
licher Genofjenichaften, von der Bildung gewerblicher Korporationen und einer Reihe wei: 
terer Maßregeln. Das Wichtigſte hat aber Hierbei nicht die Staatögewalt, jondern die ge- 
werbliche Bevölkerung jelbjt zu thun; von ihrer Denk: und Handlungsweife hängt Heute in 
erster Reihe Wohl und Wehe des Gewerbejtandes ab. Bon dieſen Förderungsmitteln des Ge: 
werbewejens, welche zu einem twejentlichen Teil für die Heinen und mittleren Gewerbetrei— 
benden beftimmt find und die Erhaltung und Stärkung des Klein- und Mittelbetriebs, aljo 
auch des Handwerks, bezweden und welche diefen Zweck ficherer, wie ein Befähigungsnachweis 
ohne dejjen Nachteile erreichen künnen, handeln noch die folgenden Abjchnitte dieſes Teils. 


III. Die gewerblihe Ausbildung. 


$ 67. Die für die Verrichtung der einzelnen gewerblichen Leiftungen notwendige Fähigkeit 
erfordert eine bejondere Ausbildung. Die Entwidlung der Arbeitsteilung in den 
Unternehmungen und die Anwendung von Mafchinen hat freilich für eine große Arbeiter: 
klaſſe (jog. ungelernte Arbeiter, mechaniſche Lohnarbeiter) die berufsmäßigen technijchen 
Leiftungen derjelben jo vereinfacht, daß die technische Befähigung zu denjelben Leicht und 
ohne einen bejonderen, längere Beit hindurch, fortgejegten jyftematischen Unterricht erworben 
werden fann. Indes für einen immer immerhin jehr erheblichen Teil der Leiftungen und 
der im Gewerbe thätigen Perſonen ift ein jolcher Unterricht die Borausfegung der Leiftungs- 
fähigfeit, jo namentlich für die geſamte Unternehmerarbeit, aber auch für den größten Teil 
der durch Hilfsperfonen erfolgenden manuellen ausführenden Arbeit. Die „gewerbliche Aus: 
bildung“ ift die Ausbildung für die berufsmäßige gewerbliche Erwerbsthätigkeit durch einen 
ſolchen Unterricht. Sie ift ein wejentlicher Faktor für die Urt und Höhe der gewerblichen Pro- 
duktion und für einen guten Zuftand des Gewerbeweſens. Der notwendige reip. wünſchens— 
werte Grad derjelben ift für die verichiedenen Gewerbe und für die verjchiedenen Klafjen 
der gewerblichen Bevölkerung ein jehr verichiedener. Die Aufgabe ift es, ihn für alle Zweige 
und Klaſſen herbeizuführen. Diefe Uufgabe ift ohne eine weitgehende Mitwirkung der Ge: 
jeßgebung und öffentlichen Verwaltung nicht zu realifieren, in der Hauptjache aber hängt auch 
ihre Erfüllung doc von dem richtigen Verhalten der gewerblichen Bevölkerung ſelbſt ab. Die 
gewerblihe Ausbildung iftteildeinetheoretijche, teils eine prabtiſch-techniſche. 


I. Dietbeoretifhe Fachbildung. 


Roſcher, ©. 11.8 161 f. E Wilda, Wahrnehmungen und Gedanken über gewerblich: 
technifhes Schulweſen. 1879, K. Bücher, Die gewerblice Bildungsfrage 2c. 1877. PB. Scheven, 
Die Lehrwerkftätte. Band I. 1894 (mit weiterer Litter.). Gewerbliche Zeitfragen. Heft X1. Zürich 189. 
C. Roſcher, Art. Gewerblicher Umterricht im H.W. TIL. (1892) ©. 1088 ff. (dort auch weitere 
Litter.). Gentralverband deutiher Snduftrieller, Verhandlungen ꝛc. Nr. 17, 1882, Nr. 25, 1884 
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H. A. Bued, Ueber gewerbliches Unterrichtstvefen in Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der 
gemeinfamen wirtfchaftlihen Interefien in Rheinland und Weitfalen. Jahrg. 1882, S. 170 ff. Das 
technifche Unterrichtsweien in Preußen; Sammlung amtlicher Aktenſtücke des Handeldminifteriums zc. 
1879, Dentichrift über die Entwidlung der gewerblichen meer in Breußen. 1883, 6.5 hmoller, 
Das untere und mittlere gewerbliche Schulweien in Preußen in ſ. 3. f. G. V. V. (1881) S. 267 
(dort auch weitere Litt.), abgedbrudt und ergänzt in’„Zur Social und Gewerbepolitif der Gegen: 
wart“. 1890. 8. Lüders, Dentkichriften über die Entwidlung der gewerblihen Fachſchulen und 
Fortbildungsfhulen in Preußen 1879—1890. 1891. Ders. und DO. Simon, Denkſchrift über 
die Entwidlung ber SCH Fortbildungsfhulen und der gewerbliden Fachſchulen in Preußen 
1891—1895. 1896. 2, Viſcher, Die inbuftrielle Entwidlung des K. Württemberg und die Wirt: 
ſamkeit feiner Gentralftelle 2c, 1875. C. Genaud, Die gewerblihe Erziehung zc. in Württem: 
berg. 1882, Derſ., Die gewerbliche Erziehung zc. in Baden. 1882, Das gewerbliche Bildungs 
weien in Oeſterreich, Württemberg, Frankreid und der Schweiz. 1884. H. Bendel, Studien 
auf dem Gebiet des gewerblichen Unterrichtsweſens in Defterreih und Sachſen. 189%. v. Dum: 
reicher, Die Pflene des gewerblichen Fortbildungs- und Mittelſchulweſens durd den Deiter: 
reichiſchen Staat. 1872. Derf,, Ueber die rg ara ber ——— im Induſtrieſtaat Oeſter⸗ 
reich. 1881. Centralblatt für das gewerbliche Unterrichtsweſen in Oeſterreich (jeit 1883) mit Supp— 
lementbänden. C. Genaud, Die gewerblide Erziehung durh Schulen im Sönigreih Belgien. 2 
Te. 1886. 1887. ©, Paulet, Annuaire de l’Enseignement commercial et industriel. Paris. 
1895 (Enthält aud die ganze franzöfiiche Geſetzgebuug. H.Grothe, Die techniſchen Fachſchulen 
in Europa und Amerika. 1882, (Much in Verhh. des Vereins zur Beförberung bed Gewerbfleißes. 
Jahrg. 61. 1882.) Ders., Fahichulen und Interrihtsanitalten für Tertilinduftrie, 1879. Derſ., 
llever die technifchen Fachſchulen. 1883, S. bei, aud Verzeichnis der techniihen Hochſchulen x. 
Sahrg. 1889 ꝛc. Carroll D. Wright, Industrial education. VIII. Report of the Commis- 
sioner of labor. 1893. (Bericht über das gewerbliche Unterrichtsweien in den Vereinigten Staaten 
und in ben meilten Europäifchen Staaten.) H. Bad, Der gewerblichtechniiche Unterricht in Lehr: 
anftalten der Nordameritanijchen Ilnion. 1895. Zeitſchrift für gewerblichen Unterricht, Leipzig, feit 
1886, Die Fortbildungsfchule; Zeitichrift von DO. Bade, jeit 1887. 


$ 68. Soll die theoretische Fachbildung in genügender Weiſe ermöglicht werden, jo be 
darf es befonderer Unterridtsanftalten, gewerblider Fachſchulen 
im w. S.*“4). Die allgemeinen Schulen find nicht geeignet, den Schülern, welche jpäter ſich 
dem gewerblichen Beruf widmen wollen, auch noch die bejondere theoretijche Berufsbildung 
zu gewähren. Die gewerblichen Fachſchulen jcheiden fich in verichiedene Arten und in höhere, 
mittlere und niedere. Jede jet eine beitimmte allgemeine Schulbildung voraus. Für die 
DOrganijation des Unterricht in ihnen ift feitzubalten: im Allgemeinen, daß er auch dem 
künftigen praftiichen Beruf der Schüler genügende Rechnung trägt, daß er nicht zu theoretiich 
und nicht übermäßig auf Koften der praftijchtechnifchen Ausbildung ausgedehnt wird, ferner, 
daß, joweit er fi) auch noch auf Lehrgegenftände der allgemeinen Schulen erjtredt, um das 
Wiffen der Schüler in ihnen zu befeftigen und zu erweitern, dadurd nicht der Hauptzwed, 


XXI. Schönberg, Gewerbe. I. Zeil. 


574) Bezüglih des Begriffd der ge- ruf im Gegenfag zu andern Berufsarten und kann 
werblihen Fachſchule ift der Spracd- als folche eine höhere oder niedere Schule jein. 
gebraucd in der Litteratur wie in ber Bragis, | Die gewerblide Fachſchule im e. ©. 


insbejondere auch in der in den einzelnen Staaten 
ſeitens der Staatöverwaltungen üblihen Beftim- 
mung, ein verichiedener. Vom wiffenichaftlichen 
Standpunfte aus, den man auch in der PBraris 
und jeitend der Stantöverwaltungen einnehmen 
follte, muß zunächſt zwiſchen Fachſchule im wei— 
teren Sinn und im engeren Sinn unterſchieden 
werden. 

Die Fachſchule im w. ©. iſt, im Gegenſatz 
zu der allgemeinen Schule oder der Schule 
ſchlechthin, welche den Zweck hat, lediglich eine 
allgemeine Ausbildung des Geiſtes ohne Rückſicht 
auf einen beſtimmten künftigen Beruf herbeizu⸗ 
führen, eine Schule, welche die Ausbildung für 
einen beſtimmten Lebensberuf bezweckt und dem⸗ 
gemäß ſcheiden ſich die Fachſchulen im w. S. in 
landwirtſchaftliche, gewerbliche, kaufmänniſche zc. 
Die gewerbliche Fachſchule im w. S. 
bezweckt die Ausbildung für den gewerblichen Be— 





— und dieſe iſt gemeint, wenn von gewerblichen 
Fachſchulen ſchlechthin geſprochen wird — bezwedt 


ausschließlich die Ausbildung für einen beſtimm— 


ten Gewerbszweig oder verwandte Gewerbszweige. 
Auch hier jind Höhere und niedere Schulen, event. 
auch mittlere Schulen zu unterjcheiden. Das wer 
jentliche Merkmal jeder Schule, daher auch einer 


Fachſchule, ist, daß in ihr theoretiicher Unterricht 


erteilt wird und diejer der Hauptzwed der Schule 
ift. In der gewerblichen Fach ichule kann aber 
mit dem theoretijchen Fachunterricht auch ein pral- 
tiicher Fachunterriht zur Erlernung manueller 
techniicher Arbeitsfähigfeit verbunden fein, aber 
dies ift nicht mweientlich und notwendig für den 
Begriff einer folden Schule. Gewerbliche Unter 
ridhtöanftalten aber, die ſich nur auf dieſen praf- 
tiichen Unterricht erftreden oder diejen doch fait 
ausfchließlich bezweden, find nicht mehr Fach 
ſchulen, jondern Lehrwerkſtätten. 


Gewerbliche Mittelihulen. $ 70, 669 


die theoretifche Ausbildung für den gewerblichen Beruf, verkürzt wird. Die Hauptarten 
der gewerblichen Fachſchulen find: 

$ 69. 1. Gewerbliche Hochſchulen (Polytechniſche Schulen und Bauakademien). Sie 
find beftimmt für die theoretifche Fachbildung derjenigen Perſonen, die jpäter in großen ge- 
werblidyen insbefondere induftriellen Unternehmungen die Unternehmerarbeit oder fonftige 
höhere Leiftungen verrichten wollen (Unternehmer oder bezahlte Direktoren von Unter— 
nehmungen oder Direltionshilfsperjonen, Ingenieure, höhere Techniker, Chemiker 2c.). Bau— 
alademien können befondere Anjtalten oder Teile einer allgemeinen gewerblichen Hochſchule 
fein; fie bezweden jene Ausbildung für künftige große Bauunternehmer, Baumeifter im 
Waſſerbau, im Hochbau, in Erdarbeiten und für höhere techniihe Baubeamte, die der Staat 
teils für fein eigenes Bauweſen teild für eine ordentliche Ausübung der höheren Baupolizei 
gebraucht. Je mehr der technijche Produktionsprozeß in den Großgewerben heute vielfach 
auf der bewußten Anwendung von Naturgejegen beruht und die Technik in ihrer viel kompli— 
zierteren Geftalt und mit ihren viel jchwierigeren Aufgaben Gegenjtand befonderer wifjen: 
ichaftlicher Disziplinen geworden ift, je mehr andererjeits der Großbetrieb ſich entwidelt 
und je komplizierter die Produktions: und Abjagverhältnifje der Großinduftrie durch die Ent: 
widlung der Technik und des modernen Transport: und Kommunikationsweſens und durch 
die freie Konkurrenz werden, um fo dringender und unentbehrlicher wird für jene Perjonen 
eine gründliche wifjenjchaftliche theoretiiche Fachbildung zum Bedürfnis. Bei diefer darf nur 
nicht, was für alle Fachſchulen gilt, außer Acht gelafjen werden, daß, wenn dieſe Anftalten 
auch wijjenschaftliche Inftitute find, fie doch als Fachſchulen in erjter Reihe dem praftifchen 
Bedürfnis zu dienen, junge Männer für einen praftiichen Lebensberuf auszubilden haben. 
Eben deshalb ift die Verlegung diejes Unterriht3 an die Univerjitäten irrationell. Ihre 
Eriftenz ift ein allgemeines voltswirtichaftlihes und Landesinterejje, ihre Gründung und 
Unterhaltung daher eine Staatsaufgabe und in größern Staaten eine unabweisbare. 


Die erſte diefer Anftalten entitand in, Frankreich: Ecole centrale des travanx publics in 
Baris Do umgewandelt 1795 in bie Ecole polytechnique. Urſprünglich organifiert als höchſte 
gewerbliche Unterrichtsanftalt des Landes wurde fie bald militärisch eingerichtet und für die Aus: 
bildung der Artillerie, Genie: und Marineoffiziere, der Stragenbau:, Waſſerbau⸗ und Berg: 
ingenieure und der höhern Beamten der andern Öffentlichen Arbeiten beſtimmt. Diejen Charakter 
bat fie bis heute trog mancher Umänderungen (jegt Dekret vom 15. April 1873. ©. dar. Blod, 
Diet, de l'adm. frang. 3. edit. Art. Ecoles militaires S. 957 ff.). Daneben jegt, mehr den 
deutſchen Polytechniten verwandt, die Ecole centrale des arts et manufactures in Paris (zu: 
erft 1829 Privatanftalt, jeit 1857 GStaatsanftalt) aud die Ecole centrale Lyonnaise (Privat: 
anjtalt jeit 1857) in Lyon und daneben die Ecole de chimie industrielle de Lyon (feit 1883), 
außerdem das Conservatoire national des arts et des metiers zu Paris (mit Unterricht feit 
1819). ©. Blod, a. a. O. Enseignement industriel ©. 1029 ff. und Conservatoire national 
x. ©. 711 fi. — Rolytehniiche Schulen im obigen Sinne, mit denen jet in ber Negel Bau— 
alademien verbunden find, wurden errichtet in Defterreidh: in Prag (1806), Wien (1815), 
Graz, Brünn, Lemberg, Belt; in Deutihland: in Berlin (Bauafademie 1799, Gewerbeaka— 
demie 1866 — dieſe vorher: 1821 „Technifches Inſtitut“, 1827 „Gewerbsinftitut” — jene beiden 
Hochſchulen 1879 als „Techniſche Hochſchule“ vereinigt), in Sarlöruhe (1825), Münden (1827, 
neu organijiert 1868), Dresden (1828), Hannover (1831), Stuttgart (1832), Braunfchweig (1862, 
neu organifiert 1876), Darmftadt (1869), Hachen (1870); in England: Techniſche Hocichulen 
in London, Greenwich, Glasgow, Leeds, Birmingham 2c.; in der Schweiz: das Eidgenöſſiſche 
Polytechnikum in Zürich (1860), die Academie professionelle in Genf; in Stalien: Techniſche 
Hochſchulen zu Mailand, Turin, Bologna, Rom, Neapel, Palermo, Bauakademien in Non, Flo— 
renz, Venedig; in Rußland: das Technologiſche Anititut zu Petersburg (1826), Moskau (1825), 
Helfingfors (1847), das Baltiihe Polytechnikum zu Riga (1861) ; in Belgien: die befondern 
technischen Fakultäten an den Ilniverfitäten zu Lüttich und Gent, ebenda die Ecole speciale du 
genie civil; in Holland das Polytechnikum zu Delft; in Schweden das Tehnijche Anftitut 
zu Stodholm; in Norwegen das Polytechnikum zu GChriftiania; in Dänemark das Poly: 
technikum zu Kopenhagen; in Rumänien das Polhytechnikum in Bukareſt ꝛc. 


$ 70. 2. Gewerblihe Mitteljchulen?”). Ahr Zwed ift, junge Leute durch einen 
ſyſtematiſchen, diejelben ausichlieglich in Anfpruch nehmenden, in der Regel mehrjährigen 


575) Gallenkamp, Urt. Gewerbeſchulen in Schmidts Encyclop. des Unterrichts mwejens. Bd. II, 
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Unterricht für die Unternehmerarbeit (der Unternehmer und der Hilfsperjonen für jolde 
Arbeit) in mittleren, auch in einzelnen größeren Unternehmungen theoretiich auszubilden. Für 
den guten Erfolg ift es weſentlich, daß der Schwerpuntt der Ausbildung in die Fachdis— 
ziplinen gelegt wird; für manche z. B. Tertilinduftriefhulen find auch praftiiche Uebungen 
notwendig. Die Schulen können noch twieder höhere und niedere jein. Die Eriftenz derjelben 
ift beſonders wünſchenswert für die Baugewerbe, die mechanisch technijchen und chemiſch 
technifchen Gewerbe, aber auc für die Tertilinduftrie und die Keramik, Die Ausbildung 
für die verjchiedenen Gewerbe kann, je nach den lokalen Bedürfniffen und Berhältnifjen, ent- 
weder in einer Anftalt mit verfchiedenen Abteilungen für Gewerbsarten oder in beſonderen 
Schulen für einzelne Zweige („gewerbliche Fachſchulen“ im e. S., Baugewerkſchulen, Majchinen- 
baujchulen, Webjchulen 57%), Werkmeifterfchulen 2c.) gewährt werden. Mit diejen gewerblicden 
Fachſchulen können zum Teil praktifchtechnifche Unterrichtskurſe, auch Lehrwerkſtätten ver: 
bunden werden (j. dar. $ 78). Die Schulen können ald Privatanftalten oder ald kommunale 
Unftalten errichtet werden, aber die Erfahrung hat gelehrt, daß ein befriedigender Zuftand 
nur erreicht wird, wenn fie im Wejentlichen Staatsanftalten event. mit Beitragsleiftungen 
der Gemeinden und gewerblichen Korporationen find. 


In Deutſchland gehören hierher der größere Teil der 60 — Fachſchulen“ (1896), 
welche in Preußen, ſeit 1885 dem Miniſterium für Handel und Gewerbe unterſtellt, ſtaatliche 
oder vom Staat fubventionierte Anftalten find (18967: Staatsaufwand — Voranihlag — 
1428 784 M., Aufwand von Kommunen bezw. Vereinen 744 797 M.; Staatdaufwand 187980: 
133 828 M., 1885/6: 302 966 M.), darunter 1896: 12 Baugewerkichulen mit 2788 Schülern, 
12 Mafchinenbaufhulen, 14 Webſchulen (6 höhere), 2 keramische Hahichulen 577) ; ferner die bav- 
riihen vier „Induftriefchulen“ — Nürnberg, Augsburg, Münden, Kaiſerslautern, zur Vorbe— 
— das Polytechnikum in zweijährigem Kurſus mit Werkſtättenunterricht; die früheren, 
durch Verordnung von 1883 ins Beben gerufenen „Gewerbeſchulen“ find nad) manchen, insbe 
jondere 1864 und 1870 erfolgten, Veränderungen im Jahr 1877 in ſechsklaſſige Realichulen um: 
gewandelt worden), die jächfiihe höhere Gewerbeſchule zu Chemnig, das Technikum zu Mitweide, 
Hildburghanfen, die ftäbtifche Sewerbeichule in Mühlhaufen vE., die Baugewerkichulen in Sachſen 
(5), in Stuttgart, Karlsruhe, Darmitadt, Zerbit, die Werkmeifterfchulen in Ehemnig, Mitweida, 
die höheren ührmacherſchulen in Glashütte, Furtwangen ꝛc. In Deiterreich die „Staats: 
gewerbeſchulen“ 57°) (18945: mit 4486 Schülern zu Beginn des Winterfemefterö und 6807 Teil: 
nehmern noch an Specialfurfen und einem Fortbildungsunterricht), welde im zwei Abteilungen 
1. als Fachſchulen unterer Stufe (Werkmeiſterſchulen) in vier bis ſechs Semeſterkurſen Techniker 
mittleren Ranges 579) ausbilden, und 2, ala Fachſchulen oberer Stufe (höhere Gewerbeichule) 
ſich nach drei Fachrichtungen — Baugewerbe, mechanifchsteciniiche Gewerbe, chemiſche Gewerbe 
— gliedern und in vier Jahreskurſen (Normallehrplan vom 21, Juni 1877) die für einen aus: 
gebehnteren, jelbftändigen Gewerbebetrieb notwendige allgemeine und fachliche Bildung gewähren 
und die Lehranftalt für Vhotographie 2c. in Wien. Außerdem finden an 13 diefer Schulen auch noch 
Specialturje (1894/56: Yahl der Teilnehmer 2422) und an 14 Schulen ein Fortbildungsunter- 
richt (18945: 8385 Schüler) ftatt. Von den 17 Staatögewerbeichulen find adıt (Wien I. Be 
zirt, Bielig, Brünn, Trieft, Prag, Pilfen, Reichenberg, Krakau) aud höhere Gewerbejchulen 9), 
In den Schulen wird zum Teil auch ein praftifcher Werkftättenunterricht gegeben. In der Schwei; 
das Technikum in Winterthur. In Frantreich5®) werden als gewerbliche Fachſchulen drei Stlafien 
unterfchieden: für den enseignement technique industriel primaire, secondaire, sup£rieur. Als 
gewerblidye Mittelichulen find die zweite Klaſſe anzufehen, aber auch noch manche der erſten Klaſſe. 
Zu jener gehören die &coles nationales d’arts et metiers in Chalons YM., Angers, Air, Lille, 
576) Bei den Webichulen insbefondere ift eine jin diefem Blatt. Vgl. audy den Artikel Gewerbe 

Scheidung zwedmäßig (eventuell mindeſtens in |fhuftwefen im Defterreihifchen Staatswörterbuchl. 

bejonderen Abteilungen derjelben Anftalt) einer- (1895) ©. 924 ff. 

ſeits in höhere für die Ausbildung von Fabrifanten | 579) An der Werlkmeiſterſchule fönnen zwei 

und Fabrikdireftoren und niedere für Werkmeifter, ober mehrere von fünf Fachrichtungen vertreten 

andererjeits für die einzelnen Arten der Weberei fein: Baugewerbe, Kunſtgewerbe, mechaniich-ted- 

(Wolle — Leinen 2c. und Baummolle — Seiden- niiche Gewerbe, chemiſche Gewerbe, Tertilgemwerbe. 

und Sammetweberei). ©. dar. die Dentichrift von | 580) Centralblatt x. XIV. (1895) ©. 79 fi. 

Lüders und Simon ©. 44 ff. Staatdaufwand für die 17 Schulen und die Kunft- 
577) ©. dar. die Denfichriften von Lüders. | gewerbeichulen in Wien und Prag und die Lehr 
578) ©. dar. den Artilel: Die Staatögewerbe- | anftalt für Photographie im J. 1894: 1049562 1. 

ichulen im Gentralblatt für das gew. Unterricht3- | Aufwand anderer Faktoren: 29916 fl. 

weien in Dcfterreih. Bd. I. ©. 191 fi. Bd. II. 581) ©. dar. Blod, Diet. Enseignement tech- 

©. 250 ff. und die alljährliche Statiftif derjelben | nique. ©. 1036 ff. 
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Nevers, Limoges, Noubais (f. Arm. 638), das institut industriel in Lille (feit 1872), die Ecole 

centrale in Lyon (ſeit 1857), die Ecole de physique et de chimie in Paris (feit 1881). Weber 

Numänienf. $ 65. Ueber England ij. & es. 

$ 71.3. Gewerblidhe FHortbildungsjhulen‘®) Sie dienen zur theoretijchen 
Fachbildung wejentlich für künftige Kleinmeifter, Gejellen, gelernte Fabrifarbeiter, Werkführer 
und Meifter in Fabriken, aljo für diejenigen Klaſſen der gewerblichen Bevölkerung, die nur 
die Volksſchule oder eine andere niedere Schule durchgemacht haben. Die Schüler ftehen 
bereit im praftiichen Lebensberuf, e3 find Lehrlinge oder jugendliche Arbeiter. Der Unterricht 
wird, neben ber praftijchen Thätigfeit, Abends und an Sonntagen erteilt. Er umfaßt in der 
normalen Fortbildungsjchule unter der Borausjeßung, daß feine allgemeinen obligatorischen 
Fortbildungsichulen beftehen, zum Teil auch die Elementarfächer der Volksſchule, nimmt Hier 
indes auch bejondere Rüdficht auf den von den Schülern bereit3 gewählten gewerblichen Beruf, 
erjtredt fich aber dann weiter und bejonders auf Zeichnen, Arithmetif, Geometrie, Buch— 
führung, Korrefpondenz, event. Grundlehren der Mechanik, der Majchinenlehre, der Phyſik, 
der Baufunde, der Gewerbs- und allgemeinen Volkswirtſchaftslehre ꝛc. Die Schulen fünnen je 
nad) den lokalen Verhältniſſen und Bedürfniffen fid) weitere oder engere Biele fteden und 
daher den Unterricht in größerem oder geringerem Umfang geben, unter Umftänden (in klei— 
neren Orten) bloße Beichenjchulen fein. Dieje Schulen haben noch die bejondere Aufgabe und 
Bedeutung, daß fie die in der Volksſchule erworbenen Kenntniffe befeftigen, die Moral der 
Schüler heben, dieje insbejondere vor moralijcher Verwilderung bewahren und die über: 
mäßige Ausnußung derjelben durch ihre Arbeitgeber verhindern. Der Abendunterricht fann 
aber nur dann von Nußen fein, wenn die Schüler nicht Schon durch die Tagedarbeit über: 
angejtrengt oder jonft übermübdet find; bezüglich desjelben rechtfertigt ſich, um eine über: 
mäßige Anftrengung der Schüler zu verhindern und den Nutzen des Unterrichts zu erhöhen, 
die Forderung, daß derjelbe nicht auf zu ſpäte Abendftunden gelegt werde, und eventuell 
die Schüler früher vom Arbeitgeber entlafjen werden. Das Zeichnen, zumal das Freihand- 
zeichnen, jollte bejonder® Sonntags, wo die Hand ausgeruht hat, geübt werden. Es iſt eine 
Etreitfrage, ob der Unterricht ein obligatorijcher oder freiwilliger jein joll; im Allgemeinen 
jprechen, zumal da, wo feine allgemeine Fortbildungsjchule neben der gewerblichen bejteht, 
— eine gute Organijation diefer Schulen vorausgejeßt — mehr Gründe für ald gegen den 
Bwang, um dadurd, eine möglichit allgemeine Beteiligung an dem Unterricht herbeizuführen 
und das ganze gewerbliche Fortbildungswejen beſſer zu geftalten®®), Aber da die Zweck— 
mäßigfeit und Durchführbarkeit eines ſolchen Zwanges fehr wejentlidy durch Tofale VBerhält- 
niſſe bedingt ift, läßt fich der Forderung des obligatorijchen Unterrichts jedenfalld nur in 
der Weiſe entiprechen, daß gejehlich die Möglichkeit gegeben wird, den obligatorijchen Unter- 
richt Lokal durch Beichluß der fommunalen rejp. Staat&behörden einzuführend%*). Diefe Schufen 
fönnen wohl auch Anjtalten von gewerblichen Korporationen (Getverbevereinen, Innungen 2c.) 
und großen Fabrikbefigern fein, im Allgemeinen find fie aber am zwedmäßigiten kommunale 
Anftalten, event. mit ftaatliher Subvention. Die Erfahrung hat gezeigt, daß fie nur da zu 
der wünjchenswerten Ausdehnung und Entwidlung gelangen, wo der Staat fich die Pflege 


582) Das gewerbliche Fortbildungsweſen; Sie- | Gewerbeſchulweſens in Baden. 1892. Fink, Die 
ben Gutachten (S d.8. f. ©. 15), be. die von Handwerkerſchulen zc. in Heflen. 1887. DO. Bade, 
Kalle, Steinbeis, Bücher. Die Entftehung und | Handbuch des deutſchen Fortbildungsſchulweſens. 
Entwidlung der gew. Fortbildungsichufen in Würt- | 1896. 
temberg. 1873. 2. Aufl. 1889. Yaup, Die Fort- 588) S. dar. aud) die regelmäßigen halbjähr- 
bildungsichulen 2c. 1878. Bobertag, Die Hand- | lichen Aufjäge von Glinzer in der Leipziger 
werferfrage. 1880. ©. 54 ff. 8. Böd, Die ge- | Beltiapeift für gewerblichen Unterricht. 
werblichen Fortbildungsichulen 2c. 188%, Rom-| 584) In Deutichland Tann die Verpflichtung 
berg, Die Handwerlerfortbildungsfchulen. 1885. | zum Befuch einer Fortbildungsichufe durch Landes- 
C. Griebel, Der Unterriht an Handwerker: geſetz und event. allgemein für Arbeiter unter 18 
ſchulen. 1888. Mt üdlin, Die Vollsgewerbeſchule 2c. akren durch Ortsftaturt begründet werden. F 120 
1888. Geſell und Fiejer, Zur Reform des | Gel. vom 17. Juli 1878. Bgl. Anm. 626. 
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diejes Unterrichts angelegen fein läßt, die Gemeinden zur Gründung ſolcher Schulen ver- 
anlaßt rejp. zwingt, zu den Koften beiträgt und den Unterricht in ihnen regelt und fontroliert. 
Mit diefen Schulen künnen auch Lehrwerkſtätten verbunden werden (j. dar. $ 78). 

Gewerbliche Forbildungsichulen fünnen auch als befondere gewerblihe Vorſchulen 
in der Weije eingerichtet werden, daß fie Schüler, welche die Volksſchule durchgemacht haben, 
in einem einjährigen Kurſus mit den für das gewerbliche Leben erforderlichen theoretijchen 
Kenntniffen ausrüſten. Der Unterricht erftredt fich auf die Lehrgegenftände der vorerwähnten 
Schulen, der Unterjchied beſteht nur darin, daß die Schüler noch nicht Lehrlinge oder ju- 
gendliche Arbeiter, jondern nur Schüler find, und der Schulunterricht, wie in den allge: 
meinen Schulen, die Schüler vollauf beſchäftigt. Diejelben eignen fich befonders für ſolche 
gewerbetreibende Orte rejp. Bezirke, in welchen nach Zahl und Wohlſtand der Bevölkerung 
zu erwarten jteht, daß fich eine größere Anzahl von zum Eintritt in den gewerblichen Beruf 
beftimmten Knaben finden wird, deren Eltern Wert darauf legen, ihren Söhnen eine über 
die Biele der Volksſchule hinausgehende, die Bedürfniffe des praftiichen Lebens berüdfid) 
tigende Bildung zu Teil werden zu laffen 5%), 


Eine genaue Statiftit der gewerblichen Fortbildbungsichulen fehlt. In Deutihland haben 
fie bisher die meifte Verbreitung in Württemberg 58%) (im Schuljahr 1894/5: 223 in 5 verſchie— 
denen Arten) 5%7), Bayern (1891/72: 249, davon 172 mit obligatortihem Beſuch kraft Ortäftatuts, 
mit 31720 Schülern und 1586 Lehrern,) Baden („Gewerbeſchulen“, 1. November 1895: 44 mit 
5536 Klaſſenſchülern und 1160 Hoipitanten), aud in Heflen (1893/4: 78 gern rn er 
teilweile verbunden mit Wocenunterriht mit ca. 7000 Schülern und 39 gewerbliche zu 
dungsichulen mit 1658 Schülern), Sachſen (1893: 108 zu diefen Schulen zu recdhnende Lehran— 
ftalten mit 13 766 Schülern bezw. Schülerinnen und 696 Lehrern) und in Naffau. In Preußen, mit 
Ausnahme der Provinzen Weftpreußen und Poſen, am 2. Januar 1882: 623 mit 57084 Schülern, 
am 2. Januar 1890: 781 mit 98029 Schülern, am 2. Januar 1895: 761 (472 obligatoriiche, 
289 fakultative) mit 100417 Schülern, außerdem in Wejtpreußen und Poſen im Sommer 189%: 
124 mit 10025 Schülern und am 2, Januar 1895 noch Innungsſchulen: 104 mit Elementar: 
unterricht — Innungsfortbildungsihulen — und 5576 Schülern, und 164 ohne Elementarunter: 
richt — Innungsfahichulen — mit 6098 Schülern 5. In Bayern, Sadjien, Württemberg, 
Baden, Heflen, Sachſen-Weimar, Meiningen, Coburg, Schwarzburg-Sondershaufen, Walded, Ham: 
burg eriltieren daneben allgemeine Fortbildungsichulen, deren Beſuch obligatoriſch ift, aber von 
demjelben find Diejenigen befreit, welche in einer gewerblichen Fortbildungsfchule Unterricht ge- 
nießen. In Defterreich5#) jcheiden fich die gewerblichen Fortbildbungsichulen in zwei State: 
gorien: 1. mit gewerblichen Tagesichulen (Staatögewerbejhulen, Fahichulen, allgemeinen Hand: 
werterichulen 59%), Zeichen: und Mobdellierichulen 991)), organifch vereinigte; 2. die gewerblichen, 
ftaatlidy) fubventionierten, Fortbildungsichulen mit Sonntags: und Abendunterricht v2), Letztere 
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585) In dieje Klaſſe von Schulen gehören z. B. wand als Beitrag an die Gemeinden cc. 178000 M., 


die Gewerbeſchule des Gewerbeverein zu Dresden, 
in Frankreich die Cours complömentaires an 
Vollsſchulen (ein Jahr, ausnahmsweiſe _ zwei 
Jahre) und bie oben im Tert erwähnten Ecoles 
primaires sup6rieures, beiondere Schulen mit 
mindeftens zwei Schuljahren, beide beftimmmt für 
Schüler, die die Vollsſchule durchgemacht haben. 
©. dar. M. Weigert, Die Volksſchule und der 
gewerbliche Unterricht in Frankreich. 1890. S. 10 ff. 

586) ©. dar. Die Entftehung und Entwidlung 


der gewerblichen Fortbildungsichulen und frauen | 


arbeitäjchulen in Württemberg. 2. Aufl. 1889, 
587) 1.5. mit Sonntagd- und Abendunterricht 
in gewerblichen und faufmänniichen Fächern nebit 
offenen Beichenfälen (16); 2. F. mit gewerblichem 
Sonntags» und Mbendunterricht nebft offenen 
Beichenjälen (12); 3. 75. mit gewerblichem Sonn- 
tags» und Abendunterricht ohne offene Zeichen- 
fäle (112); 4. F. mit gewerblihem Abendunter- 
richt ohne Sonntagsunterricht (4); 5. Gewerbliche 
Zeichenſchulen ohne weiteren Unterricht (79). 
Zahl der Schüler 17818 (1889: 13 649), der Leh— 
rer 968 (1889: 658). Im 3. 1894/5 Staatsauf— 


Gemeindeaufwand cc. 180000 M. (ohne Schul: 
fofale und Anventar). 

588) ©. dar. die Denlichriften von Lüders. 

589) Gentralbfatt f. — Unterricht. VIII. S. 
140 ff. Suppi. VI. (1888) ©. 1 f 

590) Zahl derjelben 1894/5: 10 (6 ftaatliche, 
4 fommunale) mit 687 Schülern in den Hand- 
werferfchulen, 192 in den offenen Zeichenfälen 
dieſer Schulen, und 1416 in den Fortbildungs— 
ichulen, auf. 2295 gegen 1931 im Borjahr. Staats- 
aufwand für diefe Schulen 1894: 81250 fl. Auf- 


wand anderer Traktoren: 23970 fl. Eentralblatt 


ꝛc. XIV. ©. 121. 

591) Die Zahl derielben war 1894: 3 (Wien, 
Iſchl, Brünn); Staatsaufwand 9800 fl. 

592) ©. Richter, Art. Gewerbeichulwejen im 
Defterr. Staatswörterbuch I. (1895) S.929. Maß— 
gebend für die Organijation der allgemeinen Schu— 
len ift die B. vom 24. Februar 1883. Der Staat 
zahlt bei ihnen in der Regel den dritten Teil der 
Erhaltungsfoften. Der Staatsaufwand für ge 
werbliche Fortbildungsichulen war 894: 194 0007. 
Gentralblatt zc. XIV, ©. 105. 


Niedere gewerbliche Lehranftalten. 8 7ia. 673 


beitehen in allen Städten und aud in größeren Landgemeinden, namentlic in Induftriebezirken. 
Sie jcheiden fih in a. Allgemeine gewerbliche Fortbildungsichulen (Zahl diefer Schulen 18945 
ca. 430 ; jährlich famen in legter Zeit ca. 30—40 neue hinzu; an vielen ijt der obligatorische Unterricht 
eingeführt.) b. Fachliche Fortbildungsiculen für einzelne oder verwandte Gewerbe (1894/55 : 15 in 
Wien mit ca. 3000 Schülern, und 62 „FFreizeitichulen“ verbunden mit Fachſchulen für einzelne 
Gewerbe, 5543 Schüler). InUngarn find durd die Gewerbeordnung von 1884 (j. oben S 52) 
die Gemeinden, fobald es in ihnen 50 Lehrlinge giebt, verpflichtet, eine Gewerbelehrlingsichule 
zu halten (1895: ca. 350 Schulen mit ca. 68000 LZehrlingen) 593), Zu den gewerblichen Fort: 
bildungsichulen find in Frankreich 5%) die Ecoles primaires sup6rieures professionelles (ge— 
regelt Durch Gef. vom 11, Dans 1880, Gef. vom 17. März 1888) zu rechnen, welche Schüler 
nad abjolvierter niederer Volfsichule aufnehmen, vom 12.—14. Lebensjahr fortbilden und zum 
Handwerk vorbereiten, aber regelmäßig auch einen praktiihen Werkitättenunterricht (Handfertig- 
feitsunterricht) erteilen, Sie find entweder ftaatlihe Anftalten (1889: 3 in Vierzon, Boiron, 
Armentieres) fog. Ecoles nationales professionelles oder fommunale, vom Staat jubventionierte 
ſog. Ecoles professionelles. In England°%) wurde 1888 an 3079 Volksſchulen ein regel: 
rechter Zeichenunterricht erteilt und beftanden 584 Fortbildungsichulen (33 438 Schüler) für Kinder 
über 12 Sahre und für Arbeiter, vorzugsweife auch für den Zeichenunterricht. Zeichenunterricht 
wird außerdem gegeben in den zahlreichen Kunftichulen und jonftigen kunftgewerblichen Anftalten 
(i. $ 72 ©. 677). ©. aud unten S. 675. In Belgien gehören hieher die zahlreichen Zeichen: 
ichulen (Ecoles de dessin) und ein Teil der Ecoles industrielles, in Italien 59) die Scuole 
d’arti et mestieri (1891/2: 60 mit über 10 000 Schülern) und ein Teil der Scuole d’arte appli- 
cata all’ industria (j. Nr. 4). In der Schweiz) Winter 1894/5: 121 gewerbliche Fort: 
bildungs: und Handwerkerſchulen mit 1059 Schülern und Schülerinnen, außerdem noch ge= 
werblicher Zeichenunterricht jpeziell in 37 Zeichenſchulen mit 1541 Schülern 598), 


8 71a, 4. Niedere gewerbliheFahlehranftalten. Neben diejen allgemeinen ge— 
werblichen Fortbildungsſchulen können auch zweckmäßig entweder in Verbindung mit ihnen Durch 
Errichtung von bejonderen Fachklaſſen oder als jelbjtändige Anftalten den örtlichen 
Berhältniffen angepaßte bejondere niedere gewerblide Fachſchulen oder 
auch nur Kehrkurfes®) für einzelne Gewerbe zur Gewährung einer jpezifiichen fach— 
lihen Ausbildung der Angehörigen eines Gewerbes oder verwandter Gewerbe bejtehen. 
Dieſe Fachlehranſtalten verbinden theoretiihen mit praftiichem Unterricht und find wejent- 
lih nur für Handwerks: und hausinduftrielle Gewerbe beſtimmt. Sie können entweder 
2ehrlingsihulen fein, für Lehrlinge beſtimmt, die jchon die Handhabung der Werk: 
zenge, ſowie die einfachen Arbeiten ihres Gewerbes erlernt haben und die wejentlichiten 
Materialtenntnifje befigen, um denjelben neben der Werkitattlehre einen für den erwählten 
gewerblichen Beruf notivendigen weiteren Fachunterricht zu gewähren, oder Meijter- 
ſchulen, um Gejellen, jüngere Meifter oder Fabrik: und hausinduftrielle Arbeiter, welche 
ihr Gewerbe bereits praftiich gelernt haben und üben, nod; weiter mit demjenigen Map 
von Fachkenntniſſen auszuftatten, welches für eine erfolgreiche Thätigfeit ald Handwerks 
meifter, bezw. ald Werkmeifter in Fabriken oder als Hausindujtrielle notwendig iſt. Mit 
diejen Schulen können auch Zehrwertftätten verbunden werden (j.$ 78), bei den bejtehenden 
geſchieht dies vielfah. Meifterichulen find bei Handwerkern insbejondere für diejenigen Ge— 


593) Suppl.band XIV zum Gentralblatt 2c. jahrs 1895 in der Schweiz 203 Beranftaltungen 
1895. ©. 107. Koftenaufwand für die Schulen zur Förderung der gewerblichen Berufsbildung 
ca. 450 000 ft. ‚(Gewerbemufeen einbegriffen), welche an Bei» 

594) G. Baulet, L’enseignement primaire |trägen erhielten 1. von Kantonen, Gemeinden, 
professionel. 1889. ©. auch Der Handfertigfeiti- Korporationen und Privaten 1118392 Arts, 2. 
unterricht an der Volfsicyule und an den niedern vom Bund 470399 Fris. ©. darüber den Spe- 
gewerblichen Lehranftalten in Frankreich im Suppl. zialfatalog der Schweizeriichen Gewerbeausſtellung 
Bd. IX. zum Gentralblatt f. gem. Unterricht. in 1896 für Gruppe 18. A. I. „Bon Bunde jub- 
Defterreidh. ©. 71 ff. ventionierte gewerbliche und induftriefle Bildungs: 

595) Ebend. ©. 97. ‚anftalten“. 

596) Annuario statistico italiano p 1895. 599) In Baden z. B. jeit 1884 vom Mini- 
Roma 1896. ©. 162. Neuere Zahlen enthält das |fterium des Innern alljährlich veranftaltete lurze 
Jahrbuch nicht Uebungskurſe für Handwerfämeijter, um neuere 

597) ©. dar. Art. Bildungsweien, gewerbliches gewerbliche Verfahren und Fortichritte zu lehren: 
in Furr er's Bollswirtichaftsterifon der Schweiz. für Seifenfieder, Gerber, Uhrmacher, Schuhmacher, 
BD. 1. Metallarbeiter, Färber, Delorationsmaler, Ta- 
598) Im Ganzen bejtanden am Ende des Schul: pezierer, Inſtallateure. 

Handbuch d. Folit. Detonomie. II, 1. 4. Aufl. 43 
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werbe angezeigt, zu deren gutem Betrieb ein ſolches ermeitertes technisches Verſtändnis er- 
forderlicdy ift, welches über das Maß der im Lehrlingd- und Gejellenverhältnis gewöhn— 
ficy zu erwerbenden Kenntniffe und Fertigkeiten hinausgeht 0). — Für Schulen diejer Art 
zu jorgen, wäre zwar in erjter Reihe die Aufgabe der gewerblichen Korporationen (mit 
Unterftügung der Kommunen event. des Staats), um jo mehr, al& der Unterricht in ihnen 
weſentlich durch befonders qualifizierte Gewerbetreibende zu erteilen ift, indes die Erfab- 
rung hat aud) hier gezeigt, daß ein befriedigender Zuſtand nur erreidht wird, wenn Die 
ftaatliche Fürjorge ſich auch auf dieje Lehranftalten erjtredt, und der Staat fie entiweder 
jelbft errichtet (event. mit Unterjftügung der Kommunen oder gewerblichen Korporationen 
oder die Kommunen und gewerblichen Korporationen zu ihrer Errichtung veranlagt umd 
event. eine Unterftügung mit ftaatlicher Kontrole gewährt. 


In Deutihland: Beſondere niedere Fachſchulen am meiften in Sahjenr) (feit 
1830) für Vlecharbeiter, Inftrumentenmacher, Uhrmacher, Bauhandwerker, Buchdruder, Kondi— 
toren, Dampfkeflelheizer, Gerber, Maler und Ladierer, Inſtrumentenmacher, Müller, Bojamentierer, 
Tapezierer, Schneider, Schuhmacher, Schornfteinfeger, Töpfer, Strohflehter, Holzarbeiter, für 
Weberei, Wirkerei, Spinnerei, Spigentlöppeln, «nähen, ftiden 2c., in andern Staaten verhältnis: 
mäßig wenige, in Preußen für Weberei, Storbflechterei, Holzarbeiten, Kleineiſen- und Stahl: 
waren, Schuhmacher, Holzichnigerei 2c. und Innungsfachſchulen, in Bayern (feit 1854) für 
Seliniterel, Weberei, Töpferei zc., inWürttemberg (jeit 1855) nur Webichulen (4), in®aden 
ür Uhrmacherei, Präciſionsmechanik, Holzichnigerei, Strohflehterei und Korbmacherei 20.20. Eine 
Neihe diefer Schulen ift mit Zehrwerkitätten verbunden, einzelne Schulen gehen über die Auf: 
gaben einer niedern Fachſchule hinaus. Invergleihlich mehr ift auf diefem Gebiet in Oſeſter— 
reich durch den Staat geichehen und erreicht; Defterreih ſteht hier allen Staaten voran. Die 
Schulen find entweder Staatsanftalten oder mit wenigen Ausnahmen vom Staat jubventionierte, 
und erftreden fih namentlih aud auf die Hausindujtrie. Es beitanden außer den Kunſtgewerbe— 
ſchulen in Wien, Prag, Lemberg, der Fachſchule für Photographie in Wien, und den jhon oben 
erwähnten andern Fachſchulen 1895: 97 ftaatliche, 58 ftaatlich jubventionierte Fachſchulen, außer: 
dem noch einige Verjuchsanftalten und 1 private Fachſchule. Die meiften Schulen find mit Lehr: 
werkjtätten verbunden. Der Staatsaufwand betrug 1895: 875000 fl, der Aufwand anderer 
Faktoren zu den ftaatlihen Fahichulen 1894: 23 177 fl. Im Schuljahr 1893/4 gab es: 1. Fach— 
ſchulen für Spigenarbeiten und Kunftitiderei (14 ftaatliche, 7 fubventionierte; 626 Schüler); 
2. Fachſchulen für Weberei und Wirferei (31 ftaatliche, 10 fubvent.; 2805 Schüler); 3. Fad- 
idiulen für Holz- und Steininduftrie (31 ftaatliche, 10 jubvent., außerbem 23 jubvent. Korb- und 
Strohflehtichulen ; 3182 Schüler); 4. Fachſchulen für Quincaillerie-, Keramiſche- und Glasin— 
duſtrie (6 jtaatliche, 3 fubvent.; 1643 Schüler); 5. Fachſchulen und Verſuchsanſtalten für Me— 
tallinduftrie (10 ftaatliche, 1 private; 681 Schüler) ; 6. fonftige Fachſchulen und Verſuchsanſtalten 
für Kederinduftrie, Uhreninduftrie, Gürtler, Graveure und Vroncearbeiter, Mufitinftrumente, Edel- 
fteinbearbeitung, Seilerei, Schuhmacher (6 ftaatlihe, 5 fubvent.; 392 Schüler) =) In Un: 

arn 1895: 12 jtaatlihe Fachſchulen („Handwerkerſchulen“) mit Lehrwerkitätten 68), In der 

chweiz 1892: 9 Uhrmacherſchulen, 2 Webichulen, 2 Schnigichulen, 1 Spielmarenichule, 1 
Ktorbflechtichule 6%). In Frankreich *%) find gewerblihe Spezialfahichulen die Ecoles ma- 
nuelles d’apprentissage, gu Erlernung eines jpeziellen Handwerks; fie find jtet3 mit Lehrwerk— 
ftätten verbunden (1889: 2 ftaatliche Anftalten, die Uhrmacherſchule in Elufe und die Lehrlinge: 
ſchule in Dellys für Holz: und Metallbearbeitung, außerdem ca. 70 zumeijt fommunale, vom 
Staat fubventionierte Anftalten). Ju Numänien im Jahr 1885: 31 gewerbliche Fachſchulen, 
zum Teil für verichiedene Gewerbe und mit Lehrwerkitätten. In Belgien 1886: 35 Induiftrie- 
und Handwerkerihulen. In Italien gehören hierhin zum Teil die Scuole d'arte applicata 
all’ industria (189112: 85 mit ca. 11 000 Schülern) und die Scuole speciali (1891/2: 13 mit 
ca. 1300 Schülern) 606), 


600) Typiſch für dieſe Art von Fachſchulen 
find die deutichen Hufbeidhlagichulen. ©. dar. 
Scheven, Lehrwerlitätte. 1. Kap. 11. 

601) Nadı dem „Verzeichnis der Gewerbe— ꝛc. 
Schulen im Geichäftsbereih des fgl. Sächſiſchen 
Minifteriums des Innern für 1843; Amtliche 


Ausgabe”. Am Schluß des Schuljahres 1893 gab. 


es in Sachſen 28 Web-, Wirk: und Pofamentier- 
ichulen mit 1989 Schülern, 28 Klöppelſchulen mit 
1202 Schülerinnen, 3 Strobflehtichulen mit 2u7 
Kindern, außer den mit der Werkmeifterichule zu 


Chemnitz verbundenen Fachſchulen (Müller-, Fär— 
ber- und Seifenſiederſchule), 42 Abendfachſchulen 
mit 3722 Schülern, ferner Unterrichtsfurje an 5| 


Orten für Dampffeffelheizer und Maichiniften. 

602) ©. dar. Richter, Art. Gewerbeſchul— 
weien im Defterr. Staatöwörterbud. I. S. 97, 
dem aucd die obigen Zahlen entnommen jind. 
Dort auc ein Verzeichnis der einzelnen Schulen. 
©. auch Eentralblatt ꝛc. IX ©. 35 fi; XIV. S. 
87 ff. (Etut der einzelnen ftaatlichen Fachſchulen.) 
er, Zeitſchrift für gewerbl. Unterricht 1896. 
©. 49 


604) C. Roſcher, im H.W. III. ©. 1097. 

605) Gentraiblatt für gewerblichen Unterricht xc. 
Suppi. IX. ©. 9. 

606) Annuario statistico Italiano p. 1895. 
1846. ©. 196. 


ſtunſtgewerbeſchulen. $ 72, 675 


Die gewerbliche Ausbildung, deren Bedeutung in England lange unterichäßt worden ift, 
hat jeit Erlaß der Technical Instruction Act von 1889 und der Technical Instruction Amend- 
ment Act von 1891 einen weientlichen Aufſchwung genommen, ganz beſonders jeitdem durd die 
Local Taxation (Custom and Excise) Act von 1890 noch weitere Mittel zur Förderumg der 
»Intermediate Education«, welches bie niedere und mittlere gewerbliche Ausbildung in ſich be= 
greift, Hlüffig wurden. Die Technical Education Boards (Kommiffionen für gewerblichen Unter: 
richt) traten in® Leben, welde unter den County Couneils in faft allen nambafteren Städten 
Technical schools (gewerbliche Mittelicyulen, etwa unferen Realſchulen II. Ordnung entiprediend), 
Polytechnica (nad) Gewerben jpecialifierte Handwerkerichulen, doch den Bedürfniſſen der groß: 
induftriellen Werkmeiiter etwa angepaßt) und Evening continuation Schools (gewerbliche Fort: 
bildungsſchulen) gründeten. Letztere Schulgattung ift ungemein verbreitet. Leider ift eine ganz 
England umfafjende Statijtif noch nicht erichienen. Alle Arten Schulen find für fakultativen und 
zahlenden Unterricht beredynet, doc; ſorgen ſehr zahlreiche Freiftellen und Stipendien für die Aus— 
bildungsintereffen gut beanlagter ärmerer Schüler. Ganz bejondere Verdienſte um die Verbrei— 
tung der gewerblichen Aus- und Fortbildung haben ſich die National Association for the pro- 
motion of technical and secondary Education und das »City and Guilds of London In- 
stitute for the advancement of technical Education« erworben. Erjtere wirft durch ihre 
Vierteljahröfchrift »Record of the technical and secondary Education« und FFlugblätter mehr 
agitatoriich und aufklärend, lettere durch Schulgründungen und Borlefungseinrihtungen, Schul: 
infpeftionen und ein weitverzweigtes Prüfungswefen direkt Shöpferiih. Die Prüfungen umfafjen 
die Technologie der Groß= und Stleingewerbe (62). In London nahmen 1894 1360 Leute daran 
Teil, in der Provinz in 272 Städten 22 708, Filialunternehmungen der gewerblihen Prüfungs: 
bepartements in Bombay, Sidney, News Yealand. Jahresbeiträge, die der Geſellſchaft zufließen 
1894 £ 24 393, zur Gründung von Schulen einmalige Donationen £ 65 610, 

In London wurden durd) die Gejellichaft gegründet: 1. das Central-technical College (etwa 
unfern Polytechniken entiprediend) ; dann 2, ein Technical College (etwa mit den Lehrzielen der 
technifhen Mittelſchulen) mit befuchten Abendkurfen; 1893/4: 922 ftändige Beſucher; 3. eine 
Technical Art School (gewerbliche und kunſtgewerbliche Zeichenſchule) mit Tags und Abend— 
ichule; 4. eine »Leather trades Schoole«, die jedoh nad dem Programm eher eine Schuhmadıer: 
ſchule genannt werben fann. Alle diefe Anftalten find mit großen Lehrwerkitätten verjehen (die 
Art School natürlih ausgenommen). Am Technical College find 3. B. ſolche Lehrwerkſtätten 
für Kunſttiſchlerei, Bautifchlerei, Zimmerei, Galvanoplaftif mit Gürtlerei, Inftallationsarbeiten 
und einzelne Maurerarbeiten eingerichtet 697). 

Die trades-unions nehmen in der Bewegung für gewerbliche Ausbildung auch thätigen Anteil, 
doch wollen fie nur den theoretiichen Unterricht gefördert wiflen, den praftifchen wollen fie aus: 
jchließlich der eigentlichen geichäftlihen Praxis vorbehalten, da fie Heberfüllung des Arbeitsmarktes 
befürchtet 608), 

Zur Förderung der eigentliben Handbwerfslehre hat fid 1895 eine Geſellſchaft »The 
apprentices Institution« gebildet, die wie die Badiſche Regierung tüchtige Handwerksmeiſter, bie 
ſich verpflichten, ihnen zugewiejene Lehrlinge gut auszubilden, mit Geldmitteln unterftügt. Es 
find 76 Gewerbe in Ausſicht genommen. Borbildlich war die Fürjorge, die die jüdische Gemeinde 
verarmten Judenkindern angedeihen läßt. Dieje hat über 500 Stnaben als Lehrlinge in 91 Ge: 
werben untergebracht #09), 


$ 72.5. Runjtgewerbefchulen‘. Der bejondere Lehrzweck diefer Schulen ift die 
Ausbildung des fünftleriihen Sinns und Geſchmacks, um diejen bei der 
Herjtellung von Gewerbsproduften zu bethätigen. Sie können verjchieden organifiert jein. 
Sie fünnen entweder ganz jelbftändige Schulen jein oder in organischer Verbindung mit 
andern gewerblichen Fachſchulen, als bejondere Abteilungen derjelben, bezw. auch mit unit: 
gewerbemujeen ftehen. Ebenjo können zu diefem Zwed bejondere Fachkurſe eingerichtet werben. 


607) ©. dar. die Rublilationen des City and liche Fachichulen. 1883. AU. Ilg, Die kunftgewerb- 
Guilds of London Institute. lichen Fachſchulen des E. f. Handelsminiſteriums. 

608) Verhandlungen des Technical Education | 1876. J. Falke, Die tunftinduftrie der Gegen- 
Board of London in defien Organ: »Technienl | wart. 1868. Derj., Die Kunft im Haufe. 1872. 
Education Gazette«, Derſ. Aeithetif des Runftgemwerbes. 1883. Deri., 

609) Eirkular der Apprentices Institution. Ueber die Wege und Ziele des heutigen Kunſtge— 

610) 9. Schwabe, Die Förderung der Kunſt- werbes. 1895. 8. Bucher, Die Kunft im Handwerf. 
induftrie in England ꝛc. 1866. Derj., Die Dr- | 3.4.1888. Deri., Bejchichte der techniichen Künſte; 
ganijation der Kunftgewerbeichufen. 1868. Derj., | 1874 ff. Derj., Ueber funftgewerbliche Fachbildung 
KRunftinduftrielle Beitrebungen inDeutichland. 1871. | in Preuß. Jahrb Bd. 41. G. Cougny, L’enseig- 
E. 5. Richter, Das Kunitgewerbe ꝛc. 1869, R. | nement professionel des beaux-arts dans les &co- 
Eitelberger v. Edelberg, Die öfterreichiiche | les de la ville de Paris. 1888. J. Yeifing, Das 
Kunftinduftrie und die heutige Weltlage. 1871. | Kunstgewerbe ald Beruf. 1891. WM. Kimbel, Not- 
Derſ., Die Kunftbewegung in Defterreich 2c. 1871. | ruf des Kunſtgewerbes ꝛc. 1395. W. Crane, Die 
Derj., Ueber Beichhenunterricht und kunftgewerb- a agent 1846, 
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Der kunftgewerbliche Unterricht kann umd follte aber auch ein integrierender Bejtandteil des 
Unterricht3 an bejonderen gewerblichen Fachſchulen für jolche Gewerbe, in denen auch eine 
Ausbildung in diejer Richtung wünſchenswert ift, erteilt werden. Mit den kunftgewerblichen 
Schulen können auch Lehrwerkſtätten verbunden fein. 

Diefe Schulen haben nicht bloß die in ihrem Lehrzwed liegende Bedeutung, jondern 
eine viel weitergehende voltswirtihaftlidhe und focialeet), 

Die Frage des funftgewerbliden Unterrichts greift zunächſt tief ein in die 
ſocialeFrage des Handwerks undder Hausinduſtrie, Die freie Konkurrenz 
der Handarbeit mit dem induftriellen Majchinenbetrieb führt zu dem Untergang einer Reihe 
von Handwerfözweigen. Die Majchine ftellt das Produkt billiger her als der Handwerker, 
der legtere fan daher nicht mit dem Preije konkurrieren, zu welchem der induftrielle Unter: 
nehmer das Produkt anbietet. Er muß vom Markte wegbleiben, auf dem er vorher eine 
Ware abjegen konnte. Aber dies trifft nur zu, wo der Handwerker dasjelbe Produkt her- 
jtellt wie die Mafjenprodukte erzeugende Majchine. Wenn es ſich dagegen um künſtleriſch 
ausgeführte Gewerböprodutte handelt, in denen der individuelle künftleriiche Sinn und Ge- 
ihmad des Produzenten hervortritt und bei denen auch die individuelle Neigung und der 
individuelle Gejchmad des Käufers befriedigt werden jollen, ift aud) die Hand gegenüber 
der Machine und der Heine künftleriich gebildete Unternehmer gegenüber dem großen fon- 
kurrenzfähig. Durd die Ausbildung des künftleriichen Sinns und Geihmads kann daher 
dem Handiwerköbetrieb, ein, und nicht kleines, Produktionsgebiet neu eröffnet und gefichert 
werden 612). Die Ausbildung der Arbeitsfähigkeit nad) diejer Richtung ermöglicht ferner neue 
Haudinduftriezmweige, fowie die Verfeinerung und Erhaltung ſchon vorhandener, 
und in diejen die Erhöhung des Einkommens der hausinduftriellen Arbeiter. Sie erweitert end- 
lich das Abſatzgebiet der inländijhen Produftion: fie verhindert oder jchränft 
doc) ein den Import funftgewerblicher Produkte und ermöglicht den Erport derjelben. 

Dieje Bedeutung der kunſtgewerblichen Ausbildung Legt heute jedem Kulturvolfe die Pflicht 
auf, für diejelbe zu jorgen und jedenfalls fich zu beftreben, darin nicht hinter ihm ebenbür- 
tigen Völkern zurüdzuftehen. Die Aufgabe kann nur erfüllt werden durch eine ener- 
giiche, von der gewerblichen Bevölferung, insbejondere von gewerblichen Korporationen unter: 
ftügte Mitwirkung der öffentlichen Gewalt. Es bedarf hier für einen großen Staat 1. eines 
Gentralinftituts, das Hunftgewerbemufeum und Schule zugleich ift, dem insbejondere 
auch die Ausbildung der Lehrer und Ueberwachung des Unterrichts an den Filialjchulen 
obliegt, 2. weiterer Kunftgewerbemufeen und Kunftgewerbejhulen überall, 
wo in den Städten und auf dem Lande das Bedürfnis nach joldhen vorliegt. Diefe Schulen 
werben teil$ allgemeine Hunftgewerbejchulen (gegliedert in Abteilungen mit Berufsgruppen, 
für Dejfinateure und Modelleure der Tertil-, Metall-, Holz-, keramiſchen Induſtrie), teils 
jpezielle Fachſchulen für einzelne Kunſtgewerbe fein, die leßteren in der Regel auch mit 
Lehrwertjtätten (j. $ 78) verbunden jein müfjen. Der Unterricht ift je nach der Art der 
Schule ein verjchiedener. Hauptlehrgegenftände find: Kunftzeichnen, Malen, Modellieren, Stil: 
lehre, darjtellende Geometrie, Kunſtgeſchichte, Runfttechnif2c. Daneben aber bedarf es, mie 
ſchon oben erwähnt, der Einfügung des funftgewerblichen Unterrichts in den Fachſchulen 
für die hier in Betracht kommende Gewerbszweige bezw. der Organijation bejonderer — 
längerer oder kürzerer — Lehrkurje für jchon im Gewerbe thätige Perjonen. 


Bei den meiften europäiichen Völkern und ebenjo in Nordamerika it heute eine 
ftarfe Bewegung zur Pflege dieſer Fachbildung vorhanden. Dielelbe ift aber erit 
neueren Datums. Sie beginnt feit der eriten MWeltausftellung in London (1851), Auf dieſer, 
welche zum erſten Male die gewerbliche Leiftungsfähigfeit der verichiedenen Nationen an einem Orte 
neben einander zeigte, jab man, dab die gewerbliche Produktion künſtleriſch ebenſoweit zurüd: 


611) Bol. dar. indbefondere aucd) den Rapport |ouvriers et des industries d’art. Paris. 18%. 
de la commission d’enquöte sur la situation des| 612) ©. dar. auh J.Leſſing, Handarbeit. 1887. 
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egangen als technisch vorgeichritten war, fahen insbeſondere die Engländer, daß ihre Produlte, 

seit deren Wert nicht durch die praftiiche Brauchbarkeit, jondern durd die Schönheit und das 
Ebenmaß der Form, durch die Wahl des Kunſtſtils und durch die fünftlerifche Anordnung der 
Farben beftimmt wird, weit hinter denen ber Franzoſen zurüditanden, daß aber felbit diefe weit 
entfernt feien, bie Forderung des praktiſchen Nugens mit der Forderung des wirklich künſtleriſchen 
Geſchmacks zu vereinigen. 

Die Engländer erkannten mit praftifchem Blid was Not that. Sie fanden das Mittel, um 
die Franzoſen, die immer noch am meiften Gefhmad in der allgemeinen Gefchmadlofigkeit ge— 
zeigt hatten, in kurzem einzuholen und um überhaupt die Hebung bes künſtleriſchen Sinns und 
Belhmads im Gewerbe durchzuſetzen. Der Weg, den fie einfchlugen, war die Erziehung bes 
Volks zur Kunſt, das Mittel die Organifation des kunſtgewerblichen Unterrichts. Es wurde das 
Departement ot science and art (1853) und das South:Henfington-Mufeum in London (1857, 
vorher Mufeum für Ornamentale Kunft im Marlborough house 1852) gegründet als Gentral- 
inftitut mit Staatähilfe, das zugleich Kunſtgewerbe-Muſeum und »Schule, insbefondere auch die 
Gentrallehrerbildungsanftalt iſt. An dieſes Anftitut lehnten fih, mit Staats: und Gemeinde— 
—— von Vereinen und Privaten ins Leben gerufen, Wanderausſtellungen und zahlreiche 
kunftgewerbliche Filialzeihenichulen an. Die Wirkungen zeigten ſich ſchon auf der Weltausitellung 
von 1862, noch mehr auf der von 1867. Die Engländer, früher in funftgewerblicher Produktion die 
legten, waren ben Franzoſen in vielen Zweigen mindeſtens gleich geworben, und der Import 
funftgewerblicher Gegenftände fanf, der Erport ftieg bedeutend. Durch Vermittlung des South: 
Kenfingtons Muſeums wurde 1888 mit einem Staatsbeitrag von 157920 2, an 1952 Anftalten 
(höhere Volksſchulen, mittlere techniſche Schulen, gewerblihe Fachſchulen) mit 112808 Schülern 
ein, aber nur theoretiicher, kunftgewerblicher Unterricht erteilt. Außerdem damals zahlreiche Kunſt— 
jchulen (art schools, weientlich Gewerbezeihenichulen mit 213 Klaſſen und 44192 Schülern). Die 
Zahl der Mufeen für Kunſt und Gewerbe im I. 1888 war 39; von biejen find drei ftaatliche 
Nationalmufeen in London, Edinburgh und Dublin (Staatsbeitrag 61 691 2.); die übrigen 36 
find kommunale Anitalten, 

Das Beiipiel Englands wirkte auch auf die andern Staaten, am meiften auf Defterreid, 
das 1864 das k. k. Defterreichiiche Anftitut für Kunſt und Industrie fchuf, in der Gründung von 
Kunſtgewerbeſchulen teils mit, teils ohne Lehrwerkſtätten und in ſonſtiger Hebung des Kunſt— 
gewerbes, namentlich auch durd Einführung des kunſtgewerblichen Unterrichts in zahlreichen Fach— 
ſchulen außerordentlih und mit dem glänzenditen Erfolge thätig wurde. Die Erfolge zeigten 
fid) bald auf den Welt: und den funitgewerblihen Ausftellungen. Auch in Deutihland wurben 
Sunftgewerbe-Mufeen und Schulen gegründet: in Karlsruhe (die Gewerbehalle 1865), Berlin 
(das Kunſtgewerbemuſeum 1867 durd Private, ſpäter Staatsanftalt), München (Nationalmufeum 
1867), Stunitgewerbefchulen in Berlin, Köln, Düffeldorf, Nahen, Elberfeld, Barmen, Staffel, Frank: 
furt UM., Hanau, Hannover, Magdeburg, Breslau, Danzig, Königsberg, München, Nürnberg, 
Kaiſerslantern, Stuttgart, Karlörube, Pforzheim, Mainz, Offenbach, Leivzig, Dresden, Plauen, 
Weimar, Hamburg, Bremen, Straßburg und einige funftgewerblice Fachſchulen mit Lehrwerk: 
ftätten 2c.; aber in Deutichland hat die Förderung diefes Unterrichts troß ſehr anerfennenswerter 
Fortichritte noch immer nicht den erwünfchten Grad und Umfang erreiht. In der Schweiz 
Gewerbemufeen in Zürich, Bern, Baſel, St. Gallen, Winterthur, Laufanne, Kunſtgewerbeſchulen 
in Zürich, Winterthur, Bern, Yuzern, Baſel, Genf, La Chaux-de-Fonds, St. Gallen. In Frank: 
reich 613) werben die lebhafteften Anftrengungen gemacht, die früher unbejtrittene Herrihaft auf 
Diefem Gebiet wieder zu erlangen, Stalien, Rußland, die Scandinaviihen Staaten, Hol: 
Iand, Belgien, Nordamerika fuchen in gleicher Weile das Stunftgewerbe bei ſich zu heben. 
8 73. 6. Die Runftafademien. Es find höhere ftaatliche Unterridhtsanitalten für 

junge bildende Künftler und dienen der hohen Kunſt. Sie verbinden regelmäßig mit dem 
theoretisch: wifjenichaftlichen Unterricht in Mathematik, Perjpektive, Anatomie, Zeichnen, Mo: 
dellieren, Stillehre, Runftgeichichte 2c. die technische Ausbildung in Ateliers. 

Die eriten höheren Kunſtſchulen in Atalien: in Florenz ſchon im 14, in Padua im 15. Jahr: 
hundert, in Mailand (durch Leonardo da Vinci gegründet), in Boloana (L. Caracci); im Jahr 
1893 15 Ntademien: Bologna (1803), Garrara (1769), Florenz (1350), Lucca (1850), Maſſa (1851), 
Mailand (1776), Modena (1790), Neapel (1822), Balerıno (1879), Neggio VE. (1757), Rom (1874), 
Turin (1652), Venedig (1808), Urbino (1861). Nach der Gründung der Pariſer Kunftichule unter 
Ludwig XIV. (1648) wurden Kunſtſchulen eine höfifche Einrichtung (3. ®. Berlin 1694, Dresden 
1697, Wien 1726) im Dienst des an den Höfen herrichenden Geſchmacks. Eine neue Aera in der 
Geſchichte der Kunſtakademien begann, feit Cornelius und Schadow in den ztvanziger Jahren 
dieſes Jahrhunderts die Leitung und Reorganifation der Schulen von Düfleldorf, Münden und 
Berlin übernahmen, deren Einrichtungen nicht nur von den andern deutichen (Dresden, Leipzig, 
Karlsruhe, Weimar, Stuttgart, Königsberg), ſondern auch von den meiſten ausländiichen Kunſt— 
akademien nachgeahmt wurden. 


613) Bol. auch den Art. Kunftgewerbficher Unter | Centralblatt für das gewerbliche Unterrichtäweien 
riht in Franfreih in Supplementband VII. in Defterreih ©. 63 ff. 
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Wie wichtig aber aud) immerhin die theoretiiche Fachbildung ift, der Schwerpunft der ge: 
werblihen Ausbildung liegt zweifeldohne, jedenfalls für die Heinen und mittleren Unter: 
nehmer und für die gelernten Lohnarbeiter, in der Art und dem Maß der praftijch-ted- 
niſchen Ausbildung. 


2. Die praftifh-tehnifhe Fachbildung. 


$ 74. In Betracht kommt hier namentlich die Ausbildung der Lehrlinge. Wenn: 
gleich die techniſche Ausbildung nicht mit der Lehrlingszeit abgeſchloſſen ift, ift die Aus— 
bildung während derjelben doch in der Negel für jene maßgebend und daher enticheidend 
für die Arbeitsfähigkeit der fünftigen Handwerksmeiſter, Gejellen und faft aller Fabrikar— 
beiter, die nicht ungelernte („mechanische*) Yohnarbeiter find. Die praktiiche Fachbildung kann 
geichehen teild in der Werkftatt, der Fabrik und dem Bureau der Gewerbetreibenden, teils 
in bejonderen praftijch technijchen LXehranftalten Lehrwerkſtätten). 


1. Die Ordnung des Zehrlingswefens. 


Val. die Litt. S. 667 ff. und S.675 Anm. 610, ferner ©. d. V. f. S.: Bd. X Die Neform des 
Kehrlingsweiens (16 Gutachten und Berichte), Bd. XI Verhh. über die Reform des Lehrlingsmweiens 
S. 71—186, Bd. XIV Verhh. über die Neform der Gewerbeordnung, Bd. XV Das ee 
Fortbildungsweien. Verhandlungen des Vereins zur Beförberun En bed Gewerbfleißes. 1890, 
127 Dannenberg, Das deutſche Handwerk 2c. 1872, hönberg, Zur —— 
frage, 1876. J. Keller, Das — —— 2c. 2. Aufl. Gore. Ders, Das Lehrlingsweien. 
Bobertag, Die Handwerkerfrage. 1880. S. 67 ff. Ergebniffe der über die Verhältniffe der Lehr: 
linge, Gefellen und Fabrifarbeiter 2c. angeftellten Erhebungen; herausgegeben vom Reichsfanzler: 
amt. 1876. F. Hige, Schuß dem Handwerf. 1883. €. Jäger ‚ Die Handwerkerfrage. 1887, 
R. Garbe, Der zeitgemäße Ausbau des gefamten Lehrlingsweiens 2c. 1889, Derj., Die Er: 
ziehung der gewerblichen Jugend. 1891. W. Stieda, art, re in H.W. IV. ©. 1014 fi. 
Derſ. in Ri f. Nat. II, 2, ©. 261 ff. und II, 20. ©. 607 ff. (beides Artikel über neuere Litte: 
ratur), W. Krebs, Die Fürſorge für unfere geiverblidhe Jugend. 1891. 9. Böttger, Das 
Programm der Handwerker. 1898, Der ſ., Für das Handwerk. 189. PB. Scheven, Die Lehr: 
werfitätte. Band I. 189. Th. Hampfe in 9. f. Nat. III, 7 (1894) ©. 586 ff. Unterſuchungen 
über die Lage des Handwerks (©. V. f. S. Bb. 52—56) 1895. 1896, M. E. Cach eux, Etat 
actuel en France du patronage et de l'enseignement des apprentis. 1889, Bulletin de la 
societe de protection des apprentis, Paris, feit 1867, 


8 75. Eine ſchlechte Ausbildung der Lehrlinge hat die ſchwerſten privat- 
und volfswirtichaftlichen Webeljtände zur Folge. 

Die wichtigften Hier nur in Kürze aufzuführenden find: 1. Für die Lehrlinge jelbit der 
doppelte Nachteil, daß fie in höherem Grade unfähig werden, jpäter ordentliche, tüchtige, 
fonfurrenzfähige Meifter zu werden, und daß fie auch als Gejellen einen geringeren Lohn 
erhalten, als ihnen bei bejjerer Ausbildung zu Teil werden würde. Denn Lohn und Leiftung 
müſſen auf die Dauer jtet3 in einem gleichwertigen Verhältnis bleiben. Bei freier Lohn: 
beftimmung ift e3 unmöglich, daß auf die Dauer der Sachwert des Lohns für eine Arbeiter: 
Kaffe auf der gleichen Höhe bleibt oder gar jteigen kann, wenn die Arbeitsfähigfeit und die 
Arbeitzleiftungen diejer Klaſſe ſinken. In beiden Fällen ſchädigt alſo die jchlechte Ausbildung 
die fünftige wirtichaftliche und jociale Eriftenz der Lehrlinge. 2. Sie verjchlechtert die Lage 
der feinen noch mit Gehilfen arbeitenden Handwerker, die ohnehin bei freier Konkurrenz 
einen ſchweren Stand haben, und fann auch den Untergang jolcher herbeiführen, die an fi 
fonfurrenzfähig jein würden. Die größeren Unternehmer, welche das ganze Jahr Hindurd 
Gejellen bejchäftigen, ziehen naturgemäß die beſſeren Gejellen an fich, den Heinen bleibt der 
Auswurf der jchlecht ausgebildeten, meift auch moraliſch tiefer ftehenden. Die legteren kön: 
nen deshalb oft ihre Arbeiten nicht jo gut oder nicht rechtzeitig liefern und jo wendet fid 
der Bejteller lieber an die größeren Unternehmer. Die Heinen und mittleren Unternehmer 
haben daher ihrerjeits das größte perjünliche Interefjfe an einer guten Ausbildung der Lehr: 
linge. 3. Die ſchlechte Ausbildung führt auch zu einer jchlechten Qualität der Gewerbspro— 
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dufte und zu einer font unnötigen Höhe der Produftionstoften. Wo fie vorhanden, daher 
die Klagen über jchlehte Waren der Handwerker und über die Unfähigkeit derjelben, die 
Arbeiten ordentlich und nach Wunſch zu liefern. Sie wirft aber auch weiter auf die In— 
duftrie und auf die internationalen Verkehrsverhältniſſe. Es ift geringer die Erportfraft der 
Gewerbe, geringer auch die internationale Konkurrenzkraft und Schußzölle werden nun drin: 
gend gefordert, die bei befjerer Ausbildung und höherer Arbeitsfähigfeit unnötig wären. 
4. Dazu kommt noch, daß je geringer die Arbeitsfähigkeit und mit ihr notwendig auch die 
AUrbeitsluft und Moral dieſer Arbeiterflaffe ift, diejelbe um fo mehr geneigt ift, das Ohr 
den trügeriſchen VBorjpiegelungen ſocialdemokratiſcher Agitatoren zu leihen, welche Verkürzung 
der Arbeitäzeit und Lohnerhöhung fordern und die Gleichheit des Einkommens als das 
natürliche Recht der Arbeiter und ald das durch Agitation erreichbare Biel hinftellen. 

Dieſe Folgen der fchlechten Ausbildung der Lehrlinge geben der Frage der Ausbildung 
berjelben ihre volfswirtichaftliche und fociale Bedeutung. Die Lehrlingsfrage, d. h. die Frage 
einer guten Fachbildung und einer moraliichen Ausbildung der Lehrlinge, ift der Kardinal: 
punft der Handwerferfrage. 

$ 76. Für die Herbeiführung und Sicherung einer guten Ausbildung ber 
Lehrlinge ift im Allgemeinen und vor Allem folgendes zu beachten: 

1. Soweit die Lehrlinge vertragsmäßig ihre Ausbildung bei einem Lehrheren empfangen, 
muß diefer gegen den Bruch des Lehrvertrags und der Lehrling gegen eine miß— 
bräuhlihe Benugung feiner Arbeitskraft und gegen eine ungebührlidhe Be: 
handlung wirkſam geſchützt jein. 

Können die Lehrlinge nicht mehr gezwungen werden, den Lehrvertrag inne zu halten, 
jo ift die Folge, daß fie ſich nicht fcheuen, dem Lehrheren zu entlaufen, wenn diefer fie in 
ihnen unbequemer Zucht hält oder zu ftrenger Arbeit anleitet, oder wenn überhaupt fich 
für fie Gelegenheit findet, als jugendliche Arbeiter, Tagelöhner oder jchon als Geſellen 
Beichäftigung zu finden. Die Folge ift, daß gewiſſenhafte, tüchtige Meifter, die ihre Lehr: 
finge gut ausbilden könnten und würden, jich nur ungern zur Annahme und Ausbildung 
von Lehrlingen entjchließen; der Vorteil, den fie berechtigterweije als Entihädigung für 
ihre Mühe und Arbeit von den Lehrlingen in der zweiten Hälfte der Lehrzeit haben, geht 
ihnen bei dem Bruch des Lehrvertrags verloren. Zu einem ſolchen entichließen ſich in der 
zweiten Hälfte der Lehrzeit die Lehrlinge, wenn fich ihnen Gelegenheit bietet, anderweitig 
etwas rejp. mehr zu verdienen, um jo leichter, weil fie in ihrem Unverftand nur an den 
unmittelbaren Borteil in der Gegenwart denken, und fich nicht viel darum kümmern, daß 
fie, zum Schaden für ihre Zukunft, weniger lernen. Und die weitere Folge dieſes Rechts— 
zuftands, welcher dem Egoismus feine Schranfen zieht, ift, daß nunmehr bei der Beichäf- 
tigung der Lehrlinge die jyftematische und gründliche Ausbildung derjelben ganz in den 
Hintergrund tritt. Wer Lehrlinge beichäftigt, jucht nun auch feinerjeit3 ihre Arbeitskraft 
auszunugen und fie jo zu befchäftigen, daß die vorzeitige Auflöfung des Lehrverhältnifjes 
ihm feinen materiellen Schaden bringt. Man bejchäftigt Lehrlinge, wie man jugendliche Ar— 
beiter in Fabriken beichäftigt, d. h. nicht als Perſonen, die erjt für die Zukunft etwas lernen 
follen, ſondern ald Arbeitskräfte, deren Leiftungen man im eigenen Jnterefje verwertet. Zu 
diefer Rolle mögen fich gewiffenhafte Meifter nicht hergeben; eben deshalb fuchen fie mög- 
lichſt ohne Lehrlinge auszutommen. — Diejer verderblihe Zuſtand des Lehrlingsweſens 
wird durch die Eltern und Angehörigen der Lehrlinge noch begünftigt. Dieje Leute gehören 
meist den Volksklaſſen an, in welchen das Bemwußtjein der jittlichen Pflichten gegen die eige- 
nen oder die ihrer Fürſorge anvertrauten Kinder ein geringes ift. Die Eltern juchen mög- 
fichft auch in ihrem Intereſſe die Arbeitskraft ihrer Kinder auszunugen. Sie denken mehr 
an die Gegenwart und den unmittelbaren materiellen Vorteil ald an die Zukunft und den 
Ipäteren höheren Vorteil; ihnen liegt mehr am Herzen, daß ihre Kinder bald etwas ver: 
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dienen, als daß fie ordentlich ausgebildet werden, um fpäter dauernd mehr verdienen zu 
können. Deshalb geben fie im Allgemeinen ihre Kinder überhaupt Lieber als jugendliche 
Arbeiter in Fabriken wie in die Lehre; laſſen fie aber diefelben ein Handwerk lernen, fo 
geben fie die Kinder lieber einem Lehrherrn, der noch Lohn zahlt, auch wenn er ſich um 
die ordentliche Ausbildung gar nicht fümmert, als einem Meifter, der nichts zahlt, aber 
jeine Lehrlinge ordentlich hält und ausbildet, fie begünftigen deshalb auch den Leichtfinnigen 
Bruch der Lehrverträge, jobald ihre Kinder anderweitig einen Lohn, rejp. einen höheren 
Kohn erhalten können. 

Die erfte Borausjegung, diefen Mifftänden zu begegnen, ift die Sicherung der Lehrherrn 
gegen den Bruch des Lehrvertrags. Aber auf der andern Seite muß dann auch eine Ga— 
rantie gejchaffen werden, daß der Lehrling nicht in einer feine Ausbildung, geichweige gar 
feine Gejundheit und Sittlichkeit gefährdenden Weife benußt, nody das dem Lehrherrn not: 
wendig einzuräumende Necht der väterlichen Zucht gemißbraucht wird. 

2. Die weitere, ebenjo abjolute Borausjegung einer genügenden techniſchen Aus: 
bildung der Lehrlinge ift, daß diefelbe Gegenstand einer bejonderen obrigfeitlichen 
Fürjorge wird und insbefondere ſtaatlich-obrigkeitliche Organe beftehen, melde, 
für beftimmte Bezirke errichtet und zujammengejegt aus Vertretern der Staatsgewalt, der 
Arbeitgeber und nehmer, in ihrem Bezirk das Lehrlingswejen regeln und beauffichtigen 
und Streitigkeiten in Bezug auf die VBerhältniffe der Lehrlinge entjcheiden. 

Ueberläßt man dieje Ausbildung der Lehrlinge ausſchließlich dem freien Vertrage und 
der Willkür der Einzelnen, jo ift es unvermeidlich, daß, wie einmal die Menjchen find, in 
unendlich vielen Fällen der Egoismus und Unverſtand nur eine Ausnugung der Arbeits: 
fraft, nicht eine ordentliche Ausbildung der Lehrlinge bewirken. Und eine faljche Politik ift 
es auch, fie lediglich der Fürjorge freier gewerblicher Korporationen oder den Kommunen 
zu überlaffen. Ganz abgejehen davon, daß gewerbliche Korporationen nicht überall eriftieren, 
die Erfahrung hat gelehrt, daß jolche Korporationen fich nicht immer mit der Energie, Ein- 
fiht und umeigennüßigen Hingebung, die hier notwendig find, der Sache annehmen, und 
daß auch die Kommunen der ihnen auferlegten Verpflichtung ohne eine weitere Einwirkung 
der Staatögewalt in durchaus ungenügender Weife nachkommen. Die gute Ausbildung ift 
aber ein allgemeines Landes: und Staatsinterefje, es handelt fich hier nicht bloß um die 
gebotene Fürjorge für eine unmündige Volksklaſſe in derem Intereſſe, jondern, wie vorher 
gezeigt, um jehr wichtige allgemeine volfswirtichaftliche und focialpolitifche Intereffen und 
Aufgaben. Der Staat hat daher eine unabweisbare Pflicht und fann fie erfüllen. Das 
Mittel find obrigkeitliche Organe +), welche überall, wo das Bedürfnis vorhanden ift, lokal 
für die betreffenden Gewerbe Vorichriften über die wejentlichen Beftimmungen der Lehr: 
verträge erlaſſen, die Beſchäftigung und Ausbildung der Lehrlinge überwachen, für die 
Durhführung der Lehrverträge umd für die ordentliche Ausbildung der Lehrlinge jorgen, 
welche zugleich richterliche Befugniffe haben und etwaige Streitigkeiten entjcheiden. 


Diefe Organe find heutzutage nur als Organe der Selbftverwaltung unter ſtaatlicher 
Kontrole zu konftituieren. Aber fie dürfen nicht bloß aus Arbeitgebern zufammengejegt fein; da durch 
fie auch wichtige Intereffen der Arbeitnehmer zu wahren find, ollten auch die legteren in ihnen ver 
treten jein, und, da nidt bloß private, fondern jehr erhebliche öffentlihe Intereſſen in * 
ſtehen, darf auch die Staatsgewalt zur Wahrung des Öffentlichen Intereſſes nicht darauf ver: 
zichten, in ihnen vertreten zu fein. Ein bloßes Oberauffichtsredyt derſelben erießt nicht die um: 
mittelbare Vertretung; es vermag weder egoiltiichen Beitrebungen genügend zu begegnen, nod, 
was mehr ins Gewicht fällt, die energiiche und gemeinnügige Erfüllung der großen pofitiven Auf: 
gaben in der hier gebotenen Weile zu fidjern 95). Solche Organe beitchen zur Zeit noch nicht, 


614) ©. über diefe Organe ſchon die Verb. d. V. mir nicht bloß Staatsbeamte, am allerwenigften 
für Socialpolitif im 3. 1875 (S.d.®. XIS. 95 ff.), Polizeibeamte, fondern in erfter Reihe Kommu- 
insbej. mein Referat (©. 127 fi.) und Schön nalbeamte. Ich denfe mir auch, daß man hier 
berg, Zur beige ie ©. 15 ff. neue unentgeltliche Ehrenämter für Perſonen, die 

615) Als Vertreter der Stantögewalt denfe ich weder Staatd- noch Gemeindebeamte jind, aber 
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ihre Gründung ift eine der wichtigften und bringlichiten Aufgaben und m. E. ein Kardinalpunkt 
der „Reform des Lehrlingsweſens“. Die weitere Einrichtung dieſer Organifation ift eine bier 
nicht zu erörternde Spezialfrage. Diefelbe kann weder in den verfchiedenen Staaten, noch in dem: 
felben Staat überall eine gleichartige fein. Sollen diefe Organe den realen Bedürfniffen ent: 
jprechen und ihren Zweck ficher erreichen, fo müffen fie verichieden fein für Stadt und Land, für 
das Groß: und Slleingewerbe, für das Handwerk, die Fabrik: und Hausinduftrie, und in Be: 
tracht fommt ferner auch die Kommunalverfaſſung des Staats und der Juftand des gemwerblichen 
Korporationsweiens. Bei der Organijation muß aber jedenfalld das Princip verfolgt werben, 
dab, wenn auch in den Organen die Bertretung der —— unentbehrlich iſt, dieſe Or: 
ane doch, wie bemerkt, mehr den Charakter von Organen der Selbſtverwaltung erhalten. Es 
oll durch fie feine neue ſtaatliche Bevormundung eintreten, mit ihnen feine neue bureaukratiſche 
oder zünftleriſche Inſtitution geſchaffen werden, ſondern eine Inſtitution, welche durch ihre Zu— 
ſammenſetzung dafür bürgt, daß fie im gleicher Weiſe dem Intereſſe der Lehrherrn und Lehr: 
linge, wie dem Anterefje, das Staat und Gefellihaft an der ordentlihen Ausbildung der Lehr: 
linge haben, Redynung trägt. 


Iſt aber die Eriftenz ſolcher Organe eine Notwendigkeit, dann darf auch diejelbe nicht 
mehr von dem freien Willen der Privatperfonen oder der Kommunen abhängig gemacht, 
fondern muß es als die Aufgabe der Staatdgewalt hingeftellt werben, direkt oder indireft 
für ihre Eriftenz zu forgen. Nur wenn man die Sorge für fie zu einer Pflicht des Staats 
macht, ift die Gewähr, daß fie überall, wo das Bedürfnis obwaltet, ins Leben treten, und 
nur wenn fie obrigfeitlihe Organe find, können fie die disziplinaren und richterlichen Be- 
fugniffe erhalten, ohne welche fie ihre Funktionen nicht erfüllen können, 


Man kann unter Umſtänden eventuell auch gewerbliche Korporationen (Innungen, Gewerbe: 
vereine, Facgenoffenichaften, Gewerbe: ober Handiwerferfammern zc.), wo fie beitehen und eine 
genügende Garantie bieten, zu ſolchen Organen machen (ſ. unten $ 84), nur jollten auch bei ihnen 
die vorerwähnten Anforderungen erfüllt werden, insbejonbere aud die Vertretung und Mitwir: 
fung der Öffentlichen Gewalt in ihnen, mindeftens eine ftändige obrigkeitlihe Kontrole, und die 
Bertretung der Arbeitnehmer ftattfinden. Aber im Allgemeinen wird fich das Ziel doch nur er: 
reichen laffen durch die obrigkeitliche Schaffung befonderer Organe, beren Organifation eventuell 
nur an beftehende gewerbliche Storporationen angelehnt wird 68), 

Auc die neuen Erfahrungen, die man in Deutſchland jeit dem Innungsgeſetz von 1881 
gemacht hat, beitätigen troß der unlengbaren verdienftvollen und erfolgreichen Thätigfeit eines 
Teils der Inmungen in diefer Nichtung nur, daß fein allgemein befriedigender Zuftand ohne eine 
direfte Fürforge der Staatsgewalt für die Schaffung und gemeinnügige Wirkſamkeit ſolcher Or- 
gane erreicht werden kann. Und die Erfahrungen in Defterreich mit den Zwangsgenoſſen— 
ſchaften feit 1888, die auch als eine Art obrigfeitliher Organe für das Lehrlingswefen konfti- 
tuiert wurden, beftätigen ebenfalls, daß die dortige Organifation nicht dem bier in Rede ftehenden 
Zweck entipricht. 

Der, inzwifchen wieder aufgegebene, Reichägejegentwurf des Preußiſchen Minifters für Handel 
und Gewerbe Freiherrn von Berlepih vom 15. Auguſt 1893 betr. die Organifation des Hand: 
werks und die Negelung des Lehrlingswefens 617) anerkannte die Notwendigkeit der Schaffung 
von obligatoriichen obrigkeitlihen Organen für das Lehrlingsweien und ſah (aber nur für Hands 
werfögewerbe) in den obligatorischen Fachgenoſſenſchaften und Handwerfsfammern (Zwangsver: 
bände der Handwerker), an deren obligatorischer Aufgabe bezüglich des Lehrlingäweiens auch ein 
Gehilfenausſchuß teilnehmen follte, folde Organe vor. Es fehlte aber in diefem Entwurf, deſſen 
Organifation der Fachgenoſſenſchaften auch fonft manchen Bedenken unterliegt und Iebhaften all: 
gemeinen Wideripruch fand, die m. E., ſoweit es ſich um das Lehrlingsweien handelt, nicht zu 
entbehrende Vertretung bezw, Mitwirkung der öffentlichen Gewalt. 

Gerade die vielen vergeblihen Berfuche, Beitrebungen und Vorfchläge der neueren Zeit, in 
anderer Meife zu Organen für das Lehrlingsweien zu gelangen, fcheinen mir ein neuer Beweis für 
die Nichtigkeit der hier, und von mir fchon feit 1875 (f. Anm. 614) vertretenen, Anficht zu fein. 


3. Um die notwendige theoretiſche Fahbildung herbeizuführen, muß von Seiten 
des Staats und der Kommunen reſp. der gewerblichen Korporationen fiir gewerbliche Fort: 
bildung: und Fachſchulen geſorgt werden und der Bejuch diejer Schulen muß obligatoriich 
gemacht werden können. Indes der Schwerpunft der Ausbildung der Lehrlinge Tiegt nicht 
in dem theoretijchen Unterricht, jondern in der praftiihen Lehre, in der praktiſch-tech— 


für dieje wichtigen Öffentlichen Funktionen das rechte ftehenden Gewerbegerichten gedacht werden. 

Verſtändnis und Jntereffe haben, fchaffen könnte. | 617) ©. dar. u. WU. auh Hampke, Die Or- 
616) Es Fönnte Hier unter Umftänden eventuell ganilation des Handwerks und Regelung des Lehr: 

auch an eine Verbindung diefer Organe mit be» üngsweſens, in J. f. Nat. III, 7 (1894) S. 82 fi. 
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nischen Ausbildung. Was aber dieje betrifft, jo ift für die Aufgabe, fie in einer dem Inter— 
effe der Lehrlinge, der gewerblichen Produktion und der Konjumenten entjprechenden Weile 
einzurichten, zu beachten — und das iſt ein Hauptpunkt der Reformfrage —, daß die praf: 
tiſch techniſche Ausbildung, wie fie heutzutage in den gewöhnlichen Werkftätten rejp. Fabrilen 
gewährt wird und zu einem großen Zeil auch nur gewährt werden kann, in einer Reihe 
von Gewerbszweigen und für eine große Zahl von Lehrlingen nicht mehr ausreicht. Sie 
muß deshalb zum Teil ergänzt refp. erjegt werden durch die praftiiche Ausbildung in be- 
jondern, die Erfüllung jener Aufgabe fihernden, technijchen Lehranftalten, jog. Lehrwerk— 
ftätten (ſ. dar. 8 78). 

4. Ebenſo darf heute die obrigkeitliche Regelung und Ueberwachung des Lehrlingsweſens 
fi) nicht bloß auf die jogen. Handwerkslehrlinge beichränfen, ſondern muß fich aud, 
mit gewiflen Modifikationen, auf die Zehrlinge in der Fabrif- und Hausinduſtrie 
erjtreden. Auch Hier eriftieren Lehrlinge und in großer Zahl. Was vorher von der guten 
Ausbildung im Allgemeinen behauptet wurde, gilt auch für dieje Lehrlinge. Und die gleichen 
Momente rechtfertigen auch Hier an fid) dringend die obrigkeitliche Regelung und Ueber: 
wadhung; nur bedarf es mit Nüdficht auf die eigentümlichen Verhältniffe der Fabrik: und 
Hausinduftrie in den gejeglichen Vorjchriften und weiteren Maßregeln der Berwaltung 
mancher Uenderungen der allgemeinen. Eine jolche Regelung ift um jo dringender geboten, 
wenn die allgemeine Ordnung des Lehrlingsweſens eine ftrenge ift, weil jonft die Vermeh— 
rung der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter in ber Fabrif- und Hausinduftrie auf Koften 
der Handwerkögewerbe begünftigt würde. Bei der Ordnung des Lehrlingäwejens in dieſem 
weiteren Umfang ift es noch eine wichtige, auch für die Handwerkögewerbe in Betracht kom: 
mende, praftiiche Aufgabe, zu verhindern, daß nicht die Maßnahmen durch die Bezeichnung 
wirflicher Lehrlinge als jugendlicher Arbeiter illuforifch werden. Die Entſcheidung, ob die 
Betreffenden rechtlich als Lehrlinge oder jugendliche Arbeiter anzujehen, darf deshalb nicht 
ausichließlidy privater Willtür überlaffen werden es). . 

5. Wie wichtig und unentbehrlicy aber auch immer die Mitwirkung der öffentlichen Gewalt 
ift, um einen guten Zuftand des Lehrlingsiwejens herbeizuführen, ihr Erfolg wird doch, wie 
überall, bedingt von dem rihtigen Berhalten der Einzelnen, hier in ganz 
befonderem Maße von dem der Gewerbetreibenden. Die Staatshilfe reicht hier jo 
wenig aus, wie in irgend einer andern jocialen Frage. Die ftaatlichen und fommunalen Map: 
regeln können nur den Boden jchaffen, auf dem die energifche Arbeit der Gewerbetreibenden 
und zwar der Arbeitgeber und Arbeitnehmer die gute Frucht erzeugt. Das aber ift die große 
Bedeutung und Kraft jener Maßregeln, daß fie diefen Boden jchaffen und der gewerblichen 
Bevölkerung die Möglichkeit eröffnen, durch eigene Kraft einen befjeren, guten Zuftand an: 
zubahnen, der ohne jene Maßregeln unerreichbar ift. 

8 77. Die weſentlichſten einzelnen Maßregeln zur Siherung einerguten 
praftiijh-tehnifhen Ausbildung der Lehrlinge find: 

I. Obrigfeitlide 

1. der Gejeggebung*®): a. Das Erfordernie der rechtlichen Unbejcholtenheit des 


618) Der Gejepentwurf des Preußiſchen Mi- auch dann angenommen werben, wenn ein fchrift- 
nifter8 Freiherrn von Berlepic (j. S. 681) vom licher Lehrvertrag nicht ab eichloffen oder im Ar- 
15. Nuguft 1893 enthielt (B, IX) die diejer For- |beitsvertrag vereinbart ift, dab das Verhältnis als 
derung entiprechende Beftimmung (für Handwerks- ein Lehrverhältnis nicht gelten foll*. 
gewerbe): „Bei Arbeitern unter 17 Jahren, welche | Ueber die thatlächliche Geſetzgebung ſ. Ab- 
mit technischen Hilfsleiftungen nicht Tediglich aus— ſchn. I dieſer Abh. Für Deutſchland ent— 
nahmsweiſe oder vorüber F beſchäftigt werden, hielten die $S 105— 108 und 115—126 der Gem. 
gilt die Vermutung, daß jie in einem Lehrver- Ord. von 1869 die (durchaus ungenügenden) Bor- 
hältnis ftehen. Im Uebrigen ift die frage, ob ein ſchriften. Eine Henderung zum Beffern (aber eine 
jolches vorliegt, nach den Umftänden des einzelnen noch nicht genügende) ift erfolgt durch die Gem. 
Falls zu enticheiden. Ein jolches Verhältnis fann Drd.novelle vom 17. Juli 18738 $ 126— 133 und 
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Lehrherrn 620). b. Die VBorfchrift der obligatorischen jchriftlichen Abfaſſung und Regiftrierung 
der Lehrverträge, ſowie die Aufftellung von Normativbeitinmungen, welche für den Fall, 
daß die jchriftliche Abfaffung der Lehrverträge in unzureichender Form ftattgefunden hat, 
fubfidiär in Kraft treten. Die fchriftlihe Abfaffung ift notwendig, damit die Bedingungen 
des Lehrvertrags befjer und ficher feftgeftellt werben. Sie erleichtert audy in Verbindung 
mit der Regiftrierung, die vor einem obrigfeitlihen Organ für das Lehrlingsmwejen ftatt: 
zufinden hätte, die Kontrole der Verträge und trägt dazu bei, daß diefelben befjer gehalten 
werden. Der Einwand der Anomalie gegenüber andern privaten Berträgen trifft nicht zu. 
Dieje Verträge haben eine bejondere Bedeutung: fie entjcheiden über die Zukunft der Lehr: 
linge, ihre Geftaltung und Annehaltung bedingt die wirtichaftliche und fociale Lage ganzer 
Volksklaſſen und den Zuftand der gewerblichen Produktion 2), c, Die Beitimmung der Efjen- 
tialien des Lehrvertrags und die Regelung des Rechts der Kontrahenten, denjelben eventuell 
vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit aufzuheben *22). d. Die Feſtſetzung von Strafen beim 
Zehrvertragsbrud; gegen Thäter, Anftifter, Teilnehmer und Begünftiger, insbefondere auch 
gegen Denjenigen, welcher einen Lehrling, wiſſend, daß er entlaufen ift, in Lehre oder Arbeit 
nimmt oder behält 6%). e. Geſetzliche Schugbeftimmungen gegen eine mißbräuchliche (die Ge— 
ſundheit, Sittlichkeit, Ausbildung gefährdende)Bejchäftigung der Lehrlinges2*). f. Die Einführung 
einer gejeplichen Probezeit, ald notwendige Konfequenz einer Erſchwerung der Auflöjung der 
Lehrverträge 35). g. Die Möglichkeit, den Fortbildungs: und Fachſchulunterricht für Lehr: 


durch das Innungsgeſetz vom 18. Juli 1881 
Sn Defterreich GewOrd. 8 97—104a. 

620) Die betr. Beitimmungen in Deutic- 
land (Gew. Ord. $ 106) und Defterreich (Gem.- | 
Ord. 598) find nicht ausreichend. 

621) In Deutichland fiel 1869 der Antrag 
der Regierungen auf Schriftlichleit der Lehrver- 
träge im Reichdtag des Norddeutichen Bundes bei 
der manchejterlich gelinnten Majorität durch, die 
Nov. vom 18. Juli 1878 hat nur die fchriftliche 
Abfaffung begünftigt durch die Gewährung eines 
Schutzes gegen den Kontraktbruch, den die münb- 


fteht 1. darin, daß in diefem Falle die Polizei— 
behörde den Lehrling auf den binnen einer Woche 
nach dem Austritt des Lehrlings geftellten An- 
trag des Lehrherrn anhalten kann, jo lange in 
ber Lehre zu verbleiben, als durch gerichtliches 
Urteil das Lehrverhältnis nicht für aufgelöft er- 
Härt ift, und im Falle der Weigerung berechtigt 
ift, denjelben zwangsweije zurüdführen zu laflen 
oder durch Strafandrohung (bis 50 Markt oder 
galt bis zu 5 Tagen) anzuhalten (Gew. Ord. $ 130), 
. darin, daf nur, wenn der Lehrvertrag ichriftlich 
abgeichlofjen ift und das Yehrverhältnis vor Ab— 
lauf der verabredeten Lehrzeit fein Ende erreicht, | 
von dem Lehrherrn oder Lehrling ein Anſpruch 
auf Entſchädigung geltend gemacht werden fann 
(Gew.Ord.$132.133). In Defterreich iftder Lehr: 
vertrag ſchriftlich oder mündlich vor der Genoflen- 
fchaftsvorftehung reip., wenn eine jolche für das 
betr. Gewerbe nicht beitebt, vor der Gemeinde- 
behörde abzuſchließen und in beiden Fällen in 
einem befondern Brotofollbuch diejer Organe zu ver- 
zeichnen ; auch find die Bedingungen des Vertrags 
in da& Arbeitsbuch aufzunehmen (Gew.Ord. $ 99). 
In der Shweiz müſſen in einzelnen Kantonen 
die Verträge jchriftlich abgeichlofjen werden. Der 


linge obligatorisch zu machen 2°), h. Die obligatorische Erteilung eines amtlich zu beglau- 


Schweizeriiche Gewerbeverein wirft feit Jahren 
energiich und mit Erfolg auf die Abfaſſung jchrift- 
licher Lehrverträge nadı einem von ihm entiwor- 
fenen Normalvertrag hin. S. dar. die Jahres— 
berichte des Vereins, 

622) Bol. für Deutjchland Geſ. vom 18, Juli 
1878 Gew.Ord. 8 128, für Defterreicd Geil. 
von 1885 Gew. Ord. $ 99. 8 101. 

623) In Deutihland ift eine Art Be- 
ftrafung (Geldentihädiqung) erſt durch die Nov. 
von 1878, aber nur für fchriftliche Lehrverträge 


eingeführt, Gew.Ord, $ 130— 133 (f. vorher 
lichen Berträge nicht haben. Diefer Schuß be- 4 


nm. 621); in Defterreich fommen hier die 
allgemeinen Beftimmungen der Beltrafung des 
Kontraftbruchs (Gef. von 1885 $ 85.86 vgl. oben 
$ 51 diefer Abd.) zur Anwendung. 

624) In Deutihland die nicht ausreichen- 
den Beitimmungen in 8 106. 120. 126—128 der 
Gew.Drd. (Nov. von 1878). Zum Bmed einer 
beſſern Kontrole ift für alle Arbeiter unter 21 
Fahren die Beihäftigung auf Grund eines Ar- 
beitsbuches vorgeichrieben. (S. SS 107—114 der 
Gew. Ord.). IAnDefterreich SS 99b—101 der 
Gew. Ord. 

625) In Deutſchland iſt eine ſolche von vier 
Wochen, die vertragsmäßig nicht über drei Monate 
verlängert werden darf, durch Nov. von 1878 
(Gew. Ord. 8 128) eingeführt. Die gleiche Beſtim— 
mung beſteht in Defterreich (Gew. Ord. $ 99a). 

626) Durch Ortsjtatut, oder Innungsſtatut oder 
Verfügung der höheren — — In 
Deutſchland kann allgemein für Arbeiter unter 
18 Jahren die Verpflichtung zum Beſuch einer 
Forbildungsichule, jomweit die Verpflichtung nicht 
landesgejeßlich beſteht, durch Ortsſtatut (Gew. Ord. 
8120. 8142) begründet werden. Nach dem Innungs- 
geieg von 1881 (Gew. Ord. $ 98a) muß das In— 
nungsjtatut die Meifter verpflichten, ihre Lehrlinge 
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bigenden Lehrbriefes (Zeugniffes über die Dauer der Lehrzeit, über Betragen, Kenntnifie 


und Fertigkeiten des Lehrlings) 7). 
Ueber die Berechtigung und Notwenbdigfeit 


diefer Mafregeln, die in diefem Werke jchon 


jeit der erften Auflage gefordert wurden, befteht heute fein Streit mehr. 


Ueber weitere find bie Anfichten noch geteilt, fo insbeiondere über folgende: 

a. Die obligatoriiche Prüfung für Lehrlinge (Gejellenprüfung) 622). Dafür jpricht, daß fie dem 
Lehrvertragsbruch noch wirfjamer u als die Beitrafung, dazu auf die Zehrherrn einen 
Zwang ausübt, für eine ordentliche Ausbildung ihrer Lehrlinge zu forgen, auch dieſe felbit an- 
fvornt, eine ſolche zu erlangen und daß unzweifelhaft eine befiere Ausbildung der Lehrlinge her 
beigeführt wird. Dagegen ipricht die Schwierigfeit einer ordentlihen Durchführung. Aber dieſe 
Schwierigkeit ift nicht unüberwindlic, wie die Durdführung der freiwilligen Prüfungen erwieſen 
hat. Leichter ift jedenfall die Durchführung bei der Eriftenz obrigfeitliher Organe für das Lehr: 
lingsweſen. b. Die Vorichrift eines beftimmten Lebensalters und einer befondern tehniichen Qua: 
Iififation für den Lehrherrn: Die Vorſchrift eines beitimmten Lebensalters (mindeitens 24 oder 
25 Jahre) ift gerechtfertigt. Der Forderung eines befondern Befähigungsnachweiſes durch eine 
Meifterprüfung aber ftehen die oben (S. 665 ff.) erörterten Bedenken entgegen; wollte man dieſe 
Prüfung nur für Lehrmeifter obligatoriih machen, jo würde, abgejehen davon daß die Meiiter: 
prüfung aud feine Garantie für die gute Qualififation eines Lehrmeiſters bietet, die Durchfüh: 
rung einer ſolchen Vorſchrift heute auf ganz unüberwindlice Schwierigkeiten ftoßen. Beachtens— 
werter und weniger ſchwierig binfichtlid der Durhführung ift die Forderung, dab der Lehr: 
meifter bei Handwerksgewerben felber eine beftimmte Lehrzeit durdigemacht und die Geſellenprü— 
fung beftanden oder mindeſtens eine beftimmte Anzahl von Jahren das Gewerbe jelbitändig be: 
trieben habe, aber eine Garantie für die Befähigung des Lehrmeifters zur Anleitung von Lehr— 
lingen ift dadurch auch nicht gegeben und die Abgrenzung derjenigen Gewerbe, für welche die Be: 
ihräntung durchgeführt werben foll, von anderen, begegnet doch auch erheblihen, wenn aud 
vielleicht zu hebenden, Schwierigkeiten; immerhin ift zuzugeben, daß diefe Regelung !auf bie 
Beflerung des Lehrlingsweiens günftig wirken würde 62%). c. Die gänzliche oder zeitweiſe Inter: 
faqnung ber Befugnis, Lehrlinge zu halten aus beftimmten Gründen (grobe Pflichtverlegungen 
gegen Lehrlinge; körperliche oder geiftige Gebrechen) 63%), Im Intereſſe der Lehrlinge und der 
öffentlihen Ordnung ift diefe Maßregel entichieden zu rechtfertigen und zu fordern. d. Die Bor: 


fchrift einer Minimal: und Marimallehrzeit #31), Eine generelle geleglihe Vorſchrift ift an ſich 


zum Beſuch der FFortbildungsichule oder der Fach— 
ichule anzuhalten. In Defterreich find die Ge— 
werböinhaber verpflichtet, den Hilf&arbeitern unter 
18 Jahren für den Befuch der beftehenden gewerb- 
lichen Mbend- und Sonntagsſchulen (Borberei- 


tungs⸗, Fortbildungd-, Lehrlings- oder Fachkurie) 


die erforderliche Zeit einzuräumen (Gew. Ord. $ 75a) 
und die Yebrherrn verpflichtet, ihre Lehrlinge zum 
Beſuch diefer Schulen zu verhalten (Gew.Ord 8100). 


627) An Deutſchland Gew.Drd. $ 129 (Nov. | 


von 1878), in Defterreich GewOrd. 8 104. 
628) ©. dar. auch Stiedba H.W. IV ©.381.1025. 
629) Der cit. Berlevich’iche Geſetzentwurf von 

1893 enthielt eine ſolche Beichränfung: (B. II) 

„Die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen Richt 

nur denjenigen Perjonen zu, weiche 1. das 24. 

Lebensjahr vollendet, und 2. entweder in dem 

Handwerf, in dem die Musbildung der Lehrlinge 

erfolgen fol, oder in einem gleichartigen Fabrik— 

betriebe eine ordnungsmäßige Lehrzeit zurüdge- 


legt und im Anſchluß daran eine Geiellenprüfung | 


beftanden haben oder mindeftens 3 Jahre hindurch 
jenes Handwerk jelbftändig betrieben haben“. ©. 
dar. auch Th. Hampfein‘. f. Nat. III, 7 ©. 590. 

An Defterreich ift das Recht, Lehrlinge zu 
halten, beſchränkt, infofern nur ſolche Gewerbsin— 
haber Lehrlinge halten dürfen, welche ſelbſt oder 
deren Stellvertreter die erforderlichen Fachkennt— 
niffe befigen, um den geieglichen Zorichriften in 
Betreff der gewerblichen Ausbildung der Lehrlinge 
nachfommen zu können (Gew.Ord. $ 98). In 
Deutichland kann nad dem Gel. v. 8 Dez. 1884 
(Gew,Ord. 8 100e. No. 3) für den Bezirk einer In— 


nung. deren Thätigfeit auf dem Gebiete des Lehr— 
lingsweſens ſich bewährt hat, durch Die höhere Ber- 
waltung&behörde nach Anhörung der Aufjichtäbe- 
hörde beftimmt werben, daß Arbeitgeber, welche, 
obgleich diejelben ein in der Innung vertretenes 
Gewerbe betreiben und jelbft zur Aufnahme in die 
Innung fähig fein würden, der Innung nicht an» 
gehören, von einem beftimmten Zeitpunft an Lehr- 
linge nicht mehr annehmen dürfen. 

630) Der Berlepich'iche Geſetzentwurf von 1893 
enthielt dieje Beſtimmung: (B VII) „Die Being- 
nit, Yehrlinge zu halten oder anzuleiten, kann jol- 
chen Berjonen überhaupt oder für beftimmte Beit 
unterjagt werben, welche ſich grober Pflichtver- 
legungen gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge 
ſchuldig gemacht haben, oder gegen welche That: 
jachen vorliegen, welche fie im fittlicher Beziehung 
zum Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen 
ungeeiqnet ericheinen laffen. In gleicher Weiſe fan 
die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen fol« 
chen Perionen unterfagt werben, welche wegen 
geiftiger oder körperlicher Gebrechen die jachgemäße 
Unterweilung und Erziehung eines Lehrlings nicht 
jelbftändig zu leiten vermögen“, 

631) Der vorerwähnte Geſetzentwurf von 1893 
jah eine jolche vor: (B. III. IV): „Die ordnnungs- 
mäßige Lehrzeit joll nicht unter 3 und nicht über 
5 Nahre dauern. Die Lehrzeit wird innerhalb der 
angegebenen Grenzen durch die Handwerfäfammer 
nach Anhörung der Fachgenoſſenſchaften feitgeiegt. 
Der Bundesrat ift befugt hinfichtlich einzelner Ge— 
werbszweige Ausnahmen zuzulaſſen“. ©. dar. 
auh Hampke a.a.D. in‘. f. Nat. 111,75. 592. 





Die Ordnung des Lehrlingsweſens. Befondere Maßregeln. $ 77. 
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nicht zu beanftanden, wenn hinfichtlich der Minimalzeit Ausnahmen zuläffig find. e Die For: 

derung bes Rechts ftaatlicher Behörden oder gewerblicher Korporationen, Borichriften über die 

zuläffige Zahl von Lehrlingen im Verhältnis zu den im Betriebe beſchäftigten Gefellen zu er: 
lafien 632), — eine Forderung, welche der übermäßigen Einftellung von Lehrlingen (der jog. Lehr— 
lIingszüchterei) entgegentreten will, aber weniger die Frage der gewerblihen Ausbildung berührt 

— iſt principiell bedenklich und dürfte praftiih auch unausführbar fein. 

2. Der Berwaltung: a. Die Konftituwierung von obrigkeitlichen Organen für die Re— 
gelung und Ueberwachung des Lehrlingsweſens ($ 76). b. Die Sorge für die Fortbildung: 
reip. Fachſchulen ſowie für kunftgewerbliche event. auch für andere Lehrwerkjtätten ($ 78). 
ec. Die adminiftrative Regelung der freiwilligen Lehrlingsprüfungen #3), d. Die Gewährung 
von Staatömitteln für Prämien bei Austellung von Lehrlingsarbeiten. 

II. Zu diejen obrigkeitlihen Maßregeln müſſen fih private der gewerblichen Bevöl- 
ferung, insbejondere der Gewerbetreibenden gefellen. 

1. Es iſt hier in erfter Reihe die Erfüllung moralifcher Pflichten jeitens derſelben ge- 
boten. Der Lehrling ſoll für fie nicht ein bloßes Arbeitsinftrument fein, jondern eine ihnen 


632) Der Sejegentwurf von 1893 enthielt auch 
eine ſolche Beftimmung, die indes den größten 
Wideriprucd hervorgerufen bat: (B. VIII) „Durch 
den Bundesrat fünnen für beftimmte Handwerke 





Borichriften über die zuläfjige Zahl von Xehrlingen | 
im Verhältnis zu den in einem Betriebe beichäf- 


tigten Gejellen erlaffen werden. Solange ſolche 
Borichriften nicht erlafjen find, ſind die Handwerks⸗ 
fammern zu deren Erlaß mit Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde befugt“. ©. dar. aud) 
Hanmpte.a.a.D. ©. 59. 

633) Eine vortrefflihe Organijation freiwilliger 
Lehrlingeprüfungen beiteht in Württemberg, 
(veranlaßt und unterftügt durch die k. Gentralitelle 
für Gewerbe und Handel), ebenjo in England 
infolge der Betrebungen der Society of Arts und 
neuerdings audy inder Schweiz, infolge der ver— 
dienftvollen Bemühungen des jchweizeriichen Ge- 
werbevereind. Vgl. dar. W. Krebs, Organilation 
und Ergebniffe der Lehrlingsprüfungen im In— 
lande und Auslande 2c. 1888 (Gewerbliche Zeit- 
fragen Heft IV). 

In Württemberg hatte die erjte Gemwerbe- 
ordnung von 1828 die Anordnung einer Yehrlings- 
prüfung, jomwie die Bezeichnung derjenigen Gewer— 
be, bei welchen fie ftattfinden joll, der Regierung 
vorbehalten (Art. 26). Eine Jnftruftion zu der- 
feiben vom 12. Januar 1830 ordnete eine Lehr: 
lingsprüfung für die meiften Gewerbe am Schluß 
der Lehrzeit ald Regel an; die Anftruftion vom 
20. März 1851 dehnte fie auf alle zünftigen Ge— 
werbe aus und beftimmte, daß da, wo Sonntags- 
newerbeichulen beftehen, die Prüfung auch auf die 
Lehrgegenftände diejer Schulen ausgedehnt werden 
folle. Die Gewerbeordnung vom 12, Februar 1862 
bejeitigte die obligatoriiche Prüfung. Die k. Cen— 
tralftelle für Gewerbe war nun bemüht, Die Ge- 
werbevereine zur Vornahme freiwilliger Prü- 
fungen zu veranlafjen, lange Jahre mit geringem 


Erſt feitdem durch tgl. Ber. vom 26. Juni 
1881 provijoriich und durch fgl. Ber. vom 12. Au- | 


guft 1881 definitiv diefe freiwilligen Prüfungen 
geregelt wurden, fanden diejelben in größerer und 
faft jtetig fteigender Zahl ftatt; es wurden mit Er- 
folg geprüft: 1882; 268, 1883: 476, 1884: 461, 
1885: 502, 1886: 647, 1887: 737, 1888: 682, 
1889: 1085, 1890: 791, 1891: 772, 1892; 975, 








1893: 1052, 1894: 1064 an 71 Orten, am meiſten 


' in den Gemwerben der Schreiner und Schloffer. Die 


Prüfung erftredt fich 1. auf Schulfächer der Fort» 
bildungsichulen (Deutjche Sprache, Rechnen, Budy- 
führung, Naturlehre in Aupafjung an das Ge— 
werbe des Kandidaten, Zeichnen — event auf An— 
trag ded Kandidaten auch in andern Fächern), 
2. auf das in der Lehre Erlernte (Techniiche Hand: 
fertigfeit, Werkzeuge, Materialien, Warenkunde, 
Anfertigung einer praftiihen Arbeit). Der Kan— 
didat fann wählen, in welchen Schulfächern er ſich 
prüfen lafjen will. Die Brüfungstommiffion wird 
gebildet 1. aus den Vorftänden des Ortsichulrats, 
des Ghewerbevereind nud der Fortbildungsichule 
und 2. aus den von diejen beftellten Eraminatoren. 
Die lepteren find für die Prüfung in den Schul = 


fächern aus den Lehrern der Fortbildungsichule, 


für die Prüfung der praftiihen Befähigung aus 
Männern der praftiihen Sewerbethätigfeit (min— 
deſtens zwei für den betr. Berufszweig) zu berufen. 


Die Prüfung ift eine mündliche und eine jchrift- 


liche bezw. graphiiche. Außerdem haben die Lehr— 
linge einzelne Arbeiten ihres Gewerbes, welche 
zur Brobe der erlangten Fertigfeit vorzüglich ge: 
eignet find, unter Aufficht eines Mitgliedes der 
Prüfungstommiffion auszuführen. Das Zeugnis 
über die Leiftungen der Geprüften erfolgt für 
jedes Fach beionders, nach vier Abjtufungen (ge- 
nügend, befriedigend, gut, ſehr gut) auf Antrag 
der Eraminatoren durch die Prüfungskommiſſion. 
Ueber die erlangten Prädifate wird nad einem 
von der Auffichtsbehörde feitgeftellten Formular 
eine Urkunde (Brüfungszeugnis} ansgeftellt, welche 
von den Borjtänden des Schulrats und des Ge— 
werbevereind unterzeichnet und durch Unterjchrift 
des DOrtsvorftandes mit beigefügten Gemeinde— 
fiegel beglaubigt wird. Bgl. Die Entftehung ac. 
der gewerblichen Fortbildungsichulen in Würt— 
temberg. 2. Aufl. 1889. ©. 67 ff. 

In der Schweiz beteiligten fid an den Lehr- 
lingsprüfungen 1895 in 33 Brüfungsfreifen von 
98 verichiedenen Handwerken 1233 Lehrlinge (dar- 
unter 160 Lehrmädchen). 

Ueber die Beitrebungen und Einrichtungen be- 
züglih der freiwilligen Lehrlingspräfungen in 
Baden, Bayern, Heſſen ſ. Stieda im 
H.W. IV. (1892) ©. 1025. 
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anvertraute Berjon, die fie zu einem geſchickten tüchtigen Gejellen, zu einem moraliſchen 
Manne, zu einem braven, von Gemeinfinn getragenen Gemeinde- und Staatöbürger heran- 
bilden jollen. Sie dürfen deshalb nicht bloß ihr egoiftifches Intereſſe verfolgen, jondern 
müſſen ſich gewiſſenhaft, vedlich und nach beten Kräften um die Ausbildung und Förderung 
ihrer Xehrlinge befümmern. Bor Allem müſſen fie auch durch ihr eigenes gutes Beifpiel ihre 
Lehrlinge zum Arbeitsfleiß, zur Pünktlichkeit, zu folider Gejchäftsführung, zur Wirtjchaft- 
lichkeit und zu moraliichem Lebenswandel anleiten. Hierüber zu wachen, dazu die Gewerbe: 
treibenden anzujpornen, das ijt eine Hauptaufgabe der gewerblichen Korporationen der Ge: 
werbetreibenden (Innungen, Gewerbevereine 2c.), aber auch der obrigkeitlichen Organe für 
das Lehrlingsmweien. 2. Bejondere Kommiſſionen diefer gewerblichen Korporationen für das 
Lehrlingswejen müfjen eingejegt werden: zur Unterbringung von Lehrlingen bei geeigneten 
Lehrherrn, zur feierlichen Aufnahme jener bei Antritt der Lehrzeit, zur Beauffichtigung der 
von ihmen untergebradhten Lehrlinge und Arbeitövermittlung für diefelben nad) abjolvierter 
Lehrzeit ꝛc. 3. Sofern nicht obligatorische Lehrlingsprüfungen beftehen, müfjen die gemwerb: 
lihen Korporationen freiwillige Prüfungen ermöglichen und diejelben durch Uebernahme der 
Berpflichtung der Korporationsmitglieder, möglichft nur geprüfte und mit einem Prüfungs: 
zeugnis verjehene Gejellen in Arbeit zu nehmen, begünftigen. Weitere nügliche Maßregeln 
find: 4. Regelmäßige Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten und Prämierung jeitens der ge: 
werblichen Sorporationen. 5. Die Einführung einer Heinen Lohnzahlung, um dem Aus: 
beutungsjyftem der Eltern entgegenzutreten und zu verhindern, daß dieſe ihre Kinder lieber 
als jugendliche Arbeiter in die Fabriken jchiden. 6. Die Zurüdbehaltung und Anlegung eines 
Teils des Lohns für den Lehrling in einer Sparfajje, aber mit der im Lehrvertrag zu fti- 
pulierenden Abrede, daß diefe Erjparnis zugleich als Kaution dient, welche bei etiwaigem 
Kontraktbruch verfällt. 7. Die Gründung und Unterftügung von eigentlichen Lehrwerkſtätten. 


2. Die £ehrwerfjtätten insbefondere. 


Das Hauptwerk jegt P. Scheven, Die Lehrwerkftätte. 2 Bde, (bisher erſchienen Band 1. 
1894, dort auch weitere Litter.). ©. auch die Litteratur zu $ 68 und $ 72, ferner: Bücher, Lehr: 
lingsfrage und gewerbliche Bildung in Franfreid. 1878. Schönberg, Art. Lehrwerkſtätten in 
Meyers Leriton Jahrg. Suppl.Bd. 18 (1881). 8. Wittmann, Art. Lehrwerkitätten in Frank: 
reich ebend. Bd. 19 11882). Gentralverband deutſcher Induſtrieller, Verhandlungen 2c. No. 2, 
1884 ©. 120 fi. Shäppi, Organifation und Leiſtungen beitehender Lehrwerfftätten und Fach— 
ichulen. 1887 (Gewerbliche Zeitfragen Heft 1). E. Wilda, Zur frage des Lehrwerkitättenumnter: 
richts an Staatögewerbeihulen in Suppl. zum Gentralblatt des gewerblichen Unterrichtsweſens in 
Oeſterreich Bd. VII. 18869, I. Stingl, Ueber das praftiiche Arbeiten in Sculwerkftätten ꝛc. 
ebend. Bd. VI. 1888. M. A. Nidder, De l'enseignement professionel en Belgique. 1853. 

$ 78. Lehrwerkſtätten find eigend& eingerichiete praftiiche Lehranftalten, in denen 
bejondere, gut qualifizierte Zehrmeifter für die praftiich-technische Ausbildung der Schüler 
forgen und dieſe Gelegenheit finden, ſyſtematiſch in richtiger Methode in allen in ihr Fach 
einjchlagenden wejentlichen Arbeiten praktiſch unterrichtet zu werden. Die Ausbildung der 
Lehrlinge in ſolchen Unftalten hat gegenüber der gewöhnlichen Werkftattlehre die großen 
Borzüge: 1. daß in ihnen der Lehrling nur Lehrling und jeine ordentliche technijche Aus: 
bildung der Zwed feiner Beichäftigung ift; 2. daß im ihnen eine vollftändige ſyſtematiſche 
und jtufenweife Ausbildung jtattfindet, wie fie in der gewöhnlichen Werkſtatt gar nicht möglich 
ift; der Lehrling erlernt die verjchiedenen technischen Operationen ſtufenweiſe, indem er all: 
mählig von den leichteren zu den jchwereren fortichreitet, und wird zugleich; mit den Rob 
ftoffen, Werkzeugen, Maichinen feines Gewerbes befannt gemadt; 3. daß die Garantie für 
tüchtige Lehrmeifter gegeben iſt umd die ordentliche Ausbildung der Lehrlinge überwacht wird; 
4. daß zugleich mit dem praftifchen Unterricht der nötige theoretiihe Fachunterricht ver: 
bunden werden kann. Dagegen fann in ihnen nicht oder doch nur in geringem Grade die 
geichäftliche Seite des Gewerbebetriebes gelehrt werden, der Verkehr mit den Kunden, die 
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Anpafjung an die bejonderen Bebürfniffe derjelben, die notwendige Rückſicht auf die Ver: 
fäuflichkeit des Erzeugnifjes zc. 

Die technische Ausbildung, welche heute der Lehrling in der gewöhnlichen Werkitatt eines 
Meiſters reip. Fabrifanten erhalten fann, erreicht, jelbft wenn er dazu noch theoretijchen 
Fahunterricht erhält, in vielen Fällen nicht den im Intereſſe des Lehrlings wie im allge- 
meinen Jutereſſe winjchenswerten Grad. Dies gilt nicht bloß für das eigentliche Kunſt— 
gewerbe, in welchem der Unterricht in jolchen Lehrwerkſtätten fiir die meiften Zweige zur 
Erzielung einer guten techniſchen Ausbildung abjolut unentbehrlich und die wejentliche Bor: 
ausjegung einer größeren kunftgewerblichen Thätigkeit ift, jondern aud) für die andern Gewerbe 
bejonder3 auch für Präcifionsarbeiten. Es giebt bei der heutigen Geftaltung der gewerblichen 
Produktion infolge der weitgehenden Arbeitsteilung eine Reihe von Gewerben, in denen der ganze 
Seichäftsbetrieb der Unternehmer derart ift, daß in der Werkſtatt nicht nur jehr einfache, eine 
geringe Geſchicklichkeit und Kumftfertigkeit erfordernde, jondern aud) kontinuierlich gleiche Ur- 
beiten verrichtet werden und daher der Lehrling, auch wenn er drei oder vier Jahre bei 
einem tüchtigen Lehrherrn eifrig arbeitet und alle in der Werkſtatt vorgefommenen technijchen 
Operationen ordentlicd) erlernt, doch nur eine dürftige, einjeitige technijche Ausbildung entpfängt. 
Solche Meifter find z. B. die meijten jog. Uhrmacher, deren technijche Arbeit aber nur in 
der Reparatur und dem Reinigen von Uhren befteht, oder unzählige Heine Schneider, Schub: 
macher, Schreiner, Maler, Töpfer, Klempner, Schlofjer zc., auch viele Fabrikgeichäfte ge- 
hören hierher. Und ferner giebt es viele Handwerfsmeifter, bei denen zwar in moralijcher 
Beziehung der Lehrling gut aufgehoben ift, die aber jelbjt ungenügend ausgebildet und daher 
gar nicht fähig find, die ihnen anvertrauten Lehrlinge ordentlich zu unterrichten. In diejen 
Fällen jollte, um eine genügende praftiiche Ausbildung zu erzielen, die gewöhnliche Wert: 
ftätten- Ausbildung ergänzt und teilweije erjegt werden durch eine jolche in befonderen Lehr— 
werkſtätten +). Es find namentlid außer den vorgenannten Gewerben die Zweige der Klein— 
eijen- und Stahlinduftrie, die Schlofferei, Zinngießerei, Schnigerei, Weberei, Wirkerei, Korb- 
fledhterei, Schuhmacherei 2c., für welche Lehrwerkftätten angezeigt find. 

Die Organifation des Lehrwerkſtätten-Unterrichts befindet fich noch in 
den erjten Anfängen, fie ift aber eine der wichtigften und dringlichjten Aufgaben auf dem 
Gebiet des Gewerbewejens. 

Es kann hier nicht näher auf die Frage der Einrichtung der Kehrwerkitätten im Einzelnen, 
noch auf die bisher mit denjelben gemachten Erfahrungen eingegangen werden. Die Frage 
des notwendigen Umfanges diejes Unterrichts und der zwedmäßigen Organijation der Lehr: 
werfjtätten ift noch nicht abgeſchloſſen. Vorſchläge und praktiſche Verſuche find nach den ver: 
ſchiedenſten Richtungen gemacht worden. Die höchſt lehrreichen Erfahrungen haben für dieſe 
große Zufunftsfrage bereits zu einzelnen ficheren Unhaltspunften geführt 3°). Jedenfalls kann 
nicht nur die Organijation der Lehrwerkitätten und des Unterrichts in ihnen eine jehr ver: 
jchiedene fein, jondern fie wird auch je nach den Verhältniffen der einzelnen Gewerbe und 
der lofalen wie perjönlichen Bedürfniſſe eine verjchiedene jein müjjen. 


Bon den Unterſchieden, die in der Organifation von Lehrwerkitätten vorkommen 
können, jeien hier nur folgende erwähnt: 1. Abgeehen bon denjenigen Lehrwerkſtätten, die Schulen 
allgemeineren Charalters angegliedert find #3%) und bie die gewerbliche Ausbildung nur vorbe- 
reiten jollen, können die Vehrwerkftätten entweder reine Lehrwerkftätten®?) d, h. Ans 


634) Vol. dar. auch J.F. Ahrens, Die Mittel 
und Wege der gewerblichen Erziehung in der 
Gegenwart, im Arbeiterfreund. Yahrg. 1885. ©. 
333 ff.; Sche ven, aa O. J. ©.389 fi., 504 ff.; 
HHäd icke, DieSſStellung d.Rehrwerkftätten —8 

635) Ueber die deutichen Lehrwerfftätten der 
Großinduftrie und der Staatdeijenbahnen j. Sche- 
ven,a.a.D.1 ©. 445 ff 

636) 3. B. an den Defterreichifchen Staatöge- 





werbejhulen, den franzöfiihen &coles primnires 
superieures und den Bayerischen Induſtrieſchulen. 

657) Reine Lehrwerkſtätten find z. B. in Sachſen 
‚die Strohflecht⸗, Schling- und Klöppelichulen, in 
Preußen die hannöverijchen Webereileprwerkftätten 
(für Yeinenweberei) und die gleichen jegt in der 
Errichtung begriffenen jchlefiichen, auch die Tep- 

pihfnüpf- und Korbflehtanftalten, die bejonders 
in mehreren Hleineren Orten Schlefiens beftehen. 
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ftalten nur für die praftifche Ausbildung, oder noch zugleih theoretiſche Unterrichts— 
anftalten fein, in denen alio die Lernenden neben dem praftiichen nod) einen theoretiichen 
——— erhalten 8%), Das letztere iſt die Regel und die Erfahrungen, die man mit dieſer 

erbindung von theoretiihem und praktiichem Unterricht gemacht hat, find fehr günftige. Bei den 
Anftalten der zweiten Art kann wieder entweder ber theoretiihe oder der praftiiche Unterricht 
überwiegen. Nach dem Unterrichtsplan diejer Anftalten („Lehrlingsfachſchulen“) findet in der 
Negel Vormittags der theoretiiche, Nadımittags der praftiiche Werkitattunterricht ftatt. In dieſen 
Anftalten ift die Verteilung der für Terre und praftifche Lehre zu benußgenden Zeit, bie 
Reihenfolge der verichiedenen Lernobjekte und die unmittelbare Anwendung der Theorie auf die 
Praris am vollflommenften zu erzielen. 2. Die Yehrwerkftätten können entweder ausſchließlich 
die praftiiche Ausbildung der Lehrlinge herbeiführen (in ihnen wird alfo der Lehrling vollftändig, 
mit gänzlihem Ausschluß einer anderen Werkitattlehre, praktisch technifch ausgebildet) 639) oder 
Anftalten nur zur Ergänzung der gewöhnlidhen Werkſtattlehre fein. Die Er: 

änzung dieler kann wieder in doppelter Weile erfolgen, entweder fo, dak die Lehrwerl— 
Hätten für diefe Lehre vorbereiten, ihre Schüler alſo erjt jpäter ala Lehrlinge zu Lehr: 
herrn kommen 640), oder fo, daß fie Schüler, die bereits in einer gewöhnlichen Werkitatt ansge: 
bildet wurden oder werden, weiter bilden), Von den die Herkftattlehre nur ergänzenden 
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638) Diejer Art find die meiften franzöfi- 
ſchen Lehrwerkſtätten, aud die oft nicht er- 
wähnten höchſt nüglichen &coles nationales des 
arts et metiers: Staatölehrwerfftätten zur Aus— 
bildung von chefs d’ateliers und industriels ind 
beiondere für Schmiede, Schlofier, Dreher, Mo- 


Angers (1815, früher in Beaupreau), Aix (1843), 


macher in Furtwangen (1876); für Holz- und Bein- 
ſchnitzler in Furtwangen (1877), Schramberg, Bar: 
tenlirchen, Berchtesgaden, Oberammergau, Neu- 
hammer, Biihofsheim; für Keramifer ın Grenz» 
hauſen · Höhr( Naſſau), Bunzlau, Landshut(Bayern) ; 


für Korbflechter in Heinsberg (Reg Bez. Aachen; 
delltiichlerei 2c. in Chälons sur Marne (jeit 1806), | 


neue Regelung des Unterrichts durch D. vom 
4. April 1885; i. Block, Diction. I (1891) ©. 


1036 fi. 1891 iſt eine ähnlihe Schule (&cole 
nationale pratique d’ouvriers et des contre- 
maitres) in Cluny eröffnet worden. 


Ebenio in Defterreic die Fachſchulen für | 


Maſchinenbauer 2c. in Komotau, Klagenfurt, Pre- 
rau, die meiften funftgewerblichen und andern ftaat- 
lichen Lehrwerkitätten, die Fahichule der Wiener 
Schuhmachergenoſſenſchaft 2c., auch die meijten in 
ver Schweiz und in Deutſchland. 

Bon den ſäch ſiſchen (dad Kgr. Sachſen fteht 
in dieſer Hinficht allen deutichen Staaten voran) 
find bier zu nennen: Die Fachſchulen für Blech— 
arbeiter in Aue (jeit 1877), für Drechsler und 
Bildichniger in Leipzig (1884), für Gerber in 
Freiberg (1889), für Schlofjer in Roßwein (1894), 
für Dreher in Pobershan (1887), für Wirferei in 
Limbach (1889), für Rofamentierer in Annaberg 
(1888), Buchholz (1859, — 1881), Geyer 
(1882), Ehrenfriedersdorf (1888), für Spielwaren- 
arbeiter 
(1885), Seiffen (1870, umgeftaltet 1885), für Ihr- 
macher und eleftrotechniiche Feinmechanik in Glas— 
hütte (1878), für Schneider und Schneiderinnen 
in Dresden, für Weber in Chemnitz (höhere Web- 
ſchule 1857, Fachſchule für Weber 1867), Erim- 
mitichau (1863), Ernſtthal (1887), Frankenberg 
(1832), Glauchau (1849), Groß-Schönau (1866), 
Hainichen (1853, umgejftaltet 1883), Hobenftein 





in Grünhainichen (1874), Olbernhau 





für Weberei in Reutlingen, Heidenheim, Sindel- 
fingen, Laichingen (Württemberg), Baflau, Münch 
berg, Zambredht (Bayern), ferner 14 in Preußen: 
Nahen (1883), Berlin (1883), Kottbus (1884), 
Krefeld (1855), Mülheim a / R. (1852), Sorau 
(1886), Einbed (1861), Falkenburg (1888), Fin— 
ftermalde (1888), Forſt (1888), Nowawes (1885), 
Rummelsburg (1888), Sommerfeld (1888), Sprem- 
berg (1870), ferner in Mühlhauſen i. E,, Gera 
(1869), Greiz (1880); die Webſchulen in Rent: 
lingen, Machen, Mühlhaufen find auch Spinnerei- 
ichulen ; für Goldjchmiede und Eijeleure in Gmünd 
und Heilbronn; für Mafchinentechniter in Nürn- 
berg, München, Kaijerslautern, Augsburg; für 
Stahlwaren und Kleineijeninduftrie in Remiceid; 
für Metallarbeiter in Iſerlohn (1879); für Stuhl. 
arbeiter in Berlin ac. 

639) 3. B. die Lehrwerfftätte in Remſcheid, die 
Lehrwertftätten an den Preußiſchen Staatäeiien- 
bahnen, in Bern zc. Ueber die franzöfiichen Lehr: 
werfftätten diefer Arti. Wittmann, a. a.D.5.586, 

640) An Frankreich find einzelne Lehrwerk: 
ftätten diefer Urt mit Vollksſchulen verbunden 
(3. B. die &cole d’apprentissage rue Tourne- 
fort in Paris), andere nehmen nur Schüler auf, 
die jchon die Volksſchule abfolviert haben (3. B 
die &cole la Martiniere in Lyon). Wittmann, 
a. a. D. S 586. Vorbereitungslehrwerfkftätten 
jind auch die holländifhen ambachtsschool 
vor de arbeidende klasse, insbeſondere für Haus- 


‚und Schiffsbau, ebenſo Lehrwerfftätten in Däne— 


(1844, umgeftaltet 1886), Yengefeld (1881), Lichten⸗ 


jtein (1872), Meerane (1852, umgeftaltert 1874 
und 1883), Mittweida (1837), Müljen (1871), 
Neihenbah (1830, umgeftaltet 1882), Seifhen— 
nersdorf (1881), Thum (1885), Treuen (1879), 
Waldenburg (1871, umgeftaltet 1885), Werdau 
(1865), Zſchopau (1835, umgeftaltet 1889), für 
Tuchmader in Kamenz (1878). 

Aus andern deutijhen Staaten: Die 
Lehrwerkitätten bei den Reparaturwerfftätten der 
Staatseifenbahnen ; die Fachſchulen: für Uhr- 


marf und Schweden; j. dar. die ©. 668 cit. 
preußiſche Dentichrift über das techniiche Unter: 
richtsweien, auch Grothe, Die techniichen Fach— 
ichulen 2c. 1882 und Wittmann in Beitichrift 
für en Unterricht (Lachner) Jahrg 1888 
©. 296 ff. 9. Bad (Der gewerblich » techniſche 
Unterricht in Lehranſtalten der Nordamerifaniichen 
Union. 1895) befiirwortet ©. 91 ff. ganz bejon- 
ders dieſe Lehrwerkitätten, die er „Schulmwerf: 
ftätten“ nennt. 

641) Typiſch für dieſe Fortbildungstehrwert: 
ftätten, die aljo eine Werkjtattlehre vorausjepen, 
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Lehrmwerkftätten find die meiften diefer Art. 3, Die Lehrwerkftätten können ſich mur auf ein Ge: 
werbe oder auch auf mehrere, verwandte Gewerbe eritreden. 4, In den Lehrwertitätten, welde 
die Werkitattlehre nur ergänzen wollen, find die Schüler entweder nur in der Lehrwerkſtätte 
praktiſch thätig 642) oder fie find zugleich Lehrlinge eines andern Zehrherrn und arbeiten 
nur zeitweije, nur einige Stunden am Tag reip. in der Woche, in der Lehrwertitätte 613), 

Zu Lehrwerkitätten können auch gewöhnliche Werkftätten befonders qualifizierter Meifter wer— 
den, die vom Staat fubventioniert und fontroliert werden. 

Je nah der Stellung, welche die Beihäftigung in der Lehrwerkitätte einnimmt, kann man 
(nady dem Vorſchlag von Scheven) die Lehrwerkitätten auch fcheiden in: 1. „Vorberei— 
tungslehrwerfftätten“ (3. B. Lehrwerfitätten der bayeriichen Induftriefchulen, der franz 
zöfifchen Eeoles primaires superieures); 2, „Ansbildungslehrwerkftätten“, als Er: 
ja der Meifter bezw. Fabriklehre (3. B. die Stleineifenfachichule in Remſcheid, die franzöfiichen 
tcoles d'apprentissage) ; eine Unterabteilung bildet die „gabriflehbrwerkitätte” (3. ®. 
die preußiſchen Eifenbahn-Reparaturwerkitätten); 3. „Ergänzungslehrwerkitätten“, neben 
der Meiiterlehre (3. B. die Friſeurſchulen); 4 „Kortbildungslehrwerkitätten”, nad) 
beendigter Lehre zur Vervollkommnung der technifchen Fähigkeiten (3. B. die großen ſächſiſchen 
Fachſchulen, die Lehrſchmiede-Hufbeſchlagſchulen 2c.). 


Es wäre in erjter Neihe Aufgabe der Gewerbetreibenden jelbjt (der Innungen, Gewerbe: 
vereine, großen Fabrifanten mit vieljeitigem Betrieb), für joldhe Lehrwerkſtätten zu jorgen; 
aber two die Privatthätigkeit aus irgend einem Grund nicht ausreicht (und dies wird meift 
der Fall fein), Haben auch die Gemeinden und der Staat mitzuwirken. Die prinzipale Pflicht 
hat der Staat bezüglich der kunftgewerblichen Lehrwerkſtätten. Derjelbe hat insbejondere 
auch die Aufgabe, in feinen Werkftätten Lehrwerkftätten zu errichten 64). 


(Sine Art von Lehrwerkftätten find auch die in Deutichland zuerft in Württemberg gegründeten 
und fchnell zu größerer Ausdehnung gelangten Frauenarbeitsfhulen 6%), beftimmt zur 
praftiichetechniichen Ausbildung in weiblichen Handarbeiten , um biefelbe ſpäter entweder in der 
eigenen Hauswirtichaft oder aud) für Erwerbszwede zu verwerten. (In Württemberg die Gentral- 
lehranſtalt in Reutlingen.) ’ 

Die Zehrwerkftätten famen zuerjt in Belgiens) und dort jchon feit den 30ger Jahren 
zu größerer Verbreitung (ateliers dapprentissage). Die wichtigften find die auf dem Gebiete der 
Zertilinduftrie (1881 in Oftflandern 11, in Wejtflandern 38 zuſ. mit 960 Lehrlingen), kommunale 
von dem Staat unterftügte Anſtalten, die zur Zeit aber unter der Sleichailtigfeit der Kommunen 
leiden; die Zahl der Lehrwerkftätten war 1884: 45 mit 919 Lehrlingen, Die Zahl ift zurüd: 
gegangen (1879: 59). Daneben beftehben &coles dentelliöres für Mädchen insbe), für Spigen: 
verfertigung, weientlich private Werkftätten, ferner im Anſchluß an Mädchenvoltsichulen og. 
ouvroirs (für Näherei, Stiderei). In Frankreich #47) beftanden einzelne teils jtaatliche, teils 
fommumale, teil& private Lehrwerkitätten in verichiedener Art auch jchon länger; feit 1873 ift, 
von der Pariſer Gemeinde ausgehend, das Beitreben, über das ganze Land Lehrwerkitätten zu 
verbreiten und bie Werkitattlehre zu einem großen Teil dur den Lehrwerkitättenunterricht zu 
erjegen. Die guten Reſultate führten zu dem Erlaß des Gejetes vom 11. Dezember 1880, betr. 
ecoles manuelles d’apprentissage, das neben formellen Beitimmungen u. a. die wichtige An— 
ordnung trifft, dab die von Gemeinden oder Departements errichteten LYehrlingsichulen zu den 
öffentlihen &lementarlehranitalten zu rechnen ſeien und ebenſo wie die von Privatgeiellichaften 
unterhaltenen Schulen bei den für den technifchen Unterricht ausgeworfenen ftaatlihen Subven: 
tionen bedad)t werden fünnen %*). Solche Schulen wurden in einer größeren Zahl von Städten er: 


find die großen ſächſiſchen Fachſchulen für Uhr- Schmieden). Borausjepung des Beſuchs ift Abjol- 
macher, Klempner, Drechsler und Schlofjer. Die vierung der Lehre und mehrjährige Gefellenzeit. 
beiden erften haben jegt auch Yehrlingsabteilungen S. dar. Scheven, a. a. ©. 1. ©. 349 ff 
eingerichtet, dienen alſo außerdem ald „Ausbil- 645) In Württemberg 1889: 16; in Sachſen 
dungslehrwerfftätten”. 11893: 10; in Baden 1895: 23 und Wanderfurie. 

642) Bei den jächjischen Lehrwerkitätten findet An der Schweiz 8 vom Bund jubventionierte 
dies Statt in den Lehranstalten Für Blecharbeiter Schulen und eine Damenjchneidereiichule. Much 
zu Aue, für Drechsler und Bildichniger in Leipzig in Frankreich macht die Errichtung von Frauen- 
und Leisnig, für Uhrmacher in Glashütte und in arbeitsfchulen (&coles professionelles et mena- 
der höheren Webichule zu Chemnitz. 'göres) rafche Fortichritte; in Paris 6. 

643) Bon den in Sachſen 1893 vorhandenen! 646) Steinbeis, a. a. O. 9.60. Ridder, 
Fachſchulen mit Lehrwerkſtätten geſchieht dies bei 34. a. a. DO. C. Genaud, Die gewerbliche Erzie: 

644) Zu den Lehrwerfjtätten gehören in Deutich- hung 2c. in Belgien. Teil II. 1887. ©. 195 ff. 
fand auch die Lehrichmiede- und Hufbefchlagichulen,! 647) ©. dar. Bücher und Wittmann, a. a. 
die, jeitdem der Befähigungsnadhweis in den meis D. und die cit. Denkichrift des preußiſchen Mi- 
ſten deutſchen Staaten nach 1883 eingeführt wurde nifteriums. 
(f. oben ©. 580 Anm. 247) entitanden. Zahl der- 648) Vgl. dar. Blod, Dict. Art. Enseigne- 
jelben Ende 1894: 55 (ohne die Militairlehr-| ment technique primaire. ©. 1029 ff. Die Ver— 
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richtet *49), Die franzöfiihen Lehrwerkitätten find in der Negel zugleich theoretiihe Fachſchulen. Als 
ſolche werden unterſchieden: 1. die vorerwähnten niedern Fachſchulen (Ecoles d’apprentissage, ecoles 
professionelles), 2, die mittleren Fachſchulen, in mannigfaltiger und den örtlihen Verhältniſſen 
angepaßter Abjtufung: die &coles pour l’enseignement technique, fait durchgängig von ge— 
werblichen Vereinen und Gefellihaften unterhalten, die ftaatlichen &coles des arts et metiers 
(j. Anm. 638) und diejen nachgebildete von Gemeinden und Privaten errichtete und unterhaltene 
ecoles des arts et metiers, auch &coles industrielles, Daneben Fachſchulen im engiten Sinn 
für Weberei, Uhrmacherei, Gobelinfabrifation, Stein und Bildhauerei, Kunſttiſchlerei, Tapii: 
feriearbeiten ꝛc. 550), 

In Defterreic ift auf diefem Gebiet, nachdem feit 1874 der Staat ſich die Förderung des 
gewerblichen und insbeiondere auch des funftgewerblichen Unterrichts in hohem Grade angelegen 
fein ließ, außerordentlich viel geichehen. Im Jahre 1889 beitanden zahlreiche Lehrwerkſtätten 6), 
und jeitdem find noch weitere hinzugefommen 652), in der Regel ift mit denfelben ein theoretifcher 
Unterricht verbunden. In Böhmen für Weberei, Wirferei in Ah, Hohenelbe (1873), Hum— 
poleg (1884), Königinhof (1888), Landskron, Lomnitz (1874), Nachod (1874), Neubiftrig (1889), 
Rochlitz (1873), Rumburg, Schludenau, Schönlinde (1875), Starfenbad) (1874), Starkſtadt (1880), 
Warnsdorf (1874), für Holzinduftrie in Bergreichenitein (1878), Ehrudim (1882), Grulich, Kö: 
nigsberg a E. (1873), Tachau (1872), Wallern (1873), jür Zhonindujtrie in Bechyn (1884), 
Teplig (1874), Tetihen (1874), für Spiteninduftrie in Bleiftadt, Goffengrün (1881, Wamberg, 
für Korbflechter in Jaroslau (1878), Königsſaal (1881), Silberberg (1887), für Glas- und Me: 
tallinduftrie in Haida (1870), Steinſchönau (1856), für Gürtler, Graveure und Broncearbeiter 
in Gablonz ı/N. (1880), für Stunftichlofjerei in Königgräg (1874), für Eifeninduftrie (Maſchinen— 
gewerbe) in Komotau (1874), für Spielwaren in Oberleutensdorf (1874), für Bildhauer und 
Steinmegen in Horic (1884), für Edelſteinſchleifer und Goldichmiede in Turnau (1884). In der 
Bulomwina für Baus und Möbeltiichler in Gzernowig (1877). In Galizien für Spiken: 
flöppelei in Kanczuga, für Thoninduftrie in Kolomea (1875), für — in Zakopane (1878), 
Lemberg, für Scloffer in Smwiatnifi (1888), für Weberei in Wilamocice (1887). In Trieit, 
Dalmatien für Spitenflöppelei in Flitih, Iſola, Soca, für Storbflechterei in Canale St. 
Bovo, Fogliano, für gi induftrie in Mariano (1880). In Kärntben für Gewehrinduitrie 
in Ferlach (1878), für J————— in Klagenfurt (1861), für Holzinduſtrie in Villach (1872). 
In Krain für Holzinduftrie in Gottſchee, Yaibad) (1888), für Spigenflöppelei in Idria, für 
Kunftitiderei in Laibach et In Mähren für Weberei in Brünn (1860), Frankſtadt (1882), 
Neutitſchin (1886), Proßnitz (1875), Römerjtadt (1881), Schönberg (1885), Sternberg (1873), 

wittau (1873), für Korbflediterei in Brnow, Freiberg, Wallachiſch-Meſeritſch (1881), Wietin, 
ür Holzinduftrie in Auffee, Wall: Meferig (1874), für Keramiler in Znaim (1872). In Deiterreid 
WE, für Uhreninduftrie in Sarlitein, für Stunftitiderei in Wien, für Eifelierfunft und verwandte 
Fächer in Wien. In Oeſterreich 0/E. für Holzinduftrie in Ebenfee (1881), Hallitadt (1873), 
ür Weberei in Haslach (1883), für Spielwaren in Neufirchen (1881), für Stahl» und Eijenin: 
duftrie in Steyr (1882), für Storbflechter in Zwettl. In Salzburg für Holzinduftrie in Hallein 
—5* In Schleſien für Weberei in Benniſch (1880), Freudenthal (1877), Jägerndorf (18751, 
ür Korbflehter in Hillerndorf (1876), Oberberg, für Granitinduftrie in Friedberg (1886), für 
Marmorinduftrie in Saubsdorf (1885), für — — in Würbenthal (1881). In Steier— 
mart für Holzinduftrie in Bruck (1880), für Storbilechter in Rohitich (1885). In Tirolund Vor: 
arlberg für Korbflechter in Cles, Denno, Male, Proveis (1883), für Spigentlöppelei in Luferma 
(1882), Male (1879), Predazzo (1885), Proveis (1876), für Holzinduftrie in Bozen (1884), Cor: 
tina d'Ampezzo (1874), für Drechslerei 2c. in Arco (1877), für Silberfiligranarbeiten in Cortina 
d'Ampezzo (1874), für Stiderei in Dornbirn, für Marmorinduftrie in Laas (1874), für Stein- 
bearbeitung in Trient (1880). 

In Ungarns) wurden jchon feit den fiebenziger Jahren Lehrwerkitätten errichtet. Die Zahl 
berjelben ilt (Anfang 1896) 63 für Holz, Metalle, hans, Stein und Tertilinduftrie, für Nuten: 
und Korbflechten 2c. (Zahl der Lehrkräfte 103, der Schüler — Knaben und Mädchen — 1059, 
Koftenaufwand 100304 fl.). Diefelben ftehen meift mit PBräparandenanftalten oder mit Volks- bezw, 
Bürgerichulen in Verbindung; ein erheblicher Teil dient der A ee (für Spitzenklöppelei, 
Teppichiticerei, Mafchinenftriderei, Rutenflechten 2c.). Die meiften find Staat3anjtalten 6%), 1882 


hältniffe derjelben wurden näher geregelt durd | Deutichlands und Frankreichs“. 

Dekrete vom 17. März 1888 und 28. Juli 1888. 651) Die obigen Angaben nach dem „Berzeichnis 
Recueil general des lois et des arräts. 1888. | der technifchen Hochſchulen ꝛc. für 1889. 

Urt. Ouvriers. Vgl. auh G. Paulet, L’en-' 652) ©. das Verzeichnid der Fachſchulen für 
seignement primaire professionel. 1889 und, 1894 im Centralblatt für das gemerbl. Unterr. 
namentlich über die Parifer Schulen, M. Wei- in Deiterreih. Bd. XIV. 1895. S. 81 ff. 

gert, Die Bolksihule und der gewerbliche Unter-) 653) ©. dar. auch Suppl. III (1885) Central 


richt in Frankreich. 1890. blatt für gewerblichen Unterricht in Defterreid 
649) Nach Blod, a. a. ©. ©. 1035, 30 (in, ©. 20 ff. und ©. Grünmald in Zeitichr. für 
28 Städten). ; gewerblichen Unterricht (Leipzig) 1896. ©. 41. 


650) Bgl. dar. Scheven, a. a. DO. Band Il. 654) Ein neues Organijationgftatut ift (Anfang 
„Die mit Yehrwertjtätten ausgerüfteten Fachſchulen 1896) von dem Landesgewerbeunterridtsrat für 
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wurde in Budapeit die erite Bürgerſchul-Lehrwerkſtätte für Möbeltifchlerei, Holzdrechslerei und 
Holzichnigerei und eine zweite in Siebenbürgen eröffnet; 1883 und 1884 wurden an andern Orten 
8 neue gegründet. In Italien wurden ſchon 1835/6 von den niedern scuole d’artie mestieri 
(j. oben ©. 673. 675) 14 (Schüler ca. 2200) mit Lehrwerkſtätten verbunden, praftiicher Unterricht wird 
aber auc in einem Teil der andern Fachſchulen (scuoli d’arte applicata industria, scuole speciali, 
instituti delle belle arti) erteilt. In der Sch w eiz%55) ift jeit Jahren die Agitation für Lehr: 
werfftätten eine lebhafte. In Bern wurde 1888 beichloffen, Lehrwerkitätten als Gemeindeanftalten 
zu errichten (ein befonderes Reglement vom 4. Mai 1888 — dieſelben); errichtet wurden 1888 
Lehrwerkſtätten für Schuhmacher und Schreiner, 1894 für Klempner, 1895 für Schloſſer 666). In 
Solothurn beſteht ſeit 1884 eine Lehrwerkſtätte für Uhrmacher als Gemeinde: und Kantonalan— 
ſtalt 657), in Zürich die Kunſtgewerbeſchule, ferner eine Lehrwerlſtätte für Holzarbeiter und eine 
Seidenwebichule in Wipfingen (jeit 1881), in Wattwil die Toggenburgiiche Webichule (jeit 1881), 
in Winterthur (feit 1888) eine Lehrwerkſtätte für Metallarbeiter, in Brienz (Schniglerfcule ſeit 
1884), ebenſo in Meiringen (Zeichnen- Schnitz- und Modellierſchule ſeit 1884) eine Lehrwerkſtätte 
für Holzſchnitzer; — in Delsberg, Freiburg, Krieſern, Solothurn; in den Diſtrikten 
der Übrenfabritation giebt es ſchon länger eine Reihe von Fachſchulen, die auch mit praktischen 
Unterricht verbunden jind (Biel, St. Immer, Pruntrut, Genf, Neuenburg, La Chaur de Fonds, 
Locle, FFleurier) ; fantonale Yehrmwertitätten für Feinmechanik in Genf, Ya Chaux de Fonds, Fleurier, 
Locle, Couvet; Lehrwerkitätten der Altiengefellihaft L’industrielle in Freiburg für Kartonnage— 
arbeiter, Feilenhauer und Korbflechter; Privatlehrwerkitätte für Steinmegen in Freiburg; zu den 
Lehrwerkitätten gehören auch die oben (S. 677) erwähnten Kunſtgewerbeſchulen. Auch in Ru— 
mäniens*) hat der Lehrwerkftättenunterricht Eingang gefunden. Ein Teil der 31 gewerblichen 
Zehranftalten (1885) verbindet mit theoretiichem Unterricht, die MWerkitattlehre. Soldye Lehrwerk: 
ftätten find u. a. in Bukareſt für Maſchinen- und Baufchlofferei, Tiſchlerei und Schnigerei, Zimmerei, 
Wagnerei, Drecdölerei (1837: 120 Schüler, ſämtlich interniert, fünfjähriger Unterricht), in Jaſſy 
für daſchinenſchloſſerei, Eiſendreherei, Bauſchloſſerei, Gießerei und Tiſchlerei (Internat, vierjähriger 
Unterricht), und eine zweite weſentlich für Schneider und Schuhmacher, in Roman für Holzinduſtrie 
und Schuhmacher (Internat, fünfjähriger Unterricht), in Galatz für Tiſchler, Drechsler, Stell—⸗ 
macher, Schmiede, Sclofjer, Schuhmader, in Eraiova für Holzinduftrie u, a. In den Verei— 
nigten Staaten von Nordbamerifa zeigt der Lchrwertjtättenunterricht auch eine be— 
acıtenäwerte Verbreitung 659), In Deutſchland hat in Sachſen bie Gründung von Lehr: 
werkſtätten einen ſehr erfreulichen Aufſchwung genommen #%), in andern Staaten exiſtieren verein— 
zelte 667); in Preußen 662), Baden 66), Württemberg find befondere Lehrwerkitätten an den größeren 
Reparaturwerkitätten ser Staatseifenbahnen organifiert worden, aber im Ganzen iſt die Zahl der 
vorhandenen Lehrwerkſtätten doch noch eine ſehr geringe und die Sache findet noch lange nicht 
die Aufmerkſamkeit und Förderung, die ſie verdient. — Große Privatunternehmungen im Maſchinen— 
bau, in der Möbelfabrifation und in der optiſchen, elektrotechniſchen und chirurgiſchen Feinmechanik 
führen in neuefter Zeit das Lehrwerkſtättenſyſtem zur Gewinnung eines Stammes bejonders qualis 
fizierter Arbeiter mehr und mehr ein #64), 

ine ganz bejondere Bedeutung fommt dem Lehrwerkitättenunterricht in Anftalten zu, welche 
die Erwerbsfähigkeit gewiſſer Gruppen herbeiführen jollen. So in Blindenanitalten, wo haupt: 
ſächlich Korbmacherei, Bürftenbinderei und Seilerei gelehrt wird, in Taubitummenanitalten, two 
die graphiichen Hünfte und Schriftſetzen bevorzugt werden. 

Auch in Zwangserziehungsanitalten, Strafanftalten für jugendliche Verbrecher können die In— 





die Lehrmwerfftätten entworfen und dem Handels: | 
miniſterium unterbreitet, nach welchem alle Lehr— 
werfitätten Staatdanftalten (mit unentgeltlichem 
Unterricht) fein und in ihnen in drei Kahren 
Lehrlinge theoretiih und praftiih (wöchentlich 
12 Stunden theoretiicher Unterricht, 36 Stunden 
praktische Beichäftigung) ausgebildet werben follen. 
©. dar. Grünwald, a. a. D. 

655) S. Art. Bildungsweſen, gewerbliches im | 
Furrer's Bollswirticaftsieriton der Schweiz 
Bd. I. Exposition nationale Suisse; Spezial: 
fatalog für vom Bunde jubventionierte gemwerb: | 
liche und induftrielle Bildungsanftalten. 1896, | 

656) Vgl. dar. die „ahresberichte über den 
Tg der Lehrwerfftätten der Stadt Bern“ jeit 

657) Die „Uhrmacherichul: Kommiſſion der Stadt 


Solothurn“ eritattet jährlich einen gedrudten Be- | lingen für 22 &emwerbe. 
| H000.M. 
658) S. dar. Romſtorfer, Gewerbliches Unter: 


richt. 


richtöweien in Rumänien in Suppt. VIII zum 
Gentralblatt für gew. Unterr. in Defterreih S. 18 ff. 


659) ©. dar. auch H. Bad, Der gewerblidy- 
techniiche Unterricht in Lehranftalten der Nord- 
amerifaniichen Union. 1895. 

660) Ueber die Anftalten ſ. Amtl. Verzeichnis 
der Gewerbe» zc. Schulen im Gejchäftsbereich des 
fol. ſächſ. Minifteriums des Innern, 1893, und 


Zweiter Bericht über die geſamten Unterrichts— 


und Erziehungsanſtalten im Königreiche Sachſen. 
1890. Vgl. Anm. 638. ©. 688. 
661) Val. Anm. 638, auch Suppl. IV (1886) 
Gentralblatt f. gew. Unterricht x. ©. 64 ff. 
662) Vgl. dar. auch Garbe, a. a. O. S. 86 ff. 
663) In Baden werden ſeit Jahren zur Ein— 
richtung von Lehrwerkſtätten an tüchtige und be— 


währte Meifter Staatszuſchüſſe bewilligt. S. Suppl. 


VIII. Gentralblatt f. gew. Unterricht ꝛe. S. 105. 
Anfang 1896: 106 Yehrwerkitätten mit 127 Lehr- 
Staatlihe Subvention 
gt Badiiche Bewerbezeitung, Jahrg. 1896. 

664) ©. dar. Scheven, a. a. D. 1. ©. 469 ff. 
483 ff. 
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faßen durch Anlernung in Handwerfen am nachhaltigſten der menschlichen Gefellihait zurüdge: 

wonnen werden. Worbildlich find in diefer Hinficht die engliihen Reformatory and industrial 

Schools, (S. Jahresberichte derfelben) in denen Tiichlerei, Buchbinderei, Schriftfag, Schneiderei, 

Scuhmadyerei, Bäckerei, auc Feld: und Gemüfebau zc. gelehrt wird. 

Ein wichtiges Förderungsmittel der praftiich-technifchen Bildung, das in neuerer Zeit fait 
in allen Kulturländern den Gegenjtand lebhafteſter Erörterungen bildet, ijt auch die Ver— 
bindung des „Handfertigfeit3unterricht3* °*) („Arbeitsunterrichts“) mit den Knaben— 
volksſchulen und mit Erziehungsanftalten. Diejer Unterricht in „Schülerwerkitätten“ erjtredt 
ſich auf einzelne handwerkliche Fertigkeiten (Papparbeiten, Holz: und Kerbichnigerei, Tiichlerei, 
Arbeiten an einer Schnigelbant, Modellieren, Korb: und Strohfledhterei, Laubſägerei, leichtere 
Metallarbeiten 2c.); die Wahl der Gegenftände richtet fich nach Lokalen Bedürfniffen umd 
Mitteln. Der Zwed des Unterrichts, ald Vorbereitung für eine jpätere gewerbliche Thätig- 
feit 666) im Handwerk, Kunftgewerbe oder in der Induſtrie, ift, Hand und Auge jchon in einer 
Beit technifch zu bilden, wo diefe Organe noch am entwidlungsfähigften find. 

In Deutichland hat die Zahl der Schülerwerkftätten durch die Agitation des 1886 ge: 
gründeten Deutſchen Vereins für tnabenhandarbeit (Vgl. auch ſchon Arbeiterfreund Jahrg. 1876 
©. 203 ff.) in den legten Jahren ftetig und erheblich zugenommen‘), Im Jahr 1891/2 gab es 
nad einer Enquete dieſes Vereins“) 328, darunter 126 jelbitändige Handarbeitsihulen und 
202 an andere Anftalten oder Organtfationen fih anlehnende Arbeitsitätten, an 214 Orten mit 
648 Lehrkräften und 14215 Schülern (1886: 186 mit ca. 5700 Schülern), und zwar in Preußen 
201: Rheinprovinz 53 (Köln 15), Sclefien 29, Sachen 24, Hannover 20, Hefien-Naffau 18, 
Berlin 10, Weitfalen 9 2c., im Kgr. Sadıfen 47 (Dresden 17, Leipzig 8), Bayern 17, Weimar 9, 
Eljaß-Lothringen 8, Württemberg, Baden, Bremen je 7 2c.; davon wurden unterhalten 76 von 
Gemeinden, 66 vom Staat, 122 von Vereinen, Der Unterricht wurde hauptiächlic in Papparbeit, 
Holz: und Serbichnigerei und in Hobelbanfarbeit erteilt. In Leipzig eine Lehrerbildungsanftalt 
des vorerwähnten Vereins. In Finnland ift der Unterricht ſchon feit 1866 in allen Volks— 
ſchulen obligatoriih. Ebenjo in Frankreich nah dem Ilnterrichtägefeg vom 28. März 1882 
an den Volksichulen (ecoles maternelles für Kinder vom 2.—7. Jahr, écoles dl&mentaires für 
$tinder vom 6.—13, Jahr, &coles primaires superieures für Schüler vom 12.—16. Jahr) “) 
und der Unterricht wird in ca. 20000 Schulen fowie in den Lehrerjeminarien erteilt. In Nor: 
wegen ift er obligatoriſch in allen ftädtiihen Vollsſchulen und Lehrerieminarien, fafultativ in 
allen Zandihulen. In Schweden iit er („Slöjd*) fakultativ, er war 1892 #79) an 1624 Schulen 
(1886: ca. 800) und in den Lehrerjeminarien eingeführt (jede Schule erhält eine ftaatlihe Bei: 





665) v. Clauſon-Kaas, Die Arbeitäfchule | den Knaben eine Beihäftigung in jchulfreien Stun- 


neben der Lernſchule 2c., im Arbeiterfreund Jahr— 
gang 1876 ©. 181 ff. W. Göttze, Die Ergänzung 
des Schulunterricht® durch praftiiche Beichäftigung 
ebend. Jahrg. 1880 ©. 85 ff. Derſ. Berhand- 
lungen des Kongreſſes für Handfertigkeitsunter— 
richt x. am 3. Juni 1882. 1882. E. v. Shen 
dendorff, Ueber Bedeutung und Biel des Hand: 
fertigfeitäunterrichts, im Suppl. zum Gentralblatt 
für das gewerbl. Unterrihtsweien in Defterreich 
Bd. 1. (1884) ©. 1 ff. 8. Biedermann, Die 
Erziehung zur Arbeit. 2. Aufl. 1883. DO. Sa- 
lomon, Handfertigkeitsichule und Voltsjchule. 
Ueberj. v. Gärtig. 1883. H. Elm, Der deutiche 
andfertigleitäunterricht. 1833, Hanjen, Der 
ausfleiß im Norden, im Arbeiterfreund Jahrg. 
878 ©. 104 fi. ©. 175 ff. Garbe, a. a. O 
S.79 ff. Gelbe, Der Handfertigleitsunterricht. 
1885. Seidel, Der Arbeitsunterricht. 1886. 
Rom, Praftiihe Einführung in die Knabenhand- 
arbeit. 1389, 3. Brudenne, Le travail ma- 
nuel. Baris. 1887. Hertel und Kalb, Unterricht 
für erziehliche Knabenarbeit. 2 Tle. 1889. Regelmä— 
Bige Berichte über die Verbreitung diejes Da: 
richts und über die Litteratur im Ürbeiterfreund 
und in der Beitichrift des oben erwähnten Deut» 


ichen Bereins für Sinabenhandarbeit „Blätter für | 


Knabenhandarbeit“ jeit 1387. 
666) Andere Zwecke des Unterrichts find: 1. 


den zu geben, um fie von Unfug und Mühiggang 
abzuhalten und fie gleichzeitig an Arbeitiamteit 
zu gewöhnen, 2. den —— zu fördern (man 
beabſichtigt, den Knaben, und nachher, wenn er 
erwachſen ift, den Mann daran zu gewöhnen, daß 
er im Haufe fich mit der Herftellung von Dingen 
beihäftige, die zum Bedarf oder Schmud des 
Haufes gehören und zwar zu dem Zwede, damit 
er jich hierdurch mehr an Haus und Familie ge 
fejlelt fühle), 3. die Förderung der Hausinduftrie, 
4. die —5 („man will einmal die formelle 
Bildung des Menichen erweitern und zur heu- 
tigen Kopfbildung die Handbildung hinzufügen, 
dadurd den Menjchen volllommner, harmoniſcher 
ausbilden und praftiicher für das Leben vorbe 


. reiten, jodann die übrigen Unterrichtögegenftände 


der Schule, jei es direft, fei es indireft, unter- 
ſtühen“). v. Shendendorff, a. a. O. ©. 2fi. 
Bol. auch Arbeiterfreund Jahrg. 1887. ©. 58 fi. 

667) Arbeiterfreund Nahrg. 1389. S. 339. 

668) U. Förfter im Mrbeiterfreund Jahrg. 
1893 5.50 ff. Die Zahl der Schulen bezw. Ar- 
beitsjtätten war 1395 auf ca. 500 geftiegen, ſ. 
Arbeiterfreund Jahrg. 1895. ©. 188. 

669) Vgl. dar. Suppl. IX. Centralblatt f. gem. 
Unterr. in Defterreih ©. 71 ff. 

670) Für 1894 wird die Zahl auf ca. 1900 an- 
genommen. Wrbeiterfreund Jahrg. 1894. S. 209. 
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hilfe von 75 Sronen). In Belgien erhalten (1893) ca. 25000 Kinder den Unterricht. Auch in 
Dänemart, Deiterre ich-Ungarn, in der Schweiz, Italien, Holland, Eng: 
land, den Oftieep rovinzen, Rußland ımdb Nordbamerifasrı) find mehr oder minder 
große Anfänge gemacht worden und wird der Unterricht von ben Unterrichtsvertwaltungen gefördert 072), 


IV. Die gewerblihen Benoffenfhaften im engeren Sinne 


leber Weſen, Organijation, Geſchichte, zn. Schulze-Delitzſch, Affociationd: 
buch für deutiche Handwerker und Arbeiter. 1853, Der ſ., Die arbeitenden Klafien und das Aſſo— 
ciationsweien in Deutſchland. 2, U. 1863. Derj., Die Entwidlung des Genofjenihaftöweiens 
in Deutichland. 1870, Ders, Vorſchuß- und Sreditvereine ala Volksbanten. 5. A. 1876, Deri,, 
Die Genofienfhaften in einzelnen Gewerbszweigen. 1873, E. Pfeiffer, Ueber Genoffenichafts: 
weien. 1868. F. Schneider, Erwerbs: und rg ga ie in Großbritannien 2c. im 
Arbeiterfreund 22, S. 300 fi f. v. Hubert:®alleroug, Les associations cooperatives en France 
et à l’ötranger. 1834. E. Wandern elbe, Les associations professionelles etc. en Belgique. 

2 Bbe. 1891, 9. Grüger, Die Erwerbs: und —A— halten. — den einzelnen Ländern. 
1892. Ders, Art. Erwerbs: und Wirtihaftsgenoffenihaften im H. W. III S. 308 ff. und Suppl.- 
Band I ©. 311 ff. H. Zeidler, Geſchichte des Deutſchen ———— der Kay 1893, 
Sierke, Deutiches jenoffenichaftsreht I, & . 1030 ff. Roſcher ©. III, 8 155 fi, Siderer, 
Die Senofienfhaftsgefegnebung in Deutfchland. 1872. &, Barifius, Die Genoſſenſchafts ee im 
Deutichen Neid. 1876. Blätter für Genoſſenſchaftsweſen (früherer Innung der Zukunft). Seit chrift 
ſeit 1854. Jahresberichte über die auf Selbfthilfe — deutſchen Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften feit 1859 (herausg. früher von Schulze-Delitz ſch, dann von Schend.)— Ueber 
das Genoſſenſchaftsrecht f. außer Gierke, v. Sicherer, Pariſius noch bejonders 2. Gold: 
Ihmidt, Erwerbs: und ) Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 1882 (auch in der Zeitſchr. f. d. ge Handels: 
recht Bd. 27), dort auh S. 8 ff. die weitere Lit. B. Kah, Beiträge zum Necht der erb3= und 
Wirtihaftsgenoffenfhaften. 1882 (ebenfalls mit Angabe der Lit.) Wolff, Die eingetragene .. 
nofi enichaft in Endemanns Handb. des deutichen Handels-, Wechſels- und Seerehts. 1882. Bd. 
©. 774 fi. Fr. Pröbſt, Die Grumdlehren der deutihen Genofienihaften, 2 Bde. 1875. 1884, Fr 
Neinark, Die eingetragene Genoſſenſchaft als Korporation. 1882, Nojin, Recht der öffentlichen 
Genofienihaft. 1886. Entwurf eines Gejeges betr. die Erwerbs: und Wirtfchaftsgenoffenihaften 
nebit Begründung und Anlage. 1888, 

$ 79. Die gewerblihen Genoſſenſchaften im weiteren Sinne find genofjen- 
ſchaftliche Vereine von Perjonen der gewerblichen Bevölkerung zur gemeinfamen Förderung 
ihrer gewerblichen (wirtichaftlichen und jocialen) Intereſſen. Zu diefen gehören aud) die Ver— 
ſicherungs⸗, Hilfs-, Schu: und Bildungsvereine gewerblicher Berfonen, von denen an andern 
Stellen diejes Werkes die Rede ift. Eine bejondere Gruppe der Genofjenichaften bilden die 
in Deutjchland und Defterreih Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ge 
nannten, das find Gelellichaften von nicht gejchlofjener Mitgliederzahl, welche die Förderung 
des Ermwerbes oder der Wirtichaft ihrer Mitglieder mittelft gemeinichaftlichen Geſchäftsbe— 
triebes beziveden. Als ſolche werden unterjchieden die Vorſchuß- und Kredit, Nobftoff: 
Magazin:, Werk: und Produfktivgenoffenjchaften, die Konſumvereine und die Wohnungsge— 
nofjenichaften. Bon dieſen find die Kredit, Konſum- und Wohnungsgenofjenichaften nicht bloß 
gewerbliche, jie fommen auch in andern Kreiſen der Bevölkerung vor; Kredit: und Konſum— 
vereine in&bejondere vereinigen, namentlich in Deutjchland, nicht felten Perſonen der ver- 
ſchiedenſten Berufs- und Erwerbsklaſſen. Der unmittelbare Zweck der Erwerbs: und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften ift eine Erhöhung reip. befjere Verwertung des Einfommens der Mit: 
glieder. Diefelben find gewerbliche Genofjenjhaftenimengeren Sinne, joweit fie 
Berjonen der gewerblichen Bevölkerung vereinigen. Sie haben für dieſe außerdem noch die be- 
fondere volköwirtichaftliche und jociale Bedeutung, daß durd) fie unter Umftänden feine und 
mittlere Unternehmer, die ifoliert bei freier Konkurrenz nicht fonkurrenzfähigfind, ihre wirtichaft: 
liche Selbjtändigfeit al3 Unternehmer behaupten und Lohnarbeiter eine ſolche erlangen können. 

Die Erwerbs: und Wirtichaftsgenofjenichaften beruhen heute ftet3 auf dem Prinzip der 
gejellihaftlihen Gejfamthaft für die Verbindlichkeiten der Genofjenfchaft; diejelbe 
ift in der Regel eine jubjidiäre und folidare. Die notwendige rechtliche Vorausſetzung für 


671) ©. dar. bef. auch 9.Bad, Der gewerb-| 672) ©. dar. die Mitteilungen im Arbeiter: 
lich techniſche Unterricht 2c, 1895. ‚freund Jahrg. 1887. ©. 58; 1898, ©. 49 ff. 
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einen normalen Gejchäftöbetrieb und für die rationelle Entwidlung diefer Genofjenjchaften 
ift die Gewährung des Rechts juriftifher Perſönlichkeit und die gejegliche Aner— 
fennung von Genoſſenſchafsorganen mit beftimmten Rechten und Befugnifien. Die 
Geſetzgebung muß zu diefem Zwed die Bedingungen aufftellen, unter denen die Genoſſen— 
ſchaften jenes Recht haben, und die Nechtsverhältnifje der Organe regeln; bei diejer Regelung 
ift darauf hinzuwirken, daß durch die Beichaffenheit und Zufammenjegung der Bereinsor: 
gane, durch die richtige Verteilung der Funktionen und Befugniffe derjelben, durch die Be: 
ftimmung des Umfanges ihrer Berantwortlichkeit, durch die thunlichite Publizität der je: 
weiligen Gejchäftslage und ihrer Urſachen, fowie durch eine obligatoriiche, obrigfeitlich ge: 
regelte, periodiiche Revifion der Geihäftsführung 673) Einrichtungen geichaffen werden, welche 
nad; Möglichkeit die Gewähr dafür bieten, daß ein richtiges Ineinandergreifen des Ber: 
waltungsorganismus jtattfindet, die Geihäftsführung eine folide und rationelle ift und Un- 
regelmäßigkeiten, wenn nicht verhindert, doch jchnell genug entdedt werden können. Ueberall 
ift den Genofjenfchaften die Erlangung jenes Rechts ermöglicht und die Art der zur Ge: 
Ihäftsführung nötigen Organe +) gejeglich geregelt. E3 war eine in Dentichland, nament: 
lid in den achtziger Jahren, viel ventilierte Streitfrages), ob die Gejeßgebung dies 
Recht nur Genofjenihaften mit unbeihränkter Solidarhaft oder auch Genoſſenſchaften 
mit befhränfter Solidarhaft gewähren follte, jo daß aljo die Genofjenjchaften im 
legteren Fall bei der ftatutarifchen Beftimmung der Haftpflicht ihrer Mitglieder die Wahl 
zwijchen beiden Haftungsarten haben („Wahlſyſtem“). Das erſte deutſche Genofjenichaftsgeiek 
vom 4. Juli 1868 #0) hatte für Genofjenfchaften, auf welche das Gejek Anwendung finden 
jollte, die unbejchräntte Haftbarkeit als die allein zuläffige Haftungsart hingeftellt 7), die 
Geſetzgebung aller andern Staaten, mit Ausnahme der engliichen, die umgefehrt wie die 
deutjche nur die beichränfte Haftpflicht zuließ, hatte das „Wahliyftem* acceptiert. Das Wahl: 
ſyſtem ift das allein richtige; der unbedingte Zwang zur Annahme der unbeichränften Haft- 
barkeit geht nicht nur in vielen Fällen über das Bedürfnis hinaus, jondern gefährdet auch 
durch die Beforgnis vor dem übermäßigen Rifito der Mitgliedichaft die Genoſſenſchaftsbe— 
wegung in ihrer normalen Entwidlung. Aber bei der notwendigen Sanftionierung des Wahl- 


673) Ueber die Notwendigkeit einer ſolchen Re- Wolff, a. a. DO. ©. 788 ff. Sidherer, a. a. O. 
vifion f. den Anm. 678 cit. Gejegentwurf S. 70 f.;| ©. 81 fi., Th. Krauß, Die Solidarhaft bei den 
eine jolche Revifion ift in Deutichland durch das | Erwerbs und Wirtichaftsgenoflenichaften, 1878, 
Geſ. von 1889 ($ 51—62) neu eingeführt, neuer- auch K. Knies, Der Eredit, FI. II, ©. 282 fi, 
dings auch in Defterreich beabfichtigt. E. Jäger, Das Genoſſenſchaftsweſen 2c. 1884. 

674) Dieje Organe find nach deutihem Recht: 676) Ebenjo vorher das Preußiſche Genofien- 
1) die Generalperfammlung, das Willens: ſchaftsgeſetz vom 27. März 1867. Anders das 
organ der Genoſſenſchaft (Gef. von 1889 $41—49), Sächſiſche Geſetz vom 15. Juni 1868 und das 
2) der aus mindeitens zwei Mitgliedern bejtehende | Bayerifche Geſeß vom 29. April 1869. Bl. dar. 
gerichtlich anzumeldende Bo rftand, das an feinen | den Anm. 678 cit. Gejepentwurf ©. 46 fi. 
Auftrag Nncunge ſtets abjegbare, verantwort- 677) Der eigentliche Urheber dieſes wie des 


liche Ausführungsorgan, welches nach außen hin | Preußiichen Gefeges von 1867, der Begründer 
die Genoſſenſchaft unbedingt vertritt und unmit- des deutichen Genoſſenſchaftsweſens, Schulze 
teilbar berechtigt wie verpflichtet ($ 24—33), und Delitzſch, war längere Beit der Hauptverteidiger 
3) der aus mindejtens drei von der Generalver: des Prinzips der unbeſchränkten Haftbarkeit, als 
fammlung gewählten Mitgliedern beſtehende Auf- | des ausichließlih von der Gejeggebung anzuer- 
ſichtsrat, das Kontrolorgan der laufenden Ge- fennenden. Er verteidigte es inäbejondere unbe 
Ichäftsführung des Vorftands ($ 24—39). Der  dingt für Kreditvereine. Indes auch für dieſe Ge— 
Betrieb von Seichäften der Genoſſenſchaft und die | nofjenfchaften ift es gerade im Intereſſe der wün- 
Bertretung der leßteren in Bezug auf diefe Ger ſchenswerten Entwidlung und Geftaltung derielben 
ihäftsführung fann aber auch fonftigen Bevoll- nad den Erfahrungen, die man in Deutichland 
mächtigten oder Beamten der Genofjenichaft zus | gemacht, — wenn auch die unbeichränfte Haft 
gewiejen werden ($ 40). Die Beftellung eines | barfeit in den meiften Fällen, al& die zweckmäßige 
Auffichtsrats ift erft durch das neue Geſetz ob» | und allein ausreichende fichere Kreditbafit, das 
ligatorijch geworden. richtige Prinzip fein wird — nicht richtig, nur 

675) ©. die Darftellung diefer Kontroverfe, |diefe Art der Haftbarkeit zu geftatten. Schulze 
auch der für das Wahlinftem enticheidenden Gründe | Deligich hielt Schließlich feinen Wideripruch gegen 
bei Goldſchmidt a. a. D.; vgl. ferner noch das Wahliyftem nicht mehr aufrecht. 
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ſyſtems bedarf e3 im Intereſſe der Gläubiger und der Genoſſenſchaften einer gejeglichen Re- 
gelung, die auch den Genofjenjchaften mit befchräntter Haftbarfeit die notwendige folide Kredit: 
bafis fichert. Das neue deutiche Genofjenichaftsgejeg vom 1. Mai 1889 gab den biöherigen 
Standpunft auf und ließ auch Genoſſenſchaften mit bejchränfter Haftbarkeit zu. 


Die Motive zu diefem Geſetz 678) begründen die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
des Wahliyftems im vortrefflicher Weile: „Für einen großen Teil der Genofienihaften wird bie 
unbeichränkte Solidarhaft auch in Zukunft die unentbehrliche a... ihres Kredits bleiben. 
Mo erhebliches eigenes Vermögen noch nicht angefammelt ift und Kredit in größerem Umfange 
in Anfpruc genommen wird, wo bei bejchränfter Mitgliederzahl und leichter Kontrole über die 
Geihäftsführung eine rege Beteiligung der Einzelnen an den Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
und im Wejentlichen eine Gleichartigkeit in den Vermögens: und Gejchäftsverhältniffen der Mit: 
glieder ftattfindet, oder wo die Erwerbäthätigfeit der Genofjen ganz oder größtenteils in der Ge: 
noffenschaft aufgeht, überall da wird ſich die unbeſchränkte Solidarhaft ala das richtige Prinzip 
bewähren. &3 iſt nur Sorge zu tragen, daß Niemand im Unklaren darüber bleiben kann, welche 
Verbindlichkeiten er durch den Beitritt zu einer ſolchen Genofjenihaft übernimmt. 

Dagegen entipriht der abfolute Zwang zu diejer einzigen Haftform nicht mehr dem wirtichaft: 
lihen Stand des Genoſſenſchaftsweſens. | 

Es giebt zahlreiche Genofjenichaften, welche Strebit nur in geringem Umfange beanspruchen. Kon— 
ſumvereine, Werfgenofienichaften, Magazingenofienfchaften und andere mehr, melde felbft feinen 
oder nur kurzen Skredit erteilen, führen ihren Geichäftsbetrieb mit verhältnismäßig wenig fremden 
Stapital. Die unbeſchränkte Solidarhaft ift hier ebenſo unnötig, wie unnatürlich, weil der Einſatz, 
den jeder Einzelne mit feiner Berfon und mit feinem ganzen Vermögen leiftet, außer Verhältnis 
zu dem immer nur befchränften Nuten fteht, den er in der einen oder der anderen Nichtung für 
Wirtichaft oder Gewerbe aus feiner Zugehörigkeit zur Genoffenichaft zieht. Dazu kommt, daß oft 
das Riſiko der Mitglieder, wenn auch juriftiih das gleiche, doch thatſächlich ein verfchiedenes it; 
nicht immer, ja nur felten ftehen die Teilnehmer der Genoflenihaft nadı Stand und Vermögens: 
verhältniffen und in dem Bedürfnis zum Beitritt auf gleicher Stufe; die Mitgliedernachweiie zei: 

en hierin eine bedeutende Mannigfaltigkeit, und es wäre ein verfehltes Beginnen, wenn die Ge— 
etzgebung dieſe Thatfache mißachten wollte, Klaſſen, welche nicht unbemittelt jind, verlangen ihrer- 
ſeits mit Recht, an ben Vorteilen der genoflenfchaftlichen Affociation teilzunehmen, und können 
andererjeitö durch den Beitritt zu einer ſolchen den aan bemittelten Genoffen durch Befig und 
Einfiht von Nugen fein. Gerade fie aber werden durch die unbeichräntte Haftpflicht von der Beteiligung 
an einer Genofienihaft, zu welcher fie ein dringendes perfönliches Intereſſe nicht führt, abgehalten. 

Auch wo Kredit in größerem Make in Anspruch genommen wird, kann die unbeichräntte Soli: 
darhaft oft entbehrlich werden. Es iſt völlig gerechtfertigt, daß, wenn nach längerer Zeit durd) 
Einjchüffe der Mitglieder und Anfammeln von Gewinn ein jelbitändiger Bermögensftod geichaffen 
iit, für die Zukunft eine Beſchränkung des Anfangs unvermeidblichen Riſikos eritrebt wird. Giebt 
die Gefeggebung hierzu ein Mittel nicht an die Hand, jo werden ſolche Genoſſenſchaften dahin 
gedrängt, in einer andern für fie weniger geeigneten GSejellihaftsform die Begrenzung der Haft: 
pflicht zu juchen, welche ihnen das Genofienichaftsrecht verfagt. Cine Reihe von Kreditgenoſſen— 
ichaften find aus diefem Grunde in den leiten Jahren in Heine Aftiengejellichaften umgewandelt 
worden, In einzelnen Fällen mag allerdings dieſer Uebergang durch den ganzen Zuſchnitt des Ge— 
jchäftsbetriebs, der aus dem Rahmen der genoflenichaftlihen Zwecke herausgewadien war, be— 
dingt geweien fein. In andern Fällen lag jedoch ein folder Grund nicht vor, und die umgewan— 
delten Snititute, denen die Aufnahme neuer Mitglieder in der bisherigen Weife abgeichnitten war, 
büßten einen weſentlichen Teil ihres früheren Thätigfeitögebietes ein, 

Hierzu tritt eine Thatſache von der größten Bedeutung auch für das öffentliche Intereſſe. Die 
Mehrzahl der erwähnten Ummandlungen bat unter dem Eindrude ftattgefunden, welchen der Zu: 
fammenbruch großer Kreditgenofienichaften hervorbradte. Dieje Stataftropben haben in einzelnen 
Fällen den Charakter wahrer Kalamitäten für die davon betroffenen Bezirke angenommen, Ber: 
trauen und Sicherheit im gewerblichen Verkehr untergraben und denfelben ernitlich geichädigt. 
Nicht bloß der Umfang der von dem Einzelnen zu tragenden Verlufte, fondern namentlich die Un— 
beftimmtbeit und Unüberjehbarkeit derjelben und die andauernde Bejorgnis, aus der Zahl der Ge— 
noſſen von den Gläubigern allein herausgegriffen zu werden, haben bierbei verderblid gewirkt. 
Die weniger Gewifienhaften begannen durch Sceingeihäfte und betrügliche Vermögensübertra— 
aungen fich der bevoritehenden Jnanipruchnahme zu entziehen, und ſchließlich unterlagen aud) die 
Pflichtbewußteren, nunmehr doppelt gefährdet, nicht jelten der Verfuchung zu ähnlichen Manipu— 
lationen; jo wurde die Befriedigung der Gläubiger in nicht geringem Make vereitelt. 

Unzweifelhaft können diefe Mißftände nicht lediglich der unbeſchränkten Solidarhaft als folder 
zur Zaft gelegt werben. Allein die Gefahr, welche diefer Solidarhaft ihrem Weſen nad) innewohnt, 
und ebenbeshalb das Bedürfnis nad einer weniger ftrengen Haftform bleibt immerhin beftehen. 
Diefem Bedürfnis mu Nechnung getragen werden. Dat aud die Sicherheit der Gläubiger ſich 
678) Entwurf eines Geſetzes betr. die Erwerbd- und Anlage. 1888. ©. 52 ff. Bgl. auch die 

und Wirtichaftsgenofjenichaften nebft Begründung Anm. 680 cit. Kommentare zu dem Geſetz. 


696 XXI. Schönberg, Gewerbe 1. Zeil. 


mit einer milderen Haftform rn läßt, wird durch die Lage der Genoflenfhaften im Auslande 
bewieſen, und es ift möglich, in manchen Beziehungen noc erheblich ftärfere Garantien für die 
Sjntereffen der Genoffenthaften und deren Gläubiger zu jchaffen, als es in den meiften außer: 
beutichen Geſetzen geichehen ift.“ 


.$ 80. Das Genojjenihaftsrecht®) ift entweder durch Spezialgejeß geregelt (jo in 
Deutjchland Geſetz vom 1. Mai 1889, betr. Die Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften *6), 
in Defterreih Gejeb vom 9. April 1873, Ungarn Handelsgeſetzbuch vom 16. Mai 1875, 
$ 223—257, Kontur: Ordnung von 1881, 8 257 ff., in der Schweiz Bundesgeſetz über 
das Obligationenrecht vom 14. Juni 1881 (Titel 27, Art. 678—715), in Belgien Gejeh vom 
18. Mai 1873, Niederlande Geſetz über Kooperativ:Gejellihaften vom 17. November 1876, 
Portugal Geſetz vom 2. Juli 1867) oder es bildet eine bloße Abart, eine Modalität des ge- 
meinen reſp. Handelsgejellichaftsrechts, indem jede Gejellichaftsart durch den Hinzutritt ge- 
wifjer modifizierender gejeglicher Beitimmungen zur Genoſſenſchaft wird (jo in Frankreich **), 
Italien 2), Eine Mittelftellung hat England, injofern die Genofjenichaften entweder unter 
ihrem Spezialgejeß oder unter dem allgemeinen, aber jehr mannigfaltigen Recht der Ge— 
ſellſchaften mit unbejchränfter oder beſchränkter Haftbarfeit leben können. 


Das englifhe Genoſſenſchaftsrecht als foldes kennt nur, wie jchon erwähnt, die be— 
ſchränkte Haftpfliht Ju England unterftanden die jchon feit ben Anfang des vorigen Jahrhunderts 
zahlreich gegründeten friend!y societies (feit 1793 Spezialgeieggebung, damals über 30000), Kleine 
genenfeitige Hilfs: und Verficherungstafien, feit langer Zeit der beichränften Haftbarfeit. Die friendly 
societies act von 1846 (13 u. 14 Vict. c, 115) geitattete auch andern Genofienichaften die Re— 
güftrierung, fofern ſich dieſelben auf den Verkehr unter ihren Mitgliedern beſchränkten und ihren 
Gewinn mur diefen zu Gute kommen ließen. 1852 (G. vom 8. Juni, 15 u. 16 Viet. c. 31) lieh 
man bie Genofjenichaften als ſolche umd ohme Beichränkung auf den Verkehr mit ihren Mitgliedern 
unter dem Namen »industrial and provident societies« zur Negiftrierung und bamit zur Er— 
langung des Rechts juriftiicher Perfönlichkeit zu, wie die friendly societies, unter Beichränfung 
der Marimaleinlage auf 100 £ und der Gewinnverwendung auf geienlih beitimmte Zwecke, aber 
nur mit ber unbefäpränften Haftbarkeit des gemeinen Rechts. Es fo eine doppelte Art von 
Genofjenichhaften: die eine, nach der friendly societies act von 1846 mit beichränfter Haftbarfeit 
und befchränft auf den Verkehr mit ihren Mitgliedern und auf Gemwinnverteilung für dieie, die 
andere nach dem Gef. vom 8. Juni 1852 mit unbeſchränkter Haftbarkeit und freierer Bewegung. 
Als aber durd die Compagnies acta von 1855 und 1856 für die Aktiengefellichaften, wenn auch 
aundchft mit gewiffen Ausnahmen, die beichränfte Haftbarfeit prinzipiell eingeführt war, wurde 
862, gleichzeitig mit der weiteren allgemeinen Geltattung der beichränften Haftbarteit (Comp. 
act vom 7, Auguſt 1862), auch den industrial and provident societies, auf ihren dringenden Wunich 
und zwar für Gejchäftsbetrieb jeder Art, mit Ausnahme allein des Betriebes von Bergbau, Stein- 
brücden und Bankgeichäften, die Annahme der befchränfkten Haftbarkeit geftattet (industrial and 

rovident societies act vom 7, Auguft 1862 25 u. 26 Viet. c. 87). Die Ausnahmen fielen bezüglich des 

etriebes von Bergbau und Steinbrüchen 1867, von Bankgeſchäften durd das neue konfolidierende 
Geſetz vom 11. Auguft 1876 (ind. and prov. act 38 u. 39 Viet, c. ER weldyes auch die Unterordnung 
unter das Necht der friendly societies befeitigte. Nach diefem Geſetz dürfen fich Gefellichaften von 
mindeftens 7 Perſonen für jeden erlaubten gewerblichen Zwed unter diejer Akte regiftrieren laſſen 
und unterliegen alsdann folgenden geſetzlichen Beftimmungen: der höchſte ftatthafte Geſchäftsauteil 
(share) in der Negel 200 £, nur in Höhe des Geichäftsanteils Dedungspflicht; fofern die Eta- 
tuten es geftatten freies Austrittsrecht unter Befugnis Aa Zurückziehung der Geichäftsanteile, 
nur ift Genoffenfchaften mit rüczahlbaren Anteilen der Betrieb von Bankgeſchäften jeder Art und 
ſolchen Genoſſenſchaften, welche Depofiten aud; geringiten Betrages aunehme, die Nüdzahlung 
irgend eines Geichäftsanteils bis zur erfolgten Nüderftattung der Depofiten unterfagt; behufs 
Vermeidung der AZurüdziehung kann das Statut die llebertragbarfeit der Geichäftsanteile, jedoch 


679) Goldſchmidt, a.a.D.6. 88 ff. Gierke, ftimmungen über Konfumvereine) ift zur Zeit (Mai 
a a. O. 1, ©. 1097 ff. Vgl. auch die Anm. 678 | 1896) noch nicht we, geworben. 
cit. Ausgabe des Gejekentwurfs. 681) Die in Titel III des loi sur les societes 

680) Ausgaben des Geſetzes mit Commentar | (Urt. 48—54) behandelte Genofjenichaft (Societe 
von AR. Höinghaus, 2. Aufl. 1890; 2. Pa: '& capital variable) ift nur eine modifizierte Form 
riſiusund Crüger, 2. Ausg. 1890; Pröbſt, aller jonft vorhandenen Geiellichaftsarten. ©. die 
1889; Xoe1, 1890; Manrer,1890. Bgl. auch | fomplizierte (ungenügende) frauzöſiſche Deiehge" 
die Darftellung des Gejepes von M. Joel, in bung bei Goldihmidt, a. a D. © 95— 
Annalen 1890. ©. 417 ni 632) een er vom 2. April 1882, Art. 

Ein dem Reichstag am 4. Dezember 1895 vor- | 219—2%, Näheres bei 2. Shprojavacca, Die 
gelegter Gejegentwurf betr. die Abänderung von | genofjenichaftliche Bewegung in Italien, in}. f. 
S 8 Abi. 4 und Zuſätze zu $$ 30 und 145 (Be-, G.V. 17 (1898) ©. 224. 
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nur unter jebesmaliger Genehmigung des Vorftandes geftatten; Geihäftsanteile von nicht mehr 
als 50 £ find, auch falls unter Yebenden nicht übertragbar, doch vererblich, jofern der Vorftand 
nicht die a vorzieht; die ausgejchiedenen Mitglieder haften noch ein Jahr lang für die 
früher begründeten Genofienichaftsfchulden und nur ſubſidiär hinter den zeitigen Mitgliedern ent: 
iprechend dem Grundſatz der Comp. act von 1862 Art. 38. Das Gefeg von 1876 ift durch ein 
neued Gejeß vom 12. September 1893 erſetzt, das biäherige Necht aber nicht wejentlicd geändert 
worden. Neben dieſem Spezialrecht aber giit für die Genofjenfchaften das allgemeine, durch die 
Comp. acts vom 7. Aug. 1862 und 20. Aug. 1867 begründete Recht. Die Genoffenihaften haben 
die Wahl, fich unter ihrem Spezialgefeg oder unter dem allgemeinen Geſetz regtitrieren zu lafien. 
Im legteren Falle haben fie die Wahl zwiichen fünf — en Aſſociationsarten. Sie dürfen 
fein: Compagnies mit unbeſchränkter Haftbarkeit und ohne Altieneinteilung des Kapitals; mit 
unbeichräntter Haftbarfeit und Aktieneinteilung des Kapitals; mit beichränfter Haftbarfeit als 
reine Aktiengeſellſchaft; mit einer auf feſt beitimmte Garantiebeträge 3. 8. nicht über 10 £ hinaus 
beichränften Haftbarfeit; mit einer auf mindeftens eine Aktie und einen weiteren ohne Rückſicht 
der Aktien feit beitimmten Garantiebeitrag beſchränkten Haftbarkeit 68), 

Das neue deutſche Genoffenichaftsrecht geftattet drei Arten von eingetragenen Genofjenichaften: 
1. mit unbeſchränkter Haftpflicht (die Genofjen haften für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft 
diefer ſowie unmittelbar den Gläubigern derfelben mit — ganzen Vermögen); 2. mit unbe: 
ſchränkter Nachſchußpflicht (die Genofjen find zwar mit ihrem ganzen Vermögen aber nicht uns 
mittelbar den ®läubigern der Genoſſenſchaft verhaftet, Sondern nur verpflichtet, der letzteren die 
zur Befriedigung der Gläubiger erforderlihen Nachſchüſſe zu Ieiften); 3. mit beſchränkter Haft: 
pflicht (die Haftpflicht der Genoffen für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft ift Sowohl dieſer 
wie unmittelbar den Gläubigern gegenüber im voraus auf eine beftimmte Summe beichränkt) #84) 
(Gef. v. 1889 $ 2). Das Statut muß beftimmen, welcher Art die Genoffenihaft fein joll (8 7) 
und die Firma der Genoſſenſchaft muß eine die Art angebende zufägliche Bezeihnung enthalten 
($ 3). Bei einem Konkurſe wird unmittelbar nadı Eröffnung desielben vom Konkursverwalter auf 
Grund der gerichtlich niederzulegenden Bilanz der ganze vorausſichtliche Fehlbetrag berechnet (Bor: 
ſchußberechnung) auf die Genofien, fofern nicht das Statut ein anderes Beitragsverhältnis feſt— 
fegt, nach Köpfen verteilt, und, nachdem die Berechnung vom Gericht für vollitredbar erklärt 
worden ift, von den Genoſſen als Vorſchuß eingezogen ($ 98—105). Nach dem a der Schluß: 
verteilung wird durd) eine definitive Berechnung (Nachſchußberechnung) der endgültige Betrag der 
von den Genoffen zu leiftenden Nachſchüſſe feitgeftellt und die Befriedigung der Gläubiger aus 
den vorgeſchoſſenen und, ſofern notwendig reip. geſetzlich zuläffig, durch weitere Umlagen zu ver: 
ftärtenden Beträgen herbeigeführt ($ 106-1081. Zwiſchen den beiden erften Genoffenichaften ift 
während ihres Beſtehens, abgefehen von der Verſchiedenheit der Firmen, gar fein Unterſchied, 
ebenjo wenig nad der Auflöfung, — wenn dieſe durch Eröffnung des Konkurſes er— 
folgt. Aber auch der Verlauf des Konkurſes iſt bis zur Aufftellung der Nachſchußberechnung der 
a che. Ein Unterfchied befteht nur in dem Verfahren, welches eintritt, wenn im Konkurſe drei 

onate nad) der für vollitredbar erflärten Nahichußberehnung die Konfursgläubiger noch nicht 
vollftändig befriedigt fein follten. In diefem Fall darf bei der Genoſſenſchaft mit unbeichräntter 
Haftpflicht jeder Gläubiger, joweit er bisher nicht befriedigt ift, fofort die einzelnen Genojfen, 
ohne daß denfelben die Einrede der Teilung zufteht, in Anipruc nehmen, und nadı weiteren drei 
Monaten (d. h. ſechs Monate nad) der Vollitredbarkeitserklärung der Nachſchußberechnung) auch 
jeden in den legten zwei Jahren ausgeſchiedenen Genoffen, joweit es ſich um eine bis zu deſſen 
Ausſcheiden eingegangene Verbindlichkeit der Genoffenihaft handelt (8 116—119). Dagegen muß 
bei der Genofienihaft mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht auf Grund einer aufzuftellenden befon- 
deren Berehnung von den innerhalb der letzten achtzehn Monate vor der Eröffnung des Konkurſes 
ausgeſchiedenen Genoſſen die gejamte Reftforderung aller Gläubiger — gleichviel ob die Verbind- 
lichfeit vor oder nach dem Ausicheiden ber —— eingegangen iſt — im Umlageverfahren bei— 
— werben ($ 121—128, $ 98). Bei beiden Arten von Genoſſenſchaften geht daneben die 

inziehung der Nachſchüſſe von den in der Genofjenichaft verbliebenen Genofien auf Grund der 
Nachſchußberechnung ohne Aufenhalt unverändert fort und erhalten die ausgeiciedenen Genoſſen 
die von ihmen gezahlten Beträge aus den Nachſchüſſen erftattet, jobald die Konkursgläubiger be: 
friedigt reſp. ficher geftellt find ($ 124). — Die Genoſſenſchaft erwirbt durch die Eintragung in 
das von den Gerichten zu führende Genofienihaftsregiiter das Recht der juriftiihen Perton und 
die fonftigen durd; das Geſetz beftimmten „Rechte einer eingetragenen Genofjenichaft* (S 10 ff). 
Die Mitgliedichaft des Genofjen entfteht nad) dem neuen Gefeg erft durch feine Eintragung 
in bie vom Gericht zu führende Lifte ($ 15) und endigt nur durch die Zunn biefer Lifte 
mit dem Schluß des Geihäftsjahrs, in dem die Löſchung erfolat iſt ($ 63 ff.). Obligatoriich ift 
die Bildung von Geſchäftsanteilen und eines Nejervefonds (87). Die Ausdehnung des Geſchäfts— 
betriebs auf Nichtmitglieder, welche früher 685) ohne jede Einſchränkung zugelaffen war, ift ver: 
boten bei Strebitvereinen (fir Darlehensgeihäfte) und beichräntt bei Stonfummwereinen ($ 8). Im 
683) Goldſchmidt, a. a. D. ©. 90 -65. | das Statut beftimmt werden. (Gef. von 1889 
684) Die Haftſumme der einzelnen Genofien  $ 125 ff.) 
darf nicht niedriger als der Gejchäftsanteil fein. 685) Sei. vom 4. Juli 1868. Deffar. vom 
und muß bei Errichtung der Genoſſenſchaft durch 19. Mai 1871. 
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Uebrigen müſſen Beftimmungen, nad) weldhen die Ausdehnung des Geihäftebetriebs auf Nicht: 
mitglieder zugelaſſen wird, ins Statut aufgenommen werben ($ 8. 3. 5). Strenge Strafbeitim: 
mungen find erlaffen gegen pflihtwidrig und ungeleglich handelnde Mitglieder des Borftands und 
Auffichtsrats und Liquidatoren (8 140 fi.). 

Nadı dem franzöfiihen Recht haften bie ausgeichiedenen Mitglieder noch fünf Jahre nad 
ihrem Ausſcheiden für die bis zu dem legteren Zeitpunkt entitandenen Schulden, nad italie: 
niſchem Recht in Anlehnung an das deutiche Geſetz von 1868 noc zwei Jahre. Nadı dem bel: 
giſchen Recht joll das Geſellſchaftsſtatut beftimmen, ob die Genoſſen solidairement oder divi- 
sement, indefinement ou jusqu'ä concurrence d’une certaine valeur haften, doch foll beim 
Schweigen der Statuten die unbeichränftte Haftbarkeit der Genofien als gejegliche Haftform ein 
treten 686); die Haftbarkeit der Ausgeſchiedenen dauert noch fünf Jahre nad) dem Ausicheiden. In 
ähnlicher Weife laſſen auch das portugiefifche, niederländische, ſchwe izer iſche (Haftbar- 
keit der Ausgeſchiedenen zwei Jahre) Recht ſowohl die unbeſchränkte als die beſchränkte Haftbarkeit zu. 

Das öſterreichiſche Recht kennt nur zwei nach der Haftpflicht verſchiedene Arten der Genoſſen— 
ſchaft; die regiftrierte Genoffenschaft mit unbefchränfter Haftung und diejenige mit beſchränkter Haf- 
tung. Die Beitimmungen bezüglich der erfteren find im Wefentlichen die gleichen wie die des früheren 
beutichen Genoſſenſchaftsgeſetzes von 1868. Wei der Genoſſenſchaft mit beſchränkter ——— mit 
der Kapitalhaft der Mitgliederguthaben (Geſchäftsanteile) eine perſönliche Haftpflicht der Mitglie: 
der in der Weiſe verbunden, daß jeder Genoſſe mit einem weiteren Betrag haftet, der mindeitens 
dem Geichäftsanteil gleihlommen muß, durd den Gejellichaftsvertrag aber auch höher beftimmt 
werden kann. Diefe Haftpflicht ift feine direkte gegenüber den Gläubigern, beſteht vielmehr nur 
in einer Beitragspflicht gegenüber der Genoſſenſchaft und wird lediglich durch das Umlageverfahren 
realifiert. Das legtere ift hier — im Gegenjag zu der Genoſſenſchaft mit unbeichräntter Haftung — 
nicht in die Hand des Vorftandes, fondern in die des Konkursverwalters gelegt, welcher die Bei: 
träge zur Konkursmaſſe einzieht. Die Haftung der ausgeichiedenen Mitglieder für die bis zu ihrem 
Ausſcheiden entitandenen Verbindlichkeiten dauert bei der Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung 
nur ein Jahr nad) Ablauf des Gefhäftsjahrs, in weldem das Ausſcheiden erfolgt ift, ſofern nicht 
int Gefellihaftävertrag eine längere Dauer der Haftung feitgelegt ift; vor Ablauf dieſer Friſt 
findet aber eine Auszahlung der Guthaben an die Ausgeichiedenen nicht ftatt. Das lettere gilt in 
gleicher Weile für den Fall der Kündigung einzelner Geichäftsanteile, welche auch ohne Ausscheiden 
der Genoffen gejtattet ift. — Das ungariſche Recht regelt die Nechtsverhältniffe der Genofien- 
ichaften in einzelnen Beziehungen abweichend vom Öfterreichiichen Geſetz. Namentlich kann die Haft: 
pflicht auch auf den Geichäftsanteil allein beichränft werben. 


Ein wejentlihes Beförderungsmittel der Genofjenfhaften ift die Ver: 
einigung von Genofjenichaften zu größeren Berbänden mit befonderen Verbands: 
organen („Anmwaltichaft”), denen die Aufgabe obliegt, die gemeinjamen Intereſſen der Ge— 
nofjenjchaften zu wahren, die einzelnen Genoſſenſchaften bei ihrer Organiſation und Gejchäfts: 
führung zu beraten und zu unterjtügen, für die richtige Gejchäftsführung derjelben zu jorgen, 
neue Genoſſenſchaften ins Leben zu rufen, eine genaue Statiftit derjelben herbeizuführen x. 
Dies ift in Deutichland ſchon 1859 geicheben durch die Gründung des „Allgemeinen 
Verbandes der auf Selbjthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs: und Wirtjchaftsgenofjenichaften* 
(mit dem jährlich ftattfindenden Genofienichaftstage, mit 32 Unterverbänden und der An: 
waltichaft dieſes Verbandes) 6%”), dem eine Reihe anderer Verbände %) (namentlich für 
landwirtichaftliche Senofjenichaften) folgte. Ihnen verdankt man im erjter Reihe die jchnelle 
Verbreitung der Genofjenichaften und die im Wllgemeinen gute Geſchäftsführung derjelben. 


XXI. Schönberg, Gewerbe. 1. Teil. 


686) Die Kreditvereine (Unions de Credit) 
haben faft fämtlich die beichränfte Haft aboptiert, 
und zwar in der Weile, daß jeder Genoſſe eine 
beftimmte Garantiejumme zeichnet, in deren Höhe 
er einerjeits Kredit in Anſpruch nehmen kann, 
andrerieitö für die Genoſſenſchaftsſchulden haftet. 
Geſetzentwurf von 1889 (Anm. 678). ©. 50. 


687) Demielben gehörten am 31. Mai 1895 S 


(nach dem Sahresbericht für 1894) 1458 Ge- 
nofienihaften an (Anwalt F. Schend). 
88) Die hauptiächlichiten Verbände find: Der 


 Generalanmwaltichaftöverband ländlicher Genoſſen— 
ichaften (nach dem Syſtem Raiffeifen) mit (1895) 
1672 Genoflenichaften (1635 Darlehuskaſſenver⸗ 
eine, 22 Molkereig., 15 Winzervereine), der Ber: 
band landmwirtichaftlicher Kreditgenofjenichaften in 
Württemberg mit (1895) 649 Darlehnsfafjenver: 
** Die andern ſ. in Schenck, Jahresbericht 


Die Zahl der ländlichen Darlehnskaſſenvereine 
hat ſich in Preußen, und ganz beſonders auch in 
den öſtlichen Provinzen, ſeit dem 1. Oltober 1895 


Allgemeine Verband der landwirtſchaftlichen Ge⸗ weſentlich infolge der neu errichteten ſtaatlichen 
noflenichaften des Deutichen Reichs mit (Juli Centralgenofienichaftsfaffe (j. Hdb. Band II. Abt. 
1895) 21 Unterverbänden und 2255 Genofjen- XIV. ©. 129. Anm. 108 und in diefer Abhdl. 
ichaften (Juli 1894: 1967, davon 600 Kreditg., Anm. 712) erheblich vermehrt; allein im legten 
732 landw. Konjumvereine, 584 Molfereig.), der | Vierteljahr 1895 wurden ca. 500 neue gegründet. 


Die gewerblichen Genoſſenſchaften. Statiftil. $ 80. 699 


Erwerbs: und Wirtichaftsgenofjenjchaften 689) find in Europa borzugsweije in Deutſch— 
land, Defterreih, England und Ftalien zu einer bedeutenden Entwidlung gelangt), 


In Deutihland beftanden (nah Scend’s letztem Jahresbericht für 1894) am 31. Mai 
1895 (gegen 31. Mai 18%) im Reich 11141 (6777 691) Genofjenihaften, darunter: Kreditge— 
nofjenichaften 6417 (8467) über * landwirtichaftliche, Rohſtoffgenoſſenſchaften 61 (113) gewerb- 
lihe im w. ©., 1067 (892) Iandwirtichaftliche 92), Werfgenofienichaften 17 (10) gewerbliche, 240 
(273) Iandwirtichaftliche 69), Magazingenofjenjchaften 57 (61) gewerbliche im e. ©., 4 (7) land: 
wirtichaftliche, Produktivgenofienichaften 124 (140) gewerbliche im w. S., 1458 (833) landwirt: 
ſchaftliche 6%), Verſicherungs- und jonftige Genofienichaften in einzelnen Gewerbszweigen 160 (75), 
Konſumvereine für den perfönlichen id Hanshaltungabedarf der Mitglieder 1412 (868), Bau: 
genofienichaften 124 (38). Yon denfelben waren am 31. Mai 1895 (bezw. 31. Mai 1890) 1958 
(181) eingetragene Senoffenichaften mit beſchränkter Haftpflicht, darunter 363 (41) Streditgenoffen: 
ichaften, 152 (20) landwirtſchaftliche Rohſtoffgenoſſenſchaften, 23 (10) Iandwirtichaftliche Werfge: 
noſſenſchaften, 3 (1) gewerbliche Magazingenofienichaften, 73 (11) gewerbliche und 265 (24) Iand: 
wirtichaftliche Produktivgenoſſenſchaften, 94 (9) Verfiherungsgenofienichaften. 850 158) Stonfunt: 
vereine, und 108 (7) Baugenofienichaften, ferner 96 (11) eingetragene Senoffenihaften mit un— 
beichränfter Nadhichußpflicht, und 638 nicht eingetragene Genoſſenſchaften (darunter 122 Kredit— 
genoſſenſchaften, 115 Stonfumvereine, 1 Baugenofienichaft, 400 andere); die Zahl der eingetra- 
genen Genojienichaften mit unbeichräufter Haftpflicht war 8449 (5906 Kreditgenoſſenſchaften, 2058 
Nohitoff:, Werf:, Magazin, Produftivgenofienidaften, 440 Konſumvereine, 15 Baugenoffen: 
ſchaften). — Der Jahresbericht für 1867 (vor Erlaß des eriten Genofienfchaftsgeießes bon 1868) 
führt 1453 Erwerbs: und Wirtichaftsgenofienfchaften auf (1025 Kreditgenoſſenſchaften, 184 Roh— 
jtoff:, Magazin= und Probuktivgenofjenichaften und 249 Stonfumvereine). 

In Deiterreicd (in den im Neichsrat vertretenen Stönigreihen und Ländern) waren 1885 
eingetragen: 1436 Genojjenfhaften (1133 Vorſchußvereine, 158 Konfumvereine, 145 jonftige Ge— 
nofjenihaften); davon waren &. mit unbefchränfter Haftung 635 (531 V., 60 St. 44 1. ©.), 
mit beichränfter Haftung 801 (602 V., 98 K., 101 5. ©). Daneben beftanden noch nicht re: 
giftrierte Genoffenichaften. Ende 1890 gab es 1898 regiftrierte Genoffenihaften. (1489 V., 199 
K., 210 1. 6.); davon waren G. mit unbeichränkter Haftung 834 (720 V., 66 K., 48 5. ©.), mit 
beſchränkter Haftung 1064 (769 V., 133 $t., 162 5. G.). Die Zahl der nicht regiftrierten Ge: 
nofjenichaften war 1889: 173 (98 V., 59 K., 16 f. &.). 1891: Zahl der regiftrierten Vorſchuß— 
vereine 1595, der nicht regiftrierten 96. Die Gelamtzahl der Genojjenihaften in Defterreich wurde 
für 1894 auf ca. 2500 (darunter ca. 1400 deutiche) angenommen 6%), In Ungarn, Kroatien 
und Slaponien6%%) waren Oktober 1890 regiftriert 853 Genofjenihaften (723 Vorſchußver— 
eine, 51 Sonjumvereine, 39 Abſatz- und Magazingenofjenichaften, 21 Produftivgenofienidaften, 
4 Rohſtoffgenoſſenſchaften, 1 Werkgenofjenicaft 2c.). 

In Großbritannien gelangten die Baugenoffenichaften zu großer Ausdehnung. Eine 
dem Unterhaus 1887 vorgelegte Ueberſicht gab die Zahl derjelben (building societies) auf 2318 
mit 605 421 Mitgliedern (Geichäftsanteile 36,3 Mill. £, Einlagen 15,6 Mill. £, Hypotheken 
50,3 Mill. £) an. Der Bericht des Negiitrars für 1891 (1893 erichienen) weiſt 2632 mit 
563 933 Mitgliedern auf. Aber im Jahre 1892 hat ſich ein erheblicher Teil infolge der auch auf 
eine mangelhafte Geſetzgebang zurüdzuführenden Mißwirtſchaft auflölen müffen 697), Im übrigen 
waren nad) einer dem Genoſſenſchaftskongreß 1889 mitgeteilten Statiftit 695) 1887 in dem ver: 
einigten Königreich 1607 Genoſſenſchaften vorhanden; von 1276, weldhe Bericht erftattet hatten, 
mit 894 378 Mitgliedern waren Stonfumvereine 1208, Produktivgenoſſenſchaften 49, fonitige Ge: 
noffenichaften 24. Auf dem Kongrek von 1895 wurde berichtet 69%), daß die Zahl dieſer andern 
Genoſſenſchaften ca, 1800 betrage; von 1674, welche an den Verband berichteten, mit 1343 518 
Mitgliedern, waren allgemeine Konſumvereine 1484 (1250125 Mitglieder), Produktivgenoſſen-— 
ichaften (inkl. landwirtichaftliche, namentlih Mollereigenofienshaften) 176, Spezial-Konſumvereine 
12, Großeinlaufsgenofjenihaften 2, — In Frankreich beſchränken fi die Genoſſenſchaften 
im Wejentlichen auf Konſumvereine (jtarfe Zunahme feit den 8Oger Jahren), aber in neueſter 


689) Ueber die Entwidlung und Verbreitung 
derielben in den einzelnen Ländern ſ. bei. das 
Wert von 9. Erüger, Die Erwerbs und Wirt: 
ichaftögenojienichaften in den einzelnen Ländern. 
1892. 


690) Eine genaue und fortlaufende Statiſtik 
aller Genofjenichaften giebt es — außer für Deutich- | 
land, wo dieſelbe aber auch nicht ganz vollftändig | 
iſt — nidt. ©. dar. auch Erüger im H.W. 
Suppl.Band J. ©. 311. 

691) Die in Klammern eingefügten Zahlen find 
die für 1890. 

692) Zu diejen find die „Iandwirtichaftlichen 
Konjumvereine” zur Beihaffung von Saatlorn, 


Futtermitteln, künſtlichen Düngemitteln ꝛc. ge 
rechnet. 

693) Yandw. Maſchinen, Zuchtvieh- ꝛc. Ger 
noflenjchaften. 

694) Molkerei, Wald-, Schladht-, Winzerge- 
nofjenichaften, Genoflenichaften für den Bau und 
Vertrieb von Feld: und Gartenfrüchten 2c. 

695) Blätter für Genoffenjchaftswejen. Jahrg. 
1894. ©. 85. 

696) Blätter für Gen.weſ. 1890. ©. 8 ff. 

697) 9. Erüger im H.W. Suppi. I. ©. 320. 
S. auch Blätter für Gen.wei. 1894. ©. 86. 

698) Blätter für Gen.weſ. 1889, ©. 426 ff. 

699), Blätter für Gen.weſ. 1895. ©. 455. 
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Zeit nehmen auch Kreditgenoſſenſchaften, insbefondere auch Iandwirtichaftliche Darlehnskaſſen zu. 
Der 4. Almanach der franzöfiihen Genofienfhaften für 1895 weiſt nadı 1197 Konſumvereine 
(1886: ca. 600, 1890: ca. 800), 129 gewerbliche Produktivgenoſſenſchaften (70 in Paris, 59 in 
der Provinz), 39 landw. Produktivgenoſſenſchaften, 20 landw. Verkaufsgenoſſenſchaften, 23 Volks: 
banten (gewerbliche), 126 landw. Darlehnäfafien, 1 Bank der Produktivgenofienihaften, zul. 
1550 G. — In Italien?) wurden auf dem dritten Kongreß der Genoffenichaften in Bo: 
logna 1889 folgende Zahlen angegeben: 405 Stonjumvereine 7%), 176 Produftivgenofienicaften, 
43 Genoffenichaftsbädereien, 63 Baugenofienichaften, 229 Moltereigenojienichaften 702), 31 andere 
landwirtichaftliche und 55 verichiedene Genofienihaften. Dazu famen die Kreditgenoſſenſchaften 
(Volksbanken, banche popolari), Ende 1857: 608 705) und ländliche Darlehenskaſſen — nadı Sy: 
item Raiffeiſen — 40), Eine Statistik ift in Vorbereitung. Nadı einer amtlichen (nicht genauen) 
Erhebung von 1898 gab es am 30. März 1893: 723 Volksbanken, 101 ländliche Darlehenstafien, 
324 Ntonfumvereine, 386 Arbeitägenofjenihaften (Erbarbeiter, Maurer), 143 Broduftivgenoiien: 
jchaften, 37 Baugenoffenihaften, ca. 550 Moflkereigenoflenichaften 2c. 79%), Im J. 1895 entitanden 340 
neue und giengen 51 ein (nadı »Credito e Cooperazione«), — In Rußland eriftierten 189; 
764 (1886: 715) Streditgenoiienichaften, zumeift landwirtfchaftliche, denen auch gegen Wechiel des 
Voritandes von der Reichsbank Vorihüffe auf 9 Monate gegeben werden bürfen 705), — In 
Belgien 189: 24 Volksbanken; die Zahl der Konſumbereine (zum großen Teil focialiftiiche) 
wird auf 300 angegeben. — An Holland gab es Anfang 1892: 48 Stonfumvereine, 54 landiv. 
Rohitoffgenofienihaften, 16 Bädereien, 42 Baugenofjenihaften, 22 Streditgenoffenichaften, 31 Mol- 
fereigenofienichaften, 8 andere landw. und 5 gewerbl, Produktivgenoſſenſchaften 706). — In Di: 
nemarf 1895: ca. 600 Stonfumvereine,, ca. 1000 Molkereigenoſſenſchaften, 20 Genojfenichafts: 
ichlächtereien 20.70) — In den Vereinigten Staaten von Norbamerifa find zablreihe Ban: 
und Darlehensgenoffenihaften (building and loan associations) vorhanden; die Angaben über 
die Zahl find jehr ſchwankend, man jchätte fie Dezember 1888 auf 4—5000; 1893 beitanden nadı 
dem 9, annual report of the Comissioner of Labor 5838 (Gejamtvermögen ca. 450 Mill. Doll). 
Nach einer Mitteilung der Sociologiichen Geſellſchaft in New-York an den Gentralboard der Eng: 
liihen Genoſſenſchaften beftanden 1888: 290 Stonjumpereine und 110 PBroduftivgenofienichaften 
in den Bereinigten Staaten, dazu 50 Genoffenihaftäbanten in Maffahuietts, 2 in Maine und 
1 in Newhaven 708), 


Die Heihichte der modernen gewerblidhen Genoſſenſchaften im e. ©. be: 
ginnt mit der Gründung von Konjumvereinen für Fabrikarbeiter in England in den vier- 
ziger Jahren 7%), Deutichen Uriprungs, und zuerft von Schulze-Deligich (jeit 1852) ge: 
gründet, find die Kreditvereine, und die freilich bisher noch jehr wenig verbreiteten Robjtoff-, 
Magazin: und Werkgenofjenichaften. 

$ 81. Bon den Erwerbs- und Wirtichaftsgenoffenjchaften werden die Konjumvereine, die 
Bau: und Produktivgenofjenjchaften an andern Stellen des Handbuch (Abh. XII. XXIL.) 
behandelt, wir beichränfen uns hier auf eine furze Darjtellung der Kredit-, Robftoff:, Magazin: 
und Werfgenofjenichaften und ihrer jpezifiichen Bedeutung für die gewerbliche Bevölkerung. 
Bon denjelben find aber nur die reditvereine zu einer nennenswerten Verbreitung und 
Wirkſamkeit gelangt. 

1. Die Kreditvereine”!‘) (Vorſchußvereine, Volks-, Handwerker-, Gewerbebanken ꝛc.). 
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700) Blätter für Gen.wei. 1889. S. 30 ff. &. 
Bodio, Sulle associazioni cooperative in Italia. 
1890. Blätter für Gen.wej. 1890. ©. 334 ff., 
395 ff., 418 ff., 441 ff. 

701) Bodio a. a. O. giebt die Zahl auf 681 
an, darunter find aber auch eine größere Zahl 
von Produftivgenoflenichaften begriffen. 

702) Nach Bodio a. a. D. nur 45 eingetra- 

ene und 165 nicht eingetragene Molkereigenoſſen— 
haften. 

703) (Quazatti)Statistica delle banche po- 
polari. Anno 1887. Roma. 1889. Ende 1883: 250, 
1884: 310, 1885 : 407, 1886516. Die erſte Volls— 
banf wurde 1864 in Yodi (Lombardei) gegründet. 
Ende 1869: 40, 1879: 133. Das Hauptverdienft 
um die Entjtehung und Berbreitung der Volks— 
banken in Rtalien hat Luzzatti—. 

704) 5.9. Crüger im H.W. Suppt. 1. ©. 320. 
Bol. auh U. Rabbeno, Die genofienichaftliche 
Bewegung in Italien in Blätter für Gen.weien. 


Jahrg. 1895. ©. 171. Dort wird die Zahl der 


KRoniumvereine für 1893 (nadı einer Statiftif von 
E. Baſſi) auf 600 und die Zahl aller Genojjen- 
ihaften auf ca. 2500 angegeben. 

705) Blätter f.Gen.mej. 1889. S. 7; 1895. ©. 214. 

706) Erügera. a. D. © 320. 

707) Blätter für Gen.weſ. 1895. ©. 530. 

708) Blätter für Gen.wei. 1889. S. 71. 

709) ©. dar. die Darftellung in der folgenden 
bh. XXI. 

710) ©. bar. die Litt. ©. 69, die Geſchichte 
der Kreditvereine insbe. in den Schriften von 
Pariſius und Sicherer, das ftatiftiiche Ma- 
terial in den Rahresberichten von Schulze⸗De— 
ligih und Schend und in der Ztichr. Blätter 
für Genoffenichaftswejen. Die Kreditvereine ent- 
ftanden auerft in Deutichland durch Schulze: 
Deligich und Haben hier Dank der raftiojen 
Thätigfeit und Energie diejed Mannes, nament- 
lich jet 1859 die „Anwaltichaft” geichaffen wurde, 
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Es find genofjenschaftliche Kreditunternehmungen (Kreditvermittlungsinftitute, welche auf eigene 
Rechnung Kredit nehmen und geben) mwejentlich beftimmt für den Perſonalkredit der Heinen 
und mittleren Unternehmer, und für diejen Kredit das zwedmäßige Kreditorgan. Ihr prinzi- 
paler Zweck ift, diefen Perſonen, joweit fie freditwürdig find, Betriebstapital (umlaufendes 
Kapital) im Wege des Kredits zuzuführen: 1. auf kurze Beit, 2. jederzeit nad) Bedarf, 3. zu 
angemejjenem möglichit niedrigem Zins”). Die zur Genofjenjchaft vereinigten Berjonen nehmen 
auf gemeinjame Rechnung und Gefahr (mit einer jtatutarifch bejtimmten Solidarhaft) Kredit”!?) 
und geben kreditwürdigen Mitgliedern der Genofjenichaft jenen Kredit, bei rationefller Ber: 
waltung mit möglichjter Ausſchließung eines Riſikos für die Genofjenjchaft. Diefe genieht 
zur Befriedigung des Kreditbedürfniſſes der Einzelnen bei richtiger Verwaltung den Kredit, 
den der Einzelne in jeiner Iſolierung nicht hat; fie bejeitigt die nachteilige Zage, in welcher 
fi der kleine und mittlere Unternehmer in dieſer Hinficht gegenüber dem großen Unter: 
nehmer befindet und ermöglicht es ihm, das anzuleihende Betriebsfapital unter gleichen Be- 
dingungen wie diejer zu erhalten. 

Ein genofjenschaftliches Vermögen wird aus den obligatorischen Gejchäftsanteilen der Mit: 
glieder (Geichäftsguthaben der Mitglieder) und dem Rejervefonds gebildet. Die Gejchäfts- 
anteile, welche entweder gleich beim Eintritt in dem verlangten vollen Betrag eingezahlt 
oder allmählig durch Beiträge (und event. aus erzielten Dividenden) bis zu diefem gebildet 
werben, dienen als Betriebskapital ?'3), das jonjt nötige Betriebsfapital wird geliehen. Der 
Rejervefonds, bis zur beftimmten Höhe aus Gejchäftseinnahmen, erzielten Ertragsüberjchüfien, 
event. auch aus Eintrittögeldern gebildet, dient zur Sicherung gegen außerordentliche Ausfälle, 
Die Kreditnehmer müſſen Zins in Jolcher Höhe geben, daß auch noch Dividenden an die Mit: 
glieder für ihre Geichäftsanteile gegeben werden können. Die zur eigentlichen Verwaltung 
erforderlichen Perjonen (Beamte) werden von der Genoſſenſchaft gewählt und in der Regel 
für ihre Dienjtleiftungen bezahlt. 

Die deutichen Kreditvereine find jehr Häufig auch Sparkaſſen. Sie wollen in der Regel 
zugleih „Sparbanten* für ihre Mitglieder fein, diefe zur Kapitalbildung anregen und ihren 
Heinen Kapitalbefig rentabel machen. Außerdem wird in den Schulze-Deligich’schen Kredit: 
vereinen grundbjäglich das Selbjtgefühl in den Genofjen gepflegt, daß ihnen Niemand unent- 
geltliche Dienjte Leite und deshalb auch jeder Geichäftsführer um jo gewifjer unter ihrer, 
als der Geichäftsinhaber, Kontrole und Leitung ftehe. 


eine fchnelle und weite Verbreitung gefunden. | vereinen 40 gar feine und nur 122 eine Divi- 
Der erfte Borjchußverein mit Solidarhaft wurde dende unter 5% auf die Sefchäftsguthaben der 
1852 in Deligich gegründet, die Zahl der Schulze , Senofjen gaben, dagegen 598 eine jolche von 5— 
ichen „Bollsbanfen“ war 1855: 8, 1859: 171,'6%, 241 6-—-10°%, 13 über 10— 25%. 
1864: 771. Seit 1864 entitanden daneben fand» | 712) Die in Preußen durch Geſetz vom 31. 
wirtichaftlihe Kreditgenofjenichaften („ländliche Juli 1895 errichtete ftaatliche Centralanftalt 
Darlehnäfafjenvereine”) durch Raiffeiſen und (Eentralgenofienichaftstaffe) zur Förderung 
Andere (j. dar. Hdb. Band II. ©. 102). des genoſſenſch chaftlichen Perſonal— 
711) Wenn dieſer Geſichtspunkt vielfach bei den kredits, welcher vom Staat 5 Mill. Mark als 
Kreditvereinen außer Acht gelaffen und nicht ohne Grundkapital —, die aber nad) einem Geſetzent⸗ 
Grund gellagt wird, daß Kreditvereine den Cha- wurf vom April 1896 auf 20 Mill. M. erhöht 
rafter von fapitaliftiihen Gemwinnvereinen an- werden jollen, — ift auch für gewerbliche Kredit- 
nehmen und prinzipaliter die Erzielung einer mög- ' vereine beftimmt; den Verbandskaſſen derjelben 
lichſt hohen Dividende für die Geichäftsanteile er- , hat das Direktorium jener Anftalt die Wechjel- 
ftreben, fo liegt eine unrichtige dem eigentlichen Ddisfontierung und die Eröffnung des Chedfontos 
Zweck der reditvereine wideriprechende und auch | vorgeichlagen. 
nicht ungefährliche Geſchäftsführung vor. Anderer- | 713) Die Geichäftsanteile find ein „Suthaben” 
ſeits ift freilich nicht zu vergeſſen, daß jelbit bei der einzelnen Mitglieder, aber ein bei beftehender 
jolhen Vereinen der Zins für die Kreditnehmer Mitgliedichaft der Privatverfügung entzogener An- 
noch immer erheblich geringer ift ald der Wucher- ſpruch derjelben gegen den Verein, der erjt beim 
zins, den fie fonft zahlen müſſen, und dazu für | FFortfall des GSenofjenverbandes ſich in ein rein 
jie dad Kreditnehmen erleichtert iſt individuelles Forderungsrecht verwandelt. Der 
Der neueſte Jahresbericht von Schend (für Reſervefonds iſt Dagegen Geſamteigentum der Mit- 
1894) erweiſt, daß von 1014 aufgeführten Kredit- glieder. 
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Nah Schend (Jahresbericht 1892, S. VI.) wird die Selbithilfe in Bezug auf die Befrie— 
digung des Strebitbebürfniffes in den nad den Brundjägen von Schulze: Deligich beitehenden Ver: 
einen dadurch ins Werk gefegt: „1. Das die Kreditſucher felbit Träger und Leiter des auf Be 
friedigung ihres Streditbedürfniffes gerichteten Injtituts d.h. Mitglieder der reditge 
noſſenſchaft find und daher Rifito und Gewinn des Geihäfts ihnen gemeinfam find; 2. daß 
der durch die Genoſſenſchaft vermittelte Geldverfehr überall auf geihäftlihem Fuße (lei: 
ftung und Gegenleiftung) georbnet ift, fo daß den Genofjenihaftsgläubigern durch die 
Genoſſenſchaftskaſſe ebenfo wie der legteren durch die Sreditnehmer banfmäßige Zinfen und Pro: 
vifionen nach den Verhältniffen bes Geldmarkt, deögleichen den Vorſtänden, namentlich den Kaſſen— 
beamten, angemeflene Beloldungen für ihre Mühewaltung gewährt werden ; 3. daß entweder durd) 
fofortige Bollzahlung oder allmählig durch fortlaufende Beiſteuern der Mitglieder Geichäfts: 
guthaben in der Genoſſenſchaftskaſſe gebildet werben, nach deren Höhe der Gefchäftägemwinn 
verteilt und in der Regel bis zur Erreichung des Geihäftsanteils zugeihrieben wird, wodurch 
ein ftet3 wachſendes, eigenes Stapital für das Genofjenichaftsgefchäft erzielt wird; 4. daß außer— 
dem durch Eintrittögelder der Mitglieder und Gewinnanteile ein Nejervefonds angelam- 
melt wird, welcher zur Dedung von Berluften, die fih nad der Bilanz ergeben, dient; 5. daß 
die außerdem zum Gejchäftsbetriebe erforberlihen fremden Gelder anlehensweile auf ge 
meinichaftlichen Kredit und unter jolidarifcher Haft aller Mitglieder unter einer der drei nach dem 
Genofienfhaftsgeieg vom 1. Mai 1889 zuläffigen Haftformen, der unbeſchränkten Haftpflicht, der 
beichräntten Haftpflicht und der unbeichränften Nahichußpflicdıt aufgenommen werden; 6, dab end: 
lid) die Zahl der Mitglieder unbeſchränkt ift und der Eintritt Allen, welche den allgemeinen 
Bedingungen des Statuts genügen, offen fteht, ebenfo der Austritt, legterer unter Inne— 
haltung gewiffer Kündigungsfriſten.“ 


Für die Berwaltung ftehen die richtigen, durch die Erfahrung erprobten Geſchäfts— 
grundjäge feſt. Hauptpuntte der rationellen Verwaltung find u. a.: Vorſicht beim Krebit- 
geben (genügende Sicherheit), Kreditgewährung nur zu produktiven Zwecken und von Be 
triebs⸗ nicht Anlagekapital (aljo auf kurze Zeit), Vermeidung des kapitaliſtiſchen Gewinn: 
prinzips (j. Anm, 711) und genaue Kontrole der Beamten. Werden fie befolgt, jo ift die 
Solidarhaft, auch die unbejchräntte, keine Gefahr für die Mitglieder und die Wirkſamkeit 
der Vereine nur eine jegensreiche. Aber geichieht das nicht, jo ift das Gegenteil der Fall 714. 
Eine durchaus irrationelle und in hohem Grade gefährliche Geichäftsführung ift es, wem 
Kreditvereine ihren Kreditverfehr aud) auf große Unternehmer ausdehnen ; deren Kredit— 
begehr fteht außer Verhältnis zu den Vereinsmitteln, ein einziger Ausfall fann die Rejerven 
ganz oder teilweife verichlingen und den Bejtand des Vereins gefährden, und werden jolchen 
Unternehmern in größerer Zahl große Kredite gewährt, jo können mit dem Banferott des 
Vereins hunderte von Heinen und mittleren Unternehmern, twie das leider in Deutjichland 
mehrfach gejchehen ift, um ihr mühſam erſpartes Vermögen gebracht und ruiniert werden. 
Für folche Kreditinſtitute ift die Solidarhaft, jedenfalls die unbejchränfte, nicht mehr das 
richtige Prinzip. — Dehnen ſich die Hreditvereine, wie es in Deutjchland vielfach üblich 
ift, auch auf Kaufleute und andere Berufsklaffen aus, jo find fie nicht mehr gewerbliche 
Senofjenichaften im e. S. 718). 


714) „Die Kataftrophen, die unter den Genoffen- ı Motive zu dem deutſchen Genoſſenſchafts-Geſetz 
ſchaften eingetreten find, hatten ihre Urfache haupt: | entwurf a. a. D. ©. 68. 

ſächlich in Ausichreitungen bei der Geſchäftsfüh- 715) Welche Bedeutung in Deutichland die 
rung und im Mangel einer genügenden Kontrole Kreditvereine für den gewerblichen Kredit haben, 
über diejelbe. Unredlichkeit von Vorftehern, Ueber- läßt fich nicht genau aus den Jahresberichten von 
ichreitung der dem genoffenjchaftlichen Geſchäfts— | Scyulze-Delipih und Schend feſtſtellen. Der größte 
betrieb gezogenen Schranken dur Ausdehnung | Teil der Kreditvereine (ſ. oben ©. 699), jeden- 
desjelben zu einem jchlecht verftandenen Groß: | falls über */s, find rein Iandwirtichaftliche. Aber 
banfbetrieb, Geldanlage in unjicheren Effekten, | auch in den andern find in der Gejamtzahl der 
Gewährung unverhältnismäßiger Kredite an ein- | Mitglieder die Gewerbetreibenden im e. ©. nur 
zeine Kunden oder Beleihung von Ammobilien der Heinere Teil. Anfang 1895 waren in 974 
weit über deren Wert hinaus und nicht felten | Senofjenjchaften mit 479353 Mitgliedern, welche 
auch mangelndes Beritändnis für die Notwendig: | der Anmwaltichaft über die Berufsftellung ihrer 
feit der Anjammlung eines genügenden eigenen | Mitglieder berichtet hatten und welche doch wohl 
Vermögens der Senofienihaft find faft durchweg | den größten Teil der an Kreditvereinen als Mit- 
die erflärenden Thatjachen, weiche bei dem Ber: | glieder beteiligten ®ewerbetreibenden im e. S. 
fall genoſſenſchaftlicher Inſtitute wiederfehren.“ | umfaffen , die Gewerbetreibenden im e. ©. nur 
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2. Die Robhftoffgenojjenihaften?!e) find, als gewerbliche Genofjenichaften, Ge— 
nofjenidyaften von Handwerkern zur gemeinfamen Anjchaffung ſolcher Rohjtoffe, welche die 
betr. Handwerker verarbeiten. Sie find von praftifcher Bedeutung insbejondere für die Be- 
fleidungs:, Leder: und Holzgewerbe. Die ijolierten Heinen und mittleren Unternehmer müfjen 
oft für den gleichen Rohſtoff erheblich mehr zahlen als ihr Konkurrent, der größere Unter: 
nehmer, und bekommen häufig jchlechtere Ware. Zur Genoſſenſchaft vereinigt können fie befjere 
Ware zu billigerem Preiſe erhalten und nebenbei noch einen Geldgewinn erzielen. Die Or— 
ganiſation und Geſchäftsführung ift eine fehr einfache. Die Organifation fauft im Großen 
die Rohftoffe baar oder auf Kredit und verkauft fie an die Mitglieder mit einem Aufichlag 
(durchſchnittlich jet von 12—30°%). Die Differenz zwiſchen Ankaufs- und Berfaufspreis 
dient zur Dedung der Geſchäftsunkoſten, Bildung eines Rejervefonds und event. zur Ver: 
teilung eines Nettogewinns an die Mitglieder nach Maßgabe der von diejen im Geſchäfts— 
jahr gekauften Waren. Das Betriebsfapital bejteht auch hier teils in Gejchäftsanteilen der 
Mitglieder (wie bei Kreditvereinen), teild in geliehenem Kapital. Die Mitglieder haften für die 
Berbindlichkeiten der Genofjenichaft jolidariih. Die Beamten, beſonders der Lagerhalter, 
Kaſſierer undKontroleur, erhalten eine Entſchädigung (in der RegelTantieme vom Verkaufserlös). 

Für die richtige Verwaltung?!) ift vor Allem feftzuhalten: 1. da die Waren in der 
Negel gegen Baarzahlung, auf Kredit event. nur foweit verkauft werden, als fi) Dedung von 
dem Käufer in der Genoſſenſchaftskaſſe befindet, 2. der Yagerhalter event. auf eigene Gefahr 
Kredit nur innerhalb des Betrages feiner Kaution geben darf, und 3. event. der freditierte Kauf: 
preis zu verzinjen ift und Buchichulden in kurzer Beit in Wechjelichulden umgewandelt werden. 


Trotz ber Vorteile und leichten Geihäftsführung ift die Verbreitung diefer Genoffen- 
ichaften bisher nur eine jehr geringe, in Deutichland iſt ftatt des Fortichritts ein Rückgang zu 
fonitatieren ; nach dem neueſten Jahresberiht von Schend (für 1894) waren vorhanden 33 Schuh: 
machergenoffenichaften (1889: 66, 1884: 85), 7 Scmeidergenoffenichaften (1889: 15, 1884: 20), 
6 Tifchler: ꝛc. Genoffenichaften (1889: 8, 1884: 9), 15 andere (1889: 24, 1884: 25) zuſammen 
61 (1889: 118, 1884: 139), Die eriten Genoffenichaften waren die der Schuhmacher (1849) und 
Tiſchler Bang in Deligich, Ueber die Urſachen der geringen Verbreitung dieſer Genoſſenſchaften 
bemerkte jchon Schulze: Deligich: „Es fehlt leider den Beteiligten oft teils an genoffenichaftlichem 
Sinn, um nicht ihre Iſoliertheit, die fie fälichlih für Selbitändigkeit halten, der Vereinigung 
mit andern Gewerbögenofjen zu gleichem gewerblichem Zweck vorzuziehen, teils an wirtichaftlicyer 
Einfiht und Energie, um die Genofjenichaft über die ihrem Gedeihen entgegenftehenden, aus den 
gewerblichen Verhältniffen, namentlich aus dem langen Mreditgeben der Handwerker an ihre Stun: 
den herrührenden Schwierigkeiten hinwegzubringen.“ Jahresbericht für 1880 S. IX. 


3. Die Magazingenojjenjchaften?!*) find Genofjenichaften von Handwerkern zur 
Haltung eines gemeinfchaftlichen Verfaufslofals, in welchem jedes Mitglied berechtigt, reip. 
verpflichtet ift, die von ihm in feiner Werkftätte gefertigten Waren für jeine eigene Rechnung 
zum Verkauf auszustellen ?1), Mit dem Berfauf wird ein bejonderer Gejchäftsführer beauf- 
tragt. Diefer nimmt auch Beftellungen auf nicht vorrätige Waren an, deren Ausführung 
den Mitgliedern auf deren Rechnung übertragen wird ?20),. Die Genoſſenſchaft ift anwendbar 
für Handwerker, die zugleich ein Ladengeichäft haben, und bietet ihnen die Vorteile: 1. fie 
jparen an Zadenmiete; 2. fie nugen, wenn nicht etwa in ihrem eigenen Xaden die Laden: 
arbeit durch Familienglieder bejorgt wird, dadurd, da fie jtändig in der Werkſtatt find, 
ihre Arbeitskraft beijer aus; 3. das Angebot ihrer Waren iſt ein bejjeres, erfolgt namentlich 
auch an Perjonen, die in einen Läden Waren nicht einkaufen. Dagegen hat fie das Mißliche, 


34,7°/o der Mitglieder (Fabrikanten, Bergwerk⸗ | 718) ShulzeDeligicd, ebend. ©. 173 ff. 

bejißer und Bauunternehmer 3,1%, jelbftändige und Nahresberichte, 

Handwerler 26,0”/o, Fabritarbeiter, Bergarbeiter, 719) In Deutichland wird bisweilen mit der 

Handwerksgeſellen 5,690). Magazingenofjenihaft die Rohftoffgenofjenichaft 
716) ©. dar. die ©. 693 cit. Schriften von | verbunden. 

Schulze» Deligic, insbeſ. auch die Jahresbe- 720) Wird die Ausführung auf gemeinjame 

richte; H.Erüger, Rohſtoffgenoſſenſchaften 2c.1896. | Rechnung und Gefahr übernommen, io erlangt 
717) © ©. bar. Schulze-Delitzſch, Die Ge: die Magazingenojjenihaft den Charakter einer 

nofjenjchaft in einzelnen Gewerbszweigen ©. 46 ff. | Produftivgenoffenichaft. 
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daß 1. der Geichäftsführer die Waren Einzelner bei den Berkaufsverhandlungen bevorzugen 
fann, 2. eine Benachteiligung von Mitgliedern durch die gleichzeitige Ausftellung der bejjeren 
Waren von Andern möglich ift und 3. fi für den Einzelnen feine Kundjchaft bildet. Sie 
find daher nur in bejchränftem Maße anwendbar. Ihre thatjächliche Verbreitung ift auch 
eine jehr geringe (in Deutichland nach dem Jahresbericht für 1894 nur 52 gewerbliche im e. ©., 
darımter noc manche, die richtiger als Produftivgenofjenichaften zu bezeichnen wären). 

4, Die Werkgenoſſenſchaften find Genofjenjchaften von Handwerkern zur gemein- 
ſchaftlichen Beihaffung von Werkzeugen und Maichinen oder von Betriebsanlagen. Die Ge- 
nojjenichaft Fauft entweder, wie die Rohftoffgenofjenjchaft, Werkzeuge und Maichinen und 
verkauft fie an die Mitglieder, verichafft diefen dadurch auch beſſere Waren zu billigerem 
Preis, oder, und das giebt diejen Genojjenichaften heute die größere Bedeutung, die Ge: 
noſſenſchaft kauft foftipieligere Werkzeuge und Maſchinen und vermietet diejelben an die Mit- 
glieder, rejp. legt Betriebsanlagen an, die von den Genoſſen entgeltlich benußt werden; fie er: 
möglicht jo den Fleinen und mittleren Unternehmern auch den Vorteil der Benußung von 
Produftionsmitteln der größeren Unternehmer, welche fie ſich wegen der Kleinheit ihres Be- 
triebes allein nicht anichaffen können. Die Werkgenoſſenſchaften können auch mit Robjtoff- 
genojienjchaften verbunden werden. Bisher erijtieren aber in Deutichland ſolche Genoſſen— 
ihaften nur von Meggern zur Unterhaltung eines gemeinfamen Schlahthaufes?*") und einige 
wenige anderer Art??2), 

Dieje vier Arten von Genofjenichaften verringern einen Teil der Produftionstoften 
für Heine und mittlere Unternehmer und ftellen dieſe injofern den größeren mit ihnen fon- 
furrierenden Unternehmern glei. Bei allen bleiben die Genoſſen ftet3 jelbjtändige, für ſich 
beftehende Gewerbetreibende, Herren ihres Gejchäfts, ihrer Zeit 2c. Die Genoſſenſchaften 
fünnen die in ihrer Selbjtändigfeit Gefährdeten zum Teil erhalten und deren Einkommen 
erhöhen. Aber feinen Schuß künnen fie gewähren, wenn die Konkurrenzfähigfeit des Klein: 
und Mittelbetrieb3 gegenüber dem Großbetrieb darauf beruht, daß nad der Natur des 
Produftionsprozefies und des Abſatzes Arbeitsvereinigung und teilung in großem Maß— 
jtabe, hohe Unternehmerintelligenz und großes Kapital verwend- und verwertbar ſind (j. oben 
©. 502). Soweit hier überhaupt ein Schuß durch genofjenichaftliche Verbindung möglich 
ift, kann er allein durch 

5. Die Broduftivgenofjjenihaft?’?) gewährt werden. Aber dieje ift nur in einem 
jehr eng beichräntten Maße anwendbar und zu den Schwierigfeiten, die bei allen Produf 
tivgenofjenichaften ihrer Gründung, ihrem Betriebe und ihrer Konfurrenzfähigfeit entgegen: 
ftehen, fommt bei ſolchen PBroduftivgenoffenichaften, welche bisher felbjtändige Handwerker 
vereinigen jollen, noch die bejondere, daß bisher unabhängige Einzelunternehmer dieje Un— 
abhängigkeit aufgeben, als Mitunternehmer eines größeren Geichäftd dem Willen Anderer 
geborchen, der Arbeitsordnung fich fügen und zum größten Teil in ihren Arbeitsleiftungen 
ſich auf die rein ausführende Arbeit nach der Anordnung des Dirigenten beichränfen müſſen. 


Es erklärt ſich daher auch die geringe Verbreitung, das Eingehen gegründeter Genofienichaften 
und in der Statiftif jtatt eines yortichritts in der Zahl die Verringerung. In dem Schend’ichen 
SSahresbericht für 1894 in Deutichland werben als hierher gehörige 93 (1889: 114) aufgeführt: 
und zwar 3 (17) der Tiſchler 2c., 2 (13) der Spinner umd Weber, 34 (27) für Mehlfabritation 
und Brotbäderei, 13 (4) le Buch⸗ und Steindruder 4 (7) der Schneider, ne (9) der Brauer, 
1 (5) der Gigarrenmacer, 4 (8) der Zimmerer 2c., 2 (3) der Metallarbeiter, 3 (3) der Schnh— 
mader, 2 (4) der Uhrmacher, 2 (3) der Töpfer, 1 (3) der Vergolder, 2 (2) der Bürften- und 
Stammacher, 4 (1) für Glasfabrifation, 6 Ziegeleien. Nur von 8 diejer Genofjenichaften werden 
die Nechnungsabichlüffe im Bericht angegeben. 


721) Schend’S Jahresbericht für 1894 führt noffenfchaft im der folgenden Abh. XXII (Ge 


9 ſolche (ſämtlich in Witrttemberg) an. werbliche Arbeiterfrage). Dort auch Nähere: über 
722) Nah) dem ahresberiht von Shend die Verbreitung der Genofjenichaften in außer: 
(für 1894) nur 4. deutjichen Staaten. * auch Hob. Bd. J. Abh. V 


723) ©. die ausführliche Erörterung diejer Ge- ©. 242, Bd. Il. ©. 511. 
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V. Die gewerblihen Korporationen. 


Roſcher, S. 111. $ 155 fi. Bobertag, Die De een 1880. ©. 127 fi. Zohren, 
Die Wiederbelebung der Innungen 2c. 1880. Jacobi, Das Innungsgeſetz 2c. 1882, Ders, Die 
DOrganifation bes Gewerbes. 1879, Derf., Die Sunumgebeivegung in Deutichland 2c. in J. f. ©. 
V. 7. (1883) S. 1197 ff. Stieda, Art. Handwerk im H.W. IV und Suppl. I und Art. Innungen 
im H.W. IV (in diefen Artikeln auch weitere Litteratur). Vgl. auch Gierke, Artt. Innungen und 
Korporation in v. Holgendorfi’3 Rechtslexilon, 3. Aufl. Bd. II, ferner die Litt. ©. 661. 

$ 82. Die Gewerbefreiheit ift, wie oben gezeigt (S. 661 ff.), ſelbſt für die höchjtentwidelten 
Völker ein Nechtszuftand nicht ohne Gefahren. Sie kann neben ihren jegensreichen Folgen 
auch höchſt umerfreuliche, mit den Zielen der Volkswirtichaft und den Aufgaben von Staat 
und Gejellichaft in Widerſpruch ftehende Erjcheinungen herbeiführen. Um dieje zu verhin— 
dern, bedarf es der mannigfachſten Mafregeln. Zu denjelben gehören auch Eorporative 
Gebilde (PBerjonenvereine mit eigener Rechtsperjönlichkeit) der gewerblihen Bevöl- 
ferung. Ein guter Bujtand des Gewerbeweſens kann nicht entjtehen, wo die gewerbliche 
Bevölkerung in ihre Atome aufgelöft iſt und die Einzelnen ifoliert im freien Wettfampf mit 
einander ringen, er kann nur da fich entwideln, wo die große Mehrzahl der Einzelnen fich 
in orporationen organiſch verbindet, um in ihnen und durch fie ſowohl ihre gemeinfamen 
wie die allgemeinen Fnterefien zu wahren und zu fördern. Erſt die forporative Organi— 
jation ermöglicht allen Gliedern und Klaſſen der gewerblichen Bevölferung die befriedigende 
öfonomijche, jociale und politiiche Eriftenz und die allgemeine Wohlfahrt auch auf diejem 
Sebiet. Dieallgemeinen Aufgaben jolcher Korporationen find: zu ſchützen Einzelne und 
ganze Hlafjen gegen die Gefahren der freien Konkurrenz und des freien Waltens des Egoismus 
(die Arbeitnehmer gegen die Arbeitgeber, dieſe gegen jene, die Heinen und mittleren Unternehmer 
gegen die großen), zu fördern die gewerbliche Bildung, die gute Sitte, die gewerbliche Moral, 
zu wahren die berechtigten Intereſſen der einzelnen Gewerbe und der gewerblichen Bevöl 
ferung im Ganzen gegenüber dem Staat und anderen Klaſſen der Bevölkerung und zu heben 
den gejamten Gewerbebetrieb. Zur Erfüllung der verjchiedenen Zwede fünnen und müjjen die 
Bereine verfchiedenartige fein. Die Aufgabe der Stantsgewalt ift e8, ihre Bildung zu be- 
günftigen, ihre Wirkjamkeit zu befördern, insbejondere den freien Berjonenverbänden die 
Erlangung der juriftiichen Perjönlichkeit zu erleichtern — aber auch der mißbräuchlichen oder 
ſchädlichen Benugung gegebener oder erlangter Macht im öffentlichen Intereſſe entgegenzutreten, 

Die Hauptarten folder Korporationen find 

1. die gewerblihen Genoſſenſchaften ime.©. (f. dar. vorher Abjchn. IV); 

2. die gewerblihen Verſicherungs- und Unterftüßungsgenojjen- 
Ihaften (j. dar. Abh. XXU und Abh. XXV); 

3. die Schutzvereine im e. ©.: die Gewerk- und anderen Urbeitnehmer- 
vereime einerjeits (zur Wahrung der berechtigten Intereſſen der Arbeiter gegenüber den 
Urbeitgebern), die Arbeitgeberpereine andererjeits (die Koalition der Arbeitgeber 
gegenüber der Macht ihrer Foalierten Arbeiter, nm Schädigungen ihrer berechtigten In— 
terefien durch dieje abzuwehren) (j. dar. Abh. XXIT); 

4. die Bildungsvereine für Arbeiter und Heine Handwerker (Arbeiterbildungs-, 
Dandwerfervereine), um die allgemeine und fachliche Bildung, gute Sitte und patriotifchen 
Sinn durch Borträge, Beiprechungen, Unterricht, Bibliothek, Lejezimmer 2c. bei ihren Mit- 
gliedern zu fördern, daneben aber auch für gefellige Unterhaltungen, an denen auch die An- 
gehörigen der Mitglieder teilnehmen, zu jorgen ; 

5. die Gewerbevereine: Bereine der verjchiedenen Gewerbetreibenden (auch Mit: 
glieder anderer Gejellichaftsklaffen) eines Orts, mit dem prinzipalen Zwed der Hebung und 
Beförderung der Gewerbe in dem Vereinsbezirk. Die Vereine können fich diefer Aufgabe 
in jehr verjchiedenem Grade hingeben. Es find deshalb große Unterſchiede in der Thätig- 

Handbuch d. Polit. Detonomie. II, 1, 4. Aufl. 45 
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feit und Organijation diejer Vereine möglich und auch thatjächlich vorhanden. Sie fünnen 
ſich bloß darauf bejchräufen, durch Berjammlungen, Vorträge, Beiprehungen, Bibliothek xc. 
belehrend, anregend, erziehend auf ihre Mitglieder einzuwirken, gelegentlih auch durch Ber: 
anjtaltung lokaler Gewerbeausjtellungen dem Gemwerbejtand ihres Bezirks zu mühen, fie 
können fich aber auch viel weitere Ziele fteden und namentlich es fich zur Aufgabe machen, 
auch das nachher zu erwähnende korporative Organ zur Hebung des Klein: und Mittel: 
gewerbes zu werben. Dieje größere Aufgabe ift für Gewerbevereine ganz bejonders an 
jolhen Orten angezeigt, wo Innungen nicht möglich find oder nicht beftehen. Diejer Art 
find zahlreiche Vereine in Deutjchland, namentlich in Bayern, Württemberg, Baden, Naſſau 
und jie haben höchft anerfennenswerte und Iehrreiche Erfolge aufzuweijen. Die Wirkſam— 
feit diejer Vereine kann erheblich gefteigert werden durch die Bereinigung der lokalen Ver- 
eine zu Gau: und Landesvereinen und durd die Beranftaltung von Wander: 
verjammlungen (zur Beratung gemeinfamer gewerblicher Angelegenheiten und Be- 
ſchlußfaſſung über gemeinjam zu ergreifende Maßnahmen) der jo centralifierten Bereine?*). 
Eine folhe Organifation befteht in Baden (1891: 66 Bereine mit 7 Gauverbänden, ca. 6000 
Mitglieder); diefelbe lehnt ſich an die ftaatliche Landesgemwerbehalle und den Ausſchuß derjelben 
au. In Heften ein ftaatlich organifierter Yandesgewerbeverein mit 55 Ortövereinen (ca. 5000 Dit: 
glieder). Im Württemberg (31. Dezember 1893) 95 Vereine mit über 13000 Mitgliedern; die 
große Mehrzahl der Vereine bildet einen Landesverband, der jährlih wiederkehrende Wander: 
verfammlungen veranftaltet. In Bayern ca. 200 Vereine mit ca. 23000 Mitgliedern, darunter 
auch 4 Gruppen in beionderen Verbänden organifierter Vereine: bie Polytechniſchen Vereine (41 
Vereine), der Verband bayeriiher Gewerbevereine (ca. 55 Vereine mit ca. 10000 Mitgliedern), 
der Pfälzifhe Gewerbevereinsverband (15 Vereine) und ber Bayeriihe Handwerkerbund (68 Ber: 
eine). In Sachen ein Landesverband (1891: 133 Vereine mit über 26000 Mitgliedern). Berbände 
von Gewerbevereinen aud in Eljaß-Lothringen, Medlenburg (23 Vereine), Thüringen (ca. 40 
Vereine), Naffau (ca. 70 Bereine), Hannover, Schleswig, Holitein, Schleſien. In den altpreußi: 
ſchen Provinzen leiften einzelne Vereine Hervorragenbes, 3. B. der Gewerbeverein in Köln, aber 
im Allgemeinen fteht in ihnen die Entwidlung und die zhätigfei der Gewerbevereine hinter an: 
deren Ländern in Deutichland zurüd; die Politik des Staats begünftigte mehr die Innungen als 
die Gewerbevereine, Auf Anregung des Kölner Gewerbevereins entitand 1891 der Verband Dent- 
ſcher Gewerbevereine ’*?) zur Förderung des Gewerbeweiens in Deutichland und zur Vertretung 
gemeinfamer Intereflen; im Jahre 1895 gehörten dem Verbande 466 Vereine mit ca. 53600 Mit- 
gliedern an. Die Zahl der deutichen Gewerbevereine iſt leider nicht bekannt; es fehlt namentlich 
für die preußifchen Gewerbevereine eine auch nur annähernd genaue Statiſtik '**), 


6. Innungen: forporative Berbände von Angehörigen gleiher oder verwandter Ge: 
werbe zur förderung der gemeinfamen gewerblichen nterefjen ?%). Uufgaben, Ziele, Or— 
ganifation und Wirkfamkeit folder Innungen fünnen aud wieder jehr verjchieden fein. (©. 
8 83. 84.) Je nachdem dieje Innungen nur jelbfländige Gewerbetreibende ald Mitglieder 
haben oder aus jelbftändigen und unjelbjtändigen Gewerbetreibenden zujammengejegt find, 
unterjcheidet man Innungen im engeren und im weiteren Sinne 728), 

724) Eine ältere Jufammenftellung der gewerbs ſetzliche Erweiterung des Begriffs hat praftifch feine 


lihen Vereine Deutichlands in AU. Krebs, Die | Bedeutung gehabt. Innungen in dieſem weiteren 
gewerblichen Vereine Deutichlands. 1878. Eine Sinne (die man im Unterichiebe von Innungen 


neuere Darftellung fehlt leider. 

725) ©. Sample in. f. &8.17 6. 1141 ff. 

726) Näheres in&bejondere über die ſüddeutſchen 
Gemwerbevereine bei %. Landgraf, Art. Ge 
werbevereine im H.W. III (1892) ©. 1074 ff. 

727) Ein wejentliches und unbeſtrittenes Merf- 
mal der Innungen war in Deutichland vor dem 
Annungsgejeß vom 18. Yuli 1881, daß die for- 
porative Bereinsthätigkeit ſich auf die gewerblichen 
Verhältniſſe eines Gewerbes oder doch nur ver- 
wandter Gewerbe erjtredte und demgemäß auch 
der Berjonenverband gebildet war. Das deutjche 
Neichögejeg von 1881 hat den Begriff der In— 
nungen (mie es auch in Defterreich mit den analogen 
„Genoſſenſchaften“ geichehen ift) erweitert und die 
Beichränfung auf ein Gewerbe oder verwandte Ge- 
werbe fallen gelafien (©. dar. $ 84), aber dieje ge 


im obigen und eigentlichen Sinne oder „Fach— 
innungen“ auch als „gemiſchte Innungen* 
bezeichnet), ſind nicht oder doch nur ganz ver— 
einzelt entſtanden. Und vom Standpunfte der 
Wiſſenſchaft erfcheint es richtig, den Begriff der 
Innung, wie oben geichehen, zu begrenzen. Den 
Junungen entiprechen in Defterreich die Jwangäver: 
bändeder „Benofjenichaften“, Die auch nicht verwan- 
dte Gewerbe umfafjen fönnen. ©. dar. ob. ©. 609 ff. 

728) Jnnungen im w. ©. beftehen 3. B. tm 
Hamburg und wurden vor dem Innungsgeſetz von 
1381 (5 84) bejonderd von der Hamburger Ge: 
werbefammer allgemein für Deutichland befür- 
wortet. Vgl. dar. 8.6. V. f. S. X. ©. 205—234, 
auch XI. ©. 105 ff., ferner die Denkichrift derjelben 
Kammer: Ein Wort über prinzipielle Reform 
der deutjchen Gewerbeordnung. 1879. 
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$ 83. Zu den befonderen Aufgaben, die heute Durch gewerbliche Kor: 
porationen aufdem Gebiet des Handwerks rejp. ded Klein- und Mlittelbetriebs 
zu erfüllen find, wenn hier gejunde, gute Verhältniſſe beftehen jollen, gehören: 1. die Pflege 
de3 Gemeinſinns, die Aufrechterhaltung und Stärkung der gewerblichen Berufs: und Standes: 
ehre unter den Gewerbetreibenden ; 2. die Ausgleichung und harmonische Verföhnung der kolli— 
dierenden ntereflen von Arbeitgebern und »nehmern, die Förderung eines gedeihlichen Verhält— 
niffes zwiſchen Meiftern und Gejellen, die Fürjorge für das Herbergsweſen (durch Errichtung 
von Herbergen für die zumandernden Gejellen) und für die Arbeitsvermittlung; 3. die Fürjorge 
für eine gute technische und moralische Ausbildung der Lehrlinge ($ 74 ff.); 4. die Hebung der 
technischen Arbeitsfähigkeit auch von Meiftern und Gejellen und des gejamten Gerwerbebetriebs. 

Diefe Aufgaben können erfüllt werden durh freie Korporationen, und 
jwar je nad) den lokalen und perjonalen Berhältniffen entweder durh Junungen (im 
e. oder w. ©.) oder auch durch Gewerbevereine. Und fie werden um fo leichter, 
befjer umd ficherer erfüllt werden, wenn einerjeit3 die lofalen Korporationen ſich zu grö- 
heren Verbänden (Gau-, Provinzial: rejp. Zandesverbänden) mit centralen Organen (Prä— 
fidium, ftändigem Sekretariat, Provinzial: reſp. Landesausſchuß und »verfammlung) ver- 
einigen, andererjeitd die Staatd- und Kommunalgewalt die Bildung und Wirkſamkeit diejer 
Korporationen zu fürdern energiicd bemüht ift und insbejondere aud) die Gejeßgebung ihnen 
Rechte und Befugniffe einräumt, die, ohne ihmen den prinzipalen Charakter von Organen 
der Selbjtverwaltung zu nehmen, fie zugleich in die Reihe der öffentlihen Korpo- 
rationen ftellt und fie in den Organismus der öffentlichen Berwaltung ald Glieder 
einfügt. Zu diefen ihnen im Intereſſe der gedeihlichen Entwidlung notwendigen, mindejtens 
wünjchenswerten Rechten gehören insbejfondere: die Gewährung des Hechts der juriftiichen 
Perſon; die exekutiviſche Beitreibung der ftatutariich vorgejehenen Beiträge und verhängten 
Drdnungsftrafen nach Art der Beitreibung von Gemeindeabgaben; die Enticheidung von 
Streitigkeiten zwijchen Korporationsmitgliedern und ihren Lehrlingen, welche ſich auf den 
Antritt, die Fortjegung oder Aufhebung des Arbeitsverhältniffes, auf die gegenjeitigen Lei- 
jtungen aus demjelben, auf die Erteilung oder den Anhalt der Arbeitsbücher oder Zeug: 
nifje beziehen; die Errichtung von Schiedsgerichten zur Enticheidung jolcher Streitigkeiten 
auch zwiſchen Korporationsmitgliedern und ihren Gejellen, unter der Borausjeßung einer 
Vertretung der öffentlichen Gewalt und der Gejellen in denjelben; obrigkeitliche Befugnifie 
in Bezug auf die Regelung des Lehrlingswelens (VBorichriften betr. das Lehrverhältnis, die 
Ausbildung, Prüfung der Lehrlinge); die ausjchließliche Führung eines die Mitglieder als 
jolche kennzeichnenden Titel. Die Korporationen fünnen die Wohlfahrt ihrer Mitglieder und 
Angehörigen noch weiter befördern, wenn fie es ſich auch angelegen jein laſſen, die Betei 
ligung derjelben an Genofjenichaften im e. S., an Verſicherungs- und Hilfskaffen herbeizuführen. 

Wenn neben diejen Korporationen noch die S. 680 geforderten obrigfeitlichen Organe für 
das Lehrlingsweien, Gewerbegeridhte (S. 712 ff.) und Gewerbefammern (©. 726 ff.) beftehen, 
fo ift der durd gewerbliche Korporationen erreichbare gute Zuſtand des Gewerbeweſens 
und des Handwert3 im Bejonderen angebahnt und hängt es nur noch von der Energie 
und der fittlihen Thatkraft der gewerblichen Bevölkerung jelbjt ab, wie weit fie ihn erreichen. 

Unnötig dürfte e3 fein, den Klorporationen weitergehende Rechte und Befugniffe zu geben. 
Es ift ſelbſtverſtändlich, daß ſchon die Gewährung jener Hechte die Genehmigung der Sta 
tuten und die Kontrole der Korporationen durch die Obrigkeit (Gemeinde:, Staatsbehörden) 
zur Vorausſetzung hat. Sollen aber noch weitere obrigfeitliche Rechte und Befugnifje oder 
Vorrechte den Korporationsmitgliedern erteilt werden, jo muß — und das ijt bejonders 
den in Deutichland auftretenden zünftleriichen Forderungen von Handwerkern entgegenzu- 
halten — auch die obrigkeitliche Kontrole und Einmiſchung in die Korporationsangelegen- 
beiten weiter gehen, um die egoiftiihe Ausnußung diefer Rechte zu verhindern. Wollte 
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man die ertremen Forderungen von Rechten, wie fie in jenen reifen laut werden, erfüllen, jo 
würde durch die notwendige Intervention der öffentlichen Gewalt die für die moderne Bolkswirt: 
ichaft unentbehrliche Entwidlung eines neuen forporativen Lebens im höchſten Grade gefährdet. 

Unzweckmäßig ift es, derartige Korporationen nur auf Unternehmer gleicher oder ver: 
wandter Gewerbe zu bejchränfen, da Innungen (im obigen Sinne) teild an vielen Orten 
(Heinen und mittleren Städten) für zahlreiche Gewerbe gar nicht möglich find, teils, wie 
3. B. in Süddeutſchland, auf den Widerftand der mit der bisherigen Organijation und 
Wirkſamkeit der Gewerbevereine zufriedenen Bevölkerung ftoßen ; ebenjo ift es unzwedmäßig, 
von ihnen Arbeitnehmer unbedingt auszuschließen. Bedenklich ift es, aus den oben ©. 6% 
angeführten Gründen, fie zu alleinigen obrigkeitlichen Organen für das Lehrlingsweſen 729 zu 
machen, noch bedenklicher, ihnen in diejer Eigenichaft auch administrative und richterliche 
Befugnifje über Nichtlorporationsmitglieder und deren Hilfsperjonen einzuräumen oder gar 
das Halten von Lehrlingen nur Korporationsmeiftern zu gejtatten. 


Eine energiiche, erfolgreiche und alljeitig befriedigende Thätigfeit folcher Korporationen ift mur 
zu erwarten, wenn fie freie®ereinigungen find und im Zufammenfegung und Wirffamteit 
unter den ihnen gewährten Rechten und Befugniffen auf der freien mitiative und Willensäußerung 
der gewerblichen Bevölkerung beruht. Die in neuerer Zeit von einem Teil des Handwerkerſtandes 
in Deutichland geftellte Forderung, aus ihnen Zwangsverbände zu machen und obligatoriide 
Innungen einzuführen ’”), iſt prinzipiell verwerflid und unterliegt auch binfichtlich der praf: 
tiichen Durchführbarkeit den allerihwerften Bedenken. Ganz abgejehen von der unberechtigten Ein- 
ſchränkung der perſönlichen Freiheit und des Rechts auf freien Erwerb und von der Gefährdung der 
berechtigten Gewerbefreiheit würde die Zivangsorganijation, die ohne eine weitgehende jtaatliche 
stontrole und obrigkeitlihe Einwirkung auf die Thätigkeit der einzelnen Storporationen nicht dent: 
bar ift, zu einer neuen obrigkeitlihen Vevormundung der gewerbliden Bevölferung führen, und 
trogdem würde die alle Wewerbetreibenden — auch die unlauteren Elemente — umfaflende gr 
jammenfegung der Korporationen nichts weniger als eine Garantie für eine der Hebung des Ge: 
werbewejens förderliche Thätigkeit bieten. Eine richtige Abgrenzung der Gewerbegebiete und der 
Gewerbetreibenden aber, für welche die Zwangsorganiſation ftattfinden fol, ſtößt bei der heutigen 
Geftaltung des Gewerbeweſens und ber gemwerblihen Technik, bei der Unmöglichkeit, das Hand: 
werf und die Juduftrie, den ftädtifchen und ländlichen Gewerbebetrieb rechtlich zu fondern, wenn 
bier Intereſſenkolliſionen vermieden werden jollen und ber Fortichritt der_gemwerblichen Produftion 
nicht ernftlih in Frage geitellt werden foll, auf faum zu überwindende Schwierigkeiten. Die Ge— 
fahren und Nachteile für das Handwerk, denen die Verteidiger der obligatoriihen Innungen mit 
diefen begegnen zu können wähnen, liegen auf einem ganz andern Gebiet, als daß fie auf diefem 
Wege befeitigt werben könnten. Die Bedeutung, welche eine Organifation des Handwerks oder 
des Klein⸗ und Mittelbetriebs in diefer Hinfiht haben kann, wird weit überjchägt. In Oeſterreich 
find allerdings die den in Deutichland geforderten obligatorifchen Innungen entiprechenden Ge: 
nofjenichaften allgemeine Jwangsverbände, aber gerade die wenig günftigen Erfahrungen, die man 
dort mit diefer Organifation gemacht hat ’*') und die in einfichtigen Streifen immer jtärfer ben 
Wunſch und die Forderung nad) einer Bejeitigung derfelben hervortreten laſſen, die vielen Jnter: 
effenkonflikte, die geringen Leiftungen der meiiten Genofjenichaften, die Schädigung vieler Unter: 
nehmer ꝛc. find ein Beweis gegen die Zwedmäßigkfeit diefer Organifation und ein Beweis dafür, 
daß die beſonderen Gefahren und Nachteile, die heute einen Teil des Handwerks bedrohen, durd 
folde Zwangsverbände nicht gehoben werben fünnen. 
$84. Die Politik in Bezug auffolheKorporationen (883) war in Deutſch— 

land bis zur Gründung des Reichs in dem Einzelftaaten eine verjchiedene. 
Die preußiiche Politik ift bereits früher (S. 568 ff.) dargeftellt. Die Innungsgefeggebung von 
1849 erwies ſich ald ganz unpraftiih. In manchen anderen Staaten wurden die alten Bünfte 
direft aufgehoben, ihr Vermögen wurbe mehr oder minder als öffentliches Gut behandelt, die 
etwaige Neubildung gewerblicher Vereinigungen aber ganz der freien Affociation überlaffen und 
dem gewöhnlichen Vereinsrecht unterftellt. So in Württemberg (Geſ. vom 12. Februar 1862, 
$ 85 ff.) und Baben (Gef. vom 20, September 1862, Art. 4 ff.), auch in Bayern (Gef. vom 
729) Dem unzweifelhaft vorhandenen Bedürf- a. a. DO. im H.W. IV. ©. 369 ff. und Suppt. 1. 
nis nach bejonderen öffentlich-rechtlihen Organen ©. 464 fi. Es find namentlich der „Allgemeine 
in Bezug auf das Lehrlingdweien und die Ent: | Deutiche Handwerkerbund“ und „der Eentralaus 
ſcheidung gewerblicher Streitigleiten entiprechen | ſchuß der vereinigten Innungsverbände“, melde 
in rationeller Weiſe die S. 680 ff. behandelten Or- für folche Innungen und zugleich für die Ein- 
gane und die allgemeinen ®ewerbegerichte (J 85). ; führung des Befähigungsnadhweijes agitieren. 

780) Ueber die Beftrebungen zu Gunſten ob- 731) ©. dar. die Litteratur Anm. 572 ©. 666. 
ligatoriicher Innungen ſ. bejonders W. Stieda, | Vgl. auch unten $ 88 ©. 730. 
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30, Januar 1868, Art. 25 ff), wo man früher 1825 (Gef. vom 11. September) und 1862 (Inſtr. 
vom 20, Mai) mit geringem Erfolg ſtaatlich organifierte Zwangsverbände an die Stelle der alten 
Zünfte gelegt hatte. In diefen Staaten übernahmen Gewerbevereine einen Teil der oben be: 
Iprochenen Aufgaben; die Geichichte derjelben liefert den Beweis, daß Innungen (im obigen Sinn) 
dafür nicht die einzig möglichen Storporationen find. In einer Neihe von norddeutichen Staaten 
(3. B. in Oldenburg, Bremen, Hamburg, Lübeck, die Gelege f. S. 575) wurde im Anfang der 
ſechsziger Jahre den Zünften die Wahl gelaffen, fich aufzulöjen und ihr Vermögen zu teilen oder 
als * Genoſſenſchaften fortzubeſtehen, die Neubildung aber der freien Aſſociation überlaſſen. 
In einigen anderen wurden bie alten Korporationen als Öffentliche mit beſtimmter gewerblicher 
Stompetenz fonjerviert, die Neubildung ähnlicher unter ſtaatliche Oberaufficht geftellt (fo in Sadıjen 
Gef. vom 15. Oftober 1861, $ 87 fi, Braunschweig Gef. vom 3. Auguft 1864, $ 86 ff. und mit 
Rückſicht auf die etwa beanſpruchten Korporationsrechte auch in den kleinen Sähfiih-Thüringi- 
ſchen Staaten). Genügende Reſultate wurden nirgends erzielt. 

Die Gewerbeordnung des Nordbbeutihen Bundes von 1869, das jpätere Reichsgeſetz, lieh 
($ 8196) alle geieglich beitehenden Korporationen (Innungen, Zünfte) als freie fortbeitehen, 
aud) ihre Statuten, foweit fie nicht der Gewerbeordnung wideripraden, in Kraft, regelte aber in 
freiheitliher Weije den Eintritt und Austritt der Mitglieder und begünftigte die Auflöfung. Sie 
regelte ferner die Bildung neuer Innungen im e. ©., gewährte ihnen aber doch nur den (Cha: 
rafter privatrechtlicher Korporationen. Ihre Beftimmungen erwielen fich als ungenügend. In Preußen 
hatten ſich noch über 6000 Innungen erhalten, aber „die überwiegende Mehrzahl derielben hatte 
feine Bedeutung mehr für das Handwerk als foldhes, indem fie gemeinfame gewerbliche Zwecke 
überhaupt nicht mehr verfolgten“ (Motive zum Gef, vom 18. Juli 1881, ©. 18). 


Sm Deutſchen Reich ift der Verſuch gemacht worden, durch das Innungsgeſetz 
vom 18. Juli 1881 eine neue Wera des „Innungsweſens“ in Deutichland herbeizu: 
führen ”32), Das Gejeß ftellt einen neuen Begriff von Innungen auf. Es verjteht unter 
Innungen (im Gegenjaß zu Zwangsverbänden) freie lokale Korporationen von jelbjtändigen 
Gewerbetreibenden (nicht bloß gleicher oder verwandter Gewerbe), geftattet die Mitglied: 
ſchaft aber auch Perjonen, welche in einem dem Gewerbe, für welches die Jnnung errichtet 
ift, angehörenden Großbetriebe ald Werkmeifter oder in ähnlicher Stellung beichäftigt find, 
und gejtattet die Ehrenmitgliedichaft anderer Perjonen. Auch den von den Innungsmit— 
gliedern beichäftigten Gejellen kann im Innungsſtatut eine Teilnahme an den Innungsver— 
jammlungen und an der Verwaltung der Innungen zugeftanden werden; eine ſolche Teil— 
nahme muß ihnen eingeräumt werden an der Abnahme von Gejellenprüfungen, jowie an 
der Begründung und Berwaltung aller Einrichtungen, für welche fie Beiträge entrichten 
oder eine bejondere Mühewaltung übernehmen, oder welche zu ihrer Unterjtügung beſtimmt 
find 735), Die Innungen unterliegen der Aufficht der Gemeindebehörde und ftaatlicher Ober: 
auflicht, das Statut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. Innungen, 
welche nicht derjelben Auffichtsbehörde unterftehen, künnen zur gemeinfamen Verfolgung 
ihrer Aufgaben jowie zur Pflege der gemeinjamen gewerblichen Intereſſen der beteiligten 
Innungen Innungsverbände bilden”). Für alle oder mehrere derjelben Auffichtsbehörde 
unterftehende Innungen kann mit befonderem obrigfeitlich zu genehmigenden Statut ein beſon— 
derer Innungsausſchuß gebildet werden 786). Das Geſetz erhebt die Innungen zu öffent: 
lich-rechtlichen Korporationen und ftellt ihnen die oben (S. 707) erwähnten Aufgaben 
(Gew.Drd. $ 97. 97a); es find ihnen die vorher in $83 als notwendige bezeichneten obrig- 


732) ©. dar. auch Th. Hampte, Die — lung hat ergeben, daß in dem überwiegend größten 
entwidelung in Preußen, in J. f. G. V. 18 (1894) | Teile der Innungsſtatuten die Errichtung von 
©. 195 fi. Der ſ., Die — des Hand- Geſellenausſchüſſen enthalten ift. S. dar. Hampke 
werks 2. in J. f. Nat. II, 7 S. Bf. Win. f. 68. 18. ©. 205. 

Stieda, Art. Junungen in H.W. IV. (1892)! 734) Gew.DOrd. 88 104a—o. Das Geſetz vom 
©. 586 fi. Der ſ., Art. Handwerk im H.W. IV. | 23. April 1886 regelt näher die Rechtsverhält— 
©. 369 fi. und Suppibd. I. (1895) ©. 464 ff. niſſe folcher Innungsverbände. Die Zahl der In— 

733) Das vom Neichäfangleramt entworfene nungsverbände in Preußen war am 1. Dezember 
Mufterftatut für Annungen hat die Bildung von | 1892: 27, darunter in Berlin 19. ©. dar. aud 
Geſellenausſchüſſen vorgejehen, um die Hampke in J. f. GB. 18. ©. 210 ff. 
Gejellenijchaft der Innung gegenüber zu vertreten: 735) Sew.Ord. $ 102, In Preußen find bis 
und in den fie betreffenden Aunungsangelegen- zum 1. Dezember 1892: 156 Innungsausſchüſſe 
heiten mitzuwirfen; eine im Dezember 1890 von gebildet worden. S. die Statiftif bei Hampke 
der Preußiſchen Regierung veranftaltete Ermitte- in J. f. G.V. 18. ©. 205. 
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feitlihen Rechte und Befugniffe gewährt, und, teils in dem Gejek von 1881 teils durch 
jpätere Gejete, noch weitere Rechte eingeräumt worden. 


So enthält der von den liberalen Parteien lebhaft befämpfte $ 100e noch die weitere Borichrift, 
daß die höhere Verwaltungsbehörde für den Bezirk einer Innung, deren Thätigfeit fih auf dem 
Gebiete des Lehrlingsweſens bewährt hat, nad Anhörung der Auffichtsbehörbe, beitimmen kann: 
1) daß Streitigfeiten aus den Yehrverhältniffen der im $ 120a bezeichneten Art (e$ find die S. 707 
angeführten) auf Anrufen eines der ftreitenden Teile von der zuftändigen Innungsbehörde auch 
dann zu enticheiden find, wenn der Arbeitgeber, obwohl er ein in der Innung vertretenes Ge: 
werbe betreibt und jelbit zur Aufnahme in die Innung fähig fein würde, gleihwohl der Innung 
nicht angehört; 2) daß und inwieweit bie von der Innung erlaffenen VBorfchriften über die Nege: 
lung des Yehrverhältniffes, ſowie über die Ausbildung und Prüfung der Lehrlinge auch dann 
bindend find, wenn der Lehrherr zu den unter Nr. 1 —J— Arbeitgebern gehört, mit der 
Maßgabe, daß, wenn hiernach Gehrlinge berjelben fich einer Prüfung zu unterzichen haben, die— 
jelbe von einer Kommiſſion vorzunehmen ift, deren Mitglieder zur Hälfte von der Innung, zur 
Hälfte von der Auffichtsbehörde berufen werben. Das Geſetz vom 8, Dezember 1884 fügte hinzu 
und 8) dab Arbeitgeber der unter Nr. 1 bezeichneten Art von einem beftimmten Zeitpunft an 
Lehrlinge nicht mehr annehmen dürfen *6). Durd ein weiteres Geſetz vom 6. Juli 1887 kann 
(Gew.Ord. $ 100 £.) für den Bezirk einer Innung auf Antrag derfelben durch die höhere Ver: 
twaltungsbehörde in wiberruflicher Weife beftimmt werden, dab ebenfolhe außerhalb der Innung 
ftehende Arbeitgeber und Gejellen zu den Stoften: 1. der von der Innung für das Herbergsweſen 
und den Nachweis für Gejellenarbeit getroffenen, bezw. unternonmenen Einrichtungen, 2. ber: 
jenigen Einrichtungen, welde von der Innung zur Förderung der gewerblichen und technifchen 
Ausbildung der Meifter, Gefellen und Lehrlinge getroffen find, bezw. unternommen werden, 3. des 
von der Innung errichteten, bezw. zu errichtenden Schiedögerichts, in derjelben Weife und nadı dem: 
jelben Maßitabe beizutragen verpflichtet find, wie die Jumungsmitglieder und deren Gejfellen ’*), 

Durd) die neue Innungsgeſetzgebung ift der gewerblichen Bevölkerung ein jegensreiches Feld 
für die wirkſamere forporative Thätigkeit auf dem nichtinduftriellen Gebiet des Gewerbeweſens 
eröffnet worden. 

Ein Teil der Innungen kann ſich hervorragender Leiftungen rühmen, und eine nützliche Wirt: 
ſamkeit von Innungen auf vielen Gebieten fann nicht beftritten werben, aber die Erfolge der Ge: 
ſetzgebung find im Allgemeinen hinfichtlich der Beteiligung der Gewerbetreibenden an Innungen 
und der Leiftungen ber legteren hinter den Erwartungen zurüdgeblieben. Bon den ca. 3 Mil: 
lionen Gewerbetreibenden, welche nad) der Berufs: und Gewerbezählung von 1882 dem Handwerf 
zuzurechnen find, waren Ende 1892 nur 327 845 Innungen beigetreten. Die Zahl der auf Grund 
des Geſetzes von 1881 meu errichteten reſp. reorganifierten Innungen war am 1. Dezember 1892 
in Preußen 7925 mit 221337 Mitgliedern (am 1, Dezember: 1890: 7823, 1886: 5576, 1883: 
567), im übrigen Deutihland 2931 mit 106508 Mitgliedern (1888: 2400), zufammen 10866 
Innungen mit 327845 Mitgliedern '**). 

Die Preußiſchen Innungen verteilten ſich auf die 36 Regierungsbezirke: Königsberg 525, 
Gumbinnen 229, Danzig 137, Marienwerder 310, Potsdam 672, Frankfurt a. DO. 594, Berlin 
70, Stettin 344, Köslin 229, Stralfund 135, Poſen 543, Bromberg 274, Breslau 590, Liegnig 
479, Oppeln 492, Magdeburg 202, Merjeburg 581, Erfurt 134 —, Schleswig 356, Hannover 
79, Hildesheim 158, Lüneburg 172, Stade 28, Dsnabrüd 18, Aurid 25, Münfter 44, Minden 
55, Arnsberg 100, Staffel 80, Wiesbaden 27, Koblenz 47, Düffeldorf 100, Köln 47, Trier 21, 
Aachen 28, Hohenzollern 0, 

Sehr tritt bier hervor ber Unterſchied zwiſchen den alten fechs öftlihen Provinzen und den 
weſtlichen ſowie den 1866 neu erworbenen Yanbesteilen (außer Schleswig). 

Für das übrige Deutſchland liegen genauere Zahlen mur für das Jahr 1888 vor. Es 
beftanden in Bayern 156, Sadıien 1264, Württemberg 8, Baben 31, Heflen 26, Medlenburg: 
Schwerin 272, Weimar 52, Medlenburg:Strelig 55, Oldenburg 26, Braunichweig 68, Meiningen 
40, Altenburg 51, Goburg:Gotha 91, Anhalt 92, Schwarzburg-Sonbershaufen 12, Schwarz: 
burg-Rudolſtadt 19, Walde 6, Neuß ä. L. 19, Neuß j. L. 11, Schaumburgskippe 3, Lippe 9, 


736) Von den 7925 Preußiſchen Innungen 737) Bis zum 1. Dezember 1892 hatten von 
hatten bis 1. Dezember 1892 1904 (24 jo) den | den Breußiichen Innungen nur 136 (1,7%) dieſen 
Antrag auf Verleihung der Rechte des $ 100e | Antrag geftellt und 68 (0,8%) die Genehmigung 
geftellt, aber nur 1220 (150) befommen. ©. dar. desjelben erhalten. ©. dar. Hampfe in 8 f. 
Hampte ind. f. G.V. 18. ©. 215. Der $|G.8. 18. ©. 217. Den Innungen, welche die Be 
100e hat, wo er zur Anwendung fam, die Gegen: | fugnis erhielten, hat diefelbe wegen der umftänd- 
ſätze zwiſchen Innungsmeiftern und Nichtinnungs- | lichen Kaffenführung viele Arbeit veruriacht, ohne 
meiftern vielfach nur verichärft und auch, da die | meiftens die beabfichtigten pefuniären Erfolge zu 
legteren, denen durch die Innung das Halten von | bringen, aud in fortwährende Prozefje verwidelt. 
Lehrlingen verboten wurde, diefe num als jugend: Hampfe in F. f. Nat. II, 7. ©. 9. 
liche Arbeiter behielten, häufig die beabjichtigte 738) Die neueften Zahlen nach dem Gejeßent- 
Wirkung nicht erzielt. Hampfe in”. f. Nat. wurf vom 3. Dezember 1895. Reichstagsalten 
Ill, 7. ©. 94. 1895/6 Beil. No. 17. ©. 5. 
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Lübeck 18, Bremen 23, Hamburg 8. 68 zeigt ſich auch in diefen Zahlen die geringe Neigung 
in Süddeutichland Innungen zu bilden ’**), 

Eben diefer Umftand, dab in den Innungen bisher nur ein verhältnismäßig geringer Teil der 
Handwerker organifiert ift und dadurd die Wirkſamkeit der Innungen nur eine beſchränkte fein 
kann, bat die von zahlreichen Innungen vertretene, aber von anderer Seite ebenjo entſchieden 
befämpfte Forderung obligatoriiher Innungen veranlaßt. (S. dar. oben ©. 708.) 
Die Bunbesregierungen haben fi bisher — und mit Recht — aus den oben erwähnten Er: 
—— gegen bieje Forderung ftets ablehnend verhalten und dementiprechend auch im Reichs: 
tage geäußert. 

Um jo auffallender mußte es ericheinen, dab im Jahre 1898 ein Erlaf des Preufiichen Mi- 
nifters für Handel und Gewerbe, Freiherrn von Berlepſch, vom 15, Auguft 1893740) ver: 
Öffentliht und den Preußiſchen Oberpräfidenten zur Begutachtung zugeteilt mwurbe, der, in ſtrik⸗ 
tem Widerspruch mit der bisherigen Neichspolitif, in der Form eines Neichsgefeges für ben Klein— 
und Mittelbetrieb und insbefondere für das Handwerk eine neue Organilation enthielt, die zwar 
nicht „Innungen“, aber unter dem Namen von „Fachgenoſſenſchaften“ doc diefen gleich— 
artige Zwangsverbände, mit denſelben Aufgaben, wie fie das Innungsgejeg von 1881 den 
Innungen zugewielen bat, in Verbindung mit einer Organifation ihnen übergeorbneter obliga= 
toriiher Handwerkskammern (f. dar. $ 88) vorjah. Die Zwangsorganifation jollte ſich erftreden 
auf alle Gewerbetreibenden, welche ein Handwerk betreiben oder regelmäßig nicht mehr als 20 
Arbeiter beichäftigen "*'), Die Fahgenofjenihaften follten für beftimmte, von ben Zandescentral- 
behörden abzugrenzende, Bezirke bei hinreichend ftarfer Vertretung für einzelne —— 
eventuell für mehrere Gewerbszweige unter thunlichſter Berückſichtigung der verwandten Gewerbe 
nach Art der Berufsgenoſſenſchaften bei der Unfallverficherung gebildet werden und jeder Ge: 
werbetreibende jollte fraft Geſetzes der Genoflenichaft feines Fachs angehören. Ein von den bei 
den Mitgliedern der Fachgenoſſenſchaft beichäftigten Arbeitern gewählter Gehilfenausihuß follte 
berechtigt fein mitzuwirken bei Negelung der Yehrlingsverhältnifje, bei der Abnahme der Geſellen— 
prüfungen, bei der Entiheidung von Streitigkeiten zwiſchen Lehrmeiftern und ihren Lehrlingen 
und bei allen Einrichtungen, welche die Intereffen der Gehilfen berühren. Der Entwurf aing aus 
dem Beſtreben hervor, das, was die Innungen bei freiwilliger Bildung derfelben nur für einen 
Teil der Gewerbebetriebe und Gewerbetreibenden, nämlich derjenigen, die fich ihnen anichließen, 
leiften können, durch den geleglihen Beitrittsziwang zu den Fachgenofienfhaften für alle hand: 
werksmäßigen Betriebe herbeizuführen; die dürftige „Erläuterung“ erörtert aber nicht näher die 
Berechtigung und Notwendigkeit der Zwangsorganiſation und macht auch gar feinen Verfuch, die 
gegen eine jolhe Organifation fprechenden und oft erhobenen Bedenken zu widerlegen. Der — 
nach vielen Richtungen bin ungwedmäßige und bedenflihe — Entwurf hat fait alljeitig und na— 
mentlich gerade auch aus den Streifen der Innungen, für die eine eriprießliche Thätigleit neben 
den Fadıgenofienihaften kaum nod möglich fein würde — lebhaften Widerfprudy gefunden ’*?) 
und it als folcher anſcheinend ad acta gelegt worden '*”), 

Leber die Bolitif in Oeſterreich-Ungarn in Bezug auf die Innungen (Genoſſenſchaften) 
.s 40 ff. S. 607 ff, in Rußland ſ. 8584, 8.68 ff. England hat keine bejondere Ge: 
feßgebung für Innungen 2c., hat aber auch Feine Korporationen diefer Art. — In Franfreid 
beitand das Verbot foldier Korporationen nach der Gefeßaebung von 1791 (ſ. S,595 fi.) bis 1884 
und die thatlächlich gebuldeten Unternehmerverbände hatten weder den Charakter der deutichen 
Innungen nod) den der deutichen Gewerbevereine ’**), Das Verbot von 1791 ift durch das Gel. 
vom 21. März 1884 bejeitigt (j. S. 598). 


VL Die gewerblihe Geridhtsbarfeit. 


G. Eberty, Die Gewerbegerichte 2c. 1869. S. V. f. S. Bd. 2 (Gutachten von Biter, Genfel, 


Dannenberg u. A.) und Bd. 15 (Verhandlungen). Komwalzig, Die Gefeßgebung über Gewerbe: 


gerichte. 1877, E. Meier, Art. Gewerbegerichte in Holgendorff’3 Rectsleriton. Krebs, O 
ganifation und Wirkſamkeit der gewerblichen Schiedsgerichte 2c. 1887, 


Ts 
F. Schmid, Wirkſamkeit 


der Gewerkgerichte ꝛc. 1889. Derf. im Archiv TUI S. 314 ff, 1V S. 157 fi, W. Stieda, Das 
Gewerbegericht. 1890 (dort frühere Litteratur). Derſ., Art. Gewerbegerichte im H.W. III (1892) 
S, 90 und Suppl. I (1895) ©. 365 ff. (mit weiteren Litteraturangaben). 8. Bahem, Neid 


739) Ueber die Statiftit f. Hampke a. a. D. 


in X. f. G. V. 18. ©. 201 ff. und Stieda im 


9.8. IV. ©. 59. 

740) Abgedrudt u. A. in Annalen. 1898. ©. 
801 ff. und in J. f. 8.8. 17. ©. 1161 ff. 

741) Durch Beſchluß des Bundesrats jollte für 
beftimmte Gewerbe auch die Beichäftigung einer 
geringeren Zahl von Arbeitern ald Grenze feſt— 
geieht werden fönnen. 

742) ©. bar. bej. bie zutreffende Kritik von 


Th. id a. a. O. in 3. f. Nat. II, 7. 
©. 78 ff, 


743) Der dem Reichstag vom Bundesrat am 
8. Dezember 1895 vorgelegte Geſetzentwurf betr. 
die Errihtung von Handwerkskammern (©. dar. 
S. 731) erwähnt diejes Projekt gar nicht. 

744) ©. dar. W. Leris, Gewerkvereine und 
Unternehmerverbände in Frankreih, 1879, Bd 
XVIl der ©. d. B. f. ©. und meine Anzeige 
bes Werks in 3. f. Nat. II, 1. ©. 484 ff. 
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gefeß betr. die Gewerbegerichte. 18%, S. auch die Ausgabe des Reichsgeſetzes von Wilhelmi 
und Fürſt (mit Kommentar). 1891, Regelmäßige „Mitteilungen des Verbandes deutſcher Gewerbe: 
gerichte* in der Zeitſchrift „Blätter für Sociale Praris* feit 1898, 


z 85. Es ift unvermeidlich, daß aus dem abgejchloffenen Arbeitsvertrag auch Rechts: 
jtreitigkeiten zwijchen gewerblichen Arbeitgebern und ihren Arbeitern entjtehen. Es find dies 
insbeſondere Streitigkeiten über den Antritt, die Fortjegung, die Auflöfung des Arbeits: 
verhältnifjes, über die Ausftellung von Zeugniffen, über Leitungen und Entichädigungs- 
anfprüche aus dem Arbeitsverhältniffe zc. Wie für alle Rechtsftreitigteiten hat die Staats- 
gewalt auch hier die Aufgabe, die ordentliche Enticheidung derjelben zu regeln. An die 
zwedmäßige Regelung diefer Gerichtsbarkeit ftellen fich aber nicht nur im Intereſſe der jtrei- 
tenden Parteien jondern auch im öffentlichen Intereife und namentlich auch im Intereſſe des 
jocialen Friedens, eine Reihe von befonderen Anforderungen, die eine bejondere Regelung 
derjelben notwendig erjcheinen lafjen. Zunächſt ift für das Verfahren in diefen Streitjadhen 
ein Hauptpunft, daß auf eine gütliche Erledigung des Rechtsſtreits hingewirft wird. Er: 
fahrungsgemäß ift der Sühneverfucd in den meiften Fällen von Erfolg, wenn er verjtändig 
unternommen wird, wenn das Organ, welches den Ausgleich zu vermitteln jucht, mit den 
realen Verhältniſſen des praktischen Lebens, aus denen ſolche Streitigkeiten entjtehen, ver: 
traut it, einen jachgemäßen Ausgleich vorjchlagen kann und das Vertrauen beider Teile 
genießt. Um den Bergleich möglichit oft zu erzielen, müfjen bei dem betreffenden Organ 
diefe Vorausſetzungen vorhanden jein. Ferner darf die Rechtſprechung nicht lediglich nad) 
den ftrengen VBorjchriften des gemeinen Rechts erfolgen, ed müſſen hier von dem Richter 
auch die individuellen perjönlichen Verhältniſſe der ftreitenden Zeile, Billigfeit3: und Hu: 
manitätögründe berüdfichtigt werden dürfen, es muß daher die Enticheidung in das freie 
Urbitrium des Gerichts gejtellt werden. Aber eben deshalb muß das Gericht auch durch 
jeine Zufammenjegung eine Garantie für eine unparteiiſche, ſachgemäße Rechtiprechung bieten, 
die Richter müfjen auch aus diefem Grunde ſachkundige, mit den Berhältniffen des gewerb: 
lichen Lebens, möglichjt auch mit den perjönlichen Berhältniffen der Streitenden vertraute 
Männer jein und zugleich das Vertrauen der Streitenden genießen. Endlih muß die Recht: 
ſprechung und die Zwangsvollſtreckung des Vergleichs reſp. des Urteils möglichit jchnell 
erfolgen, da3 Prozeßverfahren muß ein einfaches ?4) und die Prozeßkoſten müſſen geringe 
jein. Es muß daher das Prozehverfahren ein fummarijches und mündliches und das Ur— 
teil des Gerichts in Streitigfeiten bis zu einer gewifjen Geldſumme ein definitives und jo: 
fort vollitredfbares, bei höherwertigen aber auch die vorläufige Vollſtreckbarkeit desjelben 
möglich fein. Wenn diejen Anforderungen entiprochen werden foll, jo darf dieje gewerbliche 
Gerichtsbarkeit nicht ausschließlich den gewöhnlichen ordentlichen Gerichten mit den gelehrten 
Berufsrichtern übertragen werden, fondern muß die Möglichkeit vorhanden fein, bejondere Ge: 
werbegerichte als Fach- und Genofjenjchaftsgerichte für dieje Streitigkeiten zu errichten 7). 

SGewerbegerichte find Sondergerichte, aber doch gejegliche, als ftaatliche Gerichtsorgane 
fonftituierte Gerichte, welche als die ordentlichen Gerichte für dieje Streitigkeiten bejtehen 


745) Es iſt bei der Regelung darauf Rüdficht | befondere Anforderungen ftellen ; aber andererieits 
zu nehmen, daß die hier in Betracht fommenden muß auch im Intereſſe der Gleichmäßigteit des 
Streitigkeiten größtenteild in rechtlicher wie that: Berfahrens und zum Schuße der Parteirechte eine 
ſächlicher Hinficht einfah, auch nicht von erheb- | Formlofigfeit vermieden werden, welche die ſub— 
lihem Werte und meiltens der Beichleunigung | jeftive Willfür des Gerichts an die Stelle georb- 
dringend bedürftig find und daß die beteiligten |neter Grundlagen des Verfahrens feßen würde. 
Berjonen vielfadh einen fehr geringen Grad von | Der Grundſatz des Proceßbetriebs durch die Par— 
Geſchäftsgewandtheit befigen, eine Unterftüßung | teien muß hier dur den DOfficialbetrieb feitens 
derjelben durch rechtskundige Vertreter oder Bei- des Gerichts erjept werben. 
ftände aber auszuſchließen ſei. Es muß deshalb 746) Dies ift in Deutſchland neuerdings 
möglichjt von Prozebvorichriften abgejehen wer: durch das Reichsgeſeß vom 29. Juli 
den, welche die freie Bewegung des Gerichtes cin- 1890 betr. die Gewerbegerichte geſchehen. Vgl. 
engen und an die Selbjtthätigleit der Parteien | oben $ 86, 
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und fie jelbjtändig in einem einfachen, den vorerwähnten Forderungen entjprechenden Ber: 
fahren zu enticheiden haben 747), Bei richtiger Zufammenjegung bejtehen fie aus einen Kolle: 
gium einer gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, unter dem Vorſitz einer 
Perſon, die weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer iſt ”*#). Die Beftellung der Beifiter (ob 
dur Wahl der Arbeitgeber reſp. Arbeitnehmer, oder durch Wahl der Gemeindebehörden 
oder durch Ernennung der Staatsgewalt zc.) ift eine Frage der Zweckmäßigkeit; im All— 
gemeinen wird, damit ſolche Gerichte das volle Vertrauen der Streitenden genießen und 
dadurch ihren Aufgaben, namentlich auch der wichtigen Aufgabe, nicht nur eine befjere Recht: 
ſprechung zu ermöglichen, fondern auch den focialen Frieden zu fürdern, möglichjt vollfom: 
men entiprechen, die Beftellung durch Wahl der Arbeitgeber rejp. der Arbeiter den Bor: 
zug verdienen 74), In diefem Falle muß aber durch die gejegliche Beſtimmung der Bor: 
ausfegungen des aktiven und paffiven Wahlrecht die möglichjte Garantie dafür gegeben 
werden, daß von den Wahlen ein für die Nechtiprehung der Gewerbegerichte fürderliches 
Ergebnis zu erwarten ift, und dann kann auch auf die obrigfeitliche Beftätigung der Bei: 
figer verzichtet werden. Aber auf die Ernennung rejp. Beftätigung 7%) des Vorfigenden 


747) Die Gemwerbegerichte find nicht zu ver- | die Beifiger die nach Lage der Sache mögliche 


wechſeln mit jog. Einigungsämtern d. h. be- 
jonders organijierten freiwilligen Schiedögerichten 
zur Schlidhtung von Streitigkeiten über Aende— 
rungen des bisherigen Arbeitövertrags, reſp. über 
die Bedingungen, den Inhalt eines neu abzu- 
Ichließenden Bertrags (Lohnhöhe, Art der Lohn- 
— Dauer der Arbeitszeit, Kündigungs— 
friſten ꝛc.) alfo über die Bedingungen der Fort— 
jegung oder Wiederaufnahme des Arbeitöverhält: 
niſſes — ſ. dar. die folg. Abh. XXII — noch mit 
andern freiwilligen Schiedsgerichten, 
welche ftatt der ordentlichen Gerichte in Thätigfeit 


Garantie ſchon durch die Art der Berufung ala 
geboten angejehen und demzufolge die Thätigfeit 
der Staatsbehörde hier auf die formelle Prüfung 
der Gültigfeit der Wahlen beichräntt werden, jo 
verhält ſich dies doch in Betreff des Vorfigenden 
des Gewerbegerichtes anderd. Die FFeititellung der 
durch das Geſetz für die Mitglieder der Gerichte 
‚im Allgemeinen geforderten Eigenichaften genügt 
für ihn nicht, da dieſe Eigenjchaften die jachge- 
mäße Leitung der Beichäfte noch nicht gemähr- 
leiften, und Bedenken gegen die Berfönlichkeit nicht, 
wie in Anjehung der Beifiger, dadurch bejeitigt 


treten, wenn die Parteien im einzelnen Fall aus | werden, daß der Gewählte dur die Wahl als 
freier Wahl fih auf eine jchiedsrichterliche Ent: | Vertrauensmann der Standedgenoffen einer der 
ſcheidung verftändigt haben. Parteien cdarafterifiert if. Das Amt verlangt 

748) die Stellung, welche der Borfigende den eine befondere Objektivität des Urteild nach Seiten 
Beifigern gegenüber einnehmen fol, und die Not- | beider Parteien, fowie Befähigung für die Lei- 


wendigfeit, die Arbeitgeber und Arbeiter gleich: 
mäßig bei der Bejegung des Gerichtö zu berüd- 
fihtigen, machen es unabweislich, daß der Bor: 
figende nicht jelbft zu dieſen Klaſſen gehören darf. 

749) gl. dar. auch Stieda, a. a. O. S. 111 ff. 
In Deutſchland (Geſ. von 1890 8 12 ff.) erfolgt 
die Beftellung der Beijiger durch unmittelbare 
und geheime Wahl der Arbeitgeber reſp. Arbeiter. 

750) Dies ift auch dann zu fordern, wenn, wie 
in Deutjchland es durch das Geſetz vom 29. Juli 1890 
geichehen ift, die Wahl des Vorfigenden dem Ma: 
giftrat (Gemeinderat) reip. der Bemeindevertretung 
und in weiteren Kommumalverbänden den Ber» 
bandävertretern übertragen ift ($ 11). Die Motive 
zu diefem Geſetz begründen das ftaatliche Beftä- 
tigungärecht jehr treffend. „Wenn die Einjegung 
der Gemwerbegerichte und die ipezielle Regelung 
ihrer Angelegenheiten den Gemeinden übertragen 
wird, fo kann dies nur in dem Sinne geichehen, 
daf die legteren aus bejonderen Gründen mit der 
Wahrnehmung einer Aufgabe betraut werden, 
welche an fich unzweifelhaft der Sphäre ftaatlicher 
Thätigkeit anheimfält. Der Staat darf jidy aber 
der Sorge für eine ausreichende Rechtspflege je- 
denfalla nicht in dem Maße entichlagen, daß er 
fih auch jedes Einfluffes auf die Beſetzung der 
Gewerbegerichte begiebt. Kann auch in Bezug auf 


tung der Verhandlungen und den Verkehr mit den 
Beteiligten. Es ift nicht zu vergeflen, daß die 
Barteien auch gegen ihren Wunſch genötigt fein 
werden, die Würdigung ihrer Rechtsaniprüche an 
Stelle des ordentlichen Richterö vor den Gewerbe: 
gerichten zu juchen, und dab fie deshalb volle 
Garantie dafür verlangen dürfen, daß die Lei— 
tung de3 Gericht? wirflih in dafür geichidte 
Hände gelegt wird. Aus diefen Gründen ericheint 
ed unerläßlich, einer ftaatlichen Inſtanz die Prü- 
fung vorzubehalten, ob der Gewählte die für jein 
Amt erforderlichen Eigenichaften wirklich bejißt, 
und ed muß deshalb enticheidendes Gewicht darauf 
gelegt werden, daß ein ftaatliches Bejtätigungs- 
recht in Bezug auf den Borfigenden und deſſen 
Stellvertreter anerfannt werde." 

In Deutichland bedarf nad dem Geſetz von 
1890 $ 15 die Wahl der Borfißenden und der 
Stellvertreter der Beftätigung der höheren Vers 
waltungsbehörde, in deren Bezirk das Gewerbe- 
gericht feinen Sig hat. Entgegen dem Entwurf 
der Bundesregierungen ift durch den Reichstag 
die Nusnahmebeftimmung hinzugefügt worden, daß 
für Stantd- oder Gemeindebeamte, welche ihr Amt 
traft ftaatlicher Ernennung oder Beftätigung ver: 
walten, jene Beftätigung nicht erforderlich tt, fo 
lange fie dieſes Amt befleiden ($ 15. Al. 2). 
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kann die Staatsgewalt nicht verzichten, wenn die Gerichte den Charakter ordentlicher Ge: 
richte haben jollen. Den Beifigern ift, wenn aud ihr Amt als Ehrenamt aufzufaffen, dur 
ftatutariiche Beftimmung Vergütung für etwaige Reiſekoſten und Entihädigung für Zeit: 
verſäumnis zu gewähren 751). Die Zuftändigkeit der Gewerbegerichte darf fich jedenfalls 
nicht nur auf Fabrikarbeiter, Gejellen und Lehrlinge beichränfen, fondern muß auch auf 
die hausinduftriellen Arbeiter, deren Lage bezüglich der gewerblichen Gerichtäbarkeit die 
gleiche wie die der anderen gewerblichen Arbeiter ift, ausgedehnt werden 75). In objet: 
tiver Beziehung ift fie auf die civilrechtliche Rechtiprechung zu befchränten ; diefen Gerichten 
auch eine ftrafpolizeiliche Gewalt einzuräumen, ift fein Bedürfnis vorhanden und würde 
im Widerſpruch ftehen mit dem Grundjag der Rechtsgleichheit der Bürger vor dem Geſetz. 
Da das Bedürfnis nad) jolchen Gewerbegerichten nicht überall, jondern nur da vorhanden 
ift, wo in einem Bezirk (Gemeinde, reis) die gewerbliche Bevölkerung ſtark vertreten ift, 
namentlidy auch induftrielle Unternehmungen in größerer Zahl bejtehen und die oben er: 
wähnten gewerblichen Streitigkeiten häufig vorfommen, da ferner die Vorausſetzungen der 
praftiichen Durchführbarfeit von Gewerbegerichten auch nicht überall gegeben find, fann die 
Errichtung von Gewerbegerichten nicht allgemein obligatoriich gemacht werden. Andererjeits 
erjcheint es bedenklich die Errichtung derjelben ausjchlieglich der Staatögewalt vorzubehalten. 
Im Allgemeinen werden die Gemeinden und andere kommunale Verbände am beften be- 
urteilen können, ob nach den gewerblichen Berhältniffen ihres Bezirks das Bedürfnis und 
die Borausfegungen für die erfprießliche Wirkſamkeit eines jolchen Sondergerichts vorliegen 
und ift ihnen deshalb das Recht zur Errichtung von Gewerbegerichten, vorbehaltlich der 
ftaatlihen Genehmigung des betreffenden Statuts, zu gewähren. Aber e8 muß zugleich ge: 
jeglich die Möglichkeit vorhanden jein, auch gegen den Willen der Gemeinden, reſp. der 
kommunalen Verbände Gewerbegerichte von Staatöwegen zu errichten, wenn in den gewerb- 
lichen Kreifen der Wunſch nach einem ſolchen vorhanden ift und die Staatsverwaltung das 
Bedürfnis anerkennt 5°), Wird bei diefer Politit die gewerbliche Gerichtbarkeit zu einer 
fommunalen Angelegenheit gemacht, jo ift die notwendige Konjequenz, daß die Koſten der 
Einrichtung und Unterhaltung der Gerichte von den Gemeinden, reip. den kommunalen Ver: 
bänden zu tragen find 7%), Es ift eine Streitfrage, ob reip. in welchem Maße gegen Ent: 
iheidungen der Gewerbegerichte die Rechtsmittel der Berufung und Bejchwerde an ein 
höheres Gericht zugelaffen werden jollen. Die Ausschliegung aller Rechtsmittel würde dem 
Intereſſe der Rechtfuchenden nicht die nötige Sicherheit bieten, dagegen jprechen Zwedmäßig: 
feitögründe dafür, die Berufung in Streitfachen von geringem Betrage auszujchliegen ?). 

Wenn aber ein zuftändiges Gewerbegericht nicht eriftiert, ſollte ein gerichtliches Organ 
vorhanden jein, vor dem in einem einfachen und billigen Verfahren wenigjtens ſolche Strei: 
tigfeiten, welche der fchleunigen Enticheidung in befonderem Grade bedürfen, auf Anjuchen 
einer Partei vorläufig mit der Maßgabe entichieden werden dürfen, daß die Entjcheidung 


„on Die Srage if fontrovers. Bal.dar. Stieda, meinden oder den weiteren Kommunalverband er» 
a. a. D.©.117 ff. In Deutichland ift fie durch gangenen Aufforderung innerhalb der gelegten 
das Befet von 1890 $ 18 dahin entichieden, dab Friſt die Errichtung nicht erfolgt, ift. Alle ftatu- 
die Beifiger für jede Sipung, der fie beigewohnt tariihen Beſtimmungen erfolgen in diefem Falle 
haben, Vergütung etwaiger Reiſekoſten und eine | durch die Landesbehörde. Vor der Errichtung find 
Entihädigung für Zeitverſaumnis erhalten. Die ſowohl Arbeitgeber als Arbeiter der hauptjäd- 
Höhe der legteren ift durch das Etatut feſtzuſetzen; lichften Gewerbezweige und Fabrikbetriebe in ent- 


eine Burüdweifung derjelben ift — ſprechender Anzahl zu hören. 
752) Bgl. Stieda, a. a. ©. An! 754) So in Deutichland Gef. von 1890 8 8. 
Deutichland geichehen, Bejep von 1800 x * | 755) An Deutichland ift nah dem Gef. von 


753) Diejen Forderungen entipricht in Deutich- | 1890 8 55 die Berufung (an das Landgericht) nur 
land das Gejek von 1890 $ 1. Was den Zwang aufäffig, wenn der Wert bed Streitgegenftandes 
betrifft, jo fann die Errichtung auf Antrag be» den Betrag von 100 M. überfteigt. Mit dieſer 
teiligter Arbeitgeber oder Arbeiter durch Anord | ausreichenden Beftimmung find die bei weitem 
nung ber Yandescentralbehörde erfolgen, wenn | meiften Urteile der Gewerbegerichte der Anfech- 
ungeachtet einer von ihr an die beteiligten Ge⸗ | tung entzogen. 
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rechtskräftig wird, wenn nicht bimmen einer bejtimmten Notfrift von einer der Parteien 
Klage bei dem ordentlichen Gericht erhoben wird, daß aber unter Umftänden von Amts— 
wegen die vorläufige Bolljtredbarfeit derjelben ausgejprochen werden kann. Solde Streitig: 
feiten jind namentlich diejenigen, welche den Antritt, die Fortjegung oder die Auflöſung des 
Arbeitöverhältnifjes jowie die Aushändigung von Arbeitsbücern und Zeugniffen betreffen. 
Das gegebene Organ iit hierfür der Gemeindevorjteher rejp. ein mit ftaatlicher Genehmigung 
beftellter qualifizierter Stellvertreter desjelben aus der Mitte der Gemeindeverwaltung reip. 
der Gemeindevertretung. Die Gejeggebung muß aber bei der Zulaſſung eines jolchen fa- 
fultativen gerichtlihen Organs das Berfahren vor demjelben regeln und namentlich aud) 
Vorſchriften über die Vollſtreckbarkeit der abgejchloffenen Bergleihe und ergangenen Ent 
jcheidungen geben 7%), 

$ 86. Allen diefen Anforderungen an die gewerbliche Gerichtsbarkeit entjpricht nur die 
thatiächliche Politit in Deutihland, aber auch dieje erft feit dem neuen Reichsgeſetz 
vom 29. Yuli 1890 betr. die Gewerbegerichte. Mit diejem Geſetz ift das Deutſche Reich, 
wie in dev Arbeiterverficherung, in der zeitgenräßen legislatorijchen Löſung einer wichtigen 
jocialpolitifchen Frage den übrigen Kulturftaaten vorangegangen. Bis dahin waren e3 die 
franzöfifhen und belgifhen®ewerbegerichte (jog. Conseilsde prud'- 
hommes), welde die relativ bejtorganifierten waren und die meijten der vorerwähnten 
Forderungen erfüllten. 


Die Politik der einzelnen Staaten Frankreich. In Frankreich entftanden die 
erften modernen Gewerbegerichte. Sie wurden zuerit für Lyon eingerichtet (Gef. vom 18. März 
1806), bald darauf aber zu einer allgemeineren Anftitution (D. vom 11. Juni 1809. Geſ. vom 
3. Auguft 1810), die indes durch eine größere Zahl von Geſetzen mannigfah geändert wurde *). 
Die heutige Organifation ®) iſt folgende. Die Conseils werden auf Antrag oder doch mit Zu: 
ftimmung der Gemeindebehörden nadı Anhörung weiterer Verwaltungsbehörden vom Handels: 
minifter errichtet und beftehen aus einer gleichen Zahl von Arbeitgebern (patrons) und Arbeitern 
— mindeſtens je drei —, einem Präfidenten und Vicepräfidenten. Das Errichtungsdekret beſtimmt 
nach lofalen Verhältniffen die dem betr. Conſeil unteritellten Gewerbe und die Zahl feiner Mit: 
glieder. Diefe werden gewählt zur Hälfte von den Arbeitgebern, zur Hälfte von den Arbeitern. 
Wahlberehtigt find Arbeitgeber, welche 25 Jahre alt find und mindeitens 5 Jahre ihr Gewerbe 
betreiben, und Arbeiter, welche 25 Jahre alt, mindeitens 5 Jahre im Gewerbe thätig und im 
Bezirk des Conseil domiziliert find. Wählbar find nur Perſonen, weldye 30 Jahre alt find, leſen 
und fchreiben können, 5 Jahre das Gewerbe betrieben haben, 3 Jahre im Bezirk domiziliert find. 
Die in geheimer Abjtimmung rechtsgültig gewählten Mitglieder wählen aus ihrer Mitte ben Präſi— 
benten und den Wicepräfidenten auf 1 Jahr ’°®), eine diefer Perfonen muß Arbeitgeber, die an- 
dere Arbeiter fein 760), Feder Conſeil hat einen vom Präfidenten ernannten Sekretär. Der Eonfeil 
wird alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. Den Beifigern beider Klaſſen kann eine Vergütung 
bewilligt werden. Die Gewerbegerichte waren urfprünglid nur FFabrikgerichte, in ihrer Kompetenz 
auf Fabrifanten und Fabrikarbeiter einichließlich der Fabriklehrlinge und der ſog. chefs d’ateliers 
beſchränkt, aber die Praris hat längit die Kompetenz derielben auf alle Gewerbetreibenden im 
e. ©, ausgedehnt. Ihrer Rechtſprechung unterliegen alle Streitfälle, welche unmittelbar aus dem 
eigentlichen Arbeitsverhältniffe entipringen, auch zwiſchen Arbeitern, fofern fie ihren Grund in 
einem gemeinjamen Arbeitsverhältnis haben, nicht aber 3.8. Unfallentihädiqungsaniprüche. Kon— 
trovers ift, ob ihre Stompetenz in dem Sinne eine obligatorische ſei, daß die ordentlihen Gerichte 
dort, wo ein Gonfeil beitcht, die diefem zugemwiefenen Arbeitäftreitigfeiten von Amts wegen abzu— 
weilen haben. Die Conſeils haben außerdem eine beſchränkte ſtrafpolizeiliche Gewalt "°') und an— 


756) In Deutichland ift dies durch das Geſetz Schmid, Gewerkgerichte ©. 4 ff. 


von 1890 geichehen ; die SS 71—75 regeln näher 
Diele gewerbliche Gerichtöbarfeit. 

757) ©. dar. E. Thomas, Les conseils des 
prud’hommes, leur histoire et leur organisation, 
Baris 1888; auh Bloch, Diet. Art. Prud’- 
hommes ©. 1895 ff. (dort auch weitere Litt.). 
Die jpäteren Aenderungen durch die Geſetze vom 
7. Febr. 1880, 24. Nov. 1883, 11. Dez. 1884. 
Bal. auch die umfangreiche Enquöte sur les con- 
seils de prud’hommes etc. 3 vols. Paris. 1869. 

758) Vgl. dar. und über die Wirkjamfeit der 
franzöfiihen Conseils de prud’hommes auch 


759) Bis 1880 wurden Präfident und Viceprä- 
jident vom Staatsoberhaupt ernannt. Geändert 
durch Gef. vom 2. Febr. 1880. 

760) Das Geſetz vom 11. Dez. 1884 fichert die 
Wirfamteit des Conſeil auch in dem Fall, daß 
durch Wahlenthaltung oder Wahl unfähiger Ber: 
fonen oder durch Ablehnung der Wahl der Con— 
jeil nicht vollzählig fein follte. 

761) Das Gef. vom 3, Auguft 1810 übertrug 
ihnen die Kognition über »tout delit tendant & 
troubler l’ordre et la discipline de l'atelier, 
tout manquement des apprentis contre leurs 
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dere abminiftrative »attributions«, 3.8. das Recht der Vifitation der Arbeitäftätten 2c. Für die 
Rechtſprechung in den Streitfällen wird aus dem Gonfeil ein bureau particulier und ein bureau 
general gebildet. Jeder Streitfall ift zumächft vor das bureau particulier (beftehend aus dem 
Präfidenten reip. Vicepräfidenten, einem Arbeitgeber und einem Arbeiter) zu bringen, welches den 
Ausgleich zu verfuchen hat. Kommt kein Vergleich zu Stande, jo wird der Fall dürch das bureau 
general (beftehend aus dem Präfidenten ch. Vicepräfidenten und einer gleihen Zahl von Ar: 
beitgebern und Arbeitern — mindeſtens je zwei) entſchieden. Dies bureau enticheidet definitiv in 
Streitiahen bis zu 200 fres, in höheren ift die Appellation an das tribunal de commerce zu: 
läffig, aber das burean fann auch in diefen Fällen bie — Exekution bis zur Höhe von 
200 fres verhängen. Für die Ablehnung von prud’hommes gelten die betr. Normen bezüglich 
der juges de paix (Cod. priv. civ. Art. 44—46). Die an der Eonfeilö betrug 1846: 68, 1850: 
78, 1860: 95, 1870: 109, 1880: 118, 1886: 136. Die Jahl der durd) Vergleich erledigten Streit: 
fälle gegenüber den durd; Erkenntnis de bureau general erledigten hat in neuerer Zeit ftetig 
abgenommen. In Frankreich ift man feit 1886 mit einer Neform ber Gonfeils beichäftigt; aber 
diefelbe ift noch nicht erfolgt. 1892 wurde ein Gefegentwurf in der Deputiertenlammer ange: 
nommen, berjelbe fand jedoch nicht die Zuftimmung des Senats ’*?), Hauptpunfte der Neform find: 
die Erridtung von Gonfeild zu einem Necht der Munizipalräte, Bezirks: und Generalräte zu 
machen, das Wahlredit zu erweitern, die Kompetenz auf alle Streitigkeiten aus dem NArbeitäver: 
trag und die definitive Entiheibung auf Streitiahen bis zu 500 fres auszudehnen, die Handels: 
gerichte als Berufungsinftanz zu befeitigen und durd) eine andere Inftanz zu erjegen 2c. Con- 
seils de prud’hommes waren bis 1870 aud in Elfaß-Lothringen fünf (Straßburg, Mül— 
haufen, Thann, Markirch und Meg) errichtet worben. 

Belgien. Die franzöfiihe Einrichtung wurbe mit der franzöfiichen Gefeßgebung auf Belgien 
übertragen. Die erften Gonjeils entitanden unter franzöfiicher —— in Gent (1810) und Brügge 
(1813). Nach der Gründung des Königreichs Belgien regelte das Geſetz vom 9, April 1842 die ae: 
werbliche Gerichtsbarkeit, eine neue Negelung erfolgte durch das loi organique des conseils de 
prud’hommes vom 7. Februar 1859 ?%°), Neues Gefeg vom 31. Juli 1889, Die belgiihe Geſetzgebung 
entipricht im Allgemeinen der franzöſiſchen ”*), aber zeigt doch auch manche Interfchiede: die Con- 
seils de prud’hommes find in allen Arbeitöftreitigkeiten fompetent und für alle gewerblichen Unter: 
nehmungen im e. ©., außerdem aber auch noch für Berg: und Hüttenwerke und für Seefiſcher; 
fie fönnen auf Anſuchen der Parteien auch Vergleichsverſuche zwischen denſelben anitellen, wenn 
die ftreitige Rechtsſache an fih außerhalb ihrer Rompetens liegt '*°); Präfident und Vicepräfident 
werben vom König aus einer vom Gonfeil aufgeftellten Kandidatenlifte ernannt ꝛc. Die Conſeils 
entfcheiden endgültig bis zu 200 fres; darüber hinaus ift die Berufung an das Handelägerict 
zuläffig, in Bergwerksſachen an die Eivilgerichte erfter Inftanz. Sie haben auch eine Kompetenz 
in Strafiadhen in Fällen der Untreue, groben Verftoßes und bei Handlungen, welche die Ordnung 
und Disziplin der Werkftätten zu ftören geeignet find (Strafmarimum 925 fres). Die Zahl der 
Conſeils war 25 im Jahre 1890; dieſelben erftreden ſich meift auf eine größere Zahl von Ge: 
meinden (3.8. Gent 86, Brügge 65, Aloft und Tournai je 61, Antwerpen 60, Courtrai 50 xc.). 

Dejterreic. Auch in Oefterreidh wurde nadı dem Vorbild von Frankreich durch Geſetz vom 
14. Mai 1869 für fabritmähig betriebene Gewerbe die Errichtung von Gewerbegerichten geregelt. 
Aber das Geſetz hatte nur einen jehr geringen Erfolg. Es find nur vier Gerichte (Wien, Brünn, 
Reichenberg, Bielig) entftanden und die ganze Einrichtung bat fich nicht bewährt. Die Novellen 
zur Gewerbeordnung vom 15. März 1883 und 8. März 1885 haben den ſchiedsgerichtlichen Aus: 
ihüffen der Genofjenichaften refp. befonderen fchiebsrichterlichen Kollegien (f. oben S. 610 Ann. 
388 und ©.614) die Enticheibung der qu. Nechtsftreitigkeiten übertragen, aber die Schiedsſprüche 
find durch Einreihung der lage bei dem ordentlichen Richter anfechtbar. 

Schweiz. Das Inſtitut der franzöfiichen Conseils de prud’hommes hat ferner neuerdings 
in der Schweiz, in den Kantonen Genf (Gef. vom 29. Oktober 1882 unb 3. Oktober 1883), 
Neuenburg (Gel. vom 20. November 1885) und in Bafelftadt (Gef. vom Dezember 1889) 
in verbefierter Geftalt Eingang gefunden. In Genf find fämtliche Induftrien und Gewerbe in 
10 Gruppen geteilt und für jede derfelben ift ein Conſeil konftitwiert. Jedes Gericht beiteht aus 
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maitres.« Das Verfahren wird auf Antrag des 
Verletzten eingeleitet. Die zuerfannten Strafen 
dürfen 3 Tage Gefängnis nicht überjteigen. Die 
Kompetenz ber Conſeils ift aber feine ausichlieh- 
liche, fie fonkturrieren mit den übrigen Strafbe- 


1895; auh Mataja in der Revue d’&conomie 
politique. 1892. 

763) Ban Meenen, Code belge des conseils 
de ee 1884. Commission dn travail; 
Vol. III. Bruxelles 1887. ©. 15 ff. S. 435 ff. 


börden, die Prävention enticheidet. Thatiächlich 
ift Die ftrafgerichtliche Thätigleit der Conſeils eine 
ſehr unbedeutende geweien und bei der bevor: 
ftehenden Reform ift die Bejeitigung derielben 
jehr wahricheinlih. Vgl. Schmid, Gewerfge- 
richte, ©. 16. 

762) j. dar. Stieda im H.W. Suppl. 1, 
&.370; Gruet, Les conseils des prud'hommes 
2c. in der Revue politique et parlementaire, 


©. 605. Schmid, Gewerkgerichte S. 18 ff. 

764) Die Gerichte Haben auch eine ftrafpolizei- 
liche Gewalt, fie fönnen Geldſtrafen bis zu 25 fra 
und Arreſt bis zu 3 Tagen verhängen. 

765) Es wurde ihnen aber nicht die Funktion 
von Einigungsämtern beigelegt; für dieje Funk— 
tion wurden durch Gef. vom 16. Auguft 1887 be- 
jondere conseils de l’industrie et du travail 
geſchaffen. 
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15 Arbeitgebern und ebenfoviel Arbeitern, welche auf 2 Jahre von den in je eine Gewwerbegruppe 
eingereihten Arbeitgebern und Arbeitern in getrennten Wahlverfammlungen gewählt werben. Die 
Beifiger wählen aus ihrer Mitte den Präfidenten, Vicepräfidenten, Sekretär und deſſen Stell- 
vertreter. Die Koften der Gerichte trägt der Staat. Die Gerichte haben feine ftrafpolizeilide Ge— 
walt, ihre civilrechtlihe Kompetenz A ad fih auf alle Streitigkeiten, welche zwiichen Gewerbe: 
treibenden, Fabrilanten und Saufleuten und ihren Arbeitern, Angeftellten oder Lehrlingen in Be— 
zug auf Arbeitsleiftungen und Lehrverträge entitehen. Die Berufung ift nur zuläffig, wenn der 
Wert des Streitgegenitandes 500 Frks. überfteigt ; bie chambre d’appel ijt ein bejonderes aus 
je 6 Beifigern der beiden Klaſſen unter einem Bräfidenten gebildetes Gericht. Dem conseil de 
prud’bommes find auch abminiftrative focialpolitiiche Funktionen übertragen. Jeder Gonfeil hat 
aus jeiner Mitte eine Kommiffion zur Ueberwachung des fachlichen Unterrichts und der Einhal- 
tung der Yehrverträge zu erwählen; dieſe Kommiſſion beforgt auch die obrigfeitliche Arbeitsinſpek— 
tion. Auf Verlangen der Regierung können Berfammlungen jämtliher Eonfeils zur Beratung und 
Begutachtung gewerblider Fragen ftattfinden. Die Wirkſamkeit der Genfer Gerichte it nad) den 
bisherigen Berichten eine befriedigende. Jun Neuenburg ift im Unterfchied von Genf die Er- 
rihtung von Prud’hommes-Gerichten den Gemeinden überlaffen und die Berufung überhaupt aus: 
geichlojjen, im übrigen hat man im wejentlihen die Genfer Beftimmungen acceptiert, Bisher ift 
aber nur ein Gericht (ChaursdesfFonds) errichtet. An Baſelſtadt find jämtliche Gewerbe in 12 
Gruppen gejcieden, auf die je 12 Richter entfallen. 

Italien. Nad langjährigen und mehrfachen vergeblihen Verſuchen (feit 1878) hat das Geſetz 
vom 15, Juni 1893 die Organifation von Gewerbegerichten, »collegi dei probi-viri«, nach fran— 
zöſiſchem und deutſchem Vorbild geregelt ’*), Das Kollegium wird durch Königliches Dekret auf 
Vorſchlag des Juftizminifters und des Minifters für Aderbau, Induftrie und Handel nah Ans 
börung der Handelöfammter, der gejeglich anerkannten Arbeitervereinigungen und der Gemeinde» 
räte des betreffenden Bezirks errichtet. Es beiteht aus gewählten Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
(10-20 in gleicher Zahl) unter dem PVorfig einer vom König ernannten Perſon mit richterlicher 
Qualififation; auch Frauen haben das aktive und palfive Wahlrecht. Der Sühneverſuch ift obli- 
gatorifd uud wird von dem uffizio di conciliazione (3 Mitglieder) vorgenommen, das aber zu: 
leid, ein Einigungsamt mit ganz jelbftändiger Kompetenz ift. Das ee Gewerbegericht 
(giuria) beſteht aus dem Präſidenten und 4 Beiſitzern (in ernſteren Fällen kann die Zahl der 
legteren erhöht werden). Die Kompetenz der Gerichte erftredt ſich auf Streitiachen bis zu 200 Lire 
und auch auf die Hausinduftrie. Die Entiheidungen bes Gewerbegeridhts find endgültige. 

Deutjihland. Die Zeit vor 1869, Preußen. In Deutichland wurden auf dem linken 
Rheinufer, als diejes zu Frankreich gehörte, Getwerbegerichte nach der damaligen franzöfiichen 
Geſetzgebung als Fabrikgerichte errichtet 1808 in Machen, 1811 in Erefeld und Köln. Diejelben 
erhielten fpäter unter der preußiichen Negierung den Namen „Fabrikengerichte“. Weitere Fabriken: 
gerichte entitanden dann in der Rheinprovinz auf Grund der Pad Geſetzgebung 1836 in 
Gladbach, 1840 in Solingen und Barmen, 1841 in Elberfeld, Lennep und Remſcheid, 1843 in 
Burfceid (in den achtziger Jahren wegen Mangel an Beſchäftigung wieder aufgehoben), 1844 
in Düffeldorf, 1857 in Mühlheim a/R. Alle diefe Gerichte, auch die Älteren, erhielten feit 1841 
befondere Negulative. Die Verordnung vom 7. Auguſt 1846 regelte die Verfafjung derfelben, gab 
ihnen den Namen „Königliche Gewerbegerichte*, unterwarf ausdrüdlich auch die Hausinduitriellen 
der Gerichtsbarkeit derjelben und traf noch jonftige Beitimmungen bezüglich des Verfahrens, Die 
rheinifchen Gewerbegerichte unterichieden fi) aber dadurch von den —— daß die eigent⸗ 
lichen Arbeiter und Geſellen unter den Beiſitzern feine Vertretung hatten, auch an den Wahlen 
derjelben nicht teilnahmen; zu den Wahlen waren nur Yabrifanten, Handwerker und Werkmeiſter 
zugelafjen und im Gericht mußte die Zahl der Beifiger aus der Klaſſe der Fabrikanten die der 
Beifiger aus der andern Klaſſe jtets um ein Mitglied überfteigen. Die Beifiger, deren Wahl der 
Beitätigung durch die Negierung unterlag, wählten jährlich aus ihrer Mitte den Bräfidenten und 
Vicepräfidenten. Die Kompetenz der Gerichte erftredte fich teils auf Givilitreitigkeiten zwijchen ge: 
werblichen Arbeitgebern und been Arbeitern aus dem Arbeits: (auch Lehr) vertrag, teils auf 
geringere Strafiahen, Stontraventionen gegen die Gewerbepolizei, Ruheſtörungen in den Wert: 
ftätten, Vergehungen der Lehrlinge gegen die Meifter. Sie jchieden fi in das Vergleichsbureau 
für den Vergleich, und das Hauptbureau für das Urteil. Das Verfahren vor jenem mußte ftets 
dem vor dieſem vorgehen '*’), Die Enticheidungen waren endgiltig bis zu SO M., darüber hinaus 
war die Berufung an das Landgericht zuläffie, mit Suspenfiveffeft nur für Summen über 40 M. 
Die rheinischen Gewerbegerichte haben fich trog ihrer mangelhaften Organifation eine große Be- 
liebtheit erworben ’°*). Im übrigen Breußen wurden feit 1815 vereinzelt, teils für Berlin 


fi 766) ©. dar. W. Sombart im Archiv Vl. vor den Amtögerichten für maßgebend erflärt 


©. 549 ff. (dort auch das Gejep). 

767) Die Deutjche Reichscivilprogehordnnung hat 
dad Verfahren vor dem Bergleichäbureau un. 
berührt gelaflen, dagegen für das Urteilöverfahren 
find durch das Preußiſche Einführungsgejeg zu 
derjelben vom 24. März 1879 ($ 10) im Allge— 
meinen die neuen Borjchriften über das Berfahren 


worden. 

768) Bachem, a. a. O. S. 8. Nah dem neuen 
Reichsgeſetz vom 29. Juli 1890 ($ 80) jollten 
dieje Gerichte mit dem 1. April 1892 aufgehoben 
werden, fofern nicht bis dahin ihre Zufanımen- 
jegung den Beftimmungen de3 neuen Gejepes ent- 
ſpricht. Es ift aber für Ddiefelben ein dieſen 
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(Regl. vom 4. April 1815), teils I bie induftriellen Bezirke Weftphalens (Regl. vom 26, November 
1829) Fabrikengerichte (in Weitphalen „Fabrikengerichts- Deputationen“) angeordnet ’%®), es waren 
wejentlid; nur Bagatelltommijjionen der ordentlichen Gerichte 770), Die Gewerbeordnumg von 1845 
ließ diefe wenigen befonderen Gerichte beftehen, übertrug aber in Ermangelung folder die Ent: 
jheidung über Streitigkeiten der felbitändigen Gewerbetreibendeu mit ihren Geſellen, Gehilfen 
oder Zehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortfegung oder Aufhebung des Arbeits: oder Lehr— 
verhältniffes, oder auf die gegenfeitigen Leiftungen während der Dauer desſelben beziehen, wenn 
der jelbitändige Gewerbetreibende Mitglied einer Innung war, den Innungsvorftehern unter dem 
Borfig eines Mitglieds der Ktommunalbehörde, in andern Fällen der Ortspolizeibehörde, vorbe: 
haltlid) der Beſchreitung des Rechtsweges binnen zehn Tagen präfluftviicher Friit. (8 137.) Im 
Sabre 1849 wurde eine befondere Verordnung vom 9. Februar über die Errihtung von Gewerbe: 
gerichten für die ganze Monardie mit Ausjchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
erlafien; fie beitimmte, daß für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Ber: 
fehrs ein Bedürfnis zu einem Gemwerbegericht obwalte, auf den Antrag von Gewerbetreibenden nad 
Anhörung der gewerblichen und faufmänniichen Korporationen und der Semeindevertreter, mit könig— 
licher Gcnehmigung ein Gewerbegericht errichtet werben folle, welches aus einer gleichen Zahl von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern als Beiligern und einem Arbeitgeber als Vorfigenden zujammen: 
geſetzt ſein follte; die Beifiger jollten durch die Arbeitgeber reſp. Arbeitnehmer, der Worfigende 
durch die Beifiger gewählt werden. Die weiteren Beftimmungen jchloffen fich in vielen Punkten, 
namentlich auch bezüglich des Vergleichs: und Urteilöverfahrens, den für die rheiniichen Gerichte 
geltenden an, aber für Streitigkeiten zwiichen Innungsgenoſſen uud ihren Arbeitnehmern wurde 
ausdrüdlid) beitimmt, daß das Bergleipeverfahren nicht vor dem Vergleichsausſchuß des Gewerbe: 
gerichts, ſondern vor einem Vergleihsausihuß der Innung ftattfinden follte. Die gewerbliche Be: 
völferung verhielt fih jedoch faft überall ablehnend gegen die Erriditung ſolcher Gewerbegerichte, 
im Ganzen kamen überhaupt nur (in den Jahren 1849-1851) elf Gewerbegerichte zu Stande 
und diefe gingen nad, kurzer Dauer, die legten im Jahre 1855 wieder ein. — In den übrigen 
deutihen Staaten bherrichte bezüglich der Negelung der gewerblichen Gerichtsbarkeit eine 
bunte DMannigfaltigkeit; der Verſuch, befondere Gewerbegericdhte einzuführen, wurde nur in Go: 
burg: otha (Gefege von 1849) und in Sachſen (Geſetz vom 15. Oftober 1861) gemadıt. 
In Saächſen war die Erridtung fakultativ. Das Gewerbegericht jollte aus einem vom Minifte: 
rium des Innern ernannten rechtskundigen Verwaltungsbeamten als Vorfigenden und einer gleichen 
Zahl von jelbitändigen Gewerbetreibenden und Arbeitern als Beifigern bejtehen und in allen ſonſt 
den Verwaltungsbehörden zur Entiheidung zugemwiejenen Streitigfeiten aus dem Arbeits: oder 
Lehrvertrag, wenn deren Wert nicht 20 Thaler überjtieg, fompetent fein. Das Gericht jollte auch 
nach franzoͤſiſchem Vorbild eine ftrafpolizeiliche Gewalt haben. Gegen die Urteile follte feine Be: 
rufung, aber das Rechtsmittel des Rekurſes an die ordentlichen Gerichte zuläffig fein. Die abge: 
ſchloſſenen Vergleiche jollten vollitredbar fein. Errichtet wurde aber nur ein Gericht, in Meißen (1867). 
Deutihland. 1869— 1890. Die Reichs-Gewerbeordnung von 1869 verwies 
die Enticheidung der hier in Rede ftehenden gewerblichen Streitigkeiten, ſoweit dafür nicht be: 
fondere Behörden beftehen, vor die Gemeindebehörbe mit der Maßgabe, daß gegen die Entidei: 
dung die Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen offen ftehe, die vorläufige Vollſtreckung 
aber durch die Berufung nicht aufgehalten werde; außerdem ließ fie zu, daß durd Ortsjtatut an 
Stelle diejer Behörden „Schiedsgerichte“, welche durch die Gemeindebehörde unter gleichmäßiger 
AZuziehung von Arbeitgebern und Arbeitern zu bilden feien, mit der Entſcheidung betraut werden 
fönnten ($ 120, jpäter 120a), ohne jedoch die Organifation und das Verfahren näher zu regeln. 
Aber die jtatutariiche Errichtung von gewerblichen Schiedägerichten erfolgte nur in geringem Um: 
fang. Im Ganzen eriftierten Ende 1889 nur 74 (1874 nur 57 und zwar 51 in Preußen, 6 ın 
andern Staaten, trogdem in Preußen dad Minifterium 1870 und 1871 den Gemeindebebörden 
die Errichtung ſehr empfohlen hatte). Die in neuerer Zeit hervorgetretene größere Bereitwillig: 
keit der beteiligten Kreiſe, die Einjegung gewerblicher Schiedbögerichte zu fördern, lich das Unzu— 
reichende der gefeßlichen Beftimmungen deutlic; hervortreten. Der Mangel lag hauptſächlich darin, 
daß die Gewerbeordnung es jowohl an jeder näheren Ausführung des Prinzips über die Zu: 
fammenjeßung der Schiedögerichte, wie aud) an allen Beſtimmungen über die procefjnalen Be: 
fugniffe der Gerichte, über das Verfahren vor denjelben und über die Rechtswirkung ihrer Ent: 
ſcheidungen fehlen ließ. Die hieraus ſich ergebende Unſicherheit erjchwerte einerfeits die Ausbrei— 
tung der Inititution und bewirkte andererjeits bei den entitandenen Schiedägerichten eine das Maß 
des Erwünfchten überfteigende Verichiedenheit der Einrichtungen. Das Bedürfnis nach einer Er: 
gänzung und Verbefferung der geſetzlichen Beſtimmungen twurde ſchon im Anfang der 70er Jahre 
auerkannt. Bereits in den Jahren 1873 und 1874 und nochmals im Jahre 1878 wurden dem 
Neichstog vom Bundesrat Gefegentwürfe betr. die Errichtung von „Gewerbegeridten” 
vorgelegt, aber es kam damals nicht zu einer Verftändigung zwifchen den Negierungen umd dem 
Beitimmungen entiprechendes Gejeg von 11. Juli werden; es wurden diejelben aber nur in Altena, 
1891 ergangen, und es beftchen noch 10 ſolche dooen und Iſerlohn errichtet. Stieda, Das 
Gewerbegerichte. ewerbegericht. ©. 42. 
769) Nach $ 1 des Regl. ſollten an 9 Orten 770) ©. dar. Stieda, Das Gewerbegericht. 
des Regierungsbezirks ſolche Deputationen errichtet S. 38 ff. 
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Reichstag. Auch der Verſuch bei der ——— des Innungsrechts Gewerbegerichte durch In— 
nungen ins Leben zu rufen, war von geringem Erfolg. — Das Innungsgeſeetz von 1881 
atte den neu zu bildenden Innungen in $ 97 die Aufgabe geftellt, die qu. Streitigkeiten zwiſchen 
Innungsmitgliedern und ihren Lehrlingen an Stelle der Gemeindebehörbe zu enticheiden und in 
$ 97a die Befugnis erteilt, „Sciedögerichte” zur Entſcheidung diefer Streitigkeiten zwiſchen In— 
nungsmitgliedern und ihren Sefellen an Stelle der fonft zuftändigen Behörden zu errichten, gegen 
deren Entſcheidung die Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen offen ftehen follte, ohne 
daß durd) die Berufung die Vollftredbarkeit durch die Polizeibehörden nad) Maßgabe der Vor: 
ſchriften über die gerihtlihe Zwangsvollitredung anfgehalten fein follte ($ 100d). Der $ 100d 
beitimmte, daß die Schiedögerichte mindeftend aus einem Borfigenden und zwei Beifigern beftehen, 
die Beifiger zur Hälfte aus den Innungsmitgliedern (durch Wahl der Innungsverfammlung 
oder einer anderen Vertretung ber Innungsmitglieder), zur Hälfte aus deren Gefellen (durch 
Wahl der Gejellen der Innung oder einer Vertretung derjelben) entnommen jein müffen und der 
Vorfigende, welcher der Innung nicht anzugehören braucht, von der Aufjichtsbehörde beſtimmt 
wird, An dem dur den S 97 den Innungen erteilten Rechte nahmen alle Innungen (1886 : 
9184) Teil; von der ihnen durch den 5 97a gewährten Befugnis hatten nur wenige Gebraud) 
gemacht. Inzwiſchen hatte auch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27, Januar 1877 
in $ 14 Nr. 4 der Landesgejeggebung die Möglichkeit offengehalten, ihrerſeits mit der Errichtung 
vun Gewerbegeridhten vorzugehen. Einige Staaten benugten diefe Vollmacht. Am mwichtigften ift 
das ausführlihe eljaß:-lothringiihe Geſetz von 23, März 1880, welches die fünf aus 
der franzöfiichen Zeit übernommenen Gewerbegerichte (f. oben) in glüdliher Weile reformierte. 
Im Königreid Sach ſen wurden durd Gele vom 2, April 1884 fünf Bergichiedägerichte ge— 
ihaffen. Hamburg hatte jhon durd Gefeg vom 10. Mai 1875 ein allgemeines Gewerbege: 
richt eingeführt. Bremen gab fic ein ſolches durch Gejege vom 30. September 1877 und 
17. April 1887, Seit der Mitte der 80er Jahre trat im Neichstag eine jehr entichiebene Strö- 
nung zu Gunften ber Gewerbegerichte hervor, es famı 1886, 1838 und 1889 zu eingehenden Ber: 
handlungen und Nefolutionen. 

Deutihes Neid feit 1890, Im Jahre 1890 erfolgte die Verftändigung zwifchen den Bundes» 
regierungen und dem Reichstag und erging das ſchon vorher in $ 85 erwähnte Reichsgeſetz 
vom29, Juli 1890 betr. die Gewerbegerichte, welches am 1. April 1891 in Straft trat. Dies 
Geſetz entſpricht, wie ſchon bemerkt, den im $ 85 aufgeftellten Boftulaten, es find dort auch ſchon 
eine Reihe der prinzipiell wichtigiten Beſtimmungen des Geſetzes in den Anmerkungen angeführt 
worden, Bon weiteren Beftimmungen jeien hier nur noch folgende erwähnt, Das Gefeg über: 
läßt in erfter Linie den Gemeinden und kommunalen Verbänden die Einfegung von Gewerbe: 
gerichten, aber ftatuiert unter Imjtänden auc den Zwang gegen diejelben. Die Errichtung er: 
folgt durd ein von der höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigendes Ortsftatut ($ 1). Als 
Arbeiter im Sinne bed Gefeges gelten Gejellen, Gehilfen, Fabrifarbeiter und Lehrlinge, auf 
welche Titel VII der Gewerbeordnung Anwendung findet, ebenjo Betriebsbeamte, Werkmeifter 
und mit höheren techniſchen Dienftleiftungen betraute Angeftellte, deren Jahresverdienit an Lohn 
oder Gehalt 2000 M. nicht überfteigt ($ 2). Die gefegliche Zuſtändigkeit der Gerichte ift auch 
ausgedehnt auf Streitigfeiten über die Berechnung und Anrechnung der von den Arbeitern zu 
leiftenden Strantenverficherungsbeiträge und über Anſprüche, welche auf Grund der Uebernahme 
einer gemeinfamen Arbeit von Arbeitern desjelben Arbeitgebers gegen einander erhoben werben ; 
fie erftredt fich in ſubjektiver Hinficht auch auf hausinduitrielle Arbeiter, fofern ihnen die zu be— 
oder verarbeitenden Rohſtoffe oder Halbfabrifate von den Arbeitgebern geliefert werden; auf 
diejenigen Hausgewerbetreibenden, welche die Rohſtoffe oder Halbfabrifate jelbit befchaffen, kann 
die Zuftändigkeit der Gerichte durch das Statut beitimmt werden ($ 4). Die Zahl der zu wäh: 
lenden Beifiger muß mindeitens vier betragen ($ 9). Für das pallive Wahlrecht ift ein Alter 
von 30 Jahren, für das aktive ein ſolches von 25 Jahren erforderlid ($ 13). Das Gericht ver: 
handelt und enticheidet, jofern nicht durd) das Statut allgemein oder für gewiffe Streitigkeiten 
eine größere Zahl vorgeichrieben it, in der Belegung von drei Mitgliedern mit Einfluß des 
Vorfigenden (5 22). Bei jedem Gericht ift eine Gerichtsfchreiberei einzurichten (8 28). Die das 
Verfahren im Cinzelnen regelnden Vorichriften (8 24—64) beruhen auf den Anm. 745 hervor: 
gehobenen leitenden Geſichtspunkten und insbefondere auch auf dem Officialbetrieb jeitens bes 
Gerichts. Rechtsanwälte und Perfonen, welche das Verhandeln vor Gericht geihäftsmäßig be— 
treiben, werben als Prozeßbevollmäcdtigte oder Beiftände vor dem Gericht nicht zugelaffen ($ 29); 
die harten VBerfäumnisfolgen des ordentlihen Givilprozeffes find ausgeichlojien iF 37 fi.); der 
Sühneverfuch ift, wenn die Parteien im Verhandlungstermine ericheinen, obligatoriih und muß 
bei Anmwejenheit derjelben am Schluß der Verhandlung wiederholt werden (8 39, 54). Aus den 
(ndurteilen der Gewerbegerichte, welche rechtäfräftig oder für vorläufig vollitredbar erklärt find, 
ſowie aus den Vergleichen, welche nad) Erhebung der Klage vor dem Gewerbegericht geſchloſſen 
find, findet die Zwangsvollſtreckung ftatt. Die der Berufung oder dem Einſpruch unterliegenden 
Urteile (f. Anın. 755) find von Amtswegen für vorläufig vollitrekbar zu erklären, wenn fie Strei- 
tigfeiten über den Antritt, die Fortjegung, die Auflöjung des Arbeitsverhältnifjes oder über die 
Aushändigung reip. den Inhalt des Arbeitsbuches reſp. Zeugniſſes betreffen, oder wenn der 
Gegenitand der Verurteilung an Geld oder Geldeöswert die Summe von 300 M. nicht überfteigt, 
ausgenommen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Vollftrefung dem Schuldner einen nicht 
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zu erjegenden Nachteil bringen würde; auch kann diefelbe von einer vorgängigen Sicherheitä- 
leiftung abhängig — werben ($ 56). Die —— betragen bei einem Gegenſtand 
im Werte bis zu 20 M. einſchließlich 1 M., über 20-50 M. einfchließlih 1,50 M., über 0— 
100 M. einichlieglih 3 M.; die ferneren Wertsklaſſen fteigen um je 100 M., die Gebühren um 
je 3 M.; die höchſte Gebühr beträgt 30 M. Wird der Nechtsitreit durd; Vergleich beigelegt, fo 
wird feine Gebühr erhoben, wirb er ſonſt ohne fontradiktorifche Verhandlung erledigt, fo find die 
halben Sebührenfäge zu zahlen ($ 57). Das Gefeg hat auch nody ein Verfahren vor dem Ge: 
meindevorjteher geregelt (5 71—75) "’'), wenn ein zuftändiges Gewerbegericht nicht vorhanden iſt, 
hat die Anrufung des Gemeindbevorftehers aber al& eine fakultative jeder Partei auf Streitig- 
feiten 1. über den Antritt, die Fortiegung oder die Auflöfung des Arbeitsverhältniffes, fowie 
über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitäbuches oder Zeugniffes, 2. über die Berech— 
nung der von den Arbeitern zu leiftenden Strantenverfiherungsbeiträge beſchränkt. Die Entſchei— 
dung ift eine vorläufige, fie wird rechtskräftig, wenn nicht binnen 10 Tagen Klage bei dem or: 
dentlichen Gericht erhoben wird. Das Geſetz regelt, was die Gewerbeordnung und auch die Yan: 
deögefeggebung nicht gethan hatte, näher das Verfahren und die Vollftrefung diefer Vergleiche 
und Entiheidungen. Nach $ 70 iſt das Gewerbegericht auch verpflichtet auf Anfucen von Staats: 
behörden oder des Borftandes des Kommunalverbandes, für welchen es errichtet ift, Gutachten 
über gewerbliche ragen abzugeben und berechtigt, in ſolchen Fragen, welche die jeiner Gerichts: 
barfeit unterftehenden Betriebe berühren, Anträge an Behörden und an Vertretungen von Kom: 
munalverbänden zu richten "’*), — Endlich hat auch nocd das Geſetz (3 61—69) eine Thätigfeit 
der Gewerbegerihte als Einigungsämter vorgelehen und geregelt, wenn biefe Thätigfeit 
von beiden Teilen angerufen wird *5. 

Das Geſetz findet feine Anwendung auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und Handels: 
geihäften, ſowie auf Arbeiter, welde in den unter der Militär- und Marineverwaltung be: 
jtehenden Betriebsanlagen beihäftigt find ($ 76). Der $ 77 hat die Errichtung befonderer Ge- 
werbegeridhte für Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanitalten und unterirdiich betriebene Brüche 
und Gruben der direkten Anordnung der Yandescentralbehörde vorbehalten und für dieje einige 
abweichende Beſtimmungen getroffen ’'*), Die Zuitändigfeit der Innungen zur Enticheidung von 
Streitigkeiten zwiichen Arbeitgebern und ihren LXehrlingen fowie die Zuftändigkeit der Innungs— 
jchiedögerichte erleiden durch das Geſetz keine Einihränfung (879). Die auf Grund von Landes: 
gefegen zur Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten berufenen Gewwerbegerichte werden mit dem 
1. April 1892 aufgehoben, fofern nicht bis dahin ihre Zuiammenfegung den Beitimmungen dieies 
Geſetzes entipricht (8 80). Die auf Grund des $ 1204 der Gewerbeordnung errichteten Schieds— 
gerichte gelten ala Gewerbegerichte im Sinne diefes Gejeges, haben aber fofort die Ortsftatuten 
entſprechend den Vorſchriften des Gejeßes zu geitalten. 

Die Zahl der in Gemäßheit des Geſetzes von 1890 beitehenden Gewerbegerichte war am 1. April 
18% ""’): 275 (Preußen: 188, Bayern: 18, Sachſen: 17, Württemberg: 15, Baden: 8, Heflen: 
7, Weimar: 4, Braunfchweig: 6, Elfaß-Lothringen: 5, Goburg:Gotha: 2, Bremen: 2 md in 
Oldenburg, Meiningen, Anhalt, Neuß ä. 2., Neuß j. L., Lippe, Hamburg, Lübeck je 1). Nadı 
einer Mitteilung von Stieda““), deren Quelle nicht angegeben ijt, waren im Jahre 1893 an 
Streitigkeiten anhängig 37886 (1892: 20175. zwifchen Unternehmern und Arbeitern und 221 
(1892: 136) zwiichen Arbeitern desielben Arbeitgebers. Erledigt wurden durd Vergleich 14 865 
(42,9%), Verzicht 374 (1,1”/), Zurüdnahme der Stlage 6346 (18,3%), Anerfeuntniß 727 (2,1976), 
Berfäummisurteil 3766 (10%) und durch jonitige Endurteile 8579 (24,80/0), zulammen 34 657 
klagen. Ein Teil der anhängigen Streitiahen erledigte fih auf andere Weiſe. Berufungen an 
die ordentlichen Gerichte erfolgten in 118 Fällen (1892: 76). Weber die Wirkſamkeit der neuen 
—— läßt fih noch fein ficheres Urteil fällen, im Allgemeinen fceint fie aber eine günftige 
zu fein ’’7), 

An Ungarn bat für das Slleingewerbe die Gewerbeordnung von 1884 (8 141) die Beitim- 
mung getroffen, daß die Gewerbeforporationen bejondere Schiedsgerichte zu bilden haben (ji. dar. 
oben $ 52, ©. 619), die den Schiedägerichten der deutihen Innungen ähnlich find ’’*), 

In England enticheiden nur die bürgerlichen Berichte über die qu. Streitigkeiten, und zivar 
die Gerichtshöfe „mit ſummariſcher Jurisdiktion“, mit denen bei höheren Beträgen des Streit: 
objefts in England die Grafihaftsgerichte, in Schottland und Irland die Sheriffs- bezw. dic 
Givilgerichte konkurrieren. Die St. Leonards Act von 1867 beabfichtigte eigene ftändige Ge- 
richtsinftanzen zu Schaffen, überließ aber die Initiative dazu den Unternehmern und blieb, da dieſe 
diefelbe nicht ergriffen, wirkungslos ''*). Die Yüde in der Gejeggebung veranlagt die Arbeiter, 
aud) in diefen Streitigkeiten fih an die Einigungsämter zu wenden. 

771) ©. dar. Badhem, a. a. O. ©. 116 fi. | 776) Im H.W. Suppt. I. ©. 370. 
772) ©. dar. Badhem, a. a. O. ©. 113 ff. 777) ©. dar. Stieda im H.W. Suppt. 1. 
778) ©. dar. Badhem, a. a. D. ©. 104 ff. S. 370 ff. 


und die folgende Abh. XXI. 778) ©. dar. aub Schmid, Gewerlkgerichte. 
774) Bgl. dar Bachem, a. a. D. ©. 126 ff. S. 40. Nach diefer Darftellung beftanden in Uns 
und Hdb. Band II. 1 Abb. XX ©. 465. garn 1887 erſt 148 Gewerbeforporationen und 


775) Statiftiiches Jahrbuch für das Deutjche | 78 Schiedögerichte. _ 
Neid XVII. 1896. ©. 34. \ 779) ©. dar. Schmid, Gewerkgerichte. ©. 30. 
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VI Weitere Beförderungsmitteldes Gewerbewefens. 


$ 87. Es ift ſchon bisher von zahlreichen Mafregeln zur Förderung des Gewerbewejens 
die Rede geweien. Weitere teild allgemeine teild bejondere find noch folgende. 

1. Gewerbe: Ausstellungen ’%), Es find dies temporäre größere Ausftellungen 
von Sewerbsproduften in planmäßiger Anordnung an einem Orte, Sie fünnen fein: 1) Lo— 
tal⸗, Landes-, Weltausftellungen, je nachdem die Ausjteller nur einem Landesteil (Stadt, 
Kreis, Provinz) oder dem ganzen Lande oder allen Ländern angehören; 2) reine Gewerbe- 
oder Gewerbe- und Handelsausftellungen, je nachdem nur die gewerblichen Produzenten 
ſelbſt oder auch die Händler mit Gewerbsproduften ausjtellen dürfen; 3) allgemeine oder 
Spezials(Fadj-Jansftellungen, je nachdem fie Gewerbsprodukte aller Art umfajjen oder ſich 
nur auf einen bejtimmten Gewerbs- rejp. Induftriezweig oder auf eine befondere Spezialität 
(Fach) von Waren reip. Leiftungen beichränfen (z.B. auf Kunſtgewerbe, Hausinduftrie, ein: 
zelne Zweige der Textil-, Eiſen- ꝛc. induftrie, Frauenarbeit, Export, Motoren, Gemälde 
und plaftiiche Kunſtwerke 2c.). Die Ausftellungen werden dadurch zum Beförderungsmittel 
des Gewerbewejens, daß fie belehrend und anregend auf die gewerblichen Produzenten 
wirfen, den Wetteifer der Gerverbetreibenden anjpornen, die Kenntnis neuer gewerblicher 
Produkte und Produftionsmethoden jchnell verbreiten, hervorragende (namentlich auch bis- 
ber in der Gejchäftswelt weniger befannte) Produzenten in weiteren Kreijen befannt machen 
und deren Abſatz erhöhen. Sie find ein beredhtigtes und bei zwedmäßiger Durhführung 
auch in der Regel erfolgreiches „Reklamemittel“; jede gelungene Ausstellung erweitert den 
Kundenkreis einzelner Ausiteller, aber aud ganzer Induſtriebezirke. Lokal- und Landes: 
gewerbeausjtellungen vermögen bei richtiger Organilation ein vortreffliches, ſonſt kaum zu 
erlangendes Bild der gewerblichen Thätigkeit und Leiftungsfähigkeit des Ausſtellungsbezirks, 
der Vorzüge wie der Mängel, zu geben und können dadurch Anlaß zur Abhilfe der lep- 
teren werden. Bei ihnen jollte deshalb auch, während die Weltausftellungen wejentlich nur 
die hervorragendjten Leistungen und geeignete Erportprodufte der verjchiedenen Länder zeigen 
können, dafür geforgt werden, daß nicht bloß hervorragende Leiftungen und nicht bloß eine 
größere Zahl von Gewerben, jondern möglichjt alle Gewerbe und in ihmen auch die ge 
wöhnlichen Leiftungen vertreten find *). 

Die Veranftaltung von Lokal- und Landesausftellungen ift in erjter Linie Aufgabe 
der gewerblichen Korporationen, fowie der Gewerbe: und Handelsfammern, aber der volkswirt— 
ichaftliche Nutzen derjelben rechtfertigt die Gewährung von Staatszuſchüſſen zu den Koſten, 
Frachtermäßigungen auf Staatseijenbahnen 2c. und die Fürjorge jachverjtändiger Staatäbe- 
hörden für ihre richtige Aufeinanderfolge und möglichſt zweckmäßige Einrichtung. Welt: 
ausſtellungen können natürlich nur in großen Staaten und von dem betreffenden Staat, 
in dem die Ausstellung jtattfindet, unternommen werden. Die viel diskutierte Frage über den 
Nugen folcher Ausftellungen, der in neuerer Zeit vielfach bejtritten wurde, muß vom volfs- 
wirtichaftlichen Standpunkte aus zu Gunften der Ausjtellungen entjchieden werden ’*2). Un: 
bejtreitbar find die großen, direkten und indirekten, Vorteile für den die Ausstellung unter: 
nehmenben Staat, aber es laſſen fich ſolche aud) für die andern Länder, welche die Aus: 


780) ©. bar. beſonders das verdienſtvolle Wert | ji 164. Urt. ann in Meyers Konv.-Kerifon. 
von F. C. Huber, Die Ausftellungen und unfere | 4. Aufl. B 135 ff. 8b. XVIL ©. 76 ff. 
Erportinduſtrie. 1886. Der ſ., Art Ausſtellungen 781) — —* die allgemeine Boca 
im 9.8. I. ©. 996 ff. (dort auch weit. Litt.). die Geſchichte und Die äwedmäßige Einrichtung 
Ferner W. F. Ern er, Der Ausjteller und die der Gewerbeausftellungen in der vorher cit. Litt. 
Ausftellungen. 1873. Deri, Die neueften Fort- und in den officiellen Ausitelluugsberichten über 
ichritie im Ausftellungswejen. 1868. J. tteller, die Weltausftellungen. 
zei se Hebung des deutjchen Handwerks, _ 782) ©. .< — Die Ausſtellungen ꝛc. 
S. 68 fi. Roſcher, ©. 1II.$ 164. Rau IUU. S. 36 ff. ©. 282 ff. 
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ſtellung beichiden, erzielen. Jedoch ift der Nugen, namentlich für die Erportinduftrie diejer 
Länder nur dann in erheblihem und größtem Maße möglich, wenn die Negierungen der: 
jelben energisch und jachverftändig für die Aussteller und die Ausftellung des eigenen Yandes 
jorgen, wenn fie fich nicht bloß darauf bejchränten, einen Ausjtellungstommifjär zu ernennen 
und Geldmittel zu bemwilligen, jondern auch für eine gute, richtig organiſierte Vertretung 
der eigenen Induſtrie, namentlich aud durch Kolleftivausftellungen, für die volle Wahrung 
der Intereſſen ihrer Ausjteller gegenüber andern, für ein wirfungsvolles Arrangement der 
Ausjtellung, für die Anfertigung eines ſachgemäßen Katalogs und anderer die inländiice 
Induſtrie betreffenden litterarifchen Arbeiten, für ſachverſtändige Berichterjtattungen und 
für die praftiiche Verwertung der Ergebnijje der Weltausstellung zu Gunften der inlän- 
diſchen Erportinduftrie Sorge tragen 76). 

Die eriten Zandesgewerbeausftellungen wurden 1791 in Prag, 1798 in Paris ver: 
anftaltet, in Baris folgten drei Kleinere bis 1806, dann von 1819—1849 fieben größere in fait 
fünfjährigen Pauſen. In Deutichland waren die eriten Yandesgewerbeausftellungen in Münden 
(1818), Dresden (1824), Berlin (1824), jpätere in Mainz (1842), Berlin (1844), Leipzig (18531, 
München (1854), Stuttgart (1881) 2c. — Die erjte Weltausftellung war in London (1851) 
mit 17062 Ausjtellern (darunter über 1300 Deutſche) und über 6 Mill. Bejuchern, es folgten 
die Ausitellungen in Paris (1855) mit 21779 Ausftellern (darunter 2175 Deutſche) und ca. 
5 Mill. Beſuchern, in Yondon (1862) mit 24 864 Ausftellern (darunter 2875 Deutiche) und über 
6 Mill. Bejuchern, Paris (1867) mit 42217 Ausitellern (darunter 3388 Deutiche) und ca. 9 Mill 
Bejuchern, Wien (1878) mit 39500 Ausitellern (darunter 7524 Deutiche) und über 7 Mil. Be: 
ſuchern, Philadelphia (1876) mit 26 986 Ausftellern (darunter 1001 Deutiche) und faſt 10 Mill 
Beiuchern, in Paris (1875) mit ca. 52000 Ausftellern und über 16 Mill. Befuchern, eine weitere 
in Paris (1889) und die legte in Chicago (1893). 

2. BermanenteAusgjtellungen muftergültiger®ewerbserzeugnijie 
(Gewerbemuieen, Jnduftriemujeen, Mujterlager) haben den Zwed, dieſe Erzeugnifje und 
mit ihnen die bedeutenderen praftiich wichtigen Erfindungen und Berbefjerungen des In— 
und Auslandes auf gewerblichem Gebiet, insbejondere zwedmäßige Hilfsmajchinen (Arbeits: 
maschinen, Kleinmotoren 2c.) und neuere Werkzeuge den Gewerbetreibenden des Landes vor: 
zuführen und die legteren zur Nahahmung und weiteren Verbefjerung der Produkte reip. 
zur Benußung der Werkzeuge und Majchinen anzuregen ’*+). Die Gründung und Unterhaltung 
folder Mufterlager kann man nicht von den Privaten hoffen noch ihnen zumuten. So: 
fern erwartet werden fanı, daß durch fie in der angegebenen Richtung für größere Bezirke 
der gewerbliche Fortichritt entjchieden gefördert werden würde, muß die Gründung und 
Unterhaltung derjelben als eine Aufgabe der Staatsgewalt bezeichnet werden. Aber eine we: 
jentliche Bedingung des Nugens jolher Sammlungen ift, daß diejelben leicht zugänglich find 
und wirklih nur Muftergültiges enthalten, VBeraltetes rechtzeitig entfernt wird. Größer wird 
ihr Nugen, wenn Mujterjtüde auch ausgeliehen und größere Mujterfolleftionen an andern 
Orten, die feine Mujterlager haben, zeitweiſe ausgejtellt werden. Mit der Ausjtellung der dem 
Staat gehörigen Gegenjtände läßt ſich ziwedmäßig die Ausjtellung von Berkaufsproduften 
Privater, die jenen Zweden dienlich find, verbinden, wodurd der Zehrzwed der Sammlung 
erhöht, das Intereſſe an derjelben gejteigert, das Abjaggebiet von Produzenten erweitert wird. 

Eine bejondere Art von Mufterlagern find die erſt im neuefter Zeit entjtandenen jog. 
Handelsmufeen?®), deren Bedeutung für die Induſtrie vorzugsweije darin liegt, daß 
fie die Erportinduftrie fürdern können. Es find handelögeographiiche, für die praftijche 


XXI. Schönberg, Gewerbe. I. Zeil. 


783) ©. dar. Huber, Die Ausjtellungen zc. 


mercial in Brüffel. Handelsmuſeen —— in 
S. 46 fi. 


St. Gallen, Antwerpen, Gent, Mailand, Turin, 


784) ©. bar. auh: Das K. Württembergiiche 
Landesgewerbemujeum in Stuttgart. Feitichrift. 
1846. 

785) Bgl. dar. Huber, Die Ausftellungen zc. 
©. 131 ff. Wuftergültige Anftalten diejer Art 
find 4 B. das Drientaliihe Mujeum in Wien, 
das India-Muſeum in Xondon, das Musde com- 


Liffabon, Oporto, Lyon, Bordeaug, Lille, Rouen 
u.a. franzöſiſchen Städten, in Berlin (1881 durch 
den „Eentralverein für Handeldgeographie” ge- 
ründet 2c.); die in neueſter Zeit gemachten Ber: 
ee ein Reichshandelsmuſeum in Deutichland zu 
gründen, hatten bisher feinen Erfolg. ©. dar. 
auch Huber, a. a. O. 
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Unterweifung des Importgeſchäfts und der Erportinduftrie eingerichtete Sammlungen von 
Muſtern, welche vermittelt fortwährender Ergänzung auf den neuejten Stand und vermöge 
des fortlaufenden (amtlichen) Verkehrs mit den Konjulaten und der eigens dafür aufge- 
jtellten Korreipondenten dazu dienen, über die Bedürfniſſe und Anforderungen wichtigerer 
Abfapgebiete und über die an den bedeutenderen Handelsplägen gangbaren Artifel, über 
ihre Preije, Aufmahung und Lieferungsbedingungen zu orientieren und dadurd die Kon: 
furrenz mit dem Ausland zu erleichtern. Bei einem Handelsmuſeunm ift der Hauptzived die 
Ausftellung jelbft, nicht die Vertretung der Ausfteller. Es verfolgt ausichlieglich oder Haupt: 
ſächlich den theoretiichen Lehrzwed, die einheimischen Induftriellen über die Leitungen und 
die Leiftungsfähigfeit fowie über den Begehr anderer Länder aufzuflären und auf die Ab- 
fabfähigkeit neuerer Artikel aufmerkſam zu machen. Eben diefer Zwed rechtfertigt die jtaat- 
liche Unterftügung, wenn nicht der Staat jelbft diefe Anftalten als ftaatliche organifiert. 
Sie fünnen von Handels- und Jnduftrievereinen errichtet, geleitet und im Wejentlichen aud) 
unterhalten werden, aber, da die Anjtalten für die Erreichung ihrer Zwede weſentlich auch 
auf die Unterjtügung und Mitwirkung der Konfuln angewiejen find, bedürfen fie jchon des: 
halb und in diefer Richtung der Unterftügung der Staatsregierung, fie werden in der Hegel 
auc eine weitere materielle Unterftügung nicht entbehren können. 

3. Bon noch größerer Bedeutung und Tragweite für die Förderung der Erportinduftrie 
find eigens organifierte Anftalten, welche fich direkt die Aufgabe ftellen, den Warenabjag 
der inländiichen Erportinduftrie zu vermitteln und dadurch zu heben: die Erportfom- 
mijjionshäufer und die ſog. Erportmufterlager. 

Die Exportkommiſſionshäuſer“«) werden errichtet als größere private Unter: 
nehmungen für beftimmte Induftriebrandhen; fie vermitteln den Warenabſatz in der Weile, 
daß fie auf eigene Rechnung und Gefahr den Fabrifanten die ausländischen Aufträge auf- 
geben, den Vertrieb der Waren bejorgen und den Fabrifanten entweder jofort oder doch 
kurze Zeit nad Ablieferung der Ware diejelbe bezahlen. Sie find von ganz bejonderer 
Wichtigkeit gerade auch für kleinere und für neu etablierte Fabrifanten. 

„Die Erportlommiffionshänfer ftehen als fichere Abnehmer dem Fabrikanten, der ihre Zah— 
Fangen jtets überwachen kann, an der Seite, vereinfachen bedeutend fein Geichäft, erſparen 
ihm weitläufige Storreipondenzen und entheben ihn von dem Riſiko des Verkehrs mit faulen 
Hunden. Der Fabrifant braucht fih nicht um Sreditgewährung, Verpadung und Verſandt zu 
kümmern, er kann ftets auf kurzzeitige Zahlung rechnen und mit dem Gelde des Kommiſſionärs 
fein Geſchäft flott betreiben. Damit wird es ihm ermöglicht, billiger zu produzieren und zu ver— 
kaufen, und namentlich der Heinere Fabritant wird dadurch, daß fein Betriebsfapital nicht auf 
Monate feitgebunden liegt, zur weiteren Ausdehnung feiner Produktion in den Stand gelett. 
Einen weiteren großen Vorteil gewähren die engliihen und franzöfiichen (wie auch die rheinifch- 
weſtphäliſchen) Kommiſſionshäuſer den erportierenden Induſtrien 7 Länder dadurch, daß ſie 
ihre Reiſenden ——— bis in die fernſten Gegenden der Welt entſenden, um vperſönlich Kunden 
zu gewinnen, die fie durch Mufter genau über die Yeiftungen der heimischen Fabriken aufflären. 
Sie find fortlaufend unterrichtet über die Bedürfniffe, Gewohnheiten, Neigungen der auswärtigen 
Kundichaft in den entlegeniten Gegenden, beleben durch den regelmäßigen Beſuch der Neifenden 
die Umfäge und laffen Mufter, Sataloge, Bee: in den verſchiedenen Landesfpracen, 
Zeitungen und Handelsberichte verteilen. Die Reiſenden des Kommiſſionärs vermitteln jo einen 

bjag nadı allen Weltrichtungen, wie er dem einzelnen Fabrikanten — ſchon der Stoiten wegen — 


nicht möglich fein würde. So kann derjelbe der rationellen Fortentwicklung feines Geſchäfts leben, 
während der Kommilfionär unausgefegt für den Abja der gewerblichen Erzeugniſſe ſorgt“ *7). 


786) ©. dar. Huber, Die Ausftellungen zc. 
©. 149 ff. Dieje Erportfommiifionshäuier find 
in England, Franfreih, Nordamerika, in der, 
Schweiz eine verbreitete und erprobte Einrichtung. 
Deutichland hat einzelne, namentlich in Rhein— 
land und Weſtphalen, fteht aber in dieſer Hinficht 
jenen Ländern noc erheblich nach. Solche Häuſer 
beitehen 3. B. in Bradford für baummollene Klei— 
deritoffe, in Mandheiter für baummollene Garne 


und Gewebe, in Dundee für Jutewaren, in Bel- 
faft für Leinewaren, in Nottingham für Spißen, 
in Bervierd und Leipzig für Tücher, in Chemnig 
für Möbelftoffe, in St. Gallen für Stidereien, in 
Zürih, Bafel, Lyon für Seidenwaren, in Bir: 
mingham und Solingen für Eilenwaren, andere 
in Leeds, Sheffield, Glasgow, Paris, Roubaix, 
Elbeuf ꝛc. ac. 
787) Huber, a. a. O. ©. 151 ff. 
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Die Erportmufterlager?*) find der allerneuejten Zeit angehörende, zuerft im 
Deutichland entjtandene Anftalten. Die Anftalt ift eine permanente Ausſtellung und zu: 
gleich eine Agentur für den Warenabjag. Sie jorgt zunächſt für eine, auch bei einem Er: 
porttommilfionshaufe ji) vorfindende Sammlung von überfichtlich gruppierten Mufterproben, 
Modellen oder Zeichnungen erportfähiger inländifcher Fabrikate, welche den ausländijchen 
Einkäufern, die das Lager bejuchen, als Grundlage der Vermittlung ihrer Engrosbeitel- 
[ungen Gelegenheit bieten joll, ohme großen Zeitverluft die erportfähigen Firmen und die 
für den Erport geeigneten Artikel kennen zu lernen, und fich über die Preiswürdigfeit der 
Ausftellungsgegenftände, wie über die Leiftungsfähigkeit und Zahlungsbedingungen der Fa- 
brifanten 2c. zu informieren. Die deponierten Waren find in der Regel Durchſchnittswaren, 
wie fie der Aussteller auf Lager hat oder raſch im beliebiger Anzahl und Qualität her- 
ftellen kann. Die Sammlung dient aber nur der rein geichäftlichen Agententhätigkeit der 
Anſtalt und ift daher auch nicht der allgemeinen Befichtigung, ſondern nur faufluftigen und 
fauffähigen Kunden geöffnet. Die Anftalt vermittelt jodann den direkten und perjönlichen 
Verkehr der Produzenten und der Einfäufer, jchließt im Auftrage Beider Lieferungsgeichäfte 
ab und bezieht dafür eine Kommiffionsgebühr. Die Beftellungen werden direlt vom Fa— 
brifanten ausgeführt. Die Anftalten beichränfen fi darauf, Käufer und Verkäufer zu: 
fammenzuführen, übernehmen auch fein Delcredere für den Befteller. Sie beruhen auf einer 
Bereinigung von inländischen Induftriellen, welche „Mitglieder“ der Anftalt werden, als 
jolche aber nur bejtimmte Beiträge (Yahresbeiträge oder Plagßmietzins) zu zahlen haben. 
Die Anftalt dedt ihre Verwaltungstoften durch die Kommiffionsgebühren und dieſe Bei- 
träge. Sie ſucht die Anbahnung und Vermittlung von Verkäufen für Rechnung der Aus: 
jteller noch zu befördern durch Austeilung von Katalogen und Mitgliederliften 7%), Annoncen 
und Anftellung von Agenten im Ausland. Auch dieje Anjtalten find ganz bejonders be- 
ſtimmt, den Abjag von Heineren Fabrifanten und neuen Unternehmungen zu heben. 

4. Der Förderung des Abjages kumftgewerblicher Produkte dienen auch die in neuerer 
Beit vielfach organifierten permanenten funftgewerbliden Ausſtellungen 
verfäuflicher Produkte, die in der Negel von lokalen Kunftgewerbevereinen ausgeben. 

5. Unternehbmerverbände, jog. Kartelle?%) (trades unions der Unternehmer 
in England, syndicats des patrons oder entre industriels in Franfreich, pools in Nord: 
amerifa) find freie Vereinigungen großer Unternehmer desjelben Gewerbszweigs zur Si: 
derung des Abjages und angemefjener Preije bezw. auch der Ermäßigung ihrer Produk: 
tionstoſten. Zur Erreichung jenes Zwedes ſetzen fie die für ihre Mitglieder maßgebenden 
Minimalpreije feft und begrenzen fie nad Maßgabe des jeweiligen Geſamtbedarfs das Pro- 
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788) ©. dar. Huber, Die Ausftellungen ꝛc. Beluch anzutreffen find. Für das einzelne Mit- 
©. 187 ff. Das erfte Erportmufterlager wurde glied andererjeits ift es jedenfalls vorteilhaft, dab 
in Stuttgart (durch den Handelskammerſekretär auf feine Leiſtungs- und Erportfähigteit Hunderte 
Prof. Dr, —— 1881 gegründet. Aehnliche In- fremder Plätze und überſeeiſcher Käufer aufmerf: 
ſtitute wurden in München, Frankfurt, Dresden, ſam gemacht, ſein Name und ſeine Erzeugniſſe in 
Karlsruhe, Nürnberg, Berlin (zwei), dann auch allen Weltteilen genannt werden“. Huber, a. 





in andern Ländern, im Piräus, in Antwerpen, a. O. ©. 194 
Amfterdam, London, New-PVorf, Baris ꝛc. errichtet. 

789) „Der mehripradige, in Taujenden von 
Eremplaren erfchienene und unentgeltlich an die 
Konſuln und ausländische Firmen verteilte Katalog, 
dejien Koften durch den Annoncenanhang gededt 
werden, ift eine Reklame ſowohl für das Inſtitut 
wie für die einzelnen Mitglieder. Er giebt gleich- 
jam als fahrender Commis voyagenr die Karte 
ab und empfiehlt feine Firma. Er verichafft dem 
Fernſtehenden ein ungefähres Bild darüber, welche 
Branchen, Spezialitäten und Firmen an Ort und 
Stelle vertretensund von ihm bei einem etwaigen 


790) ©. dar. fr. Kleinmwädter, Die Kar- 
telle. 1883. Derf., Art. Unternehmerverbände 
im H.W. VI. ©. 346 (dort auch S. 855 die Litter. 
bis 1894) und im H.W. Suppl Bd. J. S. 841. 
ferner 5. Sarter in %. f. Nat. III, 7 (1894) 
S. Uff. ©. 8. f. ©. Bd. 60 (Ueber wirtichaft- 
liche Kartelle in Deutſchland und im Auslande. 
1894) und Bd. 61 (Referate und Verhandlungen 
über Kartelle. 189). &. Cohn, Ein Beitrag 
ur Geſchichte der wirtfchaftlichen SKartelle im 
rhiv VIII. (1895) S. 396 ff. Weitere Litter. 


f. aud dort C.514 u in I. f. ©.8.20(1896) ©. 238. 
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duktionsquantum, eventuell auch die Abjabgebicte der fartellierten Unternehmungen 79), Die 
Ermäßigung der Produftionstojten wird im Allgemeinen weniger durch Herabdrücken der 
Arbeitslöhne als durch Preisabreden mit ihren Nobftoffproduzenten ımd mit den Trans: 
portunternehmungen, und durd Aufwendung gemeinfamer Mittel zur Erfindung neuer often: 
jparender Produftionsmethoden herbeigeführt. Die Kartelle eines Gewerbszweiges ſchließen 
bisweilen auch noch Kartelle mit dem gleichen Kartell anderer Länder und mit Rartellen 
anderer Gewerbszweige. 

Die Kartelle find eine Schöpfung auch erft der allerneueften Zeit und eriftieren zumeijt erſt 
feit den achtziger Jahren. Sie haben ihren Grund in den Gefahren und Nachteilen, welche 
bei der Gewerbefreiheit und freien Konfurrenz für große Unternehmer durch eine über den 
Bedarf hinausgehende Gelamtproduftion, durch die damit zuiammenhängenden Preisab— 
ichläge und Abjagkrijen, aber auch durch das gegenjeitige jonftige Unterbieten in den Preiſen 
und die dadurch fich ergebende übermäßige Preisreduftion und geringe Rentabilität der Unter: 
nehmungen entjtehen können und jehr häufig entitehen. Sie wollen an die Stelle der in- 
dividuellen gemeinichädlichen freien Produftion und Konkurrenz eine planmäßige, allen Be: 
teiligten nützliche Regelung derjelben jegen, wollen die Produktion dem Bedarf möglichit 
anpafjen, damit jeder Teilnehmer auf den geficherten Abſatz jeiner Produktion und zu an: 
gemefjenen Preiſen rechnen fann, und fünnen dadurd zu einem Förderungsmittel der be: 
rechtigten ntereffen der Unternehmer wie ihrer Arbeiter und eine berechtigte, heilfame Ein- 
richtung in dem Organismus der Volfswirtichaft werden. Aber andererjeits künnen die Kar: 
telle auch volkswirtſchaftlich jchädlich wirfen. Die fartellierten Unternehmmmgen können das 
aus der Vereinigung ich ergebende thatlächliche Monopol mißbrauchen, um 1. die Monopol: 
preife ungebührlich hoch zu halten und dadurch das fonjumierende Rublifum auszubeuten, 
und 2, die Yöhne und jonftigen Arbeitsbedingungen ihrer Arbeiter in egoiftischer Weife un: 
günftiger zu gejtalten. 

Eine ganz bejondere Art der Kartelle find die nordamerikaniſchen Truft 3%). Es find 
Vereinigungen (Fufionen) von großen Unternehmungen, insbeſondere Aftiengefellichaften, 
unter einer gemeinjchaftlichen, die Produktion und den Abjag der einzelnen völlig bejtim: 
menden, Direktion und Verwaltung (trustee), deren erfte 1882 (Standard oil trust) ge: 
bildet wurde 78). 

Die Wirkſamkeit der Kartelle zur Erreichung ihrer eigentlichen Ziele wird aber gehemmt, 
wenn die Gejeßgebung — und das ift zur Zeit noch in allen Europäiſchen Staaten der 
Fall — fie nicht als Rechtsverbände anerkennt, die Abreden der Kartellmitglieder nicht rechts: 
verbindliche find und es rechtlich geitattet ift, daß jeder Teilnchmer beliebig jein Wort bre- 
chen und von dem Verband zurüdtreten faun, ohne deswegen von den übrigen Teilnehmern 
zur rechtlichen Verantwortung gezogen werden zu können. Es bedarf hier im öffentlichen 
Intereſſe einer gejeglichen Regelung ’”*), welche einerjeit3 es den Kartellen ermöglicht, ihre 


791) Ueber bie re Formen |. u. U. 
Kleinmwädter im 98%. VI. ©. 348 und 
Suppl.Bd. I. ©. 843. Die "Höchfte bisſsher aus: 
gebildete Form ift die Errichtung einer Central: 
jtelle, welche den Verkauf der Erzeugnifie der far- 
tellierten Betriebe unternimmt. S. auh Stieda 
in ©. 8. f. ©. Bd. 61. 15. 

792) I. dar. bei. Aid rott, Die amertfaniichen 
Trufts im Archiv IL (1889) S. 388 ff. 

793) Berichieden von diefen Trufts jind die 
Enugliiben Investment trusts. Das 
find Gejellichaften (trust companies) von Kapi- 
taliften unter der Yeitung erfahrener Börjenmänner 
zum Bwed einer vorteilhaften und gejicherten Geld— 
anlage in Wertpapieren (jeit 1888 entftanden). 


794) ©. dar. bei. auch A. Menzel, Die wirt- 
ſchaftlichen Kartelle und die Rechtsordnung in ©. 
2. f. S. B 61. © 233 ff. Menzel madıt 
dort die beachtenäwerten Vorſchläge: 1. Die Kar- 
telle jollen geſetzlich verpflichtet ſein, auf Ver— 
langen der Staatsverwaltung über alle für die 
Natur des Verbandes enticheidenden Thatiachen 
beftimmten amtlichen Organen Auskunft zu geben; 
2. alle organifierten Kartelle (d. h. folche, die mit 
beionderen Organen — Ausſchuß, Generalver: 
ſammlung, gemeinſame Bertaufsftelle — ausge— 
ſtattet ſind) ſollen ſich als Vereine konſtituieren 
und das Recht der juriſtiſchen Perſon auf Grund 
von Normativbeſtimmungen erhalten. In dieſem 
Falle werden die unter den Mitgliedern beftchen- 
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volf3wirtichaftlich nügliche und berechtigte Aufgabe zu erfüllen, andererjeit3 aber einen Miß— 
brauch des thatjächlichen Monopol zum Nachteil von Konjumenten und Lohnarbeitern 
verhindert. 


Ganz verſchieden von Startellen und Trufts find andere Verbindungen, die unter Gewerbetrei: 
benden im e. S. kaum vorfommen, die ſog. Ninge’"), Schwänze, Corners x. Ahr 
Zwed iftzwar, auch wie der der Kartelle, die Preiſe günstig zu beeinfluffen, aber fte find nur vor: 
übergehende und volkswirtichaftlich ichädliche Vereinigungen von Spekulanten, um die Preife von 
Waren künstlich (durch forcierte Ankäufe und andere Machinationen) in die Höhe zu treiben und 
in wurheriicher Ausbeutung der Honjumenten ihre Waren mit großem Gewinn wieder zu verkaufen, 


6. Auch die Abkürzung der gejeglihden VBerjährungdfriften für For 
derungen der Gewerbetreibenden, welche ſich nur auf geringere Beträge belaufen, ift 
hier injofern zu erwähnen, weil fie allein geeignet ift, einem ſchweren Uebelſtande für 
viele Heine Handwerker, nämlich der jchlechten, weit verbreiteten Sitte eines langen Bud): 
freditö für die gelieferten Arbeiten, wirffam zu begegnen ’*). 

7. Ueber die Organijation der Arbeitsvermittlung f. Abb. XXL, 

$ 88. Zu den widtigjten Förderungsmitteln des Gewerbeweſens gehört endlich noch die 
ftaatlihe Organifation von Gewerbefammern’), d.h. von befonderen Organen für 
bejtimmte Bezirke, welche, aus gewählten Bertretern der Gewerbetreibenden im e. ©. (des 
Groß-, Mittel: und Kleingewerbes) unter angemejjener Beteiligung auch der Arbeitnehmer 
bejtehend, der Staatsgewalt als beratende und gutachtliche Organe in den Fragen der Ge: 
werbepolitif dienen und zugleid als die berufenen Vertreter der gemeinfamen Gewerbs: 
interejjen ihres Bezirkes dieje wahren und fördern. Ohne ſolche Organe ift es heute für 
eine Staatsregierung ſchwer, auf diefem Gebiete ihre ſchwierige und verantwortungsvolle 
Aufgabe zu erfüllen. Sie muß die realen Verhältniffe der einzelnen Bezirke und die be- 
rechtigten Wünſche und Jnterefjen der gewerblichen Bevölkerung durch Männer kennen lernen, 
welche ſachkundig und dem Gewerbejtande angehörig, von dem Vertrauen desjelben getragen, 
privates und öffentliches Wohl zu vereinigen beftrebt find, fie muß ferner für die geplanten 
obrigkeitlihen Maßregeln die wirklichen Vertrauensmänner der gewerblichen Bevölterung 
hören fünnen und hören, und fie muß auch durch dieſe Mittel3perjonen auf die gewerblichen 
Kreije jelbit einwirken können. Diejen Bedürfniffen können Innungen, Gewerbevereine und 
andere freie wirtichaftliche Jnterefjenvertretungen nicht, jedenfalls nicht in genügender Weiſe 
entiprechen, ihnen fann nur entiprochen werden, wenn eine bejondere, über das ganze Land 
verbreitete Organijation obligatorijcher Gewerbefammern befteht, deren Zujammenjegung 
eine Garantie bietet für eine richtige Darjtellung der thatjächlichen Verhältnifje im Kammer: 
bezirk, für eine jachverjtändige Beurteilung gewerblicher Zuftände und Maßregeln und für 
eine dem Gemeinwohl förderliche, auf dem Vertrauen der gewerblichen Bevölkerung berubende 
Vertretung aller Intereſſen derjelben. Solche Gewerbefammern fünnen entweder jelbjtän: 
dige für fich beftehende Organe jein oder unter Umftänden auch mit einer Handelskammer 
zu einem Organ (aber mit bejonderen Abteilungen für Gewerbe und Handel) verbunden 
werden. Die Enticheidung hierüber wie über die Fragen der zwedmäßigen Organifation 
im Einzelnen, der Beftimmung der Funktionen und Befugniffe 2c. muß mit Rüdficht auf 
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den rechtlichen Beziehungen vom Staat anerlannt | währung eines Pfandvorrechts der Bau- 
und eventuell mit Zwangsmaßregeln geihügt; haändwerker ſ. PB. Artmann, Das Pfand: 
3. dieſe Kartelle unterftehen ftaatlicher Aufficht, | vorrecht der Bauhandwerkfer in 3. f. Nat. IN, 5 
die eingehend zu regeln tft; der Staatsverwal- (1893) ©. 87 fi., 266 ff., 387 fi. 


tung muß das Recht vorbehalten werden, in be» 
jonder3 wichtigen Fällen auf Beichlüffe einen be- 
ftimmenden Einfluß zu üben und aus Gründen 
des Öffentlichen Wohls Kartelle aufzulöfen. 

795) ©. bar. u. A. aub J. Wolf, Spitem 
der Socialpotitif. I. 1892. ©. 554 ff. 

796) Ueber die hier nicht weiter zu erörternde, 
in neuerer Zeit viel ventilierte, Frage der Ge— 


797) NR. v. Kaufmann, Die Vertretung der 
wirtichaftlihen Intereſſen in den Staaten Euro- 
pas ꝛc. 1879. R. Gräper, Die Organifation 
der Berufäinterefien. 18%. A. Steinmann- 
Bucher, Die Nährftände ꝛc. 1885. Mareic, 
Art. Gewerbelammern in H.W. III. ©. 1034 fi. 
Th Hampfke, Handwerker: oder Gewerbefam- 
mern? 1893. 
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die individuellen Berhältniffe eines Landes erfolgen. Aber unbedingt ift zu fordern, daß 
in ihnen das Gejamtgewerbe im e. S. (Grof-, Mittel: und Kleingewerbe) vertreten ift, 
ebenjo, daß auch die Arbeitnehmer in ihnen eine angemejjene Vertretung haben. Die Wirt: 
ſamkeit derjelben fann erhöht und die ganze Inftitution lebenskräftiger und nüßlicher werden, 
wenn eine provinzielle oder ftaatliche Eentralifierung der einzelnen Gewerbefanmern her: 
beigeführt und wenn die einzelnen Kammern neben Innungen und Gewerbevereinen, wo 
dieje ihren Aufgaben nicht genügen, aber ohne deren Thätigkeit zu hindern oder zu lähmen, 
zugleich zu Organen der gewerblichen Selbjtverwaltung gemacht und mit obrigfeitlichen ad- 
miniftrativen Befugniffen ausgeitattet werden. Noch bejjer, wenn die Organijation darin 
gipfelt, daß (wie 3. B. in Württemberg) von den Kammern gewählte Vertreter mit einer 
ftaatlihen Gentralftelle für Gewerbe’) (xeſp. für Gewerbe und Handel) 
ein Kollegium bilden, das nicht bloß die wirtjchaftspolitiichen Maßnahmen der Regierung 
von Amtswegen zu begutachten jondern auch eine administrative Thätigfeit auszuüben und 
in bejtimmten gewerblichen Angelegenheiten, für welche eine bureaufratiiche Behandlung 
Ihädlich werden kann, mit zu entjcheiden hat. Fe weniger heute eine verjtändige Regierung 
die gewerbliche Bevölkerung bevormunden will, un jo mehr muß fie direkte Fühlung mit 
derjelben haben und mit ihr gemeinjam operieren, damit fie zum Segen des Landes auch 
auf diejem Gebiet eine den realen Bedürfnifjen, Intereſſen und Verhältnifjen entjprechende 
Wirtichaftspolitit durchführe. 


Solche Organe beſtehen bisher noch in feinem Staate in erwünſchter Weife ’"). In den außer: 
deutihen Staaten Europas eriftieren nur in granfreich neben Handelsfammern (die zu- 
gleid) Organe für die Gewerbe im e. ©. find) bejondere Gewerbefammern (chambres consul- 
tatives des arte et manufactures) in Städten, wo feine Handelstammern find, aber fie find 
feine obligatoriihe Einrichtung, auch entipricht ihre Zufammenjegung nicht den obigen Anforde 
rungen #00), Die a Staaten haben teils gar feine ftaatlih organifierten reſp. aner— 
fannten Vertretungen (Belgien, Rußland, Schweden, Norwegen, Dänemarf, Schweiz, Portugal), 
teils Handels: und Gewerbefammern (Defterreih, Ungarn, England, Italien, Niederlande), teils 
nur Handelskammern, die zugleich das Gewerbe vertreten (Spanien, Rumänien). In Qeſter— 
reich-Ungarn wurden — und Gewerbekammern 1850 eingeführt; ihre heutige Organi— 
ing beruht in Defterreidy auf dem Gejeg vom 29. Juni 1868, in den Ungarifchen Ländern auf 

em VI. Gejegartifel von 1868. Die Kammern mit zwei Sektionen (Handels und Gewerbe- 
feftionen) bejtehen zur Vertretung der Intereſſen des Handels und ber Gewerbe, mit Einſchluß 
des Bergbaus, und haben namentlih Wahrnehmungen und Anträge über die Bedürfniffe dieſer 
Erwerbözweige, jowie über den Zuftand der Verkehrsmittel der Negierung zur Kenntnis zu bringen, 
über Gejegentwürfe ihr Gutachten abzugeben, die Marken und Muſter der Anduftrieerzeugniffe 
zu regiftrieren, an den Handelsminifter ſummariſche und jtatiftiiche Berichte zu erftatten, in Deiter- 
reich auch als Schiedsgerichte zu fungieren 2c. Ihre Mitglieder werden aus dem Handeld: und Ge- 
werbejtande in Dejterreich auf 6, in den Ungarifchen Yändern auf 5 Jahre gewählt. Im Jahre 


798) In einem kleineren Staate für das Land, ' fterium des Innern berufenen Beiräten (zur Zeit 
in einem größeren für eine Provinz. ‚2, darunter der Verf. diejer Abh.). V. vom 15. 
Ueber die Gentralftelle für Gewerbe und Handel April 1875. Den wichtigen und umfangreichen 
in Württemberg und ihre eriprießliche Wirkſam- Geſchäftskreis des Geſamtkollegiums bejtimmt der 


keit ſ. Viſcher, Die induftrielle Entwidelung 
des Königreih Württemberg 2c. 1875. Die dem 
Minifterium des Innern untergeordnete Eentral- 
ftelle (Gejamtfollegium) befteht 1. aus ftändigen 
Kollegialmitgliedern (adminiftrativen und techni— 
ſchen Beamten) und durch königliche Ernennung 
berufenen Lehrern an gewerblichen Unterrichtsan- 
ftalten, eventuell auch einem ftändigen Kommiſſar 
des Minifteriums, 2. aus 17. Beiräten, welche 
dem Handeld- und Gewerbeftande angehören (dem 
Vorſtänden der 8 Handeld- und Sewerbefammern 
und je einem von diejen [von der Kammer in 
Stuttgart noch einen weiteren] gewählten Mit- 
gliede), 3. eventuell noch 4 weiteren auf Antrag 
der Centralftelle oder nach der Vernehmung der— 
felben mit töniglicher Genehmigung vom Mini— 


$ 14 der V. (u. A. auch allgemeine Anordnungen 
behuf3 der Pflege von Gewerbe und Handel, Be- 
gutachtung aller wichtigeren volf3wirtichaftlichen, 
‚ gewerblichen oder fommerziellen ragen, Bera- 
tung des Etat3 der Centralftelle 2c.). 
799) ©. dar. v. Kaufmann, a. a. O. 

800) Geſ. vom 12. April 1803. Dekret vom 
29. Juli 1803. Spätere Nenderungen 1832, 1848, 
1852, 1863, zuleßt Dekret vom 17. Januar 1872. 
VBgl. v. Kaufmann, a a. O. S. 24 ff. 179 ff. 
Nah S. 440 gab es Ende der jechziger Jahre 
126 jolche Kammern; die Zahl derjelben ift aber 
‚ftetig dur Ummandlung der ner rg Han⸗ 
delsfammern zurüdgegangen). Ferner Bloſck, Art. 
 Chambres consultatives des arts ete. Dietion- 
‚naire 5.424, auch Mar eſch im H.W. III. ©.1037. 
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1889 gab es in Deiterreich 19, in den Ungariichen Ländern 15 Kammern. In Deutichland ®ı) 
beftehen reine Gewerbefammern, d. h. ausichließlih ans Vertretern der Gewerbe im e. ©. zu: 
janımengefegt, nur in Bremen (jeit 1849), Hamburg (jeit 1872), Lübeck (feit 1867 refp. 1877),802), 
im Großherzogtum Weimar ®08) und in Leipzig. In Baden regelt ein neues Gejeg vom 22, Juni 
1892 die fakultative Organifation von „Sewerbefammern“; diefelben, aber nur zur Wertretung 
der Intereffen des handwertsmäßigen Kleingewerbes beftimmt, können als für fich beitehende Or— 
gane oder in Verbindung mit der Handelsfammer (ald Handels: und Gewerbefammer) errichtet 
werben 594), Handels: und Gewerbefammern mit befonderen Abteilungen für Handel und Gewerbe, 
aber mit gemeinfamen Bureau, haben Sachſen (außer Leipzig: 4 in Dresden, Chemnitz, Plauen, 
Zittan) und Bayern: 8. In Württemberg beftehen 8 Handels- und Gewerbefammern ohne dieſe 
Abteilungen +%), ebenjo in Sadjien-Meiningen: 4, hier aber muß ein Drittel der 21 Mitalieder 
aus Vertretern des Sleingewerbes und Handwerkerſtandes beitehen. Die übrigen Staaten hatten 
bis vor kurzem Feine Gewerbefammern, jondern zum Teil (Preußen, Baden, Hefien, Braunſchweig, 
Neuß j. u. ä. L.) nur ———————— (welche auch die Großinduſtrie mit vertraten) #06); im 
Preußen waren aber dieje Handelstammern feine obligatoriihe Inftitution und die beitehenden 
eritrecten fich thatſächlich nur auf etwa die Hälfte des Staatögebiets. In Preußen batte, als 
Fürjt Bismard auch Minifter für Handel und Gewerbe war, 1884 die Staatsregierung den Plan 
zu einer ganz neuen Art von „Gewerbekammern“ entworfen und denielben den Provinzialland— 
tagen zur Beratung und Beichlußfaffung vorgelegt, da die Gewerbefammern nad dieſem Plan 
Provinzialinftitute fein, die Brovinziallandtage die Mitglieder derjelben wählen und deren Geld: 
bedarf beitreiten jollten. Nach diefem Entwurf 877) („Bejtimmungen über die Gewerbefammern*) 
follte die für jeden Negierungs:(Kanddrofteis)Bezirf einzurichtende Gewerbekammer, welche „die wirt: 
ſchaftlichen Gejamtinterefien des Bezirks wahrzunehmen und die Reichs- und Landesverwaltung 
in der Förderung der Gewerbe zu unterftügen berufen ift“, aus Vertretern der Landwirtichaft, 
des Handwerks, der Induſtrie und des Handels zufammengejegt fein, jeder dieler vier Zweige 
aber eine bejondere Abteilung bilden. Die Abteilungen find in mancher Hinficht felbitändige Glieder 
der Stammer, aber der Schwerpunkt der Organifation liegt in dem Plenum, in der Gewerbefam: 
mer, die mit Majorität ihre Beſchlüſſe faßt. Die Provinziallandtage der Nheinprovinz und von 
Voſen und Hefien-Nafjau lehnten die Vorlage ab, von den andern bewilligten fünf nur eine Ge- 
werbefammer für die ganze Provinz. Zuftande famen 17 Gewerbefammern (je eine für Oftpreußen, 
Weitpreußen, Brandenburg, Bonmern, Schleswig: Holitein, je 3 in Schleften und Sadjien, 6 in 
Hannover), aber eine nennenswerte Thätigfeit entfalteten dieſelben nicht und fie find alle bis auf 
"die Kammer in Brandenburg, mit dem Sig in Berlin, wieder aufgelöit worden, 

Die Frage der Organifation von Gewerbefammermn ift feit den achtziger Jah— 
ren in Deutihland viel erörtert worden, aber noch nicht zu einem legislatoriihen Abſchluß 
gelangt 808), Allgemeine llebereinftimmmung herrſcht darüber, daß beratende und gutachtliche Or: 
gane mit gewählten Vertretern der Gewerbe für die Maßregeln der Gewerbevolitit überall vor: 
handen fein follten, aber die Aufichten differieren über die zwedmäßige Zuſammenſetzung dieſer 
Organe, aud über den Umfang der ihnen zu übertragenden Funktionen und Befugnifje. In jener 
Hinficht ftehen ſich insbeſondere vier Anfichten gegenüber 80%); Die Einen befürworten Gewerbe: 


801) Ueber die gejeglichen Beitimmungen ſ. die | A. in der Richtung geplant, dak die Rammermit- 
„Beltimmungen über die Handels» und Gewerbe: | glieder in zwei Abteilungen gewählt werden, deren 
tammern in den dentichen Bundesjtaaten“ in An» ; Wähler ſich dadurch untericheiden, ob fie in das 
nalen 1883. ©. 201 fi. 714ff.; 1884. ©. 294 ff. Handels- bezw. Senofjenichaftsregifter eingetragen 
Auch Gejegentwurf vom 8. Dezember 1895. Neichs- sind oder nicht, daf die Zahl der in beiden Ab— 





tagsaften 1895/6 No. 17. ©. 5. Ueber die that» 
ſächlichen Organijationen ſ. jegt bei. Hampfe, 
Handwerferfammern ꝛc. ©. 4 ‘ 

802) Bol. 2. Nagel, Die hanfeatiichen Ge— 
werbefanmern, ihre Organijation und Wirkſam— 
feit in J. f. &.%. 7 (1883) ©. 561 fi. ©. audı 
Mareſch in H.W. IN. ©. 1036 und Hampke, 
a. a. O. 6ff. 

803) Nagel, a. a. O. ©. 579 fi. 


teilungen zu wählenden Mitglieder durch Kal. Ber- 
ordnung unter Berüdjichtigung der Bedeutung der 
im Kammerbezirk vorhandenen Betriebe feitgejegt 
‚wird, die Zahl der von der zweiten Abteilung 
‚zu mwählenden Mitglieder aber mindeſtens oder in 
der Hegel ein Drittel der Kammermitglieder be- 
‚tragen joll. 

' 806) Die Handeldfammern in Osnabrück und 
Altona (8. Kommerz-Kollegium) haben in neueiter 


804) S.dar. Hampke in J. f. GV. 18 (1894) Zeit aud Vertreter des Kleingewerbes zugezogen. 
©. 161 ff. Das Gejeg ift aber noch nicht zur; 807) ©. dar. die Zeitſchrift Erport Jahrg. 1885, 
Anwendung gelangt, weil man abwarten wollte, No. 38. 39; Hampfe, Handwerferfammern ꝛc. 
was aus der vom Neich geplanten Organifation | ©. 180 ff. 
des Gewerbes wird. 808) Auch im Reichstag ſeit 1881. Ueber die 

805) Das aktive und paffive Wahlrecht haben , Bewegung 1. bei. Gräßer, a.a.D., Hampke, 
(Gef. vom 4. Juli 1874) alle Sewerbetreibenden,  Handwerkerfammern ꝛc. S. 125 ff.; auch Stieda, 
welche zur Gemwerbefteuer veranlagt find und ihre Art. Handwerk in H.W. III. und Suppi.Bb. 1, 
Aufnahme in die Wahltiften rechtzeitig angemeldet —* ttger, Programm der Handwerker S. 


haben, aber die Handwerker macen mur einen 
geringen Gebrauch von ihrem Wahlrecht und that- | 809) Vgl. auch Gentralverband deuticher In— 
duftrieller. Verhandlungen zc. No. 17. 1882. ©. 





jählih find nur wenige derielben Nammermit- 
glieder. Eine Aenderung der Gejeggebung ift u. 48 — 97. Dentichrift (der Delegiertenlonferenz 
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fammern nur als Abteilungen von Wirtfchaftsfammern 81°) (wie bei den vorerwähnten Preußifchen 
„Sewerbefammern*), Andere fordern neben Handelskammern, in welde die Großinduftrie zu ver: 
weifen, nur noch Handwerkerfammern für das Handwerk bezw. das Kleingewerbe, Andere wollen 
andels- und Gewerbefammern vereinigt (eventuell mit bejondern Abteilungen für Handel und 
für Gewerbe), Andere wollen endlich neben Handelskammern reine Gewerbefammern (beftehend 
nur aus Vertretern der Gewerbe im e. ©., aber aller Gewerbe, der Induftrie wie des Handwerks). 
— Wenn man erwägt, daß es fich hier um lokale Organe für immerhin doc nur Fleinere Be— 
zirte im Staat handelt, welche ſich über wirtichaftspolitiihe Fragen und Maßnahmen qutachtlich 
mit Rückſicht auf die befondern Verhältniffe ihres Bezirks äußern und zugleid die lofalen Er: 
werbsinterefien vertreten und fördern follen, jo dürfte jich unbedingt die Sonderung der Organe 
der Yandwirtichaft, der Gewerbe und des Hanbels rechtfertigen. Die gefonderten von einander 
nmabhängigen Organe garantieren die beffere Vertretung der lokalen Erwerbsintereffen der drei 
Erwerbszweige, die Sonderung derjelben wird aber auch den Zwecken, welde hier durd) die be- 
ratende und gutachtliche Thätigkeit der Organe erreicht werben follen, beffer entiprechen. Die Re— 
gms wird jedenfalls über die befonderen Intereſſen, Bedürfniſſe und Wünſche der einzelnen 
Erwerbözweige nad) Maßgabe ihrer lokalen Verhältniffe richtiger orientiert werden, wenn jeder 
diefer Kreiſe gefondert feine Beratungen pflegt und jein Urteil — als wenn die Vertretung 
aller Kreiſe zuſammen berät und das Urteil der Majorität der Regierung mitgeteilt wird. Und 
durch eine Gentralifierung diefer befonderen Organe, durch die —— von Centralorganen, 
beſtehend aus Vertretern der einzelnen lofalen Organe, kann der Wert diefer Organifation er- 
heblich geiteigert werben. Aber wenn eine foldıe Orientierung der Negierung erreicht werden ſoll, 
auf Grund deren diefelbe in der Lage ift, die beionderen Intereſſen jedes —— richtig 
abwägen und berüdfichtigen 2 fönnen, dann dürfen die Organe nicht jo konftituiert fein, daß 
das — als ſolches keine Lebensfähigkeit oder ſeine Aeußerung keinen Wert hat. — Von dieſen 
u. E. bier maßgebenden Geſichtspunkten aus erſcheint die Vereinigung *8iu) der Landwirtſchaft und 
der Gewerbe in demfelben Organ nicht rationell, und ein Bedürfnis zu ſolcher Vereinigung ift 
um jo weniger vorhanden, als in den centralifierten landwirtſchaftlichen Vereinen eine genügende 
Intereffenvertretung der Landwirtichaft eriftiert und diefelben für gutachtliche Neuerungen zweifels- 
ohne beſſere Organe find, als ein Organ, in dem ihre Vertreter nur einen integrierenden Teil 
bilden. Ebenfo erfcheint aber aud) irrationell die Organifation von bloßen Handwerkerfammern ; 
ganz abgefehen von der Schwierigkeit der Abgrenzung des Handwerkögebiets find ſolche Kammern 
als Intereffenvertretung neben Innungen und Gewerbevereinen unnötig und als gutachtliche Or: 
a. können fie, — die meiſten, nichts leiſten. Was dagegen die Frage betrifft, ob es richtig 
ft, Handels» und Gewerbefammern ala ein Organ (eventuell mit einer Gliederung in zwei Ab: 
teilungen) oder geionderte Handelsfammern und reine Gewerbefammern zu een Wal, jo wird 
Yen vor Allem ausschlaggebend fein müſſen, ob die reine Gewerbefammer nadı den Gewerbsver— 
ältniffen des betr. Bezirks den an ein foldhes Organ zu jtellenden Anforderimgen entiprechen 
fann. Diefe Voransfegung wird in größeren Städten überall vorhanden, dort deshalb die Grün: 
dung befonderer reiner Gewerbelammern gerechtfertigt fein ®12), aber nicht auch in andern Städten 
“ refp. für ländliche Diftrikte. Es wird mithin im diefer Hinficht eine Lokal verſchiedene Organi: 
fation herbeizuführen die richtige Politik fein und daher müßte in Deutſchland, wenn auch, was 
wünfchenswert wäre, durd Nei ageleh die Errichtung von Gewerbefammern — gemacht 
würde, den Einzelſtaaten überlaſſen bleiben, ſie als ſelbſtändige Organe oder als beſondere Glieder 
einer rg und Sewerbefammer einzurichten 913). In allen Fällen aber wird die Großinduftrie 
ſowohl zum Handel wie zum Gewerbe gerechnet werben müſſen, d. b. die Großinduftriellen müſſen 
das aktive und paffive Wahlrecht fowohl für die Handels: wie für die Gewerbefammer haben. 
F den Gewerbekammern muß ferner dem Klein- und Mittelgewerbe, deſſen Abgrenzung nach der 
ehilfenzahl bezw. eventuell nach der Gewerbeſteuer zu erfolgen hätte, eine ausreichende Ver— 
tretung gegenüber dem Großgewerbe gefichert jein. Und eine beveditigte Forderung ift es endlich, 
ß in diefen Organen auch der Arbeiteritand die angemeſſene Vertretung habe, daß die Gewerbes 
fammern zugleich „Arbeiterfammern“, welche die Socialdemokraten fordern, find; fie haben eben 
fofehr die Intereffen der Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber zu vertreten, ja heutzutage würbe viel: 
leiht der Schwerpimft ihrer Thätigkeit auf dem Gebiete der Socialpolitif liegen. 
Diefe Anficht bezüglich der Organilation der Gewerbefammern wurde jchon in der 2, und 
8, Auflage diefes Werts vertreten. 


deuticher Gewerbe bezw. Handeld- und Bewerbe- Juduſtrieller. 


fammern) betr. die Errichtung von Gewerbekam⸗ 


mern ꝛc. Petition an den Reichstag vom 30. Mai 
1884 (auch im Nahresbericht der Hamburger Ge— 
werbefammer 1884 ©. 55 ff.). 

810) Hauptvertreter dieſer Anficht R. v. Kauf: 
mann ( 
fpätere Heine Schrift: Die Neform der Handeld- 
und Gewerbefammern. 1883). 

811) Die Gründe für und gegen eine joldhe 
Bereinigung * bei. in der Anm. 809 eitierten 
Publikation (N. 17) des Centra lverbands deutſcher 


1. defien vorerwähntes Werk und die 


812) Die Gewerbefammern in den Hanjeftädten 
| liefern den Beweis für die Leiftungsfähigfeit der- 
' jelben und für die Zweckmäßigkeit ihrer Trennung 
von den Handelskammern. Bgl. auh Jacobi, 
Die Bremiiche Gewerbefammer ꝛc. 1884. 

818) Auf diefem Standpunkt fteht auch der in 
der eit. Denfichrift (Unm. 809) der Delegierten 
deuticher Gewerbe⸗ bezw. Handeld- und Gewerbe- 
fanımern enthaltene beachtenöwerte Geſetzentwurf 
betr. die Errihtung von Gewerbefammern im 


‚ Deutichen Reid). 
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In neneiter Zeit find in Deutihland die anf eine Organifation befonderer Handwerker— 
oder Handwerkskammern gerichteten Beitrebungen jtärfer hervorgetreten 814), bei denen 
aber die Anschauungen über die Organifation derjelben noch wieder auseinander gehen. Dielelben 
Bedenken, wie gegen befondere Handwerkerkammern in Bezug auf die Schwierigkeit der Abgren: 
zung der Gewerbegebiete und die Zeitungs: und Lebensfähigfeit, walten aud gegen neuerdings 
geforderte befondereslein: und Mittelgewerbe:fammern (mag man fie Hand- 
werks⸗ oder Gewerbefanmern nennen) ob. Gegen jolde Kammern fommt u.a. noch bas weitere 
Bedenken hinzu, daß, wenn man die betreffenden zugehörigen gewerblichen Unternehmungen nad) 
der regelmäßigen Gebilfenzahl (in einer Marimalzahl 3. B. von 20) oder nadı der Gewerbefteuer 
beftimmt, da zu diefen Unternehmungen aud) zahlreiche HFabrifbetriebe gehören würden, einerjeits 
in dem jo abgegrenzten Gewerböfreife nicht mehr nur gleichartige Verhältniffe und gemein: 
jame Intereſſen, fondern auch entgegengefegte Intereffen vorhanden find, die innerhalb einer jo 
zuſammengeſetzten Kammer nicht in genügender Weiſe geltend gemadıt bezw. ausgeglidyen wer: 
den können, andrerſeits die größeren Handwerfsunternehmungen trog ber Gemeinjamfeit ihrer 
Interefien mit den Eleineren feine Vertretung in den Kammern haben. Will man diejen leg: 
teren llebelftand dadurch befeitigen, daß man dieſe hinzunimmt, fo erhöht ſich Die Schwierigkeit der 
Abgrenzung der Handwerköunternehmungen gegen die Induſtrie. Allen diefen Bedenken und Schwie: 
rigfeiten ift u. &, nurdurh Gewerbefammern in ber vorher geforderten Zufammenfegung 
zu begegnen *). 

Die er von bejonderen Handwerkerkammern zur Vertretung des Kleingewerbes und 
inäbefondere des Handwerks wird namentlich von dem Gentralausfchuß der Vereinigten Inmungs: 
verbände und dem Allgemeinen Deutſchen Handwerkerbund, die in ihren zünftleriichen Beftrebungen 
zugleich die obligatorischen Innungen und den Befähigungsnachweis fordern, geftellt, um in ihnen 
eine aus Handwerkskreiſen hervorgehende obrigkeitlihe Auffichtsbehörde der Innungen ian Stelle 
der Gemeinde: bezw. Staatsbehörden) und zugleidy ein Organ zu haben, welches in ihrem Sinne 
die Intereſſen des Handwerks bei allen dasſelbe angehenden geleßgeberiihen und abminiftrativen 
Mapnabmen rechtzeitig und gebührend wahrt *'°). Die Bundesregierungen und der Bundesrat haben 
bisher (Juni 1896) zu der Organifationsfrage anſcheinend noch feine definitive Stellung genommen ; 
eine Klare und bejtimmte Politik derielben if nicht hervorgetreten. Der ſchon früher > Lies nun 
Berlepſch'ſche Gefegentwurf vom 15, Auguft 1898, welcher aber nicht vom Bundesrat beichlofien 
war, auch nicht dem Reichötag vorgelegt wurde, wollte in organischer Verbindung mit den obliga- 
toriſchen Fachgenoſſenſchaften — für alle Gewerbetreibendben, weldje ein Handwerk betreiben oder 
regelmäßig nicht mehr ala 20 Arbeiter beichäftigen — obligatorifche Handwerkskammern einführen. 
Die weientlichiten Beftimmungen bezüglid) derjelben waren folgende: Es werden Handwerkskam— 
mern für beitimmte Bezirke gebildet ; die Abgrenzung der Bezirke erfolgt dDurd die Landescentral- 
behörden. Die Fachgenoſſenſchaften jedes Bezirks wählen aus ihrer Mitte die Mitglieder der Stan: 
mer, deren Zahl die höhere Verwaltungsbehörde beſtimmt. Die Kammern find ein fonfultatives 
und abminiftratives Organ und zugleich ein Auffichtsorgan über die Fachgenoſſenſchaften und die 
Innungen. Ihr find geieglich teils obligatorische teils fakultative Aufgaben zugewieſen *'*), Ein 

814) ©. dar. die in ber Anm. 808 angegebene 
Litteratur. 

815) Wenn neuerdings bejondere Kammern für 
Handwerker bezw. für dad Klein- und Mittel- 
gewerbe namentlich auch deshalb gefordert wer- 
den, weil in Gewerbefammern, in denen zugleih | 818) Obligatorifhe Aufgaben: 1. Die 
dad Großgewerbe vertreten ift, die Vertreter des | Aufficht über die Fachgenofjenihaften und In— 
Handwerks bezw. des Klein» und Mittelgewerbes nungen ihres Bezirks zu führen, 2. die Durd- 


und Majorifierung diefer Vertreter aus. 

816) ©. dar. Hampke, Handwerlerfammern ꝛc. 
©. 185 fi. Stieda, Art. Handwerk im H.W. 
IV. ©. 382. 

817) ©. ©. 711. 


ſich nicht gemügend geltend machen fünnten, jo 
ift dagegen einzuwenden: Gerade jo zujammen- 
geiegte Gewerbefammern find die ſachverſtän— 
digen Gremien, in denen die anſcheinend ent- 
gegengeiepten Intereſſen und die frorderungen ber 
verichiedenen gemwerbepolitiihen Parteien, nament- 


li auch für das Gewerbeweſen bedenkliche und 


führung der für dad Lehrlingsweſen geltenden 
Vorſchriften in ben Betrieben der zu den Fach— 


| — — gehörenden Gewerbetreibenden zu 
| 


eaufjichtigen, 3. die durch das Gejeg auf dem 
Gebiet des Lehrlingsweiend ihnen fonft über- 
tragenen Obliegenheiten und Befugniffe wahrzu- 
nehmen, 4. bet der Ueberwachung der auf den 


unrealifierbare Vorſchläge, zu erörtern find und Arbeiterſchutz bezüglichen Beftimmungen der Ge- 
aus diejen Erörterungen eine Berftändigung über werbeordnung mitzumirten, 5. für Ärbeitsnach- 
das praktiſch Mögliche und wirklich Nüpliche, die mei und Herbergäweien zu forgen, 6. auf An- 


Förderung der beredhtigten und realifierbaren In— 
tereffen und brauchbare Borichläge derjenigen Maß—⸗ 
nahmen, die dem notleidenden Teil des Gewerbe: 
ftandes ohne Schädigung anderer berechtigter In— 
tereffen und der Vollswohlfahrt helfen, hervor- 
gehen können. Die oben befürmwortete Sicherung 
der Mitgliederzahl der Vertreter des Klein- und 
Mittelgewerbes und des Arbeiterftandes in dieſen 


Gemwerbefammern ſchließt auch die Unterdrüdung | 


juchen der Behörden Berichte und Gutachten über 
gewerbliche Fragen zu erftatten. 

Fakultative Aufgaben: 1. Die zur 
Förderung bed Mleingewerbes geeigneten Einrich— 
tungen und Maßnahmen zu beraten und bei den 
Behörden anzuregen, 2. Veranftaltungen aur För- 
derung der gewerblichen, technischen und fittlichen 
Ausbildung der Geſellen, Sehilfen und Lehrlinge 
zu treffen und Fachſchulen zu errichten. 
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Staatstommiſſar follte in der Kammer das Öffentliche Interefie wahren. Der Gehilfenihaft wurde 
eine Mitwirkung in ähnlicher Weife wie bei der Fachgenofienihaft *'") eingeräumt. Diefe Organi- 
fation hat zu ihrer Vorausſetzung die Eriftenz obligatoriicher — ———— gegen welche 
wir uns ſchon oben geäußert haben. Gegen fie, ſoweit fie die Handwerkskammern als ſolche be: 
trifft, fprechen u. E. außer den ſchon vorerwähnten Bedenken noch eine Reihe weiterer, von denen 
wir nur noch die Zuweiſung ganz verfchiebenartiger und von einem ſolchen Organ an fich fchwer 
erfüllbarer, aber auch ohne Schädigung der gleihartigen Thätigkeit anderer gewerblicher Korpo— 
rationen faum ausführbarer, Aufgaben und Funktionen *?°) hervorheben. Der Entwurf hat aud) 
in diefem Teil und u. E. mit Recht faft allgemeinen Widerfpruc gefunden. — Dagegen wurde 
dem Neichetag vom Bundesrat am 5. Dezember 1895 ein Geſetzentwurf betreffend die Errichtung 
von Handwerkskammern vorgelegt, aber dieſe Kammern find wejentlich anderer Art, als die in dem 
Berlepſch'ſchen Gefegentwurf geplanten und als die ſonſt geforderten Handwerkerfammern. Es 
follen nur gutachtlihe Organe und nicht für Meinere Bezirke, fondern für jo große Bezirke fein, 
daß fie in Preußen eine ganze zn. mindeſtens einen Regierungsbezirk und in Fleineren Buns 
desftaaten mehrere derjelben zufammen umfaflen. Dieje Kammern jollen fih nur auf das Hand: 
wert und die Handwerker alnän: eine geſetzliche Beſtimmung über das Handwerk und bie 
Handwerker wird jedoch in bem Entwurf nicht — (!. Die Bundesregierungen gingen aber, 
wie der Minifter von Bötticher im Reichstag erflärte, bei dieſem Gefegentwurf von ber Annahme 
aus, daß das Geſetz nad ihrer Abſicht mur ein proviforiiches fein, dab die durch dasjelbe her: 
beigeführte ——— nur den Zweck haben ſollte, als eine Vertretung des geſamten Da 
werkerftandes, die bisher fehle, da die Innungen nur einen jehr Keinen Teil Desfelben umfaflen, 
über eine neue befinitive Organilation besfelben fidy zu äußern, Dieſer Charakter und Zwed bes 
Geſetzes, aber auch die Art der geplanten Organifation wurben im gr DR bon den Red— 
nern aller Barteien in einer Weile befämpft, dab an irgend eine weitere Folge dieſes verunglüdten 
und an ſich in der That bedenflichen Gefegentwurfs nicht zu denken ift *"*), 

Erhöht wird die Schwierigkeit der Organifation und erfchwert die Verftändigung barüber, 
wenn in biefen Organen zu viele Funktionen vereinigt werben follen. Maßgebend muß u. E. jein, 
daß fie vor Allem und im Wefentlichen beratende und gutachtlide Organe und dem Gewerbe: 
weien wie dem Gemeinwohl dienende Intereffenvertretungen fein follen, und diefe Aufgabe können 
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die vorher befürmworteten 


819) ©. oben ©. 711. 

820) ©. dar. u. A. auch die Kritif von Hampke 
in %. f. Rat. II, 7. ©. 568 ff. 

821) NReichätag 1895/6. 9. und 10, Sigung am | 
16. und 17. Dezember 1895. Stenogr. Berichte 
©. 155 ff. 

822) Nach amtlichen Mitteilungen wird von 
der Preußiſchen Regierung ein neuer 
umfangreicher Gejegentwurf über eine Zwangs— 
organifation des Handwerks ausgearbeitet, 
welcher für einige 70 gejeglich beftimmte Gewerbe 
Hwangdinnungen (ald Innungen für ein 
Sewerbe ‚eventuell für verwandte Gewerbe) mit 
einer weiteren Organifation von Innungs— 
oder Handmwerfäausjihäjien zur Wahr- 
nehmung der gemeinjamen gewerblichen Intereſſen 
der dem Innungszwang unterftehenden Gewerbe— 





fammern 


eiverbefammern erfüllen. 


ur Bertretung der Antereffen des 
Handwerks ibres Bezirks vorfieht, daneben aber 
ınoh freie Innungen im Sinne des In— 
nungsgeſetzes von 1881 geftattet, des Weiteren 
die Verhältniffe - frei fich bildender Ynnung® 
verbänbde (Berbände von Zwangsinnungen und 
freien Innungen gleiher oder verwandter Ge— 
werbe) regelt, auch das Lehrlingsweſen, 
in Anlehnung an den Berlepſch'ſchen Geſetzentwurf 
von 1893, einer neuen ftrengeren Regelung unter: 
wirft. Der Entwurf ſoll veröffentlicht werden, ift 
aber bei Beendigung des Drudes diejes Halbbandes 
(Juli 1896) noch nicht erichienen. Wir werden 
eine Beiprechung dieſes Gefegentwurfs, falls jein 
Anhalt nicht Schon in der obigen Darftellung mit- 
erörtert worden ift, in einem Nadhtrag am 
Schluß des zweiten Halbbandes diejes Teils der 





treibenden eines VBezirld und von Handwerks— 


Bollswirtichaftslehre bringen. 
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